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Die Spaltung der Reichskagsfrakkion. 
Von Ed. Bernſtein. 


I. 

Der 24. März 1916 wird in der Geſchichte der deutſchen Sozialdemo- 
kratie als ein Tag krauriger Erinnerung forkleben. Er hat Vorgänge ge- 
zeitigt, die den Zuſammenhalt der Partei auf das ſchwerſte gefährdet haben. 

Es enkſpricht dem Charakker dieſer Zeitſchrift und iſt mir ein perjön- 
liches Bedürfnis, darüber mik der größten Objektivität zu berichten und 
mein Urteil, das ja, da ich Bekeiligker bin, nicht parteilos fein kann, jo jach- 
lich wie möglich zu faſſen. 

Da der Hergang den Leſern der Neuen Zeit aus der Tagespreſſe bekannt 
fein wird, kann ich mich auf die Heraushebung der enkſcheidenden Punkte 

beſchränken. 
| Am bezeichneten Tage hatte der Reichstag über den ſogenannken Not- 
etat zu beſchließen, das heißt die Regierung zu ermächtigen, da der Staaks- 
haushalt für das Geſchäftsjahr 1916/17 noch nicht vom Reichstag ge— 
nehmigt iſt, die erſten Monate dieſes Jahres auf Grund der Bewilligungen 
für das abgelaufene Geſchäftsjahr weiter zu wirtjchaften. Vom Vorſtand 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion war vorgeſchlagen worden, den Nokekat 
zu bewilligen und durch den Vorſitenden Scheidemann eine kurze Er- 
Klärung abgeben zu laſſen, daß dieſe Bewilligung nur erſt der ordnungs- 
gemäßen Forkführung der Geſchäfte gelte, aber der Enkſcheidung der Frak— 
tion über den Haupkekat in keiner Weiſe vorgreifen ſolle. Dem Ankrag auf 
Bewilligung ward von Rednern der Frakkionsminderheik mit dem Hinweis 
darauf widerſprochen, daß die Fraktion bisher ftets, wie die Haupkekaks, jo 
auch die Noketats des Reiches grundſätzlich abgelehnt habe und kein Anlaß 
gegeben ſei, von dieſer durch wiederholte Parkeikagsbeſchlüſſe der Fraktion 

zur Pflicht gemachten Praxis abzugehen. Die Frakkionsmehrheit ließ indes 
dieſen Einwand nicht gelten, ſondern ſchloß ſich gegen 33 Stimmen dem 
Vorſchlag des Vorſtands an. Ein weiterer Vorſchlag, der Erledigung dieſer 
Sache an einem Sitzungskag von unſerer Seite kein Hindernis in den Weg 
zu legen, wurde ohne Widerſpruch gukgeheißen. 

So ruhig und fachlich dieſe Erörterung in der Fraktion verlaufen war, 
jo ſtürmiſche und unſachliche Szenen ſpielten ſich vor verſammelkem Reichs- 
lag unker den Zraktionsmitgliedern ab, als der Nokekak in deſſen Plenum 
zur Verhandlung kam. Nachdem Scheidemann die von der Mehrheit der 
Fraktion genehmigte Erklärung abgegeben hakke, nahm Hugo Haaſe das 
Work, um die ablehnende Haltung desjenigen Teiles der Minderheit zu be- 
gründen, der enkſchloſſen war, gegen den Etat zu ſtimmen. Anfänglich ward 
er ziemlich ruhig angehört. Als er aber dazu überging, die großen Fragen 
der Politik, die heute die Völker bewegen, ſcharf, aber durchaus im Se 
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der vordem ſtekts von der Sozialdemokratie verfochtenen politiſchen Anſchau⸗ 
ungen zu beleuchten, ward er nicht nur vom Präfidenten wiederholt unker- 
brochen und von Konſervakiven, Zenkrumsleuken und Nationalliberalen mit 
prokeſtierenden Zwiſchenrufen überjchüttet, auch eine wachſende Zahl von 
eigenen Frakkionskollegen hielt nun den Zeitpunkt für gekommen, durch 
zum Teil ſehr gehäſſige und Haaſe beleidigende Zwiſchenrufe den Gegnern 
kundzukun, daß die Fraktion nichts mit deſſen Rede zu kun habe, er eigent- 
lich zu Unrecht auf der Tribüne ſtehe. Vorhalte aus den Reihen der Min- 
derheit der Fraktion wurden mit nicht minder beleidigenden Gegenrufen er- 
widert, und es enkſpann ſich ein Workwechſel von unbeſchreiblicher Heftig- 
keit unter den Fraktionskollegen, der den Parteien aus der Rechten und 
der Mitte des Hauſes ein erwünſchter Anlaß war, Haaſe durch immer ffür- 
miſcheres Hallo am Weiterſprechen zu verhindern, bis ſchließlich der Prä- 
ſident Kämpf — halb zog es ihn, halb ſank er hin — an das Haus die Frage 
richtete, ob es Haaſe weiter hören wolle. Und nicht nur die Rechte und beide 
Parteien der Mitte, ſondern auch vier Sozialdemokraten ſtimmten dafür, 
Haaſe das Work zu enkziehen. 

Daß ſodann Schaßkanzler Helfferich unker Hinweis auf das Zuſtande- 
kommen der neuen Kriegsanleihe Haaſe das Rechk abſtritt, ſich deufjcher 
Volksverkreker zu nennen, und Scheidemann in einer neuen Erklärung 
gegen Haaſe den Satz aus der von dieſem am 4. Auguſt 1914 im Auftrag 
der Frakkion verleſenen Erklärung: »Wir laſſen unſer Vaterland in der 
Stunde der Gefahr nicht im Stich« wiederholte, find Vorkommniſſe, die er- 
wähnt ſein wollen, aber auf das nun Folgende keine Einwirkung ausüben 
konnten. | 

Nachdem die drei Leſungen des Ekats im Reichstag erledigt waren, 
trat die Fraktion zu einer vom Vorſtand ſofort einberufenen Sitzung zu- 
ſammen. Eberk vom Parkei- und Frakkionsvorſtand entwickelte des letzteren 
Auffaſſung von den Vorgängen. Danach ſtellte ſich das Verhalten Haaſes 
und der mit ihm ſtimmenden Minderheit der Fraktion als ein »gröblicher 
Diſziplin- und Treubruch« dar. Durch Skillſchweigen in der Frakkion, als 
der Vorſitzende Scheidemann Übereinſtimmung in bezug auf das geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßige Verhalten im Plenum feſtſtellte, habe die Minderheit die 
Mehrheit über ihre Abſichten gekäuſchkt. Haaſes Rede kennzeichne ſich als 
ein Überfall; erſt unmittelbar bevor er auf die Tribüne krat, habe er Ebert 
von feiner Abſicht Mikkeilung gemacht. Der Vorſtand legte der Frakkion 
folgende Erklärung zur Abſtimmung vor: 

Die Fraktion bedauert lebhaft die Vorgänge, die ſich innerhalb ihrer 
eigenen Gemeinſchaft in der heutigen Reichskagsſitzung zugekragen haben. 
In ihrer Frakkionsſitzung am Vormittag wurde der einſtimmige Be⸗ 
ſchluß gefaßt, eine allgemeine politiſche Debatte im Plenum, nach der Be- 
handlung des Etats des Auswärkigen Amtes in der Budgekkommiſſion, 
zu führen — ein Beſchluß, dem noch vor Beginn der Plenarſitzung der 

Seniorenkonvent widerſpruchslos zugeſtimmt hat. Hinſichklich der Behand- 

lung des Nokekats halte die Frakkion in der gleichen Sitzung beſchloſſen, 

im Hinblick auf jene in Ausficht ſtehenden politiſchen Erörterungen nach 

altem Herkommen heute von einer politiſchen Debatte Abſtand zu nehmen. 

In dieſer Frakkionsſitzung iſt Haaſe mehrmals ausführlich zu Wort 
gekommen, um ſeine Auffaſſung zum Nokgeſetz zu begründen. Nachdem 
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die Fraktion in ihrer Mehrheit gegen dieſe Auffaſſung entſchieden hakte, 
hat Haaſe auch nicht die leiſeſte Andeutung gemacht, daß er gegen dieſe 
Fraktionsbeſchlüſſe im Plenum vorgehen werde. Dadurch wird ſein 
Diſziplinbruch zugleich zum Treubruch. Nachdem die Fraktion bereils am 
12. Januar die damalige Sonderaktion aufs ſchärfſte gerügt hatte, ſieht 
fie ſich nunmehr gezwungen, zu erklären, daß Haaſe und diejenigen Frak— 
tionsmifglieder, welche die gemeinſam gefaßten Beſchlüſſe gröblich miß— 
achten und öffentlich durchkreuzen, dadurch die aus der Frakkions— 
zugehörigkeit entipringenden Rechte verwirkt haben. 

Eine Debatte fand über dieſe Erklärung nicht ſtatt. Haaſe beſchränkte 
ſich auf die Richtigftellung, er habe ſofort, als er den Sitzungsſaal betrat, 
Scheidemann von ſeiner Abficht zu ſprechen Mitteilung gemacht. Daß die 
Minderheit ihre Abſtimmung begründen werde, konnte als jelbjtveritänd- 
lich vorausgeſetzt werden. Ledebour erklärte, Scheidemanns Vorſchlag habe 
nur den formalen Geſchäftsgang im Haufe behandelt, die ſtillſchweigende 
Zuſtimmung der Minderheit daher nur auf dieſen bezogen werden können. 
Dann verlas Genoſſe W. Skolle folgende Erklärung: 

Der Kollege Haaſe haf mit unſerer aller Zuſtimmung feine heutige 
Rede gehalten, hat auch mit unſerer Zuſtimmung in der Frakkionsſitzung 
die ausdrückliche Ankündigung, reden zu wollen, unkerlaſſen. Daß Haaſe 
unſere von der Meinung der Frakkionsmehrheik abweichende Auffaſſung 
im Plenum des RKeichskags zum Ausdruck gebracht hat, war die nofwen- 
dige und für alle Fraktionskollegen ſelbſtverſtändliche Folgerung aus un- 
ſerem Vorgehen vom 1. Dezember 1915. 

In Abſtimmung mit Namensaufruf wurde hierauf die Vorſtandserklä— 
rung mit 58 gegen 33 Stimmen angenommen. Haaſe und noch 3 Fraktions- 
mitglieder enthielten ſich der Abſtimmung. 

Wie der Beſchluß zu verſtehen ſei, wurde auf Vorſchlag Scheidemanns 
dadurch kundgetan, daß die Frakkionsmehrheit ſofork beſchloß, dem Reichs- 
kagspräſidium mitzuteilen, daß Haaſe nicht mehr Verkreter der Fraktion in 
der Budgekkommiſſion des Reichstags ſei und an feine Stelle der Genoſſe 
Kräßzig trete. Aus Scheidemanns Ausführungen ging ferner hervor, daß 
die gegen Haaſe gekroffene Maßregel in gleicher Weiſe auch gegen die an— 
deren Fraktionskollegen, auf welche die Vorſtandserklärung ſich bezog, zur 
Anwendung kommen werde. 

Damit waren Haaſe und ſeine Mitfünder aus der Fraktion ausgeſchloſſen. 
Wo keine Rechte find, kann es ſelbſtverſtändlich auch keine Mitgliedͤſchaft 
geben. Die Streichung aus den Liſten der Reichskagskommiſſionen iſt die 
Beraubung der Möglichkeit, das Reichskagsmandat richtig auszuüben. Die 
Gemaßregelten haben ſich demgemäß veranlaßt geſehen, eine eigene Frak— 
lion zu bilden, die ſich den Namen »Sozialdemokrakiſche Ar- 
beitsgemeinjckhaft« beigelegt und die Genoſſen Haaſe und Ledebour 
zu ihren Vorſitzenden, Dittmann zum Schriftführer erwählt hat. Ihre Kon— 
ſtituierung hat fie mit folgender Erklärung bekanntgegeben: 

x Die unterzeichneten jozialdemokratifchen Mitglieder des Reichstags 
erklären folgendes: 

| Die ſozialdemokrakiſche Fraktion des Reichstags hat uns heute mit 

58 gegen 33 Stimmen, bei 4 Stimmenkhaltungen, der »aus der Frakkions- 
| e entkſpringenden Rechte« beraubt. Dieſer Beſchluß macht es 
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uns unmöglich, innerhalb der Fraktion auch ferner die Pflichten zu er- 
füllen, die uns durch die Wahl als Abgeordnete der ſozialdemokratiſchen 
Partei auferlegt find. Wir find uns bewußt, getreu den Grundſätzen der 
Partei und den Beſchlüſſen der Parteitage gehandelt zu haben. Um jo die 
Pflichten gegenüber unſern Wählern auch weiter erfüllen zu können, ſind 
wir genötigt, uns zu einer Sozialdemokratiſchen Arbeitsgemeinſchaft zu⸗ 
ſammenzuſchließen. 
Den völlig unbegründeten Vorwurf des N" und des Treu- 
bruchs weiſen wir zurück. 
Berlin, den 24. März 1916. 
Bernſtein, Bock, Büchner, Dr. Oskar Cohn, Dittmann, Geyer, Haaſe, 
Henke, Dr. Herzfeld, Horn, Kunert, Ledebour, Schwarz (Lübeck), Stadt- 
a hagen, Stolle, Vogtherr, Wurm, Zubeil. 


11. 


Dies die Vorgänge in der Reichstagsfraktion der deutjchen Sozialdemo- 
kratie. Wie find fie zu beurteilen? Um hierin nicht fehlzugreifen, muß man 
ſie im Zuſammenhang mit dem ſeit Beginn des Krieges ſich abſpielenden 
Meinungskonflikt in der Partei betrachten. | 

Von Beginn des Krieges an hat es in der Fraktion und Partei eine 
Winderheit gegen die von der Mehrheit der Fraktion mit Bezug auf den 
Krieg beobachtete Haltung gegeben. Sie iſt von Tagung zu Tagung ge- 
wachſen, bis ſie ſchließlich 44 Frakkionsmitglieder zählte. Aber nicht nur an 
Zahl, ſondern auch an Schärfe hat die Gegnerſchaft zugenommen. Bei einem 
Teil der Minderheit iſt das Verlangen immer ſtärker geworden, im Reichs- 
kag ſelbſt ihrer abweichenden Stellung zum Kriege offen Ausdruck geben zu 
können. Vor allem wünſchte man die Ablehnung der ins Ungeheure wach- 
ſenden Kriegskredite im Plenum des Reichstags bekunden und begründen 
zu dürfen. 

Die Frakkionsmehrheit hat allen dahingehenden Ankrägen ein ſtarres 
Nein entgegengejeßt. Sie hat ſich dabei auf Frakkionsbeſchlüſſe geſtützt, die 
ein einheitliches Vorgehen der Fraktion fordern und den Kollegen, welche 
nicht mit der Mehrheit ſtimmen zu ſollen glauben, nur ein unauffälliges 
Entfernen aus dem Saal geſtatten. 

Aber das Hinausgehen einer fo großen Zahl von Abgeordneten wird, 
namentlich wenn es ſich wiederholt, nie unbemerkt bleiben, und ſobald es 
bemerkt wird, iſt der vernünftigermaßen zu begründende Zweck jener Be- 
ſtimmung ſchon vereitelt. Denn er kann nur fein, den Gegnern der Partei 
ſtets eine in der Aktion geeinte Fronk zu zeigen. Verläßt jedoch eine 
größere Zahl von Mitgliedern den Saal, fo iſt die Front nicht einiger, als 
wenn ſie im Saale bleiben und ihre Anſchauung durch ihre Abſtimmung be⸗ 
kunden. Das letztere wird aber jeder bei ruhiger Überlegung als das Wür⸗ 
digere anerkennen. 

Daß die Meinungsverſchiedenheit beſtand, konnte gar nicht verheimlicht 
werden. In der Preſſe der Partei und, joweit fie dort in Verſamm⸗ 
lungen erörfert werden konnte, fraf fie mit zunehmender Schärfe zutage. 
Unter dieſen Umſtänden war das Verſagen der Abſtimmungsfreiheit nur 
noch ein im Hinblick auf den Gegner zweckloſer Geſinnungszwang. Er 
konnte die Gegner nicht käuſchen, ſchuf aber um jo mehr Verbitterung in 
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den eigenen Reihen. Sie zu vermeiden oder auf ein Windeſtmaß zu ver- 
ringern, wäre zweifelsohne gelungen, wenn die Fraktionsmehrheit der Min— 
derheit in dieſer Sache einiges Enkgegenkommen gezeigt hätte. 

Das Gegenteil iſt aber geſchehen. Als im Dezember vorigen Jahres der 
Reichstag eine neue Williardenforderung bewilligen ſollke und 20 Mit- 
glieder der Minderheit mit einer vom Genoſſen Fritz Geyer verleſenen, 
durchaus ſachlich gehaltenen Erklärung gegen die Forderung flimmten, 
wurde ſofort unter großem Lärm das ſchwere Geſchütz der Anklage auf 
»Diſziplinbruch« gegen fie aufgefahren. Die Angriffe überftiegen jo 
ſehr alles Maß parkeigenöſſiſcher Auseinanderjegung, daß Hugo Haaſe ſich 
veranlaßt ſah, ſein Amt als Frakkionsvorſitzender niederzulegen. Auch die 
Genoſſen Hoch und Ledebour traten aus dem Frakkionsvorſtand aus, der 
nun ausſchließlich aus Verkrekern der Mehrheit zufammengefegt wurde. 

Gleich bei Beginn der jetzigen Tagung nun ließ er der Minderheit eine 
Zurückſetzung zuteil werden, die von dieſer kief empfunden werden mußte. 
Bei der Feſtſetzung der Redner für den politiſchen Teil der Etatsdebafte 
ſchlug er der Fraktion als die zwei Redner der Partei ſeine Mitglieder 
Ebert und Scheidemann vor, und die Mehrheit hieß das guk. Ein Ankrag, 
„Haaſe zum zweiten Redner zu beſtimmen, ward gegen 33 Stimmen abge- 
lehnt, jo daß der Minderheit die Möglichkeit genommen war, in der jetzigen, 
ſo bedeutungsvollen Situation ihrer Auffaſſung von der Tribüne des Reichs- 
tags herab Ausdruck zu geben. 

Im Lichte dieſer Tatjache iſt das von der Gruppe Skolle und Genoſſen in 
der Frage des Nofetatgejeges beobachtete Vorgehen zu beurteilen. Gewiß 
entipriht es nicht den früheren Gepflogenheiken der Fraktion. Aber die 
Minderheit ſah voraus, daß, wenn die Abſicht Haaſes, in der Debatte über 
jenes Geſetz eine politiſche Rede zu halten, der Fraktionsmehrheit vorher 
bekanntgegeben würde, dies ein direktes Verbot zur Folge gehabt hätte. 
So unkerließ die Minderheit die Anzeige, und das Verbot unkerblieb. Es iſt 
daher auch nicht abzuſehen, worauf man die Anklage des »Diſziplinbruchs« 
gründen will, wenn anders die Fraktion nicht als eine Rekrutenſchule er- 
ſcheinen ſoll. Aber auch der Vorwurf des Treubruchs, für den wohl jeder 
unter uns empfindlich iſt, läßt ſich nicht rechtfertigen. Die Minderheit hat 
weder ein Verſprechen gebrochen, das fie der Mehrheit gegeben, noch 
ein Verkrauen gekäuſcht, das die Mehrheit in fie gejeßt. Allen— 
falls könnte man von einer Überrumpelung reden. Aber dann war ſie von 
ſolcher Gattung, daß der Überrumpelte am vernünfkigſten handelt, wenn 
er möglichſt gute Miene zum böſen Spiel macht. Das war in dieſem Fall 
für die Mehrheit der Fraktion um ſo leichker, als Haaſe Sorge nahm, zu 
Eingang ſeiner Rede feſtzuſtellen, daß er bloß für ſich und »einige ſeiner 
Fraktionskollegen« ſpreche, alſo die Fraktion in keiner Weiſe für ſeine Aus- 
führungen politiſch haftbar mache. Und joweit er zum Work gekommen ift, 
hat er ſogar nach der Behaupkung von Blättern der Mehrheit nichts geſagt, 
was nicht Verkreter dieſer auch ausgeſprochen hätten. Womit dann freilich 
die Zwiſchenrufe von Mitgliedern der Mehrheit »Er ſprichkt für das Aus- 
land«, »Ihre Reden verlängern den Krieg« uſw. eine eigentümliche, ich 
möchte beinahe jagen verdiente Beleuchtung erfahren. 

Indes ift auf die Zwiſchenrufe nicht beſonderes Gewicht zu legen. Sie 
fielen in der Erregung, und ſo wenig ſachlich zu dieſer Anlaß gegeben war, 


On | "A Die Neue Zeit. 


jo war fie eben vorhanden, und Worte, die in der Erregung fallen, ſoll man 
nicht kragiſch nehmen. Wichtig ift nur, was nach Abkühlung der Geiſter mit 
Vorbedacht geſchaffen: die Entrechkung der 18 oder zunächſt nur 17 Frak- 
tionskollegen.! In bezug auf dieſe kann aber nach meiner feſten Überzeu- 
gung bei objektiv Urteilenden keine Meinungsverſchiedenheit darüber be- 
ſtehen, daß fie nicht eine im Verhälknis zur Natur des Vergehens ſtehende 
Diſziplinierung, ſondern geradezu ein — ich bedaure, das Work ausſprechen 
zu müſſen — unqualifizierbarer Gewaltakt war. 

Wortlaut und Geiſt des Parteiftatuts geben der Frakkionsmehrheit 
kein Recht zu ihm. Die Reichskagsfrakktion der Sozialdemokratie iſt keine 
ſouveräne Körperſchaft, die frei zu beſtimmen bat, wer ihr Mitglied ſein 
ſoll und wer nicht und wieviel Recht oder Nichtrecht jedes einzelne Mit- 
glied haben ſoll. Wer als Mitglied der Partei in den Reichstag gewählt 
iſt, gehört ihr mit gleichen Rechten von Parkei wegen an. Glaubt eine 
Fraktionsmehrheit, auf Grund eines Konflikts ſich eines oder mehrerer 
Witglieder enkledigen zu müſſen, ſo ſtehen ihr dafür die Inſtanzenwege der 
Partei offen, fie. kann aber unmöglich Kläger und Richter in einer Perſon 
ſein. Der Entrechkungsbeſchluß iſt ein rechtsungültiger Gewaltakt, den nach 
modernen Rechksgrundſätzen keine hinkerher von den Betroffenen be- 
gangene Handlung rechtsgültig machen kann. 

Aber der Enkrechkungsbeſchluß iſt nicht nur ein Gewalkakt, es würde auf 
ihn auch ein Wort paſſen, das man unter Parteigenoſſen nicht brauchen 
mag. Wolfgang Heine hat von ihm in einem bürgerlichen Blatt als von 
einem »Ausdruck« aus der Fraktion geſprochen. Kein ſchönes Wort, 
aber es bezeichnet die Sache. Faktiſch war es ein Aus ſchluß. Aber der 
hätte den Ausgeſchloſſenen auch formell das Recht gegeben, eine eigene 
Fraktion zu bilden. Der »Aus druck« überließ ihnen den letzten Schritt, 
jo daß man fie nun beſchuldigen kann, fie häften die Spaltung vollzogen. 

Es wird mir ſehr ſchwer, das alles niederzuſchreiben, und ich habe Ver- 
gleiche aus der großen Politik unſerer Tage, die ſich mir immer wieder auf- 
drängten, gern unkerdrückk. Aber es find durch das Vorgehen der Frak- 
lionsmehrheit die weſenklichſten Grundlagen unſeres Parkeilebens in Frage 
geſtellt, und da iſt es notwendig, mit voller Schärfe aufzuzeigen, von welcher 
Natur die Schritte find, zu denen ſie ſich in ihrer Verbiſſenheit hat verleiten 
laſſen. Hat der Geiſt, der heute Europa verwüſtet, wirklich jo ſehr die Köpfe 
umnebelt, daß es auch in unſerer Partei heißen ſoll: Disziplin iſt alles, Recht 
iſt nichts? 

Takſächlich müßte umgekehrt das Recht, hier alſo das Recht der freien 
Meinung und Meinungsausübung obenan ſtehen und die Pflicht zur 
Diſziplin erſt folgen. Im Hinblick auf eine drohende Weltlage, die nicht halb 
jo kompliziert ausgefallen wäre wie die, in der wir uns befinden, hat 
Friedrich Engels einmal an Marx geſchrieben, ihr Eintritt würde für die 


1 Die Zahl 18 kommt dadurch heraus, daß meine Wenigkeit mitgezählt wurde, 
Aber ich hatte an dem von Stolle verleſenen Beſchluß keinen Anteil. Mein Name 
war irrigerweiſe dadurch auf die Liſte gekommen, daß ich am Tage vorher auf 
eine an mich gerichtete Frage erklärt hatte, gegen das Nokekakgeſetz ſtimmen zu 
wollen. Unter anderen Umſtänden hätte ich in der Fraktionsſitzung den Irrkum 
aufgeklärt. Der Enkrechkungsbeſchluß machte es mir zum Pflichtgebot, mit den 
Entrechteten mich ſolidariſch zu erklären. 5 
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Internationale ſcheußlich fein, da alsdann jeder, wie er ſich auch ſtelle, recht 
und unrecht haben würde. Und heute liegen die Dinge ſicherlich nicht ſo, 
daß eine Mehrheit mit apoditkkiſcher Sicherheit ſagen könnke: »Bei uns 
allein iſt die Wahrheit. 

Die Fraktionsmehrheit wirft der »herausgedrückken« Minderheit im 
gleichen Atemzug Diſziplinbruch vor, wo fie ſelbſt im Widerſpruch mit des 
öfteren und ſehr beſtimmk gefaßten Parkeitagsbeſchlüſſen für ein Kriegs- 
budget geſtimmt hat. Sie leitet ihr Recht zur Bewilligung aus der außer- 
gewöhnlichen Lage her, in der wir uns befänden. Nun bin ich gewiß der 
letzte, zu beſtreiten, daß unter beſtimmken Verhälkniſſen auch die Bewilli— 
gung eines Reichsbudgets durch die Sozialdemokratie nokwendig werden 
kann. Aber es wird der Mehrheit ſehr ſchwer werden, ſelbſt nur den Schim— 
mer eines Beweiſes dafür zu erbringen, daß hier ſolche zwingende Gründe 
vorliegen, wie fie nach den Parkeikagsbeſchlüſſen eine Ausnahmeabſtim— 
mung rechtfertigen würden. Eine Ablehnung des Budgets durch die gejamte 
Fraktion würde nichts an dieſem zum Schaden der Arbeiter geändert haben. 
Die Ausnahmeverhältniſſe werden von der Frakkionsmehrheit angerufen, 
um eine Taktik zu rechtfertigen, die mit den Parkeikagsbeſchlüſſen im 
Widerſpruch ſteht. Scheidemanns Trumpf gegen Haaſe: »Die Sozialdemo— 
kratie läßt in der Stunde der Gefahr das Vaterland nicht im Skich« er- 
weiſt ſich bei näherer Betrachtung als ein Blender ohne Inhalt. Denn die 
Budgetabſtimmung hat mit der Vakerlandsverkeidigung nicht mehr zu kun 
als die Abſtimmung über Agrarzölle mit dem Bekrieb eines Landguts. Sie 
iſt ein politiſch-geſezgeberiſcher, die Landesverkeidigung ein ſtaaksbürger⸗ 
licher Akt. Die Ablehnung des Budgels heißt nicht die Ablehnung der 
Landesverkeidigung, ſondern die Ablehnung einer Politik. Das hat Scheide- 
mann jo gut wie wir alle anderen in unzähligen Volksverſammlungen dar- 
gelegt, ſo daß er mir ſchon erlauben muß, gegen ſeine Worke als irreführend 
Verwahrung einzulegen. Ganz anderes hat die Frakkionsmehrheit mit der 
Bejahung des Reichsbudgets im Auge. Selbſt wenn dieſes andere, die neue 
Takkik, in jeder Hinſicht das Beſſere wäre, jo wäre es damit immer noch 
etwas, was gegen geltende Beſchlüſſe der Partei verſtößt. Und doch ge— 
ſtattet es ſich die Fraͤktionsmehrheit. Wenn aber die Minderheit erklärt, 
die Ausnahmeverhältniſſe, in denen wir leben, verbieten es, aus der Dilzi- 
plin einen Götzen zu machen und uns zu zwingen, mit euch wider unſere 
Überzeugung Parkeitagsbeſchlüſſe über den Haufen zu werfen, jo erkönt aus 
den Reihen der Mehrheit ſofork der alte Kehrreim: »Bauer, das iſt ganz 
was anderes! 
| Diejes im höchſten Grade undemokrakiſche Verfahren iſt es, das die 
gegenwärkige Spaltung der Fraktion herbeigeführt hakt. Sie mag der Mehr- 
heit oder deren Leitern als unbedenklich erſcheinen, weil die herausgedrückte 
Minderheit nur 18 Genoſſen umfaßt, die obendrein durch äußeren Zwang 
und die Rückfichten, die fie ſich im Inkereſſe des großen Ganzen ſelbſt auf- 
erlegen, in der Verkrekung ihres Standpunktes ſehr beengt find, während 
der Mehrheit außer den großen eigenen Machkmitkteln auch noch die bürger- 

liche öffentliche Meinung und gegebenenfalls das Wohlwollen der heute 
Übermächtigen zur Seite ſteht. Es iſt daher leicht möglich, daß dieſes Gefühl 
der Macht fie zu weiteren Schritten auf der bekrekenen Bahn verleitet, 
denn die Macht pflegt oft genug blind zu machen. Vorläufig hat man Haaſe 
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nun aus dem Parkeivorſtand herausgedrückk und vom ſchnell einberufenen 
Parkeiausſchuß einen Beſchluß erwirkt, mit dem ſich alles mögliche an- 
fangen läßt. Indes wird die Minderheit gut tun, ſich ihrerſeits durch nichts 
zu übereilten Schritten hinreißen und vor allen Dingen über ihre Parkei- 
kreue keine Zweifel aufkommen zu laſſen. Sie kann und muß ihren, von der 
Politik der Mehrheit abweichenden Standpunkt fo vertreten, daß die Form 
einer Polemik nach der Seite der eigenen Parkeigenoſſen hin vermieden 
wird, und fie braucht ſich nicht darauf zu verlegen, um jeden Preis anderes 
zu jagen, als die früheren Frakkionskollegen. Ihre Haltung muß eine ſolche 
fein, daß eine parlamenkariſche Kooperation mit jenen zu jeder Zeit möglich 
bleibt. Die Spaltung der Fraktion bringt manches Üble mit ſich. Aber ſie hat, 
wie ſchon ſehr kreffend vom »Vorwärks« und andern Blättern betont wurde, 
auch ihre Vorkeile. Einer der größten wird es ſein, wenn der Wegfall der 
vielen kleinen Reibereien zur Beſchränkung der Auseinanderjegungen auf 
die wirklich grundlegenden Fragen führt und jeder Flügel die von ihm für 
richtig gehaltene Politik mit ungebrochener Konſequenz verfreten kann. 


Die Tagung des Preußiſchen Landkags. 
Von Paul Hirſch. 

Weil mehr als die regelmäßigen Friedenskagungen hak die letzte Kriegs- 
kagung des Preußiſchen Landtags die öffenkliche Aufmerkjamkeit auf ſich 
gelenkt, nicht ſowohl wegen der Gejeßesvorlagen, mit deren Erledigung fie 
befaßt war, als vielmehr wegen der Debatten allgemein-politiſcher Natur 
in den Kommiſſionen und im Plenum. 

Was die geſehgeberiſche Arbeit im engeren Sinne betrifft, jo hat ſich 
die Regierung diesmal nicht darauf beſchränkk, dem Landtag nur ſolche 
Vorlagen zu unterbreiten, die mit dem Kriege in mehr oder minder engem 
Zuſammenhang ſtehen, ſondern fie hat auch einige bereits früher beratene, 
aber unerledigt gebliebene Geſezenkwürfe, wie den Geſeßenkwurf betreffend 
die Dienſtvergehen der Beamten der Orks, Land- und 
Innungskrankenkaſſen und den Entwurf eines Fiſcherei⸗ 
geſehes wieder eingebracht. Dem politiſch bedeukungsloſen Fiſchereigeſetz 
konnte auch die ſozialdemokratiſche Fraktion zuſtimmen. Mit dem Gejeß- 
enkwurf, der die Diſziplinarverhälkniſſe einer gewiſſen Kategorie von Kajjen- 
beamten regelt, hat fie ſich dagegen nicht einverſtanden erklären können; 
fie war beſtrebt, wenigſtens die ihr am gefährlichſten erſcheinenden Vor- 
ſchriften zu beſeitigen, ließ aber von vornherein keinen Zweifel darüber, 
daß fie aus Gründen allgemein-politiſcher Ark dem Entwurf ihre Zuftim- 
mung verſagen müßte. 

Unter den Geſetzen, die aus der Nok des Krieges geboren find, iſt, wenn 
man von der bisher erſt in zweiter Leſung erledigten Vorlage betreffend 
die Erhöhung der Zuſchläge zur Einkommenſteuer und 
zur Ergänzungsſteuer, auf die wir ſpäter zu ſprechen kommen, 
abſieht, das bedeukendſte das über weitere Beihilfen zu Kriegs- 
wohlfahrtsausgaben der Gemeinden und Gemeinde 
verbände. Die urſprüngliche Vorlage der Regierung ſah zu den bereits 
durch Geſetz vom 27. März 1915 für dieſe Zwecke zur Verfügung geſtellten 
110 Millionen weitere 110 Millionen vor, das Abgeordnetenhaus iſt dar- 
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über hinausgegangen und hat mit Zuſtimmung des Staaksminiſteriums die 
Summe auf 200 Millionen Mark erhöht. Ob dieſer Betrag ausreichen 
wird, iſt heute noch nicht zu überſehen; jedenfalls läßt ſich nicht beſtreiten, 
daß Preußen auf dieſem Gebiet den übrigen deukſchen Bundesſtaaken mit 
gutem Beiſpiel vorangegangen iſt. Auch das Ergänzungsgeſez zum 
Knappſchaftskriegsgeſeß, das die Anrechnung von Militär- 
hinterbliebenengeldern, die aus Anlaß des gegenwärkigen Krieges gezahlt 
werden, auf die Penſionen der Witwen und die Beihilfen zur Erziehung 
der Kinder verbietet, bedeutet eine für die Geſezgebung anderer Länder 
vorbildliche Maßnahme, eine Maßnahme, die nicht zuletzt auf Anregungen 
von ſozialdemokrakiſcher Seike zurückzuführen iſt. Ablehnend verhielt ſich 
unſere Fraktion zu dem Geſez zur Förderung der Anſiedlungen. 
Es handelt ſich hier um einen geſetzlichen Verſuch zur Erleichterung der 
Anſiedlungen, vor allem zur Erleichterung der Kriegeranſiedlungen. Der 
Redner der ſozialdemokratiſchen Frakkion verkannke nicht, daß die finan- 
zielle Hilfe des Staates weſenklich dazu beitragen werde, die Anſiedlungen 
zu erleichtern und den Anſiedlern, die eine Skelle erwerben wollen, das 
wirkſchaftliche Forkkommen günſtiger zu geſtalken, er verlangte aber eine 

Gewähr dafür, daß bei der Ausführung des Gejeßes unker Zurückſtellung 
aller parteipolitiſchen Rückſichten nur nach wirkſchaftlichen Geſichtspunkken 
verfahren werde. Eine ſolche Gewähr wäre vielleicht gegeben, wenn das 
Haus dem Ankrag der Polen zugeftimmt hätte, wonach dem $ 12 des Ge— 
jeßes betreffend die Förderung der Errichtung von Rentengüfern vom 
7. Juli 1891 folgender Zuſatz gegeben werden ſollke: »Jedoch dürfen ſolche 
Bedenken aus dem Religionsbekennknis, der Abſtammung, der Wukker- 
ſprache oder der politiſchen Betätigung des Renkengutsnehmers nicht her- 
geleitet werden.« Da die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes dieſen Zuſatz 
ablehnte, war es für die Sozialdemokraten ganz ſelbſtverſtändlich, daß fie 
gemeinſam mit den Polen und Dänen gegen das Geſetz ſtimmten. 

Die wichkigſte geſeßgeberiſche Materie, deren Erledigung aber kaum vor 
Ende dieſes Jahres zu erwarten iſt, iſt der Entwurf eines Schäßungs- 
amtsgeſeßes und in Verbindung damit der Entwurf eines Geſetzes 
zur Förderung der Stadtſchaften. Beide Vorlagen bedeuken 
gewiſſermaßen die Vorarbeiten für eine künftige Wohnungsgeſeßgebung, 
das Schätzungsamksgeſeßz will die Mißſtände beſeitigen, die ſich durch das 
Vorherrſchen der freien privaten Schätzerkätigkeikt im Schätzungs- und Be— 
leihungsweſen herausgeſtellt haben. Die Regierung geht davon aus, daß 
ohne ein geordnetes und zuverläſſiges Schätzungsweſen eine gejunde Ent- 
wicklung des Grundſtücks- und des Grundkreditweſens ſowie des Woh- 
nungsweſens nicht möglich iſt; fie erblickt in der ſyſtematiſchen, die Bil- 
dung von Spekulafionswerten begünſtigenden Überſchäßung der Grund— 
ſtückswerke, beſonders in größeren Städten, eine der Haupturſachen, durch 
die das Bauland in überkriebener Weiſe verteuert und die ungeſunde 
Grundſtücksſpekulation gefördert wird. Ob ihre Annahme, daß die über- 
friebenen Schätzungswerke eine ungeſunde Steigerung der Wierpreiſe nicht 
nur infolge Verkeuerung des Baulandes, ſondern auch infolge Überſpan— 
nung der Beleihung begünſtigen, richtig iſt, bleibe dahingeſtellt. Jeden- 
falls wird man ihr darin beipflichten müſſen, daß richtige Schätzungen 
die Vorausſetzung jeder Reform auf dem Gebiet des . 
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ſind. Das Schickſal dieſes Enkwurfs iſt einſtweilen noch ebenſo ungewiß 
wie das des Entwurfs zur Förderung der Skadtſchaften, der zur Milderung 
der Notlage des ſtädtiſchen Grundbeſitzes 10 Millionen Mark als Dar- 
leben an ſogenannke Skadkſchaften forderk. Beide Vorlagen unterliegen 
während der Verkagung des Landtags noch weiteren kommiſſariſchen Vor- 
berakungen. 

Mehr Seit als die eigentliche geſetzgeberiſche Arbeit hat die Erörterung 
der auf den Krieg bezüglichen allgemeinen Fragen wirktſchaftk⸗ 
licher und politiſcher Natur in Anſpruch genommen. Einige 
Blätter der bürgerlichen Linken haben dem Abgeordnetenhaus einen Vor- 
wurf daraus gemacht, daß es dieſe Fragen zu eingehend behandelt und da- 
durch die Seſſion in die Länge gezogen hat. Dieſer Vorwurf entbehrt der 
Berechtigung. An ſich kann man die Erörterung der Fragen, die auf den 
Krieg Bezug haben, keinem Parlament verbieten, im Gegenteil, eine Volks- 
vertretung würde ihre Pflicht verabſäumen, wenn fie daran vorübergehen 
und ſich nur auf die eigentliche geſetzgeberiſche Arbeit beſchränken wollte. 
Was wir von unſerem Standpunkt aus zu kritiſieren haben, iſt nicht die 
Erörterung dieſer Fragen an ſich, ſondern die Art und Weiſe, wie ſie er- 
örkert worden find und wie man wieder einmal von Preußen aus verſucht 
hat, einen Druck auf die Reichsgeſetgebung auszuüben. 

Das gilt beſonders von der Behandlung auswärtiger Ange- 
legenheiten. Die Parkeien des Abgeordnekenhauſes waren ſich völlig 
einig darüber, daß das Haus zur Erörterung auswärtiger Angelegenheiten 
des Reiches berechtigt iſt, wie das auch bereits in einer früheren Sitzung 
feſtgeſtellt war, und ebenſo iſt es verſtändlich, daß gerade in der gegenwär- 
tigen ernſten Zeit die Parkeien den Wunſch haben, ihren Anſchauungen 
über die auswärtige Lage Ausdruck zu geben, aber krozdem haben die bür- 
gerlichen Parkeien gegen den Widerſpruch der Sozialdemokraten beſchloſſen, 
von der Ekatsberakung im Plenum die Erörterung aller auswärtigen An- 
gelegenheiken, inſonderheit unſerer Kriegsziele, unſerer Kriegführung und 
unſerer Beziehungen zu den kriegführenden und neutralen Staaten aus- 
zuſchließen. Begründet wurde dieſer am 16. Februar gefaßte Beſchluß da- 
mit, daß im gegenwärkigen Augenblick eine öffentliche Erörterung unſerer 
auswärtigen Lage den Inkereſſen des Landes nicht enkſprechen, ſondern ſie 
möglicherweiſe ſchädigen könnte. Auf den erſten Blick möchte es ſo ſcheinen, 
als ob das Preußiſche Abgeordnetenhaus dadurch ein großes Opfer gebracht 
hätte, aber nur auf den erſten Blick. In Wirklichkeit liegt die Sache weſenk⸗ 
lich anders, in Wirklichkeit läuft dieſer Beſchluß darauf hinaus, die Gegner 
einer Verſchärfung des Unkerſeebookkriegs mundkok zu machen. Hatte doch 
die verſtärkte Haushalkskommiſſion am 11. Februar, nachdem die Denk- 
ſchrift der Reichsregierung über den U-Bootkrieg und die Außerung des 
Reichskanzlers, daß er die Empfindungen des ganzen deufjhen Volkes 
ausſpreche, wenn er erkläre, daß er einer Demükigung Deuktſchlands nicht 
zuſtimmen und ſich die Waffe der Unterſeebooke nicht aus der Hand reißen 
laſſen könne, veröffenklicht worden war, mit überwiegender Mehrheit be- 
ſchloſſen, folgenden von ihr zwei Tage vorher gefaßten Beſchluß der Offenk⸗ 
lichkeit zu übergeben: 

Den Präſidenten des Abgeordnekenhauſes zu erſuchen, dem Herrn Winiſter- 
präſidenken von folgender Auffaſſung der Kommiſſion Mitteilung zu machen: 
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Die Kommiſſion würde es im Inkereſſe des Landes für ſchädlich erachten, 
wenn ſich aus der Stellungnahme der Reichsleitung gegenüber Amerika die 
Konſequenz einer Einſchränkung in unſerer Freiheit, einen uneingeſchränkken 
und dadurch voll wirkſamen Unkerſeeboolkrieg zum geeigneten Zeitpunkt gegen- 
über England aufzunehmen, ergäbe. | 

Hierauf war unter dem 12. Februar von dem Reichskanzler und Mi- 
niſterpräſidenten eine Antwort eingegangen, die wir ihrer Bedeutung 
wegen im vollen Worklaut folgen laſſen: 

Am 7. Februar dieſes Jahres hat in der Sitzung der verſtärkten Haushalts- 
kommiſſion des Abgeordnetenhauſes der Staatsminiſter v. Jagow darauf hinge— 
wieſen, daß die in dieſer Sitzung erörkerken Fragen unſerer Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten von Amerika und der Aufnahme eines uneingeſchränkten 
U-Bootkriegs Angelegenheiten der Reichspolitik und der Kriegführung ſeien, und 
daß ihm deshalb eine ſachliche Stellungnahme in der Kommiſſion nicht möglich ſei. 

über den von der Kommiſſion am 9. Februar gefaßten und mir von Euer Er- 
zellenz überſandten Beſchluß iſt geſtern der öffentlichkeit Mitteilung gemacht wor- 
den, obwohl der in der Kommiſſionsſitzung anweſende Verkreker der Königlichen 
Staatsregierung dagegen Einſpruch erhoben hatte. 

Dadurch iſt, entgegen einer Warnung der Staatsregierung, von der Kommij- 
ſion eine Lage geſchaffen worden, die mich genötigt hat, in der »Norddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung« folgendes zu veröffenklichen: 

Zu dem heute veröffentlichten Beſchluß der Skaakshaushalkskommiſſion des 
Hauſes der Abgeordneten über die Verhandlungen mit Amerika und die Füh- 
rung des Krieges zur See haben wir folgendes zu bemerken. 

Es iſt erklärlich, daß die Kommiſſion das Bedürfnis empfunden hat, in ſo 
ernſter Zeit die alle Deutſchen bewegenden Fragen des Krieges und der aus— 
wärtigen Politik in ihrem Schoße verkraulich zu erörtern. Die gegen den aus- 
drücklichen Einſpruch eines Verkrekers der Königlichen Staatsregierung be- 
ſchloſſene Veröffentlichung indeſſen wird und muß den Eindruck erwecken, als 
habe die Kommiſſion eine Einwirkung auf Fragen der auswärtigen Politik und 
die Anwendung beſtimmter Kriegsmittel ausüben wollen. 

Dieſe Veröffentlichung zwingt uns, feſtzuſtellen: Die Leikung der auswär- 
tigen Politik und der Kriegführung iſt ausſchließliches verfaſſungsmäßiges Recht 
des Deutſchen Kaiſers. Während die Oberſte Heeresleitung parlamenkariſchen 
Einflüſſen überhaupt nicht unterliegen kann, gehört die parlamenkariſche Be— 
handlung auswärtiger Fragen vor das Forum des. Reichstags. 

Der Reichskanzler, der heute früh aus dem Großen Haupfkquarkier zurück- 
gekehrt iſt, wird, wie wir hören, in feiner Antwort an den Präfidenten des Ab- 

geordnetenhauſes dieſen Standpunkt zur Geltung bringen. 

Aus dieſen Ausführungen ergibt ſich meine Auffaſſung über die Grenzen des 
Geſchäftsbereichs der Staatshaushaltskommiſſion des Preußiſchen Abgeordneken— 
hauſes, die ich in der von mir in Ausſicht genommenen und der Kommiſſion bereits 
vor Faſſung des Beſchluſſes vom 9. Februar angekündigten verkraulichen Be— 
ſprechung den Führern der Fraktionen darlegen werde. 

Das Schreiben des Reichskanzlers hat in einer ſpäkeren Sitzung der ver- 
ſtärkten Haushaltskommiſſion Anlaß zu lebhaften Auseinanderſezungen 
gegeben, die Kommiſſion hat mit überwältigender Mehrheit beſchloſſen, dem 
Plenum die Annahme einer Reſolution zu empfehlen, wonach das Haus 
gegenüber der in dem Schreiben des Minifterpräfidenten verfrefenen Auf- 
faſſung an ſeinem verfaſſungsmäßigen Recht feſthält, der Königlichen 
Staatsregierung auch in auswärtigen Fragen feine Anſichk auszuſprechen 
und um Auskunft über ihre Stellung im Bundesrat in dieſer Frage zu er— 
ſuchen. Es iſt charakkeriſtiſch, daß dem Plenum bis zur Verkagung des 
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Landtags noch kein Bericht über dieſen Teil der Kommiſſionsverhandlungen 
erſtaktet war, die Mehrheit will offenbar alles vermeiden, um einer öffent- 
lichen Beſprechung ſowohl der Frage der Kompetenzen des Landtags als 
auch der Frage der Kriegführung aus dem Wege zu gehen. Wozu auch eine 
öffentliche Auseinanderſeßung? Der Beſchluß der Kommiſſion war gegen 
alle Gepflogenheiten der Offenklichkeit bekannkgemachkt, ohne das Haus 
vorher um ſeine Zuſtimmung zu erſuchen; der Pfeil war abgeſchoſſen, man 
hatte Herrn v. Bethmann Hollweg, wenn auch in verſchleierter Form, ein 
Mißtrauensvokum erteilt, und aus Furcht, die Wirkung des Vorſtoßes 
könnte abgeſchwächt werden, ſpielte man ſich als Förderer und Hüter der 
Landesinkereſſen auf und nahm denen, die in dieſer Frage anderer Anſicht 
ſind, die Möglichkeit, ſich frei zu äußern. Das Parlament hat die Zenſur 
auf ſeine eigenen Mitglieder ausgedehnt. 

Durch dies Verhalten hal ſich das Abgeordnekenhaus in Widerſpruch 
geſetzt zu dem Beſchluß, den es ſelbſt in bezug auf die Handhabung der 
Z3enſur gefaßt hat; es hat die Regierung aufgefordert, dahin zu wirken, 
daß 1. fortan von den Wilikärbehörden die Preßfreiheit und das Vereins- 
und Verſammlungsrecht nur jo weit bejchränkt werden, als dies im Inter- 
eſſe ſiegreicher Kriegführung unbedingt geboten iſt, 2. insbeſondere die Er⸗ 
örterung der allgemeinen Richtlinien unſerer Friedensziele kunlichſt frei- 
gegeben wird, 3. die für die gleichmäßige Handhabung der Zenſur getrof- 
fenen Einrichtungen wirkſamer geſtaltek werden, 4. wo von Zivilbehörden 
eine Einwirkung auf die Handhabung der Zenſur geübt wird, dafür von 
dem Minifter des Innern wie von den ſonſt zuſtändigen Zenkralbehörden 
die Verankworkung übernommen wird. Anſcheinend ein Beſchluß, der frei- 
heitlichen Geiſt atmet! Aber bei näherer Bekrachkung wird man erkennen, 
daß es ſich auch hier wiederum nur um eine Beſeitigung der Einſchränkungen 
der Zenſur in dem Maße handelt, wie fie die bürgerlichen Parkeien, ins- 
beſondere die Annexionspolitiker, an der Erörkerung ihrer Kriegsziele 
hindert. Von der von ſozialdemokrakiſcher Seite beankragten unverzüglichen 
Aufhebung des Belagerungszuſtandes wollte das Haus nichts wiſſen, ob- 
wohl der Winiſter des Innern ſelbſt zugeben mußte, daß die Aufrechterhal- 
kung des Belagerungszuſtandes, je länger der Krieg dauert, deſto mehr 
Hemmungen und Erſchwerungen des öffenklichen und privaten Lebens mit 
ſich bringe. Daß der Winiſter ſich kroßdem für die Aufrechterhaltung des 
Belagerungszuſtandes ausſprach, nimmt nicht wunder. Mit welchem Recht 
er ſich dabei auf die » überwältigende Mehrheit der Bevölkerung« berufen 
konnte, iſt ſein Geheimnis. 

Will man den Vorſtoß der Mehrheit des Dreiklaſſenparlamenks gegen 
den Reichskanzler richtig würdigen, ſo muß man ihn im Zuſammenhang 
mit der Wahlrechksfrage bekrachken. An dieſer brennenden Frage 
konnte die Thronrede nicht vorübergehen, aber fie äußert ſich darüber noch 
weit zurückhaltender und unbeſtimmker als frühere Thronreden. 


»In dem ungeheuerlichen Erleben dieſes Krieges«, heißt es, »wird ein neues 
Geſchlecht groß. . .. Der Geiſt gegenſeitigen Verſtehens und Verkrauens wird auch 
im Frieden fortwirken in der gemeinſamen Arbeit des ganzen Volkes am Staake. 
Er wird unſere öffenklichen Einrichtungen durchdringen und lebendigen Ausdruck 
finden in unſerer Verwaltung, unſerer Geſeßgebung und in der Geſtaltung der 
Grundlagen für die Verkrekung des Volkes in den geſezgebenden Körperſchaften.« 
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Schon dieſe beſcheidene Ankündigung genügte, um die konjervafiven 
und freikonſervakiven Wahlrechtsfeinde in Harniſch zu bringen. Herr 
v. Heydebrand war enkrüſtet darüber, daß die Regierung den Wünfchen 
enkgegenzukommen juche, »die auf der linken Seite dieſes Hauſes mit einer 
gewiſſen Eintönigkeit alle Jahre zur Geltung gekommen ſind«, und er be- 
zeichnete es als zweifelhaft, ob dies Enkgegenkommen in vollſtem Maße 
als ausreichend anerkannt werden wird. Und nicht genug damit, gab er der 

Anſicht Ausdruck, daß es kaum einen Zeitpunkt gebe, der unglücklicher für 
dieſe Frage gewählt werden konnte. 


»Wenn man zu einem Zeitpunkt, wie es dieſer Krieg iſt, der doch als aller- 
ernſteſtes Erfordernis an unſer Volk die Forderung nach Einigkeit ſtellt, wenn 
man zu dieſer Zeit, wo man auf das peinlichſte beſorgt iſt, den Burgfrie den 
zwiſchen den Parteien zu erhalten, mit Fragen hervorkrikt, die 
zweifellos die Einigkeit im preußiſchen Volksleben, in unſerem Parteileben ſtören 
müßten, fo iſt es doch ganz klar, ganz zweifellos: das iſt einfach unveranf- 
wortlich, einfach unverankworklich! . . . Es iſt doch gar keine Frage, 
daß, von einigen — ſagen wir einmal — Schönheitsfehlern abgeſehen, die Geſtalt 
unſeres Preußiſchen Abgeordnekenhauſes, unſerer preußiſchen Volksverkretung 

‚eine den Bedürfniſſen des Landes, wie ich behaupte, faſt ideal enkſprechende iſt.« 


Ahnlich Freiherr v. Zedlitz, der zunächſt Einſpruch gegen die Deu- 
fung erhob, als ob die Regierung an die Übertragung des Reichskagswahl- 
rechts auf Preußen denke, um dann forkzufahren: 


»Wir ſcheint, daß zu einer befriedigenden Löſung dieſer Aufgabe doch noch eins 
notwendig iſt, nämlich daß das gegenſeilige Verſtehen, das gegenſeitige Verkrauen 
unter den Parteien auch auf dieſem Gebiet bereits herrſchend, bereits Allgemein- 
gut unſerer Parteien geworden iſt. Ich habe nach dem, was mir bis zum heutigen 
Tage aus der Preſſe und aus den Außerungen der Parteien bekannkgeworden iſt, 
doch einige ernſte Zweifel daran gehegt, ob eine ſolche weitgehende Übereinftim- 
mung der Auffaſſungen bereits vorhanden iſt.. .. Wenn dem aber fo iſt, dann 
würde die Einbringung einer Wahlvorlage doch die glücklich jetzt begrabene Streit- 
art zwiſchen den Parteien wieder ausgraben heißen, fie würde heißen, unſere Ein- 
heit, auf die die Staatsregierung ja ſelbſt nach den Äußerungen des Herrn Mi- 

niſters des Innern jo großen Wert legt, die Einheit unſeres Volkes, die Einmütig⸗ 

keit unſeres Volkes ernſtlich gefährden, und zwar in einer Zeit, in der wir den 
Wiederaufbau unſeres Wirkſchaftslebens, den Wiederaufbau unſerer Finanzen im 
Reich, im Staat, in den Gemeinden vor uns haben, Aufgaben, die — darüber wird 
kein Zweifel ſein — nur gelöſt werden können, wenn die gemeinſamen Kräfte 
der ganzen Bevölkerung an demſelben Strange ziehen, gemeinſam zuſammen— 
arbeiten. Alſo, meine Herren, ich glaube, im Inkereſſe unſeres Lebens, unſeres 
Volkes liegt es, daß nicht eher an die Wahlvorlage herangegangen wird, bis 
wenigſtens unter denjenigen Parteien, die auf dem Boden eines ſachgemäß ab— 
geſtuften Wahlrechts ſtehen, einigermaßen Verſtändigung darüber erzielt und die 
Sicherheit gewährt” ift, daß wir nicht wieder in harte Parkeigegenſäße dadurch ge- 
taten. Und, meine Herren, darüber kann kein Zweifel fein: das Herz unſeres 
Volkes beſchäftigt ſich heute nicht mit der preußiſchen Wahlvorlage.« 

Noch charakteriſtiſcher als dieſe Ausſprüche iſt das »Nein« auf der 
rechten Seite, das der ſtenographiſche Bericht hinter den Worten des Mi- 

| niſters des Innern verzeichnef: 

»Die Regierung iſt deshalb entſchloſſen, 95 f die Waffen ruhen, das politiſche 
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Leben Preußens und Deukſchlands von der utıftrittenften Frage dauernd zu ent- 
laſten, und fie erwartet, alle Parteien an ihrer Seite zu finden, wenn fie die Grund- 
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lagen für die Beratungen in ihren Vorſchlägen bietet. Das wird nach dem Kriege 
der Fall fein.« 


Zwei Schlußfolgerungen ſind aus der kurzen Wahlrechksdebatte zu 
ziehen: einmal die Gewißheit, daß die Regierung während des Krieges an 
die Einbringung einer Wahlrechtsvorlage überhaupt nicht denkt, und 
zweitens die Vermukung, daß eine Vorlage, die fie nach Beendigung des 
Krieges dem Landkag unterbreitet, mag fie ſich auch in noch jo beſcheidenen 
Grenzen bewegen, dem heftigſten Widerſtand auf der Rechten begegnen 
wird. Die Parteigegenſätze werden genau jo ſcharf wie vor dem Kriege in 
Erſcheinung kreken, es wird ſich zeigen, daß der Burgfriede den reaktionären 
Parteien nur ein Vorwand geweſen iſt, ihre eigenen Geſchäfte zu beſorgen, 
daß fie aber auf den Burgfrieden pfeifen in dem Augenblick, wo die Regie- 
rung, wenn auch noch ſo zaghaft, an eine freiheitliche Geſtaltung unſeres 
Staatsweſens herangeht. 

Die Wahlrechtsdebatte hat deutlich gezeigt, wie es um die Neuorien- 
kierung der inneren Politik in Preußen beſtellt iſt. Verſtärkt 
wird unſer Mißtrauen in die AUbfichten einer Anderung des heutigen Sy- 
ſtems, wenn wir uns die Verhandlungen über das Koalitionsrecht 
der Eiſenbahner ins Gedächtnis rufen. Bis zum Ausbruch des 
Krieges war es den Eiſenbahnern bei Strafe joforfiger Enklaſſung ver- 
boken, eine fozialdemokrafifche Geſinnung öffenklich zu befäfigen, einer ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Organiſation oder einer freien Gewerkſchaft anzuge- 
hören, eine ſozialdemokrakiſche Zeitung zu halten oder zu leſen und ſozial⸗ 
demokrakiſche Verſammlungen zu beſuchen. In der neuen Arbeiterdienſt⸗ 
ordnung iſt der Hinweis auf die Sozialdemokratie enkfallen, dagegen iſt das 
Skreikverbok beſtehen geblieben, die Arbeiter, die in den Dienſt der preußi⸗ 
ſchen Staatseifenbahnen kreken wollen, müſſen auf die Arbeitseinſtellung 
und auf die Zugehörigkeit zu einer Vereinigung verzichten, die die Ar- 
beitseinſtellungen für zuläſſig erachtek. Zwar bekonke der Redner der ſozial⸗ 
demokrakiſchen Fraktion bei der Ekatsberakung ausdrücklich, daß es nicht 
die Abſicht der Gewerkſchaften ſei, Streiks im Eiſenbahnbekrieb herbeizu- 
führen, ſondern daß die Gewerkſchaften die auf Verkrekung der Interejjen 
der Eiſenbahnarbeiter und Eiſenbahnbedienſteten gerichtete Tätigkeit jo ge- 
ſtalten würden, daß ekwa entjtehende Differenzen ohne Gefährdung des Be- 
kriebszweckes durch Verhandlungen ihre Erledigung finden. Aber dieſe Er- 
klärung genügte dem Eiſenbahnminiſter v. Breitenbach nicht, er erwiderke: 

»Nur die Abſicht auszuſprechen, nicht ſtreiken zu wollen, genügt nicht: wir ver- 
langen einen Verzicht. Der Verzichk hat nach Auffaſſung der Verwaltung einen 
hohen moraliſchen Werk, wenn er auch nicht abſolut ſichert, und ich bin feſt 
überzeugt, daß die Herren Vertreter der ſozjaldemokrati⸗ 
ſchen Partei und die Gewerkſchaften den moraliſchen Werk 
des Verzichts ſo hoch einſchätzen, daß ſie nicht glauben, ihn 
zugeſtehen zu können. Aber gerade darum muß die Verwal⸗ 
lung den Verzicht fordern. 


Im weſenklichen wird alſo in Preußen dach in dieſer Beziehung alles 
beim alten bleiben, die bürgerlichen Parkeien ſind ſich völlig einig darüber, 
daß den Arbeitern der Eiſenbahnverwalkung ganz unmöglich ein Streikrecht 
gewährt werden könne, ja in der Kommiſſion iſt ſogar das Bedenken lauf ge- 
worden, daß der Winiſter »im Hinblick auf die Staatsſicherheit« ſchon zu 
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weit gegangen jei, wenn er in der neuen Dienſtordnung gegen keine Partei 
oder Vereinigung mehr Stellung nimmt. 

Genau jo wie der Preußiſche Landtag ſeinem Grundſaß, die Rechte des 
Volkes nicht mehr zu erweitern, freu geblieben ift, genau jo hat er in der 
wichtigen Ernährungsfrage alles gefan, um ohne Rückſicht auf die 
Bedürfniſſe der Konſumenten in erſter Linie die Inkereſſen der Produ- 
zenten zu fördern. Wie ein roker Faden zog ſich durch die langausgedehnken 
Debatten der Gedanke, daß die Landwirtſchaft nach dem Kriege eines noch 
höheren Schutzes als bisher bedürfe, da fie nur dann imſtande ſei, das Volk 
zu ernähren, wenn ihr ein ausreichender Schuß zuteil werde. Wie es tat- 
ſächlich um die Ernährung der Bevölkerung während des Krieges beſtellt ge- 
weſen iſt, darüber wird nach Wiederherſtellung des Friedens noch ein 
offenes Work zu reden ſein. Vorläufig müſſen wir uns auf die Bemerkung 
beſchränken, daß die zahlreichen zur Lebensmittelfrage gefaßten Beſchlüſſe 
des Abgeordnetenhauſes ſamt und ſonders von dem Geiſte dikkierk ſind, daß 
es notwendig ſei, der Landwirkſchaft weitere Vorkeile zuzuwenden und die 

Reichsgeſetzgebung in agrariſchem Sinne zu beeinfluſſen. 
ö Wie wenig man den Inkereſſen der minderbemittelten Bevölkerung im 
Preußiſchen Abgeordnekenhaus auch jetzt noch gerecht wird, das lehrt ein 
Blick auf die Verhandlungen über den Geſetzentwurf bekreffend die Er- 
höhung der Zuſchläge zur Eeinkommenſteuer und zur Er- 
gänzungsſteuer. Der Gejegentwurf, der höhere Zuſchläge zur Ein— 
kommenſteuer für alle Zenfiten mit Einkommen über 2400 Mark und 
höhere Zuſchläge zur Ergänzungsſteuer für alle Vermögen vorjieht, iſt in 
zweiter Leſung vom Abgeordnekenhaus mit der Anderung angenommen 
worden, daß die Zuſchläge, die nach dem Wunſche der Regierung bis nach 
Beendigung des Kriegszuſtandes erhoben werden ſollten, vorläufig nur auf 
ein Jahr Geltung haben. Vergebens haben ſich die Sozialdemokraten be- 
müht, den ſchwerbedrängten Mittelftand und die Arbeiterklaſſe vor dieſer 
neuen Laſt zu bewahren, ihr Antrag, die Einkommen unter 6500 Mark 
von den neuen Zuſchlägen auszunehmen, wurde mit großer Mehrheit abge- 
lehnt, und ebenſo ihre weiteren Anträge, die die Regierung erjuchten, bei 
der in Ausſicht genommenen Neuregelung des Einkommenſteuergeſeßes die 
Grenze für die ſteuerfreien Einkommen hinaufzurücken, die ganz hohen Ein- 
kommen und die Vermögen ſtärker heranzuziehen und die ungerechte Ark 
der Einſchätzung der Arbeikereinkommen zu beſeitigen. Aber das allein ge- 
nügfe der konjervativ-klerikalen Mehrheit nicht, fie verſuchte auch die Re- 
gierung ſcharf zu machen in der Richtung einer weiteren Belaſtung des 
Volkes durch indirekte Reichsſteuern, fie hat mit großer Mehr- 
heit die Regierung aufgefordert, »mit allem Nachdruck im Bundesrat dar- 
auf hinzuwirken, daß bei der Erſchließung neuer Einnahmequellen für das 
Reich jeder weitere Eingriff in die Reichsgeſeßgebung auf dem Gebiet der 
direkten Beſteuerung vom Vermögen oder Einkommen vermieden wird, 
und daß den Bundesſtaaken die Möglichkeit, auch in Zukunft ihren wich- 
tigen kulturellen Aufgaben gerecht zu werden, ungeſchmälerk erhalten 
bleibt«. Genau die gleiche Reſolukion hakte ſchon vorher die Bayriſche 
Kammer der Abgeordneten angenommen, es handelt ſich offenbar um einen 
wohl vorbereiteten planmäßigen Vorſtoß verſchiedener Einzellandfage gegen 
den Reichstag, den man im Verdacht hat, das Syſtem der indirekten 


16 | Die Neue Zeik. 


Steuern nicht genügend ausbauen zu wollen. Neu find ſolche Vorſtöße, ſo⸗ 
weit der Preußiſche Landtag in Bekracht kommt, nicht. In gewiſſen Zeit⸗ 
abſtänden haben es die »erlauchten, edlen und geehrten Herren« immer und 
immer wieder für ihre Pflicht gehalten, die Reichsregierung auf den Weg 
der indirekten Steuern zu verweiſen. Die Beſitzenden nach Möglichkeit zu 
ſchonen, den Minderbemittelten möglichſt viel Laſten aufzubürden, das iſt 
das Ziel, dem die maßgebenden Kreiſe Preußens vor dem Kriege zugeſteuert 
und das fie auch heute noch nicht aus dem Auge verloren haben. 

Wenn die fozialdemokratifhe Landtagsfraktion ebenſo wie im Frieden 
und wie im erſten Kriegsjahr auch diesmal wieder den Ekat abgelehnt 
hat, fo nicht nur auf Grund der Parkeikagsbeſchlüſſe, an die ſie ſich gebunden 
hält, ſondern aus der innerſten Überzeugung heraus, daß eine auf dem 
Boden der Gleichheit aller Staatsbürger ſtehende Partei unmöglich einer 
Regierung Mittel bewilligen kann, die durch nichts zu verſtehen gegeben 
hat, daß fie von ihrer bisherigen Politik abgehen will. Mit ihrer ablehnen- 
den Haltung ſteht die ſozialdemokratiſche Fraktion nicht iſoliert da. Auch 
die Polen haben erklärt, daß fie einem Etat, der kroz des Burgfriedens noch 
immer die Kampfespoſitionen gegen das polniſche Volkskum enthält, nicht 
zuſtimmen können, zumal da ſie in dem Verhalken der Regierung eine 
ſchwere Verletzung der berechtigten Inkereſſen und Gefühle der polniſchen 
Bevölkerung erblicken, und ebenſo haben ſich die Dänen der Abſtimmung 
enthalten, nachdem ihr Vertreter ſeinem Bedauern darüber Ausdruck ver- 
liehen hatte, »daß auch während des Krieges, wo unſere Landsleute zu 
Tauſenden auf den Schlachtfeldern bluten müſſen, ganz unnöfigerweije 
weitere Vorſtöße gegen unſere Muktkerſprache und unſere angeſtammke 
däniſche Nakionalikät gemacht worden ſind«. Wir halten es für nötig, auf 
dieſe Stellungnahme der Polen und Dänen hinzuweiſen, da man ſich in 
den Reihen unſerer eigenen Parkeigenoſſen nicht geſcheuk hat, die jozial- 
demokratiſche Landtagsfraktion im vorigen Jahre wegen ihrer Ablehnung 
des Etats als politiſch kurzſichtig zu bezeichnen. Wer auch nur einigermaßen 
die preußiſche Eigenart kennt, und wer den diesjährigen Ekatsberakungen 
mit Aufmerkſamkeit gefolgt iſt, der muß zugeben, daß die Landtagsfraktion 
ſich auf dem richtigen Wege befindet, und daß es einen ſchweren, nie wieder 
gut zu machenden Fehler bedeuten würde, wenn fie unter ſolchen Umſtänden 
den Ekat bewilligt hätte. Die Sozialdemokratie befindet ſich kroßz des Burg- 
friedens im Kampfe gegen die preußiſche Regierung, in einem Kampfe, den 
fie nicht heraufbeſchworen hat, ſondern in den fie hineingekrieben iſt da- 
durch, daß die Regierung und die herrſchenden Kreiſe auf keinem Gebiet 
ein nennenswertes Enkgegenkommen an den Tag gelegt haben. 


Die Kolonien der europäiſchen Mächte in handels- 
wirkſchafklicher Beziehung. 
Von Speckakor. 


T: 

Es graut einem, wenn man die neugebackene »Kriegswiſſenſchaft« be- 
Trachtef. Was heute nicht alles vom Kriege und von feinen Folgen auf 
wirkſchafklichem Gebiet erwarket wird! Unſere Lehre, daß die menſchliche 
Arbeit, tote und lebendige, die Grundlage des wirtſchaftlichen Gedeihens 
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bildet, iſt durch eine andere erſetzt, die von der politiſchen Herrſchaft und 


militäriſchen Macht alles Heil erwartet. Da verkündet ein Lenſch, daß 
ſich die angebliche wirkſchaftliche Beherrſchung des Welkmarkkes durch Eng— 
land auf deſſen Seeherrſchaft ſtütze, obgleich ſelbſt bürgerliche Ökonomen 
und Politiker dieſen Trugſchluß mit aller Deutlichkeit aufgedeckt haben. 
Der hervorragende deutſche Diplomat, der unter dem Pſeudonym Rue 
dorffer das bekannke Werk »Grundzüge der Weltpolitik in der Gegen— 
wart« (Stuttgart und Berlin 1914) verfaßt hat, jagt darüber auf S. 97 und 
98 wie folgt: 

In Deutſchland, wo wie in allen jungen Staaten die Macht der Gewalt über- 
ſchät wird, weil man die Erfahrung Napoleons I. von der Im puissance 
de la force (Ohnmacht der Gewalt) zwar ſchon oft genug gemacht, aber noch 
nicht tief genug verſtanden hat, wird gemeiniglich geglaubt, das engliſche Welt— 
reich müſſe mit der Zerſtörung der engliſchen Flotte zuſammenſtürzen.“ Wenn es 
auch unmöglich iſt, zu prophezeien und in ſolchen Dingen alles von den näheren 
Umſtänden abhängt, jo wird man doch jagen können, daß, wer fo urkeilt, die 
Grundlagen der engliſchen Macht nicht verſtanden hat. Es würde vielleicht 
ſeine kropiſchen Kolonien verlieren, Ägypten, Indien und einen großen Teil feines 


Einfluſſes auf die nichtengliſchen Länder, feine Herrſchaft über Auſtralien, Süd- 


afrika und Kanada aber würde ... ſchwerlich berührt werden. Die Macht jenes 
Kulturzuſammenhanges verfinkt nicht mit den Kanonen der britiſchen Schiffe. 


Weiter führt Ruedorffer noch die Rolle der Börſe als eines Bindeglieds 
zwiſchen dem Mutterland und ſeinen Befigungen an. 

Ebenſo beruht es auf vollſtändiger Unkenntnis der Takſachen, wenn 
immer wieder behauptet wird, der Ausgang des Krieges zwiſchen Deufjch- 
land und Frankreich 1871 habe auf die wirkſchaftliche Entwicklung beider 


Länder entſcheidenden Einfluß ausgeübt, obgleich ſchon Norman Angell die 


Unrichtigkeit dieſer Behaupkung auf Grund unwiderlegbarer Angaben nach— 
weiſen konnte und ein Blick in die Statiffik die Grundloſigkeit dieſer Theorien 
leicht zeigt. So bekrug in Frankreich die Einfuhr von Rohſtoffen 1872 bis 
1876 durchſchnittlich 2354,6 Millionen Franken gegen bloß 1820,7 Wil- 
lionen Franken im Durchſchnitt der Jahre 1862 bis 1866, die Ausfuhr von 
Fabrikaten 1911 Millionen gegen 1589,3 Millionen. Überhaupt iſt das 


Tempo der Entwicklung Frankreichs damals noch etwas raſcher geweſen 


als die Entwicklung Englands.? Nur der Stillſtand in der Bevölkerungs- 


vermehrung, die überſeeiſche Konkurrenz und die Börſenkrache der jpäteren 


Zeit haben die wirkſchaftliche Entwicklung des Landes gehemmt. 
Zu der gleichen Ark unüberlegker Behaupkungen gehört die jetzt weit- 


| verbreitete Anficht, daß die engliſchen Arbeiter aus der Monopolſtellung 


der engliſchen Induſtrie auf dem Weltmarkt irgendwelchen Nutzen gezogen 


haben. Das iſt durchaus falſch. Zwar war damals ihre Lage beſſer als die 


der Arbeiter auf dem Kontinent. Das erklärt ſich aber aus denſelben Grün- 
den, die uns jetzt den Unkerſchied in der Lage der deutſchen und der der 
öſterreichiſchen oder gar der ruſſiſchen Arbeiter erklären: aus der Ver— 


ſchiedenheit des kulkurellen Niveaus und der relativen Größe der länd- 


1 Ahnliche Hoffnungen werden jetzt an einen ekwaigen Verluſt Ägyptens ge- 


. knüpft. 


2 Siehe statistical tables and chartes relating to british and foreign trade 


and industry 1854—-1908. London 1909. 
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lichen Übervölkerung mit ihren niedrigen Verdienſten. In Wirklichkeit zeigt 
beiſpielsweiſe auch das erwähnte Blaubuch, daß die Löhne der Textil- 
arbeiter von Anfang der ſiebziger bis Mitte der neunziger Jahre zurück- 
gehen, und ſelbſt die Löhne der Maſchinenbauer (Engineering) zeigen bis 
Ende der achtziger Jahre eine ſinkende Tendenz, dann eine ſich gleich- 
bleibende Lohnhöhe auf, während gegen Ende der neunziger Jahre die 
Arbeitslöhne überhaupt zu ſteigen beginnen, alſo gerade in der Zeit 
des ſchärfſten Wetibewerbs auf dem Weltmarkt. Denn 
die Lohnhöhe wird eben nicht durch die Höhe des Profits beſtimmt. Dieſe 
allbekannte volkswirtſchaftliche Regel müſſen wir immer wieder wieder- 
holen, um zu beweiſen, wie falſch all die Hoffnungen ſind, die auf die im⸗ 
perialiſtiſche Entwicklung geſezt werden. Selbſt Ruedorffer weiß, daß »durch 
den politiſchen Einfluß nur der Ankeil an den Gewinnen der Erſchließung 
über den der reinen wirkſchaftlichen Leiſtung enkſprechenden Prozenkſatz 
geſteigert werden kann« (S. 197), daß der Nutzen der Kolonien uſw. alſo 
bloß in einem Monopolgewinn für die Unternehmer beſtehe. Folglich 
beeinfluſſen fie weder die allgemeine Entwicklung des Landes und noch 
weniger die Lage der Arbeiter. 

Da aber ſolchen kheorekiſchen Auseinanderſetzungen heute allerhand 


neugebackene »Kriegstheorien« enkgegengeſtellt werden, jo ſollen hier die 


Tatſachen ſelber ſprechen. Es ſoll hier unkerſucht werden, wie ſich die Ent- 
wicklung der Kolonien im letzten Jahrzehnt vollzogen hat und welche Stel- 
lung die einzelnen Länder in dieſer Entwicklung eingenommen haben. Das 
ſtatiſtiſche Material iſt folgenden Publikationen enknommen: Statistical ab- 
stract for the several Britisch self-governing dominions, colonies, possessions 
and protectorates in each year from 1899 to 1913 (London 1915), Statistical 
abstract for the principal and other foreign countries in each year from 1901 
to 1912 (London 1914), Annuaire Statistique de la France, 1904 und 1913, 


Statesmans Vearbook 1915 und Statiſtiſches Jahrbuch für das Deukſche 


Reich 1914. 
1. 

Die engliſchen Kolonien zerfallen in wirkſchaftlicher Beziehung in 
zwei Gruppen, in ſolche, die eine ſelbſtändige Handelspolitik befreiben (die 
auch politiſch ſelbſtändig find), und in ſolche, die die Politik des Mufter- 
landes verfolgen, Kronkolonien, Protekkorake uſw. Das merkwürdigſte iſt 
dabei, daß gerade die ſich völlig ſelbſt verwaltenden Kolonien, auf deren 
Politik das Mutterland fakkiſch gar keinen Einfluß ausübt, wenigſtens auf 
ſtaatsrechtlichem Wege, dem Mutterland beſondere handelswirkſchaftliche 
Begünſtigungen gewähren, während der Handel der übrigen Beſitzungen mit 


England in der gleichen Weiſe wie der Handel mit allen anderen Ländern | 


vor ſich geht. Die politiſche und ſpeziell die Seeherrſchaft kann alſo ſchon 
aus dieſem Grunde hier keine Wirkung ausüben, weil, wenigſtens ftaats- 
und handelsrechklich, die ſich ſelbſt verwaltenden Kolonien in ihrer Handels- 
politik völlig freie Hand haben, während die auch in polikiſcher Beziehung 
als Kolonien zu bekrachtenden Länder dem engliſchen Handel keine Begün- 
ſtigung gewähren. Nun wird auf gewiſſe »Imponderabilien« hingewieſen, 
die zwar keine ſtaatsrechkliche Form angenommen haben, aber krotzdem 
materiell nicht ohne Wirkung bleiben. So wird gewöhnlich darauf hinge- 


wieſen, daß Staatsaufträge der kolonialen Regierungen normalerweiſe der 


ö 
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Induſtrie des Mukterlandes zufallen. Auch das krifft nicht ganz zu. Wir 
kennen Beiſpiele genug, wo Staaksaufträge der engliſchen Kolonien von 
deulſchen Induſtriellen übernommen worden find, Wichtiger iſt es aber, daß 
dieſe Aufträge mit der allgemeinen Entwicklung des wirtſchaftlichen Lebens 
in den Kolonien relativ immer mehr an Bedeukung abnehmen, daß die 
privaten Aufträge umgekehrt von ſteigender Wichtigkeit werden. Der 
Unternehmer rechnet aber mit der Qualifät und dem Preiſe, nicht mit der 
ſtaaklichen Zugehörigkeit. Für die privaten Beziehungen haben die Banken 
und die Börſen größere Bedeutung als die politiſchen Machtverhältniſſe. 

Betrachten wir zunächſt die Beziehungen zwiſchen Kanada und 
England. Seit 1898 beſtehen in Kanada Vorzugszölle für britiſche 
Waren, die zunächſt einen Nachlaß von 25 Prozent, dann 33¼ Prozent 
und ſeit 1907 einen ſolchen von 10 bis 33¼ Prozent, für einzelne Waren 
ſogar bis 50 Prozent des gewöhnlichen Zollbekrags gewähren. Eine Reihe 
von Arkikeln iſt zollfrei, wenn britiſcher Herkunft, unkerliegt aber, wenn 
aus anderen Ländern ſtammend, Zöllen von 5 bis 10 Prozenk. In den 
Jahren 1912 und 1913 wurden dann auch Abkommen zwiſchen Kanada und 
einigen weſtindiſchen Kolonien getroffen, denen ebenfalls Zollbegünſtigungen 
eingeräumt wurden. 

Die mir vorliegende engliſche Statiffik umfaßt auch die Ein- und Aus- 
fuhr von Gold und Silber; fie läßt überhaupt in manch anderer Beziehung 
vieles zu wünſchen übrig, iſt aber krozdem für meinen Zweck hinreichend. 
Es ſei nur bemerkt, daß das Handelsjahr 1904 am 30. Juni, die Jahre 1909 
und 1913 am 31. März enden. Die Geſamteinfuhr in dieſer Zeit iſt von 
51,7 auf 61,3 und 138,8 Willionen Pfund Sterling angewachſen, die Ein— 
fuhr aus England iſt von 12,7 auf 14,5 und 28,5 Millionen, die aus den 
übrigen engliſchen Beſitzungen von 2,28 auf 3,36 und 4,89 Willionen und 
der Import aus den anderen Ländern von 36,71 auf 43,40 und auf 105,44 
Willionen Pfund geſtiegen. Die Geſamkeinfuhr iſt ſomit von 1904 bis 1913 
um 87,1 Willionen Pfund oder um rund 170 Prozenk, die aus England 
bloß um 15,8 Willionen oder um 124 Prozenk, die aus den Kolonien 
gar bloß um 114 Prozent, dagegen der Impork aus den anderen Ländern 
um 68,7 Millionen oder um 186 Prozent geſtiegen. Kanada iſtalfo 
in ſteigendem Maße Abjagmarkt nicht für England, 
ſondern für die anderen Länder. | 
Nicht wahr, ein überraſchendes Reſulkak? Eine »Kolonie«, die dem 
Mutterland hohe Begünſtigungen gewährt, dient den anderen Ländern als 
Abſaßmarkt! Was jagen dazu diejenigen »Kolonialtheoretiker«, die Ko— 
lonien als Abſatmärkte bekrachtken? 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß es die Vereinigken Staaten von Nord— 
amerika find, die ſich dieſen Abſatz in der fremden Kolonie zunuße machen. 
Die Einfuhr aus dieſem Lande iſt von 31,0 auf 90,7 Millionen Pfund ge- 
ſtiegen, hat ſich alſo faſt verdreifacht. Zwiſchen Deutſchland und Kanada 
beſtand von 1903 bis 1910 ein Handelskrieg; die deuffchen Waren wurden 
mit einem Extrazoll von einem Drittel des normalen Zolles belegt. Die Ein- 
fuhr aus Deutkſchland ging darum bis 1909 ſtets zurück, von 1,68 auf 1,24 
Millionen, hat aber ſeitkdem einen beträchklichen Aufſchwung genommen 
und erreicht 1913 die Höhe von 2,92 Millionen Pfund, was eine Zunahme 
gegenüber 1909 von 135 Prozent bedeukek. 
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Die Ausfuhr aus Kanada hakt ſich nicht ganz fo ſtark entwickelt (machte 
allerdings 1914 einen kräftigen Schritt nach vorwärts). Sie ſteigt von 43,89 
auf 58,8 und auf 80,83 Millionen oder um 36,94 Millionen Pfund gleich 
84 Prozent an. Die Ausfuhr nach England hat ſich in dieſer Zeif von 24,17 
auf 27,49 und auf 36,58 Millionen oder um 12,41 Millionen gleich 51 Pro- 
zenk, nach den engliſchen Kolonien von 2,33 auf 2,78 und 4,19 oder um 
1,86 Millionen Pfund, nach den anderen Ländern von 17,38 auf 23,48 und 

40,05 Millionen oder um 22,67 Millionen gleich 130 Prozent gehoben. 
Wiederum eine ganz merkwürdige Erſcheinung. Eine Kolonie dient als Be- 
zugsquelle nicht ſo ſehr für das Mukkerland als für fremde Länder. Die 
Ausfuhr nach England steigt um 51 Prozent, die nach den fremden Län- 
dern aber um 130 Prozenk. Speziell die Ausfuhr nach den Vereinigten 
Staaten iſt von 15,04 auf 34,43 Millionen oder um faſt 130 Prozent, nach 
Deutſchland von 0,37 auf 0,30 und auf 0,7 (1914 gar 0,9) Millionen Pfund 
geſtiegen. Nachdem der Zollkampf zwiſchen Deutſchland und Kanada auf- 
gehört hat, hat ſich der Export nach Deutſchland verdreifacht, obgleich 
er noch heute abjoluf gering iſt. Das erklärt ſich unter anderem auch daraus, 
daß England und die Vereinigten Staaten die kanadiſchen Waren zollfrei 
einlaſſen, während Deutſchland durch die Agrarzölle die Einfuhr kanadiſcher 
Produkte erjchwert. 

Vielleicht bildet aber Kanada eine Ausnahme? Betrachten wir nun 
den Handel der übrigen Kolonien. (Schluß folgt.) 


Die Konzenkrierung der Unternehmermacht 


in der deulſchen Texlilinduſtrie. 
Von H. Kräßig. 

Keine zweite Induſtrie hat in Deutſchland fo unter den ſcharfen Ein 
wirkungen des Weltkriegs geſtanden wie die deutſche Textil- 
induſtrie. Ebenſo wird es aber auch kaum eine zweite Induſtrie in 
Deukſchland geben, der jo ſcharfe Nachwirkungen des Weltkriegs be- 
vorſtehen, wie das bei der deukſchen Texkilinduſtrie der Fall ſein wird. Die 
Urſache dafür liegt darin, daß die deutſche Textkilinduſtrie mit ihren 
Exiſtenzbedingungen ſehr kief in der Weltwirkſchaft wurzelt. Wie der Welt- 
krieg auch enden mag, immer werden Induſtrien, deren Exiſtenzbedingungen 
die gleichen ſind wie die unſerer Texkilinduſtrie, gleichviel, in welchem der 
am Kriege beteiligten Länder jene Induſtrien find, durch den die MWeltwirt- 
ſchaft zerzauſenden Orkan des Weltkriegs arg erſchütkert werden. Auch die 
ſtärkſte Säule der Texkilinduſtrie der Welt, die englijche Texkilinduſtrie, 
iſt durch den Orkan des Weltkriegs ſtark erjchüftert worden. Die engliſche 
Spinnerei verlor nicht nur den beſten und eine Anzahl andere Abnehmer 
der Garne, ſondern auch die Baumwollweberei einen großen Teil des 
Gewebeabjaßes in Indien. Auch ſonſt iſt das Netz des Warenabſatzes 
der engliſchen Texkilinduſtrie arg zerriſſen und durcheinandergeworfen wor- 
den. Weit ſchlimmer freilich ſteht es um die Texkilinduſtrie in den Ländern 
der Verbündeten Englands. Italiens Texptilinduſtrie leidet unker Geld- 
und Kohlenmangel. Ein erheblicher Teil der ruſſiſchen Textilinduſtrie 
iſt durch den Krieg von dem Wirtichaftsgebiet gekrennt worden, von dem 
fie den Rohſtoff bezog und wohin fie die Waren verkaufte. Ganz beſonders 
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ſchlimm ſteht es aber um die Textilinduſtrie in Belgien und Frank⸗ 
reich. Für die Textilinduſtrie beider Länder lagen vor dem Kriege die 
Exiſtenzbedingungen ähnlich wie für unſere Induſtrie. Ungünſtiger für ſie 
iſt aber jetzt, daß beide Induſtrien, und zwar die belgiſche ganz, die fran- 
zöſiſche mit einigen der wichtigſten Zweige im Operationsgebiet des Krieges 
liegen. Das muß für ſie nakürlich nicht nur die Einwirkungen, ſondern auch 
die Nachwirkungen des Krieges ſehr viel mehr ungünſtig geſtalten. 

Die deutſche Texkilinduſtrie liegt nur mit einigen Betrieben im Ober- 
elſaß im Operakionsgebiet. Ein ganz winziger Teil, der gegenüber der 
Geſamtheit gar nicht ins Gewicht fällt, iſt alſo von der deutſchen Textil- 
induſtrie durch den Weltkrieg direkt an der Produktion gehindert worden; 
dagegen kann weitaus der größte Teil dieſer Induſtrie die verfloſſenen zwei 
Kriegsjahre als Jahre glänzendſten Geſchäftsganges verbuchen. Trotz aller 
Einwirkungen, mit denen der Weltkrieg der Produktion von Textilwaren 
hindernd in den Weg zu kreten juchte, zeigen die jetzt veröffentlichten 
Jahresberichte der deukſchen Texkilaktiengeſellſchaften mit ihren glänzenden 
Gewinnergebniſſen, daß das Texkilkapital bis jetzt den Weltkrieg ſehr gut, 
vielfach beſſer als die Zeit vor dem Kriege überſtanden hak. Anders freilich 
ſteht es um die Textil arbeiter bei uns. Die Unkerſtützungsakkionen für 
die Textilarbeiter, für deren Durchführung der Deukſche Texkilarbeiter— 
verband ſeine ganze Kraft einſezte und um deren Ausbau er fi ohne 
Zweifel große Verdienſte erworben hat, dieſe Unkerſtützungsakkionen, die 
nun im ganzen Reiche in Durchführung find, machen es überflüſſig, im ein- 
zelnen nachzuweiſen, daß die wirkſchaftliche Lage der deutkſchen Texkil- 
arbeiter in einem ſcharfen Gegenſatz zu der glänzenden Finanzlage des 
Zertilkapitals ſteht. 

Wie wird es nun in dieſer Beziehung nach dem Kriege werden? Wie 
wird die Produktionsmöglichkeit für die deutſche Texkilinduſtrie, wie die 
Erwerbsmöglichkeit der deutſchen Texkilarbeiter beſchaffen fein, wenn die 
Kanonenſchlünde nicht mehr rauchen? Wie wird nach dem Kriege das Ver— 
hältnis zwiſchen Unkernehmern und Arbeitern ſein? Es ſind das nur einige 
Fragen, die käglich aufgeworfen werden, ohne daß man eine beſtimmke Ant- 
work auf ſie bekommen könnte. Heuke, wo das Ende des Krieges noch gar 
nicht zu erblicken iſt, wo wir aber wiſſen, daß von dieſem Ende ſo außer- 
ordentlich viel abhängt für eine Welkinduſtrie, da läßt ſich auch etwas Be— 
ſtimmtes über ſolche Fragen nicht jagen. In ſolcher Zeit kommt es in der 
Haupfkſache darauf an, daß man mit offenen Augen durch die Welt geht 
und Erſcheinungen der Zeit, die einen beſonderen Charakter fragen oder die 
ſonſt auffällig find, einer kritiſchen Betrachtung unkerzieht. Man wird dann 
verhindern, daß man von den neuen Verhältniſſen überrafcht wird und 
Nachteile erleidet. Da muß nun hinſichklich der Beankworkung vorſtehender 
Fragen gejagt werden, daß in den Unkernehmerkreiſen innerhalb der 
deutſchen Texkilinduſtrie organiſakoriſche Maßnahmen ſichtbar werden, die 
offenbar zu dem Zweck ergriffen wurden, beſtimmenden Einfluß zu gewin- 
nen auf die Geſtaltung der Zuſtände, die jene Fragen berühren. Bei dieſen 
Maßnahmen handelt es ſich in der Haupkſache um die Konzenkrie- 
rung der Unkernehmermachk in der deutſchen Texkilinduſtrie; um 
einen Vorgang, der nicht nur für die Texkilarbeiker, ſondern für die ganze 
Öffentlichkeit erhebliches Intereſſe beanſprucht. 
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Der organiſatoriſche Gedanke iſt in der deukſchen Textilinduſtrie bei den 
Unternehmern ſchon lange rege; aber nie iſt verſucht worden, ihn in ſolch 
ſyſtematiſcher Weiſe in die Tat umzufeßen, wie das jetzt geſchieht. Im An- 
ſchluß an den großen Kampf der Krimmitſchauer Texkilarbeiter um 
den ZJehnſtundenkag begann ſich das Unternehmertum in größere Organi- 
jetionen zuſammenzuſchließen; zunächſt mit dem ausgeſprochenen Zwecke, 
das Streben der organifierfen Arbeiter nach beſſeren Lohn- und Arbeits- 
verhältniſſen zu bekämpfen. Beſonders hervorgetan haben ſich in dieſer 
Beziehung der Unkernehmerverband der Textilinduſtriellen Krimmit⸗ 
ſchaus, die Unkernehmerorganiſationen in der Krefelder Seiden- 
induſtrie, und am rückfichtslofeften ging vor der Verband münfter- 
ländiſcher Textilinduſtrieller. Dieſer Unternehmerverband, der es in 
der Haupkſache nur mit chriſtlich organiſierten Textilarbeitern zu kun 
hatte, ſchlug jede Bewegung der Arbeiter mit einer Ausſperrung anderer 
Arbeiter nieder. Kurz vor Ausbruch des Krieges verſuchte dasſelbe Mittel 
der Unternehmerverband in der Tuchinduſtrie der Nieder lauſitz. 
Wäre der Krieg nicht dazwiſchen gekommen, dann dürfte bei dieſem Kampfe 
der Unternehmerverband ſicherlich ſehr ſchlecht abgeſchnitten haben. Viele 
Mitglieder jenes Verbandes wollten nur eine Androhung, aber keine 
Durchführung der Ausſperrung, weil fie ihnen, gleichviel wie fie endete, 
ſchweren, nie gutzumachenden Schaden bringen mußte. Jede Ausiper- 
rung bringt den Unternehmern ſchweren Schaden; alſo auch dann, wenn 
fie mit einer Beſiegung der Arbeiter endet. Dieſe Erkennknis hat dazu ge- 
führt, daß die Taktik in einigen Unkernehmerverbänden gründlich geändert 
wurde. Namentlich in der Saiſoninduſtrie fattelfe man um. Hier, 
wo Sommer- und Winterware hergeſtellt wird, wo deshalb die Ware bis 
zu einer beſtimmken Zeit abgeliefert ſein muß, iſt es recht gefährlich, durch 


Arbeikerbewegungen in der Produktion geftört zu werden. Die Unternehmer 


in der ſogenannken ſächſiſch-kthüringiſchen Textilinduſtrie könnten 
für die Richtigkeit dieſer Takſache ſicher ſehr durchſchlagendes Beweis- 
material vorlegen. Die im Verband ſächſiſch-khüringiſcher Webereien or- 
ganiſierten Unternehmer find es deshalb auch geweſen, die zu der Einficht 
kamen, daß es für die dortige Webwareninduſtrie geradezu eine Lebens 
frage ſei, ſich mit den Arbeikern über die Fragen des Arbeitsvertrags zu 
verſtändigen. Sie ſchufen einen Lohnkarif, der auf Grund von Ankrägen 
der Arbeiker, wenn auch nicht im vollen Umfang dieſer Ankräge, ſo doch 
keilweiſe im Sinne dieſer erhöht wurde, und der von den Mitgliedern des 
Webereiverbandes ſtreng eingehalten werden muß. In der Greizer Zen- 
krale dieſes Verbandes figen gegen 20 Beamte, die mit der Ausführung 
der Funktionen des Verbandes bekraut find. Bei dieſem Verband iſt 
wohl auch heute die Arbeikerfrage ſchon eine Frage von mehr untergeord- 
neter Bedeukung. Gewiß, er läßt fie nicht aus den Augen, fie iſt ihm fo 
wichtig, daß er ſogar als Vermittler auftrat, um vor einiger Zeit einen 
ernſten Konflikt in der ſächſiſch-khüringiſchen Färbereiinduffrie aus der 
Welt ſchaffen zu helfen. Aber die Arbeiterfrage iſt für den Verband 
ſächſiſch⸗khüringiſcher Webereien kein ſchwer lösbares Problem mehr. 
Das Hauptgewicht ſeiner Tätigkeit legt er darauf, Verkaufsbedingungen 
für die Webwaren durchzuſetzen, welche es geſtakten, neben angemeſſenem 
Unkernehmergewinn auch den Arbeikern Löhne zu zahlen, die den Verband 
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davor ſchützen, daß die Bekriebe ſeiner Mitglieder wegen Streit über Lohn- 
und Arbeitsverhältniſſe zum Skillſtand kommen. | 

Ob man nach dem Krieg in allen Unternehmerverbänden der deutſchen 
Textilinduſtrie dieſen Weg zur Verhinderung von Arbeikerkämpfen ein- 
ſchlagen wird? Zu wünſchen wäre es, ganz beſonders für die Texkilinduſtrie 
ſelbſt. Denn darüber wird wohl Zweifel nirgends beſtehen, daß erſtens ein— 
mal nach dem Kriege zur Beſtreitung der erheblich höheren Ausgaben für 
die Lebenshaltung den Arbeitern erheblich höhere Löhne werden gezahlt 
werden müſſen als vor dem Kriege, daß zweitens aber die deutſche Texkil— 
induſtrie nach dem Kriege in Verhälkniſſen ſtehen wird, durch die Konflikte 
zwiſchen Unternehmern und Arbeitern, die zur Niederlegung der Arbeit 
und zur Ausſperrung von Arbeitern führen, zu einer ökonomiſch noch 
ernſteren Sache werden als vor dem Krieg. 

Da enkſteht nun die Frage: Iſt der Zweck der Konzenkration der Unter- 
nehmermachtk in dieſem Sinne zu deuten? Das iſt ſchwer zu beantworten. 
Wie ſieht dieſe Konzentration aus? 

Vor dem Kriege hakte es die Organiſierung der Unternehmer in der 
Texkilinduſtrie nur bis zu örklichen oder Bezirksorganiſakionen gebracht. 
Jetzt hat nicht nur eine Vermehrung dieſer kleineren Organiſakionen ſtakt— 
gefunden, ſondern die Unkernehmer organiſieren ſich in Induſtrieverbänden 
über das ganze Reich, und dieſe Induſtrieverbände kreten lezten Endes in 
einem Zenkralausſchuß in ein Karkellverhälknis zueinander. Man muß jagen, 
die Unternehmer der Texkilinduſtrie machen auf dem Gebiet der Zuſammen— 
faſſung ihrer Macht ganze Arbeit. 

Von den wichtigeren Bezirksorganiſakionen der deukſchen Texkilinduſtrie 
ſeien angeführk: 


Der Zentralverband deukſcher Jukeinduſtrieller. 

Der Verband deutſcher Leineninduſtrieller. 

. Der Verband ſächſiſcher Induſtrieller. 

. Der Verband ſchleſiſcher Textilinduſtrieller. 

Der Arbeitgeberverband der Tuchinduſtrie in der Lauſitz. 

Der Verband der ſächſiſch-thüringiſchen Webereien. 

. Der Verband ſächſiſch-khüringiſcher Färbereien. 

. Der Verband ſüddeukſcher Baumwollinduſtrieller. 

. Der Verein deutſcher Tuch- und Wollwarenfabrikanken. 

10. Der Verband elſäſſiſcher Webereien. 

11. Der Verband münſterländiſcher Texkilinduſtrieller. 

12. Der Verband der Seidenſtoffwebereien. 

13. Der Internationale Verband der Seidenfärbereien. 

14. Der Verband deutſcher Krimmer- und Wollplüſchfabrikanten. 

15. Der Verband der Fabrikanken von Damenkonfektion- und Koſtümſtoffen. 
16. Der Verband deutſcher Möbelſtoff- und Mokettewebereien. 

17. Der Verband Lauſitzer und ſchleſiſcher Orleanwebereien. 

18. Die Vereinigung erzgebirgiſcher Poſamentenmaterialfabrikanten. 

19. Der Wuppertaler Fabrikantenverband der Band-, Litzen- und Spitzenbranche. 
20. Die Vereinigung der Kongreßſtoff-, Gardinen- und Tapiſſerieſtoffwebereien. 
21. Der Verband deutſcher Teppichfabrikanten. 5 

22. Der Verein deutſcher Wirkereien. 

223. Der Verband der Webereien der ſächſiſchen Oberlauſitz. 

24. Die Vereinigung deutfher Militärtuchfabrikanten. 

205. Der Verband der Bandfabrikanken. 
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Neben dieſen größeren Bezirks- bezw. Branchenorganijafionen gibt es 
noch eine große Anzahl von ſogenannken Preiskonvenkionen, die nur ge- 
gründet wurden, um Handelsinkereſſen wahrzunehmen, und die daher für 
dieſe Unterſuchung außer Betracht bleiben können. 

Die vorſtehende Zuſammenſtellung, die nicht Anſpruch auf Vollſtändig⸗ 
keit machen kann, weil in der Organiſierung der Texkilunkernehmer gegen- 
wärkig alles in Fluß iſt und fortwährend neue Gebilde enkſtehen, zeigt, daß 
die Möglichkeit wohl gegeben wäre, zu einer ähnlichen Taktik zu greifen, 
wie ſie der Verband ſächſiſch-thüringiſcher Webereien anwendet, um 
Fragen der Lohn- und Arbeitsverhälkniſſe der Löſung zuzuführen, ohne daß 
es zu ſchweren Skörungen der Produktion kommt. Es iſt freilich kaum zu 
erwarten, daß der Geiſt in den meiſten der hier genannten Unternehmer- 
organiſationen von der Beſchaffenheit ſein wird, wie er zu der hier ange- 
deukeken Löſung nötig iſt. Der ſächſiſche Induſtrielle Herr Claviez in 
Adorf i. V. machte vor einiger Zeit im dorkigen Kriegsausſchuß eine Be- 
merkung, welche geeignek iſt, die Arbeiter vor Illuſionen zu warnen. Auf 
die Bemerkung eines Arbeiterverkrekers, die Unkernehmerverbände möch- 
ken doch ihre Kaſſenbeſtände auch in den Dienſt der Kriegsfürſorge ſtellen, 
erwiderte Herr Claviez: Wir brauchen unſere Gelder in den 
Verbänden, um nach dem Kriege etwaigen Streik⸗ 
gelüften der Arbeiter entgegentreten zu können.“ Es 
iſt an ſich ja köricht, von Streikgelüſten der Arbeiter zu reden; aus Luſt am 
Streik kreten organiſierke Arbeiter nicht in den Streik. Der Skreik iſt immer 
die Ultima ratio, das letzte Mittel, das Gewerkſchaften anwenden, wenn 
eine Verſtändigung unmöglich gemacht wird. Man braucht kein Prophet 
zu fein, um angeſichks der Schwierigkeiten, mit denen die Induſtrie nach 
dem Kriege zu kämpfen haben wird, zu ſagen, daß Herr Claviez und ſeine 
gleichgefinnten Leute das denkbar unkauglichſte Mittel anzuwenden ge- 
denken, um »Streikgelüſte« der Arbeiter zu bekämpfen. Not kennt kein 
Gebot! Wenn die Not dazu zwingt, höhere Löhne zu verlangen, dann wird 
die Arbeiterſchaft nichts abhalten, das Verlangen zu ſtellen und nötigenfalls 
ſolidariſch für deſſen Erfüllung einzuſtehen. 

Nötig wird allerdings ſein, daß die Texkilarbeiterſchaft organiſakoriſch 
den Zeilverhälkniſſen in ebenſo weikgehendem Maße Rechnung krägt, wie 
das die Texkilunternehmer jetzt kun. Dieſe Unternehmer legen ſich jetzt eine 
außerordentlich ſchwere Rüſtung an, um in den kommenden Friedenszeiten 
gemeinſam ihre Inkereſſen energiſch wahrzunehmen. Die Unkernehmer der 
deutichen Texkilinduſtrie organifieren ſich auf fachlicher Grundlage in fünf 
großen, nach der Spinnſtoffverarbeitung gefrennten Induſtrieverbänden. 
Die gefamte Wollinduſtrie zum Beiſpiel organiſierk ſich in Branchengruppen. 
Gruppe A bilden die Tuch- und Kleiderjtoffabrikanten, Gruppe B die Woll- 
ſpinner, Gruppe C die Wöbelſtoff- und Teppichfabrikanken uſw. Die ein⸗ 
zelnen Gruppen, an ſich ſelbſtändig, vereinigen ſich im ſogenannken Wirk- 
ſchaftsausſchuß der deutſchen Wollinduſtrie, in welchem jede Gruppe durch 
fünf Mitglieder verkreken iſt. In gleicher Weiſe, wie das bei der Woll- 
induſtrie durch die Gründung des Wirkſchafksbundes für die deukſche Woll- 
induſtrie bereits geſchehen iſt, wird auch die Baumwoll, Seide 
Juke und Baſtfaſer ninduſtrie Deutſchlands organiſierk werden. Die 
Wirkſchaftsausſchüſſe dieſer fünf Induſtrieverbände bilden dann den Zen- 
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kralausſchuß der geſamken deutfhen Textilinduſtrie, 
der die Inkereſſen dieſer Induſtrie in Fragen der inneren und äußeren Po— 
litik Deutſchlands verkreken wird. Hier nun liegt es klar zufage, daß einer 
jo ſyſtematiſch zuſammengefaßken Macht des Unkernehmerkums der ganzen 
Induſtrie der Erfolg in der Erreichung beſtimmker Ziele nicht verſagt bleiben 
wird. Wenn auch die Haupkkätigkeit dieſer zuſammengefaßten Unternehmer- 
macht entfaltet werden wird auf dem Gebiet der Einwirkung auf die Geſetz— 
gebung und Verwaltung des Reiches und der Bundesſtaaken, jo birgt dieſe 
Tätigkeit für die Inkereſſen der Arbeiter nicht etwa geringere, ſondern, zum 
Beiſpiel auf dem Gebiet der Sozialpolitik und der Gewerbeordnung, erheblich 
größere Gefahren als die direkte Aktion der Unternehmer gegen die Ar— 
beiter. Gerade auf dem Gebiet der Sozialpolitik und des Arbeiterſchutzes 
haben ſich die Unkernehmerverbände in der Textilinduſtrie immer recht rück- 
ſchrittlich erwieſen; beſonders in den Fragen des Arbeikerinnen- und 
Kinderſchutzes ſowie der Verkürzung der Arbeitszeit. Es ſei nur erinnert 
an den Prokeſtſturm gegen die Einführung des zehnſtündigen Arbeikskags 
für Arbeiterinnen und gegen die gejegliche Freigabe des Sonnabendnach— 
miffags. 

Dazu kommt für die Texkilarbeikerſchaft ein Weiteres: Die Unternehmer 
konzentrieren nicht nur ihre Macht zum Zwecke der Wahrnehmung ihrer 
Inkereſſen bei den Fragen der Geſetzgebung und Verwaltung, ſondern fie 
beginnen damit, die Betriebe gleicher Induſtriezweige ganzer Bezirke 
einer einzigen Aktiengeſellſchaft zu unterſlellen. Die Web- 
warenfabrikanken in Glauchau und Meerane haben ſich in einer ein- 
zigen Aktiengejellichaft vereinigt. In Glauchau allein kommen 20 Bekriebe 
in Frage, und in Meerane werden es deren nicht weniger fein. Die Ver- 
einigung aller dieſer Betriebe in einer Aktiengefellichaft bietet den Unter- 
nehmern und der Glauchau-Meeraner Webwareninduſtrie ohne Zweifel 
kechniſch wie wirkſchafklich große Vorteile; weshalb auch damit zu rechnen 
iſt, daß die nahe verwandte Gera-Greizer Webſtoffinduſtrie den 
Schritt der Glauchau-Meeraner bald nachmachen dürfte. Die Frage wird 
dort ſchon ſeit Jahren erwogen. Die Schwierigkeiten im Warenabſatz und 
in der Geſtaltkung der Preiſe, mit denen jene Induſtrien jeit Jahren zu 
kämpfen haben, laſſen ſich nakürlich weit beſſer überwinden, wenn anſtakk 
40 bis 50 Firmen nur noch eine Firma auf den Plan tritt. Neben der 
vorteilhafteren Beſchaffung der Rohſtoffe, die nach dem Kriege eine große 
Rolle für die Webſtoffinduſtrie ſpielen wird, iſt es in erſter Linie die För- 
derung des Warenabſatzes zu lohnenden Preiſen, was den Anlaß zur Grün— 
dung der Akkiengeſellſchaft für die Glauchau-Meeraner Texkilinduſtrie ge- 
geben hat. 

Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß bei ſo viel Bekrieben, die der Ge— 
ſellſchaft zur Verfügung ſtehen, die Erzeugung der Waren fo vorgenommen 
werden wird, daß nicht mehr jeder Betrieb jede Ware herſtellt, ſondern 
daß jeder Betrieb beſtimmte Artikel ſtändig herſtellt, wodurch nicht 
nur die Produktion geſteigert, ſondern auch verbilligk wird. Die Vorrich- 
kung verbilligt ſich, wenn immer möglichſt gleichartige Waren in ein 
und demſelben Betrieb hergeſtellt werden, und die Arbeiter, die ſtändig 
gleichartige Waren herſtellen, erlangen quantitativ wie qualifafiv eine viel 
höhere Leiſtungsfähigkeit als bisher, wo fie Waren ganz verſchiedener Her- 
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ſtellungsark einander folgend anzuferkigen haften. Muß zur Produktions- 
einſchränkung geichritten werden, wie das in der dorkigen der Saiſon unter- 
worfenen Induſtrie meiſt bei jeder Saiſon vorkommt, dann wird man nicht 
mehr in allen Betrieben Stühle leerſtehen und alle Betriebe laufen 
laſſen, ſondern man wird einzelne Betriebe ganz ſtillſtehen, andere aber 
voll laufen laſſen, um jo Produkkionskoſten zu erſparen. Bei den Er- 
wägungen über die Zweckmäßigkeit der Vereinigung der Gera-Greizer 
Webſtoffinduſtrie in eine Akkiengeſellſchaft ſpielt gerade dieſe Frage eine 
große Rolle. Für die Arbeiterſchaft freilich handelt es ſich hier um eine 
ſehr ernſte Sache. Die Zahl der Webſtühle im Verband der ſächſiſch- 
khüringiſchen Webereien bekrug im Jahre 1912 insgefamt 35 220. Die 
Stuhlftatiftiken, die der Deukſche Textilarbeiterverband ſchon ſeit Jahren 
allmonaklich dort aufgenommen bat, zeigten, daß zeitweilig ein großer Pro- 
zenkſatz der Stühle leer ſtand. Es waren da Orte vorhanden, wo längere 
Zeit bis zu 40 und 50 Prozent der Stühle leerſtanden. Daraus mögen die 
Texkilarbeiter erſehen, wie es um die Sicherheit ihrer Exiſtenz beſtellt ſein 
wird, wenn die koke Saiſon mit der Stillegung ganzer Betriebe überwunden 
wird. Wenn durch eine Teilung der Produktion nach Betrieben die Pro- 
duktivität ſteigt, dann wird auch zu normaler Gejchäftskonjunktur die 
Periode der kotken Saiſon eine längere werden als ſeither. Die Arbeiter- 
ſchaft muß alſo beizeiten dafür ſorgen, daß nicht das, was den Unternehmern 
zum Vorkeil gereicht, für die Arbeiter zum Nachkeil wird. 

Einen weiteren weſenklichen Vorkeil finanzieller Art werden die Unter- 
nehmer in Glauchau-Meerane erlangen durch die Vereinfachung 
der Muſterung. Während bisher alle 40 bis 50 Bekriebe Zeit und 
viel Geld verwandten, um die Abnehmer mit neuen Muſtern zu bedienen, 
wird man in Zukunft wahrſcheinlich nur einen Betrieb dauernd mit 
der Herſtellung von Muſtern beauftragen. Es wird dann erſtens einmal 
auch im MWuſtern Beſſeres geleiſtet werden, und zweitens wird eine weitere 
Steigerung der Produktivität eintreten dadurch, daß nun mit Ausnahme 
des einen Muſterungsbekriebs alle Betriebe ununterbrochen Verkaufsware 
herſtellen können. Die Muſter der Glauchau-Meeraner Webſtoffinduſtrie 
werden ſich obendrein, hergeffellt in einem Bekrieb, erheblich billiger ſtellen 
als zur Zeit, wo jeder Bekrieb Muſter herſtellen mußte. 

Von welcher Seite man auch dieſe Art der Zuſammenfaſſung der Unter- 
nehmermacht anſehen mag, nichts erblickht man, was ungünſtig wirken 
könnte für die Unternehmer, um jo mehr aber erblickt man von dem, was 
ungünſtig wirken kann für die Arbeiter. Vor allem anderen kommt 
da für die Exiſtenz der Texkilarbeiker in Glauchau-Meerane und dorf, wo 
die Unternehmer dem Glauchau-Meeraner Beiſpiel folgen werden, als ge- 
fahrdrohend in Bekracht, daß alle Arbeiter der vergejellichafteten Be- 


kriebe nur noch bei einem einzigen Unternehmer in Arbeit 
ſtehen. Auf dieſen einzigen Unternehmer find fie angewieſen; ein Wechſel 


der Arbeitsſtelle hat meiſt den Wechſel des Wohnorts zur Folge. Es liegt 


nahe, daß unter ſolchen Umſtänden das Arbeitsverhältnis leicht gekrübt 
werden kann durch das Wachwerden von Gelüſten der Beamten der Ge- 
ſellſchaft, die darauf hinzielen, die Arbeiter zu beherrſchen. Dem kann nur 
vorgebeugt werden durch geſchloſſene Organiſakion der Arbeiker. Die 


Glauchau-Meeraner Arbeiter find ja erfreulicherweiſe nicht unbewanderk in 
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der Wahrnehmung ihrer Inkereſſen re ihre Organiſakion. Es kommt 
jetzt darauf an, daß fie dieſe Organiſation lückenlos machen. Je mehr 
ie das kun, deſto weniger leicht wird es der Kapitalmacht möglich werden, 
die Arbeiter zu verjklaven. Die Glauchau-Meeraner Zertilarbeiter ſtellen 
Arbeitskräfte von hohem Werke dar. Es würde das Törichkeſte fein, was 
die konzenkrierke Unternehmermacht kun könnte, wenn fie dieſe Macht, an- 
ſtatt fie nur kommerziell und bekriebskechniſch wirken zu laſſen, zu dem Ver- 
ſuch mißbrauchen ſollte, für dieſe Arbeiter eine Art Königreich Stumm 
zu ſchaffen. Denn ſo hochqualifizierke Arbeitskräfte wie die Glauchau— 
Meeraner Texkilarbeiter werden nach dem Krieg auf dem Arbeitsmarkt 
eine ſehr geſuchte Ware fein. Bei einem ſolchen Mißbrauch der Unter- 
nehmermacht würde alſo nur ſicher einkreken, daß, weil die Arbeiter hier— 
gegen energiſch Fronk machen würden, die Glauchau-Meeraner Induſtrie 
alles opfern müßte, was durch die Vergeſellſchaftung zu ihrem Vorkeil aus- 
ſchlagen ſoll. 

Die Konzenkrierung der Unternehmermachk in der deutſchen Zertil- 
induſtrie iſt, wenn auch keine Wirkung des Krieges, ſo doch durch den Krieg 
beſchleunigt worden. Für die deutſchen Texkilarbeiter gilt es jetzt, dafür zu 
‚ jorgen, daß der konzentrierten Unkernehmermacht die konzentrierte Ar- 
beitermacht gegenübergeſtellt werden kann. 


Likerariſche Rundſchau. 


Dr. Oskar v. Hovorka, Geiſt der Medizin. Analykiſche Skudien über die 
Grundideen der Vormedizin, Urmedizin, Volksmedizin, Zaubermedizin, Berufs- 
medizin. Wien und Leipzig, W. Braumüller. VIII, 364 Seiten. 6 Mark. 


Dr. Hovorka ſtellt ſich die Aufgabe, den »phylogenekiſchen Enkwicklungsgang« 
aufzuhellen, den »das mediziniſche Alphabet im Laufe der Zeiten durchgemacht 
haben muß. (S. 1.) Beſonders beſchäftigt ihn die Geſtaltung, die die Medizin im 
Volke fand, ehe ſie zur zünftigen Schulmedizin wurde, die dann in die heutige 
wiſſenſchaftliche Medizin überging. Der Gegenſtand iſt von äußerſter Wichtigkeit 
ſowohl für den Soziologen wie für den Sozialiſten, den jede Leiſtung der Volks- 
maſſe intereſſiert. 

Leider gibt uns Dr. Hovorka nicht das, was er im Titel verſpricht: Studien über 
die »Grundideen« der Volksmedizin in ihren verſchiedenen Entwicklungsſtufen. Wir 
finden bei ihm nur einige Aphorismen darüber, die allerdings bemerkenswert find, 
den Hauptteil des Buches bildet aber nur eine Aufzählung der verſchiedenen, teils 
rationellen, keils höchſt irrationellen Heilmittel der Volksmedizin, die im Schwange 
ſind, und bei jedem die Angabe der Völker, die es anwenden. Auffallenderweiſe 
erwähnt er dabei nicht die Bäder, die, beſonders die Schwißbäder, in der Heil— 
behandlung mancher Nakurvölker eine große Rolle ſpielen. Die Anwendung von 
Heilmitteln iſt aber doch nicht die ganze Medizin, ſondern nur ein Stück davon. 
Anderſeiks kann aber dasſelbe Heilmittel unter verſchiedenen Verhältniſſen etwas 
ſehr Verſchiedenes bedeuten. Irgendein Einblick in den Geiſt der Medizin iſt aus 
dieſer untergeordneten Anhäufung von Beobachkungen nicht zu gewinnen. 

Dabei ſind die Angaben ſelbſt oft höchſt unpräzis, ſo daß ſich mit ihnen gar 
nichts anfangen läßt. Er ſagt zum Beiſpiel: 

»Auch die kote Hand beſitzt im Volksglauben eine bedeukende Heilkraft; jo 
glaubt man in den Vereinigten Staaten, daß die einer verſtorbenen keuſchen Jung- 
frau abgehackke Hand viele Krankheiten heilen könne.« (S. 60.) 
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Jede weitere Angabe darüber fehlt, wer das berichtet, aus welcher Zeit und 
welcher Grklichkeit der Berichk ſtammk. Ob dieſer Aberglaube etwa von den Puri- 
kanern im fiebzehnten Jahrhundert herübergebracht wurde, ob er ſich bei den Negern 
der Südſtaaten findet, bei Hinkerwäldlern, die ihn von Indianern übernahmen, oder 
ob er von Spanien oder Mexiko nach Kalifornien eingeſchleppt wurde — nichts da- 
von. »In den Vereinigten Staaten«, das iſt ungefähr jo präzis, als wenn jemand 
von einem Gebrauch ſagen würde, er finde ſich 'in Europa«. 

Mit ſolchen Angaben läßt ſich natürlich gar nichts anfangen. 

Dabei zieht Hovorka auf rein ſpekulakiver Grundlage die kühnſten Schlüſſe. 
Das nimmt mitunter geradezu komiſche Formen an. 

So ſpricht er an einer Stelle von der Anwendung des Leckens als Heilmitel 
in der Urmedizin, ja ſchon in der Vormedizin, beim Tiere: 5 

»Das Lecken dürfte beim Urmenſchen aus denſelben Urſachen enkſprungen ſein 
wie beim Tiere: zunächſt verſuchte er oberflächliche, blutende Wunden vom Blute 
oder Schmutze zu befreien; bald fand er jedoch überdies heraus, daß das Lecken 
durch Abſchließung der Wunde von der Luft auch ſchmerzſtillend wirke.« (S. 35.) 

Das klingt ſehr einleuchtend. Nun aber der Beleg dafür: 

»So wird ſchon in der Bibel der Hund erwähnt, welcher die Geſchwüre des 
Lazarus belect.« 

Das ſchon iſt gukt. Schon im Neuen Teſtament, das der römiſchen Kaiſerzeit 
entftammt, dem Gipfelpunkt der antiken Kultur, finden wir die Medizin des Ur⸗ 
menſchen! In dem Gleichnis vom armen Lazarus ſteht aber auch kein Work 
davon, daß das Lecken der Geſchwüre durch die Hunde zu Heilzwecken geſchieht. 
Ebenſowenig wird Hovorka behaupten wollen, daß das Lecken von Wunden durch 
Hunde jemals in der Volksmedizin zu Heilzwecken verordnet wurde. Was ſoll alſo 
der Hinweis auf Lazarus! Die bloße Takſache des Leckens genügt Hovorka, Lazarus 
zur Illuſtrierung des Geiſtes der Urmedizin anzurufen. Jegliches Lecken ſcheint ihm 
dieſer Urmedizin zu enkſtammen, und jo behauptet er dann ſchließlich: 

»Auch die bekannte Leckphraſe des Götz von Berlichingen gehört zweifellos (!) 
hierher, woraus ihre uralte Abſtammung zu erſehen iſt.« (S. 36.) 

Schade, daß in anderen Sprachen die gleichbedeutende Phraſe nicht zum Lecken, 
ſondern zum Küſſen des betreffenden Körperteils auffordert. 

Hovorka hat ſich von Mephiſtopheles aufs Eis führen laſſen, der dem Schüler 
weismachte: »der Geiſt der Medizin iſt leicht zu faſſen«. Er hat's zu leicht ge- 
nommen. 

Wer eine Enkwicklung der Grundideen der Volksmedizin in dem Buche ſucht, 
wird enkkäuſcht fein, wohl aber kommt der Leſer auf ſeine Koſten, wenn er nur eine 
Zuſammenſtellung vieler der unzähligen Heilmittel ſucht, die ſeit Urzeiten in der 
Volksmaſſe angewandt werden. Man ſtaunk dabei, wie viele und wie rationelle 


Heilmittel ſchon der Urmenſch kannke und anwandke. Man kann ſich des Eindrucks 


nicht erwehren, daß die Entwicklung der Medizin feit der Urzeit lange hindurch nur 
geringe wirkliche Zortichritte aufweiſt, daneben aber eine ſteks wachſende Fülle der 
abſurdeſten Vorſtellungen. Ein Ende findet dieſer Entwicklungsgang erſt mit dem 


Auftauchen der wiſſenſchaftlichen Medizin. Erklärlich wird er zum Teil dadurch, 


daß das Wirken des Heilenden, ſei es Arzt oder Schäfer oder weiſe Frau, ſchwer zu 
kontrollieren iſt. Gegen den Tod iſt kein Kraut gewachſen, anderſeiks werden manche 
Leute geſund nicht durch den Arzt, ſondern kroß ſeiner Behandlung. Endlich aber hat 
er nicht nur die Aufgabe, zu helfen, ſondern auch zu kröſten, dem Kranken und ſeiner 
Umgebung Mut zu machen. Was auf dieſe ſuggeſtiv wirkt, hängt aber nicht vom 
Arzt allein ab, ſondern ebenſoſehr von dem Wiſſen und Glauben der Patienten 
und ihrer Pfleger. Und in der Todesangſt greift man nach jedem Skrohhalm. So 
wird zeitweiſe gerade die Medizin die Stätte des wildeſten Aberglaubens. K. K. 


| 
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Luiſe Zieß, Zur Frage der Frauenerwerbsarbeil während des Krieges und 
nachher. (Sozialdemokratiſche Frauen-Bibliothek IX.) Berlin, Buchhandlung 
Vorwärts Paul Singer G. m. b. H. 47 Seiten. Preis 50 Pfennig. 


Dieſe vom Parkeivorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands her- 
ausgegebene Schrift hat, wie die Verfaſſerin betont, den Zweck, einen Beitrag zur 
Orientierung über die wichtige Frage der Frauenerwerbsarbeit zu liefern und zur 
Diskuſſion anzuregen, und zwar ſoll dabei nicht nur Material über den Umfang 
und die Art der ſeit dem Kriege neu angewandten Frauenkraft, über die Lohnhöhe 
und den Prozenkſatz der Organifierten geſammelt, ſondern auch kritiſch unter- 
ſucht werden, welche Ausblicke ſich für die Arbeikerklaſſe aus dem gegenwärtigen 
Stand der Dinge ergeben, welche Aufgaben den beiden großen Organiſationen 
der Arbeiter, der Partei und den Gewerkſchaften, daraus erwachſen und wie ins- 
beſondere die Frauen ſelbſt ſich zu der Wandlung ihrer Arbeit und ihrer ſozialen 
Poſition ſtellen. Die Schrift behandelt zunächſt die Zunahme der Frauenerwerbs— 
arbeit während des Krieges, dann die beſtimmenden Fakkoren der Enkwicklung 
und die volkswirtichaftlihe Notwendigkeit der Frauenerwerbsarbeit, deren privat- 
wirtſchaftliche Notwendigkeit, das Intereſſe des Kapitals und die Lohnhöhe und die 
„Wirkungen der Über- und Nachtarbeit auf den Frauenorganismus, geſchildert an 
der Hand von ärztlichen Gutachten, die von der Verfaſſerin eingeholt wurden. 
Sie ſchließt daran eine Erörterung der Frage, wie ſich die Gewerkſchaften zur 
Frauenarbeit ſtellen, und kommt zu dem Schluß: »Wir bedauern keineswegs die 
Revolutionierung der Frauenarbeit, die nur eine Seite jener wirkſchaftstechniſchen 
Entwicklung darſtellt, die den Kapitalismus zum Siege führte. Wir bedauern und 
bekämpfen nur die Begleitkumſtände, unter denen dieſe Entwicklung ſich vollzieht. 
Sie ſelbſt begrüßen wir als kulturellen und geſchichklichen Fortſchritt, der weſent— 
lich dazu beiträgt, die Vorbedingungen für die Verwirklichung des Sozialismus zu 
vollenden.« Die weiteren Abſchnikte behandeln: Schutz und Entlaftung für die er- 
werbende Frau, Frauenerwerbsarbeikt und Bevölkerungspolitik, Frauenerwerbs— 
arbeit und Erziehungsfragen und Erwerbsarbeit und Staaksbürgerrechte der 
Frauen; das letzte Kapitel zeigt, wie der Kapitalismus, indem er auch die Frauen 
immer mehr in ſeine Dienſte zwingt, dieſen zum Bewußtjein bringt, daß politiſche 
Rechte die notwendige Waffe für ihren Kampf ums Brot find und damit fie in 
die Reihen des politiſchen Kampfes kreiben muß, wie ihn die Sozialdemokratie 
für das gleiche Recht aller ohne Unkerſchied des Geſchlechts führt. 


Die Beſtrebungen für eine wirkſchaftliche Annäherung Deutjchlands an Sſterreich⸗ 
Ungarn. Protokoll der Verhandlungen, die am 9. Januar 1916 zwiſchen der jo- 
zialdemokratiſchen Fraktion des Deulſchen Reichstags, dem ſozialdemokratiſchen 
Parteivorſtand und Parkeiausſchuß, der Generalkommiſſion und den Vorſtänden 
der deutſchen Gewerkſchaften, einer Verkretung des Zentralverbandes deutſcher 
Konfumenten und einer Verkrekung der ſozialdemokratiſchen Partei Sſterreichs 
und der öſterreichiſchen Gewerkſchaften in Berlin über die wirtſchaftliche An- 
näherung Deutſchlands und Sſterreich-Ungarns ſtaktfanden. Herausgegeben vom 
Vorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. Berlin 1916, Verlag 
Buchhandlung Vorwärts. 64 Seiten. Preis 1 Mark. | 

Der erſte Referent, Dr. Renner, weiſt auf die allgemeine Tendenz zur Bil- 
dung großer Wirtſchaftsimperien hin und folgert daraus die Notwendigkeit, daß 
ſich auch die mitteleuropäiſchen Staaten, insbeſondere Deukſchland und Sſterreich- 

Ungarn, ferner aber auch die Balkanſtaaten und die Türkei, zu einem Wirtjchafts- 

verband zuſammenſchließen. Die Meiſtbegünſtigung der alten Handelsverträge 

habe viel von ihrem urſprünglichen Werk verloren, da fie in der Praxis arg durch- 
löchert ſei, fie genüge heute nicht mehr dem wirkſchaftlichen Bedürfnis nach engerer 
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Verbindung der Zenkralmächte. Die Bildung eines gemeinſchaftlichen Wirtſchafts- 
gebiets ſei eine geſchichtliche Notwendigkeit. 

Der zweite Referent, Cunow, unkerſucht die Formen, in denen dieſer Zufam- 
menſchluß vor ſich gehen ſoll. Bloße zollpolitifche gegenſeitige Begünſtigung ſei 
nicht nur ungenügend, ſondern geradezu gefährlich. Anzuſtreben ſei die vollſtändige 
Zollunion. Bis dieſe herbeigeführt ſei, ſeien verkehrspolitiſche Übergangsmaßregeln 
notwendig, aber auch in dieſer Zeit keine Zwiſchenzölle. Gleichartigkeit der Eifen- 
bahn-, Währungs-, Arbeiterſchuß- und Steuerverhältniſſe in den zu vereinigenden 
Ländern ſei keine unerläßliche Vorausſezung. 

In der Diskuſſion, an der ſich die Genoſſen Robert Schmidt, Ledebour, Viktor 
Adler, Hoch, Ellenbogen, Cohen (Reuß), Ernſt Meyer, Seitz, Molkenbuhr und 
David beteiligten, werden haupkſächlich die Fragen erörtert, welchen Intkereſſen der 
Zuſammenſchluß enkſpreche und welche Formen der Verbindung von dieſen Inter- 
eſſen diktiert werden, ferner ob nicht durch dieſe Verbindung die Handelsbezie- 
hungen insbeſondere Deutſchlands zu den übrigen Ländern, vor allem zu England, 
beeinträchtigt würden. 


Dr. Karl Renner, Sſterreichs Erneuerung. Politiſch-programmakiſche Aufſätze. 
Wien 1916, Wiener Volksbuchhandlung Ig. Brand & Co. 160 Seiten. Preis 
3 Mark. 


Das Buch vereinigt Aufſätze, die der Verfaſſer im Verlauf des Krieges haupt- 
ſächlich in der Wiener »Urbeiter-Zeitung« veröffentlicht hat. Er bemüht ſich, die 
Kräfte und Faktoren aufzuzeigen, die Sſterreichs Forkbeſtand und künftiges Ge- 
deihen verbürgen. Er behandelt insbeſondere das nationale Problem und deſſen 
Löſung durch die nationale Autonomie innerhalb des Nakionalikäkenſtaats, den er 
als die hiſtoriſch dem Nationalftaat überlegene modernere Form des Staates be- 
zeichnet. Eingehend werden die grundlegenden Mängel der öſterreichiſchen Ver- 
waltung beſprochen, die engliſchen und deutſchen Verhältniſſe zum Vergleich 
herangezogen und ein Reformprogramm entwickelt. Endlich werden die handels- 
politiſchen Probleme erörtert, die ſich an das Schlagwort »Mitteleuropa« knüpfen. 
Der Verfaſſer ſetzt ſich warm für eine Zollunion mit ſchrittweiſer Ausgleichung der 
Währungs-, Kredit-, Eifenbahn-, Markt-, Steuerverhälkniſſe uſw. ein und warnt 
vor den Gefahren einer Zwiſchenzollinie. 


Louis B. Boudin, Socialism and War (Sozialismus und Krieg). New Vork 
1916, New Review Publiſhing Aſſociation. 267 Seiten. Preis 1 Dollar. 

Das kürzlich erſchienene Buch enthält ſechs Vorträge, die der Verfaſſer im 
November und Dezember 1914 in New Vork vor Parkeigenoſſen hielt. 

Zunächſt wird nachgewieſen, daß die Urſachen, die in der amerikaniſchen Öffent- 
lichkeit für den Kriegsausbruch in der Regel angeführt werden, unzutreffend find: 
der Wille des Deutſchen Kaiſers oder des ruſſiſchen Zaren, die deutſch-engliſche 
Handelskonkurrenz, Intrigen der Bankgruppe des Hauſes Rothſchild, der vor- 
beugende Kampf der Aukokratie gegen die wachſende demokratiſche Bewegung 
oder der herrſchenden Klaſſen gegen die drohende Revolution. Hierauf werden die 
verſchiedenen Phaſen des Kapitalismus auf ihr Verhalten zum Kriege unkerſucht, 
zunächſt die merkankiliſtiſche Frühperiode mit ihren Raubzügen und Handels- 
kriegen; insbeſondere werden ſodann der friedlichen Epoche der vorherrſchenden 
Tertilinduftrie das kriegeriſch-imperialiſtiſche Zeitalter der Eiſen- und Stahl- 
induſtrie gegenübergeſtellt und die Ideologien entwickelt, die dieſen Phaſen ent- 
ſprechen. 

Als unmittelbare Kriegsurſachen bezeichnet Boudin das raſche Wachstum der 
deutſchen Eiſeninduſtrie, deren Expanſionsdrang aber zeitlich zufammenfällf mit 
Beſtrebungen, die die verſchiedenen mittel- und oſteuropäiſchen Mächte beherrſchen, 
die aber ihrer Nakur nach nicht der letzten, ſondern der erſten, ebenfalls Rriege- 
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ischen Epoche des Kapitalismus angehören, insbefondere der Drang Deukſchlands, 


Rußlands und Serbiens nach dem offenen Meere. 


In den letzten beiden Vorkrägen wird das Verhalten der Sozialiſten zum 
Kriege unkerſucht und insbeſondere dem pazifiſtiſchen und dem nakionalen der fo- 


zialiſtiſche Standpunkt ſcharf gegenübergeftellt. 


Nolizen. 
Verſchiebungen im Außenhandel neukraler Länder. Der Krieg hat überall Ver— 


f änderungen auf wirkſchaftlichem Gebiet hervorgerufen, die entſcheidendſten wohl 


in den kriegführenden Staaten.“ Und gerade relativ unweſenkliche Veränderungen 
im Handel der Neukralen ſind manchmal in politiſcher Beziehung ſehr aufſchluß— 
reich. 

Im Außenhandel Schwedens hat im Jahre 1914 England Deutſchland von 
dem erſten Platz verdrängt, den es ſeit 1900 eingenommen hakte. Der Gejamt- 
außenhandel zwiſchen England und Schweden verringerte ſich 1914 von 444,7 um 
2,6 auf 442,1 Millionen Kronen. Dagegen ſank der Werk des deutſch-ſchwediſchen 
Geſamtaußenhandels 1914 von 469 um 55,6 auf 413,4 Millionen Kronen. Die Ver- 


ſchiebung rührt haupkſächlich von einer ſtarken Vermehrung der ſchwediſchen Aus- 


uhr nach England und einer ſehr ſtarken Verringerung der deutſchen Einfuhr 
nach Schweden her. 

Holland zeigt in ſeinem Einfuhrhandel ganz das Bild eines Staates, der 
— zwiſchen den Hauptkriegführenden liegend — von beiden Seiten in wichtigen 
Bedarfsartikeln auf »Kriegsration« geſetzt wird. Ein paar Zahlen mögen das illu— 
Keieren (alle Angaben in 1000 Tonnen). 


Einfuhr aus England nach Holland: 


1913 1914 1915 
C2034 1769 1729 
C132 85 16 
o legen 28 38 9 
Werkzeuge BERN: 38 22 13 
Einfuhr 195 Hen e nach Holland: 

1913 1914 1915 
117920 14211 6037 
D 136 86 27 
Schmiedeeiſen . W 676 574 495 
Stahl, Schienen, Aöhren u und a 256 187 81 
Metallwaren . . . 228 876 228 
c 147 113 51 
C 417 320 93 
ee Se PAR 148 156 9 
ier ME 167 127 73 


Eigenkümlich iſt dabei, daß die Einfuhr von Baumwollſamenöl, Leinöl, Palmöl, 


Sojaöl und Talg aus England nach Holland ſtark zugenommen hat. Ob Deuktſch— 


land von den Mehrmengen dieſer von ihm dringend benötigten Waren einen 
größeren oder geringeren Teil in irgendeiner Form bekommen hat, wiſſen wir 
noch nicht. In der Mehreinfuhr dieſer ſonſt zwiſchen Deutſchland und England, 
beziehungsweiſe den Urſprungsländern direkt gehandelten Artikel ſpricht ſich aber 


eine auch ſonſt beobachtete ſtärkere Inanſpruchnahme des neutralen Handels durch 


die Kriegführenden aus. So wird zum Beiſpiel berichtet, daß die Kaukſchuk⸗ 


ausfuhr aus dem braſilianiſchen Staate Bahia während des Krieges eine 


1 Quelle find die . »Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirk⸗ 
ſchaft«. 
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entſchiedene Veränderung erfahren hak. Welcher Art fie iſt, zeigen die folgenden 
Zahlenangaben. Es betrug der Werk der Kautſchukausfuhr in Conto de Reis-Geld 
im erſten Halbjahr: 


Nach kriegführenden Ländern: 1914 1915 
Deutſchlandd . . 836071 202 
Oſterreich- Ungarn 7775 — 
England OD 82795 
Frankreich i 24064 

Nach neutralen Ländern: 

Dänemark ee es 516 4728 
Holland ee L2NZ8 20595 
Nöor weg 8 337 2878 
Schweden 16839 
Bulgarie 4000 10000 
Jlalien ger. 5 „ 4720 


Während alſo die Ausfuhr 1 den kriegführenden Ländern (mit Ausnahme 
von Frankreich) geſunken iſt, haben ſämtliche neutralen Staaten bedeutende 
Mehrmengen aufgenommen, ob und in welchem Maße für den Inlandsverbrauch 
oder für die Wiederausfuhr, iſt noch nicht zu erkennen. 

Wie die Landwirtſchaft anderer Länder, jo iſt auch die holländiſche Landwirk⸗ 
ſchaft von den Kriegführenden in großem Umfang für die Deckung des Nahrungs- 
mittelbedarfs in Anſpruch genommen worden. Die Ausfuhr von Schlachk⸗ 
vieh aus Holland betrug in den letzten drei Jahren (in Stück): 


1913 1914 1915 
Stiere, N und GR 197 84 328 3953 
Kälber 88 31262 57 
Schweine 9 105117 2039 
Schafe 27244 11169 
Lämmer 40068 13739 1625 


Die in Berückſichtigung Der Größe des holländiſchen Viehſtapels (nach der 
letzten Zählung 2 100 000 Stück Rindvieh, 1 350 000 Schweine) überſtarke Ver⸗ 
mehrung der Viehausfuhr in den erſten Kriegsmonaten gab der holländiſchen Re⸗ 
gierung Veranlaſſung, die Ausfuhr von lebenden Rindern und Schweinen zu ver- 
bieten (Ende Dezember 1914). Die Folge iſt eine ſtarke Zunahme der Ausfuhr von 
»Zuchtvieh« (zum Beiſpiel Wilchkühe und Kuhkälber 1913 17 243, 1914 8124 und 
1915 20 360 Stück) und Fleiſch geweſen. Zwar iſt auch die Fleiſchausfuhr begrenzt 
worden (Schweinefleiſch im Februar, Rindfleiſch Ende Mai und Hammelfleiſch 
Anfang September 1915), aber fie hat ſich kroßdem ſtark heben können. Sie betrug 
in Willionen Kilogramm: 


1913 1914 1915 
Friſches Rind- und ee „8 15 20,6 
Hammelfleiſch . 323 N 9 11,5 
Schweinefleiſch. . 36 50 44,5 
Geſalzenes Schweinefleisch und Speck 9 16 93 
Geräuchertes und gefrocknefes Schweine- 
fleiſch und Speck 1 4,5 10 


Über die Zielrichtung der Ausfuhr Sagt das deufjhe Generalkonsulat in 
Amſterdam: »Das lebende Vieh ging vor dem Kriege haupkſächlich nach Belgien, 
nach Kriegsausbruch dagegen war Deutſchland der Hauptabnehmer. Für Schweine⸗ 
fleiſch und Hammelfleiſch war Großbritannien früher der wichtigſte Kunde der 
Niederlande, und auch von Rindfleiſch kaufte es große Mengen. Jetzt während 
des Krieges geht dagegen das Fleiſch überwiegend nach Deutſchland, weil es dort 
höhere Preiſe erzielt. « -etz- 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet 


Die Spaltung der Fraktion. 
A Von K. Kautsky. i 

Der organiſatoriſche Zuſammenhalk unſerer Partei macht jetzt die ſchwerſte 
Kriſis durch, ſchwerer als irgendeine ſeit dem Erlaß des Sozialiſtengeſetzes. 
Darüber beſteht nirgends der geringſte Zweifel. Mit dieſer Erkenntnis iſt 
jedoch nur wenig gewonnen, ſolange fie nicht vervollſtändigt wird durch die 
Erkenntnis der Urſachen der Kriſis, der tiefen, ſachlichen Gegenjäße, 
die der Krieg in unſere Reihen getragen hat. 

Die jetzige Diskuſſion, die faſt ausſchließlich der Frage des Dilziplin- 


bruchs gilt, iſt eher geeignet, von der Klarlegung der großen Gegenſätze ab- 


zulenken, ſtatt fie zu erleichtern. Der Aufruf, den der Parkeivorſtand, der 


Parkeiausſchuß und der Vorſtand der Reichskagsfrakkion erließen, ſieht 


gar die Urſache des jetzigen Parteikonflikts vorwiegend im böſen Willen 
der Mitglieder der Minderheit, von denen der Aufruf jagt: 

Wir haben es ſeit geraumer Zeit an eindringlichen Warnungen gegen die 
Spaltungspläne und die Zerſtörungsarbeik jener Gruppe nicht 


fehlen laſſen. ... Harknäckig und jedem parkeigenöſſiſchen Ratſchlag unzugänglich, 
ſind dieſe Parteimitglieder auf ihrem verderblichen Wege weitergegangen. 


Mit keinem Work wird verraten, worin dieſe »Spalkungspläne« und 


die »Zerſtörungsarbeit« der Achtzehn beſtanden, und es dürfte ſchwer fallen, 


für dieſe Anklagen irgendeinen Beleg zu finden. 

Umgekehrt liegt die Sache. Im Intereſſe der Parteieinheit haben die 
Achtzehn und ihre Freunde bisher die größten Opfer an Selbſtverleugnung 
gebracht. Aus dieſen Opfern wird ihnen jetzt freilich auch wieder ein Strick 
gedreht, indem man erklärt, fie und nur fie hätten ſich dadurch für alle Zeit, 
wenigſtens während des Krieges, zum Stillſchweigen verpflichtet. 

Nach Ausbruch des Krieges verlas Haaſe, um keinen Schein des Zwie⸗ 
ipalts in der Partei aufkommen zu laſſen, im Plenum eine Erklärung, die 
er in der Fraktion heftig bekämpfte. Heute wird derſelbe Haaſe vom Parfei- 
vorſtand als Mann gebrandmarkt, der »Spalkungspläne« und »Jerſtörungs- 
arbeit“ befreibe und dabei jedem »parkeigenöſſiſchen Ratſchlag« unzugäng- 
lich ſei. 5 


In einer vom Parteivorſtand herausgegebenen Schrift »Für die Ein- 


| heit der Partei« wird unter anderem auf einen Satz hingewieſen, den ich in 


den »erſten Kriegswochen« ſchrieb und in dem ich ausführke, Einmütigkeit 
und Difziplin ſeien jetzt das wichtigſte Erfordernis, verhängnisvoll wäre es, 


»aus irgendeiner Meinungsverſchiedenheit jet einen inneren Zwieſpalt 
zu enffejjeln«. 


Wie Haaſes Verhalten am 4. Auguſt beweiſt doch auch dieſer Satz, 


u welchen Wert wir auf die Einheit und Geſchloſſenheit der Partei legen, 


daß alſo nur die dringendſte Notwendigkeit uns zu unſerer jetzigen Haltung 
1913-1916. II. Bd. e 3 
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bewegen konnte. Nicht wir haben uns ſeit dem Auguſt 1914 gewandelt, 
wohl aber die Verhältniſſe. 

Wie immer man über die Bewilligung der Kriegskredike denken mochte, 
damals durfte man noch hoffen, fie würde am Weſen unſerer Partei und 
an ihrer Selbſtändigkeik gegenüber der Regierung nichts ändern. 

Doch bald zeigten ſich die Wirkungen der Abſtimmung. 

Die geſamten bürgerlichen Parkeien, aber auch ein großer Teil der ar- 
beitenden Maſſen innerhalb wie außerhalb Deutſchlands ſahen in der Ab- 
ſtimmung vom 4. Auguſt einen Bruch mit der bisherigen Politik, ja mit 
den bisherigen Grundſätzen der Partei; ſahen darin das Aufgeben der in- 
kernakionalen Solidarikäk des Prolefariats und ihre Verdrängung durch die 
nationale Solidarität der beſitzenden und der beſitzloſen Klaſſen; das Auf- 
geben des Kampfes gegen die Weltpolitik der Regierung und den Über- 
gang zu ihrer fatkräftigen Unkerſtützung. 

Das war ſicher zunächſt nicht die Auffaſſung aller, vielleicht nicht einmal 
vieler unker denjenigen, die die Kriegskredite bewilligt hatten. Aber nichts 
widerſprach dieſer Deukung der Abſtimmung. Der Kriegszuſtand, der zu- 
nächſt nur für die Zeit der Mobiliſierung verhängt war, dauerte auch nach 
ihr fort. In der Preſſe und in Verſammlungen konnte die Opposition ſich 
nicht zwanglos äußern. 

Doch das Schweigen häkte nicht ausgereicht, den Glauben zu befeſtigen, 
daß die Abſtimmung vom 4. Auguſt einen Bruch mit unſerer Vergangen- 
heit bedeute, wenn ſich nicht die Umlerner aufgekan hätten, um im Verein 
mit den Kolb, David, Heine laut zu verkünden, mik dem 4. Auguſt habe eine 
beſondere Epoche einer neuen, von der bisherigen grundverſchiedenen Po- 
litik unſerer Partei begonnen. Geſtützt auf Kriegsſtimmung und Kriegs- 
zuſtand, gewannen dieſe Elemente raſch Einfluß in der Mehrheit und ihren 
Organen und machten ihre nakionalſoziale Politik zu der durch die Abjtim- 
mung vom 4. Auguſt inaugurierken Politik. Sie ſollte gelten wenigſtens für 
die Ausnahmezeit des Krieges. 

Gleichzeitig aber ſchuf gerade dieſe A Situationen und Pro- 
bleme, die der Minderheit die ſchärfſte Betonung der ſozialdemokratiſchen 
Politik, wie wir fie bis zum Kriege betrieben haften, zu dem dringendſten 
Gebot der Stunde machten. 

Doch der gleiche Kriegszuſtand, der der Minderheit die Propaganda für 
dieſe Politik als ihre heiligſte Pflicht gegenüber dem Prolekariat erſcheinen 
ließ, gab für ſie nur eine Tribüne frei — die des Parlaments. Und dieſe 
wurde der Minderheit verſperrt durch die von der Mehrheit geübte Frak- 
tionsdilziplin. Die Minderheit war damit mundkot gemacht — in enkſchei⸗ 
denden Situationen ſchweigen, heißt aber für eine politiſche Richtung Selbft- 
mord begehen. Und dieſer Selbſtmord wird in ſolcher Situation zum Ver- 
brechen gegen die Klaſſe, deren Inkereſſen jene Richtung zu vertreten hat. 

So kam die Minderheit in der Reichskagsfrakkion in einen argen Kon- 
flikk der Pflichten — der Pflichken gegen das Prolekariat, die fie reden 
hießen, und der Pflichten gegen die Frakkion, die ihr Schweigen auf- 
erlegten. 

Man ſollte glauben, in einem ſolchen Dilemma ſollte die Wahl nicht 
zweifelhaft fein. Trotzdem iſt das Gefühl der Disziplin in den Genoſſen, die zur 
jetzigen Arbeitsgemeinſchaft gehören, jo kiefgewurzelt, daß nur die Über- 


K. Kautsky: Die Spaltung der Fraktion. 35 


zeugung der dringendſten Notwendigkeit ſie nach einem Jahre des Krieges 
endlich veranlaſſen konnke, öffentlich zu verkünden, was die meiſten unter 
ihnen ſchon beim Ausbruch des Krieges als richtig erkannt hatten. Und 
auch jetzt waren die erſten Kundgebungen noch ſehr ſchüchkern und beſchränk— 
ken ſich auf Hinausgehen bei der Abſtimmung über die Kriegskredite. 
Immerhin erhielt es durch Veröffentlichung der Namen einen oſtentativen 
Charakter, und damit war ſchon ein Diſziplinbruch gegeben, die Durch— 
brechung eines Geſetzes, das freilich kein Parteitag, ſondern nur die Frak- 
tion ſich ſelbſt gegeben bat. 

Indeſſen ließ man das hingehen, war ſich doch die Mehrheit deſſen be⸗ 
wußt, daß fie durch die Bewilligung des Budgets ſogar einen Parkeitags- 
beſchluß verletzte. Auch als im Dezember vorigen Jahres ein Teil der Frak- 
tion direkt gegen die Kredite ſtimmte, ſah man noch von einer Maßregelung 
der »Diſziplinbrecher« ab. 

Durch alle dieſe Vorgänge hakte die Welt bereits erfahren, daß in der 
Reichskagsfraktion ein kiefgehender Zwieſpalt herrſche; der Zweck, dem das 
Fraktionsgeſetz dienen ſollte, ließ ſich bei den gegebenen Verhältniſſen nicht 

mehr erreichen. Denn dies Geſetz enkſprang doch nur dem Bedürfnis, die 
Fraktion vor der Öffentlichkeit als geſchloſſene Maſſe erſcheinen zu laſſen. 
Unter dieſen Umſtänden hätte man wohl erwarten dürfen, die Fraktion 
werde das Geſetz nicht weiter anwenden, deſſen Aufrechkerhaltung ſich als 
unmöglich erwieſen hatte. Auf der anderen Seite ſtellte es ſich heraus, daß 
die bloße Bekundung des Zwieſpalks nicht genügte. Sie häkke ausgereicht, 
wenn es darauf angekommen wäre, bloß zu zeigen, daß zwei Richtungen 
vorhanden ſeien. Aber das wäre eine unfruchtbare Demonſtration des Zwie— 
ſpalts geblieben. Hakte man ihn einmal demonſtrierk, dann mußte man ihn 
begründen. Auch das war nur im Reichstag möglich. 

In dieſer Begründung konnte aber unmöglich eine Verletzung der Diſzi— 
plin liegen. Sie wurde verletzt durch einen Akt, durch das demonſtrakive 
Verhalten bei der Abſtimmung. Wird dieſer Akt nicht als Diſziplinbruch 
geahndet, dann kann ſicher nicht ſeine Begründung einen ſolchen dar- 
ſtellen, ſolange fie nicht eine provokatoriſche Polemik gegen die Mehrheit 
enthält. Beſaß die Minderheit ſtarkes Zutrauen zur eigenen Sache und zu 
den eigenen Gründen, dann brauchte 1 jene Begründung auch nicht zu 
fürchten. 

| Aber merkwürdigerweiſe, dieſelbe Mehrheit, die die demonſtrakive 
Stimmenthaltung, ja ſelbſt die Ablehnung der Kriegskredite noch paſſieren 
ließ, fie geriet aus dem Häuschen wegen einer Rede, gegen die ſachlich bis— 
her noch nichts von Belang eingewendet wurde, die man allgemein als gut 
ſozialdemokratiſche Rede anerkennen mußte. Oder ſollten gerade dadurch 
die Leidenſchaften einiger Mitglieder der Mehrheit am 24. März entfacht 
worden ſein? 

Man hal hinterdrein ſelbſt geſehen, daß mit der Anklage des Diſziplin⸗ 
bruchs in dieſem Falle nicht viel zu machen ſei, und fie daher durch die Be- 
ſchuldigung des Treubruchs erweitert. Ein Treubruch ſetzt Verkrauen vor- 
aus, das getäuſcht wird. Hätte Haaſe der Mehrheit verſprochen, er werde 

in ihrem Sinne reden, und wäre er deshalb zu ihrem Redner gewählt wor- 
den, dann hätte ſeine Rede einen Treubruch bedeukek. Aber die Mehrheit 

hatte es vielmehr ausdrücklich abgelehnt, ihn zum Ekak reden zu laſſen, ſie 
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hakte ihm damit nicht ihr Vertrauen bekundet, ſondern ihn geknebelf. Wenn 
er krotzdem ſprach, jo käuſchte er damit ihre Erwarkungen, aber nicht ihr 
Verkrauen. Er beging ebenſowenig einen Treubruch wie der Gefangene, 
dem es wider Erwarten gelingt, aus ſeinem Kerker zu entkommen. 

Mit der Widerlegung des Geredes vom Treubruch iſt freilich die neue 
Fraktion noch nicht gerechtfertigt. Ihre Rechtfertigung oder Verurteilung 
iſl überhaupt nicht durch Argumenkakionen zur Entſcheidung zu bringen, 
ſondern nur durch ihre Praxis. In ihrem Handeln als ſelbſtändige Frak⸗ 
tion hat fie ſich zu bewähren, hat fie zu zeigen, ob das, was fie leiſtet, ſich 
innerhalb des Rahmens der Gejamtfrakfion nicht mehr leiſten ließ und ob 
dieſe Leiſtungen im Inkereſſe des Prolekariats liegen oder nicht. An dieſem 
Maßſtab wird man fie zu meſſen haben, und ſolange es nicht möglich iſt, 
ihn anzulegen, wird jedes Urkeil über ſie verfrüht ſein. Die neue Fraktion 
hat das Recht, daß man ihre Taken abwarket und nicht voreilig den Stab 
über fie bricht. Sie lebt der Zuverſichk, durch ihr Wirken ihre Berechki⸗— 
gung und Notwendigkeit zu erweiſen. 

Die Abſichten der Minderheit find keineswegs auf Spaltung der Parkei 
gerichtet, und auch die Logik der Dinge zwingt nicht zu ihr. Die Verhältniſſe, 
die die Spalkung der Fraktion hervorriefen, enkſpringen aus der Natur des 
Parlaments, ſie gelten nicht für die Organijafionen. Wenn in dieſen wie in 
der Parkeipreſſe die Minderheit nicht jo frei zum Work kommt wie die 
Mehrheit, jo iſt nicht die Parkeidiſziplin daran ſchuld. Die freie Meinungs- 
äußerung ſtieß bisher in den Organiſakionen noch nicht auf Schranken 
der Diſziplin, und ſolange dies der Fall iſt, beſteht kein Grund, dieſe 
Diſziplin zu zerreißen. Es iſt allerdings kein glückliches Beiſpiel, das 
der Parkeivorſtand gab, der den Zwieſpalk aus der Fraktion jofort in ſeine 
Drganijation hinüberkrug, aus der er den Genoſſen Haaſe hinausdrückte, 
Wir hoffen, dies Beiſpiel wird in den anderen Inſtanzen und Organiſa⸗ 
kionen der Parkei keine Nachahmung finden. Arbeiten die beiden Frak⸗ 
kionen nebeneinander und nichf gegeneinander, dann wird der große Orga- 
nismus der Parkei durch den Wekkſtreit der beiden nicht in ſeinem Gefüge 
erſchüktert werden. Um den Kampf der Überzeugungen freilich kommen wir 
nicht herum und dürfen wir nicht herumkommen. Jedes Verkuſchen wäre 
vom Übel. Aber ſorgen wir, daß es ein Kampf um Überzeugungen bleibt. 
Das Ringen um große Grundjäße erhebt uns, feſtigt uns, vermehrt unſere 
Anziehungskraft auf ſelbſtändige Köpfe. Bloß der Kampf perſönlicher 
Herabſetzung degradiert die Parkei und mindert ihre Werbekraft. Je mehr 
es uns gelingt, ihn zu vermeiden, um ſo beſſer für uns und unſere Sache. 


Die ſoziale Unraſt in Amerika. 
Von J. Költgen. 

Das bedeutendſte ſozialpolitiſche Werk, das im vergangenen Jahre in 
den Vereinigten Skaaken herausgegeben wurde, iſt der Bericht der 
Bundesinduſtriekommiſſion. Dieſe Kommiſſion wurde durch 
ein am 28. Auguſt 1912 vom Kongreß angenommenes Geſetz geſchaffen. Sie 
ſollte ſich mit der Unterſuchung der verſchiedenſten ſozialen und wirkſchaft⸗ 
lichen Fragen befaſſen, namentlich aber mik den Urſachen der ſozialen Un- 
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raſt, die ſich in den letzten Jahren durch die gewaltigen und gewaltſamen 
Ausbrüche jedermann kenntlich gemacht hatte. In der Kommiſſion ſollten 
alle Bevölkerungsſchichten vertreten ſein. Ihre neun Mitglieder wurden mit- 
hin zu gleichen Teilen aus der Arbeiterſchaft, dem Unternehmertum und dem 
allgemeinen Publikum genommen. Die drei Arbeikerverkreker waren Ge— 
werkſchaftsbeamke, die politiſch dem radikalen Kleinbürgerkum nahe ſtanden. 
Als Vorſitzender der Kommiſſion wurde vom Präſidenten Wilſon Herr 
Frank P. Walſh auserkoren, deſſen Name vorher wenig bekannt war und 
der ſich als ein Mann von großer Energie und jeltenem Mut erweiſen jollte. 
Durch jeine rückſichksloſe Aufdeckung kapitaliſtiſcher Verbrechen und ſeinen 
unenkwegten Kampf gegen den jungen Rockefeller, den Haupkſchuldigen an 
den Arbeitermeßeleien in Kolorado, erwarb ſich Herr Walſh die Zuneigung 
der amerikaniſchen Arbeiker und den wilden Haß der Unternehmer, deren 
Preſſe nie müde wurde, den Vorſitzenden der Bundesinduſtriekommiſſion 
lächerlich zu machen und ſeine Abſetzung zu fordern. Dieſe Angriffe krugen 
viel dazu bei, die öffenkliche Aufmerkſamkeit auf die höchſt intereſſanten 
und wichtigen Arbeiten der Kommiſſion zu lenken. Wegen der Kriegswirren 
wird man in Europa weniger davon vernommen haben. Es iſt daher not- 
wendig, in dieſem Aufſatz hauptſächlich referierend zu verfahren. 

Drei Jahre nach ihrer Einſetzung erſtakkeke die Kommiſſion dem Kongreß 
Bericht, nachdem ſie in 15 Städten der Vereinigten Staaten an 154 Tagen 
öffentliche Sitzungen abgehalten, in denen im ganzen 740 Zeugen aus allen 
Schichten der Bevölkerung über all die Gegenſtände, die zu unkerſuchen 
waren, vernommen wurden. Dieſe ſtenographiſch aufgenommenen Verhöre 
find wohl das Wichtigſte an der Kommiſſionsarbeik. Vielleicht werden fie 
der Öffentlichkeit nie zugänglich ſein; denn man will ihre Veröffenklichung 
hintertreiben, jo wie man jetzt der Verbreitung des Kommiffionsberichts alle 
möglichen Hinderniſſe in den Weg legt. Nur Teile der Verhandlungen find 
bisher publiziert worden. So das Kreuzverhör zwiſchen Genoſſen Hillquit 
und Herrn Gompers, das von der deutſchen Sprachgruppe der Socialiſt 
Party unter dem Titel »Sozialismus und Gewerkfchaftsbewegung« auch in 
deukſcher Sprache herausgegeben worden iſt.! Die Reſultate ihrer Unter- 
ſuchungen und Forſchungen und ihre Reformvorſchläge hat die Kommiſſion 
in einem Generalbericht und in anderen von Fachleuten geſchriebenen 
Monographien niedergelegt, von denen beſonders die Arbeit des Herrn Weit 
über den berühmten Streik in Kolorado ſehr verdienſtvoll und zweifellos 
von dauernd hiſtoriſchem Werke iſt. 

Der Generalbericht ſelbſt zerfällt in drei Hauptteile, Er umfaßt den Mehr- 
heitsbericht, der von Herrn Walſh und den drei Arbeitervertrekern unter— 
zeichnet iſt, und die Minderheiksberichte der Unternehmer und der zwei an- 
deren Vertreter des Publikums (Walſh iſt der dritte). Von dem legten Be⸗ 

richt braucht nicht viel erwähnt zu werden; er hat auch kaum Beachtung ge- 
funden. Nur wenig unterſcheidet er ſich von den gewöhnlichen Produkten 
profeſſorenhafter Sozialreform. Der Bericht der Unternehmer iſt eine An- 
klageſchrift gegen die Gewerkſchafken, iſt aber äußerſt wertvoll wegen der 
darin enthaltenen Zugeſtändniſſe. Namenklich folgende Stellen mögen dies 
darkun: 


1 Eine Beſprechung dieſer Schrift fiehe Neue geit XXXIII, 1 . S. 637 ff. 
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Trotz der Takſache, daß wir ernannk worden ſind, um in dieſer Kommiſſion die 
Unkernehmer der Nation zu verkreten, geſtehen wir freimütig, daß die von 
der Kommiſſion vorgenommenen Unkerſuchungen und die in unſeren öffentlichen 
Sitzungen gemachten Ausſagen klar erwieſen haben, daß ſich Unkernehmer — einige 
von ihnen — vieles Unrechts ſchuldig gemacht und die Arbeiter berechtigt haben, 
die größten Beſchwerden gegen viele Unkernehmer zu erheben. Ein überaus reiches 
Material iſt vorgebracht worden und beweiſt uns genügend, daß einige Arbeit- 
geber zu fragwürdigen Methoden gegriffen haben, um ihre Arbeiter davon abzu- 
halten, ſich in ihrem eigenen Inkereſſe zu organiſieren; daß ſie verſucht haben, 
durch die mehr oder weniger erfolgreiche Beherrſchung der Gerichte und der Legis- 
laturen die Demokratie zu hintergehen; daß einige von ihnen Frauen und Kinder 
und unorganiſierte Arbeiter ausgebeutet haben; daß einige zu allerhand Methoden 
gegriffen haben, um die Annahme ſozialer Geſetze zu verhindern; daß einige 
Schießbolde bei Streiks bejchäftigt haben, Leute von ſchlechtem Charakter, die un- 
ſchuldige Leute angriffen und andere Verbrechen höchſt verwerflicher Ark be- 
gingen; daß einige niedrigere Löhne gezahlt haben, als mit der Konkurrenz in 
Einklang zu bringen war, ihre Arbeiter lange arbeiten ließen und unter gefund- 
heitsſchädlichen und gefährlichen Verhältniſſen; daß einige auf Koſten der freien 
Arbeit die Gefängnisarbeit ausbeukeken; daß einige ihre Verträge mit der Ar- 
beitkerſchaft gebrochen haben; daß einige zeitweilig verſucht haben, durch die Be⸗ 
hörden die Redefreiheit und das Recht der friedlichen Verſammlung zu unter- 
drücken; und daß einige zu ſelbſtſüchkigen Zwecken Verkreter der Arbeiterſchaft 
mit Fleiß beſtochen haben. Wir find der Anficht, daß alles dies dahin führt, wirt- 
ſchaftliche Unraſt mit allen daraus enkſtehenden und weitreichenden Übeln zu er- 
zeugen. 

An einer anderen Stelle erklären die Vertreter der Unternehmer: 

Wir erklären freimütig, daß wir, wären wir Lohnarbeiter, der Gewerkſchaft 
angehören würden, und als Gewerkſchafter würden wir die hohe Verankworkung 
fühlen, unſeren gewerkſchaftlichen Pflichten dieſelbe Aufmerkſamkeit zu ſchenken 
wie unſeren Bürgerpflichten. 


Dieſe Auslaſſungen der Unternehmerverfrefer mußten vorausgeſchickk 
werden, um nicht den Eindruck aufkommen zu laſſen, als handle es ſich bei 
den manchmal unglaublich klingenden Darſtellungen des Mehrheitsberichts 
um fratzenhafte Verzerrungen der Wirklichkeit. Als ſolche ſind die Schilde- 
rungen des Mehrheitsberichks von der kapitaliſtiſchen Preſſe der Vereinigten 
Staaten hingeſtellt worden. Kein Wunder, daß die Kapitaliſten böſe find. 
Man leſe nur einige allgemein gehaltene Sätze aus dieſem Bericht. So ſchreis 
ben die Berichterftafter: 


Es iſt keine Frage, daß Unraſt beſteht, und zwar in einigen Fällen in einem 
erſchreckenden Maße. Tauſende und Zehnkauſende von unſerem Volke fühlen, 
daß fie unker den herrſchenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen keine Gelegenheit 
haben, ſich und ihren Familien eine Lebenshaltung zu ſichern, die den beſten Idealen 
der menſchlichen Exiſtenz entipricht. Sie zürnen dem beſtehenden Syſtem der Ver⸗ 
teilung des Reichtums, das auf der einen Seite unſerer Wirkſchaftsordnung ein 
paar mehrfache Millionäre erzeugt und auf der anderen Tauſende und aber 
Tauſende von Männern, Frauen und Kindern, die ſich zu jeder Zeit in einer Lage 
befinden, in der fie nicht wiſſen, woher die nächſte Mahlzeit kommen ſoll. Hungrig. 
ihlecht gekleidet und ohne die Gelegenheiten, die ein völlig harmoniſches Leben 
vorausſetzt, werden fie erfüllt von einem mißmukigen Groll, der für die Jae 
unſerer Republik nichts Gutes bedeutet. 


An anderen Skellen in Nen Mehrheitsbericht finden ib e Er- 
klärungen: 
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Es geht aus den Unkerſuchungen dieſer Kommiſſion und den Berichten aller 
Regierungskörperſchaften der neueren Zeit deutlich hervor, daß ein großer Teil 


unſerer induſtriellen Bevölkerung infolge der Verbindung von niedrigen Löhnen 
mit der Arbeitsloſigkeit in einem Zuſtand wirklicher Armut lebt. Wie groß dieſer 


Teil iſt, kann nicht genau feſtgeſtellt werden, aber es iſt ſicher, daß wenigſtens ein 


Drittel und wahrſcheinlich die Hälfte der Familien der in den Fabriken und Berg- 
werken beſchäftigken Lohnarbeiter im Laufe des Jahres weniger verdient, als nötig 
iſt, um ihnen eine auch nur annähernd bequeme und anſtändige Lebenshaltung zu 


verſchaffen. 
Weiter bemerkt der Bericht zu dieſem Thema: 


Die Wohlfahrt des Staates verlangt, daß die nützliche Arbeit jedes geſunden 
Arbeiters mindeſtens durch ein Einkommen belohnt werde, mit dem er ſich ſelbſt, 
eine Frau und wenigſtens drei minderjährige Kinder bequem erhalten kann und 
das ferner ausreicht, um für Krankheit, Alter und Invalidität zu ſorgen. Unter 
keinen anderen Verhältniſſen kann eine ſtarke, zufriedene und küchtige Bürger- 
ſchaft erzeugt werden. Unker den beſtehenden Verhältniſſen erhält mindeſtens die 


Hälfte der in der Induſtrie beſchäftigten Lohnarbeiter ein ſolches Einkommen nicht. 


Man wird vielleicht ſchon an dieſen Stichproben erkennen, daß die Kritik 


der Berichterftatter nicht von ſozialiſtiſchen Anſchauungen ausgeht. Der 


Geiſt, der den Bericht durchdringt, iſt vielmehr der des verarmken oder 
untergehenden Bürgerkums und Bauernkums, der ſich gegen das immer un- 


bändiger werdende Finanzkapital auflehnk. Wie ein roter Faden zieht ſich 


die Kritik der großen monopoliſtiſchen Korporationen (Akkiengeſellſchaften) 
durch den Bericht. Zu einer Erkennknis der Enkwicklungsrichkung unjeres 


Wirkſchaftsſyſtems kommen die Berichkerſtakter nirgends; ihre radikalſte 


Forderung iſt die Entthronung der Kapikalmagnaten durch eine Erbſchafts— 
ſteuer; ihnen ſcheinen die vergangenen beſſeren Zeiten des Bürger- und 


VBauernkums als das zu erſtrebende Ideal vorzuſchweben. Solche Rebellen 


gibt es in den Vereinigten Staaten in großer Anzahl. Sie find auch in und 
am Rande der ſozialiſtiſchen Bewegung zu finden, und da ihre Kritik die- 
ſelben Verhälkniſſe krifft wie die der ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft, hält man 
fie häufig für Sozialiſten, wodurch manchmal nicht wenig Verwirrung an- 


gerichtet wird. n 


Die Beweggründe der Kritik laſſen natürlich ihren Werk unberührt, ins- 


N beſondere da ſich die Angaben der Berichkerſtakter auf ein reiches Takſachen— 


material ſtützen, deſſen Wucht auch die Verkreker der Unkernehmerſchaft in 


den oben angeführten Zeilen, wenn auch einſchränkend und zögernd aner- 


kennen müſſen. Man kann nicht ſagen, daß die Kommiſſion ſehr viel Neues 


an den Tag gebracht hat. Aber fie hat das für die Kritik der Kapifalsherr- 
ſchaft in den Vereinigten Staaten vorhandene Material zum erſten Male 


in ſyſtematkiſcher Gruppenarbeit geſammelt und der Allgemeinheit zugänglich 


gemacht. Wie es der Ton iſt, der die Muſik macht, ſo iſt es auch hier die 


1 Darſtellung, die den foten und zuſammenhangloſen Ziffern der Regierungs- 


dokumente Leben und Sinn gibt. Der ſozialiſtiſchen Propaganda wird der 


Kommiſſionsbericht noch unſchätzbare Dienſte leiſten. In den Verſammlungen 


2 Als Beiſpiel möge Charles Edward Ruſſell dienen, der ſeit kurzem ein fana- 


kiſcher Rüſtungsfreund iſt. Ruſſell iſt ein guter Kenner und vorkrefflicher Kritiker 


der großen Korporationen. Er glaubt auch, daß er Sozialiſt ſei, aber von einer 
Kenntnis der ſozialiſtiſchen Theorien zeigen ſeine Reden und Schriften keine Spur. 
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der Parteimitkgliedſchaften wird der Bericht ſchon viel benutzt, indem Stellen 
zur Verleſung kommen, woran ſich dann eine Debakte knüpft. 

Der Mehrheitsbericht, mit dem wir uns in der Folge ausſchließlich be- 
ſaſſen wollen, gibt an, daß es haupkſächlich vier Urſachen find, die zu der 
herrſchenden ſozialen Unraſt Anlaß geben. Als erſte wird die ungerechte 
Verkeilung des Reichkums und des Einkommens bezeichnet. Die zweite Ur- 
ſache iſt die Arbeitslofigkeit und daß es dem Arbeiter unmöglich gemacht 
wird, ſeinen vollen Lebensunkerhalt zu verdienen; die driffe iſt, daß die Ge⸗ 
bote der Gerechtigkeit nicht zur Geltung kommen weder bei der Geſetz— 
gebung noch bei der Rechtſprechung oder Rechtspflege. Als vierte Urſache 
wird die Vorenkhalkung des Rechtes und der Gelegenheit, wirkſame Or- 
ganiſationen zu bilden, angegeben. Für jeden Punkt wird viel Beweis- 
material ins Feld geführt, und zu jedem werden Reformen vorgeſchlagen, 
die ſich ſehr oft mit den Reformvorſchlägen der Sozialiſtiſchen Parkei decken. 

Über die Verteilung des Beſitzes in den Vereinigten Staaten keilt die 
Kommiſſion folgendes mik: Der Nakionalreichkum wird auf 187 Milliarden 
Dollar geſchätzt. Das wäre beiläufig mehr als doppelt ſoviel wie der Na- 
tionalteihfum Großbritanniens, des angeblich reichſten Landes Europas. 
Nach den Berechnungen des Profeſſors King befinden ſich 60 Prozent des 
Reichtums in den Händen von nur 2 Prozent der Bevölkerung, während 
65 Prozent der Bevölkerung (die »Armen«, wie King fie nennt) nur 5 Pro- 
zent des Reichtums beſitzen. Nach der Einkommenſtakiſtik des Jahres 1914 
gab es in den Vereinigten Staaten 1598 Vermögen, die ihren Beſitzern ein 
Jahreseinkommen von über 100 000 Dollar verſchaffen. 44 Familien haften 
zuſammen ein Jahreseinkommen von wenigſtens 50 Millionen Dollar. Recht 
anſchaulich wird die ungleichmäßige Verteilung gemacht, wenn man wie die 
Kommiſſion berechnek, daß in den Vereinigken Staaten 100 000 Arbeiter- 
familien von einem Einkommen, wie es dieſe 44 Familien haben, das ganze 
Jahr leben müſſen. 

Die Berichkerſtakker bemerken zu dieſem Thema: 


Es wurde gezeigt, daß die großen Vermögen derjenigen, die an der ungeheuren 
Ausdehnung der amerikaniſchen Induſtrie gewonnen haben, auf Grund des Erb- 
rechts in die Macht von Erben oder Verwaltern, die als ihre »Vizeregenken« han⸗ 
deln, ſchon übergegangen ſind oder in ein paar Jahren übergehen werden. Dieſe 
werden häufig von unſeren Zeitungen als »Monarchen der Induſtrie« bezeichnet 
und nehmen wirklich in unſerer Republik eine Skellung ein, die faſt genau der 
Stellung der Feudalherren enkſprichk. Dieſe Erben, die nur durch den Zufall der 
Geburt Beſitzer ſind, beherrſchen und beſtimmen das Leben und das Schickſal von 
mehr Menſchen, als in England im Mittelalter lebten. Zwar find ihre Fürſten⸗ 
kümer zerſtreut und fie keilen fie manchmal durch den Akkienbeſitz mit anderen, aber 
dieſe Fürſtenkümer beſtehen dennoch in der Wirklichkeit. In der Tat ſind ſolche 
verſtreuke unſichtbare wirkſchaftliche Fürſtentümer eine größere Bedrohung der 
Wohlfahrt der Nakion, als es eine gleiche Macht ſein würde, die in zahlreiche kleine 
Königreiche in verſchiedenen Teilen des Landes zuſammengefaßt wäre. Im letzten 
Falle könnte man fie ſehen und ſich vor ihnen ſchützen, jetzt durchdringt ihr Einfluß 
jede Erſcheinungsform des Lebens und der Induſtrie und beherrſcht ſie. 


Über den zunehmenden Anteil der Befigenden und den abnehmenden An⸗ 
teil der arbeitenden Klaſſen am Nakionalreichkum läßt ſich der Bit wie 
folgt aus: 
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Der Reichtum des Landes hat ſich vom Jahre 1890 bis zum Jahre 1912 von 
65 auf 187 Milliarden vermehrt oder um 188 Prozent, während das Geſamt— 
einkommen der Lohnarbeiter in Fabriken, Bergwerken und im Verkehrsweſen 
ſich zwiſchen den Jahren 1889 und 1909 um nur 95 Prozent erhöhte, nämlich von 
2516 Millionen im Jahre 1889 auf 4916 Millionen Dollar im Jahre 1909. 


Die Angaben, die die Kommiſſion über die Löhne der amerikaniſchen 
Arbeiter macht, werden bei europäiſchen Arbeitern manche Illuſionen zer- 
ſtören. So verdient von den in Fabriken und Bergwerken beſchäftigten 
männlichen Arbeitern von 18 Jahren und darüber ein Viertel bis ein Drittel 
weniger als 10 Dollar die Woche; zwei Drittel bis drei Viertel verdienen 
weniger als 15 Dollar, und nur ein Zehntel aller dieſer Arbeiter verdient 
20 Dollar und mehr. Bei dieſen Berechnungen iſt der Lohnausfall infolge 
von Krankheit und Arbeitsloſigkeit nicht in Betracht gezogen worden. Von 
den gleichalterigen weiblichen Arbeikern, die in Fabriken, Läden, Wäſche— 
reien und induſtriellen Betrieben aller Ark beſchäftigt werden, verdienen 
zwei Drittel bis drei Vierkel keine 8 Dollar die Woche; die Hälfte verdient 
keine 6 Dollar, und ein Fünftel verdient weniger als 4 Dollar die Woche. 
»Wer den Dollar einfach 4 Mark gleichſetzt, wird die Löhne nicht ſehr niedrig 
finden. Um aber einen einigermaßen richtigen Vergleich anſtellen zu können, 
ſei erwähnt, daß die kleinſte Münze, die man zum Beiſpiel für eine Taſſe 
Kaffee oder eine Straßenbahnfahrt ausgeben kann, das Fünfcenkſtück 
(20 Pfennig) iſt. | 

Einen anſchaulichen Begriff von Lohn und Auskommen liefern die Zif- 
fern, die die Berichkerſtakter dem Bericht entnommen haben, den die Ein- 
wanderungskommiſſion dem Kongreß im Jahre 1909 vorlegte. Der erwähnte 
Bericht befaßt ſich ſehr eingehend mit den käglichen und wöchenklichen 
Löhnen von 619 595 Arbeitern aller Art in den Haupkinduſtrien und dem 
Bergbau und mit den Einkommen und der Lebensweiſe von 15 726 Fa- 
milien. Danach haften etwas weniger als 64 Prozent dieſer Familien ein 
Jahreseinkommen von weniger als 750 Dollar, während 31 Prozent von 
ihnen ein Einkommen von weniger als 500 Dollar im Jahre hatten. Durch- 
ſchnittlich beſtanden dieſe Familien aus 5,6 Perſonen. Eingehende Unter- 
ſuchungen über die Koſten der Lebenshaltung, die zur ſelben Zeit in allen 
Teilen des Landes angeſtellt wurden, zeigten, daß eine fünfköpfige Familie 
ein Einkommen von mindeſtens 700 Dollar im Jahre haben muß, um auch 
nur einigermaßen anſtändig leben zu können. Mehr als 79 Prozent der 
Familienväter verdienten weniger als 700 Dollar im Jahre. 

In Verbindung mit der Lebenshaltung der Induſtriearbeiter möge auch 
die der Landbevölkerung erwähnt werden. Mit der Lage der Landarbeiter 
(Lohnarbeiter) beſchäftigt ſich der Bericht weniger als mit der der Pächter, 
deren Zahl und Elend beftändiy zunimmt. Sind es in der Induſtrie die ein- 
gewanderten Arbeiter, die wohl am ſchlimmſten daran find, jo iſt es in der 
Landwirtſchaft der geborene Amerikaner, der den Kelch des Leidens bis zur 
Neige krinken muß. Namenklich in den ſüdweſtlichen Staaken haben die Be— 
richterftatter und ihre Beamten die Lage des Pächkervolkes eingehend 
ſtudierk. Es iſt ein überaus düſteres Bild, das fie enkwerfen. Die Pächter 
nehmen das Land dort in Teilpachk. Der Pächter muß die Ausſaak, das 
Werkzeug und die Arbeitstiere ſtellen und dem Gutsbeſitzer für die Be— 
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nutzung des Bodens ein Drittel von der Kornernke und ein Vierkel von der 
Baumwollernte bezahlen. Die Verhälkniſſe dieſer Leute find jammervoll. 

»Unker dieſem Syſtem«, ſo heißt es in dem Bericht, »verdienen die Pächter als 
Klaſſe nur das nackke Leben, indem fie ſelbſt und ihre Familie arbeiten. ... Selbſt 
heute iſt ein ſehr großer Teil der Pächterfamilien ungenügend bekleidet, hat eine 
ſchlechte Behauſung und iſt unkerernährk. So gut wie alle weißen Pächter find ge- 
borene Amerikaner. Als Ergebnis dieſer Verhältniſſe geht es mit ihnen jedoch 
ſchnell bergab, und jede neue Generation iſt weniger küchtig und mehr hoffnungs- 
los als die vorhergehende. 


Ein ſehr großer Teil der Pächter iſt hoffnungslos verſchuldek. Der 
Pächter muß unverſchämke Zinſen zahlen. 95 Prozent der Pächter müſſen 
borgen, und 75 Prozent von ihnen borgen jedes Jahr. Durchſchnittlich be- 
krägt der Zins 10 Prozent; in Texas bezahlen die Kleinpächter 15 Prozent 
und mehr. Aber außer den Anleihen, die ſie aufnehmen müſſen, um ihren 
Wirtſchaftsbetrieb aufrechterhalten zu können, haben 80 Prozent von ihnen 
auch noch regelmäßig Schulden beim Kaufmann, der ihnen 20 Prozent, in 
manchen Fällen ſogar die Kleinigkeit von 60 Prozent anrechnek. Der Pacht- 
verkrag, der mündlich abgemacht wird, läuft auf ein Jahr; etwaige Verbeſſe⸗ 
rungen, die der Pächter vornimmt, werden ihm nicht bezahlt. Sein einziges 
Inkereſſe iſt daher, den Boden möglichſt auszurauben. Gewöhnlich bleibt er 
nur ein Jahr auf der Farm und ſucht ſich dann eine andere in der früge- 
riſchen Hoffnung, ſeine Lage anderswo verbeſſern zu können. In einigen 
Fällen nimmt die Unterdrückung dieſer Bevölkerung auch noch einen an- 
deren Charakter an. Man ſchreibt dem Pächter die Art und die Menge der 
anzubauenden Feldfrüchke vor, jeßt ihn ohne angemeſſene Kündigung an die 
Luft und verfolgt ihn wegen feiner perſönlichen und politiſchen Überzeu- 
gungen. Von den Kindern der Pächter wird gejagt, daß fie nur halb gekleidet 
gehen. 

»Ohne große Familie«, heißt es im Bericht, »kann der Pächter nicht hoffen, 
Fortſchritte zu machen oder auch nur ſein Leben zu friſten; ſo werden denn in jeder 
Pächterfamilie zahlreiche Kinder für eine Zukunft erzogen, die unter den obwal- 
kenden Verhältniſſen nicht beſſer fein wird als die ihrer Eltern, wenn fie über- 
haupt fo gut fein wird. Die Frau eines kypiſchen Pächkers, die Mutter von elf 
Kindern, erklärte in ihrer Ausſage vor der Kommiſſion, daß ſie nicht allein die 
Kinder erziehe und die Hausarbeit verrichte, ſondern auch in der Landwirkſchaft 
mithelfe, und daß fie in all den Jahren ſeit ihrer Heirat kein ferfiges Kleid und 
nur drei Hüte gehabt habe. 


Aus den gemachten Angaben könnke geſchloſſen werden, daß dieſer ver- 
elendende Stand auch an Zahl abnehme. Das Gegenteil iſt der Fall. Die 
Nachkommen der mukigen Pioniere, die eine neue Welt im Weſten ſchufen, 
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finken in zunehmender Zahl in die Vorhölle der Proletarierklaffe herab. 


Im Jahre 1890 waren von je 100 landwirkſchaftlichen Betrieben 28 Pacht- 
betriebe; im Jahre 1910 wurden ſchon 37 vom Hundert von Pächtern be- 
wirtſchaftet; dies bedeutet eine Zunahme von 32 Prozent in 20 Jahren. In 
Texas gab es im Jahre 1880 65 468 Pächter (37,6 Prozent aller Farmer im 


» Dieſe Pächter bilden übrigens eine Klaſſe, die den ſozialiſtiſchen Ideen ſehr 
zugänglich iſt; die Angaben der Induſtriekommiſſion über das Elend der Pächter 
werden von ſozialiſtiſchen Rednern, die unter den Pächtern agikatoriſch gewirkt 
haben, vollauf beſtätigt. 
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Staate); im Jahre 1910 wies dieſer Staat ſchon 219 571 Pächter auf (53 Pro- 
zent aller Farmer im Staake). Wenn dieſe Vermehrung angehalten hat, fo 
muß Texas heute wenigſtens 236 000 Pächter haben. In 82 Counties des 


Slkaates ſind jedoch ſchon durchſchnitklich etwa 60 Prozent der Landwirte 


Pächter. Für den Staat Oklahoma gibt der Bericht an, daß 54,8 Prozent 
der Farmer Pächter find und daß in 47 Counkies dieſes Staates der Pro- 
zentja der Pächter 68,13 beträgt. Welche Unſumme von Elend bedeuten 
dieſe Ziffern! 

Ob die Zahl der großen, nach kapitaliſtiſchen Mekhoden bekriebenen 
Güter zunimmt, iſt in Amerika eine unbeſtrittene Frage. Der Kommiſſions- 
bericht bemerkt dazu: 

Ein neuer Faktor erſcheint in der landwirtichaftlihen Lage in Geftalt der Ent- 
wicklung gewaltiger Güter, die Eigentum von Korporakionen find und von bejol- 
deten Geſchäftsführern nach einem rein induſtriellen Syſtem betrieben werden. Die 
Arbeitsverhältniſſe auf ſolchen Gütern bedürfen der ernſten Kritik. Die Löhne find 
äußerſt niedrig; 80 Cents den Tag war der vorherrſchende Lohnfag auf einem 
großen Gut, das gründlich unkerſucht wurde; willkürliche Lohnabzüge werden für 
verſchiedene Zwecke gemacht, und ein bekrächklicher Teil des Lohnes ſelbſt wird in. 


Gutſcheinen bezahlt. Die Gemeinden auf dieſen großen Gütern find vollſtändig in 


der Gewalt der das Land beſitzenden Korporation, die das Leben der Bürger faſt 
bis zu jedem Grade regeln kann. Es beſteht anſcheinend die Tendenz zur Ver— 


mehrung dieſer großen Güter, und man kann ſich auf die größten Mißbräuche ge- 


faßt machen, wenn geffattet wird, daß ſie ſich ungehindert entwickeln. 
(Schluß folgt.) 


Verunglückte Auslegungskünſte. 


Von Heinrich Cunow. 


In den Nummern 24 und 25 der Neuen Zeit veröffentliht Genoſſe 
Kauktsky einen »Sozialdemokratiſche Steuerpolitik« überſchriebenen Ar— 


kikel, der neben allerlei allgemein-theoretiihen Dedukkionen verſchiedene 


polemiſche Anwürfe enthält, die ſich gegen einige von mir für unſere Tages- 
preſſe geſchriebene Artikel über Skeuer- und Monopolfragen richten. Da 
dieſe Polemik mir mehrfach Auffaſſungen unkerſchiebt, die ich nicht keile 
und die ſich auch nirgends in meinen Arkikeln ausgeſprochen finden, ſehe 
ich mich leider genötigt, zu antworten; doch möchte ich mich auf eine Richkig— 
ſtellung der Unterſchiebungen beſchränken. Gegen die langen kheoreliſch— 
deduktiven Auseinanderſetzungen Kautskys zu polemiſieren, halte ich für 
zwecklos, da unſere beiderjeitigen Ausgangspunkte und unſere ganze Be— 
trachtungsweiſe zu verſchieden find, als daß eine nutzbringende Ausein- 
anderſezung möglich wäre. Kautsky ſucht von unkerlegten Vorausſetzungen, 


Begriffen und Theſen, von ſogenannken Prämiſſen aus auf dem Wege der 
Deduktion zu allgemeinen Verhalkungsregeln beziehungsweiſe Normen für 


eine ſozialdemokraliſche Steuerpolitik zu gelangen, gewiſſer maßen 


zu Verhalktungsregeln an Sid, die ohne Ankerſchied der beſon— 
deren wirtſchaftlichen Enkwicklungsſtufe und der ſpeziellen hiſtoriſch ge— 
gebenen Wirkſchaftsverhälkniſſe allgemein für den ganzen Komplex der ka- 


pitaliſtiſchen Wirkſchaftsweiſe gelten. Das iſt nach meiner Anficht ſelbſt 
dann, wenn die Prämiſſen und die einzelnen Deduktionen richtig find, ein 


ganz zweckloſes Verfahren, denn ſolche für alle kapikaliſtiſchen Zeitalter 
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gültigen Verhaltungsregeln an ſich gibt es nach meiner Auffaj- 
fung auf dem Skeuergebietk gar nicht oder doch nur in der reinen Abjtrak- 
tion. Wie es für die ganze kapitaliftiiche Welt ohne Unterſchied der bejon- 
deren Entwicklungsformakionen keine genau gleichen ſozialen Gejeße, Ten- 
denzen und Wirkungen gibt, ſondern dieſe je nach den beſonderen Entwick- 
lungszeiten und lokalen Verhälkniſſen mannigfach wechſeln, ſo gibt es nach 
meiner Anſicht — wenn man von beſtimmken nichtsſagenden Gemeinplätzen 
abſieht — auch keine für alle Staaten ohne Rückſicht auf ihren Entwick- 
lungsſtand und ihre ſpezielle Wirtſchaftslage gültigen Stkeuerprinzipien. 
Schon deshalb nicht, weil, wie ich immer wieder in meinen Arkikeln betont 
habe, die ökonomiſche Wirkung der einzelnen Steuern gar nicht allein von 
ihrer eigenen Beſchaffenheit abhängt, ſondern nicht minder von den ge- 
lamten Wirkſchafksverhälkniſſen, innerhalb derer fie zur Erhebung gelangen. 
In meinem Arkikel über »Steuerprobleme« in Nr. 51 des »Hamburger 
Echo« heißt es denn auch deuklich genug: 

Die Wirkung einer Steuer hängt durchaus nicht nur davon ab, wie die Steuer 
an ſich beſchaffen iſt und zu welcher Skeuergaktung oder Steuerart fie zählt, jon- 
dern nicht minder davon, welcher Art die Wirtſchaftslage des 
Staates iſt, in dem fie eingeführt oder erhoben wird — ebenſo wie, um ein 
beliebiges Beiſpiel zu wählen, die Wirkung eines Hammerſchlags nicht nur davon 
abhängt, wie der Hammer geführt wird, ſondern auch davon, worauf er krifft, auf 
Glas, Holz, Blei oder Stahl. Ob der Staat ein Agrarſtaat oder Induſtrieſtaat iſt, 
ob er kapitaliſtiſch hoch- oder wenig entwickelt iſt, ob er vorwiegend Bodenprodukte 
oder Induſtriearkikel ausführt, ob auf ſeinem inneren Markt freie Konkurrenz 
herrſcht oder dieſer Markt in hohem Grade durch Truſts und Kartelle monopoliſiert 
iſt: alles das iſt von größter Bedeukung für die Rückwirkung der Steuern auf das 
Wirtſchaftsleben des bekreffenden Staates — und zwar nicht nur auf die Wirt- 
ſchaftsverhältniſſe im allgemeinen, ſondern auch auf das Maß, bis zu 
welchem Grade beftimmte Steuern von den Unternehmern, 
Renknern, Grundbeſitzern ſelbſt gekragen werden müſſen 
oder inwieweit fie auf die ärmeren Bevölkerungsſchichten 
abgewälzt werden können. Die Wirkung der Grundſteuer auf einen 
Staat mit hochenkwickelker, intenſiver Landwirktſchaft und einer relativ hohen 
Grundrente iſt nicht dieſelbe wie auf einen armen, Landprodukte ausführenden 


Agrarſtaak. Und ebenſowenig iſt die Wirkung einer Wechſelſtempel-, Fracht- 


ſtempel- oder Fakturenſtempelſteuer die gleiche ohne Unterjchied des wirtſchaftlichen 
Entwicklungsſtandes. Trifft das aber zu, dann kann auch von unſerer Seite die 
Frage, ob wir für dieſe oder jene vorgeſchlagene Steuer ſtimmen können, nicht 
kurzweg danach entjchieden werden, ob die bekreffende Steuer zu den direkten oder 
indirekten gehört, ob fie eine Beſitz- oder Verkehrsſteuer iſt, es kommt vielmehr 
unter Berückſichtigung der gegebenen Wirkſchaftslage dar- 
auf an, wie fie auf die Wirkſchaftsentwicklung wirkt und welche Bevölkerungs- 
kreiſe fie vornehmlich belaſtet, vor allem, inwieweit fie die Arbeiterſchaft trifft! 


Demnach iſt mit der Ableikung allgemeiner abſtrakker Steuerprinzipien 
aus irgendwelchen unkerlegten Prämiſſen meines Erachtens noch gar nichts 
gewonnen; fie können zu wirklich praktiſchen Leitſätzen einer ſozialdemo⸗ 
Krakiſchen Steuerpolitik erſt dann werden, wenn fie aus dem Allgemeinen ins 
Spezielle überſetzt werden, das heißt: wenn ſie den in den einzelnen Staaten 
gegebenen Wirtſchaftsverhälkniſſen angepaßt und modifiziert werden. 

Es ſteht damit nicht anders wie mit der Zollpolitik. Wie es für die 


Frage- inwieweit für ein beſtimmtes Staatsgebiet, zum Beiſpiel Deutjch- 


— 
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land, Rußland, Bulgarien, induſtrielle Schutzzölle angebracht find, keine be- 
ſtimmten Zollregeln oder Zollnormen an ſich gibt, ohne Rückſicht auf 
den induſtriellen Enkwicklungsſtand dieſer Länder, ſo 
laſſen ſich auch für ein Staatsgebiet keine prakkiſchen Steuernormen auf- 
ſtellen ohne Berückſichkigung der gegebenen ſpeziellen Wirkſchaftsverhält— 
niſſe. Auf konkrete Fragen aber läßt Kautsky ſich nirgends ein. Er gleicht dem 
Architekten, dem die Aufgabe geſtellt wird, für einen beſtimmten Bau, der 
auf einem gegebenen Grundſtück, für einen beſonderen Zweck (ſagen wir 
als Krankenhaus, Schulgebäude, Theater) und zu einem feftgejegten Preife 
errichtet werden ſoll, einen Bauplan aufzuſtellen, und der nun ohne Rück- 
ſicht auf Raumverhälkniſſe, Zweck und Koſten allerlei ſchöne kheorekiſche 
Leitſätze über das ſolide Bauen an ſich beibringt. Entgegnet ihm dann der 
Bauherr: »Aber das alles paßt ja gar nicht; zur Ausführung Ihrer Theſen 
fehlt der Raum, das nötige Geld, und nebenbei erreichen wir auch gar nicht 
den gewollten Zweck,« ſo erwidert Genoſſe Kauksky gelaſſen: »Was gehen 
mich der beſondere Zweck und die Raumverhältniſſe an; ich mache nur in 
allgemeinen Bauprinzipien!« 

Wo von vornherein jo verſchiedene Standpunkte vorhanden find, iſt jede 


Verſtändigung ausſichtslos. Der Unterſchied unſerer Auffaſſungen liegt 


eben darin: Kautsky betrachtet die Steuerfrage als eine dogmakiſch-prin— 


zipielle Frage, ich als eine Frage hiſtoriſch-ökonomiſcher Relativität. Für 


mich gibt es bei der Steuerauslefe nur zwei Grundſätze: erſtens, die Arbeiter- 
ſchaft muß möglichſt wenig belaſtekwerden, zweitens, die wirkſchaftliche Entwick- 
lung muß möglichſt wenig gehindert werden. Die Steuer, die unker den 
gegebenen Wirtſchafksverhälkniſſen eines Staates 


dieſen beiden Forderungen am beſten enkſpricht, ziehe ich vor; welche Efi- 
kette fie trägt, beziehungsweiſe wie fie ſteuerkechniſch klaſſifiziert wird, 


dünkt mich ganz nebenſächlich. 

Das gilt, wie ſchon gejagt, ſelbſt dann, wenn die Prämiſſen unanfecdht- 
bar find. Nun arbeitet aber Kautsky noch nebenbei mit den ſonderbarſten 
Begriffskonſtruktionen und Grundtheſen: ein bunker Wirrwarr, deſſen Ent- 
wirrung noch mehr Raum in Anſpruch nehmen würde, als Kautsky zu feinem 
theoretiihen Ragoüt fin gebraucht. Von anderen wichtigeren Arbeiten ab- 
zuſtehen, um mich zunächſt als Planfagenarbeiter auf dem Gebiet der 


höheren nachmarriftiihen Scholaſtik zu bekätigen, alſo nochmals eine Ar- 
kikelſerie zu ſchreiben, die unter den heutigen Zeitumſtänden doch wahr- 


ſcheinlich nur ein kleines Häufchen Leſer finden würde, dazu verſpüre ich 
aber um jo weniger Neigung, als das Reſultak in dieſem Falle für eine 
praktiſche Steuerpolitik doch ziemlich nutzlos wäre und nur auf ein Wieder— 
zurechtrücken von verſchobenen Begriffskonftruktionen hinauslaufen würde. 


Überdies wird vorausſichtlich die rückſichksloſe Entwicklung bald die neuen 


ſchönen Konſtruktionen Kaukskys ebenſo erledigen, wie fie bereits fo viele 
andere ſeiner ſchönen Begriffs- und Zukunftskonſtrukkionen erledigt hat, 
die man manche heute nur noch ungefähr mit dem gleichen literarhiſtoriſchen 
Inkereſſe wie Fonkenelles „République des Philosophes“ oder Fénelons 
„Aventures de Telemaque“ lieſt. 

Ich werde mich daher auf die Richkigſtellung einiger kokal unrichtiger 


Auslegungen meiner Artikel beſchränken. Zwar ſteht nach Kautskys 


früherer Ankündigung noch ein weiterer Artikel über feine Steuerpolitik 
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in Ausſicht; aber die ſoeben erſchienene Nr. 26 der Neuen Zeit bringt im 
Briefkaſten die Mitteilung, daß dieſer Schlußarkikel vorerſt nicht er- 
ſcheinen wird, und ich habe keine Veranlaſſung, mit meiner Richkigſtellung 
bis zu irgendeinem fernen Zeitpunkt, der vielleicht nie herankommen wird, 
zu warten. i 

Gegenüber dem »Vorwärks«, der behauptet hakte, die Einkommenſteuer 
belaſte gar nicht den Akkumulakionsfonds (die Kapitalanhäufung), ſondern 
werde dadurch aus dem Konſumktionsfonds beſtritten, daß die Unternehmer 
ihren Luxuskonſum enkſprechend einſchränken, hafte ich darauf hingewieſen, 
daß neben anderen ſozialiſtiſchen Theoretikern auch Friedrich Engels eine 
Bezahlung der Einkommenſteuer aus dem Akkumulakionsfonds annimmt 
und die Deckung aller Staatsausgaben durch eine einzige Einkommen- 
ſteuer unter einer bürgerlichen Regierung für unmöglich erklärt. 

Die Stelle aus Engels’ Artikel (Neue Zeit, XIII, 1, S. 299), die ich 
leider nochmals zitieren muß, lautet wörtlich: 

Ferner: Erſaß aller beſtehenden indirekten und direkten Steuern durch eine 
einzige progreſſive Skeuer auf alle Einkommen von mehr als 3000 Franken. Eine 
ähnliche Forderung findet ſich jeit Jahren in faſt jedem ſozialdemokratiſchen Pro- 
gramm. Daß ſie aber ſpeziell im Intereſſe der Kleinbauern aufgeſtellt wird, iſt neu 
und beweiſt nur, wie wenig man ihre Tragweite berechnet hat. Nehmen wir Eng- 
land. Dort beträgt das Steuerbudget 90 Millionen Pfund Sterling. Davon wer- 
den aufgebracht durch die Einkommenſteuer 13½ bis 14 Millionen; die übrigen 
76 Millionen zum kleineren Teil durch Beſteuerung von Geſchäften (Poſt, Tele- 
graphen, Stempel), zum weitaus größten Teil aber durch Auflagen auf die Maſſen⸗ 
konfumtion, durch ſtets wiederholtes Abzwacken in kleinen, unmerklichen, aber ſich 
zu vielen Millionen aufſummierenden Beträgen, vom Einkommen aller Ein- 
wohner, vornehmlich aber der Armeren. Und es iſt der heutigen Geſellſchaft kaum 
möglich, die Staatsausgaben auf andere Weiſe zu decken. Geſetzt, man legte in 
England alle 90 Millionen den Einkommen von 120 Pfund Sterling gleich 3000 
Franken und darüber in progreſſiver direkter Steuer auf. Die durchſchnittliche 
jährliche Akkumulation, die jährliche Vermehrung des geſamken nationalen Reich- 
kums, betrug 1865 bis 1875 nach Giffen 240 Millionen Pfund Sterling, jagen wir, 


fie ſei jetzt gleich 300 Millionen jährlich; eine Gteuerlaft von 90 Millionen würde 


faft ein Drittel der geſamken Akkumulation verzehren. Mit anderen Wor⸗ 
ten, keine Regierung kann fo etwas unternehmen außer 
einer ſozialiſtiſchen; wenn die Sozialiſten am Ruder ſind, werden ſie 
Dinge durchzuführen haben, bei denen jene Steuerreform nur als eine momen- 
kane, ganz unbedeutende Abſchlagszahlung figurierf, und wober den Kleinbauern 
ganz andere Perſpekliven eröffnet werden.... 


Was folgert Kautsky aus dieſer Darlegung? Er meint (Neue Zeit, 
24. Heft, S. 744), Engels hätte ſich gar nicht gegen die Forderung einer ein- 
zigen Einkommenſteuer an ſich gewandt, ſondern nur gemeink, durch 
lie wären die Kleinbauern nicht zu gewinnen. Aber warum hat ſich Engels 


nicht damit begnügt, einfach zu erklären: »In einem allgemein ſozialiſtiſchen 


Programm mag ja dieſe Forderung einen Zweck haben, in ein ſozialiſtiſches 


Agrarprogramm paßt fie nicht hinein«? Warum geht er vielmehr daran, 
- unter Bezugnahme auf das engliſche Budget nachzuweiſen, daß es in der 


heutigen Geſellſchaft »kaum möglich« iſt, die Staatsaus⸗ 
gaben auf andere Weiſe als durch Mitheranziehung des Maſſenkonſums 
zur Beſteuerung zu decken; warum hält er ferner die Verkürzung der Ak- 
kumulation um ein Drittel für undurchführbar, und warum zieht er ſchließ⸗ 
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lich daraus die Folgerung, daß heutzukage keine bürgerliche Re- 
gierung die Forderung einer Deckung aller Skaaksausgaben durch eine 
einzige progreſſive Einkommenſteuer zu erfüllen vermag? Wenn dieſe letztere 
Anſicht aber richtig iſt, iſt es dann nicht gleichgültig, ob die Forderung in 
einem allgemeinen ſozialiſtiſchen Programm oder in einem ſpeziellen jozia- 
liſtiſchen Agrarprogramm ſteht? 

Für jeden, der nur einigermaßen ſinngemäß zu leſen verſtehk, iſt es fo- 
fort klar, was Engels jagen will: »Schon ſeit Jahren ſteht dieſer naive Pro— 
grammſatz von der einzigen progreſſiven Einkommenſteuer in allen mög— 
lichen ſozialiſtiſchen Programmen, und nun kommen auch noch die marriffi- 
ſchen Sozialdemokraten Frankreichs und nehmen ihn in ihr Bauern- 
programm auf, obgleich eine bürgerliche Regierung dieſe Forderung gar 
nicht erfüllen kann, eine ſozialiſtiſche Regierung aber alsbald zu viel weiter- 
gehenden Maßnahmen wird greifen müſſen.« 

Das iſt der klare Sinn der obigen Engelsſchen Außerung, den Kautsky 
freilich nicht zugeben kann, denn er hat ja ſelbſt die Forderung des franzö— 
ſiſchen Agrarprogramms verkreken. 

Doch Genoſſe Kautsky hat noch einen anderen Beweis dafür, daß 
Engels die Einkommenſteuerforderung gar nicht im obigen Sinne gemeint 
haben kann. Wenn Engels, erklärt er, ſich tatjächlih »gegen die Forde- 

rung ſelbſt gewendet, dann wäre er in Konflikt gekommen mit niemand 
anderem als Karl Marx«. 

Eine kühne Behaupkung! Wo hat denn Marx irgendwo in einer ſeiner 
Schriften ſich für die Deckung der Staatsausgaben durch eine einzige Ein- 
kommenſteuer ausgeſprochen? Auch Kauksky weiß keine Stelle zu nennen. 
Aber, jo meint er, zwar hätte ſich auch Marx gegen die Aufnahme der be- 
treffenden Forderung in das Gothaer Programm gewandt, aber nicht, weil 
er fie wirtſchaftlich für unmöglich gehalten habe, ſondern nur, weil fie nichts 
ſpezifiſch Sozialiſtiſches enthalte. | 

Das ſtimmt zum Teil, doch inwiefern folgt aus der Ablehnung einer be- 
ſtimmten Forderung eine Billigung derſelben? 

Und warum lehnte Marx 1875 in ſeinem Schreiben an Bracke die For⸗ 
derung ab? Nun, weil fie nach ſeiner Meinung nur in einer demokrakiſchen 
Republik (wie die Schweiz) einen gewiſſen Sinn habe, nicht aber in Deutkſch- 

land und Preußen. Man braucht nur die Sätze, die der von Kauksky zitierten 
Stelle des Marxſchen Briefes voraufgehen, nachzuleſen (vergl. Neue Zeit, 
IX, 1, S. 573), um das ſofork zu erkennen. Es heißt dort nämlich in bezug 
auf verſchiedene ſchöne Forderungen, die das Gothaer Programm an den 
»heufigen« Sklaat ſtellte: 
Dia die deutſche Arbeiterpartei ausdrücklich erklärt, ſich innerhalb »des heu- 
tigen nationalen Staakes«, alſo ihres Staates, des preußiſch-deukſchen Reiches, zu 
bewegen — ihre Forderungen wären ja ſonſt auch größtenteils ſinnlos, da man 
nur fordert, was man nicht hat —, fo durfte fie die Haupfkſache nicht vergeſſen, 
nämlich, daß alle jene ſchönen Sächelchen auf der Anerkennung der ſogenannken 
Volksſouveränität beruhen, daß fie daher nur in einer demokrati⸗ 
ſchen Republik am Plaße find. | 

Da man [nicht in der Lage ift] — und weislich, denn die Verhälkniſſe gebieten 
Vorſicht —, die demokrakiſche Republik zu verlangen, wie es die franzöſiſchen Ar- 
beiterprogramme unter Louis Philippe und unter Louis Napoleon faten — jo 
hätte man auch nicht zu der ... Finke flüchten ſollen, Dinge, die nur in einer demo- 
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kratiſchen Republik Sinn haben, von einem Staat zu verlangen, der 
nichts anderes als ein mit parlamenkariſchen Formen ver⸗ 
brämter, mit feudalem Beiſatz vermiſchker, ſchon von der 
Bourgeoifie beeinflußter, bureaukratiſch gezimmerter, po⸗ 
lizeilich gehüteker Militärdeſpotismus ift.... 

Daß man in der Tat unter »Staat« die Regierungsmaſchine verſteht oder den 
Staat, ſoweit er einen durch Teilung der Arbeit von der Geſellſchaft geſonderken 
eigenen Organismus bildet, zeigen ſchon die Worte: »Die deutſche Arbeiterpartei 
verlangt als wirtſchaftliche Grundlage des Staates: eine einzige progreſſive Ein- 
kommenſteuer uſw.« | 


Marx ift alſo genau derſelben Auffaſſung wie Engels: Geſtellt an einen 
kapitaliſtiſchen Staat wie Deukſchland (oder England) iſt die Forderung ein 
Nonſens, als Forderung an die zukünftige ſozialiſtiſche Geſellſchaft aber 
geht ſie lange nicht weit genug. 

Übrigens hat auch Kauksky früher ſelbſt in ſeiner Schrift »Die ſoziale 
Revolukion« (2. Teil, S. 12, 13) erklärt, »man« wäre nicht in der Lage, »die 
Einkommen- und Vermögensſteuer beliebig hoch zu ſchrauben«, über »ein 
gewiſſes Maß« könne man alſo bei dieſen Steuern nicht hinausgehen, 
»ſelbſt wenn man die politiſche Macht dazu hätte«. Nur 
behauptet das ſeltſamerweiſe Kautsky nicht etwa vom kapitaliſtiſchen Gegen- 
warksſtaat, ſondern — im Gegenſatz zu Marx und Engels — von der Zeit 
nach der Revolution, wenn die Sozialdemokratie be- 
reits die Macht eroberk hat. Auch dann iſt »man«, wie Kautsky 
meinte, noch lange nicht zur Einführung einer einzigen progreſſiven Ein- 
kommenſteuer befähigt, denn vorher müſſe erſt noch das kapitaliſtiſche 
Eigentum die Form von öffenklichen Schuldverſchreibungen angenommen 
haben. Kautsky verſchob alſo noch vor vierzehn Jahren die Erfüllung der 
Forderung einer einzigen Einkommenſteuer bis in die ferne Zu- 
kunft. War ſie für Marx und Engels eine Forderung des bürgerlichen 
Radikalismus, jo ift ſie demnach für Kautsky eine ſoziali⸗ 
ſtiſche Zukunfts forderung! 

Heute ſcheink er freilich anderer Meinung zu ſein. Scheu geht er mei- 
nem Hinweis auf dieſen Meinungswechſel damit aus dem Wege, daß er 
verfichert (S. 777), neben der Gefahr der Auswanderung von Kapitkalien 
und Kapitaliſten ſei auch die der Auswanderung von Arbeitern zu beachten, 
um dann allerlei Betrachtungen über dieſes an den Haaren herbeigezogene 
Thema anzuftellen. 

Doch noch einen anderen ganz unberechkigken Vorwurf richtet Kautsky 
an meine Adreſſe. Er meint, Engels habe in dem obigen Zitat außer Be— 
kracht gelaſſen, daß Steuern auch aus dem Konſumtionsfonds bezahlt wer⸗ 
den können. Das iſt richtig; unrichtig ift aber Kaukskys Be⸗ 
bauptung, ich hätte getreulich dieſen Schnitzer wiederholt. Ich weiſe 
vielmehr im Leitartikel »Steuerdogmatik und Steuermöglichkeiten« der 
Nr. 55 des »Vorwärks« (vom 25. Februar 1916) ausführlich darauf hin, 
daß die Einkommenſteuer vom Unternehmer entweder aus dem 
Konſumkions- oder dem Akkumulationsfonds bezahlt 
oder auch drittens abgewälzt werden könne. Und in mei- 
nem Artikel »Steuerprobleme« im »Hamburger Echo« (Nr. 52 vom 2. März) 
ſage ich wörklich: 
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Der Fabrikant, der zur Zahlung höherer Einkommenſteuer gezwungen wird, 


1 hal meiſt nicht nur die Möglichkeit, feine Einnahmen weit mehr zu verſtecken und 


zu verhüllen als der Beamte, Angeſtellte und Arbeiter, er hat auch die Möglich- 
keit, die Steuer ganz oder keilweiſe abzuwälzen. Wie der Beamte kann auch er 
die Steuer aus der Einſchränkung ſeines Bedarfs aufbringen, alſo volks- 
wirtſchaftlich geſprochen aus ſeinem Konſumtionsfonds be- 
ſtreiten oder ſeiner ſogenannten Kapitalerſparung, dem 
Akkumulationsfonds, entnehmen; er kann aber noch ein drittes — 
er kann auch verſuchen, die neue Einkommenſteuerbelaſtung durch 
eine Erhöhung feines Geſchäfktsprofits auszugleichen. 


Und zwar begnüge ich mich nicht mit einem bloßen Hinweis, ſondern 
zeige an praktiſchen Beiſpielen, wie in jedem dieſer Fälle die Steuer wirkt. 

Die Behauptung Kautskys, ich häkte den Konſumtionsfonds nicht berück- 
ſichtigt, iſt alſo unrichtig. Allerdings der Zitierung der obigen Engelsſchen 
Ausführungen habe ich nicht nochmals hinzugefügt: »Engels hat vergeſſen, 
daß auch ein Teil der Steuer aus dem Konſumkionsfonds bezahlt werden 
kann.« Ich habe das ſchon deshalb nicht für nötig gehalten, weil es für mich 


auf die Richtigkeit der Engelsſchen Berechnung gar nicht ankam, ſon- 
dern lediglich auf die Konſtakierung der Takſache, daß 


Engels die Durchführung der Forderung einer einzigen Einkommenſteuer 


durch eine bürgerliche Regierung für unmöglich hält. Nirgends habe ich, 


wie Engels, die Anficht ausgeſprochen, daß der Akkumulationsfonds nicht 
bis zu einem Drittel durch Steuern belaſtet werden dürfe oder könne. Nach 
Anführung verſchiedener Beiſpiele der Einkommensbelaſtung heißt es viel- 
mehr in meinem Leitartikel (Nr. 54 des »Vorwärtse«): 


Im Gegenteil, ich bin der Anſicht, die Grenze kann noch beträchtlich erhöht 
werden, vielleicht ſogar noch über die vorhin von Engels ge- 
nannte Grenze hinaus; aber daß dieje direkte Beſteuerung der Ein- 
kommen nicht nach Belieben fortgeſetzt werden kann, daß es eine Grenze gibt, und 
dieſe da liegt, wo die fortgeſetzte Kapitalakkumulation (Kapitalanhäufung) ge- 
hemmt oder ſtark geſchwächt wird, das iſt jedem, der auch nur die Anfangsgründe 
einer wiſſenſchaftlichen Steuerpolitik begriffen hat, völlig klar. 


Ich binde mich alſo in keiner Weiſe an die von Engels 
genannte Belaſtungsgrenze! 

Weiter muß ich jede Andeukung Kautskys ablehnen, als ſei ich im all- 
gemeinen für Verkehrsſteuern eingetreten. Selbſt die Konnoſſemenk— 
ſteuer, Wechſelſtempelſteuer, Emiſſionsſteuer gelten mir nicht ſchlechthin als 
akzeptabel, ſondern nur unker ganz beftimmten Bedin- 
gungen. Deutlich genug heißt es in meinem Arkikel »Steuerprobleme II« 
(Hamburger Echo« Nr. 52 vom 2. März): 

Was bezüglich gewiſſer Verkehrsſteuern zutrifft, gilt deshalb natürlich 
noch nichtvon allen übrigen. Man kann Bodenwerkzuwachsſteuern (auch fie 


zählen zu den Verkehrsſteuern), Wechſel-, Dividenden-, Fakturen-, Emiſſions- 


ſtempelſteuern uſw. unter beſtimmten Bedingungen für akzepfabel 
halten — und eine Mietzins- oder Fahrkartenſteuer ablehnen. Es iſt deshalb ein 


nunehrliches Manöver, wenn die »Leipziger Volkszeikung« mir unkerſchiebt, ich 


wäre für Verkehrsſteuern jeglicher Ark eingekreten. Wogegen ich mich gewandt 
habe (vergleiche im »Hamburger Echo« Nr. 33 den Arkikel »Arbeiterintereſſen 
und Steuerprinzipien« ſowie Nr. 42 „Sozialdemokratiſche Steuerpolitik), iſt die 
alte Fiktion, daß direkte Steuern, ſpeziell Einkommenſteuern, die wirkſchaftliche 
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Entwicklung nicht ſchädigen und nicht abwälzbar ſeien, aljo von der Sozialdemo- 
krafie bewilligt werden dürften, die Verkehrsſteuern hingegen nicht. 


Genau fo richtig wie der Vorwurf, ich ſei für Verkehrsſteuern ſchlecht⸗— 
weg eingetreten, iſt die von Kautsky (S. 779) aufgeſtellte Behauptung, ich 
ſei gegen eine Konfiskation der Kohlengruben, aber für einen An 
kauf zu ihrem Werk: eine Enkdeckung, an die er zwei Seiten lang 
enkrüſtete Ausführungen knüpft, in denen er mich nach bekannter Weiſe 
»marpiſtiſch« vernichtet. Seine ganzen Ausführungen find ſchon deshalb hin- 
fällig, weil ich weder irgendwo von einer Konfis kation 
noch von einemſtaaklichen Ankauf der Gruben zuihrem 
heutigen Werte geſprochen habe. Ich habe vielmehr die Mei- 
nung vertreten, daß es vorläufig beſſer ſei, keine Gruben zu konfiszieren 
und auch keine anzukaufen, ſondern einen Teil des Unternehmergewinns 
der Zechenbeliger zu annektieren und außerdem den Kohlenhandel zu ver- 
ſtaaklichen. In dem bekreffenden Arkikel »Skaaksmonopole oder neue 
Steuern?« (Nr. 42 des »Vorwärts« vom 12. Februar) befürworte ich näm- 
lich folgendes Verfahren: 


Im Falle einer Verſtaatlichung des Kohlenbergbaues wäre alſo zunächſt gar 
nicht nötig, alle einzelnen Örubenbetriebe anzukaufen oder zu 
enfeignen und zu dieſem Zwecke ein rieſiges Kapital zu beſchaffen, deſſen Auf- 
bringung nach dem Kriege auf allergrößte Schwierigkeiten ſtoßen würde. Es würde 
vielmehr genügen, wenn ſich der Staat das Recht des Abbaues der im Privatbeſitz 
befindlichen, noch nicht in Angriff genommenen Kohlenfelder gegen eine mäßige 
ratenweiſe zu entrichtende Abfindungsſumme vorbehielt, alle bereits in Betrieb 
befindlichen Bergwerke aber zu einem oder mehreren Zwangsſyndikaten vereinigt, 
die unter ſtaaklicher Konkrolle ſtänden und in denen der Staat die enkſcheidende 
Stimme über Ausdehnung und Einſchränkung der Förderung, Feſtſetzung der 
Preiſe uſw. hätte. Alle von den zum Syndikat gehörenden Zechen produzierten 
Kohlen (auch Koks und Nebenprodukke) werden jedoch nicht vom Syndikat ſelbſt 
vertrieben, ſondern von dieſen dem Staat beziehungsweiſe den von dieſen errich⸗ 
feten ſtaatlichen Verkriebsämkern oder Verkriebsgeſellſchaften ausgeliefert, die den 
weiteren Verkrieb an die Groß- und Kleinkonjumenten zu beſorgen hätten. Für 
dieſe dem Staat gelieferten Kohlenmengen bezahlt er dem Syndikat 
Preiſe, die den Zechenbekrieben eine mäßige Rentabilität 
ſichern und nach den Durchſchnittspreiſen der letzten zehn 
oder fünfzehn Jahre berechnet werden. 


Alſo keine Konfiskation, kein Ankauf, ſondern lediglich Ankauf der 
Erzeugniſſe, aber bekrächklich unker den normalen Zechen 
preiſen! 

Eine ſpätere Ablöſung gegen Rakenzahlungen will ich zwar nicht ausge- 
ſchloſſen wiſſen, aber auch ſie ſoll keineswegs zum vollen Werk der Gruben 
erfolgen, ſondern auf Grund der ermittelten Leiſtungsfähigkeit der Gruben 
und der vom Staat feſtgeſetzten ermäßigten Zechenpreiſe. 

Mit der Konſtatierung, daß Kauksky auch in dieſem Falle lediglich 
gegen jelbjikonftruierte Gedankenbarrikaden anſtürmt, mag es genug fein. 
Seine abftrakten Dedukkionen inkereſſieren mich aus den zu Anfang dieſes 
Artikels angeführten Gründen nicht im geringſten. 
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Die Kolonien der europäischen Mächte in handels- 
wirtichaftlicher Beziehung. 
Von Speekakor. (Schluß.) 
TEIL: 


Neuſeeland gewährte 1904 England Vorzugszölle. Zement aus anderen 
Ländern hakte Zuſchläge in der Höhe von 100 Prozent, verſchiedene Fabri— 
kafe, wenn nicht aus England, hatten ſolche von 50 Prozent zu zahlen, 
während gewiſſe Waren aus England überhaupt zollfrei ſind, dagegen aus 
anderen Ländern einen 20prozenkigen Werkzoll entrichten müſſen. 1907 
wurden die Begünſtigungen noch erhöht und ausgedehnk. Auſtralien erhebt 
ſeit 1907 einen Zollzuſchlag für Waren aus anderen Ländern in der Höhe 
von 5 bis 10 Prozent; Südafrika gewährt England einen Zollnachlaß von 
in der Regel 3 Prozent, bei einigen Produkten noch etwas mehr. 

Wie ſtellt ſich nun der Handel dieſer »Kolonien« mit England und den 
übrigen Ländern? Es betrug die Einfuhr in Millionen Pfund: 


Neuſeeland Auſtralien Südafrika 
1899 | 1904 | 1909 | 1913 || 1904 | 1909 | 1913 || 1909 | 1913 


8,74 | 13,29 15,67 22,29 37,02 51,17 79,75 || 28,86 | 42,80 
Aus England.. 5,53 7,98 9,29 | 18,51 || 22,46 | 31,17 | 47,61 || 16,22 | 23,86 
- engliſch. Kolonien 2,04 3,05 4,27| 5,05 4,52 6,88 | 9,90 4,01 4,90 
- fremden Ländern 1,18 2,26 2,12 3,92 10,03 13,11 22,23 8,56 13,86 
- Deutſchland . 0,16 0,31 0,33 0,69 2,65 3,33 4,96 2,37 3,42 


Der engliſche Handel mit dieſen Ländern iſt viel bedeukender als der 
der anderen Länder. Das erklärt ſich in erſter Linie dadurch, daß der eng- 
liſche Überſeehandel überhaupt größer iſt als der der anderen Länder. Troß 
dem tritt auch hier die gleiche Tendenz hervor, daß die engliſchen Kolonien 
immer mehr zu Abſatmärkten für andere Länder werden. So iſt der Im- 
port aus England nach Neuſeeland von 1899 bis 1913 um 7,78 Millionen 
oder um 140 Prozent, der Geſamtimpork um 13,55 Millionen oder um 
155 Prozenk, der aus fremden Ländern aber um 232 Prozenk geſtiegen, 
und der aus Deutſchland har ſich gar mehr als vervierfacht. Die 
außerordenklichen Begünſtigungen, die England in 
Neuſeeland gewährt werden, vermögen alſo den frem- 
den Wekltlbewerb nicht zurückzudrängen, vielmehr wird Eng- 
land immer mehr »zurückgedrängt«, wie die engliſchen Imperialiſten klagen, 
was aber gar nicht der Fall iſt, da die Einfuhr aus den anderen Ländern 
meiſt aus Gegenſtänden bejteht, die in England gar nicht hergeſtellt werden 
oder nicht den langen Weg nach dieſen Ländern verkragen. Beachkenswerk 
dabei iſt es, daß die Einfuhr aus Japan von 40 543 Pfund auf 151 106 
Pfund gewachſen iſt, was auf die Einfuhr billiger Sorten von Baumwoll- 
waren uſw. zurückzuführen iſt. | 

Die Einfuhr nach Auſtralien ift von 1904 bis 1915 um 42,73 Millionen 
oder um 115,4 Prozenk, die aus England um 25,15 Willionen oder um 112 
Prozent und die aus den fremden Ländern um 12,02 Millionen Pfund oder 
um 122 Prozent geſtiegen. Relativ ſchwächer iſt hier die Einfuhr aus Deutich- 
land gewachſen, um knapp 87 Prozent. 
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Die Einfuhr nach Südafrika hat ſich von 1909 bis 1913 (für die frühere 
Zeit liegen mir keine vergleichbaren Zahlen vor; der Burenkrieg verändert 
hier das Bild für die vorhergehenden Jahre vollſtändig) um 13,94 Wil- 
lionen erhöht. Davon entfallen auf die Einfuhr aus England 7,64 Millionen 
und auf die aus fremden Ländern 5,30 Millionen. Relativ iſt aber die Ein- 
fuhrſteigerung aus den anderen Ländern doch bedeukender als die aus Eng- 
land, nämlich um 61,6 Prozent gegen bloß 47 Prozent. 

Der Export dieſer Länder entwickelte ſich in Millionen Pfund wie folgt: 


Neuſeeland 


| Südafrika 
1899 | 1904 | 1909 1913 


1909 1913 


Auſtralien 
1904 1909 | 1913 


Geſamtexpork. 11,94 | 14,75 19,66 22,99 || 57,48 65,32 78,57 49,46 | 66,66 
Nach England.. 9,43 11,87 16,19 18,13 27,56 30,92 34,80 44,03 59,03 
- engl. Kolonien. 1,85 2,09 2,45 3,18 15,24 9,22 9,46 0,31 0,72 
fremd. Ländern 0,66 | 0,78 1,02 1,68 14,68 | 25,18 34,31 3,21 4,29 

— Deuktſchland . 0,03 0,02 0,04 0,34 3,74 6,39 6,87 1,74 2,16 


Die Ausfuhr aus Neuſeeland geht faſt ausſchließlich nach England. Neu- 
jeeland führt ja faſt ausſchließlich Lebensmittel und Wolle aus, jo 1913 
Butter für 2,06 Millionen, Käſe für 1,77, gefrorenes Fleiſch für 4,45 und 
Wolle für 8,06 Millionen Pfund Sterling. Warum die Lebensmittel 
in der Haupkſache nach England gehen, bedarf keiner beſonderen Erläufe- 
rung. In der Ausfuhr aus Auſtralien überwogen ebenfalls der Wollexport 
(1913 mit 26,2 Millionen Pfund), dann der von Lebensmitteln, vor allem 
Weizen mit 7,98 Millionen Pfund. Hier fällt ſchon auch die Ausfuhr von 
verſchiedenen Mekallen ins Gewicht. Der Weizen-, Woll- und Mekallexport 
geht aber nicht allein nach England, ſondern nach den verſchiedenſten Län- 
dern, vor allem auch nach Deutkſchland. Die Ausfuhr aus Auſtralien nach 
England iſt um 7,24 Willionen, die nach den anderen Ländern um 19,63 
Millionen und nach Deukſchland um mehr als 3 Millionen Pfund geſtiegen. 
Auſtralien liefert alſo Rohſtoffe in ſteigendem Maße auch an andere 
Länder, nicht nur an England. Kennt Queſſel dieſe Tatſache? 

Aus Südafrika werden in der Haupkſache Gold (von 66,66 Millionen 
37,59 Millionen), dann Wolle für 5,72, Skraußenfedern für 2,95 und Dia- 
manken für 12,02 Millionen ausgeführt. Die meiſten dieſer Waren gehen 
naturgemäß in erſter Linie nach England. 

Unter den engliſchen Kolonien gibt es noch eine Reihe von ſolchen, die 
eine Zwiſchenſtellung zwiſchen den Selbſtverwalkungs- und den Kronkolonien 
einnehmen. Sie haben eigene Parlamente und gewähren England ſeit 1912 
eine Zollermäßigung von 25 Prozent. Der Handel der wichtigſten unfer 
dieſen Kolonien entwickelte ſich wie folgt: 

Barbados 


| Britiſch Guayana Trinidad und Tobago 

Einfuhr l Ausfuhr Einfuhr l Ausfuhr Einfuhr 0 Aus fuhr 
in kauſend Pfund in kauſend Pfund in faufend Pfund 

1909 1913 1909 1913 1909 1913 1909 1515 1500 f 1015 f 00 J 188 1909 1913 1909 | 1913 


überhaupt 1778,3 1611,4 || 2043,5|2110,4 || 3288,8|4968,4 || 3218,115205,7 11193 13390 888,1 | 856,6 
England. 5 A 480,8| 518,6 92,6 | 79,3 
Engliſche Kolonien, 842,4| 923,9 316,0 972,2 F „1 239,4| 373,7 594,0 | 566,7 
Fremde Länder 603,3 459,6 294,5 171,4 2005,0 2811,92195,3 3528,6 399,1 460,7 135,1 114,7 
Deutihland . 0,0 111 11,5 3,8 70,2] 85,8|| 173,6| 421,4 2,5 9,2 0,2 153 
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Die Einfuhr dieſer Länder aus England iſt von 2,43 auf 2,60 Willionen, 
die aus den fremden Ländern von 3,01 auf 3,74 Willionen, aus England 
um 7,4 Prozent, aus den fremden Ländern um 24,2 Prozent, aus Deukſch— 
land gar um 47 Prozenk geſtiegen. Die Ausfuhr hat ſich nach England von 
1,65 auf 2,25 Millionen, nach den anderen Ländern von 2,62 auf 3,81 Wil- 
lionen erhöht. Die Steigerung beträgt im erſten Falle 30 Prozent, im 
zweiten 46 Prozent. Die Ausfuhr nach Deukſchland hat ſich gar um 130 
Prozent erhöht! Die Zollbegünſtigungen haben alſo auch hier verſagt. 

1 

Und wie ſteht es mit der wichtigſten Kolonie Englands, mit Indien? 
Hat etwa England hier ein Monopol? So behaupten wenigſtens die leicht- 
fertigen »Umlerner«. Der Handel Indiens ftellte ſich wie folgt in Millionen 
Pfund: 


Einfuhr 


Ausfuhr 
1904 | 1909 1013 19041909 1913 
England. 98,68 ı 66,77 | 91,69 34,19 | 27,15 45,90 


18,27 9,46 | 16,99 23,19 | 19,71 | 28,36 
15,52 | 24,79 43,62 54,92 59,45 | 96,97 
2,14 4,88 6,87 9,88 10,34 | 17,62 


Engliſche Kolonien N 
Andere Länder. 
Deukſchland 
eee 0,86 1,43 3,19 5,64 4,81 | 15,14 

Die Einfuhr Nach Indien ift in dieſem Jahrzehnt im Seehandel um 
64,9 Millionen Pfund geſtiegen. Davon kamen aus England 38 Millionen 
und aus den fremden Ländern 28 Millionen. Relativ iſt aber die Einfuhr 
aus England bedeutend geringer gewachſen. Die Einfuhr aus England iſt 
um 70,9 Prozent, aus den fremden Ländern aber um 181 Prozent geſtiegen. 
Aus Deutſchland hat ſich die Einfuhr mehr als verdreifacht, aus Japan 
gar vervierfacht. Die Ausfuhr nach England hat ſich um 11,7 Wil- 
lionen oder um 34 Prozent, nach anderen Ländern um 42 Millionen oder 
um 76 Prozent erhöht; die Ausfuhr nach Deutjchland hat um 78 Prozent, 
nach Japan gar um 170 Prozent zugenommen. 

Der letzte Bericht des deutſchen Konſuls aus Indien konffatiert auch, 
daß die Ausfichten der deutſchen Induſtrie auf einen Wettbewerb mit der 
engliſchen Induſtrie in Indien ſehr gute ſind. ö 

Der Geſamkhandel aller engliſchen Kolonien war wie folgt: 


Seehandel . e 87,41 101,02 152,31 112,30 106,31 17123 
Landhandel 4,72 4,83 6,92 3,58 4,14 6,33 


Ausfuhr in Willionen Pfund 
1899 1904 | 1909 | 1913 


Einfuhr in Millionen Pfund 
1899 | 1904 | 1909 | 1913 


England EEE ; ; 
Engliſche Kolonien 41,8 63,2 57,8 97,1 41,8 61,7 56,0 71,9 
Fremde Länder. . . . | 75,5 105,2 | 151,0 | 243,6 || 91,1 121,8 | 166,8 246,3 
Überhaupt. 226,6 | 307,4 | 366,5 | 562,7 249,5 826,9 | 403,8 553,9 


Dieſe Tabelle ſpricht für ſich: die Einfuhr aus England hat ſich ver- 
doppelt, aus den anderen Ländern dagegen mehr als verdreifacht 
und überfteigtjegtdie Einfuhr aus England. Ebenſo iſt die 
Ausfuhr nach den fremden Ländern nicht nur viel raſcher angewachſen als 

die nach England, ſondern hat auch dieſe überholt. Die engliſchen Kolonien 
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dienen alſo als Abjagmärkte für andere Länder und verkaufen ihre Roh- 
ſtoffe und Lebensmittel immer mehr nach fremden Ländern. Der handels- 
wirkſchaftliche Zuſammenhang mit dem Mukterland wird immer loſer; der 
Zuſammenhang mit anderen engliſchen Kolonien iſt überhaupk nur ein ge- 
ringer und entwickelt ſich nur langſam. Deshalb iſt auch ein wirtſchaftlicher 
Zuſammenſchluß der einzelnen Teile des britiſchen Reiches kaum wahr- 
ſcheinlich, wenn der Krieg nicht eine Anderung in der allgemeinen Han- 
delspolitik Englands herbeiführen wird. 

Es ſei dabei nochmals darauf hingewieſen, daß anſcheinend der Import 
für den Skaak hier mit einbegriffen und daß auch der Edelmekallverkehr 
in den angeführten Zahlen enthalten iſt. Hätten wir eine Gtatijfik des 
reinen Warenverkehrs, jo wäre die Bedeutung des Handels mit den frem- 
den Ländern noch kraſſer hervorgekreken. Denn daß der Edelmekallverkehr 
mik England und ſeinen Kolonien bedeukend iſt, liegt in der Nakur der 
Sache, da die engliſchen Kolonien bedeutende Goldproduzenken und Eng- 
land das reichſte Land der Welt geweſen iſt. 

Zur Vervollſtändigung des Bildes ſeien hier noch die Zahlen des 
deutſchen Handels mit den engliſchen Kolonien angeführt. Dieſe enknehmen 
wir der »Skakiſtik des Deukſchen Reiches« für die enkſprechenden Jahre. 


Der Handel Deukſchlands mit den engliſchen Kolonien war wie folgt: 


Ausfuhr in Willionen Mark Einfuhr in Willionen Mark 
1904 1909 1913 1904 1909 1913 


194,4 240 410,9 540,0 882,0 1215 

Die Ausfuhr aus Deutſchland nach den engliſchen Kolonien hak ſich 
mehr als verdoppelt, die Geſamkausfuhr aus Deutſchland hat weniger zu- 
genommen (111 Prozent gegen 93 Prozent); die Einfuhr iſt gar um 675 Mil- 
lionen oder um 125 Prozent geſtiegen, während die Geſamteinfuhr ſich bloß 
um knapp 70 Prozent erhöht hat. | 

Ein Vergleich mit der engliſchen Statiffik ſei dem noch hinzugefügt. Die 
Ausfuhr engliſcher Waren nach den Kolonien iſt von 1904 bis 1913 von 
112,42 auf 205,17 Willionen Pfund geſtiegen, hat ſich ſomit nicht einmal 
verdoppelt, die Einfuhr hat ſich von 88,84 auf 212,91 Millionen oder um 
140 Prozent erhöht. Die Einfuhr aus den Kolonien iſt alſo demnach nach 
England etwas raſcher geſtiegen als nach Deukſchland, was wohl auf die 
freie Einfuhr von Gekreide und beſonders Fleiſch zurückzuführen iſt. 

Der Handel Ägyptens entwickelte ſich wie folgt: Die Einfuhr, die 
1884 8,18 Millionen ägyptiſche Pfund ausmachke, ſtieg 1894 auf 9,27, 1904 
auf 20,56 und 1913 auf 27,86 Millionen Pfund, die Ausfuhr betrug in 
den entſprechenden Jahren 12,55, 12,08, 20,81 und 31,66 Millionen Pfund. 

Auf einzelne Länder verteilt ſich der Handel wie folgt. Von 1000 Pfund 
der Ein- bezw. Ausfuhr entfielen: N 


Einfuhr 184 1894 | 1909 1913 1884 | 1894 | 1909 | 1913 


England . 677 | 544 | 528 
Frankreich. Frankreich. 89 74 78 
Italien Ikalien 61 49 46 32 
Deutſchland Deutſchland 


53 42 45 56 
38 28 19 21 


| 727 18728 


Oſterreich-Ungarn Sſterreich-Ungarn 


Deutſchlands ſteigt demgegenüber ſehr ſtark an. Agypken, das von England 
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beherrſcht wird, kauft in ſteigendem Maße Waren in Deutſchland und 


führt dorthin ſeine Rohſtoffe, vor allem Baumwolle aus. So wurden 1913 


nach Deutſchland 461 829 Kankars (1 Kankar gleich 44,93 Kilo) Baumwolle 


ausgeführt; England mik ſeiner gewaltigen Baumwollinduſtrie (55,97 gegen 
11,40 Millionen Spindeln in Deutſchland) erhielt enkſprechend fünf- 
mal ſoviel Baumwolle (2,44 Millionen Kankars) aus Agypken. Nochmals 
fragen wir: Was jagen die Queſſel, Winnig, Lenſch und wie all die neu- 
gebackenen »Kolonialtheorefiker« heißen, dazu? 


W. 

In England genoſſen bis jetzt die Erzeugniſſe der Kolonien keine Vor- 
zugszölle. Umgekehrt hat Frankreich ein ganzes Syſtem der Zollbevor- 
zugung (der »Aſſimilakion«) ausgebildet. Die Erzeugniſſe der Kolonien wer— 
den in Frankreich entweder zollfrei oder zu einem ermäßigten Zollſatz hin- 
eingelaſſen; ebenſo verfahren die Kolonien gegenüber dem Mutterland. 
Algerien wird überhaupk nicht mehr als Kolonie, ſondern als Provinz 
behandelt. Der franzöſiſche Zolltarif wird in Algerien angewendet, während 
franzöſiſche Waren in Algerien keinem Zoll unterliegen, ebenſo wie um- 


gekehrt algeriſche Waren in Frankreich zollfrei ſind. Die Einfuhr aus 


Tuneſien nach Frankreich iſt ebenfalls frei, nur der Wein iſt einem 


Vorzugszoll unterworfen; die franzöſiſchen Produkte haben in Tuneſien 


bedeutend ermäßigte Zölle zu entrichten. Auch den Produkten aus den an- 
deren Kolonien gewährt Frankreich grundſätzlich Zollfreiheik. Ausgenom- 
men ſind nur Produkke wie Zucker, Kaffee, Kakao, Tee, Pfeffer, Ge— 
würze, die aus finanziellen Gründen belafiet werden. Der Zucker genießt 
Begünſtigung. Auf eine detaillierte Unkerſuchung der franzöſiſchen Kolonial- 


handelspolitik kann ich hier nicht eingehen. Was ich beweiſen will, gebt 


aber aus der Handelsſtakiſtik doch eindeutig hervor, nämlich daß dieſes 
ganze Syſtem völlig verſagkt, daß der Handelallen die- 
ſen künſtlichen Maßnahmen zum Trotz ſeine eigenen 
Wege geht, daß zwar dadurch die Entwicklung der Ko- 
lonien ſowohlals auchdes Mukterlandes erſchwerk, ge- 
hemmt wird, aber daß der handelswirkſchafkliche Zu- 
ſammenhang zwiſchen dem Mutterland und den Ko- 
lonien immer loſer wird. 
So war der Handel der franzöſiſchen Kolonien: 


| Der übrigen 


| Algerien | Tuneſien Beſitungen 


in Millionen Franken 
f 1903 1912 1903 1912 | 1903 1912 


| Einfuhr: 

Aus Frankreich 5 286,6 567,1 216,3 | 284,2 
—franzöſiſchen Kolonien 0 7,4 7,1 11,0 20,1 
- anderen Ländern 64,7 161,1 219,9 377,0 
o 358,8 729,1 447,2 | 681,3 

Ausfuhr: 
Nach Frankreich 5 262,8 402,4 154,3 | 301,6 
franzöſiſchen Kolonien 5 6,8 26,3 777 15,3 
- anderen Ländern. 56,7 162,4 185,0 448,2 


r 329,5 | 991,0 347,1 765,1 
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Algerien liegt Frankreich gegenüber, und es iſt ſchon rein geographiſch 


erklärlich, daß der Handel mit Frankreich ſehr lebhaft ſein muß. Troßdem 
hat ſich die Einfuhr aus Frankreich nur verdoppelt, während die aus an- 
deren Ländern um 147 Prozent geſtiegen iſt. Die Ausfuhr nach anderen 


Ländern hat ſich gar verdreifacht, während die nach Frankreich bloß 


um 53 Prozent zugenommen hat. Ahnlich hat ſich der kuneſiſche Handel ent- 
wickell. 


mit den anderen Ländern abfoluf und relativ viel raſcher ge- 
wachſen als mit Frankreich. Der Ankeil Frankreichs an ihrem Impork iſt 
von 48,3 Prozent auf 41,6 Prozent, an ihrem Expork von 44 Prozent auf 
39 Prozent geſunken. 

Auch hier alſo das gleiche Refulfat, wie wir bei den engliſchen Kolonien 


Was den Handel der übrigen franzöſiſchen Kolonien bekrifft, ſo iſt er | 


konffatieren konnten. Dabei iſt der Anteil Frankreichs an ſeinem kolonialen 


Handel noch etwas geringer als der Englands, obgleich das franzöſiſche 
koloniale Syſtem viel exkluſiver iſt. 
Der Handel Deukſchlands mit den franzöſiſchen Kolonien entwickelte 


ſich wie folgt: Die Ausfuhr dorthin iſt von 1909 bis 1913 von 10 auf 15 Mil- 


lionen, die Einfuhr von 49,2 auf 81,3 Millionen Mark geſtiegen. Die Han- 
delsbeziehungen Deukſchlands zu den franzöſiſchen Kolonien ſind relativ 
gering, entwickeln ſich aber recht ſchnell. Die Ausfuhr ſpeziell nach Algerien 
iſt von 1903 bis 1912 von 0,9 auf 5,4 Millionen Mark, nach Tuneſien von 
0,64 auf 2,5 Millionen geſtiegen; im erſten Falle hat fie ſich verſechs⸗ 
facht, im zweiten Falle vervierfacht. Die Einfuhr aus Algerien hat 
ſich von 9,03 auf 31,5 und aus Tuneſien von 0,65 auf 9,2 Millionen ge- 


hoben, iſt alſo ebenfalls viel i gewachſen als der Handel Frankreichs 


mit dieſen Kolonien. 


Mag ſein, daß einzelne Artikel aus Deutjchland oder anderen Ländern, 


die ſonſt in den franzöſiſchen Kolonien Abſatz gefunden häften, infolge des 
ſonderbaren »Schutzes«, den dieſe Kolonien genießen, andere Märkte auf- 
ſuchen müſſen, im allgemeinen aber wird jeder, der dieſe Zahlen unbefangen 
prüft, zugeben müſſen, daß der politiſche »Befiß« einer Kolonie die Rich- 
kung ihres Handels nur eine kurze Zeit und nur auf der erſten Stufe ihrer 
Entwicklung beeinfluſſen kann. Wenn der Geſamtverkehr der Kolonien ſich 
darauf beſchränkt, daß der Staat dork Eiſenbahnen uſw. errichten läßt, oder 
wenn zunächſt nur die erſten Konzeſſionen auf die Ausbeukung der Nakurſchätze 
erteilt werden, oder wenn in einem »Schußgebiet« ein Aufſtand ausbricht, 
jo ſteigkt der Export des Mukkerlandes nach der Kolonie an. Sobald aber ſich 
die Kolonie zu entwickeln beginnt, ſo muß ſie Handelsbeziehungen zu allen 
Ländern anknüpfen, und in demſelben Maße, wie ſich dieſe letzteren ent- 
wickeln, wird die Kolonie wirkſchaftlich und ſchließlich auch politiſch ſelb- 
ſtändig. Für die wirtſchafkliche Entwicklung einer Kolonie hat ihre ſtaak⸗ 
liche Zugehörigkeit auf den erſten Skufen noch eine poſitive Bedeukung, die 
aber raſch in eine negakive umſchlägt. Der politiihe Zuſammenhang 
mit einer europäiſchen Macht ſchon allein, von den handelswirtſchafklichen 
Maßnahmen wie Zollgefeßgebung uſw. ſchon abgeſehen, hindert die volle 
Entfaltung der Produktivkräfte, die ſich nur auf der Baſis der völligen 


Freiheit und Selbſtändigkeit entwickeln können. Trotzdem befreien ſich die 


Kolonien jo oder fo aus der wirkſchafklichen Bevormundung durch das 
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Mutterland und beſchreiten ſelbſtändig die Bahn der kapitaliſtiſchen Ent- 
wicklung. Auf dieſer Stufe der Entwicklung verliert auch 
dadurchdas Problem der offenen Tür relativ an Wich- 
tigkeit. 

Derſelbe Prozeß der Entwicklung läßt ſich auch für die deutſchen Schuß- 
gebiete konftatieren. Der Geſamkhandel der Schußgebiete iſt von 1904 bis 
1912 von 125,8 (nach dem »Stakiſtiſchen Jahrbuch« von 1906) auf 464,4 
Millionen, der Handel mit Deukſchland aber bloß von 46,27 auf 104,27 Mil- 
lionen geſtiegen. 1904 hat der deutſche Handel ein Drittel des Geſamthandels 
und 1912 nicht einmal ein Vierkel des Geſamthandels ausgemacht! 

ö Auch die deukſchen Kolonien werden alſo handelspolitiſch immer mehr 
ſelbſtändig. 

K. Wiedenfeld (Der Sinn des deutſchen Kolonialbefiges«) erklärt die 
Tatſache, daß die Einfuhr fremder Waren nach den deutſchen Kolonien jo 
bedeutend iſt, daraus, daß die deukſche Induſtrie keine ſpezifiſchen Kolonial- 
fabrikate herſtellt. »Wir haben unſere Induſtrie auf die Herſtellung feinerer 
Gewerbe geſtellt und überlaſſen deshalb kampflos dieſen Plaß (die Zufuhr 
der derben, für die Eingeborenen beſtimmten Baummwolltücher) den fremden 

Fabriken, die wir eben der Verſchiedenheit wegen gar nicht als Wekt— 
bewerber bezeichnen dürfen.« Das krifft umgekehrt auch in gewiſſem Sinne 
in bezug auf den deutſchen Wettbewerb in den fremden Kolonien zu: in 
dem Handel mit den Kolonien vollzieht ſich ebenfalls allmählich eine Diffe- 
renzierung, wie in dem Handel der kapitaliſtiſchen Länder untereinander. 
Deukſchland führt Qualikäkswaren auch nach den franzöſiſchen und engli- 
ſchen Kolonien aus. Würde feine Induſtrie zur Herſtellung von einfachen 
Waren übergehen (infolge der Vergrößerung des Kolonialbeſitzes), ſo wird 
dies, wie Wiedenfeld mit Recht betont, ein ſehr bedenklicher Rückfchrift 
ſein und eine ſtarke Schädigung in erſter Linie der qualifizierten Arbeiter- 
ſchaft herbeiführen. Auch die Frage der »offenen Tür« in den Kolonien 
hat kakſächlich nunmehr inſofern für Deukſchland geringe Bedeutung, als 
feine Qualitätswaren, wie die Skakiſtik zeigt, unter allen Umſtänden ge- 
kauft werden. 
VI. 

Zum Schluſſe mögen hier noch folgende Angaben über Belgiſch-Kongo 

angeführt werden. Die Einfuhr iſt von 1906 bis 1912 von 21,5 auf 54,2 Mil- 

lionen Franken, die Einfuhr aus Belgien von 15,3 auf 35,9 Willionen, aus 
Deutſchland von 0,8 auf 4,1 Millionen, aus England von 2,74 auf 5,67 Wil- 
lionen geſtiegen. Relativ iſt die Einfuhr aus Deukſchland am ſtärkſten 
gewachſen. Die Ausfuhr hat ſich von 58,28 auf 59,93 Millionen erhöht, nach 
Belgien iſt fie ſogar etwas zurückgegangen, von 54,3 auf 54,2 Millionen, 
dagegen nach Deutjchland von 0,15 auf 0,61 Millionen geſtiegen. 


Die Schlußfolgerungen, die wir aus all dem ziehen, beſtätigen unjere 
alte Lehre, daß Kolonien die wirkſchafkliche Entwicklung eines Landes nicht 
fördern, eher hemmen, daß fie ſelber unter ihrer politiſchen Unſelbſtändig— 

keit leiden und daß ſich darum auch ihr Handel ſowohl mit dem Mutterland 

als auch mit den anderen Ländern nicht in dem Maße entwickeln kann, 
wie es ſonſt der Fall wäre, und daß ſchließlich und vor allem eines bejon- 
ders klar hervorkritt: der politiſche Beſißh einer Kolonie ga- 
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rankierkweder ihren Markkder Induſtrie des Muffer- 
landes nochdie Zufuhr von Rohſtoffen aus ihr. Der »Ginn« 
der Kolonien äußert ſich einzig und allein darin, daß manche Unkernehmer 
aus allerhand Konzeſſionen, vor allem aus der Ausbeutung der Naturſchätze 
gewaltige Profite (die Grund- und Grubenrenke) erhalten und daß ſie der 
kartellierten Induſtrie helfen, die Karkellrente aufrechtzuerhalten, worüber 
noch ein andermal. 


Bevölkerungsvermehrung und Frauenarbeik. 
Von H. Mattutat. 


Die 1 Menſchenopfer bei allen am Kriege beteiligten Nationen 
rücken die Frage in den Vordergrund des öffenklichen Inkereſſes, ob und 
wie es möglich iſt, dieſe Verluſte wieder auszugleichen. Dieſe Frage hat 
nicht nur eine eminenke militäriſche, ſondern vor allem auch volkswirkſchaft⸗ 
liche Bedeukung, kann es doch keinem Zweifel unkerliegen, daß ſich nach 
dem Kriege auf lange Zeit hinaus ein ſehr fühlbarer Mangel an Inkelligenz 
und Arbeitskraft bemerkbar machen wird; in dieſer Beziehung ſind ja 


f 


gewaltige und erſt in Jahrzehnten wieder zu erſetzende Werte vernichtet 


worden. 
Schon vor dem Kriege wurde in faſt allen Bevölkerungshreifen das 
Problem der Bevölkerungszunahme ſehr lebhaft erörkerk. Auch in den 


Parkei- und Gewernkſchaftsorganiſakionen beſchäftigte man ſich mit dieſer 


Frage, ohne daß es jedoch zu einer beſtimmtken Stellung kam. Unter dem 
Hinweis auf die in Deukſchland feſtzuſtellende ftarke Zunahme der Bevöl- 
kerung wurden daraus für die Arbeiter drohende wirkſchaftliche Gefahren 
gefolgerk und die Notwendigkeit einer Geburtenbeſchränkung verkreten; 
keilweiſe verſchärfte ſich dieſe Propaganda ſogar bis zur Forderung des 
Gebärſtreiks. Es iſt nicht zu beſtreiten, daß die Bevölkerung des Deutſchen 
Reiches eine früher wohl für unmöglich gehaltene Zunahme erfahren hat. 
In der Zeit von 1800 bis 1910 iſt fie von 24 auf 65 Millionen geſtiegen. 


Die jährliche Zunahme befrug rund 8,4 auf das Tauſend der Bevölkerung 1 


bei einem durchſchnittlichen Geburkenüberſchuß von 14,9, was im Jahre 
einen Bevölkerungszuwachs von rund 900 000 Seelen ergibt. Auch der in 
bezug auf die Einſchätzung einer Bevölkerungszunahme ärgſte Optimift 
muß demnach zugeben, daß bei ungehinderker Forkſetzung dieſer Zunahme 
die Gefahr einer Übervölkerung des Deutſchen Reiches ſehr nahe liegt. 
Sehr begreiflich iſt daher auch, daß die vor dem Kriege bereits auftretende 
Lebensmiktelkeuerung, die ſteigende Fleiſch- und Wilchnot vielfach als Be- 
weis dafür angeſehen wurde, daß die Produktion dieſer Lebensmittel nicht 
mehr mit der durch die Zunahme der Bevölkerung geſtiegenen Nachfrage 
gleichen Schritt zu halten vermochte und bereits eine Übervölkerung beſtand. 


Unter der Wirkung dieſer Verhälkniſſe fand die Propaganda für eine Ver⸗ 
minderung der Geburten in den mittleren und unkeren Schichten eine nicht 


ungünſtige Aufnahme. 


Sehr bald ſetzte jedoch eine Reaktion ein. In Wort und Schrift wurden 


die Gefahren einer Geburkenverminderung dargelegt und nachzuweiſen ver- 
ſucht, daß ſchon lange ein ſtarker Geburkenrückgang beſtehe, der bei wei⸗ 
ferem Forkſchreiten zur Enkvölkerung Deukſchlands führen müſſe. Das Ver⸗ 
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halten der Frauen der beſſeren und mittleren Kreiſe, die aus geſellſchaft⸗ 
lichen oder Bequemlichkeitsgründen ſich einer Mukkerſchaft zu entziehen 
verſuchen, fand ſcharfe Verurkeilung, dagegen blieben die wirtſchaftlichen 
Urſachen der Geburkenverminderung ziemlich unberückſichkigt. Eine ähn⸗ 
liche Oberflächlichkeit zeigte ſich auf bürgerlicher Seite bei Behandlung 
dieſer Frage in den parlamenkariſchen Körperſchaften, weshalb man auch 
über das Verbot, reſpektive die Einſchränkung des Verkaufs von Prä- 
ventivmitteln zur Verhütung der Konzeption nicht hinausgelangte. 

Unter der Einwirkung des nun nahezu zwei Jahre dauernden Krieges 
und der durch ihn erforderten Opfer iſt die Gefahr einer Übervölkerung faſt 
völlig aus der öffenklichen Erörkerung verſchwunden. Die Behandlung des 
Bevölkerungsproblems jteht aber kroßdem mehr denn je im Mittelpunkt des 
allgemeinen Inkereſſes. Nur iſt inſofern eine Verſchiebung eingefreten, als 
man ſich nunmehr faſt ausſchließlich mit der Frage beſchäftigt, wie eine Zu— 
nahme der Geburten und eine Abnahme der Kinderſterblichkeit herbeige- 
führt werden kann. Dieſe Frage iſt auch für die arbeitende Bevölkerung 
von der größten Bedeukung. Der Krieg hat nicht nur die wirtſchafktlichen, 
ſondern auch die geſundheitlichen Verhältniſſe der arbeitenden Bevölke— 
rung ſehr ungünſtig beeinflußf. Die Ernährung zahlreicher Arbeiterfamilien, 
Kriegerfrauen und ihrer Kinder iſt die denkbar ſchlechteſte. Angeſichts der 
Verteuerung aller notwendigen Lebensmittel find ihre Einnahmen durch— 
aus unzulänglich und befinden ſie ſich ſtändig in drückendſter Notlage. Die 
Maßnahmen des Reiches und der Bundesstaaten konnten nicht genügen, 
den eingetretenen Notſtand zu verhindern, weshalb die Gemeinden er- 
gänzend nachhelfen ſollten. Dieſer Verpflichkung ſind leider nur zu viele 
Gemeinden nicht oder in unzureichendem Maße nachgekommen. Das konnte 
nicht ohne nachteilige Folgen bleiben, die nicht nur gegenwärtig fühlbar 
find, ſondern auch in der ſpäkeren Folge noch auf lange hinaus ſich bemerk- 
bar machen werden. 

Es iſt nicht zu beſtreiten, daß die Geburkenziffer in Deutſchland ſchon 
vor dem Kriege einen Rückgang aufwies. Sie iſt vom Jahre 1851 bis 1913 
von 36,9 auf 28,3 pro Tauſend Einwohner geſunken. Dieſer erhebliche Rück- 
gang wird jedoch durch die ſtarke Abnahme der Sterblichkeitsziffer von 27,8 
auf 15,8 in der gleichen Zeit mehr wie ausgeglichen und machke — wie die 
deutſche Bevölkerungsſtatiſtik zeigt — noch einen beträchtlichen jährlichen 
Bevölkerungsüberſchuß möglich, der Befürchtungen in der Richtung einer 
Entvölkerung Deutſchlands nicht aufkommen ließ. Der jeitherige Rückgang 
der Geburten findet eine ſehr natürliche und ausreichende Erklärung in un- 
ſeren wirtſchaftlichen Verhältniſſen. Die fortgeſetzte Steigerung der Lebens- 
miktelpreiſe, die zunehmende gewerbliche Berufstätigkeit der Frauen und 
Mädchen, die Schwierigkeiten beim Aufziehen einer größeren Kinderzahl 
unfer dieſen Umſtänden, die Mißſtände auf dem Gebiet des Wohnungs- 
weſens vornehmlich für die ärmere Bevölkerung uſw. wirken in ſteigendem 
Maße in der Richtung einer Einſchränkung der Kinderzahl, und zwar mit 
und ohne Anwendung von Prävenkivmitkteln. Die Kreiſe, die zu der Über- 
zeugung gelangt ſind, daß es für ihre ſoziale Lage vorteilhafter iſt, wenige 
oder keine Kinder zu haben, laſſen ſich in ihrem Verhalten durch ſolche Ver— 
boke nicht behindern. Schließlich gibt es auch eine Konzepkionsverhütung 

ohne Gummi- und ſonſtige Artikel. Selbſt wenn es aber auch gelänge, alle 
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derartigen Mittel auszuſchalkten und eine Geburtenvermehrung zu erzielen, 
io hätte dies ohne gleichzeitige entſprechende ſoziale Maßnahmen keine für 
die Bevölkerungszunahme günſtige Wirkung. Das erlangte Mehr an Ge- 
burten würde ſehr bald durch eine verſtärkte Säuglings- und Kinderjferb- 
lichkeit ausgeglichen fein. Dazu müßke man aber noch mit weiteren erheb- 
lichen Nachteilen, insbeſondere mit einer ſtarken Zunahme und Weiterver- 
breitung der Geſchlechtskrankheiten rechnen. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die gegenwärtige Zeit nicht dazu geeignet 
erſcheint, der Herbeiführung einer künſtlichen Verminderung der Geburten 
das Wort zu reden. Der Krieg reduziert die Zahl der unſerer Volkswirk⸗ 
ſchaft zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräfte ſo ſtark, daß es Jahrzehnte 
dauern wird, die vorhandenen Lücken auszufüllen. Dennoch läge kein Grund 
vor, ſchwarz zu ſehen, wenn Staat und Geſellſchaft in der Erfüllung der 
ihnen obliegenden, ſich aus der Zeit und den politiſchen Ereigniſſen ergeben- 
den ſozialen Pflichten nicht verſagen. Es iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß 
mit dem Ende des Krieges eine erhebliche Zunahme der Eheſchließungen 
und damit der Geburten eintreten wird. Eine ähnliche Zunahme läßt ſich 
für die Zeit nach dem Kriege von 1870/71 konſtatieren. So ſtieg im Jahre 
1872 die Zahl der Eheſchließungen pro Tauſend der Bevölkerung von 8,2 
auf 10,3, die der Geburken von 35,9 auf 41,1. Während die Eheſchließungen 
in den folgenden Jahren bis 1876 wieder auf 8,5 zurückgingen, ſtieg die 


Geburtenziffer weiter auf 42,6 und der Geburtenüberſchuß ſogar von 10,5: 


auf 14,6. Unter einigermaßen günſtigen Exiſtenzverhälkniſſen dürfte ſich die 
Reproduktionskraft des deutſchen Volkes auch nach dieſem Kriege in ähn⸗ 
licher Weiſe geltend machen, wenn auch nicht außer acht gelaſſen werden 
darf, daß die Verhälkniſſe des ſiebziger Krieges nicht uneingeſchränkt mit 
denen des gegenwärtigen Weltkriegs in Vergleich gezogen werden oder als 
Maßſtab dienen können. Dazu liegen die Dinge jet doch ſehr viel un 
günſtiger. 

Der Krieg von 1870/71 dauerte im ganzen nur 10 Monate, und die Zahl 
der einberufenen und am Kriege bekeiligten Mannfchaften ging einſchließ⸗ 
lich der für die Beſazung verwendeten Truppen nicht über 1 200 000 Mann 
hinaus, wurde doch nicht einmal die Landwehr vollſtändig einberufen und 
an die Einberufung des Landſturms gar nicht gedacht. Demenkſprechend 
waren auch die Verluſte verhälknismäßig gering; die Zahl der gefallenen 


Offiziere und Mannſchaften bekrug zirka 44 000. Nachdem damals die mit 


der Mobilmachung verbundenen wirkſchaftlichen Stauungen überwunden 
waren, nahm das Wirkſchaftsleben einen faſt völlig normalen Verlauf, ins⸗ 
beſondere der Verkehr mit dem Ausland erfuhr keine wejentlihe Störung. 
Bei dem gegenwärkigen Kriege zeigen die Verhälkniſſe ein erheblich anderes 
Ausſehen. Der Krieg dauert bereits zwanzig Monate, und fein Ende iſt noch 
nichk abzuſehen. Er hat ein ungeheures Menſchenaufgebok notwendig ge- 
macht. Die Zahl der im Felde wie in den Reſerveformationen ſtehenden 
Mannſchaften beziffert ſich auf viele Millionen. Enkſprechend der langen 
Dauer des Krieges und der gewaltigen Maſſe der Kämpfer find auch die 
Verluſte an Menſchenleben beträchtlich höher und befragen auf beiden 
Seiten das Vielfache der damaligen Kriegsopfer. Zudem iſt der gegenwär- 
lige Krieg auch in jeder anderen Beziehung ein anderer und ſtellt an die 
phyſiſche und pſychiſche Leiſtungsfähigkeit der Beteiligten ſehr viel ſtärkere 
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Anforderungen, als es je in einem früheren Kriege der Fall war. Alles das 
wird nach dem Kriege nicht ohne kiefgehende und langanhaltende Nach- 


4 wirkung bleiben. 


Von beſonderer Bedeukung für die Frage der Geburtenhäufigkeit iſt 
weiter die gewaltige Zunahme der Frauenerwerbskätigkeit während des 
Krieges. Wohin wir blicken, in Landwirkſchaft, Handel, Verkehr und In- 
duſtrie, überall ſtoßen wir auf die weiteſtgehende Verwendung der weib— 
lichen Arbeitskraft an Stelle der durch die Kriegseinberufungen aus dem 
Erwerbsleben herausgezogenen Männer. Dabei iſt nur zu häufig zu be- 
merken, daß die beſchäftigten Frauen nicht nur ſolche Befchäftigungen ver- 
richten, die ihrer weiblichen Individualikäk und Körperkraft entſprechen, 
ſondern die ſchwerſten Arbeiten ausführen, die bis dahin ausſchließlich in 
das Bekätigungsgebiet des Mannes fielen. Nach der deutſchen Kranken- 
verſicherungsſtatiſtik hat die Zahl der beſchäftigten und damit verficherungs- 


pflichtigen Frauen um zirka 600 000 zugenommen, wobei die zahlreichen in 


der Heimarbeit beſchäftigten Frauen noch nicht miteingeſchloſſen ſind. 
In den kleinen landwirkſchaftlichen Betrieben fällt die Bearbeitung des 


Bodens und die Verrichtung der ſonſtigen landwirkſchaftlichen Arbeiken, jo- 


weit nicht militärunkaugliche männliche Perſonen vorhanden find, ausſchließ— 
lich den Frauen und unerwachſenen Kindern zu. Zahlreiche weibliche Per— 
ſonen, beſonders Dienſtboken, haben ſich der landwirtſchafklichen Tätigkeit 
zugewendet, was daraus hervorgeht, daß ſich die weiblichen Mitglieder bei 
den Landkrankenkaſſen um 91973 vermehrt haben. Auch im Handel und 
Verkehr läßt ſich eine außerordentliche Zunahme der beſchäftigken Frauen 
feſtſtellen. Wir finden Frauen als Poſt- und Telegraphenboken, Eiſenbahn- 
und Straßenbahnſchaffner, Mokorwagenführer, Kutſcher, fie werden ver- 
wendet im Telephon- und Schalkerdienſt bei Zivil- und Wilikärbehörden, 
Banken, Hotelverwalfungen uſw. Die gleiche Erſcheinung zeigt ſich auf an- 
deren Gebieten. Immer häufiger ſieht man Frauen als Grabarbeiter, Bahn- 
arbeiter, Kohlenträger uſw. Wohl am ſtärkſten kritt die Zunahme der weib- 
lichen Erwerbstätigkeit in der Kriegsinduſtrie in die Erſcheinung. Es gibt 
keine dabei vertretene Induſtrie, in die fie nicht Eingang gefunden hätte, ſelbſt 
in die Mekallinduſtrie, wo Frauen in ſteigendem Maße bei der Granaken- 
fabrikafion, beim Drehen und Zuſammenſetzen von Zündern ſowie an Bohr-, 
Fräs- und ſonſtigen Werkzeugmaſchinen verwendet werden. Nach der 
Krankenkaſſenſtakiſtik des Reichsarbeitsblakts iſt allein bei den Bekriebs- 
krankenkaſſen die Zahl der weiblichen Verſicherten geſtiegen: um 79 078 in 
der Mekallverarbeikung, 17 454 in der elektriſchen Induſtrie, 12 098 in der 
chemiſchen Induſtrie, 8224 in der Nahrungs- und Genußgmittelinduſtrie, 


4944 in der Bekleidungsinduſtrie, 1099 im Baugewerbe. Dieſe Ziffern geben 


jedoch bei weitem kein vollſtändiges Bild von der wirklichen Zunahme der 
Frauenarbeit, da nur ekwa zwei Driktel der Krankenkaſſen zu berichten 
pflegen. Kurz zuſammengefaßt: Die weibliche Erwerbstätigkeit hat unter 
den ſteigenden Anforderungen des Krieges einen Umfang angenommen wie 
nie zuvor. 

Mit dem Ende des Krieges iſt in bezug auf die Verwendung der Frauen- 
erwerbsarbeit ſicher eine gewiſſe Einſchränkung zu erwarken. Eine große 
Anzahl von Frauen wird mit der Rückkehr ihrer Männer oder mit ihrer 
Verheirakung die Erwerbstätigkeit aufgeben. Allzu weitgehend wird dieſe 


62 | | Die Neue Zeit. 


Einſchränkung aber nicht fein, weshalb auch an ein Zurückgehen der Frauen- 
erwerbsarbeit nach dem Kriege auf den vorher vorhandenen Stand nicht zu 
denken iſt. Die im Kriege Gefallenen und erwerbsunfähig Gewordenen kön- 
nen im weſentlichen nur durch die Heranziehung der Frauenarbeit erſetzt 
werden, um ſo mehr, als das am Kriege beteiligte Ausland kaum in der 
Lage fein wird, uns Arbeitskräfte in einer den Bedarf deckenden Menge 
zur Verfügung zu ftellen. Vor dem Kriege war die Zahl der in Deutſchland 
beſchäftigten Ausländer ſehr erheblich und betrug zirka eine Million. 
Vom Standpunkt der wirkſchaftlichen Notwendigkeit aus, Handel, Ver- 
kehr und Induſtrie nach dem Kriege möglichſt bald wieder zur Blüte zu 
bringen, läßt ſich gegen die Anwendung der Frauenarbeit nichts einwenden, 
wie ja auch die Parkei und die Gewerkſchaften niemals für ihre Beſeitigung 
eingetreten find. Wohl aber muß gefordert werden, daß die Verwendung 
von Frauen in Handel, Verkehr und Induſtrie unter Bedingungen erfolgt, 
die eine Gefährdung der Volksgeſundheit ausſchließen. Werden ſolche Be- 
dingungen nicht geſchaffen, dann find alle Lamenkakionen über die Abnahme 
der Geburtenhäufigkeit und den daraus drohenden Bevölkerungsrückgang 
unnüß und letzten Endes bloße Heuchelei. Will man eine ſolche Gefahr wirk- 
lich bannen, dann kann der ſeitherige, während des Krieges arg vernach- 
läſſigte, keilweiſe ſogar völlig ausgeſchalteke Frauen-, Kinder- und Jugend- 
lichenſchutz nicht genügen, ſondern bedarf dringend eines weitgehenden Aus- 
baues. Es iſt eine von den Krankenkaſſen wie Ärzten ſeit Ausbruch des 
Krieges wohl allgemein beobachtete Talſache, daß der Geſundheitszuſtand 
der erwerbstätigen Frauen ein ſehr ungünſtiger iſt, was neben pfychiſchen 
Einwirkungen und ungenügender Ernährung nur eine Folge ihrer Erwerbs- 


fäfigkeit und der Außerkrafkſetzung der geſetzlichen Schutzbeſtimmungen 


ſein kann. Nervöſe Zuſtände, Herzaffekkionen, nervöſe Magen- und Darm- 
beſchwerden, Unterleibskrankheiten, Magenerſchlaffung, Lungenſpitzen- 
Rafarıh uſw. find außerordentlich häufig. Erfahrungsgemäß wirken die 
ſchädlichen Einflüſſe der weiblichen Erwerbstätigkeit auch höchſt nachteilig 
auf die Gebärfähigkeit der Frauen ein. Die Zahl der Aborfivgeburten hat 
deshalb auch während des Krieges eine ganz ungewöhnliche und er- 
ſchreckende Höhe erreicht. Bei einer Umfrage des Stuttgarter Ortskranken- 
kaſſenverbandes wurde feſtgeſtellt, daß die befragten Arzte bei ihrer ge- 
burkshilflichen Tätigkeit 50 bis 70 Prozent Aborte zu verzeichnen haften. 
Ahnliche Beobachtungen dürften fi) auch bei anderen Krankenkaſſen er- 
geben. 

Das ſind höchſt bedenkliche Zuſtände, die nicht dulden, daß der ſeitherige 
Raubbau an der Volksgeſundheit auch nach dem Kriege fortgeſetzt wird. 
Es muß vielmehr eine ſehr ernſthafte Prüfung dahin erfolgen, welche Er- 
werbsgelegenheiten den Frauen ohne Schädigung für ihre Geſundheit und 
ohne Benachteiligung der allgemeinen Volksinkereſſen verbleiben können. 
Zugleich iſt es notwendig, die für die Kriegsinduſtrie außer Kraft geſeßzten 
geſetzlichen Arbeiterſchußbeſtimmungen, das Verbot der Nacht- und Über- 
zeitarbeit für Frauen und Jugendliche unverzüglich wieder wirkſam werden 
zu laſſen und durch eine ſcharfe Überwachung der Betriebe für ihre Einhal- 
tung zu ſorgen. Neben einer möglichſt weitgehenden Herabſetzung der Ar- 
beitszeif der Frauen und Jugendlichen bedarf die gewerbliche Beſchäftigung 
der letzteren dringend einer Beſchränkung. Während des Krieges iſt an der 


Anzeigen. | | | 63 


Körperlichen und geiſtigen Ausbildung der Jugend ungemein viel verſäumk 
worden, was nachgeholt werden muß. 
Ferner gebietet ſich die Ausgeftaltung und Forkbildung einer Reihe durch 
die Not des Krieges geſchaffener Einrichtungen. In dieſer Beziehung hat 
ſich die Wöchnerinnen- und Säuglingsfürſorge gut bewährt, und wir können 
ſie nicht mehr miſſen. Die damit gemachken Erfahrungen drängen vielmehr 
dahin, dieſe Einrichkungen zu dauernden zu machen und im Sinne der ſchon 
lange vor dem Kriege geforderten Mukterſchaftsverſicherung auszudehnen. 
Die Grundlage dafür iſt vorhanden, und für die notwendige Verbeſſe— 
rung können beſondere Schwierigkeiten nicht mehr geltend gemacht werden. 
Es beſtehen in dieſer Richtung bereiks ganz vorzüglich wirkende Einrich- 
kungen, die freilich im weſenklichen nur auf die großen Städte entfallen. 
Dabei darf es nicht bleiben; die Mukterſchafts- und Kinderfürſorge muß 
vielmehr Gemeingut des ganzen Volkes werden. Dazu gehört, daß die Zür- 
ſorge für die Kinder in den erſten Lebensjahren ebenfalls auf eine allge- 
meine Grundlage geſtellt wird. 

Auch die Wohnungsfürſorge bedarf einer eingehenden Beachkung. Die 
Verſicherungsanſtalten und einzelne Gemeinden haben in der Schaffung 
von guter, billiger und hygieniſch einwandfreier Wohngelegenheit für die 
arbeitende Bevölkerung beachkenswerke Leiſtungen aufzuweiſen. Über die 
Anfänge einer wirklichen und durchgreifenden Wohnungsfürſorge iſt man 
aber noch nicht hinausgekommen. Wiederholt iſt ſeit Ausbruch des Krieges 
ausgeſprochen worden, daß es ohne unſere Sozialgeſetzgebung nicht möglich 
geweſen wäre, durchzuhalten und uns der von allen Seiten übermächtig be- 
drängenden Feinde zu erwehren. Das iſt zweifellos richtig. Daraus find aber 
auch die notwendigen Folgerungen zu ziehen. Nur durch eine Steigerung 
und Vervollkommnung der ſozialen Fürſorge für die arbeitende Bevölke- 
rung auf allen Gebieten laſſen ſich die Hemmungen bejeitigen, die ſich aus 
der Erwerbstätigkeit der Frauen für die Bevölkerungszunahme ergeben. 
Je mehr und beſſer ſich die ſozialpolitiſchen Einrichtungen entwickeln und 
die ſoziale Hebung der Arbeiterklaſſe als eine der wichtigſten Aufgaben des 
Staates betrachtet wird, um jo ruhiger vermögen wir der ferneren Zukunft 
des deulſchen Volkes enkgegenzuſehen. 


Anzeigen. 


Philipp Scheidemann, Es lebe der Frieden! Berlin 1916, Verlag Buch- 
handlung Vorwärts. 32 Seiten. Preis der Vereinsausgabe 40 Pf. 


Die Schrift verteidigt zunächſt die Haltung der Fraktion am 4. Auguſt. Von 
dem Satz »der Arbeiter hat kein Vaterland« hat Bebel ſchon 1907 geſagt, er ſei 
längſt preisgegeben. Der Einwand, die Bewilligung der Kriegskredite als ein poli- 
tiſcher Akt verbiete ſich für die ſozialdemokraliſche Partei, wenn ſie auch zugleich 
die militärtechniſche Landesverteidigung nicht behindere, iſt eine Silbenſtecherei. 
Man kann nicht zugleich die jungen Leute ins Feld ſchicken und die Ausgaben für 
ihre Ausrüſtung ufw. verweigern. Den Schluß der Stuttgarter Reſolution über das 
Verhalten der Sozialdemokraten nach Ausbruch eines Krieges zitiert der Ver— 
faſſer folgendermaßen: »es ſei die Pflicht: falls krotz aller Bemühungen der Sozial- 
demokratie, den Frieden zu erhalten, dennoch ein Krieg ausbrechen ſollte, für 
deſſen raſche Beendigung einzutreten — —«, und erklärt, die 
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deutſche Partei habe dieſer Pflicht in hohem Maße enkſprochen. Die Folge der 


| 


Kreditverweigerung wäre die Lähmung der deufjchen Landesverkeidigung geweſen, 


aber auch die Zerſtörung der Organiſationen und Blätter der Arbeiter. 

Aber auch jetzt iſt es weiter notwendig, Kriegskredite zu bewilligen, da die 
Gegner zum Frieden noch nicht geneigk ſind und daher das Ziel der Sicherung noch 
nicht erreicht iſt. Der Erklärung des Reichskanzlers anläßlich der jozialdemokra- 
tiſchen Friedensinterpellatkion am 9. Dezember 1915 werden Außerungen bürger- 


licher und ſozialiſtiſcher Staatsmänner aus Rußland, England, Frankreich und 


Belgien gegenübergeſtellt und ein Brief Eberks vom 30. Dezember 1915 mitgekeilt, 
in dem die vergeblichen Verſuche des deukſchen Parkeivorſtandes aufgezählt wer- 
den, mit den Bruderparkeien des feindlichen Auslandes, beſonders mit den fran⸗ 
zöſiſchen Genoſſen, eine Verſtändigung anzubahnen. Solange die Gegner zum 
Frieden nicht geneigt ſind, müſſe alſo die deutſche Sozialdemokratie auch fernerhin 
zu ihrem Lande ſtehen. 

Als Richtlinien eines Friedensſchluſſes ſtellt der Verfaſſer auf: »Wir ver- 
langen, daß dem Kriege ein Ende gemacht wird, ſobald die 
Gegner zum Frieden geneigt find Wir kreten ein für einen 


dauerhaften Frieden, der die Unverſehrtheit des Reiches, 


feine politiſche Unabhängigkeit und wirkſchaftliche Ent- 
wicklungs freiheit ſicherſtellt. Wir find gegen jede Verge⸗ 
walfigung fremder Völker. 


»Dem Kriege könnte bald ein Ende gemacht werden, ſchließt der Verfaſſer, 


»wenn die Sozialiſten Frankreichs, Englands und Belgiens... ſich zum Frieden auf 
Grundlage der obigen Formel bereitfinden ı würden. 


Für die Einheit der Partei. Herausgegeben vom Vorſtand der Soden ce | 


Partei Deutſchlands. Berlin 1916, Buchhandlung Vorwärts. 16 Seiten. Preis 
der Vereinsausgabe 20 Pf. 


Ein Appell, die Einheit der Partei zu erhalten, deren Verluſt eine überaus 


große Verminderung unſeres Anſehens bei den Maſſen herbeiführen und auch 
die Gewerkſchaften gefährden würde. Beſonders wichtig ſei die Einheit der Partei 
gerade angefichts der großen Probleme, die nach dem Kriege zur Löſung kommen 
müſſen. 

»Laſſen wir den Opkimiſten«, heißt es zum Schluß, »ihre ſchönen Hoffnungen, 


wenn wir glauben, ſie nicht keilen zu können, aber ſorgen wir dafür, daß recht viele 


dieſer Hoffnungen erfüllt werden! ... Der Sozialismus iſt nicht kot und nicht be- 


ſiegt, er hat gerade in dieſem Kriege die eindrucksvollſte Rechtfertigung erfahren.«s 


Was heute krennend zwiſchen uns ſtehe, werde vielleicht ſchon eine nahe Zu- 


kunft verwehen. Dauernd aber werde ihren Werk behalten die Einheit der für 


Recht und Brot kämpfenden Arbeiterklaſſe. 


Sozialdemokratie und nationale Verteidigung. Herausgegeben vom Parteivorſtand 
der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. Berlin 1916, Verlag Buchhand⸗ 
lung Vorwärks. 30 Seiten. Preis der Vereinsausgabe 40 Pf. 


Die Schrift enthält eine Zuſammenſtellung von Zitaten aus Schriften und 
Reden von Bebel, Wilhelm Liebknecht, Engels, Auer, Vollmar und Noske über 


die Notwendigkeit der Landesverkeidigung, aus einer Rede Ledebours über die 


Notwendigkeit, die durch den Hereroaufſtand bedrohten deutſchen Farmerfamilien 
zu reften, ferner aus Flugblättern und Wahlhandbüchern der Partei, die die Wehr⸗ 
haftmachung des Volkes verlangen, und aus Schriften von Offo Bauer und 


Eduard Bernſtein, die den Werk der Nation bekonen. 


Die Schrift ſchließt mit der Behaupkung, daß die Sozialdemokratie die Kriegs- 


kredite bewilligen mußte, wenn ſie die Landesverteidigung wollte. 


Für die Redaktion verankworklich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Eine mahnende Erinnerung. 
Von K. Kautsky. 

Es ſind jetzt gerade 31 Jahre her, daß ein kiefgehender innerer Zwie— 
ſpalt zu Ende ging, vielleicht der ſchlimmſte unker denen, die an dem Ge— 
füge unſerer Partei rüktelten, in der Zeit jeit ihrer Einigung im Jahre 1875 
bis zum Ausbruch des jetzigen Krieges. Wir meinen den Kampf um die 
Frage der Dampferſubvenkionen. 

Was damals die Gemüter der Genoſſen ſo leidenſchaftlich erregte, das 
war eine Maßregel, die als einer der erſten Schritte auf der Bahn zur Ko— 


konialpolitik betrachtet wurde, zur Weltpolitik oder, um einen moderneren 


Ausdruck zu gebrauchen, zum Imperialismus. 

Dem Drängen hapitaliſtiſcher Kreiſe nachgebend, hakte Bismarck 1884 
begonnen, koloniale Beſitzungen zu erwerben. Daneben forderte er von dem 
im Herbſt 1884 gewählten Reichskag, er ſolle eine Reihe von Dampfer— 
linien nach Oſtaſien, Auſtralien und Afrika ſubvenkionieren. Der Kolonial— 


politik widerſetzte ſich unſere Reichskagsfrakkion grundſätzlich und einmütig. 


In der Frage der Dampferſubvenkionen dagegen ging ſie auseinander. Die 
einen erklärken, die Subventionen würden Arbeit für deukſche Arbeiker 
ſchaffen, der damals ungeheuer großen Arbeitsloſigkeit entgegenwirken, 
billiges Getreide nach Deukſchland bringen und Deutjchlands Verkehr mit 
der Welt enger geſtalten; ſie dienten den Werken des Friedens und der 
Kultur. 

Dem wurde entgegengehalten, daß die Subvenkionen nur ein Geſchenk 
an die Kapitaliſtenklaſſe auf Koſten der Arbeiter ſeien, daß fie einen Teil 
der Politik bildeten, die durch Agrarzölle die Zufuhr von Lebensmitteln 
erſchwere, vor allem aber, daß ſie der Stärkung der Kolonialpolitik dienten, 
die das deutſche Volk mit ſchweren Kriegsrüſtungen und Kriegsgefahren 
bedrohe. 

Die erſtere Richlung hakte in der Fraktion die große Mehrheit, zu ihr 


gehörten Auer, Blos, Dietz, Frohme, Grillenberger. Die Sache der Winder— 


heit verfrafen Liebknecht, Vollmar und mit beſonderer Leidenſchafktlichkeit 


Bebel. Der Kampf enkſpann ſich aber keineswegs um die Frage, ob die 
Fraktion geſchloſſen mit Ja oder Nein ſtimmen ſolle. Die Mehrheit 


nt — — — 


verbot der Minderheit keineswegs, gegen die Sub- 
venkionen zuſtimmen. In die Kommiſſion zur Berakung der Regie— 
rungsvorlage entjandfe die Fraktion einen Verkreter der Bewilligung, 
Dieb, und einen der Ablehnung, Bebel. 

Man berief ſich damals auf einen Beſchluß des Kopenhagener Kon— 
greſſes von 1883, den wir alle jeitdem vergeſſen haben, wohl aus dem 
Grunde, weil er im Kongreßprotokoll nicht zu finden iſt; deſſen genaue For— 
mulierung ſich heute kaum noch feſtſtellen läßt, der aber damals von niemand 
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beſtritten wurde. Er ſchrieb der Fraktion geſchloſſene Abſtimmung bloß für 
prinzipielle Fragen vor, nicht für fakfifche. Die Mehrheit erklärte 
die Frage der Dampferſubvenkionen für eine faktifche und ſtellte daher die 
Abſtimmung frei. 

Der Züricher »Sozialdemokral« vom 11. Dezember 1884 (Nr. 00 be- 
richtete darüber: 

Die ſozialdemokratiſche Reichskagsfrakkion hat nach längeren Debatten den 
Beſchluß gefaßt, die Abſtimmung über die Dampferſubvenkion offen zu laſſen. Die 
Mehrheit der Genoſſen iſt der Anſicht, daß es ſich hier um eine Zweckmäßigkeits⸗- 
und nicht um eine Prinzipienfrage handelt. Falls der Nachweis geliefert wird, daß 
die Ausführung des Regierungsprojekts dem Handel und der Induſtrie förderlich 
wäre, und wenn dem Reichstag die Kontrolle übertragen wird, gedenkt alſo ein 
Teil der Fraktion, und zwar der größere, für die Dampferſubvention zu ſtimmen. 


Es mag ſonderbar erſcheinen, daß es gerade die Winderheit war, die 
ſich gegen die Freigebung der Abſtimmung wandke. Aber freilich, wenn ihre 
Argumente für die Ablehnung richtig waren, dann war die Frage eine 
prinzipielle. Allerdings nicht alle Mitglieder der Minderheit dachten ſo. 

In der Frage der Freigebung der Abſtimmung ſpalteke fie ſich. Lieb- 
knecht nahm eine vermittelnde Stellung ein. Er ſelbſt neigte zur Ablehnung 
der Dampferſubvenkionen, vertrat aber die Freigebung der Abſtimmung, 
da die Frage keine prinzipielle ſei. 


Am 8. Januar 1885 veröffenklichte er im Züricher »Sozialdemokrak⸗ 


(Nr. 2) einen Artikel in vermittelndem Sinne. Es hieß dorf: 


Allſeitig wird zugeſtanden, daß es ſich bei der Dampferſubvention nicht um | 


eine Prinzipienfrage im ſtrengen Sinne des Wortes handle. Die verſchiedenen 


Parteien des Reichstags, mit Ausnahme der rein gouvernemenkalen, die nach Be | 


fehl abſtimmen, haben deshalb auch ſämklich ihren Mitgliedern die Abſtimmung 
»freigegeben«, das heißt jedem erlaubt, jo zu ſtimmen, wie er für gut hält. 
Wie unſeren Leſern bekannt, hat die ſozialdemokratiſche Fraktion einen ähn- 


lichen Beſchluß gefaßt. Dieſer Beſchluß hat nun unter den Genoſſen des In- und | 
Auslandes ein gewiſſes Aufſehen erregt und eine ſehr verſchiedenartige Beurkei⸗ 


lung gefunden. Hier und da hat man ſogar eine Verletzung der Kopenhagener 
Kongreßreſolukion, welche der Fraktion in allen Prinzipienfragen ge- 
ſchloſſene Abſtimmung zur Pflicht macht, in jenem Beſchluß zu erblicken geglaubt. 
Allerdings mit Unrecht, denn — was ſchon bemerkt — um eine Prinzipienfrage 
im ſtrengeren Sinne des Wortes handelt es ſich nicht. 


Liebknecht teilt dann, ohne Stellung zu nehmen, einige der von rechts 
und links gebrauchten Argumente mit und ſchließt mit folgenden Aus- 
führungen: 


Erwähnt ſei hier, daß die Abgeordneken, welche ſich der Vorlage gegenüber 


nicht a limine — von vornherein — ablehnend verhalten, keineswegs an eine un- 
bedingte Gukheißung und Bewilligung denken, ſondern ihre Zuſtimmung erſt von 
Garantien abhängig machen, welche die Regierung ſowohl in politiſ cher als 
in ökonomiſcher Beziehung zu geben hat. 

Und das bringt uns zu einem Vorſchlag, welchen einer unſerer bewähr- 
teften und kompekenkeſten Parkeigenoſſen macht — ein Vorſchlag, der vielleicht zu 
einer Verſtändigung innerhalb der Fraktion führen könnte. 

»Will,« jo ſchreibt unſer Genoſſe, »will die Fraktion ſich nicht einfach ab- 
lehnend verhalten, jo kann fie nach meiner Meinung zu dieſer Staatshilfe für 
die Bourgeoiſie, die möglicherweiſe (was freilich erſt zu beweiſen) den 
Arbeitern indirekt zugute kommen kann, nur dann ihre Einwilligung 
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geben, wenn ebenſolche Staatshilfe für die Arbeiter zu- 
geſichert wir d. Gebt ihr uns 4 bis 5 Millionen jährlich für Arbeikergenoſſen— 
ſchaften (nicht Vorſchuß, ſondern Schenkung, wie für die Reeder), dann laſſen 
wir mit uns reden. Gebt ihr uns Garantien, daß in Preußen die Domänen 
ftatt an Großpächtker oder an Bauern, die ohne Taglöhnerarbeit exiſtenzunfähig 
ſind, an Arbeitergenoſſenſchaften ausgepadhfet werden ſollen, daß 
öffenkliche Arbeiten an Arbeitergenoſſenſchaften fiatt an 
Kapitaliſten verdungen werden, gut, wir wollen ein übriges kun. Wenn nicht, 
nicht. 

Wenn die Fraktion ſolche Vorſchläge macht, wofür nakürlich die richtige 
Form gefunden werden muß, dann wird niemand den ſozialdemokratiſchen Ab- 
geordneten vorwerfen können, fie vernachläſſigten über der Zukunft die gegen- 
wärtigen Bedürfniſſe der Arbeiter. 

Wir glauben, das iſt ein ſehr beachkenswerker und ſehr praktiſcher Vorſchlag. 


So Liebknechk. Der Leſer wird erſtaunt ſein, wenn er erfährt, daß der 
»höchſt bewährte und kompetente Parkeigenoſſe«, der dieſen »ſehr beachkens- 
werten und ſehr praktiſchen Vorſchlag« machte, nicht etwa ein Anhänger 
Laſſalles war, ſondern Friedrich Engels. Sein Vorſchlag befremdet 
auf den erſten Blick in hohem Grade. Er kann verſchieden gedeutet werden, 
mir iſt eine weitere Außerung Engels' über ſeinen Vorſchlag nicht bekannt. 
Die Redaktion des »Sozialdemokrak« ſchrieb am 12. Februar über ihn: 


Wir haben den betreffenden Paſſus ſo verſtanden, daß er nach der Anſicht des 
Verfaſſers die einzige Bedingung angibt, unter welcher wir uns nicht von vorn- 
herein der Dampferſubvention ablehnend gegenüberſtellen, ſondern auf eine Dis— 


kuſſion derſelben eingehen können. Er war nicht an die Adreſſe der Gegner der 


Vorlage gerichtet, um dieſe umzuſtimmen, ſondern an die Anhänger derſelben. 

Für die grundſätzlichen Gegner der Dampferſubvenkion ſtand er daher von 
vornherein außer Frage... 

Ob nun die Arbeiter vom heutigen Staate ... Untkerſtützungen annehmen kön- 
nen, kommt nach unſerer Anficht ganz auf die Bedingungen und Umſtände an. Daß 
wir ſie in gegebenen Fällen zu fordern haben — bei Arbeitsloſigkeit uſw. —, dafür 
werden wir ffet3 eintreten. 

Wir bewilligen dem heutigen Staate nichts. . .. Aber nichtsdeſtoweniger bejteht 
er und nimmt ganz gehörig von den Arbeitern. Warum ſollen ihn daher dieſe 
ſchnöde ignorieren, wenn fie auf Hilfe angewieſen find? Das kann nur der ver- 
langen, der der famoſen Theorie vom Sprung ins ſozialiſtiſche Jenſeits huldigt. 

Wir verwerfen die Staatshilfe für Arbeiter nur dann, wenn fie ihnen Ver— 
pflichtungen auferlegt. 


Daß Engels ernſtlich erwartet haben ſollte, ſein Vorſchlag würde von 
der Regierung und den bürgerlichen Parteien akzeptiert werden, iſt nicht 
wahrſcheinlich. Vereinigte ſich die Mehrheit der Fraktion auf ihn, dann 


war der wahrſcheinliche Erfolg der, daß er das Gewiſſen jener Abgeord— 


neten ſalvierke, die das Bedürfnis hatten, »poſitiv« zu wirken, und ſie doch 


zur Ablehnung der Dampferſubvenkion führte. Der Engelsſche Vorſchlag 
hätte nicht der Zuſtimmung den Weg geebnet, ſondern war darauf ge— 


tichtef, die Verſtändigung über die Ablehnung zu erleichtern. 
Aber erregte Zeiten, in denen die Leidenſchafken hoch gehen, geben keinen 
günſtigen Boden für derartige Verſtändigungsverſuche. Da gilt das Work: 


Eure Rede ſei ja, ja, nein, nein, was darüber iſt, das iſt vom Übel.« Der 


Engelsſche Vorſchlag wurde von beiden Geiten zurückgewieſen. Statf zur 


Verſtändigung kam es zu fteter Verſchärfung der Gegenſätze. 
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Nachdem die Genoſſen im Lande erfahren, was in der Fraktion vor ſich 
gehe, bemächtigte ſich ihrer große Erregung. Die ins Ausland durch das 
Sozialiſtengeſetz verſchlagenen Genoſſen gingen mit einem lebhaften Proteſt 
gegen die Fraktion voran. Der »Sozialdemokrak« vom 22. Januar 1885 


a 


veröffentlichte eine Reſolution, die von der deutſchen Witgliedſchaft in 


Zürich einſtimmig gefaßt worden war. Sie forderte energiſch die Ableh— 
nung der Regierungsvorlage über die Dampferſubvenkion und forderke die 
Genoſſen in Deutſchland auf, ebenfalls Stellung zu nehmen und durch 
»Schlußnahmen zu bewirken, daß ein Schrift vermieden werde, der für 
unſere Partei verhängnisvolle Folgen nach ſich ziehen könnke«. Nachdem 
jo Zürich die Fahne der Rebellion gegen die Fraktion enffaltet, folgten die 
anderen Witgliedſchaften in der Schweiz, in Paris, London, Brüſſel, 
Kopenhagen und bald auch Organiſakionen im Reiche ſelbſt, ſo in Leipzig, 
wo die Genoſſen einſtimmig »jede Schacherpolitik aufs entſchiedenſte zurück 
weiſen, die durch den Vorſchlag in Nr. 2 des ‚Sozialdemokraf‘ vorgeſchlagen 
wird«, in Frankfurk, München uſw. Jede Nummer des »Sozialdemokrat⸗ 
brachte damals eine Zuſtimmung zum Vorgehen der Züricher. Eine allge- 
meine Erhebung der Parkeigenoſſen gegen die Fraktion, der »Maſſen⸗ 
gegen die »Führer« ſchien bevorzuſtehen, in einer Situakion, in der die Ge— 
jamtorganifation der Partei aufgelöſt war und die Fraktion allein die zen- 
lrale Leitung, das Band des Geſamkzuſammenhanges darſtellte. Das 
Schlimmſte für die Organifafion war zu befürchten. | 


Da, im entſcheidenden Moment, kam die Rettung doch über den Weg, 
den Engels gewiejen und den die Mehrheit vor ihm ſchon ſich vorbehalten 
hakte und den fie nun ging, wenn auch nicht in jo draſtiſcher Weiſe, wie 
Engels vorgeschlagen. Sie machte ihre Zuſtimmung zur Subvention von be⸗ 
ſtimmten Bedingungen abhängig, die ſehr beſcheiden waren. Der »Sozial-⸗ 
demokrak« vom 26. Februar berichtet, die Fraktion habe beſchloſſen, für die 
oſtaſiatiſche und auſtraliſche Linie zu ſtimmen, die afrikaniſche ſowie die 


Samoalinie abzulehnen, weil fie nur der Kolonialpolitik dienten, endlich zu 


verlangen, daß die einzuſtellenden Schiffe neue Dampfer erſten Ranges und 
auf deutſchen Werften gebaut ſein müſſen. 

Wird dieſem Verlangen nicht nachgegeben und wird eine der Linien, gegen 
welche die Fraktion ſich erklärt hakt, vom Reichstag angenommen, ſo wird die 
Fraktion gegen die Gejamtvorlage ſtimmen. 

Der »Sozialdemokrak« konnte hinzufügen, daß der Reichstag und die 
Regierung dieſe Bedingungen keineswegs bewilligen werden, und konffa- 
tierte daher: 


So wird alſo die ſozialdemokratiſche Fraktion einſtimmig gegen die 


Dampferſubvenkionsvorlage in ihrer Geſamtheit ſtimmen. 

Das hat fie denn auch getan, als die Vorlage Mitte März im Plenum 
zur Verhandlung kam. Befreit von ſchwerem Alp afmeten wir alle auf. 
Ich darf hier wohl perſönlich bemerken, daß es die Erinnerung an jene Vor- 
gänge war, was mir am 3. Auguſt 1914 den Vorſchlag eingab, wenn die 
Fraktion die Kriegskredite bewilligen wolle, die Zuſtimmung von der Er- 
füllung beſtimmker Bedingungen abhängig zu machen. 

Dieſer Modus war es geweſen, der 1885 ſchließlich die Fraktion wieder 
einke und die Parkei vor Zerreißung durch inneren Zwiſt bewahrte. Hätte 
die Mehrheit darauf beſtanden, die Subvention bedingungslos zu bemwil- 
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| ligen, dann wäre bei der damaligen Erregung der Maſſe der Genoſſen eine 


Spaltung kaum zu vermeiden geweſen. 
So gewaltig war die Erregung auf beiden Seiten geweſen, daß ſie ſich 


nicht ſofork beruhigte. Die Mehrheit der Frakkion empfand äußerſte Er- 


bitterung über die Schilderhebung gegen fie, die von Zürich ausgegangen 


war, dem Sitz des Zenkralorgans, des »Sozialdemokrak«. Die mit ſeiner 


Herſtellung und Verbreikung befrauten Genoſſen, Bernſtein, Motteler, 
Schlüter, Tauſcher, Richard Fiſcher bekrachkete man als die Haupftrieb- 
kräfte der Inſubordination. 

Die Mehrheit der Fraktion war übel beraten, als fie ihrer Erbitkerung 
nachgab und, kaum daß die Dampferſubvenkion erledigt war, eine Erklä— 
rung veröffentlichte (Nr. 14 vom 20. März), die dem Zenkralorgan den 
ſchärfſten Tadel dafür ausſprach, daß es ſich zu dem Zwecke hergegeben, 
»eine Art Enkrüſtungsbewegung gegen die Frakkionsbeſchlüſſe hervorzu— 


rufen. 


Die Redaktion des »Sozialdemokrat« dürfe 
nie vergeſſen, daß das Parkeiorgan unter keinen Umſtänden in Gegnerſchaft 


zur Fraktion treten darf, welche die moraliſche Verankworklichkeit für den Inhalt 


desſelben krägt. Nicht das Blatt iſt es, welches die Halkung der Fraktion zu be— 
ſtimmen, ſondern die Fraktion iſt es, welche die Haltung des Blattes zu kontrol- 
lieren hakt. Die Fraktion erwartet demgemäß, daß derartige Angriffe in Zukunft 
unterbleiben und daß die Redaktion alles vermeide, was dem Geiſte obiger Erklä- 
rung zuwiderläuft. 


Wenn die Fraktion geglaubt hakte, durch dieſen Schrift ihre erſchükkerke 
Autorität zu befeſtigen, jo irrte fie ſich gewaltig. Im Gegenteil, die Parfei- 
genoſſen ſahen darin einen Verſuch, ihnen die Kritik an der Fraktion zu 
unterbinden, und jo brach jetzt der Sturm von neuem los gegen die »Dik— 
kakur« der Fraktion und die »Degradation der Preſſe«. Solche Prokeſte 
kamen nicht nur von den auswärkigen Mitgliedichaften, ſondern auch aus 
Mannheim, Königsberg, Darmſtadt, Großenhain, Frankfurt a. M. 

Indes auch diesmal wurde der Sturm beſchworen, ehe er noch gefährliche 
Dimenſionen annehmen konnte, da die Fraktion mit ſich reden ließ. In der 
Nummer des »Sozialdemokrak« vom 23. April erſchien eine von der Frak— 
tion mit der Redaktion vereinbarte Erklärung, in der die Fraktion be— 
keuerte, fie hätte nie die Abficht gehabt, das Recht der freien Meinungs- 
äußerung zu unterdrücken. 

Fraktion und Redaktion find darin einig, daß innerhalb der Partei abjolute 


Freiheit der Kritik obwalten muß und daß jeder Verſuch, dieſe Freiheit zu beein— 


trächtigen, einen Verrat an den Parteiprinzipien bedeuken und die Grundlage, auf 
der die Partei ruht, erſchüktern würde. 

Fraktion und Redaktion find aber auch darin einig daß die Einheit und Ak- 
tionsfähigkeit der Partei unter allen Umſtänden gewahrt werden müſſen und daß 
es durchaus zu verwerfen iſt, wenn unker dem Vorwand, das Recht der freien 
Kritik auszuüben, der Verſuch gemacht würde, der Parteileitung die Erfüllung 
ihrer Pflicht zu erſchweren. . .. 

Die Fraktion denkt nicht daran und kann nicht daran denken, den »Sozial— 
demokraf« als ihr perſönliches Organ zu bekrachten, mit dem fie nach Belieben 
ſchalten und walten kann. Der »Sozialdemokrak« gehört der Geſamkparkei und iſt 
das Organ der Geſamkpartei. Die Geſamkparkei wird aber vertreten durch 
die Fraktion, die kraft ihres Amtes als Parteiverfrefung naturgemäß die Kon— 
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krolle des Parfeiorgans hat. (Die Fraktion mußke damals, nach Auflöſung der Or- 
ganiſation, die Funktionen eines Parkeivorſtandes ausüben. K.) In bezug hierauf 
befindet fie ſich im vollſten Einverſtändnis mit der Redaktion des Parkeiorgans, 


und die Vorkommniſſe, welche die Erklärung in Nr. 14 des »Sozialdemokrat« ver⸗ 


anlaßten, haben dieſes Verhältnis brüderlichen Zuſammenwirkens . ge- 
laſſen. 


Damit endete der Konflikt. Die Bewegungsfreiheit, die die Redaktion 
des Zenfralorgans bis dahin gehabt, wurde in keiner Weiſe gejchmälert. 
Das Gewitter, das gekobt hafte, verzog ſich nun, nur einige Donnerſchläge 
hallten noch nach, eine Polemik zwiſchen Frohme und Bebel wegen des 
Aufrufs aus Frankfurk gegen die Fraktion. Noch nach dem Abſchluß des 
Züricher Friedens hakte Frohme die Frankfurker Genoſſen wegen ihrer 
Erklärung aufs ſchärfſte angegriffen, am 7. Mai, was dann von Bebel 
energiſch zurückgewieſen wurde. Das waren die letzten äußerlichen Kund- 
gebungen des Konflikts, der die Partei an den Rand der Spaltung gebracht 
hatte. Die inneren Gegenſäße, die er heraufbeſchworen, zitterten freilich 
noch lange unker der Oberfläche nach. 

Der Parkeikonflikt von 1885 hat manche Ähnlichkeit mit dem heukigen. 
Aber die gleiche Situation wiederholt ſich nie in der Geſchichte, und jo 
weiſen auch die beiden Konflikte neben manchem Übereinſtimmenden erheb- 
liche Verſchiedenheiten auf. 

Schon die Größe des Konfliktſtoffs iſt eine ſehr verſchiedene. Im Jahre 
1885 entipann ſich der Zwiſt darüber, daß die Minderheit der Fraktion in 
der Zuſtimmung zur Dampferſubvenkion den erſten Schritt auf dem Wege 
zur Weltpolitik mit ihren Gefahren erblickte, indes die Mehrheit darin ein 
Mittel ſah, in der damaligen wirkſchaftlichen Depreſſion einer Reihe von 
Arbeitern Arbeit zu ſchaffen. Weder hier noch dort handelte es ſich um 
eine Frage, die unmiktelbar eine Lebensfrage wurde. 

Heute find die damals befürchteten Gefahren in ungeheuerſtem Maße 
wirklich hereingebrochen. Es handelt ſich nicht mehr um Befürchkungen für 
die Zukunft, ſondern um tagtäglich bedrohte Millionen von Menſchenleben 
und um wiͤrkſchafklichen Ruin. Der Gegenſaßh iſt freilich nicht, wie oft 
fälſchlich behauptet wird, der, daß nur die eine Seite Inkereſſe für die Er- 
haltung der Leben, für die Wohlfahrt der Maſſen habe und die andere da- 
gegen gleichgültig ſei. Nichts irriger als dieſe Darſtellung. Beide Rich- 
kungen erſtreben in dieſer Hinſicht leidenſchafklich das gleiche. Aber ihre 
Wege dahin gehen diamekral auseinander, und was die eine als Reffung 
bekrachket, darin ſieht die andere das Verderben. 

Und dieſer furchtbare Gegenſatz wirkt nicht efwa nur ein paar Monate 
lang, um bald durch Arbeit auf gemeinſamem Boden, auf dem volle Über- 
einſtimmung beſteht, durch energiſchen Kampf gegen einen gemeinſamen 
Feind zurückgedrängt zu werden. Sondern er wirkt längere Zeit, ſchon bald 
zwei Jahre, ohne Unkerlaß und beſchäftigt in dieſem Zeitraum ausſchließlich 
die Köpfe und die Gemüter. 

Angefichts dieſes gewaltigen Unkerſchieds der Situation häkke man ſich 
nicht wundern dürfen, wenn die Oppoſition der Minderheit gegen die Mehr- 
heit diesmal noch eher und noch ſchärfer zum Ausbruch kam als 1885. Aber 
das Gegenteil war der Fall. Die Minderheit hat diesmal der Einheit der 
Partei viel größere Opfer gebracht als damals. 
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Selbſt Karl Liebknecht ſonderte ſich am 4. Auguſt nicht von der Frak- 
tion ab. In ihrem größten Teil wartete die Minderheit ein Jahr lang, ehe 
ſie ſich enkſchloß, ihre Sonderauffaſſung im Reichstag öffentlich zu be— 
kunden. Im Jahre 1885 kam dagegen der Konflikt aus der Frakkion ſofork 
in die Offenklichkeit und griff ſogleich auf die ganze Partei über. 

Und wie beſcheiden iſt heute die Oppofition im Vergleich zu jener vor 
31 Jahren, die Bebel führke! Was jetzt den Ausgangspunkt des ganzen 
Staktionskonflikts bildete, was die Mehrheit nicht bewilligen wollte, das 
geſtand 1885 die Mehrheit der Winderheit von vornherein ohne weiteres 
zu: die Freiheit der Abſtimmung. 

Im Jahre 1885 begnügte ſich die Minderheit nicht damit, für ihre ab- 
weichende Meinung neben der Mehrheit ſtimmen und reden zu können, 
ſie ſuchte die Mehrheit auf den gleichen Boden zu drängen, auf den fie 
ſelbſt ſich geſtellt hakte, und appellierte zu dieſem Zweck an den Druck der 
Maſſen, wobei fie im Zenkralorgan tatkräftige Hilfe fand. 

Wenn krotz alledem der Konflikt damals nicht in einem Bruch endete, 
ſondern in einem »Verhältnis brüderlichen Zuſammenwirkens« beider 


»Teile, jo wurde das nicht durch Zwangsmaßregeln der Parkeileikung her— 


beigeführt. Schon die bloße Androhung ſolcher Maßregeln bewirkte nichts 


als lichterlohes Auflodern des ſchon erlöſchenden Brandes. Nein, das 


brüderliche Zuſammenwirken erſtand aus der Takſache, daß beide Teile 
wieder in die gleiche Kampffronk rückten. 

Es iſt die alte Erfahrung: Wo es den gemeinſamen Kampf gegen den 
gemeinſamen Gegner gilt, da überwiegt bei einem gejchulten Prolekariat, 
in einer Maſſenbewegung ftets das Bedürfnis nach Einheitlichkeit alle kak 
kiſchen Meinungsverſchiedenheiten. Wird jedoch von den Führern des Pro- 
lefariat3 der Verſuch gemacht, um prakkiſcher Augenblickserfolge willen 
eine Politik des Enkgegenkommens gegen die bürgerlichen Parkeien einzu— 
ſchlagen, dann fuf ein Teil des Prolekariaks nichk mit, dann kommt's zu 
innerer Zwiekrachk und, wenn jene Politik längere Zeit konſequenk ange- 
wandt wird, zur Spaltung. Jeder Verſuch, durch kerroriſtiſche Mittel zu er- 
reichen, was die erloſchene Begeiſterung, das geſchwundene Verkrauen nicht 
mehr leiſten, vermehrt noch die Reibungsflächen, verkieft die Gegenſätze, 
verſchlimmerk das Übel, vergrößert die Gefahr der Spaltung. 

Durch ihre Praxis bei der Abſtimmung, nicht durch ihren Erlaß gegen 
das Zenkralorgan hat die Mehrheit 1885 die Einheit der Partei bewahrt. 


Wilhelm Bock. 
Zu feinem ſiebzigſten Geburkskag. 
Von J. Simon (Nürnberg). 


Leben und Wirken unſeres Wilhelm Bock iſt ein Stück Geſchichte der 
deutſchen Arbeiterbewegung: vom Jahre 1870 bis auf den heukigen Tag 
ſteht er im Vorderkreffen der gewerkſchafklichen und politiſchen Bewegung 
des klaſſenbewußken Prolekariaks. 

Geboren am 28. April 1846 in Großbreitenbach in Thüringen, wurde er, 
nachdem er die Dorfſchule verlaſſen, von ſeinen Eltern zu einem Schuh— 
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machermeiſter in Arnſtadt in die Lehre gegeben. Nach beendeter Lehrzeit 
ging Bock in die Fremde, arbeitete unker anderem in Hamburg und Magde- 
burg. In Hamburg war es, wo er ſich dem Arbeiterbildungsverein anſchloß 
und mit dem Sozialismus bekannt wurde. Mit dem ganzen Feuereifer eines 
wiſſensdurſtigen, nach Bildung ſtrebenden Jünglings verſuchte er, was die 
Dorfſchule ihm verſagt, durch Selbſtſtudium zu erlangen, wozu ihm die 
Bibliothek des Arbeiterbildungsvereins ſowie die dort gehaltenen Vor- 
frags- und Diskutierabende die Gelegenheit boken. 
Im Jahre 1869 kam Bock nach Gotha, wo er heute noch wirkt. Bald 
krat er hier wie in anderen Orten Thüringens als Redner auf und erlangte 
große Beliebtheit. Zunächſt war es die Gewerkſchaftsbewegung, der er 
ſich mit ganzer Kraft widmete. Es war dies jene Zeit, in welcher die beiden 
Richkungen, Laſſalleaner und Eiſenacher, ſich auf das heftigſte 
bekämpften. Auch bei den Schuhmachern beſtanden, wie in allen Berufen, 
dieſe beiden Richtungen. Auf der einen Seike der »Allgemeine 
Deukſche Schuhmacherverein« (aſſalleaner), auf der anderen die 
» Internationale Schuhmachergewerkſchaft« Eiſenacher). 


Bock als Gewerkſchafter. 


Durch ſeine Zugehörigkeit zum »Arbeiterbildungsverein« kam Bock auch 
in die » Internationale Schuhmachergewerkſchaft«. Im Jahre 1870 finden wir 
ihn als Redner in einer öffenklichen Schuhmacherverſammlung in Erfurt, 
wo er eine Witgliedſchaft gründete. 

Sehr bald ſah Bock ein, daß die Zerriſſenheit der deutſchen Arbeiter— 
bewegung die Weiterentwicklung hemmte und daß die gegenſeitige Be— 
kämpfung der beiden Richkungen nur den Inkereſſen der Feinde der Ar- 
beiferklafje diente. Mit der ihm eigenen Energie trat er für die Einigung 
dieſer beiden Richtungen ein. 

Am 1. Oktober 1872 veröffentlichte Bock im »Volksſtaat« einen Aufruf 
an die Schuhmacher Thüringens, in dem er für die Beſchickung eines Kon- 
greſſes eintrat; der Aufruf beginnt mit den Worten: 

Ein Aufruf an ſämkliche Schuhmacher Deutfchlands, Deutſchöſterreichs und der 
Schweiz iſt ergangen zur Beſchickung des in nächſter Zeit, wahrſcheinlich in Thü⸗ 
ringen ſtattfindenden Schuhmacherkongreſſes. Auch wir wollen dieſen Ruf nicht 
wie einen Windhauch an uns vorübergehen laſſen, ſondern uns einigen zu gemein- 
ſamem Handeln, mag auch der Aufruf ausgehen von welcher Seite immer. Eines 
jeden Delegierten Pflicht iſt es, allen eigennützigen und 
Sonderbeſtrebungen die Spitze abzubrechen und dahin zu 
wirken, daß uns alle ein gemeinſames Band umſchlinge. 


Leider kam es aber auf dieſem Kongreß, der am 17., 18., 19. und 20. No- 
vember 1873 in Berlin kagke, nicht zu der erſehnten Einigung. Die »Inter- 
nationale Schuhmachergewerkſchaft« verlegte im Juni 1873 ihren Sitz von 
Dresden nach Gotha und wählte Bock zu ihrem Präſidenken mit einem 
Monatsgehalt von 30 Mark; zwei Jahre ſpäter wurde dieſes Gehalt auf 
60 Mark erhöht. 

Es kam das Jahr 1874 und mit ihm — als Vorbote des Sozialiſten- 
gejeges — die Verfolgungen der Arbeikerbewegung durch Teſſendorf. Am 
25. Auguſt 1874 wurde der » Allgemeine Deukſche Schuhmacher— 
verein auf Grund der SS 8 und 16 des preußiſchen Vereinsgeſetzes vom 
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11. Mai 1850 aufgelöſt. Auch der »Inkernakionalen Schuhmachergewerk— 
ſchaft« wollte man an den Kragen. Sie war aber dadurch, daß ſie ihren Sitz 
in Gotha hatte, dem Arme Teſſendorfs entkrückk. Freilich ließ es dieſer nicht 
an Einwirkungen auf die gothaiſchen Behörden fehlen, was aus den zahl— 
reichen Vernehmungen Bocks in jener Zeit hervorgeht. Und gerade hier 
ſowie auch jpäfer unter dem Sozialiſtengeſetz zeigte ſich die glänzende Be- 
gabung Bocks, der Polizei »ein Schnippchen zu ſchlagen«. In einer längeren 
Bekanntmachung an die Mitglieder teilte er dieſe Unkerdrückungsverſuche 
mit und forderke die ſtrengſte politiſche und religiöſe Neutralität. Und in 
der Tat blieb die Inkernakionale Schuhmachergewerkſchaft von der Auf— 
löſung verſchonk. Dieſes Geſchick ereilte fie erſt durch das Sozialiſten- 
gejeß. 
Am 15. Januar 1875 erſchien unter der Redaktion von Bock »Der 
Wecker dals erſtes Gewerkſchafksblaktder Schuhmacher. 
In einem Einführungsartikel wurde der Einigungsgedanke ſtark 
befont, und in derſelben Nummer veröffenklichte Bock einen Aufruf 
zur Beſchichung eines Allgemeinen Schuhmacherkon⸗ 
greſſes, welcher am 16., 17. und 18. Mai in Ko burg ſtaktfand. In 
einem vorzüglichen Referat legte Bock die Notwendigkeit der Einigung der 
Arbeiter dar, die Streitaxt ſolle zwiſchen Eiſenachern und Laſſalleanern be— 
graben ſein, worauf unfer großem Beifall die Vereinigung beſchloſ— 
ſen und Bock als Präſidenk der geeinigten Gewerkſchaft 
gewählt wurde. Die Gewerkſchaft der Schuhmacher nahm darauf einen 
glänzenden Aufſchwung. Schon Mitte Juni 1876 konnte Bock auf der Ge- 
neralverſammlung in Kaſſel verkünden, daß die Organiſakion rund 4000 
Mitglieder zähle. »Der Wecker«, der in einer Auflage von 2000 Erem- 
plaren erſchien, ſollte von da ab zweimal im Monal erſcheinen. 

Mit dem Erſtarken der Gewerkſchaft ſetzten aber auch die Verfolgungen 
und Unterdrückungsverſuche in verſchärftem Maße ein. In vielen Skädken 
wurden die Filialen aufgelöſt. Aber auch Bock war auf dem Poſten. An 
Stelle der aufgelöſten Verwaltung wurde ein Verkrauensmann beſtimmt 
; und jo der Zuſammenhalt mit der Organiſation aufrechterhalten. 

Da kam am 28. Oktober 1878 das Sozialiſtengeſeßh, und zu den 
erſten Opfern desſelben zählte auch die Schuhmachergewerkſchaft mit ihren 
rund 5000 Mitgliedern; fie verfiel ſchon am 2. November der Auflöſung. 
Ebenſo wurde »Der Wechker«, der eine Auflage von 2500 erreicht hakke, ver- 
boten. Bock wandte ſich fofort in einem verkraulichen Zirkular an die Mit- 
glieder mit der Aufforderung, überall lokale Fachvereine zu grün- 
den, und am 20. November 1878 gab er bereits ein neues Organ, 
»Der Schuhmacher«, heraus, das ſchon im März 1879 in 103 Orken 
über 1500 Abonnenten zählte. Die Gründung »lokaler Fachvereine« ging 
rüſtig vorwärts, auch ihre wiederholte Auflöſung nutzte nicht viel. »Der 
Schuhmacher« bildete das geiſtige Band, welches die Mitglieder zuſammen- 
hielt. Unausgeſetzt arbeitete Bock daran, den Zenkraliſakionsge⸗ 
danken zu fördern. Über den Weg einer Arbeitsloſen- und Reifeunter- 
ſtützungskaſſe gelangte er zu dieſem Ziele. 

Am 20. März 1883 erſchien ein Aufruf von Bock, welcher zu einem 
Kongreß nach Gotha einlud. Dieſer fand am 26. und 27. Auguſt ſtatt 
und führte zur Gründung des »AUnterſtüßungsvereins deutſcher 
1915-1916. 11. Bd. 6 
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Schuhmacher«. Der Sitz dieſes Vereins wurde, da Bock eine Wahl als 
Vorſitzender ablehnte, nach Nürnberg verlegt. Bock wurde Vorſißzender des 
Ausſchuſſes, welches Amt er bis 1894 bekleidete. 
Anfang Februar 1887 wurde »Der Schuhmacher« verboten, 
dasſelbe Schickſal erlebte fünf Monate ſpäter das an Stelle des verbotenen 
»Schuhmacher« herausgegebene »Schuhmacher-Fachblakta, aber 
ſchon am 7. Auguſt gab Bock die erſte Nummer der »Gothaiſchen 
Schuhmacherzeitung« heraus. Auf eingelegte Beſchwerde wurde 
durch die Reichskommiſſion das Verbot des »Schuhmacher-Fachblakts« 
wieder aufgehoben, das auch heute noch unker der Leitung von Bock als 
Organ dem Schuhmacherverband dient. 

Noch viel wäre zu ſagen, beſonders über die Mitwirkung Bocks bei der 
Arbeit, den »Ankerſtützungsverein deukſcher Schuhmacher⸗ 
an den Klippen des Sozialiſtengeſezes vorbeizubringen, was, wenn auch 
unker großen Schwierigkeiten, gelang. Heute ſteht das Werk, welches Bock 
geſchaffen, der Verein der Schuhmacher Deutſchlands«, ab- 
geſehen von den Kriegsfolgen, feſtgefügt da. Mit berechtigtem Stolz kann 
Boch auf dieſes Werk blicken. Aber auch mik Stolz blicken die organiſierten 
Schuhmacher auf ihren Wilhelm Bock, der ihnen durch 45 Jahre jtets ein 
treuer Berater und feuriger Fürſprecher und Verfechter ihrer Inter- 
eſſen war. 


Bock als Politiker. 


In der Erkennknis, daß der Kampf der Arbeiterklaſſe gegen ihre Unter- 
drücker vornehmlich auf polikiſchem Gebiet geführt werden muß, ver- 
nachläſſigte Bock krotz ſeiner umfaſſenden gewerkſchaftlichen Tätigkeit 
keineswegs die Politik. Im Gegenteil! Auch hier ſtellte er ſeinen Mann. 
Von ſeinem erſten öffenklichen Auftreten an gewann er die Herzen der 
Arbeiter ſeiner engeren Heimat, die ihn bald als ihren anerkannken Führer 
betrachteten. Kein Wunder, daß Bock großen Verfolgungen und Mafrege- 
lungen ausgejegt war. Man wollte dem unbequemen polikiſchen Gegner die 
wirkſchaftliche Exiſtenz unmöglich machen, um ihn jo von Gotha zu ver- 
drängen. Gar oft geriet er mit feiner Familie in bitterſte Not. Um Bock in 
Gotha zu halten, halfen ihm der bekannke Demokrat Dr. Sy in Jena 
und der noch lebende Fabrikank Genoſſe Winkler in Arnſtadt, eine Ma- 
kerialwarenhandlung zu gründen, wodurch Bock von den Unternehmern un- 
abhängig wurde. Während feine Frau, die ihm immer eine freue Gefährtin 
war, das kleine Geſchäft beſorgke, war Bock unabläſſig in Thüringen agita- 
koriſch kätig. Die Beliebtheit Bocks als Redner machte es geradezu zum 
Ereignis, wenn irgendwo in einem enklegenen Waldort angekündigt wurde, 
daß Wilhelm Bock dort ſprechen werde. Auf »Schuſters Rappens, bei 
Wind und Wetter, auf unwegſamen Straßen hat Bock Thüringen kreuz 
und quer durchwanderk, um als Sendbote des Sozialismus aufzutreten. 
Wenn ſchon ſeit Jahren in den Thüringer Ländern der Sozialismus einen 
ſtarken Rückhalt beſitzt, ſo gebührt ein weſenkliches Verdienſt daran dem 
nun Siebzigjährigen! 1 

Bei dem Einigungskongreß, welcher 1875 in Gotha ſtattfand, 
um dem Bruderſtreit zwiſchen »Eiſenachern« und »Laſſalleanern« ein Ende 
zu bereiten, wirkte Bock hervorragend mit. Er eröffnete und leitete 
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die ſchwierigen Verhandlungen der erſten beiden Kongreßtage bis zur end- 
gültigen Verſtändigung zwiſchen den beiden Richtungen über die Beſetzung 
des Bureaus. Auch wurde Bock in die auf dem Einigungskongreß beſchloſ— 
jene, aus 18 Mitgliedern beſtehende Kontrollkommiſſion ge- 
wählt. 

Schon 1877 wurde Bock von den Gothaer Genoſſen die Kandidatur für 
den Reichstag übertragen. Welchen Erfolg die Tätigkeit Bocks hatte, be- 
wies die Tatſache, daß er damals ſchon in die Stichwahl gelangte und bei 
der Hauptwahl nur mit rund 1000 Stimmen feinem Gegner unterlag. Im 
Jahre 1884 gelang es Bock, das Reichskagsmandak für die Partei 
zu erobern. Bei den Faſchingswahlen 1887 ging das Mandat, wie leider ſo 
viele andere, wieder verloren. Bei den Wahlen 1890 wurde Bock in Magde- 
burg — nachdem Vollmar, der in Magdeburg und München gewählt war, 
ſich für München enkſchieden — in der Nachwahl gewählt. Von 1893 bis 
1906 und ebenſo jeit 1912 vertritt Bock wieder ſeinen Heimatkreis Gotha 
im Reichstag. 

Was Bock unter dem Sozialiſtengeſetz für die Partei geleiſtek, iſt ein 
Kapitel für ſich, auf das hier nicht näher eingegangen werden ſoll. Seit 
dreizehn Jahren iſt er Mitglied der Konkrollkommiſſion und zur- 
zeit deren Vorſitzender. 

Die rückſtändigen, reaktionären Wahlgeſetze zu den Landkagen der 
Thüringer Kleinſtaaken gaben die Veranlaſſung, daß unſere Genoſſen ſich von 
der Landkagswahlbewegung keinen Erfolg verſprachen. Erſt im Jahre 1893 
drängten die Genoſſen in Waltershauſen dazu. Es gelang ihnen, die Mehr- 
zahl der Wahlmänner zu erhalten und damit das erſte jozialdemo- 
kratiſche Mandat für den Gothaer Landtag zu erobern. 
Bock zog als erſter Sozialdemokrat in den Landtag ein und hakte als ein- 
ziger Sozialdemokrat keine leichte Aufgabe zu erfüllen, zumal er ſchon in 
dieſer Periode ſcharfe Kritik an den Domänenverhälkniſſen des Herzog⸗ 
tums übke. 

Im Gothaer Lande erregte das Auftreten Bocks berechtigtes Aufſehen 
und hakte zur Folge, daß bei der nächſten Landtagswahl in ſieben Wahl- 
kreiſen die jozialdemokratiihen Wahlmänner gewählt und damit ſieben 
Sozialdemokraten in den Gothaer Landtag geſchickk wurden. Bei der 
nächſten Wahl erhöhte ſich die Zahl der Mandate auf neun. Bock wurde 
Vizepräſident des Landtags. Mit äußerſter Kraftanſtrengung 
gelang es den vereinken bürgerlichen Parkeien, bei der nächſten Wahl der 
Sozialdemokratie wieder zwei Mandate abzujagen. In der darauffolgenden 
gegenwärtigen Landkagswahlperiode verfügt die ſozialdemokratiſche Parkei 
über acht Mandake. 

An der Enkſtehung der Thüringer Parkeipreſſe hat 
Bock kräftig mitgewirkt. 1875 gründete er die Thüringer Freie 
Preſſec, die aber ſchon nach neun Monaten wieder einging. 1876 ließ er 
die Gothaer Zeitungs erſcheinen, die 1878 dem Sozialiſtengeſetz 
zum Opfer fiel. Seit 1890 gab er das » Gokhaer Volksblakt« „heraus, 
das infolge der burgfriedlichen Verhälktniſſe unſerer Zeit jezt als »Ge⸗ 
neralanzeiger« erſcheinen muß. 

Die Umgeſtaltung des Domänenabkommens, das in finanzieller Be- 
ziehung dem Gothaer Staake große Vorkeile gebracht hat, iſt im wejent- 
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lichen dem unermüdlichen Kampfe Bocks zuzuſchreiben. Bereits im Jahre 
1899 ſtellte er einen enkſprechenden Ankrag, der den Stein ins Rollen 
brachte, ſo daß die einmal angeſchnittene Frage nicht wieder zur Ruhe kam. 
. 1902 faßte der Landtag den Beſchluß zur Abänderung, und 1905 traf das 
Geſeß in Kraft. 

So ſehen wir das Leben Bocks erfüllt von dem Streben, der Arbeiter- 


klaſſe nach jeder Richtung zu dienen. Bock kann kaum viele Tage ſeines 


Lebens anführen, von denen er zu ſagen hätte, daß er an ihnen nicht für 


die Arbeiterklaſſe gewirkt hak. So iſt er einer aus dem immer enger wer- 


denden Kreiſe derer, deren Leben ein Stück Parkeigeſchichte iſt und die in 
ſich verkörpern die Tradition der Parkei in den Zeiten ſchwerſter Partei- 
konflikte, härkeſter Kämpfe mit den Machthabern, unausgeſetzter Ausein- 
anderſezungen mit dem Unkernehmerkum; Bock iſt aber auch ein Mit- 
erbauer der Stärke der Parfei. Daß fie jo groß und geſchloſſen geworden 
iſt, verdankt fie nicht zulezht Männern wie Bock. Als er in die Bewegung 
krat, war der Gedanke der Einigung der ffreitenden Richtungen das Ziel, 


das er unausgeſetzt vor Augen hakte. Gibt es da nicht zu denken, daß er, faſt 


ein Siebziger, es für ſeine Pflicht hielt, mit anderen alten Genoſſen die 
»Sozialdemokratiſche Arbeitsgemeinſchaft« zu bilden? 
Gerade das gibt zu denken, daß ein Mann wie Bock dieſen Widerſpruch 


gegen fein die Arbeiter einigendes Lebenswerk für eine zwingende Not- 


wendigkeit hielt! Gerade um deswillen glauben wir ihm keinen bej- 


ſeren Wunſch zum ſiebzigſten Geburtstag auf einen noch langen wirkungs- 
reichen Lebensgang mitgeben zu können, als daß er mitwirke als neuer 


Einiger und Stärker der Arbeiterbewegung in dem Geiſte, der ihn immer zu 
höchſter Freudigkeit im Parkeidienſt begeiſterte. 


Vom Wirtichaftsmarkt. 
Geldmarkt und Bankgeſchäft im Jahre 1915. 


Geſchäftsberichte der Berliner Großbanken. — Umſchallung der Warenproduk- 
tion. — Geldflüffigkeit. — Brachlegung des Ausfuhrgeſchäfts. — Bedarfsbeſchrän⸗ 
kung und Kapikalanſammlung. — Vermehrung der Sparkaſſeneinlagen. — Der 


Geldſtrom nach den Banken. — Die Zunahme der Depofiteneinlagen im lebten! 
Jahre. — Einfluß der Geldflüſſigkeit auf die Darlehenskaſſen. — Bankgewinne 


aus dem Zinsgefchäft. — Die Geldausleihung der Banken im Jahre 1915. — Ak- 


zepfenumlauf. — Emiſſions⸗ und Werlpapiergeſchäfl. — Die Gejchäftslage der 


Großbanken. 


Nach und nach kommen die größeren deutſchen Kreditbanken mit ihren 
Bilanzaufſtellungen und Geſchäftsberichken für das Jahr 1915 heraus. Noch 
fehlen zwar einige Veröffenklichungen, doch läßt ſich aus den vorliegenden 
Angaben bereits eine ziemlich zuverläſſige Überficht über den Geſchäftsgang 


Berlin, 7. April 1916. 


der Großbanken im legten Jahre gewinnen — ſelbſtverſtändlich nur inſo⸗ 


weit, als zu ſolcher Orienkierung überhaupt die übliche Form der Jahres- 
abrechnungen ausreicht; denn manche Banken verſtehen es immer noch 
meiſterhaft, genaue Spezifikakionen zu vermeiden und ganz verſchieden⸗- 
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artige Geſchäfte und Geſchäftsgewinne unter einer Bezeichnung zufammen- 
zufaſſen. 

Der Kriegszuſtand und die Umſchaltung der ganzen deutſchen Wirtjchaft, 
dazu die faſt völlige Abſchließung Deutſchlands vom Weltmarkt haben 
naturgemäß den Zahlungs- und Kreditverkehr in ſtärkſtem Maße beein- 
flußt. An die Stelle der Produktion für den Export trat die Arbeit für die 
Heeresverwaltung, die für viele wichtige Induſtriezweige zum wichkigſten 
»Arbeitgeber« wurde. Daneben blieb die Produkkionskätigkeit für den 
inneren Markt zwar beſtehen, wurde aber vielfach in eine andere Richtung 
gedrängt. Sie konzenkrierte ſich darauf, das zu erzeugen, wonach der Be— 
darf drängte. Mit anderen Worten, die Fabrikation von Artikeln, die nicht 
zur Deckung einer vorhandenen Nachfrage dienen, ſondern für die auf dem 
Handelsmarkt erſt Abnehmer gejuht und gefunden werden ſollen, die alſo, 
wie der kaufmänniſche Ausdruck lautet, erſt »eingeführt« werden müſſen, 
trat hinter der Produktion für den käglichen Bedarf zurück. Damit änderte 
ſich aber auch zugleich die Dauer des durchſchnittlichen Warenzirkulafions- 
prozeſſes. Denn während die aus ſpekulakiven Motiven auf den Markt 
geworfenen, nicht zur Deckung eines vorhandenen käglichen Bedürfniſſes 
beſtimmten Waren meiſt eine lange Umlaufzeit durchmachen, bis fie von der 
Konſumtion aufgenommen werden, finden die käglichen Bedarfsartikel 
ſchnelleren Abſatz, der außerdem bald noch dadurch beſchleunigt wurde, daß 
manche dieſer Bedarfsartikel äußerſt knapp wurden. Was heute fertig ge- 
worden, wurde vielfach ſchon nach einigen Tagen konſumiert. Der Umſchlag 
erfolgte ſchneller oder, wie es gewöhnlich in der Sprache des Kleinhandels 
heißt, »das Geld rollte ſchneller«. 

Das iſt einer der Gründe der ſogenannken Geldflüſſigkeit, die überdies 
noch dadurch vermehrt wurde, daß auch die deutſche Heeresverwaltung nicht 
lange borgf, ſondern die beſtellten Kriegslieferungen meiſt Zug um Zug oder 
mit jogenanntem kurzem Ziel durch . reſpektive durch 
Zahlungen in Banknoten begleicht. 

Zudem aber hat der Ausfuhrhandel vor dem Krieg ein bedeutendes Ka- 
pital zu ſeinem Betrieb erfordert, das nun, wo die deutſche Ausfuhr nach 
dem Ausland ſtockt, in dieſem Handel keine profitable Anlage mehr findet 
und nach anderer zinskragender Verwerkung krachkekt. Was an Waren nach 
dem Ausland exportiert wird, muß vom Ausland bezahlt werden, und zwar 
mit einem gewiſſen Profit — es erklärt ſich demnach nicht, wie jo manche 
glauben, der jetzige Geldreichtkum einfach daraus, daß nur wenig nach dem 
Ausland ausgeführt wird, die erzeugten Waren alſo der inneren Konſum- 
tion erhalten bleiben. Eher könnte man ſagen, daß, da keine größere Aus- 
fuhr mehr jtattfindet, auch der Zufluß fremden Geldes ſtockk. Wohl aͤber 
gebrauchen alle die Firmen, die ſonſt an dem Ausfuhrgeſchäft teilnehmen, 
zu dieſem Geſchäftsbetrieb beſtimmte Kapitalien, Befriebskapitalien, und 
dieſe liegen nun, nachdem die Ausfuhr ſich ſtark verringert hat, zum großen 
Teil brach und ſuchen andere Anlage. 

Ahnlich ſteht es, wenn auch nicht in gleichem Maße, mit dem Import. 
Zwar hat dieſer, was die Lebensmittel anbelangt, zugenommen, dafür aber 
hal er in vielen anderen Artikeln, zum Beiſpiel in Rohſtoffen, faſt ganz 
aufgehört. Das hat ebenfalls zur Brachlegung beftimmter, früher im 
Importgeſchäft angelegter Kapitalien geführt. Statt neue Rohſtoffe aus dem 
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Ausland zu beziehen, zogen notgedrungen die Induſtriellen alles, was an 
Vorräten im Deutfchen Reiche vorhanden war, heran und juchten es zu 
verwerten. Dieſe Vorräte erwieſen ſich in manchen Branchen — erwähnt 
ſei nur die Baumwollinduſtrie — viel größer, als ſelbſt die Fachleute zu 
Beginn des Krieges angenommen haften. Dazu kam, daß nun auch manche 
minderwertige Waren, ſowohl Halbſtoffe als Fertigfabrikate, zum Verkauf 
und zum Verbrauch gelangten, die ſonſt auf den Lagern liegen geblieben 
wären und ſchließlich entweder weit unfer dem normalen Preis hätten ver- 
ſchleuderk werden müſſen oder verdorben wären. Sicherlich iſt dadurch 
manch zweifelhaftes Fabrikat in die Hände der Konſumenten gelangt; aber 
andererſeits konnte auch manches »zu Geld gemacht« werden, was ſonſt 
verloren gegangen wäre. So ift ein weſenklicher Teil des Ka- 
pitals, das zu Anfang des Krieges in allerlei Roh- 
makerialien und Ferktigwaren ſteckke, das alſo als 
Warenkapital vorhanden war, nun in Geldform, das 
heißt als Geldkapikal vorhanden. 

Dazu kommt ein Weiteres. Wenn die Erhaltung des Heeres auch ſehr 
viel mehr Waren aller Ark erfordert hat als in normaler Zeit, und ferner 


ungeheure Werke im eigenklichſten Sinne des Workes verpulverk worden 


find, fo hat doch andererſeits die zurückgebliebene Bevölkerung ihren Be⸗ 
darf beträchtlich eingeſchränkk. Die Geſamkkonſumkion hat alſo, pro Kopf 
berechnet, abgenommen. Das aber bedeutet, daß die ſogenannte Kapital- 
erſparung, richtiger Kapikalanſammlung, zugenommen hat, wenn nicht ab- 
ſolut, jo doch relativ, das heißt im Verhältnis zum verminderken Produk- 
kionsumfang. Damit ſoll ſelbſtverſtändlich durchaus nicht behauptet fein, daß 
jeder einzelne weniger verbraucht und an Kapital »erſpart« hat; denn ſelbſt 
wenn der einzelne dem Maß und Gewicht nach viel weniger Waren, zum 
Beiſpiel Nahrungsmittel, konſumierk hat, jo hal doch — vorausgeſetzt, daß 
jein Einkommen ſich nicht erhöhte — ſein Geldbeutel davon keinen Vorteil 
gehabt, da der Preis der Waren enkſprechend geſtiegen iſt. Wenn früher in 
normalen Zeiten ein Haushalt, der wöchentlich drei Pfund Bukter gebraucht 
hat, ſeinen Verbrauch auf die Hälfte einjchränkte, dann ſparte er nakürlich 


die Hälfte der bisher für Buffer ausgegebenen Summe. Steigt aber der 


Bukkerpreis um das Doppelte, jo jparf er nakürlich krot der Einſchränkung 
nichts. Aber damit iſt noch nicht geſagt, daß nichk ein anderer auf 
ſeine Koſten ſpark. Er ſelbſt hat zwar keinen Geldvorkeil von jeiner 
Verbrauchseinſchränkung, wohl aber der Bukkerproduzenk — freilich auch 
dieſer kaum den ganzen Nutzen. Der Bukterproduzenk, jagen wir die 
Meierei, muß vielleicht wieder höhere Preiſe für Milch an den Landmann 


zahlen, dieſer wieder höhere Preiſe für Futtermittel an den Fukterhändler 


und dieſer wieder höhere Preiſe an den Futkermiktel produzierenden Groß 
grundbeſißer oder an den Fuktermikkel aus dem Ausland hereinſchaffenden 
Importeur. Der Gewinn verteilt ſich alſo. Den Geldvorkeil hat in ſolchem 
Falle nicht der, der ſeinen Bedarf einſchränken muß — wohl aber andere. 
Ihr Profit ſteigt. Und es ſind recht ſchöne Mehrprofite, die beiſpielsweiſe 
jeit Kriegsbeginn in vielen für den käglichen Bedarf arbeitenden Branchen 
erzielt worden find, beſonders in der Nahrungsmittelprodukfion. Man 
braucht ſich, obgleich heute faſt überall die Tendenz vorherrſcht, die hohen 
Gewinne zu verſtecken, nur die Jahresabrechnung der Akkiengeſellſchaften 


1. 
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der Nahrungsmittelinduſtrie, nur die ſtarke Zunahme der Einlagen in jenen 


Sparkaſſen anzuſehen, die vorwiegend Landleuke als Kunden haben, und 


man erkennt ſofork, wer in erſter Reihe Kapital »angehäuft« hat. 


Aus allen dieſen Gründen, denen ſich noch einige weitere, nebenſäch— 
lichere hinzufügen ließen, erklärt ſich nur allzuwohl der enorme Geldreich- 
tum oder, wie es gewöhnlich heißt, die Geldflüſſigkeit im Deukſchen Reiche, 
die kroh der Milliardenanleihen noch immer anhält und den Wechſeldiskont 
wie den Zinsfuß auf einer relativ niedrigen Stufe beharren läßt. Es iſt 
durchaus nicht richtig, dieſe Tatſache einfach, wie jo oft in der kapitaliſti- 
ſchen Preſſe geſchieht, darauf zurückzuführen, daß Deutſchland durch die 
engliſche Flotte jo ziemlich vom Weltmarkt abgeſchnikten und gezwungener- 
maßen zu einer Art von »geſchloſſenem Handelsſtaat« geworden iſt. Gewiß, 
auch dieſe Abgeſchloſſenheit hat ihren Einfluß auf die Geldmarkklage, ſchon 
deshalb, weil ſie, wie ſchon erwähnt, einen weſenklichen Teil des früher im 
Auslandsgeſchäft tätigen Handelskapikals dazu gedrängt hat, anderweitige 
Verwendung zu ſuchen. Aber nicht minder hängt der Geldreichtkum damit 
zuſammen, daß (eine Folge, die freilich ebenfalls keilweiſe mit der Abjper- 


rung Deutkſchlands vom Weltmarkt zufammenhängt) ein großer Teil der 


früheren Warenkapitalien in Geldkapital zurückverwandelt und die Er- 


ſeßzung beziehungsweiſe Neuanſchaffung von Maſchinerien und ſonſtigen 


Betriebsmitteln weit hinter dem ſonſtigen Umfang zurückgeblieben iſt, alſo 
auch das induſtrielle und landwirkſchaftliche Bekriebskapital vielfach eine 
Verminderung erfahren hak, während andererjeits in der Landwirkſchaft 
und manchen Induſtriezweigen eine Steigerung des Profits und demenk— 
ſprechend der Kapitalanhäufung ſtaktgefunden hat. 

Daher die große Geldflüffigkeit auf dem deukſchen Markt — mehr noch 
als auf den ausländiſchen Geldmärkken, da eben in Deutſchland eine viel 
größere Rückverwandlung von Warenkapikalien in Geldkapitalien jtatt- 
gefunden hat. Und das wird auch jo bleiben, bis nach dem Kriege wieder 
der Außenhandel feinen Aufſchwung nimmt, wieder Rohſtoffvorräte herein- 
geholt und die verſchliſſenen Betriebsmittel erſetzt und ergänzt werden 
müſſen. Dann wird die Geldflüſſigkeit in Geldknappheit umſchlagen. 

Vorerſt iſt allerdings noch Geld im Überfluß vorhanden. Davon zeugk 
nicht nur das Anwachſen der Sparkaſſeneinlagen, die nach vorläufiger Ab- 


ſchäßung ſich bis Ende des Jahres 1915 nur um ungefähr 500 Millionen 


Mark verminderk haften, obgleich allein 4½ Milliarden Mark aus den 


Sparkaſſen abgehoben und in Reichsanleihe angelegt worden find, jon- 


dern in faſt noch höherem Maße das Anſchwellen der 
Depoſiteneinlagen und der Kreditorenpoſten bei den 


großen Kreditbanken. Allerdings kritt dieſe Erſcheinung nicht 
gleichmäßig bei allen Banken auf. Das hängt damit zuſammen, daß wäh- 


rend die eine Bank zu einem weſentlichen Teil mit einer Kundſchafk von 
kleineren Kapitaliſten und Kaufleuten arbeitet, die andere vorwiegend eine 
gute Mittelkundſchaft hat, während eine dritte vor allem mit Großkapika— 
liſten zu kun hat, wie zum Beiſpiel die Berliner Handelsgeſellſchafk. Die 
kleineren Kapitaliſten leihen das Geld, das fie augenblicklich nicht ge- 
brauchen, aber doch vielleicht bald wieder haben müſſen, eben einfach kurz— 
fällig an ihre Bank aus, die Großhändler und Großinduſtriellen hingegen 


benutzen ihre flüſſigen Mittel, ſobald ſich dieſe zu größeren Beträgen an- 
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geſammelt haben, viel weniger zu Bankeinlagen, ſondern fie tradhten, es in 
anderen länger befriſteten Darlehen anzulegen, die eine höhere Verzinſung 
bieten. Im letzten Jahre haben fie oft die günſtige Gelegenheit benutzt und 
Reichsſchatzwechſel gekauft. 

Wie ſtark der Geldzufluß in die Banken kroß der wiederholten Wil- 
liardenanleihen im Jahre 1915 geweſen iſt, beweiſt die Tatſache, daß ſich 
die Summe der Einlagen und Kreditorenpoſten bei der Deutlſchen Bank um 
rund 500 Millionen Mark auf 2542 Millionen, bei der Diskonkogeſellſchaft 
um 457 auf 1263, bei der Dresdener Bank um 244, bei der Bank für Handel 
und Induſtrie um 158, bei der Kommerz- und Diskonkobank um 107 Mil- 
lionen Mark vermehrt hat, während andererſeits bei der Berliner Han- 
delsgeſellſchaft aus den ſchon erwähnten Gründen die Zunahme der ein- 
gelegten Kapitalien nur 19 Millionen Mark bekrägt. 

Zudem kommt in Betracht, daß bei den meiſten Banken ſchon in den 
lezten Monaten 1914 ein ſtarker Geldzufluß aus dem Kundenkreis ein- 
getreten iſt. Vergleicht man beiſpielsweiſe den Jahresabſchluß der Diskonto- 
geſellſchaft von 1913 mit dem von 1915, ſo ergibt ſich in den leßten beiden 
Jahren eine Geſamkzunahme auf den Depofiten- und Kreditorenkonko von 
674 auf 1263, alſo um 589 Millionen Mark. 

Wie in ſo vielen anderen Dingen haben ſich auch in dieſer Sache ſo 
manche Wirkſchaftstheoretiker, ſozialiſtiſche wie bürgerliche, gründlich geirrt. 
Sie verhießen, daß im Fall eines Krieges alsbald die meiſten Einlagen aus 
den Banken und Sparkaſſen zurückgezogen würden, und ſobald erſt die 
enormen Kriegskoſten durch Anleihen aufgebracht werden müßten, ganz 
zweifellos eine allgemeine Geldknappheit eintreten werde. Stkalt deſſen ſehen 
wir einen faſt beängſtigenden Zuſtrom des Geldes nach den Banken. 

Damit ſoll keineswegs behauptet ſein, daß dieſer Zuſtrom, mag er zu- 
nächſt auch die finanzielle Kriegführung erleichtern, etwas Geſundes iſt. 
Der heutige Zuſtand gleicht ungefähr dem Geldreichtum, in dem ſich ein 
Händler befindet, der eine günſtige Gelegenheit benutzt, einen großen Teil 
feines Warenlagers loszuſchlagen, der aber nicht bedenkt, daß wenn er 
ſpäter nicht auf die Forkführung ſeines Geſchäftes verzichten will, er ſeinen 
Warenbeſtand keilweiſe zu beträchtlich höheren Preiſen wieder ergänzen, 
alſo mehr Geld hineinſtecken muß. 

Dieſen Geldſtrom in die Banken haben ſelbſt die enormen Reichsanleihen 
immer nur vorübergehend auf kurze Zeit zu hemmen vermochk. Recht inter- 
eſſant iſt in dieſer Hinſicht der Nachweis der Diskonkogeſellſchaft über die 
Entwicklung ihres Depoſikenverkehrs. Nimmt man den Beſtand der Depo- 
ſikeneinlagen am 15. Juli 1914, vierzehn Tage vor Kriegsbeginn, mit 100 
Prozenk an, ſo ergibt ſich folgender Wechſel des Geldzufluſſes: 


Be ſtand am Proz. 

31. Dezember 1914 . 119 

15. Januar 1915. 131 

30. Januar 1915. . 134 

15. Februar 1915 137 

27. Februar 1915. 138 

15. März 1915 146 

vom 31. März bis 14. April erſte 1 auf die 31. März 1915. . 132 


zweite Kriegsanleihe 15. April 1915 117 
30. April 1915 119 
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Beſtand am Proz. 
aids,, 54124 
bis 20. Mai zweite Einzahlung auf die zweite Kriegs- 31. Mai 1915. 130 
anleihe aii, 18 
bis 22. Juni dritte Einzahlung auf die zweite Kriegs- 30. Juni 1915. 136 
anleihe 15. Jul 1915 139 
bis 20. Juli vierte Einzahlung auf die zweite Kriegs- 31. Juli 195 . . . 135 
aanleihe 15. Auguſt 1915 . . 142 
bis 20. Auguſt fünfte Einzahlung auf die zweite Kriegs- 31. Auguſt 1915 . . . 140 
anleihe 15. September 1915. . 148 
vom 30. September bis 18. Okfober erſte Einzahlung 30. September 1915. . 112 
auf die dritte Kriegsanleihe 15. Oktober 1915. 115 
. Oktober 915 115 
15. November 1915. 125 

bis 24. November zweite Einzahlung auf die dritte 
Kriegsanleihe 30. November 1915 . . 117 

30. November Abwicklung der Börſenverpflichkung 


15. Dezember 1915. . 131 
bis 22. Dezember dritte Einzahlung auf die dritte 31. Dezember 1915. . 128 


Kriegsanleihe 15. Januar 1916. 143 
bis 22. Januar vierte und letzte Einzahlung auf die 31. Januar 1916. . 148 
dritte Kriegsanleihe 15. Februar 1916 . . 148 
29. Februar 1916 . . 151 
15. März 1916 . . . 166 


Deutlich zeigt ſich, daß die Einzahlungen auf die Kriegs- 
anleihen immer nur auf kurze Zeiteinen Rückgang des 
Geldzufluſſes zu bewirken vermochten. 

Aus dieſer Geldflüſſigkeit erklärt ſich auch, daß die Darlehenskaſſe 
lange nicht in dem Maße von Werkpapierbeſitzern in Anſpruch genommen 
worden iſt, wie zu Beginn des Krieges erwartet wurde. Wie die Deutſche 
Reichsbank in ihrem Geſchäftsbericht mitteilt, iſt die Inanſpruchnahme der 
Darlehenskaſſe von Anleihe zu Anleihe geringer geworden. Bei der erſten 
Kriegsanleihe konnte die Reichsbank zum 7. Oktober 1914, das heißt in 
dem auf die erſte Pflichteinzahlung (5. Oktober) folgenden Ausweis 2568 
Millionen Mark als vollgezahlt aufgeben. Von dieſer Summe waren 
710 Millionen Mark oder 27,6 Prozent mit Hilfe der 

Darlehenskaſſen geleiſtet worden. Für die Zwecke der zweiten 

Kriegsanleihe war dagegen die Darlehenskaſſe am 15. April 1915, das heißt 
einen Tag nach dem erſten Pflichtzahlungskermin auf die zweite Kriegs- 
anleihe, nur mit 521 Millionen Markoder 8,6 Prozent des 
bis zum 15. April eingezahlten Betrags von 6085 Millionen Mark in An- 

ſpruch genommen. Noch glänzender verlief das Einzahlungsgeſchäft der 
dritten Kriegsanleihe. Der erſte Einzahlungstermin war der 18. Oktober 

1915. In dem ihm folgenden Ausweis konnte die Reichsbank als bis zum 
23. Oktober geleiſtete Einzahlungen 8732,5 Millionen Mark angeben, wäh- 
rend die bis zum gleichen Tage für die Zwecke dieſer Einzahlungen bei den 

Darlehenskaſſen aufgenommenen Beträge nur 5658 Millionen 
Mark oder 65 Prozent des bis dahin insgeſamk vollgezahlten Be— 
trags ausmachten. 

Den Banken brachke dieſer Geldzuſtrom reichen Gewinn, der keilweiſe 
die Gewinnrückgänge auf anderen Konken auszugleichen vermochte. 
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Im erſten Vierkeljahr 1915 war meiſt kägliches Geld zu 1½ Prozent zu 
haben, ſpäter ſtellte es ſich zwar auf 2 Prozent, fiel dann aber wieder auf 
den alten Stand. Die Reichsbank konnte ihren Diskonkſatz von 5 Prozent 
krotz aller großen Anſprüche beibehalten, und der Privakdiskont ſchwankke 
durchweg zwiſchen 4 bis 4⅛ Prozent. Die Folge war ein recht profitables 
Zinsgeſchäft für die Banken. Sie zahlten für kägliches Geld meiſt 1½ bis 
2 Prozent, für langbefriſtekes 3 bis 4 Prozent, erhielten aber, wenn ihnen 
auch die vorkeilhafte Unterbringung des ihnen zuſtrömenden Geldes oft 
große Mühe machte, für ihre Darlehen an Staat, Kommunen und Private 
meiſt 5 bis 6½ Prozent, jo daß man als Durchſchnitt der ſogenannken 
Paſſivzinſen für 1915 wohl 5⅜ bis 6 Prozent rechnen darf. Dabei bleibt 
freilich zu berückſichtigen, daß von den käglichen Geldern immer ein großer 
Teil zinslos zur Auszahlung bereitgehalten werden muß. 

Tatſächlich weiſen denn auch die Abrechnungen aller größeren Banken 
beträchtliche Gewinne im Zinsgeſchäft auf, die indes dadurch etwas verhüllt 
werden, daß dieſe Gewinne mit denen aus dem Deviſen- und Diskonk⸗ 
geſchäft gewöhnlich zuſammen in die Abrechnungen eingeſtellt ſind. So ſtellte 
ſich beiſpielsweiſe der Gewinn aus Zinſen und Wechſeln (nebſt Sorten und 
Coupons) bei der Diskonkogeſellſchaft im letzten Jahre um 5,1, bei der 
Deutſchen Bank um 4,9, bei der Dresdener Bank um 1,4, bei der Darm- 
ſtädter Bank (Bank für Handel und Induſtrie) um 1 Million Mark höher 
als im Jahre 1914, und zwar entfällt bei den meiſten Banken dieſe Gewinn- 
ſteigerung faſt ausſchließlich auf das eigentliche Zinsgeſchäft. 

Dieſe verſtärkte Geldausleihung der Banken an Private und öffentliche 
Körperſchafken hat ſelbſtverſtändlich andererſeits zu einer bekrächklichen 
Vermehrung der Debitoren ſowie der jogenannten Reporke und Lombarde 
gegen Wertpapiere geführt. So hat ſich zum Beiſpiel in 1915 die Schuld- 
ſumme der Debikoren bei der Dresdener Bank um 74, bei der Diskonto- 
geſellſchaft um 50, bei der Mitteldeutihen Kredikbank um 26 Millionen 
Mark vermehrt, und zugleich ſtieg die Summe der Reporke und Lombarde 
bei der Dresdener Bank um 54, bei der Diskonkogeſellſchaft um 10, bei der 
Deutſchen Bank um 73, bei der Darmſtädkter Bank um 22 Millionen Mark. 

Dagegen bat infolge der durch den Krieg bewirkten geringeren Ge— 
ihäftstätigkeit der Akzepkenumlauf allgemein abgenommen. Bei der Dres- 
dener Bank iſt das Akzeptenkonto (mit Einſchluß der Schecks) von 287 Mil- 
lionen Mark im Jahre 1913 auf 147 Millionen im Jahre 1914 und auf 
92 Millionen im letzten Jahre zurückgegangen; bei der Diskonkogeſellſchaft 
von 251 Millionen Mark im Jahre 1913 auf 101 Millionen im letzten 
Jahre. Auch bei der Deukſchen Bank haben im letzten Jahre die Akzept⸗ 
verbindlichkeiten um 40, bei der Darmſtädker Bank um 110 Millionen 
Mark abgenommen. 

Von einer eigenklichen Emiſſionskätigkeit der Banken kann ac den 
Jahresausweiſen kaum geſprochen werden. Neue induſtrielle Aktienunter- 
nehmungen ſind faſt gar nicht gegründet worden. Das ganze Emiſſions⸗ 
geſchäft beſchränkte ſich faſt ausſchließlich auf die Vermittlung der Zeich 
nungen und Zahlungen auf die großen Kriegsanleihen. Er ſtaunlich iſt 
übrigens, wie relativ geringe Bekräge die Großbanken 
in Reichsanleihen und anderen einheimiſchen Skaatks⸗ 
papieren angelegt haben. Selbſt bei der Deutſchen Bank hakte 


—— 
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am Jahresſchluß der Beſtand eigener deutſcher Staakspapiere nur einen 
Buchwert von 27 Millionen Mark. Wohl haben manche Banken bei der 
Ausgabe der Kriegsanleihen ziemlich hohe Beträge für eigene Rechnung 
gezeichnet, aber die betreffenden Werke haben infolge der auch nach den 
Zeichnungsperioden anhaltenden guken Nachfrage immer wieder raſch Ab- 
ſa im Kundenkreis der Banken gefunden. 

Ebenſo find naturgemäß die Gewinne aus dem Proviſionsgeſchäft froß 
der erhöhten Proviſionsſäze und der mitverrechneken Bezüge aus zwei 
Kriegsanleihen vielfach zurückgegangen, bei der Dresdener Bank beijpiels- 
weiſe ungefähr um eine Million Mark, bei der Nationalbank um rund 
870 000, bei der Berliner Handelsgeſellſchaft um 690 000, bei dem Schaaf- 
hauſenſchen Bankverein um 400 000 Mark. Bei der Diskonkogeſellſchafk 
ſind freilich die Proviſionserträge ſogar noch um 130 000 Mark geſtiegen, 
bei der Deutſchen Bank noch um 200 000 Mark. 

Andererſeits fehlen aber im Werkpapiergeſchäft auch jene ſtarken Ver- 
luſte aus dem &ffektenbefiß, die ſich 1914 aus dem Rückgang der Kurſe er- 
gaben. In dem freien Börſenverkehr, an dem ſich ſeit Juni auch wieder die 


Berliner Großbanken bekeiligen, herrſchke in der zweiten Jahreshälfte 1915, 


genauer ſeit den Erfolgen in Galizien und Serbien, eine derartige zuver- 


ſichtliche Stimmung, daß Ende 1915 die Kurſe vieler Werke bereits höher 


ſtanden als vor Kriegsbeginn — ſogar Werke ſolcher Unternehmungen, von 
denen recht zweifelhaft iſt, ob ſie bald nach dem Kriege wieder hohe Profite 
abwerfen werden. Es iſt geradezu befremdend, von welchen glänzenden Ge- 
ſchäftsausſichten jo manche Spekulankenkreiſe kräumen. 

Im ganzen hat allem Anſchein nach das Bankgeſchäft im lezten Jahre 
nicht ſchlecht abgeſchloſſen — dem Anſchein nach, denn es iſt bei einigen 
Bankinftituten ſehr ſchwer zu beurkeilen, ob die an und für ſich ziemlich be- 


krächtlichen Abſchreibungen ausreichen werden, die fie auf ihre Inkereſſen 


im feindlichen und neukralen Ausland, beſonders auf ihre Beteiligung an 
fremden Banken und Unternehmungen, vorgenommen haben. Recht viel 
hängt von dem Ausgang des heutigen Nieſenkampfes und den Friedens- 
bedingungen ab. Vielleicht wird ſich manche Abſchreibung als allzu reichlich 
erweiſen, ebenſo leicht können ſich aber auch noch bekrächkliche unvorher- 
geſehene Verluſte einſtellen. Bisher haben freilich die Überſeebanken, an 
denen die deutſchen Großbanken ſtark inkereſſiert find, ſowohl im Orient 
als in Mittel- und Südamerika krotz der dorkigen Geſchäftskriſe über- 
raſchend gut abgeſchnikten. Jedenfalls hat ſich im letzten Jahre die Lage des 
deutſchen Bankgeſchäfks im Vergleich zu 1914 nicht verſchlechtert. Die 
Abrechnungen weiſen durchſchniktlich ein entſchieden 
günſtigeres Ergebnis auf, wie denn auch einige der größeren 
Bankinſtitute ihre Dividenden wieder etwas erhöht haben, die Deutſche 
Bank um 2¼ Prozent (auf 12½ Prozent), die Bank für Handel und In- 
duſtrie von 4 auf 5, die Diskonkogeſellſchaft von 8 auf 8 ½, die Berliner 
Handelsgeſellſchaft von 5 auf 6 Prozent. 

Von den düſteren Prophezeiungen über das deutſche Bankweſen, die 
noch vor einem Jahre in engliſchen Fachblättern ſpukten, hat ſich nichts, 
gar nichts erfüllt. Heinrich Cunow. 
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William Shakeipeare. 
Von Oskar Blum. 
* i f 

Das Beiſpiel ſchöpferiſcher Kraft, die ſich durch Jahrhunderte verjüngend 
fortbewegt, wirkt wahrhaft ehrfurchtgebiefend. Was ſah nicht alles die 
Welt, ſeitdem Shakeſpeare dahinging! Welche Fülle der Geſtalten, welcher 
Reichtum an neuen Formen, neuen Farben, neuen Zielen! Und das Leben 
ſelbſt, wie iſt es ſeither jo ganz und gar umgemodelt worden. Wer von den 
Zeitgenofjen Shakeſpeares darf ſich heute rühmen, uns mehr denn eine 
bloß hiſtoriſche Größe zu bedeuten? Der unzweifelhaft hervorragendſte unter 
ihnen, Francis Bacon, von dem A. W. v. Schlegel einmal ſehr witzig be- 
merkte, er hätte die ganze Philoſophie ſeiner Zeit in der Taſche gehabt? 
Mitnichten! Auch Bacon iſt dahin, und nur der Geſchichtſchreiber der 
Philoſophie gedenkt ſeiner rühmend. Dem Lebenden iſt er nur noch ein Weg- 
zeichen, nichts mehr. Und die Späkeren? Wer von jenen, die den Raum 
zwiſchen Shakeſpeare und Goethe ausfüllten, iſt jeßt noch unſer Zeitgenoſſe? 

Racine, Corneille, ſelbſt der unvergleichliche Voltaire hörten ſchon längſt 
auf, es zu ſein.“ Sie gelten uns als ehrwürdige Zeugen ruhmreicher Ver- 
gangenheit, als Objekte des gelehrten Studiums, nicht als lebendige Führer 
unſeres Geiſtes. 

Shakeſpeare aber lebt und war ſtets der Lebendigſten einer. Zu allen 
Zeiten des geiſtigen Aufſchwungs wandten ſich zu ihm die Blicke und war 
ſein Erbe ein Quell lebendiger Stärke und Friſche. Das iſt keine Überfrei- 
bung, keine jener konventionellen Phraſen, wie fie an ſogenannten Gedenk- 
tagen geradezu aukomakiſch aus der Feder zu fließen pflegen. Mögen wir 
die Geſchichte welcher nationalen Literatur auch immer durchblättern, jtets 
begegnen wir dem Namen Shakeſpeares am Eingang ihrer ruhmreichſten 
Periode. Für Deutkſchland bedarf es dafür ſchon faſt keiner Beweiſe mehr. 
Seit jeher gab es ſich mit Vorliebe für das Land, in dem Shakeſpeares 
Ruhm zuerſt feſten Fuß faſſen konnte. Und wohl nicht ohne Recht. »In 
Goethes Jugendkreis«, erzählt Gervinus, »ſprach man in Shakeſpeares 
Wortſpielen, Scherzen und Poſſen, ſchrieb man in ſeinem Ton und Skil. «2 
Und das nicht von ungefähr. Welche Einwirkungen Shakeſpeares Kunſt 
auf Goethe und Schiller ausübte, wie willig ſie ſich in ſeinen Bann ſtellten, 
braucht nicht beſonders hervorgehoben zu werden. Es leuchtet auf den erſten 
Blick ein, den man auf die dramatiſchen Schöpfungen der Weimarer Dios- 


1 Hier darf man ſich wohl auf die Zeugenſchaft eines modernen Dichters be⸗ 
rufen. In dem ausgezeichneten Buche „Le Theätre du peuple“ (Paris 1913, 
Hachekte) zeigt Romain Rolland mit großer und überzeugender Meiſterſchaft, in 
welchem Maße jene Namen heukzukage einen toten Ballaft für die Mehrzahl des 
Volkes ausmachen. Ja, er rechnet ſogar Moliere hinzu, worin man ihm nicht unbe- 
dingt beipflichten kann. 

2 Gervinus, Shakeſpeare, Leipzig 1850, 1. Band, S. 22. 
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kuren wirft.“ Dasſelbe gilt von dem »jungen Deufjchland« der Sturm- und 
Drangperiode und vornehmlich von ſeinem bedeukendſten Workführer: 
Heinrich Heine. Da greift man Shakeſpeares Einfluß ebenfalls mit den 
Händen. Seine wilde Ironie, ſeine Frauengeffalten, ſeine Lebensphilo- 
ſophie: alles findet ſich bei Heine wieder, wenn auch, wie es ſich wohl von 
ſelbſt verſteht, in mehrfach und mannigfaltig veränderker Form. 

Zu gleicher Zeit entdeckte aber noch ein anderes Land einen reichen 
Vorn der Shahkeſpeare-Begeiſterung in ſeinem Innern: Rußland. Dieſe 
Begeiſterung kam allerdings zunächſt auf dem Umweg über Deuktſchland 
dahin. Goethe, Schlegel, Schelling, Tieck waren die erſten Vermittler. Bald 


breitete jedoch die zarte Blume ihre Wurzeln ſelbſtändig aus — und fing 


* 


an, ſich in Shakeſpeare zu ſonnen, ohne der deufihen Strahlenſammler zu 
bedürfen. Der größte neuzeitliche ruſſiſche Denker, der Schöpfer der ganzen 
modernen literariſchen Bewegung Rußlands: Wiſſarion Bjelinſky enkſtand 
in Shakeſpeare, wurde an ihm ſozuſagen flügge. Ihm folgten andere. Über- 
ſetzungen Shakeſpeariſcher Werke erlebten eine Sorgfalt und Beachtung, 
wie ſie nur noch Hegel zufeil ward. Die Schauſpielbühnen wekkeiferken in 
derſelben Richtung. Motſchaloff und Karakigin, die mit Recht als die Be— 
gründer der ruſſiſchen Schauſpielkunſt gelten, erwarben ſich als Shakeſpeare- 


Inkerpreten fortdauernde Lorbeeren. Die ruſſiſche Dramaturgie jener Zeit 


— die Polewoi, Oſerow und andere — war ja überhaupk nichts anderes 
als ein Abguß des britiſchen Vorbilds. 

Zu den Deutſchen und Slawen geſellten ſich ſehr bald die Romanen. 
Man hakt die Bedeutung Shahkeſpeareſcher Einflüſſe auf die neuere roma— 
niſche Literatur mitunter ſehr unkerſchäßt. Man wies auf die Schwierig- 
keiten hin, mit denen eine Überſezung Shakeſpeares zum Beiſpiel ins 
Franzöſiſche zu kämpfen habe, und die reſtlos zu überwinden ihr niemals 
gelingen werde. Man könnke noch den forkwirkenden Einfluß jener erſten 
Aufnahme mit in Rechnung ziehen, den die Aufklärer des achkzehnken 
Jahrhunderts Shakeſpeare bereiteten, und die einer enkſchiedenen Ableh- 
nung gleichkam. Aber alle dieſe und ähnliche Erwägungen können die Tat— 
ſache des ſchließlichen Durchbruchs Shakeſpeareſcher Macht doch nicht im 
mindeſten entkräften. Sie kam doch zur Geltung. Der kluge Guizot merkte 
ihren Einzug als einer der erſten. Dies veranlaßte ihn, an die zeitgenöſſiſche 


dramatiſche Kunſt die Mahnung zu richten, fie möge ſich doch an Shake- 


ſpeare ein Beiſpiel, aber kein Vorbild nehmen.“ Es half aber nicht viel. 
Selbſt die grelle, mit Knalleffekten arbeitende Dramatik des jüngeren 
Dumas oder Scribes war nur ein ins feuilletoniftiihe Franzöſiſch über- 
ſe ter Shakeſpeare, wie ihn das Bürgertum des zweiten Kaiſerreichs 
brauchen konnte. Als dann gegen dieſe Kunffrichfung eine wükende Oppo- 
ſition einſetzte, war es wiederum Shakeſpeare, der ihr Pate ſtand, diesmal 


allerdings nicht mehr ins Burleske und Boulevardmäßige hinabgezerrk. 


Beim Romantiker Hugo wimmelt es nur jo von Shakeſpeare-Geſtalten. 


Otto Ludwig verdanken wir ſehr ſcharfſinnige Hinweiſe auf dieſe Einwirkung 
bei Schiller. Vergl. feine Shakeſpeare-Studien, herausgegeben von Moritz Heydrich, 
Leipzig 1872, S. 313, und andere mehr. Auch Gervinus hebt denſelben Umſtand ber- 
vor (a. a. O., 1. Band, S. 23): »Shakeſpeare ſchaukelte die Wiege unſerer neuge— 
borenen dramakiſchen Dichtung und ſtand bei ihrer erſten Weihe Pake.« 

» Quigof, Shakespeare et son temps, Paris 1852, S. 174. 
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Der Realiſt Zola faßt ſeinen Plan zu dem großen Werke: „Les Rougons- 
Maequarts“, in dem die Geſchichte einer Familie, wie fie unter dem Ein⸗ 
fluß des ſozialen Milieus und haupkſächlich der erblichen Belaſtung vor 
ſich ging, dargeſtellt werden jollte, mit offenbarer Anlehnung an Shake- 
ſpeares dramatiſche Chronik, an die acht »Hiſtorien«, in denen Shakeſpeare 
das Verbrechen behandelte, durch das Heinrich von Lancaſter ſeine Krone 
errang, und das wie ein Fluch auf ſeinen Kindern und Kindeskindern laſtete. 


II. 

Das merkwürdigſte aber iſt, daß der Mann, deſſen Genius ſich jo frucht 
bringend über die ganze Welt ergoß, die Zeit ſeines Lebens nur einen ſehr 
ſpärlichen Vorgeſchmack der ihn erwartenden Unſterblichkeit bekommen 
konnte. Vergebens verſuchen einige beſonders überſchwengliche Shakeſpeare- 
Forſcher uns einzureden, er habe ſchon bei ſeinen Lebzeiten den Gipfel des 
Ruhmes erreicht: Die Beweiſe, die man dafür anführk, find nicht über- 
zeugend, die Gegenbeweiſe ſehr plauſibel. Was wiſſen wir denn überhaupt 
über Shakeſpeares Perſönlichkeikt? Soviel wie gar nichts. Noch gilt in 
vollem Maße der Ausſpruch des Herausgebers ſeiner Sonette, Steevens: 
»Alles, was wir mit einiger Gewißheit von Shakeſpeare wiſſen, iſt, daß er 
in Stratford am Avon geboren war,“ heiratete und Kinder erzeugte; daß er 
nach London ging, wo er als Schauſpieler auftrat und Gedichte und 
Theaterſtücke ſchrieb; daß er nach Stratford zurückkehrte, ſein Teſtament 
machte, ſtarb' und begraben ward.«“ Und da will man nun ernſtlich be- 
haupken, ſeine Zeit- und Orksgenoſſenſchaft habe ihm volles Verſtänd nis 
entgegengebracht? Dies glaube, wer kann. Zugeben, wie Schlegel es tut, 
daß Shakeſpeares Geſchichte nur als eine Anzahl »von höchſt verdächtigen 
Anekdoten von dem Schlage, wie die Gaſtwirte fie neugierigen Fremden 
entgegenbringen«, auf die Nachwelt gekommen iſt, und gleichzeitig die Be- 
haupkung aufſtellen, die »Zeikgenoſſen Shakeſpeares hätten ihn beſſer ge- 
fühlt und verſtanden als die meiſten, die ſich ſpäterhin haben vernehmen 
laſſen«, heißt den Wunſch zum alleinigen Vater des Gedankens machen. 
Das eine ſchließt ja das andere aus! Eine Zeitgenoſſenſchaft, der es mit 
ihrer Shakeſpeare- Bewunderung wirklich Ernſt war, hätte ſich wohl auch 
die Mühe gegeben, ſein perſönliches Leben vor Verſchollenheit zu bewahren. 
So aber erſchienen ſelbſt ſeine Schriften erſt ſieben Jahre nach ſeinem 
Tode — von verſchiedenen Händen umgearbeitet und korrigiert. | 

Freilich hatte Shakeſpeare hochmögende Gönner. Selbſt die Königin 
Eliſabeth huldigte ihm. Aber das erklärt ſich vollauf durch ſeine ſchauſpiele⸗ 
riſche Tätigkeit. Das Anſehen der Theakerleutke war zu Eliſabethiniſchen 
Zeiten keineswegs unbekrächklich. Alle Welt war theaterwütig. Theaker⸗ 
direkkoren machten ſehr bald ihr Glück. Sie brachten es leicht zu Reichtum 
und Ehren. Da darf es uns durchaus nicht wundernehmen, wenn wir Shake⸗ 
ſpeare beſonders ausgezeichnet ſehen. Aber ob dieſe Auszeichnungen in 
erſter Linie dem Theaterdirektor oder dem Dichter galten, iſt eine Frage, die 
leider nicht in dem Sinne zu enkſcheiden iſt, wie es die eifrigen Shake- 

5 Am 26. April 1564. | 

An einem Dienstag, den 23. April 1616, was unſerem jetzigen 3. Mai entſprichl. 

Zitiert bei Gervinus, a. a. O., S. 35. 

A. W. v. Schlegel, Sämtliche Werke, Leipzig 1846, 6. Band, S. 174. 

Aa ., S. 1688. 
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ſpeareaner gerne haben möchten. Man beruft ſich ferner auf die bekannken 
Ausſprüche Miltons: »Der ſüße Shakeſpeare« und Ben Jonſons: »Der 
edle Shakeſpeare«. Doch handelte es ſich hier augenſcheinlich mehr um eine 
zu allen Zeiten zwiſchen Literaten üblich geweſene gegenjeitige Bekompli- 
mentierung als um eine abſchließende Anerkennung — ganz abgeſehen da— 
von, daß das Ben Jonſonſche Epithekon ſogar einen höchſt maliziöſen Bei- 
geſchmack hat: Shakeſpeare war gerade kurz vorher geadelt worden, was 
ſeinen Kollegen höchſtwahrſcheinlich nicht wenig Anlaß zu Sticheleien gab. 
Wie dem aber auch ſei, eines ſteht feſt: vergleicht man dieſe kargen An- 
zeichen von Shakeſpeares Popularität — von Ruhm wollen wir überhaupt 
nicht ſprechen — mit feiner jpäteren Berühmtheit und Bedeukung, jo wird 
man geradezu ſtußig und fragt ſich nach den Urſachen dieſer ſelkſamen Er- 
ſcheinung. Was machte Shakejpeare zu dem Dichter Europas? Worauf 
beruhte ſeine ſteigende Wirkung? 

Um dieſes zu begreifen, müſſen wir ſchon einen Blick auf die Zeit 
werfen, in der Shakeſpeares Wirken ſich bewegte. Sie war in jeder Hin- 
ſicht bedeutjam. England ſchickte ſich gerade an, feinen zukünftigen Welt- 


eroberungsflug anzutreten. Der gefürchtefe Rivale — Spanien — lag be— 


ſiegt danieder. Die ganze Nation durchlebte eine Periode ökonomiſchen 


Aufſchwungs, wie es ſonſt jelten in der Geſchichte einem Volke beſchert 


geweſen iſt. Schon bereitete ſich im ſtillen die Revolution des Jahres 1640 — 
jene Vorgängerin der großen konkinenkalen Revolution, die zugleich ihre 
unumgängliche Vorſtufe geweſen. Das Bürgerkum ſammelte bereits die 
nötigen Kräfte und fieberke in der ſicheren Vorahnung des Kommenden. 
Mitten in dieſer Zeit enkſtand nun Shakeſpeare. Er war der »Aufklärer« 
dieſer Epoche und ſeine Werke ihre »Enzyklopädie«. Er jammelte die aktive 
Energie des engliſchen Bürgerkums und ſtapelte fie in feinen Werken — 
gleichſam wie in einem Lagerraum — auf. Wohl achkeke ſeiner dieſes Bür- 
gerkum nicht ſonderlich, weil es eben bis über die Ohren in der prakkiſchen 
Aktion ſteckkte. Seine Stunde ſchlug erſt, als das Bürgerkum des Feſtlandes 
aus der Periode der Untätigkeit heraus wollke und in ihm den unvergleich— 
lichen Schilderer der leidenſchafklichen Aktion und aktiver Leidenſchaft 
fand. Daß Deukſchland und Rußland — zwei Länder, die gewöhnt waren, 
die Geſchichte zu erleiden — den erſten Anſtoß zum europäiſchen 


Shakeſpeare-Kultus gaben, wird man alſo wohl kaum als einen Zufall be- 


trachten dürfen. 

In den »Vorleſungen über dramakiſche Kunſt und Literakur« ſagke 
A. W. v. Schlegel einmal: »Mit Chemie, mit Mechanik, mit Manufakturen, 
mit Land- und Staakswirtſchaft macht man keine Gedichke.« n Aber das 
war nur eine der vielen Täuſchungen der ſchöngeiſtigen Empfindfamkeiten. 
In Wirklichkeit ſtellt ſich das Bedürfnis nach »Gedichten« gerade dork 
fruchtbringend ein, wo die »Chemie und Mechanik« auf breiten Bahnen 


10 Schon der Umſtand, daß man ſeit Jahrzehnten die Urheberrechtsfrage: Shake- 
ſpeare oder Bacon? nicht aus der Welt ſchaffen kann, ſprichk eine beredke Sprache. 
Es erübrigt ſich ſelbſtverſtändlich, hier auf dieſe Frage auch nur andeufungsweife 
einzugehen. Sie ſei nur als ein bezeichnendes Sympkom angeführt. Andererſeits 
muß man aber bekennen, daß darüber hinaus ihr wohl überhaupt kaum eine Be- 
deutung zugeſprochen werden kann. 

1 Sämtliche Werke, 6. Band, S. 169. 
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wandeln, wo »Manufakfurens, wo die »Land- und Staatswirtſchaft« in 
Schwung kommen. Shakeipeares Schickjal iſt dafür ein überzeugendes Bei⸗ 
ſpiel. Man kann mit gutem Fuge die Behauptung aufſtellen, daß ſeine Ver- 
breitung auf dem Feſtland Hand in Hand mit der Entwicklung der »Manu- 


-fakfuren« ging. Im Jahre 1851 ſchrieb ein deutſcher Autor in der Vorrede 


zu feinem Shakeſpeare-Buch die folgenden Worte nieder: »Im Leben gilt 


es zu handeln, und uns fehlte die Aktivität, die Aktivität, wie ſie Shake 


ſpeare feinen Landsleuten erzeugke. Wir gemüklichen Deukſchen handeln 
nicht, wir ſitzen, ſehen in die Luft und dichten mit der Luft.« “? Dieſe Worte 
entſprangen einem ſehr richtigen Klaſſeninſtinkkt. Shakeſpeare war in der 
Tat der Dichter des aktiven Bürgerkums par excellence. Und je aktiver 
das Bürgerkum wurde, deſto eifriger vertiefte es ſich in fein Studium, deſto 
mehr berauſchte es ſich an ihm. 

Seltſam: Voltaire hat mit jenem Scharfblick, den nur innere Feindjelig- 
keit verleiht, dieſe wahre Triebkraft Shakeſpeareſchen Schaffens zuerſt er- 
kannk. »Die Londoner Bourgeois«, meinte er wegwerfend, »fanden in 
Shakeſpeares Tragödien alles, was neugierigen Leuken gefallen kann.« “ 
Volkaire glaubte damit Shakeſpeare herabzufegen. Aber das kut nichts. In 


der Haupkſache krifft er doch das Schwarze. Und wenn der franzöſiſche 


Bourgeois zunächſt die Abneigung Volkaires gegen den Dichter der eng- 


liſchen Bourgeoiſie vollkommen keilte,“ jo geſchah es deshalb, weil feine 


eigenen Aufklärer ihm einen vollgülfigen und ſeinen Verhälkniſſen beſſer 
angepaßten Erſaß anboken. Es bedurfte noch einiger geſchichklichen Entwick- 
lung, ehe zu den algebraiſchen Gedankenformeln der franzöſiſchen Auf- 
klärer die arithmekiſche Bilderſprache des britiſchen Aufklärers hinzu- 
kommen konnte. 

III. 

Nun iſt aber allerdings mit dem Obigen noch nicht alles gelagt Denn es 
bleibt noch anzudeuken, warum und wodurch gerade Shakeſpeare zum 
Sprachrohr feiner Zeit ward. Mit ihm zugleich keilken ja auch andere — 
Lyly, Marlowe, Greene, Jonſon, Heywood uſw. — die Bewunderung der 
engliſchen Geſellſchaft des fiebzehnten Jahrhunderts. Warum blieb alſo ge- 
rade er der alleinige Beherrſcher des Feldes? Dies erklären uns nicht mehr 
die Zeitumffände, denen er enkſproß. Hierfür find einzig und allein feine per- 
ſönlichen Eigenſchaften maßgebend. Die Individualität iſt ein Produkt ihrer 


Zeit — aber ein eigenartiges Produkt. Sie ſpiegelt die Bedürfniſſe ihres 


Zeitalters wider — aber auf ihre eigene, ganz beſtimmte Weiſe. Daher hat 
ja dieſelbe Zeit Raum für alles: Großes und Kleines, Hohes und Niederes, 
Gutes und Böſes. Oder, wie Plechanoff das in feiner muſtergültigen Studie 
über Henrik Ibſen ausdrückk: die Geſchichte zeichnet zwar dem Individuum 


ſeinen Weg vor, das Schrittmaß aber, welches es dabei einhält, gehört ihm 


allein und kennzeichnet ſeine Beſonderheit. 


12 Eduard Vehſe, Shakeſpeare als Prokeſtank, Politiker, Pſycholog und Dichter, 
Hamburg 1851, S. VII. Es heißt ebenda weiter: »Shakeſpeare kann unſern neuen 
Bee daß man Revolutionen nicht mit Griffen ins Blaue hinein mad.« 

III 

13 Oeuvres completes, Baſel 1787, 47. Band, S. 393. 

1 Ja, er überfrieb fie ſogar. Voltaires Urteil galt feiner Zeikgenoſſenſchaft noch 
für viel zu milde. 
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Auch die Kunſt Shakeſpeares hat ihre Zeit in Bildern und Gedanken 
gefaßt. Aber ſo, wie es keinem weder vor noch nach ihm gelungen iſt, ſie zu 
faſſen. Sein Griff hielt ſie nicht nur feſt mit jener robuſten Gewalt, die die 
Wirklichkeit in eiſerne Feſſeln ſchlägt. Shakeſpeare grub zugleich in die 
Tiefe. Er ſchilderte und deckte auf, beobachtete und erriet, keilte mit und 
offenbarte. Und dieſes verhalf ſeinem Schaffen zu einer Nachhaltigkeit, die 
Jahrhunderte dauerte und Jahrhunderte dauern wird — ſolange die Men- 
ſchen überhaupt als kätige Schöpfer ihrer Geſchichte werden auffrefen 
wollen. Shakeſpeare begriff das kiefſte und das einfachſte Geheimnis der 
Neuzeit: daß nichts Großes ohne Leidenſchafk vollbracht wird noch voll— 
bracht werden kann. Eine geraume Weile nach ihm hat ein anderer Heros 
des bürgerlichen Zeikalkers, Hegel, denſelben Gedanken gefaßt. Aber bei 
Shakeſpeare lebt er in unmittelbarer Anſchaulichkeit und zwingt uns, ihn 
gleichfalls mitzuerleben. 

Die Sprache Shakefpeares iſt hierfür der erſte und unzweideukigſte 
Fingerzeig. Es iſt ein Seltſames um dieſe Sprache! Das ganze Palladium 
der Shakeſpeare-Forſcher müht fich ſeit Jahrzehnten ab, ſeine Sprache zu 
vrechtfertigen«. Sie ſei zu gemein — aber zu »jener Zeit« habe man das 
nicht ſo genau genommen und man habe ſich dem Geſchmack des gemeinen 
Volkes fügen müſſen. Andererſeits ſei ſie wiederum zu »ſchwulſtig« — aber 
der Dichter habe eben den Schauſpielern auch »gute Rollen« liefern wollen — 
und was dergleichen Redensarten mehr find: wenn man da ins Zitieren 
käme, ließe ſich das Ende überhaupt nicht abſehen! An alledem iſt ſelbſt— 
verſtändlich kein wahres Work. Die Sprache Shakeſpeares iſt er ſelbſt. Man 
muß förmlich von Blindheit geſchlagen ſein, um nicht zu bemerken, daß es 
die revolutionärſte Sprache iſt, zu der ſich die Kunſt jemals aufſchwingen 
konnte. Dieſe Sprache, die ſich zwiſchen dem Pathos und dem Kalauer bewegt, 
die von dem unartikulierten Laut der wilden Leidenſchaft bis zum zivilijier- 
keſten Tonfall der ſatiriſchen Erkennknis geht, iſt die erſte und vollendefife 
Lebensäußerung der modernen Menſchheit. Erſt an der Sprache Shake— 
ſpeares merkt man, wodurch ſich das Genie von den übrigen Menſchen unter- 
ſcheidel: dadurch, daß es nicht nur — wie ſie — ein bloß ſoziales Phänomen, 
ſondern auch noch eine Natkurerſcheinung iſt. Selbſt in fremde Gärten ver- 
pflanzt behält dieſe Sprache ihren urſprünglichen Duft, ihre Farbe, ihre un- 
nachahmliche Form. Shakeſpeares Werke ſind eine ſprachliche Soziologie. 
Eine Geſellſchaftslehre, die durch den bloßen Tonfall die Wirklichkeit zer— 
gliedert, die im Workſpiel die lezten Wahrheiten des ſozialen Seins er- 
gründet und in der Satzkonſtrukkion die qualvollſten Übel der Menſchheit 
aufdeckt. Wie gut verſteht man, weshalb Marx von Shahkeſpeare nicht laſſen 
konnte und die ſtrenge Linienführung der eigenen Darſtellungsweiſe durch 
das inſtinktive ſprachliche Erlebnis des großen Briten zu beleben juchtel”? 

Kein anderer Dichter der Neuzeit hat es jo wie Shakeſpeare verſtanden, 
den primitiven Nafurlauf mit der raffinierkeſten Ausgeſuchtheik des Aus- 
drucks zu vereinigen. Daher iſt ſeine Kunſt, was das ſprachliche Gefühl an— 
betrifft, bis zum heutigen Tage unübertroffen. Keine ftilifierte Meiſterſchaft, 


15 Der gute Karl Heinzen fpoftete darob gar mörderiſch. Er verſprach ſogar, 
Marxen ein Exemplar der Shakeſpeare-Werke zu vermachen, damit ihm niemals 
der »Aufputz« feiner Schriften fehle. (Vergl. Karl Heinzen, Die Helden des keutſchen 
Kommunismus, Bern 1848.) O sancta simplicitas 
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die im Laufe dieſer drei Jahrhunderte ſich an die Geſellſchaft heranwagte, 
kann ſich zum Beiſpiel mit der zermalmenden Wucht jenes Fluches meſſen, 
mit dem der Athenienſer Timon von der undankbaren Skadk ſcheidek: 


; Frauen, werdet zügellos; krotzt euren Eltern, Kinder! Sklaven, Narren, reift 

von dem Sitz die würdigen Senakoren und haltet Rat ſtakt ihrer. . .. Bankroftierer, 
halt feſt, gib nichts zurück; heraus das Meſſer für deines Gläubigers Hals! Skehlt, 
ihr Leibeignen! Langhänd'ge Räuber find ja eure Herren und plündern durch Ge- 
feß.... Furcht, Frömmigkeit, Scheu vor den Göttern, Friede, Recht und Wahrheit, 
Zucht, Häuslichkeit, Nachtruh' und Nachbartreue, Belehrung, Sitte, Religion, Ge- 
werbe, Achtung und Brauch, Geſetz und Recht der Stände, ſtürzt euch vernichtend 
in eu'r Gegenkeil, bis nur Vernichtung lebt! 


Aber nicht nur die pakhetiſche Flamme brannte in Shakeſpeares Herzen. 
Er verſtand es auch, ſich zu jener ſchlichten Anſchaulichkeit zu erheben, die 
ebenfalls die äußerſte Grenze des ſprachlichen Könnens markierk. Dort, wo 
Hamlet von »dem unentdeckten Land« ſpricht, »von des Bezirk kein Wand- 
rer wiederkehrk«, iſt über den Tod das Einfachſte und Erhabenſte geſagt, 
deſſen die menſchliche Sprache fähig iſt. 
| Doch genug davon! Nur noch einige andere Feſtſtellungen, ehe wir dieſe 

flüchtigen Bekrachkungen ſchließen. Es muß auf eine Idee hingewieſen wer- 
den, die den Brennpunkt der Shakeſpeareſchen Dramaturgie bildet: die 
Idee der Notwendigkeit. Dieſe Idee nahm bei ihm die mannigfaltigſten Ge- 
ftalten an. Einmal iſt es der unbezähmbare Nakurtrieb, der des Menſchen 
Schickſal in feine Bahn reißt, alſo eine phyſiſche Notwendigkeit, wie Leſſing 
ſagen würde. Das andere Wal erſcheink ſie in der keleologiſchen Form der 
Vergeltung. Ein drittes — vornehmlich in den Komödien — in der Geſtalt 
der klugen Berechnung und Vorausſichk. Aber immer find es nur ver- 
ſchiedene Namen einer und derſelben feſten Überzeugung, die keine Zufällig- 
keiten beim Welktregieren zuläßk. Wie Shakeſpeare dieſe Überzeugung zur 
Geltung brachte, iſt überaus lehrreich. Seine dramakiſche Technik leiſtet 
hierin wahrhaft Großarkiges. Troß der erdrückenden Anzahl von Perſonen 
und Begebenheiten, die er auf die Bühne bringt, iſt die innere Notwendig- 
keit einer jeden für die Geſamkwirkung ſo einleuchtend, daß das Auge wie 
das Ohr ſich ſofork daran gewöhnen, fie voneinander zu unkerſcheiden und 
die ſpezifiſche Nakur eines jeden zu erkennen. Es iſt namentlilch in der 
letzten Zeit die gewiß ſehr ſcharfſinnige Vermutung des öfkern ausgeſprochen 
worden, Shakeſpeares Technik habe ſich den Bedingungen des damaligen 
Bühnenbaues fügen müſſen und es ſei daher manches in der Konſtruktion 
feiner Schauſpiele auf die Gebote der Szene zurückzuführen. Das kuk aber 
nichts zur Sache. Denn wenn der äußerliche Gliederbau Shakeſpeareſcher 
Dramen unter dem ffarken Einfluß der zeiklichen Theakerverhälkniſſe ſtand, 
jo hat dieſer Umſtand ihn doch nicht hindern können, jene Verhältniſſe mit 
der größtmöglichen Zweck- und Geſetzmäßigkeit auszunützen. Und darauf 
kommk es hier einzig und allein an. 

Neben dem Techniſchen feiert die Idee der Notwendigkeit auch in der 
inneren Gfrukfur Shakeſpeareſcher Schauſpiele Triumphe. Shakeſpeare, 
der doch der Redeluſt ſeiner Perſonen anſcheinend gar keinen Damm zu 
jegen vermag, verſtand, wie man bei näherem Zuſehen ſofork bemerkt, es 
ſo einzurichten, daß kein überflüſſiges Work über ihre Lippen kommt, das 
heißt keines, welches nicht ausgeſprochen werden müßfe, um den nofwen- 
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digen Zuſammenhang der Geſchehniſſe hervorleuchten zu laſſen. Goethe ver- 
glich nicht umſonſt dieſe Kompoſikionsark »mit Uhren, an welchen man nicht 
bloß das Zifferblatt ſieht, ſondern zugleich das innere Gehäuſe«. 


IV. 


Es konnte nicht die Abſicht dieſer raumbedrängten Zeilen fein, Shake- 
ſpeares Schöpfung abgerundet zu würdigen: wer gleicht gerne dem Knaben, 
der den Ozean in ſeine Grube ausſchöpfen möchte? Auch das Verhältnis 
Shakeſpeares zu der modernen Dichkkunſt mußte unberückfichtigt bleiben. 
Aber wenigſtens eines muß noch ausgeſprochen werden. Und das iſt die her— 
vorragende Bedeukung, die Shakeſpeare heute für die Arbeiterklaſſe beſitzt. 
Der große Schilderer menſchlicher Aktivität muß das kiefſte Verſtändnis 
bei der letzten Klaſſe finden können, die in welkgeſchichktlichem Sinne 
akfiv iſt. !“ 

Dabei muß man unwillkürlich an Ben Jonſons Worte denken: aus 
Shakeſpeares Werken könnte ſelbſt ein Einſiedler die Welt kennen lernen. 

Das Prolekariat iſt ein Einſiedler! Es ſieht einen winzigen Bruchteil der 
Welt, da es noch in ihrer Hölle verweilt. Aber wenn fein körperliches Auge 
noch nicht imſtande iſt, den ganzen Kosmos zu umfaſſen, ſo ſoll ſein geiſtiger 
Blick verſuchen, ſich dafür ſchadlos zu halten und die Welk wenigſtens vom 
Hörenſagen — jo gut es unter den gegebenen Verhälkniſſen geht — kennen 
zu lernen. Und da wird ihm der Mann, der vor drei Jahrhunderken das 
Zeitliche ſegneke, ein köſtlicher Führer und Weggenoſſe ſein. Er kann ihn 
wie kein zweiter die großen Zuſammenhänge der menſchlichen Geſchichke 
und das kleine Räderwerk der menſchlichen Nakur fühlen und begreifen 
lehren. Fühlen und Begreifen: das war das Ziel, das ſeine großartige Kunſt 
anſtrebte. Im Fühlen und Begreifen werden alle jene ſich heute noch bei ihm 
einfinden, die, wie er ſelbſt, fühlen, daß die Welk neue Bahnen beſchreitek, 
und begreifen wollen, wie ſich dieſe große Umwälzung vollzieht. Nichts Er- 
habeneres kann wohl zu dem „ Todestag eines Dichters ge- 
jagt werden. 


Likerariſche Rundſchau. 


* aldemar Zimmermann, Der Krieg und die deukſche Arbeikerſchafk. Be⸗ 
kenntniſſe und Betrachtungen aus der organiſierken Arbeiterwelk. Schriften der 
Geſellſchaft für ſoziale Reform, 54. Heft. Jena 1915, Guſtav Fiſcher. 230 Seiten. 
Preis 2 Mark. 

Wie es in der Vorrede heißt, ſoll die Schrift dazu dienen, »einige Züge aus 
dem großen Einigungs- und Läuterungsprozeß des Volkes während des erſten 

Kriegsjahres für alle Zeiten geſchichklich zu verewigen und für die Neueinſtellung 


16 Die Zeitumftände machen an dieſer Stelle — um einem möglichen WMiß— 
verſtändnis die Spitze kurz abzubrechen — die folgende Erläuterung nötig: Unter 
»weltgeſchichtlicher Aktivität« iſt hier — ähnlich wie zum Beiſpiel in der 1842 
anonym erſchienenen Streitſchrift Engels' gegen Schelling — die revolutionäre 
Aktivität einer Klaſſe gemeint, die der Befreiung harrt, nich f aber einer, der es 
ausſchließlich und allein um die Aufrechterhaltung ihrer Herrſchaft zu kun iſt. Die 
»Akkivität« dieſer Art — und ſie mag ſich noch ſo brukal oder geräuſchvoll 
äußern! — iſt, wie Hegel ſagen würde, eine ſchlechtke Aktivität.... 
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des polikiſch-ſozialen Urteils der denkenden Geiſter Deutfchlands gegenwärtig zu 
halten«. Denn daß es jo ganz anders kam, als viele bezüglich der Halkung der So- 
zialdemokratie erwartet und gefürchtet hatten, daß es »in den heißen Auguſttagen 
wie Pfingſtwehen durch das deutſche Volk in allen Schichten rauſchte und uns alle 
eines Sinnes machte, daß der Furor Teutonicus aufſprühte wie in den Zeiten des 
Tacitus und daß aus deukſchen Induſtriearbeikern Helden wurden — dieſes Wun- 
ders wollen wir uns ſtets lebendig bewußt bleiben und durch keine ſpäteren Ein- 
drücke und Gewöhnungen verwiſchen und verdunkeln laſſen«. An dieſer Stilprobe 
erkennt man, welch ein überſchwenglicher Geiſt die Schrift durchzieht. Die Geſell⸗ 
ſchaft für ſoziale Reform frachtet von jeher danach, die Sozialdemokratie für den 
»nationalen Gedanken« und die »poſitive Mitarbeit« zu gewinnen, und fie ſieht in 
der Haltung der Fraktionsmehrheit im Reichstag und ihres Anhanges in der Partei 
und den Gewerkſchaften die nahende Erfüllung ihrer ſtillen Sehnſucht, die fozial- 
demokratiſchen Arbeiter bündnisfähig zu machen für die übrigen Richtungen der 
Arbeiterbewegung, die ſich bereits im Gefolge der Geſellſchaft befinden. Die chrift- 
lichen und die Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine, beide unverdächtig bezüglich 
ihrer guten Geſinnung, werden in der Schrift nur kurz behandelt, der weitaus 
größte Raum und nicht minderer Eifer wird auf den Nachweis gelegt, daß nun- 
mehr auch die Sozialdemokratie auf dem beſten Wege iſt, als national zuverläſſig 
und reif zur poſitiven Mitarbeit anerkannt zu werden. Dieſer Nachweis wird er⸗ 
bracht durch Dr. Heyde für die Zeit vom Auguſt bis Oktober 1914, von Dr. Zim- 
mermann, dem Herausgeber für die Zeit vom Oktober 1914 bis Auguſt 1915 — 
und zwar an Ausſprüchen und Reden, Artikeln und Schriften von Vertretern der 
Mehrheitspolitik, die dann von eigenen Betrachtungen und Kritiken begleitet wer- 
den. Soviel Wohlwollen nach rechts geſpendet wird, fließt Unmut und Enkrüſtung 
nach links. Dork vakerländiſche Geſinnung, ſtaatsbürgerliche Einſicht, Sinn für ge⸗ | 
ſchichtliche Notwendigkeiten, hier von alledem das Gegenteil. Bernſtein kommt 
noch verhältnismäßig gut weg, wenn ihm nachgeſagt wird, daß er den Krieg als 
Ideologe, nicht als hiſtoriſch denkender Politiker anſehe; anderen unter den An- 
hängern der Minderheit geht's ſchlimmer, an Kraft- und Scheltworten wird ihnen 
nichts erſparkt. Dafür wird denn das harmloſeſte Feldpoſtbrieflein auch des un- 
bekannteſten Feldgrauen ſorgſam unter den Dokumenten denkender Geiſter ver- 
ewigt, wenn es ſich im Sinne der Durchhaltepolitik verwenden läßt. 

Der Herausgeber ſchließt die Schrift mit dem Satze: »Wenn einſt der glückliche 
Friede für Deukſchland gekommen iſt, wird das Vaterland feine wirtſchaftlich-ſoziale 
Ordnung mehr noch als bisher in Einklang mit den großen Organiſationen ſeiner 
arbeitenden Maſſen, die der Krieg mit ihm auf Tod und Leben feſter denn je ver- 
bunden hat, ausbauen müſſen, und dabei werden diejenigen Arbeiterorganifationen, 
die ihre nationale und fittlihe Führerrolle am großzügigſten erfaſſen, der Arbeiter⸗ 
ſchaft und der Nation die beſten und willkommenſten Helfer ſein.« Niemand wird 
in prakliſchen Fragen gegen das Zuſammenarbeiten der verſchiedenen Richkungen 
in der Arbeiterbewegung etwas einwenden, niemand auch den Werk dieſer prak- 
kiſchen Arbeik an ſich unkerſchätzen. Aber fie iſt doch nicht alles, was die Arbeiter- 
bewegung als Ganzes oder auch nur Zweck und Ziel der einzelnen Richkungen aus⸗ 
macht. Hinter dieſen Richtungen ſtehen die Parteien mit ihren beffimmten Pro- 
grammen, Grundſätzen und Welkanſchauungen, mit ihren beftimmten Auffaſſungen 
über ihr Verhältnis zu Staat und Geſellſchaft, über nationale und inkernationale 
Pflichten. Und dieſe kieferen und wichtigeren Fragen werden letzten Endes auch 
die Art des Wirkens der verſchiedenen Richkungen in der Arbeiterbewegung und 
ihr Verhältnis zueinander beſtimmen — wie vor fo nach dem Kriege. Die Sozial- 
demokratie wird der Arbeikerſchaft, dem Volke und der Menſchheit am beſten 
dienen, wenn ſie ihre Führerrolle ſozialiſtiſch auffaßt, fie kann dann leicht den Vor- 
wurf der mangelnden »Großzügigkeit« im Sinne der Geſellſchaft für ſoziale Reform 
Lktr agen. Erdmann. 
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Waldemar Witſcherlich, Nakionalſtaak und Nalionalwirkſchaft und ihre 
Zukunft. Leipzig 1916, Verlag von C. L. Hirſchfeld. 51 Seiten. 


Eine kleine, ſehr populär gehaltene Broſchüre, deren Titel viel mehr verſpricht, 
als der Inhalt hält. Über Nationaljtaat und Nakionalwirkſchaft erfahren wir gar 
nichts, was nicht bereits zum Allgemeingut der heutigen zeitungleſenden Menſch— 
heit gehören würde: daß es keine reinen Nationalwirkſchaften mehr gebe, daß die 
Welt im Zeichen mannigfacher ökonomiſcher Zuſammenhänge ſtehe, daß kein 
einziger wirtſchaftlicher Organismus ein iſoliertes, vollkommen unabhängiges Da- 
ſein führe — und was derartiger »Wahrheiten« mehr find. Nun könnte man ſich 
zumindeſt an der, Beweisführung des Verfaſſers ſchadlos zu halten verſuchen, aber 
auch hierüber iſt nichts Erfreuliches zu berichten. Witſcherlich begnügt ſich in der 
Hauptſache mit nichtsſagenden Redefloskeln, die an Stelle kiefergehender Er— 
klärungen meiſtenteils ziemlich vage Be- und Umſchreibungen ſetzen. So berichtet 
er zum Beiſpiel wie folgt über die »Enkſtehung« des modernen Nafionalffaates: 
»Aus der Befreiung der Individuen in politiſcher, ſozialer und ökonomiſcher Be— 
ziehung erſtand ein ſtarkes Inkereſſe des einzelnen am Skaatsweſen. ... Es ent- 
wickelt ſich eine Gemeinjamkeit des Empfindens und Denkens, ein Gefühl der 
Zuſammengehörigkeit der Glieder eines Staakes. ... Dem Einheitsſtaat iſt eine 
Seele gegeben. Und damit ſtehen wir mitten in dem modernen Staat.« (S. 13 bis 
14.) Der Nakionalſtaat iſt alſo nach Witſcherlich das Produkt einer Art pſychiſcher 
Erleuchtung, die der Enkſtehung einer nationalen Wirkſchaft ſogar vorausgeht und 
ſie erſt mit ſich bringt. Die Geſchichte zeigt freilich das Gegenteil; aber fie verſtehl 
eben auch nichts von der feineren Pſychologie. 

Faſt ebenſo flach iſt, was Witſcherlich über die »Zukunft« des Nakionalſtaates 
zu berichten weiß. Er glaubt dieſem einen mächtigen und ſchrecklichen Feind in 
Geſtalt des Imperialſtaakes enkgegenſetzen zu können und weiſt ihm einen einzigen 
Rektungsweg an: die Umwandlung zum Unionſtaat, das heißt zu einem Skaaten— 
bund mit gemeinſamer wirkſchafklicher Grundlage und gemeinſamen militäriſchen 
Zielen. Dabei kommt er noch auf eine zweite Tendenz, die zum Unionſtaat kreibe, 
zu ſprechen: »Was die Nakionalwirtſchaften zwingen wird, ſich zu Unionwirk— 
ſchaften zuſammenzuſchließen, das iſt der Wille zur ökonomiſchen Selbſtbehaupkung, 
der Wille zur ökonomiſchen Expanſion, der Wille zur ökonomiſchen Macht.« 
(S. 30.) Wenn dem aber ſo iſt, ſo iſt durchaus nicht einzuſehen, wodurch ſich der 
»zukünftige« Unionffaat von dem gegenwärtigen Imperialſtaak unkerſcheiden wird. 
Dafür leuchtet allerdings etwas anderes ein: daß das Work »Unionffaat« nur eine 
Umſchreibung für — Imperialſtaak iſt. 

Witſcherlich hat natürlich einen ganz beſtimmken »Unionſtaatk« im Auge, wenn 
er von der Zukunft der Nationalwirkſchaft ſpricht. »Eine unioniſtiſche Einigung«, 
jagt er, »könnte empfohlen werden zwiſchen Dänemark, Schweden, Norwegen, 
Holland, Sſterreich-Ungarn, Schweiz, Belgien und Deukſchland.« (S. 46.) Aber wie 
und auf welcher Grundlage dies geſchehen ſoll, darüber gibt er nirgends eine Aus- 
kunft. Er begnügt ſich, dieſe frommen Wünſche einfach aufzuzählen. Inwiefern man 
auf dieſe Weiſe der Frage nach der zukünftigen Geſtalkung des Nakionalſtaakes 
gerecht werden kann — wenn anders man unter der Unterſuchung der kakſächlichen 
Kräfte der Zukunft nicht lediglich das bloße Aufſtellen eines erſten beiten politiſchen 
Programms verſtehen will —, mag dahingeſtelll bleiben. Jedenfalls iſt aber zu 
betonen, daß Witſcherlich keinerlei Gründe anführt, welche ein Zuſtandekommen 
des von ihm befürworkeken Unionffaates gewährleiſten würden. Er verſuchk ſich 
zwar dadurch aus der Schlinge zu ziehen, daß er ſchlankweg die Behaupkung auf— 
ſtellt, wir hätten hier »weniger mit einer Frage des Wiſſens als mit einer des 
Wollens zu fun« (S. 30), aber die Kläglichkeit eines derartigen Auskunftsmittels 
ſpringt in die Augen. Sie iſt nur bezeichnend für die Beſchaffenheit jener »Miffen- 
ſchaft«, die ſich zur Apologekin des jeweils vorherrſchenden »Willens« willig her— 
gibt. O. Blum. 
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Samoſaſchkila (Die Selbſtverkeidigung). Marxiſtiſches Sammelbuch. Pefrograd 1916, 
Preis 1,25 Rubel. 

Dieſes Buch iſt achtzehn Monate nach dem Kriegsausbruch, das heißt in einer 
Zeit erſchienen, wo man einen Standpunkt nicht mehr durch die Kriegspſychoſe und 
die geiſtige Verwirrung zu erklären braucht. Es ſtellt eine Kundgebung einer Reihe 
der bekannkeſten Vertreter der ſogenannken »menſchewiſtiſchen« Richtung dar. 
Eine gewiſſe Bedeukung kann daher dem Buche nicht abgeſprochen werden. Wera 
Saſſulitſch, der hervorragende und in “Parfeikreifen ſehr einſlußreiche Publiziſt 
A. Potreſſoff, einer der beſten ruſſiſchen Gewerkſchaftler K. Dmitrieff, der bekannte 
Nationalökonom und Agrartheorekiker P. Maßloff, der Führer der kaukafifchen 
Sozialdemokratie, der Georgier An und einige hervorragende Arbeiter haben für 
das Unternehmen Beiträge geliefert. Andere recht bedeutende Genoſſen ſagken für 
die weiteren Hefte ihre Mitarbeit zu. Jedoch vermißt man unter dieſen Namen 
viele, die immer als die eigentlichen Führer der »Menſchewiki« galten. Weder 
Paul Axelrod, noch L. Markoff, noch F. Dan, noch A. Martynoff haben ſich an 
dieſem Werke befeiligt. Dadurch allein wird ſchon der Geiſt des Buches gekenn- 
zeichnet. Und zwar der ſozialpatrioktiſche Geiſt, der die ſämtlichen Beiträge durch- 
dringt. Das Bekenntnis zur »Vakerlandsvertkeidigung«, zum Patriotismus — wohl 
nur zum »Abwehr-«, nicht zum »Angriffspatriokismus« — bildet jene gemeinſame 
Grundlage, welche die ſonſt nicht unbedingt einmütigen Verfaſſer zuſammenhält. 

»Der Abwehrpakriokismus« — ſchreibt W. Woljky — »iſt ſchon längſt zu einer 
anerkannten Tatſache der aufblühenden und erſtarkenden Arbeiterbewegung ge- 
worden. ... Die Anerkennung des Werkes des Vaterlandes, die Feſtſtellung des 
Rechtes und der Pflicht, es gegen Angriffe von außen zu ſchützen, ſind Axiome 
(unbeſtreitbare Wahrheiten) für die europäiſchen Sozialiſten.« 

Und der begabte Verfaſſer des Romans »Zum breiten Weges, der Mekall⸗ 
arbeiter A. Bibik, ſchreibt mit unverkennbarem Schmerz und mit Sehnſucht nach 
einer Heimat: »Dork (für die weſteuropäiſchen Arbeiter) exiſtiert die ‚Heimat‘, die 
breite Verallgemeinerung des Kulturbegriffes, der Sprache und der Lebensgewohn⸗ 
heiten, der vergangenen Leiden und der neuen Hoffnungen. ... Die „Heimat war 
da eine unbeſtrittene Wahrheit, eine Tatſache, aus der es nur enkſprechende 
Schlüſſe zu ziehen galt.« Wenn es in Rußland anders war, ſo iſt dies, meint Bibik, 
feinem rückſtändigen politiſchen Regiment zuzuſch reiben. 

Das „Recht der Sozialiſten auf Pakriokismus« wird in der ſozuſagen program- 
matiſchen Abhandlung »Der Patriotismus und die Internafionalitäf« von A. Po- 
treſſoff behandelt. 

Es iſt wohl wahr, glaubt dieſer, daß es eben die »Vaterlandsidee« war, die zu 
Beginn des Krieges die Einheit der Arbeiterklaſſe ſprengte. Das war aber nur des- 
halb möglich, weil die Internafionalität bisher nicht als ein internationales Be- 
wußtſein für ſich, ſondern nur als nationales Bewußtfein, das von inkernationalen 
Normen regiert wurde, beſtand. Künftighin muß ſich ein mächtiger inkernationaler 
Wille bilden. Sein Inhalt aber und feine Geſtalt werden durch zweierlei Um 
ſtände beſtimmt werden. 

Einerſeits enthalten die Kräfte des nafional- Staatlichen Zuſammenlebens, die 
heukzukage noch nicht entfernt erſchöpft find, Elemente, die für das Prolefariaf und 
die gefamte MWeltentwicklung von dauerhaftem Werke find. Dies iſt die individuelle 
nafional-ffaatlihe Kultur. Auch wird der Klaſſenkampf in national ſtaatlichem 
Rahmen geführt, und daher häufke das Proletariat fein eigenes »Kapital« an 
geiſtig pſychologiſchen Werken in den Vakerlandsgrenzen an, ſo daß dieſes Kapital 
auch individuell, das heißt natkional-ſtaaklich gefärbt iſt. Wenn alſo einſt Marx — 
jhreibt Pokreſſoff — in ſeinem Manifeft in einem gewiſſen Sinne behaupten 
durfte, die Arbeitkerklaſſe habe kein Vaterland, fie habe nichts zu verlieren als ihre“ 
Ketten, jo »iſt es jezt ganz anders geworden«. 

Aus allen dieſen Gründen muß aber die Internationalität unbedingt an der 
Individualität jedes Landes eine Grenze finden. Das hat auch die Inkernakionale 
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anerkannt, indem fie ſich zum Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen bekannte. Das 
erſte Gebot der Internationalikät beſteht alſo demnach darin, daß man die 
Landes individualität in ihren Handlungen zwar beſchränken, aber fie, 
ſelbſt im Intereſſe der Geſamtentwicklung, keineswegs ver- 
nichken oder in ſie eingreifen darf. In einem ſolchen Falle iſt die 
Baterlandsverteidigung als eine Pflicht der organifierten Arbeiterſchaft begründet, 
und der prolekariſche pakriotis mus, der die Internationale zerſprengte, wird 
in vollem Maße für berechtigt erklärt.“ 

| Dies ftellt nach Pokreſſoff das »negative Programm« der Internafionalitäf dar. 
Dieſes »Programm« begründet aber nur den »Selbſtverkeidigungsſtandpunkt«. 
Dieſen will der Verfaſſer durch einen weiteren ergänzen, indem er das »Parkei- 
ergreifen« im Kriege zu rechfferkigen jucht. 

Der „mächtige internationale Wille«, der nun zu entſtehen hat, wird ſich doch 
ſelbſtverſtändlich durchzuſetzen beſtreben, indem er den Sozialismus ſchleunigſt her- 
beizuführen ſuchen wird. Auf dieſem Wege wird er Hinderniſſe aus der Welt 
ſchaffen müſſen, die nicht immer im eigenen Lande der betreffenden proletarijchen 
Zruppenabteilung liegen. Dadurch wird ein breites poſitives Programm der Inter- 
nationalität vorgezeichnet. Um es vollziehen zu können, bedarf das Proletariat einer 
erfolgreichen Takkik, und dieſe iſt die „erprobte Taktik des Ausnüßens der Un- 
gleichartigkeit der bürgerlichen Welt, ihrer miteinander kämpfen 
den Kräfte — im Inkereſſe des Proletariats. ... Das Prolekariat müßte heute die 
eine, morgen die andere von dieſen Klaſſen in ihrem Kampfe gegen ihre Feinde 
unterſtützen, um auf dieſe Weiſe immer näher zum Ziele zu rücken. Dieſe oder jene 
Orientierung erſcheint alſo völlig berechtigt, fie ſtellt bloß einen der Fälle vorüber 
gehender Ausnützung der ungleicharkigen Kräfte dar, die in der modernen Geſell— 
ſchaft herrſchen.« 

| »Umlerner« iſt auch P. Maßloff. Er hat ſchon einmal in einer Broſchüre die 
Notwendigkeit der Niederlage Deukſchlands mit denſelben Argumenten zu be- 
weiſen verſucht, mit denen die Genoſſen Parvus und Lenſch die Niederlage Ruß- 
lands fordern. Nun präzifiert er feine Gedanken in einer Richtung. Er verteidigt 
in gewiſſem Maße die ruſſiſchen Zölle, die er freilich nur als Schutzzölle auffaſſen 
möchte. Die Gefahr, der ein Sieg Deutſchlands Rußland ausſetzen würde, das heißt 
die Gefahr der Vernichtung der ruſſiſchen Induſtrie, würde durch die »Aufhebung 
einiger Zölle, die den deutſchen Induſtriellen unerwünſcht ſind«, herbeigeführt. »Der 

ruſſiſchen Demokratie, insbeſondere der Arbeiterklafje iſt es darum zu kun, daß die 
Warenerzeugung Rußlands nicht nach Deutſchland überſiedle. ... Die deutſche 
Bourgeoiſie will mit der Militärgewalt die Mauer durchbrechen, mit der rückſtändige 
Länder ſich gegenüber fortgeſchrittenen ſchützen. Für Rußland ſteht dieſe Ausficht 
nicht mehr als bloße Drohung da, ſondern es hat dieſe Gefahr bereits am eigenen 
Leibe fühlen müſſen, und zwar in Polen. Im Falle des deukſchen Sieges würde 
Deutſchland feine Beziehungen zu Rußland durch einen enkſprechenden Handels- 
vertrag fo geſtalten, daß Rußland von der Überproduktion der deukſchen ſyndizierken 
Induſtrie überflutet würde, während Deutſchland ruſſiſche Rohſtoffe zu billigen 
Preiſen würde ankaufen können. Auf dieſe Weiſe würden ſowohl die Induſtrie wie 
auch die Landwirtſchaft gekökek werden. 

Es ſei nebenbei bemerkt, daß L. Markoff zum Beiſpiel, der von nichts weniger als 
vom deutſchen Siege ſchwärmt, eine derartige Auffaſſung für ein »nafionalliberales 


1 L. Martoff iſt bekanntlich anderer Meinung. Neulich ſchrieb er in »Naſch 
Golos« (Samara), Nr. 4 (18) vom 24. Januar dieſes Jahres: »Man kann die poli- 
tiſche Beteiligung an der Landesverteidigung erſt in dem Falle durch die Freiheit der 
nationalen Selbſtbeſtimmung mokivieren, wenn man das Prinzip der Internatio- 
nalität ſelbſt aufgibt, wenn man die Arbeiferdemokratie als organiſches Ganzes 
zu betrachten aufhört, wenn man ſich endlich mit beiden Füßen auf den Boden der 
nationalen Arbeiterbewegung ſtellt. (Von Markoff ſelbſt unkerſtrichen.) 
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Märchen« hält, und daß N. Suchanoff, ein bekannter Agrartheoretiker, in feine: 
Broſchüre »Unſere Linksparteien und der Kriege, die ebenfalls in Rußland erſchien 
ſchrieb: »„Jede Möglichkeit, die Kriegsaufgaben durch Rückſichten auf den künftiger 
Handelsvertrag zu begründen, iſt ausgeſchloſſen.« | 

Es iſt geradezu erſtaunlich, wie ſehr ſich die Friedensgedanken der Sozial. 
paftiofen in allen Ländern in den gleichen Bahnen bewegen, wie fie alle zun 
Frieden durch das »Durchhalten« gelangen wollen. 

»Der ſchleunigſte Friedensſchluß« — ſchreibt K. Omitrieff — »wird für Ruß. 
land, wie überhaupt für die meiſten kriegführenden Länder zu einer ökonomifcher 
Notwendigkeik. ... Der Friede iſt aber für die Demokratie nur unter beſtimmten 
Bedingungen annehmbar, die die ökonomiſche, politiſche und kulturelle Unter- 
jochung des eigenen Landes ausſchließen. Wie widerſinnig dies auch ſcheinen mag. 
das Streben zum Frieden er forderkeine wirksame, bewußke 
und organifierte Beteiligung der Demokratie an der Lan— 
desverkeidigung. Nur diefe Beteiligung kann der Demokratie einen ge- 
wiſſen Einfluß auf das Kriegsergebnis und auf die Friedensbedingungen ſicher⸗ 
ſtellen. Nur die Umwandlung des Krieges in die Selbſtverteidigung des ganzen 
Volkes kann dem Eroberungsabenkeuer des deukſchen Militarismus ein Ende be- 
reiten, indem fie infolge der ſchwierigen materiellen Verhälkniſſe im Rücken die 
Oppoſition der deukſchen Demokratie gegen den Krieg ſtärkt. . .. Durch die Landes 
verteidigung zum freien Frieden, der in gleichem Maße die Volksinkereſſen aller 
paktierenden Länder ſichern ſoll — das iſt die Loſung der ruſſiſchen Demokratie, — 
freilich, wie fie der nafionalfoziale Teil der ruſſiſchen Arbeiterſchaft ſich denkt. 

G. Tsch-ky. 
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Eine Richkigſtellung. Es wird mir eine Beilage der Chemnitzer Volksſtimme⸗ 
vom 10. April 1916 zugeſtellt, in der ich folgende Notiz angezeichnet finde: 

Echt wiſſenſchaftliche Objektivität. In der Neuen Zeit ſchreibt 
Ed. Bernſtein über die Spaltung der Reichstagsfraktion, nachdem er ein 
über das andere Wal verfichert hat, daß er ganz ruhig, ſachlich und ganz ob- 
jektiv ſchreiben werde. Wie das ausſieht, dafür ein Beiſpiel. Bernſtein zitiert 
einen Artikel Wolfgang Heines aus der »Berliner Zeitung am Mittage: Wolf- 
gang Heine hat in einem bürgerlichen Blatt als von einem Ausdruck aus der 
Fraktion geſprochen. Kein ſchönes Work, aber es bezeichnet die Sache. Natür- 
lich hat Heine nie davon geſprochen, ſondern der Druckfehler hat aus Austritt 
Ausdruck gemacht, wie die »Voſſiſche Zeitung« noch am Abend des 
gleichen Tages berichtigend mitgekeilt hat. Aber was kut das, wiſſen⸗ 
ſchaftlich und objektiv wird daraus: »Wolfgang Heine hat geſprochen.« Es ift 
ein Jammer um eine Sache, deren »Wiſſenſchaft« mit fo kläglichen Mitteln ar- 
beiten muß. a 

Ich bringe dieſe geſchmackvoll objektive, Richtigſtellung hier zur Kenntnis, weil 
ich hier den Irrkum begangen habe, anzunehmen, daß Heine den in Frage ftehen- 
den Vorgang zwar mit einem ſchlecht gewählten Ausdruck, aber der Wahrheit 
gemäß bezeichnet hakte. Denn katſächlich iſt Haaſe durch einen Beſchluß, der ihn 
rechklos machte, aus der ſozialdemokratiſchen Reichskagsfraktion herausge- 
drückt worden. 

Den Seelenſchmerz der »Chemnitzer Volksſtimme« mag es ſtillen, wenn ich 
hinzufüge, daß ich die »Voſſiſche Zeitung« ebenſo felten zu Geſicht bekomme wie 
deren nunmehrigen Geiftesverwandten in Chemnitz. 

Berlin-Schöneberg, 11. April 1916. | Ed.Bernftein. 


Für die Redaktion verankworklich: Em. Wurm, Berlin W. 


2 | — 71 
Die Neue Zeit 
Wochenſchrift der Deutſchen Sozialdemokratie 


2. Band Nr. 4 Ausgegeben am 28. April 1916 34. Jahrgang 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet 


1. Mai 1916. 
Von Adolf Braun. 


Der 642. Kriegstag, wenn wir von der Kriegserklärung Sſterreich— 
Ungarns an Serbien rechnen, bezeichnet uns im Kalender den 1. Mai 1916. 
Ein 1. Maitag und doch ein Tag des verwüſtendſten Völkerkrieges, der 
gründlichſten Mißverſtändniſſe der Völker, der kiefſten Uneinigkeit, der 
ſcheinbar unüberbrückbaren Gegenjäge! Alle Verſuche der Kennzeichnung 
verlieren an Kraft gegenüber der weit mehr ſagenden: der 642. Tag des 
Krieges. Unabſehbar reihen ſich in der Phankaſie all der Menſchen, die ſich 
vor drei Jahren zum Feſte des Proletariats bereiteten, weitere ungezählte 
Tage des Krieges 
Trotz alledem wollen wir vom 1. Mai ſprechen, wir bekennen uns zu 
ihm! Vermögen wir ihn nicht freudig zu feiern, können wir uns nicht in die 
zukunftsfrohe Stimmung verſenken, wie ſonſt am Waienkage, ſo bleiben 
uns doch unvergeſſen all die Tage ſeit 1890, an denen wir im Kreiſe von 
Parteigenoſſen den Weltfeiertag der Arbeit begangen haben. Wenn ich 
dieſen Saß niederſchreibe, ſteigen vor meinem geiſtigen Auge die Willionen 
auf, die gleichzeitig mit mir die Maifeier begangen haben in Liſſabon und in 
Sibirien, am Trafalgar Square und im Wiener Prater, in Paris und in 
Berlin, in Amſterdam und Antwerpen, in allen Großftädten und zahllojen 
kleinen Orten. Was uns entflammt hat am 1. Mai, was ſich tief einge- 
graben hal in unſere Überzeugung wie in unſer Gemütsleben, was ver- 
einigendes Band war zwiſchen dem Proletariat aller Nationen und Ziel— 
ſetzung für fie alle, iſt nicht ausgelöſcht aus den Köpfen und Herzen der 
Menſchen, mögen fie auch, ſtakt am 1. Mai zu feiern, in den Munitions- 
werkjtätten Überſtunden machen, um möglichſt viel kodbringende Geſchoſſe 
zu erzeugen, die ihre Brüder ununkerbrochen in unabſehbarer Menge ver— 
brauchen, ihre Arbeitsbrüder in allen großen Nationen. 

Die Inkernationale macht eine ſchwere Kriſe durch: ein Teil fühlt ſich ge- 
lähmt an Haupt und Gliedern, ein anderer phankaſiert, im Fieberwahn ganz 
anders redend als im Zuſtand der Geſundheik. So manche find aus unſeren 
Reihen geflohen, vielleicht warten andere den günſtigen Augenblick hierfür 
ab. Die ſozialdemokratiſchen Parteien aller Länder find geſchwächt und 
innerlich zerklüftet. Auch die Gewerkſchaften haben ſchwere Mitgliederver- 
luſte in allen Ländern zu verzeichnen. Dieſe Verluſte ſind nur zum Teil ver— 
urſacht durch die Einziehung zum Heeresdienſt. Unſicherheit herrſcht, ob ſich 
die heute ſoldatiſch Wirkenden nach dem Kriege wieder in die Reihen der 
Organiſationen der Partei und der Gewernkſchaften ſtellen werden. Gar 
lange dauert dieſer Krieg, länger wohl, als irgend jemand, als auch die 
Heerführer erwartet haben. Hoffnungen, die ſich beim Beginn des ede 
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fturmartig eingeſtellt haben, und auf die die Arbeiterſchaft einzuſchwören 
eifriges Bemühen war, bröckeln ab. 

Weil dieſe Hoffnungsfreudigkeik unker den ökonomiſchen Wirkungen 
des Krieges, bei der immer mehr erkennbaren Größe der Steuerlaſten nach 
dem Kriege, bei den offenkundigen Gegenſätzen zwiſchen Unternehmern und 
Arbeitern aus Anlaß der Verlängerung der Tarifverträge naturgemäß ab- 
nimmt, darum erkennt das Prolekariat in wachſendem Maße, wie notwendig 
es iſt, ſich auf feine eigene Kraft zu beſinnen. Immer deutlicher befont es 
wieder die ſelbſtändige Verkrekung feiner Intereſſen und die Gegenſäßlich- 
keiten, die vor dem Kriege als nakurgemäße Erſcheinungen der kapitaliſti- 
ſchen Wirkſchaftsordnung befrachtet wurden. Nach dem Kriege wird man 
meiner Überzeugung nach weit ſtärker mit ihnen rechnen müſſen, als das je- 
mals der Fall war, feitdem wir uns einer ſelbſtändigen Arbeiterbewegung 
erfreuen. Nun wir uns der Vollendung des zweiten Kriegsjahres nähern, 
drängt ſich immer kräftiger die wirkſchaftliche Denkweiſe der Arbeiter vor, 
ergibt ſich für fie immer klarer, daß fie der eigenen Kraft vor allem zu ver- 
krauen haben. 

In dieſe Gedankenwelt verſenkt ſich die Arbeiterſchaft an dem zweiten 
während der Kriegszeit gefeierten 1. Mai im Gegenſatz zu der Stimmung, 
die noch vor Jahresfriſt bei ihr vorherrſchte. Damals ſah man den Frieden 
näher als heute. Damals erſchienen die Koſten des Krieges leichter abzu- 
wälzen, die Verfremdung der Völker war noch nicht jo weit gediehen, zur 
Hoffnung auf eine lange Blütezeit der Induſtrie nach dem Kriege war mehr 
Veranlaſſung als heute. Und doch, ſo ſtark ſich die Völker im Laufe der 
letzten zwölf Monate in der Feindſchaft verbittert hatten, jo ſehr empfindet 
man den Lichtblick wachſenden Verſtändniſſes an der Haltung der anderen 
Arbeiterſchaften zu der Arbeikerklaſſe jedes Landes. So ſehr auch in 
manchen Ländern das Bekennknis zur Internationale zum Schweigen ver- 
urfeilt wurde, empfindet man doch ſtark, daß die Gefühle, die im Frieden 
die Arbeiter am 1. Mai erfüllten, heute lebendiger und hoffnungsfreudiger 
ſind als vor Jahresfriſt. Überall ſehen wir die prolekariſchen Forderungen 
neben den nakionalen Bekennkniſſen größeren Raum gewinnen. Die Gewerk⸗ 
ichaften erkennen, daß die Betonung ihrer ökonomiſchen Forderungen, die 
fie ja niemals aufgegeben haben, neben denen fie aber während der Kriegs- 
zeit auf andere ſtärkeres Gewicht gelegt haben, wieder in den Vordergrund 
geſchoben werden müſſen. Hl 

Die Bedeutung der internationalen Geſichtspunkte iſt in Deutſchland 
auch während des Krieges niemals jo weit unkerſchätzt worden, daß eine 
der internationalen Unionen oder inkernakionale Sekrekariake, die in 
Deukſchland ihren Sitz haben, ihre Tätigkeit eingeſtellt haben. In dem ſehr 
bemerkenswerken Bericht, den Genoſſe Theodor Leipark über die inter- 
nakionale Union der Holzarbeiter während des Krieges in deren Bulletin 
(13. Jahrgang [1916], Nr. 2, S. 1 ff.) gibt, heißt es: 


Nicht nur in den am Kriege bekeiligken, ſondern auch in den neutralen Län- 
dern haben die Verbände unker den Folgen des Krieges zum Teil recht ſtark zu 
leiden. Die Witgliederzahlen ſind durch die Einberufungen zum Heere und durch 
andere Verluſte zumeiſt ſehr zurückgegangen. Indeſſen kann zu aller Freude doch 
konftatiert werden, daß ſämkliche Verbände in allen Ländern, wenn auch natürlich 
geſchwächt, jo aber in ihrem Beſtand bisher durchaus erhalten geblieben find. Das 
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wird hoffentlich auch für die weitere Dauer des Krieges und darüber hinaus der 
Fall ſein. Dieſe Hoffnung iſt um fo berechtigter, als unzweifelhaft nach dem Kriege 
in allen Ländern ſehr große und ſchwere Aufgaben an die Gewernkſchaften heran— 
kreten, deren Erfüllung im Inkereſſe der Arbeikerſchaft nur ſtarken und geſchloſſenen 
Organiſationen gelingen kann. 


Kräftigung und Ausbau der infernafionalen Organiſakion verlangt 
Leipart, er will nichks aufgeben von ihr, er meint, daß bald nach Beendigung 
des Krieges ein inkernationaler Holzarbeiterkongreß ſtaktfinden ſolle, der 
die nokwendigen Klärungen ſchaffen werde über die Wißverſtändniſſe, die 
zwiſchen den einzelnen Zweigen der Holzarbeikerbewegung infolge des 
Krieges Platz gegriffen haben. Wir zweifeln nicht, daß es zu dieſem inker— 
nationalen Holzarbeikerkongreß kommen wird, und daß ſich feine Verhand— 
lungen viel kameradſchaftlicher und freundlicher geſtalten werden, als man 
während der Kriegszeit annehmen kann. Es wird wohl nicht ſchwer ſein, die 
Arbeiter der verſchiedenen Länder über vieles aufzuklären, was ihnen heuke 
unverſtändlich iſt, ja unverſtändlich ſein muß, weil eben die Wöglichkeit, 
auch nur die Mißverſtändniſſe zu kennen, die über die Arbeiterbewegung 
der einzelnen Länder verbreitet werden, vielfach fehlt, weil die Kanäle, 
durch die die Nachrichten kommen ſollen, verſtopft ſind, viele Takſachen heute 
gar nicht feſtgeſtellt werden können, und ſoweit das möglich iſt, dieſe Feſt— 
ſtellungen nicht veröffentlicht werden ſollen. Wird der Friede wieder herr— 
ſchen, jo werden die meiſten dieſer Rückfichten fallen! Wer kein bewußter 
und gehäſſiger Feind der Arbeikerbewegung iſt, wird nichts dagegen ein- 
wenden können, daß über die zugeſchükketen Schützengräben hinweg erzählt 
wird, wie die Arbeiter und ihre Organiſakionen während des Krieges leben 
und wirken mußten, was fie gefördert, was fie gehemmt, was fie gekäuſchk hat, 
was ſie gläubig aufgenommen haben und wie ſie das, was ſich im Kriege auf 
ihrem gewerblichen Gebiet ereignet hat, und was fie ſonſt beſtimmk hat, nun 
in der Zeit des Friedens beurteilen. Es werden nicht gar viele Leute fo 
ſtarrſinnig ſein, auch in der Zeit des Friedens als unverrückbare Weisheit 
zu vertreten, was fie in der Zeit des Krieges gekan und unkerlaſſen, geſtützt 
und bekämpft, beſtritkten und erhofft haben. Wir alle, welcher Klaſſe und 
welcher Nation wir angehören, wir werden im Frieden klüger und ein- 
ſichtiger, auch ruhiger und nüchterner ſein, als während des Krieges. Dabei 
mag man dann beweiſen, daß man im Kriege nicht anders denken und 
handeln konnte, als es geſchah. Aber nicht auf dem, was vergangen war, 
was in der Kriegszeit als notwendig empfunden wurde, wird die Zielſetzung 
der proletariſchen Organiſation beruhen, ſondern auf dem, was dann fein 
wird, was nachher ſein ſoll, was mit der eigenen Kraft des geeinten oder zu 
einigenden Proletariats geſchaffen werden ſoll unter Berückſichkigung der 
widerſtreitenden Kräfte, die wir alle heute ſchon empfinden, und die nach 
dem Ende der Kriegszeit noch kräftiger walten werden. 

Die Schwarzſeher, die die Internationale kokgeſagt haben, verkennen, 
daß der Krieg in jo manchem auch die Arbeiter einander nähergebracht hat. 
Eine der merkwürdigſten Erſcheinungen der Kriegszeit iſt die gleiche Rich— 
fung öͤkonomiſcher Maßregeln, die durch die nämlichen Kriegsnotwendig- 
keiten erzwungen wurden oder von den maßgebenden Skellen als notwendig 
erachtet wurden, die in allen Ländern entweder gleichmäßig ausgedacht oder 
gegenſeitig nachgeahmt wurden. Eine ganze Reihe gleicher ökonomiſcher 
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Probleme wird ſich erſt recht für die Arbeiterklaſſe aller kriegführenden 
und mancher neutralen Länder ergeben: das Bedürfnis nach einer ſtaat⸗ 
lichen Arbeitsloſenverſicherung, nach einer den ganzen Arbeitsmarkt regu- 
lierenden, von den Unternehmern unabhängigen Arbeitsvermittlung, die 
Anpaſſung der Löhne an die Geldentwerkung, die Probleme, die das Ein- 
dringen zahlreicher Frauen in bisher den Männern ausſchließlich vorbe- 
haltene Berufe und Bekäkigungen in den einzelnen Berufen hervorgerufen 
hat, die großen Wirkungen der raſch forkgeſchrittenen Organiſierung und 
Mechaniſierung der den Kriegsinduſtrien dienenden Betriebe, die nicht ge- 
ringeren Wirkungen einer Demobilifierung von Millionen arbeitsfähiger 
und raſch Arbeik ſuchender Männer, die Fragen, die die Hunderkkauſende 
halb verwendbarer Verwundeker und geſundheiklich geſchädigter Männer 
veranlaſſen werden. All das ſind Fragen, die in allen Ländern in gleicher 
Weiſe zu gleicher Zeit auftauchen werden. Arbeikerorganiſationen und 
Unternehmerverbände werden verſchiedene Löſungsverſuche haben, vielleicht 
werden die Arbeiter manchmal Forderungen aufſtellen, während die Unter- 
nehmer jede Berechtigung hierzu beſtreiten wollen. 

Überall werden die Steuern ſehr hoch ſein, überall werden die Arbeiter 


ſchon um deswillen bemüht fein müſſen, zur Sicherung der in Friedenszeiten 


in opferreichen Kämpfen errungenen Lebenshaltung Forderungen zu ſtellen 
und fie mit gewerkſchaftlichen und politiſchen Mitteln durchzuſetzen. In 
allen kriegführenden Staaten hat der Krieg Kraft und Geſundheit der Men- 
ſchen den höchſten Proben unterworfen. Im Inkereſſe der Erhaltung der 
Volksgeſundheit und vor allem der Leiſtungsfähigkeit der Arbeiterklaſſe, 
auch in dem einer ausreichenden und geſunden Volksernährung werden 
ſozialpolitiſche Maßnahmen von den Arbeitern geforderk werden. Die 
Unternehmer haben ſchon vor dem Kriege überall behauptet, daß fie durch 
ſozialpolitiſche Laſten erdrückt werden. Man wird den Verdacht nicht bei- 
ſeite ſchieben können, daß ſie auch nach dem Kriege dieſe Einwendungen 
kräftig betonen werden. So muß man damit rechnen, daß der Widerſtreit 
zwiſchen Arbeikern und Unkernehmern nach dem Kriege überall ausbrechen 
wird. | 

Man könnte beweifen, daß dieſer Krieg, wie er die Notwendigkeit der 
Weltwirkſchaft bewieſen hat, auch die Notwendigkeit gleichbahniger Ent- 
wicklung in verſchiedenen Wirkſchaftsgebieken klargeſtellt hat. Wir wiſſen 
auch, daß nicht nur in den Methoden der Kriegführung, ſondern auch in 
finanzpolitiſcher, handelspolitiſcher, induſtrieller Beziehung die einzelnen 
kriegführenden Staaken während des Krieges ununkerbrochen voneinander 
gelernt haben, und daß manche im Frieden kiefgehenden Unkerſchiede in den 
Einrichtungen dieſer Staaten während ihrer gegenjeifigen Kriegführung 
ausgeglichen wurden. 


Nun fürchten aber freilich manche, daß die während des Krieges ver⸗ 


goſſene Tinte und leichtfertig verbrauchte Druckerſchwärze mehr Bitternis 
zwiſchen den Nationen zurücklaſſen werde als die Anwendung der Spreng- 
ſtoffe zu Lande und zu Waſſer. Dieſer Einwand hak unzweifelhaft viel für 
fich. Er ſoll nicht leicht genommen werden. Aber wir wollen die Arbeiter- 
bewegung nicht ſchwärzer ſehen, als fie es verdient. Verglichen mit den 
Zügelloſigkeiten der Gelehrken und Publiziſten aller Nakionen waren die 
bedauerlichen Worte gegen die Inkernakionale oder gegen die Parteien, Ge- 
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werkſchaftszenkralen und Gewerkſchaften anderer Länder lange nicht fo 
vergiftet. Es iſt zu hoffen, daß nach dem Kriege Deutſche und Nichkdeuktſche, 
ſoweit ſie von Liebe und Treue für die Arbeiterbewegung erfüllt ſind, ſo— 
weit fie einigend und nicht enkzweiend wirken wollen, vergeſſen werden, 
was beſſer auch während des Krieges nicht gedruckk worden wäre. 

Der Krieg hat nicht nur für den Augenblick enkfremdet, er hal wohl 
auch für die Dauer zuſammengeführt, wenn man das auch heuke noch nicht 
wirken ſieht und erſt im Frieden empfinden wird. Gerade für die Gewerk— 
ſchaften haben ſich viele ähnliche wirtſchaftliche Tatſachen augenfällig ge- 
macht, die vor dem Kriege nicht in Erſcheinung kraken. Wir alle haben 
ſchmerzhaft empfunden, daß die engliſche Arbeiterbewegung in ihren wich- 
kigſten Gruppen mehr dem äußerlichen Scheine nach als aus innerem 
Streben zu den internationalen Verbindungen, ſowohl den polikiſchen als 
den gewerkſchaftlichen, gehalten hak. Ich hoffe, daß es nach dem Kriege ganz 
anders ſein wird. Der »Monthly Repork«, das Organ des britiſchen Möbel- 
arbeiterverbandes, für Dezember 1915 veröffentlicht aus dem Bullekin der 
Internationalen Union der Holzarbeiker einige Auszüge aus den Berichten 
von Schweden und Deutſchland und bemerkt dazu: 


Es iſt zu erſehen, daß die allgemeine Erfahrung in Schweden und Deukſchland 


der unſrigen ſehr nahe kommt, und das gleiche krifft mehr oder weniger auf die 


anderen Länder zu. Wir find höchſt erfreut über den ſtarken Friedenswunſch, der 
von den verſchiedenen Gewerkſchaften geäußert wird, und hoffen, daß die Zeit 
bald kommen wird, wo die organiſierken Arbeiter der ganzen Welt einflußreich 
genug ſein werden, alle Kriege zu verhindern. 


Aber nicht bloß dieſe ganz allgemeine Bemerkung ſcheink uns ſehr 
wichtig, noch bedeufungsvoller ſcheint uns die Ablehnung der unker dem 
Drucke perſönlicher Reden von Asquith, Lloyd George, Runciman beſchloſ— 
jenen Erklärungen auf der Nationalkonferenz der britiſchen Gewerk— 
ſchaften. In der Januarnummer 1916 des »Monthly Repork« erklärt der 
Generalſekrekär des Möbelarbeiterverbandes Goſſip: 

Es wird unſere ganzen vereinigten Anſtrengungen erfordern, dem gemein- 
ſamen Feind unſerer Klaſſe, ganz gleich welcher Nationalität, Trotz zu bieken, nach- 
dem dieſe Überſchwemmung von Blut und Feuer vorüber iſt, und es mag fein, daß 
ſogar die Augen des verkrauensſeligſten unſerer eigenen Arbeiterführer geöffnet 


werden und ſie die Dinge ſehen, wie ſie wirklich ſind und ſein werden, bis das 


2 


Volk alldem ein Ende bereitet durch Hinwegnahme der Macht über Leben und 
Tod, die heute von den beſitzenden und regierenden Klaſſen in allen Ländern fo 
beharrlich behauptet wird. Nach den Reden und Artikeln von manch einem heute 
zu urteilen, könnte man glauben, das Tauſendjährige Reich wäre gekommen, und 
daß der Löwe und das Lamm friedlich beieinander liegen. Aber wenn eins ſicherer iſt 
als irgend etwas, dann iſt es das, daß der fürchterliche Arbeitskrieg lange dauern wird, 
lange nachdem der gegenwärtige europäiſche Krieg beendigk iſt, und all unſere ver- 
einigten Bemühungen müſſen aufgeboten werden, um den hinkerliſtigen Feind zu 
bekämpfen, der gefährlicher iſt als alle anderen. 

Die Gewerkſchaften müſſen aufhören, wegen mehr oder weniger geringen 
Nichtigkeiten unter ſich zu ſtreiten, und fie müſſen ihre Streitkräfte ordnen, um 
den ſchrecklichen Zeiten, die der organiſierken Arbeit bevorſtehen, wirkſam ent- 
gegenkreken zu können. 


Wir können leider nicht beurteilen, wie weit der »Monkhly Repork« 


die Stimmung der Gewernſchaftsmitglieder wiedergibt. Er wendet ſich in 
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der Form gedämpft, in der Sache aber mit einer ganz außerordenklichen 
Schärfe gegen die Konferenz, in der es den Miniftern gelang, die Gewerk- 
ſchaftsverkreker gefügig zu machen. Vieles deutet freilich darauf hin, daß 
die Zeit des Krieges eine Periode des Erwachens der engliſchen Arbeiter- 
klaſſe iſt und daß dieſe den Grundſätzen der Arbeiterſchaft auf dem Kon- 
tinent durch den Krieg nähergebracht wird. Freilich wäre dieſer Gewinn 
für die Inkernakionale gar feuer und ſchwer erkauft. Doch darüber haben 
wir nicht zu rechten, wir haben dieſes Mittel nicht gewollt, wir müſſen ohne 
Beziehung auf die Urſachen ſeine Wirkung würdigen, die früher, als man 
ſonſt erwartet hakte, zur Verflechtung der Arbeiterinkereſſen diesſeits und 
jenſeits des Kanals zu führen verſpricht. 

Kann nun während des Krieges die Gleichheit der Inkereſſen der Ar- 
beiterklajje der ſich bekämpfenden Völker nicht zum Ausdruck gelangen 
wie im Frieden, fo gilt es doch, in der Schulung der Mitglieder das vorzu- 
bereiten, was die Aufgabe im Frieden für die Arbeiterklaſſe ſein wird. 

Mehr noch als vor dem Kriege werden gleiche Tatſachen, Urſachen, 
Wirkungen, Wünſche und Zielſetzungen, Hemmungen und Gegnerſchaften 
ein gleiches Streben der Arbeiker aller Länder herbeiführen. Wir können 


an dieſem 1. Mai nicht die Einheit der Arbeiterklaſſe behaupten, wir kön- 


nen nicht einen Weltfeiertag begehen, aber wir können im Geiſte wirken 
für Bereitung kommender Maifeiern, die größer und glänzender, in höherem 
Grade die Maſſen umfaſſen und mit kraftvollem Willen für die Gegen- 
wart, mit Zukunftfreudigkeit erfüllen, damit bald zur Wahrheit werde, was 
1889 zu Paris und in den großen Zuſammenkünften beſchloſſen wurde, die 


dieſer prolekariſchen Jahrhunderkfeier folgken, bis zum unvergeßlichen und 


doch heute in dichten Nebel gehüllten Tag vom Bajler Münſter. 
Es iſt ſchwer, unter dem Donner der Geſchütze dieſen Gedanken nach- 


zugehen, und doch werden ſie von Millionen gehegt krotz alledem und 


alledem. 

Trotz Tod und Grauſen iſt in uns die Hoffnung geſicherk, daß ſich die 
Arbeiter aller Länder in nicht zu ferner Zeit die Hand reichen werden, um 
einer großen und ſtolzen Zukunft enkgegenzugehen. 

Das ſollte uns allen der 1. Mai jagen! 


Rekrulenſchule oder prolekariſche Notwendigkeit. 
Von Heinrich Schulz. 
Genoſſe Eduard Bernſtein leitet feine Erörkerungen über die Spaltung 
der Reichskagsfrakkion in Nr. 1 der Neuen Zeit mit der Verſicherung ein, 


daß er »mit der größten Objektivitäk« berichten wolle. Das mußte angeſichks 
der ganzen Sachlage ein Verſuch mit unkauglichen Mitteln am unkauglichen 


Objekt bleiben. Wer jo wie Bernſtein in den Streitfragen, über die er be- 
richken will, ſelber Partei iſt, kann nicht »objektiv« fein, beſonders wenn er 
wie Bernſtein gern einen Schuß Gefühl in ſeine nüchkernen Erwägungen 
gießk. Eben deshalb iſt aber auch eine Zurückweiſung der Bernſteinſchen 
Ausführungen vom Skandpunkk der Frakkionsmehrheit notwendig. Die 
gukgemeinke biedermänniſche Verſicherung Bernſteins, objektiv berichten zu 


wollen, könnte manchen Uneingeweihken zu der Annahme verführen, fein 
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Beſtreben ſei ihm auch gelungen, beſonders dann, wenn die Mehrheit keinen 
Widerſpruch dagegen erhebt. 

Ich für meinen Teil widerſpreche. Bisher habe ich krotz meiner jahr— 
zehnkelangen Mitarbeikerſchaft an der Neuen Zeit davon abgeſehen, gegen— 
über der Redaktion meinen abweichenden Standpunkt in den Parkeifragen, 
die der Krieg aufgeworfen hat, zur Gelkung zu bringen. Ich wollte den aus— 
gebrochenen Konflikt nicht unnökigerweiſe verſchärfen und nichts kun, das 
einer Spaltung die Wege ebnen könnte. Jett iſt die Spaltung da. Ich bin 
es nunmehr der von mir aus voller Überzeugung vertrekenen und nach ftets 
wiederholter Selbſtkritik für durchaus richtig erkannten Anſchauung 
ſchuldig, überall für fie einzutreten, wo ich ihr nach meinen ſchwachen per— 
ſönlichen Kräften glaube helfen zu können. 

Ich erhebe alſo nicht wie Bernſtein den Anſpruch, »mit der größten 
Objektivität« berichten zu wollen. Ich bin Partei, ich gehöre zur Mehrheit 
der Reichskagsfrakkion vom 4. Auguſt 1914 und habe bisher noch keine 
Urſache gehabt, an der Nichtigkeit des damals eingeſchlagenen Weges zu 
zweifeln. Ich weiche auch nicht vor den Konſequenzen aus, die das ent— 


ſchloſſene Vorwärtsſchreiken auf dieſem Wege mil ſich bringt, ſei es jeht 


während des Krieges, ſei es ſpäker. Ich verkenne dabei keineswegs, daß 


wir beim Weiterſchreiten oft auf jeltfame Weggenoſſen ſtoßen; wir müſſen 


ſie uns gefallen laſſen auf die Gefahr hin, deswegen vorübergehend von 
einem Teile der Arbeiter verkannk zu werden. Es gibt vorläufig für mich 
nur ein Ziel, dem zuliebe ich alles andere auf mich nehme und auf das nach 
meiner Meinung, dem alten kaktiſchen Rate Laſſalles gemäß, alle Kraft zu 
konzenkrieren iſt, weil es die nächſte und unerläßliche Vorausſezung für 
den Forkſchritt der deutſchen Arbeikerbewegung und des internationalen So— 
zialismus iſt: die Erreichung eines ehrenvollen Friedens, 
der Deukſchlands Unverſehrkheit und die Freiheit ſei⸗ 
ner wirkſchafklichen Entwicklung ſicherk. Ich habe alle 
Schritte freudig begrüßt, die von der deukſchen Sozialdemokratie zum 
Zwecke einer Verſtändigung und eines gemeinſamen Vorgehens mit den 
Sozialiſten der feindlichen Länder unkernommen worden ſind. Als dieſe 
Verſuche an der hochmütigen Verblendung der maßgebenden Genoſſen des 


Auslandes immer wieder ſcheikerken, habe ich, mit Trauer zwar, aber doch 
mit der vollen Enkſchloſſenheit, die der Einſichk in die Notwendigkeit ent- 
ſpringt, den Forkgang der kriegeriſchen Ereigniſſe begrüßt und mich über 


jeden Erfolg der deutſchen Waffen gefreut. 

Einen Frieden um jeden Preis, wie er kürzlich im Reichstag wieder 
durch einen Zwiſchenruf (übrigens nicht aus dem Munde des bekannten 
Zwiſchenrufers) gefordert worden iſt, halte ich für eine Verrückkheit, über 
die ernſtlich nicht geredek werden kann. Die Verſicherungen der Winder— 
heit, der Friede ſei zu haben, ſobald die ganze Fraktion ſich zu ihrer Auf- 
faſſung bekenne, halte ich für eine agitakoriſche Redensark, hinter der nichts 
ſteckt. So oft die Genoſſen erſucht worden find, genauer darzulegen, wie 
und auf welche Weiſe ſie zum Frieden zu gelangen hoffen, ſo oft ſind ſie 
die Antwort ſchuldig geblieben. Sie wollen angeblich nicht die Zurückziehung 


der Heere von den Kriegsſchauplätzen, fie wollen auch nicht die Niederlage 


Deutſchlands, ſie verfügen aber auch über keine Geheimmittel, die Staats- 
männer des feindlichen Auslandes für Friedensverhandlungen geneigt zu 


— 
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machen. Was wollen fie alſo? Die Kriegskredite ablehnen und der Regie- 
rung durch Ablehnung des Etats, ſelbſt des gleichgültigen Nokekaks, ſchärfſtes 
Mißtrauen ausſprechen. Dadurch können ſie zweierlei erzielen: einmal die 
innere Erſchütterung der einheitlichen Kampffront der deukſchen Heere, in- 
dem fie bei den Soldaten das Verkrauen und den moraliſchen Halt unter- 
graben, andererfeits die Stärkung der deutſchfeindlichen Politik der En- 
tente und ihrer Hörigen. Beide Wirkungen würden aber den allerſeits er- 
ſehnken Frieden in weitere Fernen rücken, während umgekehrt die Friedens- 
ausfichten ſteigen, je mehr die Entente erkennen muß, daß das deutſche Volk 
in der Bewerkung feines elemenkarſten Kriegsziels einig und unerjchüftert 
iſt vom erſten bis zum lezten Mann. Durch die Haltung der Minderheit iſt 
in dieſer Beziehung ſchon manches verdorben worden; die jüngſten Ereig- 
niſſe, die zur Spaltung geführt haben, und die, die ihr gefolgt ſind, werden 
vom feindlichen Ausland mit geſpannker Aufmerkſamkeit verfolgt und un- 
verzüglich zur Aufſtachelung der matter werdenden Kriegsinſtinkte in den 
einzelnen Ländern benutzt. In Würdigung dieſer wahrlich nicht ſchwer zu 
erkennenden Fernwirkung einer weiteren Parkeizerrütktung in Deutichland 
habe ich die Spaltung der Frakkion von ihren erſten Anzeichen an bis zu 
ihrer Vollendung auf das nachdrücklichſte bekämpft und halte ich ſie nach 
wie vor für ein Unglück, nicht nur für die Partei, ſondern auch für die 
ganze Entwicklung Deutſchlands und für die Zukunft des internationalen 
Sozialismus. 

Aber ich bin darum weit entfernt, mit Anklagen moraliſcher Art um 
mich zu werfen. Ich nehme ſowohl bei der neuen Fraktion der Sozialdemo- 
krakiſchen Arbeitsgemeinſchaft als auch bei der noch radikaleren Gruppe 
der Nur-Inkernatkionaliſten, die in der neuen Fraktion und ihren theorefi- 
ſchen Geburkshelfern nur eine laue und ſteifleinene Kompromißgeſellſchaft 
ſehen, den guten Glauben und den beſten Willen als eine ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Vorausſeßzung an. In den aufgeſprungenen Gegenjäßen kreken nicht 
gute und böſe menſchliche Charakkereigenſchaften plötzlich ans Tageslicht, 
ſondern fie find der Ausdruck kiefer ſachlicher Meinungsverſchiedenheiten, 
die zum Teil ſchon vor dem Kriege hier und da in gebändigferer Form eine 
Rolle in unſeren Parkeidebatkten ſpielten, die aber erſt durch den Krieg über 
Nacht in voller Schärfe vor die Partei traten und ihre Klärung forderten. 
Gerade dieſe iſt aber infolge des Kriegszuſtandes nicht in vollem Maße 
möglich, ebenſowenig kann von der einzig kompetenten Stelle eine Enkſchei⸗ 
dung getroffen werden. 

Dieſe üblen Begleitumftände dürfen bei der Entwicklung, die die Dinge 
genommen haben, und bei ihrem gegenwärtigen Stande aber nicht davon 
abhalten, jo viel zur Klärung der Wirrniſſe und Gegenſätze zu kun, wie die 
Verhältniſſe geftatten. Ich will deshalb auch noch mit einigen Worten auf 
den Hauptpunkt eingehen, in dem ich mich von Bernſtein unkerſcheide. Nus 
auf den Hauptpunkt. Denn wollte ich auf alle ſonſtigen Verzerrungen des 
Takbeſtandes und der Gründe und Maßnahmen der Frakkionsmehrheit 
eingehen, ſo wie ſie ſich in Bernſteins Kopf ſpiegeln, ſo häkte ich viel zu kun 
und hätte am Schluſſe doch kaum viel mehr erreicht als beim Beginn. 

Der Diſziplinbruch iſt die Haupkſache. Ich laſſe auch den Treu- 
bruch beifeite, jo ſehr ich bei Beginn jener beklagenswerken Reichstags- 
ſizung unter dem lähmenden und zugleich verbitternden Gefühl ſtand, von 
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bisherigen Freunden ſchmählich hinkergangen worden zu ſein. Bernſtein 
ſagt beſchönigend, es habe ſich höchſtens um eine »Überrumpelung« ge— 
handelt, zu der die Überrumpelten am beſten eine gute Miene hätten machen 
ſollen. Mag ſein, daß er die Grenzen zwiſchen Treubruch und Überrumpe— 
lung nicht da ſieht, wo ich ſie ſehe. Mag auch ſein, daß er bei einer ſolchen 
Überrumpelung ſein Geficht zu einem ausgleichenden Lächeln zu zwingen 
weiß. Ich kann das nicht. Lieber laſſe ich auch andere Menſchen ſehen, 
welchen Abſcheu ich über Verrat und Heimtücke empfinde, als daß ich mich 
bei einem ſo böſen Spiel noch zu einer guten Miene zwänge! 

Aber der Treubruch iſt ſchließlich nur eine Nebenſache, noch dazu mehr 
gefühlsmäßiger Ark. Die Haupkſache iſt, ich wiederhole es, der Diſziplin⸗ 
bruch. Gerade dieſen Vorwurf, den wir gegen die Minderheit erheben, kuk 
aber Bernſtein mit natürlicher oder gekünffelter Geringſchätzung ganz von 
hoch oben her ab. Es handle ſich nicht um Diſziplinbruch, fo ſchreibt er, 
»wenn anders die Fraktion nicht als Rekrutenſchule erſcheinen ſoll«. In 
einem an anderer Stelle erſchienenen Artikel ſpricht Bernſtein nicht minder 
verächtlich von der »Fuchkel des Korporals«, der ſich die Minder- 
heit nicht unkerſtellen wolle. 

Vielleicht macht Bernſtein hier und da Eindruck mit ſolchen Kraftworken. 
Sie waren in früheren Zeiten unentbehrliches Zubehör unſerer Agitations- 
reden. Hoffenklich ſpielen fie in Zukunft eine beſcheidenere Rolle. Mir im- 
ponieren fie jedenfalls nicht, auch nicht, wenn fie, wie hier, in deutlich er- 
kennbarer Abſicht in Beziehung zum Kaſernenhof geſetzt werden. 

Darum handelt es ſich wahrhaftig nicht, daß wir eine Diſziplin militäri- 
ſcher, parkeipolitiſcher oder bureaukraliſcher Ark aufrechtzuerhalten hätten. 
Sie wäre keinen Schuß Pulver werk. Die Diſziplin iſt auch nicht um ihrer 
ſelbſt willen da, fie iſt lediglich Mittel zum Zweck. Aber als ſolches iſt ſie 
nicht ein Mittel unter anderen, ſondern ſie iſt das er ſte und wichkigſte 
Wittel der Arbeiterklaſſe in ihrem Befreiungskampf 
überhaupt. 

Dieſer Kampf wird durch die Organifationen geführt. Organiſationen 
ſind nur möglich durch freiwilliges Unkerordnen und Einordnen des einzelnen 
in die Geſamtheit; Organiſationen können nur wirken durch den Willen 
der Mehrheit, der nach vorhergegangener freier Ausſprache und Kritik 
durch Beſchluß feſtzuſtellen iſt. Gegen dieſen Beſchluß kann man jofort, 
nachdem er gefaßt worden iſt, im Rahmen der eigenen Organiſakion mit den 
dafür zuſtändigen Mitteln kämpfen, um bei nächfter Gelegenheit einen an- 
deren Beſchluß zu erzielen. Aber bis dahin muß der Mehrheiksbeſchluß aus- 
geführt werden, muß ſich nach ihm jedes Handeln richten, gilt er als oberſtes 
und unverbrüchliches Geſetz für die Tätigkeit der Organiſakion, ganz bejon- 
ders im Kampfe mit ihren Gegnern. Geſchähe das nicht, hätte eine unker- 
legene Minderheit das Recht, gegen einen ſoeben gefaßten Beſchluß der 
Mehrheit zu handeln, jo wäre jedes Zuſammenarbeiken aufgehoben. An 
Stelle der eigenen Organifation kräten zwei, bis dieſe ſich wieder bei näch- 
ſter Gelegenheit aus den gleichen Gründen ſpalketen, jo daß ſchließlich die 
Akomiſierung der Organiſakion, ihre Auflöſung in ihre einzelnen Beſtand- 
keile die Folge wäre. 

Das Weſen der Arbeiterbewegung beſteht aber gerade darin, die afomi- 
ſierten einzelnen des modernen Arbeitsprozeſſes zur e Or- 
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ganifation zuſammenzufaſſen. Die Zulaſſung des Diſziplinbruchs oder auch 
nur feine: milde Beurkeilung innerhalb der Organijafion wäre alſo gleich- 
bedeutend mit ihrer Bereitſchaft zum Selbſtmord. 

Die deuklſche Arbeiterbewegung hat deshalb ſtets und überall den Diſzi⸗ 
plinbruch als ihre ſchlimmſte Schädigung angeſehen. Und mit Recht. Ver⸗ 
ſtöße gegen grundſätzliche Auffaſſungen find nicht jo gefährlich wie Diſziplin⸗ 
brüche. Sie finden ihre Korrektur durch die öffentliche Erörkerung und durch 
den Beſchluß der Mehrheit bei der nächſten dafür in Bekracht kommenden 
Gelegenheit. Sie hindern auch nicht die Akkionsfähigkeit der Arbeiter- 
klaſſe. Wenn ſich dagegen Gruppen abſplittern, um nach eigenen — weil an- 
geblich geſcheiteren — ſtrakegiſchen und kaktiſchen Erwägungen den Feind 
anzugreifen, ſo geraken ſie in Gefahr, die eigenen Freunde zu beſchießen, 
oder in deren Feuerlinie zu geraten und beſchoſſen zu werden. Daher Frei- 
heit und Vielfältigkeit im Denken, Einheit und Einheitlichkeit im Handeln! 

Die Organiſakion mit der zu ihr gehörigen Dijzplin iſt nicht eines unter. 
vielen, ſondern es iſt das Mittel der Arbeiter, mit dem ſie ihre Befreiung 
im Sinne des Sozialismus durchzuſetzen haben. Es iſt zugleich das Mittel, 
mit dem die Arbeiter ihren Anſpruch auf die Kultur anmelden und zur Gel- 
kung bringen. Die weiland herrſchende Klaſſe des Adels wußte zu herrſchen 
und zu unkerdrücken, ein Vorzug, in dem die Arbeikerklaſſe ihr den Rang 
nicht ablaufen will. Die bürgerliche Geſellſchaft verfügte als wichktigſtes 
Mittel ihrer politiſchen und kulturellen Befreiung über das geſamte geiſtige 
Leben der Zeit; die Arbeiter haben nicht die Mittel und die Möglichkeit, 
auf dem fteinichten Boden ihrer ſozialen Verhältniſſe ein völlig eigenes 
Geiſtesleben neu zu ſchaffen. Dafür aber haben fie der kulturellen Entwick- 
lung als ihre Morgengabe das Mittel der Organiſakion dargebracht. Das 
ift das eigentlich prolekariſche Kultur mittel. Wer da- 
gegen verſtößt, verſündigt fi unmittelbar am Klaſſenkampf und am So- 
zialismus. Wer die Diſziplin bricht, begeht eine Sünde 
wider den heiligen Geiſt der Organiſation. Darum ank⸗ 
worte ich auf Bernſteins feierlich-enkrüſtete Frage: »Hat der Geiſt, der 
heute Europa verwüſtet, wirklich jo ſehr die Köpfe umnebelt, daß es auch 
in unſerer Partei heißen ſoll: Diſziplin iſt alles, Recht iſt nichts?« ohne 
irgendwelches Beſinnen: Jawohl, Diſziplin iſt alles für eine pro- 
lekariſche Bewegung. Das angebliche »Recht« des einen oder an- 
deren, das heute in jedem Falle doch nur eine Kodifizierung bürgerlicher 
Anſchauungen iſt, darf für die Prolekarier kein Grund ſein, ihre Erfigeburfs- 
rechte, die Organijafion und die Diſziplin, preiszugeben. 

Ebenſowenig darf die angebliche Verletzung von Parkeigrundſätzen durch 
die Mehrheit ein Grund zum Diſziplinbruch für die Minderheit fein. Über 
die richtige Anwendung der Grundſäße entſcheidek gleichfalls bis zum 
nächſten Parteitag die Mehrheit. Die Minderheit mag ſich für neunmal- 
weiſer halten und im Sinn ihrer beſſeren Weisheit für ihre Anfichten inner- 
halb der Organijation propagandiſtiſch wirken — fie hat aber nicht das 
Recht, enkgegen den Mehrheitsbeſchlüſſen und den Deklarakionen der 
Parteigrundſätze durch die Mehrheit zu handeln. Tut fie es dennoch, jo be- 
deutet das die Trennung von der Mehrheit, im weiteren auch die Tren- 
nung von der Partei und damit eine bösarkige Schädigung der Arbeiter- 
intereſſen. 
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Wenn Genoſſe Bernſtein glaubt, daß die Spalkung der Fraktion neben 
manchem Üblen auch ihre Vorkeile mit ſich bringe, ſo wird er inzwiſchen 
durch den Verlauf der Reichskagstagung ſeit der Spaltung eines Beſſeren 
belehrt worden ſein. Wenn nicht, ſo wird die Folgezeit nachhelfen. Auch 
eine geſchichtliche Takſache wie die Fraktionsſpaltung hat ihre eigene Logik 
und entwickelt ihre eigenen Konſequenzen. Die 18 Genoſſen, die die Spal- 
kung vollzogen haben, haften es in der Hand, die Kugel im Lauf zu laſſen 
oder ſie abzufeuern. Sie haben das letztere vorgezogen. Jetzt iſt die Kugel 
und ihre Wirkungen nicht mehr ihre Sache allein. Die geſamte deutſche 
Arbeiterbewegung muß ſehen, wie ſie ſich mit der neuen Lage der Dinge 
abfindet. 


Grundſaßloſe Steuerpolitik. 


Eine Erwiderung von Karl Kauksky. 
3; 

Cunow hat recht, wenn er mit ſeiner Entgegnung nicht wartet, bis das 
Schlußkapitel meiner Arkikelſerie über Steuerpolitik erſcheint. Ich bin zur- 
zeit nicht in der Lage, mitzuteilen, wann und ob überhaupt dies Kapitel 

zum Abdruck gelangen wird. Für die vorliegende Auseinanderjegung iſt es 
nicht notwendig, weil darin von den hier beffrittenen Punkten nicht mehr 


gehandelt wurde. 


Freilich hätte das Schlußkapitel meine Auffaſſungen klarer erkennen 
laſſen, aber darauf kommt es Cunow gegenüber kaum noch an. Denn auch 
darin hat er vollſtändig recht, wenn er ſagk: 

Unſere beiderſeitigen Ausgangspunkte und unſere ganze Betrachtungsweiſe 


find zu verſchieden, als daß eine nutzbringende Auseinanderſetzung möglich wäre. 


Fraglich kann bloß ſein, ob dieſer Abgrund ſchon vor dem Kriege zwi— 
ſchen uns klaffte, von Cunow aber ſorgfältig verdeckt wurde, oder ob er ſich 
erſt im Kriege aufgetan hat. 

Den Unterſchied zwiſchen uns definiert nun Cunow in folgender Weiſe: 
Kautsky betrachtet die Steuerfrage als eine dogmaktiſch- prinzipielle Frage, ich 
als eine Frage hiſtoriſch-ökonomiſcher Relativität. 


Sollte das heißen, daß ich nach ewigen Prinzipien in der Steuerfrage 
ſuche, dann wäre das nakürlich falſch. Daß jede Steuer und ihr Wirken von 
beſtimmten ökonomiſchen Bedingungen abhängig iſt, wird meines Wiſſens 
von niemand geleugnet, gilt als ſelbſtverſtändlich, und Cunow braucht wirk- 
lich nicht jo zu kun, als ob bloß ſeine »hiſtoriſch-ökonomiſche Relakivität⸗ 
elwas davon wüßte. 

Es iſt richtig, daß es »keine für alle Staaken ohne Rückſicht auf ihren 


Entwicklungsgang und ihre ſpezielle Wirkſchaftslage gültigen Steuerprin- 
‚ zipien gibf«. Doch ſolche habe ich gar nicht aufgeſtellt. Wohl aber behaupte 
ich, daß es Steuerprinzipien gibt, die für alle Staaten gelten, die auf 


— — 


einer beſtimmten Entwiklungsftufe ſtehen. Und ich habe 
nach jenen Steuerprinzipien geſucht, die für die Skaaken mit entwickelter 
kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe gelten. 

Cunow dagegen leugnet die Möglichkeit aller Steuerprinzipien über; 
haupt, was aber im Grunde auf die Leugnung jeder ökonomiſchen Theorie 
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hinausläuft. Seine »hiſtoriſch-ökonomiſche Relativität“ iſt nichts als die der 
hiſtoriſchen Schule der politiſchen Ökonomie, die ebenſo wie er grundſaßlos 
von Fall zu Fall urteilt. Mit ihr iſt eine Auseinanderſezung über ökono- 
miſche Theorien und Skeuerprinzipien nakürlich nicht möglich. In der klaſ⸗ 
ſiſchen Ökonomie führte die allgemeine Theorie jtets auch zu beſtimmten 
Gteuerprinzipien. So bei den Phyſiokraken, jo bei Adam Smith, jo bei 
Ricardo. Das grundlegende Buch des leßkeren heißt: »Prinzipien der poli- 
kiſchen Ökonomie und der Beſteuerung«. Von den 32 Kapiteln behandeln 
12 die Steuerprinzipien. 

Natürlich iſt es mit der Gewinnung der Prinzipien nicht abgekan. Will 
man fie in einem gegebenen Falle anwenden, muß man auch deſſen bejon- 
dere Verhältniſſe in Bekracht ziehen. Das iſt aber wieder eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit, die niemand leugnek. Cunow freilich muß mir eine derarfige 
Leugnung unterſchieben, um die Überlegenheit ſeiner »Relativität« erweiſen 
zu können. Er belehrt uns: | 


Mit der Ableitung allgemeiner abſtrakker Steuerprinzipien aus irgend- 
welchen () unterlegten Prämiſſen (! nämlich den Marxſchen Theorien. K.) iſt 
meines Erachtens noch gar nichts gewonnen; fie können zu wirklich praktiſchen 
Leitſätzen einer ſozialdemokrakiſchen Steuerpolitik erſt werden, wenn fie aus dem 
Allgemeinen ins Spezielle überſetzt werden, das heißt: wenn fie den in den ein- 
zelnen Staaten gegebenen Wirkſchaftsverhälkniſſen angepaßt und entſprechend mo- 
difiziert ſind. (S. 44.) 


Sehr ſchön. Aber um das zu kun, muß das Allgemeine doch erſt da ſein! 
Wie ſoll das Allgemeine ins Spezielle überſetzt werden können, wenn gar nichts 
Allgemeines vorhanden iſt! Cunow leugnet die Möglichkeit des Allgemeinen 
und verlangt in einem Akem feine Überfegung ins Spezielle. Das iſt ganz 
auf der Höhe jener Kritiker, die Marx vorwarfen, daß er im erſten Bande 
des »Kapikal« mit fo allgemeinen Begriffen wie dem Mehrwert hankiere, 
ſtatt ſich gleich mit Zins, Unternehmergewinn, Grundrente und anderen »ge- 
gebenen Wirkſchaftsverhälkniſſen« zu befaſſen. 

Marx bemerkte dazu: 


Man wird aus dem dritten Buche ſehen, daß die Profitrate leicht zu begreifen, 
ſobald man die Geſeze des Mehrwerts kennt. Auf dem umgekehrten Wege be- 
greift man weder dieſe noch jene! 


So muß man auch die allgemeinen Grundſätze der Steuerpolitik kennen, 
ehe man daran geht, ihre Anwendung in beſtimmten Einzelfällen zu prüfen. 
Wer nicht zu allgemeinen Grundſätzen kommt, wird ſich in der verwirren⸗ 
den Fülle der Einzelfälle nie zurechtfinden. | i 

Und demenkſprechend verliert man in der Politik den feſten Boden unker 
den Füßen, wenn man keine feſten Grundſäße hat. Die Grundſaßloſigkeit 
wird nicht Aae e dadurch, daß man fie »hiſtoriſch-ökonomiſche Relaki⸗ 
vität« kauft. 

Da Cunow erklärt, jedes Inkereſſe an einer Auseinanderſezung über 
Steuerprinzipien verloren zu haben, bleibt ihm für feine Entgegnung nur 
noch die perſönliche Seite der Frage übrig. In der Haupkſache dienen feine 
Ausführungen bloß dem Nachweis, daß ich ihm bitter unrecht gekan habe. 

Seine ganze Darlegung darüber läßt ſich kurz folgendermaßen zu- 
ſammenfaſſen: Cunow erklärk zuerſt, er habe ja im Grunde gar nichts ge⸗ 
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jagt. Und dann, alles, was er gejagt habe, ſagten vor ihm ſchon Engels, 
Marx und ich. 

Nakürlich bringt er feine Verankworkung nicht in dieſer Form vor, fon- 
dern »mit ein bißchen anderen Worken«. Aber darauf läuft fie hinaus. Vor 
allem beſtrebt fie ſich, zu verwiſchen, worum es ſich handelt. 

Die Fragen der Steuerpolitik kamen auf durch die jüngſten Steuer- 
vorlagen. Da wurde von einer Reihe von Parkeigenoſſen erklärt, wir 
dürften die Einkommen- und Beſitzſteuern nicht zu hoch ſchrauben, weil wir 
dadurch die kapitaliſtiſche Akkumulation beſchränkken. Wir müßten unſere 
bisherige Scheu vor Verkehrs- und Verbrauchsſteuern und fiskaliſchen 
Staatsmonopolen ablegen. 

Nun hatten auch wir immer davor gewarnt, die Steuern auf die Be- 
ſitzenden jo hoch anzuſetzen, daß dadurch die Akkumulation gehemmt wurde. 
Aber das war eine Warnung vor der Übertreibung des Skeuerdrucks zu 
unproduktiven Zwecken. Nie aber wäre es uns eingefallen, die nötige Rück- 
ſicht auf die Akkumulation in der Weiſe zu nehmen, daß wir die Steuerlaſt 
den Beſitzloſen auferlegten. Das aber wollten jene Genoſſen. Sie waren 
bereit, Produktion und Prolekariat aufs ſchwerſte zu belaſten. Bloß vor 
hoher Belaſtung der Beſitzenden ſchreckken ſie zurück. 

Das war ein Verſuch, unſere Partei in der Steuerfrage von ihrer bis- 
herigen Haltung abzudrängen und unſer Streben zu lähmen, die Laſt der 
neuen Steuern den Schultern der Beſitzenden aufzulegen. 

In dieſer entſcheidenden Situation erſchien es Cunow dringend geboten, 
in einer Flut von Artikeln vor jeder überſpannung der Einkommen- und 
Beſitzſteuern zu warnen und zu erklären, es gebe Verkehrsſteuern und Mo- 
nopole, die ſofort viele Hunderte von Millionen liefern könnten ohne jene 
Schädigung der ökonomiſchen Entwicklung, die eine hohe Einkommenſteuer 
nach ſich ziehe. | 

Jetzt freilich möchte er's nicht gern geweſen ſein. Um die Spuren zu ver- 
wiſchen, wendet er ſich gegen Anklagen, die ich nicht erhoben. Enkrüſtetk er- 
klärt er: 

Ich muß jede Andeukung Kautskys ablehnen, als ſei ich im allgemeinen 
für Verkehrsſteuern eingekreken. Selbſt die Konnoſſementſteuer, Wechſelſtempel- 
ſteuer, Emiſſionsſteuer gelten mir nicht ſchlechkhin als akzepkabel, ſondern nur 
unter ganz beffimmten Bedingungen. (S. 49.) 

Cunow gibt nicht an, wo ich dieſen unberechkigken Vorwurf gegen ihn 
erhoben haben ſoll. Er meint wohl den einen Sat, in dem ich von ihm ſage: 
»Er macht Propaganda für indirekte Steuern oder, wie er es nennt, er friff 
für die ‚Steuermöglichkeiten‘ gegen die ‚Steuerdogmatik‘ auf« (Neue Zeit, 
XXXIV, 1, S. 743). Damit habe ich nafürlich nicht behaupket, er mache 
Propaganda für jede Ark indirekter Steuer oder jede Verkehrsſteuer, 
welcher Ark immer fie ſei. Auch der größte Fanatiker für ſolche Steuern 
wird fie nicht unbeſehen, ſondern nur unter beſtimmten Bedingungen ak- 
zeptieren. Das gilt ſelbſt für die Nationalliberalen. Und kiefer als die na- 
tionalliberale Steuerpolitik ſchätze ich auch die der Cunowſchen »Relaki— 
vitäk« nicht ein. Stellen wir feſt, er iſt nicht abſoluk, ſondern nur relakiv für 
Verkehrsſteuern. 

Aber meine Schlechktigkeit begnügte ſich nicht mit dem Vorwurf abjo- 
luter Vorliebe für jede Verkehrsſteuer: 
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Genau fo richtig wie der Vorwurf, ich ſei für Verkehrsſteuern ſchlechtweg ein- 4 


getreten, iſt die von Kautsky (S. 779) aufgeſtellte Behauptung, ich ſei gegen eine 
Konfiskafion der Kohlengruben, aber für einen Ankauf zu ihrem Werk: eine Ent- 
deckung, an die er zwei Seiten lang enkrüſtete Ausführungen knüpft, in denen er 
mich nach bekannter Weiſe »marxiſtiſch« vernichtet. (S. 50.) 


Und doch ſei meine Behauptung ganz aus der Luft gegriffen, denn er, 
Cunow, verlange weder die Konfiskation noch den Ankauf der Kohlen- 
gruben, ſondern ein Kohlenhandelsmonopol! 

Alle Achtung vor der Gewandtheit, mit der Cunow ſich hier aus der 
Schlinge zu ziehen ſucht. Aber die Vorficht, mit der er den wirklichen Sach- 
verhalt umgeht, beweiſt deutlich, wie weh ihm dieſer gefan hat. Wer näm- 
lich die »zwei Seiten« — in Wirklichkeit ſind's mehr als drei — nachlieſt, 
die ich Cunow in der Frage des Kohlenmonopols widme, wird finden, daß 


nur eine Zeile davon nebenbei die Frage ſtreift, ob Cunow die Kohlen- 
gruben konfiszieren wolle. Die ganzen drei Seiten gelten aber ſeiner Be- 


hauptung, die er im »Vorwärks« verfocht, daß wohl eine hohe Einkommen- 
ſteuer die ökonomiſche Entwicklung hemme, dagegen könne man ohne jeden 
Schaden die gleiche Steuerfumme dadurch gewinnen, daß man »einen In- 


duſtriezweig, zum Beiſpiel den Kohlenbergbau, völlig verffaatliht«.. In 


dieſem Falle werde die Akkumulation nicht gefährdet, denn die »enkeigneten 
Zechenbeſitzer« würden nach der Verſtaaklichung neue Kapifalien und der 
Staat neue Profite beziehen. Das iſt das, was Cun ow behaup⸗ 
tete. Von einem Kohlenhandelsmonopol war dabei keine Rede, und was 
ich »marxiſtiſch vernichtefe«, war nicht die Anſchauung, daß Cunow die »enf- 
eigneten Zechenbeſitzer voll enkſchädigen wolle«, ſondern die lächerliche An- 
ſchauung, »daß bei einem Auskauſch gleich großer Kapitalien beide Teile 
gewinnen, der eine den Profit, der andere das Kapital«. 

Dieſe Anſicht habe ich allerdings, wie ich ſehe, marxiſtiſch ſo gründlich 
vernichtet, daß Cunow nicht mehr wagt, fie zu wiederholen, und glauben 
machen will, ich hätte mich gegen ekwas ganz anderes gewendet. 

Sollte er aber vermeinen, fein Auskunftsmikkel des Kohlenhandels- 
monopols ſei das Zaubermittel, den Pelz zu waſchen, ohne ihn naß zu 
machen, und dem Staate Hunderfe von Millionen neuer Einnahmen zuzu- 
führen, ohne daß irgendein Akkumulations- oder Konſumkionsfonds ge- 
ſchädigt wird, dann bliebe freilich nichts anderes übrig, als für dieſen Vor⸗ 
ſchlag die Prozedur zu wiederholen, die ich für den Vorſchlag der Verſtaat⸗ 
lichung der Kohlengruben als Mittel fiskaliſchen Gewinns bereits vor- 
genommen. 

II. 


Nun noch die Berufung auf mich, Engels und Marx. Es iſt ſicher ſehr 


nett von Cunow, daß er neben Äußerungen unſerer Altmeiſter auch noch 


eine jener Schriften von mir als beweiskräftig heranzieht, die man nach 


feiner Behaupkung heuke »ungefähr mit dem gleichen literarhiſtoriſchen 


Intereſſe lieſt wie Fontenelles „République des Philosophes“ oder Féne⸗ 


lons „Aventures de Telemaque“. Doch leider muß ich konſtatieren, daß er 
meine Broſchüre über die ſoziale Revolution nicht einmal mit »literarhiſto⸗ 
riſchem Interefje« geleſen haben kann, ſonſt könnte er unmöglich vermeinen, 
daß ſie eine Stüße feines jezigen Standpunktes darſtelle und daß ich in der 
- Steuerpolitik einen Meinungswechſel vollzogen habe. Schon früher hat ſich 
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Cunow in der Steuerſache auf dieſe Broſchüre berufen. Ich habe ſchon in 
meinem Arkikel über Steuerpolitik erklärt, die Berufung auf mich ſei nicht 
gerechtfertigt. Nutzt nichts. Daß ich es nur kurz kat und es mir nicht der 
Mühe werk erſchien, es ausführlich zu begründen, bekrachket Cunow jetzt 
nur als Zeichen dafür, daß ich »ſcheu« ſeinem »Hinweis auf dieſen Mei— 
nungswechſel aus dem Wege gehe«. Wie kann man vom Umlernen fo weg— 
werfend denken, Genoſſe Cunow! Da er noch immer darauf beſteht, mich 
nicht verſtehen zu wollen, muß ich diesmal leider ausführlicher werden. 
Alſo, es iſt richtig, daß ich in meiner Schrift über die »ſoziale Revolu— 
tion« darauf hingewieſen habe, wir könnten die Einkommen-, Vermögen- 
und Erbſchaftſteuern im heutigen Staat nicht beliebig hoch ſchrauben. Das 
leugne ich auch heute gar nicht. Das iſt aber auch nicht der Gegenſtand des 
Streites zwiſchen uns. Der geht vielmehr um die Frage, ob wir dorf, wo 
wir eine Erhöhung der Einkommen- und Beſitzſteuern nicht mehr erzielen 
können, Steuererhöhungen in der Form von Verkehrs- oder Verbrauchs— 
ſteuern bewilligen ſollen — fiskaliſche Monopole ſind zunächſt auch nichts 
anderes. Um die Frage, ob ſolche Steuern nicht noch ſchädlicher und ver— 


»werflicher find. Von dieſer Frage, die uns heuke beſchäftigt, handle ich in 


der Schrift über die ſoziale Revolution gar nicht. Ich komme dorf in einem 


ganz anderen Zuſammenhang auf die Einkommen- und Vermögenſteuern 


zu ſprechen, nämlich in dem Zuſammenhang mit der Vergeſellſchaftung der 
Produkkionsmittel in einem Staate, in dem das Prolefariat die politifche 


Macht gewonnen hak. Ich erkläre, daß ein ſozialiſtiſches Regime ruhig die 
kapitaliſtiſchen Beſitztümer ihren Beſitzern zum vollen Werk ablöſen könne. 


Sobald alles kapitaliſtiſche Eigentum die Form von Schuldverſchreibungen des 
Slaates, der Gemeinden oder Genoſſenſchaften angenommen hat, wird es möglich, 


eine progreſſive Einkommenſteuer, eine Vermögen- und Erbſchaftſteuer in einer 


Höhe einzuführen, wie fie bis dahin unmöglich iſt.. .. Unter dieſen Umſtänden wird 
es möglich, die progreſſiven Einkommen- und Vermögenſteuern ſo hoch zu ſchrau— 


ben, als man es braucht. Wenn nötig, jo hoch, daß fie einer Konfis- 


kation der großen Vermögen nahe- oder gleichkommen. 
(S. 76, 77.) 


Die letzten Worte bezeugen deutlich, von welchem Gefichfspunkt aus ich 
darauf hinwies, daß man nach erfolgter Vergeſellſchaftung der Produk- 
kionsmittel die Einkommen- und Beſitzſteuern weit höher ſchrauben könne 


als heute. Sie bekommen eben dann einen ganz anderen Charakter, werden 


aus einem Mittel, die laufenden Staatsbedürfniffe zu decken, ein Mittel, 
die »Expropriakion der Expropriateure« zu vollziehen. 
Alledem geht Cunow »ſcheu aus dem Wege«, um höhnend behaupten zu 


können, daß die Forderung der einzigen Einkommen- und Vermögen— 


ſteuer »für Marx und Engels eine Forderung des bürgerlichen Radikalis- 
mus“ war, für mich dagegen ſei fie »eine ſozialiſtiſche Zukunftsforderung«. 
Als ob die Einkommenſteuer als Form der Konfiskafion der großen 
Vermögen auch nur das geringſte zu kun hätte mit jener Einkommenſteuer, 
die »eine Forderung des bürgerlichen Radikalismus war«! 
Mit gleichem Verſtändnis und gleicher Richtigkeit find die Berufungen 
auf Engels und Marx abgefaßt. 
In bezug auf die erſtere können wir uns kurz faſſen, denn Cunow geht 
hier »ſcheu« nicht nur dem »Hinweis«, ſondern auch dem Nachweis »aus 
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dem Weges, den Bernſtein und ich geliefert, daß Engels ſich hier in er- 
ſtaunlicher Weiſe geirrt hat. Solange es nicht gelingt, dieſen Nachweis zu 
widerlegen, wird durch die Berufung auf den Engelsſchen Saß in jeiner 
Kritik des franzöſiſchen Agrarprogramms in der Steuerfrage nichts ent- 
ſchieden. Ich kann doch unmöglich eine Schlußfolgerung als beweiskräftig 
anſehen, wenn ihre Vorausſetzungen ſich als irrig herausſtellen. 

Nun aber Marx! Hier greift Cunow zu dem bequemen Mittel, das, was 
er beweiſen will, mir in den Mund zu legen, um ſich fo den Beweis zu er⸗ 
ſparen. 

Ich hakte auf den Sah hingewieſen, der in dem Marxſchen Briefe über 
das Gothaer Programm von der Einkommenſteuer handelk. Cunow bemerkt 
darüber: 

Kautsky meint, er, Marx, hätte ſich zwar auch gegen die Aufnahme der be- 
treffenden Forderung in das Gothaer Programm gewandt, aber nicht, weil er ſie 
wirtſchaftlich für unmöglich gehalten habe, ſondern nur, weil fie nichts Sozialiſti⸗ 
ſches enthalte. Das ſtimmt zum Teil, doch inwiefern folgt aus der Ablehnung einer 
beftimmten Forderung eine Billigung derſelben? 


Dies erledigt ſich ganz einfach dadurch, daß keineswegs »Kautsky meinte, 
Marx habe ſich »gegen die Aufnahme der bekreffenden Forderung in das 
Gothaer Programm gewandf«. Das konnte ich aus dem Grunde nicht mei- 
nen, weil in dem Briefe nichts Derarkiges ſteht. Man höre nur einmal den 
ganzen Paſſus: 

Daß man in der Tat unter »Staat« die Regierungsmaſchine verſteht oder den 
Staat, ſoweit er einen durch Teilung der Arbeit von der Geſellſchaft beſonderken 
eigenen Organismus bildet, zeigen ſchon die Worte: »Die deutſche Arbeiterpartei 
verlangt als wirkſchaftliche Grundlage des Staates: eine einzige progreſſive Ein- 
kommenſteuer uſw.« Die Steuern find die wirtſchaftliche Grundlage der Regie- 
rungsmaſchinerie und von ſonſt nichts. In dem in der Schweiz exiſtierenden Zu- 
Kunftsſtaat iſt dieſe Forderung ziemlich erfüllt. Einkommenſteuer ſetzt die verſchie⸗ 
denen Einkommensgquellen der verſchiedenen geſellſchaftlichen Klaſſen voraus, alſo 
die kapitaliſtiſche Geſellſchaft. Es iſt alſo nichts Auffälliges, daß die Financial Re- 
formers von Liverpool — Bourgeois mit Gladſtones Bruder an der Spitze — die⸗ 
ſelbe Forderung ſtellen wie das Programm. (Neue Zeit, XIII, S. 573, 574.) 


Das iſt der ganze Abſatz über die Einkommenfteuer! Kein Wort 
darin, das fich »gegen die Aufnahme der bekreffenden Forderung« in das 
Programm wendeke. 

Aber Cunows Scharfſinn hat aus dem Marxſchen Briefe nicht nur die 
Ablehnung der einzigen Einkommenſteuer herausgefunden, die bündige Er- 
klärung, wie er ſich ausdrückt: »Die Forderung iſt ein Nonſens«, ein totaler 
Unſinn. Er hat auch den Grund der Ablehnung entdeckt: 

Und warum lehnte Marx 1875 in ſeinem Schreiben an Bracke die Forderung 
ab? Nun, weil ſie nach ſeiner Meinung nur in einer demokrakiſchen Republik (wie 
die Schweiz) einen gewiſſen Sinn habe, nicht aber in Deutſchland und Preußen. 


Den Beweis für dieſe e Behaupkung ſieht Cunow klar er- 
bracht: 

Man braucht nur die Sätze, die der von Kautsky zitierten Stelle des Marr- 
ſchen Briefes vorausgehen, nachzuleſen, um das ſofork zu erkennen. 

Wir wollen den langen Paſſus, auf den ſich nun Cunow beruft, zur Er⸗ 
ſparung von Raum nicht wieder völlig abdrucken. Der Leſer kann ihn in 
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dem Cunowſchen Arkikel nachleſen (S. 47). Nur ein Sah daraus ſei hier 
als die Quinteſſenz des Ganzen wiederholt. Es heißt dort nämlich in bezug 
auf verſchiedene Forderungen: 

Die deutſche Arbeiterpartei durfte die Hauptſache nicht vergeſſen, nämlich, daß 
alle jene ſchönen Sächelchen auf der Anerkennung der fogenannten Volksjouve- 
ränität beruhen, daß fie daher nur in einer demokrakiſchen Republik am Platze 
find und nicht in einer Wilitärmonarchie. 


In dieſem Abſatz werden die Forderungen, gegen die er ſich wendet, 
»jene ſchönen Sächelchen«, nicht ausdrücklich genannk. Cunow aber hat »ſo— 
fort erkannk«, daß die Einkommenſteuer dabei gemeint iſt. Ich bin leider 


etwas ſchwerfälliger, und jo erlaube ich mir die Anfrage: Wieſo kommt 


Cunow zu dieſer ſofortigen Erkennknis? Der AUbjaß, in dem von »jenen 
Sächelchen« die Rede iſt, geht demjenigen, in dem die Einkommenſteuer 
behandelt wird, vor aus. Mit dem Work »jener« deutet man aber auf 
früher ſchon erwähnte, nicht auf erſt kommende Dinge hin. Und dann, ſeit 
wann beruht die Einkommenſteuer auf der Anerkennung der Volksjouve- 
ränitkät? Wer ſich die Mühe gibt, den Paſſus in feinem Zuſammenhang zu 


‚lejen, ſtatt »ſofork zu erkennen«, was er bedeutet, findet auch, daß vorher 


»jene ſchönen Sächelchen«, denen er gilt, ganz genau bezeichnet werden als 


beſondere »ppolitkiſche Forderungen, wie direkte Gejeß- 


gebung, Volksrecht, Volkswehr. Von ihnen und nicht von 
der Einkommenſteuer jagt Marx, daß fie Sinn nur in einer demo- 
krakiſchen Republik haben. Wenn man davon abſehe, dieſe Republik zu 
fordern, ſolle man auch nicht jene »Sächelchen« verlangen. 

Es ſcheink mir, daß Marx darin zu weit ging. Auch wo dieſe Forde— 
rungen unverträglich ſind mit dem beſtehenden Charakter des Staates, kann 
gerade der Kampf um fie beitragen, jenen Charakter zu ändern. Aber wie 
immer man darüber denken mag, mit der Forderung der Einkommenſteuer 
hal dieſer Paſſus auf keinen Fall irgend etwas zu kun. 

Seine Auslegung durch Cunow iſt völlig unbegründet. Nicht aber ohne 
Bedeutung. Sie wirft ein grelles Licht, freilich nicht auf Marr’, wohl aber 
auf Cunows jetzige Steuerpolitik. Dieſer hält es ohne weiteres für jelbit- 
verſtändlich, daß die Sozialdemokratie in der Monarchie ein anderes 
Skeuerprogramm aufitellt als in der demokratiſchen Republik! 

Welche Gründe können es ſein, die uns zu veranlaſſen haben, eine 


Steuer, die uns in der Republik richtig erſcheint, in der Monarchie aus un- 


jerem Programm zu ſtreichen? Gründe der Ökonomie können da nicht enk— 
ſcheidend werden, denn die Geſeze der Akkumulation und der wirkſchaft— 
lichen Entwicklung find doch in der Monarchie die gleichen wie in der Re- 
publik. Der Unterſchied zwiſchen beiden iſt nicht ein ökonomiſcher, ſondern 
ein politiſcher, und ſo kann der Grund, den hier Cunow für maßgebend an— 
ſieht, auch nur ein politiſcher ſein. 

Er liegt nahe: Cunow meint offenbar, in der demokrakiſchen Republik 
finde die Steigerung der Einkommen- und Vermögenſteuern nicht jene 
Widerſtände wie in der Monarchie. Wir ſeien zu ſchwach, unſer volljtän- 


diges Steuerprogramm in einer Milikärmonarchie durchzuſetzen, und darum 


müßten wir es von vornherein reduzieren und bereit ſein, neue Skeuerlaſten 
eher dem Prolefariat als den Beſitzenden aufzulegen. Mit anderen Worten, 
wir dürfen in unſerem Programm nur Forderungen aufſtellen, von denen 
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wir erwarfen, die Regierung und die bürgerlichen Parteien würden ihnen 


keinen erheblichen Widerſtand entgegenjeßen. 

Da haben wir jegt den Kern der »hiſtoriſch-ökonomiſchen Relakivikät⸗ 
Cunows bloßgelegt. Nun begreifen wir feine Abneigung gegen jede theo- 
rekiſche Entwicklung von Steuerprinzipien. Wer feine Steuerpolitik ab- 
hängig machen will von den wechſelnden Stimmungen und Machtverhält- 
niſſen der herrſchenden Parkeien, für den iſt freilich jede »dogmakiſch-prin⸗ 
zipielle« Grundlegung der Steuerpolitik nicht bloß überflüſſig, da er ſie ja 
doch nicht zu Rate zieht, ſondern, wenn fie in der Partei Einfluß gewinnt, 
eine unbequeme Feſſel. Weg mit ihr! 

Das iſt die Blüte des reinen Marxismus, die Cunow jetzt der »nach⸗ 
marxiſtiſchen Scholaſtik« enkgegenſetzt. Es iſt nichts als die Anwendung 
marxiſtiſchen Wiſſens zu dem Zwecke, dem Proletariat die gewöhnlichſte 
opportuniſtiſche Augenblickspolitik eines Kolb und Peus ſchmackhafter zu 
machen. Sein Neomarxismus entpuppt ſich als »Peo«marxismus. 


Die ſoziale Unraſt in Amerika. 


— 


Von 3. Köttgen. (Schluß.) | 


Die feudalen Verhältniſſe, die auf den landwirtſchaftlichen Großbetrieben 


zu finden ſind, krifft man, ſo ſonderbar dies auch klingen mag, in ihrer vollen 


Enkfaltung in der amerikaniſchen Induſtrie an. Die nachſtehenden Sätze aus 
dem Kommiſſionsbericht geben nur eine milde Beſchreibung von der Skla⸗ 
verei, die zum Beiſpiel in den Bergwerksgebieten Südkolorados herrſchte 
und vielleicht noch herrſcht. 


»Unter gewiſſen Verhältniſſen,« ſchreiben die Berichkerſtakker, »wo der Einzel- 
unkernehmer oder die unkernehmende Geſellſchaft das Gemeinweſen, in dem der 
Arbeiter lebt, beſitzt oder beherrſcht, werden die Art und die Preiſe ſeiner (des 

Arbeiters) Nahrungsmittel, ſeine Kleidung und Behauſung, die Erziehung feiner 
Kinder und ſeine eigenen Handlungen, ſeine Reden und ſeine Meinungen und in 
einigen Fällen ſelbſt feine Religion beherrſcht und beſtimmt, ſoweit es im Intereſſe 
des Unternehmers wünjchenswert iſt, dieſe Herrſchaft auszuüben. Derartige Ver⸗ 
hältniſſe werden eingeführt und aufrechterhalten nicht nur dadurch, daß der Unter- 
nehmer alle Arbeitsbedingungen vorſchreibt, ſondern auch dadurch, daß er in ſolchen 
Gemeinweſen die politiſchen Funktionen an ſich reißt oder die politiſche Maſchi⸗ 
nerie beherrſcht.« 


Man verwechſle dieſen induſtriellen Feudalismus ja nicht mit den pa- 


kriarchaliſchen induſtriellen Verhältniſſen, die in manchen Gegenden Europas 
noch anzutreffen find. In den »wirtſchaftlichen Fürſtenkümern« hat es der 
Unternehmer meiſt mit eingewanderken, der Landesſprache unkundigen Ar- 


beifern zu kun, deren Behandlung mehr der der Arbeiter in den Kolonien 


gleicht. Brutalität und phyſiſche Vergewaltigung ſind das Merkmal der 
Kapitalsherrſchaft in dieſen Gegenden. 


Recht lebhaft führt Herr Weſt in der zuſammenfaſſenden Einleitung 


ſeiner im Auftrag der Kommiſſion verfaßken Monographie über den Berg- 
arbeikerſtreik in Kolorado, der vom Monat September des Jahres 1913 bis 
zum Monat Dezember des Jahres 1914 dauerke, das Leben in einem tele 
Fürſtentum vor Augen. 
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»Der Streik in Kolorado«, fo führt er aus, »war ein Aufſtand ganzer Gemeinwesen 
gegen die wirtſchaftliche, politiſche und ſoziale Willkürherrſchaft der Colorado Fuel and 
Iron Company und der kleineren Kohlenbergwerksgeſellſchaften, die ihrer Führung 
folgten. Dieſe Herrſchaft war bis zu einem Punkte gediehen, daß zwei ganze Coun- 

ties im ſüdlichen Kolorado jahrelang einer volkskümlichen Regierung beraubt waren, 
während große Gruppen ihrer Bürger ihrer Freiheiten verluſtig gingen, eines 
Teiles ihres Verdienſtes beraubt, einer ſchonungsloſen Verfolgung und Beſchimp— 
fung unterworfen und zu einem Zuſtand der wirtſchaftlichen und politiſchen Hörig- 
keit gebracht worden find. Nicht nur die Regierung dieſer Counkies, ſondern auch 
die des Staates iſt unter dieſe Herrſchaft gebracht und gezwungen oder veranlaßt 
worden, die Befehle der Geſellſchaften auszuführen, und dieſelben Geſellſchaften 
haben dem Willen des Volkes der Nation gekrotzt, wie ihm vom Präfidenten der 
Vereinigten Staaten Ausdruck verliehen wurde. 

Die wirtſchaftliche Beherrſchung wurde von der Colorado Fuel and Iron Com- 
pany und ihrer Gefolgſchaft hergeſtellt durch die rückſichtsloſe Unterdrückung der 
Gewerkſchaften, indem fie die Macht der ſofortigen Enklaſſung, der ſchwarzen 
Liſten, der bewaffneten Wachen und der Spione zu Hilfe nahmen und dabei kätig 
unterſtützt wurden von käuflichen Beamten des Staates, der County und der Stadt, 
die den Geſellſchaften bei der Verfolgung der Gewerkſchaftsbeamten und Wik: 

a glieder das ganze Getriebe des Geſetzes zur Verfügung ftellten. 

Dieſe wirtſchaftliche Beherrſchung wurde von den Geſellſchaften aufrechk— 
erhalten, damit fie nach Belieben Staatsgeſetze über den Bergbau beachten oder 
mißachten, willkürlich Lohn- und Arbeitsverhälkniſſe beſtimmen und die willkür- 
liche Macht, Arbeiter ohne angegebenen Grund zu enklaſſen, behalten konnten. Die 
Macht, zu enklaſſen, wurde wiederum als Waffe gebraucht, um Angeſtellte und 
deren Familien zu zwingen, ſich der Herrſchaft der Geſellſchaft in allen Angelegen- 
heiten der Bergarbeikergemeinde zu unterwerfen, ſei es der Verkauf von geiſtigen 
Getränken und Kolonialwaren oder die Wahl von Lehrern, Predigern, Wahl- 
tichtern und ſtädtiſchen und Countybeamtken. Bei mehreren Geſellſchaften wurde 
die Unterdrückung der Gewerkſchaften auch dazu benützt, um den Arbeitern Kon- 
krollwiegemeiſter vorzuenthalten, damit die Bergarbeiker um einen Teil ihres Ver— 
dienſtes betrogen werden könnten. 

Die politiſche Beherrſchung wurde von den Geſellſchaften bewirkt, indem ſie 
ihr Beſchäftigungsmonopol dazu mißbrauchten, die Rede-, Preß- und Verſamm- 
lungsfreiheit zu unterdrücken, indem fie Werksbeamte als Wahlrichter ernannten, 
mit den Brauern und Schnapsbrennern Bündniſſe ſchloſſen, und die Colorado Fuel 
and Iron Company erzielte denſelben Zweck auch noch, indem fie große Summen 
ausgab, um bei Wahlen Stimmen zu beeinfluſſen und indem ſie zu anderen 

Formen des Betrugs und der Beſtechung Zuflucht nahm. Wo ſich ein öffentlicher 
Beamter weigerte, ihre Befehle auszuführen, wurde er gezwungen, ſich zu fügen, 
indem von einer Seite Druck auf ihn ausgeübt wurde, die der wirtſchaftlichen 
Macht der Colorado Fuel and Iron Company gehorchke. 

Dieſe politiſche Beherrſchung wurde von den Geſellſchaften aufrechterhalten, 
damit fie die Staaksgeſetze mißachten und den Staaksgeſetzen krotzen könnten, die 
zum Schutze der Intereſſen ihrer Angeſtellten erlaſſen worden waren, damik fie das 
Zuſtandekommen von Stkaaks- und Counkygeſeßzen verhinderten, die ihren Inker⸗ 
eſſen nicht günſtig waren, und damit ſie die von ihnen ſelbſt gewünſchte Geſetzgebung 
verlangen könnken; damit ſie ferner die Leichenſchauer und Richter beherrſchen 
könnten, um fo ihre verunglückten Angeſtellken daran zu hindern, Schadenerſatz 
einzufordern; damit ſie ſchließlich offen die verfaſſungsmäßigen und geſetzlichen 
Garantien mißachten könnten, die fie ſonſt daran behindert hätten, Gewerkſchafts⸗ 
beamte und ſtreikende Arbeiter einzuſperren, auszuweiſen und köken zu laſſen 

Die Politik und die Handlungen der ausführenden Beamten der Colorado Fuel 
and Iron Company und der anderen mit ihr zuſammengehenden Geſellſchaften 


% 
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fanden die warme Unterſtützung und Billigung der größten und mächtigſten Finanz- 

intereſſen in Amerika, nämlich des John D. Rockefeller und ſeines Sohnes John 

D. Rockefeller junior, der die Geſellſchaft durch den Beſitz von etwa 40 Prozent 

der Aktien und Obligationen beherrſchte. Briefe von Herrn Rockefeller junior, in 

denen dieſer die Weigerung feiner Geſellſchaft, mit Vertretern der Streikenden 

zuſammenzukommen, ferner die zur Unterdrückung des Streiks getroffenen Maß- 

regeln und den auf den Gouverneur ausgeübten Zwang, der die Verwendung 

von Staatstruppen auf der Seite der Unternehmer nach ſich zog, in warmen 
Worken guthieß, wurden nicht nur den ausführenden Beamten ſeiner Geſellſchaft 

gezeigt, ſondern auch anderen Unternehmern, die deren Führung folgten, und ſeine 
Unterſtützung trug in großem Maße zu der ſtarren und geſetzloſen Politik bei, die 

ſchließlich zu den Schrecken der Meßelei bei Ludlow und der Einmiſchung der 

Bundesregierung führte. 


Der Aufſtand ganzer Gemeinweſen gegen die furchtbare Tyrannei des 
von Rockefeller vertretenen Finanzkapitals, der hier nur in ſeinen Umriſſen 
ſkizziert iſt, wird in der Monographie ſehr eingehend nach dokumenkariſchen 
Quellen geſchildert und wird einſt unſeren Nachkommen einen Einblick ge- 
währen in die Wildheit und Rückſichtsloſigkeit der Kapitalsherrſchaft dort, 
wo ihr nur geringer Widerſtand begegnete. Bemerkenswert find namentlich 
auch die Worte, mit denen der Berichkerſtakker das am Genoſſen Lawſon, 
dem Beamten des Bergarbeiterverbandes, verübte Juſtizverbrechen geißelt. 
Er ſchreibt dazu: 

Die Verfolgung und Verurteilung Herrn Lawſons unter dieſen Umſtänden und 
ſeine Einſperrung auf Lebenszeit mit Zwangsarbeit bezeichnete den kiefſten Punkt 
der Erniedrigung, zu der ſich die Regierung Kolorados im Dienſte der Colorado, 
Fuel and Iron Company proſtituierk hatte. Es iſt die krönende Schmach der 
ſchmachvollen Annalen Kolorados, in denen amerikaniſche Einrichtungen von ſelbſt⸗ 
hc Privatinkereſſen verfälſcht und in den Kok gezerrt wurden. Es iſt der 
Anarchismus, entblößt von jeder Spur ſelbſt jenes hirnverbrannten Idealismus, der 
den unverantworklichen Bombenwerfer befeelt. Es iſt Anarchie für den Profit und 
aus Rache und bedroht die Sicherheit und den Beſtand amerikaniſcher Einrich- 
kungen, wie fie ſelten bisher bedroht worden find. 


Natürlich geht es nicht überall in den Vereinigten Staaten ſo ſchlimm 
zu wie in Kolorado; aber die Kapitalsherrſchaft iſt in anderen Teilen des 
Landes kaum weniger wirkſam, wenn auch nicht jo brukal. Namentlich zeigt 
ſich dies in der kapitaliſtiſchen Beherrſchung des Gerichts- und Verwal- 
kungsweſens, mit der die Kapitaliften in den Ländern mit demokratiſchen 
Einrichtungen die Hinderniſſe zu befeitigen ſuchen, die ihnen die Volksregie⸗ 
rung in den Weg ſtellt. Die Proſtikution der Gerichte und Behörden erzeugt 
hier beim Volke eine Mißachkung und Gexingſchätzung der Rechkseinrich⸗ 
kungen im allgemeinen, und nirgends iſt dieſe Mißachtung und Gering- 
ſchätzung wohl größer als in den Vereinigten Staaten; das muß jedem Be⸗ 
ſucher ſofort in die Augen ſpringen. Wenn man den Bericht der In- 
duſtriekommiſſion lieſt, iſt dies auch erklärlich. Da wird angeführt und 
durch zahlreiche beglaubigte Tatjahen erhärkek, daß es den Arbeitern 
ſchwer gemacht wird, Geſetze zu ihrem Schutze durchzuſetzen; daß Gejeße, 
die der Arbeiterſchaft nüzen und notwendig find, durch die Dehnung und 
unlogiſche Auslegung der Verfaſſung als verfaſſungswidrig erklärt wer⸗ 
den; daß bei der Anwendung des Geſetzes ein Unkerſchied zwiſchen arm und 
reich gemacht wird; daß die verfaſſungsmäßigen Rechte der Arbeiter miß⸗ 
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achtet werden; daß die Rechtspflege den Arbeitern keine angemeſſenen 
Mittel bietet, wodurch fie ſich bei Lohnunkerſchlagungen und ähnlichen Über- 
vorkeilungen durch die wirkſchaftlich Stärkeren ihr Recht verſchaffen kön- 
nen; daß die Gerichtshöfe durch eine unzuläſſige Ausdehnung des Einhalts- 
verfahrens die Arbeiter bei zahlreichen Gelegenheiten geſchädigt haben und 
daß fie dann bei dem Gerichksmißachkungsverfahren die Arbeiter des grund- 
legenden Rechtes, von Geſchworenen abgeurfeilf zu werden, beraubt haben: 
daß die Arbeiterſchutzgeſetze nur in wenigen Staaten wirkſam durchgeführt 
werden; daß die Arbeiter in vielen Gegenden von den Geſchworenen aus- 
geſchloſſen werden; daß unſchuldige Leute während Streiks in vielen Fällen 
ohne gerechte Urſache verhaftet und mit großer Roheit behandelt werden; 
daß während Streiks in vielen Gegenden nicht nur die Polizeigewalt von 
den Unternehmern ausgenutzt wird, ſondern daß auch von den Defekfiv- und 
Streikbrecheragenkuren Verbrecher angeworben werden, die als Deputies, 
mit willkürlicher Gewalt ausgerüffet, ohne ſtrafrechtliche Verankworkung 
ſchalten und walten können; daß in vielen Gegenden während Streiks die 
Zivilverwaltung aufgehoben wird und an ihre Stelle unfer dem jogenannten 
Kriegsrecht ein militäriſcher Deſpokismus kritt; daß in einigen Gegenden die 
Unternehmer den ganzen Regierungsapparat jo vollſtändig beherrſchen, daß 
geſetzwidrige Handlungen ihrer Agenten nicht beachtet und nicht beſtraft wer- 
den, »während gegen die Skreikführer in einer jo rachgierigen Weiſe ver- 
fahren wird, wie man ſie in ziviliſierten Ländern ſonſt nicht ankreffen kann«. 
Ein gukes Beiſpiel, das die juriſtiſche Ummodelung der demokrakliſchen 
Republik und ihre Entwicklung im allgemeinen unker der Herrſchaft des 
Finanzkapitals zeigt, iſt das Schickſal des vierzehnten Amendemenks zur 
Bundesverfaſſung. Dieſe konſtikukionelle Beſtimmung jagt, daß kein Staat 
in der Union ein Geſetz erlaſſen oder erzwingen darf, das die Rechte der 
Bürger der Vereinigten Staaken verkürzt, und daß auch kein Skaak irgend- 
eine Perſon des Lebens, der Freiheit und des Eigentums ohne geſetzmäßige 
Form berauben oder irgendeiner Perſon in feiner Gerichtsbarkeit den 
gleichen Schutz der Geſeße vorenthalten darf. In ihrer Beſchreibung des 
Unfugs, den die großen Korporakionen mit dem vierzehnten Amendement 
treiben, das ſie zu ihrem Schutze beſtändig anrufen, zitiert die Kommiſſion 
das Urteil des Advokaten C. W. Collins, der die Frage gründlich ſtudierk 
und ein Werk darüber herausgegeben hak. So ſchreibt Herr Collins: 
Das vierzehnte Amendemenk kann am leichkeſten von allen Verfaſſungs- 
beſtimmungen angerufen werden. In einem Lande, wo die wirkſchaftliche Tätig- 
keit fo intenfiv und die Zeit ein fo wichtiger Fakkor iſt, hat man dazu als einem 
ſicheren Verzögerungsmikkel gegriffen, und ffefs beſteht die Möglichkeit, Abhilfe 
in zuſtimmendem Sinne zu erhalten. Obgleich das Amendemenkt in erſter Linie dem 
Schutze der Negerraſſe dienen ſollte, iſt es in der letzten Zeit zu einer verfafjungs- 
mäßigen Bürgſchaft der Korporationen dafür geworden, daß ein ſtaakliches Ver- 
fahren gegen ſie erſt nach jahrelangem Prozeſſieren in den ſtaaklichen und Bundes- 
gerichten bis zum Oberſten Gerichkshof der Vereinigken Staaten wirkſam werden 
kann. Der Lauf des Amendemenks nimmt einen anderen Weg als den urjprüng- 
lich beabfichtigten. 5 
Und an einer anderen Stelle ſagk er. 
Obwohl das vierzehnke Amendemenk ſeinem Urſprung und Zwecke nach eine 
humanitäre Maßregel war, iſt es in den letzten Jahren von den Korporationen ſo 
gut wie angeeignet worden. Es ſollte die Mächte des Reichtums und des Vor— 
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rechts einſchränken und in Schach halten. Es ſollte ein Freibrief der Menſchen⸗ 
rechte gegenüber den Eigenkumsrechten ſein. Die Umwandlung vollzog ſich ſchnell 
und vollſtändig. Heute iſt es wirkſam, um die Eigentumsrechte zum Schaden der 
Menſchenrechte zu ſchützen. Es iſt der große Freibrief des angehäuften und orga- 
nifierten Kapitals geworden. 


Als würdiges Gegenſtück zur Willkürherrſchaft ſeiner Kapitaliſtenklaſſe 
kann Amerika das große Heer von Lumpenproletariern aufweiſen, die ſich 
im wirtſchaftlichen Kriege von den Kondokkieri der Unternehmer anwerben 
laſſen. Es ſind profeſſionelle »Halsabſchneider«, wie Herr Bowers von der 
Colorado Fuel and Iron Company der Kommiſſion mehr als einmal ver⸗ 
ſicherke. Im Frühjahr des Jahres 1915, während des Streiks bei den Öl- 
geſellſchaften in Bayonne in New Jerſey, bei dem drei Perſonen von den 
Landsknechten des Kapitals erſchoſſen wurden, kat ſich eine Firma namens 
Berghoff Brothers and Waddell beſonders hervor. Von dieſer heißt es im 
Kommiſſionsbericht: | 


Nach der Ausſage der Berghoff Brothers and Waddell, die fich ſelbſt „labor 
adjusters“ nennen und die mit dem Streikbruch und der Lieferung von Streikpoli⸗ 
ziſten Geſchäfte machen, gibt es zahlloſe Menſchen, die dieſes Gefchäft zu allen 
Zeiten betreiben. Sie ſagen, daß fie innerhalb 72 Stunden 10 000 bewaffnete 
Männer ins Feld ſchicken können. Daß dieſe Leute eine verbrecheriſche Ver⸗ 
gangenheit hinter ſich haben, hindert nicht, daß fie beſchäftigt werden, und man 
kann die Leute bei dringlichen Aufträgen nicht prüfen. — — 


»Wer da fkandaliert, wird Poliziſt.« Die amerikaniſche Wirklichkeit 
überkrifft noch bei weitem den launigen Einfall des Dichters des bekannten 
Studentenliedes. Als die Bande von Bayonne wegen der Erſchießung der 
drei Arbeiter vor den Richter gebracht wurde, weigerken ſich die Advokaten 
der Geſellſchaft, die die Verbrecher beſchäftigt hakte, für diefe Bürgſchaft zu 
ſtellen, und gaben an, daß es Mordgejellen ſeien, von denen die Gejellihaft 
nichts wiſſe und für deren Erſcheinen man ſie nicht verankworklich machen 
könne! 

f Die Zentkraliſation des Betriebs und die Rolle der Kapitaliſten in der 
amerikaniſchen Induſtrie werden im Kommiſſionsbericht in wenigen Strichen 
ſehr gut gekennzeichnet. So heißt es dort: f 

Die Herrſchaft über die Fabrikbetriebe, die Bergwerke und das Verkehrsweſen 
geht in ſteigendem Grade durch Akkienbeſitz in die Hände der großen Korporationen 
über, und die Herrſchaft über den Kredit vereinigt ſich in einer verhältnismäßig 
kleinen Zahl von ungeheuer mächtigen Finanzinſtituken. Die endgültige Herrſchaft 
über die amerikaniſche Induſtrie ruht in den Händen einer kleinen Anzahl reicher 
und mächtiger Finanzleuke. Die Konzentration von Beſitz und Herrſchaft iſt am 
größten in den grundlegenden Induſtrien, auf denen die Wohlfahrt des Landes 
ſchließlich beruht. Mit wenigen Ausnahmen wird jede der großen grundlegenden 
Induſtrien von einer einzigen großen Korporation beherrſcht, und wo dies nicht 
der Fall iſt, iſt die Beherrſchung der Induſtrie durch Akkienbeſitz in angeblich unab⸗ 
hängigen Korporakionen oder durch den Kredit faſt, wenn nicht gar ebenſo groß 
Eine ſorgfältige und mäßige Schätzung zeigt, daß die Korporationen, die von ſechs 
Finanzgruppen und den ihnen angeſchloſſenen Intereſſen beherrſcht werden, 
2 651 684 Lohnarbeiker beſchäftigen und mit 19 875 200 000 Dollar kapitalifiert find. | 
Dieſe ſechs Finanzgruppen beherrſchen 28 Prozent der geſamten Lohnarbeiter- 
ſchaft, die in den Induſtrien arbeiten, mik denen ſich der Bericht unſerer Unter- 
ſuchung befaßt. Die Gruppe Morgan Firſt National Bank beherrſcht allein Kor- 
porakionen, die 785 499 Lohnarbeiter beſchäftigen. Das Leben von Millionen Lohn- 
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arbeitern ift daher den herriſchen Vorſchriften einer verhältnismäßig kleinen Zahl 
von Menſchen unterworfen. 


In bezug auf die Qualifikationen der kapitaliſtiſchen Herrſcher bemerkt 
der Bericht: 

Dieſe induſtriellen Diktatoren find meiſtens vollſtändig unwiſſend in bezug auf 
alle Verhälkniſſe in den Induſtrien, die fie beherrſchen, die Finanzen ausge- 

nommen, und ſie find vollſtändig unbekümmerk in bezug auf die Arbeits- und 
Lebensverhältniſſe der Angeſtellten in dieſen Induſtrien. Selbſt wenn fie ſehr darum 
beſorgt wären, würde die Lage der Arbeiter nur die von Unkerkanen wohlwollen— 
der induſtrieller Deſpoken ſein. . .. In der Theorie find die Ausſchüſſe der Direk- 
foren für die Aufſicht über jede Abteilung der Geſchäftsführung der Korporation 
verantwortlich, oder man ſollke natürlich erwarken, daß fie dieſe Auffiht auf ſich 
nähmen; aber katſächlich wiſſen wir, daß fie dieſe Aufſicht nur über die Geldange- 
legenheiten des Geſchäfts führen, indem fie die Beſchaffung des zum Betrieb des 
Geſchäfts notwendigen Geldes und die Verteilung der Profite beſorgen. Sie machen 
ihre wirkliche Leitung im allgemeinen nur geltend bei der Abſetzung von aus- 
führenden Beamten, die es nicht fertig bringen, die erwarteten Profite abzuliefern, 
und bei der Ernennung der Nachfolger dieſer Beamten. 

Nach dem Zeugnis von Finanzleuken, die als Direktoren Hunderte von Korpo- 
rationen vertreten, iſt der kypiſche Direkkor der großen Korporationen nicht nur 
fotal unwiſſend in bezug auf den wirklichen Geſchäftsbekrieb derartiger Korpora— 
tionen, deren Eigentum er ſelten, wenn überhaupt je bejucht, ſondern empfindet 
und übt auch keine Verankworklichkeit für irgend etwas aus, ausgenommen die 
Finanzlage und die Auswahl der ausführenden Beamken. Nach ihren eigenen 
Ausſagen wiſſen dieſe Direktoren nichts von der Güte des Produkts, den Ver— 
hältniſſen der Arbeiter und der Behandlung der Arbeiter, von deren Arbeit ſie 
ihr Einkommen beziehen, oder von der allgemeinen Geſchäftsführung, und kümmern 
ſich auch nicht darum. Soweit der Betrieb und die wirkliche Geſchäftsführung in 
Betracht kommen, find die ausführenden Beamten in der Taf maßgebend. Nach 
ihren Anweiſungen wird die Produktion vermehrt oder vermindert, werden Fa— 
briken in Betrieb gehalten oder ſtillgelegt, und nach ihren Empfehlungen werden 
die Löhne erhöht oder erniedrigt. Aber ſelbſt fie haben wenig unmittelbar zu kun 
mit der wirklichen Feſtſetzung der Arbeitsverhälkniſſe, und fie ſtehen mit der Maſſe 
der Arbeiter überhaupt nicht in Verbindung. Sie handeln nach den Empfehlungen 
von Superintendenten, die ihre Kenntnis beziehen von ihren Hilfsbeamten und Werk- 
meiſtern und aus der ins einzelne gehenden GStatiffik des modernen Geſchäfts, die 
jedes Stück Material und jedes Produkt nachweiſt, jeden einlaufenden und aus- 
laufenden Pfennig aufweiſt, aber die Männer und Frauen, deren Arbeit das ganze 
Räderwerk des Geſchäfts betreibt, unbeachtet läßt, gerade als exiſtierken dieſe nicht. 
Das Feld der wirkſchaftlichen Beziehungen liegt demnach jo vor uns: Auf der einen 
Seite haben wir Arbeitermaſſen, die in irgendeiner Weiſe mit Werkmeiſtern und 
Aufſehern auf der anderen Seite zu kun haben, hinter denen eine Organiſakion von 
ausführenden Beamten ſteckt, die wiederum den Ausſchuß der Direkkoren ver- 
kreten, die die gewählten Vertreter der Akkienbeſitzer find. 

Der Einfluß der großen Menge der Aktienbefißer auf die Geſchäfts- 
führung iſt ſehr gering, ſchon wegen der Wanderluſt der Effekten. So gibt 
der Kommiſſionsbericht an, daß in der Wall Street in einer floffen Ge— 
ſchäftswoche die Zahl der Aktien einer der großen Korporakionen, die dork 
umgeſetzt werden, um vieles die Zahl der Alkkien überſteigt, die die befref- 
fende Korporation überhaupt herausgegeben hak. Das wirkliche Verhältnis 
wird durch folgende Angabe gekennzeichnek: 

In ſolchen Korporakionen wird die Herrſchaft durch den aktuellen Beſitz der 
Aktien von einer ſehr kleinen Zahl von Perſonen ausgeübt, obwohl die Zahl der 


® * * 5 w 
2 
Eur 


120 | | ‘ Die Neue Zeit. 


Aktienbefiger groß iſt. So beſaßen zum Beiſpiel in der United Stakes Steel Corpo- 
ration (Stahltruſt), die im Jahre 1911 annähernd 100 000 Aktienbeſitzer hakte, 
1½ Prozent der Aktienbefiger 57 Prozent der Aktien, während die endgültige 
Herrſchaft von einer einzigen Privakbank ausgeübt wurde. Ahnlich verhielt es ſich 
mit der American Tobacco Co. (Tabaktruſt) vor ihrer Auflöſung, in der zehn 
Alkkienbeſitzer 60 Prozent der Aktien beſaßen. 


Das Material, das die Kommiſſion dem Kongreß unkerbreitet hat, iſt ſo 
reichhaltig, daß viel Wichtiges hier nicht einmal erwähnt werden konnte. 

Man ſollte meinen, daß die Zeichner des Mehrheitsberichts auf Grund 
ihrer Erkenntnis, daß der eigenkliche Kapikaliſt heute in der Produktion 
keine Rolle mehr ſpielt, daß aber ſeine Herrſchaft über die Induſtrie für das 
ganze Volk verhängnisvoll iſt, zu ſozialiſtiſchen Forderungen hätten kommen 
müſſen. Daran aber behinderke ſie ihre kleinbürgerliche Auffaſſung, nach der 
nur die Finanzmagnaten die Feinde find, die man durch eine wuchtige Erb- 
ſchaftsſteuer ausrotten kann. Den ſozialiſtiſchen Arbeitern der Vereinigten 
Staaten iſt es vorbehalten, die Konſequenzen aus dem Bericht zu ziehen. 
Herr Walſh und feine Freunde, die man in der auf alle Fälle gewappneken 
amerikaniſchen Terminologie »Beinahe-Sozialiſten« nennt, haben eine Or- 
ganiſation gegründet, die ſich die Populariſierung des Kommiſſionsberichts 
zur Aufgabe gemacht hat und die auf die Ausführung der zahlreichen Re- 
formvorſchläge dringen will. Vielleicht hat man hier die Anfänge einer neuen 
Populiſtenpartei vor ſich. 5 


Zollpolitiſche Zukunfksmuſik. 
Von Ankon Hofrichker. 


Die eee Staaten erſtreben im Weltkrieg erhöhte politiſche und nn | 
ſchaftliche Geltung. Wie feine Urſachen vielfach an die Beweggründe der merkan- 
tiliſtiſchen Kriege erinnern, ſo wird auch der Friedensſchluß vom Streben nach 
Wirkſchaftsvorkeilen beherrſcht fein. 

Die »Betrachkungen über die Neugeſtaltung der deutſchen Handelspolitik nach 
dem Kriege« von Dr. Hermann Schumacher, die unker dem Titel »Zollpolitiſche 
Zukunftsmuſik« erſchienen find, weiſen in dieſe Richtung. 

Der Friedensſchluß wird in eine Zeit fallen, die auch unter normalen Um- 
ſtänden im Zeichen handelspolitiſcher Kämpfe ſtände. Die Tarifverkräge ſind ab 
31. Dezember 1916 auf 31. Dezember 1917 kündbar. Durch den Krieg ſind bereits 
die mit Belgien, Serbien und Rußland geſchloſſenen Verträge erloſchen. Des⸗ 
gleichen die Meiſtbegünſtigungsverkräge mit England und Frankreich. Am wichtig⸗ 
ſten iſt die Aufhebung der Meiftbegünftigung mit Frankreich, die, im Frankfurter 
Frieden enthalten, auf ewige Zeiten galt und eine wichtige Skütze des Meift- 
begünſtigungsſyſtems geworden war. 

Die Meiſtbegünſtigungsklauſel im San ee Friedensvertrag ſollte nach dem 
Willen Bismarcks eine Zollunkerſcheidung zuungunſten Deutſchlands verhindern, 
ohne die franzöſiſche Zollſouveränikät aufzuheben und die nakionale Empfindlichkeit 
zu reizen und dem Beſiegken die Möglichkeit der Erhebung höherer Zollabgaben 
zur finanziellen Sanierung nicht entziehen. Aber am Ende ſchloß die Meiftbegün- 
ſtigungsklauſel im Frankfurter Frieden nicht nur eine Zollunkerſcheidung Frank- 
reichs zuungunſten Deukſchlands, ſondern auch Deutſchlands zuungunſten Frank⸗ 
reichs aus. So war zum Beiſpiel eine Zollbegünſtigung Sſterreich-Ungarns durch 
Deutſchland auf „ewige Zeiten«, will jagen für die Dauer des Frankfurter 
Friedensvertrags ausgeſchloſſen, es ſei denn, Deukſchland und Sſterreich-Ungarn 
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hätten einen vollkommenen Zollverein geſchloſſen, womit an Stelle der alten Sub- 
jekte der Handelspolitik ein neues enkſtanden wäre. 

Mit dem Erlöſchen des Frankfurker Friedens hat Deutſchland feine Handlungs- 
freiheit wiedergewonnen, und damit kauchen zahlreiche Vorſchläge auf, die Meift- 
begünſtigung durch Zollunkerſcheidungen zugunſten Deukſchlands oder feiner Ver— 
bündeten einzuſchränken, um fremden, beſonders engliſchen Wettbewerb fernzu— 
halten und eine Schmälerung des deutſchen Außenhandels zu verhüten. Immer 
kehrt der Gedanke wieder, daß eine Minderung unſeres Auslandsabſatzes unab- 
hängig vom militäriſchen Erfolg einen Sieg Englands, und eine Hemmung der 
deutſchen Wirkſchaft mit ihrer Herabdrückung der nationalen Hochgedanken einen 
verlorenen Krieg bedeute. 

Auch Schumacher tritt in einer Schrift, die zuerſt ſelbſtändig erſchien und 
dann auch in die von Herkner herausgegebene Sammlung von Aufſätzen über 
Mitteleuropa aufgenommen wurde, für die Sicherung des inländiſchen und aus— 
ländiſchen Abſatzes ein. Zwar ſei das Streben nach Monopoliſierung des inneren 
Marktes in dieſer hochſchutzzöllneriſchen Zeit allgemein und die Durchbrechung 
dieſer Tendenzen und Erweiterung des Auslandsabſatzes ſchwer. Aber der kriege— 
riſche Erfolg gewähre auch die Mittel, die feindlichen Grenzſperren niederzubrechen. 
Jede Sentimentalität ſei vom Übel, da es dem Natur- und Sittengeſetz enkſpreche, 
daß der Sieger dem Beſiegken feinen Willen aufzwinge. Auf den Nachbarmärkken 
müſſe eine Vorzugsſtellung errungen werden, die die Aufrechterhaltung »der an- 
fänglich künſtlichen Bereicherung ſpäker auch ohne Landesſchutz ganz oder 
größtenteils ermöglichte. 

Da ſich der deukſch-ruſſiſche Handelsverkrag für Deuktſchland 
ſehr bewährt habe, fo ſei es möglich, ihn mit einen wichtigen Abänderungen fort— 
laufen zu laſſen und jo den Abſchluß des Tarifvertrags mit dem Friedensſchluß 

ſelbſt zu verbinden. 

Zwiſchen Deutſchland und Frankreich befteht kein Tarifverkrag. Die 
Friedensverhandlungen dürfen durch Handelsverkragsverhandlungen nicht belaſtek 
und gehemmt werden. »Daher muß die Machtſtellung, die der Krieg geſchaffen hat, 
aber handelspolitiſch nicht auszunutzen geſtatket, in die Friedenszeit projiziert 
werden. 

Als das Mittel, Frankreich zum Abſchluß eines Tarifverkrags zu zwingen, fiebt 
Schumacher die dieſem Lande aufzuerlegende Verpflichtung an, die franzöſiſchen 
Einfuhrzölle im ganzen oder in einzelnen für Deutſchland beſonders wichtige Zoll- 
poſitionen auf eine beſtimmte Höhe zu binden, bis ein Tarifverkrag in Kraft kritt und 
ſobald er wieder forkfällt. Nun wird ſich bei der Beendigung des Krieges empfehlen, 
daß die beiden Staaten ſchon im Waffenſtillſtand die beiderſeitige Verpflichtung 
übernehmen, für eine Übergangszeit den alten Zuſtand vor dem Kriege wieder in 
Kraft treten zu laſſen. Schumacher aber will etwas ganz anderes: er will ausdrück⸗ 
lich eine einſeitige Beſchränkung der Zollfouveränität Frankreichs, das, zum Ab- 
ſchluß eines Tarifverkrags mit Deukſchland um jeden Preis durch die vorgeſchlagene 
Verpflichkung gezwungen, wirtſchaftlich unfrei wird. 

Die Vorkeile eines ſolchen Vertrags ſollen für Deutfchland durch Tarifſpe— 
zialiſierung, Zollunkerſcheidung nach der Grenze und dem poli— 
kiſchen Verhalten während des Krieges und nach der Herkunft der 
Seeſchiffe geſteigert werden. 

Schumacher iſt mit dem bisherigen Tarif zufrieden, der bekannklich ſehr ſpezia— 
liſiert iſt, um zahlreiche Kompenfationsobjekte zu ſchaffen und den Mitgenuß an 
jedem Zollnachlaß nach der Meiftbegünftigungsklaufel einzuſchränken. Nur ver- 
langt er eine weitergehende Spezialiſierung aller Zugeſtändniſſe in den Zarif- 


1 Dr. Hermann Schumacher, WMeiſtbegünſtigung und Zollunkerſcheidung. 
München und Leipzig 1915, Verlag von Duncker & Humblot. 
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verfrägen mit Hilfe der ſeit 1911 ebenfalls ſpezialiſierten Handelsſtatiſtik, die ein 
genaues Abwiegen und Umſchreiben jedes Zollvorkeils erlaubt. 

Ein neues Verlangen iſt die Tarifſpezialiſierung nach der 
Grenze. Zur dauernden Schädigung Englands ſollen an der Landesgrenze 
niedrigere Zölle als bei der Seeeinfuhr erhoben werden. Zwar wird dadurch 
die Seeſchiffahrt empfindlich getroffen, aber Schumacher glaubt, daß ſie an und für 
ſich ſo ſchwer durch den Krieg und ſeine Folgen gelitten habe, daß es auf ein Mehr 
nicht ankomme. Aber auch Frankreich ſolle zur Erhebung höherer 
Seezölle gezwungen werden, damit Deutſchland an Stelle Englands den 
erſten Platz in der franzöſiſchen Einfuhr einnehmen könne. Hören wir Profeſſor 
Schumacher ſelbſt! »Der Krieg kann für die gewaltigen Opfer, die er fordert, uns 
nur einigermaßen enkſchädigen, wenn er unſere Grenzen hinausſchiebt, 
im Oſten, um die agrariſche Grundlage unſerer Volkswirk⸗ 
ſchaft durch neue Siedlungsgebiete zu erweitern, im Weſten, 
um die reichſten und höchſtenkwickelken Gebiete unſeres Vaterlandes wirkſamer 
zu ſchützen. Solche politiſche Losreißung von Gebietsteilen unſerer Feinde aus ſtra⸗ 
kegiſchen Gründen oder aus anderen Lebensbedürfniſſen unſeres Volkes zerreißt 
aber Beziehungen des Angeboks und der Nachfrage, die für das Wirkſchaftsleben 
dieſer Gebiete von enkſcheidender Bedeutung ſind. . .. Den an den neuen Grenzen 
für die eroberten Gebiete nötigen Vorzugsabſatz vermag die dargelegte Zollunter- 
ſcheidung (ekwa Frankreichs) nach der Grenze zu ſichern. ... Dieſe Ziffern liefern 
den klaren Beweis, daß in Frankreich eine Begünſtigung der Landeinfuhr uns 
gegenüber der engliſchen Konkurrenz in hohem Maße zugute kommen würde; ſie 
würde uns auf die erſte Stelle in der franzöſiſchen Einfuhr erheben und uns zu 
gleich in Handel und Schiffahrt nur wenig ſchaden können, da einerſeits die deutſche 
Einfuhr zur See nur zu knapp 22 Prozent auf deutſchen und mehr als 78 Prozent 
auf fremden Schiffen erfolgt und andererſeits Belgien, das wir zum beſſeren 
Schutze unſeres Vaterlandes hoffenklich feſt in der Hand be- 
halten, eine Einfuhr auf der Seeſeite nur in Höhe von 1,75 Prozent aufweiſt.« 
Dagegen will Schumacher Rußland nicht zwingen, die Zölle nach der Grenze zu 
unkerſcheiden, weil dahin die rheiniſch-weſtfäliſche Induſtrie, deren Inkereſſen ihm 
Leitlinien find, zur See ausführt. | 

Schumacher Sieht gegen dieſe nackte Gewalkpolitik den natürlichen Einſpruch 
der Neufralen voraus. Er will daher die Bevorzugung der Einfuhr zu Lande nicht 
auf alle zollpflichtigen Waren erſtrecken und eine Auswahl zu dem Zweck vor⸗ 
nehmen, daß haupfkſächlich England getroffen wird. 

Außerdem ſchlägt Schumacher eine exkrem hochſchutzzöllneriſche Schiffahrks⸗ 
politik vor: »Kein Rechtshindernis ſteht dem entgegen, die direkte und indirekte 
Einfuhr zur See voneinander zu unkerſcheiden. . .. Es iſt demnach keine rechtliche 
Benachteiligung eines Landes, wenn allgemein die indirekte Fahrt aus einem an- 
deren als dem Urſprungsland mit Zuſchlägen, die noch immer, wie zur Zeit des 
überſeeiſchen Niederlageverkehrs „surtaxes et entrepot“ genannt werden, be- 
laftet wird.... Dürfte die rechkliche Zuläffigkeit einer ſolchen Unterſcheidung kaum 
zu beſtreiten ſein, io ſteht eine zweite Maßregel, welche die Bekämpfung des frem- 
den Zwiſchenhandels noch leichter und daher wirkſamer ermöglicht, nicht ganz 
außer Zweifel. Das iſt die Bevorzugung der Wareneinfuhr, die auf Seeſchiffen 
des Urſprungs- und Beſtimmungslandes erfolgt. Im Einzelfall wird dadurch aller- 
dings ein Land vor dem anderen bevorzugk. Aber im ganzen liegt eine ausdrück⸗ 
liche Bevorzugung keines Landes vor; denn alle bleiben als Urſprungsländer in 
Bekrachk. Im ganzen bleibt alſo die Gleichſtellung beſtehen. Das dürfte den Aus⸗ 
ſchlag geben. Daher darf auch hier angenommen werden, daß Rechktsgründe nicht 
entſcheidend gegen eine ſolche Maßregel ins Gewicht fallen, wenn Zweckmäßig⸗ 
keitsgründe energiſch für fie ſprechen.« Alles alte Sachen! Die engliſchen Navi- 
gationsaktke von 1651 in verjüngker Ausgabe! 
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Der Krieg ift Machtentfaltung und rückſichtsloſer Gebrauch aller Machtmittel. 
her Friede iſt nichts anderes als paragraphierke Macht. Das gilt auch für die 
andelspolitiſchen Beziehungen des Friedensverkrags. 
Dioch läßt ſich billig zweifeln, ob alle Blükenkräume des Bonner Profeſſors ſich 
rfüllen werden. Er ſelbſt hat gelegentlich in verkraulichem Kreiſe gejagt, daß Eng- 
und nicht auf die Knie gezwungen werden könne, und daß daher ſeine wirtichaft- 
che Schädigung nach dem Kriege Ziel und Aufgabe deutſcher Wirkſchaftspolitik 
ein müſſe. Dazu gehören natürlich zwei: einer, der ſchädigt, und einer, der ſich 
chädigen läßt. Die Vereinigten Staaten und England können durch die Größe ihres 
Narktes und ihre zum Teil abfolute Beherrſchung der Rohſtoffverſorgung jede 
zollunterſcheidung zu ihren ungunſten vereiteln. Unter ſokanen Umſtänden werden 
ch auch nicht leicht Verkehrsparkner für einen Verkrag finden, in dem für 
inzelne zu Kampfzwecken ausgewählte Zollſtellen ſtark verkürzte Kündigungsfriſten 
usbedungen werden. Dieſe Zollunkerſcheidung nach der Kündi⸗ 
ungsfriſt ſoll nämlich Deutfchland zur dauernden Kontrolle über den anderen 
ſerkragſchließenden Teil befähigen. 

Aber es genügt nicht, die Vorſchläge Dr. Schumachers als illuſoriſch zu kenn- 
eichnen; ſie berühren nämlich ein Problem, das auch die Sozialdemokratie als 
ſerufene Verkrekerin der deukſchen Arbeiter inkereſſiert: die Aufgabe nämlich, 
leichzeitig den Außenhandel Deutſchlands mik allen Kräften zu ſchützen und eine 
nißbräuchliche Anwendung handelspolitiſcher Kampfmikkel durch Deutſchland zu 
verhindern, die die Hoffnung wirkſam erſcheinen läßt, durch Gewalt den Rück 
jang oder Stillſtand des Außenhandels, eine faſt ſichere Kriegsfolge, aufzuheben. 
der Ruf nach Gewalt iſt ein Notſchrei vor der Einſicht, daß der Krieg ein ſchlechtes 
Zeſchäft iſt. 

In den feindlichen Ländern wird das Programm Schumachers alle Leiden- 
haften aufreizen. »Nowoje Wremja« und »Temps« werden um die Wekke be- 
yaupfen, Deutſchland wolle Frankreich und Rußland wirtſchaftlich vergewaltigen 
ind zu Kolonien herabdrücken. Unerfüllbare Machtilluſionen zu haben, iſt eine 
ächerliche, aber menſchliche Eigenſchaft, ſie auszuſprechen mehr als ein Verbrechen 
— ein körichter Fehler! 

So nebenbei behandelt auch Schumacher die wirkſchaftliche Annäherung zwiſchen 
Deutfchland und Sſterreich-Ungarn. Er mußke es wohl oder übel — die Broſchüre 
ft ja für den vom Verein für Sozialpolitik herausgegebenen Doppelband über die 
virkſchaftliche Annäherung zwiſchen den verbündeten Mächten geſchrieben. Aber 
Profeſſor Schumacher polemiſiert mehr — mit übrigens meiſt richtigen Argumen- 
ken — gegen die Annäherung, als er für fie plädierk. Der Workführer der rheiniſch- 
weſtfäliſchen Induſtrie propagiert die Zollannäherung nicht, er nimmk ſie nur eben 
hin. Doch iſt es reichlich inkereſſant, wie ſich Schumacher die gemeinſame Handels- 
politik denkt, die heute von manchen Leuten als Mindeſtmaß der »Annäherung« 
angeſehen wird: 

5. . . Ein ſolches handelspolitiihe3 Bündnis, das völlig unabhängig iſt von der 
Beſchaffenheit der beiderſeitigen Zollfarife, bedeutet aber ebenſowenig wie ein poli- 
tiſches, daß man alle Handlungen nach außen gemeinſam vornimmt... Solche na- 
kürliche Inkereſſengegenſätze, die kein Vertrag beſeikigen kann, liegen zum Beiſpiel 
für Deutfchland und Sſterreich-Ungarn bei ihren Handelsverkrägen mit ihrem ge- 
meinſamen örtlichen Nachbarn Rußland, aber auch mit Rumänien vor. Es wäre 
ein ſinnloſer und zweckloſer Dokkrinarismus, zu verlangen, daß beide Staaten, weil 
fie Bundesgenoſſen find, mit diefen Ländern gemeinſam verhandeln follten.... Nur 
wo die Gemeinſamkeit der Inkereſſen überwiegt, kann gemeinſames Verhandeln 
ſich nützlich erweifen. Den Vereinigten Staaten gegenüber kritt bei Deutichland und 
Sſterreich-Ungarn der Widerſtreit der Inkereſſen zurück; hier könnke gemeinſames 
Auftreten die Stellung jedes einzelnen verbeſſern. Ob nun die Fälle, die für ge⸗ 
meinſames Vorgehen geeignet erſcheinen, ſämklich im voraus oder erſt von Fall 
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4 
zu Fall beſtimmt werden, dürfte von keiner großen Bedeutung fein. Bei der Neu: 
heit der Sache dürfte ſich das zweite Verfahren empfehlen, fo daß im handelspoli. 
kiſchen Bündnisverkrag nur die beiderfeitige Bereitwilligkeit zum Ausdruck au 
kommen braucht, auf einfeifigen Antrag wegen eines gemeinſamen Vorgehens in 
Verhandlung zu frefen.« . 

Das iſt bitter wenig! Die Enthufiaften Mitteleuropas in Öjferreich-Ungarn 
hoffen, daß Deutſchland Sturmbock für die öſterreichiſch-ungariſche Induſtrie auf 
dem Balkan fein wird. Und nun kommt der reichsdeutiche Imperialiſt und belehrt 
die hoffnungsfrohen Gläubigen Naumanns, daß es ein ſinn- und zweckloſer Doktri- 
narismus iſt, zu verlangen, daß beide Staaken als Bundesgenoſſen mit den Ländern 
gemeinſam verhandeln, in denen ſie keine gemeinſame Intereſſen haben. | 

Der Verkreter der rheiniſchen Schwerinduſtrie hat genug unbefangenen Sinn, 
um die Schwierigkeiten der wirkſchaftlichen Annäherung der beiden mitteleuropäi- 
ſchen Reiche zu würdigen und die relativ minimale Bedeutung diefer Ideen für die 
deutſche Volkswirtſchaft nicht zu überkreiben. Er ſieht in der wirtſchaftlichen An- 
näherung überhaupt kein kaugliches Mittel zur feſteren Verankerung des Bünd⸗ 
niſſes, für das er ſogar von der Verkoppelung der Wirtſchaft und Politik Schaden 
und Nachteil fürchtet. Das deutſche Kapital werde ohne Rücficht auf die Borzugs- 
behandlung ſich nur von der günſtigſten Anlage leiten laſſen und in die öſter⸗ 
reichiſch-ungariſche Wirkſchaft nur eindringen, wenn alle anderen V o raus- 
ſetzungen kapitaliſtiſchen Gewinnſtrebens gegeben ſeien. Auch dürfe — und da. 
mit kut der echte Imperialiſt aufs bündigſte ein Argument ab, mit dem viele Nach⸗ 
beter vulgärer imperialiſtiſcher Schlagworte krebſen gehen — die Bedeutung des 
großen Markkes von 120 Willionen nicht überſchätzt werden. Die zollpflichtige Ein. 
fuhr Sſterreich-Ungarns aus anderen Ländern als Deutſchland betrage nur 700 Mil. 
lionen Mark. Fiele dieſe Einfuhr nach Sſterreich-Ungarn auch Deukſchland zu, fo 
ſtiege ſein Außenhandel doch nur um 1,5 Prozent! Darum könne Oſterreich-Ungarn 
den Weltmarkt für Deutſchland niemals erſetzen. Nun falle aber gar nicht die 
ganze Einfuhr dieſer 700 Millionen Mark an Deukſchland, weil dieſe Waren in 
Deutſchland meiſt nicht erzeugt würden. Daher: »Wenn Deutſchland, für deſſen 
Beſtand und Fortenkwicklung der Außenhandel, beſonders die Ausfuhr, eine unver- 
gleichlich viel größere Bedeutung hat als für feinen Bundesgenoſſen, an die Auf- 
gabe der Neuregelung ſeiner Handelspolitik, die für es ungleich ſchwieriger iſt als 
für dieſen, herankritt, ſo machen es wirkſchaftliche Gründe geradezu unmöglich, den 
Blick auf ein Wirkſchaftsgebiet, das nur für ein Zehntel feiner Ausfuhr in Be⸗ 
kracht kommt, zu beſchränken. . .. Sſterreich-Ungarn kann den nachbarlichen, 
Deutſchland muß ſtets den weltwirtſchaftlichen Geſichtspunkk in ſeiner Handels- 
politik in den Vordergrund ſtellen.« Auch das Argumenk, Oſterreich-Ungarn und 
Deukſchland müßten zur beſſeren Selbſtverſorgung zuſammenſtehen, findet keine 
Gnade vor Schumacher. Und zwar, weil die deufjche Landwirtſchaft aus eigener 
Kraft den Fehlbetrag an Nahrungsmitteln decken müſſe und durch die wirtſchaftliche 
Annäherung über dieſe ihre Aufgabe hinweggetäuſcht werde. Und dann: »Es iſt zu 
hoffen, daß die opferreichen Siege die zagrariſche Baſis' unſerer Volkswirtſchaft, ins⸗ 
beſondere im Oſten, durch Siedlungsland verbreitern. Dann wächſt die Möglichkeit 
empfindliche Lücken in unſerer Gütererzeugung auszufüllen, entiteht aber zugleich die 
Notwendigkeit, unſere Handelspolitik nicht nur zuzuſchneiden auf hochentwickelte 
widerſtandsfähige Wirkſchaftskreiſe, ſondern auf auch junge, ſchwache Reiſer, die 
unker den ſchwierigſten Verhälkniſſen erſt mühſam herangezogen werden müſſen.« 

Den ſcharfmacheriſchen Vorſchlägen Schumachers kommt entgegen, daß ſich in 
Feindesland viele Stimmen für die kommerzielle Niederwerfung Deutſchlands er- 
heben. Aber wenn auch eine Verſtärkung der ſchutzzöllneriſchen Tendenzen nach 
dem Kriege ſicher ſein dürfte, ſo iſt es doch ein höchſtverdienſtliches Werk, zu ver- 
hindern, daß fie durch gegenfeitige Überbiekung geſteigert werden. Darum fun die 
Männer ein verdienſtliches Werk, die in England und Rußland Einhalt gebieten 
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en Klugen, die im Trüben fiſchen, und den Phankaſten, deren jämmerliches Ideal 
ze ewige Zweiteilung Europas iſt! 
Die Vorſchläge Schumachers dienen nur einem kleinen Inkereſſenkenkreiſe der 
heiniſch-weſtfäliſchen Großinduſtrie. Ihre Verwirklichung würde die deutſche Gee- 
hiffahrt ruinieren und der deutſchen weikerverarbeitenden Induſtrie die Beſchickung 
es Weltmarktes krotz aller Zwangsvorkeile erſchweren. Die Wichtigkeit einer 
roßen Handelsflotte verlangt angeſichts der offenbaren Bedeukung der Frachten 
öhe für die Wektbewerbsfähigkeit keine Erläuterung. Und in den Erzeugniſſen der 
yeiterverarbeitenden Induſtrie liegt die meiſte Arbeit, ihre Förderung iſt Aufgabe 
ller, die an der Geſundung des Arbeitsmarktes nach dem Kriege arbeiten. 
Schwere, ſehr ſchwere Probleme enkſtehen dem Proletariat und feiner parla- 
zenkariſchen Vertretung. Die Abwehr von Beſtrebungen, die der deutſchen Indu— 
tie und dem deutſchen Handel Licht und Luft nehmen wollen, iſt eine jelbftver- 
ändlihe Pflicht. Doch fällt es ſchwer, Schutzzöllnern ohne wirkſame Kontrolle Ab- 
yehrwaffen zu reichen, die nur allzu leicht dem Angriff dienen können. 


Likerariſche Rundſchau. 


)swald Külpe, Die Ethik und der Krieg. »Zwiſchen Krieg und Friedens, 
Nr. 20. Leipzig 1915, S. Hirzel. 44 Seiten. Preis 80 Pfennig. 


Vilhelm Jerufalem, Der Krieg im Lichte der Geſellſchaftslehre. Stuttgart 
1915, Ferd. Enke. 116 Seiten. 


Zwei philoſophiſche Kriegsſchriften, die viel erquicklicher ſind als zum Beiſpiel 
ie Gomperzſche Kriegsphiloſophie, auch wenn fie ſich gewaltſam zu einer opfimiffi- 
chen Auffaſſung des Krieges und ſeiner Wirkungen und damit zu ſeiner »philo- 
ophiſchen« Rechtfertigung durchzuarbeiten ſuchen, um ſchließlich in eine Apotheoſe 
des Krieges auszulaufen. 

So, wenn Kül pe von ſeiner geſchichklichen Grundlage für die ethiſche Beurtei— 
ung des Krieges aus ſagt, er vollziehe eine unbarmherzige, aber gerechte Ausleſe, 
ndem er dem Tüchtigſten den Siegespreis reiche; wenn er den »vielgeſchmähten 
Militarismus als eine kreffliche Vorkehrung gegen Weichlichkeit und Erſchlaffung, 
jegen ſoziale Zerklüftung und Abſonderung und gegen ein Überwuchern der welt— 
zürgerlichen Tendenzen anpreiſt und den Krieg als den Reiniger von den Schlacken 
der Genußſucht und Trägheit, des ängſtlichen und des brutalen Egoismus ver- 
yerrlicht; wenn er den ewigen Frieden als ein unerreichbares Ideal und die Hoff— 
zung auf ein Forkſchreiken unſerer Gattung ohne die harte Geißel des Krieges als 
sin Trugbild hinſtellt, und wenn er den Pazifiſten empfiehlt, die Kriegsurſachen 
zuf die einfachſte Weiſe doch dadurch aus der Welk zu ſchaffen, daß fie die Ver- 
jefferung der menſchlichen Gaktung, die Umwandlung der Völker in Engelſcharen 
burchführen möchten. Und weil der Krieg in feiner Erhabenheit die Geſchicke der 
Staaten nach der höheren Gerechtigkeit der Welkgeſchichke ordnet, darf man nicht 
zus der Froſchperſpektive heraus in ihm bloß roher Kräfte ſinnlos Walten und 
ꝛgoiſtiſchen Machthunger ſehen, denn das verrät Blindheit des Blickes und Unzu- 
änglichkeit des Maßſtabs. Und dagegen hilft nur ethiſche Beſinnung und Anpaſ— 
ſung unſerer ſittlichen Anſchauungen an die neuen Erlebniſſe! Wobei wir auch hier 
cht verſäumen möchten, die hervorragende Anpaſſungsfähigkeit der offiziellen 
Philoſophie gebührend zu unkerſtreichen. 

Sehen wir von dem ab, was Jeruſale m über die Rolle der einzelnen krieg- 
führenden Staaten hinſichtlich des Ausbruchs des Krieges und während ſeines Ver- 
laufs ſagt, fo tritt in dieſer ſoziologiſchen Betrachtung vor allem die der 
bürgerlichen Geſchichksbekrachkung eigene Inkonſequenz in Erſcheinung, bei aller 
objektiven Würdigung der ökonomiſchen Geſchichksauffaſſung, bei aller klaren Er- 
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kennknis des Weſens des Staakes und des in ihm geltenden Rechtes (als des kund 
gegebenen Willens der herrſchenden Klaſſen) doch utopifhe Hoffnungen auf fein: 
MWeiterentwiclung zum Kulturſtaat zu ſetzen, zu jenem Zuſtand, den Jeruſalen 
glaubt mit dem Begriff »Staatenwürdes erfaſſen zu können. Und dies frot 
dieſes furchtbaren Krieges zwischen den »Kulkur«ſtaaten, von dem der Berfajfe: 
ſelbſt jagt, er bedeute eine Rückkehr zum Urzuſtand der Menfchheit durch 
ſeine Entrechtung und Entwertung der einzelnen Individuen, durch das Hervot 
treten roher Inſtinkte, vor denen die leider nur allzu dünne Oberſchicht der Ver 
nunft und Humanikät vom Kriegsſturm weggeblaſen und vom Kriegsfeuer au 
Zunder verbrannt wurde, mit feinem ataviſtiſchen Erſtarken des religiöſen Gefühls 

Und auf die Frage, warum denn der Krieg nicht überall als Hemmnis, ſonderr 
als politiihe Notwendigkeit, ja darüber hinaus als eine Art Erhöhung empfunden 
wird, gibt die ſoziologiſche Betrachtung Jeruſalems die Antwort: f 

Der Urzuftand mit feiner vollkommen ſozialen Gebundenhei 
der Individuen wurde allmählich überwunden durch die individualiſtiſche 
Enkwicklungskendenz, die die unerläßliche Bedingung jeglichen kulturellen Fork. 
ſchritts iſt; mit dem Erſtarken des Perſönlichkeitsintellekks kommt es zur Vernunft: 
kritik aller Überlieferung, zur Individualifierung der Sittlichkeit gegenüber dem 
ſozialen Ur ſprung aller ſittlichen Verpflichtung, bis dann der Gipfelpunkt dieſer 
individualiſtiſchen Entwicklung erreicht wird in jener panökonomiſchen Lebensan— 
ſchauung (»man gilt fo viel, als man hatc, die auf einſeitig-kühl berechnender Ber. 
ſtandestätigkeit beruht (ntellektualiſtiſcher Egoismus); aus dieſem 
Individualismus iſt auch der Gedanke des Welkbürgertums herausgeboren. 
Aber unſere Kultur beruht nicht ausſchließlich auf der individualiſtiſchen Tendenz; 
auch die Bindung des Menſchen an die Geſellſchaft (Sozialismus) iſt eine wich⸗ 
fige Tendenz in der Enkwicklungsgeſchichte der Menſchheit. Und weil der Krieg, 
der doch mit feiner Entrechfung und Entwerkung der Perſönlichkeit in ſchroffſtem 
Widerſpruch zu jener erſtgenannten Kulkurkendenz ſteht, eine Zurückdrängung des 
ankiſozialen Individualismus (Aufhebung der Parteifonderbeftre- 
bungen, Fürſorgetätigkeit) und eine Stärkung des Bewußtſeins von der Bedeu⸗ 
tung des Staates bewirkt hat, können wir eine bejahende Stellung zu 
ihm finden. Iſt doch die Kulkuraufgabe des zwanzigſten Jahrhunderts die durchaus 
mögliche und notwendige Syntheſe beider Kräfte, der individualiſtiſchen und ſozia⸗ 
liſtiſchen, und hat doch der Weltkrieg den Wahn zerſtört, als ob der ſoziale Geiſt 
identiſch ſei mit einem Solidaritätsgefühl der ganzen Menfchheit; er iſt doch nur 
das lebendige Zugehörigkeitsgefühl des einzelnen zu feinem Volke, feiner Nation, 
feinem Staate. Und weil die Rückkehr zum Urzuſtand, die der Krieg bedeutet, 
zugleich bedeutet Verſtärkung dieſes Zuſammengehörigkeitsgefühls im Staat, darum 
erleben wir ihn als Läuterung und Befreiung und ſehen in dieſem Wieder⸗ 
anknüpfen den Weg zur höchſten Vollendung. 

Iſt nun aber der Staat feinem Urfprung und Weſen nach Machkorgani⸗ 
ſation, als welche er uns im Kriege in lebendiger Einheit vor Augen kritt, und 
iſt gerade durch den Krieg ſeine Macht ungeheuer geſtärkt worden, ſo erwachſen 
ihm aus der zurückgedrängten individualiſtiſchen Kulturkendenz neue, große Auf- 
gaben, an denen er ſich allmählich zum Kulkurſtaat emporentwickeln wird: ge- 
tragen von dem Bewußtjein innerer Souveränität, moraliſcher Autonomie, von der 
Verpflichtung zur Skaatenwürde. Dieſe allein ſetzt ihn inſtand, die kiefere 
Berechtigung und Kulturbedeutſamkeit des Individualismus voll zu würdigen und 
ſich zum Anwalt der Einzelſeele zu machen, wie ſie auch eine ganz neue Grundlage 
ſchafft für den Verkehr der Staaken unkereinander. Der Krieg hat das Herauf- 
kommen der Staatenwürde beſchleunigk, und zwar find die Anſätze dazu nach Je- 
ruſalem ausſchließlich auf feifen der Zenkralmächte zu finden: das Ein- 
geſtändnis des mit der Verletzung der belgiſchen Neutralität begangenen Unrechts 
aus dem Munde des Reichskanzlers, die Nachgiebigkeit Sſterreichs bezüglich der 
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territorialen Forderungen Italiens, wobei Sſterreich über die Grenzen der Sfaaten- 
ehre hinausgegangen ſei, dabei aber ſeine Staakenwürde in der edelſten Weiſe ge- 
wahrt habe. Wobei man allerdings die Frage ſtellen muß, ob auch alle anderen 
Handlungen der Zenkralmächte unter die Anzeichen der aufſprießenden Staaten- 
würde zu rubrizieren ſind. 

Alles in allem: fo vorurkeilslos ſich die Schrift Jeruſalems zu geben jucht, jo 
ſtark läßt fie die Grenzen aller derartiger »Philoſophien« hervortreten: die Ge- 
bundenheit an die bürgerlich-kapitaliſtiſche Gedankenwelt und das Unvermögen, die 
Erkennkniſſe über das Weſen des Staates, Rechtes und der ſonſtigen geſchichklichen 
ſozialen Bildungen bis zu den letzten Konſequenzen zu Ende zu denken. Nokker. 


Die Kriegsſchauplähe. Herausgegeben von Alfred Hekkner. Leipzig, Verlag 
von B. G. Teubner. 

2. Heft: A. Philippſon, Der franzöſiſch⸗belgiſche Kriegsſchau-⸗ 

platz. 1916. 100 Seiten. Preis 1,80 Mark. 

3. Heft: J. Partſch, Der öſtliche Kriegsſchauplaß. 1916. 124 Seiten. 

Preis 2 Mark. 


Beide Bücher find aus Aufſatzreihen hervorgegangen, die ſeinerzeit in Hekt— 
ners »Geographiſcher Zeitſchrift« erſchienen find; beide haben hervorragende Fach- 
geographen zu Verfaſſern. Es find keine Schriften allgemeinen Charakters, die die 
geographiſchen Verhältniſſe der beiden Kriegsſchauplätze, losgelöſt von den Ereig- 
niſſen der Gegenwart, ſchildern. Vielmehr handelt es ſich in ihnen um eine ein- 
gehende Beleuchtung der aktuell-ſtrakegiſchen Theorien und der kriegeriſchen Hand- 
lungen und kaktiſchen Vorgänge vom Standpunkt des Geographen aus. Das ergibt 
dann eine Art geographiſcher Kriegsgeſchichte. Dieſe Form der Darſtellung hat 
den Vorteil, nicht fo wichtigkueriſch und oberflächlich zu fein wie die Schilderungen 
der Mehrzahl der Kriegsberichterftatter und nicht jo unzuſammenhängend und ken— 
denziös wie die offiziellen Berichte. Als logiſche Zuſammenfaſſungen find fie ſehr 
zu begrüßen und für einen aufmerkſamen Leſer, der Satz für Saß auf einer guten 
Karte verfolgt, von großem Werk. 

Philippſon behandelt den weſtlichen Kriegsſchauplatz. Zunächſt in einem all- 
gemeinen Überblick; daran anſchließend den reichsländiſch-franzöſiſchen Kriegs- 
ſchauplatz und Belgien nebſt den angrenzenden Teilen von Frankreich. In manchen 

Einzelheiten dürften Angaben und Anfichten des Verfaſſers zu korrigieren ſein. 
Obwohl gerade derartige Bücher, die doch Anſpruch auf Wiſſenſchaftlichkeit 
machen, ohne jede Voreingenommenheit geſchrieben ſein müßten, vermißk man an 
verſchiedenen Stellen die nötige Unbefangenheik; unker anderem gehören Aus- 
drücke wie »Erbfeind«, »Französlinge« und dergleichen doch wirklich nicht in ein 
wiſſenſchaftliches Buch. 

Partſch hält ſich von derartigen Entgleifungen völlig fern. Trotzdem er ein 
weit größeres Gebiet zu behandeln hakte, zeichnek ſich ſein Buch durch eine pla- 
ſtiſche Schärfe und große Anſchaulichkeit aus. Er beſchäftigt ſich im erſten Teil 
der Abhandlung mit den Karpathen und dem Karpakhenvorland, darauf folgen, 
nach Norden weiterſchreikend, Ruſſiſch-Polen und Oſtpreußen, den Schluß bildet 
Rußlands Weſten von der Düna zum Dnjeſtr, das Ganze mit reichlichen Literatur- 
angaben. Gg. Engelbert Graf. 


Veit Valenkin, Kolonialgeſchichte der Neuzeik. Tübingen 1915, Verlag von 
J. C. B. Mohr. 227 Seiten. Preis 4,80 Mark. 

In feinem Vorwort ſagk V. Valentin, daß er unter Kolonialgeſchichte »die unter 
einem eigenartigen Geſichtspunkt gewonnene Vereinigung von Geſchichte der Ko- 
lonialvölker, Geſchichte der Koloniſation und Geſchichke der Kolonien« verſtehk. Von 
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all dem gibt aber feine Kolonialgefhichte nichts! Wir erfahren weder die Geſchichke 
der koloniſierenden Völker, noch die Beweggründe der Koloniſation, noch die Ge. 
ſchichke der Kolonien, am wenigſten die Geſchichte der Urbevölkerung in den Ao- 
lonien. Mehr als eine Skizze der erſten kolonialen Eroberungen und einige all. 
gemeine weltpolitifche Betrachtung über die Wirkung der Kolonien bringt das Werk 
nicht. Es iſt eine durchaus oberflächliche Arbeit über ſehr ſchwierige Probleme, die 
mehr vom Geſichkspunkk augenblicklicher, beinahe darf man ſagen, Tagesſtim. 
mungen geſchrieben iſt. Wenn Valenkin zum Beiſpiel die engliſche Koloniſation in 
Indien und Ägypten lobend hervorhebt, den Franzoſen aber die Fähigkeit zur Ko— 
loniſation abſpricht, jo fühlt man hier die Nachwirkungen des Kampfes um Ma- 
rokko. Auch der geſchichtsphiloſophiſche Standpunkt des Autors iſt recht unklar 
Den hiſtoriſchen Makerialismus, gegen den er an einer Skelle zu polemiſieren füt 
nötig hält, kennt er augenſcheinlich ſehr mangelhaft. Sonſt könnte er nicht als Be— 
weis gegen ihn die Takſache anführen, daß »das Meer den Niederländern die 
Freiheit, die Freiheit ihres Glaubens und ihrer Nation« gab. Kurz, es iſt eine flott 
geſchriebene Skizze der Kolonialgefchichte, wie fie ſich einem modernen Imperia- 
liſten darſtellt, ohne daß der Autor auf die kolonialen, wirkſchaftlichen und welt- 
politiſchen Probleme kiefer eingeht. 

Den Schluß des Werkes bildet eine reſignierke Bemerkung über die Zukunft 
der europäiſchen Koloniſation in Aſien. Der Verfaſſer ſchreibt: N 

»Geif dem Siege Japans über Rußland iſt die Gärung in den afiatifchen Völ⸗ 
kern immer kiefer und bedrohlicher geworden. Die ſtudierenden Hindu wandten 
ihre Augen nach Tokio, in Perſien hat die Reformparkei die Geſchichte Japans ins 
Perſiſche überſetzen laſſen, in die entlegenften Orte der Türkei hat der Kinemato- 
graph das Bild der ruſſiſchen Niederlagen gebrachk. Der Europäer iſt für die Afiaten 
mehr als jemals der verächtliche Barbar, bei deſſen Anblick er ſich tief verletzt fragt, 
wie Gott ein ſolches Weſen habe ſchaffen können.« N 

Wan kann ſich demnach vorſtellen, welche kiefgehende Wirkung der jetzige Krieg 
haben muß, an dem die aſiakiſchen Völker fo aktiven Anteil nehmen und im Ver⸗ 
lauf deſſen ſie durch die Sendboten der rivaliſierenden Mächtegruppen aufgewiegelt 
werden. In gewiſſem Sinne darf man vielleicht jagen, daß der jetzige Weltkrieg 
um Kolonien das Totengeläute der europäiſchen Koloniſakion iſt. Sp. 


Anzeigen. 


Maifeſtſchrift 1916 der deuktſchen Sozialdemokratie in Sſterreich. Wien, Jg. Brand 
& Co. Preis 20 Heller. | 


Die Waifeſtſchrift, der die Tätigkeit des Zenſors ſtarke Spuren aufgedrückt 
hat, enthält außer dem Bildſchmuck und Gedichten von Petzold und Broeger einen 
Artikel von Aufferlig: »Unfer Hoffen im Kriegsmai«, in dem er die Erwarkung 
ausſpricht, die Inkernakionale werde nach dem Kriege in neuer Kraft erftehen, 
Danneberg weiſt auf die Vorteile hin, die die Arbeiter gerade während der Kriegs- 
zeit ihren Organiſakionen verdanken und der Achtung, die ſich dieſe Organiſationen 
zu erwerben gewußt haben. Max Adler rechnet mit jenen ab, die unker Zitierung 
des Saßes: »Der Krieg iſt der Vater aller Dinge« vom jetzigen Kriege behaupten, 
er ſei die Urſache eines großen Seelenaufſchwungs. Adelheid Popp beſpricht die 
Stellung der Frauen zum Kriege. W. Ellenbogen ſpricht in einem Arkikel: »Zu- 
kunftshoffnungen« die Erwartung aus, die allgemeine Erſchöpfung nach dem Kriege 
werde zu einer allgemeinen Abneigung gegen den Krieg und dazu führen, daß auch 
in den Beziehungen der Staaten zueinander mehr das Verkrags- als das Kampf⸗ 
prinzip zur Geltung kommen werde. 8 


Für die Redaktion verantworklich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Probleme der Kriegspolitik. 
Von Guſtav Eckſtein. 
ie 
Der Krieg iſt von all den Völkern, die in ihn verffrickt wurden, nicht 
gewollt worden. Nur kleine, wenn auch mächtige Kreiſe hatten bewußt eine 
Politik befürwortet und eingeſchlagen, die zum Kriege führte. Breite 
Schichten der Bevölkerung hatten allerdings bereitwillig die von jenen 
Zielbewußten verbreiteten Ideologien in ſich aufgenommen und ihre Politik 
gutgeheißen und gefördert, ohne ſich aber über deren Zweck und nofwen- 
diges Refultat klar zu werden. Weite Kreiſe, beſonders der größte Teil der 
zum Klaſſenbewußtſein erwachten Arbeiterſchaft, hatten aber dieſe Ideo— 
logien verworfen, dieſe Ziele aufs heftigſte bekämpft. 
Als nun der Krieg froß aller bis zur legten Minute unkernommenen 
Verſuche, ihn zu verhindern, dennoch ausbrach, kauchte plötzlich die un— 
mittelbare Gefahr auf, daß der Feind ins Land dringe und weite Gebiete 
beſetze. Eine Gefahr, die unſtreitig vorhanden und auch für die Arbeiter— 
ſchaft nicht bloß der unmittelbar angegriffenen Landesteile drohend war. 
Auf dieſe Gefahr reagierte die Bevölkerung jedes Landes geradezu aufo- 
matiſch, ohne lange Beſinnung, mit der Abwehr: die waffenfähigen Männer 
ſtrebten zur Grenze, die fie verteidigen wollten, und da es im Augenblick 
dazu keinesfalls eine andere Möglichkeit gab als die Eingliederung in den 
beſtehenden Heeresverband, fo enkſtand in jenen Tagen auch kakſächlich 
kaum irgendwo ein Zweifel oder eine Zögerung beim einzelnen, ſeiner Skel— 
lungspflicht nachzukommen, und Genoſſe Frank war ſicherlich nicht der ein— 
zige Parteigenoſſe, der damals freiwillig zu den Fahnen eilte. 
Dieſe, wie gejagt, geradezu automakiſche Aktion hakte mit Politik gar 
nichts zu kun. In ihr drückte ſich nicht im geringſten irgendeine Zuſtimmung 
zur Politik der Regierung aus. Jemand mochte ſehr wohl der Anficht ſein, 
daß die Regierung ſeines Landes leichtfertig, ja verbrecheriſch gehandelt, 
daß fie den Krieg angezetkelt oder frivol heraufbeſchworen, jo mußte er doch 
einſehen, daß eine feindliche Invaſion mik all ihren furchkbaren Folgen für 
das Land nicht eine Strafe für die Regierung war, ſondern ein 
furchtbares Unglück für das Volk, das für feine Regierung nur injo- 
fern verantwortlich war, als es ſich nicht ſtark, klug oder energiſch genug 
erwieſen hakte, dieſe Regierung noch rechtzeitig abzuſchükkeln. 
Die Verteidigung der Landesgrenzen beim Ausbruch eines Krieges iſt 
alſo nichts weniger als eine Verkrauenskundgebung für die Regierung des 
betreffenden Landes. Anders aber ſteht es mit der Bewilligung der Kriegs- 
kredite. Man will es jetzt bekanntlich vielfach ſo hinſtellen, als handle es 
ſich bei einer ſolchen Abſtimmung lediglich um die Frage, ob die Soldaten 
Munition, warme Kleider, Lebensmittel uſw. bekommen ſollten oder nicht, 
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und es iſt nur ſelbſtverſtändlich, daß kein vernünftiger und fühlender Menſch 
ihnen dieſe Lebensnotwendigkeiten verſagen wird. Wäre dieſe Auffaſſung 
der Kreditbewilligung richtig, dann ſtünde unſere durch Parkeitagsbeſchlüſſe 
zur unumſtößlichen Regel gemachte Verweigerung der Wilitäretats in un- 
lösbarem Widerſpruch mik jenen zahlreichen Bekennkniſſen führender Ge- 
noſſen zur Landesverkeidigung, die jetzt von den Workführern der Frak- 
tionsmehrheit mit ſolcher Vorliebe zitiert werden. Dieſe Auffaſſung herrichte 
aber auch im Auguſt 1914 weder im Bürgerkum noch in der Sozial- 
demokratie. Hätte es ſich kakſächlich nur um die Frage gehandelt, ob die 
Anſchaffung der Uniformen, Kanonen, Konſerven, Pferde uſw. mit 110 
Stimmen mehr oder weniger bewilligt worden iſt, dann wäre die Genug- 
fuung, ja Begeiſterung unverſtändlich, die über die Abſtimmung der Frak- 
tion im ganzen Bürgerkum und in der Bureaukrafie herrſchte. Hätten alle 
110 Mann geſchloſſen gegen die Kredite geſtimmt, nicht ein einziger Kommiß⸗ 
ſtiefel weniger wäre angeſchafft worden oder häkke nach den ſtrengſten 
konſtitutionellen Begriffen angeſchafft werden müſſen. Iſt es aber nicht 
eine Heuchelei, wenn wir gegen eine Vorlage ſtimmen in der Erwarkung, 
daß fie krotzdem mik den Stimmen unſerer Gegner angenommen werden 
wird? Wäre die Aufbringung und Verwendung der Gelder katſächlich von 
den Stimmen der Frakkion abhängig geweſen, dann wäre es auch die Po- 
litik des Deutfchen Reiches geweſen, und wenn es dann zum Kriege kam, 
war allerdings auch die Sozialdemokratie für dieſen verankworklich und 
mußte dieſe Verantwortung auch durch Kreditbewilligung übernehmen. 
Keinesfalls aber oblag dieſelbe Pflicht einer geringen Minderheit in einem 
machtloſen Parlament. 

Wie man in ſozialdemokrakiſchen Kreiſen ſelbſt dieſe Abſtimmung auf- 
faßte, dafür iſt z. B. ein begeiſterter Artikel charakkeriſtiſch, den die Wiener 
»Arbeiterzeikung« unter dem Titel »Der Tag der deutſchen Nakion« am 
5. Auguſt 1914 fofort nach Eintreffen des kelegraphiſchen Berichts aus 
Berlin veröffentlichte. In dieſem Artikel, der fo recht gekreu den unmittel- 
baren Eindruck wiedergibt, den damals die Abſtimmung im Deuktſchen 
Reichstag bei jenen Sozialiſten Deutſchlands und Sſterreichs auslöſte, die 
mit der deuffchen Fraktion ſympathiſierken, heißt es zum Beiſpiel: 

Mann für Mann haben die deukſchen Sozialdemokraten für die Anleihe ge- 
ſtimmt. . . . Da das deutſche Vaterland in Gefahr, da die nationale Unabhängigkeit 
des Volkes bedroht, friff die Sozialdemokratie ſchützend vor die Heimat hin, und 
die »vakerlandsloſen Geſellen«, die »rote Rokte« .. weiht dem Staate Gut 
und Blut der arbeitenden Maſſen. 


Hier wird jene Abſtimmung alſo nicht bloß als Bewilligung gedeutet, fünf 
Milliarden Mark für Kriegsbedarf auszugeben, ſie gilt als Bekennknis der 
Sozialdemokratie, dem Skaake Gut und Blut der arbeitenden Maſſen zu 
weihen«; und wer ſich jener Tage noch einigermaßen erinnern kann, wird 
wiſſen, daß die »Arbeiterzeitkung« in dieſer Beziehung kakſächlich nur aus- 
ſprach, was alle Welk, auch in der Parkei, ob voll Freude oder voll Schrecken, 
empfand. | 

Noch weiter als die Wiener »Arbeiterzeitung« geht Genoſſe Cunow. 
In feiner Broſchüre »Parkeizuſammenbruch?« hat er eine Erklärung für 
fein Umſchwenken in der Frage der Kredifbewilligung gegeben, und im 
»Vorwärks« vom 11. April 1916 wiederholt und unkerſtreicht er noch dieſe 
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Argumentation. Danach habe er noch am 3. Auguſt gedacht, es handle ſich 
»lediglich um einen Krieg Deutſchlands und Sſterreich-Ungarns gegen Ruß— 
land, Frankreich und Serbien«. Einen ſolchen Kampf habe er nicht recht ernſt 
nehmen können und ſei deshalb für die Kreditverweigerung geweſen. Anders 
aber ſei die Sache mit dem Einkritt Englands in den Krieg geworden; denn 
nun ſei der Krieg ein Verkeidigungskrieg Deutſchlands zur Aufrechkerhal— 
fung feiner Wirtſchaftsſtellung geworden. Für einen ſolchen Krieg habe man 
die Kredite bewilligen müſſen. 

Genoſſe Cunow ſteht alſo hier ebenfalls auf durchaus politiſchem Stand— 
punkt. In einem Feldzug gegen Rußland, Frankreich und Serbien allein 
hätten die deutſchen Soldaten nakürlich ebenſo Uniformen, Waffen, Mu- 
nition, Nahrungsmittel uſw. gebrauchk. Der Hinzutritt Englands und 
Japans hat in dieſer Beziehung gar nichts geänderk. Aber Cunow ſelbſt 
jagt ſofort noch viel deutlicher, worum es ſich feiner Auffaſſung nach am 
4. Auguſt handelte. Indem er von einem Kriege zwiſchen den Konkinenkal— 
mächten aus Anlaß des Aktenkaks von Serajewo ſpricht, fährt er fork: 
„Eein Kampf dieſer Ark erſchien mir gewiſſermaßen zunächſt als ein zweckloſes 

Zwiſchenſpiel im Werdenden, für das die fozialdemokratifche Reichskagsfrakkion 
4 durch Bewilligung der Kriegskredite irgendwelche Verantwortung übernehmen 

e. 

Hier wird alſo unumwunden erklärt, daß die ſozialdemokrakiſche Reichs- 
kagsfraktion durch Bewilligung der Kriegskredite eine Verankworkung für 
den Krieg übernommen habe. 

Es lagen hier lakſächlich zwei ganz verfchiedenartige Akte vor: die un- 
politiſche militärkechniſche Verteidigung der Landesgrenzen beim Kriegs- 
ausbruch — und die politiſche Stellungnahme zum Problem des Krieges. 
Läßt man dieſen grundlegenden Unterfchied unbeachket, jo verſchließt man 
ſich damit jedes Verſtändnis einer prolekariſchen Kriegspolitik. So beginnt 
David ſein bekanntes Buch mit folgenden Worten: 

Der Ausbruch des Krieges ſchleuderke die ſozialdemokratiſche Parkei in einen 
Konflikt, wie er ſchwerer nicht gedacht werden konnte. Während alle anderen Par- 
teien ſich nur von der nationalen Woge mitreißen zu laſſen brauchten, mußte ſich 
die Sozialdemokratie erſt durch einen Wirbelſturm widerſprechender Gefühle hin— 
durcharbeiten. 

Gleich darauf aber bringt David die bekannte Menge von Zitaten, um 
zu beweiſen, daß die Sozialdemokratie ſtets auf dem Standpunkt der 
Landesverkeidigung geſtanden hak. Er ſelbſt wird gewiß nicht behaupken, er 
ſei vor dem 4. Auguſt nicht auch ſchon dieſer Meinung geweſen. Wenn nun 
die Abſtimmung vom 4. Auguſt wirklich nichts anderes bedeufefe als die 
Bewilligung zur Anſchaffung von Kriegsrüſtungsgegenſtänden, worin be— 
ſtand dann der ſchwere Konflikt, in den die Sozialdemokrakie nach Davids 
Zeugnis geſchleudert war? Dann mußte doch jene Abſtimmung eine Selbſt— 
verſtändlichkeit ſein. Nun heißt es aber bei David weiter: 

Wir hakten in harker Oppoſition zur Regierung und den herrſchenden Par— 
keien des eigenen Landes geſtanden. Der kraditionelle Gegenſatz war in letzter Zeit 

ſogar in ein Stadium beſonderer Verſchärfung getreten. 


Was hatten dieſe rein politiſchen Angelegenheiken mit der Frage 


zu kun, ob unſere Truppen mit warmen, Mänkeln uſw. ausgerüftet werden 
ſollten oder nicht? aa es doch auf ©. 47 desſelben Buches: 


132 | Die Neue Zelt 


Wir hatten uns alſo in den erſten Tagen des Auguſt nicht darüber ſchlüſſig zu 
werden, ob wir für oder gegen den Krieg ſtimmen wollten, ſondern nur darüber, ob 
wir die zur Durchführung des zur Tatſache gewordenen Krieges erforderlichen 
Geldmittel bewilligen oder verweigern jollten. Darunter fielen neben den Beſchaf⸗ 

fungskoſten für direktes Kampfmaterial auch die ungeheuren Summen für die Be- 
kleidung, für Verpflegung und Löhnung der Truppen, für die Verwundeten- und 
Krankenfürſorge, für die Unterftügung der zurückbleibenden Frauen und Kinder 
und für eine Reihe anderer Nok- und Linderungsmaßnahmen. a 


Und da ſchwankke Genoſſe David auch nur einen Augenblick, ob er die 
Kredike bewilligen ſolle, da wurde er »in einen Konflikt geſtürzt, wie er 
ſchwerer nicht gedacht werden konnte«? Die Sache iſt die, daß David am 
4. Auguſt 1914 die Abſtimmung über die Kriegskredite ſelbſt auch noch nicht 
für etwas Unpolitiſches hielt, für eine einfache Maßregel zur Vollziehung 
einer militärtechniſchen Notwendigkeit. Diefe Erkenntnis kam eben erſt 
ſpäter, als die Notwendigkeit entſtand, die Politik oder Politikloſigkeit der 
ſozialdemokratiſchen Partei während des Krieges mit der Notwendigkeit 

der Landesverkeidigung zu decken. 
. Schon dieſes Beiſpiel aus dem Buche, das heute die Durchhälter ge- 
radezu als ihre Bibel anſehen, zeigt, wie man ſofork zu inneren Wider- 
ſprüchen und zur Verwirrung kommt, wenn man dieſe beiden Geſichts- 
punkte, den unpolitiſchen der militärtechniſchen Verkeidigung der 
Landesgrenzen durch die Staatsbürger und den politiſchen der 
Kreditbewilligung durch die Parkei, nicht auseinanderhält. Genoſſe 
Scheidemann hat ſich die Widerlegung dieſer Argumentation in ſeiner 
jüngſt erſchienenen Broſchüre »Es lebe der Frieden! allerdings 
recht leicht gemacht. Er erzählt da (S. 9), ein »einfacher Arbeiter« habe ihm 
anverkraut, er verſtehe dieſe Logik auch nicht. An »Einfachheit« läßt dieſe 
Beweisführung allerdings nichts mehr zu wünſchen übrig. N 

Der Eifer, ja die Begeiſterung, mit der bei Ausbruch dieſes Krieges die 
breikeſten Volksſchichten in faſt allen beteiligten Ländern zu den Fahnen 
eilten, haben die meiſten unter uns, beſonders diejenigen, die das Jahr 1870 
noch nicht bewußt erlebt haben, völlig überraſcht. Aber dieſe Gefühle waren 
Takſachen; über ihre Urſachen, ja über ihre Berechtigung mag man heuke 
Erörterungen anſtellen; ſie wegleugnen zu wollen, wäre nicht nur verfehlt, 
ſondern auch verhängnisvoll. Weniger einfach ſteht es aber mit der zweiten 
Frage, der politiſchen. Denn dieſe iſt noch immer nicht eine abgeſchloſſene 
Tatſache, ſondern eine offene Frage. N: 

Jede Regierung verfolgt normalerweiſe irgendwelche politiſchen Ziele. 
Vielleicht ſetzt fie ſich ſelbſt der Gefahr eines Krieges aus, um dieſe Ziele zu 
erreichen. Jedenfalls aber will ſie in einem Kriege, an dem ſie mit oder ohne 
ihren Willen bekeiligt iſt, irgendwelche politiſche Ziele erreichen. Die 
Wiederherſtellung des ſogenannken Status quo ante, der prinzipielle Ver⸗ 
zicht auf Annexionen unker welchem Titel immer, iſt nakürlich ebenfalls ein 
politiſches Ziel, zu dem ſich allerdings bisher noch keine Regierung be- 
kannt hak, das vielmehr alle ablehnken und das nicht einmal die Zrak- 
tion der deutſchen Sozialdemokratie rückhalklos anerkannte. Genau an⸗ 
gegeben hat allerdings auch noch keine Regierung ihre Ziele, und dieſer 
Mangel rührt wahrſcheinlich nicht nur von politiſch-diplomatiſchen Erwä- 
gungen her, ſondern iſt weſenklich auch dadurch verurſacht, daß die Regie- 
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rungen es ſich vorbehalten wollen, ihre Ziele jeweils vom Erfolg der Waffen 
abhängig zu machen, daß aber auch, was innig mit dieſem erſteren Punkke 
zuſammenhängt, die verſchiedenen Einflüſſe und Inkereſſen, die für die 
Wahl der Kriegsziele beſtimmend ſind, noch nicht zu einem Ausgleich ge— 
kommen ſind, daß ſie noch immer miteinander kämpfen und ebenfalls den 
augenblicklichen Stand des Krieges jeweils zur Stützung ihrer eigenen An— 
ſchauungen und zur Förderung ihrer eigenen Beſtrebungen ausnutzen 
wollen. 
II. 

Welche Ziele von einer Regierung im Kriege verfolgt werden, hängt 
nakürlich vor allem von den Inkereſſen ab, als deren Verkreker und Anwalt 
ſie ſich fühlt. So laufen zum Beiſpiel in der engliſchen Volkswirtſchaft die 
Inkereſſen der Reeder, der Baumwollfabrikanken, der Schwerinduſtriellen 
und der Landwirte keineswegs parallel, und alle dieſe Klaſſen ſtehen in 
vielfachem Gegenſaß zur Arbeiterſchaft. An der Erhaltung von Englands 
Seemacht ſind freilich alle intereffiert; aber darüber hinaus gehen die 
Lebensintereſſen dieſer Klaſſen ſofork auseinander. Das hat ſich ja mit ge— 
nmügender Deutlichkeit in den oft jo heftigen innerpolitiſchen Kämpfen ge- 
zeigt, die ſich bis zum Kriegsausbruch abſpielten. Natürlich hören dieſe Inter- 
eſſenkonflikte im Kriege nicht auf, wenn auch die offenen Kämpfe zum Teil 
eingeſtellt wurden. Daß auch dies gerade in England übrigens keineswegs 
durchwegs geſchah, iſt ja bekannt. Nicht nur, daß in den beiden Häuſern 
des Parlamenks ſachliche Gegenſätze auch in Fragen des Krieges und ſeiner 
Ziele ſcharf aufeinander prallen und vor der breiteſten Öffentlichkeit jach- 
lich ausgekragen werden, zeigen die zahlreichen Streikbewegungen, ſelbſt in 
den Kriegsinduſtrien, daß auch im Kriege in England der prakkiſche Klaſſen— 
kampf nicht ruht. Freilich werden auch dorf die Kämpfe zwiſchen den Ver— 
frefern der verſchiedenen Kriegsziele nicht in ganzer Schärfe vor dem 
großen Publikum und damit vor dem Feinde ausgefochten. Man hat des— 
halb zu dem Auskunftsmittel des Koalitionsminiſteriums gegriffen, in dem 
alle wichtigen Parteien des Landes verkreken find. In England, wo die Lei 
kung der Politik katſächlich zum großen Teil in den Händen des Parlaments 
liegt und wo die Regierungen in ziemlich hohem Maße dem Parlament ver— 
antworklich ſind, iſt ſo in einer allerdings noch ziemlich unvollkommenen 
Weiſe Sorge gekragen, daß die Wahl der Kriegsziele und damit die Ark 
der Kriegführung und die Beſtimmung der Kriegsdauer unker den Einfluß 
aller Klaſſen der Bevölkerung geſtellt werden. 

Allerdings iſt dieſe Gleichberechtigung nur eine ſcheinbare. Denn je kleiner 
der Perſonenkreis, in dem ſich politiſche Macht konzentriert, deſto leichter 
fällt es den Mitgliedern, ſich gegenſeitig zu verſtändigen und einen Beauf— 
fragten zum wahren Dolmetſch ihrer Enkſchließungen zu machen. Wenn die 
50 größten Reeder, Bankiers, Bergwerksbeſitzer oder Texkilfabrikanken 
Englands zuſammenkommen, können ſie im geſchloſſenen Klubzimmer Be— 
ratung pflegen, von den Winiſtern, die ihre Inkereſſen verkreken, direkt 
oder indirekt Auskünfte erhalten und ihnen wieder ihren Willen kundtun, 
ohne daß die Außenwelt etwas davon erfährt. Ihr Vertreker im Wini— 
ſterium hat ftef3 die volle Macht der Gruppe hinter ſich. Beim Verkreker 
von Arbeitern iſt dieſes innige Zuſammenarbeiken in Kriegszeiten natürlich 
gusgeſchloſſen. Wenn er nicht durch Vereins- und Volksverſammlungen 
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und durch die Preſſe mit feinen Auftraggebern in ſtetigem freiem Zuſam- 
menhang ſtehen kann, dann verliert er ſehr bald den Charakter des »Volks- 
verkrekers«, man weiß, er ſpricht im Namen einer kleinen Geſellſchaft von 
Führern; ob aber die Maſſe hinter ihm ſteht, weiß mit Beſtimmtheit weder 
er ſelbſt noch jemand anderer. Schon deshalb kann er alſo unter ſolchen 
Umſtänden mit den Verkretkern großhapitaliſtiſcher und großagrariſcher 
Intereſſen keinesfalls fo in die Schranken kreken, daß das moraliſche Ge- 
wicht ſeiner Perjönlichkeif der entſprechende Ausdruck für das Gewicht der 
von ihm verkrekenen Inkereſſen wäre. 

In Frankreich liegen die Dinge für die Verkreker der Arbelterſchaft aus 
verſchiedenen Gründen noch viel ungünſtiger. Hier gehen die Intereſſen der 
verſchiedenen Volksklaſſen in Fragen der Kriegspolitik noch weiter aus- 
einander als in England. Vor allem iſt es hier die Hochſchußzollpolitik, die 
eine gewaltige Kluft aufgeriſſen hat zwiſchen den im Schutze der Regierung 
vegetierenden Induſtrien und dem Inkereſſe der Lohnarbeiter. Damit hängt 
aufs innigſte die Kolonialpolitik zuſammen, gegen deren Fortführung und 
Steigerung ſich unſere franzöſiſche Bruderparkei mik Recht ſtets aufs 
energiſchſte gewehrk hal. Das franzöſiſche Kolonialreich gleicht einem kojt- 
ſpieligen Treibhaus, in dem die Pflanzen langſamer und ſchwächlicher ge⸗ 
deihen als in der friſchen Luft des Freihandels. Man vergleiche zum Bei- 
ſpiel die Entwicklung der franzöſiſchen Volkswirkſchaft mit der der bel- 
giſchen. 

Beſonders kompliziert iſt aber heute in Frankreich die Frage der Lan- 
desverkeidigung. Sicherlich liegt es im dringendſten Inkereſſe des franzöſi⸗ 
ſchen Volkes und auch feiner Arbeiter, daß der Feind die Haupkſtadt nicht 
erobere, daß er nicht noch größeren Teilen des Landes das Schickſal be- 
reite, das Nordoſtfrankreich jetzt ſchon ſeit vielen Monaten erleidet. An- 
dererſeits aber bedeutet die Fortdauer dieſes Krieges für das franzöſiſche 
Volk eine faſt noch größere Gefahr. Nicht nur wirkſchaftlich, ſondern auch 
rein körperlich ſteht Frankreich wie manch anderes Land nach 20 Monaten 
eines ſolchen Krieges vor einem Zuſammenbruch, den kein Siegespreis 
wieder gukmachen, kaum eine jpätere lange Friedenszeit jemals wieder her⸗ 
einbringen kann. Jeder Tag weiterer Anſtrengung bedeutet eine weitere 
furchtbare Erſchwerung dieſer ſchon jezt unkragbaren Laſt. Die franzöſiſchen 
Agrarier und Bankiers, die im Kriege die glänzendſten Geſchäfte machen, 
haben in dieſer Situation nakürlich ganz andere Inkereſſen an der Fork⸗ 
dauer des Krieges oder ſeinem Abſchluß als die Arbeiter. Sie können leicht 
große Pakrioken ſein und davon ſchwärmen, den »preußiſchen Militarismus 
zu zerſchmektern«. Man braucht ihnen deshalb nicht einmal ſchlechten Glau- 
ben zuzuſprechen. Auch ſie leiden unker dem Kriege: auch ihre Söhne fallen, 
auch bei ihnen häufen ſich die künftigen Skeuerlaſten; aber fie halten leicht 
aus, denn ihnen bringt eben der Krieg auch reichen Gewinn, ſie können ſich 
es daher leicht geftatten, »alles an die Ehre der Nakion« zu jeßen, den 
»Krieg bis ans Ende« zu führen und wie die ſchönen Schlagworke ſonſt noch 
heißen. In der Tat find ja die meiſten Menſchen ſteks gern bereit, ihren jitt- 
lichen Idealen die Habe und ſelbſt das Leben ihrer Mitmenfchen zu opfern. 

Leider glauben auch unſere franzöſiſchen Genoſſen, dem demagogiſchen 
Schlagwort von der »Vernichkung des preußiſchen Wilitarismus« durch 
den Krieg, das an ihre demokrakiſchen Empfindungen appelliert, inſofern 
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ein Zugeſtändnis machen zu müſſen, daß ſie die Hoffnung ausſprechen, der 


Ausgang des Krieges werde bewirken, daß der preußiſche Wilitarismus 
von ſelbſt zuſammenbreche.“ Sie zeigen damit, wie gefährlich es iſt, ſich durch 


Schlagworte einfangen zu laſſen, deren Bedeukung und Folgen in der ge— 
gebenen Situation ganz andere ſein können als die, die man ihnen ſelbſt 


beilegen möchte. 
Daß die franzöſiſchen Kleinbürger und Rentner geneigt find, den Krieg 


»bis ans Ende« forkzuführen, erklärt ſich, abgeſehen von der ſtark wirk- 


ſamen nationalen Ideologie und dem Gefühl der Enkrüſtung über den deuf- 
ſchen Angriff (ſie faſſen den Krieg als ſolchen auf), wohl haupkſächlich aus 


ihrer Angſt vor dem Verluſt ihrer Renken aus Staakspapieren bei einem 


unglücklichen Friedensſchluß. 

Bei den franzöſiſchen Arbeikern ſtehen aber andere Inkereſſen im 
Vordergrund. Zunächſt iſt die proletariſche Klaſſenbewegung nur infer- 
national möglich, das franzöſiſche Prolekariat daher ſchon aus dieſem 
Grunde am raſcheſten Friedensſchluß inkereſſiert, der ja auch ſonſt ihrer bis 
zum Kriegsausbruch ſtets und oft mit großen Opfern bekätkigken Friedens- 
liebe entſpricht. Dazu kommt, daß eine Klaſſe um jo mehr unter den 
Menſchenverluſten im Kriege leiden muß, je zahlreicher ſie iſt, und einen je 


größeren Teil von ihr die Männer im wehrpflichtigen Alter ausmachen. 


Die Verkrüppelungen müſſen natürlich ebenfalls den Arbeiter und feine 
Angehörigen am ſchwerſten kreffen; vor allem aber drücken Teuerung und 
hohe Steuern gerade ſeine Lage am meiſten herab. Die Vernichkung des 
Kapitals beraubt den Arbeiter der künftigen Arbeitsgelegenheit, während 
der Kapitaliſt durch Anleihepapiere, das heißt Anweiſungen auf künftige 
Renten und Tilgungen, entihädigt wird. So iſt der franzöſiſche Arbeiter 
viel mehr als der Induſtrielle, Agrarier oder ſelbſt als die Mehrzahl der 
Kleinbürger am baldigſten Friedensſchluß inkereſſierk. Die Fragen der Ko— 
lonien und der Renten können ihm im Vergleich zu jenen verhältnismäßig 
gleichgültig ſein, eine Herabſetzung der Zölle würde ſchließlich ſogar zu ſei— 
nem Vorteil führen. 

Allerdings iſt auch der Arbeiter daran intereffiert, daß kein Stück des 
heimiſchen Bodens einer fremden Macht unkerworfen und daß kein fremder 
Landesteil annektiert werde; denn er weiß nicht nur aus dem Beiſpiel der 


Annexion Elſaß-Lothringens im Jahre 1871, wie ſchmerzliche Verluſte dieſer 


Vorgang für alle Beteiligten mit ſich brachte, er weiß auch, daß jede 
nationale Unterdrückung das ſchwerſte Hemmnis der prolekariſchen Be— 
freiung iſt. 

Der Kleinbauer hingegen wäre einer ſolchen Loskrennung gegenüber, 
vorausgeſetzt zum Beiſpiel, daß fie ihm Steuererleichkerungen verſchafft, 
vielleicht nicht jo unverſöhnlich. Sein Gefichtäkreis reicht ja in der Regel 
nicht viel weiter als die Ausficht vom Kirchturm ſeines Dorfes. 

Es iſt nach all dem kein Wunder, daß heute unter dem Ausdruck »Vater— 
landsverteidigung« oft recht verſchiedene Begriffe verſtanden werden. Der 


* Die betreffende Stelle in der Reſolukion des franzöſiſchen ſogenannken Kon— 
greſſes vom 30. Dezember 1915 lautet in genauer Überſetzung: »Den preußiſchen 
Militarismus dahin zurückführen, daß er die Prozeduren des Rechtes annimmt, 
heißt ihn verpflichten, ſich ſelbſt zu zerſtören, indem er feinen Exiſtenzgrund ver- 
neinf. In dieſem Sinne könnte der Krieg von 1915 der letzte der Kriege jein.« 
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urſprüngliche Sinn dieſes Ausdrucks, der beim Ausbruch des Krieges die 
Gemüter entflammte, die unmittelbare Verteidigung der Landesgrenzen, ſo⸗ 
zuſagen des eigenen Herdes gegen den einbrechenden Feind, hat allerdings 
gerade in Frankreich, innerhalb deſſen Grenzen der Feind ſteht, noch ſtarke 
Geltung; aber dieſem urſprünglichen Workſinn hat ſich ſchon längſt unver- 
merkt eine zweite Bedeukung des Wortes unkerſchoben, die Verkeidigung 
nicht mehr bloß der Grenzen, ſondern auch der Lebensinkereſſen des 
Staates. Unter dieſen Lebensinkereſſen verſtehen aber durchaus nicht alle 
das gleiche. Mehr oder weniger unbewußt färben da meiſt die Intereſſen 
der eigenen Klaſſe das Bild, oft kreten die Klaſſenintereſſen ganz an die 
Stelle jener Staaksintereſſen. Auch weiterhin können dann alle glauben, 
einig zu fein, weil fie dasſelbe Schlagwort anerkennen und gebrauchen, in 
der Tak verſteht aber jeder etwas anderes darunter. 


e 

Zu dieſen Schwierigkeiten, die ſich aus der milikäriſchen Situation ſowie 
aus der verſchiedenen Auffaſſung des Begriffs der Landesverkeidigung er⸗ 
geben, geſellen ſich aber in Frankreich auch noch weitere, die ihren Urſprung 
in den innerpolitiſchen Verhälkniſſen des Landes haben. Auch in Frankreich 
ſind Vertreter des Prolefariats in die Regierung eingekreken; aber der fran- 
zöſiſche Regierungsapparat iſt ein ganz anderer als der engliſche. Dem 
Namen nach hat das franzöſiſche Parlament ganz gewaltige Machtbefug- 
niſſe, und in der Tat kann es auch Winiſter machen und ſtürzen, ſoviel es 
will. Aber die Minifter gehen und die Verwaltungsmaſchine bleibt, und fie 
regiert das Land in der Tak. Eine Hauptfunktion franzöſiſcher Parlamen- 
karier waren ftets perſönliche Eingriffe in dieſen Apparat, eine Politik, die 
für alle Beteiligten von üblen Folgen war. Aber was können unter ſolchen 
Umſtänden unſere Genoſſen in der Regierung ausrichten, noch dazu, wo 
die heute weitaus wichkigſten Reſſorts, die des Krieges, der Marine, der 
Kolonien und der Finanzen nicht in ihren Händen find? Der gewaltige Re- 
gierungs- und Verwaltungsapparak ſteht nicht ihnen, ſondern ihren Klaſſen⸗ 
gegnern zur Verfügung. Dabei ſind ſie nach außen hin durch die Gefahren 
der militäriſchen Situation noch viel mehr gebunden als ihre engliſchen 
Miniſterkollegen, und nach innen iſt ihr Gewicht noch geringer, weil gerade 
die induſtriell höchſtenkwickellen Gebiete Frankreichs vom Feinde beſeßt 
ſind und die Arbeiter der übrigen Landeskeile zum großen Teil im Schützen- 
graben liegen. 

Geſetzt den Fall, Genoſſe Guesde käme etwa auf Grund genauer Unter- 
ſuchungen zu der Überzeugung, es wäre für das franzöſiſche Volk, vor allem 
für die franzöſiſchen Arbeiter viel vorkeilhafter, wenn dieſer Krieg mit 
einem ſchnellen Frieden beendet würde, der den Deutſchen die Herrſchaft 
über Algier einräumke, als daß er forkgeſetzt wird mit der Hoffnung, die 
Deutſchen vielleicht in zwei weiteren Jahren beſiegen zu können; dadurch 
würde dieſer entjeglihe Krieg beendet, was für die geſamte prolekariſche 
Bewegung und insbeſondere für die Frankreichs von größtem Vorkeil 
wäre.“ In welcher Weiſe könnte nun Guesde dieſer Überzeugung Ausdruck 

e Um allen Wißverſtändniſſen vorzubeugen, möchte ich hier ausdrücklich feſt⸗ 
ſtellen, daß ich dieſes Beiſpiel ganz willkürlich gewählt habe und mit ihm keines- 
wegs andeuten möchte, daß ich einen Frieden unter ſolchen Bedingungen heute 
als möglich oder als für die proletariſche Bewegung förderlich anſehe. 
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verleihen? Im Minifterrat ſelbſt würde ſeine Stimme ungehört verhallen. 
Denn alle bürgerlichen Minifter würden heute die Zumukung eines ſolchen 
Friedens mit Enkrüſtung von ſich weiſen. Aus dem Winiſterium ausſcheiden 
hieße aber nicht nur deſſen Stellung erſchütkern und damit »die Landes- 
verteidigung ſchwächen«, ſondern dieſer Schritt hätte doch nur Sinn, wenn 
Guesde nun außerhalb des Minijteriums die Agitation für den von ihm ge- 
wollten Friedensſchluß gegen ſeine früheren Kollegen aufnähme. Wo bleibt 
aber dann die »heilige Einkracht«? 

Nehmen wir aber ſelbſt an, Miniſter Guesde habe gar nicht die Abſicht, 
die ſpezifiſchen Klaſſeninkereſſen des Proletariats in ſeiner Politik zur Gel- 
fung zu bringen, er ſtehe nur auf dem Standpunkt der Landesverkeidigung 
im urſprünglichen Sinne dieſes Workes, das heißt der Abwehr feindlicher 
Invaſion. Wie kann er als Minifter dieſen Standpunkt in der Politik ſeines 
Landes während des Krieges zur Geltung bringen? Denn ſelbſtverſtändlich 
kann die Politik der Partei nicht von den Launen des Kriegsglücks auf 
einem ganz beſtimmten Teil des Kriegsſchauplages abhängig gemacht wer- 
den. Sonſt hätte zum Beiſpiel die ſozialiſtiſche Dumafrakkion bis zur 
Schlacht von Gorlice im Namen der bloßen Landesverkeidigung gegen die 
Kriegspolitik opponieren, fie aber ſeit der Rückeroberung Lembergs unter- 
ſtützen müſſen. Wenn aber dieſer Maßſtab verſagt, wo iſt dann die Grenze 
zu ziehen? Wann iſt die Landesgrenze jo weit geſicherk, daß der Forkgang 
des Krieges fie nicht mehr gefährdet? Das iſt nakürlich nie der Fall. Die 
Niederlagen Napoleons I. im fernen Rußland öffneten den Verbündeten 
die Tore Frankreichs; und hätten nach der Schlacht von Sedan die fran- 
zöſiſchen Aufgebote die Deukſchen beſiegk, jo wäre wohl auch eine Invafion 
Deutſchlands erfolgt, zu der nakürlich die Möglichkeit gefehlt häkte, wenn 
ſofort nach Sedan der Friede zuſtande kam. 

Auch die Landesverkeidigung im urſprünglichen und engſten Sinne des 
Wortes iſt alſo durchaus abhängig von der Wahl der Kriegsziele. Nehmen 
wir zum Beiſpiel an, Guesde erführe, der franzöſiſche Generalſtab wolle den 
Krieg fortführen bis zur dauernden Beſetzung des linken Rheinufers. Bis 
dieſes Ziel erreicht, jollte es keinen Frieden geben, mithin auch keine Siche- 
rung der Landesgrenze. Guesde erkenne den Wahnſinn eines ſolchen Kriegs- 
ziels, feine abſolute Volksfeindlichkeit. Was kann er kun, um dieſes Unheil 
abzuwenden? Tritt er aus dem Winiſterium aus und macht Oppoſition im 
Lande, jo ſchwächt dieſer Schritt die politiſche Situakion der Regierung, auch 
den Verbündeten gegenüber, er zeigt das Land dem feindlichen Ausland als 
in ſich geſpalten, er gefährdet die Landesverkeidigung, indem er die »heilige 
Einigkeit« zerſtört. Solange dieſe unangefochten beſteht und beſtehen 
ſoll, find daher die Verkreker des franzöſiſchen Prolekariaks im Winiſterium 
in der Tat nur die Gefangenen, die Geiſeln ihrer bürgerlichen Kollegen. 
Praktiſch kommt dieſer Geiſelcharaktker der franzöſiſchen Arbeiterführer 
hauptſächlich darin zum Ausdruck, daß nicht nur fie ſelbſt keine andere als 
die offizielle Stellung des Geſamkminiſteriums einnehmen können, ſondern 
daß fie auch die Parlamenksfraktion und den Organijafionsapparat der 
Partei mit ſich gezogen und fie dadurch noch mehr davon abgebracht haben, 
auch in Kriegszeiten proletariſch-ſozialiſtiſche Politik zu machen. 

Schon aus dieſem Grunde kann daher in Ländern, in denen das Pro- 
lekariat während der Kriegszeit im Miniſterium nicht verkreken iſt, die 
| 1915-1916. 11. Bd. 10 
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Haltung der Sozialdemokraten im Parlament der Regierung und den 
Militärgewalten gegenüber viel freier ſein. Wir ſehen das heute beſonders 
deutlich in Rußland und in Italien. In den jo verſchiedenen Parlamenten 
dieſer beiden Staaten üben die Sozialdemokraten ſchonungsloſe Kritik nicht 
nur an den Kriegszielen, ſondern auch an der Kriegführung und der Wahl 
der Kriegsmittel. Denn auch dieſe hängen nakürlich mit den geſteckten Kriegs- 
zielen aufs innigſte zuſammen. So wird man gewiſſe, beſonders erbitternde 
Kriegsmittel zweckmäßig nur dann anwenden, wenn man die Ausſicht, aber 
auch die Abſicht hat, den Gegner mit ihrer Hilfe vollkommen niederzuringen. 
Wer dieſe Abſicht nicht verfolgt, ſondern möglichſt bald mit dem Gegner zu 
einer Verſtändigung gelangen will, wird auch jene Mittel kaum gutheißen 
können. 5 

In Ungarn beſitzt das Prolekariat kein Wahlrecht zum Reichstag und 
hat daher auch dort keine Vertretung; in Sſterreich iſt das parlamenkariſche 
Leben ſeit Kriegsdauer überhaupt eingeſtellt. Da in der Monarchie wie in 
den meiſten anderen der kriegführenden Staaten der geſetzliche Kriegs- 
zuſtand herrſcht, haben von den Sozialiſten dieſer Länder bisher nur die 
Polen durch einen politiihen Akt größeres Inkereſſe auf ſich gelenkt. Sie 
find dem Polenklub beigetreten und haben dadurch in der Befolgung der 
Politik des Burgfriedens eine Konſequenz bewieſen, die ſie auf anderen 
Gebieten vielleicht nicht immer gezeigt haben. 

In Deutſchland — doch darüber ſollen wir ja erſt auf dem nächſten 
Parteitag verhandeln, der nach dem Friedensſchluß ſtattfinden wird. Er 
ſoll ja darüber zu beraten und zu beſchließen haben, welche Politik die 
deutſche Sozialdemokratie während der Schickſalsſtunde Europas, während 
des Weltkriegs hätte einſchlagen ſollen. 


Antwort auf die „mahnende Erinnerung“ von Karl Kauksky. 


In Nr. 3 der Neuen Zeit veröffenklicht Genoſſe Kauksky einen Artikel, 
in dem er nachzuweiſen verſuchk, daß vor 31 Jahren »ein tiefgehender 
innerer Zwieſpalt zu Ende ging, vielleicht der ſchlimmſte unter denen, die 
an dem Gefüge unſerer Partei rüttelten, in der Zeit ſeit ihrer Einigung im 
Jahre 1875 bis zum Ausbruch des jetzigen Krieges«. Kauksky meint damit 
185 Kampf innerhalb der Fraktion über die Dampferſubvenkion im Jahre 
1885. 

Es muß recht ſchlimm um das Gebot der Stunde beſtellt ſein, wenn der 
Sturm in einem Glaſe Waſſer — denn etwas anderes war der Streit um 
die Dampferſubvenkion nicht — mit dem heutigen Krieg in Verbindung ge- 
bracht wird, der ganze Erdteile in blutige, wütende Kämpfe verſtrickt hal 
und in der ſozialdemokratiſchen Fraktion Differenzen erzeugke, die in dei 
Tat zu einer Spaltung führten. | 

Ohne mich auf eine Diskuffion einzulaffen über die Urſachen der Frak— 
tionsſpaltung, will ich nur dagegen Einſpruch erheben, daß Vorkommniſſe 
vor 31 Jahren in irgendeine Verbindung gebracht werden mit der heutiger 
Zeit, die mehr als je eine einheitliche Politik und Diſziplin der Parke 
erfordert. Wenn damals die Mehrheit von 21 Abgeordneten, zu der aud 
Bock, Meifter und Singer zählten, ſich mit der Minderheit von 3 Abgeord. 
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neten in der Frakkion ſtritt, fo hat der Streit ſehr oft Heikerkeitsausbrüche 
ausgelöſt, an denen alle teil hatten; von einem Zwang bei Abſtimmungen 
konnte nicht die Rede ſein und war auch nicht die Rede, da es ſich nicht um 
eine prinzipielle, ſondern um eine rein takkiſche Frage handelte. Wenn 
ſchließlich eine einſtimmige Ablehnung der Dampferſubvenktionsvorlage ſei— 
tens der Fraktion erfolgte, jo lag es an der Samoalinie, die wir, wie ich 
bereits in der Kommiſſion erklärte, wegen ihrer kolonialpolitiſchen Bedeu— 
ung nicht bewilligen konnten. Wäre die Samoalinie gefallen, dann hätte 
die Fraktion in ihrer Mehrheit wahrſcheinlich für die Linien nach Oſtaſien 
ind Auſtralien geſtimmt. Unfer Antrag, daß in die ſubvenkionierken Linien 
zur neue Schiffe eingeſtellt werden dürften, war katſächlich — wenn auch 
was modifiziert — in das Geſetz übergegangen, denn im § 10 des Gejeges 
heißt es: 

| In die Linien einzuffellende neue Dampfer müſſen auf deutſchen 
Werften und kunlichſt unter Verwendung deutſchen Materials gebaut 

werden. 

Damit war unſerer Abſicht, dem daniederliegenden Schiffbaugewerbe die 
eutſchen Aufträge zuzuweiſen, die bislang nach England gegeben worden 
varen, Genüge geleiſtet. | 
In dem Werke »Die deutſchen Reichspoſtdampferlinien nach Oſtaſien 
ind Auſtralien in zwanzigjährigem Bekrieb« (Berlin 1906, Mittler & Sohn) 
ſeißt es denn auch auf S. 118: 

Erſt die Reichspoſtdampfervorlage und die dadurch bedingten Neu- 
bauten brachten hier die entſcheidende Wandlung und ſind daher als 
Ausgangspunkt für die mächtige Entwicklung des deutſchen Schiffbau⸗ 
gewerbes innerhalb der letzten 20 Jahre anzuſehen. 

Wer darüber noch weiteres nachleſen will, den verweiſe ich auf Meb- 
ings Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie, 4. Band, S. 265 ff. 

Heute wird man es kaum begreifen, wie die Dampferſubventionsvorlage 
or 31 Jahren erhebliche Parkeidifferenzen erregen konnte, geſchweige denn, 
aß Kaufsky es für notwendig gehalten hat, fie heute wieder auszugraben 
nd fie als »mahnende Erinnerung« den Zeitgenoſſen vorzuführen. Die 
5 der Minderheit wird dadurch nicht beſſer und die der Mehrheit nicht 
chlechter. | 
Die Erregung der Minderheit vor 31 Jahren findet jedoch ihre Erklä- 
ung in dem damals herrſchenden Sozialiſtengeſetz, unter dem alle gleich— 
jäßig litten, und — in dem heiligen Gral in Zürich, deſſen Ritter, Bern- 
15 und Kautsky voran, auf dem Kopf ſtanden, als fie die Mär von der 
teile nach Oftafien und Auſtralien vernahmen. Das durfte nicht geſchehen, 
nd deshalb Kampf gegen die damalige Mehrheit, wobei auf beiden Seiten 
n grotesken Einfällen Wunderliches geleiſtet worden iſt. 
Daß die Fahne der Rebellion gegen die damalige Mehrheit der Fraktion 
Zürich entfaltet worden iſt, ſtimmt, desgleichen das Überſpringen der 
kebellion auf die Mitgliedſchaften in Paris, London, Brüffel, Kopenhagen, 
ew Vork nicht zu vergeſſen — in Deutſchland ſelbſt hat man ſich außer in 
Hi a. M. und Leipzig um die Dampferſubvention blutwenig geküm- 


erk. Es mag hier und da wohl geſchehen fein; aber das lag an Bebel, der 
uf ſeinen Geſchäftsreiſen ſehr viel mit den Parkeigenoſſen allerorts in 
zerührung kam und dabei als Gegner der Vorlage in der ihm eigenfüm- 
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lichen leidenſchaftlichen Weiſe gegen die Mehrheit vom Leder zog. Eine 
Spaltung wollte Bebel ebenſowenig wie die Fraktionsmehrheit. Wenn beide 
Teile es gewollt hätten, wären fie von der Parkei in Deukſchland ausgelacht 
worden. Der heilige Gral hakte ſich ganz überflüſſigerweiſe mit dem Spal- 
kungsalp belaſtet. 

Viel ſchlimmer ſtand es im Jahre 1898, als Bernſtein die Fahne des 
Aufruhrs erhob und mit ſeinem Ausſpruch »Das, was man gemeinhin End. 
ziel des Sozialismus nennk, iſt mir nichts, die Bewegung alles« die Partei 
ganz gehörig durcheinander und der Spaltung nahe brachte. In der Neuen 
Zeit und den Sozialiſtiſchen Monatsheiten, beſonders aber in den Partei 
kagsprokokollen von Stuttgart, Hannover, Lübeck und München iſt darüber 
manches Wiſſenswerke mitgekeilt. f 

Nach Jahr und Tag hakte ſich der Sturm im Glaſe Waſſer gelegt. Die 
Vorlage des Baues des Nordoſtſeekanals, der in erſter Linie militäriſchen 
Zwecken dienen follfe, wurde einſtimmig von der Fraktion bewilligt, ohne 
daß es in Zürich unruhig wurde; auch der Fall »Schneckengrün« erregke 
keine übermäßige Aufmerkfamkeit, obwohl es ſich hier um eine Arbeiter- 
kolonie handelte, die keineswegs als ſoziales Heilmittel anzuſprechen war. 
Bebel hatte mit den ſozialdemokratiſchen Abgeordneten im Sächſiſchen Land: 
kag dafür geſtimmt, und zwar nicht ohne leiſe Proteſte gegen dieſe Ab⸗ 
weichung vom geraden revolutionären Weg. Man hatte an der Dampfer 
ſubvenkion genug, und es gelüffefe auch die Speerſchwinger nicht nach eine: 
Wiederholung. | . 

Aber ein Nachſpiel ſollte die Dampferſubvention doch noch haben, und 
zwar auf dem Parteitag in St. Gallen, der nach den Faſchingswahlen 1887 
ſtattfand, die eine dezimierte Fraktion in den Reichstag entjandt hatten. 

Die beiden Berichterftatter, Haſenclever und Bebel, erwähnken in ihren 
parlamenkariſchen Berichten zum Erſtaunen vieler Genoſſen die Dampfer. 
ſubvenkion mik keinem Work. In der Diskuſſion bemerkt Fritz Geyer, daß 
er nichts darin finde, wenn der Referent die Dampferſubvenkion nicht er: 
wähnk habe. Es ſtand den Anweſenden frei, die Frage auch ſo zu beſprechen 
Er fände keinen Unkerſchied zwiſchen der Abſtimmung für Schneckengrü 
oder der Dampferſubvenkion. | 

Bebel führt dazu aus: | 

Für ihn ſei die Schneckengrüner Angelegenheit abgetan, Neues habe mar 
ihm darüber nicht ſagen können, und er wolle Altes nicht wiederholen. Die Mah 
nung an die Fraktion, einig zu fein, ſei wohl gut gemeint, aber er frage, wie mar 
ſich den Ausgleich von Meinungsdifferenzen, die doch nun einmal unausbleiblich 
ſeien, denke. Der Mahner zur Einigkeit in allen Fragen werde, wenn er einma 
in der Fraktion ſitze, ſelbſt genötigt werden, Partei zu ergreifen, und er (Rednet 
ſei im Zweifel, ob das immer in einer friedenſtiftenden Weiſe geſchehe. Meinungs 
differenzen entſtänden über gewiſſe praktiſche Fragen ſchon aus der verfjchiedener 
Lebensſtellung der Abgeordneten, ihrem Charakter, ihrem Naturell und vor allen 
aus der Auffaſſung über das Skadium des Abwirtſchaftungsprozeſſes, in dem dir 
bürgerliche Geſellſchaft ſich befinde. Wer der Anſicht ſei, daß die letztere in abſeh 
barer Zeit an ihren eigenen Übeln zuſammenbreche und dann unſere Zeit komme 
oder wer der Meinung ſei, daß darüber noch Generakionen hingingen und mai 
froh ſein müſſe, Forderungen, wie ſie der Arbeiterſchußzgeſetzentwurf enthalte, an 
Ende feines Lebens durchgeſetzt zu ſehen, werde in feinem kakkiſchen Verhalten 
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von ganz anderen Gefichtspunkten ausgehen. Und dieſe Verſchiedenheit der Auf- 
faſſung, die eben nicht zu befeitigen ſei — man möge doch endlich lernen, unſere 
makerialiſtiſche Welt- und Geſchichtsauffaſſung auch auf unſer eigenes Parteileben 
zu überkragen —, werde ſtets zu neuen Meinungskämpfen innerhalb der Partei 
führen. Aber konſtatieren wolle er ausdrücklich, daß dieſe Kämpfe dem perjön- 
lichen Freundſchaftsverhälknis der Abgeordneten zueinander keinen nachhaltigen 
Abbruch bisher getan und daß nach feiner, des Redners, feſter Überzeugung jeder 
im beſten Glauben, das Wohl der Partei zu fördern, gehandelt habe. Er habe auch 
nicht gejagt, daß eine Spaltung unausbleiblich ſei, ſondern nur dargelegt, unter 
welchen Umſtänden und Verhälkniſſen fie möglich ſei. Er glaube, gerade dadurch 
der Partei am beſten zu dienen, wenn er rückhaltlos ſich ausfpreche. 

Liebknecht konſtakiert darauf die Einmüligkeit, die ſich in der Haupkſache in 
dieſer Debatte auf dem Parteitag herausgeſtellt habe. Er beſtreiket auch, daß inner- 
halb der Fraktion ernſthaft von zwei auseinandergehenden Strömungen geſprochen 
werden könne, das habe ſich am deuklichſten gezeigt bei den mehrfach kritiſierten 
Abstimmungen über die Dampferjubvention und die Arbeiterkolonie Schnecken 
grün. Die eine Abſtimmung falle den fogenannten »Gemäßigten«, die andere den 
ſogenannten »Radikalen« zur Laſt, wo ſei da die Grenze zu ziehen? 


* * * 
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Zaurzeit iſt eine Fraktionsſpaltung kakſächlich vorhanden. Die Urſachen 
ſind jo gewaltig, daß ſie an keinem Maßſtab gemeſſen werden können; aber 
1 eine ſteht nach meiner Meinung unumſtößlich feſt, zu einer Parteijpal- 
kung werden die Differenzen nicht führen. 

In den neutralen und den kriegführenden Ländern und auch bei Ge— 
noſſen in Deutſchland wird die Anſichk verfrefen, die ſozialdemokrakiſche 
Fraktion des Reichstags hätte durch ihre Abſtimmung die Inkernakionale 
verraten, ja ſie hätte ſich vom Imperialismus düpieren laſſen und ſei ſelbſt 
Mperialiſtiſch geworden. 

Wenn das richtig wäre, jo müßte der Vorwurf an alle Proletarier- 
etangen, auch Frankreichs und Englands, gerichtet werden, denn zu 
gleicher Zeit, ohne Kennknis der Beſchlüſſe der Bruderparkeien, haben die 
Parlamente einſtimmig den gleichen Beſchluß gefaßt. 

| Aber der Vorwurf iſt unberechtigt, und zwar aus dem ganz einfachen 
Grunde, weil die ſozialdemokratiſchen Parteien aller in Betracht kommen- 
den Länder nicht ſtark genug waren, den Krieg zu verhindern, und alle die 
zwingende Notwendigkeit, ihr Vaterland in der Stunde der Gefahr nicht im 
12 zu laſſen, einſahen. 

Welche Mittel hätten denn auch die Sozialdemokraken anwenden wollen, 
9 den Krieg, wenn nicht zu hindern, doch zu erſchweren? Etwa den 
Heneralſtreik? 

Ich bin der feſten Überzeugung, keine der ſozialdemokrakiſchen Partee 
der in Betracht kommenden Länder hat auch nur eine Minute an dies 
Mittel gedacht, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil es nicht durch- 
führbar war. 

Darüber ſich weiter auszulaſſen, iſt ganz unfruchtbar. 

Aber iſt denn die inkernationale Arbeiterbewegung wirklich geſprengt, 
vird fie — wie ihre Vorgängerin durch den Krieg von 1870 — der Auf- 
öſung verfallen? Ich bin ganz enfgegengejegter Meinung. 

Der aus wirkſchaftlichen Urſachen enkbrannke Krieg wird ein Ende 
Nehmen, und dann werden die Organijafionen der Internationale wieder 
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zuſammentkreten und ihre weltgeſchichtlichen Aufgaben zu erfüllen ſuchen 
krotz des vorangegangenen Krieges, der von keinem gewollt, aber auch von 
keinem gehindert werden konnke. Jeder Teil hat ſeine Pflicht der Nation 
gegenüber erfüllt, um nunmehr wieder als Weltbürger ſeine Pflicht zu er- 
füllen in der Bekämpfung des Kapitalismus und Imperialismus im Inter⸗ 
eſſe der arbeitenden Bevölkerung, ja der ganzen Menſchheit. 

Da iſt ſo viel gemeinſame Arbeit zu verrichten, daß jeder Tropfen Haß 
innerhalb der inkernakionalen Arbeikerſchaft, wenn er fi) je zeigen ſollte, ſich 
ſchnell verflüchtigen wird. 

Wer die Einigkeit in der Partei fördert, dient damit auch der Zukunft 
und krägt dazu bei, daß Kriege wie der e zur Unmöglichkeit werden. 

Heinrich Dießh. 


ͤ—— — — — 


Zur Induſtrialiſierung Oſtaſiens. 
Von O. Jenſſen. 
1. Japan. 

Bei der Beurteilung des Tempos und der Möglichkeiten der Indufkriali- 
ſierung Oſtaſiens werden nur zu leicht die Schwierigkeiten und Hemmungen 
überſehen, welche ſich der Umwandlung dieſer Wirtſchaftsgebiete der Na- 
kuralwirkſchaft und des Handwerks in moderne Induſtrieſtaaten entgegen- 
ſtellen. Das Beiſpiel Japans iſt in dieſer Hinſicht äußerſt lehrreich, da in 
China vielfach ähnliche Verhältniſſe herrſchen wie im Japan der achtziger 
Jahre, wenngleich die Ausdehnung, geographiſche Beſchaffenheit, politiſche 
Verfaſſung des konkinenkalen Rieſenreichs die Bedingungen der Enkwick⸗ 
lung weſenklich beeinfluſſen. In den Grundzügen dürfte aber die Enkwick⸗ 
lung des frühkapitaliſtiſchen China die gleichen Merkmale aufweiſen, wie 
fie die Wandlungen Japans im legten halben Jahrhundert gezeigt haben. 

Unter dieſem Geſichtspunkt iſt daher ein Werk äußerſt wertvoll, das die 
induſtrielle Entwicklung Japans nicht nur eingehend beſchreibt, ſondern auch 
den Charakter japaniſcher Induſtriearbeik vielſeitig beleuchtet und hiſtoriſch 
zu erklären ſuchk.! Der Verfaſſer hat ein äußerſt reichhaltiges inkernatio⸗ 
nales Material kritiſch geſichtet und wiſſenſchaftlich verarbeitet, wobei ihm 
ſeine mehrjährige Tätigkeit als Ingenieur in der Induſtrie des Inſelreichs 
ſehr zuſtakten kam. Die Technik der verſchiedenſten Induſtriezweige wird 
daher bei der Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung der Gewerbe und 
bei der Beſchreibung ihres heutigen Standes eingehend gewürdigt. 

Die japaniſche Induſtrie von heute hat durchweg frühkapitaliſtiſchen Cha⸗ 
rakter: geringe Verwendung mechaniſcher Kraft, Vorherrſchen des Klein- 
befriebs, maſſenhafte Verwendung von Frauen und Kindern, lange Arbeits: 
zeit, auch der Männer, dabei geringe Produktivität der Arbeit. 

Beim Leſen der eingehenden Schilderungen der Verhältniſſe der Baum⸗ 
wollinduſtrie, Weberei, Zündholzfabrikation uſw. iſt die Ahnlichkeit mit den 
ſozialen Zuſtänden in England während der erſten Hälfte des neunzehnten 
Jahrhunderts augenfällig. Das ungeheure Elend des japaniſchen Prole- 


1 Dr. oec. publ. E. A. Heber: Japaniſche Induſtriearbeit. 7. Band der »Probleme 
der Weltwirkſchaft«, Schriften des Inftituts für Seeverkehr und Welltwirtſchafk an 
der Univerfität Kiel. Herausgegeben von Profeſſor Dr. Bernhard Harms. Jena 
1912, Verlag von Guſtav Fiſcher. 275 Seiten. 
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kariatls hat S. Kakajama an dieſer Stelle des öfteren geſchildert. Trotz der 
großen Ausbeutung bei Arbeitszeiten von 12 bis 16 Stunden find die Lei— 
ſtungen der japaniſchen Induſtrie recht mangelhaft, was Heber durch zahl- 
reiche Beiſpiele beweiſt. 

Bei der Rohſeidenfabrikakion zum Beiſpiel iſt die Abfallquote ſehr groß, 
da die Fäden nicht ſorgfältig abgehaſpelt werden. Bei höheren Koſten als in 


Europa wird daher eine jchlechtere Ware erzielt, jo daß beſondere Konkroll— 


bureaus für die Ausfuhr eingerichkek werden mußken, um nur gute Ware 
ins Ausland zu ſenden. | 

In der Baumwollinduſtrie mit überwiegender Frauenarbeit kritt die 
Minderwertigkeit der Leiſtungen beſonders klar zukage. Auf 1000 Spindeln 
entfallen in Großbritannien 6, in Deutſchland 10, in Japan 50 Arbeiter. In 
Japan kommen 5 Perſonen auf 1000 Ringſpindeln und 3 auf 600 bei Garn 
Nr. 39 bis 40, in den Vereinigten Staaten dagegen nur 1 Perſon auf 1000 
Ringſpindeln. Es verhält ſich demnach die eee der Arbeit in der 
Spinnerei in Japan und Amerika wie 5:1 und in Japan und England 
wie 3:1. 

Die lange Arbeitszeit dient keinesfalls zur Erhöhung des Arbeitserkrags, 
wie folgender Vergleich zeigt: 

Die Durchſchnittsproduktion pro Spinner betrug 1907 in Deutſchland 


4300 Kilogramm bei 300 Arbeitskagen zu 9 bis 10 Stunden; in einer Spin- 


nerei der Provinz Honan (China) 3400 Kilogramm bei 600 Schichten zu 
10 Stunden auf den chineſiſchen Arbeiker. In Japan dagegen produzierke 
1900 der Arbeiter durchſchnittlich 2100 Kilogramm bei 646 Schichten zu 10 
bis 12 Stunden. Es leiſtet der Spinner in Japan kaum halb ſoviel wie in 
Europa, wobei allerdings die große Nachläſſigkeit in der Vorbereikung des 


Spinnſtoffs zu berückſichkigen iſt. 


Ahnlich iſt es in der Weberei, wo um 1902 für 100 Maſchinenwebſtühle 


105 Perſonen zur Bedienung gebraucht wurden, während in England nur 
45, in Amerika nur 36 Perſonen genügten. Auch im Bergbau iſt die Ar- 


beitsergiebigkeit bedeutend geringer, was nicht nur in der oft unzureichenden 


kechniſchen Ausrüſtung der Betriebe, ſondern auch in der mangelnden Ge— 


ſchicklichkeit der Arbeiter begründet iſt. Die rühmliche Ausnahme des 
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Kupferbergbaues, der modern eingerichkeke und gut geleitete Großbekriebe 


beſitzt, wird ausgeglichen durch die rückſtändige Technik der Kupfer- 
verhüktung. 


Beſonders bedenklich iſt die Rückftändigkeit des japaniſchen Mafchinen- 
baues und der Eiſeninduſtrie im allgemeinen. Hier wirkk die Eigenart der 


Entwicklung des japaniſchen Handwerks verhängnisvoll. In Japan fehlten 


die Bauſchloſſerei und die ausgebildete Schmiedekunſt, wie fie das europäiſche 
Mittelalter kannte. Jene Handwerke lieferten der aufkommenden europäi— 


ſchen Waſchineninduſtrie mekalltechniſch gut vorgebildete Arbeiter. Anders 


in Japan: hier war und iſt die Eifen- und Bronzebearbeikung in erſter Linie 
Ziertechnik. Man hat große Ferkigkeit in der Oberflächenbehandlung des 


Mekalls erreicht, wie die Schwerkgriffverzierungen und Bronzearbeiken in 


den Tempeln beweiſen, aber dieſe hohe Technik in der Dekorakionskunſt 


ließ die Metallarbeiter ſich lieber neuen Zweigen des Kunſtgewerbes zu— 


wenden. Dieſe Handwerker hatten weder Anlage noch Neigung zum kon- 
ſtruktiven und undekorafiven Maſchinenbau. So blieb gerade dieſe wich— 
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tigfte moderne Induſtrie ohne einen Stamm gelernter Arbeiter. Es iſt daher 
kein Wunder, daß in Japan gebaute Maſchinen im allgemeinen weit unter 
europäiſchen Produkten ſtehen. Die Fluktuation des ungelernten japaniſchen 
Arbeiters, feine Nachläſſigkeit gegenüber dem Material, ſeine mangelnde 
Berufsſchulung uſw. konnten nur mangelhafte Rejultate gerade im Ma- 
ſchinenbau erzielen. Die japaniſchen Maſchinenbauer leiſten nach dem Urkeil 
europäiſcher Ingenieure nicht den dritten Teil der weſtlichen Kollegen, und 
auch der japaniſche Profeſſor Tejima vom Polytechnikum in Tokio macht 
die japaniſchen Maſchinenbauer verankworklich für den langſamen Fork⸗ 
ſchritt der Mechaniſierung einheimiſcher Gewerbe und jagt ihnen Unfähig- 
keit und Mangel an Berufsſtolz nach. Ihr Lohn enkſpräche keineswegs ihren 
Leiſtungen. 

Dagegen ſind die Leiſtungen japaniſcher Staatsarbeiter auf dem gleichen 
Gebiet weſenklich höher. In Arſenalen und auf ftaatlihen Werften iſt aller- 
dings die Berufsvorbildung vielfach beſſer als in der Privakinduſtrie, und 
es kritt hier der nafionale Impuls hinzu. Der Arbeiter weiß, daß es ſich um 
die Landesverkeidigung handelt, und das erhöht bei dem ausgeprägten 
Chauvinismus des geſamken Volkes die Sorgfalt und Inkenſität ſeiner 
Tätigkeit. 

Trotz dieſer Ausnahmen kommt Ingenieur Dr. Heber zu dem zuſammen⸗ 
faſſenden Schluß, daß der japaniſche Induſtriearbeiker kaum die Hälfte oder 
ein Drittel der Leiſtung eines europäiſchen und ein Fünftel eines amerika 
niſchen Arbeiters vor ſich bringt. Troß der niedrigen Löhne ſei daher (privat- 
wirkſchaftlich geſprochen) der japaniſche Arbeiter ſeinen Leiſtungen ent- 
ſprechend bezahlt, da bei nur geringer kechniſcher Fertigkeit die Löhne des 
einzelnen »Gelernken« ſofork erheblich emporſchnellen. Unkerbezahlt, wie 
auch in Europa, ſei die maſſenhafte Frauen- und Kinderarbeit. f 

Aus volkswirkſchaftlichen Gründen krikk aber auch Heber für die Er- 
höhung der Löhne der geſamten Arbeiterſchaft ein, um der Unterernährung 
des Proletariats, die er eingehend nachweiſt, ein Ziel zu ſezen, da dieſe 
Unterernährung neben anderem ein Haupkgrund der mangelnden Ergiebig- 
keit der japaniſchen Induſtriearbeit iſt. 

Zur hinreichenden Erklärung iſt allerdings die geſamke ſoziale Enkwick⸗ 
lung Japans heranzuziehen. Der Zuſammenſtoß der weſtlichen Ziviliſation 
des modernen Induſtrialismus mit der auf handwerksmäßiger Produktion 
beruhenden Kultur Japans erklärt in letzter Linie all die Mängel des an die 
Maſchine noch nicht angepaßten japaniſchen Arbeiters: 

Vor allem war Fabrikarbeit, wenn man von einigen wenigen Betrieben der 
Sakébrauerei und den Feudalmanufakkuren abſieht, jo gut wie unbekannt. Sie 
war auch den Neigungen der Japaner diamekral enkgegengeſetzt. Die impulſive 
Arbeitsweiſe, welche bis dahin in Japan vorgeherrſcht hakte, verkrug ſich ſchlecht 
mit den Forderungen einer rationellen Technik. Die Maſchine duldet keine Stim- 
mungsarbeit. Sie verlangt gleichmäßige, angeſpannte und ungeteilte Aufmerkſam⸗ 
keit während einer langen Reihe von Stunden. Für den modernen Induſtriebekrieb 
find ganz andere Gefichtspunkte maßgebend als für das mittelalterliche Kunſthand⸗ 
werk. Das Prinzip der Selbſterhaltung und der Rentabilität ſollte nun ausſchlag⸗ 
gebend fein für die Bekriebsweiſe. Ein erheblicher Teil der Arbeiter war jetzt ge- 
zwungen, regelmäßig, ob mit oder ohne Stimmung, ein gewiſſes Quankum Arbeit 
pro Tag zu verrichten. Da der äſthetiſchen Veranlagung durch die Maſchine nicht 
Rechnung getragen wurde, ſchwand das Interejle an dem erzwungenen Refultaf 
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der Arbeit und das Gefühl der Verantworklichkeit für ihre Qualität. Die Maſchine 
iſt grauſam, unbekümmerk um die perſönlichen äſthetiſchen Bedürfniſſe des Ar- 
beiters erheiſcht ſie gebiekeriſch einen Dienſt, welcher der individuellen Eigenart 
nicht die geringſte Achtung zollt. Was iſt natürlicher, als daß der japaniſche Ar- 
beiter in der Maſchine ſeine geſchworene Feindin ſieht, an der er ſich rächt, indem er 
fie ebenſo vernachläſſigt, wie fie ſeine Perſönlichkeit ignoriert. So erklärk ſich die 
rapide Abnutzung japaniſcher Maſchinen. Der Japaner mußte um ſo mehr gegen 
die Maſchine eingenommen werden, als ſie ihn zu einer Tätigkeit zwang, die über 
ſeine Kräfte ging. Phyſiſch ausgebeutet und moraliſch deprimiert, ſieht der japa- 
niſche Prolekarier den Unternehmer, der ihm dieſe Sträflingsarbeit zumukek, als 
ſeinen Bedrücker an. Daß die Maſchinenarbeit feine Kräfte katſächlich überfchreitet, 
dafür haben wir oben eine Reihe von Belegen angeführt. Was iſt naheliegender, 
als daß der Arbeiter verſucht, ſich dem auf ihm laſtenden Drucke zu entziehen? ... 
Ein geübter Stamm von Arbeitern läßt ſich auf dieſe Weiſe nicht heranbilden. Mit 
Recht klagen deshalb die Unternehmer über minderwerkige Leiſtungen des Per- 
ſonals. .. . Sie ſchließen ſich zu Verbänden zuſammen, um die Löhne niedrig zu 
halten, und verwenden mit Vorliebe anſpruchsloſe Kräfte, Frauen und Kinder, die 
lie... bei Gefängniskoſt verpflegen. Um den Ausfall, der durch den fortgejeßten 
Wechſel der Arbeiter, und ihre geringen Leiſtungen enkſteht, einigermaßen aus- 
zugleichen, laſſen fie 12 und mehr Stunden am Tage arbeiten und ſchränken die 
Ruhepauſen auf das äußerſte ein mit dem Erfolg, daß die Leiſtung pro Stunde 
noch mehr reduziert wird, eine, wie man ſieht, ſehr kurzfichtige Politik. Beſonders 
wirft man den modernen Induſtriearbeitern einen abjoluten Mangel an Berufs- 
ſtolz und Verankworkungsgefühl vor. Verankworkung ſetzt Willensaukonomie vor- 
aus. Darf man den japaniſchen Arbeiter für die Qualität von Leiſtungen verant- 
wortlich machen, zu denen er gezwungen worden iſt? Wie kann man von einem 
Volke, das über ein Jahrtauſend lang ſeine Arbeit nur nach äſthekiſchen Geſetzen 
verrichtet hat, erwarten, es werde allein dadurch, daß man ihm einen Lohn zahlt, 
und noch dazu einen ſolchen, der für eine zweckenkſprechende Ernährung nicht ein- 
mal hinreicht, ſich veranlaßt ſehen, nunmehr ſeine Beziehungen zur Arbeit ohne 
Rückſicht auf innerſte perſönliche Bedürfniſſe radikal zu ändern und an die Skelle 
des künſtleriſchen Interefjes an deren Refultat dasjenige an einem möglichſt hohen 
Lohne ſezen? Eine ganze Welt trennt die abendländiſche und die japaniſche Auf- 
faſſung von der Arbeit.... Die Einführung des Löhnungsſyſtems hat nun aller- 
dings bewirkt, daß wenigſtens ein Teil der Arbeiker ſeine Tätigkeit katſächlich nach 
der Höhe des Lohnes regelt, aber in einer Weiſe, die ſicherlich nicht beabſichtigt 
war. Wird der Lohn erhöht, ſo ſteigen in den meiſten Fällen die Leiſtungen nicht, 
ſondern fie ſinken. Der höhere Lohn veranlaßt den Arbeiter in erſter Linie nicht 
zu höherer Lebenshaltung, ſondern zu beſchaulicherer Arbeitsweiſe.... Solange 
eben die Ernährung in einem Wißverhältnis zu der geforderten Leiſtung ſteht, wird 
eine Lohnerhöhung ganz natürlich zuerſt zu einer Herabſetzung dieſer und erſt in 
zweiter Linie zu einer Beſſerung jener führen. . .. (S. 252 bis 254.) 

Es handelt ſich hiernach nicht um beſondere Raſſeneigenſchaften der 
Mongolen, ſondern es find die Kennzeichen der frühkapikaliſtiſchen Periode, 
deren Mängel ſich durch die befondere Entwicklung Japans verſtärken. Das 
japaniſche Handwerk hakte ſich weit mehr als das europäiſche zum KAunff- 
hondwerk entwickelt und konnte ſich nicht allmählich durch die Übergangs- 
periode der Manufakkur zur großen Induſtrie umbilden, ſondern es ſtieß 
mit dem ausgebildeten Induſtrialismus Weſteuropas zuſammen: »Die 
Japaner waren Vegetarier und Aſtheten, die Europäer Fleiſcheſſer und be— 
rechnende Geſchäftsleuke, die zudem noch den Vorkeil einer entwickelten 
Maſchinenkechnik beſaßen.« (Heber.) Wir finden daher in der jetzigen Über- 
gangsperiode jene »Diſziplinloſigkeit« und rappelköpfigen Launen der Ar- 
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beiter, die Marx als Kennzeichen der Manufakkurperiode in Europa ber- 
vorhebk. (Kapital, I, Volksausgabe, S. 314 bis 315.) 

Zur Überwindung des jehigen unerfreulichen Zuſtandes, zur kechniſchen 
Weiterentwicklung der Induſtrie, zur Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit der 
Arbeiter in Quankität und Qualität ſchlägt Heber eine Reihe beachtens- 
werter Maßnahmen vor. Vor allem muß die materielle Lage der geſamten 


Arbeiterſchaft verbeſſert werden. Allgemeine Lohnerhöhung und weit⸗ 


gehender Arbeiterſchutz ſind dazu unerläßlich. Typiſche Elendsinduſtrien, wie 
die Herſtellung von Zündhölzern, Papier und Glas müßten dann zum größten 
Teil verſchwinden. Eine grundſätzliche Anderung der Ernährungsweiſe, der 
Übergang vom Vegetarianismus zu gemiſchter Koſt iſt zur Steigerung der kör⸗ 
perlichen Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter unbedingt notwendig. Die jetzige 
Nahrung iſt nicht nur ungenügend, ſondern fie bewirkt durch den über- 
mäßigen Genuß von Hülſenfrüchten und Reis Erkrankungen der Ver- 
dauungsorgane und epidemiſches Auftreten der Beriberikrankheit.? 

Ebenſo wichtig wie die Erhöhung der körperlichen Leiſtungsfähigkeit 
iſt die Steigerung der Leiſtungen in qualitativer Beziehung. Hier muß 
bereits die Elemenkarſchule einſeßen, deren Unterricht reformiert wer- 


den muß. Die Schüler ſind zu nakurwiſſenſchaftlichem Denken zu er⸗ 


ziehen, damit ſie kechniſche Prozeſſe verſtehen können. Vor allem iſt 
aber ein modernes Lehrlingsweſen erſt zu ſchaffen. Die Anſätze hierzu ſind 


zwar vorhanden, aber völlig ungenügend. Auch die kechniſchen Fachſchulen, 


Kurſe uſw. genügen keineswegs. Es kommt nicht darauf an, den intelli- 


\ 


genten Arbeiter nur kheorekiſch auszubilden, ſondern er muß prakkiſche, 


kechniſche Fertigkeiten, eine Routine in der Behandlung von Werkzeug und 
Makerial beſitzen, die ſich nur bei guter Anleitung in der Werkffatt erlangen 
läßt. Nur auf dieſem Wege iſt es möglich, von der Produktion minder- 
werfiger Fabrikate oder Stapelware zur Erzeugung von Qualitätswaren 
überzugehen, die heute in Japan faſt ausſchließlich durch Handarbeit im 
japaniſchen Kunſtgewerbe hergeſtellt werden. 

Die Durchführung dieſes Reformprogramms erwartet Heber vom japa- 
niſchen Staat und einem großzügigen Unternehmertum. Seine Darſtellung 
der Enkſtehungsgeſchichte des erſten japaniſchen Fabrikgeſetzes, das er ſehr 
ſachkundig kritiſiert, zeigt aber nur zu deuklich, wie ſehr der Staat auf die 


Profitintereſſen des Unternehmerkums Rückſicht nimmt und wie wenig 
e Heber ſtützt ſich bei der Beſprechung der Ernährungsverhälkniſſe des japani- 


ſchen Volkes und beſonders der Arbeiterklafje auf die Forſchungen des deutſchen 
Arztes Kellner und feines japaniſchen Schülers Mori, deren phyſiologiſche Nah- 
rungsbudgets er wiedergibt. Gegen dieſe Unterſuchungen find beſonders von vege- 
kariſcher Seite Einwände erhoben worden, da das von Mori angenommene Eiweiß- 


minimum zu hoch fei. Bei dem heftigen Streite der Fachleute über das Windeſt⸗ 


bedürfnis des menſchlichen Körpers an Eiweiß ſei hier auf die Zuſammenſtellung 


der kritiſchen Bemerkungen gegen Kellner und Mori hingewieſen, die ſich in der 


Schrift von Dr. G. Sells (S. 34 ff.) finden. (Fleiſchkoſt und Pflanzennahrung, Ver⸗ 
lag Melchior Kupferſchmid, München.) Als Nichtfachmann bemerke ich nur, daß 
ſelbſt bei Annahme eines niedrigen Eiweißminimum die vegekariſche Fabrikkoſt 
kaum den Anforderungen einer rafionellen Ernährung genügen dürfte. Heber be- 
tonf übrigens, daß auch bei rein vegekariſcher Nahrung durch reichlichen Genuß 


der eiweißreichen Sojabohne die diätetiſchen Forderungen Kellners und Moris er⸗ 


füllt werden könnken. 
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»großzügig« das japaniſche Unternehmertum von heute iſt. Von der Ar— 
beiterſchaft iſt allerdings bei der brutalen Unterdrückung aller ſelbſtändigen 
Regungen der Arbeiterklaſſe durch die Regierung und Kapitaliſten in 
nächſter Zukunft wenig zu erwarken, falls nicht der offenkundige Zufammen- 
bruch des japaniſchen Imperialismus eine Wendung bringt. 

Bei der Betrachtung der jetzigen Erpanfionspolitik Japans wird oft 
überſehen, daß die wirkſchaftliche Grundlage der japaniſchen Welkmachks— 
beſtrebungen äußerſt ſchwach iſt. Die außergewöhnlichen Wilitärlaſten 
äußern ſich in ſtarker Verſchuldung des Staates und in der Politik der in- 
direkten Steuern und Lebensmittelzölle, die wiederum die Arbeiterſchaft 
am ſchwerſten belaſten und ihre Leiſtungsfähigkeit herabmindern. Die heu- 
tige Politik Japans führt jo zu einer Unfergrabung feiner wirkſchaftlichen 
Kraft, was ſich auch in der ſteigenden Auswanderung zeigk, die keinesfalls 
durch die Übervölkerung geboten iſt. Es können noch etwa 4 Millionen 
»Cho«, das iſt 28,5 Prozent des zurzeit produktiven Landes angebaut wer- 
den, bei der Hälfte des Reislandes iſt durch beſſere Bewäſſerung eine zweite 
Ernte möglich. Die Inkenſivierung der Terraſſenkultur durch Verbeſſerung 
der Werkzeuge ift ebenfalls angängig, wie Verſuche in Tokio zeigen, und 
vor allem wäre Übergang zur Viehzuchk in großem Umfang nokwendig, um 
das Fleiſch für die beſſere Ernährung der Arbeiter zu beſchaffen. Eine 
durchgreifende Agrarreform ſtößt nakurgemäß auf den Widerſtand mäch— 
tiger Kapitaliſtengruppen, da auch in Japan zahlreiche Bauern verkrieben 
oder in kapitalhörige Pächter verwandelt wurden. 

Es ſtellen ſich daher der Entwicklung der japaniſchen Induſtrie zur tech- 
niſch höheren Stufe mächtige Hinderniſſe entgegen, die nur durch Beſeiti— 
gung der jetzigen Herrſchaft einer kleinen Oligarchie von Finanzkapikaliſten 
und verbürgerlichten Feudalen weggeräumt werden können. Das Geſamt— 
intereſſe der kapitaliſtiſchen Entwicklung wird auch in Japan (wie anderswo) 
nicht von den profithungrigen einzelnen Gruppen der Kapikaliſtenklaſſe ver- 
kreten, ſondern muß ſich oft gegen dieſe Einzelinkereſſen durchſetzen, wobei 
dem Prolefariaf ein Haupffeil dieſer Arbeit zufällt. (Schluß folgt.) 


Die Vereiniglen Staaten und der europäiſche Krieg 


vor hunderk Jahren. 
Von Erwin Gudde (San Francisco). 


Vergleicht man die Stellung der Vereinigten Staaten von Amerika zu 
dem jetzigen Weltkrieg mit der Lage, in der ſie ſich zur Zeit der Kriege der 
franzöſiſchen Revolution und des erſten Napoleon befanden, ſo erblickt man 
eine gewiſſe Beſtätigung jenes Hegelſchen Satzes, den Marx eingangs ſeines 
»Der achtzehnte Brumaire« zitiert, »daß alle großen weltgeſchichtlichen Tak⸗ 
ſachen und Perſonen ſich ſozuſagen zweimal ereignen«. Damals wie heute 
waren die Vereinigten Staaten gezwungen, mit allen Mitteln ihre Neufra: 
lität zu wahren, ihren Handel und das Leben und Eigentum ihrer „un zu 
beſchützen. Damals wie heute kümmerten ſich die kriegführenden Staaten 
wenig um die amerikaniſche Neutralität, ſondern verletzten fie, wenn es ihr 
Intereſſe gebot, und der Notenwechſel ſtand auch zu jener Zeit in hoher 
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Blüte.“ Sogar die Luſikaniakonkroverſe, der Dumbafall, ein Roofevelt und 
ein Bryan hakten alle in jener Epoche ſchon ihre Vorgänger. Allerdings 
kann man hier weniger von einer Duplizität weltgeſchichklicher Ereigniffe 
ſelbſt, als vielmehr von einer Wiederholung von Begleitumſtänden zu den 
auf den europäiſchen Schlachtfeldern ſich abſpielenden welkgeſchichtlichen Er⸗ 
eigniſſen ſprechen. Die Situation in Europa war damals wefentlich ver- 
ſchieden von der heutigen, zumal es ſich nicht um einen großen Kampf, jon- 
dern um eine ganze Reihe von Kriegen handelte; ſoweit indes das Verhält⸗ 
nis Amerikas zu den kriegführenden Mächten in Betracht kommt, kann 
man die Zeit von 1793 bis 1812 als einen einzigen Kampf zwiſchen England 
und Frankreich anſehen, ebenſo wie es ſich heute im weſenklichen um einen 
Kampf zwiſchen Deutſchland und England handelt. 

Die junge amerikaniſche Republik hakte nach Annahme der Konſtitution 
im Jahre 1789 gerade damit begonnen, auf unſicheren Füßen ihre erſten 
Gehverſuche zu machen, als ſie ſich einem Problem gegenüber befand, deſſen 
Löſung nicht allein die Auslandspolikik für lange Jahre beſtimmte, ſondern 
auch im innerpolitiſchen Leben des neuen Skaaksweſens ein beſtimmender 
Faktor wurde. Der Ausbruch des Krieges zwiſchen Frankreich und Eng- 
land im April 1793 hatte zunächſt eine ſchärfere Scheidung der beiden be- 
ſtehenden politiſchen Parteien zur Folge. Die Föderaliſten um Präſidenk 
Georg Waſhingkon und Schaßzmeiſter Alexander Hamilton waren pro- 
engliſch und für abſolute Neutralität, die Republikaner waren für Erfüllung 
des amerikaniſch-franzöſiſchen Handels- und Defenfivvertrags von 1778, ob- 
gleich ihr Führer Thomas Jefferſon, Waſhingkons Staatsſekretär, zunächſt 
auch nur für wohlwollende Neutralität Frankreich gegenüber eintrat. Mit 
England waren die Amerikaner durch die Bande der Blutsverwandkſchaft, 
mit Frankreich durch ein Gefühl der Dankbarkeit für die Hilfe während 
des Unabhängigkeitskriegs verbunden. Die Stellung der herrſchenden Klaſſen 
wurde mehr von wirtſchaftlichen Inkereſſen als von freundſchaftlichen Ge— 
fühlen beſtimmt; aber in der Maſſe des Volkes war die Erbitkerung über 
das engliſche Benehmen vor, während und nach dem Revolutionskrieg 
ſtärker als die Bande der Bluksverwandkſchaft, und ein Einkreten für 
Frankreich galt allgemein für ſelbſtverſtändlich. In dieſer Stimmung wurde 
der franzöſiſche Botſchafter Genék empfangen, als er nach Amerika kam, 
um einen neuen Handelsverkrag abzuſchließen. Waſhington, der wohl 
wußte, daß ein Eingreifen Amerikas zugunſten Frankreichs dem jungen 
amerikaniſchen Handel den Todesſtoß verſezen würde, und der deshalb die 
Neutralität der Vereinigten Staaken erklärt hakte, empfing Genet höflich, 
aber kühl. Der Botſchafter ließ ſich indes nicht im geringſten beirren und 
begann die Neutralität Amerikas im Inkereſſe feines Landes zu miß- 
brauchen. Er rüftefe Hilfskreuzer aus, ließ gekaperte engliſche Schiffe in 
amerikaniſche Häfen bringen und bemühte ſich, mit Zuſtimmung eines Teiles 
des amerikaniſchen Volkes die engliſchen Inkereſſen zu ſchädigen. Als er 
ſchließlich gar verſuchte, das Volk gegen die Regierung auszuſpielen, for- 
derke Waſhingkon ſeine Abberufung. Die Genskſche Politik hakte eine Ent- 


»Wenn hier von Neutralikätsbrüchen der heute Krieg führenden Mächte die 
Rede iſt, jo ſoll damit nicht geſagk werden, daß eine Schuld kakſächlich erwieſen iſt. 
Es ſoll nur angedeutet werden, wie die amerikanifche Regierung ſich zu den be- 
kreffenden Fällen ſtellt. 


* Gudde: Vereinigte Staaten und der europäiſche Krieg vor hundert Jahren. 149 


fremdung zwiſchen Waſhingkon und Jefferſon zur Folge, und die Amks- 
niederlegung des letzteren erfolgte aus ganz ähnlichen Gründen und unker 
denſelben Umſtänden, wie jetzt der Auskritt Bryans aus dem Wilſonſchen 
Kabinekk. 

Der Handel der Vereinigten Staaten blühke mit dem Beginn des 
Krieges auf, denn die franzöſiſche Republik, ebenſo wie augenblicklich 
Deutfchland, durch die engliſche Flotte von ihren Kolonien abgeſchnitken, 
öffnefe ihre weſtindiſchen Beſitzungen der amerikaniſchen Handelsmarine. 
Die Freude währke jedoch nicht lange. Mit der ihnen bei ſolchen Gelegen- 
heiten eigenen Unverfrorenheit begannen die Engländer alsbald dieſelben 
Methoden anzuwenden, die ſie auch heuke wieder der neutralen Schiffahrk 
gegenüber gebrauchen: amerikaniſche Schiffe wurden gekapert, die Güter 
beſchlagnahmt, die Befagungen ins Gefängnis geworfen oder in den bri- 
tiſchen Marinedienſt »gepreßt«. Die amerikaniſche Regierung beantwortete 
dieſe Willkürakte im März 1794 mit einem zweimonakigen Embargo ?, ge- 
folgt von einem Gefeß, das die Einfuhr engliſcher Waren verbot. Zu gleicher 
Zeit wurde John Jay, der fähigſte amerikaniſche Diplomat jener Zeit, nach 
London gejandt, um die amerikaniſche Schiffahrt durch einen neuen Ver- 
krag zu ſchützen. Haben die amerikaniſchen Rüſtungsfreunde jemals ein gutes 
Argument gehabt, fo war es der Verkrag, den dieſer Diplomat in London ab- 
ſchloß. Nur im Bewußtfein der Tatſache, daß die Vereinigten Skaaten zu _ 
einer militäriſchen Aktion unfähig waren, konnte ſich England erlauben, Be- 
dingungen zu ſtellen, die heute einen Krieg heraufbeſchwören würden, die 
damals aber Amerika, der eigenen Schwäche wohl bewußt, annehmen 
mußte. Der Verkrag krug den Klagen der amerikaniſchen Handelsinter- 
eſſen keinerlei Rechnung, räumte aber krotzdem dem engliſchen Handel be- 
deutende Vorrechte in amerikaniſchen Gewäſſern ein und verbok ſchließlich 
den Amerikanern, eine Reihe von Arkikeln, darunker die ſchon damals 
wichtige Baumwolle, aus ihren Häfen nach irgendeinem fremden Hafen 
auszuführen. Der Verkrag, der mit Recht als ein Sieg des engliſchen Ein- 
fluſſes angeſehen wurde, ſchwemmke auch Jefferſons Nachfolger, Edmund 
Randolph, und den franzoſenfreundlichen Pariſer Bokſchafker und ſpäkeren 
Präſidenken, James Monroe, hinweg“ 

Die Volksſtimmung in den Vereinigten Staaten war äußerſt erregt, 
aber andere Ereigniſſe ließen das Haßgeſchrei gegen England verſtummen. 
Wenn wir die öffentliche Meinung in Amerika, die damals faſt ebenſo anfi- 
britiſch war, wie fie heute ankideutſch iſt, ausſchalken, läßt ſich die Situation 
von 1794/95 leicht mit der Situation um die Jahreswende 1914/15 ver- 
gleichen. Während des erſten halben Jahres des Weltkriegs war es das 
Bemühen Englands, den Handel zwiſchen Amerika und Deutſchland zu 

2 Verbot des Auslaufens und Beſchlagnahme von Schiffen. 

Es iſt recht unkerhaltlich, heute die Darſtellung dieſer Kämpfe zum Beijpiel 
in dem Werk »Bundesſtaat und Bundeskrieg in Nordamerika« nachzuleſen, das 
Dr. Ernſt Otto Hopp als Band IV, 4 zu der von Wilhelm Oncken herausgegebenen 
großen »Allgemeinen Geſchichke in Einzeldarſtellungen« beigeſteuert hat. Be⸗ 
ſonders intereſſant wäre es, zu wiſſen, wie dieſer objektive Gelehrte, der ſich im 
Jahre 1886 nicht genug über die amerikaniſchen Sympathien für die »Phrajen- 
helden der franzöſiſchen Revolution enkrüſten und infolgedeſſen die englandfreund- 
liche Politik Waſhingkons nicht genug loben konnte, heuke dieſelben Dinge dar- 
ſtellen würde. Die Redaktion. 
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unterbinden, indem es praktiſch alle Waren, die nach Deutſchland gingen, 
als Banngut erklärte, darunter auch Lebensmittel. In einigen Gruppen des 
Exporkgeſchäfts und auch in einem kleinen Teile des amerikaniſchen Pu- 
blikums machte ſich daher im Winker 1914/15 eine ankibritiſche Stimmung 
bemerkbar, die vielleicht bedeutend ſtärker geworden wäre, wenn Deutich- 
land nicht die engliſche Aushungerungspolitik mit der Unkerſeebootblockade 
beantwortet häkte, die auch zur Vernichtung von Leben und Eigentum 
amerikaniſcher Bürger führte. Ganz ähnlich lagen die Dinge um 1796. 
England hakte auch damals ſeit Ausbruch des Krieges neutrale Lebens- 
mittelſchiffe, unter derſelben Begründung wie heute, gekapert. Es war daher 
kein Wunder, daß das Direktorium der franzöſiſchen Republik ihren 
Kreuzern befahl, amerikaniſche Schiffe genau ſo zu behandeln, wie ſie ſich 
von engliſchen Kreuzern behandeln ließen, zumal der Jay-Vertrag den Eng- 
ländern das Recht, Lebensmittel zu beſchlagnahmen, quaſi zuerkannt hatte. 
Die unangenehmen Zwiſchenfälle, die nokwendigerweiſe folgten, verurſachten 
einen Amſchwung in der amerikaniſchen Volksſtimmung zuungunſten 
Frankreichs, und Talleyrands merkwürdige Politik brachte die anti- 
franzöſiſche Stimmung zur Siedehitze. Geſtützt auf Napoleons Erfolge in 
Italien, weigerte ſich das Direktorium, den Nachfolger Monroes auf dem 
Pariſer Botſchafterpoſten anzuerkennen, und verſprach einer amerikani- 
ſchen Sonderkommiſſion, die 1797 nach Paris kam, nur dann Maßregeln 
gegen die Übergriffe franzöſiſcher Kriegsſchiffkapitäne, wenn die Ver⸗ 
einigten Staaten der Republik eine Anleihe und dem Direktorium ein ent- 
ſprechendes Trinkgeld bewilligten. Beides wurde verweigerk, und während 
die Verhandlungen ſich langſam hinfchleppten, teilte ſich das amerikaniſche 
Volk und die leitenden Staatsmänner, genau wie heute, in drei Lager. Die 
Stelle der Rüſtungsfreunde und Kriegsſchreier um Expräſident Roojevelt 
nahm damals die Gruppe um Exfinanzminiſter Hamilkon ein, die des Ex- 
ſtaatsſekrekärs Bryan und feiner Leute der Exſtaatsſekretär Jefferſon, der 
mit ſeinen Anhängern die Rüſtungen bekämpfte und Frieden um jeden 
Preis haben wollte. Die Mitte hielt auch damals der Präfident, John 
Adams, der zwar auch für verſtärkte Rüſtungen eintrat, aber im Jahre 
1800 die Verhandlungen mik Frankreich wieder aufnahm und zu Ende 
führte, nachdem die feindlichen Fregakten ſchon wiederholt Schüſſe ge- 
wechſelt hatten. Obgleich die Hauptfaktoren bei der im ſelben Jahre ſtatt⸗ 
findenden Präfidentenwahl innerpolitiſcher Natur waren, war der Einfluß 
der äußeren Politik nicht zu verkennen. Die Wahl brachte Jefferfon-Bryan 
auf den Präſidenkenſtuhl — vielleicht erleben wir im nächſten Herbſt eine 
zweite Auflage dieſer Wahl. ö 

Das Verhälknis Amerikas zu den kriegführenden Mächken war bei 
Jefferſons Regierungsantritt völlig unklar; wenn ſich krotzdem zunächſt 
keine Zwiſchenfälle ereigneten, fo lag das an der Ruhe in Europa. Sobald 
die Feindſeligkeiten im Jahre 1803 wieder eröffnek wurden, wurde die 
Frage der auswärtigen Politik für Amerika von neuem aufgerollt. Das 
Verhalten Amerikas zu jener Zeit war damals nicht fo ſehr durch ſein 
Inkereſſe an der Lieferung von Kriegsmaterial bedingt, ſondern durch ſein 
Inkereſſe an dem gewaltigen Zwiſchenhandel, dem die junge, aber ſtarke 
amerikaniſche Handelsflotte oblag. Englands Politik war daher weniger 
darauf eingeſtellt, die Zufuhr nach Frankreich abzuſchneiden, als vielmehr 
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zu verhindern, daß die Vereinigten Staaten in dem Kampfe der lachende 
Dritte wurden. Dieſe Abſicht zeigte ſich deutlich in einer Reihe von Ver— 
ordnungen im Jahre 1804, durch die dem feindlichen Handel verſchiedene 
engliſche Weſtindienhäfen eröffnet wurden zu dem unzweideufigen Zweck, 
den neutralen, alſo amerikaniſchen Handel zugunſten des engliſchen auszu— 
ſchalten. Akut wurde die Frage indes erſt, nachdem Napoleon nach Auſter— 
liz und Jena Herr in Weſteuropa geworden war und England nach Tra— 
falgar der franzöſiſchen Seemacht endgültig ein Ende bereitet hatte. Beide 
Nationen erklärten jetzt, um ihre Exiſtenz zu kämpfen, und beide nahmen 
das Recht in Anſpruch, dem Feinde jeden möglichen Schaden zufügen zu 
dürfen, ganz unbekümmert um das berechtigte Inkereſſe neukraler Mächte. 
1806 verhängte Charles James Fox, der dem jüngeren Pitt in der engli— 
ſchen Regierung folgte, die Blockade über die ganze Küſte von Breſt bis 
Hamburg, welche Maßregel Napoleon prompt mit der Konkinenkalſperre 
beantwortete. Daraufhin verbot die engliſche Regierung im nächſten Jahre 
neutralen Handelsſchiffen den Verkehr mit ſolchen Häfen, aus denen die 
engliſche Flagge verbannk war, und verlangte von Schiffen, die bei dieſem 
Verkehr betroffen wurden, eine Zollgebühr für die Erlaubnis, nach einem 
offenen Hafen weiterfahren zu dürfen. Napoleon, der nun wieder am Aus- 
ſpiel war, erklärte im Mailänder Dekret alle neutralen Schiffe, die ſich von 
den Engländern derarfig behandeln ließen, als gute Priſe. Schon vorher 
hatte England einen neuen, für Amerika etwas günſtigeren Handelsverfrag 
wieder dadurch illuſoriſch gemacht, daß es die Konzeſſionen nur unker der 
Bedingung gewährte, daß Amerika ſich der Konkinenkalſperre energiſch 
widerſeze. Die Vereinigten Staaken, die wie ein Fußball zwiſchen den 
beiden Mächten hin und her geſchleuderk wurden, ſahen ſich genötigt, ener- 
giſche Maßregeln zu ergreifen, zumal die Verordnungen de facto viel 
rigoroſer gehandhabt wurden, als der Worklaut es eigentlich vorſchrieb. 
Die Frage, mit wem die Regierung der Republik anbinden ſollte, wurde 
jedoch durch die Situation nicht beantwortet. 

Jefferſon hatte feine auswärtige Politik ein für allemal feſtgelegt: völlige 
Neutralität und keine militäriſchen, ſondern nur kommerzielle Maß- 
nahmen, falls Amerika genötigt fein ſollte, feine Neutralität zu wahren. 
(Ahnliches dürfte auch Wilſon vorgeſchwebk haben, als der Luſitaniafall zu 
einem Bruch mit Deutſchland zu führen drohte.) Dieſe Politik hat Jefferſon 
in den acht Jahren ſeiner Präſidentſchaft konſequenk, aber erfolglos durch- 
geführt. Als Amerika ſich genötigt ſah, Maßnahmen gegen die engliſch— 
franzöſiſchen Übergriffe zu unternehmen, war die Stimmung entſchieden 
gegen Napoleon; aber die Engländer ſorgten ſelbſt dafür, daß ihre Beliebt- 
heit in Amerika nicht zu groß wurde. Neben dem Kapern von neukralen 
Schiffen, die irgendwie verdächtig waren, beſtand die Haupkkätigkeit der an 
der nordamerikaniſchen Küſte herumlungernden britiſchen Kreuzer darin, 
Matroſen von amerikaniſchen Handelsſchiffen in den engliſchen Marine- 
dienſt zu »preſſen«. Mit größter Ungenierkheit holten die engliſchen Kriegs- 
ſchiffkapitäne, mitunter im Bereich amerikaniſcher Häfen, nicht nur eng- 
liſche Deſerkeure, ſondern naturaliſierke, ja ſogar geborene amerinkaniſche 
Bürger von amerikaniſchen Schiffen. Die wachſende Erregung über dieſe 
engliſche Willkür erreichte ihren Höhepunkt, als im Hochſommer 1807 das 
engliſche Kriegsſchiff »Leopard« die amerikaniſche Fregatte »Cheſapeake« 
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kurzerhand zuſammenſchoß, nachdem dieſe fich geweigerk hatte, eine Durch- 
ſuchung nach engliſchen Deſerkeuren zu geſtakten. Die Beſchießung Kopen- 
hagens wenige Monate ſpäter trug nicht dazu bei, die antibritiſche Stim- 
mung in Amerika zu beſänftigen, und vielfach wurde ein Verlangen nach 
kriegeriſchen Maßnahmen bemerkbar. Aber Jefferſon wollte auch jetzt den 
Krieg um jeden Preis vermeiden und verbannke nur die engliſchen Kriegs- 
ſchiffe aus amerikaniſchen Gewäſſern. 1808 veranlaßte er dann als Maß 
regel gegen die engliſchen und franzöſiſchen Verordnungen die Annahme 
des Embargoaktes, der amerikanifchen Schiffen verbot, nach einem fremden 
Hafen zu ſegeln. In England verloren nur einige kauſend Texkilarbeiter 
durch die verminderte Baumwollzufuhr ihre Arbeit, im übrigen ſchadete der 
Alik dem engliſchen Handel gar nichts, dem franzöſiſchen wenig. Dagegen 
war die amerikaniſche Regierung gezwungen, durch vier weitere Akte den 
Embargo zu erzwingen, denn die herrſchenden Klaſſen waren ſchon damals 
nur dann patriokiſch, wenn der geheiligte Profit keinen Schaden erlitt, und 
wandten daher alle möglichen Finken an, um den Akt zu umgehen. In den 
Neu-England-Staaten drohte ſogar eine Sezeſſion. Es war alſo kein 
Wunder, daß der Embargoakk im Frühjahr 1809, kurz nachdem James 
Madiſon, der krotz des Mißerfolges die Politik Jefferſons fortjeßte, Prä- 
ſident geworden war, durch den »Non-intercourſe«-Akt erſetzt wurde, der 
nur den direkten Warenverkehr mit England und Frankreich verbok. Auch 
dieſer Akt wurde durch einen engliſch-amerikaniſchen Verkrag wenige 
Monake ſpäter aufgehoben, nachdem England ſeine Verordnungen von 1807 
rückgängig gemacht hatte. Napoleon folgte mit der Aufhebung des Mai- 
länder Dekrets. Die Freude der Amerikaner währte auch diesmal nicht 
lange: kaum war der Verkrag unterzeichnet, als in Waſhingkon die Nach- 
richt einkraf, daß England über alle holländiſchen, franzöſiſchen und italie⸗ 
niſchen Häfen die Blockade verhängt und Napoleon daraufhin verfügt habe, 
daß alle amerikaniſchen Schiffe, die ſich in den Häfen von Frankreich, 
Spanien, Italien oder Holland ſehen ließen, gekapert werden würden. Aus 
dieſem Dilemma verſuchke ſich die amerikaniſche Regierung durch ein eigen- 
arkiges Geſetz zu retten: ſie hob alle Beſtimmungen gegen den Handel der 
beiden Mächte auf; ſobald jedoch enkweder Frankreich oder England ſeine 
Verordnungen widerrufen würde, follte gegen die andere Nation der Han- 
delskrieg wieder einſetzen. Im nächſten Jahre verſtand es Napoleon, eine 
geſchichke Falle zu bauen. Er ſuggerierke der amerikaniſchen Regierung, 
daß er ſeine Maßnahmen gegen den amerikaniſchen Handel zurückziehe 
und daß die amerikaniſche Regierung daher den Handelskrieg gegen Eng- 
land wieder eröffnen müſſe. In Wirklichkeit dachte Napoleon gar nicht 
daran, dem neutralen Handel irgendwelche Freiheit zu gewähren, und be- 
mühte fi, beſonders den aufblühenden Handel zwiſchen den Vereinigten 
Staaken und Rußland zu zerſtören, aber Madifon fiel in die Falle. Er er- 
klärfe von neuem den »Non-inkercourſe«-Akk gegen England, und da die 
Toryregierung, geſtützt von den Großgrundbeſitzern und Schiffseigenkümern, 
die durch die engliſche Politik profitierten, ſich ſtörriſch zeigke, verließ der 
amerikaniſche Votſchafter London. Die neu aufgerollke Indianerfrage und 
das forkgeſetzte »Preſſen« amerikaniſcher Seeleuke in den engliſchen 
Marinedienſt häuften weikeren Zündſtoff. Die engliſche Regierung, gedrängt 
durch die Kriſis von 1810/11, verfuchte im letzten Augenblick den bewaff- 
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neten Konflikt zu vermeiden, indem ſie einige unſichere Zugeſtändniſſe 
machte und verſprach, die Blockade durch ſtrikke Durchführung legal zu 
machen. (Die Vereinigten Staaten berufen ſich bekanntlich auch heute Eng— 
land gegenüber auf die Tatkſache, daß die Blockierung der deutſchen Häfen 
der rechtlichen Grundlage enkbehre, weil die engliſche Flotte dieſelbe nicht 
effektiv durchführen kann.) Die Amerikaner fraufen aber England nicht 
mehr, und außerdem war der Konflikt ſchon zu weit gediehen: 1812 begann 
der zweite blutige Waffengang zwiſchen England und den Vereinigten 
Staaten, der den letzteren endgültig die . vom Mutterland 
ſicherke. 


ä—ööüP — — — 


Die ſozialen Gefahren des künſtlichen Gliedererſahes. 
Ein Mahnruf von F. Kniel. 


In Friedenszeiten hat die Alltagsarbeit zahlreiche Krüppel geſchaffen, 
bei denen leider nur jelten der künſtliche Gliedererſatz angewendet worden 
iſt. Der große Krieg aber ſchafft plötzlich ganze Armeen Verſtümmelter, die 
ihrer natürlichen Glieder plötzlich beraubt werden. Für fie wird das Reich 
eintreten müſſen und verſuchen, künſtliche Gliedmaßen zu liefern, damit 
das Schickſal dieſer Unglücklichen gemildert und ihr Forkkommen erleichtert 
wird. Allenthalben find auch die Konſtrukkeure am Werk, um dieſen Glieder— 
erſatz ſo vollkommen zu geſtalken wie nur irgend möglich. Man geht dabei 

von der richtigen Vorausſetzung aus, daß es ſehr wenig darauf ankommt, 

einen äſthetiſch wirkenden Gliedererſatz zu beſchaffen, weil dieſer niemals 
zum Arbeiten brauchbar ſein kann. Wohl kann man Beine herſtellen, die 
natürlich ausſehen und einfaches Gehen geffatten. Die Hand und den Arm 
aber zu erjegen jo, daß er ſchön ausfieht und zugleich alle die natürlichen 
Funktionen erlaubt, iſt ganz ausgeſchloſſen. Die Mechanik eines ſolchen 
Armes oder einer ſolchen Hand würde ſo komplizierk ausfallen, daß ſie un— 
anwendbar wäre und dabei doch nur wenige Bewegungen und Funktionen 
erlauben würde, die ſich mit denen der Hand nicht vergleichen laſſen. So iſt 
man drauf und dran, künſtlichen Hand- und Armerſaß zu ſchaffen, der 
allerlei Arbeitswert hat. Man konſtruiert Arbeitsarme und Arbeitshände 
und will damit jo viele Arme und Hände der Volnkswirkſchafk wieder nutz— 
bar machen, wie es einigermaßen möglich iſt. So find Hunderte Konſtruk— 
kionen entſtanden, von denen manche für ſpezielle Zwecke ſehr gut find und 
e zahlreichen Verſtümmelten ein Stück Lebensfreude wiedergegeben 
haben. 

Außer den rein mechaniſchen Konſtrukktionen aber enkſtehen zahlreiche 
andere. So gibt es ſchon eine magnekiſche Hand, eine künſtliche Preßluft— 
hand, und es ſteht zu erwarten, daß noch zahlreiche Krafkhände auf dem 
Plan erſcheinen werden. Der Arkikel wird eine begehrenswerke Handels— 
ware ſein, viel Gewinn verſprechen und ein nützliches Werkzeug von außer— 
ordentlicher volkswirtſchaftlicher Bedeutung werden. 

Damit treten aber ganz neue Probleme auf, an die man bisher noch 
gar nicht gedacht hat, nämlich neue Feſſeln, die namentlich die Arbeiker— 
ſchaft und beſonders wieder die induſtrielle knechten können. Zwar beſteht 
wohl die Verpflichtung des Reiches für den Erſatz von Gliedmaßen, und 
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man wird hoffen, daß ſich das Reich diefer Verpflichtung nicht entziehen 
wird, aber alles wird ſeine Grenzen haben. Es wird kaum möglich ſein, 
jedem Mann eine oder mehrere verſchiedene mechaniſche Arbeitshände, 
Preßluft- und magnekiſche Hände zu geben, die er nach Belieben anlegen 
kann, je nach dem Beruf, den er gerade hat oder haben will, ſondern die 
Sache wird eine andere Organiſakion bekommen müſſen. Die Unternehmer 
werden genötigt fein, elekkriſche Zentralen oder Anſchlüſſe zu unterhalten, 
Preßluftanlagen einzurichten, damit ihre Arbeiter ihre künſtlichen Arbeits- 
gliedmaßen daran anſchließen können. Sofort kritt die Frage auf: Wer 
lieferk die erforderlichen künſtlichen Arme? Denn ein Arbeiter kann ſich 
nicht einen magnetiſchen Arm für alle vorkommenden elektriſchen Strom- 
arken und Spannungen anſchaffen oder die dazu erforderlichen Hilfs- 
apparake und werkzeuge; dazu gehörk viel zu großes Kapital. Ahnlich iſt 
es mit der Preßlufthand. Sie erfordert andere Werkzeuge als die magne- 
kiſche und eine mechaniſche Arbeitshand. Wollte ſich da ein Arbeiter voll 
ausſtakten, jo brauchte er kauſende Mark, und damit fallen angeſichts der 
zu erwartenden Skeuerlaſten alle ſchönen Pläne und guten Abſichten zu- 
ſammen. 

Was ſoll da alſo werden? Soweit alſo Unternehmer verſtümmelte 
Kriegskeilnehmer beſchäftigen wollen — und ſie werden es zum Teil kun 
müſſen —, werden ſie auch gezwungen ſein, die Anſchaffungskoſten für die 
künſtlichen Gliedmaßen ſelbſt zu kragen. Dieſe Koſten auf ein Windeſtmaß 
herabzuſetzen, iſt dann nur eine Frage der Organiſakion. Vielleicht ſchließen 
ſich gleiche Induſtriezweige zu Sondergenoſſenſchaften zuſammen, die die 
künſtlichen Arbeiksgliedmaßen untereinander auskauſchen, gemeinſam be- 
ſchaffen und unterhalfen uſw. Und vielleicht nehmen die Berufsgenojjen- 
ſchaften die Angelegenheit in die Hand. Damit iſt aber für die Kategorie 
der verffümmelten Arbeiter eine ganz neue Lage geſchaffen, und zwar nicht 
bloß rechtlich, ſondern auch ſozial. Die ſchweren Schäden der Werks- 
wohnungen ſind zur Genüge bekannk. Dieſe Wohnungen ſind in der Hand 
rückſichtsloſer Unternehmer für die Arbeiterſchaft ſchwere Geißeln ge- 
worden. Nicht anders iſt es mit den Werksinvaliden und -verjorgungs- 
kaſſen. Und nun fritf als neuer und ſchwerwiegender Fakkor der Unter- 
nehmerbeſitz künſtlicher Arbeitsgliedmaßen hinzu! Während die bisherigen 
Faktoren: Wohnungen und Kaſſen den Arbeiter nur inſofern binden, als er 
mit ihnen wohlerworbene Rechte verliert, die er zur Not verſchmerzen 
kann, verliert er mit den künſtlichen Arbeitsgliedmaßen auch ſeine Ar- 
beitsfähigkeif. Im Falle eines Konflikts iſt er alſo feinem Unternehmer auf 
Gnade und Ungnade ausgeliefert, er verliert ſeine Verfügung über ſeinen 
Körper. Treten womöglich noch die üblen Kampfmittel der Schwarzen Lifte 
und ähnliches hinzu, fo kann ſich ein verſtümmelter Arbeiter einfach be- 
graben laſſen. Er wird auf das Votum eines Unkernehmers hin feiner Ar- 
beitskraft unbarmherzig beraubt, und das bedeutet ſeinen Ruin. Will er ſich 
dem nicht ausſetzen, fo bleibt ihm nichts weiter übrig, als »williger« Ar- 
beiter zu ſein; er muß ſeine Kollegen bei Arbeitsſtreitigkeiten im Stich 
laſſen, muß ihnen auf Befehl in den Rücken fallen und ſeine Klaſſen⸗ 
genoſſen und Klaſſeninkereſſen verraken. Die künſtlichen Arbeitsgliedmaßen 
werden jo zu neuen Knebeln für die Arbeikerklaſſe werden. Und wie leicht 
find Arbeitsſtreitigkeiten geſchaffen! Beliebt es dem Unternehmer, die 
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günſtigen Zeiten der Konjunktur richtig auszunußen, fo kann er zu be- 
liebiger Zeit jeden Arbeitsſtreit vom Zaun brechen und den Kampf zu ihm 
genehmer Stunde aufnehmen. Er fängt mik den Verſtümmelten an und geht 
aufs Ganze. 

Wer den Wind gewitterk hat, der nach dem Kriege wehen wird, wird von 
dieſen Ausſichten nicht ſehr erbaut ſein. Es gilt daher, beizeiten Vorſorge 
zu treffen. Aber wie iſt das zu machen? 

Meines Erachtens haben hier die Gewerkſchaften ein großes und wich— 

tiges neues Feld für ihre Tätigkeit. Es muß verhindert werden, daß die 
Unternehmer die künſtlichen Gliedmaßen zur unbefchränkten Verfügung in 
die Hände bekommen. Denn damit wäre ihnen eine gefährliche Waffe in 
die Hände gejpielt. die ſich hart, ſchneidig und brutal gegen die Arbeiter- 
ſchaft kehren würde. Denn wir wagen nicht zu hoffen, daß geſetzliche Maß— 
nahmen erfolgen werden, die etwa die befürchkete Anwendung dieſer Waffe 
verbieten und unker Strafe ſtellen, wie ſich das für einen Staat gehören 
würde, der den breiten Volksmaſſen in dieſer ſchweren Zeit alles verdankt. 
Für eine Sozialpolitik ſolchen Stils fehlt uns im Deutſchen Reiche jede ge- 
ſchichtliche Erfahrung. Die Arbeiter werden auch hier zur Selbſthilfe greifen 
müſſen. 
Aber wie ſoll das geſchehen? Man würde da wohl zuerſt an eine Art 
Genoſſenſchaft der Kriegsverſtümmelten denken, etwa nach Berufen oder 
nach Bezirken, die gemeinſam an die Beſchaffung ſolcher Arbeitsmittel 
gehen könnten. Dieſe Genoſſenſchaften aber könnten die Laſten nicht er- 
tragen, höchſtens wenn fie ſtaakliche oder kommunale Beihilfen bekämen, 
derart, daß dieſe nicht für jeden einzelnen Verſtümmelken gegeben werden, 
ſondern kollektiv. Solche Genoſſenſchafken aber beſtehen eigentlich bereits. 
Es ſind die Gewerkſchaften, die nicht bloß die Verſtümmelken umfaſſen, 
ſondern ſämkliche Berufskollegen, joweit fie nicht zur indifferenken Maſſe 
der Unorganiſierken gehören. Wie mit den Arbeilsloſenunkerſtützungen 
nach dem Genker Syſtem könnten die Gewerkſchaften auch mik der Ver— 
waltung dieſer Arbeitsmittel bekraut werden. Das wäre zweifellos die beſte 
Löſung. Daß es noch andere gibt, iſt klar; aber die Diskuſſion über die hier 
auftretenden Fragen wird ja Klarheit ſchaffen. 

Gegen die gemeinſame Beſchaffung künſtlicher Gliedmaßen ſcheink der 
Umſtand zu ſprechen, daß alle Verſtümmelungen individuelle ſind. Das 
krifft keineswegs zu, denn vom Arm find eben ganz beſtimmke Teile oder 
gar nichts als Stumpfe da, und die laſſen ſich immer durch wenige Typen 
erfaſſen, die zudem die Form des Werkzeugs gar nicht zu bekreffen brauchen. 
Die eigentlichen Werkzeuge werden an den Arbeitsarm zumeiſt angejeßt. 
So werden ſich für die künſtlichen Gliedmaßen binnen kurzem Normalien 
herausſtellen, wie das überall in der ganzen Technik der Fall iſt. Damit 
werden die Herſtellungskoſten verringert und die Anſchaffung erleichtert; es 
kritt ferner die Möglichkeit ein, einen Arm überall zu gebrauchen, jedes 
käufliche und zu dem Zwecke beſtimmke Werkzeug an jedem beliebigen Arm 
anzuſetzen, und anderes. Techniſch ſiehk alſo die Sache nicht jo bedenklich 
aus, wie es auf den erſten Anblick erſcheinen möchte. Alles drängt in der 
Technik auf Normaliſierung. Damit werden Forkſchrikte keineswegs unker— 
bunden, denn es zeigt ſich immer wieder, daß die bewährten Konffruktionen 
ſich bald ſehr ähnlich werden, daß die Unkerſchiede, wenn fie wirklich nicht 
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ganz grundlegender Art find, gegenüber dem Zwecke klein find. So iſt es 
bei den Flugmaſchinen, den Motoren uſw. 

Aber Erwägungen ſolcher Art ändern an der Haupkſache nichts und 
ſchaffen die Fragen, auf die hier aufmerkſam gemacht wurde, nicht aus der 
Welt. Es dürfte ſich daher empfehlen, dieſen Problemen recht ſchnell näher 
zufrefen und fie gründlich nach allen Richtungen hin zu diskutieren. Dann 
wird ſich bald Klarheit über die Nokwendigkeiten herausſtellen, die ſich zu 
klaren Forderungen und Anträgen verdichten würden. Bei den Gewerk- 
ſchafken aber liegt die Aufgabe, dieſe Arbeit jo ſchnell wie möglich in die 
Hand zu nehmen und das Ergebnis in der Form von Geſeßankrägen dem 
Reichstag und der Regierung vorzulegen. Nur fo kann meines Erachtens 
verhindert werden, daß der Krieg zu den zahlreichen Waffen gegen die Ar- 
beiterſchaft auch noch diejenige ſchmiedet, die in dem Problem des künjt- 
lichen Erſatzes von Arbeitsgliedmaßen liegt. 


Literariſche Rundſchau. 


Dr. Johannes Pfitzner, Die Panamerikaniſche Finanzkonferenz vom 24. 
bis 29. Mai 1915. (Kriegswirtſchaftliche Unterfuhungen aus dem Inſtitut für 

Seeverkehr und Weltwirkſchaft an der Univerſikät Kiel, 2. Heft.) Jena 1915, 
Guſtav Fiſcher. 


Der Verfaſſer gibt nach einem kurzen Überblick über die gefhichtlihe Enkwick⸗ 
lung des Panamerikanismus einen Auszug aus den Verhandlungen der vom 24. 
bis 29. Mai 1915 abgehaltenen Panamerikaniſchen Finanzkonferenz. Das Heft iſt 
durch gute Überſicht interefjant. 

Die Vereinigten Staaten haben unter dem Ausbruch des Weltkriegs ſchwer 
gelitten. Der Schiffahrtsverkehr wurde behindert und erſchwerk, der Abſatz vieler 
Produkte, zum Beiſpiel von Baumwolle, im Ausland ſtark verringert, private 
Schulden wurden von England eingefordert, und amerikaniſche Wertpapiere 
ſtrömten in ſo großen Mengen an die New Vorker Börſe zurück, daß ſie geſchloſſen 
werden mußte. Der Sterlingkurs ſtieg ſo rapid, daß eilig große Goldverſchiffungen 
nach England notwendig wurden. Die ſüdamerikaniſchen Staaten behalfen ſich mit 
Morakorien. 

Dieſe bittere Erfahrung wies die amerikaniſchen Staaten auf das Streben nach 
wirtſchaftlicher und politiſcher Unabhängigkeit von Europa. Immer kehrt der Ge- 
danke wieder: Emanzipation vom europäiſchen Geld. Der Sekrekär des Schaßz 
amts Me Ad fo fagte: »Solange fie (die amerikaniſchen Staaten) zum großen Teil 
hinſichtlich ihrer inneren Entwicklung und der Erhaltung ihres wirkſchaftlichen 
Gleichgewichts finanziell von Europa abhängig ſeien, ſo lange ſeien ſie auch den 
Zufällen innerer Kämpfe und auswärkiger Kriege Europas ausgeſetzt.« Der Han: 
delsfekrefär Redfield: »Die amerikaniſchen Staaten befänden ſich in der de- 
mülkigenden Lage, ihren Auslandshandel nur mit Zuſtimmung fremder Völker be- 
treiben zu können, welche die hierzu erforderlichen Schiffe beſäßen.« Paul M. War- 
burg, Mitglied des Bundesreſerveamts, iſt der Meinung, daß die Vereinigten 
Staaten den Kampf »Los von Europas führen müßten: »Ohne Zweifel würden 
nach Friedensſchluß viele Völker beſtrebk fein, ſich in dieſer Hinſicht von England 
zu emanzipieren, und er ſei feſt überzeugt, daß die Vereinigten Staaten dann eine 
ſehr wichtige Rolle ſpielen würden.« 

Die Finanzkonferenz beſchäftigte ſich mit einem Programm, das von dem ge— 
ſchilderken Streben beſtimmt iſt. Seine Haupkpunkke waren: Gffenkliche Finanzen, 
Die Geldlage, Die Banklage, Die Finanzierung von öffenklichen Kulturarbeiten, 
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Die Finanzierung von privaten Unternehmungen, Die Ausdehnung der inkerameri— 
kaniſchen Märkte, Handelsmarine und Verbeſſerung der Transporkgelegenheiten. 

Jeder dieſer Punkte zerfiel in mehrere Unterabteilungen, die zeigen, daß es 
den Veranſtaltern nicht um eine ins uferlos Allgemeine gehende Rederei, ſondern 
um eingehende Beratung konkreter Fragen zu kun geweſen iſt. So wurde unker 
dem Sammelnamen Finanzierung von privaken Unkernehmungen abgehandelt: 
Der gegenwärtige Bedarf von Geſellſchaften öffenklichen Nutzens, Der Bedarf der 
Kaufleute und Induſtriellen, Die Finanzierung der Ernken, Die Berakung von Vor— 
ſchlägen über ausreichende Pfandunkerlagen bei Warendarlehen, Die Möglichkeit 
einer größeren Vereinheitlichung der Geſetze betreffend den Handel, der Zollvor— 
ſchriften und eines wirkſamen Schutzes der Handelsmarken. 

Die Berichte der Kommiſſionen, die mit zwei Ausnahmen nach Ländern, nicht 
nach Waterien eingeſetzt worden ſind, bewegten ſich krotz der Spezialiſierung des 
Programms in Allgemeinheiten. Nur der Bericht der braſilianiſchen Gruppen- 
konferenz faßt Einzelprobleme reſolut an. | 

Der praktiihe Erfolg der Finanzkonferenz iſt gering. Ihre Bedeutung liegt 
darin, daß auf ihr wichtigſte Probleme der amerikaniſchen Wirkſchaft geſtellt wur- 
den. Da die Zeitumftände dem Panamerikanismus in die Hände arbeiten, jo be- 
deutet die klare Erkennknis dieſer Lage durch Nord- und Südamerikaner die Mög— 
lichkeit einer bewußten politiſchen und wirkſchaftlichen Ausnutzung der Verhält— 
niſſe. Je länger der Krieg dauerk, deſto vollkommener wird die Ablöſung Europas 
durch die Vereinigten Staaten fein, fo ſtarke Fäden auch Europa mit Süd- und 
Mittelamerika verbinden und ſo wenig ſich Handel und Verkehr improviſieren 
laſſen. Das ſichkbarſte Zeichen der Loslöſung der Neuen von der Alten Welk iſt der 
Rückverkauf der in Europa placierken Papiere amerikaniſcher Staaten, die jetzt 
mehr als je in die Heimakländer zurückſtrömen. Die Vereinigten Staaten find 
ſchon jetzt zum Teil aus Schuldnern Gläubiger Europas geworden“ und verſorgen 

1 Aus New Vork, 7. Januar 1916, ſchreibt der Korreſpondenk der »Frankfurker 
Zeitung«: »Bei Jahresſchluß laſſen ſich die Anleihen und Kredite, die ausländiſche 
Regierungen direkt oder indirekt erhalten haben, wie folgt veranſchlagen (in Mil- 
lionen Dollar): 


Engliſch-Franzöſiſche Anleihe. 00 uns 
Frankreich: einjährige Schatznoken nnen 
Bankkredit (März) . . . F220 
einjährige Schatznoken (April) V0 . 
Rothſchild- Anleihe (ein Jahr 50 
n 20 
Handelskredit (November)) 15 
r 15 
Batrada: Regierungsanlei e. 4465 
Munizipalitäten . . 20 
Deutſchland: einjährige Sable 25 - 
Italien: einjährige Noten . .. . 2 
0 ß11353 - 
CCC) ee Pa DER 
ä u ee wel en RE" 3 
r 15 - 
fünfjährige Bonds. 23 - 
Panama, Bolivia, Koſtarika . 4,50 


962,50 Dollar 
Es befteht daneben noch eine große Warenverſchuldung neueren Dakums, die 
200 Millionen Dollar erreichen dürfte. 
Amerikaniſche Staaten nahmen alſo — nach Friedenskurs — ungefähr 900 
Millionen Mark, europäiſche 3,4 Williarden Mark auf, abgeſehen von ſchweben— 
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auch die anderen amerikaniſchen Staaten mit Geld. In den kommenden Friedens 
jahren werden dieſe Erſcheinungen wahrſcheinlich noch ſehr viel markanter auf- 
treten. A. Hofrichter. 


Bullekin der Studiengeſellſchaft für ſoziale Folgen des Krieges (Selskabet for 
Social Forsken af Krigens Folger). Kopenhagen (Oſterbrogade 56 0), März 
1916. 1 Krone. 


Das vorliegende Bullekin ſtellt ſich die Aufgabe, die Koſten des Weltkrieges 
zu berechnen, ſoweit fie von den Staatsverwalkungen zu fragen find. Es iſt von 
äußerſter Wichtigkeit, daß dieſe Aufgabe, ſoweit ſie lösbar, heute ſchon gelöſt wird. 
Leider wird die Verwendbarkeit des Bulletins ſehr beeinträchtigt durch feine Ano- 
npmität. Es iſt ſchon eine mißliche Sache, ſtakiſtiſches Material zu verwenden, von 
dem man nicht weiß, wie es zuſtande gebracht wurde, dieſe Mißlichkeit wird aber 
noch erheblich geſteigert, wenn uns das ftatiftiihe Material vorgelegt wird, ohne 
daß eine Inſtitution oder Perſönlichkeit die Verantwortung dafür übernimmt. Eine 
völlig anonyme Gtatiftik, die uns über ihre Quellen jo gut wie nichts verrät, iſt eine 

bedenkliche Sache. 

| Freilich nennt ſich als Urheber der Statiſtik die »Studiengeſellſchaft für ſoziale 
Folgen des Krieges«, aber dieſer Name iſt noch ein Schleier, hinter dem ſich etwas 
Anbekanntes birgt. Ein Anhang zum Bulletin gibt uns die Statuten der Studien 
geſellſchaft. Danach iſt ſie das Ergebnis einer Stiftung. Sie wird verwaltet durch 
einen Verwaltungsrat, der aus zwei Delegierken der »wiſſenſchaftlichen Mit- 
arbeiter« und der Perſon des Stifters beſteht. Die Beſchlüſſe müſſen einſtimmig 
gefaßt werden. Wie man wiſſenſchaftlicher Mitarbeiter wird, iſt aus den Statuten 
nicht erſichklich. Wahrſcheinlich werden fie durch den Stifter angeſtellt. Sicher von 
ihm bezahlt. Der Stifter dirigiert alſo das Ganze. Sein Name aber bleibt Geheim- 
nis. Ein Meiſter der deutſchen Sprache ſcheink er nicht zu fein, ſonſt hätte er feiner 
Gründung nicht ihren kurioſen Titel gegeben. Gemeint iſt mit der »Studiengeſell⸗ 
ſchaft für die ſozialen Folgen des Krieges« eine Geſellſchaft für die Erforſchung 
der ſozialen Folgen des Krieges. 

Derarfigen anonymen Gründungen gegenüber heißt es in Zeiten wie den 
jetzigen doppelt vorſichtig fein. Irgendeine kendenziöſe Färbung kritt in dem vor- 
liegenden Heft allerdings nicht zutage, wohl aber Fehler, die vor wiſſenſchaftlicher 
Verwendung des Materials warnen. 

So wird zum Beiſpiel in der Tabelle IV, S. 3 die Gefamtfumme der deutſchen 
Kriegsanleihe am 1. Januar 1916 (lang- und kurzfriſtige zuſammen) auf 26 700 Mil- 
lionen Mark angegeben, auf S.7 dagegen auf 25 700 Millionen. In der Tabelle V 
werden dann die Schulden des Deutſchen Reiches vor dem Kriege richtig auf 
5 Milliarden angegeben, am 1. Januar 1916 dagegen auf 32 500 Millionen. 32 500 
weniger 5000 Millionen ergeben 27 500 Millionen. Für die Summe der deutſchen 
Kriegsanleihen bis zum 1. Januar dieſes Jahres werden uns alſo drei verſchiedene 
Zahlen genannt: einmal 25 700, dann 26 700 und endlich 27 500 Millionen. Eine 
Statiftik zur Auswahl. 

Noch auffallender iſt aber folgendes. Das Bulletin ſetzt die wahrſcheinliche 
Höhe der deukſchen Reichsſchulden am Ende des zweiten Kriegsjahres auf 49 000 
Millionen an und gibt dann in einer Tabelle die jährlichen Zinſen der Staaks⸗ 
ſchulden. Wir finden da folgende Zahlen in Millionen Mark für das Deukſche Reich: 

i Vor dem Kriege 1. Januar 1916 1. Auguſt 1916 
Staatsſchuldennn 9900 32500 49000 
Jährliche Znſen 14867 977 1267 


den Warenſchulden. In welchem Maße andererſeits die Verſchuldung und die 
Zinshörigkeit der Vereinigten Staaken zurückgeht, erhellt daraus am beſten, daß 
ſich am 31. März 1,3 Millionen Dollar Steel Truſt Commons im Ausland befan- 
den, am 30. Sepkember 1915 aber nur 800 000, rund 40 Prozent weniger. 
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Daß die Verzinſung der Reichsſchuld vor dem Kriege auf 167 angegeben wird 
ſtakt auf 177 Millionen, iſt noch kein ernſtliches Verſehen, ſondern wahrſcheinlich 
nur ein Druckfehler. Schlimmer ſteht es mit den zwei anderen Zahlen der Ver- 
zinſung. Danach wäre ſeit dem Kriegsausbruch der Zinsfuß für Skaaksanleihen ge- 
fallen und hätte im vorigen Jahre nur noch 3 Prozent befragen! 977 Millionen 
machen nämlich 3 Prozent von 32 500 Willionen aus. Und noch wunderbarer! Das 
Bulletin berechnet, am kommenden 1. Auguſt würde die Reichsſchuld auf 49 Mil- 
liarden geſtiegen ſein, die jährliche Zinsſumme aber nur auf 1267 Millionen, das 
heißt der Zinsfuß der Kriegsanleihen werde bis dahin auf 2½ Prozent gefunken 
jein! Der unbekannte Stifter der Studiengeſellſchaft ſollke wirklich an Stelle des 
Herrn Helfferich berufen werden! 

Dabei wird auf S.7 die Ziffer der zur Verzinſung der drei erſten Kriegs- 
anleihen erheiſchten Summe mit 1288 Millionen angegeben. Das macht mit den 
177 Millionen der Verzinſung der früheren Reichsſchulden zuſammen 1465 Wil- 
lionen Mark und nicht 977, wie die Tabelle VI auf S. 3 angibt. 

Dieſe Leiſtungen ermuntern nicht, jenen Angaben des Bullekins, die man zur- 
zeit nicht nachprüfen kann, Verkrauen enkgegenzubringen. 

Schnurrig iſt folgendes Verfahren. Das Bulletin berechnet für Deutſchland die 
Koſten des erſten Kriegsjahres auf 17 700 Millionen Mark, die vorausſichtlichen 
des zweiten Kriegsjahres auf 28 900 Millionen und vergleicht ſie nun mit dem 
jährlichen Nationaleinkommen, das auf 40 Milliarden angenommen wird. Nun ift 
dieſe Vergleichung inſofern verfehlt, als die letztere Ziffer die des National- 
einkommens im Frieden iſt. Im Kriege muß es erheblich geringer ſein. Immerhin 
iſt es ja nicht überflüſſig, die Kriegskoſten auch mit dem Nakionaleinkommen im 
Frieden zu vergleichen. Das Bulletin findet, die Kriegskoſten hätten im erſten Jahr 
44 Prozent, im zweiten 72 Prozent des Nakionaleinkommens ausgemacht. Nun 
will es noch wiſſen, wie groß das Verhältnis zwiſchen Koſten und Einkommen für 
beide Jahre zuſammengenommen iſt, und vergleicht zu dieſem Zwecke die Summe 
der Kriegskoſten beider Jahre mit dem Nakionaleinkommen eines Jahres. 
Es findet, das Verhältnis der Kriegskoſten beider Jahre zum Nakionaleinkommen 
mache 4472116 Prozent aus! Das Reſulkat iſt natürlich ein ganz ſinnloſes, 
denn man kann nicht Zahlen für verſchieden lange Zeiträume einander gleichſetzen. 
Und dieſes unſinnige Verfahren wird forkgeſetzt für Sſterreich, für England und 
Frankreich. 

Wir haben das Bullekin mit großen Erwarkungen zur Hand genommen, denn 
ſeine Idee iſt eine höchſt glückliche und eine forgfältige und fachkundige Zufammen- 
ſtellung des ſtatiſtiſchen Makerials über die Wirkungen des Krieges in den ver— 
ſchiedenen Ländern ein dringendes Bedürfnis. Um ſo mehr haben wir es bedauert, 
daß ſich die Arbeit in fo vielen Punkten als unzuverläſſig und unverwendbar her— 
ausgeſtellt hat. KR. 


‚Kommentare zum Militärhinterbliebenengefeß. 1. Von Dr. Theodor v. Ols- 
hauſen. Berlin 1915, Verlag von Franz Vahlen. 194 Seiten. Preis gebunden 

3 Mark. 2. Von Heinrich Reh. Berlin 1915, Verlag J. Guttenkag. Nr. 118 der 

Sammlung Deutfher Reichsgeſetze. 152 Seiten. Preis gebunden 2,50 Mark. 


Je länger der Weltkrieg wütet, je mehr wird leider das Militärhinterbliebenen- 
geſetz zu einem der wichtigſten und am meiſten angewandten deuffchen Geſetz. 
Wenn auch zum Privatgebrauch im allgemeinen die von verſchiedenen partei— 
zenöſſiſchen Verlagsbuchhandlungen herausgegebenen populären Überſichten ge— 
nügen mögen, jo wird doch derjenige, der über Fragen der Hinkerbliebenenfürſorge 
öfters Auskunft zu geben hat, wie zum Beiſpiel Sekretäre oder Redakkeure, der 
Hilfe einer kommentierten Geſetzesausgabe nicht entbehren können. Da das Geſetz 
dei Beginn des Krieges wichtige Ergänzungen erfahren hat, kommen allerdings 
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nur neue Ausgaben hierfür in Frage. Die beiden hier angezeigten kleinen Kom: 
menfare können für dieſen Zweck beſtens empfohlen werden. Außer dem Geſetz 
ſelbſt enthalten beide Kommentare die wichktigſten daneben in Frage kommenden 
Geſetze und Verordnungen. Die Erläuterungen find leicht verſtändlich. Der Vor. 
zug unker beiden dürfte Olshauſen verdienen, da feine Erläuterungen viel ausführ- 
licher ſind und ſeiner Ausgabe auch eine überſichtliche Einleitung vorausgeſchickt ist 

Siegfried Weinberg. 


Anzeigen. 


Hermann Gorker, Der Imperialismus, der Weltkrieg und die Sozialdemo⸗ 
kralie. Überſetzung aus dem Holländiſchen. Amſterdam 1915, herausgegeben 
von der Sozialdemokratiſchen Partei Hollands (S. D. P.). 152 Seiten. Preis 
50 Pfennig. (Das holländiſche Original der Schrift erſchien im Herbſt 1914, die 
deutſche Überſetzung im Herbſt 1915.) 


Der Weltkrieg iſt durch den Imperialismus verurſacht. Dieſer iſt gleichbe- 
deutend mit der Expanſion des Kapitalismus, das heißt der höher entwickelten Ar- 
beitsmethoden über die Erde; er iſt die notwendige Form des Kapitalismus auf 
ſeiner höchſten und letzten Entwicklungsſtufe. Aus der Kolonialpolitik zieht nich! 
nur die Hochfinanz ungeheure Gewinne, auch der Mittelſtand profitiert vor 
ihr, und ſelbſt die Prolefarier ziehen mancherlei unmittelbaren Vorteil aus ihr 
Aber die Sozialdemokratie iſt doch gegen die Kolonialpolitik, weil dieſe mittels 
Raub, Plünderung, Mord und der enkſetzlichſten Ausbeutung geführt wird. Auf die 
Dauer verdirbt ſie den Klaſſenkampf. Durch den Imperialismus ſteht jetzt »zun 
erſtenmal in der Wellgeſchichte, in Friedens- wie in Kriegszeiten, das ganze inker 
nationale Weltprolefariat zuſammen als ein Ganzes — in einem Kampf, der nu 
vom internationalen Prolekariat gemeinſchaftlich geführt werden kann — der inter 
nationalen Bourgeoiſie gegenüber« (S. 14). Nur wer dies erkennt, kann die neu: 
Zeit verſtehen. Durch den Imperialismus wird der Klaſſenkampf, der frühe: 
national war, internakional. 

Der Verfaſſer kritiſiert dann ausführlich die Haltung der deutſchen Sozial 
demokratie und die Argumente, die für fie angeführt, aber auch die gegen ſie vor 
gebracht werden. Beſonders nachdrücklich wendet er ſich gegen Cunow und Kautsky 
Er bezeichnet beide als Bundesgenoſſen, als Sklaven des Imperialismus (S. 97). 

Die Arbeiter, die nur direkte Vorkeile begehren, müſſen für Kolonialpoliti! 
ſein. Wer aber einſieht, daß ſie das Proletariat zerſpaltet und zerreißt, und nur er 
kann ſich dem nakionalen Imperialismus widerſetzen, ungeachtet ſeiner Vorteile 
Deshalb hat nicht nur der Reformismus, ſondern auch der bisherige Radikalismu 
dem Kampf gegen den Imperialismus geſchadet. 

Daß der Imperialismus notwendig iſt, beſagt nicht, daß wir ihn nicht bekämpfe 
ſollen. Im Gegenteil iſt der Kampf gegen den Imperialismus ebenſo notwendi 
wie dieſer ſelbſt. »Es iſt eben der Kampf gegen das Notwendige, .. der uns ſtärke 
macht« (S. 90). Die Agitation für das Abrüſten iſt verwerflich, denn der Krieg il 
heute noch eine Notwendigkeit zur Schlichtung des Streites der nationalen Kapı 
talsintereſſen. „Nie war der Krieg in ſolchem Maße das Mittel zur Entwicklun 
des Kapitalismus wie heute unter dem Imperialismus (S. 128, 129). Die Agita 
tion für die Abrüſtung dient nur zur Entnervung des Proletariats und zu ſeine 
Ablenkung vom Kampf gegen den Imperialismus. Dieſer Kampf kann nur dure 
direkte Maſſenaktionen auf internakionaler Stufenleiter geführt werden. Die neu 
Internationale ſoll die Aufgabe haben, dieſen Kampf zu leiten. 
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Irland — eine Lehre. 
Von Ed. Bernſtein. 

Nach kurzem Aufflackern iſt der am 24. April in Dublin und einigen 
Hrafſchaften Südirlands ausgebrochene iriſche Aufſtand der Übermacht der 
Militärgewalt erlegen. Daß er ſich verallgemeinern und zur Erhebung des 
janzen nationaliſtiſch gejinnten Irland gegen England auswachſen würde, 
var für jeden, der einigermaßen über die Dinge in Irland unterrichtet iſt, 
zusgeſchloſſen. Vom proteftantiihen Irland ganz abgeſehen, das auch jetzt 
m Kriege überengliſch iſt, hat ſeit den Tagen von Iſ. Butts und Ch. Parnells 
ie große Mehrheit der Irländer den Gedanken einer Loslöſung Irlands 
on England völlig aufgegeben. Die nakionaliſtiſchen iriſchen Abgeordneten 
m Haus der Gemeinen find in zwei Fraktionen geſpalken, die größere von 
john Redmond, die kleinere von Jim Healy geführt. Aber beide Fraktionen 
kehen in dieſem Krieg auf der Seite Englands, die Healyiken faſt noch ent- 
chiedener als die Redmonditen. Da man annehmen muß, daß den Leitern 
hes Aufſtandes dies ſehr gut bekannt iſt, iſt nicht recht abzuſehen, welche 
zwecke ihre Aktion beſtimmken. Die engliſchen Nachrichten darüber find, 
oweit der Telegraph fie uns übermittelt, vorläufig noch ſehr verworren. 
Nur jo viel kann aus ihnen mit einiger Sicherheit entnommen werden, daß 
ehr verſchiedenartige Elemente zuſammengewirkk zu haben ſcheinen, dieſen 
Aufſtand vorzubereiten und ins Werk zu ſetzen. 

Man ſpricht von Unterffüßung oder ſogar Anſtiftung vom Ausland her, 
ind in Amerika lebende Irländer haben aus ihrer Parkeigängerſchaft mit 
her Bewegung kein Hehl gemacht. Vermutungen, die an die Umſtände an- 
müpfen, unker denen der vielgenannke Sir Roger Cajement beim Verſuch 
her Landung an der Weſtküſte Irlands mit Begleitern gefangen genommen 
vurde, ſind noch zu ſehr Spekulation, um Beſchäftigung mit ihnen angezeigt 
tiheinen zu laſſen. Auch iſt dieſe Frage für die Beurkeilung deſſen, was 
ich in Irland ſelbſt vollzogen hat, nebenſächlich. Mögen die eigenklichen An- 
tifter außerhalb Irlands ſißzen, mögen jogar ein Teil der Waffen vom Aus- 
and gekommen ſein, jo würde doch der Aufſtand die Ausdehnung nicht er- 
eicht haben, die er immerhin gehabt hat, wenn nicht Skoff zu ihm in Ir— 
and vorhanden geweſen wäre, der nur gewiſſer günſtiger Bedingungen be— 
urste,. um aufzuflammen. Wo Rauch iſt, iſt ſtets auch Feuer, mag es offen 
ohen oder unter der Oberfläche glimmen. 

Daß ein ſolches Feuer in Irland vorhanden war, daß neben der geſetzlich 
ſewordenen Homerulebewegung eine radikalnakionaliſtiſche Bewegung ein- 
jerlief, die in der ſtimmberechkigten Bevölkerung nicht genug Anhang 
halte, um für eigene Verkreker Mandate zu erobern, aber genug Lebens- 
kraft beſitzt, um in der einen oder anderen Form immer wieder an das Licht 
u frefen und ſich unbequem zu machen, iſt allgemein bekannt. Weniger 
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bekannk und ſicher iſt, woher ſie im Lande ſelbſt dieſe Lebenskraft zieht. 
Hier wirken offenbar verſchiedenartige Elemente zuſammen, ihr immer 
wieder neues Leben zuzuführen. 

Die Agrarfrage, die in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderks 
noch der iriſchen Bewegung den wirtſchaftlichen Untergrund verlieh, iſt ſeit 
längerer Zeit in den Hinkergrund getreten. Die weitgreifenden Geſetze über 
Sicherung der Pächter gegen Heraufſchraubung der Pachtſätze oder Aus. 
freibung und die Gewährung von Vorſchüſſen für den Landankauf zu 
ſchiedsrichkerlich normierten Preiſen (das Geſetz von 1903 ſetzte über eine 
Milliarde Mark für dieſen Zweck feſt, von denen bis Ende 1912 über 900 
Millionen Mark in Vorſchüſſen bewilligt worden waren) ſcheinen ihr auf 
lange hinaus den Skachel ausgezogen zu haben. Dafür nehmen Fragen der 
Induſtrie heuke einen größeren Raum ein, und zwar in zweierlei Geſtalt: 
erſtens in der Bewegung, möglichſt viel Induſtrien in Irland zu entwickeln, 
und zweitens in der ſozigliſtiſchen oder ſozialrevolutionären Arbeiterbe⸗ 
wegung. 
| Die Agitation für den erfibezeichneten Zweck erklärt ſich dadurch, daß 

Irland in der Zeit, wo die engliſche Handelspolitik vom ſchutzzöllneriſchen 
Merkankilismus beherrſcht war, von England durch allerhand Verboke 
aufs brukalſte daran verhinderk wurde, größere Induſtrien zu enkwickeln, 
und daß die Nachwirkungen dieſer künſtlichen Niederhalkung noch heute 
nicht überwunden find. Wollken weiterblickende engliſche Staatsmänner 
dieſem Unweſen ein Ende machen, jo wußten die damaligen engliſchen Fa- 
brikanken dies durch ihren Einfluß zu hintertreiben. So ſchreibt Gladſtone 
von William Pitt dem Jüngeren, dieſem Muſter eines Staatsmannes von 
guten Abſichten und ſchlechkten Ausführungen: 


Die Anſichken Pikts hinſichtlich Irlands, wie fie im Jahre 1784 in ſeiner Kor⸗ 
reſpondenz mit dem Herzog von Rutland, dem damaligen Vizekönig, niedergelegt 
find, waren alles, was Billigkeit und Patriotismus anraten konnten. Er ſuchte 
ihnen durch ſeine handelspolitiſchen Vorſchläge, die das iriſche Parlament annahm, 
einleitende Wirkung zu geben. Als ſie aber, um den ſelbſtſüchtigen Forderungen 
der engliſchen Fabrikanten zu begegnen, abgeänderk und umgeformt wurden, wies 
Irland fie zurück, und dieſe Enktäuſchung, die in Wirklichkeit entweder dem Mi- 
niſter ſelbſt oder den engliſchen Fabrikanten zuzuſchreiben war, ſcheint man dem 
iriſchen Parlament als eine Sünde angerechnet zu haben. (William Gladſtone, 
Offene Worte über die Union mit Irland [„Plain speaking on the Irish Union“), 
Ninekeenkh Century, Juli 1889.) 


Viel früher als Gladſtone hatten Richard Cobden und andere liberale 
und radikale Engländer die handelspolitiſche Drangſalierung Irlands, für 
die wir in der neueren Geſchichte ein Gegenſtück in der agrarpolitiſchen 
Drangſalierung Serbiens erlebt haben, ſcharf gekennzeichnet und ihre Auf- 
hebung verlangt. Iriſche Pakrioken gingen weiter und ſtellten neben der 
Forderung der Aufhebung der Union mik England auch die Forderung: 
Schußzzölle gegen England auf ihr Programm. Eine Forderung, 
bei der es ſich nicht um die Bevorrechtung ſchon vorhandener und kapifal- 
kräftiger Induſtrien, ſondern um die Möglichkeit der Aufzucht ſchwacher 
oder erſt zu ſchaffender Induſtrien handelte, und für die ſich aus dieſem 
Grunde auch Karl Marx 1869 in einem Brief über die Bewegung der 
Fenier ausſprach. Da Marx gern auf Grund von Ausſprüchen, die ſich nur 
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auf beſtimmte Stufen in der Enkwicklung von Nakionen bezogen, als An- 
walt von Maßnahmen zitiert wird, die er, wo jene Vorausſetzung nicht be- 
ſtand, ſehr enkſchieden bekämpft hat — fo nahm er um dieſelbe Zeit, wo er 
jenen Brief ſchrieb, gegen die Schußzollagikation deutſcher Eiſeninduſtrieller 
ſcharf Stellung —, ſei beiläufig hinzugefügt, daß Marx im gleichen Schrei— 
ben von 1869 ſogar den gegen die iriſchen Landlords gerichkeken agrarpoliti— 
ſchen Beſtrebungen der Fenier eine ſozialiſtiſche Tendenz zuerkennt, ob- 
wohl es ſich dabei um Schaffung einer Klaſſe von unabhängigen Klein- und 
Mittelbauern handelte. Der Sozialismus lag hier in der Geltendmachung 
des Rechtes der Allgemeinheit über das Eigentum an Grund und Boden, 
welches Recht in der ſpäker vom engliſchen Parlamenk geſchaffenen Agrar— 
geſetzgebung für Irland unter verſchiedenen Gefichtspunkten — Beſitz, Ver- 
äußerung, Verpachtung — jo weitgehende Anerkennung gefunden hat, daß 
die Berufung auf fie für jede einer vorgeſchrikteneren Stufe enkſprechende 
direkt ſozialiſtiſche Maßnahme ausreichen würde. 
Von dem gleichen Gedankengang, der die Forderung beſonderer iriſcher 
Schußzölle diktierte, iſt die Bewegung beherrſcht, die unter dem Namen 
Sinn Fein ſeit einer Reihe von Jahren in Irland propagiert wird. Die 
Worke Sinn Fein find der ehemaligen Landesſprache Irlands entnommen, 
die im weitaus größten Teil Irlands dem Engliſchen gewichen iſt und nur 
in einigen wenigen Grafſchaften bezirksweiſe noch als Volksſprache lebt, fie 
bedeuten in dieſer Sprache »wir ſelbſt«. Ob das Work Fein ekymologiſch 
mit dem legendären Namen Finn oder Fionu zuſammenhängt, von dem der 
Name Fenian (Fenier) abgeleitet wird, mag dahingeſtellt bleiben. Der Sache 
nach kennzeichnet ſich jedoch die Sinn-Fein-Bewegung als ein Ableger der 
feniſchen Bewegung. Sie macht Anſtrengungen, das alte Iriſche zu ver— 
breiten, ſo daß es wieder zur beſonderen Sprache Irlands werden kann, 
und ſucht die Zwecke des alten Schußzollprogramms, das nach dem Home— 
rulegeſetz für Irland ausgeſchloſſen iſt, unker anderem durch verwandte 
Mittel, wie den Boykokt engliſcher Waren, zu erreichen oder vorzubereiten. 
Daß man den Zweck der Aufzucht von Induſtrien auch durch andere Wittel 
als Schutzzölle erwirken kann, ſteht außer Zweifel, und für den Schreiber 
dieſes find die letzteren durchaus nicht das kleinere Übel. Aber der Boykoft 
hat ſich noch überall als für dieſen Zweck unkaugliches Mittel erwieſen, und 
ebenſo iſt die Wiederbelebung einer Sprache, die ein Volk ſchon ſeit Gene— 
rationen verlernt hat, um jo mehr ein ukopiſtiſches Unding, wenn fie, wie 
hier, mit einer Weltſprache in Konkurrenz kreten ſoll. Übrigens hat ſich 
auch ohne Schutzzölle und Sinn Fein unter der bloßen Wirkung des Weg— 
falls der Handelsbeſchränkungen die Induſtrie Irlands ſo weit gehoben, daß 
jetzt vom Wert der Ausfuhr Irlands zwei Fünftel auf Induſtrieprodukke 
entfallen. Der Werk der Gejamtausfuhr Irlands ſetzte ſich im Jahre 1911 
wie folgt zuſammen: Landwirtſchaftsprodukke 52 Prozent, Rohſtoffe 7 Pro- 
zent, Fabrikate 41 Prozent. 
Eklwa ein Fünftel der Bewohner Irlands, die das zehnte Lebensjahr 
zurückgelegt haben, gehören der Induſtrie an, jo daß in bezug auf die Be— 
krufsgliederung Irland heute ungefähr auf derſelben Stufe fteht wie Deutſch— 
land um die Zeit der Laſſalleſchen Agitation. Es hat daher in verſchiedenen 
Städten ein verhältnismäßig anſehnliches Induſtrieproletariak. Und dies 
führt zur zweiten Strömung, die in der neueſten Erhebung eine Rolle ge— 
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ſpielt zu haben ſcheint, nämlich zur ſyndihaliſtiſch- revolutionär gerichteten 
Arbeiterbewegung. 

In Irland hat die Arbeiterbewegung längere Zeit poliliſch nur als ein 
Anhängſel der Homerulebewegung dahinvegetierk. Das iſt aber mit der Zu- 
nahme der induſtriellen Arbeiterſchaft und dem Übergreifen der politiſchen 
Agitation nach der Grünen Inſel anders geworden. Der Drang der Verjelb- 
fländigung der Arbeiterklaſſe hat dahin geführt, daß ſich hier der verbürger- 
lichten nationaliſtiſchen Bewegung eine viel ſchärfer zugeſpizte Strömung 
in der Arbeiterſchafkt gegenüberſtellte, als fie im allgemeinen in England zu 
finden iſt. Man erinnere ſich, daß in den Gewerkſchaftskämpfen, die bis 
kurz vor Ausbruch des Krieges das britiſche Reich erſchükterken, nirgends 
der Geiſt der Revolte ſich ſchärfer äußerte als in Irland unter dem Einfluß 
von Jim (James) Larkin, James Conolly und Gleichgeſinnken. Larkin, als 
der Abkömmling eines der drei Fenier, die im November 1867 in Man- 
cheſter gehängt wurden, machte in ſeinen Reden kein Hehl daraus, daß ihn 
der Gedanke beſeelte, für jene Hinrichkung Sühne zu nehmen, und ſeine 
vom leidenſchafklichſten revolutionären Geiſte erfüllten Reden riſſen in 
Dublin und anderen iriſchen Städten die Arbeiter zur äußerſten Oppoſikions⸗ 
ſtimmung hin. Es iſt undenkbar, daß dieſe Stimmung durch den Krieg hätte 
zum völligen Erlöſchen gebracht werden können. 

Allerdings brachte der Krieg zunächſt auch die revolutionären Irländer 
in eine Lage, die von jeder ankiengliſchen Aktion abriek. Bis dahin war es 
ein Axiom nakionaliſtiſcher Politik der Irländer geweſen, nach dem Motto 
„Englands Verlegenheit iſt Irlands Gelegenheit« jeden Feind Englands als 
den Freund Irlands zu feiern und zu behandeln. Jetzt war aber eine Regie- 
rung Englands am Ruder, die immerhin unter den heftigſten Kämpfen mit 
ihren unioniſtiſchen Gegnern es durchgeſetzt hatte, Homerule für Irland zum 
Geſetz zu erheben und dafür von den geſchworenen Gegnern der Selbſt⸗ 
regierung Irlands, den fogenannten Loyaliſten oder Orangemen Nord- 
irlands bis zuletzt auf das bitterſte bekämpft worden war. Ihr in den 
Rücken zu fallen, mußte um jo weniger angezeigt erſcheinen, als gerade 
die Nation, die in Irland von jeher die größte Popularität genoſſen hatte, 
Frankreich, der Haupfverbündete Englands war. Die parlamenkariſchen Ver- 
kreter des nationaliſtiſchen Irland hatten ſich unter dieſen Umſtänden ein- 
mütig zugunſten der von England verfochtenen Sache erklärt, iriſche Pa- 
krioken, die noch beim Burenkrieg auf ſeiten der Buren gegen England ge- 
kämpft haften, waren diesmal freiwillig ins engliſche Heer eingekreken, und 
der den Iren eigene Zug zur Ritterlichkeikt verbot auch den inkranſigenk ge- 
bliebenen Irländern eine Parteinahme für die Urheber jener Vergewalli⸗ 
gung. Weder die Sinn-Fein-Leute noch die revolutionären Syndikaliſten 
machten Miene, irgend etwas Ernſthaftes gegen England zu unternehmen. 

Unter der Wirkung der langen Dauer des Krieges und der vielen Miß 
griffe der Kriegführung der Alliierten har ſich die Stimmung aber erheblich 
geänderk. Die Aufwallung der erſten Monate iſt verflogen, die Entwicklung 
der Dinge wird immer kritiſcheren Auges betrachtet, und der Wunſch, Eng- 
land als Sieger aus dem Kampfe hervorgehen zu ſehen, kühlte ſich in breiten 
Kreiſen des iriſchen Volkes, die nicht ſchon durch Geſchäftsinkereſſen mit 
England verbunden find, um jo mehr ab, je mehr es ſich zeigte, daß der 
Krieg in England die Poſition der konſervakiv-unioniſtiſchen Partei gegen- 
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über den Liberalen erheblich geſtärkt und damit die Verwirklichung von 
Homerule wieder zweifelhaft gemacht hakt. Denn wenn auch Homerule ins 
Buch der Geſetze Englands aufgenommen iſt, ſo haben die Liberalen doch in 
einen Aufſchub der Ausführung des Geſeßes willigen müſſen, und einer 
konſervativ-unioniſtiſchen Regierung, welche die liberale ablöſte, wäre jo die 
Möglichkeit gegeben, die Ausführung ins Unbeſtimmke hinauszuſchieben und 
inzwiſchen das Geſetz ſelbſt zu »revidieren«. Die Umwandlung des liberalen 
Kabinetts in ein Koalitionskabinekt aus Liberalen und Konſervakiven war 
für die nationaliſtiſchen Irländer aller Schaktierung eine Mahnung, auf der 
Hut zu jein, mußte aber in den Kreiſen der Inkranſigenken wie ein Signal- 
ſchuß wirken und die Geiſter für die revolufionäre Literatur empfänglich 
machen, die von Amerika her, wo Jim Larkin agitierke, und noch von an- 
deren Fabrikationsſtätken nach Irland geſandt wurde. 

Welche Einflüſterungen die iriſchen Revolutionäre in den Glauben ver- 
ſetzt haben, daß nun die Stunde zum Losſchlagen für ſie gekommen ſei, muß 
vorerſt dahingeſtellt bleiben, und unklar iſt noch, was ſie mik dem Los- 
ſchlagen eigentlich bezweckken. Denn, wie eingangs ſchon bemerkk, an ein 
Ausbreiten der Bewegung über das ganze nakionaliſtiſche Irland war nicht 
zu denken. Phankaſtik, die dem lebhaften Volke ftets in jo hohem Maße 
eigen war, ſcheint auch diesmal ihr Spiel gekrieben zu haben. Es find jedoch 
auch Zwecke denkbar, die über die gegenwärtige Erhebung hinausgreifen. 

Mit der Niederſchlagung des Aufſtandes ſind die Strömungen in den 
Geiſtern nicht beſeitigt, die ihn möglich gemacht haben. Wie ftark das Miß 
frauen iſt, das ſich eines großen Teiles der Irländer bemächkigk hat, zeigt 
ſich unter anderem bei den Verhandlungen der Gerichkshöfe, die das eng- 
liſche Parlament eingeſetzt hat, um die Fälle zu prüfen, wo Leute, die nach 
dem Gejeß kriegsdienſtpflichtig find, um freizukommen, ſich auf die im Geſetz 
vorgeſehene Gewiſſensklauſel berufen, die beſtimmt, daß Perſonen, welche 
den Gerichtshof überzeugen, daß ihr Gewiſſen ihnen den Kriegsdienſt ver- 
bietet, von dieſem enkhoben werden können. Irland ſelbſt iſt von den Ge— 
ſetzen, welche beſtimmte Kategorien der Bevölkerung dienſtpflichtig machen, 
ausgenommen, man bat es nicht darauf ankommen laſſen wollen und kön- 
nen, durch Ausdehnung dieſes Gefeges auf die Nachbarinſel dort Gegen— 
bewegungen im großen Stil hervorzurufen. Aber in England und Wales 

oder Schottland wohnende Irländer fallen unker die dortigen Gejege und 
ſind, wenn fie den betreffenden Altersgrenzen angehören, dienftpflichtig. 
Nicht wenige von ihnen rufen die Gewiſſensklauſel an. Und da iſt es wieder- 
holt vorgekommen, daß Irländer vor den Gerichkshöfen erklärten, ſolange 
Homerule für Irland nicht in Wirklichkeit getreten ſei, ſtakt erſt nach dem 

Buchſtaben im Geſetz zu ſtehen, verböte es ihnen ihr Gewiſſen, für das bri- 
tiihe Reich in den Krieg zu gehen. Im Einzelfall mag der Gewiſſensdruck 
nicht ſehr ſtark geweſen zu fein, aber auch dann beweiſt die Erhebung des Ein- 
wandes zum mindeſten die Abweſenheit jedes ſtärkeren Inkereſſes für das 
Wohl und Wehe des britiſchen Reiches. Und ſicherlich hätte man nicht dar- 
auf verzichtet, die Kriegsdienſtgeſeze auf Irland auszudehnen, wenn man 

nicht bei der Mehrheit des iriſchen Volkes eine ähnliche Gleichgültigkeit 
vorausſeßtke. 

In dieſer Stimmung des iriſchen Volkes liegt eine große Lehre. Als Sir 
Edward Grey am 3. Auguſt 1914 im Hauſe der Gemeinen die große Rede 
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hielt, in der er darlegte, daß England am Vorabend des Krieges ſtehe, ſagte 
er ziemlich am Schluß: N 

Der einzige freundliche Punkt in dieſer fürchterlichen Situakion iſt Irland. Das 
allgemeine Empfinden in ganz Irland iſt — und ich möchte, daß man dies im Aus- 
land klar einſehe — von ſolcher Art, daß wir glauben, die iriſche Frage nicht in 
Bekrachk ziehen zu müſſen. b 


Damals konnte er das mit gutem Gewiſſen jagen. Des unioniſtiſch gefinn- 
ten Irlands war man für den Kriegsfall ſicher, weildie Führer der konſervakiv⸗ 
unioniſtiſchen Partei, die auf jenes den großen Einfluß ausüben, der Re- 
gierung im voraus erklärt hatten, fie ſeien von der Notwendigkeit für Eng- 
land, in den Krieg einzutreten, überzeugt und würden der Regierung in 
dieſem Falle ihre volle Unterſtützung leihen. Des nakionaliſtiſchen Irland 
war die liberale Regierung nicht minder ſicher, da ſie durch ihre Kämpfe für 
Homerule das Verkrauen von deſſen überwiegender Mehrheit erworben 
hakte. Wäre das letztere nicht der Fall geweſen, häkte die liberale Partei im 
Kampf um Homerule aus Schwäche oder Verräterei verſagk, jo würde von 
Anfang an das ganze nationaliſtiſche Irland, alſo gut zwei Drittel des iriſchen 
Volkes und wahrſcheinlich das ganze iriſche Element in Amerika wie auf 
den engliſchen Kolonien gegen England Stellung genommen haben und JIt- 
land kein »freundlicher«, ſondern ein ſehr bedenklicher Punkt, ein Element 
der Schwäche für England geweſen ſein. Das Stück Demokratie, das in dem 
Geſetz für die Selbſtregierung Irlands Ausdruck gefunden hatte, machte ſich 
für England ſehr gut bezahlt. Und es würde noch viel mehr für England ge— 
leiſtet haben, wenn es früher gekommen wäre. Daß die jetzige Erhebung 
überhaupt möglich war, verdankt England den Konjervativen, die das Zu- 
ſtandekommen des Homerulegeſetzes immer von neuem verſchleppt haben. 
Wie ſo oft ſchon, haben ſich auch in dieſem Falle gerade diejenigen Elemenke, 
die ſich mit beſonderer Betonung als die »ſtaatserhalkenden« bezeichnen, als 
die ſtaalsgefährdenden herausgeſtellt. 

Die von fabianiſchen Sozialiſten herausgegebene Wochenſchrift »The 
New Stakesman« brachte jüngſt einen eigenartigen Artikel unter dem Titel 
»Wenn Deutſchland England eroberke«. Es ward darin ausgeführt, daß eine 
Beherrſchung Englands durch Deuffchland keineswegs zur Verarmung des 
engliſchen Volkes zu führen brauchte. Im Gegenteil könnten die Deulſchen 
durch Verwalkungsreformen und andere Maßnahmen viele Verbeſſerungen 
im Leben der Nation zuſtande bringen und ihren Wohlſtand erhöhen. Aber 
wenn dieſe Steigerung des Wohlſtandes noch ſo groß wäre, würden ſie 
darum doch als Herrſcher ewig verhaßt bleiben, weil ſich kein Volk, das 
eine eigene Geſchichte und ein eigenes Nationalbewußtſein hat, von einem 
anderen beherrſchen läßt, und wenn es ihm noch fo viele Wohltaten bringe. 
Worauf das Blatt ſofork eine Zuſchrift von iriſcher Seite erhielt, in der es 
hieß: »Setzt in dem Artikel, wo Deutſchland ſteht, dafür England, und wo 
England oder das engliſche Volk ſtehen, dafür Irland und das iriſche Volk, 
und ihr habt den Schlüſſel zu unſerem Empfinden England gegenüber.« Der 
Aufſtand hak gezeigt, wieviel Richtiges daran war. Das iriſche Problem iſt 
durch ſeine Niederſchlagung noch nicht erledigt. 
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Die Spaltung in der fozialdemokratifchen Frakkion des Deutkſchen Reichs- 

kags iſt eine Phaſe in einem wichtigen und großen hiſtoriſchen Prozeß, und 
ſie kann nur als ſolche richtig gewürdigt werden. 
Der Krieg an ſich iſt keine Revolution. Schon die Erkenntnis des 
Krieges als eine Fortſetzung der Politik der herrſchenden Klaſſen mit an— 
deren Mitteln ſollte vor ſolcher Gleichſezung warnen. Aber beim Krieg mit 
ſeinen unberechenbaren Begleiterſcheinungen und Ergebniſſen macht ſich 
noch mehr als bei anderen ſozialen Geſchehniſſen das Geſetz von der He— 
kerogenität der Zwecke geltend, demzufolge aus den geſchichtlichen Ereig— 
niſſen ſchließlich ganz andere Wirkungen enkſpringen, als die Handelnden 
gewollt und vorausgeſehen haben. Und ſo können Kriege, ſtakt die Politik 
der Herrſchenden durchzuſezen und ihre Wacht zu ſtärken, durch die mit 
ihnen verbundenen, aber durchaus nicht gewollten ſozialen Wirkungen in 
letzter Inſtanz die Stellung der Herrſchenden erſchütktern, die der Be- 
herrſchten ſtärken, wenn die Beherrſchken fähig und imſtande find, ihre be- 
ſonderen Intereſſen zu erkennen, und enkſchloſſen, ſie durchzuſetzen. 

Wir Marxiſten haben vorausgeſehen, daß die kapitaliſtiſchen Gegenſätze 
mit ihrer imperialiſtiſchen Politik der großen Kriegeriſchen Kakaſtrophe zu- 
treiben, und haben deren Urſachen klargelegt. Aber wir haben auch voraus- 
gejagt, daß dieſer ungeheure Krieg eine Zeit heraufführen werde, die die 
ſchwerſten und heftigſten Kämpfe, die kiefſtgehenden ſozialen und politiſchen 
Umwälzungen ſehen werde. Nicht vom Kriege, ſondern von ſeinen Folgen, 
nicht von den Kämpfen gegen die äußeren Feinde, ſondern von den ihnen 
folgenden Kämpfen der Klaſſen erwarkeken wir die Neugeſtaltung. 

Und noch ein Drittes haben die Marxiſten vorausgeſagt, und hier haben 
vielleicht die Alteren noch ſchärfer geſehen als wir Jüngeren. Wenn Engels 
und Bebel einen europäiſchen Krieg jo ſehr fürchkeken (nicht etwa wie 
manche Umlerner ihn als »Revolution« begrüßten), jo fürchteten fie nicht 
nur das Elend und die Verwüſtung, nicht nur die ungeheure Schwierigkeit 
der Aufgabe, aus den Ruinen der alken Welt des Kapitalismus das neue 
Leben des Sozialismus erſprießen zu laſſen; ſie fürchkeken vor allem den 
Rückſchlag der ſozialiſtiſchen Bewegung infolge des Enkſtehens nationali— 
ſtiſcher und militariſtiſcher Geſinnung. 

Die Befürchtung iſt in allen Ländern eingetroffen. Aber nicht in der 
Form, daß die Maſſen die Parkei verlaſſen, ſich anderen Parkeien zu— 
gewandt hätten; dafür iſt nirgends ein Anzeichen. Wohl aber ſo, daß ein 
Teil der ſozialdemokrakiſchen Führerſchaft ſelbſt einer Politik zugänglich 
wurde, die immer mehr von den Prinzipien und der Taktik abwich, die bis 
zum Kriegsausbruch als ſozialdemokrakiſch gegolten haben. Der Gegenſat, 
den Engels und Bebel als Gegenſatz zwiſchen Sozialdemokratie und bür- 
gerlicher Welt geſehen hatten, wurde zum Gegenſatz innerhalb der Sozial— 
demokrakie. 

Einmal gegeben, mußte ſich aber dieſer Gegenſatz der hiſtoriſchen Not 
gehorchend ſtetig vertiefen. Indem die Führer in der alles andere über— 
ragenden Lebensfrage der bürgerlichen Geſellſchaft ſich in eine Reihe mit 
den bürgerlichen Parteien ſtellten, hatte der Opporkunismus das Spiel ge- 
wonnen. Der bisher in Deutſchland jo ſcharfe Gegenſatz zur Regierung und 
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den bürgerlichen Parkeien war plötzlich außerordentlich verminderk. Die 
Haltung der Partei hakke in weiten Kreiſen Freude und Genugtuung er⸗ 
regt, der Partei anſcheinend neue Ausbreitungsgebiete erſchloſſen, den 
Widerſtand der Gegner erſchwerk, eine Anderung der Stellung der Regie- 
rung zu ihrer Agitation und der Drganifationsarbeit der Gewerkſchaften in 
Ausſicht geftellt. Nach Beendigung des Krieges, die man in kurzer Zeit er- 
warfefe, mußte die Poſition der Partei ſich glänzender als je gejtalten, da 
joa den Gegnern ihre wichkigſten Agitakionswaffen aus der Hand geſchlagen 
waren. Und den hochgeſpannken Erwartungen fat es zunächſt keinen Ein- 
frag, daß man darüber die Haupkſache vergaß: daß nämlich die “Partei 
unferdefjen in Gefahr geriet, ihr eigenkliches Weſen zu verlieren, daß das 
erwartete Entgegenkommen eben nicht mehr der alten, ſondern einer ge- 
wandelten Partei galt. | 

Dieſe Ausſichken ſollte man ſich nun verderben und ruinieren laſſen durch 
eine, wie es damals ſchien, ganz ausſichtsloſe, allen populären Strömungen 
ſich widerſetzende Politik prinzipieller Oppoſition, die die Partei doch nur 
ſchwächen, ihre Anhängerzahl mindern, ihre Organifationen gefährden, kurz 
das Inſtrument der Politik gerade dann abſtumpfen würde, wenn es gerade 
möglichſt ſchneidig und wuchkig geführt werden follte? Die Oppoſition gegen 
die Haltung der Partei erſchien den Führern als eine arge Gefährdung der 
Parkeiintereſſen, die ſie in der großen Kriſe jo glänzend, wie fie glaubten, 
gewahrt hatten. Mit aller Macht wandte ſich deshalb die Führung gegen 
die Oppoſition. 

Auf der anderen Seite ſah die Rechte der Parkei, der konſequenke 
Opportunismus, ſeine Zeit gekommen. Die Taktik, die er ſtets empfohlen 
hatte, die Ermöglichung eines dauernden politiſchen Zuſammenarbeitens 
mit anderen Parteien, ſchien auf dem Wege. Jetzt hieß es, nur konſequent 
ſein, mit der unfruchtbaren Demonſtrakionspolitik brechen, ſich von den 
alten überlieferten Dogmen freimachen und prakkiſche Reformpolitik kreiben. 

Und nicht allein um die Skellung zum Kriege handelte es ſich mehr. 
Wollte man die Früchte dauernd ſichern, ſo mußte alles in den Hinkergrund 
kreken, was ſpätkerhin das Zuſammengehen mit bürgerlichen Parkeien er- 
ſchweren, die Gegenjäge aufs neue verſchärfen konnte. Aus der Abſtim⸗ 
mung des 4. Auguſt mußte die Politik des 4. Auguſt werden, aus dem Akt 
eines wirklichen oder vermeinklichen Notſtandes der Ausgangspunkt einer 
neuen Taktik. Die ganze Skellung der Parkei zu den grundlegenden Fragen 
der Politik wurde für erledigt erklärt. Für die Bewilligung des Wilitär⸗ 
und Slottenefats, für Kolonial- und Schußzollpolitik, ja ſogar für indirekte 
Steuern wurde Propaganda gemacht, und wenn auch eine gewiſſe Arbeits- 
teilung zugegeben werden muß und nicht jedes Mitglied der Rechten jene 
Arbeitsvereinigung erreicht, wie fie uns in den Schriften von Kolb und 
Peus enkgegenkritt, jo wirkten doch alle Anſtrengungen in derſelben Rich⸗ 
kung einer Neuorientierung der Parkeipolitik, der Umwandlung der Sozial- 
demohrakie in eine reformiſtiſche Arbeitspartei. 

Dieſe Bemühungen entkſprachen jenen Anpaſſungskendenzen, die aus 
dem Emanzipakionskampf der Arbeiterſchaft ſelbſt enkſpringen.! 


»Die geiſtige, moraliſche und materielle Hebung, die die Arbeſterhewen 
der unkerdrückten, in kiefſtem Elend dahinvegetierenden Klaſſe gebracht hat, die 
Erhebung des Arbeiters aus dem ſprechenden Werkzeug‘ zum Menſchen, hat den 


N. H.: Um die Zukunft der deutſchen Arbeikerbewegung. 169 


Dieſe Tendenzen waren vor dem Kriege ſtärker als die Gegenkendenzen, 
die hervorgerufen waren durch die wachſende Macht des karkellierten und 
organiſierten Unkernehmerkums ſowie durch die zunehmende Teuerung, die 
eine Verlangſamung des Aufſtiegs der Arbeiterklaſſe oder bereits den Be— 
ginn einer Verſchlechterung ihrer Lebenshaltung bedeutete, und eben po- 
litiſch radikaliſierend zu wirken begonnen hakten. 

Auf dieſe Anpaſſungstendenzen hakte ſich von jeher der Opporkunismus 
geſtützt, und ihr Vorhandenſein erklärt auch feine praktifche Stärke. Dieſe 
Tendenzen wirken nun aber auf die ganze Arbeikerſchaft, ja auf jeden ein- 
zelnen Arbeiter ein, wenn auch auf einzelne gelernte, gufgelohnte und or— 
ganiſierte Arbeiterſchichten ſtärker als auf andere. In einer nichfrevolufio- 


Kapitalismus für die Arbeiterſchaft zugleich erkräglicher, dieſen ſelbſt erſt ſo recht 
exiſtenzfähig gemacht. Sie hat die Arbeiterſchaft als ſolche geiſtig und phyſiſch ge- 
kräftigt, fie kampffähiger und ſelbſtbewußter als je eine unkerdrückke Klaſſe ge- 
macht, aber zugleich den unmittelbaren revolutionären Ankrieb, die völlige Un- 
erfräglichkeit einer lebensunwürdigen Exiſtenz gemildert. Aus dem Kapitalismus 
des Kindermords und Hungerkods hat die Arbeikerbewegung in unabläſſigen poli- 
liſchen und gewerkſchaftlichen Kämpfen einen Kapitalismus gemacht, dem die Ver- 
wirklichung feiner ſchlimmſten Verelendungskendenzen unmöglich wurde, und fie 
hat ihn ſo vor einer Revolution verzweifelter (aber auch kiefſtehender und un- 
kultivierter) Maſſen bewahrt. Um es paradox zu ſagen: die konterrevolufionären 
Wirkungen der Arbeiterbewegung haben die revolutionären Tendenzen des Kapi— 
kalismus geihwädt. 

Die neueſte Phaſe der hochkapitaliſtiſchen Entwicklung erzeugt aus ſich heraus 
noch andere konſervierende Tendenzen. Die rapide Entwicklung des Weltkapita- 
lismus ſeit der Mitte der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts hat die De— 
preſſionsperioden verkürzt, die chroniſche ZUrbeitslofigkeit gemildert. Die ent- 
wickeltſten Länder des Kapitalismus — Deukſchland und die Vereinigten Staaken — 
kennen ſeit dieſer Zeit keine induſtrielle Reſervearmee im alken Sinn, ſie bedürfen 
für Landwirtſchaft und Induſtrie fortwährend der Zufuhr fremder Arbeitskräfte, 
auf denen denn auch in erſter Linie der Druck der Kriſen lajtet. Das Finanzkapital 
— die Beherrſchung der monopoliſtiſch organiſierken Induſtrie durch die kleine 
Zahl der Großbanken — hat die Tendenz, die Anarchie der Produktion zu mil- 
dern, und enthält Keime zu einer Umwandlung der anarchiſch-kapitaliſtiſchen in 
eine organiſierk-kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung. Die ungeheure Stärkung der 
Staatsmacht, die das Zinanzkapital und feine Politik erzeugt hat, wirkt in der- 
ſelben Richtung. An Stelle des Sieges des Sozialismus erſcheink eine Geſellſchaft 
zwar organiſierter, aber herrſchafklich, nicht demokratiſch organifierter Wirkſchaft 
möglich, an deren Spitze die vereinigten Mächte der kapitaliſtiſchen Monopole und 
des Staates ſtünden, unker denen die arbeitenden Maſſen in hierarchiſcher Gliede— 
tung als Beamte der Produktion tätig wären. An Stelle der Überwindung der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft durch den Sozialismus träte die den unmittelbaren ma- 
leriellen Bedürfniſſen der Maſſen beſſer als bisher angepaßte Geſellſchaft eines 
organiſierten Kapitalismus. 

Und die Kriegsereigniſſe können — wenn man von der demokrafijch-prolefari- 
ſchen Gegenwirkung abſieht — dieſe Tendenzen nur verſtärken. Was man Kriegs- 
ſozialismus nennt — und was in Wirklichkeit nur eine ungeheure Verſtärkung 
des Kapitalismus durch die Macht feiner Organifierung iſt — wirkt in dieſer Rich- 
kung. Und die gleichfalls durch den Krieg in ihrer Macht und vor allem in ihrem 
Selbſtbewußtſein ungeheuer geſteigerke Staatsgewalt wird ſchon aus finanziellen 
Gründen (Staatsmonopole!) dieſe Tendenzen fördern.« (Hilferding, »Arbeitsgemein- 
ſchaft der Klaſſen«, »Kampfe, VIII, Nr. 10.) 
1915-1916. II. Bd. 12 
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nären Periode, wie es die vor dem Kriege war, iſt die Erkenntnis von dem 
bloß vorübergehenden Charakker ſolcher Anpaſſungen an das kapitaliſtiſche 
Syſtem, von den dieſem innewohnenden Schranken einer bloßen Reform- 
kätigkeit wejentlich theorefifcher Nakur; fie bewegt das Denken, nicht aber 
unmittelbar das Handeln der Maſſen, und das erklärt uns zunächſt den 
von den Opporkuniſten immer befonten Gegenſatz zwiſchen der reinen 
Reformtätigkeit der Partei, ihrer weſenklich reformiſtiſchen Taktik, und 
ihrer Aufrechterhaltung der revolutionären Ideologie, ein Widerſpruch, der 
nicht eine willkürliche Inkonſequenz der Führer war, ſondern aus der Zwie⸗ 
ſpältigkeit der Situation, in der ſich die Arbeiterbewegung befand, erwachſen 
iſt und in der Tat je länger, je mehr eigenklich alle Richtungen in der Parkei 
von deren Taktik unbefriedigt ſein ließ. 

Hält man ſich nun auch vor Augen, daß dieſe Tendenzen 2 auf alle 
Arbeiterſchichten einwirken, ſo erklärt dies auch den Umſtand, warum der 
Widerſtreit zwiſchen Radikalen und Reviſioniſten jo allgemein verbreitet 
iſt, einen Gegenſaß bildet, der ſich nicht lokal auf einzelne Gegenden oder 
einzelne Arbeikerſchichken beſchränkt, ſondern faſt überall in der Arbeiter- 
ſchaft in wechſelnder Stärke und Inkenſikät anzutreffen iſt. Zugleich wird 
auch die große Rolle klar, die die ideologiſche Einwirkung, die prinzipielle 
Aufklärung in einer ſolchen Zeit des Widerſtreits zwiſchen unmittelbaren 
Tagesintkereſſen und den dauernden Erforderniſſen des prolekariſchen Eman⸗ 
zipafionskampfes ſpielk. Eben weil dieſe legteren gegenüber den Anpaſſungs⸗ 
kendenzen nicht unmittelbar empfunden werden, ſondern einen höheren 
Grad der Erkennknis und Schulung vorausſetzen, ſteigt der Einfluß und die 
Macht der Beeinfluſſung durch die Führer und die Preſſe, und wir ſehen 
ja auch in der Tat oft, daß mit der Halkung ihres Abgeordneten oder ihres 
Parteiblatts ſich die Stellung der Parkeigenoſſen ſelbſt unter: mehr oder 
weniger großen Widerſtänden ändert. 

Für denjenigen, der vor allem dieſe Anpaſſungskendenzen ſieht und ſie 
zur Richtſchnur feiner Politik nimmt, ſchwindet aber der Sozialismus und 
feine Vorausſeßung, die Eroberung der politiihen Gewalt durch das 
klaſſenbewußkte Proletariak, in weite Ferne, feine Politik iſt naturgemäß 
auf die Erreichung von augenblicklichen Reformen eingeſtellt, und er will 
von ihr alles abhalten, das ihr unnötige Widerſtände ſchafft, Widerſtände, 
die durch die Bekonung des grundſätzlich umwälzenden Zieles der Arbeiter- 
bewegung, die ſie in ſchroffen Gegenſaz zur ganzen bürgerlichen Welt ſtellt, 
ausgelöſt werden. 

Der Krieg aber ſchien gerade die Erreichung des ſozialiſtiſchen Endziels 
in weite Ferne zu rücken. Der Krieg, weit entfernt, auf Widerſtand zu 
ſtoßen, löſte Begeiſterung aus, der Staak zeigte ſich in ſeiner größten Macht, 
die Wirkſchaft überwand, indem fie ſich zur Kriegswirkſchaft umwandelle, 
ſchnell die erſte Kriſe. Das kapitaliſtiſche Syſtem erſchien ſtärker als je. Da 
mochte es vielen einzige Realpolikik dünken, dieſe Takſachen »anzu- 
erkennen«, ſich auf den Boden des kapitaliſtiſchen Staakes und feiner im- 
perialiſtiſchen Politik zu ſtellen, jeden Widerſtreit gegen die Machtpolitik 
aufzugeben und gegen die Bereitwilligkeit, machkpolitiſchen Zielen ſich nicht 
mehr enkgegenzuſtellen, für die Arbeitkerſchaft an Reformen herauszuholen, 
was eben bei den dann erhofften geminderken politiſchen Widerſtandsver⸗ 
hältniſſen herauszuholen wäre. Dann mußte aber auch der Staat in der 
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großen Kriſe bedingungslos unterſtützt werden, die Sozialdemokratie ſich 
darauf beſchränken, durch Anregung von Hilfsmaßnahmen das Elend zu 
lindern, im übrigen aber die Politik der Regierung, deren Durchſetzung der 
Heeresleitung zu überlaſſen. Und wer will leugnen, daß das die ſozialiſti- 
ſchen Parkeien in weiteſtgehender Weiſe gekan haben? Wurde die franzö— 
ſiſche Partei durch ihre Winiſter mitregierende Partei, jo in Deutſchland 
die Sozialdemokratie vor allen anderen Parteien in der Kriegsfrage die 
unbedingkeſte Regierungsparkei, ſich vor aller Selbſtbeſinnung immer wieder 
in die naive Illuſion rettend, daß ihre Friedensziele zugleich die des leiten- 
den Mannes der deutſchen Weltpolitik ſein könnken, ſo lange, bis es ſich 
ſchließlich herausſtellte, daß fie auch in den Friedenszielen auf jede Selb- 
ſtändigkeit Verzicht geleiſtet hat und bereit iſt, die „ des Kanzlers 
zu akzeptieren. 

Die politiſche Rechnung des Opportunismus ſchien zunächſt unwider- 
leglich. Aber ſie rechneke doch nur mit der augenblicklichen Situation und 
vergaß gerade das Entſcheidende: die umwälzenden ſozialen Wirkungen, 
die der Krieg erzeugen mußte. Vor lauter Umlernen vergaß man zu lernen, 
welch gewaltige Folgen der Krieg für die Stellung der Klaſſen, für die Ver- 
tiefung des Klaſſenkampfes zeitigen mußte, welch ungeheure, für den Kapi- 
kalismus nicht mehr lösbare ſoziale und innerpolitiſche Probleme er als 
feine Erbſchaft hinterlaſſen würde, ja wie mit der Dauer des Krieges ſchon 
ſeine unmittelbaren Wirkungen eine ganz geänderte Stimmung der Maſſen, 
ein ganz anderes Bewußtſein ihrer wahren Inkereſſen wachrufen mußten. 
An Stelle der Verherrlichung des Kriegsſozialismus die Kritik der unzu- 
reichenden Nahrungsmittelfürſorge, an Stelle der einmütigen Opferwillig-- 
keit der Kampf oder doch das Bedürfnis nach energiſchem Kampfe gegen 
Teuerung und Lebensmitktelwucher und vor allem an Skelle der Kriegs- 
begeiſterung die wachſende Friedensſehnſuchk. Immer mehr trat fo an Stelle 
der Frage: Wie ſtellt ſich die Partei zum Kriege? die Frage in den Vorder- 
grund: Was kuk die Partei für den Frieden? 
Von Anfang an hatte die Oppoſition die Parkeiführung gewarnt, die 
Selbſtändigkeit ihrer Politik aufzugeben. Es war vergebens, und die Fol- 
gen ſtellten ſich nur zu bald ein. Das Bekennknis zum Burgfrieden machte 
jeden wirkſamen Kampf gegen Belagerungszuſtand und Zenſur unmöglich, 
erſchwerte der Parkei die richtige Orientierung ihrer Anhänger und ihrer 
politiſchen Vertreter, machte jede andere Einwirkung als die zugunſten der 
Regierung unmöglich und ließ prakkiſch allen imperialiſtiſchen Agitafionen 
freie oder wenig gehemmte Bahn. Vor allem aber hatte die Politik der jo- 
zialiſtiſchen Parteien die nokwendigſte und unbedingkeſte Vorausſetzung der 
Friedenspolitik, die gemeinſame inkernakionale Aktion unmöglich gemacht. 
Die Furcht, durch ein Überhandnehmen der radikalen Strömungen um die 
Früchte ihrer Politik gebracht zu werden, verführte ſodann die Führung, 
den größten Teil ihrer Energie gegen die Oppoſikion einzuſetzen, ſich immer 
mehr mit der Regierungspolitik zu identifizieren und zugleich, um ihre 
Stellung nicht noch weiker zu ſchwächen, der Rechken der Parkei freie Hand 
zu laſſen, ihrer Auffaſſung ſich immer mehr zu nähern, damit aber durch 
ihre Haltung in der Gegenwark auch der Halkung der Parkei in der Zu— 
Kunft immer ſtärker zu präjudizieren. 
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Für die Oppoſition aber handelte es ſich in der Tak von Anfang an um 
die Zukunft der Arbeiterbewegung, um ihr ſozialiſtiſches Sein oder Nicht⸗ 
ſein. Sie hält es für das Lebensinkereſſe des Prolekariats, das Bewußt⸗ 
ſein von der inkernakionalen Solidarität ſeiner Intereſſen aufrechkzuerhalten, 
weil nur jo die ſozialiſtiſchen Ziele verwirklicht werden können. Sie hält da- 
her jede Politik für fehlerhaft, welche nicht die Stärkung, ſondern die 
Schwächung und Zerſtörung dieſes Bewußtſeins zur Folge haft. Sie hält 
dieſe Politik für um fo verderblicher, als fie auch die dringendſte und nächſte 
Aufgabe der prolekariſchen Politik unmöglich macht, die Aufgabe, für den 
Frieden zu wirken. 

Aber ſo unendlich wichtig ihr dieſe Frage iſt, noch Größeres ſteht in 
Frage. Der Krieg ſtellt die Geſellſchaft vor ungeheure Probleme. Die Ver- 
hälkniſſe, die zum Kriege geführt haben, werden durch ihn nicht beſeitigt. 
Die Löſungen, die die herrſchenden Mächte finden können, werden die Ur- 
ſachen kriegeriſcher Verwicklungen nicht beſeitigen, ſondern fie ſteigern. 
Bleiben wird der imperialiſtiſche Expanſionsdrang der entwickelten Staaten 
und ihr Beſtreben, ihre Ziele, wenn nicht anders, jo mit den Mitteln der 
Gewalt durchzuſetzen. Bleiben werden die nakionalen Probleme der ent- 
ſtehenden kapikaliſtiſchen Staaten im Offen, und fie werden wahrſcheinlich 
noch komplizierter und für den Frieden gefährlicher werden. Bleiben wer- 
den daher auch die Beſtrebungen, die zum Wettrüften zu Waſſer und zu 
Lande geführt haben, und daher die ſtete Friedensgefährdung. Ungeheuer 
aber werden die Probleme der inneren Politik ſein. Die Deckung der rie- 
ſigen finanziellen Laſten wird die ſchwerſten Kämpfe entfejjeln. Auf den 
gewohnten Wegen der Beſteuerung erſcheinkt die Löſung kaum möglich. Die 
Geſellſchaft wird ſich vor die Frage kief einſchneidender Eingriffe in die 
Produktion und Verkeilung geſtellt ſehen. Dies zu einer Zeit, wo durch den 
Krieg eine weitgehende Anderung in den Beſißverhältniſſen erfolgt iſt, die 
Handelsbeziehungen unſicher geworden, die Teuerungskendenzen, die vor- 
her beſtanden, außerordenklich verſchärft worden ſind. In dieſen 
Kämpfen erſt wird ſich die Exiſtenzfrage der bürger 
lichen Welt enkſcheiden, die Frage, ob ſich aus der Ara 
des Finanzkapitals mit ſeiner Banken- und Kartell⸗ 
herrſchaft die Ara eines organifierten, hierarchiſch 
gegliederten Staats kapitalismus mit einem in ſei⸗ 
ner Macht ungeheuer erhöhten Herrſchafksſtaate ent- 
wickeln wird, oder ob dieſe Ara abgelöſt wird von der 
einer ſozialiſtiſchen Organiſation der Geſellſchaft und 
der ihr enkſprechenden demokratiſchen Verwaltungs- 
organijation. 

Die Entfheidung dieſer Fragen hängt ab von der Stellung und Kampf⸗ 
fähigkeit, die das Prolekariak nach dem Kriege einnehmen wird. Daß ob- 
jekfiv der Krieg ſelbſt eine Reihe von Tendenzen auslöſen wird, die in dem 
Proletariat ſtärkſten politiſchen Willen, feine Ziele zu verfolgen, erwecken 
muß, unterliegt keinem Zweifel. Dann aber kann die prolekariſche Politik 
nur die eine Aufgabe haben, dafür zu ſorgen, daß in dem Proletariat das 
ſubjektive Bewußtſein und die größte Klarheit über die ihm bevorſtehenden 
Aufgaben erwachſe, damit es erkenne, was komme, und bereit ſei, das 
Nökige zu kun. Dieſe Aufgabe kann aber nur geleiſtet werden, wenn fie be- 
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reits während des Krieges in Angriff genommen wird, wenn verhüket wird, 
daß aus dem Kriege ein Proletariat hervorgehe, deſſen Einficht in die Be— 
dingungen jeines Emanzipakionskampfes getrübt, deſſen Wollen beſchränkt 
iſt auf Linderung ſeines Elends. Der Kampf für den Frieden, 
den die Oppoſition verlangte, die Loslöſung der So- 
zialdemokratie aus der Gefolgſchaft der Regierung 
und der bürgerlichen Parteien war für ſie fo zugleich 
der notwendige, allein Erfolg verſprechende Kampf um 
die Zukunft des Sozialismus. Von dieſem Bewußtſein erfüllt, 
konnte die Oppoſition nicht darauf verzichten, ihren Standpunkt zur Gel- 
kung zu bringen, zum Proletariat zu ſprechen. 

Der Belagerungszuſtand aber ſchuf den Notſtand, dort zu ſprechen, wo 
allein noch zu ſprechen halbwegs möglich, im Parlamenk. Daß dies in der 
Form eines »Diſziplinbruchs« geſchah, iſt nicht Schuld der Oppoſition. 
Immer wieder war die Majorikät darauf verwieſen worden, daß die Gegen— 
fäße innerhalb der Parkei zur Ausſprache kommen müßten. Die Majorität 
hat dies verhindert und damit die Einheit der Partei, der fie zu dienen be- 

hauptet, erſt gefährdet. Sie hal dabei die Unkerſtützung des Parteivorſtandes 
gefunden. War der Vorſtand ſchon nicht imſtande, die Politik der Partei 
nach dem 4. Auguſt in der Weiſe zu führen, daß die Gegenſätze großer Teile 
der Partei gegen dieſe Politik nicht ſo inkenſiv und nachhaltig wurden, wie 
ſie heute ſind, jo hätte er wenigſtens dieſe Gegenſätze nicht verſchärfen 
dürfen, ihre Ausſprache nicht verhindern, ſondern umgekehrt fördern 
müſſen. Denn nur das konnte die Partei ſelbſt während des Krieges vor 
kiefer Erſchütterung ihres Gefüges bewahren und den Parteitag zum ent- 
ſcheidenden Richter über die künftige Politik der Partei machen. Indem er 
ſich ſelbſt zum Werkzeug der einen, zum Gegner der anderen Richtung 
macht, verſchärft er den Gegenſatz innerhalb der Partei aufs äußerſte und 
beraubt fich ſelbſt der einigenden Funktion, die gerade in diejer Zeit ſein 
Weſen ſein ſollte. 

Seine Haltung iſt kurzſichtig, weil ſie vermeint, einen hiſtoriſchen Prozeß, 
der ſich unenkrinnbar nach dem Gebot ſozialer Notwendigkeit vollzieht, mit 
Mitteln diſziplinarer Unterdrückung meiſtern zu können. Was ſich in Wirk- 
lichkeit vollzieht, iſt jener Umbildungsprozeß, von dem alle Arbeikerparkeien 
heute ergriffen worden find, und der ſelbſt nur ein Teil jenes revolufionie- 
renden Geſamtprozeſſes iſt, den der Krieg für die bürgerliche Welt bedeutet. 
Wenn die Wirkung des Krieges, wie wir meinen, die einer kiefgehenden 
ſozialen Umwälzung fein wird, jo muß naturgemäß vorerſt der haupkſäch- 
liche Träger einer ſolchen Umwälzung, die ſozialdemokrakiſche Arbeiterſchaft, 
davon ergriffen werden. Sie muß aus dieſem Prozeß anders herauskommen, 
als fie in ihn hineingegangen iſt, mit größerer Klarheit über ihre Aufgaben 
und vor allem mit größerer Tatbereitſchaft. Diefem Umwandlungsprozeß zu 
dienen, das Neue, das kommen will, vorzubereiten, das iſt die hiſtoriſche 
Aufgabe, die die Oppoſition zu erfüllen hat, während die, die jo unaufhör- 
lich ſich ihres Umlernens brüſten, nur die konſervakiven Verkreker der alten 
kaktiſchen Tendenzen und Anſchauungen find, die der Krieg der Vergangen- 
heit überliefert hat. 

Weil es ſich aber um einen tiefen und forkſchreitenden Prozeß handelt, 
jo iſt es ganz erklärlich, daß auch innerhalb der Oppoſition verſchiedene An- 
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ſchauungen vorhanden find. Es handelt ſich eben um die geiſtige Loslöſung 
von manchen überlieferten Vorſtellungen und Formeln, die ſich ffefs nur 
ſtufenweiſe vollzieht, individuell verſchieden je nach Erkennknisgrad und 
Temperament des einzelnen. Die Formeln, die da im einzelnen jetzt auf- 
geſtellt werden, in einer Zeit, wo fie kaum allgemein bekannt, geſchweige 
erörkert und kritiſiert werden können, dienen einem nüßlichen Zweck, jo- 
bald fie die neuen Probleme umſchreiben und zu verkiefter Unkerſuchung 
anregen. Daß fie aber eine Gefahr für die Einheitlichkeit der Aktion wer- 
den, braucht nicht gefürchtet zu werden. Es wäre ganz falſch, dieſe Unter- 
ſchiede innerhalb der Oppoſikion Gegenſätzen aus der Zeit vor dem Kriege 
gleichzuſezen. Was damals die Radikalen veruneinte, war die Verſchieden⸗ 
heit der Auffaſſung über den Grad der Aktionsbereitichaft der Maſſen. 
Dieſe Frage hal der Krieg gegenſtandslos gemacht, deſſen Wirkung ja gerade 
die Erhöhung der Aktivität der Arbeitermaſſen ſein muß. Deshalb lehnen 
wir es auch ab, uns als »marxiſtiſches Zenkrum«? konſtruieren und in 
Gegenſatz zu anderen oppoſitionellen Gruppen bringen zu laſſen. Iſt es doch 
eine Situation, in der das Work von Marx gelten muß: Ein Schritt vor- 
wärks iſt wichtiger als ein Dußend Programme. 

Einen Schritt vorwärts erhoffen wir auch von jenen Genoſſen, die in. 
den meiſten Punkten die Oppoſitionsauffaſſung keilen, aber ſich wegen der 
formalen Diſziplinverletzung ihr nicht angeſchloſſen haben. Wir haben für 
ihre Motive volles Verſtändnis, waren es doch die Motive, die alle Frak⸗ 
kionsmikglieder am 4. Auguſt ſelbſt beſtimmt haften. Die Frage iſt aber, ob 
ſie den Zweck, die Einheit der Parkei zu ſchützen, mit ihrer Haltung am 
wirkſamſten gefördert haben. Indem ſie bei jenen blieben, deren Gegner ſie 
innerhalb der Fraktion find, und jene allein ließen, mit denen fie überein- 
ſtimmen, verhüllen fie die wahren Stärkeverhältniſſe. Die anſcheinende 
Schwäche der Oppoſition aber hat die Inſtanzen zu jenen Diſziplinarmaß⸗ 
nahmen geführt, die durch die Erbitterung, die fie erregen müſſen, eine wirk- 
liche Gefahr für die Parteieinheit herbeiführen. Erkennen fie das, jo wird 
vielleicht der Zug der Inſtanzen für ſie nicht mehr des Schickſals Stimme 


2 Wir haben dieſen Ausdruck ſtets für einen unglücklichen gehalten. Haben wir 
es doch immer als ebenſo ſchwere und verankworkungsvolle wie ehrenvolle Pflicht 
der Marxiſten betrachtet, der ſtolzen Worte würdig zu fein, die Marx und Engels 
von den Kommuniſten ſagen: »Die Kommuniſten unkerſcheiden ſich von den übrigen 
prolekariſchen Parteien nur dadurch, daß fie einerfeits in den verſchiedenen nakio⸗ 
nalen Kämpfen der Prolekarier die gemeinſamen, von der Nationalität unabhän- 
gigen Inkereſſen des geſamken Proletariats hervorheben und zur Geltung bringen, 
andererſeits dadurch, daß ſie in den verſchiedenen Enkwicklungsſtufen, welche der 
Kampf zwiſchen Prolekariak und Bourgeoiſie durchläuft, ſtets die Intereſſen der 
Geſamkbewegung verkreten. 

Die Kommuniſten find alſo praktiſch der entſchiedenſte, immer weiter treibend 
Teil der Arbeiterparteien aller Länder, fie haben kheorekiſch vor der übrigen Maſſe 
des Proletariats die Einſicht in die Bedingungen, den Gang und die allgemeinen 
Refultate der prolekariſchen Bewegung voraus. 

Das hindert nicht, daß, wie Marx und Engels ſelbſt es getan, wir Marriften 
einzelnen Vorwärtstreibenden, aber die Situation anders Beurkeilenden unker 
Umſtänden enkgegenkreten mußten. Aber der Funktion, das vorwärtstreibende Ele- 
ment zu fein, widerjpricht allerdings eine dauernde Zenkrumsſtellung und nie mehr 
als in ſo ſtürmiſch bewegken Zeiten wie den gegenwärkigen. 
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ſein. Nicht die Schwächung, ſondern die Stärkung der Oppoſition würde 
die Gefahr der Spaltung verringern und die Inſtanzen verhindern, eine 
Politik fortzufegen, die der Partei dauernden Schaden zufügen müßte. 

Die Oppoſition aber ſieht der Zukunft, was immer ſie bringen wird, 
feſten Mutes und im ſtolzen Bewußtſein, ihre Pflicht zu erfüllen, entgegen. 
Sie hat die feſte Überzeugung, daß ſie das Werkzeug der hiſtoriſchen Ent— 
wicklung iſt, die der Sache des Sozialismus den Sieg bringen wird. Die 
Geſchichte und ſie allein kann enkſcheiden, ob dieſer Glaube, ob dieſe poli— 
kiſche und wiſſenſchaftliche Einſicht richtig geweſen. Aber wie immer dieſe 
Entſcheidung lauten wird, das eine wird ſie von der Oppoſition ſagen müſſen: 
Sie haben wahr gemacht, was fie immer gejagt haben. In der Stunde der 
Entſcheidung ließen ſie den Sozialismus nicht im Stich. 


— 


Zur Induſtrialiſierung Oſtaſiens. 
Von O. Jenſſen. 
2. China. 

Japan iſt heute China um Jahrzehnte voraus, aber der Stand der 
chineſiſchen Induſtrie und die Probleme ihrer Fortentwicklung bieten viele 
Berührungspunkte mit den Erfahrungen im Lande der aufgehenden Sonne. 
In ſeinem inkereſſanken Buche »China. Die Republik der Mitte«s widmet 
Mackay der induſtriellen Zukunft Chinas ein anregendes Kapitel: 

Es fteht außer Frage, daß die Entwicklung einer auffriebkräftigen Induſtrie 
für China eine Daſeinsfrage iſt aus doppeltem Grunde: ſozial, um den Überſchüſſen 
der ländlichen Bevölkerung ſtark fließende Quellen für die Gewinnung auskömm- 
lichen Lebensunterhalts aufzuſchließen, volkswirkſchafklich, um das nationale Ver- 
mögen der Erzeugung von Handelswerken zu ſteigern und jo allmählich die Paffi- 
vität der nationalen Zahlungsbilanz zu mindern. Ebenſowenig kann es zweifelhaft 
ſein, daß das Reich der Witte mit den natürlichen Reichkümern, die Vorausſetzung 
der Entſtehung induſtriellen Lebens ſind, in aller Fülle und vielleicht mehr als 
irgendein anderes Land der Erde gejegnet iſt. (S. 143.) 


Troß dieſer günſtigen makeriellen Vorbedingung ſtellen ſich dem Über- 
gang zum induſtriellen Kapitalismus zahlreiche Hemmungen entgegen. Die 
Jagd der verſchiedenen europäiſchen Kapikaliſtengruppen nach Eiſenbahn— 
und Bergwerkskonzeſſionen hat die chineſiſche Regierung, bejorgt um ihren 
politiſchen Einfluß, oft dazu benußt, die Konkurrenten gegeneinander aus- 
zuſpielen und die Unternehmungen auf dieſe Weiſe zu vereiteln; dazu kommt 
die Eiferſucht des jungen chineſiſchen Nationalismus: und das Gewinn— 


Freiherr v. Mackay: China. Die Republik der Witte, ihre Probleme und Aus- 
ſichten. Stuttgart und Berlin 1914, Verlag J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachf. 
264 Seiten. Mackay gibt wichtiges Material, deſſen Verarbeitung oft unker ſeiner 
mit naturwiſſenſchaftlichen Bildern überreich geſchmückten imperialiſtiſchen Ge- 
ſchichtsphiloſophie leidet. Zur Ergänzung und Kritik feiner geſchichtlichen Perfpek- 
tiven find mit Nutzen heranzuziehen die Aufſätze von Pawlowitſch: Die revolutio- 
näre Bewegung in China (Neue Zeit, XXIX, 2, S. 37, 80) und Die große dine- 
ſiſche Revolution (Neue Zeit, XXX, 1, S. 372 ff.). Parvus: Ein neues China (Neue 
Zeit, XXVI, 1, S. 872 und 923). Beſonders macht ſich Mackay durch den verbiſſenen 
Haß gegen die ſüdchineſiſchen Demokraten, die „ das n 
der engen Rolle dieſer Partei unmöglich. 


(Schluß.) 
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ſtreben des chineſiſchen Kaufmannskapitals. Diejes iſt zwar großkapitaliſti⸗ 
ſchen Unternehmungen nicht gewachſen, kann aber durch Scheingründungen 
den Europäern oft das Fell ſtreitig machen, wie die Konzeſſion der Gilden 
von Kankon für die Kwankungeiſenbahn beweiſt. Dieſe Konzeſſion hinderte 
bislang erfolgreich den Bau dieſer Strecke. Überhaupt zeigt das chineſiſche 
Unternehmertum ähnliche Schwächen wie das japaniſche. Es liebt jpekula- 
five Gründergewinne, die allerdings das europäiſche Finanzkapital auch 
ſehr gern einſteckk. Die Hauptſchwierigkeit bildet aber auch hier die Ar- 
beikerfrage, und die Ahnlichkeit mit den Verhältniſſen in Japan iſt in 
mancher Hinſicht überraſchend. Man vergleiche die Charakteriſtik des chine⸗ 
ſiſchen Arbeiters, wie ſie Dr. Waldemar Koch gibt, mit den mitgeteilten 
Ausführungen Hebers: 

Der Chineſe iſt als Arbeiter fleißig, willig und geſchickk, aber denkfaul und 
oberflächlich. Er iſt körperlich ſtark, großer Anſtrengung und Ausdauer fähig, ge- 
duldig in der Verrichtung mühſeliger Arbeit. Handelt es ſich um einen ewig wieder- 
kehrenden Handgriff, um die Herſtellung von Stapelware, fo iſt er geſchickt und 
raſch. Bei anderen Arbeiten, zum Beiſpiel der Montage maſchineller Anlagen, 
verfagt er in der Regel, auch im Wiederholungsfall. ... Er iſt nicht nur gedanken- 
los, er iſt auch in ſeiner Art oberflächlich und gewiſſenlos an ſolchen Stellen, wo er 
glaubt, daß man ihn nicht überwachen wird. . .. Alles muß dem gering entwickelten 
chineſiſchen Denkvermögen und deſſen uns oft verſchlungen erſcheinenden Pfaden 
angepaßt ſein. . .. Der chineſiſche Arbeiter bildet ein ſehr unruhiges Element. Er 
verlangt mehr Freiheiten, als bei uns üblich iſt. Dagegen bleibt der Kuli auch ſo 
von der Arbeit fort, falls es ihm gerade paßt und er für einige Tage zu eſſen hat. 

Unangenehm iſt auch der große Arbeiterwechjel. Aus den nichtigſten Gründen 
wird der Chineſe ſeine Tätigkeit in einer Fabrik aufgeben, ſei es, daß ihm eine Arbeit 
nicht paßt, daß er ſich einmal etwas mehr anzuſtrengen hakte, daß man ihn auf 
ſchlechte Leiſtungen aufmerkſam machte. Niemals gibt er den wahren Grund an. 
(Mackay, S. 145.) 

Dieſe Eigenſchaften der Kuli enkſpringen dem Gegenjaß zwiſchen Haus- 
gewerbe und Handwerk zur modernen Maſchinenarbeit. Mackay ſchilderk 
anſchaulich eine chineſiſche »Sippenverbandswerkſtätte« mit familiärer Ar⸗ 
beitsteilung, primitiver Technik und hohen künſtleriſchen Leiſtungen, denn 
die Werkzeuge leben, möchte man ſagen, in jedes Arbeiters Hand, mit der fie in 
jahrhundertelanger Überlieferung und Anpaſſung engſtens verkraut geworden find. 
Arbeitsmethoden beſonderer Art haben ſich von den Grundlagen älteſter Kultur 
herausgebildet, find gekreulich erhalten und ſpezialiſierend weiter und weiter aus⸗ 
gebildet worden. Die Organiſation iſt in ihrer Zellenform bewundernswert wirk- 
ſchaftlich entwickelt. Zugleich aber wird auch das reaktionäre, träge, forkſchritt⸗ 
feindliche Weſen dieſer Betriebsformen deuklich. (S. 147.) 

Trotzdem vermag dieſes Hausgewerbe die Leiſtungen der Vergangenheit 
nicht mehr zu erreichen, da ihm jede kechniſche und künſtleriſche Anregung 
aus der Gegenwark fehlt. Es gilt von dieſen Handwerkern das Work, mit 
dem Karl Marx die Technik der indiſchen Kunſthandweber kennzeichnek: 

»Es iſt nur das von Generation auf Generation gehäufte und vom Vater 
auf den Sohn vererbte Sondergeſchick, das dem Hindu wie der Spinne dieſe 
Virkuoſität verleiht. 

Dem aus dieſen Werkſtäkten hervorgegangenen chineſiſchen Fabrik 
arbeiter erſcheint die Welt der Fabrik wie eine öde Steinwüſte, er kann 
ſich dem unperſönlichen Mechanismus des Maſchinenbekriebs nicht ein- 
ordnen. In der chineſiſchen Baumwollſpinnerei finden wir zudem dieſelbe 
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1 ſchamloſe Frauen- und Kinderausbeufung wie in Japan, wie unter anderen 
Mackay und Wilbrandt * betätigen. 


Wir ſahen in Shanghai Zuftände jammervollen Elends, ganz wie in Europa 
vor hundert Jahren: eine rein chineſiſche Seidenſpinnerei und eine europäiſch ge- 
leitete Baumwollſpinnerei, in beiden die Haupfmafje der Arbeitskräfte Kinder im 
Alter von 5 Jahren, Geſtalten, wie ſie Thomas Theodor Heine im Simpliziſſimus 
zeichnet, hier waren ſie lebendig zu ſehen, kleine Gerippe mit dem jammervollſten 
Ausdruck, in der Baumwollſpinnerei käglich ohne Pauſe 135¼ Stunden an die 
Maſchinen geſtellt, in der Seidenſpinnerei etwas kürzer, aber weit elender noch 
durch die heiße, feucht ſchwüle Luft und das heiße Waſſer, in dem fie ununter- 
brochen zu hantieren haben — weitaus das entſetzlichſte, was ich je geſehen; dabei 
das entſprechende Ergebnis: mangelhaft bediente, ſchlecht ausgenützte Maſchinen, 
trotz aller Strenge jtets nachläſſige Arbeit. 
N »Ich muß hart, ich muß grauſam ſein,« rief der italieniſche Ingenieur, der die 

Baumwollſpinnerei leitete, und in der Tat: die Kinder und Frauen ſprangen, wenn 
er hereinkam, erſt von den Sitzen auf, zu denen ſie ſich fern von den inzwiſchen 
leerlaufenden Maſchinen heimlich weggeſtohlen hatten; aber warum? Weil kein 
ſtarker Mann geſchweige denn enkkräfteke Frauen und kleine Kinder eine ſolche 
Arbeitszeit aushalten können, weil niemand den mindeſten guten Willen hat, wenn 
er nur wie ein Feind behandelt wird. 14 Prozent Dividende kamen zuſtande, aber 
mit welcher Ausbeutung und Qual! Es iſt der bekannke verhängnisvolle Kreislauf: 
ſchlecht genährte, übermüdete Menſchen, paffiv widerſtrebend durch nachläſſige Ar- 
beit, welche eine beſſere aukomakiſche Maſchinerie durch Vernachläſſigung ſofork 
verderben würde, und eben wegen dieſer geringen Leiſtung um fo länger abge- 
arbeitet, um jo ſchlechter bezahlt und behandelt. Eine Lage, der nur ein organija- 
koriſches Erziehungsgenie wie Robert Owen einſt gewachſen war. Für die Allge- 
meinheit löſt dieſen gordiſchen Knoten nur der Staat, der ihn zerhaut. 


Auch in China macht ſich vor allem der Mangel an gelernten Arbeitern 
fühlbar. Während ein Kuli etwa 35 Pfennig Taglohn erhält, ſchnellt der 
Mindeftlohn eines gelernten Arbeiters, Maurer, Zimmerer oder Tiſchler, 
auf 80 bis 90 Pfennig empor, während ein Monkeur 3 bis 4 Mark erhält, 
obgleich er nur die Hälfte der Leiſtung des europäiſchen Kollegen erreicht. 
Eine weitere Gefahr der Induſtrialiſierung iſt ihre Planloſigkeik. Die Kapi- 
taliſten der verſchiedenen Länder und Induſtriezweige ſuchen ihre Erzeug- 
niſſe abzuſezen und ihre Induſtrien heimiſch zu machen. Mackay hat daher 
ſicher kheorektiſch recht, wenn er eine mekhodiſche Entwicklung des induſtriellen 
Überbaues verlangt. 


Es wäre keine Löſung, ſondern eine Verwirrung des Problems des wirkſchaft— 
lichen Übergangs und Syſtemwechſels, wenn nach dem Beiſpiel Japans wahllos 
und mit Hochdruck die Entwicklung irgendwelcher Fabrikationszweige mit Bevor- 
zugung der Maſſengütererzeugung befrieben würde, die einem fpekulativen Groß- 
kapitaliſten- und Großunkernehmerkum beſonders hohe Gewinne verſprechen. Es 
gilt einen methodiſchen Stufenbau zu gründen, wie er ſich den natürlichen Lebens- 
kräften des Landes und den Geſeßen feiner fozialwirtfchaftlihen Geſundung und 
nationalen Kraftgewinnung vernünftig anpaßk. Die Untermauerung eines ſolchen 
Baues kann nur eine »ſchwere Induſtrie« ſein, die einerſeits die mineraliſchen 
Reichtümer des chineſiſchen Bodens nutzbar macht, andererſeits die Handhabe 
bietet, um aus nationalem Gut das Material zu ſchmieden, das ebenſowohl dem 
RNüſtzeug der vaterländiſchen Verteidigung wie den friedlichen Zwecken des Eifen- 

bahn-, Hafen-, Brückenbaues, der Landwirkſchaft und ähnlichen Aufgaben funda- 


Profeſſor Robert Wilbrandt: Als Nationalökonom um die Welt. Jena, Eugen 
Diederichs. 
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mentaler Entwicklung eines modernen Wirkſchaftsorganismus dienlich iff.... Was & 


China vor allem braucht, iſt ein Bergwerksgejeh, das Rechtsficherheit in den Er- 
werbs- und Bekriebsverhältniſſen ſchüfe und das Land vor dem heute üblichen 
Raubbau ſchützte. Im Mackayſchen Vertrag von 1902 verpflichtete ſich wohl Peking 
zum Erlaß einer ſolchen Verordnung, die Einlöſung des Verſprechens war aber 
— echt chineſiſch — der Entwurf eines Geſetzes gegen den Bergbau, wenigſtens 
ſoweit irgendwie europäiſche Rechte und Anſprüche gewahrk werden ſollten. Erſt 
eine Abkehr von dieſer engherzigen und gehäſſigen Politik könnte den geficherfen 
Rechtsboden ſchaffen, auf dem in freier Kraft und in großzügigen Formen die ge- 
bundenen Energien des Landes nußbar gemacht und ein breiter, ſtandfeſter Unter- 
bau induſtrieller Entwicklung aufgerichtet werden könnte, auf dem ſich alsdann 
folgerichtig allmählich die Stockwerke ſtändig ſich veredelnder und verfeinernder 
Gewerbe auffürmten. (S. 156 ff.) 


Leider verfährt die hiſtoriſche Entwicklung nicht fo methodiſch, obgleich 
zur chineſiſchen Schwerinduſtrie in einzelnen Bergwerken und den be- 
rühmten Eiſenwerken in Hanjang gute Anſätze vorhanden find. Der Ka- 
pifalmangel und die Kapitalzerſplitterung im eigenen Lande, die Abhängig- 
keit induſtrieller Kapitalanlagen in China vom politiſchen Einfluß in Peking 
oder bei einflußreichen Provinzialbehörden, die Ausſicht auf möglichſt 


ſchnellen Profit und andere Umſtände werden die Enkwicklung ſich mehr 


nach politiſchen und Profitrückfichten vollziehen laſſen, als nach Gejichts- 
punkten allgemeiner wirtſchafklicher Zweckmäßigkeit. 


Die zweite Forderung, die Mackay erhebt, Schuß des Hausgewerbes, iſt 


daher eine glatte Utopie. In China, wie überall, wird der ſich ſteigernde Ver⸗ 
kehr (vor allem die Eiſenbahn) die bäuerliche Naturalwirtſchaft, die für den 
Eigenbedarf produziert, zerſezen und in Produktion für den Markt ver- 
wandeln. Das Haushandwerk wird der Konkurrenz billiger Stapelware aus- 
oder inländiſcher Herkunft nicht gewachſen fein, und nur das hochqualifi- 
zierte Kunſtgewerbe wird ſich vielleicht, wie in Japan geſchehen, den neuen 
Bedürfniſſen des ausländiſchen Marktes anpaſſen können. Zwar hak ſich 
auch hier bei der Herſtellung gewöhnlicher Marktware Pfuſcherei und 
Minderwertigkeit der Fabrikate gezeigt, aber bei Privakbeſtellung hat ſich 


die alte künſtleriſche Vollendung erhalten, und die Zellenſchmelzmalerei er⸗ 


lebte ſogar eine neue Blüte und Weiterenkwicklung. Es handelt ſich hier 
allerdings nicht um Familienmanufakkur, ſondern um Werkitätten mit künſt⸗ 
leriſch hochqualifizierten Arbeitern, den Ateliers der Maler des europäiſchen 
Mittelalters vergleichbar. 

Selbſt wenn es gelingt, das chineſiſche Kunſtgewerbe in ähnliche Bahnen 
zu leiten, ſo bildet dieſes doch nur einen kleinen Teil der handwerksmäßigen 
Produktion, was Mackay vollſtändig überſieht, wenn er ſchreibk: b 


über den Wahn, daß neben einer ſtarken Induſtrie ein kraftvolles Handwerk 
nicht beſtehen könne, hat ja längſt die Einſicht gefiegt, daß beide ſich zu ergänzen 


und gegenfeitig zu ſtützen haben, daß jede der Wirkſchaftsgruppen ihre beſonderen 


Aufgaben erfüllen muß und daß, je freier jede ſchaffen kann, deſto glücklicher das 
Zuſammenwirken ſein wird. (S. 159.) 


Die Maſſe des chineſiſchen Handwerks wird durch die Maſchine ver⸗ 


drängt oder zur elenden Hausinduſtrie als bäuerlicher Nebenerwerb herab- 
gedrückt werden, wie es in Japan geſchah. 

Inkereſſant iſt dagegen der Gedanke, durch eine Anpaſſung des Kunſt⸗ 
handwerks an den Markt und eine Ausſtaktung mit modernen Hilfs- 


— 
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maſchinen die Erſtarrung des Gewerbes zu brechen und es gleichzeitig zur 
Vorſchule qualifizierter, leiſtungsfähiger chineſiſcher Induſtriearbeiter zu 


machen. Mackay ſieht die Dinge auch hier zu einfach. Die Anwendung der 


Maſchine iſt zwar, wie Heber in eingehenden Ausführungen nachweiſt, in 


manchen Zweigen des Kunſtgewerbes möglich und wird ſogar durch die hohe 


Kkünſtleriſche Begabung der oſtaſiakiſchen Kunſthandwerker erleichtert. Dieſe 
können auch als Zeilarbeiter den Entwurf des Künſtlers im Geiſte feines 


Schöpfers ausführen. Die Mechaniſierung des Kunſthandwerks vollzieht ſich 


aber nicht ſo ſchnell, um beſondere kechniſche Schulung der Fabrikarbeiter 


(Lehrlingsweſen und Fachbildung) unnötig zu machen, und es iſt ſehr frag— 


lich, ob ein moderniſierkes chineſiſches Kunſtgewerbe die nötigen Kräfte für 
die Induſtrie liefern wird. Die Schlußbekrachkungen Dr. Hebers über japa- 
niſche Entwicklungstendenzen gelten auch im weſenklichen für China, deſſen 


Maſſen eine weniger hohe künſtleriſche Durchbildung beſitzen als das Volk 
von Nipon. Heber ſchreibk: 

Es kann nicht ausbleiben, daß mit zunehmender Mechaniſierung des japaniſchen 
Kunſtgewerbes die Kluft, welche die induſtrielle von der künſtleriſchen Produkkions- 


weiſe krennt, überbrückk werden wird. Es dürfte mit der Zeit mehr künſtleriſch 


empfindendes Perſonal in die Induſtrie und mehr mechaniſch geſchultes ins Kunft- 
gewerbe kommen. Es kann ſich, zumal wenn das verkümmerfe räumliche Geftal- 


kungsvermögen der Japaner durch die moderne Technik neue Anregung empfängt, 


auf dieſe Weiſe ein Ausgleich vollziehen, und man darf vielleicht hoffen, daß die 


japaniſche Induſtrie dann Produkte erzeugen wird, die an ſich vom kechniſchen wie 


vom künſtleriſchen Standpunkt befriedigen, während heute die induſtriellen Erzeug— 


niſſe regelmäßig der Aufmachung (finish, Appretkur), die kunſtgewerblichen nicht 
ſelten der kechniſchen Gediegenheit ermangeln. 

Freilich werden viele Jahrzehnte, vielleicht ſogar Jahrhunderke darüber hin— 
gehen, bis der japaniſche Künſtler »das ganze modern. induſtrielle Produkfionsver- 
fahren jo beherrſcht, daß er ſich feiner als künſtleriſchen Ausdrucksmiktels mit Aus- 
ſicht auf Erfolg bedienen kann. (S. 274.) 


Eine ungelöſte Frage iſt es ferner, ob für die Produkte dieſes Kunſt— 
gewerbes ein gejiherfer Abjag zu erwarten iſt. Es handelt ſich um keure 
Luxusartikel, bei denen die Mode eine große Rolle jpielt. Die Abſatzmöglich- 


Ben für derarfige Produkte ſind daher Außerſt ſchwankend. 


0 engſten Zuſammenhang mit der beginnenden Induſtrialiſierung ſteht 


die Fortentwicklung der eigenartigen chineſiſchen Agrarverhälkniſſe. Die 


Terraſſenkultur mit primitivem Werkzeug, viel Handarbeit, Kleinheit der 
Betriebe und handwerksmäßigem Charakter der Bodenflachkultur iſt dem 
japaniſchen Ackerbau vielfach ähnlich, obgleich die Lößebenen Nordchinas 
den Anbau mannigfacher Getreidearken ermöglichen, die in Japan weniger 
gebaut werden. Die Bodenbeſitzverhältniſſe find im heutigen China nach 
mannigfachen Wandlungen der Agrarverfaſſung etwa folgende: 

Der nominelle Landbeſitz des Staates iſt erheblich und befrägf heute 
ſchätzungsweiſe 3,5 Willionen Hekkar. Hierzu gehören, abgeſehen von dem 
Apanagenland zur Unterhaltung des Hofes: 1. das Bannerland in der Um- 


gebung von Peking, das dem Adel und den achk Bannern der Mandſchus 


zugewieſen wurde und nur an Wandſchus veräußert werden kann. 2. Das 
Soldatenland, überwieſen an Soldaken für hervorragende Kriegsdienſte und 
nur an Standesgenoſſen verkäuflich. 3. Kirchen- und Schulland. 4. Land der 


N 


1 
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Wilden, Reſervationen der Ureinwohner, der Lolo und der Miaotje. Ein 
weiteres Siebentel des nationalen Bodens iſt unveräußerlich und kheorekiſch 
unverletzliches Erbgut der Bauernfamilien: gleichſam das Palladium des 
Ackerbauſtandes, das vor der Lakifundienbildung ſchützen ſollte und ſie fat- 
ſächlich unmöglich gemacht hat. 

Alles übrige Land iſt Volksland und ſteht der Parzellierung und freien 
Verfügung offen. Es kann hypothekariſch belajtet, ſtückweiſe oder ganz ver- 
kauft oder auch verpachtet werden. Daher iſt hier eine große Bodenzerſplit⸗ 
terung eingekreken. Vorherrſchend für das Durchſchnittsbauerngut iſt ein 
Umfang von 1 Hektar, zahlreich find Zwergwirkſchaften von ¼ bis ½ Hektar. 
Die Wirkungen der Jerfegung der chineſiſchen Agrarwirtſchaft, deren Be- 
trieb noch heute durchweg auf der Großfamilie beruht, find im einzelnen 
noch gar nicht abzuſehen. Die Freiſetzung großer Menſchenmaſſen iſt bei 
zunehmender Verkehrswirkſchaft ſicher zu erwarten. Daraus erklärt ſich 
auch der zähe Kampf, den die chineſiſche Regierung um die Außenländer 
des Reiches führt. Die Mandſchurei, Mongolei, Turkeſtan, ja ſelbſt die un- 
wirklichen Gebiete von Tibet ſind als Siedlungsgebiete für China von großer 
politiſcher und wirtſchaftlicher Bedeukung. Das Beiſpiel der Soldaten 
Scha-ör-fengs, die das Land bebauend langſam, aber unaufhaltſam in Tibet 
vordrangen, zeigt, was chineſiſche Koloniſten leiſten können krotz der rück- 
ſtändigen Agrartechnik. 

Die Anpaſſung der altgewohnten Arbeitsweiſe an die europäiſche Agrar- 
technik iſt das ſchwierigſte Problem der chineſiſchen Agrarreform. Bei dem 
zähen Konſervativismus der Bauern iſt nur ein allmählicher Übergang mög- 
lich, der durch praktiihe Beiſpiele wirkſam gefördert werden kann, wie es 
die erfolgreiche Aufforſtung des Lauſchan-Gebirges bei Tſingkau durch die 
deutihe Forſtverwalkung biekek. Dabei genügt es nicht, den Ackerbau zu 
verbeſſern, ſondern es muß eine Rindvieh- und Pferdezucht nach modernen 
Grundſätzen erſt geſchaffen werden, auch von Forſtwirtſchaft kann man bei 
der radikalen Waldverwüſtung kaum ſprechen. Dabei ſind große Flächen 
des Bodens dem Ackerbau zurückzugewinnen oder neu zu erſchließen. 

Mackay gibt eine ausführliche Beſchreibung des »chineſiſchen Holland« in 
der Provinz Kiangtſe und der großzügigen Entwäſſerungspläne des ameri- 
kaniſchen Ingenieurs Jameſon. Bei Ausführung dieſer Projekte, die vor 
allem eine Regulierung des Huangho und ſeiner Nebenflüſſe bezwecken, 
würden große Landſtrecken aus wüſten Wakkenmeeren in fruchtbaren Acker- 
boden verwandelt werden. Natürlich erfordern ſolche Unternehmungen große 
Kapitalien und können nur von ausländiſchen Geſellſchaften ausgeführt 
werden. Neben dieſen agrartechniſchen Reformen iſt endlich eine Umbildung 
des chineſiſchen Steuerwejens zur Enklaſtung der Bauern notwendig. Das 
jetzige Syſtem ähnelt der franzöſiſchen Steuerpachkung im achtzehnten Jahr⸗ 
hunderk und führt zu Beſtechungen und Erpreſſungen aller Art, während 
eine planmäßige, gerechte Einziehung der an ſich nicht hohen Geld- und 
Naturalſteuern ſelbſt bei Erhöhung der Geldabgaben eine Enklaſtung be- 
deufen und die Skaakseinnahmen ganz erheblich ſteigern würde. Leider find 
bei dem heutigen Charakter des chineſiſchen Staates und ſeiner Beamten- 
ſchaft die Ausfihten für eine ſolche durchgreifende Umgeſtaltung gering. 

Die Folgen der Umbildung der jetzigen Agrarverfaſſung werden im 
Agrarſtaat China mit ſeiner außerordentlich dichten Bevölkerung ungeheuer 
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ſein. Leider iſt bei den verwickelten Verhälkniſſen die Entwicklung im ein- 
zelnen nicht zu erkennen. Man muß Mackay zuſtimmen, wenn er ſchreibk: 
Chinas Zukunft muß daher in erſter Linie davon abhängen, wie es die Löſung 
des Agrarproblems auf förderliche Bahnen zu bringen vermag. Theoretiſch ſehen 
wir heute nur in Tiefen und Weiten, deren Halbdunkel wohl vielerlei Wege und 
Ziele, aber kein zuverläſſiges Syſtem des Fortſchritts erkennen läßt. (S. 124.) 


Eine Bauernbefreiung nach japaniſchem Muſter würde eine Maſſen— 
proletariſierung bringen, die bei dem Mangel einer hochentwickelten In- 
duſtrie und krotz der großen Koloniſakionsgebieke verhängnisvoll wirken 
müßte. 


* 79 
* 


Die Unterwühlung der Grundlagen des chineſiſchen Wirkſchaftslebens 
hat naturgemäß ein Schwanken der Fundamenke der Geiſteskultur Altchinas 
zur Folge. Die Revolutionäre des Südens führten aus politiſchen Gründen 
einen erbitterten Kampf gegen die Lehren Konfutjes, des größten Moral- 
und Staatsphiloſophen des Nordchineſenkums. Die Schriften des Weiſen 
von Lu wurden aus den Schulen verbannt, aber mit dem Siege des Nordens 
wieder in die Lehranſtalten eingeführt. Mik dem Abflauen der Revolution 
ſeßte eine Hochflut des Konfutjeanismus ein, aber die alte Lehre ließ ſich 
nicht unverändert erhalten. Schon der Reformer Kangjuwai (1898) verkrat 
einen gereinigten Konfutjeanismus, um ſeine modernen Beſtrebungen als 
Sortjegung alter Traditionen darzuſtellen. Seine Schüler und andere Ge— 
lehrte verkreken einen reformierten Konfukſeanismus und ſuchen die Spruch— 
weisheit des ariſtokratiſchen Beamten der ausgehenden Feudalzeit den 
jetzigen Bedürfniſſen anzupaſſen.?“ Bei der Meiſterſchaft chineſiſcher Lite- 
taten im Auslegen und Umdeuten wird ihnen das ſicherlich gelingen. Die 
neue Bewegung hal, ſich auf mächtige Traditionen ſtützend, bei der politi— 
ſchen Vorherrſchaft des Nordchineſenkums gute Ausfichten als Ideologie 
der »gemäßigten« Reformer. 

Ihre Rivalen find Chriſtentum und Buddhismus. Die nach der Revo— 
lution nicht ungünſtigen Ausfichten der chriſtlichen Religion find durch den 
Weltkrieg ſehr verſchlechtkert, da die Praxis der chriſtlichen Völker in zu 
kraſſem Widerſpruch ſteht zur Theorie der MWiſſionare. Der Chineſe iſt zu 
ſehr »Diesſeiter«, um durch chriſtlich-philoſophiſche Mekaphyſik gefeſſelt zu 
werden. Der dem Urchriſtentum geiffesperwandte Taoismus des Aſzeken 
und Myſtikers Laotſe konnte nur in ſtarker Miſchung mit der Volks- 
religion Fuß faſſen und iſt heute von geringer Bedeukung. Das Chriſtenkum 
hat große Anziehungskraft als Weg zur Kulkur des Weſtens; aber durch 


Zur Beurteilung dieſes Umbildungsprozeſſes gibt Mackay gutes Material, das 
er aber nicht zu durchleuchten verſteht. Es kommt nicht darauf an, die Lehren 
Konfutſes auf ihren »Karalgehalt« zu prüfen und nach »Goldblicken« zu durch— 
ſtöbern, ſondern zu ermitteln, welche Gedanken den Intereſſen einer neuen Schicht 
entſprechen und demgemäß hervorgehoben und interpretiert werden. Zur Kor- 
tektur der elwas gewaltfamen Auslegung der Lehre Laotjes und zur Ergänzung 
und Kritik der Darſtellung des Konfukſeanismus verweiſe ich auf die klare Dar- 
ſtellung dieſer chineſiſchen »Syſteme« bei A. Conrady: China. Ullſteins Welt: 
geſchichte, herausgegeben von Profeſſor Dr. v. Pflugk-Harkung, 3. Band, S. 459 ff. 
Conrady gibt auch die wichkigſten geſchichtlichen Enkſtehungsurſachen des Kon. 
futfeanismus und des Taoismus. 
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die Errichtung religionsloſer Schulen und Inſtituke wird auch dieſer Beweg- 
grund zur Taufe hinfällig. Das Chriſtenkum iſt heute nicht mehr, wie Mackay 
irrig behauptet, ein ſo weſenkliches Element der modernen europäiſchen 
Geiſteskultur, daß dieſe nicht ohne das Bekenntnis zu dieſer Religion über 
nommen werden könnte. 

Der durch die neuen Bewegungen aus ſeiner Lethargie geweckte Bud 
dhismus hat wohl die geringſten Ausfichten. Schon zu viele Reformverſuche 
find geſcheikert zumeiſt an Verwahrloſung des buddͤhiſtiſchen Klerus. Der 
Neubuddhismus wird daher wohl eine »Sekte« bleiben. Nur die japaniſche 
Buddhiſtenſekte der Hongwanghui hat aus politiſchen Gründen in China 
zahlreiche Anhänger geworben. 


* * 
5 


Die politiſchen Bedingungen der Entwicklung Oſtaſiens ſind 
durch den Weltkrieg weſenklich verändert. Machtverſchiebungen haben ſich 
vollzogen und bereiten ſich vor. Die Steigerung des japaniſchen Einfluſſes in 
China durch ſeinen letzten Verkrag mit der Republik der Mitte iſt bekannt. 
Auch die Union wird kroß ihrer politiſchen Zurückhaltung während des 
Krieges ſich nach Friedensſchluß in einer äußerſt günſtigen ökonomiſchen 
und politiſchen Situation Oſtaſien gegenüber befinden. Die Induſtrieſtaaten 
Europas hingegen, wirkſchaftlich geſchwächt, werden ſelbſt in Gruppen nicht 
mehr einen jo ſtarken Druck auf China ausüben können, deſſen wirtſchaft⸗ 
liche Stellung als Ausfuhrland von Rohſtoffen bei deren erhöhten Preiſen 
den europäiſchen Staaten gegenüber ſich günſtiger geſtalten wird. Das 
energiſche Vorgehen Japans birgt außerdem die Möglichkeit einer Trübung 
der engliſch-japaniſchen Beziehungen wegen der japaniſchen Anſprüche im 
Jangtjetal. Wie ſehr die Japaner ſich als Herren der Lage fühlen, beweiſen 
die japaniſch-ruſſiſchen Bündnisbeſtrebungen. Japan hält Rußland für ſo 
ungefährlich als Konkurrent im fernen Oſten, daß es mit ihm ein Bündnis 
eingehen oder doch auf freundſchafklichem Fuße leben kann. 

Völlig ungeklärt iſt die Stellung Deukſchlands in China nach dem 
Kriege. Das Schickſal Tſingkaus und der Schantungbahn ſpielt dabei eine 
große Rolle. Die Bedeutung des Pachkgebieks für Deutſchland wird ge- 
wöhnlich überſchätzt. Das zeigt ein Rückblick, wie ihn Dr. Schrammeier in 
einer leſenswerken Broſchüre gibt, bei deren Lekküre man ſich jedoch er- 
innern muß, daß ihr Verfaſſer ein Vizeadmiral iſt und an der Entwicklung der 
»Kolonie des Reichsmarineamts« tätigen Anteil nahm.“ Im Gegenjaß zum 
vielgehörten Schlagwort »Rache für Tſingktau« beurkeilt der Kunſthiſtoriker 
Smidt die deutſch-japaniſchen Beziehungen ſehr nüchtern, wenn er ſchreibk:“ 


° Dr. W. Schrammeier: Kiautſchou, feine Entwicklung und Bedeutung. Schriften 
des Deutſch-Chineſiſchen Verbandes, 1. Heft. Berlin 1915, Verlag von K. Kurkius. 
96 Seiten. 

7 H. Smidt: Japan im Weltkrieg und das Chinaproblem. Bremen 1915, Verlag 
Franz Leuwer. 61 Seiten. 1 Mark. Der nüchterne und ſachkundige Standpunkt des 
Autors wird erſt voll gewürdigt, wenn man feine Broſchüre mit anderen Kriegs- 
ſchriften über ein ähnliches Thema vergleicht. Als Beiſpiel ſei erwähnt: Dr. W. 
Prenzel: Charakter und Politik des Japaners. Deutſche Kriegsſchriften, 7. Heft. 
Bonn, Verlag A. Marcus. 56 Seiten. 80 Pfennig. Eine flotte Plauderei über 
Sitten und Anſchauungen der japaniſchen Mittel- und Oberklaſſe, geſchöpft aus 
der Tätigkeit des Verfaſſers als akademiſcher Lehrer in Japan. Der Autor verſagt 
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Sicher muß unſer Ziel ſein, mit allen Kräften uns eine glänzende Stellung in 


China zu erringen, denn hier iſt für unſeren Handel und unſere Induſtrie ein un- 


erſchöpfliches Bekätigungsfeld, und ſoweit in einem fo ungeheuren Reiche von 
einer Volksſtimmung geſprochen werden kann, iſt dieſe Deutſchland durchaus 


günſtig, namentlich ſeit unſeren Kriegserfolgen. Es iſt mir aber zweifelhaft, ob wir 


dazu unbedingt einer eigenen Kolonie, des willkommenen Angriffspunktes unſerer 


Feinde bedürfen. Arbeiten wir mit allen Kräften, um überall Handelsniederlaſſungen 


von der Wichtigkeit der deutſchen in Hankau zu gründen, und ſchaffen wir noch 
zwanzigmal mehr Schulen und Hochſchulen, als wir ſchon geſchaffen haben, und 
wir werden vielleicht mehr Früchte ernten, als uns die ſchönſte eigene Kolonie dort 
hinten reifen laſſen könnte. 

Wollen wir Erfolg haben, ſo ſind verſchiedene Bedingungen zu erfüllen. Die 
erſte erjcheint mir die leichkeſte: vertragen wir uns mit Japan! (S. 16.) 


Auch Admiral Truppel warnt im »Vorkrupp« davor, ſich durch den Blick 


auf das Lauſchan-Gebirge hypnokiſieren zu laſſen. In Japan iſt eine ſtarke 


- 


Strömung für ein gutes politiſches Verhältnis zu Deutſchland, obgleich man 
nicht geneigt ſein wird, Tſingtau wieder herauszugeben. Man bedarf aber 
deutſcher Lehrer und vieler Erzeugniſſe deukſcher Induſtrie, und nicht zuletzt 
iſt Deutſchland politiſch im fernen Oſten der am wenigſten gefährliche 
Gegner. 

In ſeiner geographiſchen Lage, in dem Fehlen größerer Oſtaſien benach- 


barter Kolonialgebiete, in dem Intereſſe an einem ſtarken Export qualifi- 
zierker Induſtrieerzeugniſſe und nicht in einer Kultkurmiſſion des deukſchen 


Geiſtes iſt die Beſonderheit der deutſchen Ehinapolitik begründet, die Mackay, 
Wertheimer, Rohrbach und andere deukſche weltpolitiihe Schriftſteller von 
einer »deukſchen Sendung« in China ſprechen laſſen. Die genannten Aukoren 
verlangen zur Erfüllung dieſer Aufgabe übereinſtimmend eine Zentrali- 
ſation und beſſere Organiſation des deukſchen diplomatiſchen Chinadienſtes 
und des Konſularweſens. Hierin kann man ihnen zuſtimmen, beſonders in 


der Forderung einer beſſeren ſinologiſchen Ausbildung der Diplomaten. 


Durch genaue Kennknis der Kultur und Geſchichte Chinas wird zu ihrem 
Teil einer unüberlegten AUbenteurerpolitik geſteuerk. Eine beſonnene, auf 
Förderung des Handels und der kulturellen Beziehungen gerichtete deutiche 
oſtaſiatiſche Politik liegt aber im Inkereſſe des ganzen Volkes. 


Die Angeftelltenbewegung während der Kriegszeil. 
Von Friß Ohlhof. 
J. 
Die Kämpfe um die Angeſtelltenverſicherung haben zum erſtenmal ein 


längeres Zuſammenwirken der größeren Organiſationen der verſchiedenen 


Angeſtelltengruppen gebracht. In dieſen Auseinanderſetzungen ſchälken ſich 


die Gegenſätze zwiſchen den verſchiedenen Richtungen in der Angeſtellten- 


völlig auf politiſchem Gebiet, was zum Beiſpiel die Erklärung der großen Umwäl— 
zung von 1868 kraß zeigt. Vom Proletariat iſt kaum die Rede. Noch belanglojer 


Hund eine kypiſche Veröffenklichung für den Tag iſt die Schrift des ehemaligen 


deutſchen Geſandten in Peking, des Wirklichen Geheimen Rats M. v. Brandk: 
China und Japan jetzt und ſpäter. Leipzig 1914, Verlag von S. Hirzel, Zwiſchen 


Krieg und Frieden, 9. Heft, 53 Seiten. 
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bewegung immer deutlicher heraus. Auf der einen Seite fanden ſich 
die Verbände zuſammen, die bei ihrer Arbeit den Inkereſſengegenſatz zwi⸗ 
ſchen Unternehmern und Angeſtellten nicht als enkſcheidend für ihre Taktik 
anſehen und daher geneigt find, wo es irgend geht, mit den Unkernehmern 
Hand in Hand zu arbeiten. Dieſe Verbände lehnen dagegen ein engeres 
Zuſammenwirken mit den gewernſchaftlichen Arbeiterorganiſationen ab, 
wenn ſie auch nicht leugnen können, daß Arbeiter und Angeſtellte vielfach 
gleiche Interejjen haben und fie deshalb gelegentlich auch zuſammen 
vertreken müſſen. Auf der anderen Seite wirkten die Verbände ge- 
meinſam, die die Inkereſſenſolidarikät aller Arbeitnehmer gegenüber den 
Unternehmern betonen und die auch mehr oder weniger gewillt find, ge- 
werkſchafktliche Kampfmekhoden anzuwenden. 

Freilich war alles noch zu ſehr im Fluſſe, ſo daß das Bild noch keines- 
wegs klar war. Einige Organiſakionen pendelten zwiſchen beiden Gruppen 
hin und her. Die im »Haupkausſchuß für die ſtaakliche Penſions- und 
Hinterbliebenenverſicherung der Privatangeſtellken« vereinigten Verbände 
waren durchaus nicht einheitlich in ihrem Weſen und ihrem Wollen. Eben- 
ſowenig allerdings kraf dies in allen Punkken bei der »Freien Vereinigung 
für die ſoziale Verſicherung der Privakangeſtellken« zu. So kauchken nach 
dem vorläufigen Abſchluß des Kampfes um die Angeſtellkenverſicherung und 
nach den erſten Wahlen der Angeſtelltenvertreter im »Haupkausſchuß« 
große Meinungsverſchiedenheiten über neue Fragen auf, zum Beiſpiel über 
die Vereinheitlichung des Angeſtelltenrechks, ſo daß ſeine Weiterexiſtenz 
ernſtlich gefährdet erſchien. Und unter den beiden größten Vereini- 
gungen, die der »Freien Vereinigung« angehören, enkbrannke zeitweilig 
dadurch ein heftiger Kampf gegeneinander, daß der Bund der kechniſch⸗ 
induſtriellen Beamten verſuchke, auch unter den Handlungsgehilfen eine 
»neutral-gewerkſchaftliche« Organiſation ins Leben zu rufen, die im Gegen- 
lag zum Zenkralverband der Handlungsgehilfen den organiſakoriſchen An- 
ſchluß an die freigewerkſchaftliche Arbeiterbewegung ablehnte. Der Verſuch 
ſcheiterke. Doch ganz hal der Bund der kechniſch-induſtriellen Beamten feine 
Hoffnungen noch nicht aufgegeben. Er unterffüßfe eine neugegründete 
Branchenvereinigung von kaufmänniſchen Angeſtellten. Nach anfänglichen 
Erfolgen begann aber auch die Entwicklung dieſer Organiſakion zu ſtocken, 
ſchwieriger zu werden. 

Neue Aufgaben drängten zur weiteren Verſtändigung der radikaleren 
Angeſtelltenverbände. Gelegentlich der Beratungen des neuen Konkurrenz- 
klauſelgeſetzes, die ſich von Ende 1912 bis in das Jahr 1914 hinein er- 
ſtreckken, wirkten die inzwiſchen zum »Arbeitsausſchuß für das einheitliche 
Angeſtelltenrecht« zuſammengeſchloſſenen Angeſtellkenverbände bei der Ab- 
wehr von Kompromißvorſchlägen zuſammen, die die Geſellſchaft für ſoziale 
Reform gemachk hatte und denen mehrere Angeſtelltenvereine zuftimmten. 

Im April 1914 kam es auf dem Kongreß für einheitliches 
Angeſtelltenrecht zu einer bedeufungsvollen gemeinſamen Kund- 
gebung der gewerkſchaftlich gerichteten Angeſtelltenverbände. | 

Die ankigewerkſchaftliche Richtung der Angeſtelltenbewegung findet 
ihre Haupkſtütze in den älteren Handlungsgehilfenverbänden. Der gewerk⸗ 
Ihaftlihe Zentralverband der Handlungsgehilfen befindet ſich deshalb auch 
im ftefigen ſcharfen Kampfe mit ihnen. So bedeutet die letzte Schrift dieſes 
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Verbandes, die vor dem Kriege herausgekommen iſt: »Die Ohnmacht der 
Handlungsgehilfenbewegung« eine ſcharfe Anklage gegen die Organiſa— 
tionen, die krotz aller ſchlechten Erfahrungen mit den geſetzgebenden Körper— 
ſchaften auch weiterhin alles von der Gejeßgebung erwarten und die Selbſt— 
hilfe im Kampfe für Verbeſſerungen der Gehalts- und Arbeitsverhälkniſſe 
der Angeſtellten ablehnen. Daß bei dieſer Gelegenheit auch verfucht wird, 
die ſonſt der gewerkſchafktlichen Angeſtellkenbewegung naheſtehenden Ver— 
bände durch ſcharfe Kritik ihrer Halbheit weiter voran zu kreiben, iſt ſelbſt— 
verſtändlich. 

Unter den Technikerorganiſakionen bildet der Deutihe Werkmeiſter⸗ 
verband das reaktionäre Element. Im Deutkſchen Technikerverband rumork 
es. Bei Kriegsbeginn gehörte er neben dem Bund der kechniſch-induſtriellen 
Beamten zum »Arbeitsausſchuß für das einheitliche Angeftelltenrecht«. Von 
den kleineren Technikerorganijationen befand ſich bei Kriegsausbruch der 
Steigerverband infolge des ſchärfſten Vorgehens der übermächtigen Berg— 
herren, denen die Polizei kreffliche Dienſte leiftete, in recht ſchwieriger 
Lage. Um ihn zu erhalten, griffen die gewerkſchaftlichen Angeſtellkenver— 

bände zum erſtenmal zu einer gemeinſamen Hilfsaktion. 

Unter den Bureauangeſtellken war die gewerkſchafkliche Richkung durch 
den freigewerkſchaftlichen Verband der Bureauangeſtellken verfreten, der 
ſich bei Kriegsausbruch in guker Entwicklung befand. 


II. 

Der Kriegsausbruch ſtellte auch die Angeſtellkenverbände vor ſchwierige 
Probleme. Die ſcharf einſezende große Arbeitsloſigkeit unter den Ange- 
ſtellten brachte beſonders die jüngeren Angeſtellkenverbände in eine ſchwie— 
rige Lage. Auch fie konnten nicht umhin, zum Teil ihre Unterſtützungs- 
einrichtungen einzuſchränken. Im Gegenſatz zu den Arbeitergewerkſchaften, 
in denen die Kriegsmaßnahmen der Verbandsleitungen faſt nirgends eine 

ernſthafte Oppoſition auslöſten, kam es im Bund der kechniſch-induſtriellen 

Beamten zu heftigen inneren Auseinanderſetzungen, die ſchließlich ſogar 
zur Abſplitterung eines Teiles der Mitglieder führten. Die Tatjache aber, 
daß die Abſplitterung erfolgte, nachdem die gänzliche Aufhebung der Unter- 
ſtützungseinrichkungen ſeitens der Bundesleitung durch die inzwiſchen ſtark 
verminderte Arbeiksloſigkeik und durch die freiwilligen Unkerſtützungen 
faktiſch nahezu bedeukungslos geworden war, läßt erkennen, daß noch an- 
dere Urſachen bei der Organiſakionsſpalkung mitwirkten. 

Die Erſatkrankenkaſſen, die verſchiedenen Handlungsgehilfenverbänden 
angegliedert find, wurden durch den Krieg arg betroffen. Sie nahmen in der 
Regel nur männliche Mitglieder auf, von denen jetzt der größte Teil ins 
Feld ziehen mußte. Das bedeutete einen großen Ausfall an Einnahmen. 
Die Kaſſen verſuchten, auf Grund von Satzungsbeſtimmungen den einge— 
zogenen und binnen der erſten drei Wochen erkrankten oder verwundeten 
Angeſtellten keine Unkerſtützung zu gewähren. Doch die Gerichte enkſchieden, 
daß die Regelleiftungen unter allen Umſtänden zu gewähren find. Eine Weiter- 
verſicherung war bei den Erſatzkaſſen in der Regel bisher nicht möglich. 
Das machte viel böſes Blut unker den Angeſtellten, die nun einſehen mußten, 
wie wertvoll ihre Verſicherung bei den Orkskrankenkaſſen geweſen wäre. 
Eine Erſatzkaſſe — die Kaſſe des Verbandes der deukſchen Verſicherungs— 
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beamten — mußte ſogar liquidieren. Da die Erſaßkaſſen von vielen Hand- 
lungsgehilfenverbänden von jeher als ein geſchäßtes Werbemittel angeſehen 
wurden, jo bedeutet das Verſagen der Erſatzkaſſen während des Krieges 
einen empfindlichen Schlag für dieſe Verbände. 

Dazu geſellten ſich noch andere Schwierigkeiten. Die chaoliſchen Zu- 
ſtände auf dem Arbeitsmarkt nach dem Ausbruch des Krieges ließen den 
Mangel einer geordneten Gtellenvermittlung für die kaufmänniſchen und 
kechniſchen Angeſtellten doppelt fühlbar werden. Die ſofork einjegende Agi⸗ 
kation für gemeinnüßige ſtädtiſche Stellennachweiſe, die haupkſächlich von 
dem freigewerkſchaftlichen Zentralverband der Handlungsgehilfen, dem 
Bund der fechnifch - induffriellen Beamten und dem Deutſchnakionalen 
Handlungsgehilfenverband geführt wurde, erzielte an mehreren größeren 
Orten Erfolge. Das rückte für die vielen Handlungsgehilfenverbände, deren 
ganze Exiſtenz ſich zur Hauptſache auf ihre Stellenvermitklung gründete, 
die Gefahr nahe, dieſe wichtige Stütze zu verlieren. Sie ſetzten ſich denn 
auch kräftig gegen die weitere Schaffung ſtädtiſcher kaufmänniſcher 
Stellennachweiſe zur Wehr. Da ſie jedoch immer mehr einſehen müſſen, daß 
eine Anderung der kaufmänniſchen Skellenvermitklung unbedingt erfolgen 
muß, jo verſuchen fie jezk durch Zuſammenſchluß der Verbandsitellenver- ' 
miftlungen den Beſtrebungen, öffenklich-rechkliche parikätiſche Stellenver⸗ 
mikklungen zu ſchaffen, die Spitze abzubrechen. Der Deukſchnationale Hand- 
lungsgehilfenverband hat ſich denn auch ſchon geneigt gezeigt, ſeine Agika- 
tion für öffenklich-rechkliche Stellenvermittlungen einzuſtellen, wenn ſich 
eine größere Zahl der beſtehenden Verbandsſtellennachweiſe zuſammen⸗ 
ſchließt. 

Mehrere kleine Angeſtelltenvereine find durch den Krieg jo hart be- 
kroffen worden, daß es fraglich erſcheint, ob fie ſich wieder erholen können. 
Der Steigerverband haft ebenſo wie der Verband der Kunſtgewerbezeichner 
ſeine Tätigkeit nahezu vollſtändig einſtellen müſſen. 

Unter den Technikerverbänden konnten wir die Takſache beobachten, 
daß der Deutſche Technikerverband fi) während des Krieges wieder ein⸗ 
mal von einem Angeſtelltenlager ins andere hinübermauſerke. Er iſt wäh⸗ 
rend des Krieges aus dem »Arbeitsausſchuß für einheitliches Angeftellten- 
recht« ausgeſchieden und hat jetzt mit dem Deutſchen Werkmeiſterverband 
unter Ausſchluß des Bundes der kechniſch-induſtriellen Beamten ein neues 
Technikerkarkell gebildet. 

Der »Arbeitsausſchuß für einheitliches Angeſtelltenrecht« hat während 
der Kriegszeit ſein Arbeitsgebiet auf die Kriegsbeſchädigtenfürſorge aus- 
gedehnt. 

Auch unter den alten Angeſtelltenorganiſakionen haben die Kriegs- 
wirkungen das Bedürfnis nach Zuſammenarbeit mit gleichgearketen Ver⸗ 
bänden geſtärkkt. So erwähnten wir ſchon ihr keilweiſes Zuſammengehen in 
der Skellennachweisfrage. Der Verein für Handlungskommis von 1858 und 
der Deutſchnaktionale Handlungsgehilfenverband haben in einem Vertrag 
ferner vereinbart, daß die gegenſeitige Bekämpfung unterbleiben foll. 
Dieſem Vertrag find noch andere Verbände beigetreten. Er ſoll nach einem 
feiner Urheber, dem Leiter des Vereins für Handlungskommis von 1858, 
ill erſten Schritt auf dem Wege zu weiterer gemeinſamer Arbeit dar- 
tellen. 
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III. 

Wie wird ſich die Angeſtellktenbewegung nun nach dem Kriege geſtalten? 
Die Frage iſt natürlich ebenſo ſchwer eindeutig zu beantworten wie die 
Frage, wie die wirkſchaftklichen Verhältniſſe nach dem Friedensſchluß ſich 
entwickeln werden. So viel ſcheink aber doch feſtzuſtehen, daß nach einem ſo 
opferreichen Kriege das Los der Arbeitnehmer ſelbſt bei einigermaßen 
guter Wirtſchaftskonjunkkur nicht leicht ſein wird. Der Leiter des anti— 
gewerkſchaftlichen Vereins für Handlungskommis von 1858, Herr Dr. 
Köhler, ſchilderk in einer kürzlich im Verlag von A. Marcus & E. Weber 
(Dr. jur. Albert Ahn) in Bonn erſchienenen Schrift Die Privat- 
beamtenpolitik nach dem Kriege« die Lage der AUngeftellten 
nach dem Kriege in ziemlich düſteren Farben. Nachdem er ausführlich dar— 
gelegt hat, in welche Notlage die Angeſtellten während des Krieges gekom- 
men ſind und wie das eine Radikaliſierung ihrer Anſchauungen zur Folge 
hatte, die in den Feldpoſtbriefen an die Organiſation zum Ausdruck kommk, 
jagt er, daß auch die wirkſchaftlichen Ausfichten nach dem Kriege nicht dazu 
angetan ſind, ein ſchnelles Abflauen dieſer Stimmung herbeizuführen. »Troß 
der Vorausſetzung, daß wir uns einen einigermaßen erfolgreichen Frieden 
erkämpfen können, wird doch zunächſt mit der Forkdauer der ungünſtigen 
Lage zu rechnen ſein. Das Reich, die Einzelſtaaken und die Gemeinden wer— 
den mit neuen Steuern kommen müjjen, um die Kriegsausgaben auch nur 
verzinſen zu können. Eine Enkſpannung der Lebensmittelpreiſe wird äußerſt 
langſam vor ſich gehen; ja, es iſt wohl zu befürchten, daß überhaupt der 
frühere, freilich an ſich ſchon hohe Preisſtand der Lebensmittel nicht wieder 
erreicht werden wird. Hinzu kommt — was wohl mit Sicherheit eintreffen 
dürfte — eine Verkeuerung der Wohnungen.« Das Bild dürfte zweifellos 
im wejentlichen zukreffen. Es iſt auch inkereſſant, was nun Dr. Köhler aus 
dieſer Situation folgert. Er glaubt, daß die Angeſtellken nach ihrer Rüch— 
kehr aus dem Kriege kein Verſtändnis mehr dafür haben werden, daß ſich 
die verſchiedenen Organiſakionen gegenſeitig zerfleiſchen. Sie werden viel— 
mehr Erfolge ihrer Organijationsarbeit ſehen wollen und deshalb zu ge- 
meinſamer Arbeit drängen. Injoweit hat Herr Dr. Köhler zweifellos recht. 

Es iſt demnach zu erwarken, daß aus dem Zuſammenwirken während 
der Kriegszeit ſich zum Teil ein dauerndes Zuſammenarbeiten der Organi— 
ſationen nach dem Kriege ergeben wird. Dr. Köhlers Programm geht jedoch 
dahin, bei dem allmählichen Zuſammenfaſſen der Verbände die Angeſtellten— 
organiſationen auszuſchließen, die reine Arbeiknehmerpolitik 
im Anſchluß an die organiſierten Arbeiter« kreiben wollen. 
Er lehnt nach wie vor die Anwendung gewerkichaftliher Kampfmittel für 
die Angeſtellten entſchieden ab, verrät aber auch nicht, wie die antigewerk— 
ſchaftlichen Verbände ihre Taktik der radikaleren Stimmung der Ange- 
ſtellten anpaſſen wollen. Da wird der Zuſammenſchluß der Verbände allein 
ihre Anziehungskraft auf die Angeſtellten kaum erhöhen. Meint doch ſelbſt 
die »Privalbeamten-Zeikung«, das Organ des Deutſchen Privakbeamten— 
vereins, daß der »veraltete Hinweis auf die mittelſtändiſche Standespolitik 
auf wiederholte Warnungen vor Kampf und Streik« wenig helfen werde. 
»Wir bezweifeln, daß damit ein einheitliches Zuſammengehen aller Ange— 
ſtellten hervorgezauberk werden kann, befürchten vielmehr, daß infolge der 
mißlichen Verhältniſſe ... eine Radikalifierung der Angeſtellkenbewegung 
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zu erwarten fein wird, die im äußerſten Falle vor einer ge- 
walfjamen Erzwingung beſſerer Einkommensbedin⸗ 
gungen, ſoweit es die eigenartige Nakur der Ange 
ſtellktenverhälkniſſe möglich erſcheinen läßt, nich 
zurückſchreckk. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß viele Momente im gewerkſchafklichen 
Lager der Angeſtellten für eine Zuſammenfaſſung der Kräfte ſprechen, und 
es iſt daher wohl zu erwarken, daß auch hier die loſen Verbindungen der 
einzelnen Organiſationen allmählich zu einem engeren und feſteren Zu- 
ſammenarbeiken führen werden. Dadurch werden ſie beſſer wie bisher in 
der Lage fein, die ihnen zweifellos günſtige Stimmung unter den Ange 
ſtellten auch organiſakoriſch auszunutzen. 


Likerariſche Rundſchau. 


Luiſe Zieß, Zur Frage der Frauenerwerbsarbeit während des Krieges und 
nachher. Sozialdemokratiſche Frauenbibliokhek, 9. Heft. Berlin 1916, Verlags- 
buchhandlung Vorwärts, Paul Singer G. m. b. H. 47 Seiten. Preis 50 Pfennig, 


Unter den vielen Verſchärfungen auf dem ſozialen Kampffeld, die wir als 
Folgen des Krieges ſchon empfinden oder bald zu gewärtigen haben, erkennen wir 
am deutlichſten die wachſende Konkurrenz der Frauenerwerbsarbeit gegen die der 
Männer. Deutlich erkennt man ſchon heute die dem Unternehmertum aus der zu⸗ 
nehmenden Frauenarbeit erwachſenden Vorteile und die ſozialen und im bejon- 
deren auch geſundheitlichen Nachteile der heutigen Bedingungen für die Erwerbs: 
arbeit der Frauen. Dieſe Frauenarbeit entwickelt ſich in einem männerenkleerten 
Wirtſchaftsleben; fie wird aber keine umgekehrte Tendenz ihrer Entwicklung 
zeigen, wenn die Männer aus dem Felde zurückkehren werden. Dann wird erfi 
die heute fichtbare Entwicklung der Frauenerwerbsarbeit zu verſchärftem und ge- 
fährlichem Konkurrenzkampf auf allen Gebieten der Induſtrie, auf manchem dei 
freien Berufe, vielleicht auch auf dem der niederen Beamtenftellen führen. Allen 
Organiſationen der Arbeiterbewegung ſtehen hier große Aufgaben bevor. Um ft 
ſchwieriger werden fie zu löſen fein, je geringer die Zugehörigkeit der nun zur Er. 
werbsarbeit ſtrömenden Frauen zu unſeren politiſchen und gewerkſchaftlichen Or. 
ganiſationen iſt. Die Organifierbarkeit der neuen Erwerbsmöglichkeiten zuſtrömen. 
den Frauen und Mädchen ſcheink ſehr gering zu ſein. Jedenfalls find die Organi- 
fationsverhältniffe der Frauen während des Krieges in hohem Maße unbe 
friedigend. 

Es iſt die höchſte Zeit, dieſen Problemen die geſpannkeſte Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken und mit kräftiger Agitation für die Aufklärung und Organiſierung der zu 
ſelbſtändigen Erwerberinnen gewordenen Frauen und Mädchen zu wirken. Aus 
gezeichnete Dienſte kann hierbei die Schrift der Genoſſin Zietz leiſten. Sie bringt 
wenn auch nicht vollſtändiges, jo doch ſehr reiches und wertvolles Material, das ſie 
unter verſchiedenen Gefichtspunkten hell beleuchtet. Dadurch hat fie die Kriegs 
fiterafur um eine ſehr nützliche Schrift bereichert. Sie beginnt mit den Wirkungen 
des Krieges auf das Arbeitsverhältnis und mit der Darlegung der Gründe, die fin 
die ſtarke Heranziehung der Frauen wie auch für ihren ſtarken Zuzug zum Er. 
werbsleben maßgebend waren. Im weſenklichen auf Grund von Mitteilungen dei 
gewerkſchaftlichen Organiſationen biekek ſie ein Bild der Enklohnung der Arbeite 
rinnen, von Zeitlöhnen und Akkordlöhnen der Frauen, zum Teil auch der Kinder 
Dieſe Zuſammenſtellung allein würde die Schrift überaus wertvoll erſcheiner 
laſſen. Nicht minder nützlich iſt die Zuſammenſtellung von ärztlichen Urteilen übe 
die Wirkungen der Über- und der Nachtarbeit auf den Frauenorganismus. Auch 
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hier handelt es ſich um Tatſachen aus der Kriegszeit, die zum erſten Male in dieſer 
Schrift zuſammengeſtellt find. Die gewernkſchaftlichen, ſozialpolitiſchen, bevölke— 
rungspolitiſchen, pädagogiſchen und politiſchen Fragen, die durch die Zunahme der 
Frauenarbeit aufgeworfen oder vertieft werden, behandelt die genaue Kennerin der 
prolekariſchen Frauenbewegung in klarer und durchſichtiger Weiſe. So erſcheint 
dieſe Schrift als eine wirkliche Bereicherung unſerer Parteiliteratur während des 
Krieges. Allen, die es als eine hohe Aufgabe betrachten, im Inkereſſe der Partei 
wie in dem der Gewerkſchaften für die Organifierung der Arbeiterinnen zu ſorgen, 
kann kein beſſerer Wegweiſer auf den Weg gegeben werden, als dieſe Schrift der 
Genoſſin Zietz. ad. br. 


Karl Bittel, Eduard Pfeiffer und die deukſche Konſumgenoſſenſchafksbewe⸗ 
gung. München und Leipzig 1915, Verlag von Duncker & Humblok. 172 Seiten. 
Preis 4,60 Mark. 


Der Verfaſſer ſtellt ſich die Aufgabe, einen um die Konſumvereinsſache ver— 
dienten Mann und ſein Werk der Vergeſſenheit zu entreißen. Tatſächlich iſt das 
Buch Eduard Pfeiffers über Genoſſenſchaftsweſen, das im Jahre 1863 erſchien, 
heute kaum mehr gekannt und in der neuzeitlichen Konſumvereinsliterakur felten 
und nur flüchtig erwähnt. Und doch hat es ſeinerzeit kiefen Eindruck gemacht, 
nachhaltige praktiihe Wirkungen und heftige Auseinanderſetzungen zur Folge ge— 
habt. Wenn man das, was Bittel über das eigenartige Buch mitteilt, in Vergleich 
ſtellt mit den Anſichten und Methoden, die heute in der ſogenannken modernen 
Konſumvereinsbewegung richkunggebend find, dann möchte man meinen, daß 
Pfeiffer ihr intellektueller Vater iſt. Nur mit dem Unterſchied, daß vor einem 
halben Jahrhundert dieſe Anſchauungen immerhin ein ſtarkes ſoziales Vorwärks— 
drängen bedeuteten und mit bürgerlichen Anſchauungen über die Arbeiterklaſſe 
und das Weſen der Genoſſenſchaften nicht einig gingen. Pfeiffer vertrat — immer 
nach Bittel — eine Ark Genoſſenſchaftsſozialismus. Er verlangte Reform der ſo— 
zialen Verhältniſſe im Intereſſe der Arbeiterklaſſe. In dieſem Sinne wollte er die 
Konſumvereine ausgebaut wiſſen als das Mittel zur Selbſthilfe der Arbeiker. Be- 
merkenswert ift, daß er häufig nicht von Arbeitern, ſondern von Prolekariern 
ſpricht, wie überhaupt ſeine Ausdrucksweiſe erkennen läßt, daß ihm Marx und 
Engels nicht unbekannt waren. Man leſe zum Beiſpiel folgenden Satz: Die Ar- 
beiter haben gegen die ihnen enkgegenſtehenden Widerſtände »für ſich ihre Zahl, 
... und um dieſe zur Geltung zu bringen, nur die Vereinigung, die größte Machts, 
die »unwiderſtehlich« iſt. Von »Gewaltſamkeitken und Revolukionen« wollte Pfeiffer 
natürlich nichts wiſſen, die Proletarier ſollten ſich »friedlich vereinigen« — eben 
im Rahmen der Konſumvereine. Sobald ihn die Logik des Denkens darüber hinaus- 
zudrängen ſucht, bleibt er ſtehen oder kehrt um. Er ſagk ganz richtig, daß es ohne 
Arbeit keinen Wohlſtand gibt; aber »das Privateigenkum bleibt der mächligſte 
Anſporn zur Arbeik«. Die ſoziale Reform durch die Konſumvereine ſoll die Ar- 
beiterklaſſe von »jedem Umſturz« abhalten. Das Refultat ſoll ſein Klaſſenverſöh— 
nung, ſozialer Friede, ſchöpferiſche ſoziale Arbeit. Die Forderungen der Arbeiter 
nach politiſcher Gleichberechtigung, nach Wahlrecht uſw. werden deshalb nicht be— 
ſtritten, aber ſie ſollen erfüllt werden als eine Folge der ſozialen Reformen. 

Schwelgt Pfeiffer alſo ganz in ſozialen Utopien der Konſumvereinsgegenwart, 
jo find ſeine Beſtrebungen, die Konſumvereine brauchbar für ſoziale Reformarbeit 
in dieſem Sinne zu machen, für die damalige Zeit als entſchieden radikal und fort- 
ſchrittlich zu bezeichnen. Eingehende Studien in England befähigten ihn in hohem 
Maße dazu. Er verfrat den Standpunkt, daß die Dividende niedrig zu hallen iſt, 
damit die Vereine die Mittel zu weiterem Aus- und Aufbau erhalten. Er ſtrebte 
eine Verbindung von Eigenproduktion mit der Warenverkeilung an und forderte 
auch die Organiſalion des Großeinkaufs. Er trat ſogar energiſch für einen ſelb— 
Händigen deutſchen Verband der Konſumvereine ein, verſuchte auch die Gründung 
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eines ſolchen und geriet deshalb in ſcharfen Konflikt mit dem Allgemeinen Ge. 
noſſenſchaftsverband. — Alle dieſe Beſtrebungen, die heute Selbſtverſtändlichkeiter 
find, fcheiterten damals. Da die Proletarier die Träger der Konſumvereinsbewe. 
gung ſind, darf man ſich darüber nicht wundern. Denn die politiſche und gewerk. 
ſchaftliche Bewegung, beſonders aber die politiſche, mußte zu jener Zeit die Ar. 
beiter Deutſchlands viel mehr anziehen als irgendeine andere. Und ſolange au 
dieſem Gebiet nicht ſicherer Boden und die nötige Feſtigung da war, konnten die 
Arbeiter nicht daran denken, ſich auch noch einer dritten Organiſationsform ener. 
giſcher zu widmen. (Ich habe auf dieſen offenbaren Zuſammenhang wiederholt hin 
gewieſen, wenn man den Vorwurf erhob, die deutſchen Arbeiter hätten zu fpäi 
die Wichtigkeit der Konſumvereinsorganiſation erkannt) Das Bürgerkum war 
aber nicht geneigt und auch nicht intereffiert, die Konſumvereine in der von Pfeiffer 
gewollten Weiſe zu beeinfluſſen und vorwärts zu bringen. Eben weil die Konſum. 
vereine viel mehr dem prolekariſchen als dem bürgerlichen Wirkſchaftsintereſſe 
entſprechen. 

Das Werk Bittels führt uns ſpeziell in die Anfänge der ſüddeutſchen Ge- 
noſſenſchaftsbewegung in den ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts. Pfeiffer 
war im Jahre 1864 einer der Gründer des Konſumvereins in Stuttgart. Auch dieſer 
Verein zeigt in feiner Entwicklung, wie bedeutſam der Einfluß der Arbeiter iſt. 
Nach zwanzig Jahren — 1884 — zählte er erſt 2544 Mitglieder. Witte der acht⸗ 
ziger Jahre enkſtand in Deukſchland die Arbeiter konſumvereinsbewegung. 1894 
hatte der Stuttgarter Verein 10895 und 1914 rund 33 000 Mitglieder! — Die 
Wiedergabe alter wichtiger Dokumenke aus jener Zeit erhöht den Wert des Buches 
noch außerordentlich, das eine bemerkenswerke Bereicherung der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Literatur bedeutet. H. Fleißner. 


Kurt Flöricke, Bulgarien und die Bulgaren. Stuttgart 1916, Franckhſche 
Verlagshandlung. 96 Seiten. Preis geheftet 1 Mark. 


Eine der bekannken Kosmosveröffenklichungen. Flöricke, deſſen Feder eine 
Reihe populärer zoologiſcher Arbeiten entftammen, hat feine offenbar durch länge⸗ 
ren Aufenthalt gewonnene Kennknis von Land und Leuten zu dieſer Schilderung 
Bulgariens und der Bulgaren verwandt. Es iſt anzuerkennen, daß ein recht an- 
ſchauliches und abgerundekes Bild herausgekommen iſt, um fo wertvoller, als der 
Verfaſſer nicht allein perſönliches Erleben und perſönliche Beobachtungen ver- 
arbeitet, ſondern auch die neueſte landeskundliche und anthropologiſche Literatur 
zu Rate gezogen hat. Für den Laien iſt das Büchlein daher ſehr wohl zur allge⸗ 
meinen Orientierung zu empfehlen, wenn auch einzelne Abſchnikte in der Dar- 
ſtellung etwas ungleichmäßig erſcheinen. Die Bilder ſind leider zum großen Teil 
recht ſchlecht. E. G. 


Anzeigen. 

Konrad Haeniſch, Die deuffche Sozialdemokratie in und nach dem Welt- 
krieg. Kriegspolitiſche Einzelſchriften, Heft 6/7. Berlin 1916, C. A. Schwetſchke 
& Sohn. 171 Seiten. Preis 2,50 Mark. | 

Der Verfaſſer will hier einem vorwiegend bürgerlichen Publikum das Ver⸗ 
ſtändnis der jetzt im Schoße der deutſchen Sozialdemokratie ſich abſpielenden 

Kämpfe und Gegenſätze vermitteln. Er ſchilderk zunächſt die äußeren Vorgänge in 

der Partei bei Kriegsausbruch, die Haltung der Partei zu den Kriegsproblemen 

und die verſchiedenen Richtungen, die ſich dabei in der Partei gebildet haben. 
Im zweiten Teil wird das »innere Erlebnis« des einzelnen Sozialdemokraten 

behandelt, insbeſondere das Erwachen des nationalen Denkens und Fühlens, und 

es wird gezeigt, daß auch Laſſalle und Schweitzer, Engels, Wilhelm Liebknecht 

und Bebel national fühlten. Die Stimmenthaltung Liebknechks und Bebels im 
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Jahre 1870 ſei nicht aus ſogenannten prinzipiellen Gründen erfolgt, ſondern weil 
ſie fürchteten, Bismarck wolle nicht ein Groß-Deutſchland herſtellen, ſondern nur 
ein Klein-Deukſchland. Ferner zeigt der Verfaſſer die Quellen der »antiftaatlichen 
Strömung« in der deutſchen Sozialdemokratie auf, aber auch, daß fie heute in- 
folge des Krieges überwunden ſei. Die Internationale habe ſich ſchwächer, der Ka— 
pitalismus ſtärker erwieſen, als wir vorher geglaubt. Der Krieg bedeute eine viel 
größere und kiefergehende Revolution, als es die geweſen wäre, die die Radikalen 
in der Partei vorher anſtrebten. Der Krieg habe bereits eine Reihe unſerer For— 
derungen verwirklicht und uns überhaupk dem Sozialismus viel näher gebracht. 
In Zukunft werde der Klaſſenkampf in milderen Formen geführt werden, die 
Arbeiter würden mehr Verſtändnis für den Staatsgedanken gewinnen, die Sozial- 
demokratie ſich aus einer bloßen Arbeikerparkei in eine Kulkurparkei verwandeln, 
deren Taktik nicht mehr durch Dogmen gebunden iſt. 
In einem Schlußkapitel beſpricht der Autor die Spalkung der Fraktion am 
. März. Ein Anhang enthält eine Bibliographie der ſozialiſtiſchen Kriegs- 
iterafur. | 


Notizen. 


Zur Entwicklung der Elektrizitätsinduftrie in Deulſchland. Nach einem Buche 
von Dr. Rudolf Fiſcher (Erfurt) über »Die Elekkrizitätsverſorgung, ihre volks- 
wirtſchaftliche Bedeutung und ihre Organifafion« (Verlag der Deichertfchen Buch- 
handlung, Leipzig 1916, 129 Seiten, Preis 3 Mark) ſind die folgenden Angaben 
über die Entwicklung der deukſchen Elektrizitätsinduſtrie zuſammengeſtellt.! 

Nach der zu Ende des achtzehnten Jahrhunderts erfolgten Entdeckung der 
Elektrizität als »neuer« Naturkraft blieb das galvaniſche Element lange 
Zeit ihre einzige Erzeugungsquelle. Dieſe Quelle ſpendeke nur ſpärlichen Erkrag 
und war feuer und umſtändlich, ermöglichte aber doch ſchon den Betrieb von Tele- 
graphen und Telephonen. Eine Erweiterung ihrer Verwendungsmöglichkeiken er- 
fuhr die Elektrizität, als Werner Siemens 1867 die Dynamomaſchine er- 
fand. Lange Zeit aber blieb dieſe Erweiterung bloß Theorie. Erſt 1882 gelang es 
Rathenau, mit Dynamos die Glühlampenbeleuchkung durchzuführen. Im 
ſelben Jahre war auf der Münchener Ausſtellung auch ſchon ein durch eine 60 Kilo- 
meter lange Drahtleitung mit einer Dynamomaſchine verbundener Elekkro— 
motor in Betrieb zu ſehen. Das Problem der Verwendung der Elektrizität als 
bewegender Kraft und der Krafkübertragung war alſo ſchon damals kech— 
niſch-praktiſch gelöſt. Wirtſchaftlich brauchbar wurde dieſe Erfindung jedoch erſt 
nach der Einführung des Wechſelſtroms und ſpäker des Drehſtroms und der Strom- 
transformaforen. | N 

1879 entſtand das erſte Fabrikunkernehmen der Schwachſtrominduſtrie zur Her- 
ſtellung von Telegraphen- und Zelephonapparaten uſw. (Siemens). 1883 bezeichnet 
die Gründung der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft den Beginn des Aufſtiegs 

der Starkſtrominduſtrie. 1900 wurden in der deutſchen Elektrizitätsinduſtrie 61 883, 
im Jahre 1911 ſchon 169 123 und 1914 etwa 250000 Arbeiter und Arbeiterinnen 
beſchäftigt. In der Berufsgenoſſenſchaft der Elektrotechnik bekrug die Zunahme 
der Zahl der verficherten Perſonen von 1901 bis 1911 187 Prozent, die Zunahme 
des Lohnbekrags 266 Prozent. (Für die anderen Haupkinduſtrien find die ent- 
ſprechenden Zahlen 43 und 80 Prozent.) Es gab 1912/13 49 Akkiengeſellſchaf—⸗ 
ten mit 527 Millionen Mark Aktienkapital, 72,6 Millionen Mark Reingewinn, 
einer Dividendenſumme von 52,9 Millionen Mark und einer Durchſchnittsdividende 


1 Vergl. hierzu die Notiz »Die Elektrizitätsinduftrie in Deukſchland« von sp. 
(Neue Zeit, Jahrgang 1913/14, 2. Band, S. 271) und die Angaben bei Braun, 
»Elektrizitätsmonopol« (Neue Zeit, Jahrgang 1914/15, 1. Band, S. 583 ff.). 
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von 10%/ Prozent. (42 von den 49 Geſellſchaften verteilten Dividende.) Die geſamte 
jährliche Produktion der Elektroinduſtrie wurde 1913 auf etwa 12 Mil- 
liarden Mark geſchätzt, darunter befanden fih für 75 Millionen Mark Schwad- 
ſtromerzeugniſſe. Von der Geſamkfabrikation wurden 22 Prozent im Werte von 
260 Millionen Mark exportiert, davon für 90 Millionen Mark nach außer- 
europäiſchen Ländern. Die Geſamkausfuhr von elektrotkechniſchen Fabrikaten be- 
trug etwa 3¼ Prozent des gejamten Warenexporks aus Deukſchland. Die Pro- 
duktion von Glühlampen erreichte 97½ Millionen Stück. Zwei Drittel 
davon (61 Millionen Stück) gingen ins Ausland. 

Die Aktiengeſellſchaften für Elekkrizitkätserzeugung ar- 
beiteten 1912 mit einem Aktienkapital von 529 Millionen Mark; fie erzielten 50,3 
Millionen Mark Reingewinn und eine Durchſchnittsdividende von 7'/ Prozent. 
Im Jahre 1891 gab es 30 Elekkrizitätswerke mit 8000 Kilowatt Geſamk⸗ 
leiſtung, 1913 waren 4100 Werke mit einer Geſamtleiſtung von 2,1 Millionen 
Kilowatt vorhanden. Dieſe Werke verbrauchten jährlich für etwa 40 Millionen 
Mark Kohlen und zahlten etwa 48 Millionen Mark an Löhnen. Sie repräſen⸗ 
fierfen einen Werk von etwa 2¾ Milliarden Mark. Die Durchſchnittsleiſtung eines 
Werkes betrug 1895 220 Kilowatt, 1913 512 Kilowatt. Die Spannung in den erſten 
Licht- und Kraftanlagen bekrug zirka 100 Volt; heute find Anlagen im Betrieb 
(zum Beiſpiel das Elektrizitätswerk Lauchhammer), die mit 110 000 Volt arbeiten. 
Zuerſt war die Höchſtleiſtung eines Werkes 300 Kilowatt, heute haben die Ber- 
liner Elektrizitätswerke eine Leiſtung von 193 000 Kilowatt. Die Stromerzeugungs⸗ 
anlagen haben ihren Akkionsradius immer weiter ausgedehnt 
Sie find zunächſt Einzelanlagen geweſen und dann zu Häuſerblockanlagen, Stadt- 
anlagen und ſchließlich Überlandzenkralen forkgeſchritten. Die Überlandzenkrale 
Gröba verjorgt allein 814 Ortſchaften mit Strom. Im ganzen wurden 1896 erſt 8, 
1913 aber ſchon 50 Millionen Einwohner, 1906 nur 2160, 1913 jedoch 17 500 Ort- 
ihaften erfaßt. Die geſamte jährliche Stromabgabe belief ſich 1913 auf über 2 Mil- 
liarden Kilowattftunden, davon entfielen etwa 800 Millionen auf Lichtſtrom und 
1200 Millionen auf Kraftſtrom. 1895 waren Motoren mit 6000 Pferdekräften 
an die beſtehenden Elektrizitätswerke angeſchloſſen, 1913 Motoren mit zuſammen 
1900 000 Pferdekräften. Insgeſamt war 1914 eine Geſamtmokorenleiſtung von etwa 
8 Millionen Pferdekräften zu verzeichnen. 1891 bezogen 450 000 Glühlampen 
den Strom von den vorhandenen Elektrizitätswerken, 1914 dagegen 75 Millionen 
Glühlampen und 1,8 Millionen Bogenlampen. (Demgegenüber beläuft ſich die Zahl 
der im Gebrauch befindlichen Gasglühlichklampen auf etwa 27 und die Zahl der Pefro- 
leumlampen auf 21 Millionen Stück.) Die Geſamtanlagekoſten der Werke betrugen 
auf eine Kilowaktmaſchinenleiſtung berechnet im Durchſchnitt: 1895 3300 Mark, 
1911 nur noch 1650 Mark. Die Erzeugungskoſten für eine nutzbar abgegebene 
Kilowaktſtunde waren im Durchſchnikt: 1900 15° Pfennig, 1912 8½ Pfennig. Die 
mittleren Verkaufspreiſe waren (in Pfennig für die Kilowaktſtunde): 

Für Lichtſtrom Für Kraftſtrom Insgeſamt 
19000 EN AA END 20,9 34 
1e „ oe 14,8 19,5 


Einige große belangen haben ſchon einen Strompreis von 5,8 Pfennig 
für die Kilowaktſtunde. (Und eben bietet die preußiſche Staatseifenbahnverwaltung 
der Provinz Brandenburg einen Skromlieferungsverkrag an, der — nach dem »Ber⸗ 
liner Lokalanzeiger« vom 28. März 1916 — Strompreiſe von 2,05 Pfennig für die 
Kilowattjtunde im erſten und zweiten Lieferungsjahre und gleichzeitig eine jährliche 
Ermäßigung von 0,05 Pfennig bis auf 1,65 Pfennig im ſiebzehnken Lieferungsjahr 
und eine Ermäßigung auf 1,5 Pfennig bei Abnahme von über 240 Millionen Kilo- 
watltſtunden vorſieht.) -etz- 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Vom Marxismus zum Imperialismus. 
Von Spectetor. 
1; 

Bekanntlich leben wir in der Periode des Imperialismus, alſo in der 
Periode des Kampfes um geſchloſſene Wirtjhaftsgebiete, 
» Weltreich e«. Der Kampf, der zwiſchen den führenden Staaten ausge- 
fochten wird, iſt folglich ein Kampf um die Erhalkung oder Erweiterung der 
»Weltreiche«. Trotzdem behaupten die Anwälte des Sozialimperialismus, 
der jetzige Krieg ſei in erſter Linie ein Handels krieg. Man be- 
achte nur den fundamentalen Unkerſchied: auch wir ſagen, die Bourgeoiſie 
führt den Krieg in ihrem Inkereſſe, in erſter Linie handelt es ſich aber um 
»Weltreiche«, die der Induſtrie und dem Handel gewiſſer, ſehr mäch- 
kiger Unkernehmergruppen dienen, keineswegs aber un- 
mittelbar um den Handel und die Induſtrie der kämpfenden Länder 
überhaupt. Die Bourgeoiſie mag die Illuſion hegen: wer keine Kolonien uſw. 
beſitzt, deſſen Induſtrie ſei dem Verfall preisgegeben. In dieſem Sinne führt 
ſie einen Handelskrieg. Wie ſtellt ſich aber ein Marxiſt dieſen Handels- 
krieg vor? Iſt auch er der Anſicht, der Imperialismus liege im Interefje der 
geſamten Induſtrie des Landes? 

Im gewerkichaftlihen »Kriegsbuch« wiederholt jeder von den jechzehn 
Mitarbeitern die ſtereolype Phraſe, vom Ausgang des Krieges hänge das 
Schickſal der Induſtrie des Landes ab, ohne zu erklären, wie, in welcher 
Weiſe der Ausgang des Krieges dieſes beſtimmen und wie er nach dem 
Friedensſchluß die Entwicklung der Induſtrie und des Handels mindern 
könnte. Führende Männer der Geſchäftswelt erklären ſelbſt, daß fie die 
Drohungen mit einem Handelskrieg nicht ernſt nehmen. In der Tak iſt 
Deutichland der zweitgrößte Käufer der Welk. Wer feine Waren nicht 
kaufen will, wird auch auf den Expork nach Deutſchland verzichten müſſen. 
Werden das die ruſſiſchen Agrarier kun? Werden das die engliſchen Fabri— 
kanten kun? Die ſchweizeriſche »Mekallarbeikerzeikung« kritiſierk auch dar— 
um dieſe Kriegsilluſionen deutſcher Gewerkſchafter. 

Auch Genoſſe Renner ſpricht in feinen Artikeln im »Kampf« davon, daß 
der Krieg über das »Schickſal der Induſtrie des Landes« enkſcheide. Er »be- 
ruft« ſich aber dabei nicht auf die Möglichkeiten eines Handelskrieges, jon- 
dern er ſieht die Gefahr in der Bedrohung der Rapitalakkumula- 
tion. Sonderbare Geiſtesverwirrung: Sozialdemokraten haben jegt nichts 
anderes zu kun, als die Geſchäfte der Kapikalakkumulation zu bejorgen; 
darum freien fie für indirekte Steuern oder für eine Politik ein, die eine 
Verlängerung des Krieges zur Folge haben muß; ſie bemerken 
dabei nicht, daß im erſteren Falle die Kapitalakkumulafion ſich nur auf 
Koſten des Lohnes vollziehen würde, daß fie aber im zweiten Falle über- 
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haupt gar nicht zuſtande Käme Renner er von Kriegsentſchädigungen, 
die die Kapikalakkumulakion des Landes erſchweren, und läßt dabei ganz 


außer acht, daß die Fortſetzung des Krieges viel größere Summen koſtet, 
als jemals eine Kriegsenkſchädigung befragen könnte. Was Renner erſt 
im zweiten Kriegsjahr uns vorbringk, haben beiſpielsweiſe die ruſſiſchen 
Sozialpakrioken ſofort nach dem Kriegsausbruch behauptef. Hätte aber Ruß- 


land damals Frieden geſchloſſen, ſo hätte es nie eine ſo ſchwere Laſt auf ſich 


nehmen müſſen, wie ſie ihm der Krieg ſelbſt aufgewälzt hat. 

Vollends iſt es aber heute ſinnlos, noch von Kriegsentſchädigungen zu 
ſprechen. Genoſſe Renner bleibt auch hier ſelbſt hinter einigen bürgerlichen 
Volkswirken zurück, die ſchon längſt eingeſehen haben, daß Kriegsenkſchädi⸗ 
gungen einfach finanziell unmöglich find. Allgemein bekannt iſt es, daß der 
Kredit aller kriegführenden Staaten ſtark erſchüktert, und daß ihr Geld bis 
aufs äußerſte entwertet iſt. Damit beiſpielsweiſe Rußland eine Enkſchädi⸗ 
gung von 10 Milliarden effektiv zahle, müßte es eine neue Schuld von no- 
minell 20 oder mehr Milliarden Rubel auf ſich nehmen. Das würde aber 
eine jo gewaltige Belaſtung und eine fo ſtarke Enkwerkung ſeines Geldes 


bedeuten, daß Rußland direkt zum Staatsbankrott getrieben würde, und 


\ 


daß dadurch feine wirkſchaftlichen Verhältniſſe mindeſtens auf ein Jahrzehnt 


hinaus in einen unheimlichen Zuſtand gebracht wären. Ähnliches fräte auch 
bei faſt allen anderen kriegführenden Staaten ein. 


Nun wird man vielleicht jagen, was gehen die wirtſchaftlichen Verhält- | 


niſſe eines Staates den andern an? Im Zeitalter der Handelskriege war der 
andere Staat in der Tat bloß Konkurrent, deſſen Verſchwinden den Mono- 
polprofit des Siegers nur erhöhen konnte. Heute find aber die wirkſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe der Staaten jo eng miteinander verknüpft, daß die Ver⸗ 
armung eines Landes auch den benachbarten Staat aufs empfindlichſte 


treffen muß. Wenn das Geld Rußlands um 50 bis 60 Prozent im Werke 


ſinkt, hört ſelbſtredend faſt jeder Expork dorkhin auf. Der gewaltige ruſſiſche 
Markt wird eben dann erſt ſicherer und feſter als durch Zollmauern ber- 
metijch abgeſchloſſen. Denn jeder reguläre Verkehr mit einem Lande, deſſen 
Geldweſen ſich in ſolchem Zuſtand befindet und die wildeſten Börſenſpeku⸗ 


lationen zuläßt, iſt beinahe unmöglich. Umgekehrt wird dadurch der ruſſiſche 


Gekreideexport geradezu gefördert, weil das ausländiſche Geld im Inland 


einen hohen Werk erlangt. Was werden dann die deutſchen Agrarier zu 


der ruſſiſchen Konkurrenz ſagen? Dabei wollen wir davon abſehen, daß viele 


Milliarden deuffchen Kapitals in Rußland inveſtierk find, die ſchon infolge 


der Enkwerkung des ruſſiſchen Geldes einfach faſt verloren gehen, daß 


die weitere Kredikgewährung an ruſſiſche Unkernehmungen ebenfalls er- 


ſchwerk wird uſw. 


Wir haben an dem Beiſpiel Rußlands illuſtriert, wie die ſtarke Entwer- 


kung des ruſſiſchen Geldes infolge einer Kriegsenkſchädigung auch die an- 


deren Länder ſchädigen muß. Im allgemeinen darf man aber dasſelbe von 
Oſterreich-Ungarn und den anderen Ländern jagen, nur mit dem Unkerſchied, 
daß ein Induſtrieland, deſſen Geld entwertet iſt, um fo mehr Anſtrengungen 
machen wird, den Weltmarkt für ſeine Fabrikake zu gewinnen; ſeine 


Konkurrenz wird alſo dem Sieger dann erſt recht empfindlich werden. Zeigke 


doch Frankreich nach dem Deukſch-Franzöſiſchen e einen ſehr ſtarken 


Aufſchwung des Fabrikakenexporks. 
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Die Wirkung einer auf viele Jahre verfeilten Kriegsentſchädigung wäre 
eine zwar nicht jo plötzliche, aber um ſo dauernder e Geldenkwerkung im 
beſiegten Lande, und das ökonomiſche Reſulkat wäre vielleicht noch verderb- 
licher. Aus dieſen Gründen hat Bloch in ſeinem Werke über den Krieg 
vorausgeſagt, daß es im zukünftigen Kriege unmöglich fein werde, Kriegs- 
entſchädigungen zu erhalten. Der gleichen Meinung iſt der ehemalige Mini- 
ſterpräſident Ungarns, v. Wekerle, und bekanntlich auch Herr v. Zedlitz, 
die wohl ebenfalls einſehen, daß bei dem jetzigen Stande des zerrütteten 
Stkaatskredits eine neue hohe Laſt in der Form von Kriegsenkſchädigungen 
einfach unerträglich und für beide Seiten höchſt ſchädigend iſt. 

In welcher Hinfiht ſonſt wirkt aber der Ausgang des Krieges auf das 
»Schickſal der Induſtrie des Landes«? 


I 

Schienen dieſe Auslaſſungen Renners im Wärzheft des »Kampf« auf 
den erſten Blick bloße Enkgleiſungen zu fein, jo offenbaren uns die Ver- 
handlungen auf der bekannken Berliner Konferenz vom 9. Januar über 
Mitteleuropa, daß Renners Gedankengänge ſich kakſächlich im Kreiſe der 
imperialiſtiſchen Ideologie bewegen. Wer die Schrift des Profeſſor Ger- 
lo ff, die als 45. Heft der Flugſchriftenſerie »Der Deulſche Krieg« erſchienen 

iſt, geleſen hat, muß über die Ahnlichkeit ſtaunen, welche die Gedanken- 
gänge Renners mit denen Gerloffs aufweiſen. Beide gehen von der Tat- 
ſache aus, daß die Welt aufgeteilt werde, daß Rieſenreiche enkſtünden, und 
daß darum auch die Zentralmächte ſich bemühen müßten, das gleiche zu kun, 
um nicht ins Hinterkreffen zu geraten. Beide ſchlagen auch das gleiche vor: 
eine gemeinſame Zollmauer und eine etwas niedrigere Mauer zwiſchen 
Deutihland und Sſterreich-Ungarn, und beide ſchauen nach dem Balkan 
und Vorderaſien hinüber als auf das zukünftige Betätigungsfeld des Kapi- 
kals der Zentralmächte. 

Marxiſtiſch läßt ſich die Notwendigkeit von »Rieſenreichen« keinesfalls 
beweiſen, wie ſchon Genoſſe K. Kauksky bekonk hat. In der Periode der 
Manufaktur lag die Bildung des nafionalen Marktes und des nationalen 
Staates im Inkereſſe des Kapitals im Gegenſatz zum lokalen Gewerbe, das 
die Konkurrenz der Manufaktur fürchkete. Die Fabrikinduſtrie iſt aber 
längſt nicht nur dem Rahmen des nakionalen Staates, ſondern ſelbſt dem der 
»Rieſenreiche« entkwachſen. Englands Abſatz von Halb- und Ganzfabrikaken 
nach ſeinen Kolonien iſt von 1904 bis 1913 um 75 auf 173,8 Millionen 
Pfund, der Fabrikakenexport nach den fremden Ländern aber um 93,2 auf 
237,5 Willionen Pfund geſtiegen. Für die Karkelle ſind geſicherke Märkte ein 
Kampfmittel im Wettbewerb um den Weltmarkt; je größer das geſchloſſene 
Mirtichaftsgebiet, um jo mächtiger die Gewalt der Kartelle. So beherrſchen 
die Truſts das Wirkſchafksleben der Vereinigten Staaten mehr als irgendwo 
und werden bald die Herrichaft auf dem Weltmarkt an ſich reißen. Die Ver- 
feinerungsinduſtrie aber arbeitet, da fie ſpezialiſiert ſein muß, von Anfang an 
für den Weltmarkt und kann ſich durchaus nicht auf geſchloſſene »Rieſen— 
reiche« beſchränken. Was kann »Mitteleuropa« der deukſchen Elektrizitäts- 


Renners Anfichten über die Zwiſchenzollinie gehen aus feinen Außerungen 
allerdings durchaus nicht klar hervor. Man vergleiche zum Beiſpiel das Berliner 
Referat S. 19 und das Buch »Sſterreichs Erneuerung« S. 134 ff. 
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und chemiſchen Induſtrie bieten? Profeſſor Eulenburg zeigt, daß der Indu⸗ 
ſtrieexpport Deutſchlands nach Sſterreich-Ungarn überhaupt nicht weſenklich 
geſteigert werden könnte. 

Daß von Mitteleuropa jo viel geſprochen wird, iſt überhaupt nicht auf 
das Interefje der Induſtrie zurückzuführen, ſondern, wie Rohrbach und viele 
andere offen zugeben, auf militäriſche und imperialiſtiſche Geſichtspunkke. 
Und da kommen wir auf die Grundfrage des ganzen Problems. Wie werden 
Rieſenreiche gebildet? Renner wie Gerloff überſehen die inneren Trieb- 
kräfte der modernen Entwicklung. Die von ihnen angeführten Beiſpiele be- 
ſagen nur, daß Induftrieftaaten ſtreben, ſich Agrarländer anzu- 
gliedern; aus welchen Gründen, ſoll hier nicht ausgeführt werden. Wo in 
aller Welt kann aber Renner ein Beiſpiel dafür anführen, daß ſich enk⸗ 
wickelte Induftrieftaaten vereinigen? Welchen Zweck verfolgt 
man mit der Bildung geſchloſſener Rieſenreiche? Doch den, der Induſtrie des 
Mutterlandes AUbjagmärkte zu verſchaffen, während die Kolonien Agrar- 
länder bleiben ſollen. Welchen Zweck kann aber die Vereinigung zweier 
Induſtrieſtaaken haben? Soll ſich die deukſche Induſtrie auf Koſten der öſter⸗ 
reichiſchen ausdehnen? Offenbar wünſchen dies die öſterreichiſchen Indu⸗ 
ſtriellen nicht, auch unſere öſterreichiſchen Genoſſen nicht, wie die ungariſchen 
Genoſſen nicht zugunſten »Mitteleuropas« die induſtrielle Entwicklung 
Ungarns opfern wollen. Darum ſchlägt man eben Zwiſchenzollinien 
vor, die doch nur dazu dienen ſollen, um ſowohl die öſterreichiſche wie die 
deutſche und eventuell auch die ungariſche Induſtrie zu »ſchützen«. Da Sſter⸗ 
reich-Ungarn ſchon heute nur Spezialarkikel, die in Deutſchland gar nicht 
fabriziert werden, in anderen Ländern kauft und die eigenen Fabrikate 
eher nach anderen Ländern als nach Deuktſchland ausführt, obgleich 
Deukſchland niedrigere Zölle hat als Sſterreich-Ungarn, jo ſehe ich abſolut 
nicht ein, wie auf der vorgeſchlagenen Baſis von Zwiſchenzöllen — und an 
eine andere denkt keine maßgebende Perſon in beiden Ländern — die wirk- 
ſchafkliche »Annäherung« vor ſich gehen wird. Umgekehrt muß der wirt- 
ſchafkliche Gegenſatz je länger um jo kräftiger werden, wie dies zwiſchen 
den Induſtriellen wirtſchaftlich völlig ſelbſtändiger Staaten der Fall iſt. Hätte 
Oſterreich-Ungarn eine ebenſo hochqualifizierte Induſtrie wie Deutſchland, 
oder wären die Zwiſchenzollmauern völlig niedergeriſſen, jo würde wahr⸗ 
ſcheinlich nach einiger Zeit ein Differenzierungsprozeß einfrefen. Die Indu⸗ 
ſtrie beider Länder würde Spezialfabrikate herſtellen, und jo würden 
ſie einander ergänzen. Durch die Zwiſchenzollinie wird die Spezialiſierung 
aber aufgehalten und jo ſicher nicht die Annäherung, ſondern allein der wirt⸗ 
ſchafkliche Kampf vorbereitet. 

Wie Renner die Tendenzen der Enkwicklung nicht kennt, die zur Bildung 
von »Rieſenreichen« führen, jo überſieht er auch das Weſenkliche in der 
Frage der Meiſtbegünſtigung. Er meink: die anderen haben die Formel 
durchbrochen, wir müßten es ebenfalls kun. Nun darf ſich ein Agrarland 
noch erlauben, die allgemeine Formel des modernen Wirkſchafksverkehrs 
zu mißachken, keinesfalls aber ein Induſtrieland. Kanada konnke den 
Wirkſchaftskrieg mit Deutſchland leicht erfragen, nicht aber Deutſchland, das 
darunter ſchon jo ſtark litt, daß es gegen die Bevorzugung Englands durch 
ſeine anderen Kolonien ſpäker nicht mehr prokeſtierte. Agrarerzeugniſſe 
find eben heute ein ſehr begehrker Artikel, und fie verſchaffen ſich raſch überall 
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Abſaß. Der Expork von Induſtriewaren kann unter Umſtänden ſchon bei 
einer geringen Bevorzugung des Konkurrenten leiden. Warum hat Bis- 
marck ſeinerzeit im Verkrag mit Frankreich die Meiſtbegünſtigungsklauſel 
nur auf beſtimmte Induſtrieländer ausgedehnk? Weil eben die Handels— 
beziehungen der Agrarländer unkereinander oder die zwiſchen einem Indu— 
ſtrie- und einem Agrarland die wirtſchaftlichen Intereſſen der Induſtrie— 
länder wenig oder faſt gar nicht berühren. Wenn aber die Induſtrieländer 
die Meiſtbegünſtigung aufgeben jollten, fo wird dies zu ewigen Reibungen, 
wenn nicht gar zu Handelskriegen führen. 

Richtig iſt, daß durch weitgehende Spezialiſierung des Tarifs die 
Meiſtbegünſtigung faktiſch vielfach umgangen wird. Allein dieſe Spezialifie- 
rung läßt ſich nur bei beftimmten Gegenſtänden ſehr weit kreiben. Wichtiger 
iſt es, daß fie nur gegen Staaten ein Mittel iſt, die ebenfalls eine ausge- 


ſprochen ſpezialiſierke Induſtrie, wie Frankreich und zum Teil England, be- 


ſitzen. Umgekehrt hat Deutſchland mit ſeiner vieljeitigen Induſtrie von der 
Meiſtbegünſtigung ſicher Nutzen gezogen. Die deukſche Verfeinerungsindu— 
ſtrie wird ſich es darum wohl ſehr, ſehr überlegen, ehe fie ſich für die »Durch- 


löcherung« der Meiſtbegünſtigungsformel enkſcheidet. 


Aus der Takſache, daß dieſe Formel durch Spezialiſation der einzelnen 


Tarifpoſten umgangen werden kann, folgk nur, daß es zwecklos iſt, die Meiſt— 
begünſtigung irgendeinem Lande aufzuzwingen, da es ihr doch die fakkiſche 


Bedeukung nehmen kann. Mit dem Friedensverkrag dürfen darum keine 
Handelsfragen verknüpft ſein. Die gekroffenen Abmachungen würden doch 


nur von kurzer Dauer ſein, wie dies ja einſichtige Volkswirte bereits be- 


merkten. Wirtſchaftliche Verhälkniſſe der Staaten müſſen auf Gegenfeitig- 
keit beruhen, keineswegs auf Zwang; dürfen auch nicht ein für allemal feit- 
gelegt werden, da ſich die wirtſchaftlichen Beziehungen raſch ändern. Wenn 
die einmal gefaßte Form ihnen zu eng wird, führt das Feſthalten an ihr nur 


zur Entfremdung, zum Kampf. Wer wird beſtreiten, daß die erzwungene 


Meiſtbegünſtigungsklauſel des Frankfurker Verkrags zu der verkehrten 
Zollpolitik und Technik in Frankreich geführt und den Haß gegen Deutich- 
land genährt hat? Gerade dieſes Beiſpiel zeigt, wie gefährlich es iſt, nicht 
nur einem Staake gewiſſe Verkehrsformen aufzuzwingen, ſondern ſolche 
überhaupt für eine lange Zeit im voraus beſtimmen zu wollen. 

Es liegt alſo abſolut kein Grund vor, ſich von den anderen »Rieſen— 


reichen « blenden zu laſſen. Mit gleichen Argumenten kommen ja die Impe- 


rialiſten und fordern den Erwerb von Kolonien. Schon Müller-Holm 
antwortet ihnen darauf: »Sie jagen, Deukſchland dürfe hinter den anderen 
nicht zurückſtehen. Wenn andere Kolonien haben, müſſe Deutſchland auch 
welche haben. Doch das iſt ein Grund für Knaben, nicht für 
ernſte Männer. Weil andere einen verkehrten Weg eingeſchlagen 
haben, müſſen wir ihnen nachfolgen?« Deutkſchlands Induſtrie hat einen glän- 
zenden Aufſchwung genommen, froßdem oder richtiger eben gerade dar- 
u m, weil es kein »Rieſenreich« ift und keinen geſicherken Markt in Kolonien 
beſit. Mögen die anderen ſich »Rieſenreiche« ſchaffen; wird Deutſchland 


eine wahre Kulturpolitik im Innern kreiben, ſo wird es die Kolonialreiche 


durch ſeine Induſtrie und ſeinen Handel weit überflügeln. 
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Zur zweiten Zimmerwalder Konferenz. 
Von Ernſt Meyer. 


Die erſte Zimmerwalder Konferenz vom Sep vorigen Jahres 
hat dazu beigetragen, im Proletariat aller Länder das Gefühl der internafio- 
nalen Solidarität zu ſtärken. In Frankreich haben Merrheim und Bour- 
deron und das von ihnen gegründete ſozialiſtiſche Akkionskomitee das erſte 
Zimmerwalder Manifeſt in großen Auflagen verbreitet, und die zwiſchen 
der franzöſiſchen und der deutſchen Delegation gemeinſam abgefaßte Erklä- 
rung wurde für Frankreich ein wirkſames Symbol der in beiden Bevölke- 
rungen gleichmäßig verfrefenen Stimmung. In Italien hat ſich nicht nur die 
ſozialiſtiſche Parlamentsfraktion zu Zimmerwald bekannt; ſelbſt in den 
kommunalen Magiftraten wurde das Wanifeſt beſprochen und in einzelnen 
Fällen ſogar als Beſchluß zu Protokoll gegeben. In Rußland und, wenn 
wir nicht irren, auch in England hat die ſozialiſtiſche Parlamentsfraktion 
angeſichts des Frohlockens der Bürgerlichen über den Zuſammenbruch der 
Internationale ebenfalls auf den Zuſammenſchluß in Zimmerwald verwieſen. 
Nur in Deukſchland find die unmittelbaren Wirkungen geringer geweſen; 
ſo iſt eine direkte Zuſtimmungserklärung im Reichs- und Landtag bisher 
nicht erfolgt. Aber miktelbar hat auch bei uns die Takſache der Zimmerwalder 
GR anregend gewirkt. 

Die erſte Zimmerwalder Konferenz erfüllte zunächſt nur die Aufgabe, 
vor aller Welt zu beweiſen, daß die auf dem Boden der »Oppofition« jtehen- 
den Sozialiſten aller Länder ſich, im Gegenja zu den Burgfrieden⸗ 
Sozialiſten, auch im Kriege zuſammenfinden können. Die brüderliche Aus- 
ſprache, das Manifeſt und die gemeinſame Erklärung der franzöſiſchen und 
deutſchen Delegation lieferten dafür den ſchlüſſigen Beweis. Die in Zim- 
merwald geſchaffene »Internaftionale Sozialiſtiſche Kom- 
miſſion« (J. S. K.) zu Bern erhielt die Aufgabe, die Beziehungen zwi⸗ 
ſchen den mit der Zimmerwalder Arbeit einverſtandenen Parteien aufrecht 
zuerhalten und zu feſtigen. Es iſt bekannt, daß inzwiſchen efwa 17 Parteien 
und 12 Gruppen (lokale Organiſationen, Gewerkſchaftsverbände, Minder- 
heitsgruppen uſw.) ihre Zuſtimmung zur Zimmerwalder Aktion erkeilt 
haben. Ein von der J. S. K. herausgegebenes »Bullekin« gibt laufend 
von den ſeit der erſten Konferenz erzielten Forkſchritten in den einzelnen 
Ländern Kunde. Der weiteren Feſtigung der Beziehungen ſollte die zweite 
internationale ſozialiſtiſche Zimmerwalder Konferenz dienen, die Ende April 
ſtakkfand. Aus äußeren Gründen (meiſt Paßſchwierigkeiten) waren eine 
große Zahl von Delegierten vieler Länder verhindert, an den Berakungen 
keilzunehmen. So blieben bedauerlicherweiſe unverkreken die Unabhängige 
Arbeiterpartei Englands, die Britiſche Sozialiſtiſche Parkei, die Minderheit 
Oſterreichs. Aus Frankreich waren für die von der franzöſiſchen Regierung 
zurückgehaltenen Genoſſen Merrheim und Bourderon die drei De⸗ 
putierten Blanc, Raffin - Dugens und Brizon erſchienen. i 

Die Anweſenheit der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Abgeordneten führte, 
wie leicht verſtändlich, zu einer ausgiebigen Debatte über die franzöſiſche 
Minderheit, das heißt vornehmlich über die Auffaſſungen und Motive der 
parlamenkariſchen Minderheit. Innerhalb der franzöſiſchen Parla- 
mentsfraktion haben bekannklich einige dreißig Abgeordnete mehrfach 
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gegen die Kriegskredife geftimmt, ohne im Plenum diejelbe Haltung ein- 
zunehmen. Die Begründung, die dafür in der Konferenz gegeben wurde 
(nämlich Rükfiht auf die militäriihe Situafion, die Einheit der Partei 
uſw.) glich aufs Haar der, die wir aus Deutſchland zur Genüge kennen und 
die ja heute noch bei uns für die Minderheit innerhalb der alten Fraktion 
maßgebend iſt. Die Ausſprache ließ die Hoffnung zu, daß die franzöſiſchen 
Genoſſen in Zukunft die Rückwirkung ihrer Haltung auf die Infernafio- 
nale mehr in Betracht ziehen werden als bisher. In dem von einem der 
franzöſiſchen Deputierten entworfenen Manifeſt werden in der endgül- 
tigen Faſſung gerade an die ſozialiſtiſchen Parlamentarier ſehr beſtimmke 
Forderungen (auch in bezug auf die Kreditabſtimmung) erhoben, auf deren 
Erfüllung durch die franzöſiſchen Teilnehmer der Konferenz man nun wohl 
rechnen kann. 

Die Verkreker der Minderheit aus Deutſchland erſchienen infolge der 
Vorgänge in Deutſchland in zwei verſchiedene Gruppen getrennt. Schon 
auf der erſten Zimmerwalder Konferenz war die Meinungsverſchiedenheit 
innerhalb der deutſchen Oppoſition zukage gekreken. Jetzt zeigte fie ſich deut— 
lich bei der Behandlung faſt aller berührken Fragen, ſo bei der Frage der 
Beziehungen zum Haager Bureau, der ſtrikken Forderung der Ablehnung 
von Kriegskrediten und ob die Bewilligung von Kriegsſteuern für eine ſo— 
zialiſtiſche Partei zuläſſig iſt. 

Die verſchiedenarkige Zuſammenſetzung (offizielle Parteien, Lokalorga— 
niſationen, Minderheiksgruppen) der Konferenz, auf der einige wichtige 
Parteien überhaupt nicht vertreken ſein konnten, erſchwerke nakurgemäß 
die Arbeiten der Konferenz, die auch ſachlich vor viel ſchwierigeren Auf— 
gaben ſtand als die erſte Zimmerwalder Zuſammenkunfk. Damals handelte 
es ſich im weſenklichen darum, nach außen zu dokumenkieren, daß der inker— 
nationale Zuſammenhang der Arbeiterſchaft auch im Kriege nicht zerriſſen 
werden kann, ſofern die Arbeiter ihre ſpezifiſch prolekariſchen, die ſozialiſti— 
ſchen Inkereſſen voranſtellen. Eine bloße Wiederholung dieſer Mani— 
feſtation hätte die Veranſtalkung einer neuen Konferenz nicht völlig gerecht— 
fertigt. Sie mußte verſuchen, weitere Aufgaben zu löſen; und die Entwick- 
lung jeit September vorigen Jahres hat ja alle Parkeien vor neue Fragen 
geſtellt. In allen Parteien gärk es. Nicht nur in Deukſchland iſt es zu leb— 
haften Auseinanderſezungen zwiſchen »Mehrheit« und »Minderheit« und 
innerhalb der »Minderheif« gekommen. In Schweden hat die von dem 
»Jugendverband« in Skandinavien (der keineswegs nur Jugendliche um- 
faßt, ſondern eine beſondere Organiſation neben und in der Partei darſtellt) 
empfohlene Politik zu einer heftigen Kriſe der ganzen ſchwediſchen Partei 
geführt, und auch dort erfolgte eine Spaltung der Fraktion. In Holland iſt 
durch den Krieg die Auseinanderſetzung zwiſchen der großen Parkei und 
den Minderheitsgruppen in ein neues Stadium getreken. In der Britiſchen 
Sozialiſtiſchen Partei gab es ebenfalls innere Kämpfe, die durch den Aus- 
tritt Hyndmans vorläufig abgeſchloſſen find. Das Organiſationskomitee 
Rußlands, deſſen parlamenkariſche Vertretung (Dumafrakkion) und deſſen 
auswärtiges Sekretariak den inkernakionaliſtiſchen Standpunkt verkreken, iſt 
in Rußland ſelbſt jo wenig einheitlich, daß viele feiner Anhänger die Spal- 
kung als unvermeidlich anſehen. Kurz, in allen Ländern iſt nicht nur die 
Stellung der Sozialiſten zum Kriege überhaupk eine verſchiedene; auch in 
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den »Oppoſitions«gruppen oder -parfeien werden die im Kriege zu löſenden 


Fragen nicht überall einheitlich beankworkek. Über dieſe Tatjache hilft kein 
Klagen und keine noch jo ehrlich gemeinte Ermahnung zur Einigkeit hin- 
weg. Sie iſt vielmehr aus der kiefen Kriſe heraus, in die der Weltkrieg den 
Sozialismus geſtürzt hat, zu erklären. So verſtändlich es iſt, daß die Mehr- 
heit dieſe Meinungsdifferenzen für ſich auszuſchlachken ſucht, jo wenig laſſen 
ſie ſich durch das bloße Zureden, die Auskragung dieſer Differenzen zu 
unkerlaſſen, aus der Welt jchaffen. 

Die Debatten auf der Konferenz zeigten, daß infolge der regeren Be- 


kätigung der Zimmerwald angeſchloſſenen Parkeien im Sinne des Stutt- 
garter Beſchluſſes eine Annäherung in den Auffaſſungen über Taktik und 


Theorie ſtatkkgefunden hak. Fragen, deren Erörterung noch im September 
vorigen Jahres wahrſcheinlich zur Sprengung der erſten Konferenz geführt 
haben würde, fanden diesmal eine Löſung, die noch keine völlige Einheit— 
lichkeit darſtellte, aber doch für eine nicht zu weite Zukunft erhoffen ließ. 
Die Erfahrungen, die bei der politiſchen Bekätigung im Gegenſatz zu den 
Regierungen, bürgerlichen Parkeien und ſozialiſtiſchen »Mehrheiten« ge- 


\ 


‚macht worden find, haben überraſchend ſchnell in dieſer Richtung gewirkt. 


Der Haupfkeil der Verhandlungen wurde von den Debatten über die 


Skellung des ProletariatsS zu den Friedensfragen ein- 
genommen. Es iſt aus den bekannken Gründen unmöglich, hier auf den 
ganzen Komplex der Fragen einzugehen. ö 
Die Theſen berühren einige der ſchwierigſten Fragen in der politiſchen 
Theorie und Praxis der Arbeiterklaſſe. Man würde ihnen unrecht kun, 
wenn man fie als eine vollkommene kheorekiſche Löſung anſehen und be— 
urteilen wollte. Das können und wollen ſie nicht fein. Denn dann häkte, um 
nur eines herauszugreifen, zum Beiſpiel eine eingehendere Würdigung oder 
Kritik der pazifiſtiſchen Loſungen als Kampfesmittel gegeben werden müſſen. 
Das iſt aber in den Theſen nur mit der Forderung der Demokrafifierung 
der äußeren Politik angedeutet. Es heißt darüber: »Dieſe Konkrolle (der 
auswärtigen Politik) kann nur eine Waffe des Prolekariaks im Kampfe 
gegen den Imperialismus, in keiner Weiſe aber ein Mittel zur Umge- 
ſtalkung der Diplomatie in ein Inſtrumenk des Friedens jein.« 
Von großer prakkiſcher Bedeutung für die internationalen Beziehungen 
der ſozialiſtiſchen Parteien wird wahrſcheinlich der Beſchluß über das Ver- 
halten des Internationalen Sozialiſtiſchen Bureaus zu Haag 
(J. S. B.) werden. Dieſe Refolufion enthält eine ſcharfe Kritik des Erekufiv- 
komikees des J. S. B., empfiehlt den Zimmerwald angeſchloſſenen Organi- 
ſationen, »die Handlungen des Exekukivkomikees des J. S. B. mit der größ- 
ten Aufmerkjamkeit zu verfolgen« und bei einer Beteiligung an Veranſtal⸗ 


kungen des J. S. B. dort den Standpunkt der inkernakionaliſtiſchen Oppo- 


fition rückſichtslos zu verkreken. Bei der offenbar im Haag bei Vandervelde 
und Huysmans herrſchenden Empfindlichkeit können aus dieſem Beſchluß 
ſehr leicht Spannungen und Reibungen enkſtehen, durch die die gegenwär⸗ 
lige Kriſe der ganzen Internationale noch deuklicher zufage treten würde. 
Um peſſimiſtiſchen Gedanken enkgegenzukreken, hat die Konferenz in dem 
gleichen Beſchluß ihrer überzeugung Ausdruck gegeben, daß »die Inter- 
nationale in dem Maße als wirkliche politiſche Macht aus dem Zuſammen⸗ 
bruch neu erſtehen wird, als das Prolefariat ſich von den imperialiſtiſchen 
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Einflüſſen freimachen und den Weg des Klaſſenkampfes ... wieder 
betreten wird«. In der Tak iſt die Internationale ja nicht eine Frage von 
Perſonen und Inſtanzen, ſondern der ſelbſtändigen Bekätigung und des 
internationalen Bewußtſeins der breiten Arbeiterfchichten aller Länder. 
Auch die zweite Zimmerwalder Konferenz wird nur injfoweit Bedeutung 
für die Zukunft haben, als ihre Beſchlüſſe und Beratungen der Ausdruck 
des katſächlichen Standes der ſozialiſtiſchen Bewegung in den einzelnen 
Ländern waren. 

Die Konferenz hat ſich ſchließlich wiederum in einem allgemein gehal— 
kenen Manißfeſt an die Bevölkerung der kriegführenden und neutralen 
Staaten gewandt, um alle Elemente zur ſozialiſtiſchen Betätigung aufzu- 
rufen und zu ſammeln. Auch über ſeinen Werk wird die Wirkung enk— 
ſcheiden, die es auszulöſen imſtande ſein wird. 


—————ůͤ— 


Das Jubiläum der Buchdrucker. 
Von Adolf Braun. 


15 

Zwei Zeitpunkke find in der Geſchichte der Gewerkſchafksbewegung 
Deutichlands als Ausgangspunkte ihrer Entwicklung von höchſter Wichkig— 
keit geweſen: das Jahr 1868 und das Jahr, das der Aufhebung des Sozia— 
liſtengeſetzes gefolgt iſt. In den lezten Monaten feierten eine Reihe deukſcher 
Gewerkſchaften die Vollendung eines Vierkeljahrhunderts ihrer Wirkſam- 
keit. Dieſes Zuſammentreffen in durchaus verſchiedenen Berufen, zum Bei- 
ſpiel denen der Lithographen und Texkilarbeiter, iſt auf die Aufhebung des 
Ausnahmerechts, des Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen 
der Sozialdemokratie zurückzuführen. Von da ab bis in unſere Tage haften 
die deutſchen Gewerkſchaften kroß aller Verſuche, fie auf Grund des gemei— 
nen Rechtes zu bekämpfen und das Koalitionsrecht, jo vor allem durch die 
Zuchthausvorlage, zu beſchränken, eine ununkerbrochene Entwicklung. Nur 
ganz wenige Gewerkſchaften, unter denen die hervorragendſte die der Buch- 
drucker iſt, haben eine auch vom Sozialiſtengeſez nicht unterbrochene, wenn 
auch vielfach geſtörke und in Frage geſtellte Geſchichke. Legt man nicht auf 
die Form der Organiſakion, ſondern bloß auf die Tatſache, daß Arbeiter 
des gleichen Berufs zur Erringung beſſerer Lohn- und Arbeitsbedingungen 
zuſammenſtanden, das Gewicht, jo wird die deutſche Arbeiterklaſſe nach 
zwei Jahren gar viele gewerkſchaftliche Jubiläen in Erinnerung fünfzig- 
jähriger, wenn auch nicht ununkerbrochener Wirkſamkeit feiern können. 
Erinnern wir uns, daß wir kurz vor Beginn des Krieges auf ein halbes 
Jahrhundert Parkeigeſchichte zurückgeſehen haben, jo wird uns ins Bewußt— 
ſein gerufen, daß die Parkei älker iſt als die Gewerkſchaften innerhalb der 
deutſchen Arbeiterbewegung. Daß dieſe Takſache neben der ſtarken Unter- 
brechung der Gewerkſchaftsbewegung durch das Sozialiſtengeſezz ſehr viele 
Aufklärung über die Stellung von Parkei und Gewerkſchaften in früheren 
Jahrzehnten gewährt, iſt ſchon des öfteren hervorgehoben worden. 
Sind die Jahre 1868 und 1891 für die Entwicklung der Gewernkſchafts- 
bewegung in Deutſchland von beſonders hoher Bedeutung geweſen, jo haben 
eine Reihe von Gewerkſchaften auch über das Jahr 1868 zurück ihre Ge- 
ſchichte zu verfolgen. Freilich iſt es heute oft nicht leicht, feſtzuſtellen, Fi die 
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Vereine, die uns aus der Zeit vor 1868 oft nur dem Namen nach überliefert 
find, Ausläufer der alten Geſellenbewegung oder erſte Anſätze einer mo- 
dernen Gewerkſchaftsbewegung geweſen ſind. Oft gehören ſie auch wie die 
alten Vereine der »franzöſiſchen Handſchuhmacher« in Magdeburg und in 
anderen Orten keiner dieſer beiden Gruppen an. Aus den 1860er Jahren 
werden. uns nicht wenige Streiks gemeldet, von denen einzelne in Be⸗ 
ziehungen mit lokalen Vereinen ſtanden. Zwei große Zenkralverbände, die 
beide ihrem eigentlichen Weſen nach mit den urſprünglich zünftigen Ge- 
werben weniger gemein haben als die alten Handwerke der Schloſſer oder 
Maurer, laſſen ſich weit hinter das Jahr 1868 zurückverfolgen, die Buch- 
drucker und die Tabakarbeiter. Um die Mitte der 1860er Jahre find die 
Wurzeln der gegenwärtigen Organiſakion zu finden, beide Organijationen 
aber haben, freilich ohne ſichkbare Verbindung mit den Ausgangspunkten 
1865 und 1866, ein ruhmreiches Blatt ihrer Geſchichte im Jahre 1848. Aber 
ſelbſt hinter dieſes Jahr, in dem zahlreiche Schranken gefallen ſind und 
noch mehr zu fallen ſchienen, was einen ſtarken Ankrieb zur Drganijation 
auslöſte, laſſen ſich ſowohl die Organifationen der Buchdrucker wie der 
Tabaharbeiter weit zurückverfolgen. Die der Buchdrucker hatte den eigen 
artigen Namen des Poſtulaks. 

Die Geſchichte der Buchdrucker hätte auf die Wirkſchaftshiſtoriker einen 
ſtärkeren Anreiz ausüben ſollen. Wir wiſſen, wann dieſes Gewerbe ent- 
ſtanden iſt, und wir kennen ziemlich genau ſeine ganze kechniſche Enkwick⸗ 
lung. Wir haben da nicht wie bei anderen Gewerben mit einer dunklen, 
kaum jemals aufzuhellenden Vergangenheit zu rechnen, die weit länger 
ſein dürfte als die Zeit, für die uns geſchichtliche Ereigniſſe überliefert wur- 
den. Die Erfindung der Buchdruckerkunſt, dieſe revolufionärffe aller Er- 
findungen, iſt zeitlich ziemlich klar feſtgeſtellt, und für jedes Jahr ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit haben wir Zeugniſſe ihrer Produktion. Wir wiſſen auch, daß die 
Buchdruckergeſellen bald mit hohem Selbſtbewußtſein ihre ſoziale Stellung 
vertreten und hier und da uns heute etwas eigenartig erſcheinende Anſprüche 
geſtellt haben. Wir wiſſen auch, daß es an mancherlei Orken, zum Beiſpiel 
in Lyon im ſechzehnken Jahrhundert, ſelbſt blutige Auseinanderſetzungen 
zwiſchen den Buchdruckern und den Behörden gegeben hat und daß beſon⸗ 
dere Geſetze nicht nur unter dem Gefichtspunkf der Zenſur, ſondern auch 
in bezug auf die Stellung der Geſellen im Buchdruckergewerbe gegeben 
wurden. Aber krotzdem iſt uns im allgemeinen wenig bekannt über die ſoziale 
Geſchichte im deutſchen Buchdruckergewerbe. Das Techniſche, Künſtleriſche, 
Geſchäfkliche, auch das Sprachliche iſt viel ſtärker bearbeitet worden als 
das Soziale. Für Öfterreich hat der verſtorbene Genoſſe Höger hier wichtige 
Arbeit geleijtet. Für das in dieſen Tagen ſtakkfindende fünfzigjährige Jubi- 
läum der deutſchen Buchdruckergehilfenorganiſakion iſt die Herausgabe eines 
erſten Bandes einer zweibändigen Geſchichte angekündigt. Wir müſſen uns 
vorbehalten, dieſes Werk nach ſeinem Erſcheinen zu beſprechen, wir be- 
gnügen uns heute, in einigen großen Zügen die Geſchichte der zwar an Mit⸗ 
gliederzahl nicht ſtärkſten Gewerkſchaft, aber an Einfluß ſehr bedeutſamen 
Buchdruckerorganiſation unter einigen charakkeriſtiſchen Geſichkspunkten zu 
beleuchten. 

Schon vor 70 Jahren (1846) gab es in Hannover einen Leſeverein der 

Buchdrucker in Hannover, ähnliche neukrale Vereine in anderen Orken, in 
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Mittweida in Sachſen erſchien von 1846 bis 1848 (Gründung des Gufen- 
berg) das Wochenblatt »Typographia«, Organ für Buchdrucker, Schrift— 
gießer, Xylographen. 
Ein beſonderes Ruhmesblakt der Buchdruckergehilfen find ihre orga- 
niſatoriſchen Beſtrebungen im Jahre 1848. Bald nach den 
Märztagen haben die Buchdrucker ihre Berufsinkereſſen beſprochen, Kon- 
greſſe einberufen, Forderungen aufgeſtellt, den Deutſchen Nationalbuch— 
druckerverein gegründet, ein Programm für die gewerkſchafkliche Aktion 
beſchloſſen, das eines der bemerkenswerkeſten Aktenſtücke für die Geſchichte 
der geſamten Arbeiterbewegung in Deutſchland iſt. Es eilt der Zeit gewaltig 
voraus, und es rechnete doch mit allen tatjächlich vorhandenen, wenn auch 
noch nicht zur Reife gediehenen Verhältniſſen und mit der ganzen Entwick- 
lung. Was die Gewernkſchaften heute hinſichtlich der Regelung des Arbeits- 
verhältniſſes mit gewerkſchaftlichen Kampfmitteln erſtreben, iſt in dieſem 
68 Jahre alten Programm mit einer mich immer wieder von neuem in Er- 
ſtaunen ſetzenden Klarheit dargeſtellt. Freilich fehlte es den Buchdruckern 
des Jahres 1848 an den gewerkſchaftlichen Erfahrungen, an der finanziellen 
Kraft zur Führung der Kämpfe, an dem Abwägen der Vorausſetzungen 
eines Erfolges und der Machtverhälktniſſe der Unternehmer, der wirtſchaft— 
lichen Bedingungen und Kräfte innerhalb der Arbeiterfchaft und beim Unter- 
nehmerkum, wie an der Überſicht über den Bedarf an Druckerzeugniſſen, 
um das Erreichbare vom Unerreichbaren unkerſcheiden zu können. So haben 
die Buchdrucker im Jahre 1848 eine Reihe unglücklicher, aber vom Skand— 
punkt der Gewerkſchafksgeſchichte überaus wichtiger Kämpfe geführt. 
Stephan Born, Spiegel, Fröhlich und der im Gefängnis geſtorbene Franz 
Goerlitz waren die bekannkeſten Buchdrucker. 

Die Unternehmer erhielten bald Hilfe, ja Sicherung gegen weitere An- 
griffe der Arbeiterorganiſakion, die Reaktion, die bald Herrin der zerfah- 
tenen revolutionären Beſtrebungen wurde, wandte ſich ebenſo energiſch 
gegen die wirkſchaftlichen wie gegen die politiſchen Organiſakionen der Ar— 
beiter. Mit außerordenklicher Zähigkeit ſuchten aber die Buchdrucker jede 
Stelle zu verkeidigen, in der ſich ihre Organiſation feſtgeſezt hatte. Und 
ſelbſt als alle ihre Vereine, auch die unter dem harmloſeſten Namen, zer- 
ſtört waren, Hausſuchungen, Beſchlagnahmen, Gefängnisſtrafen und Aus- 
weiſungen jeden Trieb zur Organifation erſticken ſollten, ließen fie noch ihr 
Fachblatt unter den allergrößten Schwierigkeiten bis Ende 1852 erſcheinen, 
bis dieſer »Gutkenberg« in Trebnitz in Schleſien enden mußte. Die gegen den 
»Gutenberg« gegründeten »Mitteilungen für Buchdrucker und Schrift— 
gießer« erſchienen unregelmäßig, zuletzt im April 1857. Die Jahre der Reak- 
tion ließen eine Organiſakion der Buchdrucker nicht aufkommen. Erſt als 
der Kapitalismus die Niederwerfung der gewerbepolitiſchen Schranken 
ſeiner freien Entfaltung durchſetzte, als 1859 die Gewerbeordnung in Öfter- 
reich dem wirtſchaftlichen Liberalismus im Gebiet des Deukſchen Bundes 
freie Bahn ſchuf, konnte man an die Möglichkeit denken, daß auch die zahl- 
reichen, aus der Zeit des Konzeſſionszeikalters überkommenen, von Orkloff 
im Corpus juris opifieiarii aufgezeichneten Beſchränkungen der Arbeiter- 
bewegung wegfallen würden. Das geſchah zuerſt in dem induſtriellſten Teile 
des Deutſchen Bundes, im Königreich Sachſen, in deſſen Gewerbeordnung 
die alten Koalitionsrechksverboke nicht mehr aufgenommen wurden. Es ent- 
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ſtanden Fortbildungsvereine und Unterſtützungsvereine, ſo in Berlin, Halle, 
Weimar uſw. Vor allem ſproßte im Königreich Sachſen ſowohl die poli- 
kiſche wie die gewerkſchafkliche Arbeiterbewegung empor. 

Die kommende Befreiung von den Feſſeln der Koalitionsverbote wird 
gar nicht abgewartet, Anfang 1862 bildet ſich in Leipzig der Fortbildungs- 
verein der Buchdrucker, und am 1. Januar 1863 beginnt der »Correſpondent, 
Wochenſchrift für Deukſchlands Buchdrucker und Schrifkgießer« zu erſchei⸗ 
nen. Mit dieſem Blatt iſt die Geſchichte des Verbandes aufs engſte verknüpft. 
Heute erſcheint es dreimal in der Woche, während es ſonſt kein Gewerk- 
ſchaftsblakt in deutſcher Sprache gibt, das öfter als einmal in der Woche er- 
ſcheint. Ich glaube, daß auch außerhalb Deukſchlands kein Gewerkſchafts⸗ 
blatt beſteht, das dreimal wöchenklich erſcheint und das in ſo ſtrenger 
Weiſe die Grenzen des gewerkſchafklichen Charakters einhält, überaus ſelten 
über dieſe hinaus ins Polikiſche oder ins Fachtechniſche eingreift. In der 
erſten Zeit war es möglich, daß ein Redakteur des »Correſpondenk« in die 
»Zeitſchrift für Deukſchlands Buchdrucker« überkrat, ohne daß hierin etwas 
Anſtößiges gefunden wurde. Im vierten Jahrzehnt ſeines Beſtandes krat 
der »Correſpondenk« unker Gaſch in ſchärfſten Gegenſatz gegen die Leitung 
des Verbandes. Dann hatte das offizielle Fachblakt, das bald aus dem Beſitz 
des Leipziger in den des Geſamkverbandes überging, zeitweiſe auch Blätter 
der Buchdruckergehilfen neben und gegen ſich. Am Anfang fühlte ſich das 
Blatt in ſeinen Kinderſchuhen noch recht unſicher. Das merkt man ſowohl 
aus der Ankündigung wie aus dem Programmarkikel. Freilich ſoll man ver- 
ſtehen, daß unter den ganz unſicheren politiſchen Verhältniſſen, unter den 
Schwierigkeiten, die die Verſchiedenheit der Preßgeſeze und ihre eigen- 
willige und eigenſinnige Handhabung gewärkigen ließen, eine ſehr große 
Vorſicht und eine nicht allzu große Offenheit begreiflich war. Dann darf 
man auch nicht überſehen, daß auf vollſtändig neuem Gebiet Bahnen ge- 
zogen werden jollten und daß den erſten Redakteuren des »Correſpondenten« 
jede Erfahrung und jedes Vorbild fehlte. Es wäre ein gar billiges Ver⸗ 
gnügen, an die erſten Nummern die Maßſtäbe anzulegen, die wir heute ge- 
wonnen haben. Wir wollen deshalb nicht das Kleinliche und Unvollkom- 
mene und doch wenig Erſtaunliche, ſondern das bemerkenswerk Gute her⸗ 
vorheben. Das Gefühl der Zujammengehörigkeit mit einheimiſchen wie aus⸗ 
wärkigen Kollegen, das Streben nach Forkſchritt, nach ſozialer und litera⸗ 
riſcher Ausbildung, nach Einigung ſowie Kennknis der ſozialen Zuſtände 
auswärtiger Kunſtgenoſſen wird bekonk: 

Je weniger in den jetzigen Umſtänden uns Gebrauch von Verſammlungs- und 
Vereinsrechten zu machen gejtattet iſt, um ſo mehr macht es ſich notwendig, daß 
wir einen beſtimmten Ork haben, wo wir, wenn auch nur im Geiſte, miteinander 
bekannt werden, uns gegenſeitig ausſprechen, auch wohl einen Strauß ausfechten 
können. . . . Wir werden endlich vor allen Dingen in unſeren Leitarkikeln die Inter- 
eſſen der Kollegen in kechniſcher wie in ſozialer Beziehung verfreten und darin 
den unzählige Male ausgeſprochenen Wünſchen derſelben nachzukommen uns be⸗ 
ſtreben. Außerdem werden wir auch die allgemeinen Arbeikerangelegenheiten zu 
keiner Zeit aus dem Auge verlieren und vorzugsweiſe über den nächſtes Frühjahr 
in Leipzig ſtattfindenden Arbeiterkongreß berichten. Unſer höchſter Lohn würde es 
ſein, wenn es uns gelänge, den Geiſt der Kollegen in einer Weiſe zu heben und zu 
kräftigen, daß dieſelben, ſowohl was das geſchäftliche als das geſellſchaftliche 
Leben anbelangt, dem hohen Ziele der Menſchheit, der Entfaltung der Männer- 
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würde, die jetzt noch jo ſchmerzlich vermißt wird, immer näher und näher gebracht 
werden. 


Es heißt zwar in dem Artikel auch, daß das neue Blatt das Beſtreben 
hat, den »Herren Prinzipalen wie Kollegen ein Organ zu ſchaffen«, aber 
das war wohl nur zu dem Zwecke geſchrieben, um den Charakter des reinen 
Arbeiterblakts etwas zu verhüllen. 

Der »Correſpondent« hat ſchon vor drei Jahren ſein fünfzigjähriges 
Jubiläum feiern können, aber er hat auch in dieſem Jahre einen bedeut— 
jamen Gedenktag. Im Hochſommer 1866 krat Richard Härtel als Re- 
dakteur in das Blatt, einer der beſten Redakteure, die die ganze Gewerk- 


ſchaftspreſſe gehabt hat, einer der begabteſten Organiſakoren und Takkiker, 


— 


einer der klügſten Köpfe, die die Gewerkſchafksbewegung aufzuweiſen hakte. 
Sowohl Liebknecht wie Bebel, vor allem aber Liebknecht, ſprachen mit 
höchſter Anerkennung von Härtel, wenn er auch, wie ich glaube, niemals 
eingeſchriebenes Mitglied der Partei war. 

In zahlreichen Druckorten des deukſchen Sprachgebieks wurde das Er— 
ſcheinen des »Correſpondenken« mik Begeiſterung aufgenommen, jede Num- 
mer lockerte den Boden, aus dem die Organiſation ſprießen jollte. Schon 
im Gründungsjahr des »Correſpondenken« beantragte in einer Verſammlung 
des Fortbildungsvereins für Buchdrucker zu Leipzig am 10. April 1863 


nach einem Vorkrag Roßmäßlers, der ſich gegen Laſſalle wandte und ſich 


für die Fortſchrittsparkei einſetzte, der Schriftſezer Didolph: »Es möge 
auf die baldtunlichſte Abhaltung eines Allgemeinen Deutſchen Buchdrucker- 
kongreſſes Bedacht genommen werden.« Am 9. Juli ſtellte die auf Grund 
dieſes Ankrags gewählte Kommiſſion ein Programm auf: 

1. Verſuch der Feſtſtellung eines Normalſatzes für gleiche Verpflichtung und 


gleiche Berechtigung in den Unkerſtützungskaſſen ſowie Hinweis auf die Nüglich- 


keit der Errichtung von Spar- und Vorſchuß- und Anſchluß an Lebensverficherungs- 


kaſſen; 
2. Aufforderung zur Bildung von Lokal- und Gauvereinen und kunlichſte Ver— 
bindung dieſer Vereine unkereinander; 
3. Viatikumsangelegenheiten. 


So viel Sympathie auch dieſer Vorſchlag fand, jo wenig war er jofort 


durchführbar, es fehlte das Geld zur Abhaltung des Kongreſſes, und be- 
ſtimmte Zuſagen feiner Beſchickung liefen nicht ein. Enkſcheidend wurde die 


Arbeitseinſtellung der Leipziger Buchdrucker im Jahre 


1865, die Bebel im erſten Bande ſeiner Lebenserinnerungen in überaus 


inkereſſanker Weiſe geſchildert hat (Aus meinem Leben, I, S. 101 bis 113). 
Die ganze Aufmerkſamkeit der Buchdrucker war auf den Streik gerichtet 


und auf die Verurteilung der Tarifkommiſſion zu Gefängnis wegen Ver- 
letzung der Streikparagraphen der Sächſiſchen Gewerbeordnung, ein Urteil, 


das aber von der höheren Inſtanz aufgehoben wurde. Zahlreiche Maß— 
regelungen erfolgten, der Leipziger Lokalverein erhob zur Rückzahlung 


der Darlehen und zur Unkerſtützung der Gemaßregelken vierfach erhöhte 
Beiträge, und der Erfolg war, ganz abgeſehen von den ſchweren Opfern, 


ſehr gering. Trotzdem iſt dieſer Leipziger Buchdruckerſtreik einer der folgen- 
reichſten und erfolgreichſten der ganzen Gewerkſchaftsbewegung. Überall 
weckte er die Geiſter, überall zeigte er die Notwendigkeit feſtgefügker und 
zielklarer Organijation. Um die Mitte des Jahres 1865 war der Streik be- 
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endet, am 20. Oktober beantragte der Vorſtand des Leipziger Fortbildungs- 
vereins, für Pfingſten 1866 einen Allgemeinen Deutſchen Buch- 
druckerkongreß einzuberufen. Am 1. Dezember 1865 erſchien der 
„Aufruf an die deutſche Kollegenſchaft zur Beſchickung des während der 
Pfingſtfeierkage 1866 in Leipzig ſtattfindenden Erſten Vereinskags der 
Deulſchen Buchdrucker «. Es wurde unter anderem vorgeſchlagen die »Grün⸗ 
dung von Vereinen zur Wahrung der materiellen Inkereſſen des Buch- 
druckerſtandes, Feſtſtellung der ſpeziellen Bedingungen, unter welchen 
Reife- und andere Unterffüßungen zu verabreichen find. Wie iſt das Aſſozia⸗ 
lionsprinzip, beſonders die Produkkivgenoſſenſchaft zu unkerſtützen?« 85 
Delegierte aus 34 Druckorten kamen am 20. Mai zu dreitägigen Verhand- 
lungen zuſammen. Gegründet wurde dort der Deukſche Buchdrucker⸗ 
verband, fünf Monake nachdem auf Fritzſches Anregung der Allgemeine 
Deutſche Zigarrenarbeiferverein gegründet worden war. Es war das noch 
nicht ein richtiger Zenkralverband, mehr eine Verbindung von Vereinen mit 
Gegenſeitigkeit der Unterſtüungskaſſen und Freizügigkeit untereinander 
und mit einer ſtändigen Kommiſſion. Erſt der Zweite Buchdrucker 
lag, der zu Oſtern 1868 in Berlin von 43 Delegierten abgehalten wurde, 
ſchuf ein wirkliches Stakut, beſchloß die Errichtung von Unkerſtützungs⸗ 
kaſſen, von Gauvereinen, einer Zenkralinvalidenkaſſe. Er ſtellte die Forde⸗ 
rung nach Abſchaffung der Sonnkagsarbeit und der Schaffung eines Lehr- 
lingsregulakivs auf und machte Härtel zum beſoldeken Verbands- 
präſidenken. 

Damit war Härkel als leitender Mann anerkannk. Sein Geiſt war es, 
der im erſten Vierkeljahrhunderk dem Buchdruckerverband die Richtung 
gab. In der Eröffnungsrede zum erſten Kongreß hakte er erklärt, daß 

in erſter Linie dafür zu ſorgen jei, daß die Mitglieder in Fällen der Kondi⸗ 
kionsloſigkeit uſw. nichk dem Elend preisgegeben werden, daß ſie ſich viel- 
mehr in möglichſt allen Lebenslagen auf die Hilfe ihrer Vereinsgenoſſen verlaſſen 
können. . . . Wir haben dann weiter ein reiches Arbeitsfeld vor uns: Einrichtung, 
rejpektive Verbeſſerung der verſchiedenen Unkerſtützungskaſſen, Rege- 
lung der Arbeitspreiſe, des Lehrlingsweſens, der Arbeitszeit 
uſw. . .. Es ſoll nicht ausgeſchloſſen fein, daß wir uns auch mit allgemeinen Ar- 
beikerangelegenheiten beſchäftigen, für diesmal mit dem Berliner Antrag, die Koa⸗ 
likionsfreiheit betreffend. Derartige Fragen in unſer eigenkliches Programm auf: 
zunehmen, halten wir deshalb für unnötig, weil wir dazu keiner Organiſation der 
Buchdrucker bedürfen, es genügt und iſt überdies von weit größerem Nutzen, wenn 
ſich unſere Kollegen den beſtehenden allgemeinen Arbeiter- 
vereinen anſchließen und dork mit den übrigen Arbeitern vereink die na⸗ 
kürlich auch für uns unenkbehrlichen Freiheiten auf politiſchem wie auf ſozialem 
Gebiet zu erlangen ſuchen. Wir wollen alſo den Vorwurf, der uns ſo oft gemacht 
wird, als ſonderken wir uns arundfäßlich von den übrigen Arbeitern ab, nicht noch 
verſtärken helfen. 


Im Oktober 1873 führte Richard Härtel in einer Verſammlung der Ber- 
liner Buchdrucker aus: In meiner Eigenſchaft als Verbandspräſident halte 
ich es für das beſte, mich formell keiner Parkei anzuſchließen, im Geiſte 
gehören wir jedoch der ſozialdemokratiſchen Parkei (Eiſenacher Pro- 
gramm) an. et 

Wilhelm Liebknecht, der ſchon gleich nach feiner Rückkehr aus 
England im Berliner Buchdruckergehilfenverein über die Trade Unions 
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geſprochen und nach ſeiner Ausweiſung aus Berlin im Leipziger Fortbil- 
dungsverein ſeine engliſchen Erfahrungen über die Gewerkſchaftken ausge— 
nutzt hatte, gewann wohl einen ſehr ſtarken Einfluß auf Härtel und damit 
auch auf die erſte Zeit der Buchdruckerbewegung. Aber der Gedanke, ſie 
neutral zu erhalten, war Härtels und auch ſeiner Nachfolger dauerndes 
Streben, obgleich dies die Buchdruckerorganiſakion weder vor dem Haſſe 
der Unternehmer noch vor den Verfolgungen der Behörden bewahrke. Unter 
dem Sozialiſtengeſetz kam der peinlich neufrale Verband in die ſchwerſten 
Gefahren, er hakte damals nur die Wahl, weiterzubeftehen unter den 
ſchweren Bedingungen, die ihm das Berliner Polizeipräſidium ſtellte, oder 
das Schickſal faſt aller deukſchen Gewerkſchafksorganiſakionen, die Auf— 
löſung auf Grund des ausdrücklich gegen die Sozialdemokratie gerichteten 
Geſeßes über ſich ergehen zu laſſen. Man hat zu jener Zeit das Work vom 
königlich preußiſchen Gewerkverein geprägk. Wir waren ſchon damals der 
Überzeugung, daß man damit dem Verband der Buchdrucker unrecht ge- 
tan hat. Mancherlei Schwierigkeiten nicht nur in Preußen, ſondern auch in 
Bayern und Sachſen hakte der Verband in jenen Jahren zu erfragen. Nach 
Aufhebung des Sozialiſtengeſeßes hatte er neue Geftalt angenommen, im 
weſenklichen war aber der Geiſt während ſeines ganzen Beſtandes der gleiche. 
Slͤkark wirkte das engliſche Muſter und das Prinzip der politiſchen Neu- 
kralität, eng wurde das Band um die Berufsgenoſſen gezogen, feſt der Ver- 
band gegen ungelernke Arbeiter und Arbeiterinnen abgeſchloſſen. Unker den 
großen Gewerkſchaftsverbänden iſt er nun der einzige, der nur gelernte 
Arbeiter aufnimmt. Aber dieſe gelernten Arbeiter hat er bis zu einem ver- 
ſchwindend geringen Bruchteil zuſammenzufaſſen verſtanden. Die Verſuche 
der Unternehmer, durch Unkerſtützungskaſſen dem Buchdruckergehilfen die 
Zugehörigkeit zum Verband unnötig erſcheinen zu laſſen, haben ſich als ein 
koſtſpieliges und vergebliches Bemühen erwieſen. Auch der Gutenbergbund, 
der ſich nach vielem Schwanken dem Verband der chriſtlichen Gewerk— 
ſchaften angeſchloſſen hat, iſt zu keiner ernſten Gefahr für den Verband 
geworden. Mancherlei innere Streitigkeiten, oft ſehr kiefgehende, hat der 
Verband überſtanden. Mit der modernen Arbeiterbewegung iſt er in der 
Generalkommiſſion und in den Gewernkſchaftskarkellen verbunden. 
Die großen kechniſchen Revolutionen, den Siegeszug der Rotations- 
maſchine und der Sehmaſchine hat der Verband ohne die zu gewärkigenden 
Nachwirkungen überſtanden. Gerade ſeine Politik des langfriſtigen Tarif- 
verkrags, die im Gegenſatz zu der ſonſtigen Auffaſſung der Arbeiter ſtand, 
hat die ſprunghafte Durchſetzung der arbeikſparenden Maſchinen gehemmt 
und einen langſamen Übergang veranlaßt. Dies und der Einfluß auf den 
Arbeitsmarkt, auf das Lehrlingsweſen wie auf die Arbeitsvermittlung und 
auf die Arbeiterwanderung haben die Arbeitsverhältniſſe und die gewerk- 
ſchaftliche Organiſakion der Buchdrucker vor ſchweren Erſchükterungen be- 
wahrt. 

So wichtig dieſe Leiſtungen für die ganze Buchdruckerarbeiterſchaft 
waren, wenn die Bedeutung dieſer Politik auch häufig innerhalb wie außer 
halb des Verbandes nicht richtig gewertet wurde, fo iſt als weithin ſichtbare 
Leiſtung, als allgemein gewürdigtes Beiſpiel und als Erziehungsmittel für 
die übrige Arbeikerſchaft in den Vordergrund zu ſtellen die lange Zeit jo 
heftig angefeindefe und dann doch allgemein anerkannte Tarifpolitik 
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der Buchdrucker und die Organiſation und Durchfüh⸗ 
rung ihrer Streiks, die raſch über die lokale Begrenzung hinaus- 
wuchſen zu Bewegungen, die das ganze Gewerbe erfaßten. Von hier 
gehen die ſtärkſten Einflüſſe auf Gewerkſchaftskakktik, Skreikmethoden, ge- 
werkſchaftliche Diplomatie, Verhandlungsart mit den Unternehmern, kol- 
lektive Verkragſchließung, Tarifſicherung, Abſtufungen der Lohnſätze nach 
den Koſten der Lebenshaltung, Einfluß auf das Lehrlingsweſen, die Arbeits- 
vermittlung, Schiedsgerichkspverfahren aus. War es in früheren Zeiten das 
Bewußtkſein, »Künſtler« zu fein, das die Buchdrucker von den übrigen Ar- 
beitern fernhielt, jo hat das Pochen auf die größere gewerkſchaftliche Er- 
fahrung die Buchdrucker ein ſtarkes Selbſtbewußtſein und manchmal einen 
lehrhaften Ton den anderen Arbeikern gegenüber annehmen laſſen, was 
hier und da das Gefühl vollſter Kameradͤſchaftlichkeit nicht recht aufkom- 
men ließ. 
II. 

Von den großen Gewerkſcha s an der Buchdrucker ſeien in dieſer 
Skizze die wichtigſten angeführt: 

Der Gründung des Verbandes folgte eine Periode des wirkſchaftlichen 
Aufſchwunges mit vielfach nicht zu befriedigender Nachfrage an Arbeits- 
kräften und aukomakiſcher Steigerung der Löhne. Knapp vor Ausbruch des 
Deutſch-Franzöſiſchen Krieges kam der »Leipziger Tarif« zuſtande. Er be- 
friedigte keine prinzipiell wichtigen Forderungen der Arbeiter, er war mehr 
theoretijch als praktiſch ein Erfolg. Schon hier zeigte ſich, daß die Unter⸗ 
nehmer im Buchdruckergewerbe eine kraftvolle und lebendig wirkende Or- 
ganiſatkion haften. Wie die gewerkſchafkliche Verbindung der Arbeiter im 
Buchdruckergewerbe von höchſter Bedeutung für die geſamte Lohnpolitik 
der Induſtriearbeiter geworden iſt, obgleich die Buchdruckerorganiſakion 
nicht die älteſte Gewerkſchaſt iſt, jo zeichnet auch in mancherlei Hinſicht krotz 
ſpäterer ſtarker Abweichungen die Unkernehmer verbindung im 
Buckdruckergewerbe die Wege für die Organiſation des Unter- 
nehmertums vor. Starke Solidarikät und ſchroffer Herrenſtandpunkt kenn- 
zeichnet zum Beiſpiel die Prinzipalskundgebung vom 3. Dezember 1872, 
in der es heißt: | 

Wenn in irgendeiner Stadt von feiten unter ſich geeinigter Gehilfen eine Ar- 
beitseinſtellung mit oder ohne Kündigung erfolgt und forkbeſteht, trogdem die Kom⸗ 
miſſion der Verkrauensmänner den Standpunkt der Prinzipale gerechtfertigt 
findet, jo tritt der Geſamtverein zum Schutze der gefährdeten Vereinsmitglieder 
ein, indem an einem und demſelben Tage im ganzen Gebiet des Deutſchen Buch- 
druckervereins die Vereinsoffizinen allen Gehilfen kündigen, die einer Verbindung 
angehören, welche den befreffenden Streik veranlaßt haft oder unterffüßt.... 


In dem Tone geht es weiter. Das war die Stimmung vor einem heftigen 
Zuſammenſtoß. Am 22. Januar 1873 legten die Leipziger Buchdrucker einen 
Zarifentwurf vor, der abgelehnt wurde, die Ausſperrung ſämtk⸗ 
licher Verbandsmikglieder und ſchärfere Maßregeln wurden an- 
gedroht, aber nach vierzehn Wochen kam es zum Frieden. Eine für die da- 
malige Zeit in Deutjchland faſt ganz neue Kriegsmaßregel war von den 
Unternehmern geplant worden, der Prinzipalsverein forderte am 8. März 
1873 die Ausſperrung ſämklicher Verbandsmitglieder. In 300 Druckereien 
in 70 Orten wurden 2000 Verbandsmitglieder, alſo nur ein kleiner Bruch 
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teil der in Bekrachk kommenden, ausgeſperrk. 5000 Verbandsmitglieder 
blieben ſtehen, und damit war der Sieg geſicherk. Die Unternehmer begannen 
die Verhandlungen, gewährten die lange geforderte Alphabekberechnung 
ſtatt der die Arbeiter vor allem durch die bekrügeriſchen Künſteleien der 
Schriftgießereien ſchädigenden n-Berechnung. Arbeilszeitverkürzung, Lohn- 
erhöhung, ein hoher Lokalaufſchlag für Leipzig (16 / Prozent), ein Lohn- 
minimum von 19,50 Mark wurden bewilligt. Bis zum 1. Juli 1876 hakte der 
in Leipzig erkämpfte allgemeine deutſche Buchdruckertarif⸗ 
Geltung. Eine für die damalige Zeit ganz außerordenklich hohe Summe, 
20 600 Taler wurden für Leipzig und Umgebung als Streikkoſten gebucht. 
Erwägt man aber, daß dieſe Lohnbewegung für die Buchdruckereibeſitzer 
Deutſchlands enkſcheidend geweſen iſt, jo iſt dieſe Summe unerheblich. Un- 
erheblich freilich auch für die Maßſtäbe, die wir nun gewöhnk ſind. Für die 
gewerkſchaftlichen Arbeiter jener Zeit war dies jedoch eine außerordentliche 
Leiſtung. Kaum dürften alle anderen Gewerkſchaften zuſammen in der Lage 
geweſen ſein, für einen Streik eine derartige Summe gemeinſam aufzu- 
bringen. 

Die ſchwere wirkſchaftliche Kriſe, die nach dem Milliarden- 
ſegen des Deutſch-Franzöſiſchen Krieges auf Deutſchland. wuchkeke, ſpiegelte 
ſich auch in der Geſchichte der Buchdrucker. Die Tarifverhandlungen von 
1876 brachten ausſchließlich Verſchlechterungen des Tarifes von 1873. Die 
Lokalzuſchläge wurden ſtark herabgemindert, wenn auch nicht in Leipzig, 
jo doch in Berlin von 33 auf 25 Prozent, ähnlich in anderen Orten, 
Zeitungsſatz, fremdjprachlicher, makhemakiſcher Satz wurden verſchlechkerk 
entlohnt. Die Mehrheit der Buchdruckergehilfen nahm krotzdem, in Er- 
kennknis der gedrückten wirkſchaftlichen Lage, den Tarif faſt mit Drei- 
viertelmehrheit an. In Berlin freilich wurde er bei 1643 abgegebenen Stim- 
men mit einer Mehrheit von 79 Stimmen verworfen, worauf gegen den 
Willen der Verbandsleitung in den Streik getreten wurde. 500 Streik- 
brecher entſchieden ihn zugunſten der Unternehmer. Abgeſehen von reichen 
Unterftüßungen der Buchdrucker einzelner Orte koftete dieſer Diſziplinbruch 
die Verbandskaſſe 70 000 Mark Zuſchuß. Mancherlei Wirren im Verband 
folgten dieſem unglücklichen Streik, fie klangen noch nach in den Tarif- 
verhandlungen 1878, in denen der Berliner Zuſchlag neuerdings von 25 auf 
20 Prozent, nun auch der Leipziger von 16 auf 10 Prozent herabgejegt 
wurden, ja auch die Verminderung des Mindeftlohnes auf 18 Mark war 
möglich, wodurch die Neuausgelernten der Willkür der Unternehmer bei der 
Entlohnung preisgegeben waren. Trotzdem erklärten ſich von 3369 an der 
Urabſtimmung beteiligten Gehilfen nur 537, alſo nicht ganz ein Sechſtel, 
gegen die Annahme. 

Mit dieſem Tarif mußten die im Deutſchen Buchdruckerverband ver— 
einigten Gehilfen in die Ara des Sozialiſtengeſetzes treten, Der 
Verband löſte ſich freiwillig auf und ſchuf ſich neu am 21. November 1878 
als Untkterſtützungsverein Deukſcher Buchdrucker. Die Me- 
thoden der ſächſiſchen Behörden führten dann zur Sitzverlegung von Leipzig 
nach Stuttgart; die ſächſiſchen Gaue mußten ſich nun, äußerlich wenigſtens, ge- 
ſondert organifieren, doch war die Vereinigung mit der Zenkralorganiſakion 
im März 1881 wieder möglich, da das ſächſiſche Miniſterium erklärte, daß der 
Verein Leipziger Buchdruckergehilfen nach dem eingegangenen Gukachten 
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nicht mehr zu denjenigen gezählt werde, welche ſich im Sinne des ſächſiſchen 
Vereinsgeſetzes mit öffenklichen Angelegenheiten befaſſen. Es begannen nun 
freilich infolge mancherlei Unftimmigkeiten Differenzen gerade mit den Leip⸗ 
ziger Buchdruckern, die ein ſtarkes Jahrzehnt nachwirkten, die aber wieder 
in Erinnerung zu bringen nicht nok kut. 

Gehen wir wieder zur Tarifgeſchichte zurück. Schon 1883 waren An- 
regungen zu einer Tarifreform gemacht worden. Bedeukſam war die Reſo- 
lution, die Prinzipale und Gehilfen in einer am 30. April 1886 in Leipzig 
abgehaltenen Buchdruckerverſammlung faßten. Sie erkannte »ein ffriktes 
Zuſammengehen in der Tariffrage und eine friedliche Löſung derſelben als 
eine Notwendigkeit an, geboten im Inkereſſe des dauernden Friedens 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern wie auch im Inkereſſe der Ent- 
wicklung des deutſchen Buchdruckergewerbes«. Es kam nun katkſächlich zu 
einem Tarifvertrag, aber er brachte nichk die Verkürzung der Arbeitszeit, 
das Minimum wurde etwas erhöht, die kiefgedrückken Lokalzuſchläge er- 
holten ſich etwas. Die Arbeiter der großen Druckſtädte waren über das Er- 
gebnis der Verhandlungen höchſt unbefriedigt. Wieder erklärte ſich eine ge- 
waltige Mehrheit der Gehilfen für das neue Abkommen, eine ſtarke Drei- 
vierkelmehrheit ſtützte es, nur 1914 Gehilfen unter 7294 ſtimmten gegen den 
Tarif. Unter dieſen war mehr als die Hälfte aus Leipzig. Aber auch die 
Unternehmer waren uneinig, einſtimmig lehnken die rheiniſch-weſtfäliſchen 
Unternehmer, die bis vor kurzem ihre Sonderſtellung im Lager der Unter- 
nehmer ſteks unterſtrichen haben und die auch heute nur widerwillig der 


Tarifpolitik der Unternehmer folgen, den Tarif ab. Es gab nun zahlreichen 


Streit und Differenzen wegen der Durchführung des Tarifs. 

Die ſtarke Mißſtimmung im Verband wurde geſteigert durch die Ver- 
handlungen, die der Berliner Gauvorſteher Döblin mit dem Ber- 
liner Polizeipräſidium im Auftrag des Hauptvorſtandes führte, 
die Abänderung der Skakuken, die Sitzverlegung nach Berlin und ſonſtige 
ſtarke Einflüſſe der Behörden zur Folge hatten. Noch mehr als durch 
die Takſachen wurde durch die ſich an fie knüpfenden Gerüchte die Stim- 
mung ungünſtig beeinflußt und dem im Sepkember 1888 zum Vor- 
ſizenden des Unterſtützungsvereins gewählten Döblin fein Amt in 
mancherlei Hinſicht erſchwerk. Das wurde nicht beſſer, als die bald folgen- 
den Tarifverhandlungen nur unerhebliche Anderungen der Lokalzuſchläge 
herbeiführken und der Entwurf einer Tarifgenoſſenſchaft wegen des Wider- 
ſtandes der Gehilfen zurückgezogen werden mußte. Nun kamen auf lange 
Zeit die Erörterungen über die Tarife nicht zur Ruhe, immer ſtärker wurde 
betont, daß ohne Verkürzung der Arbeitszeit für die Tarif- 


gemeinſchaft keine Zuſtimmung der Gehilfen zu gewärkigen ſei. Das führte 
zum großen Buchdruckerſtreik im Winker 1891/92! Ein 


Kampf höchſter Zähigkeit, größter Opfer um den Neunſtundenkag, ein 
Kampf, in den eingetreten wurde, nachdem langwierige Tarifverhandlungen 
erfolglos geweſen waren. Man muß dieſe Zeit miterlebt haben, um die 
ſtarke Aufregung zu begreifen, die nicht nur die Arbeiterklaſſe, ſondern 


auch die ganze öffenkliche Meinung ergriff. Die Buchdrucker brachten ganz 


— 


gewaltige Mittel auf, Leipzig allein hatte 350 000 Mark für den Streik aus- 


gegeben, die Geſamkkoſten waren 2 741119 Mark. Die Arbeiterſchaft der 
anderen Berufe zeigte in einer für die damalige Zeit bedeukſamen Weiſe 
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ihre Solidarität, auch aus dem Ausland kamen damals Unkerſtützungen, die 
Kaſſe des Verbandes war vollſtändig erjchöpft. Alle Verſuche, zu vermitteln, 
lehnten die Unternehmer ab, die ſchwere Hand der Behörden bekamen die 
Gehilfen zu fühlen, nach zehn Wochen mußten die Buchdrucker geſchlagen 
zur Arbeit zurückkehren. Die Unternehmer löſten die Tarifkommiſſion ein- 
ſeitig auf, fie bedrohten den Verband mit gelben Organiſakionen, 
mit »Unterſtüzungskaſſen für arbeiksloſe Gehilfen und Invalidenzuſchuß— 
kaſſen«. 
Es begann nun eine Zeit der Neuorganiſation des Ver- 
bandes. Der polizeilich erzwungene Unkerſtützungsverein wurde aufge- 
löſt, und wieder erſtand der Verband der Deutſchen Buch- 
drucke r«. Wenn auch die empfohlene Anbahnung eines graphiſchen 
Karkells und eines großen Zenkralverbandes der Reproduktionsgewerbe 
zu keinen Ergebniſſen führte, jo war doch der Deukſche Buchdruckerverband 
auf dem erſten allgemeinen Gewerkſchafkskongreß nach der 
Aufhebung des Sozialiſtengeſezes (13. bis 18. März 1892 in Halberſtadt) 
verkreken und ſchloß ſich der Generalkommiſſion an. 
Sowohl bei den Unternehmern wie bei den Gehilfen wurde der karif- 
loſe Zuſtand unangenehm empfunden. Am 11. März 1896 traten die 
Vertreter der Unternehmer und der Arbeiter wieder zur gemeinſamen Be— 
ratung zur Anbahnung eines neuen Tarifs zuſammen. Mehrfach wurden 
dieſe Verhandlungen in Frage geſtellt, endlich kam aber der Tarif für das 
Jahrfünft bis 1. Juli 1901 zuſtande. Die Bedingung ſeines Beſtandes war, 
daß in den erſten drei Jahren die Zahl der den Tarif anerkennenden Prin- 
zipale und der nach demſelben arbeitenden Gehilfen fortgejeßt größer wer- 
den muß. Ein Tarifausſchuß und ein Tarifamk der deukſchen 
Buchdrucker wie Schiedsgerichte wurden geſchaffen. Die Urbeits- 
nachweiſe mußten ſich verpflichten, nur fariftreue Gehilfen 
in kariftreuen Druckereien unkerzubringen und auf 
Anweiſung des Tarifamks in erſter Linie den durch ihr 
Eintreten für karifmäßige Bezahlung arbeitslos ge- 
wordenen Gehilfen Arbeit nachzuweiſen. Das waren Be- 
ſtimmungen, die aus dem Tarifabkommen zu einer ſehr innigen Tarif- 
gemeinſchaft und zu einer ſcheinbar überſtarken, aber doch ſehr über- 

ſchätzten Verknüpfung der Inkereſſen von Unternehmern und Arbeitern 
führten. Jedenfalls war aber dieſer Tarif in feinen Verfaſſungsbeſtim- 
mungen die weikeſtgehende Ausbildung des Tarifweſens 

für einen großen Beruf auf dem europäiſchen Kontinent. Gerade deshalb 
knüpften ſich viele, nicht immer ſachlich und kameradſchaftlich gepflogenen 
Erörterungen in Streitſchriften, Zeitungen, Fachblättern und Verſamm- 
lungen an dieſen Tarifabſchluß. Doch weder die Überkreibungen, die von 
einem beginnenden Reiche des jozialen Friedens fajelten, noch die Schwarz- 
malerei einer Harmonieduſelei wurden durch die kakſächliche Entwicklung 
betätigt. Die für die einzelnen Mitglieder erreichten Errungenſchaften, die 
Verkürzung der Arbeitszeit um kläglich eine halbe Stunde und 

die Erhöhung der Löhne ſtanden im weſenklichen außerhalb des 
harten Streites, der faſt zu einer Sprengung des Verbandes zu führen 
drohte und das Verhältnis zwiſchen Sozialdemokratie und Buchdrucer- 
organiſation ſtark krübte. 
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Die Frage des Tarifverkrags war Gegenſtand vielfacher prinzipieller 
und praktiſcher Erörterungen auf den Generalverſammlungen, aber die 


Tarifgemeinſchaft war feſt eingewurzelt, und die Tarifverträge wurden 


immer wieder erneuerk. In dieſem Jubiläumsjahre des Verbandes hätten 


Verhandlungen über einen neuen Tarifverkrag ſtaktfinden ſollen, fie find 
aber durch ein Abkommen, das Kriegskeuerungszulage in ſichere Ausſicht 


ſtellte, bis nach dem Friedensſchluß vertagt worden. 

Von einzelnen kleinen Skreiks abgeſehen, hat der Buchdruckerverband 
nun ein Vierkeljahrhunderk ohne Arbeitseinſtellung gewirkt und dabei die 
gewerkſchaftlichen Inkereſſen mit allgemein anerkannter Enkſchiedenheit 
gegen das Unternehmertum verkreken. Hat auch der Krieg überaus ſchwere 
finanzielle Opfer von der deutſchen Buchdruckerorganiſakion gefordert, jo 
iſt fie doch unter Rückſichknahme auf die Mitgliederzahl der weitaus 
reichſte Verband unter allen Gewerkſchaftsorganiſationen auf dem 
europäiſchen Kontinent, unter allen Buchdruckerorganiſakionen der ganzen 
Welt. Dieſe finanzielle Macht ſchafft eine außerordentlich ſtarke Wider- 
ſtandskraft der Gehilfen gegen das Unkernehmerkum und iſt zu einem ganz 


beſonderen eigenartigen Kampfmikkel geworden. Die durchaus 


abweichende Stellung der Organiſation der Buchdruchkereibeſiter von den 
übrigen »Arbeitgeberverbänden« erklärt ſich aus dieſer finanziellen Stoß- 


kraft, die kurmhoch alle anderen Gewerkſchaften überragt. Viel wird ge⸗ 


ſtritten, ob dieſen Machtverhältniſſen auch die Erfolge der Buchdruckerorga⸗ 
niſation enkſprechen. Vielfach wird dieſe Frage zu einſeitig behandelt, indem 
nur die ausgezeichnete Organijafion der Arbeiter in Rechnung geſtellt, nicht 
aber die der Unternehmer mit in Bekracht gezogen wird, die noch voll- 
kommener iſt als die der Gehilfen, und deren finanzieller Rückhalt zwar 
nicht jo zutage liegt wie bei den Gehilfen, aber gar nicht hoch genug ge- 
wertef werden kann. 

Die Organiſakion der Buchdrucker iſt ſtraff-zenkraliſtiſch und 
doch feingegliederk durch Gauvorſtände, Ortsvereine und auch ſehr 
elaſtiſch durch die ſelbſtändige Organifation der einzelnen Be⸗ 


rufsgruppen innerhalb des Verbandes. Aber bei aller Berückſichtigung 


der Spezialintereſſen gibt doch die Erziehung des Gemeingefühls den Aus- 
ſchlag, und die Gewöhnung an große finanzielle Leiſtungen mit pünkklicher 
regelmäßiger Bezahlung ſteht ohne Beiſpiel da in der Entwicklung der 
deukſchen Gewerkſchaften, vor allem in ihren erſten Jahrzehnten. Sehr 


mannigfach ſind die Verbindungen beruflicher Art mit den Unternehmern 
durch Einigungsämter, Schiedsgerichte und andere Tarifinſtitutionen, und 


doch herrſcht ein ſtarkes Mißkrauen gegen das Unternehmer- 
kum und gegen jede neue Maßnahme, die das Arbeitsverhältnis betrifft, 
ſo daß ein ſtarker und geſunder gewerkſchaftlicher Geiſt 
bei den Buchdruckern herangezogen wird. Sicherlich ſind ſie mehr als eine 
andere Gruppe der Arbeiter kühl, nüchtern, »konjervativ«, aber alle Ver- 
ſuche, fie für die Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine zu gewinnen, waren 


doch durchaus vergeblich. Iſt der Verband als ſolcher peinlichſt neutral, ſo 


wird man nicht vergeſſen dürfen, daß die Buchdrucker der Sozialdemo⸗ 


kratie ſehr viele Kräfte geſchenkt haben. Zu unſeren Abgeordneten, Re- 


dakfeuren, Parteibeamten haben die Buchdrucker insbeſondere in früherer 
Zeit ein beſonders ſtarkes Kontingent geſtellt. Unter den auf Grund des 
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kleinen Belagerungszuſtandes aus Leipzig Ausge- 
wieſenen war der fünfte Teil Buchdrucker, und ebenſo wurden aus 
Berlin und aus Hamburg auf Grund des Sozialiſtengeſetzes zahlreiche 
Buchdrucker ausgewieſen. 

In einer Zeit der vollſtändigen Revolukionierung des Buchdrucker— 
gewerbes hat die Buchdruckerorganiſation die höchſten Leiſtungen für die 
Arbeiter aufzuweiſen, ein ganz befrächtliher Anteil an dem ökonomiſchen 
Nutzen aus dem Produkkionsforkſchritt iſt den Gehilfen zukeil geworden, er 
konnte nicht ausſchließlicher Gewinn der Unternehmer bleiben. Die Buch— 
drucker haben kroß der ſtarken kechniſchen Erſchütterungen 
ihres Gewerbes ihre Geſchloſſenheit erhalten können und 
das Eindringen von lohndrückenden Elementen ver- 
hinderk. Sie haben es zur höchſten beruflichen Konzenftra- 
kionder Arbeiter gebracht, und fie können auch den ſchweren Erſchütkte— 
rungen, mit denen das deutſche Wirtſchaftsleben nach dem Kriege zu rechnen 
haben dürfte, mit ziemlicher Beruhigung und mit einer während des Krieges 
geſteigerten Wachſamkeit enkgegenſehen. In den verfloſſenen fünfzig Jahren 
hatten die Buchdrucker gelernt, ſich als ein Teil der Arbeiter- 
Klaſſe zu fühlen, ſie haben im weſenklichen ihren Berufsdünkel abgelegt, 
der aus ihrer Stellung zwiſchen Hand- und Kopfarbeit zu erklären war. 

Die Frage drängt ſich am Schluſſe dieſer Betrachtung auf: Warum haben 
die Buchdrucker ſo viele und ſo große Erfolge errungen, ſo alle Rückſchläge 
überwunden, die ſie wegen vielleicht verfrühker Forderungen früher er— 
tragen mußten? Um die Frage zu beantworten, müßfe man die ganzen Be- 
ziehungen von Produktionsprozeß und Gewerkſchafk 
aufdecken. Man müßte vor allem feſtſtellen, daß die Erfolge im Bau- 
gewerbe in mancherlei Hinſicht, vor allem auch mit Rückſicht auf die Vor- 
bildung und das durchaus anders gearkete perſönliche und berufliche Leben 
der Bauarbeiter noch weit mehr bemerkenswerk find. Buchdrucker wie Bau- 
arbeiter haben in der Arbeitseinſtellung und auch ſchon in der bloßen An- 
kündigung der Arbeikseinſtellung eine weit bedeutkſamere Waffe als Tiſchler 
oder Maſchinenbauer. Die beſtellten Möbel und die angeforderte Lokomotive 
ſollen natürlich auch rechtzeitig geliefert werden. Aber wenn ein Streik 
ausbricht, ſo werden ſie ohne beſondere Nachwirkung für den Unkernehmer 
um einige Wochen jpäter, eben um die Zeit ſpäter, die der Streik dauerk, 
geliefert. Ganz anders im Baugewerbe. Dort geht ein nicht wieder einzu- 
bringender Teil der für die meiſten Bauten durch Temperatur und ſonſtigen 
Witterungsbedingungen eingejhränkten Bauzeit durch rechkzeitig ein- 
ſezende Streiks verloren. Nicht um die Streikzeit ſpäter, ſondern ſtakt im 
Herbſt im kommenden Früh- oder Spätſommer wird der durch den Streik 
unterbrochene Bau ferkiggeſtellkt. Deswegen iſt für das Unternehmertum ein 
Streik der Maurer etwas durchaus anderes als ein Streik der Bleiſtift- 
arbeiter oder der Porzellandreher. Ganz ähnlich liegt es bei den Buch- 
druckern, ja noch ſchwieriger für das Unkernehmerkum. Troß des Streiks 
werden genau ebenſoviel Gebäude von den Bauunkernehmern errichtet als 
in einer gleichen, wenn auch etwas kürzeren Zeitperiode ohne Lohnbewegung. 
Dem Buchdruckergewerbe gehen infolge von Streiks 
zahlreiche Arbeiten für immer verloren. All die Zeitungen, 
die während der Streikzeit hätten erſcheinen ſollen mit allen ihren Inje- 
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rateneinnahmen, find unwiederbringlich verloren. Deshalb gab es nur ganz 
ausnahmsweiſe Streiks bei großen Zeitungen. Aber auch ſonſt ſchafft das 
Buchdruckergewerbe in ganz erheblichem Prozenkſaß Arbeiten für den Tag 
oder Arbeiten für kurze Friſt, die ſchnell wirken ſollen und außerhalb der 
für ſie beſtimmten Zeit durchaus oder in ſtarkem Maße überflüſſig werden. 
Dazu gehören Theaterzeftel, die Straßenreklame, zahlreiche Zirkulare und 
ſonſtige Geſchäftspapiere, Eiſenbahnfahrpläne, Kursbücher, Todes, Ver⸗ 
lobungs-, Heirats- und Geburksanzeigen, politiſche Broſchüren, Witzblätter, 
Zeitungskorreſpondenzen und hunderkerlei andere, das Buchdruckergewerbe 
ſonſt in Nahrung fegende Aufträge. Die Bedeutung dieſer Verluſte zwingt 
den Unternehmer zu einer ganz anderen Stellungnahme zum Lohnkampf 
und zur Gewerkſchaft als die Unternehmer der Holz und Mekall, der Ton 
und Erden verarbeikenden Gewerbe. Aber man darf nicht vergeſſen, daß die 
Buchdrucker dieſen Charakter ihrer Produktion ſehr wohl auszunutzen ver- 
ſtanden. Sie haben das Koalifionsrecht,, das den Landarbeitern gerade 
wegen dieſer Gunſt des Produkkionsprozeſſes verſagt wird, in großartiger 
Weiſe als Waffe zu führen verſtanden. 

Wenn nun die Buchdrucker auf fünfzig Jahre ſchwerer Kämpfe, aber zu- 
letzt großer Erfolge, ſtarker Errungenſchafken, großer Machtbildung und 
ſozialer Anerkennung zurückblicken können, jo gebührt ihnen nicht nur das 
Gefühl einer Genugtuung, ſondern auch der ſtarke Dank der Arbeiter der 
anderen Berufe. Man kann nicht hoch genug ermeſſen, was die Gewerk⸗ 
ſchaften von den Buchdruckern gelernt haben; von niemanden haben ſie 
jedenfalls mehr Anregungen gewonnen bei der Ausbildung der Methoden 
der Organifation, der Verhinderung wie der Durchführung von Streiks und 
bei der Sicherung der Errungenſchaften der Kämpfe wie bei der Schaffung 
und Ausbildung der Tarifverkräge. 

So darf man wohl annehmen, daß in den weiteſten Kreiſen der Ar- 
beiterſchaft das Jubelfeſt der Buchdrucker begleitet wird von dem Wunſche, 
daß fie fortſchreiten zu neuen Erfolgen und zu größeren Errungenſchaften 
ihrer Mitglieder, daß fie auszugleichen vermögen in der Zeit des Friedens 
all die Folgen und Wirkungen des Krieges. 


Vom Wirkſchafksmarkk. 
Die kommende Ara der Fuſionen und Truſts. 
Der Krieg als revolutionärer Fakkor. — Neue Inkereſſengegenſäßze. — Bank ⸗ 
finanz und großinduſtrielle Verſchmelzungsgelüſte. — Neuere Fuſionen. — Die 
Inkereſſengemeinſchaft in der Farbeninduſtrie. — Die beiden alten Farben- 


konzerne. — Die Stellung der deukſchen Teerfarbeninduſtrie auf dem Weltmarkt. 
— Rüſtung zum Konkurrenzkampf. — Bedeukung der neuen Inkereſſengemein⸗ 
ſchaft. — Geſamkkapikal und Dividenden. — Die Aufgabe der Sozialdemokratie. 
Berlin, den 9. Mai 1916. 

Mer nicht, durch eine naiv-pazifiſtiſche Theoretik in feinem Sehvermögen 
geſchwächt, in dem jegigen Kriege lediglich ein refardierendes Moment 
ſieht, ſondern offenen Blickes die mannigfachen Veränderungen des wirk- 
ſchaftklichen Geſamtgekriebes bekrachket, der kann ſich kaum der Erkenntnis 
entziehen, daß der Krieg ſich als ein ſtarker revolutionärer Faktor erweiſt, 
der Geſtaltungen zum Durchbruch verhilft, die unker normalen Friedens- 
verhältniſſen Jahrzehnte zur Reifung gebraucht häkken. Der Krieg wird, 
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mag nun die eine oder andere Mächtegruppe beſſer abſchneiden, nicht nur 


das wirkſchaftliche Kräfteverhältnis der europäiſchen Staaten zueinander 


weſentlich verſchieben, die Vereinigten Staaten von Amerika zum gefähr- 
lichſten Konkurrenten Englands machen, den Gegenſatz zwiſchen den ameri— 
kaniſchen und japaniſchen Inkereſſen im nördlichen Teile des Stillen Ozeans 
verſchärfen, die kapitaliſtiſche Entwicklung des Orients beſchleunigen, ſon- 
dern auch im inneren Wirkſchaftsleben der kriegführenden Großſtaaten, ſo— 
wohl Englands und Frankreichs als Deutſchlands, Umwälzungen hervor- 
bringen, die vorausſichklich auf das politiſche Leben von höchſtem Einfluß 
ſein werden. Schon heute ſehen wir, wie in Deutſchland der alte gemäch— 
liche ſtädtiſche Mittelſtand keilweiſe herabgedrückk wird und an ſeiner Skelle 
eine aus dem Kriegslieferanken- und -ſpekulankenkum herausgewachſene 
neue Bourgeoiſie kritt — mit allen widerlichen Eigenſchaften des Empor— 
kömmlingkums und der Selfmademanüberhebung, wie ferner die wirktſchaft— 
liche Lage des eigenklichen Mittel- und Großbauernkums infolge der Skei— 
gerung der Lebensmittelpreiſe zwar weſenklich günſtiger geworden iſt, ſich 


damit aber auch zugleich ſein Gegenſatz zum Parzellenbauer und Landarbeiter 


weſenklich verſchärft hat, wie weiter ein anſehnlicher Teil der ſogenannten 
freien Berufe, verärgert durch die Lebensmittelpreiskreiberei und in ſeiner 


patriotiſchen Ideologie durch die egoiſtiſche Plusmacherei verletzt, bereits 


eine weſenklich andere Stellung zur Geſchäftsbourgeoiſie einnimmt als vor 
dem Kriege. Superkluge Propheten aus unſeren Reihen hatten herausge— 
funden, daß nach dem Kriege die ganze Bourgeoiſie mit Einſchluß der 
Agrarier, der gelehrten Berufe, der Angeſtellten uſw. eine große pakriokiſch— 
reaktionäre Maſſe gegenüber der Arbeiterſchaft bilden würden. Eine ſelt— 
ſame politiſche Pſychologie, die, wie jo vieles, was uns prophezeit wurde, 


bereits heute von den Ereigniſſen überholt iſt. Nicht Ausgleichung, ſondern 


ſchärfere Zuſpitzung der Inkereſſengegenſäze innerhalb des Bürgerkums 
wird die Folge des Krieges ſein. Muß doch ſchon das deutliche Beſtreben 
der deutſchen Bankfinanz, in Kleinaſien und auf dem Balkan nach Frie— 
densſchluß neue Kapitalanlagemärkte zu gewinnen und in Südrußland die 
dort bisher vom franzöſiſchen und belgiſchen Kapital geſpielte Rolle zu 
übernehmen, notwendig zu Konflikten zwiſchen dem Großagrarierkum und 
der Bankwelt führen; denn die Pläne der leßteren laſſen ſich nur durch- 


führen, wenn Bulgarien, Rumänien, der Türkei und Rußland die Mög— 


lichkeit geboten wird, in weit ausgedehnkerem Maße als bisher ihre Boden- 
produkte nach Deutſchland zu liefern. Und ebenſo werden ſich aus der Ab— 


ſicht der Exporkinduſtrien, beſonders der Elektrizitätsinduffrie, als Erſatz für 


verloren gegangene bisherige Abſaßzgebieke alsbald nach Beendigung des 
Krieges ihre Ausfuhr nach Rußland und der Levante zu forcieren, un— 
zweifelhaft manche Inkereſſendifferenzen zwiſchen ihnen und dem ländlichen 
Grundbeſitz ergeben. Anftatt mit einer geſchloſſenen Front der bürgerlichen 
Parteien gegen die Sozialdemokratie iſt vielmehr, ſobald die wirkſchaftliche 
Neuorientierung und die große Steuerreform beginnen, mit dem Hervor— 


kreten neuer ſcharfer Intereſſengegenſätze zwiſchen den einzelnen bürger- 


lichen Schichten zu rechnen, zumal wenn die Sozialdemokratie dann ver— 
fteht, ohne Rückſicht auf ukopiſtiſche Theorien und ohne ſich nach links oder 
rechts zu binden, energiſch das Inkereſſe der Arbeikerſchaft wahrzunehmen. 
Wird der Krieg demnach nicht, wie ſo mancher bürgerliche Ideologe ge— 
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träumt hat, einen Ausgleich der wirkſchaftlichen Inkereſſen zur Folge haben, 
ſo wird er andererſeits die Machtſtellung der Bankfinanz und die indu⸗ 
ſtrielle Betriebskonzenkration weſenklich vermehren, vor allem aber die Zu- 
ſammenfaſſung nahe verwandker, einander ergänzender Betriebe zu großen 
Rieſengeſellſchaften, Induſtrieſyndikaken und privaten Monopolen unter 
finanztechniſcher Leitung beſchleunigen. Die großen Kreditbanken werden 
unzweifelhaft nach dem Kriege eine noch viel größere Rolle ſpielen als bis- 
her. Zwar iſt ſeit Kriegsbeginn in der Verkuppelung der kleineren Provinz 
banken mit den großen D-Kreditbanken zunächſt ein Rückgang eingetreten, 
aber niemand, der die legten Geſchäftsberichte dieſer Banken nüchtern 
nachprüft (vergl. den Bericht über »Geldmarkt und Bankgeſchäft im Jahre 
1915«, Neue Zeit, XXXIV, 2, Nr. 3), wird beſtreiten wollen, daß in der 
abgelaufenen Kriegszeit die Großbanken ein weiteres Übergewicht über die 
Mittel- und Kleinbanken erlangt und dieſen wieder recht anſehnliche Stücke 
ihres Terrains abgegraben haben. Das Weitere wird erfolgen, wenn nach 
dem Kriege die Einzelſtaaken und Gemeinden ſich zu größeren Anleihen ge- 
zwungen ſehen werden und zugleich die Großinduſtrie, voran die Montan- 
induſtrie, nach großen Kapitalien verlangt — zur Ausdehnung ihrer Be- 
kriebe und Erſetzung ihrer verbrauchken Einrichkungen. 

Je mehr aber die Großinduſtrie unter die Obhut der Bankfinanz ge- 
langt und mit dieſer finanziell verquickt wird, deſto mehr werden auch die 
finanziellen Rückſichten der Banken maßgebend für die Geſchäftsführung 
der großinduſtriellen Unternehmungen. Die Bankfinanz hat durchaus kein 
Inkereſſe daran, daß Werke, an denen ſie in gleicher Weiſe bekeiligt iſt, 
ſich gegenſeitig Konkurrenz machen und ihre Profite herabdrücken. Für ſie 
kommt nur die finanzielle Wirkung in Betracht. Und dieſe erfordert, daß 
hier konkurrierende Werke vereinigt, dort zur Stützung ein ſchwächeres 
Werk mit einem leiſtungsfähigeren verbunden oder einem Betrieb, der Roh- 
oder Halbfabrikate herſtellt, andere Betriebe angegliedert werden, die deſſen 
Produkte weiterverarbeifen. Wer die mannigfachen Fuſionen, vornehmlich 
innerhalb der Eiſeninduſtrie, ſich in den Jahren vor dem Kriege näher ange- 
ſehen hat, der weiß, daß ſie meiſt nicht aus dem Enkſchluß der Geſchäfts⸗ 
leitungen und der kleineren Aktionäre, ſondern aus dem Wunſche der be- 
teiligten Banken hervorgegangen find, die finanziellen Erkräge der befref- 
fenden Bekriebe zu ſteigern. Deshalb wird auch, wenn nach dem Kriege die 
Erweiterung der Induſtriebekriebe unker der Führung der Banken erfolgt, 
dieſe Erweiterung vielfach zugleich mit Fuſionen aller Ark verbunden wer- 
den. Mehr noch als bisher geht die Verfügung über die induſtrielle Groß- 
produktion in die Hand weniger großer Kapitalaſſoziakionen über, und 
gleichzeitig wird damit innerhalb ſolcher Induſtriezweige der ſelbſtändige 
Fabrikank, ſoweit er nicht in einzelnen Fällen als Direkkor angeſtellt wird, 
ausgeſchaltet und die Leitung der Produktion von dem Eigentum an den 
Produktionsmitteln getrennt. 

Daß dieſe Einwirkung des Krieges auf die wirkſchaftliche Entwicklung 
manchem bürgerlichen Ideologen nicht paßt, der zu Anfang des Krieges 
von einem Zurückkreken des Inkereſſenegoismus hinter dem »Volksgeiſt«, 
dem germaniſchen »Volksideal« oder dergleichen ſchwärmke, iſt begreiflich. 
Ekhiſch beurkeilt, wird ſchwerlich jemand die durch den Krieg geförderte 
Wirkſchaftsgeſtaltung ſonderlich ſchön finden. Unbegreiflich iſt nur, wenn 
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auch »marxiſtiſche« Entwicklungstkheorekiker die revolutionäre Tendenz dieſer 


Kriegswirkungen verkennen, die hiſtoriſche Bedingtheik und Notwendigkeit 
ſolcher »finanzkapitaliſtiſchen« Enkwicklung als einer Vorſtufe zum Sozia— 


lismus leugnen und von der Rückkehr zum wirkſchaftlichen Status quo ante 
träumen. Ein Beweis dafür, wie ſtark noch immer ukopiſtiſche Anſchau— 
ungen in unſerer Partei herrſchen und wie wenig die marxiſtiſche Lehre be- 


griffen wird, daß nicht durch bloßes Wünſchen und Wollen, auch nicht durch 
Straßendemonſtrakionen und Aufſtände geſellſchaftliche Formationen her— 
beigeführt werden können, für die die geſchichtlichen Vorbedingungen noch 
nicht herangereift find. 

Erſt die Zeiten nach dem Kriege werden voll erkennen laſſen, welche re— 
volufionäre Bedeukung er für unſere Wirtichaftsentwicklung hat. Was ſich 
heute im einzelnen zeigt, ſind nur erſt Anſätze. Immerhin iſt es ſehr inter- 
eſſant, zu beobachten, in welcher Weiſe die großen, von der Gunſt des 
Krieges profitierenden Werke — erinnert ſei hier nur an das jüngſte Ver— 


fahren der Deukſchen Waffen- und Munitionsfabriken, der Ludwig-Löwe- 


Geſellſchaft und der Daimler Mokorenwerke — zur Rüſtung für die kom- 
menden Jahre große Beträge auf ihrem Inventar abſchreiben, die Reſerve— 
fonds auffüllen und zudem verſteckke Reſerven aufhäufen. Daneben tritt ſeit 
einigen Monaten eine offenbare Neigung zu ſogenannken Fuſionen hervor. 
Erſt in den legten Tagen wurden wieder einige ſolcher Verſchmelzungen ge- 
meldet, wie zum Beiſpiel die Vereinigung der Hüſtener Gewernſchaft 


(Akkiengeſellſchaft), ein vornehmlich die Fabrikation von Blech, namentlich 


Weißblech, bekreibendes Werk, mit der Gelſenkirchener Bergwerks-Akkien— 
geſellſchaft, der Maſchinenfabrik Oskar Schimmel & Co., Akkiengeſellſchaft 
in Chemnitz, die hauptſächlich Spinnmaſchinen fabriziert, mit der Lokomo- 
tiven und Dampfmaſchinen bauenden Sächſiſchen Maſchinenfabrik vormals 
Richard Hartmann, Alkiengeſellſchaft in Chemnitz, des Köln-Müſener Berg— 
werksvereins mit der Charloktenhükte-Aktiengeſellſchaft in Siegen uſw. 

Alle dieſe Fuſionen werden jedoch an Wichtigkeit bei weitem über- 
kroffen durch die in den legten Tagen erfolgte Vereinigung der großen 
Anilinfarbenfabriken zu einer monopolarkigen Inkereſſengemeinſchaft— ſchon 
deshalb, weil das Aktienkapital und die Reſerven der ſieben vereinigten 
Geſellſchaften einen nominellen Werk von ungefähr 300 Millionen Mark 
repräſenkieren. 

Zur Ausnutzung der günſtigen Konjunktur für den Abſatz ihrer Fabri— 
Rate, die neben allerlei pharmazeutiſchen Präparaten vornehmlich in Teer— 


farben (Anilinfarben) beſtehen, haben ſchon im Jahre 1905 drei der größten 


Werke dieſes Induſtriezweiges ſich zu einem Konzern vereinigt, nämlich die 


Badiſche Anilin- und Sodafabrik in Ludwigshafen, die Elberfelder Farben— 


fabriken vormals Friedrich Bayer & Co. in Leverkuſen a. Rh. und die 
Aktiengeſellſchaft für Anilinfabrikakion in Berlin-Trepkow. Das Aktien- 
kapital aller drei Geſellſchaften betrug zunächſt 51 Millionen Mark, wurde 
aber bald nach dem Zuſammenſchluß 1907/08 um 35 Millionen Mark und 
darauf 1914 nochmals um 41,8 Millionen Mark erhöht, jo daß es ſich jetzt 


auf 127,8 Millionen Mark beläuft. 


Dieſe Fuſion bewog einige andere große Anilinfarbenwerke, eine Gegen— 
koalition zu ſchließen: die Farbwerke vormals Meiſter, Lucius & Brünnig 
in Höchſt, die Farbwerke Leopold Caſella & Co. (G. m. b. H.) in Frank- 
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furt a. M. und die Akkiengeſellſchaft Kalle & Co. in Biebrich. Das Grund- 
kapital dieſer drei Geſellſchaften (ohne Reſerven und Anleihekapital) be- 
trug bisher 86 Millionen Mark, wird ſich aber, da die Höchſter Farbwerke 
die Ausgabe von 4 Millionen Mark neuer Aktien und ihre Überlaſſung an 
die Geſellſchaft Leopold Caſella & Co. beſchloſſen haben, demngehſt auf 
90 Millionen Mark ſtellen. 

In beiden Konzernen behielten die einzelnen Werke im weſenklichen ihre 
Gelbftändigkeit, doch wurde in dem 1905 von den Höchſter Farbwerken 
mit der Caſella-Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrag feſtgeſetzt, daß die Roh- 
makerialien gemeinſam eingekauft, die Patente und Lizenzen ausgetauſcht 
und neue Fabriken im Ausland nur gemeinſchaftlich errichtet werden joll- 
ten. Die Gewinne follten nach beftimmten Prozenkſätzen verteilt werden. 
Für den erſtgenannken Konzern wurde beiſpielsweiſe beſtimmt, daß die 
Reingewinne nach gleichen Grundſätzen ermittelt und unter Berückjichti- 
gung der verſchiedenen Abſchreibungen und Reſerveſtellungen derart auf- 
‚geteilt werden ſollten, daß die Badiſche Anilin- und Sodafabrik 43, die 
Bayerſchen Farbenfabriken ebenfalls 43 und die Akkiengeſellſchaften ra 
Anilinfabrikakion 14 Anteile erhalten. 

Da nur einige kleinere, nicht im gleichen Grade leiſtungsfähige Farben⸗ 
fabriken außerhalb der beiden Vereinigungen blieben, gelang es dieſen, 
bald nicht nur auf dem deukſchen Inlands-, ſondern auf dem ganzen Welt- 
markt eine Art Monopolſtellung zu erlangen. Die Verſorgung der fremden 
Induſtrien mit deutſchen Teerfarben wurde gewiſſermaßen zu einer deufjchen 
Spezialität, die große Gewinne einkrug. Allein der Werk der deukſchen 
Teerfarbenausfuhr, ohne andere Farbſtoffe und Farbprodukke, hal im 
Jahre 1913 142 Millionen Mark befragen. Ein Erfolg, der vornehmlich 
der Gewandkheit zu verdanken iſt, womit beide Koalitionen ſofork die Er- 
gebniſſe der deufjchen chemiſchen Forſchungen für die Praxis nußbar zu 
machen und induſtriell zu verwerken verſtanden. Mehr noch als in irgend- 
einem anderen Induſtriezweig arbeiten in der chemiſchen Induſtrie Deutich- 
lands Wiſſenſchaft und Praxis Hand in Hand — freilich zumeiſt zum Vor- 
keil des induſtriellen Profits. 

Als der Krieg ausbrach, ſchien dieſer bekrächtliche Expork zunächſt ſtark 
gefährdet. Es war ziemlich ſicher, daß die Staaten, die bisher von der 
deukſchen Farbeninduſtrie abhängig waren (die Vereinigten Staaten er- 
hielten 1913 für 28, Großbritannien für 22½, China für 19, Japan für 
18½ und Britiſch-Indien für 8 Millionen Mark deufjche Teerfarben), die 
Gelegenheit benutzen würden, innerhalb ihres Landes mit ſtaaklicher Unker⸗ 
ſtützung eine eigene Anilinfarbeninduſtrie großzuziehen. Das iſt denn auch 
geſchehen. Man hat nicht nur, wie zum Beiſpiel in Kanada, Geſetze und 
Verordnungen eingeführt, die die deutſche Konkurrenz lahmlegen jollten, 
ſondern man iſt zugleich zur Gründung großer Farbenwerke übergegangen, 
für die die betreffenden Regierungen bekrächkliche Subventionen bewillig⸗ 
ken. So hak die engliſche Regierung zum Beiſpiel zur Errichtung von Teer⸗ 
farbenfabriken ein Darlehen von 1½ Millionen Pfund Sterling zum Zins- 
ſatz von 4 Prozent bewilligt, das erſt nach fünfundzwanzig Jahren zurück- 
gezahlt zu werden braucht. Ferner hak in Japan fich der Staat mit meh- 
reren Millionen Ven an der Errichtung von Teerfarbenfabriken beteiligt 
und dieſen außerdem allerlei beſondere Privilegien eingeräumt. 


Heinrich Cunow: Vom Wirkſchaftsmarkt. en 


Bisher haben dieſe Verſuche, die deutſche Teerfarbeninduſtrie vom Aus- 
landsmarkt zu verdrängen, wenig Erfolg gehabt, doch iſt darauf zu rechnen, 
daß nach dem Friedensſchluß der Kampf um den Weltmarkt mit verftärkter 
Kraft einſeen wird, und wenn auch bisher die ausländiſche Teerfarben— 
induſtrie noch nicht genügende Leiſtungsfähigkeit beſitzt, ſo haben doch 
einige andere chemiſche Branchen die Kriegszeit mit Erfolg zur Stärkung 
ihrer Poſition benutzt. Dieſem zukünftigen Konkurrenzkampf zu begegnen, 
ſich ihre frühere beherrſchende Stellung auf dem inkernationalen Markt zu 
ſichern und, wenn möglich, dieſe noch weiter auszudehnen, haben ſich jetzt 
die beiden vorhin genannken konkurrierenden Gruppen zu einer großen 
monopolartigen Inkereſſengemeinſchaft vereinigt. Der Zweck iſt, die gegen- 
5 Unkerbiekung aufzuheben und den Expork einheitlich zu bekreiben, das 

eißt, in ehrliches Deutſch überſetzt, auf jenen Auslandsmärkten, wo die 
fremde Konkurrenz nicht hinkommt, die Preiſe hochzuhalken, dagegen dort, 
wo eine ſcharfe Konkurrenz hervorkrikt, die Preiſe möglichſt niedrig zu 
ſtellen und die Ausfälle, die durch dieſen Konkurrenzkampf da und dork auf 
den Auslandsmärkken enkſtehen ſollten, durch »enkſprechende« Preisfeſt— 
ſetzungen auf dem Inlandsmarkt auszugleichen, damit die hohen Rein- 
gewinne der leßten Jahre weiter ſteigen. 

Das leßtere iſt natürlich die Hauptſache, wie denn auch die neue Inker— 
eſſengemeinſchaft ſich im eigenklichſten Sinne als eine Finanz- und Gewinn- 
gemeinſchaft darſtellt. Die beiden Dreiverbände und ihre Werke bleiben, 
was ihre innere Betkriebsregelung anbelangt, ſelbſtändig; auch ffeht es jedem 
Werke frei, neue Patente zu erwerben und zu neuen Fabrikationsmethoden 
überzugehen, nur ſollen die kechniſchen Erfahrungen und ebenſo auch die 
Patente ausgetaujcht werden, jo daß kein Werk mehr allein einen be— 
ſtimmten Spezialartikel anferkigt, ſondern jeder ſolche Arkikel mindeſtens 
in zwei Werken hergeſtellt wird. Vor allem aber ſoll der Expork nach ge- 
meinſam fejtgejegten Maximen durchgeführt werden und zugleich der Ein— 
kauf von Rohſtoffen uſw. gemeinschaftlich erfolgen. Abnehmer wie Liefe- 
ranken ſtehen demnach künftig einem einheitlichen Willen gegenüber. Der 
Gewinn ſoll in ähnlicher Weiſe, wie dies bisher ſchon bei dem Konzern 
Ludwigshafen-Leverkuſen-Treptow der Fall war, e und 
nach beſtimmten Quoten verfeilt werden. 

Die Fuſion iſt eine der größten, die bisher in Deukſchland 585 r 
worden ſind, bekrägt doch ihre nominelle Kapitalbaſis, wie ſchon erwähnt, 
ungefähr 300 Willionen Mark, der heutige wirkliche Kapitalwert der 
ſämtlichen Unternehmungen aber faſt 1000 Millionen Mark. Mit Hinzu- 
rechnung der von den Höchſter Farbenfabriken der Caſella-Geſellſchaft 
überlaſſenen 4 Millionen Mark neuer Aktien und des Kapitals der ſich der 
neuen Inkereſſengemeinſchaft anſchließenden Chemiſchen Werke vormals 
Weiler ker Meer in Uerdingen ergibt ſich folgendes Geſamkkapital: 


Kapital Reſerven Anleihen 
Mill. Mark Mill. Mark Mill. Mark 
Badiſche Anilin- und „ 3 34 31,43 21,11 
Farbenfabriken Bayer. . . 5 25,32 25 
Farbwerke Höchſt . 54 28,98 6,75 
Leopold Caſella & Co., G. m. b. H. 30 7 10 
| et für Amnilinfabrikation 19,80 10,48 7,82 
s Biebrich 6 1,23 3,75 
Chemische Fabrik Weiler ker Meer 8 2,61 2,56 
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An Dividenden haben in den letzten drei Jahren die obigen ſechs Werke 
(ohne die Firma Leopold Caſella & Co., die keine Akkiengeſellſchaft, ſon. 
dern eine Geſellſchaft mit beſchränkker Haftung iſt) ausgeſchüktet: 


1913 1914 1915 

. Prozent Prozent Prozent 

Badiſche Anilin- und Sodafabrik . . . 28 19 20 
Farbenfabriken Byheer 228 19 20 
Farbwerke Höcht 30 20 20 
Akkiengeſellſchaft für Anilinfabrikation 9028 16 18 
Kalle d g e 9 10 
Chemiſche Fabrik Weiler ker Meer 9 9 8 12 


Danach könnte es ſcheinen, daß der Gewinn der Werke ſich während 
der Kriegszeit bekrächklich vermindert hätte. Takſächlich aber haben ſie recht 
hohe Gewinne erzielt. Die niedrigeren Dividenden erklären ſich zum größten 
Teil daraus, daß ungewöhnlich hohe Abſchreibungen und Überweiſungen an 
die Reſervefonds vorgenommen wurden. So ſchreiben zum Beiſpiel die Ba- 
diſchen Anilin- und Sodafabriken für das letzte Geſchäftsjahr 11,6 Wil. 
lionen Mark ab, überweiſen 3 Millionen dem außerordenklichen Reſerve. 
fonds und außerdem noch 1 Willion ihrem Kriegsfonds. 

Ein recht nekker Anfang auf dem Wege neuer Fuſionierungen und 
Monopoliſierungen. Weitere ähnliche Inkereſſenkoalitionen werden folgen 
in der Induſtrie, im Bankgewerbe und höchſtwahrſcheinlich auch in dei 
Schiffahrt. Wer die Beſtrebungen auf leerem Gebiet aufmerkſam ver- 
folgt, kann ſich kaum darüber käuſchen, daß ſchon heute in gewiſſen Inter: 
eſſenkenkreiſen auf das Zuſtandekommen eines großen Schiffahrkttruſts 
unfer Leitung der Hamburg-Amerika-Linie und mit Einſchluß der öfter: 
reichiſchen Trieſter Schiffahrkgeſellſchaften hingearbeitek wird. Und den 
neuen »Inkereſſengemeinſchaften« werden ſich neue Karkelle und Syndikake 
anreihen. Aufgabe der Sozialdemokratie wäre es eigentlich, dieſe Entwick. 
lung zu verfolgen, ſich über ihre Tendenzen klar zu werden und ſich darau 
vorzubereiten, in den kommenden Inkereſſenkämpfen energiſch die Inter 
eſſen der Arbeiterſchaft wahrzunehmen. Statt deſſen wird in der Sozial 
demokratie der Spalkungsbazillus gepflegt und über die naivpſten Zukunfts- 
ſpekulationen und Ukopiſtereien geſtritten. Gegen die Verſtaatlichung längfi 
überreifer Induſtriezweige und den angeblich drohenden »Staakskapitalis- 
mus« werden kheorekiſche Gladiakorenkämpfe ausgeführt — und unkerdeſſen 
entſtehen aus den neuen Verhälkniſſen heraus, ohne ſich um die theorefi- 
ſchen Nachweiſe ihrer hiſtoriſchen Nichkberechktigung zu kümmern, die 
ſchönſten Privakmonopole und ſtellen uns für die Zukunft eine Preispolitik 
in Ausſicht, wie fie niemals ein Skaaksmonopol zu betreiben vermöchte, 
ganz abgeſehen davon, daß die fetten Unkernehmerprofite beſſer zur Deckung 
der durch den Krieg bewirkten Reichsverſchuldung dienen könnten. Einen 
Teil der alten Kladderadakſchilluſionen und ukopiſtiſchen Zukunftskonffruk- 
tionen hat ja der Krieg zerſtörk; aber immer noch iſt eine jo ſtarke Doſis 
naiver Hoffnungskräume zurückgeblieben, daß noch weitere bittere Erfah⸗ 
rungen nach dem Kriege nötig zu ſein ſcheinen, um allgemein in der deutſchen 
Sozialdemokratie den Sinn für eine konſequenk den Aufſtieg der deukſchen 
Arbeikerſchaft erſtrebende ſozialiſtiſche Realpolitik zu wecken. 

Heinrich Cuno w. 
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Auguſt Winnig, Zur Neuorientierung der deukſchen Sozialdemokratie. Kriegs- 
probleme der Arbeitkerklaſſe, 10. Heft. 19 Seiten. Berlin-Karlshorſt, Internatio- 
nale Korreſpondenz. 


Einer der Eifrigſten unter den »Neuorientierten«, Auguſt Winnig, trägt in 
dieſer Flugſchrift wieder einmal ſeine Meinung vor, daß man zur »Demokratifie- 
rung des öffenklichen Lebens« und zur »Sozialiſierung des Wirkſchaftsprozeſſes« 
einzig und allein durch Anwendung der parlamenkariſchen Methode 
des politiſchen Kampfes gelangen könne. Die revolutionäre Methode erachtet 
Winnig als durch die geſchichkliche Entwicklung überholt und unanwendbar, nicht 
nur weil die Arbeiterſchaft greifbare Erfolge des Organifationslebens haben will 
und mit »reiner Ideologie« nicht zufrieden iſt, ſondern haupkſächlich deshalb, weil 
die Staatsmacht gewaltig erftarktift. Der Autor ſagtk ungefähr: Der 
große Krieg hat gezeigt, daß nicht einmal Staatswejen, von denen man vordem 
glaubte, daß ſie auf recht ſchwachen Füßen ſtehen, zuſammengebrochen ſind. So 
kann Deukſchland erſt recht nicht erſchüktert werden, denn es »verfügt über die 
ſtärkſte ſtaatliche Organiſation der Welk«. ... »Ihr zur Seite ſteht die umfaſſende 
Organiſakion des Kapitals. Aber man darf von alledem abſehen und braucht nur 
auf die Umwälzung der Waffentechnik hinzuweiſen, die das Machtverhältnis zwi- 
ſchen den revolutionären und gegenrevolufionären Kräften derart zuungunſten der 
erſteren verſchoben hat, daß nur noch politiſcher Wunderglaube einen revolutio— 
nären Erfolg erhoffen kann. Das find ankirevolukionäre Wirklichkeiten. ... Die 
Schlußfolgerung iſt ... unenkrinnbar gegeben: Offenes Bekenntnis zur 
parlamentariſchen Methode. 

Was können wir nun durch Anwendung der parlamenkariſchen Methode alles 
erlangen? Unkerſchiedliche Reformen. Gewiß. Vielleicht auch vollſtändige politiſche 
Gleichberechtigung aller Staalsangehörigen. Aber es gibt jetzt ſchon Gemeinweſen, 
wo vollſtändige politiſche Demokratie, volle ſtaatsbürgerliche Gleichberechkigung be- 
ſteht. Sind dieſe Gemeinweſen vielleicht mit der politiſchen Demokratie zum Sozia— 
lismus gekommen? Beileibe nicht, ſie ſind ebenſo kapitaliſtiſch wie Staaten, in 
denen die politiſche Gleichberechtigung nicht exiſtierk. Iſt ein demokratkiſcher Staat 
klein, wie efwa die Schweiz oder Dänemark, fo biefet er nicht viel Gelegenheit 
zur Anhäufung großer Reichtümer; in großen demokratiſchen Gemeinweſen, 
wie in den Vereinigten Staaten, ſind die Klaſſengegenſätze jo kraß wie nur irgend- 
wo. Die Demokratiſierung iſt eben auch nur eine der Reformen, die innerhalb des 
kapitaliſtiſchen Staates möglich find. Die Sozialdemokratie verfolgte — mindeſtens 
bis zu dem hiſtoriſchen 4. Auguſt — ein höheres und weit ſchwerer erreichbares 
Ziel als die politiſche Demokratie. Ich glaube, mehr als zwanzig Jahre lang ge— 
hört zu haben, fie will die Beſeitigung der Klaſſenherrſchaft, die Einführung einer 
klaſſenloſen Geſellſchaftsordnung. Davon ſprichk Winnig nichts, obzwar er, nach 
Bemerkungen auf S. 11 der Flugſchrift zu ſchließen, ungefähr ebenſo lange in der 
Arbeiterbewegung ſteht wie der Referent. Nur ganz zum Schluß verkröſtet Winnig 
den geduldigen Leſer mit der kurzen Bemerkung, der Sozialismus werde ſich »als 
neue Geſchichtsepoche durchſetzen«, wenn er »durch die ökonomiſchen Verhälkniſſe 
zur zwingenden Notwendigkeit geworden iſt«. Alſo, wir müſſen warten, bis der 
Sozialismus von ſelbſt kommt! Was wir kun können, wäre demnach, nur auf Re- 
formen innerhalb der beſtehenden ſozialen Ordnung auszugehen. Ich meine, damit 
werden nicht alle von uns einverſtanden ſein, ſondern gar mancher möchte gern bei— 
tragen, das Kommen der klaſſenloſen Zeit zu beſchleunigen, obwohl er ſich der 
v»antirevolutionären Wirklichkeiten«, auf die Winnig hinweiſt, ganz bewußt iſt. 
Die, welche fo denken, bezweifeln wohl auch, daß das Ziel lediglich durch parlamen- 
kariſche Tätigkeit erreicht werden kann. Denn jene, die materielles Inkereſſe am 
Klaſſenſtaakt haben, würden ſich kaum gukwillig einem allfälligen Parlaments- 
beſchluß zur Beſeitigung der Klaſſenvorrechte unterwerfen, fie würden vielmehr zu 
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dem Mittel greifen, das Winnig — auf S. 16 — als größtes Hindernis der An- 
wendung der »revolutionären« Methode andeuket, um die Ausführung eines der- 
artigen Parlamentsbeſchluſſes zu vereiteln. Soll das Mittel gegen uns nicht an- 
wendbar fein, ſo müſſen wir eben krachten, die Dinge fo zu geſtalten, daß es ver- 
ſagt. Da iſt Gelegenheit genug zu außerparlamenkariſcher Betätigung. 

Die Weſenszüge, welche die Sozialdemokratie von anderen Parkeien unker⸗ 
ſcheiden, find nach Winnigs Auffaſſung »unſere Eigenſchaft als Verkretung der 
jüngſten und darum am meiſten von Not und Unfreiheit bedrücten Klaſſe, und 
weiter unſer Geſellſchaftsideal, das die Grundlage der beſtehenden Geſellſchaft, das 
Privateigentum an den Produktionsmitteln, grundſätzlich verneint«. Stark betont 
Winnig den Weſensunkerſchied gerade nicht. Doch das nur nebenbei. Auch 
der Übergang der Produktionsmitfel vom Privak- in Gemeinſchaftseigentum be- 
deutet nicht nokwendigerweiſe das Aufhören von Klaſſenunterſchieden, nicht nof- 
wendigerweiſe das Aufhören des Schaffens von Mehrwerk. In einem Staat, der 
alle Produktionsmittel eignet, können noch ganz guk beträchtliche Klaſſenunter⸗ 
ſchiede weiterbeſtehen, vorausgeſetzt, daß Vorrechte irgendwelcher Ark exiſtieren. 
Darum handelt es ſich in der Haupkſache. Den »Neuorientierken« ſcheink aber 
die Haupkſache aus dem Gedächtnis gekommen zu fein. H. Fehlinger. 


Genoſſenſchafkliche Kultur. Eine Flugſchriftenſammlung. SHerausge- 
geben von K. Bikkel. Verlag von W. Langguth in Eßlingen. 54 Seiten. Pee 
40 Pfennig. 


Dieſes kleine Heftchen enthält ſieben verſchiedene Aufſätze von mit der Sache 
vertrauten Verfaſſern über die Konſumvereine und ein enkſprechendes Vorwort 
des Herausgebers. Alle dieſe Arkikelchen find von dem Beſtreben diktiert, der 
Allgemeinheit klarzumachen, wie gerade der Krieg den Gedanken konſumgenoſſen⸗ 
ſchaftklicher Organifation in den Vordergrund des Wirtſchaftslebens geſtellt hat. 
Von dieſer Strömung wünſcht und erwarketk man eine günſtige poſitive Rückwir- 
kung auf die Konſumvereine. Die Arbeiten haben aljo einen guten Sinn und 
Zweck, es läuft aber zum Teil recht Überſchwengliches unter. So ſchreibt Profeſſor 
Schür, ein alter Genoſſenſchafter: »Ich glaube an die ſieghafte Kraft der Organi⸗ 
ſation der Konſumenten, die größer iſt als alle kapitaliſtiſchen Zuſammenballungen 
in den Truſts, Ringen und Syndikaken.« Das iſt allerdings ein ſtarker Glaube, 
der es aber bekanntlich allein nicht kuk. Trotzdem kann auch dieſes Büchlein mit 
Nutzen geleſen werden, wenn man die nötigen kritiſchen Vorbehalte macht. 

H. Fleißner. 


Georg Irmer, Völkerdämmerung im Skillen Ozean. Leipzig 1915, Verlag 
S. Hirzel. 155 Seiten. Preis karkonierk 2,50 Mark. 

Der Verfaſſer jagt von feinem Buche, es ſei: »Eine in großen Zügen hinge- 
worfene Skizze von der gegenwärkigen politiſchen Lage im Stillen Ozean, ohne An- 
ſpruch auf Vollſtändigkeit. Ein Bild aus der Vogelperſpekkive, wie es ſich vor dem 
Auge deſſen malt, der faſt die Hälfte ſeiner Mannesjahre damit zugebracht hat, 
den politiſchen Werdegang der Dinge im Skillen Ozean am Schauplatz da draußen 
ſelbſt oder vom Fenſter der Wilhelmſtraße aus aufmerkſam zu beobachten. « 

Irmer ſchreibt zunächſt über »Deutſche Kulturarbeit im fremden Lande, in Kali- 
fornien, in der Südſee, in Auſtralien und auf Neuſeeland. Er ſagt davon: »überall, 
wo das deutſche Volk auftrat, wurde es der Sauerteig des wirkſchaftlichen Lebens. 
Aber die Deukſchen da unken haben ſich nach ſeiner Meinung zu ſchnell aſſimilierk, 
fie find »im engliſchen Meer unwiederbringlich verloren gegangen«. Nur in Kali- 
fornien und in den benachbarten Küſtengebieken und an einigen Stellen in Auſtralien 
haben deukſche Sprache und deukſches Leben noch eine Stätte. Dieſe aber bleiben 
»ſtarke Stützen des Deukſchkums«, nur leider keine »politiſche Machtfaktoren im 
Inkereſſe des Reiches«. Sie müßten »in dauernder Fühlung mit Deutſchland er- 
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halten, richtig geleitet und geſchickht benutzt werden«. Irmer klagt: »Mit den 
deutſchen Auswanderern geht es uns wie mit den deuktſchen 
Prinzen und Prinzeſſinnen, die an das Ausland abgegeben 
werden. »Der Abſterbeprozeß des Deukſchtums« läßt fie ganz und gar und 
ſchnell verwachſen mit ihrer neuen Umgebung. Deshalb fordert Irmer: „Mit dieſem 
nationalen Elend muß es ein für allemal ein Ende haben nach dem Weltkrieg.« 
»Man ſollte die Auswanderung nach engliſchem Lande in Zu- 
kunft wie Kriegskonkerbande anſehen.« »Dieſe Art der Verſchwen— 
dung der deutſchen überſchüſſigen Volkskraft an England ſollte in Zukunft einem 
Verrat am Vaterland gleichkommen!« Die Tatſache, »daß das Deutſchtum im über- 
ſeeiſchen Ausland als Mitfaktor in der Berechnung der deukſchen Wehrkraft völlig 
verſagt hat«, muß, jo meint Irmer weiter, enkſprechend gewertet werden. 

». .. Der Krieg hat mit eherner Fauſt dem Tanz um den Gößenaltar 
der Weltkultur ſchnell ein Ende gemacht. Wir find heute darüber einig, 
daß unſere deufjche Jugend zum Kulkurdünger für die Welt und insbefondere für 
die engliſche Nation zu gut ift, die Verbreikung des deutſchen Gedankens in der 
Welt, darüber find wir uns heute alle einig, kann nur dann im nationalen, ftaaf- 
lichen Sinne für den Reichsgedanken Werk haben, wenn er dauernd verknüpft 
iſt mit der Reihsangehörigkeit.... Nicht der deukſche Gedanke in der Welt, 

»nein, die deutſche Tat iſt es, die wir ſehen wollen, und die in der Wehr— 
haftigkeit für das Reich ihren ſichkbaren Ausdruck findet.. Wir 
müſſen eine neue Erde haben in der Welt; und wenn es 
irgend angeht, muß ſie möglichſt nahe vor den Toren des 
Deuktſchen Reiches liegen. Aber deutſch muß dieſe Erde ſein.« 
In einem weiteren Kapitel ſpricht Irmer über »die deutſche Erde im Stillen 
Ozean“. Er ſchreibt hier Kolonialgeſchichte. Bismarck und Caprivi, jo meink er, 
wurden beherrſcht von dem »Glaubensſaß, daß die koloniale Miffion Deutſchlands 
ih nur im Schalten der engliſchen Freundschaft entwickeln könnte«. 
Bismarck »ſetzte ... in allen überſeeiſchen Fragen eine ſtarke Idenkikät der 
deutſchen und engliſchen Inkereſſen voraus«. »Und Caprivi bewegte fein ganzes 
Leben nur der eine Gedanke des unvermeidlichen Krieges nach zwei Fronten, gegen 
Frankreich und Rußland.« Er ſah in England den »einzigen natürlichen Bundes- 
genoſſen in dieſem unabwendbaren, für die deutſche Zukunft entſcheidenden 
Kampfe“. Irmer gibt zu: »Man iſt in den Tagen Bismarcks und Caprivis in 
London unſeren kolonialen Wünſchen. .. unverkennbar enf- 
gegengekommen.« Aber mit dem »offenen Bekenntnis des deutſchen Volkes 
zu feiner überſeeiſchen, weltpolikiſchen Miſſion«, mit dem »Übergang der Reichs- 
regierung von der bisherigen konkinenkalen Politik zur überſeeiſchen, zur Welt— 
politik«, mit den Flottenvorlagen und der Erwerbung von Floktenſtützpunkken 
(Kiautfhou, Karolinen, Samoainſeln) verſchwand in England die »friedensſichere (1) 
Stimmung«: »mit der Freundſchaft Englands war es vorläufig vorbei«. 
Irmer erinnert an den Karolinenſtreit mit Spanien 1885. Er gibt 
von der Beilegung desſelben eine neue, interefjante Darſtellung. Er ſagt darüber: 

»Bismarck hat viele Jahre ſpäter einmal geäußert, daß er um die Karolinen 
niemals einen Krieg begonnen hätte. Das mag fein. Aber etwas anders liegen 
die Dinge denn doch. Wenn ſich fpäter einmal die Archivſchätze des Auswärkigen 
Amtes öffnen, wird man aus feinen eigenen Aufzeichnungen erſehen, daß es 
ſein großer Kaiſer war, der damals aus Rückſicht auf die gefährdeke 
Lage der ſpaniſchen Monarchie der republikaniſchen Be— 
wegung gegenüber ein Weiterſpinnen des Karolinenſtreits ausdrücklich 

unterſagte. 

Irmer nennt das: »ehrenwerte Rückſichtnahme auf die Solidarität des mon- 
archiſchen Gedankens«. 

Den Abſchnitt über »die deutſche Erde im Stillen Ozean« ſchließt Irmer mit dem 
Hinweis auf die Notwendigkeit der »Konzenkration der geſamken deukſchen Rolo- 
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nialen Arbeik«. »Für koloniale Pygmäenkämpfe haben wir keine Zeit mehr. 
»Unſere koloniale Zukunft wird in Nähe von Europa liege 
müſſen, zunächſt in Afrika. Wenn fie und die Rücficht auf die Stärkur 
deutſcher Wehrkraft jenſeits des Meeres Opfer im Stillen Ozean forder 
ſollten .., dann müſſen fie ohne Murren auf dem Altar des Vaterlandes gebrad 
werden.« 

Neben dieſen Ausführungen find die Kapitel über »das Völkererwachen i 
Stillen Ozean und die Renaiſſance im fernen Oſten« und über »das engliſche Wel 
erbe im Stillen Ozean« von minderer Wichtigkeit. Irmer meint: »Über dem E 
ſtehen neuer Staaten und der Wiedergeburt von alten Kulturvölkern zu moderne 
Mächten iſt die engliſche Weltherrſchaft im Stillen Ozean kampflos beiſeite g. 
ſchoben worden.« »Schon fiſchen die Japaner ungeſcheut nach dem Strandgut au 
dem Schiffbruch der engliſchen Herrſchaft im Stillen Ozean. ... Mißtrauiſch un 
unſchlüſſig ſehen die Amerikaner dem gefährlichen Treiben der gelben, feitg. 
ſchloſſenen Nation zu.« »Wer wird der Erbe ſein der engliſchen Flagge im Große 
Ozean, die dorf vor unſeren Augen jetzt niedergezogen wird? Die weiße Raſſe i 
Amerika oder die gelbe?« et: 


Anzeigen. 


Archi für die Geſchichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, herausge 
geben von Dr. Karl Grünberg. Leipzig, C. L. Hirſchfeld. 

Das Archiv enkhält in ſeinem jetzt abgeſchloſſenen 6. Jahrgang verſchieden 
Beiträge von akkuell-politiſchem Intereſſe. 

Das erſte Heft enthält einen Artikel »Einiges aus der Ukopienliteratur de 
letzten Jahre«, in dem Profeſſor Ballod die Frage unkerſucht, wie die Wirkſcha 
Europas nach dem Kriege wird weitergeführt werden können und wie weit di 
Utopien beſonders von Aklankicus und Lynkeus den Anforderungen dieſer kom 
menden Zeit enkſprechen. N. Rjaſanoff teilt eine Reihe von Reden, Arkikeln un 
Briefen von Marx und Engels über die Polenfrage mit und beleuchtet die hiſte 
riſchen Umſtände, unter denen fie abgefaßt wurden. Schließlich bringt das Heft de 
erſten Teil einer Bibliographie über die Internationale und den Weltkrieg, in di 
nicht nur ſelbſtändige Schriften, ſondern auch wichtigere Zeitſchriftenartikel au 
genommen ſind. 

Das zweite Heft enthält unker anderem ein Sammelreferat von Profeſſo 
van Blom über 15 Schriften niederländiſcher Sozialiſten über den Krieg und di 
Fortſetzung der Bibliographie über die Inkernakionale und den Weltkrieg. 

Das dritte Heft (S. 374 bis 541) enthält die erſte Abteilung einer Urkunden 
ſammlung »Die Internationale und der Weltkrieg, Materialien, geſammelt vo 
Karl Grünberg«. Die erſte Abteilung umfaßt die Zeit vor dem Kriege und wäh 
rend der erſten Kriegswochen. Im vorliegenden Hefte werden die Internationale 
Deukſchland, Sſterreich-Ungarn, Frankreich und Belgien behandelt. Die Samm 
lung enthält nicht nur die offiziellen Kundgebungen der Internationale und de 
einzelnen Parteien und Gewerkſchafkszenkralen zum Kriege, ſondern auch hiſtoriſc 
wichtige Aufrufe, Flugblätter, Reden und Zeikungsarkikel. Die Urkunden werde 
größtenteils in der Originalſprache veröffentlicht, die Beſchlüſſe der Inkernational 
franzöſiſch. Den franzöſiſchen und italieniſchen Texken iſt keine Überſetzung bei 
gefügt, wohl aber den polniſchen. Die ungariſchen Urkunden ſind, ſoweit ſie nich 
ſchon urſprünglich in franzöſiſcher oder deutſcher Sprache erſchienen find, nur il 
deukſcher Überjegung gegeben, desgleichen die kroatiſchen. Die Kundgebungen de 
kſchechiſchen, ukrainiſchen und der ee Sozialdemokratie in Sſterreic 
ſollen noch nachgekragen werden. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die wahren Anſtifker der iriſchen Erhebung. 
5 Von Ed. Bernſtein. 


Man ſieht in der iriſchen Sache jetzt klar genug, um mit Sicherheit das 
ausſprechen zu können, was in der Nummer der Neuen Zeit vom 12. Mai 
dieſes Jahres im Artikel »Irland — eine Lehre« nur erſt vermutungsweiſe 
geäußert worden war. Nämlich daß der am 24. April in Dublin ausge- 
brochene und auf verſchiedene andere Gebiete Irlands alsbald fortgepflanzte 
Aufſtand nur in einem geringen Maße auf die vom Ausland her betrie— 
benen Agitationen zurückgeführt werden kann, ſeine Haupkquelle oder 
Hauptquellen vielmehr in Irland ſelbſt zu ſuchen ſind. Und das Kapitel 
feines heimiſchen Urſprungs iſt mindeſtens ebenſo inkereſſank wie die in 
ſpäterer Zeit zu behandelnde Geſchichke ſeiner Speiſung aus dem Ausland. 

Er führt nämlich direkt auf die Agikakionen und Ränke derjenigen 
Partei und ihrer Verbündeken in England zurück, die ſich mit beſonderer 
Betonung als die gefreueften Stützen der Herrſchaft Englands in Irland 
bezeichnen. Es find die iriſchen Loyaliſten, wie fie ſich ſelbſt nennen, und ein 
Teil der berufenen Hüter von Geſetz und Ordnung, denen die größte Ver- 
antwortung dafür zufällt, daß es diesmal zum bewaffneten Aufſtand in Ir- 
land gekommen iſt. 

Unzweifelhaft hat es in Irland lange ſchon eine Fraktion von radikalen 
Nationaliſten gegeben, denen das Stück nationaler Selbſtregierung nicht 
genügte, wie es unter dem Namen Homerule von der großen iriſchen Natio- 
nalparfei gefordert ward und vom jehigen Parlament zum Geſetz erhoben 
worden iſt. Es hätte ſonderbar zugehen müſſen, wenn ſich in einem Lande 
mit jo ſtarken Erinnerungen an heroiſche Rebellenkämpfe, die in den pa- 
kriotiſchen Liedern des Volkes forkleben, wie das in Irland der Fall iſt, nicht 
auch Elemente gefunden hätten, die ihr politiſches Ideal unmittelbar aus den 
radikalſten Überlieferungen ihres Landes geſchöpft häkten, Leute, denen 
jeder Kompromiß mit der verhaßten angelſächſiſchen Herrſchernation wider- 
ſtrebte — mit den »Saſſenach« (Sachſen), wie die keltiſchen Bergjchoften 
zur Zeit ihrer Kämpfe die Engländer nannten — und die ein in jeder Hin- 
ſicht von England unabhängiges Irland auf ihre Fahne ſchrieben. Aber 
dieſe Fraktion, wenn man fie jo nennen darf, war allmählich zur Unbe- 
deukendheit zuſammengeſchrumpfk; ihr Ideal war reine Ideologie geworden, 
ſeit die umwälzenden Agrarreformen ihr die ergänzende Klaſſenbewegung 
entzogen hatten. Wie ſehr letzteres der Fall iſt, hal die in der Geſchichte der 
iriſchen Aufſtände unerhörke Tatſache gezeigt, daß die diesmalige Erhebung, 
die über bewaffnete und einexerzierke Truppen verfügte und für einen 
Augenblick einen immerhin bekrächklichen Teil des Zentrums der Hauptitadt 
Dublin in ihre Hände brachte, keinerlei auch nur nennenswerke agrariſche 
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Rebellion ausgelöft hat. Wenngleich der revolutionäre Syndikalismus eines 
Teils der organifierfen Lohnarbeiter Irlands in ihr eine Rolle geſpielt hat, 
kann ſie doch nur als eine rein politiſche Erhebung bezeichnet werden. Denn 
nicht als Klaſſe mit eigenen Zielen kraken die Arbeiterelemente in ihr auf, 
ſondern lediglich als radikaldemokrakiſche Nakionaliſten. Vollſtändig atmet 
dieſer Geiſt das »Manifeſt an das iriſche Volk«, welches das als »proviſo— 
riſche Regierung der iriſchen Republik« konftituierfe zentrale Revolutions- 
komitee am erſten Tage der Erhebung öffenklich anſchlagen ließ. Dieſes Ma- 
nifeſt darf als geſchichtliches Dokument Wiedergabe an dieſer Skelle bean- 
ſpruchen. Es lautet: 
Irländer und Irländerinnen. 

Im Namen Gottes und der verſtorbenen Generationen, von denen es feine 

alten Überlieferungen als Nation empfing, ruft Irland durch uns feine Kinder unter 
ſeine Fahne und ſchlägt es ſich für feine Freiheit. 
Nachdem es durch ſeine geheime revolutionäre Organiſakion, die griſche tepu- 
blikaniſche Brüderſchaft, und durch feine öffentlichen militäriſchen Organiſakionen, 
die Zriſchen Freiwilligen und die Iriſche Bürgerwehr, ſeine Männerſchaft orga- 
nifiert und eingeübt, feine Diſziplin geduldig vervollkommnet und entſchloſſen den 
richtigen Zeitpunkt für feine Selbſtbekundung abgewarkek hat, ergreift es nun 
dieſen Zeitpunkt und ſchlägt es los, von feinen exilierten Kindern in Amerika und 
kapferen Verbündeten in Europa unterjfüßt, aber in erſter Linie auf ſeine eigene 
Kraft ſich verlaſſend, in voller Zuverficht auf den Sieg. 

Wir erklären das Recht des Volkes von Irland auf das Eigenkum an Irland 
und auf die uneingeſchränkke Verfügung über Irlands Geſchick für ſouverän und 
unankaſtbar. 

Die lange Uſurpation dieſes Rechtes durch ein fremdes Volk und eine fremde 
Regierung hat das Recht nicht ausgelöſcht, noch kann es je ausgelöſcht werden, 
außer durch die Vernichkung des iriſchen Volkes. 

In jeder Generation hat das iriſche Volk ſein Recht auf nationale Freiheit und 
Souveränität bekräftigt; im Laufe der legten 300 Jahre hat es fie ſechsmal in 
Waffen bekräftigt. 

Die Verfaſſung. 

Auf dieſes Grundrecht geſtützt und indem wir es von neuem im Angeſicht der 
Welt mit den Waffen bekräftigen, proklamieren wir hiermit die Jriſche Republik 
als einen ſouveränen unabhängigen Staat und verpfänden wir unſer Leben und 
das Leben unſerer Waffengenoſſen der Sache ſeiner Freiheit, ſeiner Wohlfahrt 
und feiner Erhöhung unter den Nationen. 

Die Iriſche Republik hat und erhebt hiermit Anſpruch auf die Ergebenheit 
aller Irländer und Irländerinnen. Die Republik verbürgt allen ihren Bürgern re- 
ligiöſe und bürgerliche Freiheit, gleiches Recht und gleiche Möglichkeiten und ver- 
kündek ihre Entſchloſſenheit, das Glück und den Wohlſtand der ganzen Nation zu 
betreiben, indem ſie alle Kinder der Nation gleichmäßig und mit Vergeſſen all der 
von einer ausländiſchen Regierung ſorgfältig genährten Differenzen liebt, die in 
der Vergangenheit eine Minderheit von der Mehrheit gekrennk haben. | 

Bis unſere Waffen den paſſenden Zeitpunkt für die Einfegung einer das ganze 
Volk von Irland verfretenden und durch das Stimmrecht aller feiner Männer 
und Frauen gewählten dauernden nationalen Regierung herbeigeführt haben, wird 
die hiermit konſtituierke proviſoriſche Regierung die bürgerlichen und militäriſchen 
Angelegenheiten der Republik als Sachwalterin des Volkes verwalten. 

Wir ſtellen die Sache der Iriſchen Republik unter den Schuß des allerhöchſten 
Gottes, deſſen Segen wir für unſere Waffen anrufen, und wir beken, daß nicht 
einer von denen, die dieſer Sache dienen, ſie durch Feigheit, Unmenſchlichkeit oder 
Raub entehren werde. In dieſer höchſten Stunde muß die Jriſche Nation durch ihre 
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Tapferkeit und Diſziplin ſowie durch die Bereitwilligkeit ihrer Kinder, alles für 

das gemeinſame Wohl hinzugeben, ſich des hohen Geſchicks werk zeigen, zu dem ſie 

berufen iſt. 

Gezeichnet für die Proviſoriſche Regierung: 

as J. Clarke. Sean Mac Diarmada. Thomas Mac Donagh. J. H. pearſe. 
James Conolly. Eamon Ceaunk. Joſeph Plunkett. 


Selbſtverſtändlich haben wir Sozialdemokraten dieſes Manifeſt nicht zu 
kritiſieren, ſoweit es das Selbſtbeſtimmungsrecht der Nation anruft. Wohl 
aber unkerſteht es und die Bewegung, der es Ausdruck gab, auch der ſozial— 
demokratiſchen Kritik unter dem Gefichtspunkt feiner Möglichkeit. 
Unmögliches wollen, jeine Mitbürger alſo zu einem von vornherein als aus- 
ſichtslos zu erkennenden Aufſtand aufrufen, ſoll niemand, der als politiſch 
zurechnungsfähig gelten will. Dies kann als politiſches Axiom bekrachkek 
werden, wobei indes zu bemerken iſt, daß ein als Aufſtand im vorſtehenden 
Sinne unmögliches Unternehmen noch weiteren Zwecken dienen kann und 
alsdann zugleich im Hinblick auf dieſe zu beurteilen iſt; daß man aus ihnen 
alſo unter Umſtänden doch eine Berechtigung des Unkernehmens herleiten 
oder mindeſtens deſſen Vernunft erweiſen kann. 

Nun iſt es nicht nur durch den katſächlichen Zuſammenbruch des Auf⸗ 
ſtandes bewieſen, daß er als Erhebung für die unabhängige iriſche Republik 
ausſichtslos war. Die Übermacht der bewaffneken Gewalt, die den Aufſtän- 
diſchen gegenüberſtand, war wohl die Urſache ihrer ſchnellen Niederlage, 
aber nicht die Urſache des raſchen moraliſchen Zuſammenbruchs des Auf— 
ſtandes. Dieſe letztere Urſache beſteht darin, daß zur militäriſchen Ausfichts- 
lofigkeit ſich die politiſche Ausſichtsloſigkeit der Erhebung für die Republik 
geſellte. Es iſt außer Zweifel, daß fie die große Mehrheit des iriſchen 
Volkes gegen ſich hakte. Zwar find alle Revolutionen, die ſiegreichen wie 
die unterlegenen, von Minderheiten ausgegangen. Aber hier war ein Drittel 
der Nation fanatiſcher Gegner der Erhebung und ſelbſt unter Waffen, min- 
deſtens ein zweites Drittel ſtand ihr ablehnend gegenüber; fie wäre ſelbſt 
bei zeitweiligem Siege über die engliſchen Waffen verurteilt geweſen, Min- 
derheitsbewegung zu bleiben und hätte ſich an einem Bürgerkrieg verblutet, 
wie er erbitterter kaum gedacht werden konnte. So jpricht denn auch George 
Bernard Shaw in einem Artikel im »New Statesman« vom 6. Mai, worin 
er die Aufſtändiſchen gegen die Bezeichnung als Hochverräker in Schuß 
nimmt, von der »dicken Unwiſſenheit und romankiſchen Narrheit, welche die 
unglückſeligen Sinn Feiner ein Stück hoffnungsloſer Unheilſtiftung irrfüm- 
lich für einen patriotiſchen Freiheiksakk anſehen ließ, jenem gleich, den 
Shelley beſang und für den Byron zu den Waffen griff«. Aber wenn die 
Maſſe des Gefolges der Sinn Feiner den unwiſſenden Bevölkerungs- 
ſchichten enkſtammte, jo krifft das ſicherlich nicht von den Führern der Er- 
hebung zu, die zumeiſt der Klaſſe der Intellektuellen angehörten, während 
der Verkreker der Arbeiter unter ihnen, James Conolly, gerade im Gegen- 
ſatz zu dem hitzigen James Larkin, deſſen rechte Hand er ſeinerzeit bei den 
großen Dubliner Hafenarbeitkerſtreiks war, als ein wohlüberlegender Orga— 
niſator geſchildert wird. So heißt es in einer Dubliner Korreſpondenz des 
»Daily Chronicle« vom 1. Mai von Larkin und Conolly: »Der eine (Larkin), 
ein hyſteriſcher, halbwahnſinniger Schwärmer, lieferte die Theorefik und die 
Erregung, der andere (Conolly) lieferke die wunderbare ſozialpolitiſche Or- 
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ganiſation, die ihr Haupkquarlier in Liberty Hall hak.« Und in einem zweiten 
aus iriſcher Feder herrührenden Artikel des »New Sfafesman« wird Co- 
nolly als »ein Mann von wahrhaft den Führer kennzeichnenden Fähig⸗ 
keiten geſchildert ſowie von ihm erzählt, daß er der Verfaſſer eines inter- 
eſſanten Buches über die Arbeikerklaſſe in der iriſchen Geſchichte ſei, einer 
»Kritik des bürgerlichen Nationalismus, worin die Ideale der Redmonditen 
wie die der Sinn-Fein-Leute gleichmäßig verurkeilt werden«. Von den bür- 
gerlichen Führern der Erhebung waren mindeſtens die Hälfte Männer in 
vorgerückkem Alker, die auf ein erfahrungsreiches Leben zurückblickken. 
Es war daher von vornherein unwahrſcheinlich, daß dieſe Leute bloß um 
einer phankaſtiſchen Eingebung willen oder auf Grund einer ſinnloſen Ein⸗ 
ſchäzung des Verhältniſſes der ihnen und der Regierung zu Gebote jtehen- 
den Machtmittel den Aufſtand jollten ins Werk gejeßt haben. Und in der 
Tat geht aus den uns nun vorliegenden Berichten hervor, daß die Ver- 
mufung vollauf berechtigt war, die in dem vorerwähnten Artikel Ausdruck 
fand. Nicht als ein Akt kollkühner Überſchäzung der eigenen Kraft ſtellt ſich 
der Aufſtand danach dar, ſondern als ein Akt der Verzweiflung, 
bei dem unverankworkliche Einflüſſe Außenſtehender den Ankreiber gemacht 
haben. 

Um das zu verſtehen, muß man ſich an die Vorgänge erinnern, die ſich in 
Irland in den letzten Jahren vor Ausbruch des Krieges abfpielfen. Den Anftof 
gaben die jogenannten Loyaliſten der Provinz Ulſter, die unter der Leikung 
des konſervakiven Sir Edward Carſon den bewaffneten Widerſtand gegen 
die Durchführung des vom Parlament nach langjährigen Kämpfen beſchloſ⸗ 
jenen Homerulegeſezes planten, um dieſes unmöglich zu machen. 

Wenn es jemals Vorbereitung zum Hochverrat gegeben hat, jo war es 
dieſe Organiſierung des Aufſtandes in Ulſter. In aller Offenklichkeit und mi 
Aufgebot der heftigſten Aufreizungen in Zeitungen, Flugſchriften und An. 
ſchlägen wurden Freiwilligenkorps organiſierk und einexerzierk, mit Waffen 
verſehen und wurden ſchließlich ſogar größere Geſchütze für fie beſchafft 
Der Ausſpruch des Vaters von Winſton Churchill, des verſtorbenen Ran- 
dolph Churchill, ebenſo wie ſein Sohn ein begabter Draufgänger: „Ulster 
will fight and Ulster will be right“ — Ulſter will fechten, und das mil 
Rechten — war das ewig wiederholte Loſungswork dieſer Vorbereitung des 
Aufſtandes, für den es um ſo weniger eine Enkſchuldigung gab, als das 
Homerulegeſeß die weikeſtgehenden Sicherheitsbeſtimmungen gegen Verge: 
waltigungen Ulſters durch das zu ſchaffende iriſche Parlament enthielt. 

So offenbar gejegwidrig dieſe Bewegung war, jo konnke ſich doch die 
liberale Regierung nicht enkſchließen, ernſthaft gegen fie einzuſchreiten. Ein- 
mal widerſprach es Grundjägen des engliſchen Liberalismus, Volksbewe⸗ 
gungen gewaltſam zu unterdrücken, ſolange fie nicht ſelbſt zur kakſächlichen 
Gewaltanwendung übergehen. Dann aber ſtand hinter den Ulſterleuten die 
große Mehrheit der Ariſtokrakie und Bourgeoiſie Englands und deren Ge: 
folge in Kleinbürgerkum und Arbeiterſchaft, ſowie ein erheblicher Teil wenn 
nicht die Mehrheit der Armee, deren Widerſtand jeden ernſten Schritt zur 
Niederhalkung der Ulfterleute zu lähmen drohte. So halfen ſich die Liberalen 
damit, daß fie die Bewegung von Ulſter durch Spott zu diskreditieren ſuch⸗ 
ten, ſie als bloßes Drohmanöver hinſtellten, das zuſammenbrechen werde, 
wenn nach Verkündigung des Geſetzes der Zeitpunkt käme, Ernſt zu machen. 
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Anders ſah ein Teil der nakionaliſtiſchen Irländer die Sache an. Sie 
witterten Verrat von feiten der Liberalen — wenn nicht aus mangelnder 
Ehrlichkeit in Sachen Homerules, jo aus mangelnder Enkſchloſſenheit und 
Tatkraft. 

Und ganz unbegründet war dieſer Verdacht ſicherlich nicht. Jeden— 
falls iſt es verſtändlich, wenn nun die radikaleren Nationaliſten dazu über- 
gingen, als Gegenmacht gegen die Freiwilligenkorps von Alfter nakionali— 
ſtiſche Freiwilligenkorps zu organiſieren. In dieſer Bewegung, die zunächſt 
in keinen Gegenſaß zur parlamenkariſchen Verkrekung der iriſchen Natio- 
naliſten — zur Partei Redmond — krat, finden wir auch den nun zur Be— 
rühmtheit gelangten Sir Roger Caſemenk. Ihr ſchloſſen ſich faſt alle Sinn- 
Fein-Leutke an, denen fie ſchon deshalb willkommen war, weil das urjprüng- 
liche Programm des Sinn Fein — der wirkſchaftkliche und Sprachenkampf — 
ſich als verfehlt herausgeſtellt hatte. Um jo unangenehmer war die Bewe— 
gung der parlamenkariſchen Partei. Deren kakkiſches Programm war es ge- 
weſen, der ungeſetzlichen Bewegung Ulſters die ſtrengſte Geſetzlichkeit des 
nakionaliſtiſchen Irland enkgegenzuſtellen, ſo daß ſich die Rollen gegen früher 
vertauſchken: rüffeten ſich die proteſtankiſchen Iren Ulfters zur Rebellion, fo 
waren die überwiegend kakholiſchen Nakionaliſten Irlands nunmehr die 
Loyaliſten geworden. John Redmond und feine Leute kannten aber ihre er- 
regbaren Landsleute zu gut, um ſich nicht zu jagen, daß fie, einmal zum be- 
waffneken Kampfe organiſiert, ſich nicht leicht in die Schranken eines Ver- 
haltens würden eindämmen laſſen, wie es die geſchilderke Taktik für ge- 
boten erſcheinen ließ. Nur mit Widerſtreben gaben ſie der Bewegung da— 
durch eine Ark Legitimität, daß fie nach einiger Zeit ihr beifrafen. Sie 
glaubten ſie auf dieſe Weiſe im Notfall zügeln zu können. Worin ſie ſich 
aber gekäuſcht haben. 

Da kam der Krieg und brachte zunächſt auch in Irland ekwas wie Burg- 
frieden. Er wurde aber, wie ſchon im vorigen Artikel bemerkt, zuerſt durch das 
Verſchieben der Verkündung von Homerule, das die engliſchen Liberalen ſich 
von den Konſervativen als Kaufpreis für deren Unterſtützung abpreſſen ließen, 
und dann durch die Bildung des liberal-konſervakiven Koalitionsmini- 
ſteriums ernſtlich erſchütkerk. Wie faſt überall ſonſt, haben auch in England 
die Konſervatkiven zuerſt es verſtanden, den Krieg ihren Inkereſſen dienft- 
bar zu machen. Und das ſehr nafürlicherweife. Der Krieg iſt ſeinem Weſen 
nach ankidemokrakiſch, nur vorübergehend konnte in Frankreich die levee 
en masse von 1792/93 revolufionäre Wirkungen auslöſen, und ähnlich iſt 
es in Deutſchland mit dem Landwehraufgebot von 1813 gegangen. Immer 
ſtärker wuchs das Mißtrauen in den Reihen der Nakionaliſten, und als 
Redmond mit einem Zeil feiner Kollegen die Anwerbung von Kriegsfrei- 
willigen in Irland aktiv unkerſtützte, kam es zur Spalkung der Nafionali- 
ftiſchen Freiwilligen Korps in die Redmondiſtiſchen National Volunkeers 
und die radikalen, nun von den Ginn-Zein-Leuten geleiteten Iriſh-Volun— 
teers. Auch die Refte der alten feniſchen Bewegung, der Iriſchen republika— 
niſchen Brüderſchaft, die bis dahin als keiner Beachtung werkes Überbleibſel 
im ſtillen dahinvegekierk haften, bekamen nun neuen Zuzug und verffanden 
es, namentlich die Jugend zu beeinfluſſen. Und ſchließlich gewann die Be- 
wegung einen Verbündeten in der prolekariſchen Bürgerwehr — „citizen 
army“ —, die Larkin, Conolly und Genoſſen in Dublin ſchon vorher unter 
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Ausnutzung des Vorgehens der Ulfterleute zur Beſchützung der ſyndikali⸗ 
ſtiſchen Gewerkſchafken gegen Polizei und Militär organiſiert haften. 

Die ganze heutige Organiſation Irlands für den Bürgerkrieg iſt auf 

die von den Konſervaliven organiſierke Aufſtandsbewegung in Ulſter zurück⸗ 
zuführen. Es würde zu viel Raum in Anſpruch nehmen, die Ausſchreitungen 
in Sprache und Handlungen näher zu beſchreiben, die von den Ulſterleuken, 
auch Orangiſten genannt, die ganze Zeit über begangen worden ſind. Es iſt 
eine alte Erfahrung, daß herrſchende Klaſſen, wenn fie zur Rebellion über- 
gehen, ſich viel rückſichtsloſer aufführen als die aufſtrebenden unkeren 
Klaſſen. Der weiße Schrecken iſt noch ſteks gewalkkätiger und blutiger ge- 
weſen als der rote Schrecken. Genau zwei Jahre vor Ausbruch des jetzigen 
Aufſtandes haben Ulſter-Freiwillige in Larne an der Nordoſtküſte Irlands 
die Eiſenbahnſtakion beſetzt, die Telegraphendrähte zerſchnitken, Poliziſten 
und Zollbeamke gefangen genommen, um ungehindert Geſchütze landen zu 
können, die für die Rebellion beſtimmt waren. In den großen Schiffswerk⸗ 
ſtätten Belfaſts wurden die katholiſchen Arbeiter von den dort die große Mehr⸗ 
heit bildenden und von der Ulſterpartei verhetzten prokeſtantiſchen Arbeitern fo 
vielen Beläſtigungen und Mißhandlungen unkerworfen, daß ſie in großer Zahl 
die Arbeit aufgeben mußten. Und wenn die revolutionären Nakionaliſten in 
Flugſchriften und Aufrufen Deutkſchland als ihren Befreier verherrlichten, 
ſo find ihnen auch darin die Ulſterleute vorangegangen. Orangiſtiſche Ab- 
geordneke, wie zum Beiſpiel der Vertreter von Süd-Belfaſt, James Cham: 
bers, erklärten rundheraus, daß ſie, wenn Homerule Geſetz würde, England 
die Treue brechen und ſich an feinen Nöten ergößen würden. Auf Ehren- 
pforken, die beim Einmarſch von Ulſter-Freiwilligen errichtet wurden, 
prangfe vielfach ein Gruß an den Deutſchen Kaiſer als den Mann, der Ulſter 
beiſtehen werde. Mag das auch zum größten Teil Bluff geweſen ſein, ſo 
war doch der Ton angeſchlagen für das, was nun auf radikal- nakionaliſtiſcher 
Seite geſchehen iſt. 
Wieviel von dem auf Wahrheit beruht, was engliſche Blätter jetzt über 
die Unkerſtützung der iriſchen revolutionären Bewegung durch deutſches 
Geld ſchreiben, entzieht ſich unſerer Beurkeilung. Daß zu den Beiträgen, die 
ihr aus Amerika zugefloſſen find, auch dortige Deutſche beigeſteuerk haben, 
iſt wahrſcheinlich genug. Da Caſement jetzt in engliſcher Gefangenſchaft iſt 
und unfer einer Anklage wegen Hochverraks ſteht, verbietet ſich jedes vor- 
gefaßte Urteil über ſeine Schrikte. Außer allem Zweifel iſt, daß er zu ihnen 
lediglich durch politiſche Gründe veranlaßt wurde. Seine engliſchen Freunde 
behaupten, daß er, der ſteks iriſcher Patriot war, zu feiner exkremen Hal⸗ 
kung erſt durch die Umtriebe der Unioniſten gegen das Inkrafttreten von 
Homerule getrieben worden ſei, eine Auffaſſung, die dadurch unkerſtüht 
wird, daß Caſementk vorher in den engliſchen diplomatischen Dienſt getreten 
war, von der liberalen Regierung den Freiherrntitel annahm und bis zuletzt 
eine nicht unerhebliche Penſion bezog, während die Führer der nationaliſti⸗ 
ſchen Bewegung Irlands bis heuke noch an dem ſeinerzeit von Parnell auf- 
geſtellten Grundſatz feſthalten, kein bezahltes Amt von der Regierung an- 
zunehmen, bis nicht Homerule verwirklicht iſt. 

Wie immer aber es ſich mit der dem Aufſtand von außen geword 
Anregung und Unterſtützung verhalten mag, fo iſt ihre Wirkung kaum eine 
andere geweſen als die ähnlichen Freundesdienſte, welche den Irländern in 
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der Zeit der Jakobiner- und Napoleoniſchen Kriege von franzöſiſcher Seite 
geleiſtet wurden. Nicht die Feinde, die Freunde von Irlands Befreiung 
verwünſchen ſie. 

Man wird das verſtehen, wenn man die nachfolgenden Sätze aus einem 
MWarnungsbrief lieſt, den der jet erſchoſſene Journaliſt F. Sheehy 
Sgkeffington am 7. April an engliſche Blätter ſandke, den aber keines dieſer 
zu drucken für opporkun hielt und den nunmehr der »New Statesman« vom 
6. Mai zur Veröffenklichung bringt. 

Der Brief beginnt mit folgenden Sätzen: 

Die Lage in Irland iſt äußerſt ernſt. Dank dem Schweigen der Tagespreſſe 
verfolgen die militäriſchen Behörden ihre preußiſchen Pläne in Irland unbeob— 
achtet vom britiſchen Publikum, und wenn die von ihnen provozierke Exploſion ein- 
tritt, werden fie verſuchen, das britiſche Publikum darüber zu käuſchen, wo die Ver- 
antworkungen liegen. Ich ſchreibe in der Hoffnung, daß krotz des Kriegsfiebers 
noch genug Urteilsfähigkeit und geſunder Menſchenverſtand vorhanden iſt, die Mi- 
litariſten zurückzuhalten, ſolange es noch Zeit iſt. 


Es folgt ein kurzer Hinweis auf die oben gejchilderfen Vorgänge, die 
zu der Verſchärfung der Gegenſätze in Irland geführt haben, und die Feſt— 
ſtellung, daß ſyſtematiſche Maßregelungen von Mitgliedern der nationa— 
liſtiſchen Freiwilligenkorps die Erbitterung in den Kreiſen der Nakionaliſten 
und der Arbeiterſchaft auf die Spitze getrieben haben. Die Anwerbung für 
die britiſche Armee ſei kot, für die Iriſchen Freiwilligen würden wöchentlich 
bis zu kauſend Mann geworben. Jeder Verſuch, die Iriſchen Freiwilligen 
und die Bürgerwehr der Arbeiker zu enkwaffnen, würde von ihnen mit be- 
waffnetem Widerſtand beantwortet werden. Daß dieſe Erklärungen kein 
bloßer Bluff ſeien, habe ſich dadurch gezeigt, daß der bloße Verſuch, ein 
kleines Freiwilligenkorps in Tullamore aufzulöſen, von ihnen mit Revolver- 
ſchüſſen beantwortet worden ſei, und daß, als in Dublin am 24. März das 
Gerücht umlief, ein Gewalkſtreich ſtehe gegen das Arbeikerblakk »The 
Workers Republic« (Die Republik des Arbeiters) bevor, die Iriſche 
Bürgerwehr Tag und Nacht in Liberty Hall Wache hielt, »bewaffnet und 
entſchloſſen, ihr Leben teuer zu verkaufen« Viele Arbeiter hätten ihre 
Stellen ſofort aufgegeben, um dem Mobilifierungsbefehl ſchnellſtens Folge 
zu leiſten. Wenn mik Kenntnis dieſer Lage General Friend (der Oberbefehls- 
haber der Garniſon in Irland) und ſeine ihm unkergebenen Militarijten wirk- 
lich dazu übergingen, die Freiwilligen zu entwaffnen oder in die Räume der 
Arbeiterpreſſe einzudringen, jo könne das nur geſchehen, weil fie Blut- 
vergießen wollen, weil ſie ein neues 1798 provozieren wollen, das ihnen 
eine Ausrede für ein Gemeßel mit Maſchinengewehren lieferk. 

Dann heißt es: 

Jriſche Pazifiſten, welche die Lage aus der Nähe beobachten, find überzeugk, 
daß dies gerade das iſt, was die Wilitariſten wünſchen. Die jungen engliſchen Offi— 
ziere in Dublin machen kein Geheimnis aus ihrem Verlangen, »den Sinn Feiners 
eins zu verſetzen«, ſie haben mehr Luſt, gegen dieſe zu kämpfen, als gegen die 
Deutſchen. Sie werden dazu angeſtachelt durch die Northeliffe-Carſon-Zwangs— 
aushebungsclique in London. Am 5. April forderke die »Morning Poſt« heftig die 
Unterdrückung der »Workers Republic«, am 6. April wurde eine Frage im Haufe 
der Gemeinen geſtelltk, die Mr. Birrell aufforderte, die Iriſchen Freiwilligen zu 
entwaffnen. Dieſe Leute kennen genau die Punkte, wo ein Pogrom am leichkeſten 
ins Werk geſetzt werden kann. 
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Zweimal ſei General Friend nahe daran geweſen, Irland in Flammen 
zu jeßen. Beide Male ſei Mr. Birrell (der liberale Staafsjekrefär für 
Irland) rechtzeitig eingeſchritten und habe durch ſein Veto die Pläne der 
Wilitariſten durchkreuzt. »Aber eines Tages mag Mr. Birrell 
übergangen werden oder zu ſpät einſchreiten.« Wer 
könne, wenn dann einmal Blutvergießen in Irland ſeinen Anfang genom- 
men hat, vorausſagen, wo es enden wird? 

Inmitten der weltumfaſſenden Schlächkerei mag Blutvergießen auf unſerer 
kleinen Inſel als Kleinigkeit erſcheinen. Das Vernichten aller irifh-nationalifti- 
ſchen und Arbeiker-Freiwilligen möchte kaum fo viel Schlachtopfer koſten als die 
einzige Schlacht bei Loos. Zweifelsohne iſt das die Kalkulation der Wilitariſten — 
daß in einer Welt von Verbrechen ihr Verbrechen überſehen werden mag. Je 
näher der Friede kommt, um fo eifriger werden fie darauf bedacht ſein, einen Kon: 
flikk zu erzwingen, bevor ihre Ausſichten dahinſchwinden. Iſt in Großbritannien 
genug wahre Sympathie für kleine Nationalitäten, genug aufrichtiger Haß gegen 
den Militarismus vorhanden, um dieſe Pogromverſchwörung britiſch-militariſtiſchen 
Junkerkums zu vereiteln? 


| Mit diefer Frage ſchließt der, — wohlgemerkt, zwei Wochen vor Aus- 

bruch des Aufſtandes geſchriebene Brief. Er mag die Dinge zu einſeitig dar- 
ſtellen, — daß er ſie in der Haupkſache richtig geſehen, hat der Aufſtand und 
ſein Verlauf gezeigt. Er läßt erkennen, wie geladen die Akmoſphäre war, 
als die Entladung erfolgte. Unzweifelhaft gab es auch auf der anderen Seite 
Hitzköpfe, die, vielleicht angeſtachelt durch übertriebene Berichte betreffs 
von außen kommender Hilfe, die Kunde des Losſchlagens nicht erwarten 
konnten. Die lezten Tage vor der Landung Sir Roger Caſementks zirku⸗ 
lierke in den nakionaliſtiſchen Kreiſen Dublins ein Schriftſtück, das als die 
Wiedergabe einer in Chiffern abgefaßten Geheimorder an die Militärbehör- 
den in Irland ausgegeben wurde. Dieſes, ebenfalls vom »New Sfatesmans 
in der Nummer vom 6. Mai zum Abdruck gebrachte Schriftſtück beginnt 
mit den Worten: 

Die folgenden Vorſichtksmaßregeln ſind vom Jriſchen Amt auf die Empfehlung 
des Oberkommandanken der Truppen in Irland genehmigt worden. Alle Vorberei⸗ 
kungen werden gekroffen werden, dieſe Maßnahmen werden ſofork nach Empfang 
eines aus dem Hauptſekrekariat Dublin Caſtle ergangenen und vom Unkerſtaaks. 
ſekrekär und dem kommandierenden General der Truppen in Irland gezeichneten 
Erlaſſes ins Werk geſetzt werden. 


Es folgt eine ſehr ins einzelne gehende Aufzählung der zu verhaftenden 
Perſonen und Komitees, der zu beſetzenden und zu iſolierenden Gebäude und 
ähnlicher Maßnahmen mehr — ein richtiger Armeebefehl vor einer in Aus⸗ 
ſicht genommenen Kriegsoperakion. Das Schriftſtück iſt von den maßgeben⸗ 
den Zivilbehörden, jo namentlich von dem Unterffaatsfekrefär für Irland, 
T. W. Ruſſell, als eine Fälſchung erklärt worden, und Mr. Ruſſell, 
deſſen ganze Vergangenheit für ſeine aufrichtige Anhängerſchaft an Home⸗ 
rule ſpricht, dürfte es auch wirklich nicht gekannt haben. Damit iſt aber 
ſeine Falſchheil noch nicht erwieſen. Es kann ein von militäriſcher Seite 
ausgearbeiteter Entwurf geweſen ſein, zu dem der Zivilregierung im ge- 
gebenen Zeitpunkf die Zuſtimmung abgenöfigt werden jollte. Gleichviel aber, 
ob es echt oder gefälſcht war, ſobald das Schriftſtück im Lager der Nationa⸗ 
liſten und Arbeiker für Wahrheit genommen wurde, iſt hinreichende Er- 
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klärung dafür gegeben, warum man auf dieſer Seite zum Aufſtand über- 
ging. Nur, daß er alsdann nicht als ein Stück kollkühnen Übermuts zu be- 
zeichnen iſt, ſondern ſich — und dies iſt meine Überzeugung — eher als eine 
Maßnahmeder Verzweiflung darſtellt. 

Wenn Leute militäriſch zum Widerſtand eingerichtet und ausgerüjtet 
find, dann gibt es für fie kein Zurückweichen und kaum einen Skillſtand. 
Solche Bewegungen treiben flels über ſich hinaus, fie verkragen keine Ruhe, 
fie leben von der Erregung. So war es in Ulſter, und Ulſter hat dem übrigen 
Irland das Signal gegeben. Ulſter hakte eben nur ſcheinbar abgerüſtek. Unter 
derhand ging krotz Burgfrieden die Agikakion gegen Homerule weiter und 
wagte ſich nach Bildung des Koalitionskabinekts immer unverhüllker 
hervor. Mochte der Krieg nach außen dieſe Bildung rechkferkigen, für die 
heimiſche Politik war fie vom demokratkiſchen Standpunkt aus Gift. Sie hat 
nur dazu beigetragen, die ohnehin geſchwächte Poſition der enkſchieden 
liberalen Elemente in der Regierung noch zu verſchlimmern. Mit Bezug auf 
die vorliegende Frage beſtand die Schwäche darin, daß die Liberalen im Heer 
und in der oberen Beamktenſchafk ihre heftigſten Gegner ſitzen haften. Mr. 
Auguſtine Birrell, der liberale Staatsſekrekär für Irland, dem das ganze 
demokrakiſche England einmütig das Zeugnis ausſtellt, daß er es ehrlich mit 
Homerule meinte, hat ſein Amt niedergelegt. Offiziell mit der Begründung, 
daß er ſich ſchuldig fühle, die Gefahr des Aufſtands unkerſchätzt zu haben. 
Aber nicht die iriſchen Nationaliſten, die Gegner der Demokrafie in Irland, 
haben ihn außer Amt gejagk. In ihren Reihen ſind die wahren Urheber des 
Aufſtands zu ſuchen. 
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Die deukſchamerikaniſche „Kulkurgemeinſchaft“ 


und das Deukſchlum in Amerika. 
Von Erwin Gudde (San Francisco). 


Als im Auguſt 1914 der Weltkrieg ausbrach und Deutſchland ſich rings- 
um von Feinden umgeben ſah, da war es ganz nakürlich, daß das deutſche 
Volk ſich nach einem Freund umſchauke, der mit der deukſchen Sache ſym— 
pathiſiere. Die Blicke vieler richteten ſich nach Amerika, und die Hoffnung 
war verbreitet, in den Vereinigten Staaten werde ſich der Freund in der Not 
finden, der zum mindeſten ideell auf die deukſche Seite kreten würde. Hatte 
nicht Deutſchland Willionen ſeiner Söhne und Töchter über den Aklankik 
geſandt, um die amerikaniſche Nation aufbauen zu helfen? Hakten ſich die 
Deutſchen in den Vereinigken Staaken nicht zu einem gewaltigen, einfluß- 
reichen Bunde zuſammengeſchloſſen? So fragten pakriotiſche Blätter. Und 
predigten nicht katſächlich ſeit einer Reihe von Jahren Apoſtel hüben und 
drüben von dem gewaltigen Einfluß, den die eingewanderken Deutkſchen auf 
das politiſche, kulturelle und wirkſchaftliche Leben der Union ausgeübt 
hätten, und von einer deutſchamerikaniſchen Kulkurgemeinſchaft, die die 
beiden großen Nationen zu dauernder Freundſchaft verbinde? Hatte nicht 
Amerika ſeine Unabhängigkeit von der engliſchen Tyrannei in zwei blutigen 
Kriegen erkämpfen müſſen? 

Die ſchöne Illuſion dauerke nicht lange. Nach wenigen Wochen wurden 
die Deutſchen, die von einer deukſchamerikaniſchen Kulturgemeinſchaft 
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träumten, gewahr, daß die öffenkliche Meinung in Amerika ins Lager der 
Alliierten abgeſchwenkt iſt. Jetzt änderte ſich der Ton im deukſchen Blätter 
wald. Die Idee der Kulturgemeinſchafkt wurde nicht fallen gelaſſen, aber die 
Amerikaner wurden der Undankbarkeit geziehen, weil fie das Gute, das 
Deutſchland der Republik erwieſen hakte, nicht mit Gukem vergalten. Auch 
viele, die nicht in das gleiche Horn fließen, dürfte die Stellungnahme der 
Gelehrten, der Preſſe und des Volkes der Vereinigten Staaken gegen 
Deutſchland überraſchk haben. 

Wie iſt es aber in Wirklichkeit um dieſe angebliche Kulkurgemeinſchaft 
beſtellt? Der Gedanke an ſie iſt völlig neu, noch vor wenigen Jahrzehnken 
wußte niemand etwas davon. Erſt als deukſcher Einfluß infolge der über- 
raſchenden kulkurellen und induſtriellen Entwicklung des Deutſchen Reiches 
in der ganzen Welt fühlbar wurde, kamen die Deutſchamerikaner auf den 
Gedanken, daß die deutſchen Einwanderer einen ungeheuren Einfluß auf 
die Bildung der amerikaniſchen Nation ausgeübt hätten und daß fie ſelbſt 
verpflichtet ſeien, eine Kulturmiſſion in der Neuen Welt zu erfüllen. Aus 
dieſer Stimmung heraus ſind in den letzten Jahren eine ganze Anzahl 
Schriften erſchienen, die dieſes Thema behandeln, darunter zwei umfang- 
reiche Werke, die ſich mit der Geſchichte der Deutkſchen und ihrem Einfluß 
in Amerika beſchäfkigen.! Beide ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Deutich- 
amerikaner einen großen, ja enkſcheidenden Ankeil an dem Aufbau der Ver⸗ 
einigten Staaken gehabt haben; während aber das Werk des deutſch⸗ 
amerikaniſchen Schriftſtellers Rudolf Cronau ein literariſch völlig, hiſtoriſch 
faſt völlig werkloſes Machwerk iſt, ſind die beiden Bände des Cornell- 
profeſſors Albert Fauſt eine ſtreng wiſſenſchaftliche, unparkeiiſche Arbeit. 
Wenn wir krotzdem im Laufe dieſes Artikels wiederholt auf das Cronauſche 
Werk zurückkommen, ſo geſchieht es, weil dasſelbe in deutſcher Sprache er- 
ſchien und — ebenſo wie fein Schreiber — für das heukige Deutſch⸗ 
amerikanerkum typijch iſt. 

Wollen wir nun den deutſchen Einfluß in Amerika analyſieren, fo 
müſſen wir ſorgfältig unkerſcheiden zwiſchen dem Einfluß, der von Deukſch⸗ 
land direkt kam, und dem Einfluß, den die eingewanderten Deutſchen aus- 
übten. Über den direkten Einfluß können wir mit wenigen Worten hinweg⸗ 
gehen. In angewandten Wiſſenſchaften iſt Deutſchland nicht allein für Ame⸗ 
rika, ſondern für alle Kulkurnationen vorbildlich geworden. Profeſſoren hat 
Amerika auch mit anderen Ländern ausgekauſcht, einen politiſchen Einfluß 
Deutijchlands auf Amerika hat es nie gegeben, und im Erziehungsweſen er- 
ftreckt ſich derſelbe auf den Kindergarten und das höhere Univerſikätsſtudium, 
in dem der deutſche philoſophiſche Doktor den engliſchen Magiſter Artium 
als höchſte akademiſche Würde erſetzt hat. Wie wenig die Amerikaner, die 
an deukſchen Univerſikäken ſtudierken, von deukſchen Sympathien beherrſcht 
find, zeigt die Stellungnahme der amerikaniſchen Gelehrtenwelf zu dem 
Kriege. Von einſchneidender Bedeukung iſt deutſcher Einfluß nirgends ge- 
worden; die engliſchen Einrichtungen haben ſich bis heute erhalten, und das 
öffenkliche Leben Amerikas hat ſich auch ſeit der politiſchen Unabhängigkeit 
engliſchem Einfluß in weit größerem Maßſtab zugänglich gezeigt als 

Rudolf Cronau, Drei Jahrhunderte deutſchen Lebens in Amerika. Berlin 
1909, Verlag Dietrich Reimer. Albert B. Fauſt, The German Element in the 
United States. Bofton und New Vork 1909, Houghton Mifflin Co. 


E. Gudde: Die deutſchamerikaniſche »Kulkurgemeinſchaft«. 235 


deutſchem oder irgendeinem anderen. Und wenn Profeſſor Ludwig Stein in 
feinem Artikel »Die Neutralen und der Weltkrieg«? ſchreibt: »Der Ameri- 
kaner fühlt ſich wie von feinen Verwandten, jo von ſeinen wiſſenſchaftlich- 
künſtleriſchen Beziehungen zu Deukſchland, dem Skammſitz der Kultur, ge- 
waltſam abgeſchnitten«, ſo iſt das grundfalſch, wenn es auch nicht der größte 
Unſinn iſt, den dieſer Herr in dem genannken Arkikel über Amerika zu— 
ſammenphankaſiert. 

Was haben nun aber die Deufjchamerikaner für die Fortpflanzung 
deutſcher Kultur in Amerika getan? Cronau ſtellt in dem Vorwort zu feinem 
Werke die grokeske Behauptung auf, daß es eine »durchaus falſche Vor— 
ſlellung iſt«, wenn man glaubt, »daß dieſelben (die eingewanderken Deutſchen) 
für ihr Vaterland wie für das deutſche Volkskum verloren ſeien«. Es iſt 
zwecklos, eine ſolche Behaupkung ausführlich zu widerlegen. Die Deutſchen 
in Amerika find nicht nur für das deutfhe Volkskum endgültig und für alle 
Zeiten verloren, fie haben nicht einmal verſtanden, ihr Deutſchtum auf ihre 
nächſte Generation zu vererben oder gar dem amerikaniſchen Volkskörper 

‚ein wenig von der Lymphe deutſcher Kultur und deutſcher Einrichtungen 
einzuimpfen. Brukal jagt es ihnen der verſtorbene Karl Lamprecht ins 
Geſicht: 

a Bang und bitter muß es ausgesprochen werden: der Deutſche (in Amerika) als 
Deutkſcher verſagt. Es iſt nicht einmal an dem, daß er der bekannte Völkerdünger 
wäre. Er ſteht geiſtig keineswegs beſonders hoch; ſchreiben und leſen kann heute 
am Ende jeder beſſere Neger, und an Energie des Denkens, die zunächſt in Ame- 
rika verlangt wird, überkrifft ihn der Engländer gewiß, vermutlich auch der Slawe. 
. . . Eine Bevölkerung, die ſolche Lokale (Biergärten mit Rummelplätzen) beſucht 
und in naivjter Weiſe ſchätzt, iſt nicht dazu geeignet, in Amerika geiſtig zu kon- 
Rurrieren. ... Aber fie find einer Bekeiligung an der Politik einfach nicht fähig. 
Und damit haben ſie das obere Niveau moraliſcher Gemeinempfindungen verloren, 
das fie allein aus der Wiſere ihrer Iſolierkheit hätte herausheben und zu ernſten 
Wettbewerbern um amerikaniſche Größe machen können. 


Das ſind bittere Wahrheiten. 

Es wäre jedoch verfehlt, dem deukſchen Elemenk ohne weiteres das 
Brandmal geiſtigen Tiefſtandes und politiſcher Impotenz auf die Stirn zu 
drücken, ohne ein Wort der Erklärung für dieſe merkwürdige Takſache zu 
finden. Um die Deutſchamerikaner — nicht die von heuke, ſondern die, welche 
während der lezten drei Jahrhunderte vom Angloamerikanerkum abjorbiert 
wurden — zu verſtehen, müſſen wir uns nicht nur die Geſchichke Amerikas, 
ſondern auch die deutſche und engliſche Geſchichte vor Augen halten. Die 
erſten Anſiedler, die bis in die neueſte Zeit hinein als die kypiſchen Ver— 
treter der Amerikaner galten, waren die Purifaner, die die Inkoleranz der 
Kirche von England im Anfang des ſiebzehnken Jahrhunderks aus ihrem 
Vaterland vertrieb. England hatte zu jener Zeit die Feudal- und Religions- 
kämpfe zum größten Teil hinter ſich, die das alte Deutſche Reich noch für 
Jahrhunderte zu einer »Vogelſcheuche unker den europäiſchen Völkern« 
machen follten, wie Mehring ſich ausdrückt. Die Engländer beſaßen ſchon 
damals ein ſtark ausgeprägtes Nakionalbewußtſein, die engliſchen Koloniſten 
find denn auch ftet3 bemüht geweſen, engliſche Prinzipien und Ideale vor 


2 Nord und Süd, Januarheft 1915, S. 14. 
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fremdem Einfluß zu bewahren und die Einwanderer anderer Nationalität 
ſo ſchnell wie möglich zu Engländern zu machen, was ihnen ausnahmslos 
gelungen iſt. Als Deutſche ſich in größerer Zahl in Pennſylvanien nieder- 
ließen, wurde allgemein die Befürchtung laut, die Deutſchen würden ver⸗ 
ſuchen, deutſche Sprache und Sikten zu behalken. (Benjamin Franklin war 
ipäfer einer der größten Schreier.) Die Befürchkungen waren indes grund- 
los. Abgeſehen von einigen abgelegenen ODiſtrikken, in denen ſich ein ſchauder⸗ 
haftes Deutſch-Engliſch (das ſogenannke Pennſylvania-Dulch) noch lange er⸗ 
hielt, affimilierfen ſich die Deutſchen merkwürdig ſchnell. Allerdings haften 
fie ja auch, abgeſehen von ihren guten Charakkereigenſchaften, nichts mit- 
gebracht, was werk war, behalken oder gar dem engliſchen Element auf- 
gepfropft zu werden. »Unſere jammervolle nationale Geſchichte vom jech- 
zehnten bis zum neunzehnten Jahrhunderk,« jagt Lamprecht, »ſoweit es ſich 
um amerinkaniſche, und das heißt wirkſchaftliche, ſozialpolitiſche Entwicklung 
handelt, enkſchuldigt die Deuffchen auf amerikaniſchem Boden.« Als Acker- 
bauer und Handwerker, die einen gefunden Mittelſtand gründeten, wurden 
die Deutſchen von den Engländern willkommen geheißen, nachdem ſie ſahen, 
daß die Einwanderer keine Sonderbeſtrebungen verfolgten; kroßdem ſah der 
Engländer immer mit einer gewiſſen Verachtung auf den »Dufchman« herab. 
Bezeichnend iſt übrigens, daß die Deutſchen ihre erſte deutſche Siedlung 
nicht »Deutſchenſtadk«, ſondern »Germankown« kauften. 

Von Cronau und anderen iſt verjucht worden, den Deutſchamerikanern 
einen hervorragenden Ankeil am Unabhängigkeitskrieg und eine große Be⸗ 
geiſterung für die Abjchüttelung der engliſchen Herrſchaft zuzuſchreiben. Es 
ſoll unbeſtritten bleiben, daß die Deuktſchamerikaner mit größter Tapferkeit 
fochten und eine Anzahl hervorragender Offiziere lieferken; von einer Be- 
geiſterung war aber weder unker den Engländern noch unker den Deutſchen 
viel zu verſpüren. Daß »eine ungeheure Bewegung das Land durchbrauſte, 
um das engliſche Joch abzuſchükteln«, wird heute nur noch in amerikaniſchen 
Kinderſchulen gelehrt. Aber ſelbſt wenn wir zugeben, daß die Deutſchen in 
Amerika katſächlich einen hervorragenden Ankeil an der Revolution 
nahmen, ſo beweiſt das nur, daß ſie dem Einfluß engliſcher Ideale ſchon 
völlig zugänglich geworden waren. Die Revolukion von 1776 bis 1781 war 
zunächſt weiter nichts als ein Bürgerkrieg zwiſchen Engländern, bei dem 
die Engländer in Amerika für das alte engliſche — oder wie gewöhnlich 
gejagt wird, angloſächſiſche — Prinzip: »Keine Beſteuerung ohne PVerfre- 
kung im Parlamenk« einkraken, das die engliſche Toryregierung verlegt 
hakte. (Dieſem Ideal lagen nakürlich ganz reale wirkſchaftliche Interejjen 
zugrunde.) Den beſten Beweis für die Tatfache, daß die Deutſchen bereits 
angliſiert waren, finden wir in dem Einkreken der Deutſchen für das ge⸗ 
nannte Prinzip. In einer Reſolution der Deukſchen des Valley of Virginia 
heißt es unker anderem: »Daß es das ererbte Recht der britiſchen Unter- 
kanen iſt, nur von ſelbſtgewählten Vertretern regiert und beſteuerk zu wer- 
den, und daß jeder Akt des engliſchen Parlaments, der die innere Politik 
Amerikas bekrifft, ein gefährlicher und unkonſtitukioneller Eingriff in un- 
ſere Rechte und Privilegien iſt.« Im übrigen wird die Begeiſterung der 
Deutſchen für amerikaniſche Freiheit ſchon dadurch illuſoriſch gemacht, daß 
ſich auch unker den Anhängern der engliſchen Regierung in den Kolonien 
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zahlreiche Deutſche befanden und daß gerade die deutſchen Fürſten ihre 
Landeskinder an Georg III. verkauften. Unter den Unkerzeichnern der Un- 
abhängigkeitserklärung und unter den leitenden Geiſtern der Konſtitutions- 
beratungen befand ſich kein Deutſcher. Alle öffentlichen Einrichtungen und 
das Erziehungsweſen blieben engliſch, und die Verfaſſung wurde ganz nach 
engliſchem Muſter geformt, wenn auch ſelbſtverſtändlich den veränderten 
Verhältniſſen Rechnung getragen werden mußte. Nachdem aber das junge 
Stkaatsweſen erſt einmal feſt begründet war und den erſten Stürmen ſtand— 
gehalten hatte, war es für einen deufjchen Einfluß zu ſpät, ſelbſt wenn ein 
ſolcher damals vorhanden geweſen wäre. Die Verſuche, in der erſten Hälfte 
des neunzehnten Jahrhunderts deutſchſprachige Staaken innerhalb der Union 
zu gründen, mußten deshalb ſcheitern, und von den »Achkundvierzigern⸗ 
brachten es nur die zu etwas, die raſch Angloamerikaner wurden, wie Karl 
Schurz und andere. Die Radikalen, die verſuchken, ihre beſonderen deutſch— 
freiheitlichen Ideale über den Ozean zu verpflanzen, verſchwanden bald in 
der Verſenkung. An dem Kriege gegen die Sklavenſtaaken nahmen die 
Deutſchen zweifellos einen ganz hervorragenden Anteil, woraus man aber 
nicht den Schluß ziehen darf, daß der Haß gegen die Sklavenhalker eine 
deutſche Eigenart war, denn zahlreiche Deutſche kämpften auf Seite der 
Südſtaaten für die Sklaverei. 

Nur in einem Falle läßt ſich behaupten, daß es deutjcher Einfluß war, 
der nach Amerika etwas Neues brachte und es zu behaupken wußte. Es 
waren deufiche Einwanderer, die den Marxismus nach der Neuen Welt 
verpflanzten und die ſozialiſtiſche Partei begründeten, die heute ſchon ein 
bedeutender, wenn auch noch kein beflimmender Faktor im politiſchen Leben 
der Vereinigten Staaten geworden iſt. Es iſt nun interefjant, zu beobachten, 
wie Cronau mit kindiſcher Angſtlichkeit um das Work Sozialismus herum— 
geht. Wenn er am Schluſſe ſeines Werkes jagt, daß »die Geſchichke des 
Deukſchamerikanerkums nirgendwo ein Blatt enthält, deſſen es ſich ſchämen 
müßte, das ihm zur Unzierde gereicht«, jo ſcheint das doch nicht ganz zu 
ſtimmen, denn da Cronau die deutſchen Sozialiſten nicht einmal erwähnt, 
müſſen ſie wohl ein ungeheurer Schandfleck in der Geſchichte des Deutſch— 
amerikanerkums ſein. Auch daß es in der Mehrzahl deutſche Anarchiſten 
waren, an denen der ſchwerſte Juſtizmord in Amerika verübt wurde, und 


daß es gerade ein Deutſcher, der Gouverneur Alkgeld, war, der den ſchönen 


Mut hatte, dieſen Juſtizmord aufzudecken, wird ſchamhaft verſchwiegen. 
Die Deuffchamerikaner von geſtern find ſpurlos im Angloamerikaner- 
kum aufgegangen. Wie verhält es ſich nun mit den Deutſchamerikanern von 
heute und mit dem großmächtigen Deukſchamerikaniſchen Nakionalbund? 
Drei Ziele hat ſich der Bund im weſenklichen geſteckk: erſtens die geiſtige 
Hebung der eigenen Landsleute, die Bewahrung deuffcher Sprache und 
Ideale unter ihnen, zweitens die Förderung freundſchaftlicher Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaken und drittens die Über— 
tragung deutſcher Einrichtungen, ſoweit fie zweckmäßig find, und bei Ver- 
meidung parkeipolitiſcher Einſeitigkeit. Gegen ſolche Ziele dürfte kaum 
eiwas einzuwenden ſein, ebenſo wie es unbeſtrikten bleiben ſoll, daß ein 
Teil, aber auch nur ein Teil der geiſtigen Führer dieſes Bundes das ernſte 
Beftreben haben, dieſe Ziele zu erreichen. Aber die Herren vergeſſen ganz 
und gar, was für Material ihnen dazu zur Verfügung ſteht. Was von 
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rüheren Generakionen der Deutſchamerikaner galt, das gilt auch noch für 
die heutige: die Deukſchamerikaner verſagen auch heute gänzlich. Jeder er- 
achtet es zwar als feine heilige Pflicht, drei bis vier deufjhen Vereinen an- 
zugehören, aber ihre Kinder können kaum ein paar deutſche Worte im Zu- 
ſammenhang ſprechen und haben engliſche Vornamen. (Der Präſident des 
Nationalbundes heißt nicht ekwa Karl Hans, ſondern Charles John 
Heramer.) Die Umgangsſprache des Deukſchamerikaners iſt mit engliſchen 
Ausdrücken gefpickt, und über feine Preſſe jagt v. d. Leyen in einem Ar- 
tikel »Eindrücke aus Amerika« : »... ihr Deutſch kann man erſt verſtehen, 
wenn man es ſich ins Engliſche zurücküberjeßt.« Dies letztere iſt, wenigſtens 
ſoweit die großen Bläkker in Bekracht kommen, ganz gewiß überfrieben; 
aber im Prinzip hat v. d. Leyen recht, und wenn ein Amerikaner, der Deutſch 
leſen kann, eines der vielen kleinen deukſchen Wochenblätter zu leſen 
kriegt, jo muß er einen eigenartigen Begriff von deukſcher Kultur be- 
kommen. Wie ſollten aber Leute, die die einfachſten nakionalen Pflichten 
ihren Kindern und ſich ſelbſt gegenüber vernachläſſigen, fähig fein, im poli- 
kiſchen Leben deufichen Einfluß geltend zu machen, ſelbſt wenn fie an poli- 
kiſchem Verſtehen dem Anglo- und Iriſchamerikaner nicht jo weit nach- 
ſtünden?! J 

Welchen Erfolg die Deutſchamerikaner mit ihren Bemühungen hatten, 
eine freundſchaftliche Allianz zwiſchen Deukſchland und Amerika herzu- 
ſtellen, lehrt ja der jezige Krieg. Auch der Verſuch, nach Kriegsausbruch 
der antideutkſchen Stimmung des amerikaniſchen Volkes eine andere Rich- 
kung zu geben, ſchlug fehl. Ein Literakurausſchuß überſchwemmte zwar das 
Land mit Flugblättern und Broſchüren, die den deukſchen Standpunkt dar- 
legten und „fair play“ verlangten, aber die Schriftſteller und Gelehrten, 
die dieſe Literatur verfaßken, folgten zu ſehr dem Rezept der 93 deutkſchen 
Gelehrten und Künſtler, und damit richketen fie nun bei den Amerikanern 
gar nichts aus.“ Auch fehlt es hier an fähigen Männern, die die europäi- 
ſchen Verhältkniſſe genau kennen und das amerikaniſche Fühlen und Denken 
genug verſtehen, um als Anwälte für Deutſchlands Sache aufzutreten. Viele 
hofften, daß der bekannte Harvarder Pſychologe Hugo Münſterberg der 
rekkende Engel werden würde, aber dieſer hat furchtbar enktäuſcht, obgleich 
er ſich ſelbſt einbildet, daß auf feinen Ruf Deutſche, Juden, Iren uſw. zu- 
ſammengeſtrömt ſind, um die deutſche Sache zu verkreken. Ob der Herr Pro- 
feſſor wirklich glaubt, die Amerikaner auf deukſche Seite zu ziehen, wenn 
er mit lächerlichem Pathos ausruft: 


5 Daraus erklärt es ſich, daß der Nationalbund angeblich 2¼ Millionen Mit- 
glieder hat, denn er jest ſich nicht aus Einzelmifgliedern, ſondern aus Vereinen zu- 
ſammen. 

s Deukſche Mid Auguſt 1915. 

7, Die deukſchſprachige Preſſe ſelbſt kann im allgemeinen nur mit den ärgſten 
Scharfmacherbläktern der kriegführenden Staaten verglichen werden. Als aber 
Wilſon nach dem Luſikaniafall Deutſchland gegenüber äußerſt ſcharfe Töne anſchlug 
und ein Krieg nicht unmöglich erſchien, beeilten ſich die führenden Blätter, zu ver- 
ſichern, daß die Deulſchamerikaner mit der ganzen Nation hinter Wilſon ſtehen. 
Der Vorſitzende eines deulſchen Kriegerbundes erklärte ſogar, die Deutjchameri- 
kaner werden Freiwilligenregimenker bilden um Amerika gegen Deutſchland zu 
verteidigen. 
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Die deukſchamerikaniſchen Maſſen werden dieſe antideutſche Agitakion nieder- 
brechen; ſie werden jeden Verſuch beſtrafen, den Adern des amerinkaniſchen poli- 
kiſchen Körpers Haß gegen Deutſchland einzuſpritzen. Ihr deukſchamerikaniſcher 
Nationalbund mit zweieinhalb Millionen Wählern als Mitglieder (sich), ihre in- 
tellektuellen Führer und ihre wirtſchaftlichen Kapitäne des Handels und der In- 
duſtrie, ihre Bauern und Arbeiter, alt und jung, Männer und Frauen, erſte Gene- 
ration und zweite und dritte (sicl), jede religiöſe Sekte, Norddeutihe und Süd- 
deukſche, Öfterreiher und Schweizer — fie werden vereinigt fein und werden eine 
vernichtende Kraft (crushing power) zeigen, von der die unbeſonnenen Fackel⸗ 
träger des Deukſchenhaſſes nichts träumten.? 

Münſterberg hat ſeit nahezu zwei Jahrzehnten — und das ehrliche Be— 
mühen ſoll ihm ſicher nicht abgeſprochen werden — an der deutſchamerika— 
niſchen Kulturgemeinſchaft herumgebaſtelt; man kann daher verſtehen, daß 
er ſich mit ſolchen Illuſionen über die Erfolgloſigkeit ſeiner Arbeit hinweg- 
zukäuſchen ſucht, nachdem der erſte ſtärkere Wind ſein Karkenhaus über 
den Haufen warf. 

Weniger opkimiſtiſch drückt ſich ein anderer Univerſitäksprofeſſor, Hein- 
rich Keidel, der zurzeit an der Ohio-Skaaksuniverſikät lehrt, in feinem Ar- 

Htikel »Die großen Illuſionen des amerikaniſchen Volkes« aus.“ Er glaubt, 
daß »England in Amerika eine verlorene Provinz wiedergefunden hak« und 
daß »Amerika Englands Faſtenſpeiſe geworden iſt«, und fährt dann fork: 

Die kragiſche Figur aber dieſes hiſtoriſchen Schauſpiels ift der Deutſch-Ameri- 

Kaner, denn fein jetziger Kampf iſt nicht ein Kampf gegen England für Deuktſch- 
land, ſondern in ehrlicher Loyalität für Amerika. Sie kämpfen kakſächlich für na- 
tionale Unabhängigkeit. Vielleicht geht das grauſame Rad der Entwicklung über 
den Kopf des Deukſchamerikaners hinweg, vielleicht aber hält er noch dem An- 
ſturm ſtand und dreht das Schiff zurück. Jedenfalls hat der Krieg ihm feine Mij- 
ſion aufs deuklichſte gezeigt, und wenn in unſerer Generation Amerika fich feiner 
eigenen nationalen Perſönlichkeit wieder bewußk wird, fo liegt das Verdienſt bei 
dem Deutſchamerikaner, der dann im edelſten und vornehmſten Sinne der Träger 
der deutſchen Kultur der Gegenwart ſein wird. 

Die Vorausſetzung iſt ebenſo falſch wie der Schluß. Kulturell iſt Ame- 
rika eigentlich nie von England getrennt geweſen; wirkſchaftlich und po- 
litiſch wird es nach dem Kriege ebenſo unabhängig ſein wie vorher, und die 
unvernünftige Stimmung gegen Deufichland wird in dem Augenblick auf- 
hören, in dem ſich auf dem Kriegsſchauplatz die Waffen ſenken werden. 
Nicht aber der Deutſchamerikaner, ſondern der geſunde Menſchenverſtand 
und materielle Intereſſen werden die zerriſſenen Fäden neu knüpfen. 


Die ſpaniſchen Sozialiſten und der Krieg. 
Von Edmondo Peluſo. 

Die Wajorität der ſpaniſchen Sozialiſtiſchen Parkei mit ihrem Führer 
Pablo Igleſias an der Spitze iſt aliadophil. In Spanien werden jene, die ſich 
auf die Seite der Alliierten geſtellt haben, die »Aliadophilen« (die Alliierten- 
freunde) genannk. Dieſe Anhänglichkeit der ſpaniſchen Partei an die fran- 

Zzöſiſchen Sozialiſten iſt ebenſowenig von Überlegungen abhängig wie die 
Liebe eines Sohnes zu feinem Vater; denn die ſpaniſche Sozialiſtiſche Partei 
Hugo Münfterberg, The War and America, S. 55. 
»Preußiſche Jahrbücher, Auguſt 1915. 
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iſt gewiſſermaßen das Werk der franzöſiſchen Sozialiſten. In der Tat hat 
Paul Lafargue im Auftrag von Karl Marx und der Inkernationale mit 
Mora und anderen die ſpaniſche Sozialiſtiſche Parkei begründet. Ferner 
glauben die Sozialiſtiſche Partei und die demokratiihden Parteien in 
Spanien an den Mythus vom Liberalismus der franzöſiſchen Bourgeoiſie 
und an die Prinzipien der Menſchenrechte vom Jahre 1789. Dazu kommt 
endlich noch der Opporkunismus in der inneren Politik Spaniens, der, wenn 
die reaktionären Parkeien deutjchfreundlich find — und fie find es — von 
der ſogenannken Demokratie verlangt, daß fie gerade das Gegenteil, alſo 
deutſchfeindlich ſei — und ſie iſt es. 

Als der brudermörderiſche Krieg ausbrach, erklärte Pablo Igleſias, der 
ehrwürdige Altmeifter der ſpaniſchen Sozialiſtiſchen Partei, der zu gleicher 
Zeit im Parlament ihr einziger Verkreker war, im Namen der Partei, ſich 
auf die Seite der Alliierten zu ſtellen. Dieſer Akt wurde aber keineswegs 
von allen ſpaniſchen Sozialiſten gebilligt. Die erſte Meinungsverſchieden⸗ 
heit zeigte ſich durch die Demiſſion des Chefredakkeurs des »Socialiſta«, des 
Genoſſen Mariano Garcia Corkes. Corkes zog es vor, zu gehen, da ſeine 
ſehr würdige, unbeirrte inkernationaliſtiſche Haltung ſeit Beginn des Krieges 
dem leitenden Vorſtand der Partei nicht zu gefallen ſchien. Aber erſt beim 
Parteikongreß, der im Oktober 1915 — alſo mehr als ein Jahr nach Be- 
ginn der Feindͤſeligkeiten — ſtaktfand, zeigten ſich die großen Meinungs- 
verſchiedenheiten zwiſchen dem leitenden Vorſtand und den »aliadophilen« 
Führern der Partei auf der einen Seite und der aus den wahren Inter- 
nationaliſten zuſammengeſetzten Oppoſitionsgruppe auf der anderen Seite. 

Es wurde eine Kommiſſion zur Abfaſſung eines Berichts und von Rejolu- 
tionen über die Stellungnahme der Partei gegenüber dem Krieg gewählt. Die 
»aliadophile« Majorität überkrug die Redaktion dieſes Berichts den Ge- 
noſſen Dr. Vera und Dr. Madinabeitia und dem neuen Chefredakteur des 
»Socialiſta« Torralva Beci. 

Schließlich übernahm es Dr. Jaime Vera, ein der ſpaniſchen Partei an- 
gehörender Philanthrop und Gelehrter, eine Art »aliadophile« Verkeidi⸗ 
gung auszuarbeiten. Sein Berichk wurde eine ſehr gelehrte Abhandlung 
über den deuktſchen Imperialismus. Die Beurkeilung des franzöſiſchen und 
des engliſchen Imperialismus ließ Vera, ob mit oder ohne Abſicht, voll- 
ſtändig beiſeite. | 

Prüfen wir nun, was der Bericht im wejentlihen ſagk. Die Kriege 
Deutjchlands im neunzehnten Jahrhundert waren Eroberungs- und Ex- 
panſionskriege. Der Krieg gegen Dänemark bezweckte die Beherrſchung der 
Nord- und der Oſtſee, der Krieg gegen Sſterreich die Feſtſtellung der preu- 
Bifhen Oberherrſchaft in Deutſchland; der Feldzug gegen Napoleon III. 
ſollte die deutſche Einheit bejiegeln, und der gegenwärtige Krieg endlich, 
der ſich als Vorſpiel zu dem entkſcheidenden Angriff gegen England zuerſt 
nur gegen Frankreich und Rußland richtete, ſoll Deutſchland die Beherr⸗ 
ſchung der Kontinente der Alken Welt ſichern. 

Trotzdem ein kaum glaubliches Anwachſen von Handel und Induſtrie 
und eine große Vermehrung der Bevölkerung zu dem Aufſchwung des 
Reiches beigetragen haben, hat das Reich dem Wunſche der Demokratie 
nicht enkſprochen: es hat die Demokrakie nicht an der Regierung des Landes 
keilnehmen laſſen wollen. | 
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Nach Dr. Vera iſt die einzige Entſchuldigung, die Deutſchland dafür in 
Anſpruch nehmen kann, ſeine politiſche Rückſtändigkeit in der geſchicht— 
lichen Entwicklung. 

»Weil Deutſchland«, jagt Dr. Vera, »viel zu ſpät zu politiſcher Einheit gelangt 
iſt, haben die erlangte Macht und die geographiſche Poſition feine nationalen 
Ideale, ſeine Staatsnotwendigkeiten und feine Beſtrebungen in einen Angriff 
gegen die Menſchheit verwandelt. . .. Die deutſchen Machthaber haben das kapi— 
taliſtiſche Regime zu höchſter Vollendung gebracht, aber unter autoritären Formen.« 

Dr. Vera billigt aber die Neutralität Spaniens und findet fie notwendig, 
denn, jagt er, »Spanien könnte nur aus einſtimmigen oder doch ſehr all- 
gemein gefühlten und gebilligten Gründen Krieg führen«. Wenig logiſch 
beeilt er ſich indeſſen hinzuzufügen, daß die Sozialiſten in dieſem Kampfe 
nicht neukral bleiben können. 

Wir müſſen in dem gegenwärkigen Krieg einen ungeheuren Angriff auf das 
revolutionäre Prinzip und einen furchtbaren Schlag gegen den demokratiſchen So— 
zialismus innerhalb und außerhalb Deutſchlands erblicken.... Man hat das Volk 
ſchon oft zum Erwerb von Gebietserweiterungen oder geographiſchen Vorkeilen 
an die Grenze geſchleppt, um die Kräfte des Volkes zum Kampfe auf dem Wege 
der Enkwicklung oder auf dem der Revolution für die Vervollkommnung des 
Lebens zu ſchwächen oder abzulenken... 

0 .. Die zerſtörenden Wirkungen des Krieges auf die deutſche Sozialdemo- 

kratie liegen offen da. Der deukſche Cäſarismus hat bewirkt, daß das deukſche 
Proletariat von ſeinem Wege abgewichen iſt. Und wenn in jedem Lande die Bour- 
geoiſie und die Macht, die ſich auf fie ſtützt, die Feinde der Sozialiſten find, müſſen 
die nichtdeutſchen Sozialiſten als ihren ſchlimmſten Feind die deutſche Bourgeoiſie 
anſehen, ihre imperialiſtiſche und militäriſche Macht, die, nicht damit zufrieden, 
die Arbeiterklaſſe ihres Landes auszubeuten, auch die benachbarten Nationen wie 
eine zerſtörende Lawine überfällt, ihnen ihre Herrſchaft aufzwingt, um in dem be- 
ſiegten Lande neue Gebieke und neue Arbeikermaſſen auszubeuten, die mit ihrem 
Schweiß die den Siegern zu zahlenden Kriegsenkſchädigungen hervorbringen müſſen. 

Aus dieſen Gründen hat der Bericht des Dr. Vera — dem ſich die Dok- 
toren Madinabeitia und Torralva Beci anſchloſſen — von der ſpaniſchen 
Partei verlangt, ſich auf die Seite der Alliierten zu ſtellen. 

Und er fügt hinzu: 

Der Sieg der Witkelmächte wird die Welt aus der induſtriellen Periode, in 
der ſie ſich befindet, in eine kriegeriſche, unziviliſierte Periode zurückwerfen. Der 
Sieg der Alliierten hingegen wird zu einer ruhig fortſchreitenden Durchkränkung 
Mn Regierungen mit demokratiſchem Geifte führen bis zu ihrer allmählichen Auf- 
augung. 
| Die Vorliebe Dr. Veras für die Regierungen der Alliierten hat ihn viel- 

leicht vergeſſen laſſen, daß die dem deutſchen Imperialismus eigenkümlichen 
Erſcheinungen zum größten Teil auch beim franzöſiſchen und in noch 
höherem Grade beim engliſchen Imperialismus zu finden ſind. 

Dieſe Erklärung — die mit einem glühenden Wunſche für den Sieg der 
Alliierten ſchließt, »weil dieſer Sieg für die fortſchreikende menſchliche Ent— 
wicklung und beſonders für die ſoziale Umwandlung, an der wir arbeiten, 
ſehr vorteilhaft fein würde« — wurde mit 4090 Stimmen von dem Kongreß 
angenommen. 

Die Genoſſen Beſteira, Araquiſtain und andere mehr, die eine in der 
Form abweichende, inhaltlich aber gleichbedeukende Reſolukion eingebracht 
haften, ſchloſſen ſich dem Ankrag Veras an. 


nn 
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Genoſſe Manuel Vigil ſchlug eine Refolution vor, in der er zwar alle 
kriegführenden Länder für den gegenwärkigen Krieg verankworklich macht, 
aber den Mittelmächten etwas mehr Verantwortung zumißt. Vor allen 
Dingen muß man aber, heißt es in dieſem Ankrag, dahin ſtreben, daß es ſo 
bald als möglich zum Frieden kommt. 

Um Dr. Verdes Montenegro, den glänzenden Profeſſor an der Univer- 
ſikät von Alicante, einen gelehrten Marxiſten von feſten Grundſätzen, grup- 
pierk ſich die Oppoſition der ſpaniſchen Partei. 

Seine Reſolution, die ſich mit den Beſtrebungen der Minorifät deckt, 
iſt kurz, klar und beſtimmk. Sie beſagt im weſenklichen: 

Nicht der Militarismus oder die Willkür der gekrönten oder ungekrönten Re- 
gierungen der verſchiedenen Länder haben den gegenwärkigen Krieg verurſacht, 
ſondern das kapitaliſtiſche Regime, das augenblicklich herrſcht. 

Die Sozialiſtiſche Partei hat ſich, ſolange ihr Urteil nicht durch die Leiden- 
ſchaften getrübt war, die die Leiden der Gegenwart hervorrufen, allezeit gegen den 
Krieg erklärt und immer betont, daß es im Falle eines nicht zu vermeidenden 
Krieges ihre Pflicht wäre, den Frieden ſo ſchnell als möglich herbeizuführen. 


Die ſpaniſche Sozialiſtiſche Partei wird infolgedeſſen aufgefordert, ihre 
bisherigen Anſchauungen über die Urſachen des Krieges überhaupt und 
demgemäß auch des gegenwärkigen Krieges zu beſtätigen und bei Wahrung 
ihrer Unparkeilichkeit ſich an die ſozialiſtiſchen Parteien aller kriegführenden 
Länder zu wenden mit der Aufforderung, der Inkernakionale gegenüber ihre 
Pflicht zu kun. 

Es iſt bedauerlich, daß dieſe Reſolution nur ungefähr halb jo viel Stim- 
men erhalten hat als der Ankrag der »Aliadophilen«. 

Aber iſt es nicht bezeichnend, daß ſich um dieſen wahrhaft inkernatio- 
nalen Antrag Männer ſcharen wie der Vorſitzende der ſpaniſchen jozia- 
liſtiſchen Jugend Andres Saborit, wie der junge Propagandiſt und kalent⸗ 
volle Journaliſt Gomez de Fabian und weiter noch eine Reihe der Beſten 
des ſpaniſchen Prolekariaks? 

Gomez de Fabian zeigt ſich vor allen als Bannerkräger der Verbrei- 
fung dieſer Anſchauungen und wird unkerſtützt von »La Juſticia Social«, 
dem ſozialiſtiſchen Organ von Reus (Katalonien), da das Zentralorgan »El 
Socialiſta« ganz für die Sache der »Aliadophilen« gewonnen iſt. 

»Wir ſind weder Franzoſen- noch Deukſchfreunde,« ſagt Gomez de 
Fabian; »wir begnügen uns damit, Sozialiſten und eifrige Anhänger des 
Friedens und der Inkernakionale zu ſein. Für die Sozialiſten kann es nur 
einen Krieg geben: den Klaſſenkampf, und wir, die Inkernationaliſten; wir 
haben ihn nicht aufgegeben!« 


Nach bekanntem Rezept. 


Von Heinrich Cunow. 


Eine Polemik mit Karl Kautsky iſt eine Beſchäftigung, von ur ich 
weder behaupten möchte, daß fie zu den Annehmlichkeiten der Schrift⸗ 
ſtellerei gehört, noch daß fie geiſtigen Gewinn bringe; denn Kauksky hat 
eine ganz beſondere Spezialmekhode der Debaktierkunſt geſchaffen. Man 
kommt mit ihm nicht weiter. Widerlegt man feine Behauptungen, läßt er 
fie einfach mit der gleichgültigſten Miene, als ginge ihn die ganze Wider⸗ 
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legung gar nichts an, unter den Tiſch fallen und ſchiebt irgendeine Neben- 
frage in den Vordergrund. Und wird auch dieſe abgetan, hat er wieder eine 
andere Frage zur Hand. So wird die Sache von einem Terrain auf das 
andere hinübergeſpielt, während zwiſchendurch ſchnell einige falſche Inker— 
prefafionen und Inſinuakionen zur Deckung in die entſtandenen Lücken ein- 
geſchoben werden. Zum Schluß kommt dann die große Pauke: der Gegner 
hat das »Prinzip« verletzt, ſeine Auffaſſung iſt »grundſaßlos« uſw. 

Wer jeit Jahr und Tag Kaukskys Polemiken verfolgt hat, kennt dieſe 
ſchönen Tricks. Ich bin denn auch durchaus nicht überraſcht geweſen, ſie in 
Kautskys Artikel »Grundſaßtloſe Steuerpolitik« (Nr. 4 der 
Neuen Zeit) wiederzufinden — genau nach altem Rezept. Sie gehören eben 
zum eiſernen Beſtand ſeiner Kunſt. Nur ſollte Kautsky wiſſen, daß allzu 
häufige Anwendung desſelben Verfahrens ſchließlich doch auch manchen 
weniger ſcharfſinnigen Leſer auf die Spur ſeiner »Methodik« lenkt. 

Ich habe in Nr. 2 der Neuen Zeit die Unkerſchiede unſerer Auffaſſung 
in bezug auf die ſozialdemokrakiſche Steuerpolitik näher dargelegt und die 
Verſchiedenheit unſeres Skandpunkkes damit erklärt, daß Kautsky von 
unkerlegten Vorausſezungen, Begriffen und Theſen aus auf dem Wege 
der Deduktion zu allgemeinen fteuerpolitifchen Verhalkungsmaßnahmen »an 
ſich« zu gelangen ſuche. Selbſt wenn alle ſeine Vorausſetzungen und De— 
duktionen völlig richtig wären (was keineswegs der Fall ſei), beſtände das 
Ergebnis nur in einer Anzahl ganz allgemeiner Regeln oder Leitjäße, die 
für den ganzen Komplex der kapitaliſtiſchen Wirkſchaft gleich gut und gleich 
ſchlechkt paſſen. Für den einzelnen prakkiſchen Steuerfall wäre mit ſolchen 
Allgemeinregeln noch nichks gewonnen, denn dork handle es ſich nicht um 
die kapitaliſtiſche Wirtſchaft im allgemeinen, ſondern im bejon- 
deren, nämlich um den Enkwicklungsſtand desjenigen Landes, in das eine 
bejtimmte Steuer eingeführt werden ſolle — folglich müßten ſolche Leitfäße 
erſt »aus dem Allgemeinen ins Spezielle überſetzk«, das heißt den gegebenen 
Wirtſchaftsverhältniſſen angepaßt werden. 

Das ſoll nach Kaukskys Auffaſſung beweiſen, daß ich eine grund 
ſaßloſe« Steuerpolitik befürworke. Stolz auf feine Grundſaßfeſtigkeit 
entgegnet er: 

Sehr ſchön. Aber um das zu kun, muß das Allgemeine doch erſt da ſein! Wie 
ſoll das Allgemeine ins Spezielle überſetzt werden können, wenn gar nichts Allge- 
meines vorhanden iſt! Cunow leugnet die Möglichkeit des Allgemeinen und ver- 
langt in einem Atem feine Überſetzung ins Spezielle. Das iſt ganz auf der Höhe 
jener Kritiker, die Marx vorwarfen, daß er im erſten Bande des »Kapital« mit ſo 
allgemeinen Begriffen wie dem Mehrwert hankiere, ſtakt ſich gleich mit Zins, 
Unternehmergewinn, Grundrenke und anderen »gegebenen Wirkſchaftsverhältniſſen« 
zu befaſſen. 


Ich ſoll demnach die Möglichkeit des Allgemeinen« (foll heißen: 
allgemeiner Regeln oder Tendenzen) leugnen. Ich denke gar nicht daran, 
wie ich denn auch das Marxſche Werk-, Mehrwerk-, Akkumulafions-, 
Grundrenkengeſetz uſw. durchaus nicht beſtreite; aber ich weiß auch, daß 
dieſe Geſetze oder Tendenzen nicht in allen Ländern und unker allen Um- 
ſtänden ganz gleich wirken, daß zum Beiſpiel nicht überall in allen kapifa- 
liſtiſchen Staaken ohne Unkerſchied die Mehrwerktrake, Grundrenke, Akku— 
mulation dieſelbe iſt, ſondern, um mit Marx zu ſprechen, die genannten Ge- 
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ſetze in ihrer »Berwirklihbungdurhmannigfahelmftänd. 
modifiziert« werden. Eben deshalb fordere ich ja die Anpaſſung de 
Skeuernormen an den verſchiedenen Enkwicklungsſtand der einzelnen Länder 

Daß man kein Allgemeines in ein Spezielles überfegen kann, wenn mar 
gar kein Allgemeines hat, weiß ich auch; aber Kautsky irrt, wenn er meint 
das, was ihm als ein Allgemeines gilt, müſſe auch anderen als ſolches gelten 
Wenn Kautsky aus irgendeinem unterlegten marriftiihen Sat, vielleich 
aus dem Zuſammenhang herausgelöſt, eine Folgerung herausdeduziert, ji 
iſt das noch lange nicht ohne weiteres eine allgemeine Regel im Sinne na 
ktionalökonomiſcher Wiſſenſchaft. Das Allgemeine, von dem bei der Steuer 
politik auszugehen iſt, das iſt nicht irgendein Lehrſatz oder ein beliebige: 
Poſtulat, ſondern die kapitaliſtiſche Wirktſchaftsweiſe im ganzen, und wa: 
daraus dedukkiv (ſelbſt bei präziſeſter, fehlerfreier Ableitung) gewonnen 
werden kann, find lediglich ganz allgemeine Steuerregeln — aber keine, die 
ohne weiteres für jeden Skeuerfall paſſen, ohne Rückſicht auf »die man 

nigfachen Umſtänd es, durch die ſie »modifizierf« werden. 

Ich möchte mir erlauben, das an einem Beiſpiel näher zu erläutern. Au 
dem Wege der Ableitung, indem fie von der menſchlichen Natur als jold: 
ausgeht, gelangt die medizinische Wiſſenſchaft zum Ergebnis, daß der Menjd 
auf dieſe oder jene Medikamente in beſtimmker Weiſe reagiert. Damit if 
jedoch noch lange nicht gejagt, daß nun jeder Menſch, ein Säugling, ein: 
ſchwächliche Frau, ein kräftiger Mann oder ein ausgemergelter Greis di 
gleiche Doſis verträgt und dieſe bei allen in genau gleicher Weiſe wirkt 
Nach meiner Anſicht hat der Arzt, um nochmals mit Marx zu reden, die 
»mannigfachen Umſtände« zu berückſichtigen und ſeine Pakienten nich 
»prinzipiell« nach Schema F zu behandeln. Ich würde das wenigſtens vor 
meinem Arzt verlangen, und wenn er mir ſagke, ſeine Grundſaßßfeſtigkei 
oder ſeine Prinzipien ließen eine individuelle Behandlungsweiſe nicht zu 
würde ich ihm kurz erklären, ich müſſe auf ſeinen Beiſtand verzichten. Di 
Bekeuerung feiner Grundſatzfeſtigkeit würde mir genau jo viel oder wenik 
imponieren wie diejenige Kautskys. 

Wie hier im allgemeinen, verfährt Kaufsky im einzelnen. Ein tedlichg 
Beiſpiel dafür bieten ſeine Ausführungen über das Kohlenmonopol. 

In ſeinem erſten Kapitel über »Sozialdemokrakiſche Steuerpolitik« (Neu 
Zeit, S. 779) beſchäftigt ſich Kautsky auch mit meiner Bemerkung im »Vor 
wärts«, daß nach der Verſtaatlichung der Gewinn aus den Bergwerks 
betrieben zwar den Händen der Kapitaliſten enkſchwände, aber deshalb nich 
in Dunſt aufgehe, ſondern an den Staat falle. Er antwortet darauf: 

Bekrachten wir zunächſt das zweite dieſer Argumente. Durch die Verſtaat 
lichung geht der Gewinn aus dem Bergwerksbetrieb aus den Händen des Kapi 
taliften in die des Staates über. Das iſt richtig in dem Falle, wenn die Kohlen 
gruben konfisziert, falſch, wenn fie zu ihrem Werte gekauft werden 
Das letztere nimmt aber Cunow an; denn er ſpricht davon, daß die Zechenbefiße: 
nach der Verſtaaklichung ihre Kapitalien in anderen Unternehmungen anlegen 
Das ſollte der alte Marxiſt Cunow doch wiſſen, daß aus dem Auskauſch gleiche! 
Werke kein neuer Mehrwert enkſpringen kann. 


Darauf wies ich durch wörkliche Wiedergabe meiner Ausführungen 
(ſiehe Neue Zeit, S. 50) nach, daß ich weder eine Konfiskatior 
noch einen Ankauf der Gruben zu ihrem Werke geforderk hätte 
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ſondern nur einen Ankauf der Grubenproduktion, und zwar unker ihrem 
Werke. Freilich wolle ich eine ſpätere Ablöſung des privaten Grubenbeſitzes 
gegen Ratenzahlungen nicht ausgeſchloſſen wiſſen, aber in keinem 
Falle ſolle dieſe Ablöſung zum vollen Werke der Gru- 
ben erfolgen. 

Gegenüber dieſem Nachweis durch einfache Zitierung des Worklauts 
meiner »Vorwärks«-Ausführungen läßt ſich Kautskys Behaupkung nun 
nicht mehr aufrechterhalten. Anſtakt aber das offen zuzugeben, fuf Kautsky 
ſo, als ſei ſeine frühere Nörgelei über den angeblichen Ankauf der Gruben 
zu ihrem Werke ganz nebenſächlich geweſen, als handle es ſich eigenklich um 
ganz etwas anderes. Nun heißt es plößlich bei Kauksky (S. 110): 

Alle Achtung vor der Gewandtheit, mit der Cunow ſich hier aus der Schlinge 
zu ziehen jucht. Aber die Vorficht, mit der er den wirklichen Sachverhalt umgeht, 
beweiſt deutlich, wie weh ihm dieſer gekan hak. Wer nämlich die »zwei Seiken« 
— in Wirklichkeit ſind es mehr als drei — nachlieſt, die ich Cunow in der Frage 
des Kohlenmonopols widme, wird finden, daß nur eine Zeile davon nebenbei 
die Frage ſtreift, ob Cunow die Kohlengruben konfiszieren wolle. Die ganzen drei 
Seiten gelten aber ſeiner Behaupkung, die er im »Vorwärks« verfocht, daß wohl 
eine hohe Einkommenſteuer die öͤkonomiſche Entwicklung hemme, dagegen könne 
man ohne jeden Schaden die gleiche Steuerfumme dadurch gewinnen, daß man 
einen Induſtriezweig, zum Beiſpiel den Kohlenbergbau, völlig verſtaaklicht«. 

Ich ſoll demnach gejagt haben, man könne ohne jeden Shaden« 
die gleiche Steuerſumme dadurch gewinnen, daß man »einen Induſtrie- 
zweig, zum Beiſpiel den Kohlenbergbau, völlig verſtaaklichk«. Leider gibt 
Kautsky nicht an, wo ich das geſagt haben ſoll. Aus einem leicht erklärlichen 
Grunde. Beide Stellen exiſtieren nämlich nur in feiner Phankaſie, nicht 
in meinen Artikeln. Nirgends habe ich behauptet, aus Verſtaat— 
lichungen könne man ohne jeden Schaden« Steuerſummen ziehen. 
Jeder Steuerenkzug jchadet ſchließlich mehr oder weniger dem privaken Ge— 
ſamtkapital. Wohl aber habe ich behauptet, daß es günffiger für die Ar- 
beiter ſei, wenn die erforderliche Stkeuerſumme durch Staafsmonopol- 
gewinne als durch neue Steuern aufgebracht werde. In meinem Arkikel 
„Staatsmonopole oder neue Skeuern?« (OVorwärks« Nr. 41; vergl. auch 
den Abdruck dieſes Artikels in meiner Broſchüre »Prakkiſche Steuerpolitik 
oder Steuerdogmakik?«, S. 28 und 29) heißt es klar und deuklich: 

Es kann alſo demnach auch gar nicht bezweifelt werden, daß der Staat, der 
Monopole bekreibk, ebenſo ein Mehrwerts- oder Profitaneigner iſt wie der Privat- 
unternehmer — nur noch in größerem Maßſtab. Aber daraus, daß dem ſo iſt, folgt 
noch keineswegs, daß ein Staatsmonopol (wenn auch vielleicht nicht im Intereſſe 
der »Allgemeinheik«, denn dieſe jogenannte Allgemeinheit beſteht im heutigen 
Staat nun mal aus Bevölkerungsſchichtken und Klaſſen mit verſchiedenen Inter— 
eſſen) nicht doch im Inkereſſe beftiimmter Schichten liegen 
kann, auch der Arbeiterſchaft — und zwar nicht »an ſich«, ſondern im Ver- 
gleich zu anderen Arten der ſtaaklichen Einnahmebeſchaf⸗ 
fung, alſo im Vergleich zur Vermehrung beſtimmker Steuern, Zölle, Ab— 
gaben uſw. 

Und weiterhin heißt es: 

So liegt die Frage gar nicht. Sie lautet: Was liegt mehr im Inkereſſe der Ar- 
beiterſchaft (nicht irgendeiner vagen Allgemeinheit, denn wir find eine Arbeiter- 
partei, die insbeſondere die Arbeikerinkereſſen zu verfreten haft), die Einfüh- 
rung neuer Steuern und Abgaben beftimmter Art oder aber 
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die Einführung beſtimmker Monopole, durch die die Profite, die bis. 
her eine Anzahl größerer oder kleinerer Kapitaliſten einſteckken, künftig in die 
Keichskaſſe geleitet werden? Es handelt ſich eben einfach um eine Wahl — in 
gewiſſem Sinne kann man von einer Notwahl ſprechen — zwi- 
ſchen verſchiedenen durch die Geſamklage gegebenen Alternafiven, und da kommt 
für die ſozialdemokratiſche Partei in allererſter Reihe in Betracht, was für die 
Arbeiterſchaft verhälknismäßig am vorkeilhafteſten iſt. 

Damit iſt ſchon geſagt, daß es für unſere Partei eine für alle 
Fälle gültige jfogenannte prinzipielle Entſcheidung für 
oder gegen Staafsmonopole gar nichk gibt! Es kommt auf die 
Umſtände an: auf die jeweiligen wirkſchafklichen und politiſchen Verhältniſſe, vor 
allem auf die Ark des geforderken Monopols. 

Alſo davon, daß man beliebig Monopole ohne jeden Schadens 
einführen könne, ſteht in meinem Arkikel nichts, rein gar nichts. Zwar habe 
ich im Artikel »Steuerdogmatik und Steuermöglichkeiken!« (Vorwärks«, 
Nr. 55) erklärt, daß im Falle der Einführung des vorgeſchlagenen Kohlen- 
monopols Reine Hemmung der wirkſchaftlichen Entwick⸗ 
lung eintreten würde; aber das iſt etwas ganz anderes und gilt nakürlich 
überdies keineswegs ohne weiteres auch von jedem anderen beliebigen Mo- 

nopol, das mit dem vorgeſchlagenen Kohlenmonopol gar nichts zu kun hal, 

Nebenbei bemerkt, ſucht Kautsky wiederum den Anſchein zu erwecken, 
als hätte ich doch für eine völlige Verſtaaklichung plädiert, indem er im 
obigen Zitat die Worte in Anführungszeichen jeßt: einen Induſtrie⸗ 
zweig, zum Beiſpiel den Kohlenbergbau, völlig ver- 
ſlaaklicht«. Ein allerliebſter Trick. In Wirklichkeit ſtehen — ich bitte 
den Leſer, das im »Vorwärks« Nr. 55, Haupkblatt, zweite Spalte, oder 
S. 43 meiner Skeuerbroſchüre nachzuprüfen — dieſe Worte gar nicht im 
Zuſammenhang mit den von Kautsky angeführten Säßen, ſondern an einer 
ganz anderen Stelle, wo ich gegen die Auffaſſung des »Vorwärks« polemi- 
ſiere, es ſei gehüpft wie geſprungen, ob der Staat auf dem Wege der direk- 
ken Beſteuerung oder der Verſtaaklichung privater Unternehmungen ſich die 
nötigen Einnahmemitktel verſchaffe, denn in beiden Fällen werde die Neu— 
bildung von Kapital eingeſchränkk. Auf dieſe Weisheit enkgegne ich ſpöktiſch: 
»Gewiß, wenn ein Induſtriezweig, zum Beiſpiel der Koh⸗ 
lenbergbau, völlig verſtaaklichk wird, fo können in ihm von 
den früheren Zechenbeſitzern keine Unkernehmerprofite mehr gemacht und 
daraus keine neuen Kapikalien mehr angeſammelt werden.« Aus dieſem 
Saße hat Kauksky einfach die unkerſtrichenen ach! 
Worte herausgenommen und in einen anderen Satz mil 
ganzanderem Sinneeingeſchoben. Eine Leiſtung, die ſich ſehen 
laſſen kann! 

Und noch eine andere Unterſtellung leiftet ſich Kautsky S. 110. Wieder 
kommt er — da er in ſeinem Herzensdrang, mich »marxiſtiſch« zu vernichten, 
noch immer nicht die Zeik gefunden hat, meine Steuerarkikel genau nach— 
zuleſen, mit der alten kurioſen Behauptung, ich ſei der »lächerlichen« An- 
ſchauung, »daß bei einem Auskauſch gleich großer Kapi- 
lalien beide Teile gewinnen, der eine den Profit, der 
andere das Kapital«. Es mag ja richtig ſein, beim Auskauſch gleich 
großer Kapikalien gewinnt keiner; aber ich ſchlage ja vor, daß, wenn der 
Staat zur Ablöſung der Kohlengruben ſchreitet, er durchaus nichkden 
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vollen Kapitalwert erſeßht, ſondern eine auf Grund der ſtaaklich 
reduzierten Zechenpreiſe feſtgeſetzte niedrigere Summe zahlt, alſo die Zechen 
unker ihrem Werke kauft. Und da iſt allerdings meine Anſicht, daß 
der Racker Staat dabei profitierk. Wenn jemand, ſei es der Staat oder eine 
Privakperſon, eine Zeche, die einen wirklichen Werk von 4 Millionen Mark 
hat, infolge eines künſtlichen Preisdrucks plötzlich für 3 Millionen kaufen 
kann, macht er nach meiner Rechnung eben dabei einen Vorteil von einer 
Million Mark. 

Noch ein anderes Beiſpiel für Kautskys polemiſche Methode. 

In ſeinem Arkikel »Sozialdemokrakiſche Steuerpolitik« (Neue Zeit, 
S. 744) hakte Kauksky behauptet, Engels hätte ſich gar nicht gegen die For— 
derung einer einzigen Einkommenſteuer an ſich gewandt, ſondern nur ge- 
meint, durch ſie wären die Kleinbauern nicht zu gewinnen. Nachdem ich die 
Abſurdität dieſer Behaupkung in der Neuen Zeit, 2. Heft, S. 46 und 47 
unfer Beibringung des vollen Worklauts der Engelsſchen Kritik nachge- 
wieſen habe, läßt jetzt Kautsky ſeine Behauptung fallen und beſchuldigt nun 
Engels, »ſich hier in erſtaunlicher Weiſe geirrt zu haben«. 
Zugeſtanden iſt damit, daß Engels ſich gegen die einzige Einkommenſteuer 
ausgeſprochen hat. Ob er ſich in ſeinem Hinweis auf das engliſche Budget 
geirrt hat, iſt nebenſächlich. 

Jedenfalls gibt Kautsky damit jetzt zu, daß Engels ſich gegen die Forde- 
rung einer einzigen Einkommenſteuer gewendet hat. In feinem genannten 
Artikel, S. 477, hakte er noch behauptet, wenn Engels das wirklich getan 
hätte, dann wäre er in Konflikk gekommen mit niemand 
anderem als Karl Marx«. Deshalb habe ich (Neue Zeit, 2. Heft, 
S. 47) darauf hingewieſen, daß Marx ſich nirgends für die Deckung der 
Staatsausgaben durch eine einzige Einkommenſteuer ausgeſprochen häkte, 
daß er aber ſehr wohl in ſeiner Kritik des Gothaer Programmenkwurfs 
dieſe Forderung abgelehnt habe. 

Jetzt läßt Kautsky auch die Behaupkung fallen, Marx ſei für die ein- 
zige Einkommenſteuer eingekreken; aber abgelehnt, meint er, hätte Marx 
doch die Forderung auch nicht. Das iſt inſoweit richtig, als Marx dieſe 
Steuerforderung freilich nicht direkt von der Hand gewieſen hak; er hat ſie 
nur als Bourgeoisforderung, als Spezialforderung der Financial Reformers 
von Liverpool verſpokkek. Iſt aber daraus auf keine Ablehnung zu ſchließen, 

ſo ſicherlich noch weniger auf eine Anerkennung im Sinne Kautskys. 
Der ſchönſte Teil der Kaukskyſchen Leiſtung folgt jedoch noch. S. 47 der 
Neuen Zeit hakte ich die Frage aufgeworfen: Warum lehnke Marx 1875 
die Gothaer Programmforderung ab? Ich ankworkeke unter Hinweis auf 
den bekannten Brief von Marx an Bracke: »Nun, weil fie nach ſeiner Mei- 
nung nur in einer demokrakiſchen Republik (wie die Schweiz) einen ge- 
wiſſen Sinn habe, nicht aber in Deutſchland und Preußen.« Obgleich dieſe 
Anſicht durch Marxens Brief ſelbſt als richtig erwieſen wird, könnte ich 
immerhin unrecht haben, und ich würde deshalb auch nichts darin gefunden 
haben, wenn Kautsky gründlich nachzuweiſen verjucht häkke, ich ſei auf ganz 
falſcher Fährte. Aber das paßt nicht in fein Rezepk. Er unkerſtellt einfach, 
Marxens Anſicht über die einzige Einkommenſteuer ſei meine eigene, und 
nachdem er ſich dieſe Unterſtellung geleiftet hat, folgert er luſtig weiter, ich 
hätte die Abſicht, das ſozialdemokrakiſche Steuerprogramm enkſprechend den. 
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Widerſtänden der Monarchie, eigenklich der Wilikärmonarchie, einzu- 
ſchränken uſw. uſw. 

Mich gegen ſolche Unterſchiebung zu verteidigen, lehne ich ab. In allen 
meinen Artikeln iſt auch nicht eine einzige Stelle, die ſich jo deuten läßt, 
als wollte ich unſere Steuerpolitik den Wünſchen der Krone, der Konjerva- 
tiven, Liberalen oder der Regierung anpaſſen, nur die beſondere Wirtichafts- 
lage der Länder und das Inkereſſe der Arbeiterſchaft will ich überall berück- 
ſichtigt wiſſen — und zwar auch gegenüber der liberalen Steuertheoretik 
(ſowohl jener der Financial Reformers von Liverpool als ihrer Geiſtesver⸗ 
wandten von Berlin), die noch vielfach in unſeren Reihen jpukt. 


Noch ein Work zur Steuerpolitik. 


Es iſt Cunow gelungen, aus der Erörterung über die heute jo wichtige Steuer- 
frage, die ich in meiner Artikelſerie über »Sozialdemokratiſche Steuerpolitik« rein 


ſachlich begonnen, ſchließlich alles Sachliche auszuſcheiden und fie zu einer Dis 


Kuſſion rein perſönlicher Rechthaberei herabzudrücken, die, wie immer fie ausgehen 
mag, uns keinerlei neue Einſicht mehr zu erſchließen verſpricht. Ich halte es nicht 


für angezeigt, einer Diskuſſion dieſer Art noch viel Raum und Zeit zu opfern, 


und verzichte darauf, die Cunowſchen Ausfälle eingehend zurückzuweiſen. Ich 
möchte nur noch kurz den Ausgangspunkt der “Polemik feſtſtellen. 

Cunow hakte eine Hemmung der Kapitalakkumulation befürchtet, wenn die 
neuen Milliarden, die der Staat brauche, durch hohe Einkommen- und Beſitzſteuern 
aufgebracht würden, und er ſchlug daher Verkehrsſteuern und ſtaatliche Monopole 
vor. Dem war im »Vorwärks« enkgegengehalten worden, daß die Aufbringung der 
Steuer durch ein Staatsmonopol ebenfalls eine Verkürzung des Kapitalprofits be- 
deute, geradeſo wie die Einkommenſteuer, »es alſo gehüpft wie geſprungen« jei. 

Dieſem Einwand begegnete Cunow mit folgender kheorektiſcher Erwägung: 

»Gewiß, wenn ein Induſtriezweig, zum Beiſpiel der Kohlenbergbau, völlig 
verſtaatlicht wird, jo können in ihm von den früheren Zechenbeſitzern keine 
Unternehmerprofite mehr gemacht und daraus keine neuen Kapitalien mehr an- 
geſammelt werden. Aber während bei einer Hemmung der Kapitalakkumulafion 
durch direkte Steuern die wirkſchaftliche Entwicklung zurückgehalten würde, 
wird ſie es in ſolchem Falle nichft, denn es beſteht kein Grund, warum 
nicht der Staat die Kohlenprodukkion entſprechend dem geſteigerten Bedarf aus- 
dehnen ſollte! Zudem hinderk auch niemand die enkeigneten Zechenbeſitzer, ihre 
Kapitalien nun in anderen privaten Unternehmungen anzulegen und dadurch deren 
Ausdehnung zu fördern. 

Es kritt alſo keine Hemmung der wirtſchaftlichen Entwicklung ein, ſondern 
eher eine Förderung. Das iſt der erſte Untkerſchied, den der Kritikus des „Vor- 
wärts‘ überſieht. Zweitens aber entjchwindet nach der Verſtaatlichung der Ge- 
winn aus dem Bergwerksbekrieb zwar den Händen der Kapitaliften, aber er 


geht deshalb nicht in Dunſt auf, ſondern fällt an den Skaak.« (Cunow, Praktiihe 


Steuerpolitik, S. 43.) 
Dieſer Paſſus und dieſer allein iſt es, den ich kritiſierke. Dieſe ganze 
Auseinanderſetzung Cunows geht aus von der Vorausſetzung einer völligen 


Verſtaatlichung. Das iſt nicht ein »Trick« von mir, nicht eine »Leiſtung« von 


mir, »die ſich ſehen laſſen kann«, ſondern das, was Cunow geſchrieben. 

Daß er an einem anderen Orke, in einem anderen Arkikel den Vorſchlag eines 
Kohlenhandelsmonopols als Übergang zum vollſtändigen Kohlenmonopol machke, 
wobei der Staat den Zechenbeſitzern ihre Produkte unter ihrem Werke abkaufen 
und dadurch Hunderte von Millionen profitieren ſolle, hat mit der hier gegebenen 
theoretifchen Erörterung nicht das mindeſte zu fun. 
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Ja, es wäre geradezu ſinnlos, jenen Vorſchlag mit dieſer Theorie in Zufam- 
menhang zu bringen, denn Cunow will ja gegenüber dem »Kritikus des Vorwärks« 
beweiſen, daß die Kapitaliſtenklaſſe nur durch eine Einkommenſteuer, nicht aber 
durch eine Verſtaatlichung des Kohlenbergbaues an Profit verkürzt werde. Er 
konnte alſo in dem oben zitierten Paſſus unmöglich einen Vorſchlag im Auge 
haben, der den Gewinn des Staates durch eine Herabdrückung des Profits der be- 
kroffenen Kapitaliſten erzielen will. Denn wenn man den Zechenbeſitzern für die 
Produkte der Kohlengruben etwa eine Milliarde weniger zahlte, als fie wert find, 
bedeutete das ebenſo eine Verminderung ihres Profits und eine Hemmung der 
Kapitalakkumulation, als wenn man der Kapitaliſtenklaſſe die Milliarde durch eine 
Einkommenſteuer abnimmt. Der Unterſchied läge bloß darin, daß die Laſt in dem 
einen Falle allein die Grubenbeſitzer, im anderen Falle die geſamke Kapitaliſten- 
klaſſe krifft. 1 

Der Vorſchlag Cunows hat alſd gar nichts mit feiner Theorie zu kun, daß die 
Aufbringung der Steuer durch eine völlige Verſtaatlichung des 
Kohlenbergbaues keine Hemmung der wirtſchaftlichen Enkwicklung« her— 
beiführt, ſondern eher eine Förderung, da die enkeigneken Zechenbeſitzer 
ihre Kapitalien in anderen Unternehmungen anlegen und dieſe dadurch ver- 
größern, indes dem Staat der Gewinn aus den Bergwerksbekrieben zufällt und 
er dieſe auch noch erweitert. 

Dieſe Theorie, daß bei der Verſtaaklichung der Staat gewinnt, ohne 
daß die enkeigneken Kapitaliſten etwas verlieren, fie iſt es und fie allein, gegen 
die ich mich wendete. Daß Cunow jetzt immer wieder krampfhafte Verſuche macht, 
ſie hinter ſeinem Vorſchlag eines Kohlenhandelsmonopols verſchwinden zu laſſen, 
von dem ich gar nicht ſprach, iſt zwar völlig unſachlich, aber ſehr begreiflich, denn 
meiner Kritik über ſeine Theorie hat er kein Wort enkgegenzuſetzen gewußt. Nicht 
einmal den Verſuch einer Widerlegung hat er unternommen. Er weiß, warum. 
Es müſſen ſchon ſehr naive Gemüter ſein, die ſich über dieſes völlige Verſagen 
durch fein Gezeker über meine polemiſchen Manieren käuſchen laſſen. 

ö K. Kauksky. 


Die Gewerkſchafken und die Lage der ſchwerhörigen Arbeiter. 
Von H. Beyſchwang. 


Wie groß der günſtige Einfluß der Sozialpolitik auf die Geſundung und Kräf- 
- tigung des geſamten Volkes iſt, wird jezt während des Krieges ſelbſt in Kreiſen, 
die der Sozialpolitik früher kühl oder gar ablehnend gegenüberſtanden, in allen 
Tonarten verkündek. Der durch den Krieg gewonnenen Einſicht in der kommenden 
Friedenszeit im Inkereſſe der Allgemeinheit praktiſchen Ausdruck zu verleihen, iſt 
eine unabweisbare Pflicht der bürgerlichen Geſellſchaft. Den Gewernkſchaften 
müſſen die früher nokgedrungen übernommenen Aufgaben auf ſozialem Gebiet von 
leiten des Reiches, der Staaten und der Gemeinden durch weiteren Ausbau der 
Sozialverſicherung erleichtert werden. Dieſes Verlangen iſt um fo gerechtferfigter, 
als die Gewerkſchaften ungeheure Summen für die Kriegsfürſorge verausgabt 
haben, die nicht im geringſten in das Bereich ihrer Aufgaben als wirkſchaftliche 
Organiſakionen der Arbeiterklaſſe fallen. 

Wie dringend nokwendig die Fortführung der Sozialpolitik iſt, zeigt ſich aber 
auch unter anderem in der Rückſtändigkeit der ſozialen Fürſorge für ſchwerhörige 
Arbeiter. Es find nicht alle Fälle von Schwerhörigkeit heilbar, und für die unbeil- 
bar Schwerhörigen iſt das Leben in geiſtiger und körperlicher Hinſicht eine kägliche 
Qual der Entbehrung. Das Leiden gebiekek dieſen Kranken, ſich im perſönlichen 
Verkehr mit ihren Mitmenschen die größten Einſchränkungen aufzuerlegen. Doch 
iſt es der Wiſſenſchaft gelungen, die zu vielem berufene Elektrizität dem Dienſte 
der Schwerhörigen nutzbar zu machen. Es werden Hörapparake in Geftalf eines 
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kleinen elektriſchen Taſchenkelephons hergeſtellt, deren praktiſche Anwendung er- 
geben hat, daß fie ein guies Hilfsmittel darſtellen, dem Schwerhörigen den keil— 
weiſen Verluſt des Gehörs zu erſetzen. Auch auf pädagogiſchem Gebiet ſind ſeit 
einigen Jahren Anſätze vorhanden, um den Schwerhörigen über ihre Leiden hin- 
wegzuhelfen. Die Charité-Ohrenklinik (Berlin) unterhält in ihren Räumen einen 
für Unbemittelte koſtenloſen Abſehkurſus, in dem gelehrt wird, das geſprochene 
Work den Mundbewegungen des Sprechenden abzuleſen. Für die ſchwerhörig ge- 
wordenen Kriegsteilnehmer erteilen auch bereits einige öffentliche Taubſtummen⸗ 
ſchulen Abſehunkerricht.! Beide Hilfsmittel ſtellen nach ärztlichen und pädagogiſchen 
Gutachten weſenkliche Fakkoren zur Erhaltung der Erwerbsfähigkeit der Schwer- 
hörigen dar. 

Die Krankenkaſſen lehnen aber zurzeit noch jede Fürſorge, die über die eigent- 

liche ärztliche Heilbehandlung hinausgeht, für ihre ſchwerhörigen Witglieder ab. 
Die Allgemeine Orkskrankenkaſſe für das Buchdruckgewerbe in Berlin lehnte ſelbſt 
einen Ankrag ab, der nur eine Beihilfe zu den Koſten eines Hörapparats forderte. 
Auch den Abſehunkerricht fer ee haben die Krankenkaſſen noch nicht in 
Erwägung gezogen. 
Im Hinblick auf dieſe Rückſtändigkeit in der Sozialverſicherung wurde vor 
einigen Jahren in Berlin unter dem Namen »Schußz verband der Schwer 
hörigen« ein Verein gegründet, der ſich die Förderung der Intkereſſen der 
Schwerhörigen ohne Unterjhied des Standes zur Aufgabe gemacht hat. Orts- 
gruppen wurden inzwiſchen eingerichket in Hamburg, Hannover, Leipzig, Magde- 
burg und München. Der Verein kann aber nicht als eine Einrichtung angeſprochen 
werden, die in objektiver Weiſe auch die Sache der ſchwerhörigen Arbeiter 
wahrzunehmen vermag. In den Satzungen des Verbandes heißt es: 

8 2. Der Zweck des Verbandes iſt Förderung der Inkereſſen der Schwer- 
hörigen durch: 1. Herausgabe der periodiſch erſcheinenden »Zeitſchrift für 
Schwerhörige«, die allen Mitgliedern unentgeltlich zugeſtellt wird. 2. Herbei⸗ 
führung einer ſozialen Fürſorge für Schwerhörige durch eine Berakungsſtelle 
für Berufswahl, Schaffung einer Rechksauskunftſtelle, Stellennachweis, Anſchluß 
an beſtehende Arbeitsnachweife. Anſtrebung von Abſehkurſen, einer Übergangs- 
renke und Beihilfe bei Beſchaffung von Hörapparaten und ſonſtiger Hilfsmittel 
zur Wiederherſtellung der Erwerbsfähigkeit durch die Krankenkaſſen. 3. Stati- 
ſtiſche Erhebungen über die Zahl der Schwerhörigen und darauf fußende ſyſtema⸗ 
kiſche Bekämpfung der durch die Schwerhörigkeit enkſtehenden Schäden. 4. Be- 
ſeitigung der den Schwerhörigen im Privat-, Skaaks- und Gemeindedienſt er- 
wachſenden Nachteile. 5. Berückſichkigung der Schwerhörigkeit insbeſondere vor 
Gericht und im Verkehr mit Behörden. 6. Forderung beſonderer Schulen für 
ſchwerhörige Kinder. 7. Errichkung unenkgeltlicher Ableſekurſe. 8. Vergünſti⸗ 
gung bei Beſchaffung brauchbarer Hörapparake. 9. Beſchaffung eines Unter- 
ſtütungsfonds, einer Kranken-, Unfall- und Lebensverſicherung. 10. Beſchaf⸗ 
fung beſonders günſtiger Plätze in Theatern, Konzerten, 
Vorträgen und bei Gokkesdienſten. 11. Anbahnung einer beſon⸗ 
deren Berückſichtkigung der Schwerhörigen auf Reifen und in Hokels. 12. Pflege 
der Geſelligkeik. 13. Politiſche und religiöſe Erörkerungen ſind a ec e 

über die Wahl des Vorſtandes heißt es im $ 3 der Satzungen: 

Die Wahl des Vorſtandes erfolgt auf dem alljährlich ſtattfindenden Ver- 
bandskag, zu dem drei Monate vorher durch die Verbandszeitſchrift Bekannt- 


1 In Nr. 3 des »Reichsarbeitsblakts« wird berichtet: »Für die erfaubten oder 
ſchwerhörig gewordenen Kriegsteilnehmer findet bei den öffentlichen Taubſtummen⸗ 
anftalten Unterricht im Abſehen der Worte vom Munde der Sprechenden ſtakt, jo 
in der brandenburgiſchen Provinzialkaubſtummenanſtalt Wriezen, der oſtpreußiſchen 
in Königsberg, bei der Schwerhörigenſchule in Hamburg und bei der pig 
Taubſtummenanſtalt in Leipzig.« 
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machungen zu erlaſſen find. Die Wahl erfolgt durch Stimmzektel; wenn kein 
Widerſpruch erfolgt, kann die Wahl auch durch Zuruf er- 
folgen. Zweidrittelmehrheit e 


Der 8 6 der Satzungen laukek: 


1. Ordenkliches ſtimmberechtigtes Mitglied kann jede unbeſcholkene ſchwer— 
bhörige Perſon ohne Rückfiht auf Geſchlecht, Stand und Konfeſſion werden, die 
ein Eintrittsgeld von 2 Mark und einen Mindeſtmonaks- 
beitrag von 50 Pfennig enkrichket. Höhere Beiträge find 
im Intereſſe der idealen Ziele des Verbandes dringend 
notwendig. 2. Außer ordentliches Mitglied kann jede auch 
nicht ſchwerhörige Perſon werden, die ſich für die Ziele des 
Verbandes intkereſſierk. Vereine, welche gleiche oder ähnliche Be— 
ſtrebungen verfolgen, können als Korporationsmikglieder aufgenommen werden. 
Der Mindeſtjahresbeitrag iſt 5 Mark. Zwecks Erreichung 
der uns geftekten Ziele find höhere Beitragszeichnungen 
jedoch ſehr erwünſchk. 3. Durch Enkrichkung eines einmali- 
gen Beitrags von 100 Mark wird die lebenslängliche Mit- 
gliedſchafk erworben. 


Der Verband iſt zurzeit bemüht, auch unker den heimkehrenden oa 


Kriegskeilnehmern Mitglieder zu werben. Um dieſen Kriegsteilnehmern nach dem 
Kriege geeignete Erwerbsmöglichkeiten zu erſchließen, beabſichtigt er, an alle 
öffentlichen Stellennachweiſe das Erſuchen zu richten, die im Kriege ſchwerhörig 
Gewordenen beſonders zu berückſichkigen. Daß aber ein Verein, deſſen Mitglieder 
ſich aus allen Schichten der Bevölkerung rekrutieren, eine Inkereſſenverkretung 
der ſchwerhörigen Arbeiter nicht darſtellen kann, verſteht ſich wohl von ſelbſt. Auch 
die Zulaſſung der Wiederwahl des Vorſtandes durch bloßen Zuruf und die Klaſſi— 
fizierung der Mitglieder in ordenkliche und außerordentliche entjpricht nicht dem 
demokrakiſchen Prinzip in der Arbeikerklaſſe. Der Einkauf der Mitgliedfhaft auf 
Lebenszeit iſt ein Privileg für befjerfituierte Mitglieder, das zum Perſonenkultus 
zu führen geeignet iſt. Der Verband iſt ſeiner ganzen Aufmachung nach ein rein 
privater Wohltätigkeitsverein mit ſtark religiöſem Einſchlag, der weder die ſoziale 
noch die wirtſchaftliche Lage der ſchwerhörigen Arbeiter zu beſſern vermag. 

Der Schwerhörige iſt — bedrückt durch ſein Gebrechen — ein überaus williger 
Arbeiter; dem Arbeitgeber bietet er aber deshalb nicht nur eine willige, ſondern 
auch oft eine billige Arbeitskraft, die dieſer leicht zu Lohndruckzwecken gegen die 
guthörenden Arbeiter ausſpielen kann. Das zeigt ſich zum Beiſpiel auch darin, 
daß der Durchſchnitt der ſchwerhörigen Arbeiter in der Enklohnung noch ſchlechker 
geſtellt iſt als der geſunde. Die niederdrückende ſeeliſche Verfaſſung und die ſchlech— 
tere Entlohnung bildet bei dieſen Leidenden im Laufe der Zeit eine Abſtumpfung 
heraus, die den Umgang mit ihnen oft ſehr ſchwierig, ja faſt unerkräglich macht. 
Sie fühlen ſich ſteks benachteiligt und hegen vor allem Mißtrauen gegen ihre gut— 
hörenden Arbeitskollegen. Aus alledem ergibt ſich eine immer ſchärfer in Erſchei— 
nung kretende Entfremdung zwiſchen der gukhörenden und der ſchwerhörenden Ar— 
beiterſchaft, die im Inkereſſe der geſamken Arbeiterbewegung zu bedauern iſt. 

Dieſer ſeeliſchen Verfaſſung und der ſozialen Lage der ſchwerhörigen Arbeiker 
haben die Gewerkſchaften noch wenig Beachtung zuteil werden laſſen, und doch iſt 
dieſe für die Zuſammenſchließung aller Arbeiter in den Gewerkſchaften von großer 
Bedeutung. Gerade die ſchwerhörigen Arbeiter ſtellen einen großen Prozenkſatz der 
gewerkſchaftlich und politiſch gleichgültigen Arbeiter. Solange die Schwerhörigkeit 
noch keinen hohen Grad erreicht hakte, waren ſie oft Mitglieder ihrer Organiſa— 
lionen und an der Beſſerung ihrer Lage bekeiligt. Mit der Zunahme des Leidens 
nahm aber das Inkereſſe an der Organifafion bei ihnen immer mehr ab; ja, fie 
kehrten der Organiſakion ganz den Rücken in der Annahme, von nun ab einzig 
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auf das Wohlwollen der Unternehmer alle Hoffnungen auf Beſſerung und Feſti⸗ 
gung ihrer Lage ſetzen zu müſſen. Der Appell an das Gemeinſchaftsbewußtſein 
wird bei den ſchwerhörigen Arbeitern nur ſelten von Erfolg fein. Um die Or- 
ganiſierbarkeit der ſchwerhörigen Arbeiter zu fördern, wäre es nötig, daß die 
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands in allen größeren Städten 
eine »Jenkralſtelle für ſchwerhörige Arbeiter aller Berufsarken« einrichket, die die 
Aufgabe’ hätte, ſich in erſter Linie die ſeit einigen Jahren in den Handel gebrachten 
elektriſchen Gruppenhörer für Schwerhörige zu Verſammlungs- und Bildungs- 
zwecken dienſtbar zu machen, um auch den ſchwerhörigen Arbeitern das geſprochene 
Dort zu Gehör zu bringen. Die Verſammlungen und bildenden Veranſtaltungen 
müßten gejondert von denen der guthörenden Arbeiter ftattfinden, was jede Uni- 
moſitäk unter den Teilnehmern ausſchließen würde. Der Verſammlungsraum muß 
den ſchwerhörigen Arbeitern an den freien Abenden gleichzeitig zu zwangloſen 
Zuſammenkünfken und als Leſeraum offenſtehen. Das Leſebedürfnis iſt bei dem 
Durchſchnitt der ſchwerhörigen Arbeiter nicht geringer, ſondern eher größer als 
bei den guthörenden. Die Anſchaffung einer eigenen Ausleihbibliothek wäre vor- 
derhand von unkergeordneker Bedeukung, weil den organifierten Arbeitern die 
Enklehnung von Büchern aus den Bibliotheken ihrer Berufsorganiſationen frei- 
ſteht. Dagegen müſſen Tageszeitungen und periodiſch erſcheinende Zeitſchrifken po- 
litiſchen, ſozialen und naturwiſſenſchaftlichen Inhalts ausgelegt werden. Auch die 
Anlegung einer archivaliſchen Sammlung aller Veröffenklichungen, die in die Ge- 
biete der Ohrenheilkunde und der ſozialen Fürſorge eingreifen, wäre rakſam. 
Weiter muß dem in hoher Blüte ſtehenden Heilmitkelſchwindel für Ohrenleidende 
enkgegengewirkt werden, um die ſchwerhörigen Arbeiter vor der ſchmutzigen Re⸗ 
klame jener gewiſſenloſen Menſchen zu ſchützen, die ſich ihr Tätigkeitsfeld mit 
Vorliebe unter der leidenden Menſchheit wählen. Die Partei- und Gewerkichafts- 
preſſe dürfte ihre Spalten zu dieſem Zweck der Zenkralſtelle gern zur Verfügung 
ſtellen. 

Im Anſchluß an dieſe prinzipiellen Aufgaben muß die Zenkralſtelle ihren ganzen 
Einfluß auf die geſezgebenden Körperſchaften im Reich, Staat 
und in der Gemeinde dahin geltend machen, daß die ſozialen 
Einrichkungen der Arbeiterfürſorge mehr als bisher auch 
auf die ſchwerhörigen Arbeiter Anwendung finden. Daß es 
den Krankenkaſſen an Witteln fehlt, um die ſoziale Lage der Schwerhörigen einer 
Beſſerung zuzuführen, iſt kaum anzunehmen; beziffert ſich doch ihr Vermögen nach 
den letzten amtlichen Rechnungsergebniſſen für das Jahr 1913 auf 310 867 936 Mark. 
Dazu kommt noch ein Reſervefonds von 285 915198 Mark. Den Krankenkaſſen 
muß das Recht eingeräumt werden, Abſehkurſe für Schwerhörige obligakoriſch ein⸗ 
führen und die Koſten oder mindeſtens eine Beihilfe zu den Koſten bei Anſchaffung 
von Hörapparaten ihren ſchwerhörigen Witgliedern bewilligen zu dürfen. Die 
Mehrausgaben hierfür würden durch Erſparnis an Arzkehonoraren reichlich aus- 
geglichen werden; läuft doch der unheilbar Schwerhörige krotz der Ausfichtslofig- 
keit auf Beſſerung ſeines Leidens immer und immer wieder zum Arzt und find die 
Koſten, die den Kaſſen dadurch enkſtehen, meiſt zwecklos. 

Den Gewernſchaften fiele ein großes moraliſches Verdienſt um die Schwer- 
hörigen zu, wenn fie auf Grund dieſer Unterlagen dazu beikragen, daß die ſo⸗ 
ziale Fürſorge für ſchwerhörige Arbeiter von den Trägern 
der Sozialverſicherung recht bald in die Wege geleitet wird. 
Dies iſt um fo dringender nötig, weil auch unzählige, durch die heftigen Arkillerie⸗ 
kämpfe und insbeſondere durch Infektions krankheiten an ihrem Hörorgan ge- 
ſchädigte Kriegsteilnehmer aus dem Felde zurückkehren werden, die ihren früheren 
Beruf infolge von Schwerhörigkeik werden aufgeben müſſen. Die Fürſorge für 
dieſe Kriegskeilnehmer, die ſich der Schußverband der Schwerhörigen zur Aufgabe 
gemacht hat, kann nur einen Tropfen auf einen heißen Stein ergeben, der die 
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Lage dieſer Bedauernswerken nicht durchgreifend zu beſſern vermag.’ Die wenigen 
öffentlichen ſozialen Einrichtungen für Schwerhörige reichen aber nicht aus, um 
5 Rn Tauſenden von Schwerhörigen (auch Nichkkriegskeilnehmern) zugäng- 
lich zu ſein. 

Die geſchäftliche Leitung der Zenkralſtelle und die Wahrnehmung der Inter- 
eſſen der ſchwerhörigen Arbeiter muß von organiſierken, guthörenden Arbeitern 
ausgeübt werden, die von den ſchwerhörenden Mitgliedern zu wählen find. Vor— 
ſchläge zur Wahl der Geſchäftsleitung können aus den Reihen der Schwerhörigen 
und von der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften gemacht werden; wahlberech— 
ligt dagegen dürfen nur die ſchwerhörigen Mitglieder fein. Als gewählt iſt der- 
jenige zu betrachten, auf den die abjolute Stimmenmehrheit entfällt. 

Nun könnte mir enfgegengehalten werden, daß neue gewerkſchaftliche Auf— 
gaben auch neue Mittel erheiſchen, die nicht gut den ſchwerhörigen Arbeitern auf— 
erlegt werden können. Das erſtere iſt richtig, das letztere aber eine irrige Einwen- 
dung. Auch der genannte Verband erhebt ein Einkrittsgeld von 2 Mark und einen 
Mindeſtmonatsbeikrag von 50 Pfennig. Ein mäßiges Einſchreibegeld und einen 
monatlichen Exkrabeitrag würden die ſchwerhörigen Arbeiter gern leiſten, wenn es 
gilt, ihre wirkſchaftliche und ſoziale Lage zu beſſern. Bei den gewernſchaftklich or- 
ganifierten Arbeitern könnte das Einſchreibegeld forkfallen; jelbftverftänd- 
lich darf der Beikritt zu der JZentralftelle die Zugehörigkeit 
zu der einſchlägigen Berufsorganiſation nicht aufheben, 
ſondern muß ſie zur Bedingung machen. 

Entſchließen ſich die Gewerkſchaften, dieſen Anregungen zu folgen, dann kön- 
nen fie des Zuſpruchs der ſchwerhörigen Arbeiter ſicher ſein. Die Einrichtung ſelbſt 
dürfte auf keine beſonderen Schwierigkeiten ſtoßen, aber viel neue Lebensluſt und 
Stärkung des Selbſtbewußtſeins bei den ſchwerhörigen Arbeitern auslöſen. Auch 
die Kampfespoſitionen der Gewerkſchafken würden hier 
durch eine weſentliche Stärkung erfahren. Die Zentralftelle würde 
in kurzer Zeit Tauſende von Mitgliedern aufweiſen, die auch für die einſchlägigen 
Berufsorganiſakionen gewonnen find, denen fie meiſt nur aus Scham oder Miß— 
frauen auf Grund ihres Leidens heuke noch fernſtehen. 


2 In der »Deutſchen Mediziniſchen Wochenſchrift« Nr. 2 des laufenden Jahres 
ſchreibt Stabsarzt Dr. Alfred Peyſer: 

»Nach Meldungen ausländiſcher Zeitungen aus dem Kriege 1914/15 haben 
bei den Belgiern 60 Prozent der Verwundungen das Ohr betroffen. Für die 
deutſchen Verhältniſſe iſt letztere Zahl entſchieden viel zu hoch. Immerhin find 
Trommelfell- und Labyrinthverletzungen in beträchtlicher Zahl aufgetreten. Bei der 
genau geführten Stakiſtik eines Bataillons konnte feſtgeſtellt werden, daß Gehör- 
verletzungen 12 Prozent der Geſamkverluſte bildeten, und zwar Trommelfellver- 
letzungen 6,4 Prozent, Labyrinthverletzungen 5,6 Prozenk.« 

Und in Nr. 5 derſelben Wochenſchrift ſchreibt Skabsarzt Dr. Ernſt Lehmann: 

»Das hervorſtechendſte Symptom aller Trommelfellzerreißungen durch Dekona— 
Pier. iſt die Herabſetzung der Hörfähigkeit, die in allen Graden feſtgeſtellt werden 
konnte. 

Durch rechtzeitige ärztliche Behandlung find aber Gehörverlegungen und die 
auf ihnen beruhende Schwerhörigkeit zum größten Teil heilbar. Ganz anders ver— 
hält es ſich in den Fällen von Schwerhörigkeit, die auf Otkoſkleroſe (Verkalkung 
der Gehörwerkzeuge) beruht, die ihrerſeits wieder als Folgeerſcheinung von ſoge— 
nannten Erkältungskrankheiten auftritt. In dieſen Fällen beginnt die Schwer— 
hörigkeit ohne jeden Schmerz mik einer kaum wahrnehmbaren Abſchwächung des 
Gehörs, verläuft ſchleichend in ihrer Zunahme und erreicht erſt nach Jahren einen 
hohen Grad. Die Krankheit iſt unheilbar; die ärzkliche Kunſt ſtehk ihr noch völlig 
hilflos gegenüber. Der Einfluß des Krieges auf die »unheilbare Schwerhörigkeit« 
wird deshalb erſt in ſpäkeren Jahren voll in Erſcheinung kreten. 

A 
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Harry Iſay, Liberalismus und Arbeikerfrage in Belgien (1830 bis 1852). 
Münchener Volkswirkſchaftliche Studien, herausgegeben von Lujo Brentano und 
Walter Lotz. 135. Stück. Stuttgart und Berlin 1915, J. G. Cottaſche Buchhand⸗ 
lung Nachfolger. XVI und 102 Seiten. Preis 3 Mark. 

Belgien, nach Marx »das Paradies des konkinenkalen Liberalismus«, hat ſich 
ftets durch die maßloſe Ausbeutung feiner Arbeitskräfte ausgezeichnet. Erſt in den 
letzten Jahrzehnten erftarkte eine ſelbſtändige Arbeiterbewegung; Gewerkſchaften, 
Genoſſenſchaften und die politiſche Partei des Proletariats hoben N Lage und 
Selbftbewußtfein. Dann brach der Krieg über das Land herein.. 

Iſay gibt aus der Geſchichke des belgiſchen Proletariats einen intereſſanken 
Ausſchnikt. Er behandelt, wie er in der Einleitung ſchreibt, »die Epoche, die charak- 
terifiert iſt durch die vollkommene Einflußloſigkeit der arbeitenden Klaſſen auf die 
Geſtaltung ihrer ſozialen Lage, ſodann durch die Ausnutzung dieſer Situation 
feitens der Bourgeoiſie und ſchließlich durch die Abneigung der liberalen Partei 
gegen jegliche Intervention des Staates«. 

Was aber dieſer Epoche, die ja in der Geſchichte der Arbeiterſchaft jo ziemlich 
jedes Landes eine große Rolle ſpielt, für Belgien beſonderes Intereſſe verleiht, iſt 
nicht nur ihre ungewöhnliche Dauer, da in dieſem induſtriell ſo hoch entwickelten 
Lande erſt jo jpät eine ſelbſtändige Arbeikerbewegung aufkam, ſondern auch der 
Umſtand, daß zwei revolutionäre Bewegungen in dieſe Epoche hineinfallen. 

Mit der Losreißung der ſüdlichen Provinzen von Holland im Jahre 1830, alſo 
mit einem revolutionären Akt, beginnt die Geſchichke Belgiens als eines ſelbſtän⸗ 
digen Staates. Der gemeinſame Kampf gegen den früheren Herrſcher zwang die 
beiden damals einzig in Betracht kommenden Parkeien, die Liberalen in den Städten 
und die Klerikalen auf dem Lande, zuſammen, und ſobald ſich dieſe in ihrer Herr⸗ 
ſchaft einigermaßen ſicher fühlen, wälzen ſie gemeinſam die Laſten auf die arbei⸗ 
kenden Volksmaſſen, während fie ſich ſelbſt gegenſeitkig Induſtrie- und Agrarzölle ge- 
währen und die geringen freiheitlichen Errungenſchaften der Revolution alsbald in 
der Verſenkung verſchwinden laſſen. Zwar ſpalteke ſich von der liberalen Partei 
ein radikalerer Flügel ab, der eine leiſe Demokratiſierung von Regierung und Ver- 
waltung anffrebte, aber die im Beſitz der Macht befindlichen Altliberalen ließen die 
»radikalen Schwärmer« reden und kümmerten ſich nicht um fie. Seit 1839 beſchäf⸗ 
kigte fie der Kampf gegen die Klerikalen um »Geiſtesfreiheit«. Demokratie und die 
Not der arbeitenden Klaſſen waren ihnen gleichgültig. 

Da platzte die Nachricht von der Februarrevolution 1848 in die beſchauliche 
Ruhe, in der ſich die liberale Regierung ihres 1847 bei den Parlamentswahlen über 
die Klerikalen errungenen Sieges freuke. Welche Illuſtonen die Begeiſterung über 
die erſten Erfolge der Revolution weckte, dafür iſt ein Brief ungemein bezeichnend, 
den der Fourieriſt Viktor Conſidérant noch unter dem friſchen Eindruck der Er 
niſſe an den liberalen Minifterpäfidenten Rogier ſchrieb: 

»Mein Freund, mein Freund, noch einmal ſage ich es, die Welt von morgen 
iſt nicht mehr die von geſtern: ein Wind hat ſich erhoben, mächtiger als die Stürme 
der Tropen, der die Kronen fallen läßt wie krockenes Laub im Herbſt.... Das 
Wunder iſt geſchehen, die Folgen ſind offenbar. Der ganze Süden und Weſten 
Europas werden, ehe ein Monat vorüber iſt, eine Föderakivprepublik fein, und viel- 
leichk wird ſogar Nikolaus in ſeinem Lande bezwungen oder wenigſtens nach 
Moskau zurückgeführt werden. Die Völker werden vielleicht ohne einen einzigen 
europäiſchen Krieg ſich in Gruppen zuſammenſchließen, entſprechend den nafür- 
lichen Tendenzen ihrer Nationalitäten, und die Republik wird die Regierungs- 
form in Europa werden, wie ſie es bereits in Amerika iſt.« 

Aber der kühle Realpolitiker Rogier faßte die Dinge ganz anders auf als fein ſo⸗ 
zialiſtiſcher Freund, der ſich als echter Gefühlspolitiker von den Stimmungen des 
Augenblicks forfreißen ließ und glaubte, die Politik ſei von ihnen abhängig und nicht 
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von den realen Machtverhältniſſen und Klaſſeninkereſſen. Rogier ſchließt ſofort mit 
der katholiſchen Partei ſeinen Burgfrieden, er macht dem unzufriedenen Bürgerkum 
einige kleine demokratiſche Konzeſſionen, den Arbeitern einige unverbindliche Ver— 
ſprechungen, und damit bewährt er ſich als der Retter der Geſellſchaft, des König- 
tums und des Geldſacks. Und nun kann er ſich, geſtützt auf das Verkrauen der ge- 
einten herrſchenden Klaſſen, ſchon nach Monaksfriſt der Niederknüppelung der de- 
mokratiſchen Oppofition widmen, und die im Juni vorgenommenen Neuwahlen 
führen zu einem glänzenden Sieg der Regierung und zu einer völligen Niederlage 
der Demokratie. 

Allerdings gelang es in den nächſten Jahren dennoch der eifrigen Agitation der 
demokratiſchen Oppoſition, Einfluß auf die Bevölkerung zu gewinnen und ſogar die 
liberale Partei zu zwingen, ſich etwas volksfreundlicher zu gebärden. Aber an der 
inneren Politik des Landes änderte dies gar nichts. Denn, wie Iſay bei Be— 
ſprechung dieſes Zeitpunktes bemerkt, »die Wirkung der außerparlamenkariſchen 
Parteiorganiſationen iſt gering und nimmt immer mehr ab. Der unbeſtriktene Sieg 
der Regierung bei den Juniwahlen des Jahres 1848 hat ihr eine große Aukorikät 
geſichert, die ſo lange anhält, als die Bourgeoiſie in ihr die weſenkliche Schutzwehr 
gegen revolutionäre Beſtrebungen erblickt: bis zum Frühjahr 1849. Danach aber be- 
ginnen die Elemente der hohen Bourgeoiſie ihren Einfluß auf die Politik — unker 
Ausſchaltung der außerparlamenkariſchen Organiſakionen — mehr und mehr wieder- 
herzuſtellen, bis ihnen der Unkergang der zweiken franzöſiſchen Republik auch in 
Belgien wieder völlig freie Hand gibt.« 

An ſchönen Worten gegenüber der Arbeiterſchaft hat es der Regierung freilich 
auch weiterhin nicht gefehlt, und in ſehr beſcheidenen Grenzen ſogar zeitweilig 
auch nicht am guten Willen zu gewiſſen Reformen. Aber Iſay zeigt, wie dieſer 
ſchwache Wille der Regierung an dem zähen Widerſtand der herrſchenden Klaſſen, 
die ſich in ihren ökonomiſchen Inkereſſen bedroht fühlten, ſcheiterte und ſo nur ein 
paar äußerſt dürftige Scheinreformen ins Leben gerufen wurden, die abſolut unge- 
eignet waren, das Los der arbeitenden Klaſſen zu beſſern. 

Einer ziemlich ausführlichen Wiedergabe der in den Parlamentsdiskuffionen 
von den verſchiedenen Seiten vorgebrachten Argumenke iſt ein erheblicher Teil der 
Schrift Iſays gewidmet, die als ein wichtiger Beitrag zur Geſchichke bürgerlicher So- 
zialpolitik gewertet werden muß. G. Eckſtein. 


Anzeigen. 

Heinrich Cunow, Praktifche Steuerpolifik oder Steuerdogmatik? Neun Ar- 
fikel über Steuer- und Wonopolfragen. Berlin 1916, Buchhandlung Vorwärts. 
48 Seiten. Preis 50 Pfennig. 

Die Broſchüre, die neun ſchon in der Tagespreſſe veröffentlichte Artikel zu- 

ſammenfaßt, ift als »gemeinverſtändliche Einführung in die Aufgaben der Steuer- 

und Finanzreform nach dem Kriege« gedacht, »deren Einführung die ſozialdemo— 
kratiſche Partei keinesfalls allein den bürgerlichen Parteien überlaſſen dürfe«. 

Der Krieg wird uns vor eine neue bedeukſame wirtſchaftliche Entwicklungs- 
periode und damit auch vor neue politiſche Situationen ſtellen. Es wird ſich darum 
handeln, durch Ausnutzung der Gegenſätze zwiſchen den bürgerlichen Parkeien die 
künftige Geſtaltung Deutſchlands zu beeinfluſſen. Sich nur auf die Kritik bejchrän- 
ken, hieße die wichtigſten Arbeiterinkereſſen preisgeben. Das gilt beſonders von 
der Steuerpolitik, in der wir uns nicht in eine Oppoſikionsſtellung gegenüber allen 
Vorſchlägen der Regierung hineinkreiben laſſen dürfen. 

Vor allem dürfen wir uns nicht durch die Bezeichnung einer Steuer als einer 
indirekten ſchrecken laſſen, ſondern müſſen ſteks unkerſuchen, wen die Steuer be— 
laſtet. Die Einkommenſteuer belaftet jene Kreiſe, die von firem Einkommen leben, 
viel ſtärker als die Kreiſe der Induſtrie, der Landwirkſchaft und des Handels, die 
die Steuer häufig abwälzen oder ſich ihr entziehen können. In dieſer Hinſicht ſteht 
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es mit vielen Verkehrsſteuern ebenſo, doch find manche von dieſen, wie zum Bei 
ſpiel die Konnoſſemenkſteuer, ſchwer oder gar nicht abwälzbar, find daher gerad 
im Intkereſſe der Arbeiter vorzuziehen. 

Da die enormen Beträge nach dem Kriege durch direkte und indirekte Steuer: 
nicht aufzubringen fein werden, wird man in weiten Umfang zu Staatsmonopole: 
greifen müſſen, die unker Umſtänden empfehlenswert find. Um die Unterſuchun 
dieſer Frage handelt es ſich im einzelnen Fall. Während durch direkte Steuert 
die Kapitalakkumulation gehemmt wird, braucht das bei der Einführung von Mo 
nopolen nicht zu geſchehen, da der Staat ſeine Produktion ausdehnen kann, wäh 
rend zugleich die enteigneten Kapitaliſten die ihnen ‚gewährten Entſchädigungen i 
anderen privaten 8 anlegen und Ne deren Ausdehnung fördere 
können. „ 


Hermann Wendel, Elſaß-Lokhringen und die Sozialdemokratie. Berlin 1910 
Buchhandlung Vorwärts. 30 Seiten. Preis der Vereinsausgabe 40 Pfennig. 

Wendel führt aus: Während die deukſche Sozialdemokratie auf dem Stand 
punkt der bloßen Landesverkeidigung ſteht, gehen die Ziele der franzöſiſchen Parke 
weit darüber hinaus nach der Rückeroberung Elſaß-Lothringens. Die Bewohne 
des Elſaß find dem Stamme nach Deukſche. Erſt die große Revolution brachte ihne 
franzöſiſche Skaaksgeſinnung bei. Trotzdem aber wurden die Elſäſſer, oder doc 
ſicherlich die bäuerlichen und prolekariſchen Schichten, nicht in die franzöſiſch 
Kulturgemeinſchaft einbezogen. 

Die deulſche Sozialdemokratie war von Anfang an gegen die Annexion un 
proteſtierte ſtets gegen alle Verſuche, die Elſäſſer gewaltjam »einzudeutihen«. Si 
anerkannte die hiſtoriſche Tatkſache der Einverleibung der Reichslande, verlangt 
aber für fie volle Autonomie im Rahmen des Deukſchen Reiches. 

Wenn heute noch die franzöſiſchen Sozialiſten Elſaß-Lothringen als franzö 
ſiſches Land anſprechen, ſtellen fie ſich mit den Tatſachen in ſchärfſten Widerſpruch 
Die Bevölkerung iſt weit überwiegend deutſch, beſonders die Bauern und Ar 
beiter. Dazu hat auch der politiſche Kampf beigekragen, beſonders die Agitatio 
der Sozialdemokratie. Ebenſo iſt das Land wirtſchaftlich aufs engſte mit Deutſch 
land verknüpft. Eine Vereinigung mit Frankreich wäre für den elſäſſiſchen Wein 
bau, insbeſondere aber für die Induſtrie des Landes und deſſen Bergbau hödh! 
verderblich. 

Vor dem Kriege war auch in Frankreich der Revanchegedanke und das Stre 
ben nach Rückgewinnung der Reichslande ſchon ſehr im Abflauen. Bürgerlich 
Pazifiſten verlangten die Anerkennung des Frankfurter Friedens. Die franzöſt 
ſchen Sozialiſten konnten ſich lange Zeit nichk zu einem vollen Verzicht auf Elſaß 
Lothringen verſtehen. Sie erwarteten eine Löſung der Frage von der Demohrakie 
durch die Verwirklichung des Sozialismus, manche wie Hervé auch von einer 
Austaufh der Reichslande gegen franzöſiſche Kolonien. Die Löſung der Frag 
durch das Schwerk verwarfen alle. Gerade in den letzten Jahren rang ſich abe 
immer mehr eine Strömung durch, die rückhaltlofe Anerkennung des Frankfurke 
Friedens verlangte. Darin krafen fie ſich mit der Bevölkerung Elſaß-Lothringen 
ſelbſt, die nicht mehr Loskrennung von Deukſchland verlangte, ſondern Aukonomi 
innerhalb des Reiches. e 


Adolf Hepner, Joſef Dietgens Philoſophiſche Lehren. Mit einem Porkrä 
von Joſef Dietzgen. Skukkgart 1916, J. H. W. Dietz Nachf. 186 Seiten. Prei 
broſchiert 2 Mark, gebunden 2,60 Mark. 

Hepner ſtellt die Lehren Dietzgens volkskümlich dar, indem er der Reihe nac 
den weſenklichen Inhalt der Schriften angibt, die in der von Eugen Dießgen ver 
anſtalteten Geſamkausgabe der Werke feines Vakers vereinigt find. Hepner häl 
ſich dabei möglichſt genau an das Original, das er ſtellenweiſe ausführlich zitiert. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Geographiſche Streiflichter zum Adriaproblem. 
Von Georg Engelbert Graf. 


Jedem Geſchichtskenner ift es ſchon aufgefallen, wie gewiſſe Probleme 
im Laufe der Zeit immer wieder aufkauchen. Wie häufig begegnen wir zum 
Beiſpiel Parallelen zwiſchen der Gegenwart und der Blütezeit des Mittel- 
alters! Von Außerlichkeiten und Zufälligkeiten ganz abgeſehen, ſo erinnern 
doch Strömungen, die an der Oberfläche und am Grunde des damaligen 
hiſtoriſchen Geſchehens ſich verfolgen laſſen, politiſche und wirkſchaftliche, 
Rationale und ſoziale Fragen an das, was unſere Zeit bewegt. Hoffnungen, 
die längſt begraben und vermoderk ſchienen, feiern ihre Wiederauferſtehung, 
Pläne, die verſtaubt und vergeſſen waren, kommen wieder ans Tageslicht, 
und häufig genug mag es den oberflächlichen Beſchauer wie eine bloße 
Wiederholung des alten Spiels anmuken. Iſt es nicht eigenartig, daß Mittel- 
europa wieder wie im Mittelalter den Landweg nach Indien ſuchk und in 
ſeine Gewalt zu bringen krachkek? Noch dazu auf einer Linie, die die Kreuz— 
fahrer bereits vorgezeichnek? Scheint nicht Italien die Levankepolitik wieder 
aufzunehmen, die die Renaijjanceffaaten der Apenninenhalbinſel bereits 
verfolgten? 

Anzunehmen, daß die jogenannten führenden Männer der Gegenwart 
dieſe Ideen aus der mitffelalterlihen Requiſitenkammer wieder hervor— 
geholt und zu den ihrigen gemacht häkten — an ſich würde das ja nur eine 
Konſequenz der ideologiſchen Geſchichtsauffaſſung ſein —, wäre ſelbſtver— 
ſtändlich abſurd. Für derartige Parallelismen der Geſchichte die gleichen 
ökonomiſchen und jozialen Triebfedern verankworklich zu machen, geht 
gleichfalls nicht an; wir ſtehen heute in einer ganz anderen Zeit mit anderen 
wirkſchaftlichen Kräften und ſozialen Tendenzen, als fie im Mittelalter 
herrſchend waren. Das Rätſel löſt ſich, wenn wir das makeriellſte Moment 
hiſtoriſchen Geſchehens zur Erklärung heranziehen, das geographiſche Wilieu. 

Hiſtoriſcher Materialismus ohne Berückſichtigung des geographiſchen 
Unterbaues der Geſchichte iſt ein Unding; wäre erſt dann möglich, wenn der 
Menſch ſouverän die ganze Natur beherrſchke, ſich über alle durch die Nakur 
der Erdoberfläche bedingten Schranken hinwegſezen könnte. Und jo weit 
wird es nie kommen. Solange aber die geographiſche Umwelt die Geſchichke 
der Völker und Skaaken mitbeſtimmt, ſolange ſie auf die Enkwicklungshöhe 
der Technik und damit auf die Kultur von unmikkelbarem und mitkkelbarem 
Einfluß iſt, wird fie bei der Erklärung hiſtoriſcher Vorgänge mit herange- 
zogen werden müſſen. 

Wenn ſich zurzeit, zumal in den imperialiſtiſchen Ideengängen und 
Zielen unſerer Tage, ſoweit fie das Mittelmeer und den Orient betreffen, 
eine mehr oder weniger enge Anknüpfung an das Wittelalter herſtellen 
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läßt, ſo liegt das daran, daß Mittelmeer und Orient geographiſch heuke i 
ähnlicher Weiſe wirken wie vor 400 bis 600 Jahren, daß ſie zu den Gegen 
warksproblemen ähnlich gelagert find wie damals. 

Im Alterkum war das Mittelmeer das Zentrum der Kulturwelt; ir 
Mittelalter wurde es zum Randgebiet der angrenzenden großen Reiche, di 
auf ihm miteinander in Beziehung kraken; zumal in ſeinem öſtlichen Teil 
ſuchten Land- und Seeverkehr innigſten Anſchluß mit dem Orienk. 

Dieſer Grenzſaumcharakker des Witkelmeeres iſt auch bezeichnend fü 
die Gegenwart. Nachdem das Wittelländiſche Meer durch die Enkdeckunge 
jenjeit3 der großen Ozeane in feiner Bedeutung überhaupt ausgejchalte 
worden war und ſeine Randgebiete vom ſiebzehnken bis ins neunzehnt 
Jahrhunderk hinein für die geſchichkliche Geſamkenkwicklung kaum in Be 
kracht kamen, hat das vergangene Jahrhundert es aus ſeinem Weltſchla 
wieder aufgerüttellt. Wieder münden die Inkereſſen verſchiedener euro 
päiſcher Großmächte und Mächkegruppen ins Mittelmeer, nur daß ſein 
Skellung gegenüber der im Mittelalter inſofern modifiziert erſcheint, als e 
infolge der Eröffnung des Suezkanals aus einem geſchloſſenen Meer 3 
einer Meerſtraße größten Stils, zum wichtigften Durchgangsgebiet de 
Weltverkehrs geworden iſt. Der Kampf um das Mittelmeer iſt heute nich 
allein ein Kampf um den Zugang zum Mittelmeer ſelbſt, ſondern auch ur 
den Anſchluß an die Weltwirtjchaftsftrage vom Aklankiſchen zum Indiſche 
Ozean geworden, in den öſtlichen Teilen kombiniert mit einem Kampf ur 
die Landverbindung von Europa über Weſtaſien nach Indien, demſelbe 
Kampf, dem einſt die Kreuzzüge gegolten. Man ſieht, die Linien, auf die ſie 
die politiſchen Anziehungskräfte in erſter Reihe konzenkrieren, haben ir 
Mittelmeergebiet im Wittelalter und in der Gegenwark ungefähr de 
gleichen Verlauf. Dieſe geographiſchen ee bedingen die hiſto 
riſchen. 

Bei der reichen Gliederung des Mittelmeeres birgt nakürlich jeder ſeine 
Teile ſeine beſonderen Probleme, das Liguriſche ſowohl wie das Tyr 
rheniſche Meer, das Adriakiſche und Joniſche, das Agäiſche und da 
Schwarze Meer. Dieſe Probleme kreffen in erſter Linie die angrenzende 
Staaten; aber da fie alle in ffärkerem oder ſchwächerem Maße zur welt 
politiſchen Stellung des Mittelmeeres als Ganzem in Beziehung ſtehen 
find fie auch weit davon entfernt, nur lokale Bedeukung zu befigen. Da 
Problem des weſtlichen Mittelmeeres, eingeſchloſſen von Spanien un 
Italien, Frankreich und Nordafrika, iſt zurzeit nicht akuf. Dieſer Teil de 
Mittelmeeres iſt am wenigſten gegliederk. Die hier zuſammenlaufenden ode 
ſich begegnenden Inkereſſen haben viel mehr Spielraum und befinden fid 
daher jo ziemlich in der Gleichgewichtslage. 

Anders im öſtlichen Mittelmeer. Hier find ſowohl die Schwarze-Meer 
wie die Agäis-Frage noch völlig ungelöft; fie erſcheinen durchaus verworren 
und ſozuſagen faſt unzugänglich; wie die Kaßen um den heißen Brei gehe 
die inkereſſierten Staaten um fie herum. 

Bei weitem durchſichkiger iſt das Adriaproblem. In gewiſſem Sinne if 
es auch aktueller und liegt uns rein geographiſch näher. Der Weltkrieg be 
gann mittelbar unter feinem Einfluß. Der Kampf zwiſchen Sſterreich 
Ungarn und Serbien war der Kampf um die Adria. Und mit logiſcher Kon 
ſequenz führte dieſe Rivalikät Italien auf den Kampfplan. Die öſterreichiſch. 
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Mittelmeerpolitik — und fie war in letzter Zeit offenfihtlic nur eine Adria- 
politik — ließ die Kriegsfackel ſich gerade an dieſer Orklichkeit entzünden. 
Hierzu kommt ſchließlich, daß das Adriaproblem auf dem beſten Wege iſt, 
auch ein mitteleuropäiſches Problem zu werden, inſofern als die Fühl und 
Greifarme des amöbengleichen deutſchen Imperialismus ſich auch nach dieſer 
Richtung ausſtrecken mit Zielen, die vorläufig für die große Maſſe noch 
ziemlich unklar und verſchleiert erſcheinen. 

Fürs nächſte ſpitzt ſich der Kampf um die Adria nach der Ausſchalkung 
Serbiens und Monkenegros zu einem Entkſcheidungskampf zwiſchen Sſter— 
reich und Italien zu. Es ift das derſelbe offene Gegenſatz wie der weiter 
ſüdlich im Joniſchen Meer zwiſchen Griechenland und Italien, nur daß 
dieſer leßtere Gegenſatz heute noch mehr latent iſt. 

Es ſoll nun natürlich durchaus nicht verſuchk werden, auf geographiſcher 
Grundlage das Adriaproblem zu löſen. Das ergäbe ein völlig ſchiefes Bild. 
Es kann ſich nur darum handeln, das geographiſche Material zu ſammeln 
und zu ſichten, joweit es zum Verſtändnis beizutragen vermag, die nafür- 
lichen Bedingungen darzulegen, unker denen ſich die Dinge an der Adria 
entwickelt haben. Das wird dann von ſelbſt Wege zeigen, die von der Ver- 
gangenheit und Gegenwart in die Zukunft hineinführen. 

Die Bedeutung des Adriakiſchen Meeres liegt zunächſt in feiner Lage 
und in ſeinen nakürlichen Beziehungen zum Wittelländiſchen Meer. An ſich 
iſt es nur ein Seitenarm des Mittelmeeres, ein Mittelmeer im Mittelmeer, 
durch die knapp 100 Kilometer breite Straße von Otranto vom Mittellän- 
diſchen Meer und dadurch von deſſen weſtöſtlicher Längsverkehrslinie ge- 
ſchieden. Es iſt kein Durchgangsgebiet, ſondern eine Sackgaſſe, deren Be— 
deutung durch die angrenzenden Küftengebiete und ihr breites Hinterland 
beſtimmt wird. Rein äußerlich betrachtet, gleicht es in dieſer Beziehung der 
Oſtſee. Für feine Einflußgebiete iſt es der Zugang zu den Pforten der 
Straße von Gibraltar und des Suezkanals, die in das offene Meer hinaus- 
führen und den Weg nach dem Aklankiſchen und dem Indiſchen und Großen 
Ozean eröffnen. Dieſer Gefichtspunkt gilt zwar auch für die übrigen Aus- 
buchkungen des Mittelmeers. Aber beim Adriakiſchen Meer kommt noch 
hinzu, daß es der mittelſte der drei großen Meeresvorſprünge des Mittel- 
meers nach Norden hin iſt, daß es alſo am eheſten zur Beherrſchung des 
geſamten Mittelmeers geeignet erſcheink und daß es am weitkeſten nach 
Norden hin in den Konkinenkalrumpf Europas eingeſchnikten iſt. Dadurch 
wird es von vornherein zu einem Sammel- und Ausſtrahlungsgebiet für 
den Seeverkehr vorausbeſtimmt. Allerdings ergibt ein Blick auf die Land- 
karte, daß dieſe Ideallage durch die Richtung, in der die Adria ſich erſtreckt, 
eine Einſchränkung erleidet. Die Längsausdehnung verläuft von Nord- 
‚weiten in ſüdöſtlicher Richtung, alſo abgewendet vom weſtlichen Teil des 
Mittelländiſchen Meeres, von dem es überdies durch die Sperre Kalabrien- 
Sizilien⸗Malta gefrennt iſt. Inſofern iſt die Lage des Liguriſchen Meeres 
erheblich günſtiger, da von hier aus der Verkehr, zu beiden Geiten von 
Korſika und Sardinien abgleitend, ſich ſowohl der Meerenge von Gibraltar 
als durch das Tyrrheniſche Meer dem Oſten zuwenden kann. 

Von weſenklich höherem Einfluß iſt aber das Verhältnis eines Meeres 
zu ſeinen Küften und zu dem Hinterland. An und für fich bekrachkek, iſt ja 
das Meer als unbewohnbares Gebiet für den Menſchen durchaus indifferent, 
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ebenſo wie etwa die Eisflächen der Polarregionen oder die Wüſten, die den 
Leben keinen Raum gewähren. Es erhält eine Bedeutung erſt durch da: 
Land. Je mehr Fäden von einem Landgebiek auf ein Meer hinauszulaufer 
vermögen, um fo wichtiger iſt es. Das Land iſt eine Ziffer, das Meer fü 
ſich eine Null; an die Ziffer angefügt, ergibt ſie ein Vielfaches. Im Ver 
hältnis zum Meer muß man beim Feſtland die Küſte vom Hinterland jchei 
den. Die Küſte iſt das Mittel, durch das das Hinterland mit dem Meer uni 
über das Meer mit einer anderen Küſte und einem anderen Hinterland ir 
Verbindung kritkt. Schlechte Küſten ſcheiden ihre Hinkerländer eher, als daf 
fie fie verbinden, und ein bedeukungsloſes Hinterland macht den Wert de 
beſten Küſte illuſoriſch. 

Schon die Entfernung der Küſten eines Meeres voneinander jpielf ein 
Rolle. Das Adriakiſche Meer iſt gewiſſermaßen ein nicht allzu breiter, ziem 
lich langer Korridor zwiſchen Balkan und Apenninenhalbinſel; ſeine Länge 
verhält ſich zur durchſchnikklichen Breite etwa wie 4:1. Dieſe Geſtalt bewirkt 
daß die Längsküften ſich in bedeutender Ausdehnung recht nahe und ziem 
lich parallel einander gegenüber liegen. Daraus können ſich je nachdem eng 
Beziehungen zwiſchen beiden Küſtengebieken oder auch ſcharfe Konkurrenz 
kämpfe ergeben. Vor allem beſteht bei einem derartig geformten Meeres 
teil ſtets die Gefahr, daß ein einziger Staat ihn völlig zu umklammern ode 
wenigſtens völlig unter feinen Einfluß zu bringen ſuchen wird, weil ſonf 
die eine Küſte ſtändig eine Bedrohung für die gegenüberliegende bilder 
kann. Das Streben nach Beherrſchung der Gegenküſte kehrt ſtändig in de 
Geſchichte der ſeefahrenden Nationen wieder. Das Venedig des Mittel 
alters hakte ſich in den Häfen Dalmakiens feſtgeſetzt, und das Streben italie 
niſcher Imperialiſten läuft darauf hinaus, aus dem Adriatiſchen Meer ei 
„mare nostro“, ein rein italieniſches Meer zu machen. Ein nationaler Vor 
wand läßt ſich ja immer gar leicht konſtruieren, wie aus den ähnlichen Be 
ſtrebungen zum Beiſpiel Schwedens nach Finnland, Griechenlands nach 
Kleinaſien hin deutlich zu erſehen iſt. 

Kommt die Lage der Meeresküſten zueinander in der Politik mehr zun 
Ausdruck, jo äußern ſich die Eigenſchaften der Küſten vor allem in wirt 
ſchaftlicher Hinſicht. Sie beſtimmen die Möglichkeit und den Umfang de 
unmittelbaren Produktion — die aber über den Verkehr mit den Nachbar 
küſten hinaus nur geringe Bedeukung gewinnk —; in dieſer Hinſicht erheiſch 
die verfikale Gliederung des Küſtengebiets unſere Aufmerkſamkeik. Di 
horizonkale Gliederung iſt ausſchlaggebend für die Anzahl und die Güte de 
Häfen, und muß daher als nafürliche Grundlage für den Seeverkehr ge 
wertet werden. 

Die natürlichen Eigenſchaften einer Küſte ergeben ſich aus der geolo 
giſchen Entwicklungsgeſchichte des Meeres, das von ihr begrenzt wird 
Ein anderes Bild ergibt ſich, wenn das Meer gegen eine Tiefebene Boden 
gewinnt und Land und Waſſer allmählich ineinander übergehen wie in 
Nordſeegebiet, als da, wo eine rieſige Landſcholle entlang ſteilen Bruch 
rändern in die Tiefe geſunken iſt und die ſcharf abgeſchnittene Küſte ſchrof 
in den Meeresſpiegel hinabkaucht wie im Tyrrheniſchen Meer zwiſcher 
Italien, Korſika, Sardinien und Sizilien. Das Mittelmeer beſteht aus nach 
einander und verſchieden kief eingeſunkenen Becken von meiſt ozeanifche: 
Tiefe. Eine Ausnahme bildet das once Meer. Nur in feinem für: 
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lichſten Teile reicht es bis in größere Tiefen als kauſend Meker hinab, ſonſt 
wird faſt nirgends die 200-Meter-Tiefenzone erreicht. Im weſenklichen iſt es 
ein übergroßes Längskal, eine Muldeneinſenkung zwiſchen aufgerichteten, 
aufgefalteten Gebirgszügen, von der das Meer, von Süden nach Norden 
vorſchreitend, allmählich Beſitz ergriffen hat. Dieſe Mulde, die ſich, nach 
Weſten umgebogen, in der nur wenig den Meeresſpiegel überragenden Po— 
ebene fortjeßt, wird allmählich, wie eben dieſelbe Poebene zeigt, von dem 
Gebirgsſchutt, den die Flüſſe herzu fragen, wieder angefüllt und ausgeflacht. 

Daher iſt die Schwemmküſte mit den verwilderten Delkamündungen des 
Po und anderer kleiner Flüſſe bezeichnend für den nordweftlichen Teil der 
Adriaküſte von der Iſonzomündung bis Ravenna. Dieſe Küſte iſt wirtſchaft⸗ 
lich ſowohl wie verkehrstechniſch nur von ſehr problematiſchem Werk. Die 
ſtarke Geröllführung bewirkt eine erhebliche Erhöhung des Flußbektes über 
das Umland im Mündungsgebiet der Flüſſe, und iſt ſomit die Urſache für 
alljährliche gewaltige Überſchwemmungen, die den Längs- und Querverkehr 
erſchweren, einen geregelten Anbau und größere Anſiedlungen unmöglich 
machen. Die Annäherung vom Meere her wird gleichfalls durch die ftän- 
digen Strömungsverlagerungen und den Mangel geſicherker Ankerplätze 
unterbunden, während die Fahrt flußaufwärks je nach der Jahreszeit durch 
allzu ſtarke Strömung oder durch Waſſermangel gehindert wird. Adria, 
Ravenna, Aquileja find Hafenſtädte nur kurze Zeit geweſen, und Venedig 
hat feinen, auch heuke noch froß aller kechniſchen Vorkehrungen ſtark be- 
drohten Hafen nur dadurch halten können, daß die Brenka, deren Schlamm 
und Geröll die Lagune zu verjchütten drohte, in einem künſtlichen Bekt füd- 
lich von Chioggia ins Meer geleitet wurde. 

Dieſe eigenkliche Querküſte des Adriakiſchen Meeres wird vornehmlich 
vom Lande her — durch die Flüſſe — gebildet und verändert, die Längs- 
küſten ſind dagegen mehr ein Werk des Meeres; und zwar durch die je— 
weilige Ark der Inkenſikät der Strandverſchiebung. Küftengebiete und 
Meeresboden befinden ſich nur ſcheinbar im Ruhezuſtand; in Wirklichkeit 
haben Hebungen hier und Senkungen dorf nie aufgehört, und dieſe Hebun— 
gen und Senkungen beſtimmen den Charakter der Küſte. In der Hebungs- 
zone wird in einem Überſpülungsmeer wie dem Adriakiſchen ein flacher 
Strandſaum die Küſte bilden, während da, wo das Land allmählich unter 
den Meeresſpiegel hinabkaucht, das Meer zunächſt von den Tälern Beſitz 
ergreift und jo in Buchten und Fjorden kief ins Land einzuſchneiden ver- 
mag. Die Verhälkniſſe liegen im Adriatiſchen Meer nun inſofern kompliziert, 
als an derſelben Küſte Hebungs- und Senkungsgebiete, noch dazu von ver- 
ſchiedener Intenſikät miteinander wechſeln. Im nördlichen Teil, zwiſchen 
dem 42. und 46. Breitegrad, alſo von einer Linie Monte Gargano-Dulcigno 
nordwärts, findet auf der italieniſchen Seite eine langſame Hebung, auf der 
iſtriſch-dalmatiniſchen Seite eine recht erhebliche Senkung, das heißt poſi— 
five Strandverſchiebung ſtakt; im ſüdlichen Teil iſt es umgekehrt, nur daß 
da ſowohl Hebung an der albaniſchen wie Senkung an der italieniſchen 
Küſte ſich in geringerem Maße bemerkbar machen. 

Dadurch erklärt ſich die überreiche Küſtengliederung von Iſtrien und Dal- 
matien mit ihrem Überfluß an gejhüßten, tief ins Land einſpringenden 
Buchten und der Unzahl vorgelagerfer Inſeln. Hier find eben die ſüdweſt— 
lichſten Ketten der Dinariſchen Alpen, die ungefähr parallel mit der Küſte 
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ſtreichen, ins Meer geſunken; ihre höchſten Kämme ragen noch als Inſeln aus 
dem Waſſer, während das Meer die geſamken Längskäler überflutet und 
von ehemaligen Päſſen und niedrigen Querkälern Beſitz ergriffen hak. Selbſt 
für den Nichkgeographen iſt es ein leichtes, auf einer beliebigen Landkarte 
jo den ehemaligen Verlauf der Küſte vom Kap Promontore bis zu den 
Boche di Caktaro zu rekonſtruieren. Anders auf der gegenüberliegenden 
ifalienifchen Seite. Abgeſehen von Ancona, wo durch einen ins Meer vor- 
ſpringenden Berg eine kleine Bucht gebildet wird, weiſt die Küſte von der 
Pomündung bis zum Spornvorſprung des Monte Gargano keinen einzigen 
Hafen auf. Erſt weiter ſüdlich, im Senkungsgebiet, kreffen wir als unter⸗ 
gekauchte Flußtäler von allerdings nur geringem Ausmaß die Häfen von 
Manfredonia, Bari und Brindiſi. Die albaniſche Küſte zeigt wieder ähnliche 
Verhältniſſe wie in der Hebungszone auf der italieniſchen Seike, mangelnde 
Gliederung, Buchkenloſigkeit, Auffhüttungsarbeit der Flüſſe verbunden mit 
Lagunenbildung und ausgeſprochene Hafenarmuk. 

In bezug auf die Verkehrsbedeukung der Küſte müſſen aber außer dieſen 
morphologiſchen Faktoren noch eine Reihe anderer berücklichfigt werden. 
Gerade für die Häfen ſind auch mekeorologiſche Geſichtspunkte maßgebend. 
Was nüt die ſchönſte Meeresbucht, wenn Stürme durch ihre Öffnung un- 
gehinderken Zugang erhalten? Beſonders gefürchtet iſt im Adriakiſchen 
Meer die Bora, ein überaus heftiger Fallwind, der ſich von Norden her mit 
großer Gewalt aufs Meer ſtürzt. Ihm wirkſam zu begegnen, erfordert in 
vielen Häfen, zum Beiſpiel in Trieſt, koſtſpielige Schuzmaßnahmen. In den 
überwiegend nördlichen Winden hak auch die nach Süden gerichtete Haupt⸗ 
ſtrömung im Adriakiſchen Meer ihren Urſprung, die den durch die Flüſſe 
aus den Alpen und Apenninen eingeſchwemmken Sand immer weiter an 
der Küſte entlang nach Süden verfrachtet und die ſpärlichen Ankerplätze 
auf der italieniſchen Seite verſanden läßt. 

Nicht unerwähnk mögen auch die kulkurgeographiſchen Einflüſſe bleiben, 
die bei der Hafenanlage mitſprechen, und ebenſo beim Verſchwinden von 
Häfen im Laufe der Zeit; die Höhe der Schiffsbaukechnik und die politiſchen 
Verhältniſſe der jeweiligen Zeit. In Zeiten der Unficherheit wird die gün- 
ſtige Hafenanlage der geſchützten geopfert — vergleiche Gründung von 
Venedig —, und Städte enkſtehen dann nicht unmittelbar an der Küſte, ſon⸗ 
dern weiker binnenwärts, eine Erſcheinung, die gerade an den italieniſchen 
Küſten, wo die dalmatiſchen Seeräuber in ſo bedrohlicher Nähe hauſten, be⸗ 
ſonders häufig zu beobachten iſt. Die moderne Schiffstechnik erfordert 
ſchließlich ganz andere Häfen, als die Segelſchiffahrt des Mittelalters oder 
die Ruderbarken des Alkerkums das kaken. Die Fahrzeuge aus den Zeiten 
der Küſtenſchiffahrt bevorzugten, da fie nachks und im Winker aufs Land 
gezogen wurden, einen offenen Sandſtrand. Die ſpäteren Segelſchiffe, die 
ihre Fahrten faſt nur im Sommer machken, wollten in den Häfen gegen den 
Nordwind geſchützt fein. Je größere Strecken fie zurückzulegen vermochten, 
um jo geringer wurde die Anzahl der Häfen, deren fie bedurften. Noch 
höhere Anſprüche ſtellt die Schiffahrt unſerer Zeit. Gewiß, auch fie wählt 
die Häfen nach ihrer nakürlichen Eignung; aber die moderne Technik hal 
es doch verſtanden, ſich von der Natur innerhalb gewiſſer Grenzen unab- 
hängig zu machen, Häfen zu verbeſſern und, wo nötig, neue gleichſam aus 
dem Nichks zu ſchaffen. Für die Häfen der Gegenwark — und für die Be⸗ 
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deutung von Meeren und Meeresteilen — gibt den Ausſchlag das Hinter- 
land, das Einzugsgebiet. 

Den Werk eines Meeres für ein Wirkſchaftsgebiet, die rückwirkende 
Kraft, die dieſes Wirtſchaftsgebiet auf ein Meer und feine Küſten auszu- 
üben vermag, zeigt innerhalb des Mittelländifchen Meeres die Adria be- 
ſonders deuklich. | 

Die Natur hat es dem Adriakiſchen Meer nicht leicht gemacht, mit feinem 
Hinterland in Verbindung zu kreken. Mit Ausnahme der Poebene — und 
auch da iſt, wie oben gezeigt, durch die Deltamündung des Po der Zugang 
aufs äußerſte erſchwert — ſchließt eine hohe Gebirgsbarrikade die Küſte 
von dem Hinterland ab, die Apenninen, die Alpen, die Höhen des 
Karſt, die Ketten der Dinariſchen Alpen und die albaniſchen Gebirge. 
Am ungünſtigſten liegen die Dinge auf der öſtlichen Seite der Adria. 
Albanien iſt heute noch das unbekannkeſte, unerforſchteſte Gebiet in ganz 
Europa: vom Meere her iſt die Annäherung recht ſchwierig und, abgeſehen 
von der Via Egnatia, der alten Römerſtraße, die Dyrrhachium-Durazzo mit 
Saloniki verband, iſt bisher kaum ein Verſuch gemacht worden, das Innere 
des Landes durch Straßen zu erſchließen; auch die Verbindung vom Drin- 
kal nach Serbien hinein iſt nur ein Saumpfad und für den Handelsverkehr 
von keiner Bedeukung. Ein ähnliches Bild zeigt Montenegro. Und die auf- 
fallende Schmalheik von Dalmatien liegt in der Natur der Küſte begründet, 
die durch das nordweſt-ſüdoſtſtreichende, der Päſſe ermangelnde Gebirge 
vom Hinkerland faſt hermekiſch abgeſchloſſen iſt; Bosnien fteht mit Ungarn 
in leichterer Verbindung als mit Dalmatien. Nur da, wo die Buchten von 
Trieſt und Fiume die kiefſte Breſche in den Karſt gelegt haben und wo von 
der Binnenſeite die Täler der Save und ihres Nebenfluſſes, der Kulpa, ſich 
am meiſten der Adriaküſte nähern, konnte Innereuropa dem Adriameer 
die Hand reichen. Trotzdem an der dalmakiſchen Küſte bei weitem beſſere 
natürliche Häfen ſich vorfinden, find nur Trieſt und Fiume die ausſchlag⸗ 
gebenden Häfen Sſterreich-Ungarns geworden, einmal, weil allein von hier 
aus, wenn auch mit Überwindung zahlreicher Schwierigkeiten, eine aus- 
reichende Verbindung mit dem Hinterland hergeſtellt werden konnte, und 
ferner, weil nur an dieſen Stellen die Küſte genügend Raum zur Entwick- 
lung von Hafenſtädten und Hafenanlagen bot. 

Der Aufſchwung dieſer beiden Städte war aber erſt in der Gegenwart 
möglich, war bedingt durch die moderne Verkehrskechnik, vor allem durch die 
Eiſenbahn, und ging Hand in Hand mik der wirkſchaftlichen Entwicklung 
des Gebiets der mittleren Donau. Vorher war krotz größerer Höhe und be- 
krächtlicherer Breite der Alpen Venedig die gegebene Vermittlerin des 
Adriahandels mit Innereuropa. Die Alpen ſind ja ein verhältnismäßig ſehr 
leicht zugängliches und früh aufgeſchloſſenes Gebirge; die wichtigſten Päſſe 
find niedrig und nicht allzu ſchwer zu überſchreiten, vor allem laufen fie förm- 
lich radial vom Norden und Weſten her auf die Poebene zu, in der ſich da— 
her frühzeitig Stapelplätze, Handels- und Gewerbeſtädte konzenkrieren 
konnten. Erſt die Eiſenbahn hat dieſes Gebiet dezentralifiert, es in mehrere 
Verkehrsgebiete zerlegt, fo daß die Straßen vom Rheinkal, keilweiſe auch 
vom oberen Rhönekal her über Genua den Ausgang zum Mittelmeer ſuchen 
und auch von Oſten her das Einzugsgebiet von Venedig ſtark eingeſchränkt 
wurde. 
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Troh ihrer durchſchnittlich bedeutenderen Höhe find die Apenninen bei 
weitem zugänglicher als die Dinariſchen Alpen. Durch eine Unzahl von mitt- 
leren und kleinen Querflüſſen ſind ſie derartig aufgeſchloſſen, daß an ſich 
dieſe Schranke, zumal in unſerer Zeit, nur ein geringes Verkehrshindernis 
bedeuten würde. Aber faſt die geſamke Oſtküſte Italiens iſt, da das Gebirge 
bis nahe ans Meer ſich herandrängt, zu ſchmal, als daß fie für ſich einen 
größeren Verkehr beanſpruchkte; und das Hinterland jenſeits des Gebirges, 
die reichen Landichaften von Toskana, Latium, Kampanien, hat zur Oſt⸗ 
küſte fo gut wie gar keine Beziehungen, es wendet ſein Geſicht dem Tyrrhe⸗ 
niſchen Meere zu. Um aber für zwei Meere die nötige wirkſchaftliche Ein- 
zugsſphäre zu bieten, dazu iſt die Apennineninſel nicht breit genug. 

Rechnen wir ſelbſt die gefamte Oſtküſte zum Einflußgebiet von Venedig, 
jo iſt dieſes Gebiet doch ſchon rein flächenmäßig bedeutend kleiner als das 
von Trieſt und Fiume. Im Welten reicht es ſelbſt in der Poebene nur bis 
Cremona (Piacenza und Mailand gehören ſchon zum Hinterland von Genua) 
und im Norden, zumal ſeit der Eröffnung der Tauernbahn, nicht über den 
oberen Inn hinaus. Das Hinterland von Trieſt aber erſtreckt ſich von Ulm 
bis Preßburg und von Salzburg bis zum Karpatkhenrand, das von Fiume 
umfaßt Ungarn und die ſüdlichen Kronländer der Monarchie. 

Natürlich find der Ausdehnung der Einflußſphären diejer drei Adria⸗ 
häfen nach Norden hin nur ſchwer überſchreitbare Schranken gezogen. Der 
Einfluß der Nord- und Oſtſeehäfen erjfreckt ſich verhältnismäßig viel weiter 
nach Süden; Baſel, Nürnberg, Prag und Krakau bezeichnen die ſüdlichen 
Punkte dieſes Einfluſſes. Die Urſache iſt nicht ſchwer zu ergründen. Die 
Nord- und Oſtſeehäfen können mit den billigen Fluß- und Kanalfrachten 
nach Süden vordringen, mindeſtens ſo weit als Flüſſe und Kanäle dies er⸗ 
lauben. Dieſe günſtige Chance kommt bei den Adriahäfen in Wegfall. Sie 
ſind für ihren Verkehr ins Binnenland auf die Eiſenbahn angewieſen. Dieſe 
mag mit Vorzugskarifen und anderen Vergünſtigungen dem Verkehr vom 
Hafen ins Innere noch jo ſehr enkgegenkommen, einmal wird doch der Zeit- 
punkt eintreten, wo die Frachkeinnahmen die Selbſtkoſten des Transports 
nicht mehr decken. Und daß dieſer Zeitpunkt bei der Eiſenbahn eher einkritt 
als bei der billigen Flußſchiffahrt, leuchtet ein. Daher wird zum Beiſpiel 
das hochinduſtrielle Böhmen ſteks über Hamburg ſeinen Weg nach dem 
Meere ſuchen und nicht über Trieſt oder Venedig. 

Für die Richtung und Intenfität des Seeverkehrs auf dem Adriakiſchen 
Meere ſind die Verhältniſſe im Hinkerland maßgebend. Der Querverkehr 
iſt wenig lebhaft, jo ſehr den Italienern in den letzten Jahren daran gelegen 
ſein mußte, ihre Beziehungen zum Balkan aufzubauſchen. Da beide Längs- 
küſten ſo ziemlich das gleiche produzieren, iſt der Anreiz zum Auskauͤſch der 
Güter nicht ſehr groß. Nennenswerken Export hat auf der italieniſchen Seite 
nur Bari, von wo die Produkte der fruchtbaren Apuliſchen Ebene ver- 
ſchickk werden; abgeſehen von Venedig iſt es auch die einzige Stadt an der 
italieniſchen Oſtküſte, die mehr als 100 000 Einwohner hak. In Albanien 
ſind nur zwei einigermaßen günſtige Landungsſtellen zu nennen, Valong 
und Durazzo, aber auch ſie haben für große moderne Dampfer nur den Wert 
einer offenen Reede. San Giovanni di Medua dürfte, falls die alte 
Römerſtraße nach Usküb wieder aufgenommen wird, als Hafen für Skufari 
und das Dringebiek an Bedeukung gewinnen. Weiter nördlich in Dalmatien 
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haben krotz des Überreichtums an Häfen nur einige wenige Plätze ſich einen 
Namen gemacht, ſoweit von ihnen aus über die krennende Gebirgsſchranke 
hinweg das Hinterland zu erreichen war: Raguſa, der Hafen der bosniſchen 
Staatsbahn, wichtig für den Export von Erzen und Holz, und Spalafo, das 
mit Weſtbosnien zu verbinden der modernen Eiſenbahnkechnik krotz ent— 
gegenſtehender Schwierigkeiten gelingen dürfte. 

Der Weltverkehr in der Adria iſt ausſchließlich Längsverkehr, und für 
ihn kommen nur die an die äußerſte Nordküſte der Adria gerückten Häfen 
in Frage, Venedig, Trieſt und Fiume. Sie verkörpern in gewiſſem Sinne 
nationale Inkereſſen und Gegenſätze: Italien, Öfferreich, Ungarn nebſt den 
ſüdſlawiſchen Ländern. Das erklärt ihr Nebeneinander, ihre Rivalität, und 
in der Konkurrenz der Häfen ſpricht ſich die Konkurrenz ihrer Einzugs- 
gebiete aus. Am ungünſtigſten ſteht Venedig da, ſeine Einflußſphäre iſt von 
Oſten, Weiten und Norden her ſtark bejchnitten worden. Troßdem wäre es 
ſehr voreilig, den Niedergang dieſer ehemaligen Seerepublik zu prophezeien. 
In bezug auf den Schiffsverkehr ſteht es in Italien an dritter Stelle hinter 
Genua und Neapel, ſein Warenverkehr überkrifft ſogar den von Neapel 
und hat ſich in den lezten fünfzehn Jahren unter dem Einfluß der in der Po- 
ebene von Weſten nach Oſten ſich vorſchiebenden Induſtrie verdoppelt. 

Den Wektſtreit mit Trieſt und Fiume wird Venedig allerdings nicht aus- 
halten können. Trieſt und Fiume find, das muß immer berückſichkigt wer- 
den, die einzigen Weltverkehrshäfen ihres Hinterlandes, in ihnen muß ſich 
der ganze Verkehr konzenkrieren. Je mehr ihr Einzugsgebiet induſtrialiſiert 
wird, um jo bedeukungsvoller ihre Stellung im Weltverkehr. Venedigs Be- 
völkerung betrug Anfang 1914 165 000 Einwohner, diejenige Fiumes 1910 
nur 50 000; aber ſie war zu dieſer Höhe von 39 000 ein Jahrzehnt zuvor ge- 
wachſen; und Trieſts Einwohnerzahl bekrug 1900 179 000, 1910 229 000, 
Mitte 1914 246 000. Beſonders Trieſt hat ſich ganz rapid entwickelt. Wäh- 
rend die Bevölkerung ganz Öfterreichs in dem Jahrzehnt 1901 bis 1910 um 
9,26 Prozent ſich vermehrte, bekrug der Zuwachs Trieſts in dem gleichen 
Zeitraum 28,5 Prozent (in den beiden vorangegangenen Jahrzehnten 8,7 
beziehungsweiſe 13,43 Prozent). 

Wie groß der Verkehr in den drei Häfen vor Ausbruch des Krieges war, 
mag die nachſtehende Tabelle veranſchaulichen: 


Einlaufende Schiffe Auslaufende Schiffe 
Anzahl Regiſtertonnen Anzahl Regiſtertonnen 
Venedig (1913). 4078 2307554 3999 2295 229 
Breit (1912)... 12606 4572 588 12614 4591000 
Fiume (1912). 16513 3184624 16520 3199171 


Zum Vergleich mögen die enkſprechenden Zahlen für Marjeille (1912) 


dienen: 
Einlaufende Schiffe Auslaufende Schiffe 
Anzahl Regiſtertonnen Anzahl Regiſtertonnen 


Warſeille (1912). . . 4464 7850221 3958 6898507 


Im Jahre 1912 betrug der geſamte Fernverkehr aller europäiſchen Küſten 
rund 300 Millionen Regiffertonnen; davon kamen auf die Norddweſtküſte 
zwiſchen Cherbourg und Hamburg allein 142 Willionen Tonnen, auf die 
europäiſchen Mittelmeerküſten 85 Millionen Tonnen. Danach enkfällt fait 
ein Zehntel des Mittelmeerfernverkehrs auf Trieſt und Fiume. Trieſt allein 
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hat im Jahrfünft 1905 bis 1909 eine Steigerung des Schiffahrkverkehrs 
um 38,3 Prozent des Raumgehalts aufzuweiſen, während die enkſprechende 
Zahl für Antwerpen 20 Prozent, für Hamburg 17,3 i ebenſoviel für 
Marjeille und für Genua 12 Prozent bekrägtk. 

Bei diefem Verkehr muß immerhin, wenigſtens was Venedig und Trieſt 
anlangt, berückſichtigt werden, daß ihre Lage, zum Beiſpiel gegenüber der 
von Genua und Marfeille, inſofern ungünſtig iſt, als fie viel mehr auf den 
Import als auf den Export angewieſen find. Sie find beſonders wichtig für 
die Einfuhr von Produkten und ſonſtigen Gütern, die aus dem Mittelmeer- 
gebiet und vom Suezkanal her möglichſt raſch dem Hinkerland zugeführt 
werden ſollen. Nach Genua iſt es von Alexandrien 143, von Odeſſa 115 See- 
meilen weiter als nach Trieſt. Andererjeits ſtehen im Vordergrund der Ein- 
fuhr beſonders hochwertige Artikel; denn größeren Raum einnehmende, 
billige Maſſengüter würden die unter ſchwierigen Verhälkniſſen angelegten, 
daher keuren Bahnen unrenkabel machen. Die Einfuhr von Trieſt betrug im 
Jahre 1910 2095 000 Tonnen, die Ausfuhr dagegen nur 814 000 Tonnen; 
in Venedig iſt die Ausfuhr gar noch um die Hälfte geringer. Nicht jo un- 
günſtig iſt das Verhältnis, wenigſtens für Trieſt, wenn man vom Werk des 
Imports und Exports ausgeht. Die gefamte Ausfuhr Trieſts im Jahre 1910 
bezifferte ſich auf 648 800 000 Kronen, die Einfuhr betrug 716 700 000 Aro- 
nen. Der geringe Expork bewirkt ſelbſtverſtändlich wieder höhere Frachtſätze; 
denn die Schiffe müſſen mit längerer Wartezeit in den Häfen und mit ge- 
ringerer Ausnutzung ihres Schiffsraums für die Ausfahrt rechnen. 

Eine Ausnahme macht Fiume, bei dem Impork und Export ſich ungefähr 
die Wagſchale halten, zeitweiſe ſogar der Export überwiegt. Vor allem wer- 
den große Mengen Zucker, Holz und Mehl ausgeführt. Trieſt und Fiume 
find übrigens viel weniger Rivalen, als bei oberflächlicher Betrachtung der 
Karte ſcheinen mag. Ihre Einflußſphären ſind wirtſchaftlich ganz verſchieden 
geartet, und ihre Beziehungen nach außerhalb ſtreben auch nach verſchie⸗ 
denen Richtungen auseinander. Trieſt ſteht in der Haupkſache in Verbin⸗ 
dung mit den öſtlichen Mittelmeerländern, Agypken, Indien und dem 
übrigen Aſien; erſt feit einem Jahrzehnt hat ſich auch ein lebhafterer Ver⸗ 
kehr mit Amerika herausgebildet. Ungarns und damit Fiumes Handel hat 
haupkſächlich nach Weſten hin in Italien, Frankreich und Spanien Anſchluß 
geſucht; auch den nicht unbedeutenden Auswandererſtrom hat Fiume eher 
in ſeinen Hafen gelenkt als Trieſt. 

Noch ein beſonderer Umſtand hat mit dazu beigetragen, die öſterreichi⸗ 
ſchen Häfen gegenüber Venedig in Vorkeil zu ſetzen: der Vorſprung, den 
Öfterreich-Ungarn im Bau von Dampfern und in der Einrichtung großer 
Weltdampferlinien beſaß. Bis Mitte des vorigen Jahrhunderts wurde der 
Levankehandel, an dem Italien immerhin ſtark beteiligt war, ausſchließlich 
durch Segelſchiffe beſtritken. In dieſer Zeit begann die Dampfſchiffahrt im 
öſtlichen Mittelmeer, zumal im Anſchluß an das Suezkanalobjekt, an Be- 
deufung zu gewinnen; Dampfer konnten krotz der höheren Koſten wegen 
ihrer Schnelligkeit und Pünkklichkeik viel rationeller arbeiten. Aber die 
ökonomiſche Lage Italiens war damals derart, daß es den Übergang zur 
Dampfſchiffahrt aus Mangel an Kapikalien nicht mitmachen konnte — 
keilweiſe auch in ſtarrem Feſthalten am Althergebrachten nicht mitmachen 
wollte. Als die Verhälkniſſe ſich geändert hatten, waren andere Nationen, 
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ſpeziell auch Öfterreich-Ungarn, bereits auf dem Plane erſchienen und waren 
in ihrem Vorſprung nicht mehr einzuholen, um ſo weniger, als die italieniſchen 
Häfen an der Adria ſich nur wenig für den Dampferverkehr eigneten. 
Übrig blieb Italien damals der Überſeeverkehr nach dem Weſten, beſonders 
der Reiſendenverkehr. Es folgte der Ausbau des Hafens von Genua, der 
die Bedeukung von Venedig nur noch mehr ſchmälerte. 

Der Perſonenverkehr Weſt- und Mitteleuropas hat überhaupt Italien 
bevorzugt, einmal Genua als Ausgangspunkt nach Südamerika, dann aber 
vor allem Brindiſi als Einſchiffungshafen für den Poſt- und Perfonen- 
verkehr nach Agypten, Indien und Oſtaſien. Zwar iſt die kürzeſte Entfer- 
nung von London ans Mittelmeer über Paris-Lyon nach Marſeille oder 
Genua, aber man gewinnt erhebliche Zeit, wenn man von Dijon aus die 
Simplonbahn, dann die Uferbahn an der Adria enklang benutzt und erſt in 
Brindiſi den Dampfer beſteigt. Auf dieſe Weiſe kann die Strecke London- 
Brindiſi (2340 Kilometer) in 45 Stunden zurückgelegt werden. Ahnlich gün- 
ſtige Verhältniſſe beſtehen weder für die öſterreichiſch-ungariſchen, noch für 

irgendeinen Hafen der Balkanhalbinſel. Allerdings droht Brindiſi eine an- 
dere Konkurrenz: die Bagdadbahn, die, vorausgeſetzt, daß fie enkſprechend 
ausgebaut wird, den Schnellverkehr nach Aſien ſowohl für Poſt wie für klei— 
nere Eilgüter wie für eilige Reiſende an ſich ziehen wird. 

Überblickt man die geographiſchen Verhälkniſſe, die um die Adria ob- 
walten, jo erſcheint die Adriapolitik Italiens als Verlegenheitspolitik des 
Zuſpätgekommenen. Gerade weil feine kapitaliſtiſche Entwicklung erſt ver- 
hältnismäßig ſpät eingeſetzt hat, find andere Staaten ihm zuvorgekommen. 
Es hat in feiner imperialiſtiſchen Politik bisher immer den richkigen Zeik— 
punkk verpaßt. Die Sehnſucht der Italiener geht nach einem „mare nostro“, 
das durch ſeine ganze geographiſche Lage, feine ganze wirkſchaftliche Be— 
deukung gegebene „mare nostro“ wäre das Tyrrheniſche Meer, aber Kor— 
ſika iſt franzöſiſch, und Tunis fiel in die Hände von Frankreich, von Malta 
ganz zu ſchweigen. Nun ſoll das Adriakiſche Meer mit Tripolis zuſammen 
eine italieniſche Levante inaugurieren. Aber nichks wäre unnafürlicher, als 
etwa Trieſt, Fiume und die Häfen der öſtlichen Adriaküfte in italieniſchen 
Händen. Damit ſoll aber nicht etwa die öſterreichiſche Adriapolitik gerecht— 
fertigt ſein. Gewiß wird und muß Trieſt ſeinem Hinterland erhalten bleiben. 
Wie ſich aber ſüdlich davon die Dinge entwickeln werden, das zu erörkern 
geht jetzt noch nicht an. Wie notwendig der Zugang zum Meere für ein auf- 
ſtrebendes Land iſt, das zeigten Montenegro und Serbien in ihrem zungen— 
artigen Vordringen gegen das Meer hin. Die Balkanſozialiſten verkreken 
das Ideal einer föderativen Republik, die die geſamken Nationen der 
Balkanhalbinſel zu einer Einheit zuſammenfaſſen ſoll. In dieſem Falle 
würde ſich eine gewiſſe Parallelität zur Oſtſee ergeben, wo in der Haupkſache 
die beiden Längsküſten im Beſitz von Schweden und Deuktſchland find, wäh- 

rend ein weiterer Teil der Küſte in der Hand des im übrigen faſt völlig 
binnenländiſchen Rußland ſich befindet. 
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Aus der Geſchichle des Kampfes gegen die Sklaverei. 


Zur Erinnerung an den 22. Mai 1856.“ 
Von N. R. 


J. a 
»Alt und hiſtoriſch iſt die Lehre« — ſagt einmal Marx —, »daß überlebte 


geſellſchaftliche Mächte, nominell noch im Beſiß aller Attribute der Gewalt, 
nachdem ihr Daſeinsgrund längſt unter ihren Füßen weggemoderk, forfvege- 
lieren, weil unfer den Erben ſchon Hader über den Antritt der Hinterlafjen- 
ſchaft ausgebrochen, bevor der Totenzekkel gedruckt und das Teſtamenk er- 
öffnet ift, ſich vor dem letzten Todeskampf noch einmal zuſammenfaſſen, aus 
der Defenfive in die Offenſive übergehen, herausfordern ſtakt auszuweichen 
und erfremfte Schlüſſe aus Prämiſſen zu ziehen ſuchen, die nicht nur in 
Frage geſtellt, ſondern ſchon verurkeilt ſind.« 

Das konnte man auch in der Geſchichte des Kampfes der nordamerika- 
niſchen Sklavenhalter um ihre Privilegien beobachten. 

Während der erſten Jahre der Republik der Vereinigten Staaten jpielte 


die Frage der Sklaverei noch keine enkſcheidende Rolle. Im Vordergrund 


ſtand die Befreiung vom Mukterland und die Befeſtigung der Unabhängig- 
keit. Die Aufrechterhaltung der ſoeben gewonnenen Union ſchien ein zu koſt⸗ 
bares Gut, um fie aufs Spiel wegen der Negerſklaven zu ſeßen. Man be- 
gnügte ſich damit, daß man die Sklaverei von allen Territorien (das heißt 
Gebieten, die noch nicht jene Bevölkerungszahl erreicht hatten, die erfor- 
derlich war, um einen vollberechtigten Staat der Union zu bilden) der Re- 


publik im Nordweſten vom Ohio geſetzlich ausſchloß. Die Zahl der Sklaven 


war auch in den Sklavenſtaaken nicht ſehr bedeutend, und man hoffte, daß 
dieſe Anomalie ſchnell verſchwinden werde. 

Aber die rapide Enkwicklung der Großinduſtrie in England änderte von 
Grund aus die Situation. Die Revolution in der Baumwollinduſtrie führte 
nofwendig zu der Vermehrung der Baumwollprodukkion. Die wachſende 
Ausfuhr von Baumwolle machte aus der Negerſklaverei eine reiche Quelle 
des Profits. Die Erfindung des Coktongin? ſchuf die Bedingungen für die 
Verwandlung der handwerksmäßigen Baumwollprodukkion in eine auf 
großem Maßſtab arbeitende Plankagenwirkſchaft, die das für die Groß- 
induſtrie unenkbehrliche Rohmakerial in koloſſalen Quankitäten liefern 
konnte. Erſt jezt wuchs die Zahl der Sklaven mit jedem Jahre, und die Ein- 
fuhr von Negern wurde ein wichtiger Zweig des ganzen Außenhandels. 
Einige Staaten verwandelten ſich in ſklavenzüchkende Staaten, um die Nach- 
frage nach Arbeitskräften zu befriedigen. Die Sklaverei verbreitete ſich 


auch kerrikorial, und die ſüdlichen Staaken erzwangen durch den Wiſſouri⸗ 


kompromiß (1820) eine weitere Verſchiebung der geographiſchen Grenzen 
der Sklaverei. Seit 1828 gehörte die Unionsregierung faſt ununkerbrochen 
der ſklavereifreundlichen Parkei, die ſich den Namen »Demokraten« beilegke. 

Unter dem Einfluß der Julirevolution entwickelte ſich in den Vereinigten 
Staafen eine neue Bewegung, die abolitioniſtiſche, die, unker der Führung 


von W. C. Garriſon, die Abſchaffung der Sklaverei auf ihre Fahne ſchrieb. 


Der Artikel war uns aus dem Ausland zugegangen und kam erſt am 21. Mai 
in unſere Hände. Die Redaktion. 


2 Coktongin, eine Maſchine zur Entfernung des Samens aus der Baumwolle. 
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So leidenſchaftlich aber die Abolitioniſten auch auf dieſe ſchreckliche Schande, 
auf dieſes Brandmal, das dem Skernenbanner der Republik aufgedrückk 
war, hinweiſen mochten, fie blieben krozdem jahrelang politiſch ganz macht- 
los. Einen ernſten Kampf mieden ſie ebenſo ängſtlich wie ein Bündnis mit 
der jungen amerikaniſchen Arbeiterbewegung, die ſich nach der Julirevolu— 
tion in den nördlichen Staaten zu entwickeln begann. Die Überkreibungen 
der Abolitioniſten führten umgekehrt zu einer Reaktion unfer den Ar— 
beitern, die der bloßen Abſchaffung der Negerſklaverei die Abſchaffung der 
Sklaverei in jeder Form gegenüberſtellten und ihrerſeits in ein anderes 
Extrem verfielen. 

Die Sklavenſtaaken wurden mit jedem Jahre aggreſſiver. Fortkwährende 
Ausdehnung des der Sklaverei erſchloſſenen Gebiets und fortwährende 
Verbreitung der Sklaverei war für fie ein Lebensgeſetz. Um Argumenke, die 
die nackten Inkereſſen der Sklavenhalter ideologiſch und politiſch verhüllen 
ſollten, waren die Demokraten nicht verlegen. Iſt nicht Nordamerika das 
einzige Land in der ganzen Welt, in dem die weiße Raſſe alle Freiheiten 
genießt? Iſt nicht die Sklaverei der Angelpunkt des ganzen Wohlſtandes, 
die »ſicherſte und feſteſte Baſis der Demokratie in der ganzen Welt«? 

Es galt ſomit, dieſe Baſis noch mehr zu ſtärken und noch breiter zu 
machen. Dieſes Ziel konnte durch Eroberung von fremden Ländern erreicht 
werden. Man ſchuf daher eine eigene Theorie, um die Expanſionsbeſtre- 
bungen des Südens als eine nationale Aufgabe hinzuſtellen. Panamerika- 
nismus, Verbreitung der Zivilifation in den barbariſchen zentralamerika- 
niſchen Staaten, Verwandlung des Stillen Ozeans in eine amerikaniſche 
Domäne — das war die „manifest destiny“, die »offenbare Miſſion« der 
jungen amerikaniſchen Nation. Man annekkierke Texas, man unkerſtützte 
heimlich und offen die piratiſchen Expeditionen der Flibuſtier gegen die 
zenkralamerikaniſchen Staaten, man ſtellte die Eroberung von Kuba als 
Lebensfrage hin und verjuchte die europäiſchen Verwicklungen während 
des Krimkriegs auszunutzen, um dieſe Annexion durchzuführen. 

Man verfolgte aber dasſelbe Ziel auch auf einem anderen Wege — 
durch die Verwandlung von Territorien in Sklavenſtaaken. Bewaffnet mit 
demokratiſchen Argumenken, zum Beiſpiel dem der Volksſouveränität, be- 
ſchönigken die Sklavenhalter alle Maßnahmen, die die Aufhebung aller geo— 
graphiſchen und geſehlichen Schranken der Sklaverei bezweckken, mit den 
klingenden Worten der Einheitlichkeit und des Patriotismus. Im Jahre 
1850 führte die demokrakiſche Regierung ein Geſetz zur Anlieferung von 
flüchtigen Sklaven durch, die in Staaten geflüchtet waren, in denen die 
Sklaverei ausgeſchloſſen war. Dadurch wurden für die Sklavenjäger auch 
die nördlichen Staaten zu ihrer Domäne. Man vereitelte alle Vorſchläge, 
die neuen Anſiedlern in den Territorien ein beſtimmkes Areal unbebauker 
Staatsländereien unentgeltlich ſichern ſollten, und wo das geſetzlich ſchwer 
durchzuführen war, kraf man alle Vorkehrungen, um ſolchen Anſiedlern den 
Weg in die Territorien zu verſperren. Durch die ſogenannke Kanjas- 
Nebraska-Bill von 1854 hob man die geographiſchen Grenzen der Sklaverei 
auf, die durch den Miſſourikompromiß gezogen waren, und öffnete ſomit 
der weiteren Ausbreitung der Sklaverei alle Türen. Man brauchte nur die 
Majorität der Anſiedler in einem Territorium zu gewinnen, um dork durch 
das »ſouveräne Volk« die Sklaverei zu legitimieren. Die Vermehrung der 
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Sklavenſtaaken wird jetzt die Parole. Sie war auch das beſte Mittel, die 
politiſche Macht in den Händen der Sklavenhalter zu erhalken. Wohl konn- 
ken die Demokraten im Repräſenkankenhaus nur mit großer Mühe ihre 
Mehrheit aufrechterhalten, denn dorf dienke die Bevölkerungszahl als 
Grundlage für die Zahl der Verkreker, und die Bevölkerung der freien 
Staaten vermehrke ſich weit raſcher als die der Sklavenſtaaken. Um ſo mehr 
konzentrierten die Sklavenhalker alle ihre Kräfte im Senat, wo jeder Staat 
durch zwei Senakoren vertreten war, unabhängig davon, wie groß ſeine Be- 
völkerungszahl. Daher der erbitterkſte Kampf in den neuen Territorien. 
Im Jahre 1859/56 wurde der Schauplatz dieſes Kampfes das Territorium 
Kanſas. Mit Hilfe der Zenkralregierung in Waſhingkon organiſierte man 
zahlloſe Banden der ſogenannten Border Ruffians (Grenzgeſindel), die die 
Anſiedler durch die ſcheußlichſten Greueltaten aus den von ihnen Roloni- 
ſierken Ländereien zu verjagen verſuchken. Es wurden regelrechte Schlachten 
geliefert, Städte wurden belagert und zerſtört. Im Norden bildefe man 
Hilfsorganifationen, um die Anſiedler von Kanſas mit Waffen, Geld und 
Leuten zu unkerſtützen. Zum erſten Male tauchte der Name des unerbitt- 
lichen Feindes der Sklaverei, John Brown auf. Im »blutenden Sl 
haben wir das Vorſpiel des kommenden Bürgerkriegs. 


II. 

Es waren dieſe Ereigniſſe, die den Senator Charles Sumner veran- 
laßten, am 19. und 20. Mai 1856 im Senat eine Rede über »das Verbrechen 
gegen Kanſas« zu halten. Der Redner gehörte zu der äußerſten Linken der 
amerikaniſchen Whigs und zog ſich ſchon durch ſeine heftige Oppoſition 
gegen das Sklavenjagoͤgeſetz den grimmigen Haß der Sklavenhalter zu. Und 
jetzt ging er in der Hochburg der Sklavenhalker, dort, wo fie ſich am ſicherſten 
fühlten, gegen fie in einer furchkbaren Anklagerede vor, wie fie bis dahin 
noch niemand ihnen ins Geficht zu ſchleudern gewagt hakte. Aus einem 
lokalen Konflikt wurde ein nakionaler Kampf. Alles, was man verheim- 
lichen und verkuſchen wollte, was man mit Berufung auf das heilige Geſetz 
der Verfaſſung für unverleßlich erklärte, wurde jetzt, enkblößt von allem 
konventionellen Brimborium, in ſeiner ganzen abſcheulichen Nacktheit vor 
dem Forum der ganzen Nation und der zivilifierten Menſchheit angeklagt 
und mit dem richtigen Namen gebrandmarkk. Schwindel, ſagke Sumner, iſt 
die einzige enkſprechende Bezeichnung für die Vereinigung von Gemeinheit 
und Ruchloſigkeit, die den Namen der Kanſas-Nebraska-Bill trägt. Was 
als Schwindel geplant worden, wird jetzt als Verbrechen in der Praxis aus- 
geführt. Um die Beute für ſich zu behalten, wird der erkappte Schleichdieb 
zum Mörder. Der zum Verbrechen ausgewachſene Schwindel iſt die legi- 
kime Frucht der Hure (harlot) Sklaverei. 

»Die letzte Hoffnung des nach Freiheit ringenden Menſchengeſchlechts, 
wie der Amerikaner jo gern ſein Land nannte,« ſagk der nichts weniger als 
radikale Geſchichktſchreiber der amerikaniſchen Demokratie, Profeſſor v. Holſt, 
»mußte ein Gegenſtand des Spokkes, des Mitleids und der Verachtung wer- 
den, wenn die Fauſt nicht abgeſchüktelt ward, unter deren eiſernem Griff 
in Kanſas ſchon das Blut hervorzuquellen begann, und das konnke nicht 
durch Schönkun und Beſchwörungen geſchehen. Ein Schlag ins Anklitz der 
Vergewaltiger, der fie kaumeln machte, war das Mittel, das er verſuchen 
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wollte. Sie jollten die ganze Wahrheit hören, unabgeſchwächt durch Kon- 
venkionalitäten, in den paſſendſten, das heißt in den draſtiſchſten Aus- 
drücken. Ihr eigenes und ihrer Meiſterin Spiegelbild wollte er ihnen zeigen, 
wie es vor ſeinem geiſtigen Auge ſtand; je mehr ſie vor Wut beim Anblick 
des abſchreckenden Fratzengeſichtes erbebten, deſto beſſer. Die ganze Rede 
iſt von dem Gedanken getragen, daß es ſeine heilige Pflicht als Patriot und 
als Menſch ſei, ſchonungslos mit ihnen ins Gericht zu gehen.« Schonungs- 
los geißelte Sumner den Senakor Bukler, den Führer des ſüdlichen 
Sklavenſtaats, und den Senator Douglas, den Führer der nördlichen Demo— 
kraten und den geiſtigen Vater der Kanſas-Nebraska-Bill. Mit beißendem 
Spott ſchilderte er den erſteren als den Don Quichoktke und den zweiten als 
den Sancho Panſa der Sklaverei. 

Nach ſeiner Rede, die keine Einmiſchung des Präfidenten des Senats, 
keinen Ordnungstuf herbeiführke, folgke eine kurze, aber ſehr heftige De- 
batte. Maſon und Douglas überjhütteten Sumner mit Schmähungen und 
Schimpfworken. Eine deutliche Drohung konnte man aus der Frage heraus- 
hören, die Douglas an Sumner richketke, ob fein Zweck nicht etwa der ge- 
weſen ſei, jemand zu provozieren, ihm wie einem Hund auf der Skraße einen 
Fußtritt zu verſetzen, um durch die gerechte Züchtigung Mitleid zu erwecken. 
Sumners Freunde riefen ihm, auf der Hut zu fein. Er achtefe aber auf 
dieſe Warnungen nicht. Am 22. Mai 1856 blieb er im Senakszimmer, wo 
er ji gewiß ganz ſicher fühlte, und ſchrieb an ſeinem Pulk. Da ſchlich ſich 
an ihn ein Mann heran — es war Preſton J. Brooks, Depufierfer von 
South Carolina und Neffe Buklers — und gab ihm mit einem ſtarken 
Guktaperchaſtock einen furchtbaren Schlag über den Kopf. Sumner richteke 
ſich auf, aber eingekeilt zwiſchen feinem Sitz und dem Schreibpult konnte 
er ſich nicht ſchnell zur Wehr ſezen. Sein Gegner ließ weiter die Schläge 
auf Geſicht und Schädel mit außerordenklicher Schnelligkeit niederſauſen, 
bis Sumner ſtark blufend zuſammenbrach. Die Hure Sklaverei fand einen 
würdigen Zuhälter und Verteidiger. Zwei andere Deputierke, die in den 
Plan eingeweiht waren, hielten Wache, und die Senakoren Douglas, Slidell, 
Iverſon, Toombs ſaßen ruhig im Nebenzimmer und ſchauten mit größtem 
Behagen zu. 

Am 23. Mai beantragte Seward die Einſezung einer Kommiſſion. Der 
Antrag wurde gebilligt, aber keinem Parkeifreund Sumners wurde eine 
Verkretung in der Kommiſſion gewährt. Ohne ein Urkeil abzugeben, be- 
gnügte fie ſich mit der Feſtſtellung, daß der Senat nicht zuſtändig ſei. So 
kam die Angelegenheit an das Haus der Repräſenkanken. Der Ankrag, 
Brooks auszuſchließen, wurde abgelehnt, aber der Meuchelheld kündigte 
ſeine freiwillige Demiſſion an, um, wie er ſagke, ſeinen Wählern die Mög- 
lichkeit zu geben, ihr Urteil über ihn zu fällen. Der unbeſchreibliche Jubel, 
mit dem in den Sklavenſtaaken feine Heldenkat begrüßt wurde, ließ er- 
Ben, daß ſeine Wiederwahl gefichert ſei. Und das war kakſächlich 

er Fall. 

Sumner, dem ſeine Gegner noch vorgeworfen haben, daß er mit ſeiner 
Krankheit nur eine Komödie fpielte, mußte für einige Jahre auf jede poli- 
fiihe Tätigkeit verzichten. Nur feiner außergewöhnlich ſtarken Konſtikution 
verdankte er es, daß er mit dem Leben davonkam. Die Folgen des ruchloſen 
Aklenkats hat er aber nie vollſtändig überwunden. 
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Die Rede Sumners bildet einen Wendepunkk in dem Kampfe gegen die 


N 


Sklaverei. Sie war im beſten Sinne des Wortes eine hiſtoriſche Tak. Sie 


riß allen offenen und verhüllken Verkeidigern der Sklaverei die Maske 
vom Geſicht, und Brooks machke auch denen, die ſich ängſtlich hinter die 
Notwendigkeit, die Union aufrechkzuerhalten, verfteckten, ſonnenklar, daß 
der Zuſammenſtoß wirklich unvermeidlich geworden ſei und daß dieſe Union 
nur durch einen rückſichksloſen Kampf gegen die Sklavenhalter geſicherk 
werden könne. Mit Recht ſagte Seward im Kongreß, daß die Schläge, die 
auf Sumners Haupt fielen, für die Freiheit der Territorien mehr gefan 
hätten als alle Reden, die je im Kongreß gehalten wurden. Dieſe Bedeu- 
kung kritt grell zutage ſchon während der Präſidenkſchaftswahlen von 1856, 
die den Gegnern der Sklaverei, der neuen republikaniſchen Partei, zwar 
noch nicht den Sieg, aber doch eine unerwarkek große Stimmenzahl brachten. 

Der Staat, deſſen Verkreker im Senat Sumner war, Maſſachuſetts, 
ſorgke dafür, daß der Tag vom 22. Mai nicht vergeſſen werden konnte. Er 
wählte keinen neuen Senakor und warkeke einige Jahre, bis die hergeſtellte 
Geſundheit feinem Verkreker erlaubke, den alten Sitz einzunehmen. Dieſe 
Demonſtrakion erwies ſich als höchſt wirkſam. 


»Der leere Seſſel erzählte in jeder Sitzung dem Senat und dem Lande 


aufs neue die Geſchichke, wie ſüdſtaatliche Senatoren mit Überlegung zu⸗ 
geſchauk und ſich nicht von ihren Sitzen gerührt hatten, als ein Repräjen- 
kant von South Carolina einen Senakor von Maſſachuſekts wegen einer 
Rede über die Sklavenfrage, die weder der Präfident des Senats noch ein 
Senator durch einen Ordnungsruf unkerbrachen, überfallen und wie einen 
Hund in der Gaſſe geprügelt hatte, bis er bluküberſtrömt und beſinnungslos 
zu ſeinen Füßen lag.« 


Ende 1859 erſchien Sumner wieder im Senat, und die erſte Rede, die 


der kroßige Senator hielt, war die Rede über die Barbarei der Sklaverei. 
Am 6. November 1860 wurde Lincoln, der Sumner »ſein Gewiſſen« nannke, 
zum Präſidenken erwählt. Die Sklavenſtaaken proklamierten ſofork die Ge- 
zeſſion. So begann der Amerikaniſche Bürgerkrieg. Und am 1. Januar 1863 
wurde die Sklaverei in den Vereinigten Staaten abgeſchafft. Seit dem 
»niederſchmetkternden« Siege der Sklavenhalter und dem feigen Attentat 
gegen die Redefreiheit waren kaum ſieben Jahre verfloſſen, und die in der 


Verfaſſung verbriefte, durch die »Naturgeſetze« fange »Baſis der 


Freiheit« gehörte der Vergangenheit an! 


Nochmals die Frage der Dampferſubvenkion. 
Von K. Kaufsky. 


Mein Arkikel in Nr. 3 der Neuen Zeit über die »mahnende Erinne- 


rung« an den Parteikonflikt des Jahres 1885 hat von verſchiedenen Seiten 
Widerſpruch hervorgerufen. So von ſeiten meines Freundes Dietz in Nr. 5 
unſerer Zeitſchrift, jo von ſeiten Molkenbuhrs und Frohmes im »Ham- 
burger Echo«. Molkenbuhr habe ich dort geantwortet, auf die anderen Ent- 
gegnungen wollte ich anfangs gar nicht eingehen, denn eine Feſtſtellung aller 
Dekails der Affäre drohte zu viel von unſerem Raum für parkeigeſchichtliche 
Erörkerungen in Anſpruch zu nehmen, die bloß akademiſchen Charakter 
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haben und augenblicklich nicht auf genügendes Intereſſe rechnen dürfen. 
Der Punkt, auf den es mir ankam und der mir von akfueller Bedeukung 
erſchien, wurde von keiner Kritik in Frage geſtellt: die Takſache, daß die 
Oppoſition gegen die Mehrheit der Fraktion 1885 weit enkſchiedener auf- 
krat als heute, um eines unendlich geringeren Konflikkſtoffs willen, und daß 
ein drohender Erlaß der Parkeileitung gegen das Zenkralorgan den Kon— 
flikt nicht dämpfte, ſondern ſchürke. Daß dieſer ſein Ende fand durch die Ab- 
lehnung der geforderten Subventionen und durch die gütliche Einigung der 
Parteileitung mit der Redaktion des Zenkralorgans. Nicht als abſchrecken— 
des Beiſpiel, ſondern als Mahnung zur Nachahmung hatte ich dieſe letzteren 
Vorgänge der heutigen Mehrheit vorgehalten. 

Da die Mahnung durch die Enkgegnungen nicht an Gewicht verlor, 
glaubte ich, es dabei bewenden laſſen und von einer nochmaligen Erörterung 
abſehen zu dürfen und auch eine Reihe von Feſtſtellungen, die mir von ver- 
ſchiedenen Seiten zugingen, nicht mitteilen zu müſſen. 

Nun veranlaßt mich eine Mitteilung des Genoſſen Georg Schumacher, 
Solingen, doch noch einmal auf die Frage zurückzukommen. Schumacher (ge- 
boren 1844 zu Köln), war 1884 in den Reichskag gewählt worden und ge— 
hörte zur Mehrheit der Fraktion, die der Regierungsvorlage über die 
Dampferjubventionen freundlich gegenüberſtand. Der Engelsſche Brief, den 
ich zitierte, auf den ſich Liebknecht im »Sozialdemokraf« berief, war an 
Schumacher gerichtet geweſen. Die Gelegenheit, über dieſen Brief Authen- 
kiſches zu erfahren, kehrk vielleicht nicht mehr wieder, daher ſei hier ver- 
öffentlicht, was Genoſſe Schumacher uns »zur Enkſtehungsge- 
ſchichke der Engelsſchen Intervention« mitteilt. Er ſchreibk: 


Ich war mit Marx und Engels ſeit 1872 perſönlich bekannt, habe auch einen 
Winker hindurch in London gearbeitet, währenddem ich mehrere Male von den 
Genannten Einladungen erhielt, um ihnen nähere Auskunft zu geben über ver- 
ſchiedene ihrer damals noch lebenden Freunde und Gegner aus der Zeit der »Neuen 
Rheinifchen Zeikung« und der Periode des Kölner Kommuniſtenprozeſſes, der mir 
durch den Beſitz des einzigen umfangreichen Verhandlungsberichks bis in alle Ein- 
zelheiten bekannt war. Überhaupt waren die Kölner und Solinger Genoſſen in 
London ſowieſo gut angeſchrieben, weil ſie, im Gegenſatz zu Barmen-Elberfeld und 
Düſſeldorf, ſofort nach Gründung der Inkernakionalen Arbeiteraſſoziakion in die- 
ſelbe einkraten und immer mit London Fühlung hielten. Im Jahre 1873, als Bebel 
und Liebknecht auf Huberkusburg interniert waren, unterbreifeten Hamburger Ge— 
noſſen dem damaligen Parkeikongreß in Eiſenach einen Ankrag, der lautete: »Die- 
jenigen ſozialdemokratiſchen Blätter Deukſchlands, welche gleich dem ‚Volksjtaaf‘ 
das Parteiprogramm verkreken, haben ſich in perſönlichen und kakkiſchen Partei- 
fragen den Parteibehörden unterzuordnen; im Weigerungsfall iſt ihnen jede mora- 
liſche und materielle Unterſtützung ſeitens der “Partei zu enkziehen.« Da wandten 
ſich die Londoner an die rheiniſchen Delegierten, damit fie gegen die verſuchte Ein- 
bürgerung des Gamaſchengeiſtes« in die Parkei ganz energiſch Front machen 
ſollten. 

Auf dem Kongreß wurde der Antrag zurückgezogen zugunſten eines ähnlichen 
von Augsburg eingebrachten, der dann Ablehnung fand. Ebenſo intereſſierken ſich 
die beiden Alten ſpäker für die »Kölner Freie Preſſe«, in der ein junger Juriſt in 
Fachkreiſen Aufſehen erregende Interprefationen über die »Marxſche Werktheorie⸗ 
veröffentlichte, die ſowohl dem Meiſter ſelbſt wie Engels im höchſten Grade impo- 
nierten. Dieſe und noch andere wichtige Vorgänge im Parkeileben, die jedoch hier 
nicht in Betracht kommen, hatten meine Bekannkſchaft mit Engels vor meinem 
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Eintritt in den Reichstag erneuert und gefeſtigt, worauf wohl mit zurückzuführen 
iſt, warum nicht ein erfahreneres Mitglied des Reichskags mit dem mehr als ein 
Dutzend Briefſeiten umfaſſenden Schreiben unſeres Altmeiſters bedacht wurde, 
Vorab ſchrieb er mir jedoch — ich weiß bis heute nicht beſtimmt, wer ihn gegen 
mich mobil gemacht hakte —, er habe gehört, daß ich in der Fraktion leidenjchaft- 
lich für die Gewährung von Dampferſubvenkionen eingefreten ſei, ich ſolle ihm doch 
mitteilen, warum? Seiner Auffaſſung nach befinde ich mich diesmal auf dem Holz- 
weg uſw. Ich habe ihm darauf über die Beweggründe der von ihm gerügten Stel- 
lungnahme der Majorität der Fraktion zweimal ieee Eröffnungen an der 
Hand der Vorlage gemacht.. 

Darauf erhielt ich faſt poſtwendend den mehr als ein Dutzend Seiten umfaſſen⸗ 
den Brief, den ich Liebknecht auf ſeinen Wunſch zur Benutzung für den »Sozial⸗ 
demokrat« einhändigte. Engels ſagte einleitend, daß es allerdings bei der von mir 
geſchilderten Lage der Dinge nicht ratſam erſcheine, die Subventionen glatt abzu⸗ 
lehnen. Die Vorlage werde aber wohl auch ohne unſere Stimmen zur Annahme, 
wenn auch nicht in unſerem Sinne, gelangen. Wir müßten daher für unſere Mit- 
wirkung uns nicht bloß mit der Vorausſetzung begnügen, daß bei ekwaigem Ein- 
lauf größerer Aufträge aus den jo mit uns in erleichterten Verkehr getretenen 
Abſaßgebieten für die beteiligten Arbeiter ebenfalls der standard of life gehoben 
werde, ſondern nur dann unſere Einwilligung geben, wenn wie hier der Bour⸗ 
geoiſie auch den Arbeitern direkte Staatshilfe zuteil werde. Es hieß dann 
wörklich, wie der »Sozialdemokrat« richtig zitierte und auch von Kautsky hervor. 
gehoben wird: 

Gebt ihr (die Regierung) uns 4 bis 5 Millionen jährlich für Arbeitergenoſſen⸗ 
ſchaften (nicht Vorſchuß, ſondern Schenkung, wie für die Reeder), dann laſſen 
wir mit uns reden. Gebt ihr uns Garantien, daß in Preußen die Domänen ſtatt 
an Großpächker oder an Bauern, die ohne Taglöhnerarbeit exiſtenzunfähig find, 
an Arbeitergenoſſenſchafken ausgepachket werden ſollen, daß öffenkliche Arbeiten 
an Arbeitergenoſſenſchaften ſtakt an Kapitaliſten verdungen werden, gut, wir 
wollen ein übriges kun. Wenn nicht, nicht. Wenn die Fraktion ſolche Vorſchläge 
macht, wofür nakürlich die richtige Form gefunden werden muß, dann wird nie⸗ 
mand den ſozialdemokrakiſchen Abgeordneken vorwerfen können, ſie vernach⸗ 
läſſigten über der Zukunft die gegenwärtigen Bedürfniſſe der Arbeiter. 

Engels hakte dabei jedoch katkſächlich, wie Kautsky richtig ver- 
mutek, nicht erwartet, daß fein Vorſchlag hinſichtlich der 
Staatshilfe für Genoſſenſchaften, wenn von uns formuliert, 
von der Regierung oder den bürgerlichen Parteien akzep- 
tiert werden würde, was er ausdrücklich hervorgehoben 
hakte, was jedoch aus ſehr naheliegenden Gründen von Liebknecht nicht ver- 
öffentlicht wurde. Liebknechk wollte ſelbſt von dem im »Sozialdemokrat« als »be- 
achtenswert« und »ſehr prakkiſch« bezeichneten Vorſchlag in der Frakkion nichts 
wijjen.. 

Am Schluſſe noch einige Worke über das Schickſal der Zuſchrift von Friedrich 
Engels. Bei einer Hausdurchſuchung fiel dieſelbe in die Hände der Polizei, die die- 
ſelbe mir jedoch, da fie nichts Gravierendes darin zu entdecken vermochte, bevor 
fie die anderen Fundobjekke zum Unkerſuchungsrichter ſchickte, wieder einhändigte. 
Um das koſtbare Dokument nicht noch einmal einer etwaigen Beſchlagnahme aus- 
zuſetzen, wurde es in einer Flaſche geborgen in die Erde begraben, in der es, weil 
die Glashülſe nicht genügend verkorkt, durch Waſſer zugrunde gegangen iſt. 


So viel darüber. Im übrigen, meink Schumacher, ebenſo wie Dietz, die 
Oppoſition ſei nicht ſehr bedeutend geweſen, ein Sturm im Glaſe Waſſer. 

Da wir nun die Frage noch einmal aufgerollt haben, ſei auch aus den 
andern uns zugefandten Mitteilungen einiges erwähnt. Genoſſe Adolf 
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Geck macht uns auf einen Brief Liebknechts aufmerkſam, der in der 
»Züricher Poſt«, Mai 1885, erſchien. Liebknecht enkſchuldigte dort den 
Erlaß der Fraktion gegen das Zenkralorgan, fügte aber hinzu, es laſſe fich 
über die Zweckmäßigkeit des Erlaſſes ſtreiten. Er ſelbſt gehöre zu den ent- 
ſchiedenſten Gegnern der Dampferſubvenkionsvorlage und habe 
auch nicht für den Erlaß geſtimmk. Trotzdem hat Genoſſe Molkenbuhr von 
mir jüngſt friſchweg behauptet, ich hätke die Liebknechtſche Oppoſition er- 
funden, weil ich fie brauchte. 

Endlich ſei noch eines alken Genoſſen gedacht, der Bebel ſehr nahe ſtand. 
Er wendet ſich gegen die Behaupkung, die Oppofition gegen die Dampfer- 
ſubvention ſei zum großen Teil der emſigen Agitation Bebels gegen die 
Fraktion zuzuſchreiben geweſen. Dieſer habe vielmehr, froß feiner leiden 
ſchaftlichen Oppoſition, auffallende Zurückhaltung geübt. Der betreffende 
Genoſſe bemerkt: 

Ich ſelbſt habe erlebt, daß Bebel bei zufälliger Anweſenheik (auf einer Ge— 
ſchäftsreiſe) in Frankfurt a. M. es ausdrücklich ablehnte, an einer Verſammlung 
teilzunehmen, weil die Dampferſubvention beraten werden ſollte. 


Dem ſeien einige Richkigſtellungen hinzugefügt, die ich für meine Perſon 

zu machen häkte. 
Freund Dietz ſchreibk: 

»Die Erregung der Minderheit vor 31 Jahren findet ihre Erklärung 
in dem damals herrſchenden Sozialiſtengeſetz, unter dem alle gleichmäßig 
litten, und — in dem heiligen Gral in Zürich, deſſen Ritter, Bernſtein und 
Kautsky voran, auf dem Kopf ſtanden, als fie die Mär von der Reife nach 
Oſtaſien und Auſtralien vernahmen.« 

Ich will durchaus nicht in Abrede ſtellen, daß ich damals zu jener akro- 
batifchen Übung fähig und geneigt geweſen wäre. Aber ich fand keine Ge- 
legenheit dazu, denn unmiktelbar vor dem Ausbruch des Konflikts, im No- 
vember 1884, hatte ich Zürich und ſeinem »Gral« den Rücken gekehrt und 
mich nach Wien begeben. Von dorf reiſte ich im Januar 1885 nach London 
über Berlin, wo ich Bebel und Liebknecht ſprach. Von ihnen, dann aus den 
Briefen Bernſteins und endlich von Engels wurde ich über die Inkerna der 
Affäre unterrichtet. Engels, der aus den verſchiedenſten Teilen Deuktſchlands 
informiert wurde, ſchätzke die Oppoſition nicht fo geringfügig ein, wie es jetzt 
Dietz und Schumacher kun. 

In ſeinem Brief an Sorge vom 3. Juni 1885 ſchrieb er über die Dampfer- 
ſubvention: 

Es kam faſt zur Spaltung, was jetzt, ſolange das Sozialiſtengeſetz dauert, nicht 
wünſchenswert. 


Wie in bezug auf mich, irrt Dietz auch darin, daß er Bernſtein als die 
Haupftriebfeder des damaligen Konflikts nennt. Als Redakteur des Zenfral- 
organs hakte dieſer allerdings mehr damit zu kun als ich, aber nicht vom 
Zentralorgan, ſondern von der Witgliedſchaft Zürich wurde die Fahne der 
Rebellion gegen die Frakkionsmehrheit erhoben. Nicht Bernſtein war dabei 
das kreibende Element, ſondern, ſoweit es auf einzelne Perſönlichkeiten an- 
kam, Motteler, der rote Poſtmeiſter, und Richard Fiſcher. 

Darin jedoch ſtimme ich Dietz vollſtändig zu, daß die Frage der Dampfer- 
ſubvention an ſich viel zu unbedeukend war, ausreichenden Anlaß zu einer 
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Spaltung zu geben. Wenn fie an manchen Stellen jo leidenſchaftliche Oppo- 
ſition hervorrief, lag das an der damaligen Akmoſphäre. Trotzdem gab es 
keinen unker uns, der nicht befreit und befriedigt aufakmeke, als der Konflikt- 
ſtoff verſchwand und die Einheit der Partei geſichert war. Das aber, ich 

wiederhole es, gelang durch die Einmütigkeit der Oppoſition gegen die Re- 
gierung und nicht durch ſtrafende Erlaſſe gegen das Zenkralorgan. 


Vom Wirkſchafksmarkk. 
Ernkeausſichken und Lebensmittelverjorgung. 
Stand der Seaten in Deukſchland. — Gekreideanbau hinter der Front. — Die 
Fukkermikkelfrage. — Die Fleiſchnok. — Verminderung des Viehbeſtandes. — Or- 
ganiſakion der Viehverkeilung. — Ein bayeriſches Muſter für die Karkoffelverſor⸗ 
gung. — Saakenſtand in Öfferreich-Ungarn und Rumänien. — Rumäniens Ge- 
ireidevorräte. — Englands und Frankreichs Ernteausfihten. — Weizen- und Kar⸗ 
koffelpreiſe in London. N 
Berlin, 23. Mai 1916. 
| Das Wetter ſcheint ſich in diefem Jahre auf die Seite der Wiktelmächke 
ſchlagen zu wollen. Faſt aus allen Gauen Deukſchlands laufen die Mel- 
dungen über den Skand der Gekreideſaaken wie über das Ausſehen der 
Wieſen, Weiden und Kleefelder gleich günſtig, ſo daß die Ernke dieſes Mal 
eine weit beſſere als im vorigen Jahre zu werden verſpricht. Die Winter- 
faaten, beſonders der Roggen, find vielfach in einer Üppigkeit durch den ver⸗ 
hältnismäßig milden Winker in die Frühjahrszeit hineingekommen, wie jeit 
Jahren nicht mehr. Und auch die Sommerung läßt im ganzen wenig zu 
wünſchen übrig. Die Trockenheit in der zweiten Hälfte des April und den 
erſten beiden Wochen im Mai hat nichts geſchadet, da der Winker meiſt 
reichliche Näſſe hinkerlaſſen hakke; und als auf leihterem Ackerboden die 
Trockenheit gefährlich zu werden drohte, ſezte der Regen ein. Die jeßige 
kühlere Temperakur mit abwechſelnden Regenfällen iſt durchaus nach dem 
Wunſche der Landleute. Auch die befürchkeken Rückſchläge durch verſpäkete 
Nachtfröſte find, abgeſehen von einigen wenigen kleinen Landſtrichen, aus- 
geblieben. 

; Und nicht nur die Gekreideſaaken ſtehen gut, auch die Wieſen und Wei⸗ 
den kragen reichen üppigen Graswuchs, ſo daß in dieſem Jahre viel früher 
als ſonſt mit dem Weidebekrieb und dem erſten Grasſchnitk begonnen wer- 
den konnte. Und ebenſo iſt die Obſtblütke günſtig verlaufen. Die Bäume 
haben gut abgeblüht und zeigen reichlichen, Fruchkanſatz. Zwar iſt nicht aus- 
geſchloſſen, daß noch ſpätere Witterungsunbilden die Hoffnung auf reiche 
Ernteerkräge ſchmälern. War es auch im vorigen Frühjahr um die Winter- 
ſaaken weit ſchwächlicher beſtellt als dieſes Mal, jo wurde doch der mittel 
mäßige Ernteausfall vor allem durch die andauernde Trockenheit im Juni 
und Juli verurſachk. Möglich wäre alſo immerhin, daß auch in dieſem Jahre 
noch hinterher durch Wikterungseinflüſſe das Ernteergebnis ſtark beeinkräch⸗ 
figt wird; doch müßten ſchon recht abnorme Wekterverhältniſſe eintreten, 
wenn die Ernte das gleich geringe Resultat liefern ſollte wie im Jahre 1915, 
da die Saaken diesmal viel entwickelter find. | 
Dazu kommt, daß im vorigen Frühjahr der öſtliche Teil Oſtpreußens, da 

er bisher vom Feinde bejeßt geweſen war, nur in geringem Umfang mit 
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Sommerjaaten bejtellt werden konnte, während in Galizien infolge des dorf 
im Mai einſetzenden Wiedereroberungskampfes der größte Teil des Ge— 
freides völlig verloren ging. In dieſem Jahre reifen dagegen wieder Winter- 
und Sommerſaaken auf den blutgedüngken Ackerfluren und fragen ihren 
Teil zur Ernährung bei. Und nicht nur dork, auch in den einzelnen eroberten 
weiten Gebieten Kurlands, Litauens, Polens, Wolhyniens find hinker den 
Fronten auf Bekreiben der deukſchen Verwalkungen die zerſtörken Felder 
wieder angebaut worden. Vielfach haben im Oſten ſtehende, vom Fronk— 
und Efappendienjt beurlaubte Mannſchafken fie bebaut. Und ebenſo iſt in 
Belgien und den hinker der Kampfzone liegenden Teilen Nordfrankreichs 
darauf gehalten worden, die verwüſteken Fluren nicht brach liegen zu laſſen. 

Wenn auch nicht mit völliger Sicherheit, ſo iſt demnach doch mik einer 
gewiſſen Wahrſcheinlichkeit darauf zu rechnen, daß nach der Ernte im Herbſt 
ſich die Ernährungsmöglichkeiten für die deutſche Bevölkerung weſenklich 
verbeſſern werden, nicht nur was Brokgekreide, Obſt und einige Gemüſe⸗ 
arten anbetrifft, ſondern auch was die Fukkermittel für das Vieh anbe- 
langt. Heu und Klee werden reichere Erträge bringen, und daneben wird 
auch dem Vieh vorausſichklich wieder in größerem Maße Körnerfukter zu— 
geteilt werden können. Vielleichk kann auch die jetzige ſtarke Ausmahlung 
des Roggens und Weizens ekwas herabgeſeßt werden, jo daß das zum 
Brokgebäck verwandte Mehl verbeſſerk wird und zugleich ein größerer Rleie- 
ertrag für das Nutzvieh abfällt. 

Auf dem Fuktermiktelmarkt machen ſich bereits die Folgen dieſer gün- 
ſtigen Verhältniſſe bemerkbar. Da das Vieh jetzt keilweiſe Grünfukter er- 
hält, iſt die Nachfrage nach ſogenannken Winkerfukkermitkeln beträchtlich 
zurückgegangen. Spreumehl iſt im Preiſe gefallen, und Mais iſt kein jo be- 
gehrter Artikel mehr wie noch vor einigen Wochen. Vielmehr beginnen ſich 
bereits anſehnliche Mengen dieſes Körnerfuktkers anzuſammeln. 

Damit iſt auch die Möglichkeit gegeben, den Viehbeſtand beſſer 
zu nähren und ihn wenigſtens keilweiſe wieder aufzu- 
füttern, alſo auch die Produktion von Fleiſch, Wilch, Bukter beſſer zu 
geſtalten; iſt doch, abgeſehen von einigen anderen Dingen, an der Bukker— 
not in erſter Linie die ſchlechte Ernährung der Wilchkühe und die daraus 
reſultierende geringe Wilchergiebigkeit ſchuld. Vorbedingung wäre freilich, 
daß endlich eine beſſere Regelung des Fuktermiktelverkriebs erfolgt und 
nicht eine Ernährungspolitik forkgeſetzt wird, die der einfachen Frage aus— 
weicht, was unter den heutigen Kriegsverhälkniſſen am beſten der Volks- 
ernährung dient, und vor allem die ſogenannken berechtigten Gewinninker— 
eſſen beſtimmker einflußreicher ländlicher Produzenkenkreiſe ſchonen möchte. 
Freilich, ſolange der Krieg dauert, iſt ſelbſt bei der beſten Organiſation 
an die Rückkehr ſogenannker »normaler Fleiſch, Wilch- und Butterver— 
hältniſſe« nicht zu denken, mag auch immer wieder von kritikloſen Opti- 
miſten das Gegenteil behauptet werden; denn erſtens hat Deutſchland in 
den letzten Jahren vor dem Kriege durchſchnittlich jährlich an 8 Millionen 
Tonnen Futtermittel eingeführt, und den Wegfall dieſer Einfuhr vermag 
auch eine reichliche Fuktermitkelernke nicht auszugleichen; zweitens iſt nicht 
nur der jetzige Viehſtand kleiner wie vor dem Kriege, er iſt auch zu einem 
ſtarken Teil unkerernährk; und drittens geht ein großer Teil der Fleiſch- 
produktion an die Truppen im Felde — ſicherlich von Rechts wegen. 
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Immerhin ließe ſich wenigſtens eine keilweiſe Beſeitigung der jetzt in 
manchen Gegenden beſtehenden Fleiſchnok erreichen, wenn im ganzen Reich 
eine einheitliche Organiſation für die Futterverkeilung durchgeführt und der 
Viehſtand einigermaßen der vorhandenen Futtermenge angepaßt, das heißt 
entſprechend dem zur Verfügung ſtehenden Quantum reduziert würde. 
Heute beſteht allgemein bei den Behörden das Beſtreben, die Viehbeſtände 
möglichſt auf der Höhe zu halten und durch die jetzige kritiſche Zeit zu 
bringen, damit nach dem Kriege möglichſt wenig zu ergänzen bleibt. Es iſt 
gewiſſermaßen die ſchöne Theorie vom Status quo ante auf den Viehſtand 
übertragen. Begreiflich iſt dieſes Streben ſicherlich, ob aber auch in Anbe⸗ 
kracht der heutigen Umſtände rationell, das iſt eine andere Frage. Die Folge 
iſt nämlich, daß der Viehbeſtand zwar einigermaßen auf der Höhe bleibt, 
daß aber andererſeits ein großer Teil des Viehes ſich 
geradezu durchhungern muß und infolge der ungenü- 
genden Fütterung mehr und mehr an Qualität verliert. 
Beſonders gilt das von den Wilchkühen: eine Tatſache, aus der ſich zum 
großen Teil die bekrächkliche Abnahme der Wilch- und Bukterprodukktion 
erklärt. 

Volkswirtſchaftlich richtiger, wenn auch vielleicht nicht für den einzelnen 
Viehhalter nützlicher, wäre es jedenfalls, wenn der Viehſtand entſprechend 
der Futtermittelmenge vermindert worden wäre, dafür aber das zur Auf— 
zucht beſtimmte Vieh eine nutzbringende Fütterung erhielte, die wenigſtens 
im letzten halben Jahre zum großen Teil ausgeſchloſſen war. Wäre dabei 
darauf Rückſicht genommen, daß ganz beſonders das Wilchvieh geſchont und 
gut gefüttert worden wäre, dann würde nicht nur die jetzige Milch- und 
Bufterprodukfion eine beträchtlichere fein, ſondern wir hätten auch mehr 
Fleiſch und Fett. 

Wir ſcheint in dieſer Hinſicht ein Vorſchlag des Oberamtmanns Rab- 
bethke in Kleinwanzleben höchſt beachtenswert, den dieſer in einigen mit 
reichlichem Zahlenmaterial ausgeffatteten Denkſchriften an den Reichstag 
gerichtet hat. Der Genannte führt darin aus, wenn der Schweinebeſtand 
um ungefähr 50 Prozent, der Rindviehbeſtand um ungefähr 10 Prozent 
herabgeſetzt würde, jo könnte der dann übrigbleibende Reſt ausreichend er- 
nährt werden, ohne daß irgendwelches Brotgetreide zur Fükterung heran: 
gezogen werden müßte. So heißt es zum Beiſpiel in ſeiner letzten Denk- 
ſchrift (vom 9. Mai 1916): »Vom Oktober efwa an wird die ſichere Wir- 
kung ſein: weniger Fleiſch als im Frieden (etwa 60 Prozent der Friedens- 
menge), aber mehr Fleiſch als im Frühjahr 1916, gleichmäßig auf das ganze 
Volk verkeilt, zur Hälfte der jetzigen Preiſe. Sehr viel Fett mehr als die 
letzten ſechs Monate zum ſelben Preiſe. Ferner Mehl, Mehlprodukte und 
Brot mehr wie ausreichend zum Sattwerden. Kartoffeln ſehr reichlich. Brot 
und Kartoffeln zu ekwa gleichem Preiſe, aber in viel größeren Mengen als 
dieſes Jahr. Unabhängigkeit von keurer Einfuhr.« 

Das mag vielleicht optimiſtiſch gefärbt erſcheinen; unzweifelhaft liegt 
aber viel Richtiges in dieſer Auffaſſung. Ergänzt müßte freilich 
dieſe Herabſeßung des Viehbeſtandes durch eine 
Reichszenkrale für Viehverkeilung werden, die auf Grund 
der zur Verfügung ſtehenden Viehmengen nach Abzug des Heeresbedarfs 
die ungefähr auf den Kopf der Bevölkerung entfallende Fleiſchmenge feit- 


Heinrich Cunow: Vom Wirtſchaftsmarkt. | 279 


ſtellt und den Gemeindeverbänden und Städten eine beſtimmke Anzahl 
Kreiſe zuweiſt, aus denen ſie regelmäßig die ihnen zukommende Viehmenge 
beziehen können. Die Gemeindebehörden häkten dann Zleifchkarfen nach 
Vorſchrift auszugeben und den in der Gemeinde wohnenden Schlächkern 
eine entſprechende Menge des abgeſchlachketen Viehes zum Verkauf gegen 
ſolche Fleiſchkarten zuzukeilen oder eigene Fleiſchverkaufshallen einzu— 
richten. Selbſtverſtändlich müßten bei dieſer Viehverkeilung der Reichs- 
zentrale die von manchen wohlhabenden Städten eingehamſterken enormen 
Fleiſchmengen (in den Kühlhäuſern Frankfurts a. M. lagern zum Beiſpiel 
an 5 Millionen Pfund Rind- und Schweinefleiſch) mit berückſichtigt und 
die Lebensmitteljpekulanten zur Auslieferung der von ihnen zurückgehal- 
lenen Würſte, Schinken, Fleiſchkonſerven uſw. zu beſtimmken, feſtgeſetzten 
Preiſen gezwungen werden. 

Solche Verkeilungsorganiſation zuſtande zu bringen, muß eine der erſten 
Aufgaben des neuerrichteten »Kriegsernährungsamts« fein. Daneben müßte 
endlich die Karkoffelbeſchaffung dem privaken Handel enkzogen und gleich— 
mäßig geregelt werden, damit ſich nach der nächſten Kartoffelernte nicht die 
Vorfälle wiederholen, unker denen im vorigen und zu Anfang dieſes Jahres 
die Verſorgung vieler Stadkgemeinden mit Kartoffeln litt. Ein gutes 
Schema für dieſe Organijation liefert die Einrichtung der Landeskartoffel- 
zentrale in Bayern, die bisher im ganzen gut funktioniert hat. 

Auch die Berichte über den Saakenſtand in Sſterreich-Ungarn lauten be- 
friedigend, wenn auch nicht ganz jo günſtig wie aus den meiſten deukſchen 
Landesteilen. Die ungariſche Tiefebene hatte den Meldungen nach keilweiſe 
unter zu lange andauerndem Regen zu leiden. Dadurch ſoll auf den Weizen- 
feldern verſchiedenklich Blaktroſt angeſetzt haben; auch ſoll nach vorläufigen 
Schätzungen die mit Sommerſaaken beſtellte Fläche ekwas kleiner fein als 
in den Jahren vor dem Kriege. 

Für die Verſorgung der Mittelmächte mit Weizen, Futtergerſte, 
Fuktermais und Hülſenfrüchten ſpielt unter den heukigen Kriegsverhält— 
niſſen, nachdem die rumäniſche Regierung ihre Politik der Verhinderung 
des Getreideexports nach Mitteleuropa aufgegeben hat, Rumänien die erſte 
Rolle, zumal es endlich jo ziemlich gelungen iſt, für genügendes Eiſenbahn— 
wagenmakerial zum Abtransport zu ſorgen. Auch dort iſt, wenn auch nicht 
gerade, wie im Vorjahr, auf eine Rekordernke, ſo doch auf eine reichliche 
Mittelernte zu rechnen. Zudem find noch große Maſſen der 
alten Vorräte vorhanden. Nach der Angabe des Slkaliſtiſchen 
Bureaus des rumäniſchen Finanzminiſteriums find im Jahre 1915 an Ge- 
kreide und Saat nur 691 929 Tonnen ausgeführt worden, hingegen 1914 
1955 387, 1913 2 809 890 und 1912 gar 2 841 630 Tonnen. Infolge dieſes 
verhältnismäßig geringen Exports im letzten Jahre betrugen nach der amk— 
lichen Aufnahme am 1. Februar dieſes Jahres die Vorräte noch 3 552 624 
Tonnen gegen 1 894 117 Tonnen am 1. Februar 1915. Zum weitaus größten 
Teil beſtand dieſer Vorrat aus Mais (1 461 458 Tonnen), Weizen (1 201 681 
Tonnen) und Gerſte (488 367 Tonnen). | 

Viel ungünſtiger ftellen ſich die Ausfichten für die Länder des PVierver- 
bandes. Nach engliſchen Blättern kann England ebenfalls auf eine guke 
Meizenernte rechnen, aber das kommt für dieſes Land viel weniger in Be— 
kracht, da England den größten Teil ſeines Weizenbedarfs imporfierf, 
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durchſchnittlich 6 bis 7 Millionen Tonnen. Seit der legten Ernte (das neue 
Erntejahr beginnk mit dem 1. September) bis zum 1. Mai dieſes Jahres hat 
es krotz einer guten Ernte rund 3,8 Millionen Tonnen importiert gegen 
3,6 Millionen im ſelben Zeitraum des vorigen Ernkejahres. 

Viel ungünſtiger liegen die Verhälkniſſe in Frankreich. Der letzte fran- 
zöſiſche Saakenbeſtandsbericht beziffert den Stand für Winterweizen mit 
69, für Roggen mit 70, für Wiſchfrucht mit 71. Da ein ſehr guter Saaten- 
ſtand mit 100, ein guter mit 80, ein ziemlich guter mit 60 bezeichnet wird, 
bedeuten die obigen Ziffern eine guke Mittelernte; aber da es im vorigen 
Herbſt an Arbeitskräften fehlte und Beurlaubungen der im Felde jtehen- 
den Landleuke nur in geringer Zahl erfolgt find, hat ſich die mit Winkerſaaten 
beſtellte Fläche ſehr verringerk. Teilweiſe häfte ein ſtärkerer Anbau von 
Sommerweizen dieſe Abnahme des Winkerſaatenareals auszugleichen ver- 
mocht; während der Saakzeit herrſchte aber vielfach in den ſüdlichen Gegen- 
den eine derarfig ungünſtige Witterung, daß die erhoffte Ausdehnung des 
Anbaues unkerblieben iſt. 

Ahnliches wird aus Italien gemeldet. Der Saakenſtand ſoll zwar durch- 
weg ein recht guter fein, die Anbaufläche hat aber wiederum abgenommen. 

Die Folge kann nur fein, daß England, Frankreich, Italien im kommen- 
den Jahre noch viel größere Zuſchüſſe aus den Vereinigten Staaten, Ka- 
nada, Argenkinien gebrauchen werden als bisher. Weder in Kanada noch 
in der nordamerikaniſchen Union iſt aber auf eine auch nur annähernd 
gleich gute Weizenernte zu rechnen wie im vorigen Jahre, in dem die Ver- 
einigten Staaten den höchſten Weizenerkrag einzuernken vermochten, den 
fie je erreicht haben. Blieb diesmal ſchon die Anbaufläche des Winter- 
weizens um ungefähr 4 Willionen Acres hinter der vorjährigen zurück, ſo 
haben die Winkerfröſte in den Weſtſtaaken ein übriges gefan. Nun war 
zwar im vorigen Jahre die große Weizenernke weit mehr als der Winter- 
ſaat dem ausgedehnten Anbau von Sommerweizen zu danken, aber nach den 
übereinſtimmenden Nachrichten ſcheink auch die Frühjahrsbeſtellung hinter 
der vorjährigen weit zurückgeblieben zu ſein. 

Das find ſchlechte Ausfihten für England und ſeine Verbündeten, denn 
an ein Sinken der hohen Schiffsfrachkſätze iſt während der Kriegszeit nicht 
zu denken. Schon jetzt ſtehen dort die Weizenpreiſe höher als in Deutſch⸗ 
land. Selbſt London hat um 6 bis 10 Prozent höhere Weizenpreiſe als 
Berlin, und doch ſtanden im Februar und Wärz die engliſchen Preiſe noch 
um 12 bis 15 Prozent höher als jetzt. Guker nordamerikaniſcher Weizen 
koſteke zum Beiſpiel in der erſten Maiwoche in London 60 bis 62 Schilling 
pro Quarter, argentiniſcher Weizen 54 bis 56 Schilling, während letzterer 
vor dem Kriege nur 24 bis 26 Schilling koſteke. Noch mehr find die Preiſe 
für Karkoffeln emporgeſchnellt, die zwar in England nicht in gleichem Maße 
ein Volksnahrungsmittel find wie in Deutſchland, jetzt aber dort ebenfalls 
mehr gekauft werden als früher. Der Kleinverkaufspreis in London be- 
krägt zurzeit 1½ bis 1⅝ Pence pro engliſches Pfund (9 deutſche find un⸗ 
gefähr 10 engliſche Pfund), ein deutjches Pfund würde alſo 14 bis 16 Pfennig 
koſten. Heinrich Cunow. 
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Das Bevölkerungsproblem nach dem Kriege. 
Von Okko Meier (Berlin). 


Das Problem der Bevölkerungspolitik dürfte nach dem Kriege eines der wich— 
figften vom Standpunkt des Volkswirkſchaftlers werden. In Anerkennung dieſer 
Tatſache haben weite bürgerliche Kreiſe bereits Vorſorge gekroffen, die durch den 
Krieg dezimierten Menſchenmaſſen wieder zu ergänzen, indem fie Organiſakionen 
gegründet haben, welche mik allen Mitteln Propaganda für Bevölkerungspolitik 
betreiben ſollen. Die Triebkräfte dieſer Propaganda find weder ethifcher noch mo— 
raliſcher Natur, fie entſpringen dem natürlichſten Bedürfnis jener Kreiſe auf rein 
militäriſchem und wirkſchafklichem Gebiet. Offenbar find jene Kreiſe nicht fo opfi- 
miſtiſch wie Genoſſe Makkukat, der in ſeinem Arkikel »Bevölkerungspolitik und 
Frauenarbeit« (Neue Zeit, XXXIV, 2, S. 58 ff.) das Folgende jagt: 

»Es iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß mit dem Ende des Krieges eine erheb— 
liche Zunahme der Eheſchließungen und damit der Geburten eintreten wird. Eine 
ähnliche Zunahme läßt ſich für die Zeit nach dem Kriege von 1870/71 konftatieren.« 

Soweit ſich die Verhältniſſe bis jetzt überſehen laſſen, können die des ſieb— 

ziger Krieges nicht nur, wie Mattukat weiter meint, »nicht uneingeſchränkt« mit 
denen des jetzigen Völkerkriegs in Vergleich gezogen werden, ſondern ſie kommen 
für die Beurteilung der gegenwärtigen überhaupt nicht in Frage. 
Gerade die durch den Krieg immens geſteigerte gewerbliche Frauenarbeit iſt 
die Klippe, an der aller Vorausſicht nach die Propaganda der bürgerlichen Ver— 
einigungen und die Hoffnung Wattutkats ſcheitern werden. Dieſe Behauptung auf- 
ſtellen heiſcht fie auch beweiſen. 

Die Erfahrungen, die der Kapitalismus während des Krieges mit der gewerb- 
lichen Arbeit williger und billiger Frauen gemacht hat, zeitigen ſicher Nachwir— 
kungen in der Form, daß nach dem Kriege die Nachfrage nach der Frauenarbeit 
bedeutend höher ſein wird als vorher. Und die Nachfrage wird um ſo mehr auf ein 
williges Angebot ſtoßen, als zahlreiche, vor dem Kriege nicht erwerbskätig geweſene 
Frauen und Mädchen ihre Ernährer verloren haben und ſolchermaßen gezwungen 
find, den Lebensunterhalt für ſich und ihre Angehörigen ſelbſt zu juchen. Bis jetzt 
hat aber die Erfahrung gelehrt, daß die gewerbliche Arbeit unverheirakeker Mädchen 
Grund genug war, dieſe von der Verheiratung und damit von der Forkpflanzung 
abzuhalten. Es iſt unter den heutigen Zuſtänden bis zu einem gewiſſen Grade be— 
greiflich, daß die Durchſchniktsarbeikerin ihre Freiheit und Selbſtändigkeit nicht 
gerne mit den vielerlei Sorgen und Pflichken der Familie und des Hausſtandes 
vertauſchen will. Soll aber die Produktion auf ihrer urſprünglichen Höhe gehalten 
werden, jo wird das Unternehmertum angeſichks des offenbaren Mangels an männ— 
lichen Arbeitskräften nach dem Kriege ohnehin nicht anders können, als zum Erſatz 
weibliche Arbeitskräfte heranzuziehen. 

Es kommt noch eine Reihe weiterer Momente hinzu, die im Gegenſatz zum 
ſiebziger Kriege die Zahl der Eheſchließungen ungünſtig beeinfluſſen werden. 

Die Tatſache, daß in dem jetzigen Kriege Willionenheere, wie fie die Welt— 
geihichfe nie zuvor geſehen hat, gegeneinander geführt werden, bedingt die enorm 
hohe Zahl der Todesopfer auf allen Seiten. Es leuchtet ein, daß dieſe Unglück 
lichen gerade die find, welche für die Fortpflanzung am eheſten in Bekracht kom- 
men. Es find, wie Profeſſor Paul Nakorp in feinem Artikel! »Die Wiedergeburt 
Be Volkes nach dem Kriege« jagt: 

die für die Fortpflanzung der Nakion leiblich, geiſtig und ig ent- 
eidenden Jahrgänge, deren Reihen am grauſamſten gelichtet werden.. 

Beſtand ſchon vor dem Kriege ein erheblicher Frauenüberſchuß in 1 
höheren Altersklaſſen, ſo werden wir nach dem Kriege zweifellos mit einem er— 
heblichen Frauenüberſchuß in den jüngeren Jahresklaſſen rechnen müſſen. 


1 Die Arbeiterſchaft im neuen Deukſchland, S. 197, Leipzig 1915. 


282 | Die Neue Zeit 


Schon hieran dürfte die Abſicht alter und neugegründeter bürgerlicher Vereini 
gungen, durch frühe Heiraten den zu erwartenden Ausfall an Nachwuchs wenig. 
ſtens zum Teil auszugleichen, kläglich ſcheitern. Zudem beſteht die Befürchtung 
daß die als dauernde Krüppel oder als zeitlebens krank Zurückkehrenden ſich aus 
Verankworklichkeiksgefühl hüten werden, zu heiraten und Nachkommen zu er 
zeugen, für deren Exiſtenz und Erziehung ſie keine Gewähr übernehmen können 

Das Verankworklichkeiksgefühl war ſchon vor dem Kriege derjenige Faktor 

der die Einſchränkung der Kinderzahl in den Ehen förderke, und er wird es nach 
dem Kriege in ſteigendem Maße bleiben. Seltſamerweiſe begründet Profeſſot 
Natorp im oben erwähnten Aufſatz dieſe Einſchränkung als »atemloſe Jagd nach 
Beſitz, Reichtum und Genuß«. Dieſe Begründung bedarf angeſichts der frauriger 
Verhältniſſe der Arbeiker keiner Widerlegung. Man braucht kein Peſſimiſt zr 
fein, um angefihts dieſer Takſachen die Hoffnung auf Vermehrung der Ehe⸗ 
ſchließungen und der Geburken in das Reich der Träume zu verbannen. 
Auch Genoſſe Maktukat gibt zu, daß nach dem Kriege eine allzu weitgehende 
Einſchränkung der Frauenerwerbsarbeit nicht zu erwarten iſt, und folgert daran: 
mit Recht ſchwere geſundheikliche Schäden, die letzten Endes nicht ohne Einfluß 
auf die Gebärfähigkeit der Frauen bleiben können; man kann ſich daher feinen 
Forderungen auf geſezmäßige Beſchränkung der Frauenarbeit, auf eine Förde: 
rung der Wöchnerinnen- und Säuglingsfürſorge nur anſchließen. Beſonders das 
letzte ſollte für alle Bevölkerungspolitiker mit das Wichtigfte fein. 

Es iſt eine unbeffreitbare, kraurige Takſache, daß die Kinderſterblichkeit in 
Deukſchland erſchreckend hoch iſt. Allerdings muß zugegeben werden, daß Deutich- 
land hierin noch von Rußland, Sſterreich und den Balkanländern übertroffen wird 
Aber einer Säuglingsſterblichkeit in Deukſchland von 15,1 Prozent im Jahre 1912 
ſtanden gegenüber in Belgien 12 Prozent, in England 9,5 Prozent, in Schweden 
7,2 und in Norwegen nur 6,8 Prozent. 277 000 Kinder ſtarben 1913 bei uns im 
erſten Lebensjahr. Wie weit die Kinderfterblichkeit herabgedrückt werden kann, 
wenn alle Vorausſetzungen für eine rationelle Kinderaufzucht gegeben find, beweift 
Profeſſor Schloßmann in den »Jahrbüchern für Nationalökonomie und Skakiſtik⸗ 
in einem lefenswerten Aufſatz über »Die Kinderſterblichkeit in den deutſchen 
Fürſtenhäuſern«. Dieſe iſt von 13,3 Prozent in den Jahren 1800 bis 1809 auf 
3 Prozent in den letzten Jahrzehnten geſunken. Ein äußerſt geringer “Prozentjaß, 
wenn man annimmt, daß die rein phyſiſchen Bedingungen dieſelben find wie durch⸗ 
ſchnittlich im Volke. 

Es iſt unter den heukigen und zukünftigen Bedingungen 
ein Naturgefeg, daß die Säuglingsſterblichkeik in dem 
Grade zunimmt, als die Geburtenziffer ſteigt. Von dieſer Vor⸗ 
ausſetzung aus iſt es grundfalſch, nach Ark der ins Leben gerufenen Vereinigungen 
auf eine Hebung der Geburkenziffer hinzuwirken, ſolange man nichk ernſtlich das 
Beſtreben hat, eine durchgreifende Anderung der ſozialen Lage herbeizuführen 
Rationelle Bevölkerungspolifik betreiben, heißt angeſichts der enorm hohen Säug- 
lingsſterblichkeik nichts anderes, als darauf hinzuarbeiten, die jungen Weltbürger 
am Leben zu erhalten. Solange man hier nur mit Palliativmittelchen kommt, muß 
jede Propaganda für Hebung der Geburkenziffer als unmoraliſch bezeichnet werden. 

Die Pflicht fordert, ſcharf zuzupacken. Die während des Krieges der ehernen 
Rot gehorchend ins Leben gerufenen Einrichkungen müſſen nicht nur erhalten, fon- 
dern noch ausgebaut werden. Hier hat der Geſeßggeber einzugreifen. Die Mukker⸗ 
ſchaftsverſicherung, die Hebammenbeihilfe muß obligatoriſch gemacht werden. Alles 
das, was der Reichstag im Jahre 1911 bei Beratung der NReichsverficherungsord- 
nung verjäumfe, muß nachgeholt werden. Es heißt unter den heutigen Umſtänden 
nicht einer Volksvermehrung das Work zu reden, ſondern der Bevölkerungs- 
erhaltung. 


Feuilleton 


Ein Epos aus dem Leben des Kapitals. 
Von Franz Diederich. 


Eine Dichtung, die das Weſen des Finanzkapitals packt, wäre ein heißer 
Strahl aus der Brennmikte der wirtſchaftlich vulkaniſierken Gegenwart. 
Hilferding hal die Phaſe des Finanzkapitals in ihrer höchſten Entwicklung 
klar und ſcharf abgeſtempelt als die »Diktatur der Kapitalsmagnaken«, und 
die Novelle, die der rheinländiſche Dichter Joſef Winckler unter dem Zitel 
»Der Fenriswolf, Eine Finanznovelles« veröffenklichte (in 
Eugen Diederichs Verlag, Jena), berührt die wirtſchaftliche und politiſche 
Aktivität dieſer Diktatur hiſtoriſch und pſychologiſch im Grundriß. Das 
Buch nennt den Namen ſeines Dichters nicht; er war auch bei der erſten 
Veröffenklichung der Novelle in der Zeitjchrift »Quadriga« noch nicht ge— 
nannt, dieſem Organ, das nach einem Programmſah auf eine »Synkheſe 
von Imperialismus und Kultur, Induſtrie und Kunſt, modernem Wirkſchafts- 
leben und Freiheit« hinſtrebke und in dem junge Geiſter zunächſt einmal 
durch Arbeiken ihr Anrecht auf ein Bekannkgeben ihrer Namen erproben 
wollten. Die Finanznovelle kam dort vor zwei, drei Jahren in einigen der 
erſten Hefte heraus unker dem Titel: »Ein Epos aus dem Leben des Ka— 
pitals«. Ein Epos! Aber keines von der Ark, wie der Amerikaner Frank 
Morris es eben unter der Feder und keils ſchon vollendet hakte. Vielleicht 
hatte der »Quadriga«-Aukor geradezu die Abſicht, den ſich nun ankündigen 
den Dichtungen aus der Welt der größten Kapikalsmacht die neue Form zu 
zeigen, die fie dem Weſen ihres Themas gemäß haben müßten. Daß das 
breit ausgewölbte Morrisſche »Epos des Weizens« bei feinem Plan eine 
Rolle geſpielt habe, läßt ſich natürlich nicht behaupten, immerhin aber be- 
rührt ſich deſſen Erſtteiltikel »Der Okkopus« einigermaßen mik dem Tikel, 
den die Finanznovelle für den Buchabdruck erhielt. Inzwiſchen hat ihr 
Autor die literariſche Anonymität abgekan. Mit der kürzlich geſchehenen 
dritten Buchveröffenklichung, dem lyriſchen Werke des Inſelverlags » Mitten 
im Weltkriegs, das in ekſtakiſchem Erleben Bilder der Krieganfangzeit hin- 
ſchleudert, wurde fie aufgegeben, fo daß nun auch bei der Finanznovelle 
Wincklers Name genannt werden mag. 

Die Novelle nimmt aus der Welt, von der fie zeugt, einen einzelnen 
Fall. Hat das Bild kypiſche Kraft, ſo wird aus ihm das Weſen des Ganzen 
lebendig. Winckler zeichnek die finanzkapitaliſtiſche Eroberung des Rechkes 
auf Ausbeutung der norwegiſchen Waſſerkräfte. Eine Berliner Bank für 
Induſtrie und Handel bringt auf einen Wink aus Norwegen hin die Akkion 
in Fluß, hält und ſtrafft und lenkt ihre Fäden, macht ſich zum Generals- 
hirn und Munikionskurm der inkernakionalen Kampagne. Der Plan einer 
Bewegung gegen das ausländiſche Kapital veranlaßt den Kampf; aus Ab- 
wehr wird ſchneller Angriff, und der inkernakionale Truſtrieſe, der das Feld 
mit weitem Beherrſchen überſchauk und in raſchem Erfaſſen aller Vorteile 
beſpringt, ſchlägt das nationale Zwergkapital auf der ganzen Linie, erſt 
wirtſchaftlich, dann auch politiſch. Mik feinem beſten Beſiz an Produkfions- 
mitteln, den unermeßlich großen Waſſerkräften, die für den Kopf der Be- 
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völkerung mehr als drei Pferdekräfte ſpenden könnten, verfällt das Lan 
dem internationalen Finanzkapital, dem Fenriswolf, wie das ſozialdemokra 
tifche Blatt ſagt, »dem gefräßigen Ungeheuer, das unſichkbar wie ein Alf 
über den Völkern laftet, das nicht lieben und haſſen, das nur n kant 
in grauenvoller Selbſtzweckheit«. 

Dies Ereignis rollt ſich in harker Deuklichkeit ab, ein ent dei 
Gegenwart, ein Kampfſtück ökonomiſchen Lebens. Wie Finanzmächte ar 
beiten, das vollzieht ſich nicht am hellen Tage breiter Öffentlichkeit und ent 
hüllt ſich nur wenigen Menſchen. Hier aber ſind an einem lebendigen Bei 
ſpiel die Kuliſſen von den Vorgängen weggerückt, jo daß die Arbeit ſich in 
einzelnen und im Zuſammenhang ihres Verlaufs zeigt, in ihrer Schlagkraft 
ihrer Überlegenheit, ihrem Wagemuk, ihrer Geriebenheit, ihrer Moral. Da: 
Bild baut ſich ganz und gar aus einer Folge von Geſchäftsbriefen, Geſchäfkts 
berichten, Telegrammen, Verhandlungsſkizzen, Preßſtimmen. Jeder er 
zählende, deukende, beleuchtende Zwiſchenkerk iſt vermieden. Das Zu 
ſammenfaſſen und Bewerken fällt durchaus dem Leſer zu, nur daß es ihn 
durch die Ark der Folge und des Schreibſtils, die einprägſam wirkt, leich 
gemacht iſt. Wer alſo fein Wiſſen von den Kräften, Schritten, Schlichen de: 
Finanzkapikals mehren will, dem bietet ſich hier zum kheorekiſchen Erkennen 
jo efwas wie ein prakkiſcher Gang ins volle Leben der im verborgene 
ringenden, die Welk kyranniſierenden Finanzgewalten. Die dejkripfive Na 
kionalökonomie, die in Deukſchland mit dem Buche von Engels über di: 
Lage der arbeitenden Klaſſe in England begann, kann eine lange Reih 
ſtarker dichkeriſcher Werke in ihren Kreis einbeziehen. Durch ihre eigen 
artigen Mittel, das Leben der Wirklichkeit zu greifen und auszudrücken 
wird die ſoziale Dichkung zur weſenklichen Ergänzung der ſozialen For 
ſchung. Denn ihr iſt es gegeben, die Pſyche des Menſchen, wie fie ſich unte 
der Einwirkung wirtjchaftlicher, ſozialer Zuſtände und Bewegungen gib 
und geſtaltet, bis ins Innerſte aufzuſchließen und zum Nacherleben feſtzu 
halten. Den in ſolcher Weiſe werkvollen Werken dieſer Dichtung wäre nu 
der »Fenriswolf« anzufügen, wohl als ein erſtes Stück Spiegelung de 
letzten und folgenſchwerſten Phaſe kapitaliſtiſcher Entwicklung. 

Dieſer Werk — mag er auch unter der äußerſten Höhe bleiben — wirt 
nicht beſtritten werden können. Aber es hal der Arbeit Wincklers dod 
nicht an einem Anzweifeln des Anſpruchs gefehlt, ſich Novelle zu nennen 
Es hieß da, der Dichter habe nur den Rohſtoff gegeben, aus dem nun erf 
ein Dichterwerk geſchaffen werden müſſe. Gewiß läßt der Skoff ſich zu er 
zählten Vorgängen verarbeitet denken. Aber das novelliſtiſch Weſenklich 
hängt nicht an dieſer Form. Paul Heyſe, der in der Form der Novelle fü 
ſeine Zeit ein Meiſter war, forderte, »daß fie uns ein bedeukſames Menſchen 
ſchickſal, einen ſeeliſchen, geiſtigen oder ſitklichen Kampf vorführe, un: 
durch einen nicht alltäglichen Vorgang eine neue Seite der Menſchennaku 
offenbare«. Dieſe Forderung beſteht, und ganz enkſchieden geht Winckle 
auf ſolch ein Ziel aus. Und feine Arbeit hält auch den weiteren Sag Heyſe 
aus: »daß dieſer Fall in kleinem Rahmen energiſch abgegrenzt iſt, wie de 
Chemiker die Wirkung gewiſſer Elemente, ihren Kampf und das endlich 
Ergebnis ‚ifolieren‘ muß, um ein Naturgeſetz zur Anſchauung zu bringen 
macht den eigenarkigen Reiz dieſer Kunſtform aus.« In der Taf, wi 
Winckler den gewählten Fall vorgekragen hat, das iſt der Skil ſtraff ab 
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grenzender Energie, den eben unſere Tage herauszwingen, und gerade dieſe 
Form bewirkt, daß Milieu und Charaktere in ſcharfer Strichführung ohne 
jede Verſchwommenheit deuklich werden. Die Vorkeile der Briefform für 
die Charakterzeichnung hat die Novellendichtung ſeit langem verwertet, 
aber die Briefform hat auch Gefahren, inſofern fie dichterifchem Skim— 
mungsgelüſt allzu willig Tor und Raum öffnet und fo die Schärfe des Aus— 
drucks ſtören kann. Gegen dieſe Gefahr wollte nun Winckler ſich gerade 
durch die Wahl dieſer Form ſichern; er wollte ſich, wie er in einigen vor- 
wörklichen Sätzen ſagt, wahren vor jeder »romankiſierenden Zerflüchktigung 
des Weſenklichen«, vor jeder »Stimmungsmalerei«, vor aller Senſakions— 
drapierung, wie etwa Kellermann fie in finanzkapitaliſtiſchen Szenen feines 
Tunnel-Romans beliebte, worauf Winckler (ohne Werk und Autor zu nen- 
nen) hinweiſt. In dem Treiben der Männer, die in der Finanznovelle brief- 
lich miteinander planen und verhandeln, will Winckler »die Struktur feiner 
Zeit in vibrierender, jagender, allumfaſſender Bewegung« ſichtbar machen. 
» Zeigt uns«, ruft er programmakiſch aus, »die ungeheure Dynamik des 
gegenwärtigen Daſeins ohne Senkimenkalikäk und Mäßtzchen in feinen 
eigenſten Formen und Wirkungen!« 

Zola formte ſein rieſiges Wiſſen von der Wirklichkeit erzähleriſch in 
umfangreichen Bänden aus, und Winckler wird zu den vielen der jüngſten 
bürgerlichen Schriftſtellergenerakion gehören, die ſeine Form ablehnen. 
Aber ſonſt wird er ſich in Wichfigem ihm nahe fühlen: in der von Zola ge- 
forderken experimenkellen Nakur der ſchriftſtelleriſchen Arbeit, die, auf Tat- 
ſachen der Forſchung, des beobachkenden Erlebens fußend, unker der Über— 
zeugung geſchehen ſollte: » „er mekaphyſiſche Menſch iſt kok.« Ganz auf ein 
Bewegen aus greifbarſter Wirklichkeit gerichtet, fühlt Winckler feine 
Arbeit als wohl zum erſten Male gewagten Verſuch, »einen umfaſſenden 
wirtſchaftlichen Stoff in konſtruktiver Kühle kongruent in Form zu zwingen, 
ihn aus ſich ſelber ſeine Sprache bilden zu laſſen«. Die führenden Menſchen 
der Finanznovelle find zur pſychiſchen Einheit mit ihrer Aufgabe aus— 
geformt, jo daß dieſe als ihr perſönlichſtes Geben lebt. Sie find Akkions— 
menſchen, mit dem Bewußkſein, Cäſare und Napoleone ihres Feldes zu 
ſein, und ſind zugleich Organe, die das Geſetz ihres Bewegens empfangen 
aus dem Werke, dem fie gebieten. »Wir planen alle viel und müſſen doch 
der Wucht des Augenblicks gehorchen,« ſchreibt einmal der Berliner Bank- 
mann H. Böhle, das geiſtige Oberhaupt der Zinanzaktion, die in der No- 
velle abrollt. Anders als das induſtrielle Einzelkapikal fordert das Finanz- 
kapital den Einſatz der Eigenſchaften ſtarker Perſönlichkeiten, aber wie 
ſtark ſie ſein mögen, der eigenmächtige Wille des Finanzkapikals bleibt 
ſtärker. Und zur Kraft der Perſönlichkeit des Finanzkapitaliſten gehört, 
dieſen Willen zu erkennen, gelten zu laſſen und auszuführen. Ihr Leben 
wird das Leben des Kapitals, ihr individuell Menſchliches wird aus dieſer 
Sphäre abgeſchieden. Und weil es vor dem Geſchäfklichen bedeukungslos 
wird — »eine neue Seite der Menſchennakur«, um Heyſes Work anzu- 
wenden —, ſchlug der Dichter mit der von ihm gewählten Form der Novelle 
den rechten Weg ein: er formte »kongruenk«. 

Aus den gewichkigen »Eiſernen Sonekken«, die vor ein paar Jahren in 
der Zeitſchrifk »Quadriga«, dann im Inſelverlag als Buch erſchienen, weiß 
man, wie ſtark die Geftalten auf Winckler wirken, die nicht nur Beſitzer 
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kapitaliſtiſcher Rieſenbekriebe, ſondern auch deren Leiter find. Die freien 
Unternehmer ſolcher Art find ihm Könige, er verherrlicht ihre welkumfaſſende 
Kraft. Sie find ihm die führenden Geiſter forkſchreitkender, vorwärks- 
drängender Kulkur, und er möchke, daß alle Schichten der Arbeit um des 
gemeinſam geleiſteken Werkes willen ihnen huldigken, in ihrer Bedeutung 
aufgingen. Von dieſem Anſchauen und Empfinden hat nakürlich auch die 
Handlung der Finanznovelle Elemente. Man darf ſich nun aber nicht durch 
die Anziehungskraft käuſchen laſſen, die Böhles wuchtige Entſchloſſenheit 
auf Winckler ausübt. Nur die perſönliche Ark wird ihn gereizt haben, nicht 
die wirkſchaftliche Tendenz dieſes Mannes. In Böhle iſt der ſoziale Typ 
verrikkerlichk, den das mit nie geſtilltem Expanſivdrang zugreifende inker⸗ 
nationale Finanzkapital formt, deſſen Tätigkeit losgelöſt iſt von der Arbeit 
des Induſtriellen oder Kaufmanns, an der Wincklers Begeiſterung hängt; 
in einem Dr. Vaermland ſteht gegen ihn das nakionalkapitkaliſtiſche Ele- 
ment, das für ein gemächlicheres Schreiten iſt, weil es nur jo darauf rech- 
nen kann, die im Lande vorhandenen Kraftquellen für ſich zu erobern. Der 
Dichter läßt beide befreundet fein; aber es kommt für fie der Tag, wo na- 
kional ſich gegen inkernational ſtellen muß, Einzelvolkskapital gegen Welt- 
kapitalsmacht. In dieſem Kampfe kennt das Weltkapital kein halbes Ent- 
ſcheiden, es weiſt ein Kompromiß ab, geht aufs Ganze. Böhle und Vaerm⸗ 
land wechſeln Briefe vor der Schlacht, und da zeichnet dieſer die »beſondere 
Art des Kapikalismus«, die in Böhle ihren Kopf hat: »Ein Kapitalismus, 
der eine rieſenhaft wuchtige Maſchine von kunſtvollſter Konſtruktion iſt, die 
bald ſtillzuſtehen ſcheink, bald in ſprunghaft plötzlichen Sätzen ihre walzen- 
ſchweren Rieſenräder vorwärksſchnellt und ihren Weg nimmk über Men- 
ſchen- und Völkerſchickſal hinweg. Die genialen Menſchen, die dieſe Ma⸗ 
ſchine zu bedienen verſtehen, haben verlernt, fie zu zügeln, wenn ihre kraft⸗ 
vollen Glieder plötzlich mit Exploſionskraft zu arbeiten beginnen. Und dieſe 
Maſchine, die zum Segen des Wirtſchaftslebens konſtruierk wurde, iſt 
ein lebendiges Weſen geworden, voll kückiſchen Wollens, aber ohne 
Herz. Das Mittel ward ſich ſelbſt Zweck.« So ſtarrt mit grauſendem Er- 
ſchauern das induſtrielle Kapikal, das an eine engere Wirkungsſphäre ge; 
bunden iſt, auf den übermächkig gewordenen Arkgenoſſen, der wie ein 
Vampir aus ſeinem Blute lebt und von dem es wieder, um leben zu können, 
Blut annehmen muß. Das Finanzkapital iſt zu einer bloßen »Form« wirk⸗ 
ſchaftlicher Organiſakion geworden; verloren ging ihm das Zweckbewußt- 
fein, eine Organifation. für das Leben eines Volkes, von Völkern, von 
Menſchen zu verkörpern, worauf das Induſtriekapital, das Handelskapital 
ſich noch mit nationalem Blutwallen berufen zu dürfen meint und jeden- 
falls beruft. Da aber Wincklers Ideal wirtſchaftlich nakionalkapikaliſtiſch, 
politiſch radikalliberal gerichkek iſt, muß Vaermland ſeinem Wünſchen 
näher ſtehen als Böhle, der nichts als geldmachender Geſchäftsgeiſt iſt. 
Dieſer Vaermland aber ſtellt ſich wiederum nicht als ein Kämpfer dar, 
der für das, was er fordert, durchs lezte Feuer ſchreiten wird. Er will »die 
Allgemeinheit als Unternehmer und ſonſt niemand«, nämlich die Allgemein- 
heit der Kapitaliften ſeines Landes, keineswegs eine ſozialiſtiſch wirtſchaf⸗ 
tende Allgemeinheit. Dieſe Forderung ſtellt Vaermland nur als ideales 
Ziel, ohne den großen Glauben an ihre Erreichbarkeif. Vor der Gewalt des 
Kapitalismus, der keine nationalen Beſchränkungen feines Wollens und 
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Müſſens dulden kann, klammerk er ſich an die vage Hoffnung, daß ein 
Kompromiß möglich ſei, durch das dem Unternehmertum der weniger enk— 
wickelten Stufe die Selbſtändigkeit gegenüber dem kruſtenden Finanzkapikal 
geſichert wird. Winckler weiß, daß die Diktatur der Kapikalsmagnaten ſolche 
Hoffnungen ausſchließt, und er ſtellt das im Ausgang feiner Novelle dar: 
Vaermland will ſchließlich über feine Sache den Wahlzettel entſcheiden 
laſſen, er kreibt es zur Auflöſung des Parlaments; aber die Regierung 
beugt ſich vor dem Finanzkapikal der Welk, und bei den Wahlen »er- 
arbeitet« ſich dieſes eine ſichere Majorikät. Daß Winckler dieſen Gang der 
Entwicklung, der ſich überall vollzieht, nicht feiert, als ob es feine Sache 
wäre, läßt ſich ableſen aus dem Namen, für den er ſich bei der Wahl des 
Titels für ſeine Novelle enkſchied. 

Aber wer den Fenriswolf fällen will, kann ſich nicht ſtellen wie der 
Dichter, dem es freilich nur darum zu kun war, die »gewaltige Schickſals- 
ſtunde« der heute ringenden Kapitalsträger und ganzer Volksmaſſen fühl- 
bar zu machen, womit er alſo den Triumph des inkernakionalen Finanz- 
kapitals in der Entwicklung des Kapikalismus meint, der hiſtoriſch not- 
wendig war und uns als das letzte Stadium dieſer Entwicklung erſcheint. 
Uns! Der Dichter fteht abfeits unſerer Überzeugung, daß das ſoziale Ideal 
einer allgemein ſegensreichen Erzeugung und Verkeilung der Güter, das 
dem Kapitalismus enkgleiten mußte, nur durch das ſozialiſtiſche Ziel der 
arbeitenden Maſſen zu rekten und zu vollenden iſt. Seine Kapitalsherren 
hören wohl auch die Stimmen der Sozialdemokratie, aber es kommt einſt⸗ 
weilen nicht ſo weit, daß ihre Rechnungen und Kreiſe durch ſie geſtört und 
bedroht werden. Sie verhallen in ihrer Welt als Stimmen in der Wüſte. 
Nur ein Work haftet und wird feine Beſtimmung haben: der Fenriswolf. 
Das bedeutet einen Enkwicklungsabſchluß, dem der Umſchlag in einen neuen 
Anfang notwendig folgen muß. 


Literariſche Rundſchau. 


Adolf Braun, Die Arbeiklsloſenverſicherung in Deutfchland während des 
Krieges. Sonderabdruck aus der Sſterreichiſchen Zeikſchrift für öffenkliche und 
private Verſicherung. 42 Seiten. 


Braun iſt einer der erſten geweſen, die ſich den mik der Arbeitsloſigkeit zu- 
ſammenhängenden Problemen zuwandken. Schon 1892 lenkte er im Sozialpoliti- 
ſchen Zenkralblatt die öffenkliche Aufmerkfamkeit auf dieſe Probleme. Bezeich- 
nenderweiſe wird in dem 1890 erſchienenen erſten Bande des großen »Handwörker- 
buchs der Staatswiſſenſchaften« die »Arbeitsloſigkeit« überhaupt nicht behandelt, 
und erſt in dem 1895 erſchienenen Nachkragsband geſchieht dies. Was Braun jagt, 
verdient immer Beachtung, und wie er das hier in Bekracht kommende Gebiet be— 
handelt, iſt für jeden leſenswerk. Braun geht von der Tatſache aus, daß das ganze 
große Gebäude der deutſchen Arbeiterverſicherung ſich in der ungeheuren Erſchütkte— 
rung der Staaten und der Wirtſchaften durch den Krieg als überaus kräftig und 
widerſtandsfähig gezeigt hat, und gibt nach einem überaus inffrukfiven gejhicht- 
lichen Überblick über die gewerkſchaftlichen Verſicherungseinrichkungen eine Schil- 
derung der ſich aus dieſen Einrichtungen für die Gewerkſchaften beim Ausbruch 
des Krieges ergebenden Situation. Er iſt auch ein zu guter Kenner der deuffchen 
Gewerkſchaftsbewegung, um nicht die Nokwendigkeit für die Gewerkſchaften ein- 
zuſehen, während des Krieges mit Rückſicht auf die gleich nach Ausbruch desſelben 
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einjegende außerordenklich große Arbeitsloſigkeit — Braun bezeichnet fie als vı 
niederdrückender Größe — enkſprechend den vorhandenen Mitteln die Unte 
ſtützungseinrichkungen auf die Arbeitsloſenunkerſtützung zu verdichten und alle a 
deren Unkerſtützungseinrichkungen für die Kriegszeit oder bis auf weiteres einz 
ſchränken oder gar einzuſtellen. Er ſchildert dann die Beſtrebungen der Gewer 
ſchaften zur Beſchaffung von Arbeit und ihr Verlangen nach Einführung ein 
öffentlichen Arbeiksloſenunkerſtüzung und würdigt eingehend die Wirkung der ke 
ſächlichen Verhältniſſe auf die Finanzen der Gewerkſchaften. Auch die im Fried 
gemachten Verſuche, zu einer öffenklich-rechklichen Arbeiktsloſenverſicherung zu g 
langen, und die Widerſtände dagegen werden behandelt. Trotz voller Anerkennu 
der Notwendigkeit einer Arbeitsloſenfürſorge in der Kriegszeit ſei doch die Furch 
es könnken irgendwelche Kriegsmaßnahmen zu einer feſten Einrichtung in d 
Friedenszeit werden, oft ein ſtarkes Hemmnis für viele Enkſchließungen der R 
gierungen geweſen und erkläre manche Verſpätung wichtiger Maßnahmen. 2 
Maßnahmen der Regierungen zur Unkerſtützung der Gemeinden in der Durchfü 
rung einer kommunalen Arbeitsloſenunkerſtüzung werden eingehend gewürdi, 
Braun meint, daß wenn auch dieſen kommunalen Einrichtungen in hohem Ma 
die Einheitlichkeit fehle, doch gerade in der Mannigfaltigkeit der Einrichtungen n 
Rückſicht auf eine ſpätere Regelung dieſes in künftiger Zeit dringlichſten Arbeite 
verſicherungsproblems unzweifelhafte Vorteile geboten ſeien. Eine reiche Fü 
von Erfahrungen mit den verſchiedenſten Methoden habe ſich geſammelk. Je 
könne man auch nicht mehr von einem Sprung ins Dunkle reden, wennſchon d 
verſicherungsmathematiſch wichkigſte Problem, das der Wahrſcheinlichkeit des Ei 
tritts des Verſicherungsfalles, durch die ganz außergewöhnlichen Verhältniſſe d 
Weltkrieges in keiner Weiſe erhellt werden könne. Braun hält die Arbeitsloſe 
verſicherung gerade in der Zeit des kommenden Friedens für dringend notwend 
und meink: 

»Wir würden irregehen, wollten wir für abſehbare Zeit, für die Zeit des Fr 
dens, die Notwendigkeit einer Arbeitsloſenverſicherung beſtreiten. Ich glaube 
Gegenteil, niemals wird fie nokwendiger empfunden werden als gerade in der 3 
des kommenden Friedens. So ſehnſüchtig ihn jeder erwartet, jo wenig wollen u 
uns Illuſionen hingeben über die wirkſchaftlichen Bedingungen in der Zeit d 
kommenden Friedens. Die ganze Welt iſt ärmer geworden durch den Krieg, u 
erhöhte Bedürfnisloſigkeik iſt uns allen anerzogen worden. Würdigen wir die 
Tatſachen rein wirkſchaftlich, ſo ergibt ſich für die nahe Zukunft ein geringer 
Bedarf an Waren, eine verminderke Nachfrage nach Arbeitskraft, eine größe 
Wahrſcheinlichkeik der Arbeitsloſigkeit für viele induſtriell kätige Männer u 
Frauen. Es wird lange währen, bis die wirkſchaftlichen Kriegswirkungen ve 
ſchmerzt ſein werden, bis die Laſt der Verzinſung der Kriegsſchulden, der Verſe 
gung der Kriegsinvaliden, der Verpflichkungen für die Witwen und Waiſen d 
Kriegsopfer nicht mehr im Mittelpunkt jeder ſtaakswirtſchaftlichen Bekrachtu 
ſtehen wird. Solange das aber der Fall ſein wird, werden wir mit dieſen W 
kungen des Krieges auch hinſichklich der Wahrſcheinlichkeit der Arbeitslofigkeit 
rechnen haben.« 

Im weiteren Ausblick auf die Arbeitsloſenverſicherung im Frieden mei 
Braun, daß heuke kein Problem der ſozialen Verſicherung von höherer Dringlie 
keit und größerer Notwendigkeit ſei als das der Einführung der Arbeitsloſenve 
ſicherung. Die weiteren von Braun im Schlußabſchnitt geſtreiften Fragen werd 
wir in anderem Zuſammenhang noch in der Neuen Zeit erwähnen. 

Als Rurzgefaßter Abriß der mit der Arbeitsloſigkeit während des Krieges 3 
ſammenhängenden Fragen find die Darlegungen Brauns mit ihren Quellenangab 
überaus wertvoll. R. Wiſſe! 


Für die Redaktion verantworklich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Demokratie. 
Von Ed. Bernſtein. 

Die Bezeichnung Sozialdemokratie für die Parkei des modernen, vom 
Klaſſenkampf des Prolekariaks in der kapitaliftiihen Geſellſchaft ausgehen- 
den Sozialismus iſt nicht von deſſen Begründern ſelbſt geprägt worden. Sie 
iſt die deutſche Überſezung des Namens Democratie socialiste, den ſich im 
Jahre 1848/49 in Frankreich eine Kompromißparkei von kleinbürgerlichen 
Demokraten und ſozialiſtiſch denkenden Arbeitern beilegte, deren Pro- 
gramm auf die Herſtellung der Harmonie von Kapital und Arbeit hinaus- 
lief, welcher Name, wie eben verdeutjcht, alsdann von Leufen ähnlicher 
Denkweiſe nach Deutſchland verpflanzt wurde. Parkeiname für die DBe- 
freiungsbewegung der Arbeiterklaſſe wurde er dagegen erſt fünfzehn Jahre 
ſpäter in der Laſſalleſchen Agitation, als jene urſprüngliche Bedeukung ſchon 
halb in Vergeſſenheit geraten war. Marx und Engels, die ſich ihrer noch er- 
innerten, haben daher ſich recht abfällig geäußert, als fie erfuhren, daß das 
Organ der neuen Bewegung »Der Sozialdemokrak« genannt werden ſollte. 
Es iſt indes bei dem Namen geblieben, und die Bezeichnung Sozialdemo— 
kratie iſt jo ſehr das Work für den Begriff der Parkei des modernen Pro- 
lekariaks geworden, daß es ſchließlich in dieſer Auslegung nach Frankreich 
zurückgewanderk iſt, wo man nun öfters von der Parkei der Arbeiter gleich- 
falls als La Socialdemocratie ſpricht. 

Was der Bezeichnung bei uns und in anderen Ländern ihre Beliebtheit 
verſchafft hat, iſt der Umſtand, daß fie die Begriffe Demokratie und Sozia— 
lismus zu einem unkrennbaren Ganzen verbindet, wie dies der Ideologie 
der kämpfenden Arbeiterſchaft enkſpricht. Der eine der beiden Begriffe gibt 
für ſie dem anderen erſt ſeine Beſtimmtheit, und es iſt ſchwer zu ſagen, auf 
welchen von ihnen der ſozialdemokratkiſch geſinnte Arbeiker unſerer Tage 
das größere Gewicht legt. Nach meinen Erfahrungen liegen die Begriffe 
Demokrat und demokrakiſch ſeinem Denken näher als die Begriffe Sozialiſt 
und ſozialiſtiſch, die meiſt noch ziemlich abſtrakk als Gefühlsſache aufgefaßt 
oder ausſchließlich auf Wirtſchaftsfragen bezogen werden, während mit den 
erſteren Begriffen ein Rechtsgrundfag verbunden wird, der Gegenwarks— 
und Zukunftsgeltung beanſprucht und für die verſchiedenſten Beziehungen 
in Anwendung kommk. Daher die Erſcheinung, die jeder Beobachker feſt— 
ſtellen kann, daß man in der Arbeiterbewegung ſich öfter auf das demo— 
kratiſche als auf das ſozialiſtiſche Empfinden beruft. In der Vorſtellung 
vieler umfaßt das erſtere auch das letztere, aber das letztere noch keines- 
wegs immer das erſtere. 

Daß dieſe Bewertung des Begriffs Demokratie möglich wurde, hafte 
zur Vorbedingung eine geſchichkliche Entwicklung, im Laufe deren das Work 
ſelbſt eine ganze Begriffswandlung durchgemacht hat. 
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In Griechenland, woher das Work ſtammk, bezeichnete Demokrafic 
lediglich ein Herrſchaftsverhälknis. Sein politiſcher Sinn enkſprach feiner 
grammakikaliſchen Ableitung: Herrſchaft des Demos oder vielmehr der 
Demen, die aber keineswegs die ganze Unkerſchichkt der Geſellſchaft um. 
faßten. Denn hinter den Geſellſchaftsklaſſen, welche in den örklichen oder 
Bezirkskörperſchaften Stimmrecht haften, die Demen genannt wurden, gab 
es noch als Unterſchichten Hörige und Sklaven, die keinerlei politiſche 
Rechte haften. Die Skimmberechkigken des Demos, das Voll der freien 
Staatsbürger, waren ſelbſt ſchon privilegierke Klaſſen, ebenſo wie dies im 
alten Rom das Plebejerkum war und in unſerem Zeitalter die beſitzloſen 
Weißen in den Ländern mit einer Negerbevölkerung ſind, wo dieſe letztere 
aus dem politiſchen Recht ausgeſchloſſen iſt. 

Daß ſich die politiſche Herrſchaft des antiken Demos nicht ſehr vorteil- 
haft erwieſen hat, wird man als unbeftreitbar anerkennen müſſen. Denn 
wenn auch reichlich Urſache gegeben iſt, nicht allem zu glauben, was die 
alten Hiſtoriker in dieſer Hinſicht erzählen, da dieſe faſt ausnahmslos der 
ankidemokrakiſchen Klaſſen angehörten oder in deren Solde ſtanden, ſo 
weiſen aus der konkrollierbaren neueren Geſchichte diejenigen Länder, die 
bei ähnlicher Klaſſengliederung politiſche Verfaſſungszuſtände haften, die 
denen der alten Republiken unter der Herrſchaft des Demos enkſprachen 
während der Dauer dieſer Verhälktniſſe kein weſenklich günſtigeres Bild auf 
als es uns von jenen überliefert iſt. Die Demokratie verbürgt dort weder 
die Freiheit, noch bewährt fie ſich als ſchöpferiſche Kraft. Eine beſitzloſe 
Volksſchicht, die nicht von dem Gedanken durchdrungen iſt, daß fie die 
Trägerin des geſellſchaftlichen Gebäudes und dazu berufen iſt, dieſem eine 
neue Form und neuen Gehalt zu geben, wird, wenn fie politiſche Rechte hat 
mik ihnen nichts Rechtes anzufangen wiſſen und immer geneigt ſein, mit 
ihrer Ausübung Handel zu kreiben. In faſt allen Sklavenſtaaten find die 
freien Habenichkſe politiſch verlumpt, und ebenſo iſt an der Schwelle der 
Ara des Kapitalismus in allen Ländern das im Entftehen begriffene Prole- 
kariak, wie auch gewöhnlich Kleinbauern und Handwerker, eine politiſch 
käufliche Maſſe und wächſt ſich die Demokratie, wo fie verjucht wird, regel. 
mäßig zur demokrakiſch verbrämken Herrſchaft irgendwelcher Oligarchie, 
wenn nicht Deſpokie aus. 

Es iſt dies einer der Gründe, weshalb faſt alle Frühſozialiſten, obwohl 
fie bei der Schilderung ihrer Idealſtaaten mit Vorliebe demokrakiſche Ein. 
richtungen ausmalten, in der Praxis von der Demokratie wenig wiſſen 
wollten, manche ſogar fie bekämpften. Weil fie eine ſozial und kulturell un- 
reife Arbeikerklaſſe vor ſich ſahen, verſprachen fie ſich auch nichts von ihr 
als politiſcher Macht. Noch Robert Owen riet den Arbeitern wiederholt 
von der Bekeiligung am politiſchen Kampf, Wahlrechksbewegung und der- 
gleichen ab. Ebenſo Fourier und verſchiedene ſeiner Schüler in Frankreich, 
Rodberkus in Deukſchland und andere mehr. Aber auch die Begründer des 
modernen, vom Klaſſenkampf des Prolekariaks ausgehenden Sozialismus 
ſlehen der Demokrakie kühl gegenüber. Doch iſt ihr Urteil hinſichtlich ihrer 
kein gleichmäßiges. Sie laſſen fie als Mittel gelten, das unker beſtimmken 
Umſtänden für beſtimmke Zwecke von Werk ſei, drücken ſich aber dann 
wieder ſehr geringſchätzig über fie als Ziel aus und beſchäftigen ſich nirgends 
mit ihr als einem organiſchen Prinzip. Wir können bei Marx und Engels 


Ed. Vernſtein: Demokratie. 291 


auf äußerſt wegwerfende und auf ſehr lobpreiſende Bemerkungen über 
Demokratie und demokrakiſches Weſen ſtoßen. 

Zwar iſt der Widerſpruch bei unſeren Lehrern in den meiſten Fällen 
nur ſcheinbar. Es wird nämlich zu verſchiedenen Zeiten bei ihnen ekwas an- 
deres unter Demokratie gemeint; bald eine undefinierfe Partei, bald ein 

Geſellſchaftszuſtand, bald eine geſellſchaftliche Kraft und bald die eine oder 
andere Einrichtung, und jo muß in jedem dieſer Fälle das Urteil naturgemäß 
efwas anders lauten. Indes iſt mit Feſtſtellung dieſer Tatfahe nicht jeder 
uns begegnende Widerſpruch hinwegerklärk. Eine weitere Urſache iſt, daß 
der politiſche Kampf, der für die Verfaſſer des Kommuniſtiſchen Manifeſts 
und die revolutionären Sozialiſten ihrer Zeit in Betracht kam, die Demo- 
kratie als Problem überhaupt noch nicht kannte. 

Im Altertum und auch im Mittelalter und Spätmittelalter hatten die 
Demokratien ſtändiſchen Charakter: abgegrenzte Stände der niederen 
Volksklaſſe kämpften mit ſolchen der oberen Klaſſen um die Herrſchaft und 
änderten, wenn fie die Herrſchaft erkämpften, nichts Grundſätzliches an der 
Gliederung der Geſellſchaft nach Beſitz- und Berufsſtänden. Der Gedanke, 
ein Staatsweſen von überhaupt Gleichen zu gründen, ſpielt noch keine Rolle. 
Die Werbung von individuellen Mitkämpfern findet nur im Hinblick auf un- 
mittelbar zu führende Kämpfe ſtakt. Dauernde politiſche Parteiung auf ande- 
rer als ſtändiſcher Grundlage gibt es noch nichk. Die aus perſönlichen An- 
hängern zuſammengeſetzte dauernde Partei iſt das Geſchöpf der neueren Ge— 
ſchichte, fie konnte ſich erſt bilden, als der Kapitalismus die alten Stände 
geſprengt hakte und ein verfaſſungsmäßiges politiſches Leben einſetzte, das 
ein regelmäßig arbeitendes, auf Wahlen allgemeiner Natur beruhendes ge- 
feggebendes Parlament zur Grundlage hak. Die moderne polikiſche Partei 
iſt das Kind des modernen Parlamentarismus, wie dieſer aus ihr feine Be- 
fruchtung zieht. Die eine Inſtitution kann da ohne die andere nicht leben 
und ſich entwickeln. 

Nun waren jedoch die Parlamenke zunächſt noch lange Zeit die Ver— 
krekung bevorrechkeker Klaſſen, das Wahlrecht zu ihnen an Vorſchriften über 
Eigenſchaften und Leiſtungen geknüpft, welche die bejiglofen Volksklaſſen 
entweder ganz ausſchloſſen oder ihnen doch keine eigene Verkrekung er- 
möglichten. Wo und ſolange das der Fall iſt, können ſich daher noch keine 
regelrecht arbeitenden Parteien der Demokratie entwickeln. Das war aber 
noch bis in die zweite Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts hinein in allen 
Großſtaaten der vorherrſchende Zuſtand. Aus ihm erklärt es ſich unter 
anderem, warum das Mutterland des modernen Parlamentarismus, Eng- 
land, nicht auch das Mutterland der modernen, demokrafifch konffituierfen 
politiſchen Partei der Arbeikerklaſſe geworden iſt. Denn der engliſche Par- 
lamenkarismus iſt lange Zeit ein Baſtardgebilde halb ſtändiſcher und halb 
einer | Natur geblieben, in dem die Demokratie keine Stätte 
and 

Die große demokrakiſche Volksbewegung Englands im neunzehnken 
Jahrhundert, der Chartismus, bringt es daher nicht über ſtoßweiſe arbei— 
lende Anſätze zur Bildung einer konſtikuierken Partei hinaus. Infolgedeſſen 
konnten die Probleme der Demokratie wohl ſich elemenkar in ihr zeigen, 
aber noch keine nennenswerte Löſung durch fie erfahren. Wefentliches auf 
dem Gebiet der organiſchen Demokratie hat in England vielmehr zuerſt die 
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Gewerkſchaftsbewegung geleiſtet, iſt aber wegen der ihr anhaftenden öko- 
nomiſchen, dem Skändeweſen verwandten Tendenzen halbwegs ſtecken ge- 
blieben. Nicht viel anders als der Charkismus geſtalten ſich auf dem Feſtland 
die ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegungen, ſolange die Arbeiter von dem poli- 
kiſchen Wahlrecht ausgeſchloſſen find. Wo fie ſich unter Anknüpfung an 
die Überlieferungen der großen franzöſiſchen Revolution weitergehende Ziele 
ſtellen als der Chartismus, beſchäftigen fie ſich noch weniger als er mit den 
organiſchen Fragen der Demokratie. 

Wie Friedrich Engels in einer Note zur Neuausgabe der »Enkhüllungen 
über den Kölner Kommuniſtenprozeß« feſtgeſtellt hat, ſtand man damals 
unfer dem Einfluß gefälſchter Darſtellung der franzöſiſchen Revolution, 
nach der dieſe nur durch den ſtrengſten Verwalkungszenkralismus ihr Werk 
habe vollbringen können. Daher ſolche, faſt ankidemokratiſchen Sätze in dem 
Rundſchreiben der Londoner Zenkralbehörde des Kommuniſtenbundes vom 
März 1850, wo es unter Berufung auf den rückſtändigen Parkikularismus 
in Deutſchland heißt: 

Die Demokraten werden ferner entweder direkt auf die Föderativrepublik hin⸗ 
arbeiten oder wenigſtens, wenn ſie die eine und unkeilbare Republik nicht umgehen 
können, die Zenkralregierung durch möglichſte Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit 
der Gemeinden und Provinzen zu lähmen ſuchen. Die Arbeiter müſſen dieſem 
Plane gegenüber nicht nur auf die eine und unkeilbare Republik, ſondern auch in 
ihr auf die enkſchiedenſte Zentralifation der Gewalt in die 
Hände der Skaaksmacht hinwirken. Sie dürfen ſich durch das demokra- 
tiihe Gerede von Freiheit der Gemeinden, von Selbſtregierung uſw. nicht irre 
machen laſſen. . .. Wie in Frankreich 1793, iſt heute in Deutſchland die Durch- 
führung der ſtrengſten Zenkraliſation die Aufgabe der wirklich revolu- 
fionären Partei. 


Nur wenige Jahre ſpäter ſchrieb in Frankreich von ähnlichen Gedanken- 
gängen aus der Ex-Blanquiſt Hippolyte Caſtille in ſeiner Geſchichte der 
zweiten franzöſiſchen Republik: 

Was man ſo politiſche Freiheiten nennt, iſt nur ein ſchöner Name, um die 
berechkigke Tyrannei der Zahl auszuſchmücken. Die politiſchen Frei⸗ 
beiten find nur die Opferung einer Anzahl individueller Freiheiten an den deſpo⸗ 
g 1885 der menſchlichen Geſellſchaften, an die ſoziale Vernunft, an den 

onfra 


Von der Epoche des roten Schreckens an (Oktober 1793 bis April 1794), 
wo nacheinander Girondiften, Hebertiſten und Dankoniſten geköpft wurden, 
datiere in Wahrheit »die Wiedergeburk des Prinzips der 
Autorität, diefer »ewigen Schutzwehr menſchlicher Geſellſchaften«. 

Daß der enktäuſchte Revolutionär, der jo argumenkierke, beim Bonapar- 
kismus landeke, kann nicht wundernehmen. Erleben wir es doch auch in 
unſeren Tagen wieder, wie leicht übermäßige Betonung beſtimmtker anfi- 
freiheitlicher ſozialer Kräfte aus Revolutionären freiwillige Schleppkräger 
des Imperialismus macht. So wenig wie der adminiffrafive Zenkralismus 
iſt die Vergökterung des Skaakes eine preußiſche Erfindung. Die Engländer, 
die fie von Hegel und Treitſchke ableiten, find da völlig im Irrtum. Aber 
ſoweik fie in der revolufionären Literatur Frankreichs eine Rolle ſpielt und 
das Denken der Sozialrevolukionäre beeinflußt, beruht fie, wie bemerkt, auf 
falſcher Lesart geſchichtlicher Vorgänge. In feiner Fußnote zu der oben 
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zitierten Stelle aus dem Rundſchreiben von 1850 fchreibt Friedrich Engels 
im Jahre 1885: 

Es iſt heute zu erinnern, daß jene Stelle auf einem Wißverſtändnis beruht. 
Damals (1850) galt es als ausgemacht, daß die franzöſiſche zenkraliſierte Verwal— 
kungsmaſchine durch die große Revolution eingeführt und namenklich vom Konvent 
als unumgängliche und entſcheidende Macht bei Beſiegung der royaliſtiſchen und 
föderaliſtiſchen Reaktion und des auswärtigen Feindes gehandhabt worden ſei. 
Es iſt jetzt aber eine bekannte Tatſache, daß während der ganzen Revolution bis 
zum 18. Brumaire! die geſamte Verwaltung der Departements, Arrondiſſements 
und Gemeinden aus von den Verwalteten ſelbſt gewählten Behörden beſtand, die 
innerhalb der allgemeinen Skaatsgeſetze ſich mit vollkommener Freiheit bewegken; 
daß dieſe der amerikaniſchen ähnliche provinzielle und lokale Selbſtregierung ge— 
rade der allerſtärkſte Hebel der Revolution wurde, und zwar in dem Maße, daß 
Napoleon unmittelbar nach ſeinem Skaaksſtreich vom 18. Brumaire ſich beeilte, fie 
durch die noch (1885) beſtehende Präfektkenwirtſchaft zu erſetzen, die alſo ein reines 
Reaktionswerkzeug war. 


Die Erkenntnis, die in dieſen Sätzen niedergelegt iſt, hatte offenbar ſchon 
die Stellen in Marx' Anſprache des Generaltat3 der Internationale über 
den Bürgerkrieg in Frankreich von 1871 diktiert, wo die freie Kom- 
mune als grundlegendes Organ der Befreiung der Geſellſchaft 
von der Beherrſchung und Ausbeutung durch eine über ihr ſtehende Staats- 
macht bezeichnet wird, ſowie die Stelle im Vorwort zur 1872 veröffentlichten 
Neuausgabe des Kommuniſtiſchen Manifeſts, wo Marx und Engels ſagen: 
»Namentlich hat die (Pariſer) Kommune den Beweis geliefert, daß die Ar— 
beiterklajje nicht die Staaksmaſchinerie einfach in Beſitz nehmen und fie für 
ihre eigenen Zwecke in Bewegung ſetzen kann. 

Wenngleich damit zunächſt nur der Gedanke der Durchführung der 
Diktatur des Prolefariats durch eine revolutionäre Zenkralgewalt verab— 
Ihiedet wird, ſchließen dieſe Sätze doch auch eine neue Auffaſſung der 
Demokratie ein: eine organiſche Verbindung von Staat und Gemeinden, 
wobei dem erſteren haupkſächlich nur die allgemeine Gejeßgebung und die 
Überwachung der Durchführung der Geſetze, das Schwergewicht der Verwal— 
kung aber den örtlichen Selbſtverwaltungskörpern (Provinzen, Kreiſe, Ge- 
meinden) zufällt. Die neuere Entwicklung hat neben den letzteren den freien 
Selbſtverwaltungskörpern, von denen für die Arbeitkerklaſſe in erſter Reihe 
die Gewerkſchaften und die Einkaufsgenoſſenſchaften in Bekracht kommen, 
ſowie ſolchen Wirkſchaftsinſtituken halbſtaallicher Natur, wie die großen 
Zweige der Arbeiterverſicherung auf der einen Seite und die gemiſchkwirk— 
ſchaftlichen Fabrikatkionsunkernehmungen auf der anderen Seite, zuneh- 
mende Bedeutung verliehen, und dies macht die von der Partei der Ar- 
beiter zu löſenden Aufgaben noch verwicelter und eine viel ſpezialiſierkere 
Tätigkeit in allen öffentlichen Verkrekungskörpern notwendig. 

Wenn nicht auch aus anderen Gründen, fo mußte ſchon deshalb die 
Partei der Arbeiterklaſſe allmählich andere Züge annehmen, als ſie ihren 
Gründern vorſchwebken. Marx und Engels wie auch Laſſalle hatten die 
Idee bekämpft und in Deukſchland geradezu ausgeroktet, den kapitaliſtiſchen 
Staat auf konſpirativem Wege zu erobern. Sie erſtrebken eine Partei des 
Proletariats, die, ohne die Reformforderungen der Arbeiter zu vernach- 


1 Der 9. November 1799, der Tag des Staatsſtreichs Napoleons J. 


294 Die Neue Zeil. 


läſſigen, doch ihr Hauptaugenmerk auf die Eroberung der politiſchen Macht 
des Staates gerichtet hielt und ihre Propaganda durch dieſen Zweck ſo be- 
ſtimmen ließ, daß er nie aufhörte, der Regulator ihrer Tätigkeit zu bleiben. 
Je inkenſiver aber die Arbeiterpartei auf den beſtändig ſich weiter ausdeh- 
nenden Gebieten der Geſetzgebung und Verwaltung ſich betätigte, um jo 
mehr mußte nach einem ſehr einfachen Gejeg der Dynamik des ſeeliſchen 
Lebens jener vorgenannte Zweck an regulierender Kraft einbüßen. Mit 
welchen Gefahren dies bei den einzelnen für das politiſche Denken verbun- 
den fein kann, ſehen wir heute an vielen Beiſpielen mit nicht zu verkennen- 
der Deutlichkeit vor uns. Indes iſt dies und die Frage, wie dieſen Gefahren 
begegnet werden kann, ein Punkt, der, fo ſehr er der Unkerſuchung werk iſt, 
uns hier nicht beſchäftigen ſoll. Unſere vorliegende Bekrachkung hat es mit 
der Feſtſtellung der Entwicklung der Arbeiterpartei zu kun, wie fie auf deren 
Beziehungen zur Demokratie im Staat und in ihrem eigenen Verfaſſungs⸗ 
leben zurückwirkt und die Auffaſſung von der Demokrakie beeinflußt. Da 
werden wir nun uns der Erkenntnis nicht verſchließen können, daß die ge- 
ſchilderte Wandlung im Gewichtsverhälknis der Zwecke, nach denen die Ar- 
beiterpartei ihre Politik und Propaganda beſtimmk, eine der Tendenz nach 
unvermeidliche Tatjache iſt. In ihren Haupkzügen iſt fie denn auch eine inker⸗ 
nationale Erſcheinung. 


* * 
* 


In dem Maße aber, als dieſe Wandlung ſich vollzieht, erhalten die demo⸗ 
kratiſchen Rechte eine erhöhte Bedeutung für die Arbeiterpartei, wie fie 
ihrerſeits wieder ſelbſt das Mittel find, ihr wachſende Gebiete der Bekätigung 
zu erſchließen. Im Jahre 1884 konnke Friedrich Engels noch ſchreiben: »Das 
allgemeine Wahlrecht iſt jo der Gradmeſſer der Reife der Arbeiterklaſſe. 
Mehr kann und wird es nie fein im heutigen Skaake.« (Fr. Engels, Der 
Urſprung der Familie, des Privakeigenkums und des Staates. Erſte Züricher 
Ausgabe, S. 139, Ausgabe Dieß, Stuktgark, S. 182.) Das zu jagen war aber 
ſchon 1895 nicht mehr möglich, als Engels am Vorabend ſeines Todes ſein 
Vorwork zu Marx' »Klaſſenkämpfe in Frankreich« ſchrieb. Und Engels ſtellt 
denn auch dork feſt, daß das allgemeine Wahlrecht »noch viel mehr gefan« 
bat. Er ſchildert, mit wie großem Erfolg für die ſozialiſtiſche Propaganda 
es von der Sozialdemokratie ausgenutzt worden ſei, und fährt dann fork: 

Mit dieſer erfolgreichen Benutzung des allgemeinen Skimmrechts war aber 
eine ganz neue Kampfweiſe des Prolefariats in Wirkſamkeit getreten, und dieſe 
bildete ſich raſch weiter aus. Man fand, daß die Skaakseinrichtungen, in denen die 
Herrſchaft der Bourgeoiſie ſich organifiert, noch weitere Handhaben bieten, ver- 
mittels deren die Arbeiterklaſſe dieſe ſelben Staatseinrichtungen bekämpfen kann. 
Man bekeiligte ſich an den Wahlen für Einzellandfage, Gemeinderäte, Gewerbe- 
gerichte, man machke der Bourgeoiſie jeden Poſten ſtreitig, bei deſſen Beſetzung 
ein genügender Teil des Prolekariats mitſprach. 


Aber auch das iſt noch nicht das Bild, das wir heute vor uns ſehen. Nicht 
zur Bekämpfung jener Staatseinrichkungen wird das allgemeine Wahlrecht 
nun ausgenutzt, ſondern zum Eindringen in ſie und zur Erkämpfung von 
Anderungen an ihnen, die fie den Intereſſen der Arbeiterklaſſe dienſtbar 
machen ſollen. Wiederum ein zweiſeitiger Prozeß; man paßt die Einrich- 
kungen ſich, damit aber auch bis zu einem gewiſſen Grade ſich den Einrich⸗ 
kungen an. 
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Alles das kann jedoch nicht vor ſich gehen, wo der Staat zenkraliſtiſch- 
bureaukrakiſch regiert wird. Demokratie in der Gemeinde wie im Staat, und 
Selbſtverwaltung der demokrakiſchen Gemeinden, Kreiſe und Provinzen iſt 
nun unmittelbares Bedürfnis der Arbeiterklaſſe geworden. War es damit 
ſchon gegeben, daß man ſich eingehender als vordem mit den Fragen der De- 
mokratie beſchäftigte, zu dieſer in ein poſitiveres Verhältnis frat, fo führte die 
innere Entwicklung der Arbeiterpartei ſelbſt zum gleichen Reſulkak. Um ſich 
in der geſchilderken Weiſe nennenswerk bekätigen zu können, muß die Ar- 
beiterparkei eine gewiſſe zahlenmäßige Größe haben und müſſen ihre Mit- 
glieder in zunehmender Zahl die Eigenſchaften von Geſetzgebern und Ver- 
waltern erwerben und bewähren. Ein wachſender Teil der Parkeiarbeit 
entfällt auf die Ortsmitgliedfchaften, und dieſe brauchen größere Bewe— 
gungsfreiheit, ein höheres Maß von Unabhängigkeit gegenüber der Zentral- 
leitung, der obendrein die Aufgabe der Oberleikung der Ortsmitgliedſchaften 
über den Kopf wachſen würde. Wo die Arbeiterpartei nicht von vornherein 
auf föderaliſtiſcher Grundlage aufgebaut worden war, wird daher die Um— 
wandlung ihres Unkerbaues in föderafiver Richkung zur unabweisbaren 
Notwendigkeit. Die Geſchichte des Organijationsftatuts der deuffchen So— 
zialdemokratie iſt lange Zeit durch das beengende ſtaakliche Vereinsgeſetz 
ſo ſtark beeinflußt worden, daß man ſie nicht ohne weiteres als Beiſpiel für 
die aus eigenen Geſetzen der Bewegung ſich vollziehende Entwicklung gelten 
laſſen kann. Aber die Tendenz der Entwicklung von einer ſtreng zenkrali— 
ſtiſchen zu einer föderativen Demokratie zeigt ſich auch bei ihr ſehr klar. 
Jedesmal, wenn eine Schranke des Vereinsgeſeßzes fällt, wird ſofork das 
Statut in der Richkung zum Föderalismus abgeändert, bis es heute den 
Parteikörper als einen Staat erſcheinen läßt, bei dem geſezgebende und 
vollziehende Zenkralinſtanz ſtreng gekrennk find und die lehtere über die 
örklichen Verwaltungen nur noch eine ſtreng abgegrenzte Überwachung 
ausübt. 

Wie im Staate, jo wird auch in der Partei der Arbeiter die Demokratie 
nicht als Herrſchaftsform, ſondern als Organiſakion der Freiheit 
aufgefaßt und zu verwirklichen verſuchk. Die Freiheitsforderungen, welche 
die Arbeiterbewegung aus den vom bürgerlichen Liberalismus übernom- 
menen Grundforderungen der Menſchenrechke — Recht des Menſchen auf 
feine Perſönlichkeit, Gleichheit vor dem Geſetz uſw. — ableiteke, werden 
nunmehr zu organiſchen Beſtandkeilen der Demokratie, wie die Arbeiter- 
parteien ſie unmittelbar bei ſich und im Staat zu verwirklichen ſuchen. 


* * 
* 


Es war das nicht immer fo. Zwar iſt die Verwirklichung des höchſten 
Grades möglicher Freiheit des Menſchen das Ziel alles echten Sozialismus. 
Aber der Weg zu dieſem Ziel wird, wie wir geſehen haben, auch hinficht- 
lich dieſer Frage verſchieden begriffen. Der konſpirakiv-revolukionäre Sozia⸗ 
lismus, deſſen nächſtes Ziel die Eroberung des Staates durch Gewalt iſt, iſt 
ſchon deshalb gegen die ftaatsbürgerlihen Freiheiten ziemlich gleichgültig. 
Aber ich erinnere mich noch ſehr gut, wie in den ſiebziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts auch deutſche Sozialdemokraten von mehr als Durchſchnitts- 
intelligenz ſich ſehr geringſchätzig über alle, den Tagesgebrauch der Arbeiter- 
bewegung überſchreikenden Freiheitsforderungen äußerten. Solche Frei— 


296 - Die Neue geit 


heitsforderungen waren in ihren Augen »Liberalismus«, der ſelbſt wieder 
als politiſch gleichbedeutend mit Bourgeoistendenzen aufgefaßt wurde. In 
den Reihen der Laſſalleſchen Sozialiſten ſpielte dabei der Ausſpruch 
Laſſalles eine Rolle, daß der »nörgelnde Individualismus« eine ſpezifiſche 
und verwefrfliche Eigenheit der Bourgeoiſie ſei. Und dieſer Auslegung kam 
von der Seite der aufkommenden Gewerkſchaften her die Erkenntnis enk⸗ 
gegen von der Notwendigkeit der unbedingten Unkerwerfung der Minder- 
heiten unter Mehrheitsbeſchlüſſe im unmittelbaren Klaſſenkampf zwiſchen 
Kapital und Arbeit. Erſt als die Erfahrung zeigte, daß ohne die Freiheit des 
„Nörgelns« ein geſundes Parkeileben unmöglich ſich entfalten könne, und 
daß die entwickelte Gewerkſchaft den Abſolutismus einfacher Mehrheits⸗ 
beſchlüſſe nicht vertrage, begriff man, daß hier Grenzfragen liegen, die mit 
jo ſimpliſtiſchen Deutungen nicht zu löſen find. Man erkannte, daß im 
Gegenteil das Problem der Demokratie in rechtlicher Hinſicht gerade darin 
beſteht, ihren Grundgedanken, die Entſcheidung durch Wehrheitsbeſchlüſſe 
gleichberechtigter Bürger des Gemeinweſens mit den Grundforderungen 
der perſönlichen Freiheit in Einklang zu bringen. 
Die Entwicklung der Demokratie in der Neuzeit kann nicht Aufhebung 
der Enkſcheidung gemäß Mehrheitsbeſchluß heißen. Denn dann würde ſie 
entweder auf Schaffung neuer Herrſchaft von Minderheiten oder auf An- 
archie im Sinne von Auflöſung hinauslaufen. Sie heißt aber Begrenzung 
des Rahmens der Mehrheitsherrſchaft, Regelung ihrer Formen in Über⸗ 
einſtimmung mit den Rechten der freien Perſönlichkeit, Schaffung der mate- 
riellen und rechtlichen Vorausſetzungen gründlicher, in unbegrenzter Frei⸗ 
heit ſich vollziehender Berakung der zu entſcheidenden Fragen, Feſtlegung 
von Beſtimmungen, wonach Anderungen, die kief in das Geſellſchaftsleben 
eingreifen, nicht durch einfachen Mehrheitsbeſchluß und in Übereile zum Ge- 
ſetz erhoben werden dürfen. Ohne dieſe Vorbedingungen wäre die Mehrheits- 
herrſchaft allerdings, wie Caſtille ſchrieb, Deſpokie der Zahl. Das hat die Ge⸗ 
ſchichte an unzähligen Beiſpielen bewieſen. Um ſo ſchwerer wird man da⸗ 
gegen Beiſpiele dafür finden, daß die Ergebniſſe dieſer Ark Mehrheitsherr⸗ 
ſchaft, um auf die Wendungen Caſtilles zurückzugreifen, der ſozialen Ver⸗ 
nunft nahe kamen. 

Die Enkſcheidung durch Mehrheitsbeſchluß iſt nur dadurch unkrennbar 
mik der Demokratie verbunden, weil jede andere Enkſcheidung dem Grund- 
gedanken dieſer widerſprechen würde, der in dem modernen Stkaaksweſen 
Gleichheit der Rechte, Abweſenheit aller Vorrechte heißt. Sie macht aber 
nicht das Weſen der Demokratie aus, wie dieſe heute zu verſtehen iſt. We⸗ 
ſenklich für die Demokratie in der Gegenwart iſt die Selbſtbeſtimmung bei 
gleichem Recht und freiem Work. Jede Beeinträchtigung des freien Workes 
iſl Beeinträchtigung der Demokrakie. 

Demokratie heißt ferner nicht Verſchwinden jedes Unkerdrückens. Die 
Demokratie der Gegenwart hat ſehr vieles zu unterdrücken. Aber fie heißt 
Verſchwinden jeder Unkerwerfung von Perſonen und Gruppen unker den 
Willen anderer, die nicht Unterwerfung unter das für alle gleichmäßig gel- 
lende und durch freie Abſtimmung von Gleichen zuſtande gekommene Geſeß 
oder dieſem entſprechende Beſchlüſſe iſt. Sie iſt daher auch unvereinbar mit 
der Beherrſchung eines Volkes durch ein anderes. Solange eine Nation 
anderen Nationen, die Selbſtändigkeit erſtreben, oder erhebliche Volkskeile, 
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die ſich anderen Nationen zugehörig fühlen und mit dieſen vereint fein wollen, 
gewaltſam an ſich Reffet, wird fie es niemals dazu bringen, eine wahrhafte 
Demokratie auszubilden. Ob ſie ein Klaſſenwahlſyſtem oder das allgemeine, 
gleiche und direkte Wahlrecht bei ſich einführt, macht unter dieſem Gefichts- 
punkt keinen großen Unkerſchied. Der Geiſt ihrer Politik wird dann immer 
imperialiſtiſche Züge kragen. »Ich habe lange geglaubt,« ſchreibt Karl Marx 
am 10. Dezember 1869 an Friedrich Engels, »es ſei möglich, das iriſche Re— 
gime (die Beherrſchung Irlands durch England) durch den Einfluß der eng— 
lichen Arbeiterklaſſe zu ſtürzen. Ich habe ſteks dieſe Anficht in der New 
Vork Tribüne verfreien. Tieferes Studium hat mich nun vom Gegenteil 
überzeugt. Die engliſche Arbeikerklaſſe wird nie ekwas ausrichten, bevor fie 
nicht Irland losgeworden iſt.« (Briefwechſel, 4. Band, S. 225, 226.) Die 
iriſche Frage hat durch die Aufnahme der Homerulebewegung von ſeiten 
der Irländer und die großen iriſchen Agrarreformen inzwiſchen ein efwas 
anderes Geſicht bekommen. Aber in der Grundidee iſt es das alte Verhält— 
nis geblieben. Solange den Irländern Homerule vorenthalten bleibt, trifft 
auch für die Arbeikerklaſſe Englands das Work: home rule blockes the 
Way — die Homerulefrage verlegt den Weg. Nämlich den Weg zur vollen 
Demokratifierung der engliſchen Politik. Die engliſchen Sozialdemokraten 
haben ſich denn auch nie durch ſolche Schlagworte wie nationale Unverſehrt— 
heit des britiſchen Reiches davon abhalken laſſen, die revolutionären Be— 
wegungen der Irländer für die Erkämpfung der Selbſtändigkeit ihres Lan- 
des zu unterjfüßen. 
Hinter den Schlagworten, mit denen man die auf Gewalt geſtützte Herr- 
ſchaft einer Nation über andere Nationen als das Lebensinkereſſe der 
erſteren zu begründen ſucht, wird eine nähere Prüfung ſteks das Inkereſſe 
beſtimmter bevorrechkeker Klaſſen oder Kaſten entdecken. Ein Volk als 
Ganzes hat nie einen Vorkeil davon, daß es ein anderes Volk im Joch hält. 
»Selbſt unſer Imperium, auf den erſten Blick das proſperierendſte, das die 
Welt gekannt hat,« ſchreibt der demokrakiſche engliſche Soziologe John 
A. Hobſon in einem höchſt leſenswerken Aufſaß über die Politik der offenen 
Tür, »würde bei vollſtändiger Aufſtellung ſeiner Soll- und Haben-Rechnung 
ſich aller Wahrſcheinlichkeit nach als kein profikables Geſchäfk heraus- 
ſtellen.« Nur für beftimmte finanzielle, kommerzielle und induſtrielle Inter- 
eſſen im Schoße der Nation ſei die imperialiſtiſche Politik ein gutes Ge- 
ſchäft. Ihre militäriſchen und politiſchen Koſten aber »fallen auf die 
Nation als ein Ganzes.? Auf die Nation als ein Ganzes entfallen aber 
auch die ſeeliſchen Rückwirkungen imperialiſtiſcher Gewaltpolitik. 
Demokratie heißt alſo nicht ſchlechthin Herrſchaft der Maſſen. Sie heißt 
vielmehr Selbſtregierung des Volkes unker Bedingungen und in Formen, 
die jede Klaſſenherrſchaft und jeden von einer Volksſchicht über eine andere 
ausgeübten Willenszwang ausſchließen. Sie heißt nicht Herrſchaft der 
Mehrheit über die Minderheit, ſondern Sicherung der Mehrheit gegen Be— 
herrſchung durch Minderheiten. Sie iſt nur dort vorhanden, wo den Win- 
derheiten die freie Entfaltung geſichert iſt, die es ihnen möglich macht, ſelbſt 


2 John A. Hobſon, Artikel »The open Door« in der Sammelſchrift »Tewards 
a lasting settlement«, herausgegeben von Charles Roden Buxkon. London 1915, 
George Allen, Unwin limited. 
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Mehrheit zu werden. Dauernde Herrſchaft einer Geſellſchaftsſchicht über 
andere iſt ohne Korruption der erſteren undenkbar. Geſundes demokrafi- 
ſches Leben braucht einen Wechſel der Mehrheiten in ihrer Zuſammen⸗ 
ſezung. Es iſt daher ohne ein weitgehendes polikiſches Recht der Minder- 
heiten undenkbar. 


Der Außenhandel der Vereinigten Staaten 1914/15. 


Von -etz- 


Die Beſchäftigung mit den Ergebniſſen des Außenhandels beſonders der neu- 
tralen Staaten läßt ſich gerade im Kriege nicht allein durch das wiſſenſchaftliche 
Intereſſe rechtfertigen. In erſter Linie iſt es die politiſche Ausmünzung, 
die dieſe Ergebniſſe jetzt oft erfahren, die es notwendig macht, fi mit ihnen zu 
befaſſen. Das gilt in beſonderem Maße von dem Außenhandel der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. 

Die Grundlage ſolcher Beſchäftigung ſollte immer ein durchaus einwandfreies 
Zahlenmaterial ſein. Zutreffende politiſche Schlüſſe find nur auf folder 
Grundlage möglich. Und auch unſere Wiſſenſchafkt von den wirtſchaftlichen Kriegs 
wirkungen kann nur dann wirklich bereicherk werden. Es iſt deshalb ſehr dankens⸗ 
wert, daß im dritten Heft der von Profeſſor Harms herausgegebenen »Kriegs- 
wirtſchaftlichen Unterſuchungen aus dem Inſtikut für Seeverkehr und Weltwirt- 
ſchaft an der Aniverfität Kiel«! das Zahlenmaterial über den Außenhandel des 
wichtigſten neutralen Staates im erſten Kriegsjahr (das Fiskaljahr geht in den 
Vereinigten Staaten vom 1. Juli bis 30. Juni und fällt alſo beinahe mit dem Kriegs- 
jahr zuſammen) in einwandfreier Weiſe der weiteren Öffentlichkeit zugänglich ge- 
macht worden iſt. Auf dieſe Veröffentlichung, die faſt nur das reine Zahlen- 
material gibt, ſtützen ſich die nachſtehenden Ausführungen und Zahlenangaben. 


1. Der Geſamlaußenhandel. 


Ich gebe zunächſt eine Zuſammenſtellung der Geſamkzahlen des Ausfuhr und 
Einfuhrhandels, um dann dieſe »Generalzahlen« zu zerlegen und zu zergliedern. 
Es betrug (Werk in Dollar): 


Gegen 1913/14 + oder — 


| 1913/14 | 1914/15 

abſolut in Prozent 
Gejamtausfuht . . . 2364579 148 | 2768589340 ＋ 404010192 + 17,1 
Gejamteinfuht . . . 1895925657 | 1674169740 — 219755917 — 11,6 
Ausfuhrüberſchuß . 470653491 | 1094419600 ＋ 623766109 | +132,5 


Während alſo die Einfuhr um 11,6 Prozent zurückgegangen ift, iſt 
der Wert der Ausfuhr um 17,1 Prozent geſtie gen. Der Ausfuhrüberſchuß 
hat ſich infolgedeſſen mehr als verdoppelt: er erhöhte ſich um 132,5 Prozent und 
betrug 1914/15 65,4 Prozent der ganzen Einfuhr (1913/14 nur 24,9 Prozent). 


2. Die Struktur. 


Dieſe Geſamkzahlen find nun zunächſt nach fünf verſchiedenen Waren- 
gruppen zerlegt. Sie umfaſſen: 1. Rohmaterial für die Induſtrie, 2. Nahrungs⸗ 


1 Ludwig W. Schmidt (New Vork), Die Entwicklung der Außenhandels⸗ 
beziehungen der Vereinigken Staaken von Amerika während des erſten Kriegs- 
jahres 1914/15, Jena 1915. Der Verfaſſer bemerkt einleitend: Das ſtakiſtiſche Ma⸗ 
kerial dieſer Abhandlung iſt dem monatlich erſcheinenden „Monthly Summary of 
the Foreign Commerce of the United States, Series 1914—1915“ entnommen. 
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mittel im Rohzuſtand und Tiere, 3. Nahrungsmittel, keils oder ganz bearbeitet, 
4. halbfertige Fabrikate, 5. ganzferkige Fabrikate. Die Verkeilung auf dieſe 
fünf Warengruppen ergibt folgendes Bild (Angaben in 1000 Dollar): 


Gegen 1913/14 T oder — 
abſolut in Proz. 


1913/14 1914/15 


Einfuhr: 
Rohmaterial für die Induſtrie . 632865,9 575 143,1 — 57722,8 — 9,1 
Nahrungsmittel im Rohzuſtand u. Tiere 247947,6 223 787,2 — 24 160,4 — 
Nahrungsmittel, teils od. ganz bearb. 227644,3 248 970,3 ＋ 21326 — 9,4 


Halbfertige Zabrikate . . . . . 819275,5 | 237946,3 |— 81329,2 25,5 

Ganzfertige Fabrikafſke 449 318,2 336 263,5 —113 054,7 — 25,2 
Ausfuhr: 

Rohmaterial für die Induſtrie . 792 716,1 509 436,3 — 283 279,8 — 35,7 


Nahrungsmittel im Rohzuſtand u. Tiere 1374951 507064,6 369 569,5 +268,8 
Nahrungsmittel, keils od. ganz bearb. 293 218,3 452 767,7 ＋159 549,4 + 54,4 
Halbfertige Fabrikate . . . 374 224,2 357459,3 — 16 764,9 — 4,5 
Ganzfertige Fabrikade 724908 808 634,4 ＋ 83 726,4 -+ 11,5 


Von dem oben feſtgeſtellten Rückgang der Einfuhr und der Zunahme der 
Ausfuhr find, wie die vorſtehende Zuſammenſtellung zeigt, nicht alle Waren— 
gattungen und vor allem nicht in gleicher Weiſe betroffen worden. Während zum 
Beiſpiel die Einfuhr von Rohmaterial und Nahrungsmitteln im Rohzuſtand nur 
um faſt ein Zehntel zurückgegangen iſt, beträgk dieſer Rückgang in der Ein- 
fuhr von Halb- und Ganzfabrikaten ſtark ein Viertel. Dagegen iſt 
die Einfuhr »bearbeitefer« Nahrungsmittel um faſt 10 Prozent geſtiegen. Noch 
ſtärker find die Unterſchiede unter den einzelnen Gruppen der Ausfuhr. Einem 
Rückgang der Ausfuhr von Rohmaterial um 35,7 Prozent und der Ausfuhr 
von Halbfabrikaten um 4,5 Prozent ſteht eine Steigerung der Ausfuhr 
von Nahrungsmitteln im Rohzuſtand und Tieren um nicht weniger als 
268,8 Prozent, der Ausfuhr von »bearbeiteten« Nahrungsmitteln um 54,4 Prozent 
und der Ausfuhr von Ganzfabrikaten um 11,5 Prozent gegenüber. 

Ein noch klareres Bild der in den angeführten Zahlen liegenden Verände— 
rungen und Verſchiebungen in der Zuſammenſetzung der Einfuhr und Ausfuhr er- 
gibt ſich, wenn man die einzelnen Poſten der Einfuhr und Ausfuhr zueinander ent- 
ſprechend in Verhältnis bringt. Dann erkennt man folgendes Bild der Struktur 
des Außenhandels. Der Anteil der einzelnen Warengruppen betrug: 


Einfuhr Ausfuhr 
1913/14 | 1914/15 || 1913/14 | 1914/15 


Rohmaterial für die Indufftie. . . . . . 19,3 
Nahrungsmittel im Rohzuſtand und Tiere. 13,2 13,8 19,2 
Nahrungsmittel, teils oder ganz bearbeitet . 12,1 15,3 17,2 
fertige Sabrikafe. e 17 14,7 13,6 
lige Fabrik anne 24 20,7 30,7 


Die Verſchiebung in den Ankeilen der einzelnen Warengruppen iſt vor allem 
in der Ausfuhr ſehr bedeukend. Zuſammenfaſſend kann man darüber ſagen: die 
Ausfuhr von Lebensmitteln iſt im Kriegsjahr dem Werke nach? ſehr bedeutend ge— 


2 G. E., der ſeinerzeit in der Neuen Zeit (Jahrgang 1914/15, 1. Band, S. 761) 
die Zahlen für die erſten vier Kriegsmonake mitteilte, bemerkte dazu: »Die all- 
gemeine Teuerung ſowohl in den kriegführenden als in den neukralen Staaken 
bewirkt, daß die Preife raſcher geſtiegen find als die Warenmengen, eine Tatſache, 
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ſtiegen, dagegen iſt die Ausfuhr von ganzfertigen Fabrikaken im erſten Kriegs 

jahr nur geringfügig vermehrt worden, in weit geringerem Verhältnis als die Ge⸗ 

ſamkausfuhr. Andererfeits iſt die Ausfuhr von Rohmakerial für die Induſtrie be- 

deutend zurückgegangen. 

5 Die wichkigſten Einfuhrwaren erreichten folgende Werke (in 1000 
Dollar): 


Waren, deren Einfuhrwerk geſtiegen iſt: er 111 
Zucker 101 649,4 173992 
Kautſchun. 71 219,9 83 030,2 
Rinderhäute . 52181,9 61 177,8 
Wolle 30 681,8 52 008,5 

Kakao g 20 797,8 22 893,2 

Waren, deren Einfuhrwert gefallen iſt: f 
Kaffee 110 725,4 106 765,6 
Seide 97 828,2 80 531,8 
Spielzeuge 90 840,2 8085,4 
Sackleinen. 42421 27791,9 
Kupfer 40 624,6 20 358,2 
Tabak 35 029,7 27156,7 
Baumwollſpitzen 33 865,8 20 800,3 
Schuhe 25 087,2 20 171,2 
Kalbshäute 23382 10 718,8 
Ziegenfelle. 22 191,3 16189, 


Unter dieſen Waren ragen durch ſehr ſtarke Veränderungen beſonders hervor: 
in der erſten Gruppe Zucker und Wolle, in der zweiken Gruppe Spielzeuge und 
Kupfer. Von anderen wichtigen Einfuhrwaren haben Werkſteigerungen erzielt: 
Baumwolle, friſches Fleiſch und Tee. Wertverminderungen haben erfahren: Rind- 
vieh, Kupfererz, Baumwollenſtoffe, Ton- und Porzellanwaren, Leinwand, Schaf⸗ 
felle, Molkereiprodukke, Seidenwaren und Wollenſtoffe. 

Die wichtigſten Ausfuhrwaren erreichten folgende Werke (in 1000 
Dollar): 

Waren, deren Ausfuhrwerk geſtiegen iſt: 


1913/14 1914/15 
Fleiſch und ee ee 414462278 220 653 
Weizen „ 879335 333 552,2 
Weizenmehl e eee 94 869,3 
Leder und gegerbke Häute „3668,90 65 229,1 
Obſt, Früchte und wel e, 38 34 933,1 
Schmieröl . . . e 28 499,8 
Chemi kalen 46381 
Pferde AR ER ee 3 388,8 64.046,5 
Hafer!!! TI 57480 
Mais e 7008 39 339,1 
Transporkaukomobile „ 1181,6 39 140, 7 
Werkzeugmaſch inen . 14611, 28163 
Pflanzendl e 1462 25 831,7 
Zuchetrtr!;rr 1840 25615 


die bei der Beurteilung der Aus- und Einfuhrzahlen überhaupt nicht außer acht 
gelaſſen werden darf. Die Warenmengen können ſogar zurückgegangen ſein, wäh- 
rend die Gejamtpreije ftiegen.« 

° Schmidt jagt hierzu (a. a. O., S. 7): »Man hatte in diefer Warengruppe eine 
ſtarke Zunahme der Einfuhr japaniſcher Porzellan- und Tonwaren zum Erſatz der 
ausbleibenden deutſchen Lieferung erwartet, fie iſt aber nicht eingetroffen. 
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Waren, deren Ausfuhrwert gefallen iſt: 1913/14 1914/15 
Baumwolle. RUN 610475,3 376218 
n 144 895,5 96 238,8 
Ungereinigtes Mineralöl 74 500,2 53 607,1 
Kohle N 58921 55 906,1 
Holzplanken 57574,5 25 121,6 
e : 53 963,7 44 493,8 
Landwirtſchaftliche Mafhinen a 31965,8 10305 
Baumwollenſtoffe. . 28 844,6 28 682,5 
Perſonenaukomobile 25393 21114 
. 0 25 060,8 19 771,8 
Gaſolin 21 699,5 17603,3 
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Starke ien er e haben von dieſen Waren die fol- 
genden erfahren: in der erſten Gruppe faſt ſämtliche, in der zweiten Gruppe 
Baumwolle, Kupfer, Mineralöl, Holzplanken und landwirtſchaftliche Maſchinen. 
Von anderen wichtigen Ausfuhrwaren haben Wertſteigerungen erzielt: Maul- 
liere, Eiſen in Barren uſw., Nickel, Gerſte, Roggen, baumwollene Wirkwaren, 
Männerſchuhe und Geſchirre und Sättel. Werkverminderungen haben erfahren: 
Werkzeuge und Pelze und Pelzwaren. 

Auf Kriegsbedarf“ find außer der ſtarken Steigerung der Ausfuhr von 
Lebensmitteln die Steigerungen der Werkſummen folgender Waren zurückzu— 
führen: Leder und gegerbte Häute, Pferde, Transporkaukomobile, Werkzeug— 
maſchinen, Maultiere, Männerſchuhe, Geſchirre und Sättel, Meſſing, Flugzeuge, 
Inſtrumente, Draht, Stacheldraht und Waffen und Munition. 

Die Ausfuhr von Waffen und Munition ſteigerke ſich wie folgt 


(Wert in 1000 Dollar): 1913/14 1914/15 
Feuerwaffen. 3442,83 9 474,9 
Patronen 215 17714, 
10587, 924,1 
een , 5091,5 


Exploſivſtoffe insgeſamt⸗ 6272,2 41476,2 

Zu der Verteilung der Werkmengen des Außenhandels auf die 
einzelnen Monate iſt zu bemerken: Die Ein fuhr von Rohmakerial war 
im Juli, Oktober und Juni höher, in den übrigen Monaten niedriger als im Vor- 
jahr. (Tiefſtand im Dezember, Höchſtſtand im April.) Die Einfuhr von Nahrungs- 
mitteln im Rohzuſtand und von Tieren war im Juli-Auguſt und im April 
höher, in den übrigen Monaten niedriger als im Vorjahr. (Tiefſtand im 
Mai, Höchſtſtand im April.) Die Einfuhr bearbeitefer Nahrungsmittel war 


Schmidt weiſt (a. a. O., S. 9) auf die urſprünglichen Gründe für die 
amerikaniſchen Kriegslieferungen hin. Er ſchreibt: »Als der Krieg 
ausbrach, zeigte ſich im Verhältnis Amerikas zu Europa ein ſchweres Defizit auf 
ſeiten des erſteren, ganz beſonders hervorgerufen durch die Verſchuldung an 
England. Der plötzliche Zuſammenbruch aller Lieferungsmöglichkeiken machte 
es außerordentlich ſchwierig, dieſes Defizit auf dem üblichen Wege auszugleichen, 
und die engliſche Regierung, die ſich ſelber um Geld gedrängt ſah, ſchien zunächſt 
keine Neigung zu zeigen, dieſes Defizit anders als durch die Zahlung baren Geldes 
ausgleichen laſſen zu wollen. Bei den eigenkümlichen Wirtſchaftsverhältniſſen der 
Vereinigten Staaken war ein ſolcher Schritt jedoch abſolut unmöglich, und die Re- 
gierung ſah ſich durch den Druck der öffentlichen Meinung gezwungen, andere 
Schritte vorzuſchlagen.« Der Ausweg, der aus dem Dilemma ſchließlich heraus- 
führte: das waren die »Kriegslieferungen«. 

Wie dieſe Zahlen ermittelt find und wie fie ſich zuſammenſetzen, wird von 
Schmidt nicht mitgekeilt. 
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nur im November - Dezember niedriger, in allen anderen Monaten höher als 
im Vorjahr. (Tiefſtand im November, Höchſtſtand im April.) Die Einfuhr von 
Halbfabrikaten war in allen Monaten niedriger als im Vorjahr. (Tiefſtand 
im Dezember, Höchſtſtand im Juli.) Die Einfuhr von Ferkigfabrikaken war 
nur im Juli höher als im Vorjahr. (Tiefſtand im Wai, Höchſtſtand im Juli.) 
Die monatliche Entwicklung der Einfuhr bieket keine Anhaltspunkte für eine Pro- 
gnoſe ihrer künftigen Geſtaltung. Bei den Poſten der Ausfuhr iſt die Bewe⸗ 
gung viel einheitlicher. Die Ausfuhr von Rohmaterial war von Juli bis Januar 
und im Juni niedriger, von Februar bis Mai höher als im Vorjahr. Nach dem 
Tiefſtand im Auguſt ſtieg fie bis Februar unaufhaltſam und fiel dann ohne Unter- 
brechung wieder bis Juni. Die Ausfuhr von Nahrungsmitteln im Rohzuſtand und 
Tieren war in allen Monaten höher als im Vorjahr. Die Linie der monatlichen 
Entwicklung geht aber im Zickzack. (Tiefſtand im Juni, Höchſtſtand im April.) Die 
Ausfuhr von bearbeikeken Nahrungsmitteln war in den Monaten Juli-Auguſt 
niedriger, in der übrigen Zeit des Jahres höher als im Vorjahr. Nach dem Tief⸗ 
fand im Juli ſtieg fie mit einer geringen Unterbrechung im November auf den 
Höchſtſtand im März. Im Mai iſt fie wieder gefallen und im Juni wieder geſtiegen. 
Die Ausfuhr von Halbfabrikaten war in den erſten ſechs Monaten 
niedriger, in den letzten ſechs Monaten höher als im Vorjahr. Sie iſt mit geringen 
Unkerbrechungen vom Auguſt (Tiefſtand) auf den Höchſtſtand im Juni gelangt. 
Genau dieſelbe Entwicklung nahm die Ausfuhr von Fertigwaren. Es iſt 
alſo anzunehmen, daß die beiden Gruppen Halbfabrikafe und e im 
zweiten Kriegsjahr ſteigende Bedeukung erlangen werden. 
| 3. Die kerrikoriale Differenzierung. 

Von beſonderem Intereſſe iſt auch die kerrikoriale Differenzierung des Außen- 
handels. Um dieſelbe überſichklicher zu geſtalken, find die Ein- und Ausfuhrländer 
zu ſechs Gruppen zuſammengefaßk worden. Dieſe umſchließen: 1. Europa, 2. Nord- 
und Mittelamerika, 3. Südamerika, 4. Alien, 5. Auſtralien, 6. Afrika. Auf dieſe 
Ländergruppen verteilt ſich der Außenhandel wie folgt. Es betrug die Einfuhr 
bezw. Ausfuhr in 1000 Dollar: 


| Gegen 1913/14 + oder — 
1913/14 1914/15 — — 
abſolut | in Proz, 


Einfuhr: 
Europa . . . 895 602,9 614354,6 —281 248,3 | — 31,4 
Nord- und Mittelamerika > 427 899,4 473679,8 L 46280,4 | + 10,8 
Südamerika . 222 677,1 261 489,6 | + 38812,5 + 17,4 
Aſten 268 952,5 247770,1 — 21182,4 — 8 
Auftralien . 42144,4 92522,6 | + 103782 ＋ 24,6 
Afrika 5 19 149,5 24 953,1 | + 5803,6 ＋ 30,3 

Ausfuhr: 

Europa 8 1486 498,7 1971 432,2 4 484 933,5 + 33,4 
Nord- und Mittelamerika a 528645 477081,3 — 51563,7 |— 9,8 
Südamerika . ; 124539,9 99324 — 25215,9 | — 20,2 
Wien . 113 425,6 114467,5 | + 1041,9 5 1 
Auftralien . 83 568,4 77764,7 | — 5803,7 7 
Afrika. 27901,5 285197 — 618,2 2 2,2 


Eine enkſcheld ende Werner Handel der Ver 
einigten Staaten mit Europa erfahren. Während der Werk dei 
Einfuhr aus Europa um 31,4 Prozenk gefallen iſt, iſt die Ausfuhr nach Europa um 
33,4 Prozent geſtiegen. Im ganzen iſt die Ausfuhr der Vereinigten 
Staaken nach Europa mehr als dreimal ſo groß wie die Ein 
fuhr aus Europa. Außer der europäiſchen iſt auch noch die aſiatiſche Einfuhr 
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nach den Vereinigten Staaken zurückgegangen (um 8 Prozent). Dagegen iſt die 
Einfuhr aus Afrika um 30,3 Prozent, aus Auſtralien um 24,6, aus Südamerika 
um 17,4 und aus Nord- und Mittelamerika um 10,8 Prozent geſtiegen. Die Aus- 
fuhr der Vereinigten Staaten hat außer im Verkehr mit Europa auch 
noch im Verkehr mit Aſien und Afrika zugenommen, abgenommen dagegen 
im Verkehr mit Südamerika, Nord- und Mittelamerika und Auſtralien. 
Die Stärke der Abnahme der Ausfuhr nach Südamerika (20,2 Prozent) wirft auf 
das Gerede von der »Eroberung des ſüdamerikaniſchen 
Marktes« ein bezeichnendes Licht. Einen Ausfuhrüberſchuß haben die Ver— 
einigten Staaten im Handel mit Europa, Nord- und Mittelamerika, Auſtralien 
und Afrika. Einen Einfuhrüberſchuß haben Südamerika und Aſien. 

Die oben beſprochenen ſtarken Veränderungen kommen nakürlich auch in dem 
prozentualen Verhältnis der Handelswerte der einzelnen Län- 
dergruppen zueinander zum Ausdruck. Die folgende Tabelle gibt dar- 
über Aufſchluß. An der Ein- und Ausfuhr der Vereinigten Staaken waren be— 
teiligt mit: 


Einfuhr Ausfuhr 
1913/14 1914/15 1913/14 1914/15 
Prozent Prozent Prozent Prozent 
Europa . 47,8 36,7 62,8 71,2 
Nord- und Mittelamerika . 22,8 28,3 22,4 17,2 
Südamerika . 11,8 15,6 5,3 3,6 
148 14,8 5 4,1 
CCC 2,3 3,1 3,4 2,8 
C 15 1,5 1,1 1,1 


Auch innerhalb der einzelnen Ländergruppen find große Verſchiebungen ein- 
getreten. In der Einfuhr nach den Vereinigten Staaten haben, abgeſehen von 
kleineren Lieferanten, Kuba, Argentinien, China, Chile und die Philippinen ein 
Plus erzielen können. (Kuba erhöhte ſeine Einfuhr nach den Vereinigten Staaken 
von 131,3 auf 185,7 Millionen Dollar, Argentinien von 4,5 auf 73,8 Millionen 
Dollar.) Kanada, Braſilien, Japan, Italien und andere hielten ihre Einfuhr un- 
gefähr auf dem alten Stand. Dagegen haben die ſtärkſten Einbußen außer 
Mexiko und Indien die kriegführenden europäiſchen Staaten er- 
litten. Es bewertete ſich die Einfuhr auf (Angaben in 1000 Dollar): 


1913/14 1914/15 

Aus England... . 293 661,3 256351,7 
Deukſchland ... 189919, 1 91 372,7 
Frankreich. . . 141 446,3 77 158,7 
ae 11025, 10 222,9 

— Bſterreich- Ungarn. . 20 110,8 9 794,4 

— Europäiſches Rußland. 20831,2 2512,4 


Verhältnismäßig am ſtärkſten iſt die Einfuhr aus dem Europäiſchen Rußland 


zurückgegangen. Dann folgt Belgien. Der Einfuhrhandel aus Sſterreich-Ungarn, 


Frankreich und Deutſchland hat ungefähr in gleichem Maße gelitten. Am we- 
nigſten der engliſche. 
An der Steigerung der Ausfuhr nach Europa ſind faſt alle europäiſchen 


Staaten mit Ausnahme der Zenkralmächte beteiligt. Beſonders bemerkenswerte 
Veränderungen im Ausfuhrhandel nach außereuropäiſchen Ländern find: Ka- 


nada Verminderung von 344,7 auf 300,7 Millionen Dollar, Argen 
finien Verminderung von 45,2 auf 32,5 Millionen Dollar, Chile Ver- 
minderung von 17,4 auf 11,4 Millionen Dollar, China Verminderung 
von 24,7 auf 16,4 Millionen Dollar, Aſiakiſches Rußland Erhöhung 
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von 1,2 auf 23,4 Millionen Dollar. (Hier macht ſich offenbar der Umſtand geltend, | 
daß die ſibiriſchen Bahnen heute faſt der einzige offene Weg nach Rußland find.) 
Die Ausfuhr nach den wichtigeren europäiſchen Ländern be- 


krug (in 1000 Dollar): 


1913/14 1914/15 
England 594 271,9 911792,5 
Frankreich 159 818,9 369 397,1 
Niederlande . 112215,7 143267 
Italien. 74235 184 819,7 
Dänemark . 15670,1 79 824,5 
Schweden . 14 644,2 78273,8 
Norwegen . 9066,6 39074,7 
Spanien 30 387,6 38113 
Europäiſches Auland 30 088,6 37474, 
Griechenland. 1123,55 23 499,6 
Deukſchland 344 794,3 28 863,4 
Belgien. . 61 219,9 20 662,3 
Sfterreid- Ungarn . 22 718,3 1240,2 


Die Verſchiebungen find ganz außerordenklich. Während Deutſchland faſt ganz 
ausgeſchaltet iſt, erhalten England und Frankreich und die neufralen Län⸗ 
der bedeukende Mehrmengen. Ob und welche Teile davon nach Deutſch⸗ 
land gelangt ſind, iſt nicht bekannt. 

Verſuchen wir nun noch, aus der monaklichen Bewegung der Außenhandels 
ziffern Tendenzen der weiteren Entwicklung zu erkennen. Der Einfuhr ⸗ 
handel hat feinen Tiefſtand im Dezember erreicht, von da ab iſt er bis zum 
Ende des Rechnungsjahres faſt ohne Unterbrechung den Ergebniſſen des Vor- 
jahres näher gerückt, im Juni hat er fie (außerdem auch im Juli und Oktober) jo- 
gar überſchritten. An dieſer Erholung iſt Europa gar nicht beteiligt. Der Ein- 
fuhrhandel von dorther hat ſich ſeit Dezember ungefähr auf gleicher Stufe ge- 
halten. Dagegen find alle anderen Ländergruppen an dem Aufſtieg bekeiligt, ver- 
gleichsweiſe am ſtärkſten Südamerika. — Die monatlichen Nachweiſungen über 
den Ausfuhrhandel zeigen ein anderes Bild. Der Ausfuhrhandel iſt von 
Auguſt bis Februar ſtändig geſtiegen, dann bis April auf dem Februarſtand ſtehen 
geblieben und im Mai und Juni ſtark zurückgegangen. Der Ausfuhrhandel 
nach Europa geffaltete ſich ähnlich: Steigen von Auguſt bis Februar, beharren bis 
März, dann allmähliches und ununkerbrochenes Sinken der Werkſumme. Die ent⸗ 
gegengeſezte Bewegung zeigt der Ausfuhrhandel nach den außereuropäiſchen Erd- 
teilen. So iſt die Ausfuhr nach Nord- und Mittelamerika von dem Tiefſtand im 
Januar bis zum Juni ſtark geſtiegen, nach Südamerika von dem Tiefſtand im No- 
vember zunächſt langſam und dann ſchneller höher geworden, nach Aſien (unker 
dem Einfluß der Lieferungen an das Aſiakiſche Rußland) ſprunghaft höher und 
niedriger, gegen das Jahresende aber immer höher geweſen und nach Auſtralien 
und Afrika langſam angeſtiegen. 

Refümieren wir kurz: Der Rückgang der Ausfuhr nach Europa in den letzten 
Monaten war bedingt durch den geringeren europäiſchen Bedarf an Nahrungs- 
mitteln. An der gleichzeitigen Ausfuhrſteigerung von Halb- und Fertigfabrikaten 
find nicht nur die europäiſchen Kriegslieferungen, ſondern auch die Friedensbedürf⸗ 
niſſe vor allem der außereuropäiſchen Neutralen bekeiligk. Da ſich die Vereinigten 
Staaten der Befriedigung der Bedürfniſſe der außereuropäiſchen Länder (wie oben 
gezeigt) allmählich wieder ſtärker angenommen haben, wird im zweiten Kriegsjahr 
der Anteil der Fertigfabrikate an der Geſamtausfuhr höher fein. Wahrſcheinlich 
wird auch der Anteil der außereuropäiſchen Ländergruppen an der Ausfuhr er- 
heblich ſteigen und wieder den alten Stand erreichen. Eine ernſtliche Bedrohung 
der europäiſchen Handelsinkereſſen iſt aber nicht zu erwarken. 
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Oſtjudenfrage, Zionismus und Grenzſchluß. 


Von L. Roſenmann. 


Große Schichten des Mittelftandes, der Kleinbürger wurden infolge der 
Handelsſtockung, die gleich mit Ausbruch des Krieges einſetzte, infolge der 
koloſſalen Lebensmiktelteuerung proletarifiert, der Brokkorb wurde jo hoch 
gehängt, daß viele, um ihn zu erreichen, in die Fabrik zur Arbeit mußten, 
viele zur Heimarbeit griffen. Die Kriegsinduſtrie und die Kriegslieferungen 
konnten dieſe ganze große Nachfrage nach Arbeit verhältnismäßig befrie- 
digen, zumal die Männer im Felde ſtanden und daher das Angebok ihrer 
Arbeit ausblieb. Dieſer Prozeß vollzog ſich in erſter Reihe unter den 
Städtern, den Konſumenken, die die Handelsſtockung und die Lebensmiftel- 
leuerung in erſter Linie krafen. Die Arbeikerſchaft hat alſo nach Beendi— 
gung des Krieges mit einem viel höheren Angebot von Arbeitskraft zu 
rechnen: einerſeits die vermehrke Frauen- und Kinderarbeit, andererſeits 
das Angebot von Arbeit ſeitens dieſer proletariſierken Mittelſtandsmaſſen. 
Zwar wird ein großer Prozenkſatz dieſer Deklaffierten zurückſtreben nach 
der früheren Geſellſchaftsſtufe, allein ein ſehr großer Teil verbleibt für 
immer im Prolekariat; wenn auch ſehr viele die Arbeiksſtätkte in der Fabrik 
verlaſſen werden, ſo werden doch viele von ihnen ſich der Heimarbeit zu— 
wenden, was für die Arbeiterſchaft eine ſehr große Gefahr bedeutet. Dieſer 
Proletariſierungsprozeß hat aber am meiſten die Bevölkerung des Kriegs- 
gebiets und haupkſächlich der Städte gekroffen, Tauſende und aber Tau— 
ſende find über Nacht allen Gutes beraubt, zu Bekklern und »Luftmenſchen« 
geworden, wie man im Oſten die Leute nennt, die von der Hand in den 
Mund leben; ich meine da die Bevölkerung Ruſſiſch-Polens wie auch Ga— 
liziens. Dieſe Leute, die in die niedrigſte Geſellſchaftsſtufe hinabgeſtoßen 
wurden, ſuchen alle nach Arbeit und wollen alle auswandern; ſie ſind, weil 
fie früher der Arbeiterklaſſe nicht angehörten, von der Organiſakion nicht 
erfaßt, beſitzen keine prolekariſche Pſychologie und keinen prolekariſchen 
Inſtinkt und find daher für die Arbeiterſchaft eine ſehr große Gefahr. 

Ein beſonders großes Kontingent von Auswanderern liefern die Juden 
Nuſſiſch⸗Polens, die während dieſes Krieges beſonders arg mitgenommen 
worden ſind; die eigenklichen jüdiſchen Siedlungsgebieke ſind vom Kriege 
heimgeſucht worden, einigemal wälzten ſich die Heere über Ruſſiſch-Polen 
hin und zurück, Hab und Gul der dort wohnenden Juden vernichkend, die 
außerdem politiſch vom Zarismus verfolgt und den Anfeindungen anderer 
Nationen ausgeſetzt waren. Die früher im Judentum fo häufigen »Luft- 
menſchen« haben einen beträchtlichen Zuwachs bekommen, und fie werden 
ſich — um Arbeit zu finden — in größeren Auswanderungsſtrömen als früher 
nach dem Ausland ergießen, da ihnen das vom Kriege heimgeſuchke und zer— 
krümmerte Heimatland noch weniger wird Arbeit geben können als früher, 
1 iſt die Gefahr für Deukſchland und die deuffhe Arbeiterſchaft ſehr 
groß. 

Mit dieſer Frage beſchäftigen ſich der Kaiſerl. Geh. Regierungsrat 
Georg Fritz in ſeinem Büchlein »Oſtjudenfrage, Zionismus und Grenz— 
ſchluß« ! und Paphnukius in feinen zwei Aufſätzen über die Judenfrage 


* Kaiſerl. Geh. Regierungsrat Georg Fritz, Oſtjudenfrage, Zionismus und Grenz- 
ſchluß, München 1915, J. F. Lehmanns Verlag. 
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nach dem Kriege.? Beide ſehen die Auswanderungsſtröme der Oſtjuden ſich 
nach Deutſchland als dem induſtriellen Staat ergießen und fordern, daß 
dem im Inkereſſe Deukſchlands vorgebeugt werde. 

»Wir Deutſche haben an dieſen zioniſtiſchen Beſtrebungen lebendigen Anteil, 
ſagt Fritz im Kapitel »Grenzſchluß«. »Amerika, Auſtralien, England verſchließen 
ſich immer mehr dem oſtjüdiſchen Wanderſtrom, der nun unſer Vaterland zu über- 
ſchwemmen droht als eine gelbe Flut zwar anderer, aber nicht minder gefährlicher 
Art als die mongoliſche; bedenklich vor allem auch für unſer innerlich faſt über- 
wundenes und eingeſchmolzenes Deukſchjudentum, dem es immer von neuem 
„Gektolufk' zuführt und damit alle Gegenſätze neu belebt.« 

»Den Juden«, ſchreibt wieder Paphnufius, »wird ihr Heimatland, in dem ſie 

ſich infolge ihrer Zuſammendrängung gegenſeitig behindern, bald zu eng ſein. Sie 
werden in Scharen auswandern, aber nicht nach dem wenig entwickelten, vom 
Kriege ausgeſogenen und ihnen wahrſcheinlich noch immer verſchloſſenen Oſten, 
ſondern zu uns.« 
In der Tak iſt mit einer großen Auswanderung der Oſtjuden nach 
Deutſchland zu rechnen. Um fo mehr, als im amerikaniſchen Repräſenkanken⸗ 
haus am 5. Februar 1914 ein Geje angenommen wurde, das ſich ſpeziell 
gegen die ruſſiſchen Juden wendet, das Geſetz über die Bildungsprüfung 
der Einwanderer, das Einwanderungsverbot für die Analphabeken.? Nun 
rekrutieren ſich ja die jüdiſchen Auswanderer Rußlands aus den gejell- 
ſchaftlich niedrigſtſtehenden Schichten, die des Leſens und Schreibens in 
lateiniſcher oder ruſſiſcher Schrift unkundig find. Zwar wurde dieſes Geſetz 
vom Senak noch nicht angenommen, da die Großkapikaliſten, die gegen 
dieſes Geſetz find, großen Einfluß ausüben und dieſe Einwanderer ihnen 
als billige Arbeitskraft nur lieb ſind; aber die Zeit ſcheint nicht ferne zu 
ſein, wo das Einwanderungsverbok Geſetz wird und die ruſſiſchen Juden 
am empfindlichſten krifft. Die Gefahr der großen Auswanderung nach 
Deukſchland iſt alſo ſehr groß. Dieſe Frage iſt insbeſondere für das deutſche 
Prolekariat von eminenker Wichtigkeit. 

Was aber ſoll mit dieſen immenſen elenden Maſſen geſchehen? 

»Glücklicherweiſe iſt das Heilmittel vom Judentum ſelbſt gefunden worden, 
jagt Paphnutius, »und das iſt der Zionismus, das letzte und merkwürdige Glied 
in dem großen Aufſchwung der nafionalen Bewegungen in Europa. Wir find ge- 
neigt, die Kraft dieſer ebenſo praktiſchen wie idealen Bewegung zu unterſchätzen, 
weil wir fie nach den Vorgängen im deutſchen Judentum beurkeilen. Aber bei uns 
fehlt dem Zionismus zur Verfolgung ſeines vornehmſten Zieles die Grundlage, 
ein breites jüdiſches Prolekariat.« 


Als ob das jüdiſche Prolekariak der Träger des Zionismus wäre! 
* ‚ % 

Der Ankiſemitismus hat den Zionismus gezeugt, der Ankiſemitismus 
als ſoziale Erſcheinung, der feine Urſachen in den wirkſchaftlichen Verhält- 
niſſen jener Länder hat, wo Juden mit Nichkjuden zuſammenwohnen. Er 
iſt der Ausfluß der zunehmenden Umwandlung der Volkswirkſchaft in eine 
kapitaliſtiſche, des geſteigerten Konkurrenzkampfes zwiſchen dem aufblühen⸗ 
den Kapital und dem verdrängten Kleinbürgerkum. Mit der Induſtrialiſie⸗ 


2 Paphnukius, Die Judenfrage nach dem Kriege, Die Grenzboten Nr. 39. 
Siehe hierzu Paul Kampffmeyer: Die internationalen Verbindungen der Ge⸗ 
werkſchaften, Sozialiſtiſche Monatshefte, 21. Jahrgang, 3. Band, 23. Heft. 

Vom Autor des Artikels unkerſtrichen. 
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rung und Kapitaliſierung der Volkswirkſchaft wird das Kleinbürgerkum 
aufgeſaugt, dasjelbe ſträubt ſich dagegen, will feinen Platz behaupten, aber 
wie? Dadurch, daß es dieſen notwendigen geſchichtlichen Prozeß von ſich 
auf das Kleinbürgerkum einer anderen Konfeſſion oder Nakion zu über- 
wälzen ſucht; das Arbeitsfeld der Kleinkrämer und Kleinbürger verengt 
ſich, und da muß ein Teil dieſer Klaſſe das Feld räumen, um dem anderen 
für eine gewiſſe Zeitſpanne das Leben zu ermöglichen, bis auch der unker 
den Mühlſtein des geſchichtlichen Prozeſſes gerät. 

So enkwickelte ſich der Kampf zwiſchen dem jüdiſchen und dem nicht— 
jüdiſchen Kleinbürgerkum. Die Juden, jagt der Ankiſemikismus, und nicht 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe find ſchuld daran, daß der nichkjüdiſche 
Kleinbürger und ſpäterhin auch der nichkjüdiſche Zwergbauer verkümmern, 
darum weg mit den Juden! Ihnen enkgegnek der Zionismus, die Chriſten, 
die den Juden als Juden verdrängen wollen, find ſchuld an dieſem uner- 
meßlichen Elend der Juden, daher weg — wennſchon nicht mit den 
Chriſten, das wäre zu abſurd —, jo doch von den Chriſten, in ein eigenes 
Land, in den Judenſtaak. Sowohl der Ankiſemitismus wie auch der Zionis— 
mus waren und ſind die Ideologien des Kleinbürgerkums, das dem ge— 
ſchichklich notwendigen Prozeß enkrinnen und auf dieſe Weiſe die Geſchichke 
verfälſchen und beſchwindeln will. Wie es in ſolchen Fällen faſt immer ge- 
ſchieht, mußten höhere Ideen herhalten, man berief ſich auf das Chriſten- 
kum und die Raſſentheorien, auf die Nation und deren Beſtimmung. Der 
Zionismus war aber und blieb die Ideologie des jüdiſchen Kleinbürgers und 
hat weder in der jüdiſchen Kapitaliſtenklaſſe und Inkelligenz noch in der 
jüdiſchen Arbeitermaſſe, im Proletariat feſter Wurzel gefaßt. 

Unterſtützt wurde dieſe Ideologie vom Zarismus — auch in Rumänien — 
durch die von ihm bekriebene Politik, die die Juden zum Verhetzungs- 
inſtrument der übrigen Nationen machte und die Juden als die allein Schul- 
digen brandmarkte. Auf dieſe Weiſe wollte die zariſche Regierung die 
Schuld von ſich abwälzen und die Aufmerkjamkeit der Maſſen vom wirk- 
lichen Übel ablenken. So kamen die planvoll von oben inſzenierken Maj- 
ſaker und Pogrome und die vom Zarismus finanzierken »Schwarzhundert«- 
organiſationen, insbeſondere nach der blutigen Niederringung der Revolu— 
tion, wo jede Hoffnung auf die Beſeitigung des Zarismus ſchwand. Das 
kägliche Leben beweiſe es ja, daß ein Zuſammenleben der Juden mit den 
Nichkjuden unmöglich iſt, darum das Auskunftsmittel die Separierung der 
Juden in einem beſonderen Judenſtaak. 

Was lag da näher als das Zurückgreifen auf den einmal beſtandenen 
Judenſtaat in Paläſtina? Das ſtark bei den Juden entwickelte religiöſe Ge— 
fühl? wurde ausgeſpielt, es handelt ſich ja um ein Land, wo früher einmal 
der heilige Gokteskempel ſtand, wo das Grab der Mukter Rahel ſich be- 
findet, alſo zurück nach dem heiligen Zion! Die ſchauderhaften Judenverfol- 
gungen während dieſes Krieges, dieſe unmenſchlichen, an den Juden in 
Maſſen verübten Greueltaten und Wegeleien, der vollſtändige Ruin des 
jüdiſchen Kleinbürgerfums haben dieſe Ideologie aufs neue unkerſtützt, der 
jüdiſche Kleinbürger iſt in Gefahr, er muß gereftet werden! Alſo zurück 
nach Jeruſalem, zurück! 

5 Siehe darüber Karl Kauksky, Der Urſprung des Chriſtentums, und Mar 
Adler, Karl Kaukskys »Urchriſtentum«, »Kampf« 1908/09, 2. Band, S. 176. 
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Dieſes Lied intonieren auch Fritz und Paphnutius. 

»Vorausſetzung einer ſelbſtändigen Entwicklung iſt allerdings, ſchreibt Fritz, 
»daß das Judentum in dem erweiterten Paläftina nicht etwa wie ſeither in der 
Zerſtreuung ſich auf einzelne Erwerbsarten zweiter Ordnung, auf Händler- und 
Mallertum und auf die geſchäftliche Ausbeukung wiſſenſchaftlicher Berufe be- 
ſchränkt, ſondern daß es in einem auch wirkſchaftlich ausgeglichenen Gemeinweſen 
alle Stufen, vor allem auch die landwirkſchaftliche und gewerbliche Gütererzeugung 
ſelbſt ausfüllt. Denn nur aus der zeugenden Arbeit, aus dem ſchaffenden Werben 
um die Gaben der Scholle erwächſt Bodenſtändigkeit und Vakerlandsliebe. Das 
‚völkifhe‘ Bewußktſein bedarf der Ergänzung durch die Heimatliebe, um zum 
‚nationalen‘, ſtaatsbürgerlichen zu werden, und nur auf dem Wurzelboden einer 
Heimat kann Volkstum und Kultur gedeihen. Als Händlerſchicht auf einem frem- 
den, landwirkſchaftenden Stamme ſitzend, würde das Judenkum auch im eigenen 
Lande der Väter‘ landfremd bleiben wie ſeither, ein ruheloſer Ahasver, innerlich 
zerriſſen und haltlos. Ein ſolches Staaksweſen hätte jo wenig Beſtand wie das 
der Karthager, und ſo wenig wie bei dieſen könnte ſich eine eigene, dauernde 
Kultur entfalten. Wiederum würden fie in die Fremde wandern uſw.« 


Trifft aber dieſe Vorausſetzung zu? Die Zwangsmittel, die Fritz zur 
Verwirklichung dieſer Vorausſetzung vorſchlägt, find verfehlt, wie »Be⸗ 
ſchränkung der Freizügigkeit und der Berufswahl«. Den wirkſchaftlichen 
Zuſtänden kann man keine Gewalt ankun. 

Skepkiſcher als Fritz iſt Paphnukius. 

In dem rein Herzlſchen Sinne, als eine Rückkehr der Juden nach Paläſtina, 
wird ſich der Zionismus allerdings nicht durchführen laſſen, denn Paläſtina iſt ein 
kleines und leidlich kultiviertes Land, deſſen Boden in feſten Händen iſt. Außer- 
dem nehmen die chriſtlichen und mohammedaniſchen Völker ſo viel Inkereſſe an 
dieſem Fleckchen Erde, daß fie nicht den Juden werden Platz machen wollen. Hat 
die kürkiſche Regierung doch bereits Geſetze zur Beſchränkung der jüdiſchen Ein- 
wanderung erlaſſen. Paläſtina oder Jeruſalem kann deshalb den Juden nicht mehr 
werden als ein kulturelles Zentrum, eine heilige Stätte wie Mekka. Ein Land, 
das eine Heimatjtätte der Juden werden kann, muß möglichſt brach und dünn be- 
völkert fein und doch auf hohe Fruchtbarkeit gebracht werden können, es muß groß 
genug fein, nicht nur das jüdiſche Prolekariat Europas aufzunehmen, ſondern auch 
für einige Generationen der nakürlichen Volksvermehrung. Wenn es eine hin⸗ 
reichende Anziehung ausüben foll, jo ſoll es auch den alten Wohnftätten der Juden 
nahe liegen und ſelbſt mit ihren geſchichtlichen Erinnerungen verknüpft fein. Ein 
Land erfüllt dieſe Bedingungen in geradezu idealer Weiſe: Meſopotamien. 


»Auf bibliſche Erinnerungen kann man eine Induſtrie nicht begründen, 
ſagt Kautsky,“ krotz der Nachbarſchaft Meſopokamiens mit der Halbinſel 
Sinai, wo die Juden ihre Thora erhielten. Be was iſt mit dem jüdiſchen 
VBauernſtand? 


Man hat behauptet, es ſei unmöglich, ein Holt das durch Jahrtauſende vom 
Handel gelebt habe, zur Scholle zurückzuführen, aber die zioniſtiſchen Kolonien in 
Paläftina, in der Cyrenaika, in Amerika widerlegen diefe Behaupkung. In Ga- 
lizien, wo die Juden durch Geſetze nicht eingeengt find, aber dem ruſſiſchen Zu- 
ſtand noch näher ſtehen, ſoll das Streben der kleinen jüdiſchen Händler vor allem 
auf Landbeſitz gerichtet ſein und ſoll der Kaftanjude hinter dem Pflug eine ganz 
gewohnte Erſcheinung fein. 


»Soll«! Der Kaftanjude binfer dem Pflug iſt nicht nur keine gew 
Erſcheinung, ſondern eine große Seltenheit. Ich zum Beiſpiel habe in Ga- 


e Karl Kautsky, Naſſe und Judenkum, Ergänzungshefte zur Neuen Zeit, Nr. 20. 
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lizien gelebt, aber noch keinen zu ſehen bekommen, und was das Streben 
der kleinen jüdiſchen Händler auf Landbeſitz anbetrifft, jo iſt es kein Land- 
hunger und Liebe zur Scholle, ſondern die Jagd nach Profit, nach der 
Bodenrente, die in den letzten Jahrzehnten in Galizien geſtiegen iſt, und 
der kleine jüdiſche Händler kauft den Boden, um ihn gleich wieder weiter— 
zuverkaufen. Die Parzellierungswut in Galizien! Was aber die Erfah— 
rungen in den zioniſtiſchen Kolonien in Paläſtina anbetrifft, das kann man 
des näheren bei Nawraßzki“ nachleſen wie auch bei Kauksky. Wie gedenken 
Fritz und Paphnutius die Auswanderung nach Paläſtina oder Meſopo— 
kamien zu lenken? Hat doch die Erfahrung gelehrt, daß alle dieſe Beſtre— 
bungen, mit großen Geldmitteln unkerſtützt, mißlungen find, bringt doch 
allein Fritz genügend ſtatiſtiſches Material, welches das beweiſt. In der 
Zeit von 1881 bis 1908 find 2 Millionen Juden aus Rußland, Sſterreich 
und Rumänien ausgewandert, von dieſen aber 1600000 nach Amerika, 
faſt 300 000 nach Weſteuropa und nur 26 000 nach Paläſtina!“ Es iſt be- 
greiflich, daß ſowohl Fritz wie Paphnutius der großen Einwanderung nach 
Deutſchland vorbeugen wollen,“ es geht aber nicht an, als Rettungsmittel 
Zionismus und Grenzſchluß anzugeben, weil der Grenzſchluß zwar leicht 
durchführbar und dekrefierbar iſt, der Zionismus aber oder der Meſopoka— 
mismus um ſo ſchwerer zu realiſieren — das wirkſchaftliche Leben kümmert 
ſich um keine kleinbürgerlich-wirkſchafklichen und religiöſen Träumereien, 
es muß das Übel bei der Wurzel gefaßt werden, und dieſes Übel iſt der Ka— 
pitalismus und ſeine Begleiterſcheinungen. 


Die Judenfrage kann nur in den Ländern gelöſt werden, in denen die 

Juden wohnen; was das Schickſal der Oſtjuden, insbeſondere derjenigen 
Rußlands anbetrifft, ſo iſt es davon abhängig, ob Ruſſiſch-Polen bei 
Deutſchland und Sſterreich verbleiben wird oder ob es Rußland zurück- 
bekommt. Es bleibt nur die eine Takſache jedenfalls beſtehen, daß der Zio— 
nismus die Löſung der Judenfrage nicht bringen wird, weil er ſie nicht 
bringen kann. Das deutſche Prolekariat hat ein Inkereſſe daran, daß das 
Proletariat Rußlands und in demſelben auch das jüdiſche ſich kulturell und 
wirtſchaftlich hebe. Der aus rafjentheoretiichen Gründen geforderte unbe- 
dingte Grenzſchluß iſt aber vom Proletariat abzulehnen. 
»Der ſoziale Fortſchritt der Prolekarier jeder Nation iſt alſo durch den ſozialen 
Fortſchritt der Proletarier aller anderen Nationen bedingt, n ſchreibk Genoſſe 
Bauer. »Die Arbeiter jedes Volkes haben an dem Wohlſtand und der kulturellen 
Entwicklung des Proletariats aller anderen Nationen ein eigenes Inkereſſe. Dieſe 
ökonomiſche Tatſache nennen wir die internationale Solidarität des Prolekariats.« 
Auch dem jüdiſchen Prolekariat des Oſtens gegenüber werden wir uns 
an die Grundſätze halten müſſen, die der Inkernakionale Kongreß von Stukt— 
gart für die Frage der Einwanderung überhaupt aufgeitellt hat. | 

Dr. Kurt Nawratzki, Die jüdiſche Koloniſation Paläſtinas, München 1914, 
Reinhard. 

s Karl Kautsky, Raſſe und Judentum. Ebenda. 

10 Siehe dazu Wiad. W. Kaplun Kogan, Der Krieg eine Schickſalsſtunde des 
jüdiſchen Volkes, Bonn 1915, Verlag Marcus & Weber, und Dr. Cohn, Zukunfts- 
fragen des deukſchen Judentums, »Allgemeine Zeitung des Judenkums«, Nr. 48. 

1 Otto Bauer, Proletariſche Wanderungen, Neue Zeit, XXV, 2, S. 476. 
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Bedeutet die Einheilsſchule eine Gleichheilsſchule? 
Von Hugo Jacobi. 


Die Gegner einer grundſätzlichen Schulreform haben einen neuen 
Schlager gegen die Einheitsſchule parat: Einheitsſchule ſei gleichbedeutend 

mit Gleichheitsſchule. Als Schulorganifationsform der Zukunft ſei fie 

wegen der dieſer innewohnenden reaktionären Tendenz zu verwerfen, denn 
fie frage den weit differenzierten Bildungsinkereſſen und -bedürfnifjen nicht 
Rechnung, ſondern ſee an Stelle der Mannigfaltigkeit der zu vermitteln 
den geiſtigen Kulturgüter eine Uniformität des Bildungsſtoffs und damit der 

Geiſter. Aus dieſem Grunde liege die Einheitsſchule nicht in der Richtung 
des Bildungsfortſchritts analog der ſich immer mehr forkſetzenden Arbeits- 

keilung, ſondern ſei ein bedenklicher Schritt rückwärts in der Volksbildung. 

Zum erſten Wale fiel unſeres Wiſſens dies neue Schlagwork in der »Voſ⸗ 
ſiſchen Zeitungs im Anſchluß an den Vortrag eines Einheitsſchulgegners, 
Profeſſor Dr. Schmidk. Für den Preußiſchen Landtag war damit ein neuer 

Grund für die Ablehnung moderner Forderungen gegeben. Sogar ein Mann 

der kirchlich-liberalen Richtung, D. Traub, brachte es nicht über ſich, den 

Standpunkt der ſozialdemokrakiſchen Antragſteller in dieſer Frage ſich zu 
eigen zu machen. 

Die deutſche Lehrerſchaft hat auf verſchiedenen Tagungen die Einheits- 
ſchule zum Gegenſtand gründlicher Unkerſuchungen und Beſprechungen ge- 
macht und iſt jedesmal mit überwältigender Mehrheit für ihre Einführung 
eingekreken. Der deutſche Lehrerverein hat dieſe Forderung zu einem ſeiner 
wichtigſten Programmpunkke erklärt und fie durch die wiederholte Behand- 
lung vor Verjährung geſchützt. Die pädagogiſchen Klaſſiker aller Zeiten von 
Comenius über Peſtalozzi bis zu Nakorp, Ziegler und Rein haben in der 
Einheitsſchule das wiſſenſchaftliche Ideal einer Schulorganiſation geſehen. 
Daraus erwächſt die Verpflichtung der Nachprüfung des neuerhobenen Ein- 
wandes gegen dieſe Organiſation auf ſeine Skichhaltigkeit. 

Einheits ſchule fol Gleichheiks ſchule bedeuten! Aber fie iſt es 
geradejowenig wie die Grundlage, der fie entſpringt, die Demokratie, die 
wahlloſe Gleichmacherei und Uniformität iſt. Die Einheitsſchule will viel- 
mehr gerade diejenige Schulorganiſakion, die am gründlichſten die Geiſter 
ſieben wird, um nur den Tüchkigſten zur letzten Höhe kommen zu laſſen. 
Mit ihrer Durchführung wird gerade der Differenzierung in weiteſtem 
Maße Rechnung gekragen, ſowohl nach der Seite der menſchlichen Nakur 
als nach den Bedürfniſſen des modernen Lebens. Bei der Einheitsſchule 
handelt es ſich durchaus nicht um eine neuzuſchaffende, gleichartige Schul- 
anſtalt für alle Kinder des Volkes, ſondern um eine nakürlichere und 
darum geſündere Organiſakion der jetzt ſchon beſtehenden Schularten, alſo 
um einen anderen Aufbau des geſamten Bildungsweſens. Während heute 
die verſchiedenſten Schulanſtalten in völliger Iſoliertheit die nach 
ihrer Eigenart ihnen zugewieſenen Aufgaben erfüllen ohne Rückſichk auf 
das danebenliegende Nachbarhaus, ſoll durch die Einheitsſchule Plan und 
Ordnung in das Bildungsweſen gebracht, aus dem zuſammenhangloſen 
Nebeneinander der Anftalten ein einheitlicher Organis- 
mus geſchaffen werden. Dadurch ſoll nicht nur die heute herrſchende 
Iſoliertheit bejeitigt, ſondern auch die Mannigfaltigkeit der einzelnen Lehr⸗ 
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ziele auf eine gemeinſame Grundlage geſtellt und miteinander in enge Ver— 
bindung gebracht werden. Es handelt ſich alſo um eine Neuorganife- 
klon des Aufbaues der Bildung. Durch die gemeinſame Grund— 
lage, auf der dann alle Unterrichtsanftalten ſtehen, und durch die ſtreng ge- 
wahrte Parallelität gemeinſamer Fächer und Lehrziele wird bei ſich heraus— 
ſtellender Ungeeignetheit des einen Schülers für die eine Anftalt der Zög— 
ling ohne Zeit zu verlieren in die andere, feinen Fähigkeiten und Neigungen 
beſſer entſprechende wechſeln können. Wer einmal als Lehrer die Nöte und 
Klagen von Eltern vernommen hat, die unter den jetzigen Umſtänden Um- 
ſchulungen vornehmen mußten, der wird begreifen, welche Wohltal ſchon 
für dieſe in der Neuorganijation liegt. Wer aber weiß, daß aus Furcht vor 
Zeit- und Geldverluſten in ſehr vielen Fällen, wo mit Rückſicht auf die 
Eigenart des Kindes eine Umſchulung vorgenommen werden müßte, dieſe 
unterbleibt, zum Schaden der Enkwicklung des jungen Menſchen, der wird 
auch ein Verdienſt um die Jugend ſich erwerben, wenn er für die Ein— 
heitsſchule eintritt und die Individualität des einzelnen ſchützen hilft. 

Die neueſten Unkerſuchungen der phyſiologiſchen Pſychologie haben das 
Material zutage gefördert, mit Hilfe deſſen die Mannigfaltigkeit der Be- 
gabungen und Fähigkeiten ſowie der Willenskraft feſtgeſtellt werden 
kann. Zur Sichtung und Verwaltung dieſes charakkeriſtiſchen Materials 
aber bedarf es langer und gründlicher Beobachkungen, wie ſie nur geſammelt 
werden können in einer auf einheitlicher Grundlage ruhenden Schulorgani— 
ſatkion. Die Einheitsſchule wird darum vermöge ihrer ſicheren Unterlagen 
viel gründlicher und beſſer die eigenartigen, in jedem Zögling ſchlummern— 
den Keime und Kräfte in der Lage ſein zu enkdecken und ſie ihrer Eigenart 
entſprechend zu entwickeln. Gerade durch die Arbeiten auf dem Gebiet der 
experimentellen Pſychologie ſind wir um die Erkennknis bereichert worden, 
daß gewiſſe Anlagen kypiſch auf Menſchen verteilt find und daß die Ver- 
anlagung, die der eine hat, bei dem anderen fehlt oder nur kümmerlich vor- 
handen iſt; beiſpielsweiſe find mathemakiſche und künſtleriſche Begabung 
ſelten gemeinſam bei den einzelnen Menſchen vorhanden, ebenſo wie nakur— 
wiſſenſchaftliche und ſprachliche. Die meiſten Menſchen ſind im Gegenteil 
nur einſeitig hervorragend begabt. Die Aufgabe der Erziehung beſteht 
darin, dieſe Anlagen zu enkdecken, und ihre Kun ff darin, fie zur Ent- 
faltung und Blüte zu bringen. Das vermag, wie bereits gejagt, die 
einheitlich organifierfe »Einheitsſchule« oder richtiger der einheitlich orga— 
niſierte Schulaufbau beſſer als ein unorganiſierkes Bildungsweſen. 

In der Praxis, die heuke im Schwange iſt, ſpielt bei der Auswahl der 
Schulanſtalt für einen Zögling die Veranlagung des Kindes meiſt überhaupt 
keine Rolle, und zwar aus zwei Gründen: erſtens, weil der vorausbeſtimmte 
künftige Beruf enkſcheidend iſt für Auswahl der Bildungs- 
anſtalt, und dieſe Auswahl wird beſtimmt zumeiſt durch das geſellſchaftliche 
Inkereſſe oder die ſoziale Stellung der Eltern, jedenfalls nicht durch das 
geiſtige Wachskumsinkereſſe des Kindes. Und zweitens, weil ſich in 
jenen Jahren, in denen heute bereits die Auswahl der Schulanſtalt ge- 
kroffen werden muß, die Eigenarkder Begabung und die Nei- 
gung des Kindes abſolut noch nicht mit Sicherheit feſtſtellen läßt. Wie 
ſpät zeigen ſich oft erſt die wahren Anlagen der Kinder! Aber heute müſſen 
die Eltern ſchon, wenn das Kind neun Jahre alt iſt, beſtimmen, ob es ein 
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humaniſtiſches Gymnaſium, eine Oberrealſchule, ein Realgymnaſium oder 
eine Realſchule beſucht mit Rückſicht auf den künftigen Beruf oder unker 
Berückſichtigung der zufällig am Orte beſtehenden Anſtalk oder Anſtalten, 
jedenfalls ohne die leiſeſte Rückſicht auf die geiſtige Leiſtungsfähigkeit und 
die individuelle Veranlagung des Kindes. In den Staaten und Orten, wo 
die aus pädagogiſchen Gründen noch verwerflicheren Vorſchulen beſtehen, 
da wird die für die Entwicklung und das Lebensglück der Kinder ſo eminent 
wichtige Entſcheidung gar ſchon in das ſechſte Lebensjahr verlegt, da ſoll 
ſchon gewußt fein, ob das Kind künſtleriſche oder makhemakiſche Be— 
gabungen hakt. 

Allerdings, etwas Gemeinſames für alle Kinder der Volks- 
genoſſen hat die Verwirklichung der Einheitsjchulidee zur Vorausſetzung, 
und das ſcheink das Fürchkerliche zu fein, was den Gegnern ſolches Grauen 
einflößt: das iſt der gemeinſame fünfjährige Unterbau, den 
man gewöhnlich mit dem Namen der allgemeinen Volksſchule⸗ 
belegt. Hier ſollen — analog dem der allgemeinen Wehrpflicht zugrunde 
liegenden Gedanken — die Kinder unſeres Volkes eine gemeinſame Bil⸗ 
dungsgrundlage erhalten. Dieſe allgemeine Volksſchule iſt die logiſche Folge 
aus dem vom Staake proklamierken Schul- und Bildungszwang, die Erfül- 
lung des ſtaaksrechklichen Grundſatzes von der Gleichheit aller Staatsan- 
gehörigen vor dem Gejeß. Dieſe Gleichheit begreift auch in ſich die Möglich- 
keit der Befriedigung der Bildungsbedürfniſſe für alle Staatsbürger. Der 
Staat muß ſich mit dem Vorwurf der Ungerechtigkeit belaſten, wenn er in 
der Begabung gleiche Staatsangehörige zu ungleichartiger Ausbildung ver- 
urteilt. Die heutigen Bürgerſchulen« und »Vorſchulen« find 
Reſte und Nachklänge jener glücklicherweiſe überwundenen ſtändiſchen 
Gliederung der Feudal- und Zunftzeit. Tews bezeichnet 
dieſe ſchuliſchen Veranſtalkungen in feinen »Schulkämpfen der Gegenwark⸗ 
als ein »Inſtrument, nicht zur Ausbildung der Volksintelligenz, ſondern zur 
Aufrechterhalkung der augenblicklichen Verkeilung von Beſitz, Stellen und 
Würden, als eine Verfiherungsanftalt für ſoziale Sonderinkereſſen«. 

Die von den Gegnern der allgemeinen Volksſchule jo gern und häufig 
vorgebrachte Einwendung, daß der Einfluß der ſogenannken »guken Kinder- 
ſtube«, den die Kinder der beſſerſituierten Eltern vor ihrer Schulzeit emp- 
fangen, ihnen durch den mehrjährigen Umgang mit den Kindern ärmerer 
Kreiſe verloren ginge, erweiſt ſich ebenfalls als nicht begründet, wie die Er- 
fahrung lehrk. Wohl mögen in jenen Familien die Kinder zu beſſeren und 
gefälligeren äußeren Manieren erzogen werden, aber ſie haben keine höhere 
Sittlichkeit. Es krifft auch nicht zu, was der Hygieniker Max v. Gruber 
ſagt: »Es kommt in den unkeren Ständen allerdings auch vor, daß ein be- 
ſonders küchkiger Menſch aus ihnen hervorgeht. Aber gerade die oberen 
Klaſſen müſſen die erworbenen Eigenjchaften weikervererben, ſonſt kommen 
wir zu einer Ausmerzung der Talente. Nichts iſt für ein Volk wichtiger 
als ein genügender Nachwuchs von Perſonen, die zur Führerſchaft geeignet 
ſind.« Demnach wäre das größere geiſtige Vermögen an den größeren ma- 
teriellen Beſiz gebunden. Richard Ballerſtädk, einer der glänzendſten Ver- 
feidiger der von uns geforderken Einheitsjchule, nennt es eine »Binſen⸗ 
wahrheit, daß der Adelsbrief der Begabung nicht an vornehme Herkunft 
und an äußere Güter gebunden iſt. In der Strohhükte kann in derſelben 
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Minute ein Genie geboren werden, in der im Fürſtenſchloß vielleicht ein 
Idiot das Licht der Welk erblickk.« So ſteht es im Lichte der Tatſachen mit 
den behaupteten vererbten geiſtigen Vorzügen der höhergeſtellten Klaſſen, 
und nicht minder jo iſt es mit der Willenskraft beſtellt. Gerade bei 
den Kindern aus begüterken Kreiſen zeigt ſich oft verminderte Energie 
gegenüber den Kindern ärmerer Familien, die ſchon durch das Triebrad 
ökonomiſcher Notwendigkeit zu größerer Anſpannung ihrer Willenskraft 
und zu frühzeitiger Selbſtändigkeit gezwungen werden. Allerdings gab auch 
Herr v. d. Oſten im Preußiſchen Landtag zu, es kämen Fälle von Be— 
gabungen auch in den unkerſten Schichten vor! Dieſen will er, und er hakte 
dabei die Zuſtimmung feiner Parteifreunde, feine väterliche Fürſorge durch 
den Staat angedeihen laſſen. Sie ſollen durch Freiſtellen und Stipendien 
den Weg zur beſſeren Bildung finden. Es iſt zunächſt die Frage erlaubt: 
Wer beſtimmk die Zahl dieſer außerordenklich Begabken? Wer findek fie 
bei dem heutigen Syſtem mit Sicherheit heraus? Und wenn! Iſt es nicht 
empörend, dieſe durch Almoſen und Geldſacks Gnaden zur Höhe zu führen, 
wo ihnen das nakürliche Menſchenrecht ein Recht auf Bildung gibt? 

Den Unterbau der allgemeinen Volksſchule benötigen wir außerdem aus 
gewichtigen pädagogiſchen Gründen. Die Eltern ſind in den meiſten Fällen 
gar nicht in der Lage, ein ſicheres Urteil über die Ark und ganz beſonders 
über den Grad der Befähigung ihrer Kinder abzugeben, eineskeils aus 
Mangel an pädagogiſcher Einſicht, anderenteils aus perſönlicher Parkeilich— 
keit. Auch noch fo erfahrene und befähigke Pädagogen und Pſychologen 
können bei einem neunjährigen, geſchweige denn bei einem ſechsjährigen 
Kinde kein abſchließendes Urkeil über die eigenartige Veranlagung eines 
Kindes fällen. Denn gerade die neueſte experimentelle Forſchung weiſt nach, 
daß ſelbſt die begabkeſten Menſchen nur in einer ganz beſtimmken Richtung 
veranlagt find, ſprachlich, künſtleriſch, makhemakiſch oder nakurwiſſenſchaft— 
lich, und daß gerade die eigenartige Begabung des einzelnen oft erſt recht 
ſpät entdeckt wird. Aus der ungenügenden Beobachtung in dieſer Richtung 
datieren eine große Menge von Klagen der Schüler über mangelhaftes Ver— 
ſtändnis ihrer Eigenart durch die Schule; Klagen, die in der pſychologiſch 
hochintereſſanten Sammlung von Alfred Graf »Schülerjahre« (Buchverlag 
der Hilfe, Schöneberg) ihren beredten Anwalt finden. Aber auch die Nöte 
der Erzieher über fehlendes Inkereſſe und Unaufmerkſamkeit der Schüler. 
Verlegen wir durch Einführung der fünfjährigen allgemeinen Volksſchule 
den Zeitpunkt für die Differenzierung nach Begabungen auf einen jpäferen 
Termin: wir werden viel Jugendglück und viel Lehrerfreude der Schulzeit 
wieder ſchenken. 


Likerariſche Rundſchau. 


Deutihe Wehrordnung in der Faſſung vom 4. Auguſt 1914. Textausgabe mit Kenn- 
worten, Inhaltsverzeichnis und ausführlichem alphabekiſchem Regiſter. Bear- 
beitet von M. Hahn, Erſter Staatsanwalt in München. Gießen, Verlag von 
Emil Roth. 256 Seiten. Geheftet 2,40 Mark, gebunden in Leinwand 3 Mark. 
Bei der entjeglich langen Dauer des Weltkrieges hat es ſich als ein großer 
Übelſtand erwieſen, daß eine brauchbare, dem gegenwärtigen Stand der Geſeßz— 
gebung entſprechende Sammlung der auf das Heerweſen bezüglichen Geſetze und 
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Verordnungen fehlt Die Hue de Graisſche ſowie die im Verlag von Beck er- 
ſchienene handliche Sammlung find längſt veraltet. Eine neue Auflage dieſer Werke 
wäre eine dringende Nokwendigkeik. Bis zum Erſcheinen einer ſolchen muß man 
ſich mit Einzelausgaben der in Frage kommenden Geſetze begnügen. Vor veralteten 
Ausgaben dieſer Geſetze muß jedoch dringend gewarnt werden. Ohne Deckblätter 
find dieſelben jezt werklos und mit Decblättern wegen der Fülle der Nachträge 
unüberſichklich. Es iſt deshalb begrüßenswert, daß in der bekannten Rothſchen 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze die hier angezeigte neue Ausgabe der deutſchen 
Wehrordnung unter Berüchkſichtigung aller bis zum Kriegsbeginn erſchienenen 
Nachträge und Ergänzungen erſchienen iſt. Der Druck iſt gut. 

Siegfried Weinberg. 


Dr. Deumer, Kriegsinvalidengeſellſchaften. Ein neues Genoſſenſchaftsprogramm. 
Duncker & Humblot. 50 Seiten. Preis 60 Pfennig. 


Das eigenarkige Büchlein enkſpringt der bangen Sorge um »die wirtſchaftliche 
Verſorgung der Kriegsinvaliden auf gewerblichem und induſtriellem Gebiet «. Der 
Verfaſſer hat wenig Zutrauen zur Reichs- und Staaksfürſorge dieſer Art und 
meint, man dürfe nicht optimiſtiſch über die Verſorgungs möglichkeiten () 
denken, ſonſt werde man Enkkäuſchungen erleben. Das Mitleid werde bald ſchwin⸗ 
den, weil die Häufigkeit der Fälle die Erſcheinung zu einer Maſſenerſcheinung 
mache, an die man ſich ſchnell gewöhne. Auch bei den Invaliden, die wieder ar- 
beitsfähig werden, befürchtet er das. Die Unternehmer würden bald »Schwierig⸗ 
keifen« machen und lieber vollwertige Arbeitskräfte beſchäftigen. In Zeiten wirf- 
ſchaftlicher Kriſen werde das beſonders ftark in Erſcheinung kreken. Die wichkigſte 
Seite des Problems werde infolgedeſſen die ſein, in erſter Linie ausreichende 
und ſichere Beſchäftigung für arbeitsfähige Invaliden zu 
ſchaffen. Es müſſe ſozuſagen nach einer Möglichkeit des Rechkes auf Arbeit 
mit ausreichender Löhnung gejuht werden. Der Verfaſſer glaubt nun, eine Or⸗ 
ganiſation entdeckt zu haben, durch die »der Ausfall an objektiver Arbeitsmöglich⸗ 
keit geweckk« werden kann. Eben die Kriegsinvalidengeſellſchaften, 
die unabhängig von allem Mitleid und jeder Willkür die nötige Arbeits- 
gelegenheit ſchaffen ſollen. Er denkt ſich die Sache etwa folgendermaßen: es 
werden Geſellſchaften für beſtimmke Erwerbszweige geſchaffen, denen je 200 
bis 300 arbeitsfähige Invaliden angehören. Alſo eine Ark Produktivgenojjen- 
ſchaften, in Organiſakion und Verwaltung aber abweichend von den üblichen, von 
denen jedoch »manches übernommen« werden könne. Richtiger vielleicht: Betriebs- 
werkftätten durch Selbſthilfe unter Beteiligung des Staates. Das wichkigſte dabei 
iſt natürlich die finanzielle Grundlage. Die denkt ſich der Verfaſſer 
äußerſt originell. Die Invaliden bekommen bekannklich Rente vom Reich. Davon 
wird ihnen monatlich ein beſtimmker kleiner Betrag abgezogen. Die Geſamtſumme 
dieſer Abzüge wird zu 5 Prozent kapitaliſierk. Das Kapital gibt das Reich oder 
der Staat her, die Verzinſung wird durch die Renkenabzüge ſichergeſtellt. Hier 
kommen aber ſchon Bedenken. Die Renken find nicht abſolut und auf alle Zeit 
ſicher, deshalb müſſen ſie »ſtabiler« gemacht werden, da ja das Reich an ſich 
die Verpflichkung der Fürſorge hat. Die zweite wichtige Frage iſt der Abſaß 
der Produkte dieſer Geſellſchaften. Auch hier wird in erſter Linie damit ge- 
rechnet, daß Staat und Gemeinden Abnehmer werden. Die »ekwa billigere Kon- 
kurrenz der Privakinduſtrie habe der Staat zurückzuweiſen«. Eventuell find ſogar 
Monopole zu ſchaffen mit dem Zwecke, die Invalidengeſellſchaften zu beſchäftigen. 
Drittens enkſteht die Frage, ob denn immer genug Arbeiter da fein werden, da 
keinerlei Zwang ausgeübt werden kann. Die Invaliden können ebenſo leicht aus⸗ 
treten wie beitreten. Doch da es genug Invaliden gibt, würde eher ein Überangebot 
als ein Mangel an Geſellſchaftern vorhanden ſein. Die Verwaltung wäre mehr 
auforifafiv als demokrakiſch zu geſtalken, um größere Einheitlichkeit und Beweg 
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lichkeit zu erzielen und den Streitereien von vornherein vorzubeugen, die den Pro- 
duktivgenoſſenſchaften häufig fo ſchädlich würden. 

Die Sache ſieht viel einfacher aus, als ſie iſt. Theorie und Praxis ſind in dieſem 
Falle zwei recht verſchiedene Dinge. Man bedenke nur, welches Rieſenkapital 
dazu gehört, um einen derartigen Plan im ganzen Reiche zu verwirklichen. Und 
die in Ausſicht genommene Verzinſung des Kapitals iſt ebenſo problematiſch wie 
feine Sicherſtellung, die doch beſtimmk verlangt würde. Schon dazu wäre eine wich- 
fige und einſchneidende Geſetzesbeſtimmung nötig: „Mit Rückſicht auf die Gefahren 
der Renkenpſychoſe und der Angſt vor der ſogenannken Renkenquekſche müßte das 
Mannſchaftsverſorgungsgeſez vom 31. Mai dahingehend abgeändert werden, daß 
die Renke, welche jedem Mann zugeſprochen iſt, lebenslänglich un beſchadek 
dem Grade ſeiner Erwerbsfähigkeit konſtant bliebe. (ö) Der 
Verfaſſer, deſſen gute Abſichken nicht in Frage ſtehen, ſtellt ſich die Sache viel zu 
leicht und zu mechaniſch vor. Solche Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften find keine 
Automaten, die man nach Belieben ſchaffen kann. Und der Grund, auf den hier 
gebaut werden ſoll, ſcheink doch ein recht ſchwankender zu fein. H. Fleißner. 


Leopold v. Wieſe, Gedanken über Menſchlichkeik. München und Leipzig 1915, 
Duncker & Humblot. 126 Seiten. Preis gebunden 3 Mark. 

Eine Schrift, die angefihts all der geiſtigen Verflachung, die den größten Teil 
der »Kriegsliteratur« kennzeichnet, ſympathiſch berühren muß, weil ihr Verfaſſer, 
erſchreckk durch die unkerdrückende und nivellierende Macht der öffentlichen Mei- 
nung und durch die Tatſache, daß der Skaak ſeine Machtmittel ſelbſt zur Regulie- 
rung der Gedanken ſeiner Bürger in Bewegung ſetzt, ſich die Frage vorlegt und 
bejaht, ob denn noch die individuelle Vernunft das Recht habe, ſich gegen die Über 
kreibungen des Tages aufzulehnen und ſich gegenüber den verblödenden und kultur- 
ſchädlichen Wirkungen eines exkremen Nationalismus und den von dem Zeitgeiſt 
diktierten Forderungen des Tages an das Dauernde und Allgemein-Menſchliche 
hinzugeben. Aber dabei doch wieder eine ſehr unerquickliche Lektüre, weil der Ver- 
faſſer ohne feſte Richtlinie für eine klare, eindeutige Stellungnahme zu den Pro— 
blemen, die der Krieg in den Vordergrund gerückt hat, von dieſen ſelbſt hin und 
her gezerrt wird und krotz aller Ablehnung eines exkremen Chauvinismus und Na- 
tionalismus und der von dieſem aufgeſtellten Kriegsziele, kroz allen Kampfes gegen 
die Staatsallmacht und ihren Zwangscharakker auch in geiſtigen Dingen ſchließlich 
in faulen Kompromiſſen hängen bleibt, und weil er — nach der philoſophiſchen Seite 
gin — von der gänzlich unzureichenden Grundproblemſtellung: »Hie ftaatlihe Or- 
ganiſation — hie Individuum« ausgeht und ſich damit von vornherein den Weg zu 
einer wirklichen Löſung aller ihn quälenden Fragen verjperrf. 

Den deutſchen Geiſt ſeit Kriegsausbruch charakterifiert der Verfaſſer durch die 
ſiegreich gewordenen Prinzipien des Nationalismus und des Pflicht- 
idealismus; das konkrete Ziel der neudeukſchen Ethik dieſes nakionalen 
Pflichtidealismus ſei die Förderung der Wehrhaftigkeit des Deukſchen 
Reiches, wie ihre Stellung zum Kriege darin zu ſuchen ſei, daß fie ihn auffaſſe als 
einen großen Reinigungsprozeß von Ich-Kultur und Eudämonismus, als einen 
Triumph der militäriſchen Organiſation, als den Lehrer der dauernden Überlegen— 
heit des Deutſchen. Die ganze Richtung ergebe ſich folgerichtig aus der bisherigen 
ſtaatsphiloſophiſch-ethiſchen Entwicklung (Fichkel), aber fie bedinge, wie der Krieg 
ſelbſt, eine Rückkehr zum Primitiven und Akaviſtiſchen. Als dieſe ſtelle ſich in 
erſter Linie der abſoluke Nationalismus mit feinem Streben nach Ab- 
ſonderung von allem Nichkdeukſchen heraus. Bei den Kriegszielen des ex- 
kremen Nationalismus fallen einem Grillparzers Worte ein: »Von der Huma— 
nität über Nationalität zur Beſtialität.« Nur dadurch könne ſich ja der fanakiſche 
Nationalismus das ſchlechte Gewiſſen vom Leibe halten, daß er an eine goff- 
gewollte, unvergleichliche Überlegenheit des Deulſchen auf allen Gebieten wie an 
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den allein durch die Ausbreitung deukſcher Zwangsmachk zu bewerkitelligende 
wahren Kulturfortſchritt glaube. Dieſes verdummende Streben nach Macht um de 
Macht willen ſei abzulehnen und ihm der relative Nationalismus en 
gegenzuſtellen, der ſich als Vorſtufe des allmählich enkſtehenden Europäerkums un 
als Träger der Menſchlichkeit fühlt: »Wir find Deutſche und Weltbürger zugleich. 
Allerdings dürfe der Wille der Nation zum Siege nicht aufgehalten, abſchwächend 
und ablenkende Gedanken dürfen nicht geäußert werden. 

Weiter aber bedeute der Krieg einen Rückfall in die Ideen der Frühkultur m 
ihrem blinden, vernunftloſen Gehorſam. Hatte alle bisherige Kultur in höheren 
Sinne das Ziel, den Menſchengeiſt über dieſen blinden Gehorſam zu erheben, 
betrachte der Staat jetzt alle Glieder nur als Mittel und Werkzeuge der Arie 
führung, er werde jetzt zum alles beherrſchenden Selbſtzweck. Zwar ſolle die Ste 
gerung des Ichs, die aus der organiſierken Geſamkleiſtung in ihrer höchſten Poter 
(dem Kriege) hervorgeht, nicht geleugnet werden, aber es beſtehe die große Gefah 
daß durch die Überſchätzung des Staates alles Perſönliche unkerſchätzt und innerlii 
unferdrüct werde; denn einmal könne alle Staatsethbik — an ſich viel roher un 
unenfwickelter als das ethiſche Streben des Einzelmenſchen — nichts als Egpi: 
mus fein, dann aber beſtehe der Haupkzweck der modernen Staaten, ſoviel Kultu 
funktionen fie im Frieden auch übernommen hätten, in der Dienſtbarmachung vo 
Menſchen und in der Raumgewinnung. 

Werde alſo in der neudeuktſchen Ethik Staatsgefühl und pflicht 
idealismus in ihrer Vereinigung als deutſcher Geiſt aufgefaßt, jo müſſe ma 
demgegenüber die Frage ſtellen, ob die Zielſezung des Lebens auf Pflicht alle 
aufrechtzuerhalten, ob die Spannung von Pflicht und Glück ewig ſei. Und da un 
ſchließe denn die Idee der Menſchlichkeitk neben Glücksverlangen au 
veredelte Triebhaftigkeit und das Künſtleriſche, und die Zukunft de 
deukſchen Menſchen beruhe auf der Verſöhnung von nationalem Pflich 
idealismus und Menſchlichkeik. Dieſer Standpunkt bedeute aber nicht Beſeitigun 
ſlaatlicher Organiſation und pflichtloſes Behagen, Wehrlosmachung des eigene 
Volkes und Völkerverbrüderung, wohl aber neben der Ausſöhnung von Geiſtigke 
und Triebhaftigkeit, Opferbereitſchaft und ſtarker Individualität, Genußverfein 
rung und Pflichterfüllung weiterhin: Demokratie und doch Ausleſe, Reichtum 
mehrung ohne Ausbeukung, Erwerbswirtſchaft mit freiem Wettbewerb, Unte 
nehmergewinn und zugleich Sozialpolitik, Weltwirtſchaft und Weltpolitik ohr 
Imperialismus, Europäerkum auf der Grundlage des Deutſchtums. 

Ein ſehr reichhaltiges Programm, wie man ſieht, das der relative Nationali 
mus und Pflichtidealismus und das auf fein richtiges Maß zurückgeſchraub 
Staaksgefühl, kurz: der Menſchlichkeitsſtandpunkt dem Furor Te 
tonicus enkgegenſetzen will. Nur fehlt jeder Hinweis auf die Mittel und Weg 
die zu feiner Verwirklichung führen ſollen. Hätte der Verfaſſer ſich hierum ekwe 
bemüht, fo wäre er ganz von ſelbſt zu einem einheiklicheren, nicht derart 
den philoſophiſchen Wolken ſchwebenden Programm gekommen. Dazu wäre freili 
einmal der Mut notwendig geweſen, ſich da und dort in ſchroffen Gegenſaß; 
dem Geiſte der Zeiten zu ſtellen, dann aber hätte der Verfaſſer gründlich zu de 
ſozialiſtiſchen Ideenkreis, zu dem ſozialiſtiſchen Menſchlichkeitsprogramm Gtellur 
nehmen müſſen. C. Notte 


Dr. Fritz Wender, Das moderne Zollſchutſyſtem. Zürich 1916, Verlag Artift 
ſches Inſtitut Orell Füßli. 232 Seiten. Preis 4,20 Franken. 

Dr. Hans Signer, Die kreibenden Kräfte der ſchweizeriſchen Handelspolili 
Zürich und Leipzig 1914, Verlag Gebrüder Leemann & Co. 269 Seiten. Pre 
5,10 Franken. 

Die Fragen der Handelspolitik begannen 098 kurz vor dem Kriegsausbru 
die Öffentlichkeit intenfiv zu beſchäftigen, da die Erneuerung der Handelsverkrät 
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or der Tür ſtand. Der Kampf der Parkeien ſetzte ein. Eine Rückſchau auf die ver- 
loſſenen zollpolitiſchen Auseinanderſetzungen in der früheren Zeit iſt darum höchſt 
eboten und muß gute Dienſte leiſten. Eine ſolche Rückſchau liefern eben die ange- 
ührten Schriften. Die Arbeit des Genoſſen Mender bringt die kheoretiſche Kontro— 
erje über den Schutzzoll in Deukſchland ausführlich zur Darſtellung, während 
zigner die Kämpfe der Parteien in der Schweiz ſchilderk. Da die Argumente hie 
nd da dieſelben find, jo ergänzen ſich auch beide Werke in ausgezeichneter Weiſe. 

Mender gibt den Streit um »Induſtrieſtaat — Agrarſtaat«, um den Zufammen- 
ang zwiſchen dem Schutzzoll und dem Bevölkerungsproblem wieder, während 
zigner die Wandlungen der zollpolitiſchen Anſchauungen im Laufe von ſechzig 
jahren geradezu muſterhaft jchildert. Auf kheorekiſche Unterſuchungen läßt ſich 
zigner faſt gar nicht ein, dafür vermag er in wenigen Worten das kakſächliche Re- 
ultat der Tarifänderungen ſtellenweiſe gut zu kennzeichnen. Wer die handels- 
olitiihen Kämpfe der Gegenwart näher kennen lernen will, dem mögen beide 
geführte Schriften empfohlen werden. Aus beiden kann man reichlich Waffen 
ür die kommende Auseinanderſetzung erhalten. 

Was den Standpunkt der Autoren jelbjt betrifft, jo urkeilt Mender vom fozia- 
iſtiſch-marxiſtiſchen Gefichtspunkt aus, während Signer anſcheinend die Inkereſſen 
er verarbeitenden Induſtrie verkritt, ohne die Bedürfniſſe der breiten Volks- 
chichten aus dem Auge zu laſſen. Er ſpricht ſich gegen Zollverſchärfungen aus, 
a die Schweiz immer mehr in das Gewebe der Weltwirtſchaft verflochten wird. 
er will der Wirkung der Produzenkenverbände viel Gutes zuerkennen, da fie das 
Vertrauen in nationale Arbeit gehoben haben; er überſieht aber nicht, daß dieſe 
Verbände gefährlich zu werden beginnen, da fie danach krachten, ſich nur Vorteile 
u erobern und rückſichkslos das Wohl der Geſamtheit ihrem eigenen Gedeihen zum 
Ipfer zu bringen. Er endigt dann mit folgenden gerade heute ſehr beherzigens— 
perten Worten: 

»Wer, um die bleibende Vorherrſchaft dieſer oder jener Klaſſe zu ſichern, der 
amit unverträglichen Nutzbarmachung aller kechniſchen und ökonomiſchen Fork— 
chritte in der Beſchaffung der Lebensbedürfniſſe Hinderniſſe bereitet, handelt, mag 
t jein Vorgehen mit noch jo pakrioktiſchen Worten beſchönigen, im Inkereſſe der 
Rivalen ſeines Vaterlandes und gegen deſſen forkſchreitenden Reichtum, fork— 
chreitende Bevölkerung und Machkſtellung im Kreiſe der Nationen.« So kommt 
uch Signer zum Schluſſe, daß eigenklich nur die ſozialiſtiſche Organiſation der 
Produktion die einzig wirkliche nationale Wirkſchafts- und Weltpolitik iſt. 

Mender beſchränkt ſich nicht auf eine einfache Wiedergabe der handelswirk— 
chaftlichen Kontroverſen, ſondern verſucht fie auch vom marxiſtiſchen Standpunkt 
zus zu kritiſieren. Dabei finden wir hier allerdings keine kiefgehende Analyſe des 
Problems der Marktbildung und des Einfluſſes der Grundrenke auf die Agrikultur. 
Sehr richtig bemerkt er, daß das wirkſchaftliche Ideal des modernen Schutzzöllners 
ie kapitaliſtiſche Entwicklung auf ein engeres Terrikorium übertragen, für die 
Akkumulation des Kapitals eine engere Baſis ſchaffen, das heißt die Geſchichke 
on neuem anfangen will. Demgegenüber verweiſt er auf die Expanſionsnotwendig— 
zeit des Kapitals, die Mender wie folgt erklärt: »Da die Ausbeukung der Volks- 
naſſen eine Grenze der inkenſiven Ausnützung des nakionalen Marktes. 
etzt, muß das Streben nach größerem Profit zur exkenſiven Ausbreitung des 
Marktes greifen.« Meint Mender damit die Theorie der Genoſſin Roſa Luxem- 
urg von der abjoluten Notwendigkeit der kapitaliſtiſchen Expanſion nach Agrar- 
ändern? Im folgenden Satze erklärt er ſchon die Sucht nach Abſatzmärkken aus 
hen ſtets auftretenden Überproduktionskriſen. Man ſieht, der Aukor hat dieſes 
Problem nicht kief genug durchdacht. 

Noch ſonderbarer wirkt feine Erklärung der ſteigenden Gelreidepreiſe. Die 
andwirtſchaftlichen Bekriebsverhältniſſe ſcheinen ihm nicht klar vor den Augen 
u ſtehen. Er meint denn auch, daß nicht die Entwicklung der Agrikulfurfechnik auf 
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dem Lande eine Übervölkerung ſchafft und einen Teil davon in die Induſtrie ver 
jagt, ſondern daß die Induſtrie die Arbeiter an ſich ziehe und Arbeiternok auf dei 
platten Lande verurſache, während doch ſchon die Tatkſache, daß auf dem Land 
die Reallöhne niedriger als in der Induſtrie ſind, zeigt, daß gerade in de 
Landwirtſchaft eine ewige Reſervearmee befteht. Abgeſehen davon iſt die Et 
klärung der ſteigenden Gekreidepreiſe als Folge des Arbeitermangels rech 
ſonderbar. x 

»Iſt«, ſagt Mender, »die Größe der Bevölkerung eines Landes, in dem ſie 
eine ſelbſtändige Induſtrie eingebürgert hat, unverändert geblieben, und geht zu 
Beiſpiel die Hälfte der Bevölkerung zur Induſtrie über, ſo muß nun die ander 
Hälfte jetzt mehr Agrarprodukte erzeugen. Für das gleiche Getreidequantum ſtehe 
jetzt weniger Arbeitskräfte zur Verfügung.« Wie ſollen fie nun dieſes Quantu 
Getreide ſchaffen? Entweder, meint er, können fie die Arbeit inkenſive 
geſtalten und die gleiche Fläche bearbeiten, oder fie können die Intenjivitä 
der Landes kulkur ſteigern (2) und die Fläche ... reduzieren, oder aber ein 
Kombination der beiden Möglichkeiten anwenden. Auf jeden Fall ergibt ſich ein 
Steigerung der Produkkionskoſten und infolgedeſſen auch der Gefreidepreifi 
(S. 45, 46.) Wieſo ſteigen aber die Produktionskoſten, wenn die Hälfte de 
früheren Arbeiterzahl das gleiche Quantum Getreide produzierk? Stehe 
denn die Produktionskoften in umgekehrtem Verhältnis zum Arbeitswerk des Ge 
kreides? a a 

Trotz dieſer Unklarheit iſt das Werk dennoch als kurze Zuſammenfaſſung eine 
ſehr reichen Materials über den Streit um die Zollprobleme recht leſenswerk. Ma 
findet hier fo gut wie fämtlihe Argumente für und gegen die Zölle, die di 
bürgerliche Literatur enthält, wiedergegeben. 81 


Ausgewählte Kapitel aus der Geologie. 9. Heft: Hilfsbücher für Volksunterricht: 
kurſe, herausgegeben vom Sekrekariatk Sozialer Studentenarbeit. München-Olai 
bach 1914, Volksvereinsverlag. 32 Seiten. Preis 30 Pfennig. 


Der Name des Verfaſſers der Broſchüre ſei abſichtlich verſchwiegen, da ſie 
die folgende Beſprechung nicht an ſeine Adreſſe wendet. Hätte er ſeine Arbeit fü 
ſich allein auf dem Büchermarkt erſcheinen laſſen, er kann ſicher fein, ihrer wär 
hier nicht einmal Erwähnung gekan worden. Aber die »Ausgewählten Kapitel au 
der Geologie« find als 9. Heft der Hilfsbücher für Volksunkerrichtskurſe vom Se 
krefariat Sozialer Studenkenarbeit im Volksvereinsverlag zu München-Gladbac 
herausgegeben. Und das Sekrekariat Sozialer Studentenarbeif, eine der vielen be 
kannten klerikalen Gründungen, genießt hier und da noch den Ruf, daß es fir 
ehrlich Mühe gibt, Volksbildungsarbeit zu leiſten. Welcher Art klerikale Volks 
bildungsarbeit iſt, welchen Zwecken fie dient, das braucht hier nicht weiter aus 
geführt zu werden. Aber wie die populariſierke Wiſſenſchaft der Marke Müncher 
Gladbach ausſieht, das läßt ein Blick in dieſe volkstümliche Geologie erkennen 
Es iſt bezeichnend, was darin dem Volke an Bildungsſtoff geboten wird. Gan 
abſehen wollen wir von dem Stil, dem in der Sekunda die Zenſur „mangelhaft 
ſicher wäre, und von der oberflächlich-liederlichen Dispofition; aber der Wuſt vo 
Unfinnigkeiten und Unrichtigkeiten, von dem buchſtäblich jede Seite der doch wahr 
lich nicht allzu umfangreichen Broſchüre ſtrotzt, ſpokkek jeder Beſchreibung. Auf 
Geratewohl ſeien einzelne Koſtproben hier ſerviert: »Die Höhe, von wo ab imme 
Schnee liegt, nennt man Schneegrenze. Nach der Lage kann ſie höher oder niedrige 
liegen.« (S. 19.) »Trotz der Abwärtsbewegung bleibt das Ende des Gletſcher 
immer in gleicher Höhe.« (S. 20.) »Die Schukkanhäufungen am Fuße der Gletſche 
heißen Moränen. Man kennt Seiten-, Mittel-;, End- oder Stirn- und Grund 
moränen. Erſtere find der Geſteinsſchutt an den Rändern der Glekſcher. — Di 
Stirnmoränen bilden einen nach vorn erhabenen Bogen am Ende der Gletſche 
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es iſt der Schutt, den die Mittelmoränen abſetzen.« (S. 21.) »Da Fremdſtoffe ſich 
m Meerwaſſer beſonders ſchnell abſetzen (etwa fünfzehnmal fo ſchnell wie im 
üßen Waſſer), iſt es leicht erklärlich, daß Ablagerungen an der Küſte ſtärker ent- 
vickelt ſind als in tieferen Meeresbecken.« (S. 23.) »Ift das Material feiner ge- 
veſen (etwa aufgelöſter Ton), fo iſt eine feinere Schichtung zu beobachten, die man 
zuch Schieferung nennt (Dachſchiefer).« (S. 23.) »Die Flußſtreifen (Fluidalſtrukkur) 
zönnen auch geſetzmäßig auftreten und fo zur ſäuligen Abſonderung des Geſteins 
ühren (Baſaltſäulen).« (S. 26.) »Die kerreſtriſchen Geſteine find meiſt an den Rän- 
ern des Karbonmeeres gebildet worden. Es find Konglomerake (durch ein Binde— 
nittel gefejtigfes Ufergeröll), Sandſteine und Tonſchiefer. — Eng verknüpft mit 
iefen Schichten find in manchen Gegenden reine Feſtlandsablagerungen, was man 
jaraus erkennt, daß Steinkohlen im Gebirge eingelagert ſind.« (S. 27.) »Beſon— 
ers beliebt ſcheint der Unterkiefer des Höhlenbären geweſen zu fein, deſſen ſpitzer 
Sckzahn als Axt dienke.« (S. 30.) — Und noch einige »Wiederholungsfragen«, die 
nem inſtruierenden Unteroffizier alle Ehre machen würden: »Welche Aufgabe iſt 
dem Waſſer geſtellt? Wie wird es dieſer Aufgabe gerecht? Wo zerſtört es und wo 
ildet es?« (S. 22.) 

Wenn das gedruckte und in voller Öffentlichkeit erſcheinende Bildungsmakerial 
bes Sekretariats für Soziale Studentenarbeit ſchon fo ſtümperhaft iſt, wie muß 
hann erſt der klerikal-ſtudentiſche Unterricht ſelbſt beſchaffen fein! Vor einer der- 
tigen Volksbildung können die Arbeiter gar nicht genug gewarnt werden. 

Gg. Engelbert Graf. 


Anzeigen. 
(Beſprechungen hier angezeigfer Schriften behält ſich die Redaktion vor.) 


Adolf Braun, Gewerkſchafken. Betrachtungen und Überlegungen während des 
Weltkriegs. Leipzig 1915, Verlag der Leipziger Buchdruckerei-Akkiengeſellſchaft. 
168 Seiten. Preis 1,50 Mark. 


Das Buch faßt 14 Artikel zuſammen, die der Verfaſſer ſeit Beginn des 
Krieges über gewerkſchaftliche Probleme insbeſondere mit Bezug auf die durch den 
Krieg geſchaffene Situation geſchrieben und haupkſächlich in der Neuen Zeit und 
im »Kampf« veröffentlicht hakt. Zur Herausgabe in Buchform hat ſich der Ver— 
faſſer, wie er im Vorwort bemerkt, enkſchloſſen, weil er »die jetzt von jo manchem 
vernachläffigte wirtſchaftliche Bekrachkung ſeinen Gedankengängen zugrunde gelegt 
habe und weil er glaube, wagen zu dürfen, dieſe nüchternen Auseinanderſetzungen 
der Nachprüfung in der Zeit nach dem Kriege auszuſetzen«. 

Ausführliche Sach-, Orts-, Berufs- und Namensregiſter erleichtern die Be- 
nutzung des Buches auch als Nachſchlagewerk. 


Nolizen. 


Die Studiengejellichaft für ſoziale Folgen des Krieges. Im 5. Heft der Neuen 
Zeit S. 158 hatte ich das erſte Bulletin der Geſellſchaft beſprochen. Genoſſe Aug. 
Mai, von uns als Mitarbeiter geſchätzt, hat daraufhin eine Zuſchrift an mich ge- 
tichtet, in der er ſich als Mitglied der Studiengeſellſchaft vorſtellt und Einwände 
gegen meine Kritik erhebt. . 

Er ſendet mir einen Zettel, der ſchon im April gedruckk wurde und in dem der 
Herausgeber des Bulletins die von mir gerügten Fehler der Tabelle IV richkig- 
ſtellte. Die Kritik, die ich an dieſer übte, wird aber damit doch nicht widerlegt, ſon- 
dern vielmehr anerkannk. Ihre Fehler ſind jedoch nichk die einzigen, die ich am 
Bulletin gerügt hakte. Im Intereſſe des Anſehens und der Verwendbarkeit des 
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Bulletins iſt ſicher zu wünſchen, daß feine Angaben ſchon vor dem Druck und nid 
erſt hinterdrein aufs ſorgfältigſte geprüft werden. 
Ferner bemerkt der Genoſſe Mai gegen mich: 

»Anonym iſt die Geſellſchaft nicht. Wir haben nie ein Hehl daraus gemach 
daß Parvus der Gründer der Geſellſchaft iſt und daß er das wiſſenſchaftlich 
Unternehmen finanziert.. . . Dies iſt ja nicht nur in Parkeikreiſen bekannt.. 

Daß Parvus der Gründer ſei, war auch mir ſchon gerüchtweiſe zu Ohren 9 
kommen. Aber das erſetzt doch nicht eine öffenkliche Feſtſtellung. Wie viele G 
rüchte haben wir nicht ſeit einem Jahre über Parvus gehört in Verbindung m 
ſeinem ſprunghaften Wandel während der Kriegszeit, der ebenſo ein ideeller w 
ein materieller war, und der uns ebenſo überrajchte, wie es etwa die deutſche 
Sozialdemokraten ‘von 1869 überraſcht hätte, wenn Wilhelm Liebknecht ein 
Tages als Rothſchild oder als J. B. v. Schweitzer aufgewacht wäre. Dieſe Gerüch 
auf ihre Richtigkeit zu prüfen, iſt mir unmöglich, auch nicht ſehr wichtig. Ab 
gerade, daß mir die Gründung der Studiengeſellſchaft durch Parvus nur als G 


rücht bekannt wurde, indes in der Publikation der Geſellſchaft ſelbſt die Nennur 


feines Namens ängſtlich vermieden wird, machte mich ſtutzig. Denn zur Parvu 
ſchen Eigenark gehörte es bisher nicht, daß er fein Licht unter den Scheffel ftellt 
Er zog es vor, ſeine Leiſtungen an die große Glocke zu hängen. 

Nun ſucht Genoſſe Mai meine Bedenken dadurch zu zerſtreuen, daß er da 
auf hinweiſt, die Geſellſchaft diene nicht der Tagespolitik, ſondern rein nur de 


Wiſſenſchaft. Er ſchließt mit den Worten: 


»Wir haben nun verſchiedene Arbeilen vor uns. Wir werden vor allem e 
Bücherverzeichnis der Kriegsliterakur und dann ein Bullekin über die Menſche 
verluſte im Kriege herausgeben. Eine weitere Arbeit, die jetzt erſt in Angriff g 
nommen wird, bezieht ſich auf die wirtſchaftliche Lage der Arbeiterklaſſe i 
Kriege. Wir werden dabei ganz beſonders auf die Hilfe unſerer Genoſſen ang 
wieſen ſein, da wir nicht nur Material ſchaffen müſſen, ſondern wahrſcheinli 
ganze Arbeiten darüber brauchen. Sie werden wohl zugeben, daß die Frage 
enorm wichtig ſind und daß irgendeine politiſche Tendenz dabei ausgeſchloſſen i 

Ob wir aber jetzt, nachdem Ihre Beſprechung erſchienen iſt, Hilfe und Ve 
ſtändnis in allen ſozialiſtiſchen Kreiſen begegnen, iſt ſehr zweifelhaft. Ich glaul 
daher, daß es Ihre ſozialiſtiſche Pflicht iſt, den Eindruck zu zerſtreuen, den Ih 
Beſprechung, die doch zum Teil auf MWißverſtändnis beruht, hervorgerufen hat 

Ich muß leider bemerken, daß die Mitteilungen des Genoſſen Mai mich e 
Mißverſtändnis von meiner Seite nicht erkennen laſſen und mir keinen Anle 
geben, mein Urteil zu ändern. Ich weiſe ihn darauf hin, daß ich ausdrücklich ko 
ſtatiere, in dem erſten Bullekin trete eine kendenziöſe Färbung nicht zutage, ur 
daß ich die Aufgabe der Studiengeſellſchaft für eine äußerſt glückliche und wichti; 
erkläre. Ich möchte hinzufügen, daß es mir auch nicht bedenklich erſcheink, die A 
beiten der Studiengeſellſchaft durch kakſächliche Mitteilungen zu fördern. Die J 
ſtitutionen unſerer Parkei haben ftets ſelbſt Gegnern ihre Archive zu wiſſenſchaf 
licher Verarbeitung gern geöffnet, ſoweit es ſich nicht um die Bloßlegung intim 
Vorgänge handelte. 

Eine andere Frage aber iſt die, ob wir den Publikationen der Parvusſche 
Gründung als Leſer ohne weiteres volles Vertrauen enkgegenbringen ſollen, m 
da bleibe ich dabei, fie hat dies Verkrauen erſt zu erobern. Einſtweilen iſt größ 
Vorſicht ihr gegenüber geboten, wie gegenüber jedem Unternehmen, das ſich an d 
ſozialiſtiſche Arbeikerſchaft wendet, ohne ſich der Konkrolle einer anerkannt 
Parteiorganiſakion zu unkerwerfen oder durch die Perſönlichkeit feines Gründe 
und Leiters von N eine ſolche Konkrolle überflüſſig erſcheinen zu laſſe 

.Rautsk 
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Zur Geſchichle des Zentralorgans der Parkei. 
Von K. Kauksky. 
1. Der »Vorwärks«-Konflikk«. 

Kein prinzipieller oder kakkiſcher Gegenſatz im politiſchen Leben, mag 
r noch jo tief gehen, nimmt die Form eines ausſchließlichen Kampfes um 
je einander widerſtrebenden Auffaſſungen an. Skets entwickelt er perjön- 
che Zwiſtigkeiten und Streitigkeiten über formale Verſtöße, und man muß 
1 jedem derartigen Falle froh ſein, wenn dies kleinliche Beiwerk den 
roßen Gegenſatz von hiſtoriſcher Bedeukung nicht in einem Grade über— 
chert, daß man ſchließlich den Wald vor lauker Bäumen nicht mehr ſieht 
nd über den kleinen Konſequenzen des Zwiftes feine große Grundurſache 
us den Augen verliert. 

Nie war dieſe Gefahr größer als heute bei dem Gegenſatz, der in der 
ſcheidung zwiſchen alter ſozialdemokratiſcher Fraktion und Sozialdemo- 
ratiſcher Arbeitsgemeinſchaft zutage getreten iſt. Den ſachlichen Urgrund 
jeſer Scheidung ganz unzweideutig bloßzulegen, wird gerade durch jenen 
riegszuſtand ſchwer gemacht, der den Gegenſatz herbeiführke und die 
formen beſtimmte, in denen er ſich äußerte. | 

Indeſſen, ob wir wollen oder nicht, wir müſſen unfere Differenzen ter 
en Bedingungen ausfechten, die durch die hiſtoriſche Situation gegeben 
nd und die wir nicht willkürlich beſtimmen können. 

Unter den vielen kleineren Streitfragen, die der große Gegenſatz zwi— 
hen nafionaler und inkernakionaler Auffaſſung, Burgfrieden und Alafjen- 
ampf, Niederwerfungs- und Verſtändigungspolitik mit ſich gebracht hat, 
t wohl die eigenarkigſte diejenige, die unſer Zenkralorgan, den »Vorwärks« 
ekrifft. 

Dieſe Streitfrage ſelbſt iſt wieder zurzeit eine ſehr e aus 
iner Reihe von Problemen zuſammengeſetzte. Eines darunker iſt die Frage 
er Rechte und Pflichten des Redakkeurs eines Parkeiorgans gegenüber 
er Organiſation, die ihn als ihren Verkrauensmann zur Wahrung ihrer 
ntereſſen und zur Verfechkung ihrer Ziele auf ſeinen Poſten berufen hat. 
0 wichtig dieſe Frage iſt, fie geffaltet ſich für den »Vorwärks« nicht anders 
[5 für jedes andere Parkeiorgan, wir ſehen hier daher von ihr ab. Nicht 
urch fie erhält der jezige »Vorwärks«-Konflikt feine Eigenart, ſondern 
urch die beſondere Stellung, die unſer Zenkralorgan in der Parkeipreſſe 
adurch einnimmt, daß es von zwei einander beigeordneken Inſtanzen ab- 
ängt, weil es zwei verſchiedene Funktionen ausübt. Es iſt Berliner Lokal- 
rgan ebenſo wie Zenkralorgan der Partei. Seine Angelegenheiten werden 
on der Berliner Preßkommiſſion ebenſo enkſchieden wie vom Parkeivor— 
and. Nach dem beſtehenden Organiſakionsſtakut haben beide Behörden 
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»gemeinſam« dieſe Angelegenheiten zu regeln. Wie aber, wenn fie ſich eir 
mal nicht einigen können? Dann entſcheidet die Konkrollkommiſſion. Abe 
o Pech! dieſe kann ſich diesmal auch nicht einigen, ſondern zerfällt in zwe 
Flügel, von denen jeder gleichviel Stimmen aufweiſt. Und an einen Parte 
kag zu appellieren ift nicht immer gleich möglich, unfer den gegebenen Ver 
hältniſſen ausgeſchloſſen. 

Man ſieht, die Stellung unſeres Zenkralorgans iſt eine recht verzwict 
Wie jo manches andere, wird auch dieſer Zuſtand nur dann vollkomme 
begreiflich, wenn man weiß, wie er enkſtanden iſt. Gerade jetzt dürfte dahe 
ein kurzer Rückblick auf die Geſchichke der Zenkralorgane unſerer Parke 
am Platze ſein. 

2. Der »Sozialdemokral« Schweißers. 

Im Unkerſchied vom ankiken und mitkelalterlichen Staat vollzieht ſie 
das politiſche Leben des modernen Staates unter Bedingungen, die es eine 
an die Maſſen appellierenden Parkei unmöglich machen, ſich auf die münd 
liche Agitation zu beſchränken. Von der Zeit der Reformation an ſpiele 
Flugblätter und Broſchüren eine große Rolle in der populären Agitation 
Seit der franzöſiſchen Revolution reichen dieſe gelegenklichen Mittel nich 
mehr aus. Eine Partei kann ohne ein Parkeiorgan, eine regelmäßig ei 
ſcheinende Zeitung, nicht beſtehen. 

Doch zeigt ſich dabei ein weſenklicher Unkerſchied zwiſchen bürgerliche 
und prolekariſchen Parteien. Die erſteren ſuchen die Volksmaſſe nicht 3 
organiſieren, ſondern nur zu benutzen. Ihre Parteien find, ehe nicht di 
Konkurrenz einer ſtarken prolekariſchen Parkei Wandel ſchafft, nur klein 
Klüngel, die weder die Mittel noch den Willen haben, große Zeitunge 
herauszugeben. Die bürgerlichen Zeitungen bleiben Privakunkernehmunger 
die ſich in den Dienſt der einzelnen Parkeien ſtellen, wenn es ihren Unker 
nehmern aus irgendwelchen materiellen oder ideellen Gründen paßt. 

Die Sozialdemokratie iſt dagegen die Partei der Volksmaſſe ſelbf 
Deren Organiſierung zu ſelbſtändiger Politik iſt eine ihrer wichtigſten prak 
tiihen Aufgaben. Dazu gehört auch die Unabhängigkeit von einer fremde! 
Preſſe, die Verfügung über die Preſſe ſelbſt. Daher von Anfang an da 
Streben der Partei, die für fie wichtigen Organe ſelbſt zu beſitzen. 

Aber prolekariſche Parteien find in ihren Anfängen äußerſt ſchwach 
Sie ſtellen nicht die zahlreichen Abnehmer, die eine Zeitung braucht, un 
ihre Koſten aufzubringen, und beſitzen nicht die Geldmittel, das Defizit 3 
decken. 

Die erſten ſozialiſtiſchen Zeitungen werden daher in der Regel von ein 
zelnen Perſonen gegründet, die über die nötigen Geldmittel verfügen. Gert 
überläßt man ihnen in dieſem Stadium das Privakeigenkum an der Zei 
lung. Sie iſt da a nur ein Mittel, Geld loszuwerden, nicht Geld zu ge 
winnen. 

Das wurde die »Neue Rheiniſche Zeitung« 1848/49 für Marx, da: 
wurde der »Sozialdemokrat«, den J. B. v. Schweitzer und v. Hofſtekten End: 
1864 gründeten, für den letzteren. Für Schweitzer die Urſache einer ſchwerer 
Schuldenlaſt. 

Der »Allgemeine Deutſche Arbeikerverein« konnte daher gar nich 
daran denken, dies Blatt zu erwerben, obwohl er dringend eines Partei: 
organs bedurfte. Dabei war er jedoch aufs ſtrammſte zenfralifiert, alle 
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Macht in den Händen ſeines Präfidenten konzentriert. Nicht die Partei 
bekam ein Organ, ſondern der Präſidenk. Im Organiſakionsſtakut des Ver- 
eins ſtand kein Work über das Parkeiorgan. Deſſen Stellung wurde be— 
ſtimmt durch einen privaten Verkrag, den der Präfident B. Becker am 
30. März 1865 mit Hofſtekten und Schweitzer abſchloß. Es hieß darin: 


Ark. I. . .. Die Zeitung ſoll das offizielle Organ des Vereins fein. Jede andere 
Zeitung, welche ſich als offizielles Organ benimmt, ſoll, ſolange die Herren 
v. Schweitzer und Hofſtekten die Bedingungen des gegenwärtigen Verkrags er— 
füllen, desavouierk werden. Art. II. In der genannten Zeitung find alle für die 
Öffentlichkeit beſtimmten Akkenſtücke des Präſidiums zu veröffenklichen. In betreff 
ihrer verpflichtet ſich der Präfident des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins, 
ſie der Zeitung regelmäßig aus erſter Hand zu liefern, während die Herren v. Hof- 
fetten und Schweitzer ſich verpflichten, fie ſchnellſtens abzudrucken. Ark. III. Das 
Präſidium empfiehlt nachdrücklich die Zeitung den Mitgliedern des Allgemeinen 
Deutſchen Arbeitervereins zum Abonnement und zur Verbreitung. Das Präſidium 
hat die Bevollmächtigten der größeren Gemeinden anzuweiſen, die Zeitung regel- 
mäßig, und die der kleineren Gemeinden, die Zeitung über wichtige Fälle mit Be- 
richten zu verſorgen. Alle wichtigen Vereinskorreſpondenzen, die von den Bevoll- 
mächtigten, Vorſtandsmitgliedern oder den einfachen Mitgliedern des Vereins der 
Redaktion des Blattes zugejchickt werden, ſollen dem Weſen nach, wo nicht ganz 
mitgeteilt werden. Art. IV. Die Herren v. Hofſtekken und J. B. v. Schweitzer wer- 
den die ganze politiſche und ſoziale Richtung ihres Blattes derjenigen des Vereins 
im weſentlichen anpaſſen und ſich hierüber immer mit Herrn Becker zu verftän- 
digen haben. Sie werden dem Präſidium gegenüber jtets ſelbſt und nur allein die 
Verankworklichkeit für den Inhalt der Zeitung fragen.... Ark. VI. Das Prä- 
ſidium behandelt die Zeitung als oberſtes Parteiorgan, ſolange die Haltung des 
Blattes mit der Haltung des Präſidiums im weſenklichen übereinftimmt. Hört 
dieſe bereinſtimmung auf und iſt keine Verſtändigung möglich, fo haben die Herren 
b. Schweitzer und v. Hofſtetten auf das Verlangen des Präfidenten des Allge— 
meinen Deutſchen Arbeitervereins den Zitel: »Organ des Allgemeinen Deukſchen 
Arbeitervereins« ſogleich aufzugeben und eine Erklärung des Präſidiums, welche 
dies den Leſern bekannt macht, auf der erſten Seite des Blakkes in fetter Schrift 
abzudrucken. 


In dieſem Schriftſtück ſind die Funkkionen des Parkeiorgans genau 
bezeichnet. Es ſoll einmal die Erlaſſe des Parkeivorſtandes, das heißt des 
Präſidiums, veröffentlichen. Das war damals wichtig, wo dem Verein kein 
anderes Organ zur Verfügung ſtand. Nur durch den »Sozialdemokrak« 
konnte die Welt erfahren, was das Präſidium ihr mitzuteilen hakte. | 

Nicht minder wichtig war die Veröffenklichung der Berichte über das 
Parteileben in den verſchiedenen Gemeinden. Der Verein war noch in 
keinem Verkrekungskörper, keinem Parlament, keinem ‘Gemeinderat ver- 
kreten, die bürgerliche Preſſe nahm nicht Notiz von ihm. Wenn nicht das 
Parkeiorgan die Genoſſen jedes Ortes regelmäßig darüber unterrichtete, 
was die Partei in anderen Orten kat und ſchuf, wäre Einheiklichkeit und 
innerer Zuſammenhalkt nicht aufrechtzuhalten geweſen. 

Endlich als dritte Aufgabe des Parkeiorgans wurde bezeichnet die An- 
paſſung an die politiſche und ſoziale Richtung des Vereins und die Ver— 
fländigung darüber mit dem Präſidenken. 

Daß das Vereinsorgan als ſolches nur wirken konnfe, wenn es in der— 
ſelben Richtung marſchierke wie der Verein ſelbſt, iſt ohne weiteres klar. 
Daß aber der Verein dann idenkifiziert wurde mit »Herrn Becker«, iſt eine 
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Folge der diktakoriſchen Befugniſſe, die Laſſalle, allerdings nur für ſic 
dem Präfidenten des Vereins zugewieſen hakkke. In ſeiner Rede über »d 
Agikation des Allgemeinen Deutſchen Arbeikervereins« finden wir bekann 
lich das Verlangen danach in die Worte zufammengefaßt: 

Wir müſſen unſrer aller Willen in einen einzigen Hammer zuſamme 
ſchmieden und dieſen Hammer in die Hände eines Mannes legen, zu deſſen J. 
kelligenz, Charakter und gutem Willen wir das nötige Zukrauen haben, damit 
aufſchlagen kann mit dieſem Hammer! ... Nur durch die Diktatur der Ein 
ſicht, nicht durch die Krankheit des individuellen Meinens und Nörgelns ſind d 
großen, gewaltigen Übergangsarbeiken der Geſellſchaft zu bewerkſtelligen. 


Gegenüber dieſer Forderung der »Dikkakur der Einſicht« war die Fo 

derung der Verſtändigung der Herren v. Schweitzer und v. Hofſtetten m 
Herrn Becker noch milde gefaßt. Aber auch dieſe Verſtändigung gelan 
Becker nicht. Was ein Laſſalle einer Maſſe von Neulingen gegenüber be 
anſpruchen konnte, vermochte ein Becker einem Schweitzer gegenüber nid 
durchzufegen. Der Redakteur des Zenkralorgans rebellierte bald gegen de 
Parteivorſtand und erwies ſich dabei als der Überlegene. 
AZ3bwiſchen dem Präſidenken, Bernhard Becker, und der Redaktion des »S. 
zialdemokrat« ſtellten ſich alsbald erhebliche Differenzen ein, die ſchließlich 
einen öffentlichen Skandal ausarketen, der die Auflöſung des Vereins unfehlbe 
zur Folge gehabt hätte, wenn nicht die Vereinsmitglieder energiſch eingeſchritte 
wären, namentlich der jetzige Vereinspräſidenk, Herr Haſenclever und ie 
(C. W. Tölcke, Zweck, Mittel und Organiſakion des Allgemeinen Deutjhen A 
beifervereins, Berlin 1873.) 


Becker legte das Präſidium im November 1865 nieder, als der wirl 
liche leitende Kopf im Verein erwies ſich Schweitzer, der nach mannigfache 
Irrungen und Wirrungen auch zum Präfidenten gewählt wurde (1867). 

Damit war die »Diktakur der Einficht« katkſächlich erreicht, alle Mach 
mittel der Partei in den Händen eines Mannes konzenkrierk: der Re 
dakkeur des einzigen Organs der Parkei gleichzeitig auch ihr Präſidenk. Ei 
Parkeivorſtand, der das Zenkralorgan als einziges Parkeiorgan ſelbſt rı 
digierk: eine ſtärkere Bürgſchafkt der Einheit der Partei ſollte nicht denkba 
ſein. Zunächſt nahm der Verein auch einen gewaltigen Aufſchwung, un 
doch krug gerade die Dikkakur der Einficht den Keim des Verderbens in fid 

Nach der bereits zitierken Schrift Tölckes bekrug die Zahl der Mit 
glieder des Allgemeinen Deutjchen Arbeitervereins 1865 9421. Infolge de 
inneren Zwijtigkeiten ſank fie bis 1867 auf 2508. Dann ſtieg fie raſch au 
12 035 im Jahre 1869. Von da an feßte raſcher, unaufhaltſamer Nieder 
gang ein. 1871 zählte der Verein nur noch 5356. Gleichzeitig ſchwanden di 
Abonnenken des Parkeiorgans. Sie bekrugen nach derſelben Quelle im Me 
1871 nur noch 2700. Unter ſolchen Umſtänden war es nicht länger zu halter 
Schweitzer legte das Präſidium nieder und ſtellte das Erſcheinen des »So 
zialdemokraf« ein. An Stelle des abkrekenden Präſidenken wurde Haſen 
clever berufen. Und gleichzeitig ein neues Parkeiorgan gegründet. Es führt 
den Titel: »Der Neue Sozialdemokrak. Organ und Eigentum des All 
gemeinen Deukſchen Arbeikervereins«. Nun erſt hatte der Verein ein wirk 
liches Organ, eines, das nicht bloß für ihn ſchrieb, ſondern auch eines, da 
ihm ſelbſt gehörte. Redakteure wurden Haſſelmann und Haſenclever. Re 
daktion des Parkeiorgans und Präſidium waren alſo abermals wenigſten 
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keilweiſe vereinigt. Doch kam es zu keiner Diktatur mehr und auch zu keinen 
inneren Konflikten: Haſenclever war keine jo überragende Perfönlichkeit 
wie Schweitzer. Überdies eine verſöhnliche Natur. Er vertrug ſich ſogar mit 
dem eiferſüchtigen und herrſchſüchkigen Haſſelmann. Aber der Mangel an 
Konflikt wurde erkauft durch einen anderen, weniger erfreulichen Mangel. 
Haſſelmann hinderte das Aufkommen jeder ſchriftſtelleriſchen Kraft neben 
der ſeinen im »Neuen Sozialdemokraf«, und der blieb das einzige Parkei— 
organ. Tölcke erklärke mit Skolz 1873 in der ſchon mehrfach zitierken 
Schrift: f 

Der »Neue Sozialdemokrat« ift in Deutſchland das einzige Arbeiter- 
blatt im wahren Sinne des Wortes, welches die Inkereſſen der Arbeikerklaſſe 
in jeder Beziehung kräftig vertritt. (2. Teil, S. 99.) 


Er war ſich deſſen gar nicht bewußt, welches Armukszeugnis er ſeiner 
Partei damit ausftellte. 

So wenig wie in Beziehung auf die Form der Organiſakion iſt in Be— 
ziehung auf die Geſtalkung der Preßverhältniſſe der Allgemeine Deukſche 
Arbeiterverein für unſere Partei vorbildlich geworden, kroß der bedeuten- 
den Leiſtungen ſeiner Redner und Organiſakoren. 


3. Der »Volksſtaak«. 


Mehrere Jahre, ehe Tölcke den »Neuen Sozialdemokrak« das einzige 
Arbeiterblatt Deutſchlands nannte, zu einer Zeit, als noch der Schweitzerſche 
»Sozialdemokrak« beſtand, hatte ſich ſchon neben dem »Allgemeinen 
Deutſchen Arbeikerverein« eine »Sozialdemokrakiſche Arbeiterparkei« ge- 
bildet, auf dem Eiſenacher Kongreß 1869, die von Anfang an ein eigenes 
Parkeiorgan hakte, den von Liebknecht redigierten Volks ſta ak, deſſen 
Vorläufer das »Demokratiſche Wochenblatt« war, das der Ausſchuß der 
Volksparkei in Sachſen, Liebknecht, Bebel, Freytag ſeit 1868 herausgaben. 

Der Kern dieſer Partei war über die kleinbürgerliche Demokrakie zum 
Sozialismus gekommen. Ihr prolekariſches Klaſſenbewußtſein äußerte ſich 
weniger ſchroff als im Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein, fie predigken 
nicht das Evangelium der »ſchwieligen Arbeikerfauſt«, die Zahl der Aka— 
demiker, damit auch der ſchriftſtelleriſch befähigten Leute unter ihnen war 
größer. Die Lebensbedingungen des Prolefariats entwickeln eher die redne- 
riſchen und organiſakoriſchen Fähigkeiten als die ſchriftſtelleriſchen. 

Theorekiſch ſtanden die Eiſenacher auf demſelben Boden wie die Laſ— 
ſalleaner, aber ſie unterlagen nicht dem Einfluß der Perſönlichkeit Laſſalles 
und des mit ihr getriebenen Kultus. Und das demokrakiſche Bewußtſein 
war bei ihnen ſtärker enkwickelk. Im Gegenſatz zur ſtreng zenkraliſtiſchen 
Organiſakion, die auf die Perſönlichkeit Laſſalles zugeſchnitten war, gaben 
fie ſich eine loſere demokrakiſche Organiſation, die ſich bewährt und die 
Partei bis heute zuſammengehalten hat, während die Überſpannung des 
Einheits- und Diſziplingedankens im Allgemeinen Deutſchen Arbeiter- 
verein jede ernſthafte Oppoſition gegen die Parkeileitung zur Meukerei 
ſtempelte und damit das ſich immer wieder erneuernde Aufkreken von Meu— 
kereien und Spaltungen unvermeidlich machte. 

Die Parteipreſſe gedieh unker den Bedingungen der Eiſenacher weit 
beſſer als unter denen der Laſſalleaner. Die größere Zahl wiſſenſchafktlich 
gebildeker Mitglieder verlieh nicht nur dem »Volksſtaat« weit mehr Man- 
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nigfaltigkeit und hob ihn auf ein höheres Niveau, als der »Neue Sozial 
demokrak« erreichte. Sie führte auch im Verein mit der größeren Selb 
ſtändigkeit der lokalen Organiſakionen dazu, daß neben dem urſprüngliche 
Parteiorgan bald eine Reihe von Lokalblättern erſtand. Trotzdem di 
Eiſenacher an Zahl und Geldmitteln ftets ſchwächer waren als die La 
ſalleaner, verfügten fie bald über eine ſtärkere Broſchürenliteratkur un 
periodiſche Preſſe. 

Bereits 1870 gründete Karl Hirſch in Krimmitſchau den »Bürger- un 
Bauernfreund«, das erſte käglich erſcheinende Lokalblakt der Partei. Ir 
nächſten Jahre gefellten ſich dazu der »Dresdener Volksboke«, die »Chem 
nitzer Freie Preſſe«, der »Braunſchweiger Volksfreund«, das »Fürkhe 
Demokrakiſche Wochenblakt«. Ihnen folgten 1873 die »Hofer Zeitungs, de 
»Geraer Volksfreund«, der »Thüringer Volksbote« in Eiſenach, die »Süd 
deutſche Volksſtimme« in Mainz, der »Zeitgeift« in München. 

Durch das Auftreten dieſer lokalen Preſſe ward erſt das Parkeiorgar 
»Der Volksſtaat«, zum Zenkralorgan. Dieſen Charakter erhält es dure 
ſeinen Unterfchied vom Lokalblakt. Daraus, daß beide für einen verſchie 
denen Kreis wirken, ergeben ſich ſehr verſchiedene Funktionen. Das Lokal 
blaff erſcheink gleichzeitig mit der bürgerlichen Nachrichkenpreſſe ſeines Be 
zirkes. Es hat die Aufgabe und iſt auch mehr oder weniger imſtande, j 
nach den ihm zur Verfügung ſtehenden Kräften die bürgerliche Preſſe ii 
prolekariſchen und ſozialiſtiſchen Kreiſen zu erſezen und zu verdrängen. E 
darf daher nicht bloß Parteinachrichken bringen, ſondern ſoll über all 
Weltbegebenheiten berichten, die von allgemeinem Inkereſſe ſind, ebenſo wi 
über alle lokalen Vorkommniſſe, die ſeinen Leſerkreis berühren können. 

Das Zenkralorgan iſt das Organ nicht eines beſchränkken Bezirkes, ſon 
dern der Geſamtparkei im ganzen Reich. Schon das ſchließt lokale Bericht 
erſtaktung aus. Bei dieſem Charakker kann es aber auch in der Bericht 
erjfaffung über die Welkbegebenheiken nicht mit der lokalen Preſſe kon 
kurrieren, denn ſelbſt wenn es käglich erſchienen wäre, was damals nich 
der Fall war, häkte es außerhalb ſeines Herſtellungsgebieks überall ſpäte 
in die Hände der Leſer kommen müſſen als die lokale Preſſe. Das Zentral 
organ war daher auch über die Weltbegebenheiten kein Nachrichtenblatt. E 
verdrängte die Lokalpreſſe nicht, ſondern ſetzte fie voraus — alſo die Lek 
küre der bürgerlichen Preſſe dort, wo keine ſozialiſtiſche Lokalpreſſe beſtand 
Es lieferke den Kommentar zu ihren Nachrichten. 

Als Organ, das ſich, im Gegenſaß zu den lokalen Bläktern, an die ge 
jamte Partei wendeke, wurde das Zentralorgan auch vor jenen von alle 
ſchriftſtelleriſch befähigten Kräften der Partei für Publikafionen von all 
gemeinem JInterefje bevorzugk. Es wurde der Sammelpunkt der wiſſen 
ſchafklichen Arbeiten der Parkei, ſoweit fie für die periodiſche Prejl 
paßken. Es war aber auch das einzige Blakt der Partei, das für ſolche Ar 
beiten einen breiteren Leſerkreis erwarken ließ. Das lokale Blatt wende 
ſich nicht bloß an die geſchulken Parkeigenoſſen. Die würden nicht aus 
reichen, es zu erhalten, und es ſoll ja auch die noch nicht für uns gewon 
nenen Elemente der prolekariſchen Maſſen für uns infereffieren. Schwer: 
wiſſenſchaftliche Koſt würde dieſe abſchrecken. Das Zenkralorgan dagegen 
wurde von der Elite der Partei geleſen, von Arbeikern, bei denen man fchor 
einiges Wiſſen, und bei denen man vor allem einen ſtarken Drang nach 
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Wiſſen vorausjegen durfte. Daher wurde das Zenkralorgan nakurgemäß 
auch zum wiſſenſchaftlichen Organ der Partei. 

Dabei war es aber auch Nachrichtenblatt in einem gewiſſen Sinne. Es 
veröffentlichte die für die Geſamkpartei wichtigen Nachrichten, die die bür- 
gerliche Preſſe nicht brachte und auch die lokale Parkeipreſſe nicht immer 
bringen konnte, weil fie nur für einen geringen Teil ihrer Leſer von Inker— 
eſſe waren. Es publizierte die Erlaſſe des Parkeivorſtandes, daneben aber 
auch regelmäßige Berichte über die Parkeitätigkeit an den einzelnen 
größeren Orten des Reiches ſowie über die wichtigſten Vorkommniſſe der 
ſozialiſtiſchen und prolekariſchen Bewegungen des Auslandes. So gewann 
daraus ein jeder ein Bild der Geſamkkätigkeit der Partei und der Inter- 
nakionale. 

Dieſe leßkeren Funktionen des Zenkralorgans deckten ſich mit jenen, die 
in den Arkikeln II und III des Verkrags feſtgeſtellt werden, den 1865 
Bernhard Becker mit Schweißer und Hofſtekten abſchloß. Aber die Ar- 
tikel IV und VI jenes Verkrags finden kein Gegenſtück in der Stellung 
des Zenkralorgans der Eiſenacher. Dort war verlangt worden, daß die Re- 
daktion ſich ſtetrs mit dem Präſidenken über die Haltung des Blattes ver- 
ſtändigen ſolle und daß es aufhöre, Parkeiorgan zu fein, wenn die Verftän- 
digung nicht gelinge und die Haltung des Organs mit der des Präfidenten 
nicht übereinſtimme. Von alledem iſt bei der demokrakiſchen Verfaſſung 
der Eiſenacher keine Rede. Das Zenkralorgan unterjcheidet ſich von der 
Lokalpreſſe nicht dadurch, daß es Organ des Parkeivorſtandes, ſondern da— 
durch, daß es das Organ der geſamken Partei iſt. Da dieſe keine juriſtiſche 
Perſon war, wurde es formell Eigenkum einer Genoſſenſchaft. 

Der Artikel XVIII der Statuten der Sozialdemokratiſchen Arbeiter- 
partei, die der Eiſenacher Kongreß beſchloß, laukeke: 

Die Parkei gründet eine Zeitung als Organ unker dem Namen »Der Volks- 
ſtaat«, Organ der Sozialdemokrakiſchen Arbeiterparkei. Das Organ erſcheint in 
Leipzig und iſt Eigenkum der Parkei. Perſonen und Gehalt des Redaktions- und 
Expeditionsperſonals, des Druckers, Preis des Blattes wird durch den Ausſchuß 
(Parteivorſtand) beſtimmt. Streitigkeiten hierüber enkſcheidet die Konkrollkom— 
miſſion, in letzter Inſtanz der Parkeikongreß. Die Haltung des Blattes 
iſt ſtreng dem Parteiprogramm anzupaſſen. Einſendungen von 
Parteigenoſſen, die demſelben (dem Parteiprogramm) enkſprechen, find — ſoweit 
der Raum des Blaktes ausreicht — unenkgeltlich aufzunehmen. Beſchwerden über 
Nichtaufnahme oder kendenziöſe Färbung der Einſendungen ſind bei dem Aus— 
ſchuß, in zweiker Inſtanz bei der . anzubringen, der die end- 
gültige Entſcheidung zuſteht. 

Von einer Verſtändigung mit dem Parkeivorſtand, wie in dem Becker- 
Schweitzerſchen Verkrag, iſt hier keine Rede. Der »Volksſtaal« ging auch 
ſtets ſeinen eigenen Weg, war nie das Organ des Parkeivorſtandes, ſtand 
mitunter in ſehr ſcharfem Gegenſatz zu dieſem, ſo nach dem Ausbruch des 
Krieges von 1870. Der Vorſtand hütete ſich wohl vor jedem Verſuch, die 
Redaktion deshalb diſziplinieren oder gar einer Zenſur unkerwerfen zu 
wollen. Sie wäre bei Wilhelm Liebknecht ſowie bei Bebel, dem eifrigſten 
Mitarbeiter Liebknechts, dabei ſchön angekommen! 

Dieſe Selbſtändigkeit der Redaktion iſt für ein Zenkralorgan noch not- 
wendiger als für eine lokale Zeitung. Im Gegenſaß zu dieſer ſoll es von lei- 
kender Bedeukung für die Geſamkparkei werden. Nakürlich hat es nicht als 
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Leithammel zu fungieren, dem die anderen ohne Überlegen nachlaufen, jon- 
dern es muß zu feinen Redakteuren und Mitarbeitern die hervorragendſter 
Köpfe der Partei zählen, die durch ihre Informationen, ihre Erfahrungen 
ihre Schulung imftande find, ſteks den Parkeigenoſſen Einſichken zu ver. 
mitteln, die allſeitige Beachkung finden. 

Männer von fo überragender Bedeukung gewinnt man nur dann zr 
Redakteuren, wenn man ihnen völlige Freiheit der Meinungsäußerung 
ſichert. Nur unbedeutende oder charakkerloſe Leute begeben ſich in geiſtige 
Abhängigkeit von anderen. Die offiziöſe Journaliſtik iſt nie hochgeſchäß 
worden. 

Natürlich ſoll dabei das Parteiorgan Organ der Partei bleiben, nich 
Privakeigenkum des Redakkeurs werden. Das erreicht man aber nicht da: 
durch, daß die Organiſakionsleitung dem Redakteur feine Richtung vor 
ſchreibt, ſondern nur dadurch, daß der Organifation ſtets das Recht gewahr 
bleiben muß, den Redakteur abzufegen, ſobald er ihr Verkrauen nicht mehr 


genießt. Das juriſtiſche Recht zur Abſetzung hat fie nafürlich jederzeit, da: 


moraliſche ſchon dann, wenn ſie eine Perſönlichkeit weiß, die dem augen 
blicklichen Redakteur überlegen iſt. Noch mehr nakürlich dann, wenn dieje: 
ſich als unfähig erweiſt, ebenſo aber auch in dem Falle, wenn die Organi 
ſation eine kiefgehende Wandlung ihrer Anſchauungen durchmachkt, bei de 
der Redakteur nicht mitgeht oder umgekehrt. 

Nakürlich iſt die Abſetzung eines bisher anerkannten Vorkämpfers ftet: 
eine peinliche Operation. Ob fie das Anſehen derjenigen hebt, die fie vor 
nehmen, hängt ab nicht nur von dem Grade des Anſehens, das ſich der Ab 
geſetzte zu wahren wußke, ſondern auch von dem Anſehen ſeines Nach 
folgers. Die Verbeſſerung einer Redaktion durch eine Veränderung de 
Perſonen der Redakteure wird ſtets allgemeinen Beifall finden und ge 
rechtfertigt ſein, auch wenn fie einzelne noch jo hark krifft. Von Maßrege 
lung darf man in dieſem Falle nicht reden. 

Das Parkeiorgan iſt der Parkei und nicht der Redakkeure wegen da. 


4. Der »Vorwärks« vor dem Sozialiſtengeſeh. 


Sechs Jahre lang dauerke der Bruderkampf der Laſſalleaner und Eiſen 
acher, dann nahm er ein Ende, wie ſo mancher unſerer inneren Kämpfe 
nicht dadurch, daß der eine Teil den anderen überwand, ſondern dadurch 
daß der Streikgegenſtand aufhörke zu exiſtieren, jo daß die Forkführun 
des Zwiſtes ſinnlos und ein Zuſammenarbeiten möglich, ja notwendi, 
wurde, ohne daß es Sieger und Beſiegke gab. 

Eine Haupturſache der Spaltung hakte die deutſche Frage gebildet. Noch 
im Jahre 1868 hakte das »Demokratiſche Wochenblaft« in feinem Pro 
grammarkikel (4. Januar) darüber geſchrieben: 

Was die deutſche Frage betrifft, jo erſtreben wir den einen deutſchen Volks 
ſtaat (das heißt eine Republik), der alle Stämme des großen Vaterlandes (ſelbſt 
verſtändlich auch die Deukſchöſterreicher) unter dem gemeinſamen Banner de 
Freiheit vereinigt, und werden Krieg auf Leben und Tod führen gegen jene ver 


derbliche Politik, deren Endziel die Vergrößerung Preußens und die Verkleine 
rung Deuktſchlands iſt. 


Das richtete ſich auch gegen Schweißer. Dieſes Streitobjekt wurde abe 
durch die Ereigniſſe des Jahres 1870 wenigſtens für abſehbare Zeit aus dei 


K. Kautsky: Zur Geſchichte des Zenkralorgans der Partei. 329 


Welt geſchafft. Gleichzeitig verſchwand auch die andere, damit eng zufam- 
menhängende Frage des Verhälkniſſes der Arbeiterbewegung zur preußi— 
ſchen Regierung. Auch der verkrauensſeligſte Arbeiter erwartete nichts 
mehr von Bismarck. Gerade gegen den Allgemeinen Deutſchen Arbeitker— 
verein wendeten ſich nun die preußiſchen Poliziſten und Staaksanwälke 
mit beſonderer Schärfe. Damit wurde endlich das drikte Streitobjekt weg- 
geräumt, der Gegenſatz zwiſchen der ſtraff zenkraliſierken laſſalleaniſchen 
Organiſationsform und dem loſen Föderalismus der Eiſenacher. Er ſtand 
der Einigung noch im Wege, nachdem die Abgeordneken der beiden Rich- 
kungen im Reichskag und die Mitglieder der beiden Organiſationen hier 
und da in der Kleinarbeit ſich ſchon näher gekommen waren. Da löſte 
Teſſendorf den Allgemeinen Deukſchen Arbeikerverein auf. Damit war das 
lezte Hindernis der Einigung gefallen. In theorekiſcher Erkenntnis gab es 
zwiſchen den beiden Richkungen keinen Unkerſchied. In der Beziehung 
waren beide noch laſſalleaniſch. 

So kam es 1875 auf dem Gothaer Kongreß zur Einigung. Sie vollzog 
ſich ziemlich ſchmerzlos. Doch vor den Zenkralorganen machte ſie halt. Es 
gelang nicht ebenſo leicht, die bisher gekrennken Organifationen unker den 
Hut eines Zenkralorgans zu bringen, wie unker den Hut des einen Parkei— 
vorſtandes. Auch das beweiſt, daß die Haupkorgane ihre beſondere, von der 
des Parkeivorſtandes unabhängige Bewegung haften. Der »Neue Sozial- 
demokrat« und der »Volksſtaat« blieben vorläufig nebeneinander beſtehen, 
was ſchon dadurch ermöglicht wurde, daß fie in verſchiedenen Orken er- 
ſchienen, jener in Berlin, dieſer in Leipzig. Auch im Perſonal der Redak- 
tionen trat keine Anderung ein. 

Zenkralorgane konnte man die beiden Bläkter nicht nennen. Es gibt für 
jeden Kreis nur ein Zentrum. Eher könnte man das Bild der beiden Brenn- 
punkte einer Ellipſe gebrauchen. Und fie waren in der Tak die Brennpunkte 
> geiſtigen Lebens der Partei und nicht das Mundſtück einer zentralen 
Behörde. 

Liebknecht fand ſogar, obwohl er ein einziges Zenkralorgan vorzog, in 
dem Beſtehen der beiden Blätter einen gewiſſen Vorzug. Er jagfe auf dem 
ore; 

Er ſei ein entſchiedener Freund eines einzigen offiziellen Organs. Hierüber 
ei auch keine Meinungsverſchiedenheit in der ganzen Partei. Es handelt ſich nur 
darum, wann und wie das offizielle Organ herzuſtellen ſei. Jetzt iſt's noch unmög- 
ich. Jedenfalls darf es nicht auf Koſten der ſchon vorhandenen Organe gegründek 
werden. Das Projekt, eines der beiden Blätter zu zerſtören, ſei ein vandaliſches. 
Wir brauchen beide Blätter und mehr. Die Partei auf ein einziges Blatt be- 
ſchränken, hieße fie zum geiſtigen Tode verurkeilen. Bei zwei Blättern hört die 
Hefahr der (von einigen Rednern gefürchteten) »Gedankenfabrik« auf. (Protokoll, 
5. 67.) 


Trotzdem kam es ſchon im nächſten Jahre zur Verſchmelzung der beiden 
Blätter. Schon ihr finanzieller Notftand zwang dazu. Die Entwicklung der 
dokalpreſſe machte ſeit der Einigung raſch weitere Fortſchrikke, nun auch in 
en bis dahin vom Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein beherrſchken Ge— 
jieten. Am 1. Januar 1876 erſchien die »Berliner Freie Preſſe«. Die 
Hründung des »Hamburg- Altonaer Volksblakt« wurde geplant und im No- 
ember 1876 auch durchgeführt. In feinem Bericht vor dem Gothaer Kon- 
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greß dieſes Jahres konnke Auer ein glänzendes Bild der Enkwicklung de 
Partei ſeit der Einigung vorführen. Unter anderem war ſeikdem die Zal 
ihrer politiſchen Blätter um 12 neue vermehrt worden, jo daß fie nun it 
ganzen 23 politiſche Organe zählte, darunter 8 tägliche. Aber dieſe Entwick 
lung hatte für die beiden offiziellen Organe ihre dunkle Kehrſeite: fie nah 
men an Abonnenten ftefig ab. Die Maſſe der Parkeigenoſſen fand in de 
Lokalblättern bereits alles, was fie brauchte. Zum großen Teil konnte da 
offizielle Organ nur hinkerdrein mit etwas anderen Worten dasſelbe ſager 
was die Leſer ſchon vorher in ihrem Lokalblakt geleſen haften. Auf ei 
Zentralorgan völlig zu verzichten, ging aber noch nicht an, dazu war di 
lokale Preſſe doch nicht entwickelt genug. Ihr Eingehen hätte die Genojje: 
der Orte ohne Lokalblatt jedes Parkeiorgans beraubt. Man ſuchte de 
beiden Haupkorganen dadurch aufzuhelfen, daß man ſie zu einem einzige 
verſchmolz. So jagte auf dem Kongreß Heyer (Altona): 
Vom »Neuen Sozialdemokrak« haben wir ſchon 11000 Abonnenten verloren 
Wir find es der Partei ſchuldig, das Zentralorgan jo bald als möglich erjcheine: 
zu laſſen. 


Und Hadlich (Leipzig): 

Es liegt im Intereſſe der Partei, daß das Zentralorgan geſchaffen werde 
Beide Blätter haben Abonnenten verloren und ſtehen auf 600 
reſpektive 5500 Abonnenten. Sie werfen aljo für die Partei wenig, reſpekliv 
nichts ab. Ein Zentralorgan wird aber mindeſtens 8000 Abonnenten erreichen um 
fo ſchon bedeutende Überſchüſſe erzielen. 


Die Vereinigung der beiden Blätter wurde beſchloſſen, die Partei haft 
wieder ein Zenkralorgan, den »Vorwärks«. 

Bemerkenswerk ift, daß ſeine Redakteure nicht vom Parkeivorſtand 
ſondern vom Parteitag gewählt wurden. Sie wurden damit dem Vorſtank 
nicht unkergeordnet, ſondern beigeordnet. 

Schon der Kongreß von 1875 hatte in den Stafuten der Partei beſtimmt 

§ 15. Die Redakteure, die ſtändigen Mitarbeiter und die Expedienken der ir 
§ 14 genannten Organe (der beiden »offiziellen Organe«) werden, ſoweit dieſes 
nicht der Kongreß dem Vorſtand überweiſt, auf dem Kongreß gewählt. 


Der $ 16 wies dem Vorſtand die »Überwachung der geſchäftlichen Lei: 
kung der in 8 14 genannten Parkeiorgane« zu. Der § 17 endlich ſagte: »Det 
Vorſtand iſt berechtigt, bei Pflichtverlezung die Redakkeure und Ex. 
pedienten ihres Amtes zu entheben.« Dieſen ſtand Berufung an Kontroll: 
kommiſſion und Parteitag zu. Eine andere Einwirkung auf die »offiziellen 
Organe« durch die Parteileitung ſetzte das Parkeiſtakut nicht feſt. N 

Auf dem Kongreß 1876 wurde es nun wirklich notwendig, die Redak- 
leure für das neue Zenkralorgan zu wählen. Neben Liebknecht ſchlug man 
Haſſelmann vor, der aber mit Liebknecht nicht zufammenarbeiten wollte 
und Ausflüchke machte. An feiner Stelle wurde dann Haſenclever gewählt, 
der mit Liebknecht vortrefflich auskam. Doch follte der Aufſtieg, den die 
Verſchmelzung dem Zenkralorgan brachte, nicht lange dauern. 

Das Jahr 1877 brachte eine Arbeitsteilung in der Parkeipreſſe, durch die 
das Wirkungsgebiek des Zenkralorgans von neuem, wenn auch nicht in ſo 
hohem Grade wie durch die Lokalpreſſe, eingeengt wurde: der Kongreß 
dieſes Jahres beſchloß die Herausgabe einer wiſſenſchafklichen Zeitſchrift. 
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Ls war die Halbmonaksſchrift »Zukunft«, herausgegeben von Karl Höch— 
erg, der ſie nicht bloß redigierte, ſondern auch ihr Defizit deckke. 

Am meiſten aber ſetzte dem Zenkralorgan die Lokalpreſſe zu. Auer 
nachte darüber mehrfache Außerungen auf dem Hallenſer Parteitag von 
890, als dort über das Zentralorgan verhandelt wurde. So ſagke er zum 
Beiſpiel: 

In demſelben Hamburg, das einen relativ gut genährken und bezahlten Ar- 
jeiterftand hat, wo die Arbeiter auch wirklich ekwas für ihre Partei hingeben, das 
2 000 Abonnenten für ſein Lokalblatt hakte, wo die Genoſſen ſtets auf der Zen- 
raliſation und der Notwendigkeit eines Zentralorgans beſtanden, in dieſem Ham— 
urg hatte der »Vorwärks« in den zwei Jahren vor dem Sozialiſtengeſetz fort— 
jeſetzten Rückgang. (Protokoll, S. 155.) 


Und früher ſchon: 
Wo Lokalblätter entſtanden, ging der »Vorwärks« zurück. Dazu kam die Kon— 
zurrenz der »Berliner Freien Preſſe«. Man ſagte ſich in der Provinz, der »Vor— 


värts« bringt alles zwei bis drei Tage ſpäker als die »Freie Preſſe«. Die »Freie 
Preſſe« nahm an Abonnenten fortwährend zu, der »Vorwärks« ging zurück. 


Selbſt als Publikationsorgan des Vorſtandes kam der dreimal in der 
Woche erſcheinende »Vorwärks« nicht immer zurecht. In dringenden Fällen 
og der Vorſtand das käglich erſcheinende Berliner Lokalblakt vor. 

So kam es dahin, daß der »Vorwärks«, der nach der Verſchmelzung 
her beiden früheren offiziellen Organe eine Auflage von 12 000 erreicht 
hatte, binnen kurzem auf 7000 herabſank. Eine Kriſis, eine Neuordnung 
er Verhältniſſe des Zenkralorgans ſchien unvermeidlich. Da kam die 
größere Kriſis: das Sozialiſtengeſetz und ſchuf neue Bedingungen für ein 
Zentralorgan. 5 (Schluß folgt.) 


Zur Arbeilsbeſchaffung nach dem Kriege. 
Von Rudolf Wiſſell. 


Noch können wir die erſten Lichtblicke des kommenden Friedens nicht 
ehen. Noch wiſſen wir nicht, wann er den ungeduldig harrenden Völkern 
jeichert werden wird, und doch harren unſerer überaus dringliche Aufgaben 
m Innern, die der Zeit des Friedens dienen ſollen. 

Wie werden ſich die Verhältniſſe geſtalken, wenn der Friede wieder- 
jekehrt ſein wird, wenn all die Millionen, die heute der volkswirtſchaftlichen 
Arbeit entzogen find, zurückkehren, bereit, die Arbeit des bürgerlichen 
Lebens wieder aufzunehmen? Eine Frage, die man weit und eng faſſen 
zann, die in beiden Fällen überaus ſchwer zu beantworten iſt und die viel- 
eicht gerade deshalb noch kaum angeſchnikten, geſchweige denn beantworket 
ſt. Was iſt in dieſer Hinſicht zugunſten derer, die im Skurm und Grauen 
ſes Krieges geſtanden haben, geſchehen, was muß zu ihren Gunſten ge— 
chehen? 

Für die im Krieg Beſchädigten find überall Kräfte am Werke, fie mög- 
ichſt vollſtändig wieder zu brauchbaren und dienſtwilligen Gliedern unſeres 
holkswirtſchaftlichen Lebens zu machen. Nicht nur auf dem rein chirurgiſch— 
nediziniſchen Gebiet. Die bürgerliche Kriegsbeſchädigkenfürſorge müht ſich 
im fie. Das »Bürgerliche« im Sinne volkswirtjchaftlicher Betätigung auf— 
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gefaßt. Unter Anteilnahme der Arbeitkerſchaft aller Parteiſtellungen. Einmal 
um dem Beſchädigken die Möglichkeit zu geben, die ihm verbliebene Ar. 
beitskraft zu feinem wirkſchafklichen Nußen nach Möglichkeit zu verwerten, 
dann, um ihm einen Lebensinhalk wiederzugeben, ihn vor dem Schlimmſten 
zu bewahren, das einem Menſchen geſchehen kann, ohne Lebensaufgabe da. 
hinzuleben, weil er ſich des koſtbarſten Gutes, das den Menſchen gegeben 
iſt, der Arbeit, noch erfreuen ſoll. Und ſchließlich auch, um der Volkswirt. 
ſchaft zu nützen, um die in den Kriegsbeſchädigken noch ſteckende Kraft nicht 
nutzlos brachliegen zu laſſen. Dieſen Zielen dienk die Berufsberakung, die 
Arbeitsbeſchaffung, dienen die in Arbeitsgemeinſchaften zwiſchen Arbeit. 
geberverbänden und Gewerkichaften getroffenen Vereinbarungen, durch die 
verhindert werden ſoll, daß der Renkenbezug des Kriegsbeſchädigten ein 
Mittel des Lohndrucks wird, und durch die erreicht werden ſoll, daß die 
Kriegsbeſchädigten vollwerkig nach ihrer Arbeitsleiſtung enklohnk werden. 
| Aber dieſe Arbeitsfürſorge ift nicht die weſenklichſte, jo wichtig ſie auch iſt 
ſo ſehr ſie als elemenkare Pflicht des Volkes denen gegenüber, die im 
Sturm und Feuer geſtanden, gelten muß. Auch denen gegenüber gilf’s 
Pflichten zu erfüllen, die äußerlich geſund aus dem Felde heimkehren. Wenn 
fie nach dem Friedensſchluß zurückkommen, darf nicht die Not und das 
Grauen der Arbeitsloſigkeit, der Exiſtenzloſigkeit ſie umfangen, dann müſſen 
ſie im grauen Alltagsleben des bürgerlichen Berufs ihren Platz ſofort wieder 
finden und ausfüllen können. Nicht dann erſt muß verſucht werden, mittels 
Improviſationen den Bedürfniſſen der Zeit gerecht zu werden. Dann muß 
ſchon ein feſtumriſſener, in allen ſeinen Einzelheiten klar durchdachter Plan 
vorliegen, nach dem die Unterbringung der heimgekehrten Soldaten in den 
früheren Beruf erfolgt. Dem Demobiliſakionsplan der Heeresverwaltung 
muß der Mobilifationsplan für die Umrangierung unſerer ganzen Volks- 
wirkſchaft vom Kriegs- auf den Friedensfuß ergänzend zur Seite kreten. Es 
darf nicht jo kommen, wie beim Ausbruch des Krieges, wo wohl der Mobi- 
lifationsplan der Heeresverwalkung vorlag und in allen ſeinen Einzelheiten 
geklappt hat, wo aber der wirkſchaftliche Mobiliſationsplan ganz fehlte und 
wo mittels Improviſakionen das Vergeſſene nachzuholen verſucht wurde. 
Vielleicht iſt das Fehlen dieſes Planes ein Beweis mit dafür, daß Deutſch⸗ 
land nicht an einen Krieg gedacht oder ihn doch nicht gewollt hat! Und dieſer 
Mobilijationsplan muß auch vorſehen, daß die Umſtellung des Wirtſchafts⸗ 
lebens ſich raſch vollziehe, daß nicht die Heeresverwalkung zur Enklaſſung 
bereitſtehende Mannſchaften zurückhalten muß, damit das innere Leben 
nicht gar zu ſchweren Erjchütferungen ausgeſetzt wird. Dann darf die Ar- 
beitskraft der Heimkehrenden nach der Erholung von den durchgemachten 
Strapazen nicht unnütz brachliegen, dann muß ſofortige Arbeitsmöglichkeit 
für ſie gegeben ſein. 

Was durch mangelnde Vorſorge an Arbeitskraft der Volkswirkſchaft 
verloren geht, iſt ein nicht zu verankworkender Verluſt, der um jo ſchwerer 
wiegt, als der Werte ſchaffenden Arbeit in der dem Kriege folgenden Zeit ein 
jo überaus großes Feld der Betätigung zum Erſatz des im Kriege Vernich⸗ 
teten offenſteht. Rein kakſächlich, volkswirkſchaftlich befrachtet. 

Wenn der Heimkehrende nur Monale oder auch nur Wochen brachliegen 
müßte, fo iſt der daraus enkſpringende volkswirkſchaftliche Verluſt ſo 
groß, daß er in gar keinem Verhältnis ſteht zu dem volkswirkſchaftlichen 
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Gewinn, der aus der erjirebten Arbeit der Kriegsbeſchädigken erwachſen 
ſoll. Und welcher Vorbereitungen und Arbeit hat es bedurft, um dieſen 
kleinen — relativ genommen — Gewinn zu ſichern. 

Wenn ich die volkswirtſchaftlichen Inkereſſen an die Spitze meiner Aus- 
führungen geſtellt habe, jo nicht, weil ich efwa den ekhiſchen und ſozialen eine 
mindere Bedeukung beimeſſe. Sie drängen ſich ja von ſelbſt auf. 

Der Zuſammenhang wirkſchaftlicher Verhälkniſſe mit den ſozialen — ich 
nenne nur Alkoholismus und Kriminalität — iſt zu bekannt, als daß ich nur 
darauf hinzuweiſen brauchte. 

Die ſozialen Wirren, die eine Zeik millionenfacher Arbeitsloſigkeit mit 
ihrer Rot und ihrem Elend und nicht gekannten Preiſen der wichkigſten 
Lebensmittel und ſonſtigen Lebensbedürfniſſe mit Naturnotwendigkeit mit 
ih bringen müßte, laſſen ſich gar nicht ausdenken. Es fehlt jeder Maßſtab, 
an den man ſich halten könnke, um hier ein zukreffendes Bild zu zeichnen. 
Das eine nur dürfte ſicher ſein, daß diejenigen, die die Flügel des Todes 
mehr wie einmal über ſich ſahen, ſich nichk willenlos in das Schickſal ergeben 
werden. Das Recht auf Arbeit, auf lohnende Arbeit, würden ſie und es würde 
ſich ſelbſt mit elementarer Gewalt geltend machen. 

Rieſengroß und drohend erheben ſich hier Aufgaben, die ſofortige In- 
angriffnahme erfordern. Wer ſich auf dem Gebiet der Kriegsbeſchädigten- 
fürſorge umgeſehen hat, wer da weiß, wie überaus ſchwer es geweſen iſt, zu 
einer einheitlichen Handhabung und Leitung zu gelangen, all die Kräfte im 
ganzen Reiche auf den gleichen Weg zu bringen, wer den überaus großen 
Apparat kennt, der hier in Funktion gefreten iſt, um aus ekhiſchen, ſozialen 
und volkswirtichaftlihen Gründen den Kriegsbeſchädigten die Arbeitsmög- 
lichkeit wieder zu gewährleiſten, der erkennt die ungeheuren Schwierig- 
keiten, die hier obwalten, die gewaltige Größe der zu bewältigenden Auf— 
gabe. Der erkennt aber auch, wie dringend notwendig es ift, die Aufgaben 
jofortin Angriff zu nehmen. 

In meinen bisherigen Darlegungen liegt die unausgeſprochene Befürch— 
kung, daß die Umſtellung des Wirkſchaftslebens ſich nicht ſo ſchnell und raſch 
vollziehe, wie es beim Ausbruch des Krieges, kroß all der rieſengroßen Ar- 
beitsloſigkeit, die einkrak, der Fall war. Keiner kann wiſſen, wie die Ver- 
hältniſſe beim Kriegsende ſein werden. Nur Vermukungen kann man hegen. 
Sie können zutreffen und können irrig fein. Man hat keine Vergleichs- 
möglichkeit in den Verhälkniſſen nach 1870/71. Damals war der Krieg relativ 
kurz; damals war die Zahl der Kriegskeilnehmer im Verhältnis zur Ein- 
wohnerzahl nur ein Bruchteil der heutigen; damals war nicht das ganze Volk 
von ihm fo erfaßt und durcheinander geſchüktelt wie heulte. Damals war 
die Landwirtſchaft noch die Haupkbeſchäftigung des Volkes. Damals waren 
die wirtſchaftlichen Hilfsquellen des Landes nicht ſo in Anſpruch genommen 
und die Zufuhr nicht unkerbunden. Damals floß ein Williardenſegen über 
das Land. Kurz, damals waren die Verhälkniſſe ganz andere wie heute. Wir 
haben auch keine Vergleichsmöglichkeit in den Verhälkniſſen nach den 
Balkankriegen 1912/13, ganz abgeſehen davon, daß darüber noch viel zu 
wenig bekannkgeworden iſt. 

G. Eckſtein meint in feiner Abhandlung »Der Krieg und der Gozialis- 
muse, daß die heutige Lage Deutſchlands und Sſterreichs noch die meiſte 
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Ahnlichkeit mit der Englands während des mehr als zwei Jahrzehnte 
dauernden Krieges gegen die franzöſiſche Republik und dann gegen Na- 
poleon biefe, und er ſcheink das auch für die Zeit nach dem Friedensſchluß 
gelten laſſen zu wollen. Dann aber werden die Verhälkniſſe ſehr krübe fein. 

Wie ſich die Verhältniſſe beim Friedensſchluß geſtalten werden, liegt 
jedenfalls ganz im dunkeln. 

Die Frage hal kein Präzedens, hat faſt gar keine Literakur. Unſere junge 
Wiſſenſchaft, die Sozialpolitik, hat noch keine Gelegenheit gehabt, ſich mit der 
Frage zu beſchäftigen, was zu geſchehen habe, damit die heimkehrenden Krieger 
möglichſt glatt und raſch wieder in das friedliche Geleiſe des bürgerlichen Lebens 
geraten, möglichſt bald wieder zu Beſchäftigung, Verdienſt und Brot kommen. 

Die Erörkerung des Problems iſt ſchon darum ſchwierig, weil jede ſtatiſtiſche 
Grundlage fehlt. Wir wiſſen nicht, wie viele von den Abgerückken heil zurück- 
kehren und wie fie ſich nach den verſchiedenen Produkkionszweigen und Berufen 
verteilen werden. Auch können wir uns nur in Vorausſetzungen in der Hinſicht 
einlaſſen, wie ſich die Verhälkniſſe unmittelbar nach dem Ende des Krieges und in 
den nächſten folgenden Jahren ausgeſtalten würden. 


N So jagt Dr. E. Somogyi in feinem überaus lejenswerfen Buche: »Der 
Arbeitsmarkt nach dem Kriege«, auf das ich im weiteren noch mehrfach 
zurückgreifen werde. 

Somogyi hat im engeren Kreiſe ſeiner Bekannten, die im wirkſchaftlichen 
Leben tätig find, herumgefragk, wie fie ſich auf Grund der ihnen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Daten die Ausgeſtaltung der Verhältniſſe nach Kriegs- 
ſchluß vorſtellen. Die meiſten faſſen die Ausgeſtaltung der Verhälkniſſe nach 
dem Kriege ſehr optimiſtiſch auf und beurkeilen faſt ausnahmslos die Lage 
als günſtig. Sie glauben, bei Kriegsſchluß werde der Arbeitsmarkt die vielen 
zurückſtrömenden Arbeitskräfte raſch aufſaugen, es werde keine größeren 
Erſchütterungen abjegen, jeder Angeſtellte werde wieder ſeine verlaſſene 
Stellung ankreken. Es wird darauf verwieſen, daß infolge Arbeitermangel 
während des Krieges ein Teil der Felder überhaupt nicht beſtellt worden jei. 
Die Landwirte meinen, daß es überflüſſig ſei, ſich mit der Frage der Arbeits 
beſchaffung zu befaſſen, denn der Arbeiterbedarf werde fo groß fein, daß nicht 
nur keine Arbeitsloſigkeit zu befürchten ſei, ſondern ſich im Gegenteil Ar- 
beitermangel zeigen werde. Es wird darauf verwieſen, daß das Kapital in 
den dem Kriege vorangegangenen Jahren lange Zeit infolge der ungewiſſen 
außerpolitiſchen Lage ſich vor Gründung neuer und Ausdehnung älterer 
Unkernehmungen und vor Inveftifionen ſcheuke, und daß nach Klärung der 
Situation auf dem Gebiet der Induſtrie und des Handels eine ungeheure 
Aktivität zu erwarten ſtehe. Die Opkimiſten verkünden, daß die Warenlager 
geleert worden ſeien, daß ſelbſt die ſogenannten Ladenhüter Käufer gefun- 
den haben, Material und Halbfabrikate ausgegangen ſeien und daß fo vieles 
Dernichtetes erſetzt werden müſſe. Sie verkrauen darauf, daß der zurzeit 
zurückgedrängte Konſumbedarf mit elemenkarer Gewalt hervorbrechen 
werde. Sie wiegen ſich in der Hoffnung, es würden ſich die ausländiſchen 
Märkte eröffnen, und fie rechnen mit neuer Ausfuhrmöglichkeit. Große 
Konjunkfuren erwarken nach dem Kriege auch die vielarkigen Induffrie- 
zweige, die in den Bereich der Eiſen- und Mekallinduſtrie gehören. Der Er- 
ſatz der vielen zugrunde gegangenen Eiſenbahnſchienen, Brücken und Ma- 
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ſchinen, der vielen gänzlich ruinierken Lokomotiven und Waggons, die not 
wendig werdenden Bauten bedeuten anſehnliche Beſtellungen. — Handelt 
es ſich in dieſen Äußerungen auch um öſterreichiſche Hoffnungen, jo geht 
man doch nicht fehl, wenn man annimmt, daß fie in manchen Kreiſen Deukſch— 
lands auch geteilt werden. Immerhin mag ſich in dieſen Hoffnungen auch ein 
gut Teil des ſanguiniſchen opkimiſtiſchen öſterreichiſchen Temperaments aus- 
ſprechen. Der nüchterneren deutſchen Auffaſſung erſcheinen die Dinge doch 
in anderem Lichte. An anderer Stelle der Neuen Zeit erwähnten wir ſchon 
die Mahnung Adolf Brauns, ſich keinen Illuſionen über die wirkſchaftlichen 
Bedingungen in der Zeit des kommenden Friedens hinzugeben. Die Welt 
ſei ärmer geworden, die Wahrjcheinlichkeit größerer Arbeitslofigkeit für 
viele induſtriell Tätige Männer und Frauen ſei gegeben, es werde lange 
währen, bis die wirkſchaftlichen Kriegswirkungen verſchmerzk ſeien. Auch 
Jaffés meint, daß die kommende Friedenszeit eine ſolche ſein werde, in der 
wir unſere beſten Eigenſchaften, Fleiß, Sparſamkeit, Zähigkeit und Orga- 
niſationsfähigkeit betätigen müßten, daß zweifellos wenigſtens vorüber 
gehend eine Abdrängung Deutſchlands von dem Haupkgebiek kapitaliſtiſcher 
Expanſion und eine Zurückweiſung auf die Entwicklung ſeiner inneren 
Kräfte kommen werde und damit die Notwendigkeit, gerade dieſe inneren 
Kräfte bis aufs letzte aktionsfähig zu machen durch vollkommenſte Durch- 
organiſierung, durch möglichſte Vermeidung jeder überflüſſigen Reibung und 
Kraftverſchwendung, durch Heranziehung aller zur Mitarbeif. Profeſſor 
Waldemar Zimmermann! ſieht ebenfalls die Verhälkniſſe in krübem Lichte. 
Wenn auch niemand zu jagen vermöge, wie ſich die deutſche Volkswirkſchaft 
und ihre weltwirkſchaftlichen Beziehungen nach dem Kriege geſtalten wür- 
den, jo ſei doch vorauszuſehen, daß der Krieg uns eine gewaltige Teuerung 
als ſchmerzliches Erbe hintkerlaſſen werde, zumal eine Verkeuerung alles 
Maſſenbedarfs und der Lebensmittelverſorgung. Die Teuerung werde ſich 
für breite Schichten des Volkes um jo fühlbarer machen, als Produkfions- 
und Handelskriſen mancher Wirkſchaftszweige den Arbeitsmarkt mindeſtens 
ſtellenweiſe ungünſtig beeinfluſſen und unvermeidbare öffenkliche Aufwands- 
ſteigerungen und Steuerbürden ſchwerer noch als vor dem Kriege das Er- 
werbsleben belaſten würden. 

Vor allem aber beurteilt G. Eckſtein in feiner ſchon oben erwähnten Ab- 
handlung namentlich im 5. Abſchnikt: »Die Wirkſchaft nach dem Kriege« die 
Sachlage überaus ungünſtig. Da dieſe Abhandlung in der Neuen Zeit er- 
ſchienen iſt, bedarf es an dieſer Stelle nur des Hinweiſes darauf. 

Aber in dieſen Außerungen werden immer doch in der Haupkſache die 
gewiſſermaßen chroniſchen Nachwirkungen des Krieges beſprochen. Die 
müſſen wir zu krennen ſuchen von den akuten Wirkungen des Krieges 
gleich nach Friedensſchluß. So rechnet zum Beiſpiel Braun? neben der chro- 
niſchen Krankheit der Arbeitsloſigkeit als Nachwirkung des Krieges auch 
mit einer akuten Krankheit des ſozialen Körpers: 

Millionen Kriegskeilnehmer werden zurückkehren, die Kriegsinduſtrien werden 
dann von dem Höchſtſtand ihres Beſchäftigungsgrads zurückgeſchraubk werden auf 


> Zaffe, Volkswirkſchaft und Krieg, Tübingen 1915. 

»Die Arbeiterſchaft im neuen Deutſchland, Leipzig 1915, S. Hirzel: Verbrauchs- 
wirtſchaft und Arbeiterbewegung nach dem Kriege, S. 131. 

5 Die Arbeitsloſenverſicherung in Deukſchland während des Krieges. 
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einen vermutlich unkernormalen Stand wegen der überreichen Vorräte, die vor- 
handen ſein dürften, vielleicht auch wegen der Prüfung der Erfahrungen des 
Krieges, die zu anderen Mitteln der Kriegführung gelangt ſein könnten. Jeden⸗ 
falls werden die Kriegsinduſtrien für die Zurückkehrenden keine Beſchäftigung 
haben, ja viele erwerbslos machen, die ſich während des Krieges bekätigten. Der 
Mangel an Rohſtoffen wird am Ausgangspunkt der Kriegszeit ſeinen Kulmi- 
nafionspunkt erreicht haben, es wird Monate dauern, bis Rohmakerial und Halb- 
fabrikat in ausreichender Menge vorhanden fein werden, um einen normalen Be- 


ſchäftigungsgrad zu ſichern. 


Dieſe akute Krankheit werde nur durch die Fortführung und durch den 
Ausbau der öffenklich- rechtlichen Arbeiksloſenunkerſtützung, wie fie die 
Kriegszeit notwendig gemacht habe, bekämpft werden können. Auch Paul 
Umbreit iſt dieſer gleichen Meinung:“ 

Wenn die Willionen der Kriegskeilnehmer in das Erwerbsleben zurückſtrömen, 
dann wird der Arbeiksmarkk monatelang von Arbeitskräften derart überfüllt fein, 
daß es ohne ſchwere Störungen nicht abgeht. Auch die Anpaſſung der Induſtrie 
an das friedliche Wirkſchaftsgebiet wird längere Zeit erfordern. Eine umfaſſende 
Organiſation des Arbeiksnachweiſes entiprechend den Forderungen aller Gewerk⸗ 
ſchaften, denen auch der Reichskag in feiner dritten Kriegskagung zugeſtimmk hat, 
wird für die Unterbringung der Arbeitsloſen Sorge fragen müſſen. Auch für öffent- 
liche Arbeiten (Bauten, Erſatz der verbrauchken Heeres- und Flokkenausrüſtung, 
Wiederherſtellung der zerſtörken Landeskeile) ſollte rechtzeitig geſorgt und die nö⸗ 
tigen Mittel bewilligt werden. Aber auch die öffenkliche Unkerſtützung derer, die 
nicht ſogleich in Beſchäftigung gebracht werden können, iſt nicht zu enkbehren. 
Wiederum werden Reich, Staat und Gemeinden bedeutende Summen aufwenden 
müſſen, um für die Kriegskeilnehmer den Übergang vom Krieg zum Frieden fo 
ſchmerzlos als möglich zu geſtalten. Was läge näher, als dieſe Arbeitsloſenfürſorge 
für die Angehörigen der Krieger reichseinheitlih möglichſt frühzeitig zu regeln, 
um fo Unbilligkeiten und Streitigkeiten, die wegen der verſchiedenen Stellung und 
Einrichtungen der Gemeinden vorauszuſehen ſind, zu vermeiden. 


Und Robert Schmidt ift der Meinung:“ 


Die Millionen Arbeiter, die nach Friedensſchluß zurückfluten, um Arbeit zu 
ſuchen, werden nicht ſofort Beſchäftigung finden, da in vielen Induſtrien nur lang- 
ſam die Rückkehr zu normalen Verhälkniſſen ſich vollziehen wird. Unmöglich kann 
man die Heimkehrenden dann ohne Hilfe ſich ſelbſt überlaſſen. 


Und ſchließlich, um noch einen zu nennen, hält es auch Somogyi in feiner 
ſchon erwähnken Schrift für unzweifelhaft, daß nach Friedensſchluß das 
jähe Zurückſtrömen von vielen hunderktauſenden Arbeitskräften auf dem 
Arbeitsmarkt übergangsweiſe Schwierigkeiten verurſachen werde, Infolge 
dieſer Wirren und Störungen müßten wir damit rechnen, daß eine Zeitlang 
auf dem Arbeitsmarkt in einzelnen Branchen die Anfrage nach Arbeik 
größer ſein werde als das Arbeitsangebot, und umgekehrk. Daher müſſe 
unbedingt für eine Ausgleichung von Nachfrage und Angebot geſorgk wer- 
den, und es müſſe eine Organifation geſchaffen werden, die den ganzen 
Arbeitsmarkt überſehe, Nachfrage und Angebot genau und eingehend 
verfolge und die Ausgleichung planmäßig fördere. 


° Die Arbeikerſchaft im neuen Deutſchland: Die Arbeitslofenfürforge und der 
Krieg, S. 193. 
A. a. O.: Neue Wege in der Sozialpolikik, S. 164. 
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Neben den in dieſen Außerungen gemachten Vorſchlägen für die Zeit 
nach Beendigung des Krieges find in leßfer Zeit noch eine Reihe anderer 
gemacht worden, deren Ziel es ebenfalls ift, die Übergangsſchwierigkeiten 
beim Friedensſchluß nach Möglichkeit zu vermindern. Sie kommen aus den 
Kreiſen der Handlungsgehilfen und Privatangeftellten und knüpfen an eine 
öſterreichiſche Verordnung vom 29. Februar 1916 an. Dieſe Verordnung 
ſchreibt für die unker das öſterreichiſche Handlungsgehilfengeſetz fallenden 
Angeſtellten, die am 25. Juli 1914 ſchon einen Monat im Dienſt geſtanden 
haben und während dieſes Dienſtverhälkniſſes zum militärifchen Dienſt ein- 
gezogen find, die Unkündbarkeit des Verkragsverhälkniſſes vor. Die Ver- 
ordnung hat rückwirkende Kraft. Die Unkündbarkeit des Dienſtverkrags 
beſteht ſowohl für die Angeſtellten wie für ihre Arbeikgeber. Die Vor— 
ſchriften der Verordnung finden keine Anwendung, wenn der Arbeitgeber 
nach dem 25. Juli 1914 den Betrieb ſeines Unternehmens ganz oder zum 
größten Teil infolge der kriegeriſchen Verhälkniſſe eingeſtellt hat und wenn 
dieſer Zuſtand an dem Tage andauert, an dem der Angeſtellte den Dienſt 
wieder ankreten ſoll. Im Einklang mit dieſer Verordnung fordert der 
Zentralverband der Handlungsgehilfen in einer Eingabe an den Reichstag 
folgendes: 


Die Dienftverfräge der einberufenen Angeſtellken, die mindeſtens einen 
Monat vor Kriegsausbruch abgeſchloſſen worden find, find während der Kriegs- 
dienſtleiſtung des Angeſtellten unkündbar. Dieſe Beſtimmung hat rückwirkende 
Kraft bis zum Kriegsausbruch. Die bereits ausgeſprochenen Kündigungen ſind da— 
her hinfällig. 

Erreicht ein befriſteker Dienſtverkrag während der Kriegsdienſtzeit des An— 
geſtellten ſein Ende, fo gilt er auf unbeſtimmke Zeit mit ſechswöchiger Kündigungs- 
friſt auf den Schluß eines Kalenderjahres verlängert. 

Es wird dann in der Eingabe noch gefordert, daß auch die Dienſtverkräge der- 
jenigen Angeſtellten unkündbar find, die erſt im weiteren Verlauf des Krieges ein- 
berufen werden. Die Unkündbarkeit ſoll am Muſterungskag, an dem die Dienft- 
lauglichkeit des Angeſtellten feſtgeſtellt wird, beginnen. Dieſe Beſtimmung gilt aber 
“= für ſolche Verträge, die bereits einen Monat vor Beginn des Krieges beſtanden 

aben. 

Das Kündigungsrecht ſoll erſt nach einer Beſchäftigungsdauer von drei Mo- 
naten nach Wiedereinſtellung in Kraft treten. Kriegsbeſchädigken Angeſtellten, die 
nicht in der Lage find, die vereinbarten oder ähnliche im Bekrieb vorkommende 
Arbeiten zu verrichten, kann jederzeit unter Einhaltung der vereinbarten Kündi— 
gungsfriſt gekündigt werden. Aus dem Heeresdienſt enklaſſenen Angeſtellten, die 
infolge unverſchuldeten Unglücks (Krankſein uſw.) nicht in der Lage find, in der an- 
gegebenen Friſt die Tätigkeit aufzunehmen, ſoll ein Anſpruch auf Gehalt für ſechs 
Wochen zuſtehen. Krankengeld oder Rente darf nicht angerechnet werden. 

Das Dienſtverhältnis gilt als aufgelöſt, wenn der Angeſtellte ſich innerhalb 
vierzehn Tagen nach der Enklaſſung zur Wiederaufnahme feiner Tätigkeit nicht 
meldet. 

Dieſe vorgeſchlagenen Vorſchriften ſollen für diejenigen Unternehmer nicht 
gelten, die ihren Betrieb infolge des Krieges einſtellen mußten, und wenn dieſer 
Zuſtand an dem Tage noch andauert, an dem der Angeſtellke den Dienſt wieder an- 
kreten ſoll. 


Der Bund Techniſch-Induſtrieller Beamten geht in einer Dennſchrift 
über ſoziale Demobiliſationsmaßnahmen in feinen Forderungen darüber noch 
hinaus und fordert für die enklaſſenen Privakangeſtellten auf Antrag Dar- 
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lehen aus öffentlichen Mitteln, die Forkzahlung der ſtaaklichen und gemeind- 
lichen Familienunkerſtützung für einen Monat nach der Enklaſſung, die Ein- 
führung halbmonaktlicher Gehalkszahlungsfriſten, die Feſthalkung der pfän⸗ 
dungsfreien Gehaltsgrenze auf 2000 Mark, öffentliche zenkraliſierke Stellen- 
vermittlung für Privatangeftellte und eine Reichsarbeitsloſenunkerſtützung 
für Arbeiter und Angeſtellte bis 5000 Mark Jahreseinkommen. | 

In einer im wesentlichen zuſtimmenden Beſprechung diejer Forderungen 
im Korrefpondenzblatt der Generalkommiſſions wirft dieſes auch das Pro- 
blem des gejeglihen Kündigungsausſchluſſes für die Arbeiker unter den 
Kriegsteilnehmern auf. Wenn die Möglichkeit der Durchführung für die Ar- 
beiter jo einfach und leicht wäre wie bei den Privakangeſtellten, würde die 
Arbeitsvermitklung nach dem Kriegsabſchluß ganz weſenklich vereinfacht 
fein. Das werde jedoch nicht jo leicht ſein. Wohl aber könnte ein ſolches 
Recht auf Wiedereinſtellung in den früheren Bekrieb unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen auch den Arbeitern zugeteilt werden, nämlich den älteren Ar- 
beitern, die der Krieg aus ihren langjährigen Stellen geriſſen habe, und die 
nach dem Kriege ihres Alkers wegen nicht jo leicht wieder eingeſtellt würden. 
Es liege eine grauſame Härte darin, daß Arbeiter, die für den Dienſt des 
Vaterlandes keineswegs zu ſchwach und alt befunden worden ſeien, nach 
dem Kriege von Betrieb zu Bekrieb laufen müßten und vergebens nach Ar- 
beit anfrügen. Das Korreſpondenzblakt ſpricht ſich für das Recht auf Wieder- 
einſtellung in den Bekrieb aus, wenn es ſich um Landſturmleute handelt, 
die das 39. Lebensjahr überſchrikten haben, wenn ſie mindeſtens ein Jahr 
lang vor Eintritt in den Heeresdienſt in dem bekreffenden Bekrieb beſchäftigt 
waren, wenn ſie für die fragliche Beſchäftigung noch kauglich ſind und wenn 
es ſich um Betriebe handelt, die mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigen. — 

Die Reichsregierung hat ſich offenbar mit all dieſen beim Friedensſchluß 
brennend werdenden Fragen der Umrangierung unſeres Wirtſchaftslebens 
noch nicht befaßt. Wenigſtens iſt davon nichts in die Öffentlichkeit ge- 
drungen. Ohne die Inanſpruchnahme der weiteſten Kreiſe wird aber ein 
durchgreifender Erfolg nicht erzielt werden können. Hier könnte die Regie- 
rung auch auf dem Gebiet der inneren Verwaltung den vielgerühmten 
deutſchen Organiſakionsgeiſt ſich betätigen laſſen, hier könnfe fie wirklich 
regieren, das heißt Mittel und Ziele zur Hebung der Volkswohlfahrt in 
Einklang bringen und halten. Mit Improviſakionen iſt auf dem Gebiet der 
Sozialpolitik nichts zu erreichen, hier bedarf es Vorbereitungen von langer 
Hand. Aber es ſcheint, als wenn die Regierung auch hier von der Hand in 
den Mund leben und die Dinge an fich herantreten laſſen wollte. Haben ſich 
doch die Reichsregierung und ihr folgend die Landesregierungen bisher ſelbſt 
gegen eine reichsgeſetzliche Regelung des Arbeitsnachweiſes während des 
Krieges ausgeſprochen. 

Mit Rükfiht auf die eben erwähnte Takſache und um wenigſtens zu er⸗ 
reichen, daß nicht auf dieſem Gebiet im Verwalkungsweg eine kiefgreifende 
einzeljtaafliche Ungleichheit geſchaffen wird, die eine ſpäter ja doch uner- 
läßliche reichsgeſetzliche Regelung erſchwerk, haben die Generalkommiſ⸗ 
ſion der Gewerkſchaften Deutſchlands, der Geſamtverband chriſtlicher Ge⸗ 
werkichaften, der Verband der deukſchen Gewerkvereine und die Polniſche 
Berufsvereinigung eine Eingabe an die Behörden gerichtet, die folgende 

s Nr. 17 vom 22. April 1916. 
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Mindeſtforderungen an eine vorläufige Regelung des AUrbeitsnachweis- 
weſens aufſtellt: 

In allen gewerbereichen Orken, zumindeſt in den Gemeinden mit über 10 000 
Einwohnern iſt ein gemeindlicher Arbeitsnachweis zu errichten; gemeindlich unter- 
ſtützte Arbeitsnachweiſe können unter gewiſſen Vorausſetzungen als ausreichend 
erklärt werden. Dieſen Nachweiſen iſt die Errichtung von Fachabkeilungen für die 
wichtigſten Berufszweige und die Bildung beſonderer Männer- und Frauenabkei— 
lungen nach Maßgabe des vorausſichklichen Geſchäftsumfanges aufzugeben. Sie 
ſtehen unter einem paritätiſchen Verwaltungsausſchuß, der die Vermittlungs- 
grundſätze feſtzuſetzen, die Anſtellung mit den Berufsverhälkniſſen verfrauter Ar— 
beitsvermittler, die Entſcheidung von Beſchwerden gegen die Geſchäftsführung des 
Nachweiſes und die Ausgeftaltung des Nachweiſes vorzunehmen hak. Für größere 
Gebiete find Zenkralauskunftſtellen zu ſchaffen. Zur Durchführung dieſer Beſtim— 
mungen iſt in jedem Bundesffaat oder zu dieſem Zwecke von mehreren Staaten 
begründetem Verband eine Landeszentrale für Arbeiksvermiktlung zu ſchaffen. Die 
Sandeszentralen haben der »Reichszenkrale der Arbeiksnachweiſe« regelmäßig Be- 
richt zu erſtatten, um dieſe in den Stand zu ſetzen, durch Hinweiſe und Vorſchläge 
ein einheitliches und wirkſames Arbeiten der Arbeitsnachweiſe im ganzen Reiche 
herbeizuführen. 


Die vier oben genannken Körperſchaften und die Geſellſchaft für ſoziale 
Reform, die ſich der Eingabe angeſchloſſen hat, halten eine Regelung der 
Arbeitsvermittlung in der bezeichneten Weiſe für um jo nokwendiger, als die 
Überleitung der Kriegswirtſchaft in den Friedenszuſtand das Arbeitsnach- 
weisweſen vor ganz neue und beſonders gearkeke Aufgaben ſtellen wird, die 
nur durch ein Zuſammenarbeiten der Reichs-, Skaaks- und Gemeinde- 
behörden ſowie der militäriſchen Stellen unkereinander und mik den Or- 
ganen der Arbeitgeber- und Arbeiterſchaft gelöſt werden können. 

Wenn Eingaben dieſer Art gemacht werden müſſen, die Dinge verlangen, 
deren Selbſtverſtändlichkeit ſich aus der ganzen Situation ergibt, dann 
kann man ermeſſen, wie weit wir noch von den dringend notwendigen Vor- 
arbeiten zur Unkerbringung der heimkehrenden Soldaten entfernt find. Es 
handelt ſich hier um Aufgaben, die ſehr komplizierk und ſchwer zu löſen ſind. 
Eine Reihe von Faktoren, die eine weſenkliche Rolle ſpielen, find zunächſt un- 
bekannk. Wir wiſſen nur, daß wir beim Friedensſchluß Millionen von Ar- 
beitskräften der bürgerlichen Berufstätigkeit wieder zuführen müſſen, wir 
wiſſen ferner, die Erfahrungen beim Kriegsausbruch haben es uns gezeigt, 
daß die Umrangierung unſerer Volkswirkſchaft mit außerordenklichen Stö- 
rungen verbunden iſt. Aller Wahrſcheinlichkeit nach werden dieſe Störungen 
um jo größer fein, als die Milliardenaufträge der Heeresverwalkung fehlen 
werden, die beim Kriegsausbruch unſer Wirtſchaftsleben im Fluß erhalten 
haben. Wir wiſſen aber nicht, wann der Frieden und in welcher Jahreszeit 
er kommen wird. Wie ſich die Lage des Arbeitsmarkkes geſtalten wird, hängt 
weſenklich mit davon ab, in welcher Jahreszeit der Krieg beendet wird. 
Somogyi weiſt darauf hin, daß das von erheblicher Bedeutung iſt. Wird 
der Krieg im Winker beendet, jo wird die Unterbringung und Beſchäfkigung 
der landwirkſchaftlichen Arbeiter größere Sorge verurſachen; kehren wieder 
die Krieger zur Sommerzeit zurück, ſo wird ſich Gelegenheit zur Arbeit und 
Verdienſt in reicherem Maße bieten. Auch im Baugewerbe wird es ſchwer 
halten, mitten im Winker Arbeiker in größerer Zahl zu placieren uſw. Es 
müſſen alſo die verſchiedenſten Möglichkeiten in Betracht gezogen und im 
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neuen wirkſchaftlichen Mobiliſakionsplan berückſichktigt werden. Das kom 


pliziert einen ſolchen Plan noch mehr, als es an ſich die vielen unbekannten 
Größen ſchon kun. 
Für einen einzelnen iſt es überhaupt unmöglich, einen ſolchen Plan aus- 


zudenken und durchzugeſtalken. Unſere Volkswirtſchaft iſt zu vielgeſtaltig, 


als daß ein einzelner die Verhälkniſſe in ihr alle überſchauen könnke. Dazu 
bedarf es des Scharfſinns der Beſten und Klügſten unſeres Volkes. Sie 


müſſen ihre Spitze finden in einem »Reichsausſchuß für die Unterbringung 


unſerer heimkehrenden Krieger« — der Name ſpielt keine Rolle — der ſich 
aus Vertretern der Regierung, aller politiſchen Parteien — der bereifzu- 
ſtellenden Mittel wegen —, aus Verkrekern der haupkſächlichſten Induſtrie⸗ 
und Berufszweige und Verkrekern der Arbeiterſchaft zuſammenzuſetzen haben 
wird. Es wird mancher Beſprechungen und Sitzungen bedürfen, ehe er die 
richtigen Wege für die Löſung dieſer hoffentlich ſchon recht nahen Zukunfts- 
aufgabe unſerer inneren Politik gefunden haben wird. Wie der Reichs- 
ausſchuß für die Kriegsbeſchädigkenfürſorge in mühſamen Vorarbeiten zu 


feſten Richtlinien der Tätigkeit gekommen iſt, wie er ſich ftüßt auf die Mit- 
arbeit und Mithilfe von Ausſchüſſen in allen Landesteilen, fo wird auch 


dieſer Ausſchuß zu feſten Richklinien und klarem Plane kommen, wird auch 
er auf ſolche Mitarbeit von Ausſchüſſen in allen Landesteilen angewieſen 
ſein. 


Tropiſche Gebiete und Arbeiterpolitik. 
Von J. Köklgen (New York). 
In einem Aufſatz über »Die treibenden Kräfte des Wellkriegs«, der in 
der Neuen Zeit (XXIV, 1, Nr. 3) veröffentlicht wurde, ſchreibt Ludwig 
Queſſel unter anderem: 


Von der Ausſperrung der deutſchen Induſtrie in den kropiſchen Gebieten der 
Erde, ſoweit es ſich um Kapitalanlagen für Erſchließungsunkernehmungen handelt, 


wird allerdings in erſter Linie das deutſche Kapital bekroffen, dem dadurch lukra-⸗ 
five Verwerkungsmöglichkeiten genommen werden. In zweiter Linie leidet darunker 


aber auch das ganze Prolekariak. Wenn die Betriebe unferer Großinduſtrie nur 


zu 70 oder 80 Prozent ihrer kechniſchen Leiſtungsfähigkeit wegen mangelnden Ab⸗ 


ſatzes ausgenußf werden können, bleibt ein erheblicher Bruchteil des induſtriellen 


Prolefariats ohne Arbeit. Deſſen Arbeitslofigkeit drückt aber wieder auf alle an⸗ 


deren Induſtriezweige. Unter ſolchen Umſtänden kann die Zunahme der Ausfuhr 
mit dem Bevölkerungszuwachs nichk mehr Schritt halten, wodurch auch unſere Zu- 
fuhren relativ geringer werden müſſen. Wir ſcheint es nun ein unbeſtreitbares 
Rechk jeder Nation, ſich gegen ökonomiſche Ausſperrungen, die ihre Exiſtenz be- 


drohen, zu wehren. Eine wichtige Aufgabe der Internationale nach dem Kriege 


wird es ſein, für einen der Billigkeit enkſprechenden Ausgleich der nationalen 
Inkereſſen auf dieſem wichtigen Gebiet ihre Stimme zu erheben. Heule freilich, 
wo der Donner der Kanonen die Stimme der Gerechtigkeit übertönt, wo alle Bande 
zwiſchen den Nakionen zerriſſen find, wäre es ſehr bedenklich, wenn das deutſche 
Proletariat ſich dem Glauben hingeben wollte, daß es ſich in dieſer furchtbaren 
Völkerkragödie nur um kapitaliſtiſche Intereſſen und nicht auch zu einem guken 
Teil um ſeine eigene Sache handelt. 


Die Darlegung würde überzeugender wirken, wenn Genoſſe Queſſel 
ekliche Ziffern gebracht hätte, die die Wichtigkeit der kropiſchen Gebiete für 
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die deutſche Arbeiterſchaft veranſchaulicht hätten. Er hätte zum Beiſpiel ver- 
ſuchen können, zu zeigen, welche Wichtigkeit die gewaltigen kropiſchen Ge- 
biefe des britiſchen Imperiums für die engliſche Arbeikerklaſſe haben. Wenn 
gezeigt werden kann, daß die engliſchen Arbeiter in den kropiſchen Gebieken 
des britiſchen Welkreichs ein wertvolles Beſitztum haben, für deſſen Erhal- 
kung ſie ſogar in den Krieg ziehen würden, ſo müßte auch der größte Zweifler 
zugeben, daß an der Sache, die Genoſſe Queſſel hier vorkrägt, etwas 
Wahres iſt. 

Ich bin freilich der Anficht, daß der Beweis kaum gelingen dürfte. Sollte 
er gelingen, jo würde niemand mehr erffaunt fein als die engliſchen Sozia⸗ 
liſten und Sozialreformer, die auf Grund umfangreicher ſtakiſtiſcher An- 
gaben gerade das Gegenteil bewieſen haben. Im Intereſſe der Klärung 
5 es wohl angebracht fein, gerade auf dieſen Punkt etwas näher ein- 

zugehen. 

Im letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts hat England ungeheure 
kropiſche Gebiete ſeinem Weltreich einverleibt. J. A. Hobſon ſchätzt das ein- 
verleibte Gebiet auf 4 754 000 engliſche Quadrafmeilen mik einer Bevölke- 
rung von 88 Willionen Menſchen. Dieſer Zuwachs fand zwiſchen den 

hren 1870 und 1900 ſtatt. Das Gebiet umfaßte ein Drittel des damaligen 
Reiches und ein Viertel der geſamten Bevölkerung des Reiches. Der ver- 
ſtorbene Sir Robert Giffen ſchätzte den Zuwachs auf 4 204 690 Quadraf- 
meilen zwiſchen den Jahren 1870 und 1898. Es waren durchweg kropiſche 

oder ſubtropiſche Länder, die Großbritannien in ſeiner modernen imperiali- 
ſtiſchen Epoche unter irgendeiner Form annekkierte. 

Man ſollte nun meinen, daß dieſe rieſige Gebiefserweiterung und der 
Volkszuwachs, der die Bevölkerung Großbritanniens und Irlands um das 
Doppelte übertrifft, der engliſchen Induſtrie einen mächtigen Ankrieb ver- 
liehen hätten. Forſcht man aber der Sache nach, fo findet man, daß nichts 
dergleichen geſchehen iſt. J. A. Hobſon beſchäftigt ſich in feinem im Jahre 
1902 erſchienenen Werke „Imperialism“ recht eingehend mit der wirkſchaft— 
lichen Bedeutung der kropiſchen Gebiete für die engliſche Induſtrie und 
kommt zu folgendem allgemeinen Urteil: 


Wenn wir unſer ganzes Imperium bekrachten, jo kommen wir, wenn wir un- 
ſeren Handel mit Indien ausnehmen, zum Schluß, daß der kleinſte, der wenigſt 
wertvolle und der unbeſtändigſte Handel der iſt, der mit unſeren kropiſchen Beſitz- 
fümern betrieben wird, und beſonders mit denen, die ſeik dem Jahre 1870 unter 
die Herrſchaft des Reiches gekommen find. Die einzige bekrächkliche Zunahme un- 
ſeres Einfuhrhandels ſeit dem Jahre 1884 iſt die aus unſeren echten Kolonien in 
Auſtralaſien, Nordamerika und am Kap; der Handel mit Indien iſt ſtehen geblieben, 
während der mit unſeren kropiſchen Kolonien in Afrika und Weſtindien in den 
meiften Fällen unregelmäßig war und abnahm. Unſer Ausfuhrhandel weiſt den- 
ſelben allgemeinen Charakter auf, nur daß Auſtralien und Kanada den wachſenden 
Entſchluß zeigen, ſich aus der Abhängigkeit von den brikiſchen Induſtrien zu be- 
freien; der Handel mit den kropiſchen Kolonien iſt, obwohl er efwas zunimmt, ſehr 
klein und ſehr ſchwankend. 

Was die unfer dem neuen Imperialismus erworbenen Gebiete anbelangt, jo 
iſt mit einer Ausnahme kein Verſuch möglich, fie als befriedigende Gejchäfts- 
akfiva zu betrachten. Nur Ägypten krägt uns einen Handel von einiger Größe ein; 
von den anderen Beſitzungen find es nur drei — Lagos, das Prokekkorak am Niger 
und Nordborneo —, die erwieſenermaßen mit Großbrikannien einen Handel krei— 
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ben, der im Werke eine Willion Pfund Sterling überſteigt. Wenn man Agypken 


ausnimmt, fo beläuft ſich in der Tak der geſamte Handel, ſoweit er offiziell ver⸗ 


zeichnet iſt, auf keine 10 Millionen Pfund; und obwohl der tatfählihe Handel 


zweifelsohne mehr bekrägt als dieſe Summe, fo bildet er doch einen unendlich 
kleinen Zuſchuß zu den kommerziellen Hilfsquellen unſerer Nakion. Abgeſehen von 
der Menge, iſt die Qualität des neuen kropiſchen Ausfuhrhandels von der niedrig- 
ſten Sorte, fie beſteht meiſt, wie die Analyſe des Kolonialamt3 nachweiſt, aus den 
billigften Textilwaren Lancaſhires, den billigſten Metallwaren Birminghams und 
Sheffields und großen Mengen von Schießpulver, geiſtigen Gekränken und 
Tabak. — 


In dieſem Beſtreben, kropiſche Gebiete aufzuſaugen, ſieht Hobſon die 
Politik des »neuen Imperialismus«. An einer anderen Skelle ſeines er- 
wähnken Werkes jagt dieſer in England hochgeſchätzte Volkswirkſchaftler: 


Er (der Imperialismus) iſt weit vernünftiger, als es auf den erſten Blick aus- 


ſieht. Unvernünftig vom Standpunkt der ganzen Nation, iſt er vernünftig genug 
vom Standpunkt gewiſſer Klaſſen in der Nation aus geſehen. Ein vollſtändig ſozia⸗ 


liſtiſcher Staat, der ſeine Bücher gut führke und regelmäßige Rechnungsabſchlüſſe 
über Ausgaben und Aktiva präſentierke, würde bald den Imperialismus aufgeben; 


eine inkelligente Laiſſez-faire-Demokrakie, die in ihrer Politik allen wirtſchafklichen 


Inkereſſen gleichmäßig das ihnen gebührende verhälknismäßige Gewicht beilegte, 


würde dasſelbe kun. Aber ein Staat, in dem gewiſſe gut organifierte Geſchäfts⸗ 


intereſſen das ſchwache, zerjtreufe Inkereſſe des Gemeinweſens überbieten können, 


muß eine Politik verfolgen, die mit dem Druck der erſten Inkereſſen im Ein- 
klang ſteht. 


Wie wenig die Erwerbung der rieſigen kropiſchen Gebiete die engliſche 


Ein- und Ausfuhr beeinflußt hat, geht aus folgender Tabelle hervor, wobei 
beachtet werden muß, daß der größte Teil der Ein- und Ausfuhr nach und 
aus den britiſchen Beſizungen den Handel mit den ſelbſtregierenden nicht- 
kropiſchen Kolonien darſtellt: 


Prozenkſaß der Geſamkwerke. 


Jährlicher Durchſchnikt 


dem 
Ausland 


dem 
Ausland 


britiſchem 
Beſitz 


britiſchem 
Beſitz 


1855 bis 1859 


1860 - 1864 

1865 - 1869 

1870 - 1874 

1875 - 1879 

1880 - 1884 

1885 1889 

1890 189 4 | 

1895 - 1898 78,6 21,4 66,0 34,0 


Man wird aus der obigen Aufſtellung ſehen, daß die beifpiellofe Aus- 


dehnung des britiſchen Welkreichs in kropiſchen Gebieten keinerlei Ver⸗ 


ſchiebung im Geſamthandel Großbritanniens verurſacht hat. Auch die ſpä- 


teren Ziffern laſſen eine derartige Verſchiebung nicht erkennen. Nach 
Hazells Annual betrug der Prozenkſatz des britiſchen Einfuhrhandels aus 
dem Ausland und den brikiſchen Beſitzungen (letztere in Klammern) im 


Einfuhr nach Großbritannien aus Ausfuhr von Großbritannien nach 
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Jahre 1892: 76,9 (23,1); 1902: 79,6 (20,4); 1912: 75,1 (24,9), der Prozenk— 
ſatz des britiſchen Ausfuhrhandels nach dem Ausland und den brikiſchen 
Beſitzungen (letztere in Klammern) im Jahre 1892: 71,3 (28,7); 1902: 66,5 
(33,5); 1912: 68,5 (31,5). 

Welche wirkſchaftliche Bedeutung die im letzten halben Jahrhundert er- 
worbenen kropiſchen Gebiete für Großbritannien haben, läßt ſich genau 
ſchwer feſtſtellen. Aber Hobſons Urteil kann auch heute kaum erſchükkerkt 
werden, wenn er ſich auch in einzelnen Fällen geirrt haben mag. Um den 
Anteil der großen kropiſchen Gebiete des britiſchen Imperiums am Geſamt— 
handel Großbritanniens ungefähr feſtſtellen zu können, müßke man von den 
obigen Ziffern den Anteil der ſelbſtregierenden Kolonien und Indiens ab- 
ziehen. Die ſelbſtregierenden Kolonien, die ihre eigene Handelspolitik Trei- 
ben und ſelbſt Kolonien beſitzen, können nicht als kropiſche Gebiete in Be— 

kracht kommen, und Indien iſt alter kolonialer Beſitz. Danach entwickelte 
ſich die Einfuhr aus den kropiſchen Gebieken (zu denen der Einfachheit halber 
noch alle anderen älteren kropiſchen Beſitzungen Großbritanniens zuge- 
rechnet find) und die Ausfuhr nach dieſen Gebieten in den Jahren 1892 — 

1902 — 1912 wie folgt: Einfuhr (Prozenkſatz der Geſamteinfuhr Groß— 
britanniens) 4 — 3,7 — 5,1; Ausfuhr (Prozenkſaß der Geſamkausfuhr Groß- 
britanniens) 4,9 — 4,6 — 5. Wie man ſieht, iſt die Ausfuhr nach den fropi- 
ſchen Gebieten im Vergleich mit der Geſamkausfuhr des Landes ſehr gering. 
Wenn man dazu bedenkt, daß die Geſamkausfuhr Großbritanniens nur ein 

Teil der Gejamtproduktion des Landes iſt, jo wird die Bedeutung der Aus- 
fuhr nach den kropiſchen Beſitzungen ſo winzig, daß man den engliſchen Ar- 
beitern kaum ernſthaft zutrauen könnte, ſich in bezug auf ihre Politik nach 
dieſer Ausfuhr zu orientieren. Bekrachkek man den geſamken kropiſchen Beſitz 
Großbritanniens, Indien eingeſchloſſen, jo wird man finden, daß die Aus- 
fuhr nach dieſen Ländern im Verhältnis zur Geſamkausfuhr vom Jahre 
1892 bis zum Jahre 1912 zurückging, nämlich von 15 Prozenk im Jahre 
1892 auf 14,5 im Jahre 1902 und auf 14,9 Prozenk im Jahre 1912. g 

Die nüchternen Ziffern reden eine andere Sprache als die durch die Ge— 
danken an die Tropen angefeuerke Phankaſie. 

In England iſt es noch keinem Politiker eingefallen, bei der Arbeiker- 
ſchaft durch den Hinweis auf die vitale Notwendigkeit kropiſcher Abſaß⸗- 
gebiete Zukunftsträume zu erwecken. Imperialiſtiſche Politiker wie Dis- 
raeli und Chamberlain ſtellten die Größe und Macht des Imperiums oder 
die Nützlichkeit eines engen wirkſchaftlichen Zuſammenſchluſſes mit den 
ſelbſtregierenden Kolonien in den Vordergrund ihrer Propaganda. Man 
wäre bei den engliſchen Arbeikern auch ſchlecht angekommen, wenn man 
ihnen von der großen Bedeukung der kropiſchen Gebieke erzählt hätte. Sie 
hätten etwa erwidert: »Ja, wie kommt es denn, daß wir, die wir mehr kro⸗ 
piſche Gebiete haben, als wir enkwickeln können, meiſt mehr von der Arbeits- 
loſigkeit geplagt werden als unſere deukſchen Kollegen, denen man ſagt, daß 
ihre Induſtrie in den kropiſchen Gebieken ausgeſperrk wird? Und wie kommt 
es, daß unſere Kameraden bei all unſerem kropiſchen Reichtum jährlich zu 
Hunderktauſenden auswandern müſſen, während die Deutihen die Aus- 
wanderung kaum kennen?« 

Die deutſchen Arbeiter können von den engliſchen Arbeitern, die das 
Imperium fix und ferfig haben, in dieſer Beziehung manches lernen. 
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Eine Arbeiterſchicht gibt es jedoch in England, die für kropiſche Gebiete, 
den kropiſchen Landbau kätiges Intereſſe bekundek. Die organiſierken Texlil⸗ 
arbeiter arbeiten mit den organiſierten Unternehmern an der Ausdehnung 
der Baumwollkultur. Sie find finanziell an der Britiſh Cotton Growing 
Aſſociation inkereſſiert, die im Jahre 1902 gegründet wurde und den Anbau 
von Baumwolle in kropiſchen Gebieten unternimmt und fördert. Die Be⸗ 
ſtrebungen dieſer Geſellſchaft find alt. Schon vor dem amerikaniſchen Bür- 
gerkrieg machten ſich die Baumwollfabrikanten Lancaſhires Sorgen wegen 
der Rohſtoffzufuhr, die damals ſchon hauptſächlich aus den Vereinigken 
Skaaten kam. Die Agitation gegen die Sklaverei ließ fie das kommende 
Unheil ahnen. Sie gründeten daher im Jahre 1857 die Cotton Supply 
Aſſociakion, die aber nach wenigen Jahren einging. Späkere Verſuche der 
britiſchen Regierung, die Baumwollkulkur zu fördern, zeifigten keinen 
großen Erfolg, bis ſchließlich die Britiſh Cokton Growing Affociafion ge- 
gründet wurde, die die Sache planmäßig in die Hand nahm. Das Haupk⸗ 
motiv bei der Gründung war, der Gefahr vorzubeugen, die zum Beiſpiel 
durch eine Mißernke in den Vereinigken Staaken der ganzen Baumwoll⸗ 
induſtrie droht. 5 

Für die Maſſe des engliſchen Proletariats find die kropiſchen Gebiete 
bisher von ſehr geringer Bedeukung geweſen. Bedeutung haben fie nur für 
gewiſſe Händler und Spekulanten aller Art gehabt ſowie für die Sproſſen 
der herrſchenden Klaſſe. Die kropiſchen Beſitzungen Großbritanniens bilden 
noch heute eine große Unkerſtützungseinrichtung für bedürftige Ariſto⸗ 
kraken. Offiziere finden dork einen billigen Ruhm in Kriegen mik den Ein- 
geborenen, und Bureaukraten und ihre guk beſoldeken Schreiber können 
dort die Politik verfolgen, die eine engliſche Beobachterin als »die Schlaf- 
ſucht mit gelegentlichen Anfällen« bezeichnet hat. 

Daß, um mit dem Genoſſen Queſſel zu reden, es »eine wichtige Aufgabe 
der Inkernakionale nach dem Kriege fein wird, für einen der Billigkeit ent- 
ſprechenden Ausgleich der nationalen Inkereſſen auf dieſem wichtigen Gebiet 
ihre Stimme zu erheben«, iſt mir nicht recht klar. Er drückt ſich auch reich⸗ 
lich unklar aus. In engliſchen und deutſchen kropiſchen Gegenden werden 
die Waren des Auslandes zu denſelben Bedingungen ins Land gelaſſen wie 
die des Heimaklandes. Denkt er an die Verallgemeinerung dieſes Zuſtandes? 
Oder ſoll die Internafionale für die gleiche Ausbeukungsfreiheit für alle na- 
tionalen Kapitale in den kropiſchen Gebieten einkreken? Oder will er den 
Freihandel in den kropiſchen Gebieten proklamiert wiſſen? Wenn er das 
letzte im Auge hat, weshalb dann nicht den Freihandel zwiſchen den großen 
Kulturnakionen der gemäßigten Zonen anſtreben, die wirtſchafklich aufein⸗ 
ander weit mehr angewieſen find als auf kropiſche Gebiete — die auch enk⸗ 
wicklungsfähiger und deren Märkte weit ausdehnungsfähiger find? 

Das Prolekariat hat jedoch nicht nur wirtſchafkliche Inkereſſen. Es ver⸗ 
tritt auch die Demokratie und das demokrafifche Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker. Soll die Inkernakionale über »einen der Billigkeit enfiprechenden 
Ausgleich der nafionalen Inkereſſen« in den kropiſchen Gebieten beraten, ſo 
hätte fie ſich zunächſt darüber klar zu werden, ob die in den Tropen woh⸗ 
nenden Völker als Beſitztum der weißen Raſſe oder als Menſchenbrüder zu 
betrachten find, die dieſelben Rechte haben, die wir für uns beanſpruchen. 
An dieſer Frage wird ſie nicht vorbeiſchlüpfen können, am allerwenigſten 
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mit der oft gehörten billigen Entſchuldigung, daß die Völker der Tropen 
für die demokratiſche Selbſtverwalkung noch nicht reif ſeien.! Würde ſich 
das Proletariat dieſe Argumentation zu eigen machen, jo könnte es ſicher 
ſein, gelehrige Schüler in der eigenen Heimak zu finden, die den Knüppel 
umdrehen würden. Erklärt es ſich, feinen Prinzipien und Intereſſen getreu, 
auch für das demokratiſche Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker in den kro— 
piſchen Gebieten, jo weiſt es damit den Gedanken an eine Kolonialpolitik 
zurück, deren Zweck und Richtung von den Inkereſſen der weißen Völker 
diktiert werden. 

Die deutſchen Arbeiter ſollten ſich auch nicht über die politiſchen Rück- 
wirkungen der Expanſion in den kropiſchen Gebieten käuſchen. Auch in dieſem 
Punkte könnten fie von den engliſchen Arbeitern viel lernen. Die engliſchen 
Liberalen liebten es früher, vor aller Welt zu erklären, daß der engliſchen 
Flagge überall die Freiheit auf dem Fuße gefolgt ſei. Sie halten dabei die 
ſelbſtregierenden Kolonien im Auge, deren Bewohner ſich die Freiheit ein- 
ſach genommen haben. In den kropiſchen Gebieten iſt der engliſchen Flagge 
nicht die Freiheit, ſondern die Aufoktatie auf dem Fuße gefolgt. Ja, die 
Beſetzung der kropiſchen Gebiete kann als eine gewaltige Ausdehnung der 
Aukokrakie in der Welt bezeichnet werden. Der Gouverneur ſolcher Gebiete 
ſchaltet und waltet, wie er will, und ſteht ihm auch in einzelnen Gebieten 
eine beratende Körperſchaft zur Seite, jo muß dieſe Körperſchaft, wenn fie 
beachtet werden will, doch immer fo raten, wie der Gouverneur denkk. Das 
bat in England eine Klaſſe Menſchen geſchaffen, die zu allen reaktionären 
und gewalktätigen Handlungen bereit find. Die klügſten von ihnen heucheln 
zu Haufe demokrakiſche Anſichten. Die weniger klugen rafen bei Streiks zu 
Gewalktaten gegen die Arbeiter. Während des allgemeinen Ausſtandes der 
Eiſenbahner und Bergarbeiter in den vergangenen Jahren konnke man in 
der reaktionären Preſſe Englands häufig Zuſchriften leſen, in denen zur 
gewaltſamen Unterdrückung der Streiks aufgefordert wurde. Sie ſtammken 
faſt durchweg von Leuken, die ſich in Indien, Agypken oder anderen kropi— 
ſchen und ſubtropiſchen Gebieten die autokrakiſche Welkanſchauung ange- 
eignet haften. | 

Das Proletariat kann nicht ungeſtraft ein anderes Volk als das Be- 
ſitum feiner Nation betrachten oder behandeln. Genoſſe Queffel regt ſich 
in ſeinem Aufſatz mit Recht über den brutalen Ausſpruch des Lord Roberts 
auf. Wer war Lord Roberts? Ein in Indien geborener engliſcher Soldat, 
der den größten Teil ſeines Lebens in kropiſchen Gebieken zubrachte. Faſt 
alle engliſchen Reakkionäre find durch die kropiſche Schule gegangen. 


Wie heuchleriſch das Gerede von der Unmündigkeit kolonialer Völkerſchaften 
iſt, beweiſt das Verhalten des amerikaniſchen Senats, der kürzlich eine Vorlage an- 
genommen hat, die den Bewohnern der Philippinen in vier Jahren die abfolufe 
Selbſtändigkeit geben ſoll. Bis jetzt waren dieſe Menſchen unmündig; nun auf ein- 
mal, da die Amerikaner der Philippinen überdrüſſig geworden find, find die Be⸗ 
wohner dieſer Inſeln mündig geworden! 
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Enkwicklung und Ausfichten der Gekreideverſorgung. 
Von Speckakor. 


* 

Die populäre Auffaſſung glaubt die Notwendigkeit von Kolonien fol- 
gendermaßen begründen zu können: die Bevölkerung der Induſtrieländer 
wächſt raſch an, die europäiſche Landwirtſchaft iſt aber außerſtande, ſie zu 
ernähren, mindeſtens aber ſie zu bekleiden; darum müſſen die europäiſchen 
Völker in außereuropäifchen Staaten Nahrungsmittel und Rohſtoffe kaufen 
und dafür mit ihren Fabrikaken zahlen. Ohne die außereuropäiſche Land- 
wirkſchaft würden die Völker Europas verhungern, mindeſtens nackt gehen 
müſſen. Ohne den außereuropäiſchen Markt würden die Induſtrieländer für 
ihre Waren keinen Abſatz finden, ihre Induſtrie müßte verkümmern, die 
europäiſche Kulkur, die durch dieſen Krieg gereffet werden ſoll, würde unter- 
gehen. Sehen wir darum zu, wie ſich die Entwicklung der europäiſchen 
und die der außereuropäiſchen Landwirkſchaft in der Wirklichkeit geſtaltet 
hat, ob und inwieweit fie die peſſimiſtiſchen Urteile der »Kolonialtheorefiker« 
in der Tak rechtfertigt und inwiefern »Kolonien«, das heißt die noch po- 

litiſch unſelbſtändigen agrariſchen Länder dieſer Gefahr des Verhungerns 
Europas ſteuern können. 

Bevor ich aber zu meiner ſtakiſtiſchen Darſtellung übergehe, ſei hier noch 
folgende Bemerkung eingeſchalket. Ich war und bin noch jetzt der Anſicht, 
daß die Aufgabe ſolcher ſtakiſtiſcher Unterfuhungen die Aufdeckung 
gewiſſer Entwicklungskendenzen iſt, keineswegs aber eine 
Schilderung der Methoden und des Werkes der offiziellen oder privaten 
ſtatiſtiſchen Publikationen. Die Mängel dieſer, ihre beſchränkke Brauch- 
barkeit find mir natürlich nicht unbekannk: von ihnen weiß ja jedes Lehr⸗ 
buch Berge zu erzählen. Ich benutze darum die ſtakiſtiſchen Daten nur zum 
Vergleich der einzelnen Jahre, indem ich annehme, daß ſich die 
Methoden der ſtakiſtiſchen Erhebungen inzwiſchen nicht weſentlich geändert 
haben und daher eine Gegenüberſtellung der gewonnenen Reſultate ge- 
ſtakkten. Dabei bin ich mir wohl bewußt, daß ein wiſſenſchaftlich völlig un- 
anfechkbares Refultat krozdem nicht zu erhalten iſt. Da aber das Ergebnis 
meiner Unkerſuchungen unſere kheoretiſchen Grundſätze nur beſtätigt, jo 
glaube ich mich berechtigt, die Behaupkung aufzuſtellen, daß die Skakiſtik 
krotz ihrer Mängel ein ſehr beachkenswerkes Reſulkak ergeben hakt, und 
werde an der Richtigkeit dieſes Ergebniſſes jo lange fejthalten, bis man 
mir es nicht durch andere, genauere Takſachen widerlegt. Dieſe Bemerkung 
über die früher ſelbſtverſtändliche Auffaſſung der ſtakiſtiſchen Beweiſe iſt 
jetzt notwendig geworden, weil man verſucht hat, durch eine Kritik der ſta⸗ 
kiſtiſchen Erhebungsmethoden das daraus gewonnene Ergebnis zu beſtreiten, 
ohne ſich die Mühe zu geben, ſelbſt andere Angaben anzuführen. Dieſe Art 
von »Kritik«, das ſoll von vornherein bemerkt werden, läßt mich völlig un- 
berührt: mögen die Leſer ſich ſelbſt jagen, ob grundloſe Behaupkungen oder 
ſtatiſtiſche Beweiſe überzeugender find, wie mangelhaft die Methoden der 
ſtatiſtiſchen Erhebungen auch fein mögen. Unter allen ſtatiſtiſchen Erhebungen 
ſind vielleicht die Ernkeſchäzungen am anfechkbarſten. Trotzdem ergeben 
auch fie, als Vergleichszahlen einander gegenübergeſtellt, die Mög⸗ 
lichkeit, ſich über die Enkwicklungskendenzen der Landwirkſchaft 
klar zu werden. 
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Zunächſt muß nun feſtgeſtellt werden, daß die Gekreideprodukkion weit 
raſcher zunimmt als die Bevölkerung. »The Statesman’s Vearbook« ſchätzte 
die Bevölkerung der Welt für 1890 auf 1467,6 Millionen; die Bevölkerung 
von 1910 befrug nach Ballod 1722 Millionen, nach dem »Annuaire inker— 
national de ſtatiſtique agricole« 1913/14 etwa 1753,56 Millionen. Die Zu- 
nahme in 23 Jahren bekrägt alſo etwa 19 Prozent. Auf Grund der Angaben 
des Departments of agriculfure der Vereinigten Staaken in feinem Bear- 
book habe ich berechnet, daß die Menge der geernkeken fünf Haupk—⸗ 
getreidearten (Weizen, Roggen, Hafer, Gerſte, Mais) von 1895/98 bis 
1910/13 um mehr als 50 Prozent geſtiegen iſt.“ Damit iſt zunächſt bewieſen, 
daß von einem abſoluken Rückgang der Verſorgung der Bevölkerung nicht 
geſprochen werden darf und die ſteigenden Gekreidepreiſe auf keinen Fall 
durch abſoluten Mangel an Gekreide erklärt werden können. 

In den früheren Jahrzehnten wurde die Gekreideprodukkion im allge- 
meinen am ſtärkſten in Amerika geförderk. Von 1894 bis 1913 iſt die 
Weizenernte der Welt um 1466,5 Millionen Buſhel angewachſen; davon 
in Europa um 561,2, in Nordamerika um 486,68, in Argenkinien, Chile und 
Uruguay um 111,5 Millionen Buſhel, jo daß die Produkkionsſteigerung in 
den übrigen Weltteilen nur noch etwas über 300 Millionen Buſhel beträgt. 

Ein anderes Bild erhalten wir, wenn wir bloß die Produktion des ver— 
floſſenen Jahrzehnts betrachten, nämlich die Zeit von 1905 (bezw. 1905/06) 
bis 1914 (bezw. 1914/15). Nach dem ſchon erwähnten Jahrbuch des 
»Inſtitut Inkernakional d' Agriculture« bekrug die Ernte in Millionen 
Doppelzenknern in Europa (Deutſchland, Sſterreich-Ungarn, Belgien, Bul- 
garien, Dänemark, Spanien, Frankreich, England, Italien, Luxemburg, 
Norwegen, Holland, Rumänien, Europäiſches Rußland, Serbien, Schweden, 
die Schweiz), Nordamerika (Kanada, Vereinigte Staaten), Alien (Ruſſiſch- 
Aſien), Afrika (Algerien), Südamerika (Argenkinien und Chile), Ozeanien 
(Auſtralien und Neuſeeland) wie folgk: 


Mais 

1905 1910 1905 1910 1910 1905 1910 1905 1910 

bis bis bis bis bis bis bis bis bis 

1909 1914 1909 1914 1914 1909 1914 1909 1914 
Europa.. . 472,16 225,89 362,35 382,42 128,19 156,05 
Nordamerika 222,83 51,20171,26 221,07720,07 727,51 
Aten 118,73 29,730 14,96 16,90 5,34 4,92 
Afrika.. . || 19,30 0,01 12,90 13,68 1,92 2,41 17,95 18,19 
Südamerika. | 49,11 0,03 0,90| 0,94 3,89 9,37 39,99 59,16 
Ozeanien. || 20,04 0,81 0,93 4,80 4,95 2,49 2,60 
berhaupt 902,171021,64 894,88 437,57 292,160322,37559,18 637,12 914,030968,43 


1 Nach der Publikation »Das Gekreide im Weltverkehr« des öſterreichiſchen 
Ackerbauminiſteriums ſtand in den Jahren 1893 bis 1897 und 1903 bis 1906 der 
Bevölkerung zur Verfügung (in Kilogramm pro Kopf) in Europa an Weizen 116,1 
und 134,0 Kilo, an Roggen 91,9 und 96,2, an Gerſte 45,2 und 49,3, an Hafer 75,6 
und 85,2 und an Mais 34,9 und 36,3 Kilo. Der Bedarf war alſo reichlich gedeckt. 
In den Vereinigten Staaken kamen auf den Kopf der Bevölkerung in der enf- 
ſprechenden Zeit: Weizen 115,6 und 182,5, Roggen 7,8 und 8,9, Gerſte 19,7 und 
35,7, Hafer 141,5 und 155,7 und Mais gar 625,4 und 770,3 Kilogramm. 
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Die Weizenprodukkion der Welk iſt ſomit von 902,17 auf 1021,64 oder 
um 119,47 Millionen Doppelzenkner gleich 13,2 Prozent geſtiegen. Die Zu- 
nahme in Europa bekrägt 57,04 Willionen Doppelzenkner, alſo faſt die Hälfte 
der geſamken. Menge, und macht 12 Prozent aus, das heißt die europäiſche 
Ernte hak ſich faſt ebenſo raſch erhöht wie die der übrigen Welt, auf jeden 
Fall bedeutend raſcher als die europäiſche Bevölkerung in dieſer Zeit. Die 
Ernte ſämklicher fünf Getreidearten betrug überhaupk 3062,42 und 3387,13 
Millionen Doppelzenkner, ſtieg ſomik um 324,71 Millionen (rund 1 0,6 Pro- 
zent); die Europas ſtellte ſich auf 1543,7 und 1712,27, das heißt nahm um 
168,57 Millionen oder um rund 10,9 Prozent zu. Die Gefreideprodukfion 
Europas vermochte ſomit mit der der außereuropäiſchen Länder gleichen 
Schritt zu halten. i f 

Die Weizenfläche Europas iſt in dieſer Zeit nur wenig ausgedehnt wor- 
den, um 2,54 Millionen Hektar, was in der Haupkſache auf das Europäiſche 
Rußland entfällt, wo die Weizenfläche um 2,3 Millionen Hekkar vergrößert 
wurde. Der Weizenerkrag iſt aber in Rußland bloß um 28,5 Millionen 
Doppelzenkner geſtiegen; die übrigen 28,5 Willionen Doppelzenkner hat 
Europa durch Inkenſivierung des Bekriebs erhalten. Ebenſo iſt 
die Geſamtfläche der fünf Gekreidearken nur von 152,1 auf 157,24 Millionen 
Hektar, die im Europäiſchen Rußland aber von 79,42 auf 84,05 Hektar ver- 
größerk worden. Der Erkrag ſtieg in Rußland um 94,57 auf 644,94 Mil- 
lionen Doppelzenkner oder um 18 Prozenk. Das übrige Europa hat in der 
Haupfkſache durch Inkenſivierung des Betriebs 74 Millionen Doppelzenkner 
mehr erhalten, was eine Zunahme von über 6 Prozenk ausmachk. 

Es iſt kein beſonders großer Fortſchritt; immerhin läßt er auch keine 
peſſimiſtiſchen Schlüſſe in bezug auf die weitere Ernährung Europas zu, 
insbeſondere wenn man bedenkt, welche Hinderniſſe die landwirkſchaftliche 
Kultur in der jetzigen Geſellſchaft überwinden muß: die noch halbfeudalen 
ſozialen Verhältniſſe auf dem platten Lande in Galizien, Ungarn, Ru- 
mänien uſw., die Bodenzerſplitkerung, die ſchweren Steuern und die Zölle, 
die die Enkwicklung der Technik in der Bauernwirkſchaft hemmen uſw. 
Wichkig iſt es aber, zu unkerſtreichen, daß dieſe Zunahme nicht efwa, wie 
Queſſel meint, auf Koſten der Handelspflanzen erreicht worden iſt, ſondern 
faſt ausſchließlich durch Inkenſwierung des Bekriebs. Die Anbaufläche iſt 
im großen ganzen unveränderk geblieben, der Ertrag konnte aber krotzdem 
geſteigert werden, zwar nicht ſo raſch wie in Ländern, wo die Anbaufläche 
ausgedehnt wurde, aber ſicherlich ebenſo raſch, wie die Bevölkerung zuge- 
nommen hat. 5 | 

Immerhin ift es eine Tatſache, daß die mit Handelspflanzen beſtellte 
Fläche in Europa abgenommen hat. So iſt die mit Flachs beſtellte Fläche 
in der Zeit von 1905/09 bis 1910/14 von 1,63 auf 1,55 Millionen Hektar, 
die Hanffläche von 0,90 auf 0,82 Willionen, die mit Raps bebaute Fläche 
von 0,22 auf 0,20 Millionen uſw. eingefchränkt worden. 

An Stelle dieſer Pflanzen iſt in Europa der Anbau von Rüben ge 
kreten, die 1905/09 und 1910/14 1,83 und 2,19 Millionen Hektar einnahmen, 
und von Karkoffeln, deren Fläche von 12,20 auf 12,59 Millionen Hektar 
angeſtiegen iſt. Die europäiſchen Landwirte ziehen es vor, Rüben und Kar- 
koffeln anzubauen, die fie in Zucker und Spiritus verwandeln und dann zum 
Zeil ſogar nach außereuropäiſchen Ländern ausführen. Damit ſei nakürlich 
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nicht gejagt, daß die europäiſche Landwirkſchaft alle Bedürfniſſe hätte 
decken können. Von den kropiſchen Produkten abgeſehen, die fie überhaupt 
nicht hervorbringen kann (wie Baumwolle, Kaffee uſw.), würde ſie in eine 
niedrigere Stufe der Bodenausnugung zurückſinken, wenn fie auf dieſe Ar- 
beitsteilung mit den außereuropäiſchen Ländern verzichtet hätte. Übrigens 
iſt der Verbrauch doch noch raſcher geſtiegen als die Produktion, fo daß 
die europäiſchen Länder bedeutende Mengen einführen mußten. 
Es ſtanden nämlich für den einheimiſchen Konſum zur Verfügung (in 
Kilogramm pro Kopf der Bevölkerung): 


Weizen Roggen | Weizen Roggen 


Zu- 
non fammen 


1904/05 bis 1908/09 1909/10 bis 1913/14 


Deutſchland 


Oſterreich- Ungarn 107,8 65,4 173,2 186,6 
Frankreich 209,7 30,9 | 240,6 253,3 
1060, — 160,1 162,5 
alen Saar 149,5 — 149,5 171,2 
Europäiſches Ruland. Wr 66,8 94,1 | 160,9 194,2 
Kanada. n 252 — 221,2 228,0 
Vereinigte Staaken N 150,5 7,8 158, 3 166,5 
223,7 = 23,7 26,0 
Re 133,0 — 133,0 145,3 
rien 145,6 — 145,6 176,8 
. 134,9 — 134,9 179,8 
197.0 — 197,0 163,4 


In den angeführten ſechs europäiſchen Ländern iſt aber der Verbrauch 
von Brotgetreide pro Kopf der Bevölkerung um 7,6 Prozent geſtiegen (der 
abjolute Verbrauch von Weizen hak ſich gar um 16 Prozent erhöht). Da in 
den noch dünnbevölkerken außereuropäiſchen Ländern die Produktion pro 
Kopf der Bevölkerung höher iſt als in den europäiſchen Ländern, jo führt 
Europa aus dieſen Ländern Gekreide ein. Solcher Länder gibt es aber heute 
nur noch wenige. Die Bevölkerung und Weizenprodukkion einiger außer- 
europäiſcher Länder war: 


Ernte 
in Willionen Doppelzentner 


1910 bis 1914 Doppelzent. 
ner pro Kopf 


Bevölkerung 
in Millionen 
Einwohner 


Kanada . 721 | 53,35 
Vereinigte Staaten „ 98,78 198,19 2,0 
//. ER 7,99 42,55 5,3 
, 3,50 5,39 1,5 
ccc. 430,00 ? 2 
,. 315,06 97,19 0,3 
c 58,60 6,54 0,12 
| (1910/11) 
D 18,71 38,22 2,0 
1910 bis 1914 
ccc. 5,56 9,47 1.7 
, ĩ / / 12,35 9,41 0,76 
yr%́ww y g wi 4,78 21,06 4,4 
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Daraus ergibt ſich, daß eigenklich nur Kanada, Argenkinien und Au- 
ſtralien bedeutende Überſchüſſe produzieren, daß die Vereinigten Staaken 
ſehr bald nicht viel werden ausführen können. In der übrigen Welt gibt es 
faſt kein Land, das unter normalen Verhältniſſen hätte ausführen können. 
Europa wird alſo nichts anderes übrigbleiben, als durch Inkenſivie⸗ 
rung des eigenen Bekriebs ſeinen Bedarf zu decken. 
Daraus folgt auch, daß die e noch weiter ſtei⸗ 
gen werden. i (Schluß folgt.) 


Likerariſche Rundſchau. 


Albrecht Penck, Die öſterreichiſche Alpengrenze. Stuttgart 1916, J. Engel- 
horns Nachfolger. 74 Seiten. 


Mehr als je iſt es jezt von größter Wichtigkeit, geographiſche Werke 
zu leſen, die die gegenwärtig einander jagenden Probleme vom geographiſchen 
Standpunkt aus zu erfaſſen ſuchen. Vermögen doch eingehende geographiſche 
Darſtellungen die inneren Zuſammenhänge der Ereigniſſe am eheſten aufzuhellen; 
und find doch die geographiſchen Tatſachen der feſteſte Untergrund, auf dem ſich 
die Diskuſſionen über die weltpolitiſchen Fragen der nächſten Zukunft bewegen 
können. Natürlich Geographie nicht im Sinne der ſchulmäßigen Topographie ge- 
dacht. Darüber find wir denn doch hinaus. Die heutige Geographie will mehr; fie 
unterfuht die Erde als Wohnplatz des Menſchen und befaßt ſich mit den Be. 
ziehungen, die mittelbar und unmiktelbar zwiſchen der Erde und den jeweils dar⸗ 
auf befindlichen Menſchen, ihrer Kultur und ihrem Wirtſchaftsleben beſtehen; da- 
mit iſt fie der Unterbau für die Wiſſenſchaft von der Vergangenheit, die Ge- 
ſchichte, und für die von der Gegenwart und Zukunft, für die Nationalökonomie. 
Daher iſt es auch begreiflich, daß die Kriegsliterakur eine ganze Reihe von 
Schriften aus der Feder unſerer hervorragendſten Fachgeographen aufweiſt. Meiſt 
find es Teilgebiete, die behandelt werden; dadurch iſt eine vage Oberflächlichkeit, 
wie man fie ſonſt in vielen Publikationen unſerer Allerweltspolitiker findet, aus- 
geſchloſſen, die Ausführungen find ſachlicher und gründlicher und vermögen, vor- 
ausgeſetzt, daß eine Karte zu Hilfe genommen wird, zum Verſtändnis ſchwebender 
Fragen ganz erheblich beizukragen. 

Aus der Reihe erſchienener Bücher verdient Pencks Arbeit über die öſter⸗ 
reichiſche Alpengrenze beſonders hervorgehoben zu werden. Einmal, weil das 
Thema aktuell iſt, vor allem aber, weil aus der Behandlung des Einzelproblems 
ſich eine ganze Reihe von Fragen allgemeiner Nakur ergibt, deren Löſung vom 
geographiſchen Standpunkt aus das Inkereſſe des Politikers in Anſpruch nehmen 
dürfte. Von Chauvinismus und irgendwelcher Parteilichkeit iſt in dem Buche nichts 
zu finden, das ſollte eigenklich bei einer wiſſenſchaftlichen Arbeit ſelbſtverſtändlich 
ſein, verdient aber in unſeren Tagen beſonders regiſtrierk zu werden. 

Penck beſchäftigt ſich zunächſt eingehend mit dem Problem der Grenze über- 
haupt, ſicherlich einem der ſchwierigſten auf dem Gebiet der politiſchen Geographie. 
Sehr kreffend erſcheint uns feine Unkerſcheidung zwiſchen natürlichen, das 
heißt durch Nakurbeobachkung ohne Vermarkung auffindbaren Grenzlinien 
und zwiſchen Nakurgrenzen, welche nakürliche Lebensräume krennen. Die 
Naturgrenze von Staaten fteht der hiſtoriſchen manchmal, aber nicht immer gegen- 
ſätzlich gegenüber. Jede hiſtoriſche Grenze lehnk ſich in ihrem Verlauf kunlichſt an 
natürliche Grenzlinien an, aber braucht dabei durchaus nicht Naturgrenze zu fein. 
Die natürliche Grenzlinie iſt gewöhnlich ein ſchmaler, die Nakurgrenze in der 
Regel ein ziemlich breiter Streifen, und ein Staat mit ſehr guten Nakurgrenzen 
kann oft recht ſchlechte natürliche Grenzlinien haben.« (S. 10.) 
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Vor allem — und das iſt der Übergang auf das eigentlihe Thema — kann 
man nicht die Waſſerſcheide beziehungsweiſe den Haupkkamm eines Hochgebirges 
an ſich als natürliche Grenze anſprechen. Nur dann, wenn das Gebirge ſehr ſchmal 
iſt. Das iſt bei den Alpen nicht der Fall. Zwar beanſpruchk der italieniſche Impe- 
rialismus den Haupkkamm der Alpen entlang der adriakiſchen Waſſerſcheide als 
Grenze nach Norden; Giovanni Marinelli, einer der bekannkeſten italieniſchen 
Geographen, zieht in ſeinem Werke »La Terra« die nakürlichen Grenzen Italiens 
von Nizza bis ſüdlich Fiume, und ſchlägk den Südoſtzipfel Frankreichs, den Süden 
der Schweiz und Tirols, Görz, Trieſt und Iſtrien zu Ikalien. Aber Penck weiſt 
darauf hin, daß das eine rein äußerliche Konftruktion iſt, daß Italien nicht jenſeits 
im Süden des Hauptalpenkamms beginnt. Vielmehr bilden die Gebiete innerhalb 
eines jo breiten Hochgebirges, wie es die Alpen find, politiſche Individuen für ſich, 
Paßſtaaten, die an den Abdachungen des Gebirges ihre Nakurgrenzen, bis- 
weilen auch da natürliche Grenzen haben: »Es kann keine bloße Zufälligkeit fein, 
wenn jeit Jahrhunderten immer aufs neue Paßländer in den Alpen zur Entwick- 
lung gekommen find und ſich bis in die Gegenwart hinein erhalten haben. Hier 
müſſen natürliche und nicht bloß hiſtoriſche Urſachen wirken. Wir finden fie einer- 
ſeits in der verbindenden Kraft der Päſſe: dieſe locken den Verkehr in bejtimmte 
Linien und bringen Talſchaften beiderſeiks des Gebirges in engere Beziehungen 
zueinander, als oft zwiſchen zwei benachbarten Talgebieken auf derſelben Seite 
des Gebirges vorhanden find. Dazu kommt, daß die gebirgige Natur der Länder 
beiderſeits der Päſſe dieſe in Gegenſatz bringt zu den angrenzenden ebenen Vor- 
ländern. Die Lebensweiſe der Gebirgler iſt eine andere als die der Ebenen- 
bewohner. .. . So ſtark iſt die einende Kraft der Päſſe, daß in dieſen Paßſtaaken 
verſchiedene Völker zuſammengefaßt werden.« (S. 14 f.) Auf dieſe Weiſe erklärt 
ſich nicht allein die ſelbſtändige Stellung der Schweiz, ſondern auch die Tirols, und 
die natürlichen Grenzpunkte dieſer beiden Länder nach Norden und Süden ſieht 
Denk in den Engpäſſen, die am Rande des Gebirges liegen, und die obendrein 
noch meiſt durch große Seen beſonders abgeſchloſſen find. Durchaus mit Red; 
denn dieſe Engen bilden für den Verkehr ein größeres Hindernis als die Päſſe 
der Alpenkämme. Zudem wäre die adriatiſche Waſſerſcheide, wie fie Italien bean- 
ſprucht, auch vom ethnographiſchen Geſichtspunkt aus befrachtef durchaus unnafür- 
lich, da fie dann ein erhebliches nicht italieniſches Volkselemenk einſchließen und 
eine deutſche »Irredenka« auf ifalienifhem Boden großziehen müßte. Im allge- 
meinen hält Penck gerade vom geographiſchen Standpunkt aus, wie ſich aus der 
beigegebenen Karte ergibt, den heutigen Verlauf der öſterreichiſchen Alpengrenze 
für natürlich — abgeſehen von dem geſamken Velklin, das er feiner Nakur nach als 
zur Schweiz gehörig bekrachkek —, höchſtens daß die grenzbildenden Talengen von 
der Palagruppe bis zu den Juliſchen Alpen ein wenig ſüdlicher liegen, als heute 
die öſterreichiſche Grenze entlang zieht. Es iſt allerdings ſelbſtverſtändlich, daß die 
geographiſchen Momente nicht allein und meiſt nicht einmal in erſter Linie be- 
ſtimmend ſind oder ſein können für die politiſchen Geſtaltungen und Abgrenzungen 
der Staaten. Nationale, wirkſchaftliche und hiſtoriſche Rückſichten behaupken viel- 
fach vor ihnen den Vorrang. Gg. Engelbert Graf. 


Nokizen. 


Staliſtiſches zur Sprachenfrage in Belgien. Die letzte, im April 1914 erſchienene 
Nummer des vom belgiſchen Miniſterium des Innern herausgegebenen »Bullekin 
trimeſtriel« brachte intereffantes ſtakiſtiſches Material zur Sprachenfrage in Bel⸗ 
gien, das gegenwärtig, wo der Schutz der flämiſchen Sprache und des flämiſchen 
Volkes zu einer politiſchen Aufgabe der deuffhen Reichsregierung erklärt worden 
iſt, erhöhte Bedeukung haben dürfte. 
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denen Sprachen, die in Belgien geſprochen werden, verkeilt: 
Bevölkerung a 
ohne Alters- 15 und mehr 21 und mehr 


Die folgende Tabelle zeigt, wie ſich die Bevölkerung Belgiens auf die verſchie⸗ 


’ unterſchied Jahre alt Jahre alt 
Nur Franzöſiſch ſprechennd . . . 2833334 2132957 1823825 
—Flämiſch - 3220662 2129 185 1760656 
- Deutſch . 31415 19 654 16479 
Franzöſiſch und Flämiſch . . . . 871288 746140 628 703 
N CHEN ß; 74993 65637 56 681 
Flämiſch und Deulkſch h 8652 7237 6441 
Franzöſiſch, Flämiſch und Deutſch . 52547 49300 42404 
Keine dieſer drei Sprachen. 330893 6645 5 688 
Zuſammen 7423779 5156755 4340877 
Von den Perſonen der Bevölkerung, die mehrere Sprachen ſprechen, bedienen 
fi hauptſächlich ö Ohne Alters-. 15 und mehr 21 und mehr 
unterſchied Jahre alt Jahre alt 
des Franzöſiſchen .. . 349969 299589 259594 
- Slämifhen 2. 2 2 6611531 529851 441667 
% Deutſchen 045.080 38874 32 968 


Unter den Belgiern, die mehrere Sprachen ſprechen, find demnach 34,75 Pro- 
zent, die haupkſächlich das Franzöſiſche bevorzugen im käglichen Verkehr, 60,70 Pro- 
zent, die das Flämiſche haupkſächlich reden, und 4,55 Prozent, die hauptſächlich 
Deutſch ſprechen. f i 

Beſonders auffallend iſt es, daß unter den Franzöſiſch ſprechenden der Prozenk⸗ 
ſaß derer, die auch der deutſchen Sprache mächtig find, ungleich größer iſt als unter 
der flämiſchen Bevölkerung. Rechnek man zu den Perſonen, die nur Franzöſiſch, 
Flämiſch oder Deukſch ſprechen, jene Perſonen hinzu, die eine dieſer Sprachen als 
ihre hauptſächlichſte Verkehrsſprache erklärt haben, fo ergibt ſich: Bj 


Perſonen, die ausſchließlich Ohne Altersunterſchied 15 und mehr Jahre 

oder hauptſächlich ſprechen Prozent N Prozent 
Franzöſiſch h. . . 3183303 — 42,88 2432546 — 47,17 
Slamiih:. .. x. ..2.2.% 3832693 = 51,62 2659036 = 51,56 
Dult, 77395 = 1,04 38528 = 1,14 
keine dieſer drei Sprachen 330893 = 4,46 6 645 = 0,13 


Zu den Perſonen, die weder Franzöſiſch noch Deutſch oder Flämiſch ſprechen, 
find die Kinder unter zwei Jahren gezählt und jene Fremden, die ihre Mutter- 
ſprache reden, ohne Franzöſiſch, Flämiſch oder Deutfh zu verſtehen und zu 
ſprechen. 

Die Schwankungen in der ſprachlichen Zugehörigkeit der Bevölkerung Bel- 
giens ſind gering. Ein Vergleich mit den Verhältniszahlen des Jahres 1900 zeigt 
eine leichte Abnahme der Franzöſiſch Sprechenden und eine etwas ſtärkere Zu- 
nahme der Flämiſch Sprechenden. : 

Auf ſe 100 Petſonen ſptachen 99100% 85 1000 010 


nur Franzoſiſc h 38,4 387 41,48 41,36 
e Flämiſ ;, zm, 41,01 41,29 


Deutch, 3 AR 0,42 0,40 0,38 
Franzöſiſch und Flämiſch. . . 11,97 11,74 14,74 14,47 
Deu; 9 1,01 1,25. 1,27 
Flämiſch und Deultſc h.. . 011 0,12 0,14 0,14. 
Franzöſiſch, Flämiſch und Deutſch 0,64 0,71 0,87 0,96 
keine dieſer drei Sprachen.. 5,22 4,45 0,11 0,13 80. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Zur Geſchichle des Zenkralorgans der Partei. 
Von K. Kaulskiy. 


5. Der Züricher »Sozialdemokrak«. 

Das Sozialiſtengeſetz fegte 1878 mit einem Schlage faſt die geſamte 
Parkeiliterakur weg, periodiſche und nichtperiodifche, wiſſenſchaftliche wie 
politiſche, Lokalblätter und zentrale Organe. Eine Zeitlang ſchlugen alle 
Verſuche fehl, an Stelle der verbokenen Zeitungen andere, harmloſere zu 
jegen. Das Erſcheinen eines wirklich ſozialiſtiſchen Blattes war im Deutſchen 
Reiche für Jahre hinaus unmöglich geworden. 

Die Parkeigenoſſen verlangken aber dringend nach einem Parkeiorgan, 
und da es im Inland nicht erſcheinen konnte, ſollte es ihnen aus dem Aus- 
land zugeführt werden. 

Die Parkeileitung, die damals nach der Auflöfung der Organiſakion an 
die Reichstagsfraktion überging, konnte ſich lange nicht enkſchließen, ein 
Blakt im Ausland herauszugeben. Doch mußte fie am Ende die Not- 
wendigkeit eines ſolchen anerkennen, namentlich angeſichks des An— 
klanges, den die von Karl Hirſch in Brüſſel herausgegebene »Lakerne« ſeit 
Dezember 1878 und noch mehr die von Moſt in London herausgegebene 
»Freiheit« ſeit Januar 1879 fanden. Sie willigte in die Gründung eines 
Wochenblakts ein, des »Sozialdemokrat«, der ſeit September 1879 in 
Zürich erſchien, zuerſt von Vollmar, fpäter von Bernſtein redigierk. Die 
»Laterne« war ſchon vorher eingegangen, die »Freiheike geriet immer mehr 
ins Fahrwaſſer des Anarchismus. Auf dem Wydener Kongreß im Auguſt 
1880 wurde Moſt aus der Partei ausgeſchloſſen und einſtimmig der »So— 
gialdemokrat zum einzigen offiziellen Organ der Parkei« erklärt. 

Er war aber damals nicht nur das einzige offizielle, ſondern überhaupt 
das einzige Organ der Parkei, ebenſo wie es ſein Vorgänger gleichen 
Namens im Allgemeinen ODeutſchen Arbeiterverein geweſen. 

Als neben ihm allmählich wieder eine fozialiftifche Lokalpreſſe in 
Deukſchland aufzuleben begann, machte fie ihm keineswegs die Konkur- 
renz, die ſie dem »Vorwärks« gemacht. Denn zwiſchen ihr und dem »So— 
jialdemokraf« beſtand nicht nur der Unkerſchied zwiſchen lokalem und all- 
gemeinem Parkeiorgan, ſondern auch der zwiſchen dem farbloſen Nach— 
tihfenblaft und dem Kampforgan. Nur außerhalb des Bereichs des So— 
zialiſtengeſetzes konnte ein ſolches beſtehen. Die Redaktion des »Sozial- 
demokrat« wußte ihre Freiheit mit vollem Verſtändnis und größter Rück- 
ſicht für die Bedürfniſſe und Bedingungen der Parkei in Deukſchland zu 
verbinden. So erlangke das Zenkralorgan ein Anſehen und eine Bedeu— 
kung gegenüber der Lokalpreſſe, die in der Geſchichke der Partei einzig da- 
ſtand. Dabei erreichte der Abſatz des »Sozialdemokrak« bald eine Höhe, die 
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ihn finanziell vollkommen auf eigene Füße ſtellte und jeden Zuſchuß un- 
nöfig machte. 

Das verlieh der Redaktion eine feſte Stellung gegenüber der Partei- 
leitung. 

Die blieb ihr, nachdem die Rechkſprechung der Gerichte die Fraktion 
gezwungen hakke, die Verantkworkung für den »Sozialdemokrak« abzu- 
lehnen, da ſchon das bloße Anhören eines Berichts über den Skand des 
»Sozialdemokrak« genügte, eine Verurteilung wegen Geheimbündelei her- 
beizuführen. In Nr. 43 des »Sozialdemokrak« von 1886 erſchien eine Er. 
klärung der Fraktion, in der es hieß: 

Als zunächſt Beteiligte gezwungen, die Konſequenzen der reichsgerichtlichen 
Enkſcheidung zu ziehen, haben wir beſchloſſen: 

1. den Charakter des »Sozialdemokrat« als offizielles Organ der Partei auf- 
zuheben; 

2. die Vollmachten, die ſeinerzeik die Eigentümer des Blattes der jeweiligen 
ſozialdemokrakiſchen Fraktion des Reichstags einräumken, in deren Hände zurück⸗ 
ugeben. 

f Im übrigen überlaſſen wir es jedem einzelnen, wie er ſich zum »Sozial⸗ 
demokrak« ſtellen will, der dank dem Vorgehen unſerer Gegner ſicher ſeinen 
großen Leſerkreis nicht nur behalten, ſondern noch erweitern wird. 


In dem Verhältnis der Parkeigenoſſen zum »Sozialdemokraf« krat da- 
durch kein Wandel ein. Er blieb für ſie das zenkrale Organ. Die Berliner 
Genoſſen veröffenklichken dort (Nr. 48) folgende Reſolution:“ 

Im Gegenſatz zur Erklärung unſerer Fraktion in Nr. 43 dieſes Blattes er- 
klären die Berliner Parkeigenoſſen: 

Daß fie den »Sozialdemokrat« nach wie vor als alleiniges offizielles Parkei⸗ 
organ betrachten und ihre Kundgebungen nach wie vor durch dasſelbe veröffent- 
lichen werden. 

Gleichzeitig erwarten die Berliner Parteigenoſſen von der Redaktion des 
»Sozialdemokrat«, daß fie die ſchmählichen Zuſtände des Militär- und KAnufen- 
ſtaaks Deukſchland, die am drückendſten in Berlin empfunden werden, in kräf- 
tiger und ſchonungsloſer Sprache geißelt und durch ihre zielbewußte Haltung den 
Genoſſen aller Orte ein Vorbild charakkervoller revolutionärer Geſinnung gibt. 

In dieſer Haltung wird ſich die Redaktion, das iſt die beſtimmte Erwarkung 
der Berliner Parkeigenoſſen, durch keinerlei äußere Einflüſſe beirren laſſen, und 
fie wird dann des Dankes und der Anerkennung der Berliner Genoſſen ſicher fein. 


Ich bleibe bei dem Worte Refolution, da ich mich nicht entſchließen kann, die 
Sprache, die wir bisher geſprochen, durch das neudeukſche Kauderwelſch zu er- 
ſetzen, das unbefugte Sprachverhunzer während des Krieges geſchaffen haben. 
Auch darin ſollten wir bleiben, was wir waren, und die Jagd auf alles Ausländiſche 
den Umlernern überlaſſen. Die Überſezung des Wortes »Refolution« durch das 
Work »Entſchließung« iſt wohl auf Schlegels Hamleküberſetzung zurückzuführen. 
Im berühmten Monolog Hamlets heißt es: 

And thus the native hue of resolution 


is sicklied o’er with the pal t of thought. 
gu deutſch: 18 SicCKlle T WI pale cast 0 oug 
Der angebornen Farbe der Enkſchließung 


wird des Gedankens Bläſſe angekränkelt. 

Hamlet ſpricht hier freilich von dem enkſchloſſenen, dem reſoluken Wollen 
eines Individuums und nicht von dem Beſchluß einer Verſammlung, aber unſere 
Sprachumlerner meinen offenbar, es gehöre zum Weſen einer Refolufion, daß fie 
von Bläſſe angekränkelt und deshalb mit dem Work »Entſchließung« gemeint fei. 
Ihre Bläſſe braucht freilich nicht von überkriebenem Nachdenken herzurühren. 
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Im Anſchluß hieran ſprechen die Berliner Parteigenoſſen ihre Meinung dahin 
aus, daß die Verlegenheitsſituakion, die durch den Erlaß des Sozialiſtengeſetzes 
geſchaffen worden iſt, endlich beſeitigt, das heißt, daß die Parkeileitung nicht mehr 
ausſchließlich durch die Fraktion, reſpektive den Frakkionsvorſtand gehandhabt 
wird. Das bisherige Verhältnis hat mannigfache Übelſtände mit ſich gebracht, die 
dem demokratiſchen Charakter der ſozialdemokrakiſchen Partei nicht enkſprechen. 


Die Übelſtände der »Verlegenheitsſituakion« waren unleugbar, aber 
völlig zu beſeitigen erſt nach dem Falle des Sozialiſtengeſetzes. 

Sobald dieſer eintrat, verſchwand indes nicht bloß die Leikung der 
Partei durch die Frakkion, ſondern auch der »Sozialdemokrak«, der nun 
ebenfalls ſeinen Daſeinsgrund verlor. 

Damit hörte die letzte Form des Zenkralorgans auf, in der es von allen 
Parteigenoſſen als Notwendigkeit empfunden wurde. 

In ſeiner letzten Nummer hielt ihm Friedrich Engels folgenden Nachruf: 

Von der Bühne verſchwinden muß der »Sozialdemokrat«. Nicht nur, weil 

dies ſo oft den anderen Parkeien gegenüber erklärt worden iſt. Weit mehr noch, 
weil der »Sozialdemokrat« unter den veränderten Verhältniſſen ſelbſt notwendig 
ein anderer würde. ... Und ein Blakt, das eine fo beſtimmke geſchichtliche Rolle 
geſpielt, ein Blatt, deſſen Eigenkümlichkeit war, daß in feinen Spalten und nur 
dort die zwölf entjcheidendften Jahre im Leben der deutſchen Arbeiterpartei ſich 
widerſpiegeln — ein ſolches Blatt kann und darf ſich nicht verändern. Es bleibe, 
was es war, oder es höre auf, zu fein.... 
Das Blatt war der Mühen und Gefahren werk, die feine Verbreitung koſteke. 
Es war unbedingt das beſte Blatt, das die Partei je beſeſſen. Und zwar nicht bloß, 
weil es, allein von allen, volle Preßfreiheit genoß. Die Grundſätze der Partei 
wurden mit ſeltener Klarheit und Beſtimmtheit dargelegt und feſtgehalken, und 
die Taktik der Redaktion war faſt ausnahmslos die richtige.. 

Dabei war der »Sozialdemokrat« alles, nur kein bloßes Mundſtück der Frak- 
lion. Als die Majorität der Fraktion 1885 der Dampferſubvenkion zuneigfe, ver- 
trat das Blatt entſchieden die enkgegengeſezte Meinung und behauptete fein Recht 
dazu auch noch, als dieſe Majorität in einem Tagesbefehl, der ihr heute wohl ſelbſt 
unbegreiflich iſt, ihm dies verbot. Der Kampf dauerte gerade vier Wochen, wäh— 
tend deren die Redaktion von den Parteigenoſſen Deutſchlands und des Aus- 
lands kräftig unterſtützt wurde. Am 2. April erſchien das Verbot; am 30. brachke 
der »Sozialdemokrak« eine zwiſchen Fraktion und Redaktion vereinbarte Erklä- 
rung, woraus hervorging, daß die Fraktion ihren Befehl zurücknahm. 


Der Fall des Sozialiſtengeſetzes brachte der Partei die Bedingungen 
Nänzendſten Aufſchwungs. Aber in der Frage des Zenkralorgans brachte 
er ihr nur Verlegenheiten. 


6. Das zenkrale Lokalorgan. 


Die Schwierigkeiten, die das Zentralorgan ſchon vor dem Sozialiſten— 
jejeß bedrängt haften und die durch dieſes beſeitigt worden waren, er- 
kanden jetzt von neuem und in erhöhtem Maße. Wenig kam dabei in Be— 
racht, daß ſchon 1883 wieder ein wiſſenſchaftliches Organ erſtanden war, 
ie Neue Zeit, obwohl es dem Zenkralorgan eine feiner wichtigſten Funk— 
ionen abnahm. Enkſcheidend dagegen wurde der Aufſchwung, den die 
zokalpreſſe noch in den letzten Jahren des Sozialiſtengeſezes genommen 
hatte. Nicht nur in bezug auf die Zahl ihrer Wähler, ſondern auch in bezug 
mf die ihrer Organe ſtand die Partei am Ende des Sozialiſtengeſetzes 
kärker da als vor ihm. Zur Zeit feines Erlaſſes zählte die Partei 42, zur 
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Zeit ſeines Verſchwindens 60 politiſche Organe. Darunker waren 1878 13 
1890 19 tägliche Blätter. Die Zahl der größeren Orte im Reiche, die nich 
von dem einen oder anderen Lokalblatt erreicht wurden und daher nad 
einem Zentralorgan verlangfen, war nur noch gering und in raſchen 
Schwinden. Und dabei waren einzelne der lokalen Bläkter ſo umfangreich 
und gut redigiert, daß fie die bisherigen Funkkionen des Zenkralorgan⸗ 
vollſtändig übernehmen konnken und kakſächlich beſorgten. Der einzig: 
Unkerſchied, die größere Freiheit der Ausſprache im Zenkralorgan, ver 
ſchwand, ſobald die Notwendigkeit aufhörte, dieſes im Ausland heraus 
zugeben. a | 

Liebknecht wollte den »Vorwärks« wieder in alter Weiſe als dreima 
in der Woche erſcheinendes Blakt in Leipzig herausgeben: aber mit diefe: 
Idee blieb er allein. Auer fand allgemeine Zuſtimmung, als er auf den 
Kongreß zu Halle erklärke: 

Wir können das Zenkralorgan nicht wieder herſtellen nach früherer Weiſe, e: 
ſei denn, daß wir einen großen Teil unſerer Parteigelder zur Deckung des De 
fizits verwenden wollen. ... Wollen Sie ein neues Zentralorgan, das ekwas an 
deres iſt als die Wochenblätter, die wir ſchon beſitzen, wollen Sie etwas Ge 
diegenes und nur halbwegs den Wünſchen der Genoſſen Entſprechendes — uni 
wir dürfen doch keinen Schofel herausgeben — dann koſtet uns ein derarfige: 
Organ ſolche Summen, daß Sie im nächſten Jahre, wenn wir die Rechnung vor: 
legen, jagen werden: Um Gottes willen, bringt das Zentralorgan wieder beiſeite 


Das erfüllte ſich bald buchſtäblich. Denn eine Reihe Genoſſen, nament: 
lich im Ausland, waren von der Regelung der Frage des Zentralorgans 
die in Halle beſchloſſen wurde und von der wir gleich ausführlicher handelt 
werden, nicht befriedigt und verlangten ein politiſches Parteiwochenblaft 
Der Kölner Parteitag 1893 gab ihrem Drängen nach und beſchloß auf An. 
frag des Deukſchen Sozialdemokratiſchen Leſeklubs in Paris die Gründung 
eines ſolchen offiziellen Wochenblatts, das »einen Überblick in dem jedes: 
maligen politifchen Forkſchritt der Partei, überſichkliche und wiſſenſchaftliche 
Arkikel und die wichtigſten Korreſpondenzen vom In- und Ausland bringt« 

Es erhielt den bereits jo ehrenvoll gewordenen Namen des »Sozial⸗ 
demokraf« und wurde von Max Schippel redigiert. Aber ſchon der Bres. 
lauer Parteitag 1895 beſchloß auf Antrag des Parkeivorſtandes, das Blat 
wieder eingehen zu laſſen, deſſen Abonnenkenſtand raſch zuſammenſchrumpfte 
und das in einem Jahre über 14000 Mark Zuſchuß aus der Parkeikaſſe 
erforderlich gemacht hatte, ohne zu einem Bedürfnis für die Parkeigenoſſen 
geworden zu ſein. 

Der Verſuch wurde nicht wieder erneuert. 

Die dauernde Regelung der Frage des Zenkralorgans erfolgte in Halle 
in anderer Weiſe. Man übernahm ganz einfach das größte und beſtredigierke 
der damals beſtehenden Lokalblätter in das Eigentum der Geſamtfparkei 
gab ihm einen neuen Titel mit dem Untertitel »Zenkralorgan«, änderke 
aber nicht das geringſte an feinen Funktionen, fügte zu feinen bisherigen 
keine hinzu. Denn die Beſtimmung im Parkeiſtakut: »Die offiziellen Be. 
kannkmachungen find an hervorragender Stelle des redakkionellen Teiles 
zu veröffenklichen« unkerſchied prakkiſch nicht im mindeſten das neue zen. 
krale Lokalblakt von den übrigen Lokalbläktern der Parkei, die ja jene Be⸗ 
kannkmachungen ebenfalls brachten. | 
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Die früheren Zenkralorgane der Partei hatten ſich dadurch von den 
Lokalorganen unkerſchieden, daß fie für die Geſamtheit der Parteigenoſſen 
im Keiche bejtimmt waren. Das galt fo ſehr, daß im Organiſakionsſtakut 
der Eiſenacher feſtgeſezt wurde, das Abonnemenk auf das Zenkralorgan 
ſei gleichbedeutend mit der Entrichtung des Parteibeitrags: »Die Partei- 
genoſſen, welche auf das Parkeiorgan abonnieren und dies glaubhaft nach— 
weiſen, ſind während der Dauer des Abonnemenks ihrer Beitragspflicht 
enthoben. 

Das neue Zenkralorgan konnke dagegen von vornherein nicht darauf 
rechnen, außerhalb ſeines Erſcheinungsbezirks einen großen Leſerkreis zu 
gewinnen. Es war nicht mehr für die Maſſe der Parteigenoſſen, ſondern 
außerhalb ſeines Bezirks nur noch für die Verkrauensmänner und Redak- 
fionen beſtimmk. Für fein ökonomiſches Gedeihen blieb es vollſtändig ab- 
hängig von den Genoſſen am Orke ſeines Erſcheinens, auch wenn ſie zu— 
nächſt in ſeine Verhälkniſſe und ſein Wirken nichts dreinzureden hakken. 

Zum Zenkralorgan wurde das Organ der Berliner Genoſſen aus- 
erſehen, das 1884 gegründete »Berliner Volksblakk«. Bebel teilte darüber 
auf dem Jenaer Parteitag von 1905 folgendes mit: 


Liebknecht verkrat damals noch den Standpunkt, daß man wieder ein dreimal 
wöchentlich erſcheinendes Zenkralorgan in Leipzig ſchaffen ſolle. Alle anderen 
waren dagegen, und Liebknecht ließ ſich überzeugen. Wir waren der Meinung, daß 
das Zenkralorgan nach Berlin kommen und kläglich erſcheinen müſſe. Es iſt aber 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß wir den Berlinern ihr Blakt nicht 
»nehmen« konnten, ſondern fie um ihre Einwilligung fragen 
mußten. Da konſtatiere ich nun, daß die Berliner Verkrauensmänner, die da- 
mals die Frage zu entſcheiden hakken, uns mit der größten Bereitwilligkeit ent- 
gegengekommen ſind. 


Vom 1. Januar 1891 an führte die Zeitung den Titel »Vorwärks, Ber- 
5 Volksblatt, Zentralorgan der ſozialdemokrakiſchen Partei Deukſch⸗ 
ands «. 5 

Dieſer Titel und die ſchon mikgekeilte Verpflichtung zum Abdruck der 
Kundgebungen des Parkeivorſtandes waren alles, was der einzige vom Zen- 
kralorgan handelnde § 17 des in Halle beſchloſſenen Parteiſtakuks ausſagte. 

Der Referent über das Organiſakionsſtakuk, Auer, erkannte ausdrück- 
lich den lokalen Charakker des neuen Zenkralorgans an. Er ſagte: 


Dieſes Blakt darf ſeinen lokalen Charakter nicht verlieren. Das Ihadet auch 
nichts. Wer den lokalen Teil nicht leſen will, für den bringt der politiſche Teil 
immer noch mehr als das größte und beſtredigierte Wochenblatt. Soll das 
„Berliner Volksblakt« überhaupt feine Aufgabe erfüllen, 
dann muß es das Organ beſonders der Berliner Genoſſen 
bleiben. Dies zu ihrer Beruhigung. Für draußen wird es nur das Zentralblatt 
der Partei ſein, das in Berlin erſcheint und in einzelnen Orken in einzelnen 
Exemplaren geleſen wird. An eine Maffenverbreifung, wie mit dem »Neuen So— 
Raldemokrat«, iſt natürlich bei einem wöchenklich ſechsmal erſcheinenden Blakte 
nicht zu denken. (Prokokoll, S. 128.) 


Wie aber krotz dieſes ausgeſprochenen lokalen Charakters dem Blakke 
die zenkrale Stellung geben, die es einnehmen ſollte? Als das Haupkmittel 
dazu wurde die Wahl des leitenden Redakkeurs bekrachkek. Man erwar— 
tete, Wilhelm Liebknechts Perfönlichkeit werde das Blakk über jedes an- 
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dere Organ der Parkei hinausheben. Diefe Wahl wurde beſonders ein- 
dringlich dadurch gemacht, daß nicht der Parteivorſtand, ſondern der Parkei⸗ 
tag fie vornahm, wie das ſchon beim erſten »Vorwärks« der Fall geweſen 
war. Doch man ging noch weiter. Grillenberger äußerte ſich in Halle 
zur Wahl des Chefredakteurs des neugebildeten Zenkralorgans in folgender 
Weiſe: | 

Es ift von jeher Gebrauch geweſen, daß der Redakteur des offiziellen Parkei. 
organs nicht zu gleicher Zeit Mitglied des Parkeivorſtandes fein kann; dies war 
unter der alten Organiſakion ſogar ſtatukariſch verboten. Von dieſem Grundjatı 
ausgehend, iſt davon abgeſehen worden, Liebknecht (für den Parkeivorſtand) mit 
in Vorſchlag zu bringen. Es iſt aber doch ein kleiner Lapſus inſofern unterlaufen, 
als man es unkerlaſſen hat, die Wahl des Chefredakteurs des offiziellen Partei 
organs dem Parteitag zu überkragen. Liebknecht gehört zwar ſeit dem 1. Oktober 
der Redaktion des nunmehr zum leitenden Parfeiorgan in Deutſchland ernannten 
Blaktes an, aber ich meine, es iſt Pflicht des Parteitags, dieſe Wahl zum Chef. 
redakteur des offiziellen Organs auch offiziell zu fankfionieren. Es gehört 
ſich, daß dieſer Chefredakteur dem Parkeivorſtand in allen 
Dingen koordiniert iſt. Der Parteivorſtand hak eine gewiſſe Aufſicht über 
das Blatt zu üben, aber der Chefredakteur des Zentralblatts muß in allen Dingen 
Aufſchluß haben über das, was in der Partei vorgeht. Er muß in ununkerbrochenem 
Kontakt mit dem Parkeivorſtand ſtehen, und deshalb iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſer Redakteur ebenſo als Parteibeamter bekrachkek wird wie die Mitglieder 
des Vorſtandes, daß er an allen Sitzungen desſelben teilnimmt und beratende 
Stimme hat. Er kann nicht als Bedienfteter des Parteivor- 
ſtandes bekrachkek werden. 

Auch aus einem Akt des Verkrauens und der Dankbarkeit für unſeren alt- 
bewährten Parkeigenoſſen Liebknecht, der feit mehr als vierzig Jahren für unſere 
Prinzipien kämpft und auch auf dieſem Parkeikag bewies, wie nahezu unerſeßlich 
er für uns iſt, beantrage ich, der Parkeitag wolle beſchließen: Liebknecht wird als 
Chefredakteur des offiziellen Parkeiorgans beſtätigt und iſt als ſolcher 
gleichberechkigk mit dem Partkeivorſtand. (Protokoll, S. 264.) 


Der Ankrag wurde einſtimmig angenommen. Er bok die würdigſte Form, 
das lokale Blatt zum Organ der Geſamkfparkei zu machen, ohne es als 
bloßes Werkzeug des Parkeivorſtandes, als offiziöſes Blatt der Parkei- 
regierung erſcheinen zu laſſen. Dazu hätte ſich Liebknecht nie hergegeben. 
Auf dem Gothaer Parteitag 1896 erklärte er: 

Ich meine, die Partei hat, als fie mir dieſe Stelle gab, auch erwartet, daß ich 
mir die nötige Unabhängigkeit wahren werde. Ich würde es für ein großes Un- 
glück halten, wenn der »Vorwärks« ein ſozialdemokratiſches Reptilblatt wäre. Ich 
habe ſeinerzeit ein offiziöſes Regierungsblakt verlaſſen, ich würde auch keinen 
Augenblick in einem offiziöſen Parkeiregierungsblakt verbleiben. Denn ich kann 
1 fein, wo ich vollſtändig meiner Überzeugung folgen kann. (Protokoll, 


Soweit war alles ſehr ſchön und gut. Trotzdem gelang es dem »Vor— 
wärks« nie, jene überragende Stellung zu gewinnen, die die früheren Zentral- 
organe gehabt. Liebknecht war ein großer Führer, ein unerſchrockener 
und unermüdlicher Kämpfer, ein glänzender, hinreißender Schriftſteller, 
aber kein Tagesjournaliſt. Den »Vorwärks« als Zeitung guf zu geſtalten, 
glückte ihm nicht. Die übrige kägliche Parteipreſſe unter der Führung der 
»Leipziger Volkszeitung« entwickelte ſich raſcher als der »Vorwärks«, Da- 
neben übte auch der Gegenſatz zwiſchen den Aufgaben eines zentralen und 
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eines lokalen Blaktes lähmende Wirkungen aus. Die Redakteure glaubten 
oft, als Vertreter der Geſamtpartei, Rückfichten nehmen zu müſſen, an die 
ein Lokalblatt nicht gebunden war. So riſſen die Klagen über den »Vor— 
wärks« nicht ab, wer immer feine Redakkeure fein mochten, und ebenſo 
häufig waren die Hinweiſe der letzteren auf den unheilvollen Dualismus 
von Lokal- und Zenkralorgan, der die Schuld krage, »die unglückliche 
Doppelnakur des Vorwärks«, wie ſich Liebknecht auf dem Skuktgarker 
Parteitag 1898 ausdrückke. Er ſagte dorf auch: 
Der »Vorwärks« iſt ein Doppelorgan: Zenkralorgan und Lokalorgan zugleich. 
Das ſind zwei nicht gut miteinander vereinbare Eigenſchaften. 


7. Das Werden der Berliner Preßkommiſſion. 


Die Sache wurde nicht vereinfacht dadurch, daß die Berliner Genoſſen 
es bald müde wurden, minderen Rechtes zu fein als ihre Kameraden an 
anderen Orken, und Einfluß auf ihr Organ forderten, deſſen ökonomiſche 
Träger doch ſie allein waren. So ungern der Parkeivorſtand ihnen nach— 
gab, jo ſehr er ſich ſträubke, den lokalen Charakter des Blattes immer mehr 
betont zu ſehen, er konnte ſich der Logik der Takſachen auf die Dauer nicht 
verſchließen. 
Schon ein Jahr nach dem Hallenſer Parkeitag, in Erfurk, beantragten 
die Genoſſen des erſten Berliner Wahlkreiſes, der »Vorwärks« ſolle in 
zwei Teile zerlegt werden, einen zenkralen, der unker der Kontrolle des 
Parteivorſtandes bleibe, und einen lokalen, der dem Einfluß der Berliner 
Genoſſen unkerworfen werde. In dieſer Form wurde der Ankrag von 
Bebel bekämpft, der dafür folgendes vorſchlug: 

Der Parteitag erklärt ſich damit einverſtanden, daß die Berliner Genoſſen 
eine Kommiſſion von neun Mitgliedern wählen, die in Gemeinſchaft 
mit dem Parteivorſtand die Kontrolle des lokalen Teiles des »Vorwärks« 
zu übernehmen haben. (Protokoll, S. 230.) 


Der Antrag wurde angenommen und damit die Grundlage zur jetzigen 
Preßkommiſſion gelegt, allerdings noch in ſehr beſcheidener Form. Sie ge— 
nügte auf die Dauer nicht. Die Kommiſſion erweikerke immer mehr ihr 
Tätigkeitsgebiet, unterſtüzt von den Berliner Genoſſen und unter ſchwei— 
gender Zuſtimmung des Vorſtandes. Dieſen Zuſtand zu ſankkionieren, 
wurde der Hamburger Parteitag 1897 aufgefordert. Fünf Berliner Wahl— 
kreiſe brachten den Ankrag ein: 

Zur fortlaufenden Konkrolle des Zentralorgans in lokaler und finanzieller Be— 
ziehung wählen die Parteigenoſſen Berlins und der Vororte eine Preßkommiſ— 
ſion, welche aus höchſtens zwei Mitgliedern für jeden der beteiligten Reichstags 
wahlkreiſe beſtehen darf. Dieſe Preßkommiſſion hat bei allen Dingen finanzieller 
5 bei allen Anſtellungen in Redaktion und Expedition mit zu enk 
beiden. 


Der Parteivorftand konnte ſich noch nicht in dieſe Schmälerung feiner 
Befugniſſe hineinfinden. Es gelang ihm, ſich mit den Berliner Genoſſen 
auf folgenden Kompromißankrag zu einigen, der dann als $ 17a des Or— 
ganiſationsſtakuts angenommen wurde: 

Zur Kontrolle der prinzipiellen und kaktiſchen Halkung des Zenkralorgans ſo— 
wie der Verwaltung desſelben wählen die Parteigenoſſen Berlins und der Vor— 
orte eine Preßkommiſſion, welche aus höchſtens zwei Mitgliedern für jeden be— 
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keiligten Reichskagswahlkreis beſtehen darf. Einwände der Preßkommiſſion ſind 
dem Parkeivorſtand zur Erwägung zu unterbreiten. Von Anſtellungen und 
Entlafjungen im Perſonal der Redaktion und Expedition iſt der Preßkommiſſion 
vor der Enkſcheidung Mitteilung zu machen und ihre Anſicht einzuholen. 


Die Preßkommiſſion blieb alſo eine bloß berakende und anregende 
Körperſchaft. Allerdings war jetzt anerkannt, daß fie ſich um das geſamke 
Zenkralorgan, nicht bloß um feinen lokalen Teil zu kümmern habe. Doch 
blieb das eine Halbheit, die nicht befriedigke. Schon nach zwei Jahren, auf 
dem Kongreß von Hannover 1899, verlangten die Berliner abermals, nicht 
bloß beratend, jondern enkſcheidend auf die Angelegenheiten des Zentral- 
organs, das ihr Lokalorgan iſt, einwirken zu können. Adolf Hoffmann 
und Genoſſen beantragten, den Schluß des § 17a des Skakuts folgender. 
maßen zu faſſen: 

Die Preßkommiſſion entfheidetin Gemeinſchaft mit dem 
Parteivorftand über alle Angelegenheiten des Parkeiorgans, ins. 
beſondere über Anſtellungen und Enklaſſungen im Perſonal der Redaktion und 
Expedition. Über etwaige Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Parkeivorſtand 
und der Preßkommiſſion entſcheiden die Konkrolleure, der Parkeivorſtand und die 
Preßkommiſſion in der Ark zu gleichen Rechten, daß jedes dieſer Drganz je 
eine Stimme hat. 


Der Antrag wurde von Ewald haupkſächlich mit dem Hinweis darauf 
begründet, daß von den 53 000 Abonnenten, die der »Vorwärks« damals 
hakte, 50 000 auf Berlin kämen und nur 3000 nach außen gingen. »Sie 
werden mir zugeben, daß wir da auch ein gewiſſes Recht auf Mitwirkung 
beim Zentralorgan haben. 

Diesmal widerſprach der Parkeivorſtand nicht, der 2 wurde an- 
genommen und damit der Zuſtand geſchaffen, der im wejent- 
lichen bis heute beſteht. 

Dasſelbe Jahr, in dem der Parkeitag von Hannover ſtaktfand, brachte 
das neue Vereinsgeſetz, das ſofort zu einer Umwandlung der Partei- 
organifation Veranlaſſung gab. Schon 1900, auf dem Parkeikag in Mainz, 
wurde eine neue Organiſakion beſchloſſen und damit auch die Frage des 
Verhältniſſes der Rechke der Berliner Genoſſen gegenüber dem Parfei- 
vorſtand, die aus der Eigenart des lokalen Zenkralorgans hervorging, 
wieder aufs Tapek gebracht, jedoch keine Anderung beantragt. 

Die beiden Paragraphen 17 und 17a des alten Stafut3, die vom Zen⸗ 
kralorgan handelten, wurden in das neue Skakut unverändert hinüber⸗ 
genommen, zuſammengefaßt zu dem $ 18. Auer, der Referent über dle 
Organiſationsfrage, ſagke darüber:? 


Neben dieſem Paſſus dürfte heute aus dem Referat noch jener intereſſieren, 
der von der Zugehörigkeit zur Partei handelk. Nach dem vorgelegten 
Entwurf follte über die Zugehörigkeit zur Partei, wenn fie bei einem Mitglied 
beſtritten ſei, der Parkeivorſtand entfcheiden. Dagegen wurde eingewendet, daß 
dies dem Parkeivorſtand zu viele Rechte und die Macht gäbe, eine ihm unbequeme 
Oppoſition aus der Partei auszuſchließen. Auer verhöhnte dieſe Warnungen: 

»Wir wollen doch nicht hoffen, daß einmal ein fo ſchlechkter Vorſtand kommt, 
daß er dieſe Beſtimmung mißbrauchen könnte. Was wurde nicht alles in Ver⸗ 
ſammlungen und der Preſſe geſagt! Da hieß es, der Parkeivorſtand könnte ein⸗ 
mal zunächſt zwei ſeiner Mitglieder ausſchließen (er beſtand damals aus fünf Per⸗ 
ſonen), dann ſchließt er aus der Kontrolle alle diejenigen aus, die ihm nicht füg- 
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Der vom Zentralorgan handelnde § 18 iſt eine Verſchmelzung der früheren 
88 17 und 17a. Sachlich iſt daran nichts geändert, es iſt nur der im vorigen Jahre 
in Hannover angenommene Ankrag in bezug auf die Erweiterung der Berliner 
Preßkommiſſion berückſichtigt worden. Es iſt kein Geheimnis, daß ich perſönlich 
jenem Ankrag durchaus abgeneigt war; ich habe von jeher den Standpunkt ver- 
kreten: der »Vorwärts« iſt Zenkralorgan, ſolange die Berliner damit einverſtanden 
ſind. Aber in dem Moment, wo die Berliner dies Opfer der Ge- 
ſamtpartei nicht mehr bringen, haben ſie das Recht, das 
Blattals ihr Lokalblatt zu betrachten. Die politiſche Bedeukung des 
„Vorwärks« liegt darin, daß er am Ork des politiſchen Lebens erſcheink, und er 
wird unter allen Umſtänden das politiſch einflußreichſte Blatt der Partei bleiben, 
gleichviel, ob er Zenkralorgan iſt oder nicht. Das Recht der Berline 5 
über ihr Blatt ſelbſtändig zu verfügen, habe ich nicht be— 
ſtritten. Früher war es bei uns Geſetz, daß das Recht den Berlinern nicht zu- 
ſteht, weil der »Vorwärks« Zentralorgan iſt. Daraus ſind Differenzen enkſtanden, 
einzelne Genoſſen wollten dem geſchriebenen Recht gegenüber ihr Naturrecht gel- 
kend machen. Ich aber als Bureaukrat ſtellte mich auf den Boden des geſchriebenen 
Rechtes. In Hannover hat man dann ein Kompromiß geſchaffen, das, wie die 
meiſten Kompromiſſe, nichts taugt. In der Praxis haben die Ber- 
liner jetzt erreicht, was fie wollen. (Protokoll, S. 140, 141.) 


Auer hielt alſo den 1899 geſchaffenen Zuſtand für genügend, die jelb- 
ſtändige Einwirkung der Berliner auf ihr Organ zu ſichern. Die Berliner 
ſelbſt meinken jedoch nach Auers eigenem Work, daß ein Kompromiß nichts 
kaugt, und ſtrebten nach einer klareren Löſung: der Gedanke kam auf, der 
unglücklichen Doppelnakur« des »Vorwärks« ein Ende zu machen, das 
Lokalorgan vom Zenkralorgan gänzlich loszulöſen. Glaubte der Vorſtand, 
noch ein beſonderes Zenkralorgan, ein »Regierungsorgan« zu brauchen, 
dann war die Parkei reich genug geworden, ein ſolches zu erhalten. 

Die Gelegenheit, einen Antrag in dieſem Sinne zu ſtellen, bot der 
Parteitag zu Jena 1905, der abermals ein neues Organiſationsſtatut zu 
beraten hatte. In den Entwurf der Kommiſſion war der § 18, der vom Zen⸗ 
lralorgan handelt, unverändert aus dem alten Statut mit herübergenom- 
men, geteilt in zwei Paragraphen, 28 und 29. Fü n f Berliner Wabhl- 
zreiſe beantragten, dieſe Paragraphen einfach zu 
kreichen und an deren Stelle zu ſeßhen: 

Die Bekannkmachungen des Parteivorſtandes ſind den offiziellen Partei- 


rganen zuzuſtellen, und dieſe find verpflichtet, lie workgekreu an hervorragender 
Stelle des redaktionellen Teiles zu veröffentlichen. 


VVV!!! a ER 
am find, dann ſchließt er alle Delegierten des Parkeitags aus, die ihm nicht 
jenehm find, und dann kommt die Dinkkakur, der Terrorismus und der Himmel 
deiß ſonſt was. ... Es gehört die ganze Unkennknis vom Weſen der Partei dazu, 
ine ſolche Möglichkeit überhaupt anzunehmen. Was bliebe dann einem ſolchen 
dreimännerkollegium überhaupf noch übrig? Ich möchte den Parteitag erleben, 
ven dieſe drei Männer einberufen; da käme vielleicht Schillers Wort zur Gel- 
ung: Nehmet Holz vom Fichtenſtamme, doch recht krocken laßt es ſein.« (Große 
Jeiterkeit.) 

Auer konnte ſich einen Parfeivorftand nicht vorſtellen, der eines feiner Mit- 
lieder aus feiner Mitte ausſchloß oder einem Mitglied der Konkrollkommiſſion 
ie Zugehörigkeit zur Partei aberkannte. Indes lehnte er doch einen Vermikt⸗ 
ungsvorſchlag nicht ab, der den Ausſchluß aus der Partei vom Spruch eines 
Shiedsgerichts abhängig machte. So wurde auch im Parteiftatut beſtimmt. 
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Damit wollte man den Grund beſeitigen, der allein für die Notwendig 
keit eines Zentralorgans noch feſtgeſezt war; denn dieſem war im Staku 
keine andere Aufgabe zugewieſen als die Veröffenklichung der offizielle 
Kundgebungen der Partei. Nichts häkte mehr gehindert, den »Vorwärks 
nun zum ausſchließlichen Organ der Berliner zu machen. 

Verkreken wurde der Berliner Antrag von Wels. Er ſagte unke 
anderem: | 


Wir wollen ein eigenes Organ haben, in dem die Meinung der Berliner Ge 
noſſen ihren unverfälſchten Ausdruck findet. In den jüngſten Preßdebakten iſt vo 
verſchiedenen Seiten bekonk worden, daß ein Zenkralorgan überhaupk nicht no 
wendig ſei. Es kann auch nicht abgeſtrikten werden, daß ein Zenkralorgan nich 
mehr denſelben Einfluß wie vor dreißig Jahren haben kann und ſeine Exiſten. 
fähigkeit nur deshalb findet, weil es Zentralorgan iſt. Der Leipziger »Vorwärks 
ging zurück, ſobald die Berliner und Hamburger Lokalorgane gegründet wurden 
und gerade deshalb hat man ja dem jetzigen »Vorwärts« feinen Doppelcharakt: 
als Zentral- und Lokalorgan gegeben. Aber dieſe Doppelnakur führt eben zu ur 
leidlichen Zuſtänden. ... Kein Geringerer als Wilhelm Liebknecht war es, de 
1898 in Stuttgart ſagte, daß die Unzuträglichkeiten, die aus der »unglückliche 
Doppelnatur« des »Vorwärks« hervorgingen, geradezu enorm wären. ... In dieſe 
Morten iſt die Haupkurſache unſeres Antrags bereits angegeben.... 5 


Im gleichen Sinne wie Wels ſprach Heinrich Schulz, der unke 
anderem bemerkke: 

Wenn die Polemiken durch den von uns unkerſtützten Berliner Antrag au 
nicht beſeitigt werden, fo werden fie doch verminderk. Über den »Vorwärks« i 
wegen feiner Zwitterftellung auf allen möglichen Parteitagen ſchon geklagt wo 
den. Wenn der »Vorwärts« ein Organ der Berliner Genoſſen iſt, werden in de 
Tat die Polemiken an Schärfe verlieren, denn dann richten ſich die Angriffe nı 
gegen das Berliner Organ, nicht mehr gegen das Zentralorgan der Geſamkparke 
(S. 101.) 


Nicht nur auf dem linken, auch auf dem rechten Flügel der Partei far 
den ſich Befürworker der »Degradierung« des »Vorwärks« zum bloße 
Lokalorgan. Schon auf dem Mainzer Parteitag hatte Süd ekum in de 
Debatte über die Parkeiorganiſakion erklärt: 


Es wird die beſte Löfung fein, daß man das Zenkralorgan überhaupk aufgil 
und den Berlinern ihr Organ einfach überläßt, dann können fie und ihre Pref 
kommiſſion natürlich auch mit der kakkiſchen und prinzipiellen Haltung des „Vo 
wärts« zunächſt machen, was fie wollen, aber jedenfalls iſt ihnen doch nicht ein 
Ark Oberkontrollrecht über die Haltung des Zenkralorgans der Partei eingeräum 
(Beifall.) (S. 148.) 


Doch fo radikal wie Südekum dachten nicht alle Genoſſen. Der Part 
ihr bisheriges Zentralorgan völlig zu nehmen, war ein fo ſchroffer Brus 
des Herkommens, daß nur zwingende Not die Mehrheit dazu hätte dränge 
können. Ein ſolcher Nokſtand exiſtierte nicht, wie Bebel darkat, der fi 
enkſchieden gegen den Vorſchlag wendete. Er führte aus, daß unter den ge 
gebenen Bedingungen der beſtehende Zuſtand ganz zufriedenſtellend jei. 

Zu diefen Bedingungen gehörte, daß der Vorſtand bei Meinungspei 
ſchiedenheiken davon abſah, der Redaktion ihre Haltung vorzuſchreiben: 

Die Mehrheit des Parkeivorſtandes war (im Gegenſatz zu den Berlinern) fü 
die Beteiligung (an den preußiſchen Landtagswahlen), der Parkeivorſtand hat abe 
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niemals den geringſten Verſuch gemacht, die Stellungnahme des »Vorwärks« in 
dieſer Frage zu beeinfluſſen. Ebenſowenig wie in der Agrarfrage. 


Zu dieſen Bedingungen gehörke weiter, daß die Berliner Genoſſen in 
der Entſcheidung über die Angelegenheiten des »Vorwärks« mik dem 
Parkeivorſtand gleichberechtigt ſeien und in Streitfällen an die Konkroll— 
Rkommiſſion appellieren könnten. 

Dieſe Regelung hat ſich nach der Anſicht des Parkeivorſtandes und der Kon- 
trollkommijfion ausgezeichnet bewährt. Die Berliner Genoſſen haben danach volle 
Anteilnahme an der Verwaltung des Blattes, an der Zuſammenſetzung der Re- 
daktion und der Haltung des Blaktes. In acht Jahren iſt es zweimal zu Diffe- 
renzen gekommen, die der Konkrollkommiſſion unkerbreiket wurden. Das eine Mal 
handelte es ſich um Anſtellung eines Erpeditionsbeamten.... Das andere Mal 
um die Erhöhung eines Redaktionsgehalts. Beide Male entſchied die Kontroll- 

kommiſſion gegen den Parkeivorſtand. | 

| Was die kechniſche Verwaltung des »Vorwärts« anlangt, jo iſt es mit Aus- 
nahme des Falles, den ich eben angeführt habe, niemals zu Differenzen gekommen. 
Wir haben hier regelmäßig den Berlinern das Recht des Vorſchlags überlaſſen 
und dieſe Vorſchläge einfach akzeptiert, weil wir ſagten, daß die Berliner die Ver- 
hältniſſe in dieſer Beziehung am beſten kennen. In bezug auf die Haltung des 
»Vorwärks« in kaktiſcher und prinzipieller Beziehung kann ich ebenfalls eine 
volle Harmonie zwiſchen den Berliner Parteigenoſſen und 
dem Vorſtand konſtatieren. (S. 186, 187.) 


Wenn die Berliner mit dem »Vorwärks« unzufrieden ſeien, ſei das auf 
Meinungsverſchiedenheiten innerhalb der Redaktion, nicht auf Differenzen 
zwiſchen Preßkommiſſion und Parkeivorſtand zurückzuführen. 

Dieſe Darlegungen wirkten entkſcheidend. Es blieb bei dem alten Zuſtand, 
und man kann jagen, daß »dieſe Regelung ih noch faſt ein volles Jahr- 
zehn? lang »ausgezeichnet bewährk« hat. 

Da kam der Krieg und legte Breſche in die Bedingungen, unker denen 
»dieſe ausgezeichnete Bewährung« möglich geworden war. 


8. Der heulige Konflikt. 


Sollte der ſchwerfällige Apparat des »Vorwärks«, der »Rompromiß«, 
der, nach Auer, »wie die meiften Kompromiſſe nichts kaugk«, tadellos funk- 
tionieren, dann war die Grundbedingung die Übereinſtimmung der beiden 
gleichberechtigten Faktoren, Parteivorftand und Preßkommiſſion, in den 
entſcheidenden taktiſchen und prinzipiellen Fragen. Solange die Meinungen 
bloß über die Perſon eines Erpedienten oder die Höhe eines Redakkions- 
gehalts auseinandergingen, war's nicht ſchlimm. Da war der Skreitgegen⸗ 
ſtand leicht durch die Konkrollkommiſſion zu beſeitigen, wenn die erſten In- 
ſtanzen ſich nicht zu einigen vermochken. Dagegen wuchſen die Schwierig- 
keiten rapid, ſobald fich kiefgehende, dauernde Gegenſätze aufkaken, die jeden 
Tag von neuem ihren Ausdruck im Blakte fanden. Die überkommene Re- 
gelung hörte nun auf, fich »ausgezeichnet zu bewähren«. 

Wie ſich unker dieſen Umſtänden das Verhältnis des Parkeivorſtandes 
zur Redaktion ſowie zur Berliner Preßkommiſſion des »Vorwärks« ge- 
ſtaltete, das zu ſchildern fällt nicht in den Rahmen der vorliegenden hiſto— 
riſchen Arbeit. Ich darf annehmen, daß meinen Leſern dieſe unerfreulichen 
Dinge bekannt genug find. Ich hätte zu dem, was im »Vorwärks« ſelbſt dar- 
über veröffentlicht wurde, nichts hinzuzufügen. 
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Nur einige Gefichtspunkte ſeien kurz angedeutet, die ſich aus der An- 
wendung der bisherigen hiſtoriſchen Erfahrungen mit dem Zenkralorgan auf 
die heutige Situation ergeben. 

Wir haben geſehen, wie Bebel in Jena 1905 zeigte, das beſtehende Ver- 
hältnis zwiſchen »Vorwärks« und Parkeivorſtand ſei unker anderem da- 
durch zu einem haltbaren gemacht worden, daß der Vorſtand in den großen 
Streitfragen der Parkei »niemals den geringſten Verſuch gemacht hat, die 
Stellungnahme des ‚Vorwärts‘ zu beeinfluſſen«, und daß die Berliner Ge- 
noſſen »volle Ankeilnahme an der Verwaltung des Blakkes, an der Zu- 
ſammenſetzung der Redaktion und der Haltung des Blaktes« hätten. 

Man ſollte annehmen, daß dies in der jetzigen heiklen Situakion mehr 
als je hätte die Richtſchnur des Parkeivorſtandes bilden müſſen. Die Hal- 
tung und Stellungnahme des »Vorwärks« im Kriege mochte dem jetzigen 
Vorſtand noch jo unbequem fein; jeder Verſuch, Redaktion und Preßkom⸗ 
miſſion durch andere Mittel als die der Überredung und gütlicher Vor⸗ 
ſtellungen zu beeinfluſſen; jeder Verſuch, eine Anderung durch Gewaltmittel 
zu erzwingen, mußke ſofort zu völlig unhaltbaren Zuſtänden führen, die 

ſchlimmer wurden als das Übel, das nach der Anſichk des Vorſtandes die 
Halkung des »Vorwärks« darſtellte. i ö 
Gewiß verzichtet keine Behörde, auch keine demokrakiſche, gern auf ein 
Machtmittel. Auch die Auer und Bebel hätten den »Vorwärks« am liebſten 
als ausſchließliches Organ der Gejamtparkei, damit auch des Parfeivor- 
ſtandes, geſehen. Und fie hätten bei dem Streben, dieſen Zuſtand zu er- 
halten, auf die große Mehrheit der Gejamtpartei zählen können, für die 
die lokalen Bedürfniſſe der Berliner Genoſſen nicht enkſcheidend waren. 
Trotzdem haben ſie dieſen im Laufe eines Jahrzehnts immer mehr Einfluß 
auf das Zenkralorgan, ja ſchließlich völlige Gleichberechkigung mit dem 
Parkeivorſtand eingeräumt. Das erklärt ſich nicht aus der übergroßen 
Schwächlichkeit des früheren Vorſtandes, ſondern aus feiner klaren Er- 
kenntnis der Dinge. Er wußte, daß die makerielle Grundlage des »Vor- 
wärks« nicht aus feiner Eigenſchaft als Zentralorgan, ſondern aus der als 
Lokalorgan herrührte, daß das Gedeihen des Blaktes abhing von dem 
Interefje, das die Berliner Organiſakion dafür hatte. 

Er wußte aber auch, daß die Berliner ſeit dem Aufhören des Sozia⸗ 
liſtengeſetzes dem Parteivorſtand gegenüber nie ſo einig waren wie dann, 
wenn es ſich um die Rechte auf den »Vorwärks« handelke. Wohl fanden ſich 
die Differenzen, die innerhalb der Parkei beſtanden, auch in Berlin. Und 
die Mehrheit der Berliner Genoſſen neigfe ſeit dem Niedergang der Be⸗ 
wegung der »Jungen« bis in die letzten Jahre in den meiſten Fällen zum 
Parkeivorſtand. Trotzdem ſtellten ſich die Berliner ſtets, auch in den Zeiten 
größter Übereinſtimmung mit ihm, geſchloſſen oder in der überwiegenden 
Mehrheit in Gegenſatz zu ihm, ſobald es galt, die Rechte ihrer Preßkom⸗ 
miſſion zu wahren. | 

Der frühere Vorſtand wußte alfo ſehr wohl, was er kat, wenn er auch 
in den Seiten ſeines größten Anſehens in der Parkei es nie darauf an- 
kommen ließ, den Berliner Genoſſen in Sachen des »Vorwärks« ſeinen 
Willen aufzuzwingen. Er zog es ſtets vor, ſich mit ihnen zu verſtändigen. 
Jede andere Ark des Vorgehens hätte enkweder ſcheitern oder der Parkei 
den ſchwerſten Schaden zufügen müſſen. | 


4 


K. Kaulsky: Zur Geſchichte des Zenkralorgans der Partei. 365 


Der jetzige Parteivorſtand hat, indem er anders handelte, etwas unter- 

nommen, was die Auer, Bebel, Singer nie gewagk häkten. Und dabei hat 

er ſeinen Kampf gegen die Oppoſition in Berlin auf jenes Gebiet verlegt, 
auf dem fie am ſtärkſten iſt. 

Liegt dem Vorgehen des Vorſtandes der beſtimmte Plan einer Neu— 
regelung zugrunde, der er fo ſieghafte Kraft zutraut, daß er glaubte, den 
Konflikt krotz aller Schwierigkeiten riskieren zu dürfen? Will der Vorſtand 
dem »Vorwärts« den Charakter des Zenkralorgans nehmen? 

Wir haben geſehen, daß Ahnliches ſich ſchon einmal ereignete. Unter 
dem Sozialiſtengeſez war durch den Wydener Kongreß 1880 der »Sozial⸗ 
demokrak« zum offiziellen Parteiorgan erklärt worden, die Fraktion und 
Parteileitung hatte ihm 1886 dieſen Charakter aberkannt, ohne einen 
Parteitag zu befragen. Aber dafür waren nichk politiſche Gründe maß— 
gebend geweſen, ſondern zwingende juriſtiſche, die heute fehlen. Auch die- 
jenigen, die eine ſolche Regelung wünſchen, können ſich nicht einfach über 
einen Parteitagsbeſchluß hinwegſetzen. Sollte der Vorſtand ſie doch für 
geboten und gerechtfertigt erachten, würde er aber damik kaum die Ber- 
liner Genoſſen ſehr erſchrecken, die eine derarkige Regelung ſchon lange 
für zweckmäßig hielten. Die Redaktion, ihre Friſche und Freudigkeit und 
damit das Blatt, ſeine Lebhaftigkeit und Aktualität ſowie ſein Leſerkreis 
würden dabei gewinnen. Wären redaktionelle Erwägungen allein entjchei- 
dend, dann hätte die »unglückliche Doppelnakur« ſchon längſt ein Ende 
nehmen müſſen. 

Aber es iſt nicht wahrſcheinlich, daß der Vorſtand dieſe Löſung ſucht. 

Was aber dann? Hat der Vorſtand vielleicht die enkgegengeſetzke Löſung 
ins Auge gefaßt, die ausſchließliche Verfügung über das Blakt zu er- 
ringen, den Berliner Genoſſen eine Redaktion nach ſeinem Herzen aufzu— 
zwingen? Damit würde er nichts gewinnen! Der »Vorwärks« iſt nur 
lebensfähig durch die Berliner Genoſſen und nicht als Organ des Kampfes 
gegen ſie. Siegke der Vorſtand bei ſeinem Streben nach Eroberung des 
„Vorwärts«, fo geriete er in die Lage des Mannes, der in einem Prozeß 
um ein Gut am Meere Hunderktauſende verausgabte, um, nachdem er ihn 
gewonnen, zu enkdecken, daß das Streitobjekt von einer Sturmflut hinweg- 
geſchwemmt worden ſei. 

Wir können nicht annehmen, daß der Parkeivorſtand eine derartige 
Politik plant. 

Aber andererſeits muß er ſich doch ſagen, daß der augenblickliche Zu— 
ſtand unhaltbar iſt. Je länger er dauerk, deſto mehr bedroht er die Parkei 
mit den ſchlimmſten Gefahren, indem er Waſſer auf die Mühle der- 
jenigen kreibt, die an der Parkei in ihrer jetzigen Form verzweifeln und 
daher Parkeiflucht und Spaltung propagieren. Man erinnere ſich daran, 
daß' die inneren Konflikte und Spaltungen im Allgemeinen Deutſchen Ar- 
beiterverein forfdauerfen, folange Schweißer die Einheit erzwingen wollte. 

Nicht die Spaltung der Fraktion, fondernder»Vor- 
wärks« Konflikt birgt die ſchlimmſten Gefahren für 
den organiſatoriſchen JZ3uſammenſchluß der Partei 
in ſich. 
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Der Teerfarbenkruſt. 
Von H. Schneider. 


In der Wirkſchaftlichen Rundſchau des 7. Heftes der Neuen Zeit be- 
ſpricht Genoſſe Cunow die induſtriellen Zenkraliſationen unter beſonderer 
Hervorhebung der neuen Zuſammenſchlüſſe in der Teerfarbenin⸗ 
duſtrie. Er knüpft daran den Saß: »Aufgabe der Sozialdemokratie wäre 
es eigenklich, dieſe Enkwicklung zu verfolgen, ſich über ihre Tendenzen klar 
zu werden und ſich darauf vorzubereiten, in den kommenden Intereſſen⸗ 
kämpfen energiſch die Inkereſſen der Arbeiterſchaft wahrzunehmen.« Ich 
nehme dieſen Satz froß der biſſigen Bemerkungen, die ihm voraufgehen und 
folgen, mehr als eine Mahnung denn als eine Kritik und will verſuchen, 
durch einige Mitteilungen über die Vorgänge in der Teerfarbeninduſtrie 
zu einer Klärung der Auffaſſungen über die allgemeinen Tendenzen dieſer 
Entwicklung beizutragen. 


* 
* 


Die Induſtrie der Teerfarben iſt die Haupkſtüte für die Weltſtellung der 
chemiſchen Induſtrie Deutſchlands. Kein anderer Zweig der chemiſchen In 
duſtrie hat fo viel zur Vertiefung der chemiſchen Wiſſenſchaft und zur Fort- 
bildung der chemiſchen Technik beigetragen, kein anderer ſich aber auch eine 
ſo weitgehende Beherrſchung des Welkmarkkes ſichern können. Die deufjche 
Teerfarbeninduſtrie hat faſt ein Welkmonopol. Etwa vier Fünftel — nach 
anderen Schätzungen ſogar ſechs Siebenkel — der in der Welt verbrauchten 
Teerfarbſtoffe wurden vor dem Kriege in Deutſchland hergeſtellt. Ein er- 
heblicher Teil der Teerfarbenerzeugung des Auslandes ſteht überdies unter 
deulſcher Kontrolle und Leikung oder iſt gar völlig im Beſitz deutſcher Unker⸗ 
nehmungen. 

Die Zahl der Betriebe, die Teerfarben in nennenswertem umfang her- 
ſtellen, iſt jedoch nur klein. Die Gewerbezählung gibt für 1907 nur 23, die 
Berufsgenoſſenſchaft für dasſelbe Jahr 27 an; privake Angaben gehen gar 
herunker auf 11. Die Angaben ſchwanken deshalb, weil ſich die Teerfarben- 
fabrikation von den übrigen Gruppen der chemiſchen Induſtrie nicht ſcharf 
trennen läßt. Kein einziger Bekrieb erzeugt nämlich nur Teerfarben, alle 
fallen mit irgendwelchen Erzeugniſſen noch unker andere Gruppen der che⸗ 
miſchen Induſtrie. Die Abgrenzung beziehungsweiſe Einkeilung iſt alſo bei 
manchen Betrieben rein willkürlich. Praktiſch iſt das deshalb bedeukungs⸗ 
los, weil tatjächlich nicht 27 oder 23, ſondern nur efwa 7 bis 8 Betriebe be- 
ziehungsweiſe Unternehmungen die eigentlihe Teerfarbeninduſtrie dar⸗ 
ſtellen. Der Reſt fällt gar nicht ins Gewicht. 

Auch die Arbeiterzahl iſt nicht erheblich. Im Jahre 1907 waren es nach 
den Angaben der Berufsgenoſſenſchaft 23 428. Bei Kriegsausbruch dürften 
es vielleicht 30 000 geweſen fein gegen ekwa 20 000 im Jahre 1901 und 
10 000 im Jahre 1891. 

Viel ſchneller als die Arbeiterzahl ſtieg die Produktion. Zwar gibt es 
über Menge und Werk der Erzeugniſſe der Teerfarbeninduſtrie keine allge⸗ 
meinen und zuverläſſigen Zuſammenſtellungen, jedoch läßt ſich gerade für 

ı In einem vom Handelsdeparkemenk der Vereinigten Staaten dem Senak im 


Vorjahr erſtakteten Bericht über die Verſorgung der amerikaniſchen Induſtrie mit 
Teerfarben wird der Geſamkwerk der erzeugten Teerfarben für 1914 auf 
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dieſe Induſtrie aus der Entwicklung der Ausfuhrzahlen ein 

Rückſchluß auf die Entwicklung der Produktion ziehen. Von den Erzeug— 
niſſen der Teerfarbeninduſtrie werden nämlich etwa 75 Prozent ausgeführt. 
Da eine weſenkliche Verſchiebung des Inlandsverbrauchs im Verhälknis 
zum Auslandsabjaß in den letzten Jahrzehnten kaum ſtaktgefunden hat, 
dürfte die folgende Tabelle zur Beleuchtung der Entwicklungstendenzen in 
der Teerfarbeninduſtrie beitragen. 


Ausfuhr von Erzeugniſſen 
Arbeiter- der Teerfarbeninduſtrie Ausfuhrwert 


zahl pro Tonne 
Menge Werk in Mark 
in Tonnen 


Ausfuhrmenge 
pro Arbeiter 
(Tonnen) 


Jahr 


1 7441 | 11929 | 49249000 | 4130 M 1,6 
1892 10904 23062 70976000 3070 2, 
1897 16095 35510 90896000 2560 22 
2. . 20772 | 59862 | 138582000 | 2320 2,9 
1907 23482 | 79215 186515000 2350 3,4 
‚1912 2 93671 | 209166000 | 2230 2 


Die Tabelle zeigt zunächſt, daß von 1886 bis 1907 die Ausfuhr ſehr viel 
ſchneller geſtiegen iſt als die Arbeiterzahl. Während dieſe ſich nur verdrei- 
fachte, hat jene ſich mehr als verfünffacht. Da, wie ſchon bemerkt, 
dieſe Steigerung nicht durch Verſchiebungen des inländiſchen Verbrauchs 
herbeigeführt ſein kann, muß fie auf eine enkſprechende Steigerung der Pro- 
dukkivität der Arbeit zurückgeführt werden. Dabei kann es in dieſem Zu- 
ſammenhang unerörtert bleiben, ob dieſe Steigerung durch Verbeſſerung 
der Technik, alſo vermehrte Ausnutzung der maſchinellen, oder durch ver- 
beſſerte bekriebswirkſchaftliche Organiſakion unker verſchärfter Ausnutzung 
der menſchlichen Arbeitskraft erreicht wurde. Beſtehen bleibt die Tatjache, 
daß die Induſtrie der Teerfarbſtoffe mit einer ſchnell ſteigenden Arbeits- 
ergiebigkeit, alſo mit ſchnell ſinkenden Erzeugungskoſten zu rechnen hal. 
Dieſe wieder ermöglichen oder erleichtern doch die Anhäufung und Ausſchüt⸗ 
kung ganz abnorm hoher Gewinne. 

Die chemiſche Induſtrie iſt bekannklich der weitaus renkabelſte Zweig der 
deutſchen Induſtrie. Innerhalb der chemiſchen Induſtrie wiederum fteht die 
Gruppe der Teerfarben weit obenan. Die Durchſchniktsdividende 
der Teerfarbenfabrik⸗Aktiengeſellſchaften iſt ſeit 1890 noch nie unter 
20 Prozenkgeſunken. Kein Wunder, daß man ſelbſt in den Kreiſen 


92 150 000 Dollar, der Werk der in Deukſchland erzeugten auf 68 300 000 
Dollar beziffert. Danach deckte Deukſchland rund 74 Prozent des Weltverbrauchs. 
In weitem Abſtand folgt die Schweiz, die für efwa 6½ Millionen, dann Eng- 
land, das für 6, Frankreich, das für 5, und die Vereinigten Staaten, die für 
3 Millionen Dollar erzeugten. Alle übrigen Länder erzeugken 1914 zuſammen nur 
für etwa 3 Millionen Dollar Teerfarben. f 

Die Schätzung für Deutſchland deckt ſich ungefähr mit einer älteren, in welcher 
der Wert der in ODeutſchland im Jahre 1912 erzeugten Teerfarben auf 250 Mil- 
lionen Mark angegeben wird. (Siehe Redlich, »Die volkswirtſchaftliche Bedeu— 
kung der deutſchen Teerfarbeninduſtrie«, Leipzig 1914, Verlag Duncker & Hum- 
blot, S. 45.) Auf Zuverläſſigkeit können ſolche Schätzungen jedoch, krotz der Über— 
einſtimmung, keinen Anſpruch erheben; fie geben nur das ungefähre Verhält- 


nis wieder. 
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der an hohe Gewinne gewöhnken chemiſchen Kapitaliften die Teerfarben 
induſtrie den »ſtolzeſten Zweig am Baume der chemiſchen Induſtrie« nennt 
Wie berechtigt, vom Standpunkt des Kapitaliften aus geſehen, dieſer Stol 
iſt, zeigt die folgende Zuſammenſtellung der Dividenden, die von den füh 
renden Gejellichaften ſeit 1900 gezahlt wurden. 


190 
Se A 25 
S S SSS S S S S SO SSS 8 |%| bi 
000 


nen! Akt.-Kap. (Mill. Mk.) 1212,14 14,14 21 21 21 36 3636036 3636 54 54 
Werke a, Dividende in Prozent 1820222530 33 36 26 24 24252528 280 19 20 403 
Bad. Anilin. und Akt.-Kap. (Mill. Mk.) 2121210212121 21 21 36 36360363636 54 54 
Sodafabrik. . Dividende in Prozenk 2424262624 27 30 30 22 2425.25 282819 20 505 
5 9 


A.-G. f. Anilinfbr [ Akk.-Kap. (Mill. Mk.) [7 7 799999 14 1414/141414 19,8] 19, 

(Treptow) . Dividende in Prozent 1515161602222 2222 18 1820 20230230 18 16306 
Höchſter Farb- [ Akt.-Kap. (Mill. Mk.) 17 17171717 25,5 25,5| 25,5| 25,5 363636360360 50 50 
werke 


Dividende in Prozent 20020/202020 24 3030 27 272703030030 20 20 395 


Eine der bedeukendſten Firmen, L. Caſella & Co., Fechenheim, if 
in der Tabelle nicht verzeichnet, weil fie keine Akkiengeſellſchaft, jonderı 
eine G. m. b. H. iſt und als ſolche ihre Bilanzen nicht laufend veröffentlicht 
Als dieſes Unternehmen im Jahre 1904 mit den Höchſter Farbwerken ein 
Intkereſſengemeinſchaft einging, wurde bekannt gegeben, daß es damals 3 
bis 35 Prozent des inveſtierken Kapitals (20 Millionen Aktien- und 10 Mil 

lionen Leihkapikal) als Gewinn erzielt hätte. Die chemiſche Fabrik Gries 
heim, die der neuen Inkereſſengemeinſchaft beigetreten iſt, erzeugt Teer 
farben nur in dem von ihr übernommenen, früher Oehlerſchen Unternehmer 
in Offenbach. 

Die aus der Tabelle erſichkliche häufige und ſehr ausgiebige Steigerung 
des Aktienkapitals enkſprang durchaus nicht immer dem Bedürfnis nad 
neuen Bekriebsmikteln. Vielfach handelte es ſich vielmehr um reine Kapital 
verwäſſerung, vorgenommen zu dem Zwecke, ein allzu ſtarkes Anſchweller 
des Dividendenſatzes zu verhindern. Dieſer Zweck ergibt ſich deuklich au: 
den Bedingungen, unter denen mehrfach ſolche Kapitalvermehrungen ftatt- 
fanden. Dafür hier nur ein Beiſpiel: Die Elberfelder Farbwerke erhöhten 
1907 ihr Aktienkapital von 21 auf 36 Millionen Mark. Die alten Aktien 
hatten zur Zeit der Ausgabe einen Börſenkurs von etwa 600 Prozent; die 
neuen hätten alſo zu etwa 500 auf den Markt gebracht werden können. 
Statt deſſen wurden fie den alten Aktionären zum Kurſe von 105 zur Ver. 
fügung geſtellt, alſo faſt geſchenkt. Ferner wurde, um den Akkionären »den 
Bezug zu erleichtern«, neben der regulären Dividende von 36 Prozent noch 
eine dem Reſervefonds 2 enknommene Exkradividende von 20 Prozent aus: 
gezahlt. Es wurden alſo rund 12 Millionen Mark Dividende ausgezahlt 
und 15 Millionen Mark als Kapital neu hereingenommen. Zwei Jahre 
ipäfer aber wurden, diesmal zur »Ausgleichung der Betriebsmittel« mit der 
verbündeten Badiſchen Anilin- und Sodafabrik, aus dem Rejervefonds 
noch einmal 7½ Millionen Mark als Ertravergütung 
an die Aktionäre ausgeſchüktet. Dieſer Vorgang, der durchaus 
nicht ohne Beiſpiel in der Teerfarbeninduſtrie daſteht, dürfte klar beweiſen, 
daß es den Unternehmungen bei ihren Kapitalerhöhungen nicht immer um 
eine Vermehrung der Bekriebsmittel, ſondern oft nur um die Herabdrückung 
der Dividendenſätze zu kun iſt. Damit iſt geſagt, daß die kalſächliche Renka⸗ 


et 
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bilität der Teerfarbeninduſtrie weder in den Dividendenſätzen noch in den 
als Dividende gezahlten Summen voll zum Ausdruck kommt. 

Oben wurde gejagt, daß dieſe abnorm hohen Gewinne in erſter Linie 
zurückzuführen find auf die forkwährende Verbeſſerung der Produktions- 
methoden und die damit verbundene Herabminderung der Produkkions- 
koſten. Man kann ſie aber auch zurückführen auf das unleugbare Geſchick, 
mit dem die Unternehmer dieſer Induſtrie es verſtanden haben, jede An— 
paſſung der Preiſe an die Erzeugungskoſten zu verhindern oder doch zu er— 
ſchweren. Im gewöhnlichen Gange der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft gleicht die 
Konkurrenz die Preiſe den Erzeugungskoſten an. In der Teerfarbeninduſtrie 
hat man es verſtanden, die Konkurrenz ſo einzudämmen, daß ihre preis— 
ausgleichende Wirkung faſt aufgehoben iſt. Nicht, als ob es hier keine Kon— 
kurrenz gäbe! Es gibt fie ſehr wohl, und fie äußert fich zuweilen mit einer 
Rückſichtsloſigkeit, die kaum Beiſpiele findet. So, wenn es gilt, ein neues 
Unternehmen kokzumachen oder eine Auslandsfirma vom Markke zu ver- 
drängen. Doch das iſt dann nicht die dauernde Konkurrenz aller gegen alle, 
die einen Preisausgleich zur Folge, ſondern es iſt die organifierte Konkur- 
renz aller gegen einen oder der vielen gegen wenige, die die Hochhaltung 
der Preiſe zum Zwecke hat. Zwar gelingt dieſe Hochhaltung nicht immer 
abſolut, aber ſie gelingt doch in einem Umfang, der die Anhäufung geradezu 
märchenhafter Gewinne ermöglicht. Sie gelingt, weil die Unternehmer der 
preisdrückenden Wirkung wiſſenſchaftlicher und kechniſcher Fortſchritte die 
preishaltende Wirkung der monopoliſtiſchen Organiſation enkgegenſetzen. 
In demſelben Maße, in dem durch die Verkiefung der wiſſenſchaftlichen 
Forſchungen und die Verbeſſerung der kechniſchen Einrichtungen die Er— 
zeugniſſe entwertet und die Kämpfe der einzelnen Produktionsmethoden 
auf dem Markte enkfeſſelt wurden, fteigerten die Unternehmer ihre Be— 
mühungen, ſolche Kämpfe durch Verſtändigung zu verhindern. 

Erleichtert wurde die Verſtändigung dadurch, daß die Zahl der Unter- 
nehmungen, die ſich zu verſtändigen haben, recht gering iſt; erſchwerk wurde 
fie durch die Vielſeitigkeit und Unbeſtändigkeit der Fabrikakion. Die üblichen 
Konventionen und Kartelle erwieſen ſich als unzureichend. Es gab wohl eine 
Alizarinkonvention, ein Indigokarkell, einen Kongoring, aber es gelang 
nicht, für die Hunderte von Farbſtoffen, deren Herſtellungsark ſich immer- 
fort änderte, deren Zuſammenſeßung nicht gleich blieb, die verbeſſerk oder 
verwäſſert, die heute ſo und morgen anders genannt wurden, eine auch nur 
halbwegs konkrollfeſte Preisorganiſation zu ſchaffen. Eine engere 
Verknüpfung erwies ſich als notwendig. Die ekwas urſprüngliche Methode, 
Konkurrenten, die man nicht kokkonkurrieren konnte, aufzukaufen, ließ ſich 
nicht mehr durchführen, als ſich nur noch große oder ſonſt beſonders lei— 
ſtungsfähige Unternehmungen gegenüberſtanden. Man fand den Ausweg 
der »Intereſſengemeinſchaften«, das heißt der engen und dauernden DVer- 
knüpfung der gegenſeitigen Intereſſen. 

Den Anfang damit machte im Jahre 1904 das Höchſter Farbwerk, das 
mit dem Farbwerk Caſella & Co. einen Verkrag einging, in dem ſich die bei— 
den Kontrahenken zur gemeinſamen Vertretung ihrer Inkereſſen den Liefe— 
tanten wie den Abnehmern gegenüber ſowie zum Auskauſch aller Lizenzen 
und Erfahrungen und zur Errichtung gemeinſamer Erzeugungsſtätten im 
Ausland verpflichteten. Dieſem Verkrag krat ſpäter die Aktiengejellihaft 
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Kalle & Co. in Biebrich bei. Kurze Zeit darauf wurde eine faſt noch engere 
Gemeinſchaft geſchloſſen zwiſchen der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik in 
Ludwigshafen (BAS) und den Elberfelder Farbwerken vormals Bayer 
& Co. Dieſe beiden Unternehmungen vereinbarten nicht nur die gemeinſame 
Vertrekung ihrer Inkereſſen, ſondern auch die gemeinſame Verkeilung der 
erzielten Gewinne. Einige Wochen nach dem vorläufigen Abſchluß traf die 
Akkiengeſellſchaft für Anilinfabrikation (Berlin-Treptow), kurz »Agfa« ge⸗ 
nannk, dieſem Abkommen bei. (Cunow irrt mit der Annahme, der Konzern 
Höchſt-Caſella-Kalle ſei als Abwehr gegen die Gemeinſchaft BASF. Elber⸗ 
feld gegründet. Eher iſt das Gegenteil richtig; der zuletzt genannte Konzern 
wurde nicht nur zeitlich ſpäter gebildet, ſondern die Bildung wurde auch 
ausdrücklich mit dem Hinweis auf den Zuſammenſchluß Höchſt-Caſella mit- 
begründet.) 

Die Erfahrungen, die beide Gruppen mit ihrem Zuſammenſchluß mad- 
len, werden allgemein als gut bezeichnet. Der Auskauſch von Erfahrungen 
und Lizenzen führke zu Verbeſſerungen und Erſparniſſen im Bekrieb, die 
gemeinſame Verkrekung im Ausland verringerke die Ausgaben bekrächklich. 
Bei dem Konzern Höchſt-Caſella ſollen ſich die Ausgaben für Reiſende und 
Reklame ſchon nach zweijährigem Beſtehen auf die Hälfte verringert haben. 
Der Haupkwerk der Vereinbarungen liegt jedoch in der Beeinfluſſung des 
Abſaßmarktes und der Abſaßbedingungen, vor allem durch die Verminde⸗ 
rung der Konkurrenz. 

Ganz ſoll allerdings die Konkurrenz durch die abgeſchloſſenen Verkräge 
nicht ausgeſchaltet werden. Der Beſitzſtand an Kunden ſoll refpektiert und 
die Schlußbriefe ſollen ausgekauſcht werden, aber es iſt erlaubt, mit bef- 
ſeren Erzeugniſſen zu konkurrieren. Ja, ſelbſt mit Preisunterbie- 
kungen darf gegen ein verbündekes Werk konkurriert werden; allerdings 
nur dann, wenn ein Außenſeiter mit Preisunkerbiekungen vorgeht. 
Im allgemeinen vollzieht ſich jedoch der Konkurrenzkampf innerhalb der 
Inkereſſengemeinſchaften in ſehr enkgegenkommenden Formen und ohne 
preisdrückende Wirkung. 

Auch die Konkurrenz der beiden Inkereſſengemeinſchaften gegeneinander 
war immer von dem Beſtreben getragen, ſich das »Geſchäft« nicht gegen⸗ 
ſeitig zu verderben. Sie äußerte ſich weniger in Preisunkerbiekungen als in 
Dualitätsüberbiefungen. Über einige Erzeugniſſe beſtanden ſogar Vereinba⸗ 
rungen zwiſchen den beiden Konzernen. In den Kreiſen der Farbenver- 
braucher wird behauptet, daß ſogar allgemeine Verabredungen für die ganze 
Dauer der Inkereſſengemeinſchaften (50 Jahre) beſtanden haben. Jedenfalls 
ſtiegen nach der Gründung der Inkereſſengemeinſchaften die Preiſe für zahl- 
reiche Teerfarbſtoffe erheblich an; der Indigopreis ſtieg um mehr als 20 Pro- 
zent. Bei anderen Farbſtoffen wurde die Preisſenkung, deren nafürliche 
Urſachen oben kurz dargelegt wurden, aufgehalten oder doch verlangſamk, 
Auch die Auslandspreiſe zogen nach den Zuſammenſchlüſſen ſtark an. 
Später flaufen fie zwar wieder ab, aber doch viel langſamer als vorher. 
Das läßt ſich, wenn auch mit allen Vorbehalten, die bei einer Sammel- 
ſtakiſtik nokwendig find, aus der Geſtalkung der Ausfuhrwerke der Teer⸗ 
farbenerzeugniſſe erſehen. Nachſtehend ein Auszug daraus. | 

Es betrug der Ausfuhrwerk der Erzeugniſſe der Teerfarbeninduſtri 
pro Tonne (abgerundet): f 
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Vor dem Inkrafttreten der Nach dem Inkrafttreten der 


Jahr Intereſſengemeinſchaft Jahr Intereſſengemeinſchaft 
222390 Mk. 1903 270 Mk. 
22320 199 2880 
22290 19088 23350 - 
2220 19099 00 


Im Jahre 1905, dem Jahre, in dem die Inkereſſengemeinſchaften in Kraft 

traten, befrug der Ausfuhrwerk 2170 Mark. Es ſetzte alſo eine geradezu 
ſprunghafte Steigerung ein, der ein allmähliches Abflauen folgte. Im Jahr- 
fünft vor der Gründung der Intereſſengemeinſchaften ſank der Ausfuhr 
werk pro Tonne um 170 Mark; im Jahrfünft nach der Gründung nur um 
70 Mark. Auf dieſe Preisgeſtalkung mögen noch andere Fakkoren mik ein- 
gewirkt haben, in der Haupkſache dürfte fie eine Folge des Zuſammen- 
ſchluſſes der Induſtrie ſein. 

Die Rückwirkung der willkürlichen Preisbildung auf die Gewinne blieb 
natürlich nicht aus. Vergleicht man allerdings nur die Dividendenſätze der 
Geſellſchaften, ſo zeigt ſich eine Wirkung nur in geringem Maße. Das Bild 
änderk ſich jedoch, wenn nicht die Dividendenſätze, ſondern die als Dividende 
ausgeſchükteten Summen verglichen werden. Es fanden eben, wie oben 
ſchon erwähnt und in einer Tabelle gezeigt wurde, nach dem Zuſammen- 
ſchluß umfangreiche Kapitalerhöhungen ſtakt, die, wenigſtens zum großen 
Teil, nur Verwäſſerungen darſtellten. Die folgende Tabelle gibt eine Zu- 

ſammenſtellung der von den vier führenden Geſellſchaften als Dividende 
ausgezahlten Summen für die Jahre 1900 bis 1910. 


Vorder Gründung 


Elberfelder Zarbwerke . . . .» 2160000 2 400 000 3080 000 3 500 000 5250 000 

Badiſche Anilin- und Sodafabrik 5 040 000 5 040 000 5 460 000 5 460 000 5 040 000 
Akkiengeſellſchaft für Anilinfabri- 

kation (Berlin-Treptow) 1050 000 1050 000 1120 000 1440 000 1980 000 

Höchſter F nne 3 400 000 3400000 3 400 000 3 400 000 4800 000 

11650 000 11 890 000 13 060 000 | 13 800 000 | 17070 000 

— — Erz sn nr rn ae Turnen sun 
67470000 Mk. 


Nach der Gründung 


1906 1907 1908 1909 1910 
Mark Mark Mark Mark Mark 


8640000 9000 000 
8640000 9000 000 


2800 000 
9 720 000 


Elberfelder Zarbwerke . . . . 
Badiſche Anilin- und Sodafabrik 
Aktiengeſellſchaft für Anilinfabri- 
kation (Berlin-Treptow) 
Höchſter Farbwerke 


7560000 | 8640000 
6300000 | 6270000 


1980 000 
6120 000 


1980 000 
7650 000 


7980000 | 2070000 2520 000 
7650000 | 7617375 | 9720000 


131 617375 MR. 

Das Jahrfünft vor der Gründung brachte den vier Gefellichaften »nur« 
57470000 Mark, das der Gründung folgende Jahrfünft aber 131 617 375 
Mark als Dividende ausgeſchükkeken Gewinn. Die beiden 
Jahrfünfte zuſammen brachten rund 200 Millionen Mark, mik 1905 ſogar 
220 Millionen Mark Dividende. Dabei find die Sonderausſchük⸗ 
kungen, die allein bei den Elberfelder Farbwerken mehr als 10 Mil- 
lionen Mark befragen, nicht mifeingerechnet. Das find gewiß Gewinne, 
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die märchenhaft genannt werden dürfen, und die nur erzielt werden konn— 
ten von einer Induſtrie, die vermöge ihrer Weltſtellung und ihrer inneren 
Organiſakion jede ernſtliche Konkurrenz auf dem Markte ausſchließen und 
damit jede Ausgleichung der Profikrake verhindern kann. 

Der Krieg hat nun, darüber beſteht heute in den Kreiſen der Beteiligten 
kein Zweifel mehr, dieſe Weltftellung der Teerfarbeninduſtrie ernſtlich 
gefährdet. In England, in Rußland, in Frankreich und in Italien, in 
Japan und vor allem in den Vereinigten Staaken, überall ſind Konkurrenz- 
unternehmungen gegen die deutſche Teerfarbeninduſtrie gegründet worden. 
Ich habe über dieſe Beſtrebungen des Auslandes an dieſer Stelle ſchon im 
Vorjahr (ſiehe Neue Zeit, XXXIII, S. 257 ff.) kurz berichtet und kann 
heute nur mitteilen, daß fie inzwiſchen an Umfang zugenommen und an 
Kraft gewonnen haben. Es wurden zum Beiſpiel, nach einem Bericht des 
New Vorker »Journal of Commerce« vom 10. November 1915, in den erſten 
Monaten des Jahres 1915 allein in den Vereinigten Staaten 58 Unter- 
nehmungen der chemiſchen Induſtrie als Aktiengejell- 
Ihaftengegründet mit einem Aktienkapital von zuſammen 54 Mil- 
lionen Dollar. Dabei find Geſellſchaften mit weniger als 100 000 Dollar 
nicht mitgezählt. ö | 

Je länger nun der Krieg dauert, um fo mehr werden ſolche Unterneh- 
mungen gekräftigt, um fo beſſer werden ihre Verbindungen, um ſo mehr 
find fie gerüſtet, den Konkurrenzkampf mit der chemiſchen Induſtrie Deutſch⸗ 
lands nach dem Kriege aufzunehmen. Ganz abgeſehen noch davon, ob und 
in welchem Umfang das Ausland verſuchen wird, die in und aus der Not 
des Krieges geſchaffene Induſtrie mit ftaatlicher Hilfe zu erhalten. Jeden- 
falls wird auch die deuffche Teerfarbeninduſtrie nach dem Kriege mit ſehr 
ſchwierigen Verhälkniſſen auf dem ausländiſchen Markte zu rechnen haben. 
Das iſt aber für eine Induſtrie, die drei Viertel ihrer Erzeugniſſe im Aus- 
land abjegen muß, ein mehr als ausreichender Grund zu Friedensrüſtungen. 

Eine ſolche Friedensrüſtung, zu der allerdings nicht nur die Vorläufer, 
ſondern auch die Anfänge ſchon vor dem Kriege da waren, ſtellt der neue 
Zuſammenſchluß der beiden Inkereſſengemeinſchaften unter Einbeziehung 
der Akkiengeſellſchaft ker Meer und der »Elekkron«-Griesheim dar. Die un- 
geheure Kapitalkraft dieſer Inkereſſengemeinſchaft hat Cunow in feinem 
Aufſatz ſchon hervorgehoben. Inzwiſchen iſt fie durch den Beikrikt von Gries- 
heim noch erheblich geſtiegen. Die acht Geſellſchaften, die jetzt zuſammen⸗ 
geſchloſſen werden ſollen, haben zuſammen (einſchließlich der von Höchſt ge- 
planken Kapitalerhöhung um 4 Millionen Mark) ein Aktienkapital von 
241,8 Millionen. Die ſichtbaren Reſerven betragen 111,65 Millionen und 
die Anleihen 85,76 Millionen Mark. Das Gef amkkapitkal beziffert 
ſich danach auf rund 440 Millionen Mark. Takſächlich iſt die Ka⸗ 
pitalkraft der acht Unternehmungen weit ſtärker; denn fie befißen durchweg 
verſteckke Reſerven aller Ark in ganz erheblichem Umfang. Überdies halten 
ſie zahlreiche andere Unkernehmungen unter ihrem Einfluß und unker ihrer 
Kontrolle. a 

Die Verknüpfung der acht Geſellſchaften iſt ziemlich eng. Zwar wird 
öffentlich betont, daß die Unternehmungen ſelbſtändig bleiben und der Welt- 
bewerb nicht ganz ausgeſchloſſen werden ſoll, die Form der neuen Inter- 
eſſengemeinſchaft ſieht jedoch einer direkken Fuſion recht ähnlich. Die Ka- 
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pitalien der einzelnen Geſellſchaften bleiben formell geſonderk, die Gewinne 
werden jedoch zuſammengeworfen und — wie bisher bei dem Konzern 
Ludwigshafen-Elberfeld-Treptow — nach einem beſtimmken Schlüſſel ge— 
teilt. Die drei großen Unternehmungen erhalten für die erſten zehn Jahre 
je 24,82, dann 25,02 Prozent des Geſamkgewinns. Die »Agfa« erhält 8,08 
Prozent, Caſella vorausſichtlich 10 und Weiler ker Meer ſowie Elekfron- 
Griesheim zuſammen etwa 7,5 Prozenk. Die Verkeilung der Gewinne 
iſt wieder Sache jeder einzelnen Geſellſchaft. Die Skichſtoffwerke 
der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik werden nicht in das Abkommen ein— 
bezogen; bei den Höchſter Farbwerken ſcheiden die Sondergewinne aus 
Kalziumkarbid, Kalkſtickſtoff und einigen Erzeugniſſen daraus aus. Es iſt 
jedoch in Ausſicht genommen, nach einer Übergangszeit auch dieſe Zweige 
in die Inkereſſengemeinſchaft einzubeziehen. 

Ohne Frage wird eine jo kapikalſtarke und einflußreiche Organi- 
ſakion wie die neue Inkereſſengemeinſchaft, die in der deutſchen Induſtrie 
kein Beiſpiel hat, die Macht der Teerfarbeninduſtrie dem Ausland gegen— 
über ſehr ſtärken. Nicht nur die unvermeidlichen Ausfälle, die bei den um- 
fangreichen Auslandsgeſchäften dieſer Induſtrie einkreken werden, laſſen 
ſich jo leichter fragen, auch der Kampf um den Abſaßmarkk und um die Preiſe 
läßt ſich um ſo leichter führen, je enger der Zuſammenſchluß der Unkerneh— 
mungen iſt. | 

Der Zuſammenſchluß, der zwar nicht formell, aber doch der Wirkung 
nach die völlige Verkruſtung der deutjchen Teerfarbenfabrikakion herbei— 
führen wird, ſtärkt aber auch die Stellung dieſer Induſtrie den inlän- 
diſchen Abnehmern gegenüber noch bedeutend. Ob das für die Ent— 
wicklung der Farben verbrauchenden Induſtrien, vor allem der Textil- 
induſtrie, von Vorteil ſein wird, iſt mindeſtens fraglich. Es iſt nicht nur 
denkbar, ſondern es wäre nur die Forktſetzung einer an böſen Beiſpielen 
reichen Karkellpolitik, wenn der Truſt den Verſuch machen würde, die nied- 
rigen Konkurrenzpreiſe auf dem Auslandsmarkk auszugleichen durch enk— 
ſprechende Preiserhöhungen für die inländiſchen Verbraucher. Genoſſe 
Cunow nimmt das auch ſchon als ein Ziel der neuen Verbindung an. Dabei 
läßt er durchblicken, daß die Verſtaaklichung der Induſtrie nicht nur 
eine ſolche Preispolitik verhindern, ſondern auch »die fektken Unkernehmer— 
profite beſſer zur Deckung der durch den Krieg bewirkten Reichsverſchul— 
dung« verwenden könnte. Ohne auf die Frage der Verſtaatlichung irgend- 
wie einzugehen, will ich nur nebenher bemerken, daß meines Erachkens die 
Verſtaatlichungen nicht beginnen können bei einer Induſtrie, die ihr 
Hauptabſaßtzgebiek im Ausland hat. Wer die Formen und Be— 
dingungen, in und unker denen um den Auslandsmarkk gerungen wird, 
kennt, wird zugeben müſſen, daß der Staal da vielleicht mit kann, wenn er ein 
nakürliches Monopol vertritt (wie beiſpielsweiſe die Kaliinduffrie), 
aber nichts, wenn er ein mik allen Mitteln kapitaliſtiſcher Rückſichtsloſigkeit 
geſchaffenes, alſo künſtliches Monopol übernimmt. Unterdenjeßtob- 
walkenden Verhältniſſen wäre für die Teerfarbeninduſtrie die 
Verſtaatlichung der ſichere Ruin. Es müßte alſo auf andere Weiſe verſuchk 
werden, die zweifelsohne ganz beſonders fetten Unternehmerprofite der 
Teerfarbeninduſtrie zur Deckung der Reichsſchulden heranzuziehen. Wege 
dazu würden ſich gewiß leicht finden laſſen. 5 
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Entwicklung und Ausfichten der Gekreideverſorgung. 
Von Speckakor. Schl 


11. 

Gibt es vielleicht noch Ausdehnungsmöglichkeiten der landwirtjchaft- 
lichen Produkfion? Gewiß, aber dazu werden jetzt zunächſt die Menſchen 
fehlen, die die neuen Felder in Bebauung nehmen könnten, und die 
Schiffe fehlen, die das Getreide nach Europa bringen follten. Vor allem 
muß aber der Konſum vieler Länder doch noch ſtark ſteigen. So beifpiels- 
weiſe der Indiens! Ob die Produktion den Konſum noch überholen 
wird, iſt recht zweifelhaft. Auf keinen Fall find es aber »herrenloſe« Län- 
der, die Europa im politiſchen Sinn als Kolonien dienen, die es mit 
Getreide verſorgen könnten. 

Auch eine Verbindung Berlin- Bagdad könnte in diefer Hinficht 
ſpeziell für Deukſchland nicht die Lage günſtiger geftalten, am allerwenigſten 
die Getreidepreiſe herabdrücken. a 

In dem bei Duncker & Humblot erſchienenen Sammelwerke »Die 
wirtſchaftliche Annäherung zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und ſeinen Verbündeten wird auch die Frage der Ge— 
kreideverſorgung Deukſchlands auf dieſem Wege geprüft und — ver⸗ 
neink. So meint Spiekhoff: 

Die landwirkſchaftliche Ausfuhr Sſterreich-Ungarns genügt entfernt nicht dem 
deutſchen Einfuhrbedarf, und dies bleibt beſtehen, auch wenn der 
Zallverband im Balkan und kleinaſiatiſchen Gebiet ver 
größert würde. Das gilt wohl für alle abſehbare Zeit, denn in dem Maße, 
wie die landwirkſchaftliche Aberſchußerzeugung dieſer Gebiete wächſt, nimmt auch 
die Bevölkerung und der Verbrauch auf den Kopf in den Bedarfsgebieten zu. 


Er folgert daraus, daß die inneren Marktpreife auch in der Zukunft 
auf der Grundlage der zum höchſten Zoll eingeführten Teilmenge ge- 
bildet werden. 

Und Profeſſor J. Eßlen meint im ſelben Sammelwerk, daß die deutſchen 
Landwirke eine Konkurrenz Sſterreich-Ungarns gar nicht zu befürchten 
haben. Denn 


wenn die öſterreichiſch-ungariſche Landwirtſchaft überhaupk ihre Gekreideerzeu⸗ 
gung in abſehbarer Zukunft jo wird vermehren können, daß fie davon wieder be- 
lrächtliche Mengen nach dem Deutſchen Reiche auszuführen vermag, jo wird es 
jedenfalls nicht zu Preiſen geſchehen, die irgendwie hinter den deukſchen zurück 
ſtehen. Hat doch neuerdings Wien Brofgefreidepreife, die hinter denen von 
München oder Berlin nicht zurückbleiben, ſondern ſie ſogar in manchen Jahren 
übertreffen. 


So ſtanden die Weizenpreiſe 1909 bis 1913 in Berlin auf 211, in 
München auf 226 und in Wien auf 223 Mark pro Tonne. 


Sogar der Vudapeſter Weizenpreis, der ſich im Durchſchnitt der Jahre 1904 
bis 1908 um 25 Mark unter dem Berliner Durchſchnitt gehalten hakte, näherte ſich 
dieſem 1909 bis 1913 bis auf 4 Mark an. . .. Takſächlich iſt denn auch an die Stelle 
der überwiegenden Einfuhr an Brotgekreide aus Hfterreich-Ungarn in den letzten 
Jahren eine überwiegende Ausfuhr dorthin aus dem Deukſchen 
Reiche gekreken, begünftigt durch die bei der Ausfuhr gewährten deukſchen Ein- 
fuhrſcheine. f 
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Eßlen geht dann noch auf die Frage ein, inwieweit fi) die Ernteerkräge 

in Sſterreich-Ungarn heben laſſen, und kommt auch in dieſer Hinſicht zu 
recht peſſimiſtiſchen Schlußfolgerungen. Er verweiſt auf die ungünſtige 
Agrarverfaſſung, die dort noch halbfeudalen Charakter krägt, auf die 
mangelhafte Volksbildung (16,5 Prozent der über 10 Jahre alten Bevölke- 
rung Öfterreichs konnten weder leſen noch ſchreiben); falls dieſe Momente 
schließlich überwunden werden ſollten, was nakurgemäß ſehr langer Zeit 
bedarf, müſſe ſich aber gleichzeitig auch der Bedarf der Bevölkerung ver- 
größern, der heute, insbeſondere in Galizien und Ungarn, ſehr gering iſt. 
»Die Lage der landwirkſchaftklichen Arbeiter in Ungarn, 
Galizien uſw. iſt heute höchſtelend.« Schließlich meint er, daß 
die klimatiſchen Verhälkniſſe einer Erkragſteigerung in Ungarn im Wege 
ſtehen. So kommk er zum Ergebnis, daß der handelspolitiſche 
Anſchluß Sſterreich Ungarns keine Verbilligung und 
keine Sicherung unſerer Volksernährung berbeizu- 
führen geeignet wäre«. 

Die Schlußfolgerung, die wir aus dieſen Angaben ziehen müſſen, be— 
ſteht alſo darin, daß allein die ſoziale Befreiung des Grund und Bodens 
von halbfeudalen und halbkapitaliſtiſchen Feſſeln und die rationelle Orga- 
nifierung der Getreideproduktion der Preisſteigerung enkgegenwirken könn- 
ten. Die Löſung der Ernährungsfrage liegt eben nicht außerhalb der 
Kulturländer, ſondern auf ihrem eigenen Boden, in ihrem eigenen 
Lande. Nicht der Imperialismus kann die Widerſprüche der heu— 
kigen Wirtſchaftsorganiſation löſen, ſondern allein der Sozialismus. 

Oder ſoll etwa die Türkei die zukünftige Kornkammer Europas wer- 
den? Wir laſſen wiederum das Work deukſchen Forſchern und Freunden 
der kürkiſch-deutſchen Annäherung. Und was erfahren wir von ihnen? Da 
ſagt Kurt Wiedenfeld im ſchon angeführten Sammelwerk, daß das 
Klima in Vorderaſien den Getreideanbau im allgemeinen hindert, daß er 
in Kleinaſien und Nordmeſopokamien nur auf den ſchmalen Tälern der 
Flüſſe und auf den Ebenen an den Strommündungen gedeihen kann. Gün- 
ſtiger liegen die Verhälkniſſe in Südmeſopokamien. Darüber läßt ſich in der 
»Geographiſchen Zeitſchrift« (1. Heft, 22. Jahrgang) F. Frech aus. Er kon- 
ſlatiert zunächſt, daß das Gebiet zwiſchen Karna und der Mündung des 
Schat el Arab für die Kulturenkwicklung und den Ackerbau ausgeſprochen 
ungünſtig iſt. Bleibt das eigenkliche Babylonien, deſſen nördlicher Teil heute 
nur oaſenhaft beſtellt wird. 

Obwohl der Boden von der Nalur nichk ſtiefmükterlich bedacht und obwohl 
auch das Klima nicht ungünſtig iſt, iſt der Betrieb der meſopotamiſchen Landwirt- 
ſchaft recht unentwicelt. Der Bauer will von Verbeſſerungen nichts wiſſen, immer- 
währende Blutfehden, das Umherſchweifen arabiſcher und kurdiſcher Skämme und 
der Mangel an Verkehrsſtraßen laſſen keinen Aufſchwung zu. (S. 9.) 


Ahnlich ſchildern andere Kenner der aſiakiſchen Verhälkniſſe die Lage 
der dortigen Landwirtſchaft. So beiſpielsweiſe Profeſſor A. Philipp⸗ 
fon im »Berliner Tageblatt« vom 29. Januar 1916. Alle künftigen Hoff- 
nungen auf eine Belebung der Landwirkſchaft in der Türkei gehen von den 
künftigen Bewäſſerungen aus. Durch dieſe ſollen die alten Kulturſtäktken be- 
lebt werden. Indes dazu ſei zunächſt ein Kapital von 550 Millionen Mark 
notwendig, Erſt dann erhofft man eine Menge von 1½ Willionen Tonnen 
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Korn und 1 Million Baumwollenballen (etwa 1½ Millionen Doppelzenkner) 
zu erlangen. Daß dieſe Bewäſſerungsanlagen nicht ſofort nach dem Kriege 
zur Ausführung gelangen könnten, iſt ohne weiteres klar. 

Mehr als die ungünſtigen Nakurverhältniſſe hindern aber die Enkwich⸗ 
lung der Agrikultur in der Türkei die ſozialen Verhältniſſe, worauf 
K. Wiedenfeld beſonders ausführlich eingeht. In der Türkei herrſchen näm- 
lich noch die feudalen Verhälkniſſe des Mittelalters, der Latifundienbeſitz, 
verbunden mit Teilpacht der nakuralwirkſchaftenden Bauern. 

»Eine nachhaltige Agrarreform«, ſagt K. Wiedenfeld, »muß daher für die 
Türkei genau ſo als unentbehrliche Vorausſetzung jeder wirklich nennenswerken 
Produktionsſteigerung bezeichnet werden, wie überall ſonſt die Bauernbefreiung 
am Anfang der modernen wirkſchaftlichen Entwicklung geſtanden hat und ſteht. 


Wird aber die Türkei, die ſich jezt im Kriege eben auf dieſe Feudal⸗ 
herren ſtützt, nach dem Kriege eine Agrarreform durchführen können? 

Und dann bleibk die äußerſt drückende Skeuerlaſt, die jegliche Aufbeſſe⸗ 
rung des Defriebs kaum denkbar macht. C. A. Schäfer (»Deutſch⸗kürkiſche 
Freundſchaft«, Stutkgark-Berlin 1915) ſagt, daß dem Bauer nach Abzug 
aller offiziellen und inoffiziellen Abgaben oft nur noch 30 Prozenk und 
weniger der Ernte übrigbleiben. Wie ſoll da noch eine Inkenſivierung des 
Bekriebs möglich ſein? Aber vielleicht läßt ſich auch eine Steuerreform 
durchführen? Das Osmanenreich iſt aber, nach Wiedenfeld, zu anderen als 
Realſteuern (das heißt in der Hauptſache Grundſteuern) weder ſtaatlich⸗ 
ſozial noch wirtſchaftlich reif. Der Krieg wird dazu noch die Steuerlaft un- 
geheuerlich ſteigern. | 

Ferner berührt K. Wiedenfeld die Frage der perſönlichen Sicherheit, 
die Grundlage der Wirkſchaft. Bekanntlich ließen vor dem Kriege die Ver- 
hältniſſe in der Türkei gerade in dieſer Beziehung vieles zu wünſchen übrig. 
Wiedenfeld meink: 
Jeht iſt dort (in der Aſiatiſchen Türkei) das wirkſchaftliche Leben zum großen 
Teil gerade für die landwirkſchafkliche Bevölkerung ins völlig Ungewiſſe geſtellt. 
Sie weiß nie, inwieweit fie wird ernten können, was ſie geſät hat. Mehr zu ſäen, 
als dem notwendigſten Bedürfnis entſpricht, und dadurch etwa Gelegenheiten zu 
Erſparniſſen zu bekommen, iſt für ſie geradezu gefährlich.. .. Hierin Abhilfe zu 
ſchaffen, wird der Türkei in Zukunft durch die Eiſenbahnen ganz weſenklich er- 
leichtert werden. l 


Sicher, aber die Bahnen kommen ja nicht von heute auf morgen. 
Schließlich find die Bahnen auch kein Allheilmittel. | 


»Auf abſehbare Zeit«, ſagt Wiedenfeld weiterhin, »wird wohl nicht daran ge- 
dacht werden können, die räuberiſchen Nomadenſtämme etwa durch Seßhaft⸗ 
machung von ihrem Handwerk abzubringen. Das würde eine völlige Entwaffnung 
zur erſten Vorausſetzung haben und außerdem eine fo tiefgehende Umwälzung im 
Gefühlsleben der betreffenden Bevölkerung bedeuten, daß der Übergang zu neuen 
Wirkſchaftsformen, wenn überhaupt, fo jedenfalls nur außerordentlich langſam ſich 
vollziehen kann. Das Verlockende einer wirkſchaftlichen Beſſerſtellung, wie fie 
durch die Eiſenbahn in Ausſicht genommen werden kann, darf nach dieſer Rich⸗ 
kung nicht überſchätzt werden... .« 


Schließlich behandelt Wiedenfeld noch den wundeſten Punkt der ganzen 
Frage — den Mangel an Arbeitskräften. Die Bevölkerung der Türkei 
nimmt zuſehends ab, iſt, insbeſondere in Kleinaſien, ſtark verjeucht. 
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Der Menſchheitsſeuche, der Syphilis, hier Herr zu werden, iſt eine wahre 
Herkulesarbeit und jedenfalls ſo lange eine kaum lösbare Aufgabe, als nicht ein 
dichteres Eiſenbahnnetz die wirkſamſten modernen Heilmethoden auszubreiten er- 
laubt. 


Vor allem müſſen aber dazu Mittel vorhanden fein, an denen es ſchon 
vor dem Kriege ſtark gemangelk hat. Von den Geſamkausgaben der Türkei 
1911/12 kamen für die Departements für Handel, öffentliche Arbeiten, 
Landwirtſchaft, Bergbau und Forſten ſowie für Erziehung und Unterricht 
nur 9⅛4 Prozent! Was wird nach den drei Kriegen für Kulkurausgaben 
noch übrigbleiben?! 

Aber vielleicht könnke eine fremde Einwanderung Abhilfe ſchaffen? 
Der völlige Bankrott der jüdiſchen Kolonifation Paläſtinas zeigt indes, daß 
darauf ebenfalls keine Hoffnungen zu ſetzen find, und zwar aus dem ein- 
fachen Grunde, weil aus verſchiedenen Urſachen die Bodenpreiſe der 
kulturfähigen Flächen dort [ehr hoch find. Als Einwanderungsland kann 
aber nur ein ſolches dienen, das niedrige Bodenpreiſe hat. Die jüdiſche 
Koloniſation erforderte darum »ungeheure Summen, da die Anſiedlung 
eines jeden Koloniſten bis zu 15000 Mark und ſogar noch mehr koſtet« 
(A. Ruppin, »Die Juden der Gegenwark«, Köln und Leipzig 1911, S. 254), 
und müßte ſchon aus dieſem Grunde fehlgehen. 

Profeſſor Philippſon beftreitet ebenfalls die Möglichkeit der Kolonifa- 
tion der Aſiatiſchen Türkei. In dem ſchon erwähnten Artikel im »Berliner 
Tageblakt« jagt er, daß ſich die Wirtſchaftsmekhoden in der Türkei ver- 
beſſern laſſen, aber »das kann nur durch allmähliche, viele Jahrzehnte be- 
anſpruchende Entwicklung von innen heraus geſchehen, durch kulturelle 
Hebung der ganzen Bevölkerung, beſſere Verkehrswege, politiſche Refor- 
men uſw., es iſt aber unmöglich zu erreichen durch kurzfriſtige Verpflan- 
zung ungeübter Leufe aus der Fremde, die ſelbſt erſt lernen ſollen, in die 
unvollkommenen, äußerſt ſchwierigen und dabei ſehr konſervakiven wirk— 
ſchaftlichen Verhälkniſſe des Orients hineinzukommen. Speziell iſt eine Be⸗ 
ſiedlung Babyloniens und Obermeſopokamiens durch Ackerbauern, die an 
ein nördliches Klima gewöhnk ſind, unmöglich. Ganz Meſopokamien 
gehört zu den ſommerheißeſten Ländern der Erdek 

Überhaupt ſieht Philippſon die Schwierigkeiten der Kultivierung Mefo- 

pokamiens klarer als viele andere ein. 
Die Waſſerbauten, welche die Ebenen Babyloniens wieder anbaufähig machen 
ſollen, bilden ein ungeheures Werk, weit ſchwieriger als die Berieſelung Agyp— 
tens, und erfordern ſolche gewaltige Kapikalien, daß man ſich vergeblich fragen 
muß, woher dieſe Kapitalien nach dem furchtbaren Weltkrieg kommen ſollen. Auf 
alle Fälle wird das Rieſenwerk lange Jahre bis zur Vollendung erfordern.... 


Und darauf kommt es in dieſem Zuſammenhang auch an. Denn eben 
dieſer Umſtand ſchließt es ſchon aus, daß Meſopokamien den Getreidebedarf 
Zentraleuropas in den folgenden Jahrzehnken würde decken können, davon 
ganz abgeſehen, daß die Gekreideproduktion in einem Lande mit hohen 
Bodenpreiſen doch nur zu hohen Preiſen möglich iſt. Auch Wieden— 
feld erwartet darum nicht, daß die Türkei jemals größere Gekreidemengen 
werde ausführen können. Sicherlich werden die alten Kulturländer zu 
neuem Leben auferſtehen, aber dazu bedarf es noch Zeit, lange Zeit, und 
dann werden dieſe Gegenden ſich kaum ſelbſt ernähren können. 
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Bleibt alſo noch Zentralafrika, auf das manche Träumer Hoff 
nungen jegen. Genaue Angaben über dieſes Gebiet haben wir nicht; allein 
das wiſſen wir, daß dieſe Gebiete für den Gekreidebau (vielleicht mit Aus 
nahme von Mais) ſich nicht eignen. Über einige Teile Zentralafrika 
ſchreibt Rohrbach in ſeiner Schrift »Unſere koloniale Zukunftsarbeit 
(Stuttgart 1915), daß man ſich keine überkriebenen Vorſtellungen von 
Werke des belgiſchen Kongo machen darf. Das Land iſt zwar ungeheue 
groß, aber ſchwach bevölkerk. Ausgedehnke Teile ſind vollkommen mit Ur 
wald bedeckt, und der Urwald des kropiſchen Afrika iſt faſt jo lebens feindlich 
wie die waſſerarmen Skeppen oder Wüſten des Erdteils. (S. 13.) Er wirf 
dann den Belgiern vor, ſie hätten die furchtbare Schlafkrankheit ſich aus 
breiten laſſen. »In manchen Gebieken iſt die Hälfte, in manchen ſind dre 
Vierkel, anderswo neun Zehntel der Bevölkerung forkgeſtorben.« (S. 14.) 
Größere Hoffnungen ſeßt er auf Angola, eine porkugieſiſche Kolonie 
Dort, glaubt er, könnte »in Zukunft einmal vielleicht eine wirkliche deutſch 
Maſſenſiedlung ffattfinden, das heißt was man in Afrika „Maſſenſiedlung 
nennt, wobei der eigentliche Landarbeiter dochder Schwarz 
jeinund.bleiben muß«. Und Angola ift ſchon das beſte Stück Lan! 
Afrikas. Dagegen ſei das franzöſiſche Aquakorialafrika wenig wert 
Selbſt wenn man noch die umliegenden engliſchen Beſitzungen, abgeſeher 
von Südafrika, Sudan und Agypken, hinzunimmk, hat man noch imme 
kein Land, das Getreide bauen und als Anſiedlungsland paſſen könnte. 
Kurz, alle Träume von einer neuen Kornkammer in irgendeiner Koloni. 
bleiben eben, was ſie ſind, imperialiſtiſche Illuſionen, die be 
der erſten Bekannkſchaft mit den Takſachen wie ein Dunſt zerflaktern. 


Literariſche Nundſchau. 


Biſchof v. Faulhaber, Waffen des Lichtes. Freiburg i. B., Herderſche Ver 
lagshandlung. 181 Seiten. Preis 1,60 Mark. 


An der großen Fülle von Druckerzeugniſſen, die der Krieg über die Menſch 
heit gebracht hat, find die Katholiken ſtark beteiligt. Die Rührigkeit, die gerade 
die deutſchen Katholiken bei allen Anläſſen des öffenklichen Lebens in Work un! 
Schrift zeigen, bewährt ſich auch hier. Freilich ſteht's mit dem inneren Werke diejet 
Erzeugniſſe auf katholiſcher Seite nicht beſſer als mit der Kriegsliterakur im allge 
meinen. Weder das Vakerland noch die Literatur würde etwas eingebüßt haben 
wenn neun Zehntel deſſen, was eifrigen Federn enkfloſſen, ungeſchrieben geblieber 
wäre. Ein guter Teil der katkholiſchen Kriegslikeratkur beſteht aus Predigten un! 
Reden, die angeſehene Kanzel oder Laienrédner einzeln oder gefammelt heraus. 
gegeben haben. Auch Biſchof Faulhaber von Speyer, der als Redner mit Rech 
einen großen Ruf genießt, hat ein Dutzend feiner Predigten im Druck erſcheinen 
laſſen. Die meiſten find erbaulicher Ark. Zwei beſchäftigen ſich mit der Frage, wie 
Krieg und Chriſtentum miteinander zu vereinbaren find. In einer von dieſen beider 
Reden, »Weltkrieg und Weltfriede« betitelt, ſagt Faulhaber: Im Buche der Bücher 
werde der Weltfriede und die allgemeine Waffenruhe als Mitgift des neuen 
Gottesreiches in Ausſichk geſtellt — alſo Erbteil der Zukunft! Die Stellen in dei 
Bibel, die auf den Weltfrieden Bezug haben, nennt er bibliſche Gedichte, Schein. 


Statistical abstract for the several british self- governing dominions, 1 
possessions and protectorates, 1899-1913. London 1915. 
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werfer in die Zukunft des Goktesreiches. Nach Faulhaber werden Kriege alſo 
ſein, »jolange Diſteln und Dornen auf Erden wachſen und Schlangen im Staube 
kriechen«, und »ſolange Wolf und Lamm nichk Frieden ſchließen, werden auch von 
Zeit zu Zeit immer wieder Völker wie Kampfhähne einander gegenüberſtehen, ohne 
das Bibelwort vom Völkerfrieden Lügen zu ſtrafen«. 

In der zweiten dieſer Predigten: »Das Schwert auf der Wage des Evange- 
lums« nennt Faulhaber den gegenwärtigen Krieg das »Schulbeiſpiel eines ge— 
rechten Krieges« — ein Urteil, dem feine biſchöflichen Amksbrüder in England, 
Frankreich, Italien und Belgien einhellig zuſtimmen werden. Faulhaber unter- 
ſcheidet zwei einſeitige Auffaſſungen: den Warkialismus, die grundſätzliche Luſt 
am Kriege, die Auffaſſung des Krieges als geſunde und normale Welklage, und 
den Sabbakismus, die grundſätzliche Ablehnung eines jeden Krieges, auch um den 
Einſatz unveräußerlicher Werte im Leben eines Volkes. Weder der Markialismus 
noch der Sabbatismus findet nach Faulhaber im Evangelium eine Stütze. Und wenn 
im Evangelium auch dem Frieden das relative Vorrecht zugeſprochen wird, fo iſt 
damit der Krieg noch nicht in abjolufes Unrecht geſetzt. Von Bedeutung iſt, daß das 
Evangelium den Krieg als geſchichkliche Tatſache des chriſtlichen Zeitlaufs aner- 
kennt. Das bedeutet nun noch keine Anerkennung als rechkliche Zatfahe. Eine 
ſolche findet ſich auch im Evangelium nichk. Aber: wo im Evangelium der Wehr— 
ſtand auftritt, da findet er ſich durchweg in edlen und ehrwürdigen Geſtalken ver- 
kreten. Und könnte das Evangelium kriegerfreundlich und kriegsfeindlich fein? 
Nein! Und weiter: Im Evangelium findet ſich zweimal das Gebot: Gebt dem Kaiſer, 
was des Kaiſers iſt! Das Heilandswork hat den Ton eines militäriſch gemeſſenen 
Befehls und erging in einer Zeit, in der es mehr als heuke des Kaiſers war, Kriege 
zu erklären und zu führen. Alſo! Und drittens: In den Gleichnisreden kommt das 
Evangelium dreimal auf den Krieg zu ſprechen. Das erſtemal wird der Ausmarſch 
ins Feld mit dem Gang in Gottes Reich verglichen; das zweitemal wird der Krieg 
als Zuchkruke in der Hand Goktes bezeichnet; in einer dritten Gleichnisrede — laſſen 
wir Herrn Faulhaber jetzt wörklich reden — »erſcheint Chriſtus ſelber in der 
Uniform eines Kämpfers, und damit vollendet ſich der Beweis für den Rechks— 
charakter des Krieges in der Welt des Evangeliums«. 

Man ſieht, was man bei einigem guken Willen aus der Bibel alles beweiſen 
kann. Es wäre unrecht, wenn man nicht anerkennen wollte, daß der Speyrer Ober— 
hirte in einigen Sätzen der Übel gedenkt, die der Krieg mit ſich bringt. Aber an viel 
mehr Stellen noch, mit viel mehr Worten und mik viel größerem Eifer ſchilderk er 
das Gute, Erhebende und Erziehliche, das ſeiner Anſichk nach der Krieg in Gegen— 
wart und Zukunft der Menſchheit beſcherk. Ein »Sabbakiſt« iſt Herr v. Faulhaber 
ganz gewiß nicht. Erdmann. 


Dr. Joſeph Schumpeker, Vergangenheit und Zukunft der Sozialwiſſen⸗ 

ſchaften. (Schriften des Sozialwiſſenſchaftlichen Akademiſchen Vereins in Czer— 
nowitz, 7. Heft.) München, Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 140 Seiten. Preis 
3 Mark. 


Die Sozialwiſſenſchaften enkſtanden, fo führt der geſchichtliche Überblick aus, 
erſt im achtzehnten Jahrhundert, wo die »induſtrielle Revolukion« ſich als gewal- 
liger ſozialer Prozeß ankündigte, und wo der Zwieſpalt zwiſchen den wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſen und den ſich nicht fo ſchnell ändernden ſozialen und rechtlichen 
Inſtitutionen auch das Denken revolutionierte. Es wurde die Geſellſchaft 
ſelbſt zum Problem, und die Fragen nach dem Weſen des Staates und dem des 
Rechtes kauchten auf; es begann der Verſuch, das ſoziale Geſchehen 
kauſal zu begreifen. 

In dem begleitenden wiſſenſchaftlichen Prozeß, der auf den verſchiedenen 
wiſſenſchaftlichen Gebieten (Ethik, Pſychologie uſw.) weſenkliche Umwälzungen her- 
vorbrachte, bekam das Nakurrechk ſpezielle Bedeukung für das ſozial— 
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wiſſenſchaftliche Geiſtesleben, indem das Problem des Rechtes als eines 
natürlichen und ſozialen Phänomens beſonders bei Francis Hutcheſon, dem 
Lehrer von Adam Smith, ſelbſtändige Bedeutung gewann, auf eigene Füße geſtellt 
wurde. Bei aller Uneinheitlichkeit der Rechtstheorie des Naturrechts baſierte doch 
auf feinem poſikiv-indukkiven Charakter das Soziabilitätsprinzip der 
Gegner der utilikariſtiſchen Richtung; und in dieſem Prinzip verbarg ſich die Tat- 
ſache der ſozialen Wechſelbeziehung, die Entdeckung des Phänomens »Geſell— 
ſchaft«, im Gegenſatz zu den Utilitariern, die nur den einzelnen kannten und in 
der Geſellſchaft nur eine Anhäufung von ſelbſtändigen einzelnen erblickten. Von 
der Literatur des Naturrechts aus iſt dann auch der Begriff ⸗Geſellſchaft« in die 
Nationalökonomie eingedrungen. 

Die Zeit des Naturrechts war auch eine Blütezeit der Geſchichtsfor- 
ſchung, wo jetzt zum erſten Male der Gedanke ausgeſprochen wird, daß das ge- 
ſchichtliche Material erſt dann in das Reich des wiſſenſchaftlichen Gedankens ein. 
kritt, wenn es zum Objekt der Anwendung ſozialwiſſenſchaftlicher Refultate und 
wenn der geſchichkliche Rohſtoff zur Baſis von Abftraktionen wird, wenn ſich aus 
ihm Regelmäßigkeiten ergeben, die ſich mehr oder minder allgemein formulieren 
laſſen; wo jetzt das Prinzip aufgeftellt wird, daß ein jeder hiſtoriſche Zuſtand aus 
dem vorhergehenden begriffen werden müſſe, und dann bei Vico (1721) der Ge- 
danke des Parallelismus der Geſchichte der einzelnen Völker auftaucht, um alle 
dieſe Anſäßze bei Adam Smith 1785 in dem Gedanken einer philoſophiſchen 
Geſchichte, das heißt einer Univerſaltheorie vom Menſchen und 
ſeiner Geſellſchaft gipfeln zu laſſen. Obwohl ſich bald in den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kern dieſer Erfahrungstheorie, wie bei Kant, mekaphyſiſche Elemenke 
einſchlichen neben jenem Geiſte des Finalismus mit feinem Gerede von End- 
zwecken und von der ſtetigen Vervollkommnung des Menſchen, war dieſe Kon- 
zeption des Begriffs wiſſenſchafkliches Geſetz« für das Gebiet des ſo- 
zialen Geſchehens die größte Geiſtestat der Menſchheit. f 

Von da ab Abbrechen und Rückſchrikt in der Entwicklung der Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften: es kam die populäre Reaktion gegen die Aufklärungsphiloſophie und den 
politiſchen Liberalismus, in denen man die »Geiſtesrichtung« des achtzehnten 
Jahrhunderts verkörpert ſah; und einer großen Zahl von Leuten wurden vor allem 
die Sozialwiſſenſchaften unſympatkhiſch, weil fie ſich durch die ſoziale Analyſe in 
den Grundlagen ihrer ſozialen Exiſtenz geniert und bedroht fühlten. Und dieſe 
Reaktion gewann an Stärke durch die Erſchöpfung in den Napoleoniſchen Krie- 
gen vor allem als Gegenbewegung gegen die kapitaliſtiſche Entwicklung: das Erbe 
der Univerſalſozialwiſſenſchaft gerät jetzt in hölzerne Hände, und das Nalurrecht 
wird zu einer verachkeken juriſtiſchen Spezialdiſziplin; neben einem Carlyle und 
der Romantik mit ihrem Gerede vom »Volksgeiff«, neben der krotz allem poſi⸗ 
liviſtiſchen Gebaren in ihrer Grundſtrukkur metaphyſiſch orienkierken »Pofitiven 
Philoſophie« von A. Com ke kritt die hiſtoriſche Schule a uf mit ihrem Ziele 
der Hiſtoriſierung der Sozialwiſſenſchaften, vor allem der Rechts- und Wirkſchafts⸗ 
wiſſenſchaft, die aber mit der Proklamierung der hiſtoriſchen Dekailarbeit als 
wiſſenſchaftlicher Methode ſich außerhalb der methodologiſch -wiſſenſchaftlichen 
Arbeit ſtellt. | | 

Der heukige Zuftand der Sozialwiſſenſchafken ſtellt ſich für den Verfaſſer 
fo dar: Gegenüber der hiſtoriſchen Rechksſchule gilt heute alle Aufmerkſamkeit der 
ſoziologiſchen Jurisprudenz, dem »lebenden Recht, der Rechtspſychologie und 
Rechtsfindung; man will damit zum Verſtändnis des Rechksphänomens 
aus dem Weſen der Geſellſchaft, zum Erfaſſen ſeiner ſozialen Bildungsgeſetze vor- 
dringen. Und auch auf dem Gebiek der Nationalökonomie krotz allen Hiſto⸗ 
rismus die Forkführung der Wiſſenſchaft unter Anknüpfung an das achtzehnte 
Jahrhunderk: bis in die ſiebziger Jahre hält ſich die ältere Theorie, erſtehen die 
großen Leiſtungen der Thünen, Herrmann, Rodberkus und Marx, und jetzt erfolgt 
die Wiedergeburk der älteren Theorie in vollkommenerer Form aus dem Schoße 
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der jogenannten »öſterreichiſchen Schule« (Menger, Böhm -Bawerk, Wiefer). 
Ethik, Pſychologie und Soziologie leben im Sinne des achtzehnten 
Jahrhunderks fort, das Naturrecht erhält neues Lebensblut aus der Sozio⸗ 
logie, die nichts anderes iſt als eine Weiterbildung des alten Anſatzes zu einer 
Theorie der Geſellſchaft, genährt und gefördert durch neues Material und neue 
Methoden. 

So iſt in der Enkwicklung der Sozialwiſſenſchaften krotz aller Regellofigkeit 
eine gewiſſe Geſetzmäßigkeit feſtzuſtellen: ein Abreißen der Fäden zwar, bedingt 
im weſentlichen durch einen Wechſel der Anſchauungen, hervorgerufen durch das 
Aufſteigen neuer politiſcher Faktoren zur Macht, aber doch der Eindruck eines 
einheitlichen Zuges, weil bei dem Gleichbleiben von Welt und Denkapparat, das 
heißt von Gegenſtand und Werkzeug der Wiſſenſchaft auch die Probleme ſich gleich 
bleiben und ſich ſchließlich die »Logik der Dinge oder Tatſachen« auch hier 
durchſeßht. 

Sind auch heute unſere ſozialwiſſenſchaftlichen Reſulkate noch dürftig und 
unſere Methoden noch primitiv, und machen fi auch in der Sozialwiſſenſchaft, 
beſonders der Geſchichts und Kulkurkheorie, philoſophiſch-erkennknistheoretiſche 
Übergriffe breit, hauptſächlich durch das Nichkloskommen der Diskuſſion von dem, 
was ſein ſoll, fo iſt dieſe Wiſſenſchaft doch auf dem Wege ihrer Verwandlung 
in eine Theorie; wenn auch für ſie noch große Schwierigkeiten zu überwinden 
ſind in dem Erſtreben des Zieles ſtrikter Berechenbarkeit vieler 
Dinge im Völkerſchickſal, wo unker anderem die ſcharfe quankitative Spitze bei der 
reinen Ökonomie erſt in weiter Ferne aufblitzt. 

Wir ſtehen intellektuell in einer konſtrukkiven Epoche, die in ihrer Tendenz 
ausgeht auf das Begreifen von Recht, Religion, Kunſt, Politik, Wirtſchaft, ja 
ſelbſt Logik und Pſychologie aus der Soziologie heraus. In vielen Dingen wiſſen 
wir, wo das achtzehnte Jahrhunderk nur vermuten konnke, und es liegt an uns, die 
Epoche der Kulturktheorie« fo groß zu machen, wie die des Naturrechts — 
ihre leibliche Mutter — war. 

Soweit der Verfaſſer, auf deſſen geſchichtlichen Überblick kritiſch einzugehen wir 
uns verſagen müſſen. Aber eine Zatjahe muß dafür um ſo gründlicher ans Licht 
gezogen werden: daß er nämlich Karl Marx zwar kennt als Nationaldkonomen, 
der — anknüpfend an die Ökonomie der Smith und Ricardo — ſich mit feiner 
ökonomiſchen Analyſe und mit ſeiner Werklehre, vor allem aber mit ſeiner ganzen 
Methodologie kurmhoch über dieſe ſeine Vorläufer erhebt, daß er aber die ſozial— 
wiſſenſchaftliche Geſamtleiſtung von Marx, von der doch feine ökono— 
miſche Analyſe nur Teilſtück und Anwendung iſt, glattkweg ignoriert. Gerade in der 
Geſamtleiſtung von Marx hätte er das ſchon erarbeitet vorgefunden, was er als 
künftige Aufgabe der Sozialwiſſenſchaft hinſtellt, und wenn hier die offizielle 
Wiſſenſchaft vorerſt mit »primitiven Mekhoden« nur »dürftige Refulfate« erzielen 
kann, jo trägt daran das bewußke Ignorieren von Marx in erſter Reihe die Schuld. 
Für das Geſamkgebiet der Sozialwiſſenſchaft iſt, was ihre Methodik und begriff- 
liche Erfaſſung des ſozialen Geſchehens anlangt, Karl Marx der Forkſetzer und 
Vollender der Anſätze des achkzehnken Jahrhunderts, wie auch der Überwinder 
ſeiner Irrtümer. Bei ihm iſt mit oller Strenge die Kauſalerklärung zum Prinzip 
der Erforſchung der ſozialen . erhoben, dieſe Geſetzmäßigkeit ſelbſt 
aber als der Leitgedanke jeglicher S zial, „rie herausgeſtellt. 

Und die gefhihts-materi ſtiſche Methode hätte vor allem der 
offiziellen Wiſſenſchaft einen klaren und fcharfabgegrenzten Begriff der ⸗Geſell— 
ſchaft« und der Soziologie als der Wiſſenſchaft vom ſozialen Leben, feiner 
Zuſammenhänge und feines geſezmäßigen Ablaufs liefern können, wo gerade die 
Verſchwommenheik und Unſicherheit dieſer Grundbegriffe auch in dem vorliegenden 
Werke jo peinlich wirkt. Damit wäre auch die Möglichkeit gegeben geweſen, die 
Zuſammenhänge und Abhängigkeit der Teilgebiete des ſozialen Lebens zu er- 
faſſen und dem Gedanken des Geſchichklich-Gewordenſeins auch in der begrifflichen 
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Bearbeitung, in der Geſtaltung der ihr Verſtändnis erſchließenden wiſſenſchaft 
lichen Grundkategorien Ausdruck zu geben. 

Hat uns nicht Marx — um nur dies eine Beiſpiel herauszugreifen — das Ver 
ſtändnis des Rechksphänomens aus dem Weſen der Geſellſchaft in vollem Umfange 
erſchloſſen? Aber die offizielle Wiſſenſchaft muß erſt noch zu dieſem Verſtändnis 
vordringen, weil fie ihrem innerſten, ſozial-bedingten Weſen nach an Marx vor- 
übergehen muß, welches »muß« wir ebenfalls in feiner geſellſchaftlichen Bedingt- 
heit ſehr gut zu verſtehen mögen. 

Und durch die einheitliche ſozialwiſſenſchaftliche Methode 
die es ermöglicht, an Stelle der ifolierten begrifflichen Erfaſſung der Zeil- 
gebiete des geſellſchaftlichen Lebens (Ethik, Recht, Wirkſchaft, Politik uſw.) ihre 
Analyſe als eines geſellſchaftlichen Geſamkzuſammenhangs zu ſetzen, hat Marx 
dem Zuſtand ein Ende gemacht, den Schumpeter als charakkeriſtiſch für die heutige 
Sozialwiſſenſchaft hinſtellt: daß fie kein organiſches, architekkoniſches Ganze, fon- 
dern ein Konglomerat von einzelnen Bauſteinen darſtellt. C. Nokter. 


Enſis, Wojna i germanskaja Social-Demokratija (Der Krieg und die deutſche 
Sozialdemokratie). Moskau 1916. 

Die ruhige und objektive Ark, in der das vorgenannke Büchlein geſchrieben iſt, 
macht die Darſtellung der Vorgänge, die in der deutſchen Partei ſeit dem Kriegs. 
beginn ſtatkkgefunden haben, wirklich eindrucksvoll und belehrend. ö 

Der Verfaſſer ſteht keineswegs auf dem Boden der Mehrheitspolitik, die er 
gelegentlich einer nicht gerade milden Kritik unterzieht. Dieſe Kritik ſtützt ſich aber 
nicht auf den Grundſatz: was dem einen recht, ift dem anderen nicht billig — welches 
Prinzip heukzukage in der Parteiliterafur nur allzu oft feine Anwendung findet. 
Die Kritik, die Genoſſe Enſis an der »Neuorienkierung« der deutſchen Sozial⸗ 
demokratie übt, gilt vielmehr dem Sozialpatriotismus überhaupt, wo dieſer auch 
ſeinen Sitz haben mag. 

Wenn er zum Beiſpiel die Erklärung des 4. Auguſt dadurch kennzeichnet, daß 
er ihren »ausſchließlich und völlig nationalen Standpunkt« hervorhebt, und fie aus 
dem Grunde verurteilt, daß in ihr »die Augenblicksmotive die Mokive der allge⸗ 
meineren Tragweite überwiegen« — ſo iſt es klar, daß er dieſe nakionale Be⸗ 
ſchränktheit innerhalb der ſozialiſtiſchen Bewegung auch dann bekämpft, wenn fie 
ſich in den Reihen der Enkenkeſozialiſten geltend macht. Auch das, was er über 
einen »ausſchließlichen Verkeidigungskrieg« oder über die Einſchätzung des »vor⸗ 
keilhafteſten Kriegsergebniſſes« ſagt, hat eine ganz allgemeine Bedeutung. 

Übrigens geht der eigene Standpunkt des Verfaſſers nirgends ganz klar und 
unzweideufig hervor. Es laſſen ſich vielleicht bei ihm gewiſſe Schwankungen feſt⸗ 
ſtellen. Der Haupkwert des Büchleins liegt jedenfalls nicht in den prinzipiellen Be⸗ 
krachtungen, ſondern in der, wie geſagt, objektiven und ſachlichen Darſtellung der 
Haltung, die die deutſche Sozialdemokratie im Kriege eingenommen hat. Dieſe 
Darſtellung wird ſicherlich den Leſern der Abhandlung gegen die Lügen helfen, die 
die bürgerliche Preſſe über die internationale Sozialdemokratie verbreitet. G.Tsch-ky: 


Karl Peters, Afrikaniſche Köpfe. Charakterſkizzen aus der neueren Geſchichte 
Afrikas. Berlin-Wien 1915, Ullſtein & Co. 260 Seiten. Preis 1 Mk. 

Nicht nur die Kämpfe um die einzelnen deutſchen Kolonien in Afrika lenken 
heute die allgemeine Aufmerkſamkeit immer wieder nach dieſem Erdteil, ſondern 
vor allem iſt es die ſich immer mehr durchſetzende Erkennknis, daß es ſich in dieſem 
Kriege in erſter Linie um die Skärkung oder Schwächung des »Einfluſſes« der 
europäiſchen Mächte auf die außereuropäiſchen Agrarländer handelt. Unter dieſen 
ſteht aber neben Vorderaſien Afrika im Vordergrund des allgemeinen Inkereſſes, 
der einſt dunkle, das heißt unbekannte Erdkeil, um deſſen wirkliche und angebliche 
Schätze ſeit etwa zwanzig Jahren der heiße Wektſtreit der kapitaliſtiſchen Groß. 
mächte geht. 
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In vielen Zügen erinnert die imperialiſtiſche Altersphaſe des Kapitalismus 
an ſeine merkantiliſtiſche Kindheit, ja an jene Zeiten »urſprünglicher Akkumula— 
fion«, zu deufjch ſyſtematiſchen Raubes, denen der Kapitalismus überhaupk erſt 
ſeine Grundlegung dankt. Beſonders auffallend iſt die Übereinſtimmung zwiſchen 
der Eroberung Amerikas durch die Spanier und der jetzigen Aneignung Afrikas 
durch die verſchiedenen europäiſchen Staaten. 

Gerade die Gegenüberſtellung der beſtimmenden Charakterköpfe von einſt und 
ſetzt zeigt aufs deutlichſte, daß das Mofto, das Peters feinem Buche vorangeſtellt 
hat, ein Irrtum iſt: »Nicht die Zeiten machen die Männer; ſondern die Männer 
geſtalten die Zeiten.« Und ein näheres Eingehen auf feine eigene Darſtellung be- 
ſtätigt dies durchaus. 

Peters will nicht eine Geſchichte der Eroberung Afrikas geben, noch auch ekwa 
eine Beſchreibung ihrer Methoden. Er zeichnet vor uns in markanten Zügen die 
Porträts etlicher Charakterköpfe, die er offenbar als beſonders bemerkenswert an- 
ſieht: Paul Krüger, Cecil Rhodes, Kaiſer Menelik II. von Abeſſinien, Emin-Paſcha 
und Leopold II. Dem Autor kommt bei dieſen Schilderungen nicht nur feine Ver- 
krautheit mit den afrikaniſchen Verhältniſſen und feine perſönliche Bekanntſchaft 
mit den dargeſtellten Perſonen zujtatten, ſondern auch eine ausgeſprochene Gabe 
anſchaulicher und lebendiger Darſtellung. Die vorgeführten Köpfe erwecken nicht 
den Eindruck eines Wachsfigurenkabinekts, ſondern es pulſiert friſches Blut in 
ihnen. Am eheſten läßt wohl die Charakteriſierung Emin-Paſchas dieſes innere 
Leben vermiſſen. 

Die Zuſammenſtellung der genannten fünf Namen wirkt im erſten Augenblick 
etwas befremdend; fie iſt aber innerlich wohl begründet. In Leopold II. und Cecil 
Rhodes zeigt uns der Verfaſſer zwei charakteriſtiſche Typen des imperialiſtiſchen 
Eroberertums; den mehr primitiven, der an die Zeiten erinnert, als die indiſche 
Handelskompanie Indien, und als die Spanier Mexiko und Peru eroberken, um 
dieſe Länder einfach auszuplündern, und den eigenklich modernen, der Waffengewalt 
anwendet, nicht um zu rauben, ſondern um das eroberte Land kapitaliftifch zu enk— 
wickeln und auf dieſe Weiſe auszubeuken. Während aber die Geſchichte jener Er— 
oberungen uns die markanten Geſtalken eines Warren Haſtings, eines Corkez oder 
Pizarro bewahrt hat und über die ziemlich nichtsſagenden Figuren der reichen 
engliſchen Handelsherren und der ſpaniſchen Könige hinweggegangen iſt, hat Peters 
mit Recht jene Männer in den Vordergrund geſtellt, die ihre Hände nie mit dem 
Blut von Afrikanern befleckten, ſondern von ihrem Konkor aus die Beamten 
lenkten, denen fie die Eroberung jener Länder zugewieſen haften. 

Nur eine Figur eines ſolchen Beauftragten führt uns Pekers vor, die des 
deutſchen Arztes und Natkurforſchers Eduard Schnitzer, bekannter unter dem Namen 
Emin⸗-Paſcha. Sicherlich iſt das Schickſal dieſes merkwürdigen Mannes nichts All- 
tägliches, und feine Begabung, die in ihm den Forſcher mit dem Abenteurer, den 
Arzt mit dem Verwaltungsorganiſakor vereinigte, gehört ſicherlich zu den Aus- 
nahmen. Aber in Emins Perſon iſt nur all das vereinigt, was der imperialiſtiſche 
Eroberungsdrang bei feinen Organen im einzelnen braucht und vorausſetzt. Auch 
hier wird der Charakterkopf zum Typus. 

Einen wirkungsvollen Gegenſatz zu dieſen Verkrekern des europäiſchen Er— 
obererwillens bilden die beiden Bauernköpfe Krüger und Menelik, die Verkeidiger 
des afrikaniſchen Bodens gegen die Eindringlinge. Den Raſſengläubigen wäre die 
Lektüre gerade dieſer beiden Abſchnitte in Peters’ Buch dringend zu empfehlen. 
Wollte man ein Muſterbeiſpiel für den Satz ſuchen, daß im hiſtoriſchen Sinne die 
Zeiten, das heißt die äußeren Umſtände, den Mann bilden und nicht die innere 
Veranlagung, die Abſtammung, man könnte kaum ekwas Treffenderes finden als 
den Vergleich zwiſchen dem Präſidenken der Burenrepublik Krüger und dem abeſſi— 
niſchen Kaiſer Menelik. Die Notwendigkeit der Abwehr europäiſcher Übergriffe 
und die Ahnlichkeit der ihnen zur Verfügung ſtehenden Abwehrmittel haben aus 
dieſen ſcheinbar fo grundverſchiedenen Perſönlichkeiten einen einheitlichen Typus 
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geſchaffen. Nakürlich haben nicht erſt die äußeren Umſtände dieſe Charaktere ſel 
gebildet; aber fie haben bewirkt, daß nur Männer dieſes Gepräges die Führer ih! 
Volkes ſein konnken. 

Aber Peters’ Darſtellung zeigt nicht nur ſelbſt, wie unrichtig fein Leitſatz 
ſondern auch wie gefährlich er für das Verſtändnis der Wirklichkeit werden kaı 
Das kritt zum Beiſpiel deutlich in der ungeheuer übertriebenen Bedeutung zufa 
die Peters dem Telegramm des Deutſchen Kaiſers an Krüger beimißt. Nach Pet 
iſt dieſes Telegramm nicht nur ſchuld am Burenkrieg, ſondern indirekt ſogar 
jetzigen Kriege. Denn England habe in dieſem Telegramm eine Bedrohung feir 
ſüdafrikaniſchen Inkereſſenſphäre erkannt, während andererſeiks die Buren d 
über enkkäuſcht geweſen ſeien, daß die ihnen in Ausſicht geftellte Hilfe Deuff 
lands ausblieb. Es iſt dabei bemerkenswert, daß Peters dieſes Telegramm ni 
als einzelne Äußerung einer beſtimmken politiſchen Richkung wertet, ſondern 
individuellen Akt. 

g Auch ſonſt ſpart der Autor übrigens nicht mit oft rechk ſcharfer Kritik, zı 

Beiſpiel der deukſchen Kolonialverwalkung (S. 64, 65); ſie macht aber auch vor ı 
krönten Häuptern nicht halt. So ſagt er zum Beiſpiel bei der allgemeinen Charc 
ferifierung König Leopolds, deſſen geriſſener Schlauheit er anerkennende Bewr 
derung zollt: »Er konnte auch ein offenes Wort verkragen, und wenn man erwä 
wie viele Pinſel auf europäiſchen Thronen ſitzen, ſo mußte man überraſcht und 
freut ſein, endlich einmal mit einem nüchkernen Manne in dieſer hohen Skellung 
kun zu haben, zu dem man ſprechen konnte wie zu einem anderen Menſchen, u 
dem daran lag, ſich wirklich belehren zu laſſen.« 

Sympathiſch wird einem der Verfaſſer des Buches krotz deſſen Vorzügen fich: 
lich nicht. Beſonders ſeine Urkeile über die Schwarzen und die Behandlung, der 
zu unkerwerfen find, zeichnen ſich durch Brutalität aus, aber fie find wenigſtens el 
lich, fie ſuchen nicht die Häßlichkeit der Dinge unter der deckenden Hülle humat 
kärer Phraſen zu verdecken. 

So bildet das Büchlein für den, der mit dem Begriff des Imperialismus lebe 
dige Anſchauungen verknüpfen will, eine anregende Lektüre. G. E ck ſtei 


Anzeigen. 


Guſtav Hoch, Neue Skeuern während des Krieges? 147 Seiten. Preis 1 Mar 
Vereinsausgabe 60 Pfennig. Inhalk: 1. Sind neue Einnahmen des Reiches wä 
rend des Krieges notwendig? 2. Die Einnahmen des Reiches. 3. Verbrauch 
ſteuern und Einkommenſteuern. 4. Erwerbseinkünfte. 5. Gebühren. 6. Beiträ 
der Einzelſtaaken. 7. Der Steuerplan. 8. Die Steuern und die wirkſchaftliche Er 
wicklung. 9. Verteilung der Steuern zwiſchen Reich, Einzelſtaaken und Gemei 
den. 10. Nokgeſetze während des Krieges. 11. Die Kriegsſteuerenkwürfe der R 
gierungen. 12. Erhöhung der Tabakabgaben. 13. Die Verkehrsſteuern. 14. 
Kriegsgewinnſteuer. 15. Der Reichsbeitrag. 16. Die Erhöhung der Erbſchaft 
ſteuer. 17. Vor der Enkſcheidung. 

Die Schrift, die nach der erſten Berakung der Skeuergeſetzenkwürfe geſchrieb⸗ 
wurde, gibt einen Rückblick über die finanzielle Lage des Reiches, feine bisherig. 
Steuereinnahmen ſowie die der Einzelſtaaken und Gemeinden, ſchildert die Wi 
kung der Verbrauchsſteuern und kritiſiert dann die von der Regierung eing 
brachten Skeuervorlagen im einzelnen. Zum Schluß ſpricht der Verfaſſer die E 
warkung aus, »daß die eingehende Beratung der Skeuerfrage zur Ablehnung d 
Verbrauchs- und Verkehrsſteuern und zur Deckung des geforderten Bekrags dur 
Einkommen- und Erbſchaftsſteuer führen werde«, was bekanntlich nicht eingefref: 
iſt. Die theorefifche Seite der Steuerfrage wird in der Schrift nicht behandelt. 


Für die Redaktion verantworklich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Sozialdemokratie und Kapikalabfindungsgeſeh. 
Von Karl Marchionini. 


Der Reichstag haft vor kurzem das Kapitalabfindungsgeſetz angenom— 
nen. Nach dieſem Geſetz können Kriegsbeſchädigte und Witwen von Kriegs— 
eilnehmern eine Kapitalabfindung vom Reich erhalten. Dafür müſſen fie 
uf einen Teil ihrer Renken verzichten, und das Kapital muß zum Erwerb 
wer zur wirkſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes verwendet wer- 
ven. Dann kann die Kapitalabfindung auch noch ausgezahlt werden, wenn 
Berſorgungsberechligte zum Erwerb eigenen Grundbeſitzes einem gemein— 
wigigen Bau- oder Siedlungsunkernehmen beitreken wollen. 

Für dieſes Geſetz hat die ſozialdemokrakiſche Reichskagsfraklion ge— 
kimmt, während die Sozialdemokratiſche Arbeiksgemeinſchaft es abge— 
ehnt hat. 

In der »Chemnitzer Volksſtimme« (Nr. 129) wird die Haltung der ſo— 
jaldemokrakiſchen Fraktion gerechtfertigt; es heißt dort: 

Die Arbeitsgemeinſchaft verwarf das ganze Geſetz, weil ſie es für ſchädlich 
alt, daß Arbeiker durch einen Grundbeſitz eine gewiſſe Beeinkrächtigung ihrer Be— 
hegungsfreiheit erfahren. Hier handelt es ſich aber um Witwen und Kriegs- 
leſchädigte, die bei weiten nicht in dem Maße wie voll erwerbsfähige Ar- 
eiter geneigt ſein können, öfter den Wohnſitz zu wechſeln. Aber auch ſonſt haben 
ie Sozialdemokraten, die ſich mit prakkiſcher Arbeit befaſſen, längſt nicht mehr 
lach der früher öfter geäußerken Anſchauung gehandelt, daß es für den Arbeiter 
on Schaden ſei, wenn er auf eigenem Grund fiße.. 

Witwen und Kriegsbeſchädigte brauchen, wenn ſie Lohnarbeit leiſten 
güſſen, erſt recht Bewegungsfreiheit. Denn wenn fie an die Scholle ge— 
unden ſind, ſo können ſie ſich gegen Lohndrückereien noch weniger wehren 
ls voll erwerbsfähige Arbeiter. Durch das Kapikalabfindungsgeſetz ſollen vor 
lem eine Reihe kleiner ländlicher Betriebe geſchaffen werden. 
das Kriegsminiſterium ſagkt: Die Abfindung kann bewilligt werden zur An— 
ledlung und Seßhaftmachung durch Erwerbeines Grundſtücks; 
8 macht dabei keinen Unkerſchied, ob es ſich um land wirkſchafkliche 
der gärkneriſche Betriebe, um Handwerker- oder Arbeiter— 
kellen oder um ſtädtiſche Heimſtätken handelt. Es fragt ſich jetzt, ob wir 
Sozialdemokraten uns grundſätzlich damit einverſtanden erklären können, 
aß eine Menge kleiner Betriebe geſchaffen werden. Wir find doch für 
ine möglichſte Steigerung der Produktivität der Arbeit und für Bekriebs- 
ormen, die kechniſch auf der höchſten Stufe ſtehen! Unſer Programm be- 
innt mit dem Satz: 

»Die ökonomiſche Entwicklung der bürgerlichen Geſellſchaft 
ührt mit Naturnofwendigkeit zum UAnkergang des 
tleinbetriebs.... 
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Es wird dann von der Verdrängung der zerfplifferfen Kleinbetriebe du 
koloſſale Großbetriebe, von der Entwicklung des Werkzeugs zur Mafdhi: 
von dem rieſenhaften Wachstum der Produktivität der menſchlichen Arb 
geſprochen, und dann heißt es: a 

»Aber alle Vorteile dieſer Umwandlung werden von den Kapitaliſt 
und Großgrundbeſitzern monopoliſiert. Für das Proletariat u 
die verſinkenden Mitktelſchichten — Kleinbürger, Bauern — bedeutet 
wachſende Zunahme der Unſicherheit ihrer Exiſtenz, des Elends, des Druck 
der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeukung« 

Kann derjenige, der auf dem Boden dieſes Programms davon überzer 
iſt, daß die Entwicklung zum Untergang der Kleinbetriebe führt, für die 6 
richtung von Kleinbetrieben ſein, die auf beſonders ſchwachen Füßen ſtehe 
Können wir in einem Zeitalter, in dem die Technik auch in der Landwi 
ſchaft ſchnelle und große Forkſchritte macht, für die Schaffung von Zwer 
wirkſchafken eintreten, in denen die Inhaber mit veralteten Produktion 
mitteln dem Boden mühſam das abringen müſſen, was fie zum Lebensunte 
halt brauchen? Daß es ſich um ſchwache Exiſtenzen handelt, wird man wo 
zugeben, denn es ſollen Kriegsbeſchädigte und Witwen angefiedelt werde 
Und eine Reihe dieſer Betriebe werden fo klein fein — und ſollen es au 
daß die Beſitzer gezwungen fein werden, auf dem Lande oder in den Städt 
Erwerbsarbeit zu leiſten. Daneben haben fie dann noch mit Weib und Ki 
auf ihrem »Beſiß« zu arbeiten. Der »Segen« des Kleinbetriebs beſteht 
vermehrter Arbeit für Mann, Frau und Kind. Man will ja auch vor alle 
Perſonen haben, die eine große Arbeitslaft auf ſich nehmen. Der erf 
Direktor der Siedlungsgeſellſchaft Sachſenland 
Halle a. d. S. hat unter anderem folgenden Grundſatz aufgeſtel 

»Die Auswahl der Bewerber muß ſehr vorſichtig getroffen werden. N 
Perſonen, die Gewähr bieten, daß fie nicht in die Kneipen laufen, ſor 
dern kreu und fleißig arbeiten, find heranzuziehen. 

Der Direktor weiß, daß ſich ein Anſiedler nur behaupten kann, wer 
er mit ſeiner Familie hart arbeitet. Es war bisher das Ideal aller S 
zialdemokraken, eine möglichſt kurze Arbeitszeit für die Arbeiter zu e 
ſtreben. Was nutzt ſchließlich einem Anſiedler der Neunſtundenkag in d 
Induſtrie, wenn er nach Feierabend auf feiner Scholle noch kälig fein mu 
Und der angeſiedelte Landarbeiter iſt erſt recht übel dran, wenn er na 
vollbrachker Tagesarbeit auf dem Guke, die reichlich lang iſt, noch auf fein 
Stelle arbeiten muß. Und nun denke man, daß dieſe vermehrte Tätigke 
Witwen und Kriegsbeſchädigke leiſten follen! Da werden dan 
die ſchulpflichtigen Kinder ganz außerordentlich belaffef, was gewiß au 
kein Segen für ſie und die Geſellſchaft iſt. | 

Die »Chemnißer Volksſtimme« ſprichk davon, daß zurzeit das Inter 
eſſe für das Problem der Anſiedlung ein außerordenklich rege 
iſt. Gewiß! Aber nicht in Arbeikerkreiſen! Für die Anſiedlung inkereſſiere 
ſich vor allem Angehörige der bürgerlichen Klaſſen, die ein Inkereſſe dara 
haben, daß möglichſt viele kleine abhängige Exiſtenzen auf der ländliche 
Scholle angeſiedelt und dort feſtgehalten werden. Von einem regen Inker 
eſſe unter den Kriegsbeſchädigken oder Landarbeitern iſt bisher nicht da 
mindeſte bemerkt worden. Von Thüringen keilk die Geſchäftsſtelle für da 
Anſiedlungsweſen mik (es wird über das Jahr 1915 berichtet), daß bishe 
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nur einer der Kriegsbeſchädigken, ein Bäcker, der feinen 
Beruf nicht mehr ausüben könnte, den Wunſch geäußert habe, eine Aus- 
bildung zu erhalten, die es ihm ermögliche, ſpäter ſelbſtändig Landwirtſchaft 
zu betreiben. Dann glaubt man, daß die Witwen der gefallenen Landarbeiker 
auf dem Lande bleiben und ſich hier anſiedeln werden. Sie fliehen aber ſchon 
jezt vom Lande, und die Behörden ſinnen nach Witkeln, um dieſer Land— 
flucht während des Krieges zu begegnen. Wie ſind denn die Zuſtände jetzt 
auf dem Lande? Der »Landarbeiter«, das Organ des Deukſchen Land- 
arbeiterverbandes, führke in der diesjährigen Märznummer aus, viele Ar— 
beiterhaushalte auf dem Lande ſeien derart aus dem Gleichgewicht geraten, 
daß ſie auch beim beiten Willen nicht mehr durchkommen. Das bare Geld, 
ſelbſt das durch Barablöſung der Korndepukake vermehrte, reiche nicht mehr 
hin und her. Wörklich wird dann gejagt: 

Dazu kommt ein weiterer Umſtand, der vielen Landarbeikern allmählich 
die Luſt nimmt, länger auf dem Lande zu bleiben. Es iſt dies die 
Unſicherheit im Arbeitsverhältnis, wie fie ſich in den legten Monaten heraus- 
gebildet hat. Viele Landwirke kreten ſeit Monaken immer ſchroffer gegen ihre 
Landarbeiter auf. Bei der geringſten Auseinanderſetzung müſſen dieſe gleich die 
Bemerkung hören: Scher dich vom Hof, ich laſſe mir Kriegsgefangene kom- 
men, die ſtehen mich billiger. Dieſe uns ſchon hundert und aber hundert Male mit- 
geteilte Redensart verbittert Tauſenden auf dem Lande die Ar- 


deitsfreude und raubt ihnen die Zuverſicht auf die Dauerhaftigkeit ihrer Ar- 
deitsverhältniſſe. 


Vor dem Kriege ſtanden der Landwirkſchaft Hunderktauſende auslän- 
he Arbeiter zur Verfügung, außerdem erhielt fie reichlich Soldaten zur 
Ernkearbeit, was beides nicht dazu beitrug, daß die Landarbeiter beſſer behan- 
belt wurden. Daß deshalb die Luft zur Anſiedlung auf dem Lande unter der 
Arbeiterbevölkerung nicht groß iſt, dürfte einleuchkend fein. Durch das 
dapikalabfindungsgeſetz ſollen aber der Landwirtſchaft billige und willige 
Arbeitskräfte zugeführt und erhalten werden! Amtliche Kundgebungen 
ur Anſiedlungsfrage haben ſich darüber ſehr deutlich geäußert. Darüber 
zur ein Beiſpiel: Dem Sächſiſchen Landtag ging in dieſem Jahre der Ent- 
durf eines Geſeßes über die Anſiedlung von Kriegfeilnehmern zu, und in 
er Begründung des Geſeßenkwurfs wurde ausgeführt: 

»Wird die ländliche Kleinſiedlung — fo verſtanden — in größerem Um- 
ang durchgeführt, jo wird fie der Volksernährung und Volnksgeſundheit, 
er Volksvermehrung und Wehrkraft wichtige Dienſte leiſten, auch dazu 
eikragen können, daßder Landwirkſchaftder nachdem Krieg 
orausſichtlichſehr empfindliche Mangel an Arbeits- 
kräften einigermaßen erſeßht wird. 

Das iſt es, was erſtrebt wird. Die vielen kleinen Exiſtenzen ſollen der 
andwirtſchaft billiges Arbeitsmakerial liefern! Selbſtverſtändlich muß die 
andwirtſchaft die nötigen Arbeitskräfte haben. Und fie ſtehen ihr zur Ver- 
ligung, wenn fie ihnen günſtige Lohn- und Arbeitsbedingungen biekek. Dar- 
ber iſt man ſich auch in landwirkſchaftlichen Kreiſen durchaus im klaren. 
Infangs dieſes Jahres wurde in der 84. Delegierkenverſammlung des Land- 
ürtſchaftlichen Zentralvereins Königsberg über die Frage verhandelt, wie 
ach Friedensſchluß dem ohnehin ſchon zu befürchkenden Arbeikermangel 
u begegnen ſei. Bei dieſer Gelegenheit führte der Präſidenk der 
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Landwirkſchafkskammer für Oſtpreußen, Dr. Brande 
nach den übereinſtimmenden Berichten der Tageszeitungen aus, daß d 
Arbeiterfrage im weſenklichen eine Lohnfrage ſei! v 
die Arbeiter auf dem Lande zu hallen, ſei es erforderlich, die Lan! 
arbeiter nichk nur ebenſo gut, ſondern beſſer zu ſtelle 
als die Induſtriearbeiker und ihnen nach Möglichke 
die Annehmlichkeiten der Skadt auch auf dem Lande; 
bieten! | | 

Man weiß alſo in jenen Kreiſen recht gut, wie man den Landarbeite 
mangel erfolgreich bekämpfen kann! Dieſer Weg wird aber nichk beſchritte 
ſondern man greift zu allen möglichen unkauglichen und reaktionären M 
keln! In erſter Linie müßten die Landarbeiter rechklich den Induſtri 
arbeitern gleichgeſtellt werden. Doch alle Verſuche in den Parl 
menken, dies Ziel zu erreichen, find auch während des Krieges glakt g 
ſcheiterk. Und doch find moderne Arbeiterrechtsverhältniſſe auf dem Lan 
vor allem anderen nötig. Jetzt ſollen die Familien der Kriegsbeſchädigt 
und der gefallenen Landarbeiter angeſiedelt werden, damit die Landwir 
Arbeitskräfte bekommen. Die Landarbeiker unkerſtehen aber, ſobald fie 
ein dauerndes Arbeitsverhälknis kreken, den bekannken Ausnahmebeſtit 
mungen und Geſindeordnungen. Vor der Löſung der Anfiei 
lungsfrage hätte alſo vor allem ein beſſerer Rechk; 
boden für die ländliche Arbeiterbevölkerung geſcha 
fen werden müſſen! Und da Regierung wie Reichskagsmehrheit d 
für nicht zu haben waren, fo hätte ſchon aus dieſem Grunded 
ſozialdemokratiſche Fraktion zu den Anſiedlungsbeſtrebungen eine ande 
Stellung einnehmen müſſen. 

Dann aber gewährt das Geſez keinen Anſpruch auf die Kapifala 
findung! Es geht natürlich auch nicht, jedem Kriegsbeſchädigten, jed 
Kriegerwitwe einen Teil ihrer Renten als Kapital auf einmal auszuzahle 
Sehr viele würden ſich nach kurzer Zeit, wenn ihre neugegründete »ſel 
ſtändige Exiſtenz« verkracht iſt, mit leeren Taſchen wieder melden, und de 
Reich oder die kommunale Armenpflege müßten einkreken, um die Leu 
vor dem ſchlimmſten Elend zu bewahren. Aber nach dem neuen Geſeß ſe 
die oberſte Milikärverwalkungsbehörde nachprüfen, ob fie eine nützliche Ve 
wendung des Geldes für gewährleiftet hällt. Die Behörde allei 
enkſcheidet, wer das Kapital erhält! Es iſt im Reichskag darauf hit 
gewieſen worden, daß früher Polen und bekannte Sozialdemokraten nic 
angeſiedelt worden find. Die Regierung hat jetzt freilich eine korrekte A 
wendung des Gejeßes verſprochen; aus polikiſchen oder nationalen Grüt 
den ſolle niemand zurückgewieſen werden. Welcher Politiker kann abe 
ſolche Verſicherungen für genügend erachten? Dieſe Regierung mag de 
beſten Willen haben, ihre Verſprechungen zu erfüllen — aber wer wei 
denn, ob fie auch noch im nächſten Jahre am Ruder iſt? Ganz andere Mär 
ner, völlig veränderte Verhälkniſſe können dann maßgebend fein! | 

Bei dem Kapitalabfindungsgeſetz iſt allein der Wille der Mi 
litärbehbörde maßgebend, und die Beſtimmung, daß dem Antrac 
ſteller vor der Entſcheidung Kennknis von den Gründen gegeben werde 
ſoll, wenn er das Kapital nicht erhalten ſoll, iſt vollkommen wertlos. De 
Ankragſteller erhält wohl Gelegenheit, ſich zu den Gründen zu äußern, de 
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mit jedoch iſt die Sache dann meiſt abgefan. Überzeugt er die oberſte Mi- 
litärverwaltungsbehörde nicht, jo bleibt es eben bei der erſten Entſcheidung. 
Allein maßgebend iſt, was die Behörde beſchließt. Derartige Vollmachten 
durfte man nicht geben — zum mindeſten häkten die Verkretker der Kriegs- 
u. und Witwen ein Mitbeſtimmungsrecht erhalten 
müſſen. 

Das Geſetz ſieht dann vor, daß die Kapitalabfindung gezahlt werden 
kann, wenn Verſorgungsberechtigke zum Erwerb eigenen Grundbeſitzes 
einem gemeinnützigen Bau- oder Siedlungsunkernehmen beitreten wollen; 
Erbpacht und Erbbaurecht ſind zugelaſſen. Nun liegt gewiß die Förderung 
der gemeinnüßigen Baugenoſſenſchaften durchaus im Inkereſſe der Ar— 
beiter. Die jetzigen Wohnungsverhälkniſſe ſind unhalkbar, und Baugenoſſen— 
ſchaften können zur Linderung des Wohnungselends beikragen. Die Re— 
form des Wohnungsweſens brennk der bürgerlichen Geſellſchaft auf den 
Nägeln; ſie iſt beſonders durch den Krieg in den Vordergrund gerückk. Die 
jezige Anhäufung rieſiger Menſchenmaſſen in den Großſtädken iſt ein völlig 
ungeſunder Zuſtand, und bereits Friedrich Engels hat im Anki-Dühring 
ausgeführt, daß die Ziviliſakion uns in den Großſtädten eine Erbſchaft 
hinterlaſſen habe, die zu beſeitigen viel Zeit und Mühe koſten würde; aber 
fie müßte und würde beſeitigt werden, möge es auch ein langwieriger 
Prozeß ſein. Anfänge nach dieſer Richtung machen fich bemerkbar, und ge— 
meinnützige Baugenoſſenſchaften leiſten dabei nützliche Arbeit. 
Andererſeits werden jedoch durch Eigenheime die Arbeiterfamilien auch 
an die Scholle gebunden! Der Arbeiter aber muß vor allem auf die Erhal— 
kung ſeiner Freizügigkeit bedacht ſein! 

Nun können der Kriegsbeſchädigke, die Witwe Mitglieder von Bau— 
genoſſenſchaften werden, ohne daß fie Eigenheime erwerben oder pachten. 
Es genügt, wenn fie ihren Anteil entweder auf einmal zahlen oder allmäh— 
lich einzahlen und eine Genoſſenſchaftswohnung mieten; dann iſt das Ver— 
hältnis leichter zu löſen. Im Inkereſſe der meiſten Familien liegt jedoch auch 
hier das Mietverhältnis. Der Kriegsbeſchädigte, die Witwe mit 
einer zahlreichen Kinderſchar brauchen vor allem geſunde Wohnungen; die 
ſollten ihnen vom Staat, von den Gemeinden und von Genoſſenſchaften 
hergeſtellt und zu einem Mietpreis, der die Selbſtkoſten nicht überſteigt, zur 
Verfügung geſtellt werden. Das iſt vorläufig in erſter Linie zu erſtreben. 

Die Förderung des Baugenoſſenſchaftsweſens durch das Kapitalabfin- 
dungsgeſetz iſt wieder völlig abhängig von dem Willen der oberſten Mi- 
litärbehörde. Wie fo manche andere Beſtimmung iſt auch die Beſtimmung, 
daß zum Zwecke des Beitritts zu einem gemeinnüßigen Bau- oder Sied- 
lungsunkernehmen ein Kapifal gegeben werden kann, erſt im Reichstag auf 
Antrag in den Entwurf aufgenommen und Geſeß geworden. Die Regierung 
wollte vor allem ländliche Siedlungen zur Vermehrung der 
Arbeiter bevölkerung auf dem Lande ſchaffen, und nach 
dieſem Grundgedanken des Geſetzes wird wohl auch vor allem gehandelt 
werden. Davon hat die Landwirkſchaft keinen Nutzen, wenn in der Nähe 
der Städte auf genoſſenſchaftlichem Wege guke Arbeiterwohnungen gebauf 
werden. Im Gegenteil! Je mehr ſoziale Fürſorge in den Gtädfen, deſto 
größer wird die Landflucht und die Abneigung gegen das Land, wenn die 
Zuſtände hier nicht beſſer werden. Klagte doch Frau Geheimrat Paaſche in 
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der »Voſſiſchen Zeikung« vom 29. März: »Leider ſorgen die Großſtädt 
durch ihre öffentliche und private Unkerſtüzung der Bedürftigen ohn 
Gegenleiſtung ſelbſt dafür, daß keiner heraus will aus der Stadl... .« Wi 
in der Regel, ſo wirdman auch mitdem Kapikalabfindungs 
geſetz vor allem der Landwirtſchaft helfen wollen, un 
das wird um fo leichter fein, da ja darüber, wer mit einem Kapital abge 
funden wird, allein die oberſte Militärbehörde entfcheidet. Es wird fi) j 
bald herausſtellen, ob viele Kriegsbeſchädigte das Geld zum Beitritt eine 
Baugenoſſenſchaft erhalten werden. 

Alles in allem iſt das Geſetz derart, daß es bei der geſamten Sozialdemo 
krafie auf Ablehnung häkte ſtoßen müſſen. Gegen die Anſiedlungspolitil 
bat ſich früher die Sozialdemokratie wiederholt ausgelaſſen. Es ſei hie 
nur verwieſen auf die Beſchlüſſe der einzelnen Provinzialparfeifage, die aı 
Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig ließen und gegen die ſich früher aud 
nur vereinzelte Stimmen erhoben, von denen man aber wußte, daß fi 
allein daſtanden. Damals rechneke man ftets mit der Anſiedlung gefunde: 
Arbeiter, die im Vollbeſitz ihrer Kräfte ſind. Bei dem Kapitalabfindungs 
gejeß handelt es ſich um die Seßhaftmachung von Krüppeln und Witwen 
und der Willkür der Behörden bei der Auswahl der Anſiedler iſt völlig 
freier Spielraum gelaſſen worden. Wie Bebel über die Exiſtenz der ſeß 
haft gemachten Arbeiter urkeilte, geht aus einem Artikel hervor, den die 
»Volkswachk« in Danzig von ihm brachte, als ſie am 25. September 1910 
zum erſten Male erſchien. Bebel wandte ſich an die Arbeiter und Arbeite- 
rinnen Weſtpreußens. Er erinnerke an die Zeiten der Sklaverei und Leib- 
eigenſchaft und ſchrieb dann: 8 1 

Dagegen genießt der »freie« Arbeiter von heute die Freiheit, ſich Arbeit zu 
ſuchen, wo er ſie findek, aber er iſt dafür allen Wechſelfällen des Arbeitsmarktes 
preisgegeben. Er wird gezwungen, heimaklos umherzuirren oder, wenn an die 
Scholle gebunden, die Bikterniſſe feiner Exiſtenzloſigkeit 
bis zur Erſchöpfung zu koſten. 

Auch Bebel hat damit zum Ausdruck gebracht, daß ein ſolcher Arbeiter 
ſchlechter daran iſt als derjenige, der keinen eigenen Grund und Boden be- 
ſitzt. Das war auch die allgemeine Anficht in der Partei bis zum Kriege. 
Genoſſe Robert Schmidt (Berlin), Mitglied des Reichstags, beweiſt 
nun im »Hamburger Echo« (Nr. 140), daß durch das Kapitalabfindungs- 
geſetz ja niemand gezwungen fei, ein ſolches Verhältnis einzugehen. 
Gewiß — aber auch früher fand kein Zwang ſtakt, und doch hat die Sozial⸗ 
demokrakie ſich gegen die Seßhafkmachung von Arbeitern gewendet, und jo- 
weit mir bekannt iſt, hat Genoſſe Schmidk dieſe Politik früher nicht gemiß- 
billigt. Er führt dann aus, daß der Kriegsbeſchädigte nicht dauernd an den 
Beſitz gebunden ſei, er könne ihn veräußern, und er erhalte nach 
Rückgabe des ihm übergebenen Kapikals ſeine volle Renke wieder. | 

Sehr ſchön! In der Praxis fpielt ſich das nur nicht ſo einfach ab. Die 
Anſiedler erhalten nicht das Kapital, damit ſie auf dem Lande Gaſtrollen 
geben können, ſondern ſie ſollen auf ihrer Scholle bleiben. Iſt der Anſiedler 
erſt einmal auf feinem Befiß, hat er das Kapital, das er vom Reiche er- 
halten hat, und vielleicht auch noch feine Erſparniſſe in das Grundſtück 
hineingeſteckt, ſo kommt er nur ſehr ſchwer wieder von ihm los. Die Mi- 
litärbehörde ſorgt durch Maßnahmen (Eintragung einer Sicherheits- 
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hypothek und dergleichen) dafür, daß das Grundſtück nicht alsbald wieder 
veräußert wird. Und wenn der Anſiedler ſich auf feiner Scholle nicht halten 
kann oder wenn die Erwerbsverhältniſſe in feiner Gegend überaus un- 
günſtig ſind — wird er dann einen Nachfolger finden, der ihm das Grund- 
ſtück abkauft? Er kann es zur Erlangung einer anderen Erwerbsmöglich— 
keit veräußern, das iſt aber nicht überall leicht. Und die freiwillige Rück- 
zahlung der Abfindungsſumme zur Erlangung der vollen Renke iſt ohne die 
ausdrückliche Genehmigung der oberſten Militärverwaltungsbehörde nicht 
möglich. Überall iſt der Wille der Behörde maßgebend. Auch Schmidk iſt 
der Anſicht, daß für die Siedlungen vor allem ländliche Arbeiter in 
Frage kommen. Auch der eigenkliche Zweck des Geſeßes iſt es, die Ar- 
beiterbevölkerung auf dem Lande ſeßhaft zu machen und zu vermehren. 
Aber dieſe Zwergbekriebe werden der fortſchreitenden Entwicklung ſehr 
bald im Wege ſtehen, und dann wird ſie über jene hinwegſchreiten, wobei 
die Anſiedler bittere Enktäuſchungen erleben müſſen. Bewahren wir vor 
dieſem Schickſal die Witwen und Kriegsbefchädigfen! 


Zum . in der Organijation. 
Von R. R. 


In einer kürzlich erſchienenen Arkikelſerie in der Neuen Zeit über 
Bureaukratie und Politik« hat der Verfaſſer mehrfach eines Buches Er- 
vähnung gekan, das allerdings, und zwar in weit ſtärkerem Maße, als 
bermutlich bisher geſchehen, verdient, aus der Verſenkung hervorgezogen 
m werden. Wiſſenſchaftlich geſchrieben und leider von wiſſenſchaftlichen 
Fremdwörtern geſpickk, wie das Buch ſich dem Laien darbiefef, krägt es 
mch einen jo wiſſenſchaftlichen Titel, daß mancher Demokrat, den das Buch 
echt viel anginge, achtlos an ihm vorübergehk. »Zur Soziologie des Parkei— 
veſens in der modernen Demokrakie« von Robert Michels. Wer vermutet 
dahinter eine tiefgründige Behandlung einer der brennendſten Fragen un- 
erer Zeit, des »Führerproblems«, des Problems der inneren Organi— 
ationsdemokratie? Gerade in der Tatſache, dieſes Problem als ein ſolches 
merkannt zu haben, das eine faſt 400 Seiten umfaſſende prinzipielle Be- 
handlung verlangt, liegt das Hauptverdienſt des Verfaſſers. Dabei ver- 
chlägt es auch nichts, daß dieſes Werk ausſchließlich der Kritik der De— 
nokrafie gewidmet iſt, daß der Verfaſſer nach eigenem Geſtändnis darauf 
verzichtet, ein neues Syſtem vorzuſchlagen, welches imſtande wäre, die auf- 
jedeckten Schäden zu heilen. Wer Demokrat fein will, muß ſich auch über 
ie Schattenſeiken der Demokratie, über ihre Durchführungsgrenzen völlig 
m klaren jein; erſt wenn er dieſe Kehrſeiten gegen die Schäden der Auto- 
watie abgewogen hat und dann zu einem für die Demohrakie günſtigen Ur- 
eil gelangt iſt, erſt dann wird er davor bewahrt bleiben, in prinzipiell auto- 
trakiſche Gedankengänge zurückzuverfallen, ſobald ſich einmal eine der 
iblen Seiten der Demokrakie offenbart. Gehört es doch gerade zu den 
tampfmethoden bewußter Aukokraken, die nakürlichen Unzulänglichkeiten 
er Demokratie künſtlich zu vergrößern, fo daß dieſe nicht einmal in dem 
Maße durchgeführt wird, wie es an ſich, bei richtiger und williger Anwen- 
ung der vorhandenen kechniſchen Hilfsmittel, möglich wäre. 
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Es iſt daher durchaus werkvoll, alle Einwände gegen die reſtloſe Durc 
führbarkeit der Demokrafie beieinander zu haben, auch wenn die erſtmalit 
Lektüre eines ſolchen Werkes ſelbſt diejenigen peſſimiſtiſch ſtimmen kan 
die dem Stadium demohrakiſcher Schwärmerei durch prakkiſche Erfahrunge 
und Selbſtkritik längſt entwachſen find. Auch für einen Demokraten, de 
vor dem ehernen Felſen der Wirklichkeit nicht die Augen zu verſchließe 
gewohnt iſt, wirkt es niederſchmekkernd, wenn er kalk und krocken die The 
aufgeſtellt ſieht: »Der Anfang der Bildung eines berufsmäßigen Führe 
kums bedeutet aber den Anfang vom Ende der Demokrakie« (S. 36) ode 
»Demohrakie iſt mit Schlagfertigkeit ſchlechterdings unvereinbar« (S. 42 
Aber Gott ſei Dank find auch dieſe Wahrheiten keine hunderkprozenkigen un 
berechtigen deshalb nicht zur Reſignakion. Wohl muß die Demokratie de 
Cäſarenkum weichen, wenn man ihre Daſeinsberechkigung lediglich unte 

dem Geſichkswinkel der Schlagfertigkeit im Kampfe bekrachtet, aber de 
Abſolutismus trägt andere Fäulniserreger in ſich, die ſich eine halbweg 
geſunde Demokratie vom Halſe zu halten weiß. Die Demokratie iſt ja au 
kein Kampfes mikkel, ſondern ein Kampfesziel;; als Mittel kommt f 
nur in Frage, um den Kämpfenden die Innehaltung des Zieles, der Rich 
kung jeitens ihrer Führer zu gewährleiſten und ihnen die gerechte Verke 
lung des Gewinnes zu ſichern. Käme es nur auf den Sieg einer Organiſe 
kion als ſolcher, gewiſſermaßen als Firma, als juriſtiſche Perſon an, ſo wät 
nichts angebrachker, als den Hemmſchuh der Demokratie in der eigene 
Organiſation ſo ſchnell als möglich über Bord zu werfen und militäriſch 
Disziplin mit einer Geheimdiplomatie an ihre Stelle kreten zu laſſen. Di 
Ausfiht auf Sieg wäre kauſendfach leichter — aber wem würde die Fruch 
des Sieges zufallen, in welchen Perſonen würde ſich die ſiegende Organ; 
ſakion repräſenkieren? In den Mitgliedern ſchwerlich. | 

Für eine Organiſakion, welche nicht bloß für ein beſtimmkes Ziel ein 
tritt, ſondern welche auch um ihre bloße Daſeinsberechkigung zu kämpfe 
bat, iſt die Demokratie ein arges Hemmnis, das fie aber in Kauf nehme 
muß, um ihren Zweck nicht zu verfehlen. Umgekehrt folgt daraus, daß ii 
einer ſolchen Organiſakion, welche ſich andauernd mit der Polizei herum 
zuplagen hat, die Demokrakie nur ſehr unvollkommene Formen annehme: 
kann, Unvollkommenheiten, die allerdings — und da liegt eine der große: 
Sünden — aus Tradition und Führerinkereſſe auch dann noch beibehaltet 
und mit enkſprechend geänderten Gründen verkeidigk werden, wenn die 
Gefahr, welche fie erzeugt hakte, zum größten Teil geſchwunden iſt. Gan 
unwillkürlich wird hier ſtaakliche Unduldfamkeit zum Bundesgenoſſen dei 
Führerintereſſen gegen die Inkereſſen der Maſſe. 

Wie leicht übrigens eine Intereſſenübereinſtimmung zwiſchen den Gen, 
nern einer Organiſakion und ihren Führern enkſtehen kann, zeigt Michel: 
an einem kreffenden Beiſpiel, das ſchon deswegen die Beachtung ſeikens 
der Gewerkſchafksmikglieder verdient, weil es ſehr bald wieder aktuell wer- 
den kann. Michels ſchreibt in einer Anmerkung auf S. 140 feines Buches; 

Vor einiger Zeit ging durch die ſozialiſtiſche Preſſe Deukſchlands eine Noliz 
mit der Überſchrift »Wie Unternehmer über Gewerkſchaftsbeamke urkeilens, die 
in hohem Grade charakkeriſtiſch iſt. In ihr heißt es: »Das Kartell der Arbeitgeber- 
verbände im Baugewerbe Groß-Berlin iſt gegen die Einrichtung von Arbeits- 


Vergl. übrigens hierzu S. 86, Zeile 3 des Buches. a 
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kammern, hat jedoch für den Fall der Annahme des Geſetzes einen beachkenswerken 
Vorſchlag gemacht. Die Unternehmer verlangen nämlich, daß in dieſem Falle durch 
das Geſetz beſtimmt wird, daß als Verkreker auch die Angeſtellten der Berufs- 
vereine der Arbeitgeber und Arbeiter wählbar ſind. Als Grund dafür wird an— 
gegeben, daß es viel leichter und fruchtbringender ſei, mit gefchulten Gewernkſchafts. 
beamten zu verhandeln, als mit Arbeitern, die noch in der Arbeit ſtehen und denen 
die nötige Geſchicklichkeit und Unabhängigkeit fehlt. (EFränkiſche Tagespoſt«, 
26. Februar 1909.) Aus dieſer Notiz reſultiert zweierlei: 1. Daß der Gewerkſchafts- 
beamte nach Anſicht der intelligenteren unter den Unternehmern unabhängig iſt 
von der Gewerkſchaft, mit anderen Worken fie führt, ſowie 2. daß die Unab- 
hängigkeit bereits einen jo hohen Grad erreicht bat, daß die Führer kein Be— 
denken fragen, dieſe Anſicht den Geführten nicht nur offen als Tatfache zuzuge⸗ 
ſtehen, ſondern ſich auch noch mit ihr zu brüſten. 

Prakkiſch iſt hieraus zunächſt zu lernen, daß jede Verhandlung von 
Führer zu Führer, welche ſich in Abweſenheit der noch berufskätigen Mit- 
glieder einer Organifafion oder gar in voller Abgeſchloſſenheit von der 
Öffentlichkeit vollzieht, von einem gewiſſen Zeitpunkt ab eine ernſte Gefahr 
werden kann. 5 

Das Ziel, welches Michels ſich in ſeinem Buche geſteckk hat, iſt der Nach- 

weis vom Vorhandenſein eines »ehernen Geſetzes der Oligarchie«. In einer 
zeichneriſchen Darſtellung am Ende der Beweisführung (S. 382) verſucht 
er, einen Überblick über die Urſachen zu geben, aus welchen ſich nafurnot- 
wendig eine Oligarchie, eine Führerherrſchaft entwickelt. 
Die Steigerung der Herrſchaftsgelüſte, welche durch das Bewußtſein 
dom eigenen Werk und durch die Bildung der Bureaukratie bei den Führern 
erzeugk wird, bildet die eine, die Ständigkeit der Führer die zweike unmittel- 
bare Entſtehungsurſache der Gruppenherrſchaft. Dieſe Ständigkeit wird 
einerſeits zurückgeführt auf Urfachen, welche in der Pſychologie der Maſſen 
ſelbſt ruhen, auf die hieraus reſulkierenden Wirkungen der Tradition, das 
Führungs- und Verehrungsbedürfnis der Maſſen, auf ihr Dankbarkeits- 
jefühl gegen erprobte Führer, die jo allmählich krotz formeller Wahl ihr Amk 
zuf Lebenszeit ausüben und dieſes Amkes auch ziemlich ſicher ſein dürfen. 
Andererſeits enkſpringt die Skekigkeit, welche den Führern gegenüber den 
wig ſich erneuernden Maſſen einen ſo ungeheuren Vorſprung gibt, aus 
ver Berufsmäßigkeit des Führerkums. Dieſe ausſchließliche kagtägliche Be⸗ 
chäftigung mit den Organiſationsfragen verſchafft den Führern jene »Rou- 
ines, verſchafft ihnen auch, da ſie an der Quelle ligen, jenes »Kulfur- und 
Bildungsübergewicht«, durch welches ſie den Maſſen ſo unerſeßlich er- 
cheinen, daß ihre Wiederwahl ſich wie eine nakurgegebene Selbſtverſtänd⸗ 
ichkeit vollzieht. 

Das Führerkum ſelbſt wird, abgeſehen von der erforderlichen »Redner- 
jabe, Inkelligenz uſw.«, durch die Notwendigkeit der Organifation an ſich 
ſedingt. Dieſe verlangt, um überhaupt ordnungsgemäß funktionieren zu 
önnen, mit ſteigendem Wachskum einen verzweigken Apparat mit ein- 
ehender »Spezialiſterung und Arbeikskeilung«, verlangt damit auch eine 
ängere Schulung der Führenden, bis ſie dieſes ganze Gekriebe überſchauen 
önnen und ſich die nötigen Kenntniſſe aneignen, und verlangt damit eben 
ene Stetigkeit im Amke, welche mit zur Bildung der Oligarchie, das heißt 
ur Untergrabung der Demohralie durch ihre eigenen, ihr unentbehrlichen 
zilfsmittel führt. 
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Ein beſonderes Kapitel iſt der übrigens ſchon in dem Kaukskyſchen 
Buche über »Parlamenkarismus und Demokrakie« eingehend behandelten 
»mechaniſchen und kechniſchen Unmöglichkeit direkter Maſſenherrſchaft« ge- 
widmet (S. 23 ff.). Hier liegt in der Tak eine der Haupkquellen der Dlig- 
archie, aber hier iſt auch für den Opkimiſten einer der Hebel, an welchem 
er anjegen kann, um ſich aus der ſcheinbaren Hoffnungslofigkeit der Michel- 
ſchen Kritik wieder emporzuarbeiten. 

Gewiß bedarf es nicht vieler Einſicht, um eine direkte Aus arbei⸗ 
kung von Geſetzen durch eine vielkauſendköpfige Mitgliedfhaft oder ein 
millionenköpfiges Volk, wie es der »rheiniſche Demokrat Woritz Ritting⸗ 
hauſen« einſt vorgeſchlagen hat,? für unausführbar zu erklären, ebenſo wie 
man eine Regelung aller Fragen durch Urabſtimmung nicht für möglich 
erklären kann. Aber hier ſcheink doch auch Michels etwas in den Fehler zu 
verfallen, das Kind mit dem Bade auszuſchükten. Es kommt eben darauf 
gan, ſolche unendlich wichtigen Sicherheitsmitkel und Grundrechte, wie die 
Urabſtimmung eines iſt, auf das kechniſch mögliche Maß zu begrenzen und 
dieſe Grenze von Zeit zu Zeit und je nach ihrem Anwendungsgebiet auf 
ihre Erweiterungsfähigkeit zu prüfen. Und vor allem kommt es darauf an, 
daß eine Organiſation ſich ſolche Einrichkung, auch wenn fie nicht der Wit⸗ 
- gliedervermehrung oder ähnlichen direkt »poſitiven« Erfolgen dient, etwas 
koſten läßt, vor allem, daß die Führer, die Verwalter des kechniſchen 
Apparats, angehalten werden, ſich die Überwindung ſolcher kechniſcher 
Schwierigkeiten genau fo viel Mühe und Nachdenken koſten zu laſſen wie 
zum Beiſpiel die Einziehung von Beikragsrückſtänden. Tritt in dem Werbe⸗ 
erfolg der Organifation eine Skockung ein, jo zerbrechen ſich die Führer 
folgerichtig den Kopf darüber, welche Fehler in dem bisherigen Werbeſyſtem 
vorhanden und wie fie zu beſeitigen oder doch zu vermindern find. Erweiſt 
ſich aber eine Urabſtimmungseinrichkung als fehlerhaft, als wenig benußt 
von den Mitgliedern uſw., jo iſt dies dann der Anlaß, darüber nachzu- 
denken, wie man das läſtige Konkrollrecht der Maſſe, um deſſen Einführung 
vielleicht jahrelang gekämpft wurde, auf ſchnellſtem Wege beſeitigen kann. 

Genau ſo iſt es mit der Bildung von Verkrekerſyſtemen, Ausſchüſſen, 
Vorſtänden. Die unabänderlichen Fehler, die hierdurch in die Demokratie 
hineinkommen, das Schwinden des Mitgliedereinfluſſes find dem denken- 
den Demokraken nur zu gut bekannt, aber das Maß, bis zu welchem der 
Einfluß ſich vermindern muß, iſt keineswegs feſtſtehend. Es hängt von zwei 
Kräften ab, einer ſelbſttätig wirkenden, nakürlichen, allerdings von den 
Führern meiſt künſtlich geſteigerken, und einer zweiten, von unten her aus⸗ 
zuübenden, aber bisher vielfach vernachläſſigten Kraft. Hier muß der Hebel 
einjeßen. Genau fo wie es unter den ehrenamtlichen, noch in der Maſſe 
ſelbſt ſtehenden Mitgliedern Spezialiſten für Werbekäkigkeit, für Bildungs- 
kätigkeit, für Wahlſchlepperei uſw. gibt, ſo muß es auch Mitglieder 
geben, die ſich die Wahrung und Ausdehnung von Wit 
gliederrechken zum Spezialgebiet machen, die die Hinder⸗ 
niſſe der Demokratie ſtudieren. Dabei müſſen fie nicht bloß das Augenmerk 
auf Stafutenverbefjerung, Sicherung der Meinungsfreiheit in der Preſſe 
uſw. richten, ſondern fie müſſen ſich auch der mühevollen Arbeit unker⸗ 
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ziehen, in den Organiſakionsapparak, in die Verbandshäuſer und Geſchäfts- 
ſtellen ſelbſt hineinzudringen, ſie zu ſtudieren, am beſten durch praktifche 
ehrenamtliche Mitarbeit. Bisher haben die Demokraten innerhalb 
der Organiſation meiſt nur um die Erreichung von Paragraphen geffritten, 
während in Wirklichkeit die beſten Skatuten, die natürlich Vorausſetzung 
für eine dauernde Demokrakie ſind, durch den bureaukratiſchen Apparat 
praktiſch geradezu außer Wirkſamkeit geſetzt werden können. Nicht der 
Verwalkungsmechanismus an ſich iſt der eigenkliche Schaden, nur die aufo- 
krakiſch zugeſchnittene, nach rein geſchäftlich-kechniſchen Gefichtspunkten 
orientierte Verwaltung bildet das Übel, fie erſt iſt Bureaukrakie im üblen 
Sinne. Im Grunde genommen bedeutet ja Bureaukratie nur Ordnung, und 
Ordnung iſt das wichfigffe Erfordernis für die Demokratie, ohne das ſie 
nicht leben kann. Darum muß der Demokrat zwar auch nach möglichſter, 
ſogar peinlichſter Vereinfachung des Verwallungsapparaks ſtreben, aber 
dieſes Streben darf nicht — und darin liegt der Untkerſchied zum rein aufo- 
krakiſchen Zenkralismus — auf Koſten des Wikgliedereinfluſſes gehen; den 
Mitgliedern muß die Verbindung unkereinander — ohne Führervormund— 
ſchaft — ermöglicht, es muß ihnen Einblick in den Verwalkungsapparat, in 
die Kaſſengeſchäfte uſw. gegeben werden. Dies kann bis zu einem gewiſſen 
Stade kompliziertere Verwaltungseinrichtungen gerade aus demokratiſchen 
Rückſichten erforderlich machen. 8 

Die Ark dieſer Einrichtungen iſt keineswegs belanglos. Selbſt bei ver- 
valtungskechniſchen Einzelheiten (zum Beiſpiel Formularenkwürfen, Kaffen- 
iberfichten, Prokokollbüchereinrichtungen und anderes mehr) zeigen ſich 
eichlich Gelegenheiten, einerſeits demokratiſch oder andererſeits aukokrakiſch 
u wirken, je nachdem man fich dabei mehr in die Lage des Laien, des Mit- 
llieds, des ehrenamtlichen Funkkionärs oder bloß in die Lage des ein- 
jeübten Bureaukraten ſezt. Eine große Anzahl von Abkürzungen in 
Büchern und Karkokheken, die nur einem oder wenigen Beamten geläufig 
ind nur in ihrem Kopf notiert find, können ebenſo einen Bauſtein zur Auto- 
trakie bilden wie irgendein Beamkenſtimmrecht auf einem Delegierkenkag. 

Schwierig ſind dieſe Verhältniſſe, auch zum Teil unlösbar, aber zum 
ſroßen Teil auch nicht. Und was verſchlägt's denn, wenn man ein Ziel nicht 
janz erreichen kann, es krotzdem ſich zur Richtſchnur dienen zu laſſen, um 
denigſtens ihm jo nahe wie möglich zu kommen. Das demokrakiſche End- 
deal, wenn man ſo will die demokrakiſche Utopie bildet auf alle Fälle den 
inzig brauchbaren Kompaß für den prakktiſchen Demokraten. Und dieſer 
ſompaß beſagt: Verſtärkung des Mitgliedereinfluſſes in jeder Beziehung. 

Auch die Bemerkungen Wichels über das Einniſten der indirekten 
Bahl im Organiſakionsleben (S. 33) follfen uns als Warnung dienen; es 
ilt auch hier immer und immer wieder abzuwägen zwiſchen drei Faktoren: 
führerinkereſſe, fechnifche Unzulänglichkeit und Waſſeninkereſſe. 

Es kann nicht in dem Sinne dieſes Artikels liegen, eine auch nur an- 
ähernde Inhaltsangabe des Wichelſchen Buches zu bieten, es genügt, auch 
em demokrafifchen Leſer klarzumachen, daß er in dieſem Buche Probleme 
ehandelt findet, die ihm in der praktiſchen Organiſationsarbeit ſchon oft 
uf der Seele gebrannt haben. Das Buch gibk uns Fingerzeige, den Zu— 
immenhang der Dinge zu verſtehen und damit auf ihre Beſſerung zu 
nnen, nicht aber ſinnlos auf die Führer zu ſchimpfen. 
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Eckſtein verwies uns zur Löſung der Frage in der Parfei auf die Bil. 
dungsbeſtrebungen. Aber wird und kann gerade in dieſer Bildungsarbei 
der Teil der Aufklärung, der uns hier beſchäftigk, einen gebührenden Plaß 
finden: die Wappnung der Laien gegenüber ihren eigenen Führern? Zum 
mindeſten wird es eindringlicher und immerwährender Betonung diefer 
Notwendigkeit bedürfen, um ihr Anerkennung zu verſchaffen. 

Jedenfalls wird mit dem Problem der Organiſakionsdemokrakie — dar: 
über wollen wir uns nicht käuſchen — die große Frage angeſchnitten: Haben 
wir nur zwiſchen Kapitaliſten- und Führerherrſchaft zu wählen oder haben 
wir gar als Reſultat der Organiſakionsarbeit eine Herrſchaft beider über 
uns zu gewärkigen. Nur wenn wir dieſes Problem bitter ernſt nehmen, 
können wir auf eine optimiſtiſche Löſung hoffen. | 

Arbeiter — Führer — Kapitalift, alles iſt Fleiſch vom gleichen Stamme 
keiner an ſich beſſer oder ſchlechter, demokratiſcher oder herrſchſüchkiger als 
der andere; nur ihre Stellung im Parkei-, Gewerkſchafts- und Wirkſchafts⸗ 
organismus macht ſie zu dem, was ſie ſind. Lehren uns alſo unſere Führer 
mit Recht Mißtrauen gegen den Kapitaliſten, nicht weil er mit ſchlechket 
Veranlagung geboren iſt oder weil er von einem Kapitaliſten abſtammt, 
ſondern wegen feiner kapitaliſtiſchen Funktion, die er ausübt, fo ſollten wir 
uns mit gleicher Logik nicht in gedankenloſem Verkrauen zu unſeren 
Führern wiegen, bloß weil ſie Idealiſten ſind oder bloß weil ſie Arbeiter, 
weil ſie unſere Kollegen waren oder weil fie ſich uns geopfert haben. Dank- 
barkeit darf ſich nie in Verleihung von Vorrechten und in Krifiklofigkeil 
ausdrücken, auch dem Märkyrer gegenüber nicht. 1 

Mißtrauen, nafürlih ſachlich demokrakiſches Mißtrauen, bleibt die 
oberſte Tugend der Demokratie und kann neben dem Verkrauen in die ver⸗ 
krekene Sache ſehr gut gedeihen, ohne das Zuſammenwirken von Mitglied- 
ſchaft und ernſtlich wollendem Führer zu gefährden. 


— 


Friedrich Engels und das heufige Irland. 
Eine Vorherſage. 
Von Ed. Bernſtein. 


Beim Durchbläktern des Jahrgangs 1882 des Züricher »Sozialdemokral⸗ 
bin ich auf einen Brief von Friedrich Engels über die damals brennend 
gewordene iriſche Frage geſtoßen, der mir in hohem Grade des Wieder⸗ 
abdrucks werk erſcheink. g f 

Der Brief war von Engels nicht zum Zwecke der Veröffenklichung ge⸗ 
ſchrieben worden. Er follfe nur zu meiner perſönlichen Information dienen. 
So wäre er denn auch ungedruckt geblieben, wenn nicht, kurz nachdem ich 
ihn erhalten, Wilhelm Liebknecht zum Beſuch nach Zürich gekommen wäre. 
Als ich dieſem den Brief zeigte, meinte er ſofork: »Den müſſen wir ab- 
drucken« und ſchlug meinen Einwand, daß dazu doch erſt die Einwilligung 
Engels’ eingeholt werden müſſe, mit der Erklärung zurück, er werde als 
alter Freund von Engels dieſem gegenüber die Sache verankworken. Er 
verſah den Brief mit einer kurzen Einleitung und längerem Nachwort, 
worauf das Ganze im »Sozialdemokrak« vom 13. und 20. Juli 1882 ver⸗ 
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ffentlicht wurde. Zum nicht geringen Verdruß von Engels, muß ich hinzu- 
ügen, an den ich ſofort geſchrieben und ihn um Indemnität erfucht hakte. 
Ind es lag auch für ihn nicht nur ein formaler Anlaß zur Beſchwerde vor. 
indes das gehört der Vergangenheit an, heute aber kann man ſich freuen, 
ſaß der Brief damals gedruckt wurde. So ſummariſch er gehalten iſt, ſo 
neiſterhaft zeichnet er in ſeinen kurzen Sägen das iriſche Problem, das 
ingels, wie wir aus feinen Briefen wiſſen, durch eingehende geſchichkliche 
forſchungen und wiederholte Reifen in Irland gründlich ſtudiert hakte. Mit 
lusmerzung einiger damals unkerlaufener Druckfehler und Fortlaſſung 
iner Bemerkung am Schluſſe, die nicht mehr das Sachliche der Frage be— 
rifft, laſſe ich ihn hier wortgekreu folgen. 

Er lautet: 

In Irland gibt es zwei Strömungen in der Bewegung. Die erſte, ur- 
drünglichſte, iſt die agrariſche, die ſich vom organiſierten und von den 
zauern unferjfüßten Brigankenkum der von den Engländern depoſſedierten 
lanchefs und größeren katholiſchen Grundeigentümer (im fiebzehnten 
ahrhundert — dieſe Briganken hießen Tories, und von ihnen leiten die 
eufigen Tories in direkter Linie ihre Namen) allmählich in den nach Loka⸗ 
täten und Provinzen organiſierken nakurwüchſigen Widerſtand der Bauern 
egen die eingedrungenen engliſchen Gutsherren weiterentwickelt hakt. Die 
damen — Ribbonmen (Bandmänner), Whikeboys (Weiße Buben), Cap- 
im Rock, Captain Moonlight (Mondſchein) uſw. — haben gewechſelt, die 
orm des Widerſtandes — Erſchießen nicht nur verhaßter Landlords und 
lgenken (Einnehmer der Landlords), ſondern auch ſolcher Bauern, die eine 
arm nehmen, von der ein anderer gewaltfam verkrieben — Boycokting, 
ſrohbriefe, nächtliche Überfälle mit Bedrohung uſw. — alles das iſt ſo alt 
ie der jetzige engliſche Grundbeſitz in Irland, alſo ſpäkeſtens ſeit Ende des 
zehnten Jahrhunderts. Dieſe Form des Widerſtandes iſt ununkerdrück⸗ 
it, die Gewalt kann ihr nichts anhaben, und nur mik ihren Urſachen ver— 
windet fie. Aber fie iſt ihrer Nakur nach lokal, verei nzelk, kann 
e eine allgemeine Form des polikiſchen Kampfes werden. 

Bald nach der Union (1800, Vereinigung Irlands mit Großbritannien 
ier Aufhebung des iriſchen Parlaments) begann die liberal- nakio— 
ale Oppoſition der Städtebürger, die, wie in jedem Bauernland 
it verſchwindenden Städtchen (zum Beiſpiel Dänemark), in den Ad vo- 
aten ihre geborenen Führer findet. Dieſe haben die Bauern auch nötig; 
mußten alſo Schlagwörker finden, die bei den Bauern ziehen. So fand 
Connell ein ſolches erſt in der kakholiſchen Emanzipation, 
un in der Abſchaffung der Union. Dieſe Richkung hat neuer- 
198, durch die Infamien der Grundbefiger genötigt, einen anderen Weg 
igeſchlagen, während die Landliga auf ſozialem Gebiet revolufio- 
tere (und hier erreichbare) Ziele verfolgt: kokale Beſeikigung der einge- 
ungenen Landlords, kritt fie politifch eher zahm auf und verlangt nur 
omerule, das heißt ein iriſches Lokalparlamenk neben und unker dem 
neinſamen Reichsparlamenk. Auch dies iſt auf konſtitutionellem Wege 
er zu erreichen. Die geängſtigten Grundherren ſchreien bereits (die 
ries ſelbſt ſchlagen es vor) nach ſchnellmöglichſter Ablöſung des Bauern- 
des, um zu rekken, was noch zu rekten iſt. Andererſeiks erklärt Glad 
ne größere Selbſtregierung Irlands für durchaus zuläſſig. 
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Zwiſchen dieſe beiden Strömungen ſchob ſich nach dem amerikanijche: 
Bürgerkrieg der Fenianismus. Die Hundertktauſende iriſcher Soldaten 
und Offiziere, die den Krieg mitgemacht, katen es mit dem Hintergedanken 
eine Armee zur Befreiung Irlands vorzubereiten. Die Streitigkeiten Ame 
rikas mit England nach dem Kriege wurden der Haupthebel der Fenier 
Kam es zum Kriege, jo war Irland in wenigen Monaten Glied der Ver 
einigten Staaken oder doch Republik unter ihrem Schutze. Die Summe, die 
England im Alabamahandel mit dem Genfer Schiedsurkeil jo bereitwillit 
auf ſich nahm und abzahlte, war der Preis, womit die amerika 
niſche Intervention in Irland abgekauft wurde. 

Von dieſem Augenblick an war die Hauptgefahr beſeitigt. Die Polize 
genügte, um mit den Feniern fertig zu werden. Der in jeder Konſpiratiof 
unvermeidliche Verrat half mit dazu, und doch waren es nur Führer, di⸗ 
verrieken und dann direkte Spione und falſche Zeugen wurden. Die nad 
Amerika enkkommenen Führer trieben dort Emigrafionsrevolufion und 
verlumpfen großenteils, wie O' Donovan Roſſa. Wer die europäiſche Emi 
gration 1849 bis 1852 hier geſehen hat, dem kommt das alles bekannt vor — 
nur natürlich auf amerikaniſch übertriebener Stufenleiter. 

Jetzt ſind zweifellos wieder viele Fenier herübergekommen und haber 
die alte bewaffnete Organifafion erneuert. Sie bilden ein wichtiges Momen 
in der Bewegung und zwingen die Liberalen zu enkſchiedenerem Auftreten 
Aber ſonſt richten fie nichts aus, außer dem John Bull Angſt zu machen 
Dieſer wird zwar an der Peripherie ſeines Reiches zuſehends ſchwächer, if 
aber jo nah zu Haufe immer noch imſtande, jede iriſche Revolke leicht zi 
unterdrücken. In Irland ſtehen erſtens 14000 Mann »Conſtabulary«, Gen 
darmerie, bewaffnet mit Büchſe und Bajonett, militäriſch geübt. Dann ar 
30 000 Linientkruppen, die leicht noch um dieſelbe Zahl Linie und engliſche 
Miliz verftärkt werden können. Dazu die Flokte. Und in der Unterdrückung 
von Aufſtänden iſt John Bull von einer Brutalität ſondergleichen. Ohn 
Kriegoder Kriegsgefahr von außen hat ein iriſcher Aufffani 
nicht die geringſten Ausſichten; und nur zwei Mächt 
können hier gefährlich werden: Frankreich und noch weit mehr die 
Vereinigten Staaten. Frankreich iſt außer Frage. In Amerike 
kokeffieren die Parkeien mit der iriſchen Stimmkraft, verſprechen manches 
aber halten nichts. Sie denken nicht daran, ſich wegen Irland in einen Kriet 
zu verwickeln. Sie haben ſogar ein Inkereſſe daran, daß in Irland Zuſtände 
herrſchen, die eine ſtarke iriſche Einwanderung nach Amerika bedingen 
Und es iſt begreiflich, daß ein Land, das in zwanzig Jahren das volkreichſte 
reichſte und mächtigſte der Welt ſein wird, keine große Luſt hat, ſich ir 
Abenteuer zu ſtürzen, die ſeine rieſige innere Entwicklung ſtören können 
und müſſen. Nach zwanzig Jahren ſpricht es ganz anders mit. 

Käme aber Kriegsgefahr mit Amerika, jo bewilligt England den Ir 
ländern alles, was fie verlangen, mit offenen Händen — nur nicht voll 
ſtändige Unabhängigkeit, die bei der geographiſchen Lage gat 
nicht zu wünſchen iſt. 

Hiernach bleibt den Irländern nur der konſtitutionelle Weg allmählichet 
Eroberung einer Poſition nach der anderen; wobei indes der geheimnisvolle 
Hintergrund feniſcher bewaffneter Verſchwörung ein ſehr wirkſames Ele 
ment bleiben kann. Aber dieſe Fenier ſelbſt werden immer mehr in eine 
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Ark Bakunismus hineingekrieben: die Ermordung von Burke und Ca— 
vendiſh konnte nur den Zweck haben, den Kompromiß der Landliga 
mit Gladſtone unmöglich zu machen. Dieſer Kompromiß war aber 
das Beſte, was für Irland unter den Verhälkniſſen geſchehen konnte. Die 
Landlords treiben die Pächter zu Zehnkauſenden von Haus und Hof wegen 
rückſtändiger Pacht, und zwar unter militäriſchem Schutze. Dieſer ſyſtema— 
liſchen Entvölkerung Irlands (die Verkriebenen verhungern entweder oder 
müſſen nach Amerika) zu ſteuern, iſt erſtes Bedürfnis des Augenblicks. 
Gladſtone iſt bereit, die Bill einzubringen, wonach die Rückſtände gezahlt 
werden, wie 1848 die Ablöſung der Feudallaſten in Sſterreich erfolgfe: ein 
Drikteil zahlt der Bauer, ein Dritfeil der Staat, ein Dritteil verliert der 
Landlord. Das iſt der Vorſchlag der Landliga ſelbſt. So erſcheink die ‚Helden- 
kat vom Phönixpark' wo nicht als bloße Dummheit, doch als pure baku— 
niſtiſche, renommiſtiſche, zweckloſe ‚propagande par le fait‘ (Propaganda 
durch die Tat). Wenn fie nicht die ähnlichen Folgen hakke wie die ähnlichen 
Dummheiten von Hödel und Nobiling, ſo kommk das daher, daß Ir— 
land doch nicht ganz in Preußen liegt. Man muß es alſo den Bahuniſten 
und Phraſenrevolukionären überlaſſen, ſolche Kindereien mit der Hinrich— 
kung Alexanders II. auf gleiche Linie zu ſtellen und mit einer ‚irischen Re- 
volution' zu drohen, die nicht kommt — — —« 

So Engels im Jahre 1882. Seine Kritik richtet ſich zum Teil gegen Ar- 
tikel aus meiner Feder im »Sozialdemokrak« vom 11. und 18. Mai 1882 
über das Attentat vom 6, Mai 1882 im Phönixpark von Dublin, wo der 
damalige liberale Staatsſekrekär Lord Cavendiſh und deſſen Unterftaats- 
jekrefär Burke von zunächſt unbekannt gebliebenen Perſonen ermordet 
wurden. Ich habe an die Beſprechung dieſes Attentats Betrachtungen hin- 
ſichklich der Ausfichten einer revolukionären Bewegung in Irland geknüpft, 
die Engels nun widerlegt. Es iſt ſehr inkereſſant, feine Bemerkungen über 
die Unwahrſcheinlichkeit der Befreiung Irlands durch eine revolutionäre 
Erhebung und die Möglichkeiten einer konſtitutionellen Bewegung mit dem 
Manifeft zu vergleichen, das die iriſchen Homeruler jetzt aus Anlaß der 
Erhebung vom Oſtermonkag dieſes Jahres veröffentlicht haben. Dieſer unter 
anderem im »Vorwärks« vom 30. Mai dieſes Jahres wiedergegebene Auf- 
ruf liefert eine Ark Beweisſchrift für die Richtigkeit der Engelsſchen Vor— 
ausſage. Nur daß die Homeruler hier ſtillſchweigend über den auch von mir 
im Nachſatz zu der deutſchen Überkragung ihres Manifeſts hervorgehobenen 
Umſtand hinweggehen, daß ihrer konſtitukionellen Bewegung die im Hinter- 
grund wirkenden revolutionären Bewegungen wiederholt fördernd zuguke 
gekommen ſind. 

Bemerkenswerk iſt ferner, daß Engels die völlige Trennung Irlands von 
England für weder erreichbar noch wünſchenswerk erklärt. Ich habe in dem 
Artikel »Demokratie« (Heft 10 der Neuen Zeit) den Brief von Marx an 
Engels vom 10. Dezember 1869 zitiert, wo Marx ſchreibt, er ſei von der An- 
ſicht zurückgekommen, daß es möglich ſei, das Regime Englands in Irland 
durch den Einfluß der engliſchen Arbeikerklaſſe zu ſtürzen, die letztere werde 
vielmehr nie etwas ausrichten, bevor ſie nicht Irland losgeworden ſei 
(a. a. O., S. 297). Die geſchichtliche Entwicklung hat durch das parallele 
Wirken beider Kräfte, der iriſchen wie der erwachken Arbeiterbewegung, 
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für eine Löſung gearbeitet, die zwiſchen den Extremen liegt, und der Druck 
einer auswärtigen Gefahr, die 1882 noch außer Berechnung ſtand, mag die 
Wirkung haben, die letzten Hinderniſſe verſchwinden zu machen, die dieſer 
Löſung noch im Wege ſtanden. Wer Irländern vorgaukelte, daß er mehr 
vermöchke, hat mit ihnen frevelhaftes Spiel getrieben, deſſen Folgen nur 
deshalb nicht mit der vollen Schwere auf die irregeleiteten Aufſtändiſchen 
niedergefallen ſind, weil die Demohkrakiſierung Englands inzwiſchen doch 
Forkſchritte gemacht hat und ſelbſt die Parkei der ſtarken Fauſt darauf 
Rückſicht zu nehmen hat, daß, worauf Engels gleichfalls hinweiſt, die 
Stimme Amerikas heute ſehr viel mehr bedeutet als 1882 und krotz — oder 
auch dank — der Baſſermann, Reventlow, Weſtarp und Genoſſen mit 
jedem weiteren Monat dieſes Krieges größeres Gewicht in der Welt erhält, 


Die deukſche Preſſe und der Nachrichtendienff 


nach dem Kriege. 
Von Eugen Prager. 


In den vielen Schriften und Artikeln, in denen den Urſachen des Welt— 
kriegs nachgeforſcht wird, kehrk unzählige Male die Behauptung wieder, 
daß der der Entente zur Verfügung ſtehende Nachrichkendienſt der Bureaus 
Reuter und Havas an der Einkreiſung Deukſchlands mit Schuld frage und 
daß es ihnen zu danken, wenn die deutſche Politik im Ausland fo wenig 
beliebt ſei. Seit dem Ausbruch des Krieges hat man ſich nun bemüht, im 
neutralen Ausland durch geeignet erſcheinende Maßnahmen den Reufer- 
und Havasnachrichten enkgegenzuwirken, wobei freilich zu viel des Guten 
gekan und das Gegenkeil des Gewollten erzielt worden iſt. 

In einigen Schriften wird dieſe Frage eingehender erörkerk; ihre Ver- 
faſſer unterſuchen den geiſtigen Stand der deutſchen Preſſe, machen Vor- 
ſchläge zu deren Hebung und fordern vor allem, daß nach dem Kriege der 
Nachrichkendienſt der deukſchen Preſſe im Ausland aus- 
gebaut werde. Zwei dieſer Schriften ſind beſonders beachkenswerk. Die eine 
von dem bekannken Leipziger Nakionalökonomen Profeſſor Bücher! ent- 
hält drei Aufſätze, die vornehmlich dem Zeikungsweſen gewidmet find. 
Bücher war vor faſt vier Jahrzehnten ſelbſt Redakteur, von daher hat er 
ſich noch eine Liebe zu dem ehemaligen Beruf bewahrk. In dem zweiten 
Aufſaß gibt er eine kurze Darſtellung des Korreſpondenz- und Nachrichten- 
weſens und ſchildert die Veränderungen, die der Krieg in der Preſſe her⸗ 
vorgerufen hak. Beachkenswerk iſt feine Kritik der deutſchen Preſſe. Bücher 
gefällt nicht deren jeßige äußere Aufmachung, er kadelt die ſenſakionellen 
berſchriften in Felkbuchſtaben, die oft über Arkikeln von zehn und weniger 
Zeilen ſtehen und die in längeren Arkikeln oft den forklaufenden Text da- 
durch unkerbrechen, daß ſie zwiſchen deſſen Zeilen geſetzt werden. Die 
Preſſe wolle dadurch zwar dem Bedürfnis nach Zeikerſparnis enfgegen- 
kommen, aber es ſei nicht zu leugnen, daß damit die Aufregung des neuig- 
keiksdurſtigen Publikums außerordentlich geffeigert werde und daß die 
Aufmerkſamkeit und Nachdrücklichkeit der Zeikungsleſer dabei nichts ge- 
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winnen. Dieſer Tadel gilt auch für die fozialdemokratifhe Preſſe. Auch. 
heute noch, wo doch das Verlangen nach Neuigkeiten um jeden Preis gar 
nicht mehr beſteht, wird in einigen Parkeiblättern dieſe üble Methode in zu 
großem Umfang geübt. Womit nicht verlangt werden ſoll, daß die Texk— 
anordnung jo geſchehe, daß der Eindruck des Bedeukungsvollen verloren 
gehe. Aber es war von jeher das Streben der ſozialdemokrakiſchen Preſſe, 
nicht nur unterhaltend zu wirken und die Leſer mik Neuigkeiten zu ver- 
ſorgen; vielmehr ſoll die Zeitung auch deren Erzieherin ſein. Und das muß 
man an ihrem äußeren Zuſchnitt erkennen können. 

Auch das Verhalten der deutſchen Tagespreſſe zu den 
Kriegsereigniſſen wird von Bücher nicht durchweg gebilligt. Er 
findet zwar, daß ſie ſich, verglichen mit England, Frankreich, Belgien und 
Rußland, im ganzen würdig halte, aber es gebe Blätter, die an Verhetzung 
und Herabſetzung unſerer Gegner fo Unglaubliches geleiftet hätten, daß die 
Krieger an der Front ſich ernſtlich gegen dieſen Ton verwahrt hätten. Da- 
gegen jagt er von der ſozialdemokratiſchen Preſſe: 

Vielleicht gehörk es zu den erfreulichſten Erſcheinungen dieſer großen Zeit, daß 
gerade die Preſſe derjenigen Partei, die feither fo oft durch ihren Ton unſer Miß- 
fallen erregt hat, in ihrer Mehrzahl durch die kritiſche Ruhe und Objektivität, mit 
denen ſie die Kriegsereigniſſe behandelt, ſich auszeichnek. Das ſoll ihr, wenn uns der 
Friede wieder geſchenkk wird, ebenſowenig vergeſſen werden wie die Reichstags- 
figung vom 4. Auguſt. 

Als Sozialdemokrat muß man dieſe Anerkennung leider dahin ein- 
ſchränken, daß ſich auch eine gar nicht kleine Zahl jozialdemokratijcher 
Blätter zu nakionaliſtiſchen Ausſchreitkungen hat hinreißen laſſen. Inzwifchen. 
haben ſie ſich allerdings wieder ernüchkerk, und darum kann in dieſem Zu— 
ſammenhang darüber hinweggegangen werden. 

Die wichtigſten Teile in der Bücherſchen Schrift find die beiden letzten 
Abſchnitte, worin er eine beſondere Berufsvorbereikung des 
Nachwuchſes für die Preſſe befürwortet. Für die ſozialdemokrakiſche 
Preſſe haben ſeine Vorſchläge kein unmikkelbares Inkereſſe inſofern, als 
wir unſeren journaliſtiſchen Nachwuchs faſt ausſchließlich aus prolekariſchen 
Kreiſen holen, für die der akademiſche Lehrgang, den Bücher im Auge hat, 
vorläufig undurchführbar iſt. Gewiß iſt es wünſchenswert, wenn die ſozial— 
demokratiſchen Redakteure neben ihrer prakkiſchen Erfahrung in der Ar- 
beiterbewegung auch einen gehörigen Fundus an abffrakter Wiſſenſchaft 
mitbrächten. Aber der umgekehrte Weg, den Bücher im Auge hat: akade- 
miſche Bildung der für den journaliſtiſchen Beruf in Frage kommenden 
Perſonen und dahinter erſt die praktiſche Tätigkeit in der Preſſe, iſt für 
unſeren Nachwuchs aus leicht begreiflichen Gründen nicht gangbar. Es ſei 
aber bemerkt, daß Bücher ſeinen Plan bereits verwirklichen konnke. Der 
Beliger der »Leipziger Neueſten Nachrichten« hat eine Stiftung für jour- 
naliſtiſche Lehreinrichtungen an der Univerfität Leipzig gemacht; als letzten 
Abſchnitt enthält die Schrift einen Studienplan zur berufsmäßigen Aus- 
bildung in der Zeikungskunde an dieſer Univerfität. Es wird ſpäter auch 
für uns notwendig fein, der gründlicheren Ausbildung unſerer Parkeiredak— 
teure unſer Augenmerk zuzuwenden. Ohne ihre durchſchnittlichen Leiſtungen 
irgendwie herabſetzen zu wollen, muß doch gejagt werden, daß noch vieles 
gebeſſert werden könnte. Gegen Büchers Pläne hat ſich in Nr. 132 der 
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„Mitteilungen des Vereins Arbeikerpreſſe« vom 6. Wärz 1915 ausführlich 
Genoſſe Adolf Braun gewandt; übrigens find auch aus den Fachkreiſen der 
bürgerlichen Preſſe Einwendungen erhoben worden. Skoffers, der Vorſitzende 
des Verbandes der rheiniſch-weſtfäliſchen Preſſe, wandte ſich in einer be. 
ſonderen Broſchüre gegen ihn; auch ein Redakkeur der »Kölniſchen Zei. 
kung«, Proſper Wüllendorff, ſprach ſich gegen die akademiſche Berufsbil- 
dung der Journaliſten aus. 

Viel weiter ausgreifende Pläne entwirft Alo is M eiſter, Geſchichts. 
profeſſor an der Univerfität Münſter.? Sie haben nicht nur ein berufliches, 
ſondern ein ſehr erhebliches politifches Inkereſſe, und da ſie alle Ausſicht 
auf Verwirklichung beſitzen, ja zum Teil während des Krieges ſchon ver- 
wirklicht worden find, fo iſt es notwendig, daß wir uns eingehender mit 
ihnen befaſſen. 

Auch Meiſter hat ein Lob für die ſozialdemokratiſche Preſſe, das 
mancher unker uns allerdings nicht gerade ſchmeichelhaft finden dürfte: 

Wir haben während des Krieges ... in demokrafifchen und ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Zeitungen Darlegungen gefunden, die ſich in der Geſinnung 
von denen des Grafen Revenklow in der »Deufihen Zageszeifung« 
kaum. unterfcheiden. | | 
Dieſes Urteil fand ja feine Betätigung durch den Genoſſen Konrad 
Häniſch, der in feinem Buche »Die deulſche Sozialdemokratie in und nach 
dem Kriege« bekennt, daß er, wenn im Preußiſchen Abgeordnekenhaus 
Kriegsfragen behandelt wurden, »innerlich ſich den Weinhauſen und Pach⸗ 
nicke, den Campe und Friedberg, ja ſogar weiter rechtsſtehenden Gegnern‘ 
im Grunde weit mehr verbunden fühlte als den Liebknecht und Ströbel, 
den Adolf Hoffmann und Hofer«. 

Meifter ſchließt feine Schrift mit dieſem Sah: 

Dieſe geſchloſſene Fronk nach außen zu bewahren und über den 
TFriedensſchluß hinaus den Einheitsgedanken zupflegen und weiter- 
zuenkwickeln, das fei die ſchönſte Aufgabe für eine vaterländiſch ge- 
ſinnte deutſche Preſſe. g 

Wie dieſe Aufgabe gelöſt werden ſoll, das legt Meiſter ausführlich dar. 
Ihm iſt die Preſſe nicht ein Ausdruck der die Offentlichkeit bewegenden 
Strömungen, ſondern ſie iſt umgekehrk deren Leiterin: »Der naive 
Zeikungsleſer wird eingefangen in das Neß von Anſchauungen und Ur- 
keilen, das von der Schriftleitung ſeiner käglichen Lektüre unmerklich über 
ihn gebreitet wird« (S. 10). Die Preſſefreiheit habe die Möglichkeit ge- 
ſchaffen, die innerffaatlichen Dinge in der Öffentlichkeit zu beſprechen; in 
auswärkigen Angelegenheiten dagegen kappke die Meinung der Preſſe noch 
im dunkeln, »weil die Fühlung zwiſchen der Regierung und den Lenk- 
mitteln in der Volksmeinung fehlte«. Um eine Beſſerung darin herbeizu— 
führen, hält der Verfaſſer die Forkſezung der Beſprechungen, die jeßt 
regelmäßig zwiſchen den Verkrekern der größeren Zeitungen ſowie den Ver⸗ 
krekern der Preſſeorganiſationen und den Beauftragten des Kriegsmini- 
ſteriums und anderer Behörden ſtaktfinden, auch für den Frieden für vor- 
krefflich geeignet! 4 

Nach zwei Richtungen erſcheink dem Verfaſſer der Ausbau des Aus- 
landsdienſtes der deutſchen Preſſe als verbeſſerungsbedürftig. Sie ſoll auf 
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der einen Seite die Mitteilungen über die Vorgänge im 
Ausland nicht wie bisher faſt ausſchließlich durch Reuker und Havas 
beziehen. Wobei eingeſchaltet werden mag, daß bis zum Ausbruch des 
Krieges die großen Depeſchenagenturen eine Inkereſſengemeinſchaft mit ab- 
gegrenzten Tätigkeitsgebieten bildeten; Reuter hakte darin den Löwenanteil, 
ihm folgte die franzöſiſche Agence Havas, und erſt in weitem Abſtand kam 
das deutſche Wolffbureau. Auf der anderen Seite ſoll das Ausland nicht 
mehr wie bisher ausſchließlich durch Reuter und Havas über die Ereig- 
niſſe in Deukſchland unterrichtet werden, ſondern ein eigener 
deukſcher Nachrichtendienſtfolleingerichket und in groß- 
zügiger Weiſe ausgebaut werden. 

Schon vor dem Kriege waren derarfige Wünſche geäußert, einige An- 
läufe zu einer Umgeſtalkung des Nachrichtendienſtes der deukſchen Preſſe 
unternommen worden. In der im Jahre 1906 erſchienenen Schrift »Die 
Preſſe und die Weltpolitik, die unter dem Pſeudonym eines 
„Auslandsdeutſchens« erſchien, wurde die Einrichtung eines großen, 
unabhängigen (von Reuker und Havas unabhängig) Preſſebureaus ge- 
forderk, weil der »unbeſtreitbare Mißerfolg« der deukſchen auswärkigen Po- 
litik Frankreich und England gegenüber »in der ungenügenden Fühlung 
mit der die Volksmaſſe bearbeitenden dorkigen Preſſe« zu erblicken ſei. 
Zu derſelben Zeit verlangten die »Kreuzzeitung« und andere bürgerliche 
Blätter eine Umgeſtaltung der Organiſation des Nachrichten- und Preſſe⸗ 
dienſtes Deutſchlands. Sechs Jahre lang war dann davon keine Rede mehr. 
Erſt im Jahre 1912 wieder forderte der »Zeifungsverlag«, das Organ der 
Zeitungsverleger, in einem O. Sk. gezeichneten Artikel die deufjche Preſſe 
auf, Einrichtungen zu treffen, wodurch fie auf ſchnellſtem Wege alles er- 
fahre, »was in nationalem Inkereſſe wiſſenswerk iſt«. Im Juni 1914 faßte 
der Reichsverband der deukſchen Preſſe, eine Organiſation 
bürgerlicher Redakteure und Journaliſten, auf feiner Tagung in Leipzig 
folgenden Beſchluß: 
Der Reichsverband der deukſchen Preſſe erachtet den Ausbau des aus- 
ländiſchen Nachrichkendienſtes durch eine ſelbſtändige, reine deutſche 
Organiſakion für eine dringende Notwendigkeit. Bei der Verwirklichung dieſer 
Forderung iſt die Zuziehung des Reichsverbandes der deuffchen Preſſe, des Ver- 
eins deuffcher Zeikungsverleger ſowie der Leiter des Wolffſchen Telegraphen- 
bureaus unbedingtes Erfordernis, wenn die in Frage kommenden Inkereſſen wirk- 
fam und ſachgemäß wahrgenommen werden ſollen. 


Der zweite Satz dieſer Reſolukion hat eine Spitze gegen die inzwiſchen 
vorgenommene Gründung der deuffhen Kabelkelegrammge jell- 
ſchafk; fie ſollte ſich aber auch gegen einige großinduſtrielle Kreife richten, 
die kurz vorher ein Syndikak für den Auslandsnachrichkendienſt ohne die 
Mitwirkung der Preſſe geründek hatten, das während des Krieges die Be- 
zeichnung »Transozean« angenommen hak. 

Von den Befürwortern der Umgeſtalkung des Nachrichkendienſtes der 
deukſchen Preſſe wird der deulſchen Regierung zum Vorwurf gemacht, daß 
ſie dafür bis zum Kriegsausbruch zu wenig Inkereſſe gezeigk und daß ſie 
auch zur Beeinfluſſung der Öffentlichkeit im Ausland zu wenig gekan habe. 
Wie weit dieſer Vorwurf berechtigt iſt, können wir nichk nachprüfen, da 
uns die Einzelheiten darüber nicht bekannt find, in welcher Weiſe die den 
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diplomakiſchen Verkretungen des Deukſchen Reiches im Ausland zur Ver- 
fügung geſtellten Gelder für ſolche Zwecke verwendet wurden. Seit Kriegs- 
ausbruch iſt darin zweifellos mehr geſchehen. So wurde im Auguſt 1915 von 
der »New Vork World« behauptet, daß die deutſche Regierung große 
Summen für Preſſeagitakion in den Vereinigten Staaten aufwende. Meiſter 
hofft, daß dieſer Behauptung »ein Krümchen Wahrheit« zugrunde liege, 
und die »Frankfurker Zeikung« ſchrieb damals: »Wir wären Narren, wenn 
wir in dem Kriege, in dem unſere Feinde mit allen Mitteln gegen uns ar- 
beiten, an der Keuſchheit zugrunde gehen wollten« 

Profeſſor Meiſter genügt eine ſolche Erweiterung einer Dienſtſtelle des 
Auswärtigen Amkes nichk. Sie möge für den Augenblicksbedarf inmitten 
des Krieges genügen, ſei aber im Grunde ein Notbehelf. Es müſſe ganze 
Arbeit gemacht werden, und zwar in dieſer Weiſe: 


Die Preſſe iſt in Zukunft ganz anders in den Dienſt des Staates 
einzuſtellen, als das bisher geſchehen iſt. Sie iſt auch viel mehr zu unter 
ftüßen durch Ermäßigung der Gebührenſäße für Zeikungstelegramme und Tele- 
phongeſpräche der Zeikungsberichkerſtakter und ähnliche notwendige Erleichterungen. 
Die neuen Aufgaben, die wir der Preſſe zugeteilt ſehen möchten, bedingen aber ein 
vermehrtes Zufammenarbeiten von Reichsregierung und 
Preffeleitungen. Beide haben davon Vorteile, Die Preſſe erfährt von der 
Regierung zuverläſſige Orientierung über die offizielle Po- 
litik, und umgekehrt kann Regierung und Diplomatie werkvolle Dienſte 
von der Preſſe empfangen. Es gibt eine ganze Menge Dinge, die nicht 
zuerſt durch den offiziellen Apparat aufgedeckt, ſondern die leichter durch die 
Preſſe aufgeſtöberk werden. Sie iſt für den Staak zuzeiken geradezu 
eine unbeabſichtigte Geheimpolizei. Eine beſondere Rolle ſpielt dabei der 
Börſenredakkeur. * 

Dieſe gegenſeitigen Beziehungen, die auf eine gute Information und Hilfe- 
leiſtung hinauslaufen, lebhafter zu pflegen: das wird eine Au fgabe der Zu- 
kunft ſein. Das leſende Publikum wird dann eine viel beſſere politiſche Bildung 
erhalten als bisher, wenn ihnen die Dinge immer wieder vorgeführt werden, die 
es von der großen Politik wiſſen muß. Auch auf die Ark dieſer Vorführung muß 
dabei ſorgfältig Werk gelegt werden. An die Preſſe ſowohl wie an die Reichs 
zentrale kreten dadurch neue Anforderungen heran. Sie werden vielleicht der Ark 
ſein, daß wir zu einem förmlichen »Reichsamt der Preſſe« einmal gelangen müſſen. 
(S. 63, 64.) 


In Übereinſtimmung mit dem Reichsverband der deuffchen Preſſe wünſcht 
Meiſter, daß den diplomakiſchen Vertretungen des Deukſchen Reiches im 
Ausland journaliſtiſch vorgebildete Preſſeattachés beigegeben wer- 
den, die die Preſſe des Landes und ihre Hintergründe ſtudieren, ſich über 
den Leſerkreis und die Eigenart der haupkſächlichſten Organe genau unker⸗ 
richten und die Inkereſſenkreiſe ſtudieren ſollen, denen ſie dienen. Wörklich 
jagt Meiſter dann: 


Er muß wiſſen, ob ein Einfluß auf die einzelnen Blätter zu 
gewinnen iſt, ob Ankeile erworben werden können. Er wird mit den Schrift- 
ſtellern und Journaliſten perſönliche B eziehungen pflegen, er wird die 
Perſönlichkeiten, die auf Zeikungen Einfluß haben, Bildung und Charakter der 
Herausgeber und Mitinhaber zu ergründen haben und überhaupt m glich ſt 
vielſeitige Verbindun gen mit ſchriftſtellernden Kreiſen und literariſchen 
Zirkeln anknüpfen. (S. 65.) f 
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Das jo geſammelte Material ſoll dem Auswärtigen Amt oder dem künf- 
figen »Reichsamt der Preſſe« übermittelt werden. Neuigkeiten zu ſammeln 
und an die heimiſche Preſſe weiterzugeben, ſoll nicht Aufgabe der Preſſe— 
aktachés ſein. Unabhängig von dieſen Einrichtungen, aber in Fühlung mit 
ihnen müßte dann die eigentliche Organiſakion zur Vermikklung der Nach— 
richten erfolgen. Man müſſe dabei auf eine allen Völkern zu- 
gängliche Nachrichtenanſtalt hinauskommen, bei der möglichſt 
jedermann ungehindert abonnieren könne. Über die Finanzierung 
dieſer Organiſation ſagt Meiſter: 

Eine jo ausgedehnte Inftitufion müßte ungeheure Mittel zur Ver- 
fügung haben, wollte fie allein auf eigenen Füßen ſtehen. So kapitalkräftig iſt die 
deutſche Preſſe nicht, daß fie elwa aus ſich heraus derarfige über die ganze Welk 
verbreitete Einrichtungen finanzieren könnte. Es wäre demnach ſehr erwünſcht, daß 
die großen Summen, die Handel und Induſtrie bereits vor dem Kriege auf- 
zuwenden enkſchloſſen waren, dieſer Sache dienſtbar gemacht würden. Dann müßten 
natürlich auch die wirkſchaftlichen Ziele, die den Verkrekern dieſer Kreiſe 
vorſchwebten, zu erfüllen geſucht werden: Ausbreikung des wirkſchaftlichen An- 
ſehens der Deukſchen, Unkerſtützung im welkwirkſchaftlichen Ringen. 

Aber auch die deulſche Weltpolitik kann aus einer ſolchen Einrich— 
kung Nutzen ziehen und muß daher ſich ihrer bedienen können. Deshalb iſt auch ein 
Regierungszuſchuß gerechtfertigt, wie ja auch bei den Vorberakungen des 
Induſtrieprojekks ein ſolcher von jährlich 250 000 Mark in Anſchlag gebracht wurde. 
Der dritte Spender müßte der Zeitungsverlag fein. | 
Im übrigen ſcheinen die bisher genannten Summen zu gering zu fein. Wenn 
etwas Gutes geleiſtet werden ſoll, kann man nihf großzügig genug fein. 
Manche überflüſſige Ausgabe wäre uns im Kriege erſpark worden, wenn vorher 
eine gut fundierte Einrichtung beſtanden häfte. (S. 69, 70.) b 

Ehe dieſe Organijation ihre Wirkung ausüben kann, ſoll die Selbſthilfe 
einjegen. An allen Weltpläßen ſollen Korreſpondenken ſitzen, die »deufiche 
Nachrichten in der richtigen Form« verbreiten und für Demenkis und 
Richtigſtellungen in der ausländiſchen Preſſe ſorgen. Die Großfirmen wer- 
den aufgefordert, ihre gutbezahlten Anzeigen künftig nur an ſolche 
Blätter im Ausland zu vergeben, die Zuſchrifken im deutſchen 
Sinn aufnehmen. Vor allem aber ſollten möglichſt viele Zeitungen in die 
Lage geſetzt werden, ſich gute Auslandsberichkerſtakter an den 
wichtigeren Weltplägen zu halten. Zu dieſem Zwecke fordert Meiſter die 
Schaffung eines Reichsfonds, um einer beſtimmken Anzahl von 
Blättern Zuwendungen zu machen zum Zwecke der Koftenbe- 
ſtreitung für Auslandskorreſpondenken«. 

Wir brauchen das Weſen dieſer Forderungen nicht näher zu kenn- 
zeichnen. Sie haben als Vorausſetzung, daß das deutſche Volk ſich bedin- 
gungslos nicht allein für die Auslandspolitik der deuffchen Regierung, auf 
die ſie nur geringen Einfluß hat, begeiftert, ſondern auch die welfpolififchen 
Pläne beſtimmker großinduſtrieller und anderer einflußreicher Kreiſe unker- 
ſtützt! Herr Meiſter wünſcht, daß die Freie Vakerländiſche Ver- 
einigung« und die Deuklſche Geſellſchafk 19144 (in deren 
Klubſeſſeln auch einige prominente Sozialdemokraken Plaz genommen 
haben) dieſe Vorausſetzung ſchaffen. Das wird dieſen beiden Geſellſchaften 
ebenſowenig wie anderen Fakkoren gelingen. Erinnern wir uns doch nur 
daran, daß ſelbſt unter dem Zwange des Krieges auch ſolche Kreiſe, die am 
eheſten für die ausländiſche Politik der deutſchen Regierung ſich einzuſetzen 
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alle Urſache hatten, fie bei manchen Anläſſen in offener und verſteckker 
Weiſe aufs heftigſte bekämpften! 

Aus politiſchen Gründen, die jetzt nicht näher erläuterk werden können, 
muß ſich die Sozialdemokratie gegenüber ſolchen Projekten ablehnend ver- 
halten. Es dürfte wohl ſelbſtverſtändlich ſein, daß kein ſozialdemokrakiſcher 
Abgeordneker die Mittel für eine ſolche journaliſtiſche Verkretung des 
Deukſchen Reiches im Ausland bewilligen wird. 

Aus manchen Zeichen kann geſchloſſen werden, daß die Pläne des Pro- 
feſſors Meiſter ihre Verwirklichung in einer ſeinen Vorſchlägen ähnlichen 
Form finden werden. Wird ſich die ſozialdemokratiſche Preſſe 
dieſer Einrichtungen bedenkenlos bedienen können? Unker den Blättern, 
die Zuwendungen zur Unterhaltung von Auslandskorreſpondenken erhalten 
ſollen, dürften ſozialdemokrakiſche nicht zu finden fein. Selbſt wenn heute 
die Kriegspolitik der deuffchen Regierung in einem Teile der Parteipreſſe 
weitgehende Unterſtützung findet, jo iſt damit zu rechnen, daß wieder die 
Zeit kommen wird, wo die ſozialdemokratiſchen Blätter ſich eine ſelbſtän⸗ 
dige Prüfung der deutſchen Auslandspolitik vorbehalten. Der Unkerſtüßung 
durch die Regierung werden ſich aber nur ſolche Zeitungen zu erfreuen 
haben, die ſich dazu verpflichken, im Sinne des Auswärtigen Amtes zu 
ſchreiben. 

Sollte es gelingen, neben den Bureaus Reuter und Havas ein deutſches 
Nachrichtenunkernehmen von gleicher Größe der Organiſakion zu ſchaffen, 
das vollſtändig unabhängig von ihnen iſt, das mit eigenen Kabeln und 
Radioſtationen, mit großen Bureaus und Preſſeaktachés, mit eigenen Ver⸗ 
krekern und Berichterffatfern an allen Plätzen der Welk von einiger Be- 
deutung arbeitet, fo wird die ſozialdemokrakiſche Preſſe das von dieſem 
Bureau vorgelegte Makerial genau fo kritiſch zu ſichten und zu bearbeiten 
haben, wie das bei der bisherigen Nachrichtenübermittlung ſchon ihre 
Pflicht war. 

Schon vor dem Kriege (Neue Zeit, XXXII, 1, S. 462) habe ich auf die 
Notwendigkeit hingewieſen, daß die ſozialdemokratiſche Preffe 
ſich einen eigenen ausländiſchen Nachrichtendienſt ſchaffe. 
Er muß aus zwei Teilen beſtehen: aus der Übermittlung von zuverläſſigen 
Nachrichten aus der inkernakionalen Arbeiterbewegung möglichſt auf kele⸗ 
graphiſchem Wege, über Vorgänge im inneren Leben der ſozialiſtiſchen 
Parteien und der Gewernkſchafken, über deren Tätigkeit in der Polikik und 
im Wirkſchaftsleben ihrer Länder. Selbſtverſtändlich könnke dieſe ſchnelle 
Berichkerſtaktung nur kurz gehalten ſein, ſie muß wegen der großen Koſten 
zenkraliſiert werden und darf nicht efwa nur einer Richkung in der Ar- 
beiferbewegung Rechnung fragen. Daneben müſſen die größeren Blätter 
nach Möglichkeit einen eigenen Stab von gut unterrichkeken Korreſpon⸗ 
denken an den größeren Plätzen der Welt unterhalten, denen durch anſtän⸗ 
dige Honorierung die Möglichkeit gegeben wird, ihre Selbſtändigkeit gegen ⸗ 
über den offiziellen Unkernehmungen durchaus zu bewahren. “4 

Ganz gleich aber, was wir in Zukunft aus eigener Kraft zu kun ver- 
mögen, in jedem Falle haben wir die Entwicklung, die der Ausbau des 
Nachrichkendienſtes im Ausland nehmen wird, mik der größten Aufmerk- 
famkeit zu verfolgen. | 
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Vom Wirkſchafktsmarkk. 


Forkſchritte der Wirkſchafkskonzenkralion. 
»Srankfurter Zeitung« und »Weſerzeilung« über die heutigen Konzentrationser- 
ſcheinungen. — Die Aufhäufung von Reſervefonds durch die großen Akkiengeſell⸗ 
ichaften. — Vorbereikung zum induſtriellen Konkurrenzkampf. — Verflechkung 
von Induſtrie- und Bankkapikal. — Die ſlille Konzenkralion im Bankbekrieb. — 
Urſachen der Konzenkrakionsbeſtrebungen. — Wirkung der Kriegslieferungen auf 
die Fabrikationstechnik. — Übergang zum amerikaniſchen Syſtem der Zabrikation 
auf Vorrak. — Antriebe zur induſtriellen Bekriebskonzenkralion. — Die kommende 
Ara der Finanz- und Induſtriemonopole. 

Berlin, den 20. Juni 1916. 

Im Wirkſchaftsleben faſt aller am Kriege bekeiligten Staaken vollzieht 
ſich eine derartige Verſchiebung der Produkkions- und Handelsverhältniſſe, 
daß ſelbſt den Blättern des Induſtrie- und Finanzkapikalismus ob des ſtür⸗ 
miſchen Tempos ängſtlich wird. So brachte vor einigen Tagen (am 11. Juni) 
die »Frankfurker Zeitung« einen Arkikel über den Krieg als Urſache der 
Wirkſchaftskonzenkration, der es für hoch an der Zeit erklärt, daß »die 
Öffentlichkeit ſich mit allen dieſen Konzenkrakionserſcheinungen ernſtlich be- 
ſchäftigt, da uns ſonſt die Ereigniſſe in ſozialer Beziehung leicht über den 
Kopf wachſen könnten«. Und noch viel dunkler findet die »Weſerzeitung«⸗ 
in einem »Zunehmendes Drängen nach Konzentration im Unkernehmerkum⸗ 
überſchriebenen Artikel (vom 16. Juni) den wirkſchafklichen Horizont be- 
wölkk. Wenn, meint fie, das Auffreſſen der Kleinen durch die Großen und 
die private Monopoliſierung der Induſtriezweige in gleicher Weiſe fort- 
ginge wie in letzter Zeit, »ſo werden in Maſſe die Vorkämpfer des freien 
Betriebs zu Anhängern des Staaksbekriebs werden«. 

Ahnliche Beſorgniſſe kauchen in der engliſchen und franzöſiſchen Preſſe 
auf, auch in der ſozialiſtiſchen. Paul Louis, den Leſern der Neuen Zeik 
durch verſchiedene Beiträge als franzöſiſcher Geſchichtſchreiber des Gozia- 
lismus und Gewerkſchaftsweſens bekannt, kommt zum Beiſpiel in einem 
Artikel des »Populaire« zu folgender Anſichk über die wirkſchafklichen Fol- 
gen des Krieges: 

Die Verteilung der Reichtümer wird infolge dieſes koſtſpieligen und langen 
Krieges eine weitgehende und kiefgreifende Veränderung erlitten haben. Seit der 
Periode der großen Revolution und des erſten Kaiſerreichs iſt keine Veränderung 
vorgekommen, die dieſer gleicht. Militärifhe Lieferungen bilden immer in der 
Geſchichte ergiebige Quellen privaker Vermögen. Sie gehen in die Dutzende von 
Milliarden. Allgemein geſprochen, werden dadurch die Reichen reicher und die: 
Armen ärmer. Die Erſcheinungen unſerer Kriegsperiode beſtätigen einen der fun- 
damenkalſten Sätze der ſozialiſtiſchen Lehre, den Saß von der Konzen- 
kration des Kapitals 


Der Auffaugungs- und Konzenkrakionsprozeß kritt eben jo deutlich her- 
vor, daß er ſelbſt von den liberalen Handelsblättern nicht mehr ignoriert 
werden kann. Wundern kann man ſich nur, daß dieſe Erkennknis der wirt- 
ſchafklich- revolutionären Folgen des Krieges erſt jetzt zum Durchbruch ge- 
langt, obgleich ſich ſchon im Frühjahr 1915 mannigfache Anſätze ſolcher 
Konzenkrakionsbewegung zeigten. Freilich der Übergang zum Galoppkempo 
iſt erſt in den lezten Monaten erfolgt. Mühelos ließe ſich eine lange Liſte 
der verſchiedenen Verſchmelzungen und Werksübernahmen aufſtellen, die: 
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allein in den verſchiedenen Zweigen der Mekallinduſtrie während de 
letzten Monate erfolgt ſind. Doch ſolche Regiſtrakur muß dem Handelste 
der großen kapikaliſtiſchen Bläkker überlaſſen bleiben. Sie hat hier um b 
weniger Zweck, als ſich die Zahl von Woche zu Woche beträchtlich meh; 
und die Liſte bereits überholt wäre, wenn ſie den Leſern der Neuen Zeil z 
Geſicht käme. Überdies befinden wir uns erſt im Anfang der Konzenkre 
kionsbewegung. Das eigenkliche Konzenkrationsfieber wird vorausſichtlie 
erſt einjegen, wenn der Krieg vorüber iſt und nach einer gewiſſen Umfchai 
kungsperiode die Induftriefätigkeit für den in- und ausländiſchen Mark 
wieder mit verſtärkker Kraft einſetzt. Was heuke geſchieht, iſt im ganze 
nur Vorbereitung auf das Kommende. Noch laßt ſich in vielen Induſtrie 
zweigen zu wenig überſehen, wie ſich die Marktlage nach dem Kriege ge 
Halten wird, weiß man doch noch immer nicht, welche Überraſchungen de 
Friedensſchluß noch bringen könnke, und ſo verlegen ſich die meiſten de 
großen Alkkiengeſellſchaften, die durch ihre direkte oder indirekte Bekeili 
gung an Kriegslieferungen enorme Gewinne eingeheimſt haben, vorläufii 
darauf, offene und geheime Reſervefonds anzuhäufen, das heißt für di 
Zeit nach dem Kriege Kampffonds anzuſammeln, um, wenn ſpäter de 
große Wektſtreit mit der in- und ausländiſchen Konkurrenz beginnt, mög 
lichſt gerüſtet zu ſein. — Daneben befolgt man, wie die Abrechnungen 
zeigen, die Praxis, große Abſchreibungen auf die alten Fabrikeinrichkunger 
vorzunehmen, ſo daß dieſe vielfach nur noch mik einer unfer den wirklicher 
Werk tief herabgehenden Summe zu Buch ftehen. Zum Zeil geſchiehk da: 
ſicherlich, um die zu zahlenden Steuern, beſonders die Kriegsſteuer, niedrig 
zu halten, nicht weniger aber aus dem Grunde, um in der Lage zu jein, 
nach dem Kriege größere Neuanſchaffungen vornehmen und die Werke mit 
neuem leiſtungsfähigerem Invenkar ausſtakken zu können. Es iſt ganz 
zweifellos, daß wenn einerſeits der Krieg in den Kampfgebieten zur Zer⸗ 
ſtörung ſo mancher künſtleriſchen und kechniſchen Werke geführt hat, er an- 
dererſeits, und zwar vor allem in Deukſchland, den Anſtoß zu kechniſchen 
Erfindungen und Verbeſſerungen, zu einer Inkenſion des Produktiong- 
prozeſſes gegeben hat, deren Bedeukung erſt dann voll hervorkreken wird, 
wenn die auf den Kriegsbedarf eingeſtellte gleichförmige Produktion auf- 
hörk und die Kräfte ſich wieder auf dem internationalen Warenmarkt zu 
meſſen beginnen. 

Dazu kommt, daß nach dem Kriege der Einfluß der großen Kreditbanken 
ſich wieder in größerem Maße im induſtriellen Konzenkrakions- und Ver- 
ſchmelzungsprozeß geltend machen wird. Während in den Jahren vor dem 
Kriege die Banken gewöhnlich Paken bei den induſtriellen Fuſionen ffan- 
den, oft ſogar direkt den Anſtoß zur Verſchmelzung gaben, hatten ſie bei 
den jüngſten Verſchmelzungen und Inkereſſengemeinſchaftsbildungen nur in 
einigen wenigen Fällen die Hand im Spiel. Die neueren Fuſionsprojekke 
ſind durchweg aus den betreffenden Induſtriezweigen ſelbſt hervorgegangen 
und verfolgen zunächſt weniger den Zweck der Skeigerung des finanziellen 
Erkrags als den einer gewiſſen induſtriellen Arrondierung, einer Rüſtungs⸗ 
ergänzung — ein Zweck, der allerdings ſchließlich auch auf eine Gewinn⸗ 
ſteigerung hinausläuft. Nicht daß die enge Verflechtung von Induſtrie- und 
Finanzkapital, wie fie gerade in Deukſchland vor dem Kriege beſtand, auf⸗ 
gehört hätte; aber die Großinduſtrie iſt heute infolge ihrer Kriegslieferungen 
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entſchieden unabhängiger von den Banken geworden, als ſie es vordem 
war. Nicht nur ſind die Kriegsgewinne vielfach größer, es bezahlt auch der 
Staat jeine Lieferungen prompker, als das früher im privaten Zahlungs- 
verkehr der Fall war. Nur zu oft mußten große Summen lange geſtundet 
werden. Mit dem Staal, reſpekkive der Heeresverwalkung wickelt ſich heute 
das Geſchäft viel glatter ab. Außerdem haben die Rohſtofflager vieler in- 
duſtrieller Bekriebe ſich beträchtlich vermindert, oder es erfolgt doch die 
Umwandlung der immer wieder zugeführten Rohmakerialien in Ferkig— 
fabrikate weit ſchneller als früher. Während ſonſt große Teile der Be— 
kriebskapikalien in Rohſtoff- und Warenvorräten ſtecken blieben, find fie 
heute als Barmittel vorhanden. Die Großinduſtriellen find alſo, um im kauf- 
männiſchen Jargon zu reden, »geldlich geſäktigk« und deshalb weniger auf 
Bankkredit angewieſen. Daher auch die merkwürdige Erſcheinung, daß in 
den letzten Abrechnungen verſchiedener großer Aktiengefellichaften froß 
ihrer hohen Zeichnungen auf die Kriegsanleihen die Bankſchulden niedriger, 
die Bankeinlagen höher ſind als früher. Infolge der durch den Krieg be— 
wirkten Verſchiebung der wirkſchafklichen Verhälkniſſe iſt eben heute nicht 
mehr ein jo großes Warenkapital zur Aufrechterhalkung der ftefigen Re— 
produktion erforderlich wie vordem, und überdies ſchlägt dieſes Kapital 
ſchneller um. 

Das iſt natürlich nur eine vorübergehende Erſcheinung. Mit dem Auf— 
hören der Kriegslieferungen, der Anhäufung neuer Rohſtoffvorräte nach 
dem Kriege, der Neueinrichkung und Wiederumſchalkung der Werke, der 
Verlangſamung des Umſchlagsprozeſſes werden auch die Anforderungen 
an das Bankkapikal wieder zunehmen und damit zugleich der Einfluß der 
Banken auf die Konzenkrakionsbewegung. 

Inzwiſchen vollzieht ſich, wie ich ſchon jüngſt in dem Artikel »Geldmarkt 
und Bankgeſchäft im Jahre 19154, Neue Zeit, 3. Heft, dargelegt habe, im 
ſtillen innerhalb des Bankweſens ſelbſt eine wirtſchaftsgeſchichtlich höchſt 
intereſſante Konzentration, die neuerdings durch die Neuregelung des 
Deviſenverkehrs zu dem Zweck, den Markkurs zu erhöhen, eine nicht un— 
weſenkliche Förderung erfährk. Sollte der Zweck einer Aufbeſſerung un— 
ſerer Valutaverhältniſſe zu den neutralen Ländern erreicht werden, dann 
ließ ſich die Bevorzugung beſtimmker Börſenplätze und beſtimmker großer 
Bankinftitute kaum vermeiden. Die nakürliche Folge iſt aber, daß wieder 
die mittleren und kleineren Banken aus dem Geſchäft herausgedrängt und 
ihnen ein Stück ihres Erwerbskerrains abgegraben wird. Doch das find 
ebenfalls alles erſt Vorbereitungen auf den großen Verſchmelzungsprozeß, 
der ſich aller Vorausſicht nach im Bankbefrieb vollziehen wird, wenn nach 
dem Kriege das große Anleihe- und Emiſſionsgeſchäft wieder einſetzt, In— 
duſtrie- und Bankkapital ſich noch enger miteinander verflechten und zu— 
gleich in den dann wieder mehr Geld gebrauchenden Geſchäftskreiſen eine 
Abſtoßung der Kriegsanleihewerke beginnt. 

Gewöhnlich wird in der kapitaliſtiſchen Preſſe dieſe immer ſchärfer her— 
vorkrekende Konzenkraklionskendenz kurzweg auf die durch die hohen Kriegs- 
gewinne aufgepeitſchte Begierde nach höheren Unternehmerprofiten er— 
klärt, manchmal auch aus dem Beſtreben, die unter dem Druck des Krieges 
erlittenen Verluſte nach Friedensſchluß möglichſt wieder auszugleichen. Die 
»Weſerzeitkung« meint zum Beiſpiel in dem vorhin erwähnten Artikel: 
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Die Begierde nach Gewinnung vollffändiger Gewalt über alle Beteiligte 
eines Erwerbszweigs wird durch auffallende Erfolge des Truſtweſens in den Vet 
einigten Staaken, des Syndikakweſens in Deutfchland geradezu aufgepeitſchk, aı 
meiſten natürlich bei denen, die durch den Krieg oder aus ſonſtigen Gründen i 
eine üble Lage geraten find. 


Was das Bremer Blakt damit bietet, iſt nur eine Variante der von ver 
ſchiedenen Kartelltheoretikern gepredigken Lehre, die Karkelle und Syndi 
kate wären »Kinder der Nok«; eine Lehre, die mit den Takſachen ir 
grellſten Widerſpruch ſteht, denn die meiſten ſolcher Unternehmerverbänd 
find nachweislich gar nicht in Zeiten der Not enkſtanden, ſondern in Pro 
ſperitätsperioden — zum Zwecke beſſerer Ausnußung der günſtigen Kon 
junktur. Gegenüber ſolcher halben Entſchuldigung verdient immerhin nod 
jene Motivierung den Vorzug, die den Grund der Konzenkrakionsbeſtre 
bungen in dem Triebe nach Gewinnſteigerung erblickt. Allerdings erfaß 
auch ſie nur die Außenſeite der Sache. Dieſer Trieb war auch zu anderer 
Zeiten vorhanden; wenn er froßdem nicht in gleichem Maße zur Konzen 
trafion und Monopoliſierung führte wie jetzt, jo deshalb nicht, weil einer 
jeits die induſtrielle Entwicklung inzwiſchen das Bedürfnis nach eine: 
größeren Betriebszuſammenfaſſung und Erweiterung der Waſſenfabrika 
tion geweckt, andererſeits weitere Vorbedingungen für die Durchführung 
des Konzenkrakionsprozeſſes gelieferk hat. 5 

Ein Teil der für den Heeresbedarf arbeikenden Werke ſah ſich ge- 
zwungen, die Fabrikation ganz neuer Arkikel, zum Beiſpiel Granaten, 
Zünder, Patkronenhülſen, aufzunehmen und ſich darauf einzurichten, ein 
anderer Teil blieb zwar innerhalb ſeiner Branche beihäftigt, fand ſich aber 
genötigt, jetzt das Hauptgewicht auf die Herſtellung beſonderer Spezial 
artikel zu legen. Eine Automobilfabrik, die zum Beiſpiel bisher vorwiegend 
Perſonenkraftwagen gebaut hakte, mußte nun die Anferkigung von Kran⸗ 
ken-, Laft- oder Panzeraukomobilen übernehmen, eine Treibriemenfabrik 
die Herſtellung von Pferdegeſchirren, Sakkelkaſchen oder dergleichen. Dieſe 
ſogenannke Umſchalkung der Produkkion war aber meiſt nur möglich durch 
Umänderung der Fabrikakionseinrichtungen, Umbau oder Neuanſchaffung 
von WMaſchinen, einſtweilige Außerbekriebſetzung alter kechniſcher Einrich- 
kungen. Und da es ſich meiſt um Maſſenaufkräge handelte, war eine wei 
kere Spezialiſierung der Fabrikakion nötig, denn die früher häufig neben- 
einander angefertigten verfchiedenarfigen Arkikel konnten nun nicht mehr 
zugleich hergeſtellt werden. Man mußke ſich notwendig auf die Anferkigung 
beſtimmter Spezialfabrikake beſchränken und verſuchen, in dieſen das Ver⸗ 
fahren auf die höchſte erreichbare kechniſche Stufe zu bringen, um fo mehr, 
als die Verkeuerung der Rohmalerialien, die Lohnſteigerungen und die An- 
ſprüche der Heeresverwalkung zu infenfivfter Ausnutzung der Fabrikakions⸗ 
mittel nötigten. | 

Dadurch haben viele Unternehmungen eine Schule moderner Maſſen⸗ 
fabrikakion durchgemacht. Die Werke find heute größtenteils fabrikakions⸗ 
kechniſch weit mehr auf die Maſſenprodukkion zugeſchnitten als vor dem 
Kriege: die Betriebsanlagen find vergrößerk, neue Maſchinen find einge- 
führt, die Arbeitsintenfität iſt geſteigert worden. Zudem aber hal man ge- 
lernt, mit den Rohſtoffen ſparſamer zu wirkſchaften und an Stelle mancher 
teurer Materialen billigere Erſatzſtoffe zu verwenden. 
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Welche Rückwirkungen dieſe Anderungen auf die Gefamtprodukfion 
haben werden, läßt ſich heuke noch kaum in allen Einzelheiten überſehen; 
als ſicher kann aber gelten, daß die Maſſenerzeugung für den großen 
Markt, die Produktion auf Vorrat, wie fie ſich in Amerika und keilweiſe 
auch in England durchgeſetzt hat, auch in Deukſchland einen großen Auf— 
ſchwung nehmen und die Arbeit auf Beſtellung, die ſogenannke »Kunden- 
arbeit«, weiter zurückdrängen wird. Bisher ſpielte dieſe Art der Fabri— 
kation noch immer eine große Rolle in Deutſchland. Der Maſchinenfabrikank 
fertigte beiſpielsweiſe nur beſtimmte, oft begehrte Modelle auf Vorrat oder, 
wie es gewöhnlich heißt, auf Lager an, die anderen Arten wurden erſt an- 
gefertigt, wenn darauf Beſtellungen einliefen. Dieſe Arbeit auf Beſtellung 
hatte ihre Vorkeile, denn es konnten dabei beſondere Wünſche und An— 
ſprüche der Auftraggeber berückſichkigt werden. Vornehmlich hat dieſe Art 
der Fabrikation dazu beigekragen, daß Deukſchland überall auf den auslän- 
diſchen Exporkmärkten feſten Fuß zu faſſen vermochke, da ſie den beſonderen 
lokalen Geſchmacksrichkungen und Bedürfniſſen weit leichter Rechnung zu 
tragen vermag als die Maſſenfabrikakion auf Vorrak. Andererſeiks hat 
aber auch die Arbeit auf Beſtellung ihre ſchweren Nachteile. Sie vor allem 
hat dabei mitgewirkt, daß der Verkrieb amerikaniſcher Maſchinen in 
Deutſchland noch immer eine große Rolle ſpielt; denn der Fabrikant, der 
eine Maſchine braucht, will nicht erſt drei, vier, ſechs Monate auf ihre Lie- 
ferung warten, von der er überdies noch nicht weiß, wie ſie ausfallen wird; 
er will ſie gleich haben, fie vor ſich ſehen, womöglich in Tätigkeit. 

Selbſtverſtändlich wird nun nicht in allen Induſtriezweigen die Fabri— 
kation auf Beſtellung einfach aufhören. Die Texkilinduſtrie, deren wich- 
tigſte Zweige ſtets mit dem Modewechſel zu rechnen haben, produzierk bei- 
ſpielsweiſe unter ganz anderen Bedingungen wie die Walzwerk- oder Ma— 
ſchineninduſtrie; aber daß in verſchiedenen der wichtigſten Induſtriezweige, 
vor allem der Mekallinduſtrie, ein beſchleunigter Übergang zum amerika- 
niſchen Syſtem erfolgen wird, ſcheink mir durchaus ſicher. 

Das Bedürfnis, die vergrößerten Betriebsanlagen auszunußen und die 
Maſſenproduktion zu forcieren, bewirkt aber nakürlicherweiſe, daß die 
großen Unternehmer die kleineren Konkurrenken auszuschalten und ſich deren 
Betriebe, ſoweit dieſe brauchbar find, anzugliedern frachten, während fie 
mit den größeren Konkurrenten zu einer Verſtändigung über Fabrikation 
und Abſatz, zur Bildung von Karkellen, Syndikaken oder ſogenannken 
Inkereſſengemeinſchaften zu gelangen ſuchen. Dazu krägt in einzelnen In— 
duſtriezweigen, beſonders der Eiſeninduſtrie, die durch den Krieg geförderte 
Erkennknis bei, wie förderlich es für den ganzen Betrieb iſt, wenn dieſer 
nicht in dem Bezug von Rohmalerialien und Halbfabrikaken von den wech— 
ſelnden Marktverhälkniſſen und dem Belieben anderer Unternehmungen 
abhängt, ſondern mit Werken vereinigt iſt, die ihn in jedem Falle recht— 
zeitig mit den benötigten Roh- und Hilfsſtoffen verſorgen. 

Außerdem kommt in Betracht, daß in der Bergwerks- und Hükken— 
nduſtrie die Gewinnung der ſogenannken Nebenprodukte, wie Kohlenkeer, 
Benzol, Gas, Gaskoks, Schwefelſäure, Thomasmehl uſw. uſw. eine immer 
jrößere Bedeukung gewonnen hat. Viele dieſer Nebenprodukte wie auch 
bie bei ihrer Herſtellung verbleibenden Rückſtände laſſen ſich jedoch nur 
bann profitabel verwerten, wenn ſolche Bergwerks- oder Hükkenbekriebe 
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mit entſprechenden Nebenanlagen verſehen oder anderen Betrieben, d 
derartige Nebenanlagen beſitzen, angegliedert ſind. Erſt das Handinhani 
arbeiten garankiert eine ſichere Ausnutzung. 

Das find in der Hauptſache die Faktoren, die zu weiterer Konzenkratio 
drängen. Mag immerhin der Krieg die Entfaltung einzelner Induſtri⸗ 
zweige ſtören und andere wirtſchaftlich vernichten, im ganzen wird er di 
wirkſchaftliche Entwicklung Deutſchlands mit Macht vorantreiben — hinei 
in eine neue Enkwicklungsära: in eine Periode der großen Finanz- un 
Induſtriemonopole, die uns erſt die organiſakoriſchen Vorbedingunge 
liefern wird, die zur Durchführung einer ſozialiſtiſchen Wirkſchaftswei 
notwendig find. Wer freilich noch immer krot aller Lebenszähigkeit, die di 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe beweiſt, der Auffaſſung iſt, eigentlich hatt 
dieſe ſich längſt überlebt, mag dieſen Übergang zu einer neuen kapikaliſt 
ſchen Entwicklungsphaſe für recht überflüſſig halken; aber die Wirkſchafts 
entwicklung dürfte ebenſowenig wie bisher darauf Rückſicht nehmen, o 
man ihre weiteren Fortſchritte für überflüſſig oder hiſtoriſch nicht nofwendi 
hält; fie wird ſich rückſichtslos gemäß den gegebenen kauſalen Bedingunge 
durchſetzen. Heinrich Cunon 


Likerariſche Rundſchau. 


Dr. R. Kjellen, Die poliliſchen Probleme des Weltkriegs. berſetzt vo 
Dr. Fr. Stie ke. Leipzig und Berlin 1916, Verlag B. G. Teubner. 142 Seiten 
Preis 2,40 Mark. 


Wenn wir nicht irren, iſt Kjellen am meiſten durch feine Schrift „ie Groß 
mächke der Gegenwart« bekannt geworden, die im gleichen Verlag 191 
erſchienen iſt (jüngft in elfter Auflage, 208 Seiten, 2,40 Mark) und die eine ge 
drängte geographiſch-politiſche Charakkeriſtik der Großmächte, ihrer innerpolifi 
ſchen und Erpanfionsprobleme vom Standpunkt eines ſchwediſch-deutſchen Im 
perialismus gibt. Im Gegenſaß zu feiner früheren Arbeit, die immerhin objekfi 
gehalten und darum durchaus leſenswerk iſt, nimmt die ſoeben erſchienene Schrift 
»Die politiihen Probleme des Weltkriegs« von vornherein und offen einſeiti 
Stellung und iſt auch eine Parteiſchrift, die ebenſogut von Rohrbach, Ruedorffe 
oder einem anderen deutſchen Imperialiffen der »mikteleuropäiſchen Richtung 
unterzeichnet werden könnke. Im Grunde genommen, iſt dieſe Schrift nur eine Zu 
ſammenfaſſung der in deukſchen Kriegsſchriften und ſpeziell im großen Sammel 
werk »Deutſchland und der Weltkrieg« geäußerken Anfichten. Kjellen hat dief 
ſyſtemakiſiert und nach gewiſſen Geſichtspunkten geordnet. Darin liegt auch de 
Wert dieſer Arbeit: man erhält aus ihr einen Überblick über die Probleme de: 
Weltkriegs, wenn man auch die Beleuchtung, die der Autor ihnen gibt, als ein 
ſeitig und parfeiifch ablehnen muß. | 

Nach einer allgemeinen Einleitung über Krieg und Staatswiſſenſchaft, in dei 
Kjellen den Staat als eine »ſelbſtändige, überindividuelle Perſönlichkeit« pro: 
klamierf und daraus die Notwendigkeit der Kriege als eines »Entwicklungswerk, 
zeugs« ableitet, geht er zur Darſtellung der geographiſch-militäriſchen (»geopolifi- 
ſchen«) Nationalitäts- und Raſſenprobleme, der wirkſchafklichen Kämpfe und dei 
Kultur- und Verfaſſungsfragen über, von denen jetzt jo viel geredet wird. Das 
Kapitel über Raſſenprobleme enthält nichts weiter als die Proklamierung des 
Kampfes zwiſchen Europa und dem Panflawismus; tiefer wird das Nationalitäten. 
problem behandelt; eine Löſung gibt aber Kjellen nicht, er zeigt nur ſeinen Zuſammen: 
hang mit dem Ausgangspunkt des Krieges. Oberflächlich und durchaus ſchief iſt die 
Beurkeilung der engliſchen Verfaſſung, die mit der ruſſiſchen auf gleiche Stufe ge- 
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ſtellt wird, während die Verfaſſung Deuffchlands und die Behandlung der Nakio— 
nalitäten in Sſterreich-Ungarn als muſterhaft geprieſen werden. Von wirklichem 
Intereſſe iſt nur das erſte Kapitel, wo Kjellen die imperialiſtiſchen Ziele der 
kämpfenden Staaten vom geographiſch-militäriſchen Standpunkt aus kennzeichnet. 

Nach einem Vortrag des Afrikaforſchers Harry Johnſton gibt Kjellen 
den Inhalt eines Abkommens wieder, das Deutſchland und England vor dem 
Kriege über Zentralafrika und Vorderaſien abgeſchloſſen haben ſollen. Danach 
ſollte Deutſchland den franzöſiſchen Kongoſtaat gegen Abkrekung Lothringens an 
Frankreich, das innere Belgiſch-Kongo im Auskauſch gegen Luxemburg (das aus 
der Zollvereinigung ausgeſchieden wäre) und das ſüdliche Angola gegen Geldenk— 
ſchädigung an Portugal erhalten. Ebenſo fiel ganz Türkiſch-Aſien bis Basra mit 
Ausnahme einer franzöſiſchen Halbenklave in Syrien in die Einflußſphäre Deutich- 
lands. Es iſt ſchwer zu jagen, wie ſich die öffenkliche Meinung in Deutſchland zu 
dieſem Abkommen verhalten häkte. Kjellen meint, daß Deutſchland auch damit 
nicht hätte zufrieden ſein können, weil ſeine afrikaniſchen Beſitzungen ohne Ver— 
bindung mit den aſiatiſchen geblieben wären. Will man die deukſche Macht end- 
gültig von aller Abhängigkeit befreien, ſagt er, ſo muß das Programm Elbe— 
Euphrat zu einem Elbe-Aquakor erweitert werden, das heißt Agyp— 
ten, der Sudan bis einſchließlich Zentralafrika müſſen zu Vorder- 
aſien hinzukommen, um das Weltreich als geſchloſſenes Ganzes zu beſitzen. 
Gleichzeitig meint aber Kjellen mit Rohrbach und vielen anderen Imperialiſten, 
daß Englands Weltherrſchaft und ſpeziell der Beſitz Indiens mit der Aufrecht— 
erhaltung der engliſchen Herrſchaft über Ägypten unzerkrennlich verbunden iſt. 
England ſtrebt darum, eine Landbrücke über Arabien zwiſchen Agypken und Indien 
zu ſchaffen. Hier kreuzen ſich alſo die imperialiſtiſchen Beſtrebungen beider Mächte. 
Es iſt natürlich nicht die Aufgabe des vorliegenden Referats, eine Kritik dieſer 
imperialiſtiſchen Ziele zu geben; es ſei hier nur bemerkt, daß derarkige weitſchwei— 
fende Pläne auf jeden Fall für die prakkiſche Politik vorläufig jo gut wie belang- 
los find, da ſonſt das Übereinkommen zwiſchen England und Deutſchland von 1914 
unmöglich geweſen wäre. Unrichtig iſt es auch, daß die Rivalität zwiſchen Eng— 
land und Rußland in Alien nach dem Abkommen von 1907 aufgehört hak. Wir 
werden darauf noch bei einer anderen Gelegenheit zu ſprechen kommen und be— 
weiſen, daß dies keineswegs der Fall war und daß umgekehrt England Deutſch— 
land auch in Vorderaſien als Bollwerk gegen Rußlands Vordringen nökig hatte. 

Man muß nicht nur die Einſeitigkeit der imperialiſtiſchen Geſchichtſchreibung 
immer wieder korrigieren, ſondern auch ihre abfolute, rein mekaphyſiſche Bekrach— 
kungsweiſe überhaupt ablehnen. Sie kennt nur unverſöhnliche Gegenſätze und 
ſieht keinen anderen Ausweg als den Krieg. So meint Kjellen, daß nicht allein 
zwiſchen Deutſchland und England ein unverſöhnlicher Gegenſatz in Vorderaſien 
bis Suez beſtand, ſondern auch, daß ſelbſt für Serbien und Sſterreich-Ungarn »die 
Erde zu eng geworden war«! (S. 63.) Hier haben wir den Kriegsfafalis- 
mus, dem leider auch viele Genoſſen als dem »echken Marxismus« huldigen. ... 
Solche unverſöhnbare Gegenſätze laſſen ſich überhaupt ſehr leicht konſtruieren, in- 
dem man mit Ruedorffer annimmt, daß jede Nation danach ſtrebt, Welt- 
nation zu werden, daß jede die Welt beherrſchen will. Dann gibt es überall 
unverſöhnliche Gegenſätze zwiſchen den Staaten, nicht allein am Suezkanal und 
auf dem Balkan uſw. 

Ebenſowenig wie man eine militäriſch-geographiſche Nokwendigkeit für die 
Weltherrſchaft anführen kann, iſt eine wirkſchaftliche Notwendigkeit zur Schaf- 
fung von geſchloſſenen Handelsſtaaken nachzuweiſen. Kjellen findet dieſes wirt— 
ſchaftliche Motiv des Imperialismus haupfkſächlich auf ſeiten Deutjchlands, wäh- 
rend Englands Kriegsziel in der Erhaltung des Freihandels beſtehen jollte. 
Außerdem ſieht er den wirkſchaftlichen Zweck des Krieges für England ... in der 
militäriſchen Herrſchaft über die Meere, über die »von alters her der Weg 
zu den Märkten und Ländern geht«. Welche Bedeutung hat aber die Freiheit der 
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Meere für den wirkſchaftlichen Wettbewerb in Friedenszeiten? Köjelle 
gibt zu, daß England in der Gegenwart keinen Grund hakte, mit ſeiner Lage u 
zufrieden zu ſein, es wollte aber den zukünftigen Konkurrenken beſeitigen. Dan 
mußte es ſich doch in erſter Linie gegen Amerika wenden! Und wie könnfe au 
Deutſchlands Wettbewerb für alle Zukunft unmöglich gemacht werden? Kelle 
jagt: »Der levantiſche Zuſammenhang würde Deukſchlands Konkurrenzkraft w. 
ſenklich ſtärken; daher muß es England am Herzen liegen, das zu verhindern 
Daß der »levantiſche Zuſammenhang« Deukſchlands Konkurrenzkampf ſtärke 
würde, beſtreiten ſelbſt bedeutende Vertreter des deutſchen Wirtſchaftslebens, w 
der Generaldirektor der »Phönir«, W. Benkenberg (Neue Freie Preſſe 
vom 23. April 1916). Abgeſehen davon, vergißt Kjellen, daß England vor dei 
Kriege gewillt war, Vorderaſien als Deutſchlands Einflußſphäre zu betrachten 
Wie dem aber auch ſei, eines iſt klar, daß der »Weltwirtſchaftskrieg. 
von dem jetzt ſo viel geſprochen wird, auch nach Kjellens Erläuterung ſich als nicht 
anderes als ein Weltkolonialkrieg erweiſt, der in Wirklichkeit mit de 
Wirkſchaft und dem Handel des Landes nichts zu kun hat. 

Beachtenswert iſt es, daß Kjellen offen zugibt, der Krieg ſei überall als Mitte 
angeſehen worden, um den inneren ſozialen Krieg zu vermeiden. Wenn er abe 
mit Übersberger meint, daß in England nicht die ſozialen, ſondern die nafio 
nalen Gegenſätze zum Kriege gekrieben haben, daß man dort auf dieſem Weg 
den irländiſchen Konflikt löſen wollte, ſo kennk er die Geſchichte dieſes Konflikte: 
ſehr wenig, die England umgekehrt warnen mußte, durch einen Krieg die Leiden 
ſchaften in Irland aufflammen zu laſſen, wie auch der letzte Aufſtand in Irland 
bewieſen hat. 

Zum Schluſſe möge noch bemerkk werden, daß Kjellen keinen Unkerſchied zwi 
ſchen Angriffs- und Verkeidigungskriegen machen will und dem »Triumph der 
verketzerken deulſchen Diplomakie« volle Anerkennung zollt, die es verſtanden hat 
»beim Ausbruch des Krieges das eigene Volk in dem Gefühl, daß es jetzt Not. 
wehr und nichts anderes gelte, zuſammenzuſchließen «. 

Wan ſieht, die ganze Schrift iſt eine Zuſammenfaſſung deuffcher imperiali- 
ſtiſcher Gedankengänge, ohne felbftändige hiſtoriſch-Kritiſche Analyſe, und darum 
auch nicht frei von vielen Widerſprüchen. Als ſolche Arbeit verdienk ſie auch 
geleſen zu werden. Sp. 


Nokizen. 


Der Außenhandel Rußlands im Jahre 1915. Nach der »Torgowa Prompfclen- 
naja Gazeka« keilen die amtlichen »Nachrichten für Handel, Induſtrie und Land- 
wirtſchaft« (Nr. 33, 1916) ein reichhaltiges Zahlenmaterial über den ruſſiſchen 


Außenhandel im Jahre 1915 mit. Danach wurden folgende Wertmengen erreicht. 
Es betrug in Millionen Rubel: 


1913 1914 1915 
Die Ausfuhr 1520,1 956,1 897,2 
SEINPUDEn nA 1098 1114 
Der Geſamkaußenhandel . . 2894,1 2054, 1 1511,2 


Im Vergleich mit dem Jahre 1913 ift der Geſamkhandel 1915 auf 52 Prozent 
zurückgegangen. Der Rückgang hat aber Ausfuhr und Einfuhr nicht 
gleichmäßig gekroffen. Während nämlich der Wert der Ausfuhr auf 
26 Prozent zurückging, erlitt die Einfuhr nur einen Rückgang auf 81 Prozent. In. 
folgedeſſen verwandelte ſich der Ausfuhrüberſchuß, den Rußland früher faſt ſtändig 
aufzuweiſen hakte, 1914 und 1915 in einen Einfuhrüberſchuß. Der Ausfuhrüber- 
ſchuß betrug in dem Jahrfünft 1909 bis 1913 im Jahresdurchſchnitt 362 Millionen 
Rubel (1913 nur 146 Millionen Rubel), 1914 ergab ſich ein Einfuhrüberſchuß von 
142 Millionen Rubel, der 1915 auf 717 Millionen ſtieg. 

Der ruſſiſche Außenhandel hak aber auch andere Wege einſchlagen 
müſſen unker dem Einfluß des Krieges. Es ſtellte ſich nämlich die Ausfuhr 
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Rußlands über die verſchiedenen Grenzen in den drei letzten Jahren wie folgt 
Zahlenangaben in Millionen Rubel): 


1913 1914 1915 
Über die europäifhe Grenze . . 1232,8 706,1 181,3 
- haulhaſiſche und Schwarze— 
132,9 104,3 — 
- aſiakiſche Grenze. 99,2 90 83,3 
Im Handel mit Finnland. 59,3 59,7 132,6 


Am ſtärkſten ins Gewicht fallend ift der Rückgang der Ausfuhr über die euro- 
päiſche Grenze, für die faſt nur der Hafen von Archangelsk in Betracht kam. 
(Außerdem die Durchfuhr über Schweden und Finnland.) Die Ausfuhr über die 
kaukaſiſche und Schwarzmeergrenze hal ganz aufgehört. Dagegen iſt die Ausfuhr 
über die aſiatiſche Grenze nur wenig geſunken, die Ausfuhr nach Finnland ſogar 
beträchtlich geſtiegen. Doch ſind im Durchgangsverkehr über Finnland nur ver— 
hältnismäßig geringe Warenmengen ausgeführt worden. (Nach England für 4,8 
und nach Schweden für 3,7 Willionen Rubel.) 

Auf die wichkigſten Beſtimmungsländer verteilte ſich die Ausfuhr 
a die Ausfuhr über die aſiatiſche Grenze) wie folgt (Angaben in Millionen 
Rubel): 


Jahresdurchſchnitt 

1908 bis 1913 1914 1915 
Deutſchland 434,9 248,8 — 
306,9 188,5 150,5 
1381.1 94,7 — 
eie 94,5 55,6 a 16,6 
54,4 40,6 0,2 
Öfterreih-Ungarn . . . 68,3 38,9 — 


Die größte Bedeukung als Markt für die ruſſiſchen Waren hakte vor dem 
Kriege Deutſchland: die Ausfuhr dahin bekrug im Jahresdurchſchnitt 1904 bis 
1908 27,4 Prozent und im Jahresdurchſchnitt 1909 bis 1913 30,6 Prozent der Ge- 
jamtausfuhr. An zweiter Stelle ſtand England, und gleich hinterher folgte Holland, 
das zweifellos in hohem Maße Durchgangsland für die indirekte Ausfuhr nach 
Deutſchland geweſen iſt. 

Nach Warengruppen verkeilte ſich die Ausfuhr (ohne die Ausfuhr über 
die aſiatiſche Grenze) wie folgt (Angaben in Millionen Rubel): 


Jahresdurchſchnitt 
1904 bis 1908 1909 bis 1913 1914 1915 
iel 599,1 879,6 492,1 169,1 
Rohſtoffe und Halbfabrikate 338,7 490 339,1 130,6 
17,1 26,3 12,9 — 
e 20586,2 26,9 22 14,1 


In den beiden Jahrfünften vor dem Kriege hat die Ausfuhr von Lebensmitteln 
dem Werke nach 61 bis 62 Prozent der gefamten Ausfuhr betragen, die von Roh- 
ſtoffen und Halbfabrikaten 34 bis 35 Prozenk, und diejenige der übrigen Waren 
überſtieg nicht 4 Prozent. Im Jahre 1915 hat die Ausfuhr von Lebensmitteln ver- 
gleichsweiſe (abgeſehen von der geringfügigen Ausfuhr von Tieren) den ſtärkſten 
Rückgang erfahren. Weniger ſchwer wurde die Gruppe der Rohſtoffe und Halb— 
fabrikate betroffen. Verhältnismäßig am wenigſten iſt die Ausfuhr von Fabrikaken 
zurückgegangen. An der Ausfuhr von Lebensmitteln war im Jahresdurchſchnitt 
der beiden letzten Jahrfünfte die Gekreideausfuhr mit 78 bezw. 76 Prozent be- 
keiligt, im Jahre 1915 nur noch mit 40 Prozent; die größte Bedeutung hakte 1915 
die Ausfuhr von Yutter, Eiern und Zucker. 

Andere Wege als der Ausfuhrhandel hat 1915 der Einfuhr handel be— 
ſchritten. Es wurden nämlich über die verſchiedenen Grenzen eingeführt Waren im 
Werte von (Angaben in Willionen Rubel): 
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1913 1914 1915 
Über die europäifhe Grenze. .. 11463 854,3 429,1 
- hauhaſiſche und Schwarze— 


meerg renne 18,3 22,4 1,4 
„ aſiakiſche Grenze. 153,5 158,9 439,8 
Im Handel mit Finnland 56 62,4 243,7 


Es iſt alſo der Einfuhrhandel über die europäiſche Grenze (Archangelsk 
Schweden) bedeutend zurückgegangen. Ebenſo der Einfuhrhandel über die kau 
ſiſche und Schwarzmeergrenze. Dagegen hat die Einfuhr über die aſiatiſche Gre 
(über Wladiwoſtok) und aus Finnland ſich faſt verdreifacht und verfünffacht. W 
rend die Ausfuhr haupkſächlich den Weg über die europäiſche Grenze und n 
Finnland nahm, kamen die Einfuhrwaren in erſter Linie über die aſiakiſche 
erſt in zweiter Linie über die europäiſche Grenze. Im Durchgangsverkehr ü 
Finnland wurden 1915 ausländiſche Waren im Werke von 152 Millionen Rı 
eingeführt. 

Als wichkigſte Herkunftsländer kommen die folgenden in Betr 
(Einfuhrwertmengen in Millionen Rubel): 


Jahresdurchſchnitt 

1909 bis 1913 1914 1915 
Deütſchlaſ td mar 417,8 23,7 
England 167,4 227,8 
Vereinigte Staaken 78,5 77 191: 
Frankreich! 36592 42,9 28,8 
Sinnland. =. 7.2200 2 8 53,7 91,8 
Oſterreich- ungarn 32,3 23,5 1,4 
Offindien 2.2 0 SED 24,5 4 75 
Holland a 19,4 8,3 
Jallien ed 19 8,2 
Chindgaa‚ 18,3 22,4 
Türke: Tr 9,5 0,6 
Schweden 10,4 11,1 54,2 


Abgenommen hak demnach die Einfuhr aus Deutjchland, Frankreich, Of 
reich-Ungarn, Oſtindien, Holland, Italien und aus der Türkei. Zugenommen hat 
Einfuhr aus England, den Vereinigten Staaken, Finnland, China und Schwed 
Leider umfaſſen dieſe Angaben nicht die Einfuhr über die aſiatiſche Grenze, ſo! 
die wirkliche Einfuhr zum Beiſpiel aus den Vereinigten Staaten, China und Jay 
noch nicht feſtgeſtellt werden kann. 

Nach Warengruppen verkeilte ſich die Einfuhr (ohne die Einfuhr ü 
die aſiakiſche Grenze) wie folgt (Angaben in Millionen Rubel): 


Jahresdurchſchnitt 
1904 bis 1908 1909 bis 1913 1914 1915 
Lebensmittel. 107,4 135,1 120,9 75,6 
Rohſtoffe und Halbfabrikakte 352,5 516,7 472 297,3 
LIE 1,3 2,8 2,4 0,9 
Fabrika fe,. 184 849,1 343,8 300,4 


Vor dem Kriege ſtand die Gruppe der Rohſtoffe und Halbfabrikate an erf 
Skelle. Im Jahre 1915 hat ſie dieſen Platz an die Gruppe der Fabrikate abgel 
müſſen. Dieſe Gruppe hat auch den geringſten Rückgang zu verzeichnen. Die h 
vorragendſte Stelle unter den Fabrikaken aus Metall nahmen 1915 Maſchin 
ein. Die verhältnismäßig größte Steigerung hat in dieſer Gruppe die Einfuhr ı 
Fahrzeugen erfahren. Einen außerordenklichen Umfang hat im Jahre 1915 die E 
fuhr von Stacheldraht und Drahknägeln erreicht. Leider fehlen aber auch hier 
Angaben für die Einfuhr über die aſiakiſche Grenze, die das Bild erſt vollifäni 
machen würden. 5 


Für die Redaktion verankwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Gewerkſchafken und Produkkionsprozeß. 
Von Adolf Braun. 


1 

So klar die kapitaliſtiſche Entwicklung vorgezeichnef und jo gerad- 
nig ihr Weg iſt, ſo ſelten Rückſchläge aus dem Fabrikſyſtem — wenn wir 
on der Hausinduſtrie abſehen, die doch dezenkraliſierke Fabrikinduſtrie 
£ — in zurückgebliebene Betriebsformen zu beobachten find, jo ungleich 
k doch der erreichte Grad kapitaliſtiſcher Entwicklung in den verſchiedenen 
ändern. Wir ſehen die Überholung der großbritanniſchen Fabrikinduſtrie 
urch die deutſche, wir ſtaunen über die kurze Friſt, in der ſich die Induſtrie 
er Vereinigten Staaken auf höchſter Stufenleiter bis zu einer in Europa 
nbekannten Konzentration entwickelt hat. Wir erkennen einerſeiks die 
ehr oder minder ſtarke Zurückgebliebenheit großer, innerhalb der Welt— 
irkſchaft liegender Gebiete wie Italiens, Sſterreich-Ungarns, Rußlands 
nd finden andererſeits innerhalb dieſer Gebiete wie ja auch in Deukſchland 
nd in den anderen höchſtentwickelten Induſtrieländern mannigfache Ab- 
ufungen induſtrieller Entwicklung. Wir erkennen dieſe Tatjachen, haben 
it ſie mancherlei Gründe, allgemein-geographiſche, wirtjchaftlich bedingte 
Kandorifragen, doch find dieſe überaus bedeutſamen wirkſchaftsgeographi— 
hen Probleme viel zu wenig unkerſucht, um ausreichende, für jeden Fall 
ültige Erklärungen zu geben. 

Die Verſchiedenheit der Induſtrieentwicklung und des erreichten Standes 
duſtrieller Herrſchaft, aber auch induſtrieller Methoden wirkt natürlich auf 
e Arbeitsbedingungen, auf den Stand der Arbeikerorganiſakion, auf ihre 
Rekhoden, auf die Zuſammenführung der Unternehmer zu Arbeitgeberver— 
inden, auf Form und Art der Tarifverträge, auf all das, was mit der Ge- 
erkſchaft zuſammenhängk. Weit weniger, aber doch nicht unbekrächktlich 
ermag auch die Gewerkſchaft hemmend oder kreibend auf die induffrielle 
niwicklung einzuwirken. Treibend, indem fie den Unternehmer oder die 
nfernehmerorganijation zu kechniſchen Forkſchrikten reizen kann, ihn wider 
ten Willen veranlaßt, ſich von dem Einfluß der Arbeikerkoalition zu be- 
eien. Er ſucht dann nach kechniſchen Methoden, die den organifierfen ge- 
tnten Arbeiter in immer höherem Maße überflüſſig machen und feine 
rſetzung durch ungelernte Arbeiter, fremde Arbeiter, Frauen und Kinder 
möglichen. Andererſeits kann auch die Macht umfaſſender gewerkſchaft— 
cher Organiſakion zu einer Verſteifung und Konſervierung der ange— 
andten kechniſchen Methoden, zur Erhaltung alter Produktionsform und 
mit zur Hinterkreibung der dem Unternehmer wohl bekannten, aber in- 
Ige des Widerſtandes der Arbeiter nicht durchführbaren höheren Pro— 
ikfionsmethoden führen. Die Arbeiter können endlich ohne irgendwelchen 
akalismus die Macht des Produkkionsfortſchritts bei ihren gewerkſchaft— 
1915-1916. II. Bd. 5 
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lichen Erwägungen in Rechnung ſtellen und dieſen Produktionsfortich 
der übrigens nicht unbedingt ein fechnifcher fein muß, der auch ein fab 
organiſakoriſcher fein kann, nicht hemmen, wohl aber ſuchen, ihn zugun 
der Arbeiker auszunutzen, und damit verhindern, daß er ausſchließlich d 
Unternehmer zum Vorteil ausſchlage. 

Wer Gelegenheit hatte, die induſtrielle Entwicklung und die parc 
damit gehende gewerkſchaftliche Enkfalkung in einer Reihe von Länd 
zu verfolgen, der wird für dieſe drei Haupktypen, zwiſchen denen nafür 
zahlreiche Übergänge beſtehen, Beiſpiele anführen können, und zwar 2 
ſpiele aus jedem Lande. Trotzdem wird es möglich ſein, ein beſonde 
Hervorkreken der einzelnen Typen in beſtimmten Ländern feſtzuſtellen, w 
rend wieder in anderen Ländern die verſchiedenen Typen ziemlich gl. 
ſtark nebeneinander beobachtet werden dürften. Warum die Arbeiterſch 
des einzelnen Landes mehr den einen oder den anderen Typus heraus 
arbeitet hat, wäre einer gründlichen Unkerſuchung werk und würde ung ı 
einer mehr oberflächlichen, aber heute herrſchenden Erklärung der 
beiterbewegung der einzelnen Länder zu kieferem Eindringen ihrer Na 
und ihres Weſens und der in ihr ringenden Kräfte führen. Vielleicht f 
einige wenige Andeukungen möglich. 

Wenn ſich gerade die deutſche Arbeiterbewegung — von wohlbekann 
Ausnahmen abgeſehen — dem Produkkionsfortſchritt nicht entgegengeſte 
ſondern im Laufe der Zeit immer bewußten Ankeil an dem wirkſchaftlich 
Vorteil verbeſſerter Produkfionsmethoden gefordert hat, jo dankt fie d 
unzweifelhaft nicht zuletzt mittelbar ihrer Schulung durch Marx u 
Engels, unmittelbar einer jahrzehntelangen Aufklärung durch die ſozi 
demokrakiſche Preſſe, die in Deutſchland die Arbeiter mehr als in irgeı 
einem anderen Lande auf die wirkſchaftlichen Zuſammenhänge und auf 
mit der kapitaliſtiſchen Produkkionsweiſe unzerreißbar verknüpften En 
wiclungstendenzen immer wieder aufmerkſam gemacht hat. Die Arbeit 
ſchaft keines Landes iſt jo ſyſtematiſch ferngehalken worden von einer Unk 
ſchätzung der Kräfte, die innerhalb des Kapitalismus wirken, wie von ku 
ſichtigen Utopien und wie auch von einer Überſchätzung des innerhalb d 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung und innerhalb des Arbeitsverhältnif 
Erreichbaren. Hat einmal Marx gejagt, daß die Gewerkſchaften die Schul 
für den Sozialismus ſind, ſo kann man auch ſagen, daß der Sozialismi 
und zwar gerade der durch die Lehren von Karl Marx beſtimmte Sozial 
mus eine außerordenklich wichtige Schule für die Gewerkſchaften war, 
und bleibt. Wohl hat ſich immer wieder, auch in Deutſchland, unter d 
Gewerkſchaften Feindſchaft gegen die Lehren von Marx vorgedrängt. A 
beiden Seiten liegt eine Schuld, auf der mancher Ausleger von Marx wie a 
der Seite derer, die die Lehren von Marx nur in verzerrfer Form gekan 
und ſie deshalb für ein Unglück für die gewerkſchafkliche Bewegung g 
halten haben. Sowenig die Marxſche Lehre zugunſten der Arbeiter im a 
gemeinen ausgeſchöpft iſt, jo notwendig wird in ruhigeren Seifen ein 
gründliche Unkerſuchung des freilich leider zumeiſt nicht unmittelbaren Ei 
fluſſes der Marxſchen Lehren auf die Richtlinien der deukſchen Gewerk 
ſchaftsbewegung fein. Nicht zum wenigſten verdankt ſie das, was ſie no 
vor der franzöſiſchen und engliſchen Gewerkſchaftsbewegung in ſo hohe 
Maße auszeichnet, der Durchdringung der deuffchen politiſchen Arbeite 
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jewegung und ihrer Preſſe mit den freilich oft nur in überkragener Form 
um Ausdruck gebrachten Lehren von Karl Marx und Friedrich Engels. 
die Stellung zur ungelernten Arbeit, zur Frauen- und Kinderarbeit, zur 
tapitalijtiichen Produktionsweiſe und zu den in dieſer auf Grund eines ge- 
chichklichen Geſezes wirkenden Kräften wurde für die Gewernſchaftsbe— 
degung in Deukſchland in außerordentlich hohem Maße durch das »Ka— 
ifal« von Marx beſtimmk. So iſt die deutſche Gewerkſchaftsbewegung bei 
ler ihrer Gegenſätzlichkeit zu den Intereſſen der Kapitaliſten niemals 
lind geweſen für die Kräfte, die dem Weſen des Kapitalismus enkſpringen, 
ie die Arbeiter zu hemmen zu ſchwach find und die nicht ausleben zu laſſen 
uf die Dauer nicht in ihrem Inkereſſe liegen kann. Die Entwicklung der 
eutſchen Induſtrie, die Überflügelung der engliſchen auf zahlreichen Ge— 
jekten des Produkkionsprozeſſes hängen in nicht unerheblichem Maße mit 
jeſer Erkenntnis der deufjchen Arbeiterſchaft zuſammen. Ganz anders 
egen dieſe Verhälkniſſe in England. 

Troß des Vorſprunges von faſt einem Jahrhundert, krotz der mannig— 
achen, überaus günſtigen geographiſchen, geologiſchen, geſchichtlichen und 
eſetzlichen Vorausſetzungen höchſter Induftrieentwicklung mußte England 
icht nur auf ſeine Monopolſtellung als Fabrik der Welk verzichten, der 
erlangſamte Gang jeines zwar ununkerbrochenen kapikaliſtiſchen Fork— 
hritts ermöglichte es Deukſchland, England feine Vorrangſtellung ſtreitig 
u machen. Daß an dieſem relakiven Zurückbleiben der engliſchen Induſtrie 
ie Trade Unions in nicht unerheblichem Maße mitſchuldig find, bedarf 
einer Auseinanderſetzung. Die engliſchen Unternehmer ſahen ſich fo ſtarken 
palifionen der gelernken Arbeiter und einem fo eiſernen Willen bei der 
zerteidigung ihrer alten Arbeitsbräuche und Arbeitsgewohnheiten gegen- 
ber, daß fie vielfach bekannte Produktionsmethoden der Ausbeutung durch 
re kontinentale Konkurrenz überlaſſen mußten, ohne fie ſelbſt anwenden 
können. Hieraus ergab ſich auch eine ſtarke Hemmung des Triebes nach 
lusbildung der Technik, nach Erprobung der in der Literakur bekannken 
Rethoden und auch nach Vervollkommnung der Ausbildung der Techniker, 
hemiker, der Angeſtellten von den höchſten Leitern des Unternehmens bis 
den Werkmeiſtern hinunter. Die unübertrefflichen Vorausfegungen zur 
zchſten Entfaltung der machtvollen kapitaliſtiſchen Kräfte im Vereinigken 
önigreich wurden jo in ganz außerordentlich hohem Maße gelähmt. 

Deutſchland wurde das klaſſiſche Land für die Anwendung der Natur- 
iſſenſchaften in der Induſtrie, während die ſtarken Anſätze im Vaterland 
ner langen Reihe großer Chemiker von Robert Boyle bis Ramſay, im 
and, in dem Schorlemmer, A. W. Hofmann und andere berühmte deukſche 
hemiker neben Roscoe und vielen anderen engliſchen Größen wirkken, 
der Heimat Newtons, Faradays, Davys, Maxwells die Induſtrie auch 
cht im entfernkeſten fo befruchtet, nachhaltig angeregt und mit einem 
tmeekorps von Technikern und Chemikern verſehen haben, wie das in 
eutſchland der Fall war. 

Dazu kommt, daß ſich in Deutſchland, wenn man von den Buchdruckern 
ſieht, die Arbeiterſchaft gewerkſchafklich faſt ſtets als eine Einheit fühlte. 
ie meiſten Gewerkſchaften organifierten ſchon am Anfang, während die 
enigen Ausnahmen zumeift bald verſchwanden, gelernte und ungelernte 
rbeiter, auch die Frauen, zuletzt auch die jugendlichen Arbeiter in der 
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gleichen Gewerkſchaft. Sie umgehen die Schwierigkeiten, die ſich bei ſta 
kem Drängen der ungelernten Arbeiterſchaft und der Frauen in die Org 
niſalion ergeben, durch Staffelung der Beiträge und der Leiſtungen, wob 
im allgemeinen weite Geſichkspunkte walten. 

Wie ganz anders in England. Da gab es lange Zeit — von den Ve 
ſuchen, die Landarbeiter zu organiſieren, abgeſehen — eigenklich nur O 
ganijafionen der gelernken Arbeiter. Die gelernten Arbeiter waren 
vielen Berufen faſt ausnahmslos organifierf, ein von den Unkernehmer 
wenn auch widerwillig, anerkannker Organiſakionszwang erwies ſich ſel 
ſtark. Neben dieſen in relativ günſtiger Lage befindlichen Arbeitern ge 
es die große Maſſe der ungelernken und im weſentklichen unorganiſierke 
Arbeiter und Arbeikerinnen. Die organiſierken Arbeiter bildeten eine G 
ſchloſſenheit, eine Ariſtokrakie, geiſtig wenig beſtimmk durch die Gewerk 
ſchafken, aber von ihnen durch Tarifverträge geſicherk. Selten wurden | 
zur Aktivität aufgerufen. Sie haften keine Veranlaſſung zum Zuſammei 
wirken, zur geiſtigen Bekätigung. Die Trade Unions forgten durch ih 
Leitung und durch deren ununterbrochene Beziehungen mik den Unke 
nehmern für eine Ordnung der Arbeiksbedingungen. Erſt der Sozialismi 
wandte ſich an die Maſſen der ungelernten Arbeiter. Unvergeßlich bleil 
krotz aller jpäferen Irrwege, was John Burns für die Organiſierung de 
Docarbeifer und nachher anderer ungelernker Arbeiter, für die Schaffun 
der Neuen Unionen geleiftet hat. Zur alten Gewerkſchaftskheorie kam ein 
neue, aber die alten Organiſakionen waren innerlich, vor allem finanzie 
und dann nach ihrer Stellung gegenüber dem Unternehmertum und nic 
zuletzt infolge der langjährigen Erfahrung der Leiter, aber auch wegen de 
Ständigkeit des Arbeitsverhältniſſes ihrer Mitglieder feſtgefügt, im we 
ſenklichen zufrieden und fremden Einflüſſen wenig zugänglich, mochten die 
auch auf dem allgemeinen Gewerkſchaftskongreß nach machtvollem Ausdrn: 
ringen. Überaus ungünſtig blieben die organiſakoriſchen Bedingungen de 
ungelernten Arbeiter. Es fehlte ihnen an Führern, an Erfahrung, an Gel 
an feſtem Arbeitsverhälknis ihrer Mitglieder, es war eine fluktuierendt 
ungebildefe, ungeſchulte Maſſe. Sie ſah ſich nicht nur dem Unternehmer 
kum, ſondern auch oft den gelernten Arbeitern gegenüber. Es fehlte dieſe 
Organiſakionen an Tradition, an Anſehen und auch an Erfolgen. Abe 
krotzdem hieße es dieſe Bewegung unkerſchätzen, wollte man nicht zu 
geſtehen, daß fie vor allem Breſche geſchlagen hat in den konjervafive 
Bergarbeiterverband, daß die hohen Löhne der engliſchen Bergarbeiter de 
Aktivität der neuen Kräfte, die in enger Fühlung mit der Unabhängige 
Arbeiterpartei geſtanden find, zu danken waren und nicht den Männern au 
der alten Schule. Aber es fehlte den neuen Kräften die Einheitlichkeit de 
Wirkens und Strebens, doch waren fie überzeugt von der Greifenhaffigkei 
und von der Unanpaßbarkeik der alten Trade Unions an die Verhältniſſe de 
ungelernten Arbeiter. Immer neue, oft, aber nicht immer fälſchlich al 
ſyndikaliſtiſch gekennzeichnete Erſcheinungen in der engliſchen Gewerkſchaf 
lenkten die Aufmerkſamkeit auf ſich, fo bei den Seeleuten, bei den Eiſen 
bahnern, Hafenarbeitern uſw. Aber große und mächtige Gruppen der eng 
liſchen Arbeikerſchaft blieben im weſenklichen unberührt von dieſen neue 
Strömungen. Die Verbände der Maſchinenbauer und Schiffsbauer, ander: 
Mefallarbeiterverbände, Texkilarbeiker hielten an ihren alten Arbeit 
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'egeln und vor allem an der Ausſchließlichkeit ihrer Organiſationen für die 
jelernten Arbeiter feſt. So fehlte England in ſeinen bedeukendſten In— 
ſuſtriezweigen eine Anpaſſung der Gewerkſchaftsorganiſakion an die Be— 
zürfniſſe der modernen Produktion. Hieraus ergab ſich eine oft verſpätete 
Anwendung des kechniſchen Fortſchritts, eine zu keure Produktion, eine zu 
angſame Warenherſtellung und eine zu geringe Anpaſſung der Produktion 
i die Bedürfniſſe des Marktes. Das geſtaktete der deukſchen Majchinen- 
nduſtrie, insbeſondere der Elektrotechnik, Eroberungen auf dem engliſchen 
Markte zu machen. In einem Lande hochentwickelter Großinduſtrie hemmte 
in Teil der Arbeiterbewegung die Entwicklung zur höchſten Entfaltung der 
Produkkionskräfte. 

Blieb das gewerbliche Leben Englands krotz dieſer Verlangſamung 
einer induſtriellen Entwicklung noch immer durch ſeine hochenkwickelte 
Hroßinduſtrie gekennzeichnet, jo iſt Frankreich zur Durchſetzung des Ka- 
nitalismus nur in einem Teile feiner gewerblichen Produktion gelangt. Das 
oße Zentrum wirkſchaftlichen Lebens, Paris, iſt noch immer berühmt durch 
ein künſtleriſch vielfach beſtimmkes Kleingewerbe, und ſelbſt in der Lyoner 
Zeideninduſtrie herrſchen vielfach ſehr eigenkümliche, aber zurückgebliebene 
Bekriebsformen. Wenn man von einigen Zentren der Waffen- und Glas- 
nduſtrie im Innern Frankreichs abſieht, jo iſt die Großinduſtrie eigentlich 
ur in Nordfrankreich feſt eingewurzelt, vor allem in dem heute von den 
deutſchen beſetzten Gebiet. Handwerk, Hausinduſtrie, Fabriken mit weit klei- 
rerer Arbeiterzahl als die meiſten ähnlichen in Deukſchland und England 
zennzeichnen die franzöſiſche Induſtrie. Ihrer Entwicklung fehlte infolge der 
tanzöfiichen Anlagemethoden der Erſparniſſe und Geſchäftsgewinne der un- 
unterbrochene Kapitalzufluß der deutſchen Induſtrie, die immer wieder 
hen größten Teil ihrer Überſchüſſe auf die Erweiterung der induſtriellen 
Anlagen verwendete, während gleichzeitig ununkerbrochen durch Fuſionie— 
ung und andere Konzenkrationsmethoden höchſte Leiſtungsfähigkeik er- 
trebt und vielfach erzielt wurde. Die enge Fühlung von wiſſenſchaft— 
icher Technik und Chemie mit der Induſtrie und das Streben nach ausge- 
ildeter Fabrikorganiſakion kennzeichnen die deukſche Induſtrie in ebenſo 
tarkem Maße, wie fie der franzöſiſchen Induſtrie abgehen. Scheidet die 
franzöſiſche Arbeiterbewegung nicht bewußt und ſyſtemakiſch wie die engliſche 
die gelernten von den ungelernten Arbeitern, jo zeigen ſich doch ähnliche 
Tendenzen, vor allem das Beharren bei den alkgewohnken Arbeitsprozeſſen, 
der Gegenſatz gegen die Maſchine, gegen neue Arbeitsmethoden, gegen jede 
Arbeitserſparnis, ein Streben nach gemächlicher, beſchaulicher, eine oft an 
das Künſtleriſche grenzende, aber die höchſte Leiſtungsfähigkeit nicht ins 
Auge faſſende Arbeitsart. Viele Konflikte zwiſchen Arbeikern, organi- 
terfen und nichtorganiſierten, aber von den Grundſätzen des Syndikalis- 
nus beſtimmten find froß aller revolutionären Worte auf dieſen konſerva— 
iven Sinn zurückzuführen. Die franzöſiſchen Syndikake erachten das 
Nebenihnenbeſtehen einer polikiſchen Arbeikerbewegung als nicht nof- 
vendig, fie glauben, die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung mit gewerkihaft- 
chen Mitteln herbeiführen zu können, aber fie find aufs ernſtlichſte be- 
müht, zu hinkertreiben, was wir als die notwendige Vorausſeßung der jo- 
ien Überwindung des Kapitalismus bekrachten, ſeine höchſte Ent- 
wicklung. 
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f II. f i 
Dieſe in rohen Strichen gezeichneten kiefen Unterſchiede der Gewerk 
ſchaftsbewegung in Deutſchland, Großbritannien und Frankreich erkläre 
nicht zuletzt die Schwierigkeiten, die ſich einer lebendigen internationale: 
Verbindung der Gewerkſchaften gerade von engliſcher und franzöſiſche 
Seite enkgegengeſtellt haben. Sie erklären das Mißtrauen gegen di 
deukſchen Gewerkſchaftsmethoden und das ſtarre Feſthalten an ihren eigenen 
obgleich ſich dieſe in den letzten Jahrzehnten. immer weniger wirkſam er 
wieſen haben. So merkwürdig es iſt, ſo hak doch dieſer Krieg, der angeblid 
die Inkernakionale der Arbeiter zu den Token geworfen hak, zum Teil di 
Hemmungen für eine lebendige Wirkſamkeik der internafionalen Verbin 
dung der Gewernkſchaften beſeitigt. . 
Der Krieg hat fo viele Notwendigkeiten ergeben, fo viele auch den Kriegs 
leitern ungeahnte Aufgaben geſtellt, daß bloß die allerhöchſte Anſpannun 
der Kräfte und bloß die bewährkeſten Produkkionsmekhoden ermöglichten 
den in das Rieſenhafte geſteigerken Aufgaben zu genügen. Es iſt ein offene: 
Geheimnis, daß die kriegführenden Staaken durch ihre Friedensvorberei 
kungen alle Anforderungen an Munition und Kriegsbedarf gedeckt glaub. 
ken. Die Intenfität der Kriegführung und die Länge des Krieges haber 
zu erſtaunlich raſcher Erſchöpfung der Vorräte und damit zur Notwendig 
‚ keit geführt, während der Dauer des Krieges ganz ungeheure Maſſen von 
Kriegsbedarf, vor allem von Munikion und von Waffen herzuſtellen. Es 
iſt bekannt, daß es am ſchnellſten und am leichteften und ohne jeden Wider. 
ſtand der Arbeiter in Deukſchland gelang, dieſen Aufgaben gerecht au 
werden. Die deutſche Induſtrie hatte im höchſten Maße alle Möglichkeiten, 
maſchinelle und fabrikorganiſatoriſche, um die Umſchaltung der Friedens⸗ 
induſtrien zu Kriegsinduſtrien ebenſo leicht wie ſchnell durchzuführen. Auch 
die Arbeiterverhältniſſe hemmken nicht die Erfüllung dieſer Aufgaben. Die 
Anlernung der ungelernten Arbeiter und der Frauen war durch keinerlei 
Gewerkſchaftsregel und auch ſonſt nicht erſchwert. f 
Ganz anders in England und in Frankreich. Alle Verſuche, die engli- 
ſchen Mekallarbeiker und auch Arbeiter anderer Berufe zur Aufgabe oder 
auch nur zur Abſchwächung ihrer Gewerkſchaftsregeln zu veranlaſſen, um 
eine raſche und reiche Bereitſtellung von Munition und anderem Kriegs- 
bedarf zu ermöglichen, ſcheikerten an dem Widerſtreit der Gewerkicaften, 
Wohl gelang es, die Führer der Gewerkſchaften zu den von der Regie- 
rung gewünſchken Zugeſtändniſſen zu bewegen, aber die Autorität der Ge 
werkſchafksführer war nicht ſtark genug, um bei ihren Mitgliedern die Ein- 
haltung ihrer Verſprechungen durchzuſetzen. Die engliſche Regierung ſchuf 
ein eigenes Munikionsminiſterium, und ihren beffen Miniſter, den im 
Schaßamt während des Krieges außerordentlich ſchwer zu enkbehrenden 
Lloyd George, bekraute fie mit der Verwalkung dieſes neuen Amtes. Er 
wurde gewählt, weil er bei den Arbeitern der populärſte aller engliſchen 
Skaaksmänner war, weil er ſich durch eine Reihe von ſozialpolitiſchen Ge⸗ 
ſetzen, vor allem durch die Verſicherung gegen die Wirkung der rb 
loſigkeit, höchſtes Anſehen und weikeſtes Verkrauen in den breiteſten Ar⸗ 
beitermafjen erworben hat, weil feine volkstümliche Ark, zu ſprechen und 
auf den Ton und die Stimmungen des Volkes einzugehen, als unüberkreff⸗ 
bar galt. Aber auch er verſagke. Stärker als alle Sympathien wirkten die 
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zewerkſchaftsregeln, das ſtarre Feſthalken an den Methoden, die die Ge— 
ſerkſchaften den Arbeitern zur zweiten Natur gemacht haften. Die Per- 
inlihkeit von Lloyd George genügte nicht, es wurde ein Wunikionsgeſetz 
eſchaffen mit ſehr ſtarken Machtbefugniſſen der Behörden, mit ſchweren 
krafandrohungen, Aufhebungen der Freizügigkeit und des Streikrechts, 
it der Möglichkeit, ungelernte Arbeiter zu beſchäftigen, wo ſonſt gelernte 
Itbeiter kätig waren. Mit großen Schwierigkeiten hakte die Durchführung 
iejes Geſetzes zu rechnen. Immer wieder wurde es überkreken, immer neue 
schwierigkeiten ergaben ſich für die Regierung, immer ſchärfere, auch poli- 
ſche Gegenſäße regten ſich bei den Arbeitern, man kam ihren Lohnforde— 
ungen ſehr weit entgegen, doch gab es Unkerbrechungen der Arbeit, auch 
kkreiks. Die Strenge des Geſetzes wurde zuletzt angewandt, obgleich die 
tegierung darauf gerne verzichtet hätte. Zuletzt mußten ſich die Arbeiter 
igen, Munition und anderer Kriegsbedarf wird nur unker Außeracht— 
jung der in Friedenszeiten geltenden Regeln der Gewerkſchafken und 
Rethoden der Produktion durchgeführk. Die für die engliſche Induſtrie fo 
ſarakteriſtiſchen Hemmungen des Produkfionsganges ſcheinen überwunden 
ſein. Wohl hat man den engliſchen Gewerkſchaften das feſte Verſprechen 
egeben, daß die ihnen lieben Gewerkſchaftsmethoden nach dem Kriege 
ieder zu ihrem vollen Rechte kommen werden und daß man aus der auf 
rund des neuen Munitionsgejeges erzwungenen Arbeitsmethode keinerlei 
olgerungen für den Gang der Induſtrie im Frieden ziehen werde; auch 
jeſes Verſprechen war eine Kriegsnotwendigkeit, aber es erſcheink voll- 
ändig ausgeſchloſſen, daß es gehalfen werden kann. 

Die vielen Tauſende nun angelernker Arbeiter und Arbeiterinnen, die 
iele Arbeiten während des Krieges ebenſo gut auszuführen gelernt haben 
ie die gelernten Arbeiter, wird man nach dem Kriege nicht einfach bei— 
ite ſchieben und in der Fabrikhierarchie degradieren können. Die engli- 
hen Trade Unions würden den Aſt abſägen, auf dem ſie ſitzen, wenn ſie 
as erzwingen wollten. Würden ſich doch bald Fabriken bilden, die dieſe 
ngelernten Arbeiter produzieren ließen und die damit den gelernken Ar— 
eitern den gefährlichſten Wettbewerb machen würden. Die Takſache des 
rieges, daß ſich viele Zehnkauſende ungelernfer Arbeiter und Arbeite— 
nnen bei bisher ausſchließlich von gelernten Arbeitern ausgeführker Arbeit 
raktiſch bewährten, läßt ſich aus der induſtriellen und ſozialen Gefchichte 
nglands nicht mehr ſtreichen. Das iſt die ſchwerſte Erſchükkerung der eng— 
ſchen Gewerkſchaften in den letzten vier Jahrzehnken. Es wird den alten 
rade Unions nichts anderes übrigbleiben, als ſich dieſen neuen Formen 
s Produkkionsprozeſſes anzupaſſen, allen Arbeitern und Arbeiterinnen, 
e die gleiche Arbeit wie ihre Mitglieder zu leiſten, dieſen ſomit Konkur- 
enz zu machen vermögen, den Eintritt zu ermöglichen und ihre Stafuten 
ejen neuen Tatſachen anzupaſſen. Unkerlaſſen fie das, fo ſetzen fie fich auf 
en Ausſterbeekak. Das werden fie wohl einſehen. Es kann da nicht fehlen, 
aß ihnen das Beiſpiel der deutſchen Gewerkſchaften zum Muſter dienen 
ird bei der in nicht jo ferner Zeit notwendig werdenden Umwandlung der 
erknöcherten engliſchen Gewerkſchaften zu in der kapitaliſtiſchen Produk 
onsweiſe lebendigen Körpern, die alle Vorteile des Produkkionsprozeſſes 
uszunutzen bemüht iſt und denen ſich die Arbeiterorganifafionen, wenn auch 
iderwillig und wenn auch ſpät, anzupaſſen genötigt fein werden. 
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So verſchieden von der engliſchen, wie wir gezeigt haben, die franz 
ſiſche Induſtrie organiſiert iſt, ſo ähnlich iſt die Entwicklung während de 
Krieges geweſen. Auch hier der ſtarke Widerſtand der Spndikate gegen d 
Vorausſehßungen maſſenhafter und raſcher Produktion des Kriegsmakerial 
Auch hier die Einſetzung eines bei den Arbeitern ſehr populären Manne 
der nicht wie die Generale und die Techniker und die Fabrikanten eine 
Abſtand von ihnen kannte. 

Ein freundlicher, liebenswürdiger, aus zahlreichen Verſammlungen be 
kannter Verkrauensmann der Arbeiter, ein ſozialiſtiſcher Abgeordnete 
dem die Unkerſcheidung verſchiedener Drehbänke vielleicht noch Schwierig 
keiten bereitet, Alberk Thomas, wurde zum Unkerſtaatsſekretär im Krieg: 
miniſterium berufen, um dem Wunitionsweſen vorzuſtehen. Er hat es kref 
lich verſtanden, die Organifation der Induſtrie herbeizuführen, und da e 
nicht mit fo ſtarken und finanziell mächtigen Organiſakionen wie mit de 
alten Trade Unions, ſondern mik den ſchwachen Syndikaken und mik de 
großen Maſſe der unorganiſierten Arbeiter zu rechnen hakte, jo überwan 
er raſcher als der ihn weit überragende Lloyd George den Widerſtand de 
Arbeiter. Der Krieg hat ſomit auch in Frankreich den erprobten Methode 
des Induſtriekapikalismus breite Bahn gebrochen und im Laufe eine 
Jahres einen Produkkionsfortſchritt erzielt, zu dem Frankreich ſonſt vie 
leicht in einem Menſchenalter nicht gekommen wäre. Im Frieden wit 
dieſer Forkſchriktt in der Anwendung von Waſchinerie und in der Organ 
jation der Bekriebe auch aus der franzöſiſchen Welk nicht mehr zu ſchaffe 
ſein. Haben die franzöſiſchen Syndikake ſchon bei der zurückgebliebene 
Form der franzöſiſchen Induſtrie in der Friedenszeit keine Kraft äußer 
können, jo werden fie nach der Revolufionierung der franzöſiſchen Induſtri 
infolge des Krieges völlig außerſtande fein, den neuen Geſtaltungen gewachſe 
zu ſein. Da die franzöſiſchen Gewerkſchaften nach dem Kriege zahlreiche Auf 
gaben vor ſich ſehen werden, jo werden fie ſich dieſen anzupaſſen haben, fi 
werden ſich nicht ausſchalten wollen und können, fie werden wirken müſſen 
In der alten Geſtalt — das werden Führer und Maſſen bald erfahren 
wird das nicht möglich fein, fie werden ſich auf neuer Grundlage organ 
ſieren müſſen. Das wird nur möglich ſein auf Grund der Erfahrungen de 
deutſchen Gewerkſchaften, denn Verhälkniſſe ähnlich denen der deuffha 
Induſtrie werden in Frankreich zur Herrſchaft gelangen. Die Anpaſſungs 
fähigkeit der deukſchen Gewerkſchaften an die Enkwicklung der Produktion 
iſt eine ihrer großen Leiſtungen, fie wird in Frankreich auch nofwendi 
werden und manchen inneren Widerſtand in den franzöſiſchen Syndikate 
überwinden. f 

III. | 9 

Der Krieg wird im Frieden nachwirken auf die Arbeitsbedingunget 
und auf die Taktik der Arbeiterorganiſakionen, ja auf ihr ganzes inneres 
Weſen und auf ihren Bau. Im Gegenſaß zu vielen Außerungen und Der: 
mukungen bin ich der Meinung, daß die im engſten Sinne des Workes far 
gewerblichen Aufgaben die Gewerkſchafken Deukſchlands wie aller anderen 
Länder nach dem Kriege vollauf in Anſpruch nehmen werden. Der Stand- 
punkt der deutſchen Gewerkſchaften bis zum Kriegsausbruch, dem ich unker 
Zuſtimmung aller Gewerkſchaften in meinem vom Deutſchen Holzarbeiter⸗ 
verband herausgegebenen Schriftchen »Gewerkſchaften und Sozialdemo- 


. 
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raties Ausdruck gab, wird ſich erſt recht nach dem Krieg als eine Notwendig— 
eit ergeben: die Arbeitsteilung zwiſchen fozialdemokratifcher Parkei und 
ſewerkſchaften bei breiter Perſonalunion zwiſchen den Gewernkſchaften 
nd der Parkei, aber doch bei reinlicher Scheidung der beiden Arbeits 
ebiefe, die jede ihre beſondere Pflege und ihre beſonderen Bearbeiter mit 
öchſter Spezialiſierung ihrer Tätigkeit notwendig haben. Wie weit dieſes 
ſyſtem und wie bald dieſes Syſtem in Deukſchland wieder herrſchen wird, 
t abzuwarten. Manche begraben es für ewige Seiten, da es ihrer Mei- 
ung nach durch den Krieg überwunden iſt und da ſie meinen, daß man im 
riege feſte Fundamenke für künftige Friedensarbeit legen kann. 

Daß auf dem wirkſchafklichen Gebiet die kiefſten Erſchütterungen Platz 
griffen haben, kann keinem Zweifel unferliegen. Sprunghafk kamen zahl- 
niche zurückgebliebene Bekriebe ſowohl in Frankreich wie in England ohne 
de Rückſicht auf alte Gewohnheiten und Gewerkichaftsregeln mit Hin— 
egſchiebung vielen »alten Eiſens« ungeeigneter Produktionsmittel zu einer 
afionalifierung der Produktion. Vorläufig ift dies im weſenklichen eine 
chniſche Entwicklung, die von der Kriegsnotwendigkeif abgezwungen wurde. 
ber wird der Krieg zu Ende ſein, ſo dürfte dieſe kechniſche Revolukionierung 
r Betriebe, wenn nicht alles käuſcht, zum Ausgangspunkt einer neuen wirt- 
hafklichen Entwicklung werden. Im Handumdrehen iſt vieles Veraltete aus- 
merzt worden, der organiſierte Widerſtand gegen den forcierten Betrieb 
urde einfach weggeſchoben. Zahlreiche kechnologiſche Forkſchritke, die in 
eufihland Gemeingut der großen Induſtrie im Frieden geworden find, 
urden infolge der Bedürfniſſe des Krieges der franzöſiſchen und der eng- 
ſchen Induſtrie aufgenötigt. Damit wurde aber auch weiteren Forkſchritten 
n Ausgangspunkt geſchaffen: der Selbſtſteigerung des Forkſchritts wurde 
n ſtarker Antrieb gegeben. Es iſt richtig, was Waldemar Zimmermann 
gt, daß während des Krieges die Geſetze internationaler Wirkſchafts- 
kallelität nicht ſchweigen, da dieſelben Konjunkkuren und Notlagen fich 
allen kriegführenden und in den benachbarken neutralen Staaken auf 
m Waren-, Geld-, Transpork- und Arbeitsmarkt, wenn auch in verfchie- 
mer Gradſtärke, zeigen und ſelbſt Amerika ſich nicht ganz dem Drucke 
s internationalen Wirkſchaftserobebens entziehen kann. So iſt zu er- 
arten, daß die Reakkion nach dem Kriege die Volkswirkſchaften aller 
kaaten in der Haupkſache doch wieder in die weltwirkſchaftlichen Bahnen, 
is denen ſie herausgeriſſen ſind, zurückſchnellen laſſen wird, vermöge eines 
ternafionalen Homogenitäksgeſetzes, das auf eine wirkſchaftlich aus- 
eichende Kraft- und Maſſenverkeilung unker den Völkern froß ihrer 
ionalpolitiſchen Gegenſäße drängt. Mögen die Bahnen und ihre 
nokenpunkte ſich gegen früher hier und da verſchoben haben, infernafional 
euzen und verflechten müſſen fie ſich nach wie vor.“ 

Die Frage, welche Probleme der Krieg den Volkswirkſchaften zu löſen 
geben hat, ſcheint auch in England die Ökonomen ſehr ernſthaft zu beſchäf⸗ 
jen. In der Section of Economie Science and Statistics of the British 
ssociation for the Advancement of Science (Abteilung für Wirkſchafts- 


„Sozialer Inkernationalismus« im Weltwirkſchaftlichen Archiv, Zeitſchrift 
r allgemeine induſtrielle Weltwirtſchaftslehre, herausgegeben von B. Harms, 
Band, 2. Heft (April 1916), S. 324. 
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wiſſenſchaft und Stakiſtik des britiſchen Verbandes für den Forkſchritt d 
Wiſſenſchaft) in Mancheſter wurde über die Probleme verhandelt, die d 
Krieg den Volkswirkſchaften zu löſen gegeben hat. In einem Bande vı 
268 Geiten find die dabei gehaltenen Vorträge und Diskuſſionen unter de 
Tikel „Credit, Industry and the War“ (Kredit, Induſtrie und der Krie 
geſammelt und in London bei Pitman & Sons Lid. erſchienen. Leider lie 
mir nicht das Buch, ſondern nur eine Beſprechung von Dr. Wingen in Ki 
vor. Dort wird folgende Stelle aus dem von Profeſſor W. Scott verfaßt: 
einleitenden Kapitel: »Das Wirtſchaftsleben in Krieg und Frieden« a 
geführk: 5 

»Die Aufgabe der nach Beendigung der Feindſeligkeiken wieder 
ihrem Rechte gelangenden Friedenswirkſchaft wird fein müſſen, durch ‚ve 
mehrke Produktion und größte Sparſamkeik .. . unkerſtüßt von verbeſſerte 
Produkkionsmethoden' die Kriegsſchäden auszubeſſern.« 

Im zweiten Kapitel wird feſtgeſtellt, daß der Friede zwiſchen Kapit 
und Arbeit, nach gewiſſen Symptomen bei der engliſchen Arbeiterſchaft; 
urteilen, ſtark gefährdet zu fein ſcheink. Im dritten, dem umfangreichſte 
Kapitel wird in der Hauptſache die Frage nach der Erſetzung der Männe 
durch Frauenarbeit erörkerk.? | 

Endlich ſei noch auf einen letzten Parallelismus hingewieſen, auf bi 
faſt vollſtändig gleiche Entwicklung der Arbeitsloſenkurven während de 
Krieges im Vereinigten Königreich und in Deukſchland. Das gleiche Hit 
aufſchnellen bei Kriegsbeginn und das ununkerbrochene Sinken nach Ei 
ledigung der erſten Mobilifierung und das Fallen der Kurve unter die Lin 
der Projperitätszeiten, ihre höchſte Annäherung an den Nullpunkt. Tai 
ſächliche Erſcheinungen des Mangels an qualifizierter Arbeit krotz vie 
facher Überſtunden, ſtarke Heranziehung der Frauen und Mädchen zu At 
beiten, auch zu ſolchen, die früher ausſchließlich von Männern verrichte 
wurden, raſche Anlernung ungelernter Arbeiter für Betätigungen, di 
früher nur von gelernken Arbeikern ausgeführt wurden. In England mi 
dem Freiwilligenſyſtem, das freilich heute nur noch dem Namen nach be 
ſteht, die gleiche Wirkung der Einberufungen wie in dem Lande der allge 
meinen Wehrpflicht, im Deutſchen Reiche; in beiden Ländern auch bi 
ſchwere Sorge um die Eingliederung der zurückkehrenden Arbeiker und fü 
die Auseinanderſetzung dieſer mit den in die Induſtrie hineingeftrömte 
Arbeikerinnen und ungelernken Arbeitern. 

Die Gleichheit der Probleme für die Arbeiterſchaft der ſich heute be 
kriegenden Länder nach dem Kriege, die ſtarke Ausgleichung der ihr Zu- 
ſammenwirken hemmenden Unkerſchiede ihrer Arbeiks- und Lebensbedin 
gungen dürften, wenn die Erinnerung an manche Bitterniſſe dieſer Tage 
geſchwunden ſein wird, für die Annäherung und für das inkernakionale Zu- 
ſammenwirken der Arbeiterorganiſakionen ſehr weſenkliche neue oder doch 
zum mindeſten ſtark verbeſſerke Bedingungen ſchaffen. Zu den Hemmniſſen 
des inkernationalen Zuſammenwirkens mehr als formaler Ark zwiſchen 
deutſchen und franzöſiſchen und engliſchen Gewerkſchaften gehört ja auch 
in vielleicht zu wenig beachteter Weiſe die weitgehende Zerſplitterung der 
franzöſiſchen und engliſchen, übrigens auch der amerikaniſchen Gemwerk- 
. eu — |) 
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haften. Das Rivalifieren der Gewerkſchaften in jedem dieſer Länder, die 
HBegenſäßlichkeiten, die fie immer wieder auszukragen halten und die ihre 
jemeinſame Aktion hinderken, erklären nur zu häufig die Nichtdurchführung 
elbſt einfacher Abmachungen auf internationalem Boden. Was in Deuktſch— 
and an Grenzſtreitigkeiten zwiſchen den Gewerkſchafken zu beklagen war 
ind was noch zu regeln bleibt, iſt ein Kinderſpiel gegenüber dieſen die beſte 
kraft der franzöſiſchen, engliſchen und amerikaniſchen Gewerkſchaften nur 
u oft verbrauchenden Differenzen. Das Prinzip des elosed shop (ge- 
chloſſene Betriebe) iſt durchaus nicht nur gegen die Unternehmer gerichtet, 
ie gezwungen wurden, nur organifierfe Arbeiter zu beſchäftigen, es 
dandte ſich nicht ſelten auch ſehr ernſthaft gegen andere Gewerkſchaften, 
ie man nicht in die beſetzten Betriebe dringen laſſen wollte, durchaus nicht 
egen Verbände einer anderen Richkung. Das war oft eine Produkkions- 
ſemmung, weil geeignete Arbeiter von der für fie paſſenden Beſchäftigung 
erngehalten wurden, es war auch die Urſache vieler Streitigkeiten der Ge— 
berkſchaften, die ſich über die Abgrenzung ihrer Arbeitsgebiete nur zu 
äufig nicht einigen konnten oder wollten und die bei manchem Produk- 
jonsfortſchritt vor ſchwierige Aufgaben geſtellt waren. 

Die Notwendigkeiten des Krieges haben mit vielen dieſer Zwiſtigkeiten 
ufgeräumt, wenn auch unker fortwährendem Widerſtand und Prokeſt der 
abei beteiligten Arbeiter. Man kann kaum annehmen, daß nach dem 
ſriege die unzweifelhaften wirtjchaftlihen Vorteile, die auf Grund des 
Nunitionsgeſetzes erzielt wurden, der engliſchen Induſtrie nicht zugufe 
ommen könnten. Daß die größke Nutzwirkung mit den geringſten Mitteln 
rreicht werden ſoll, iſt für die Engländer eine ebenſo große Selbſtverſtänd⸗ 
ſchkeit wie für die Unternehmer in Deukſchland. Wenn es nun auch in— 
olge eines unſeligen Krieges erreicht wurde, daß die Hemmungen für die 
Jurhjegung dieſes wichtigſten privakwirkſchaftlichen Prinzips überwunden 
yerden, jo wird der engliſche Kapitalismus auf dieſen, vielleicht den ein- 
igen Gewinn des Krieges für das Unternehmertum als Klaſſe doch im Frie— 
en nicht verzichten wollen. Auch in Frankreich hak die Kriegserſchükte⸗ 
ung zur Einführung weitreichender kechniſcher Neuerungen und zur Er- 
yeiferung des Horizonts des Kapitals geführt. 

Die Zurückſchraubung auf die Organiſakionsbedingungen der Induſtrie, 
ie ſie in Frankreich und England während des Friedens herrſchken, er- 
heink um jo unwahrſcheinlicher und um fo weniger möglich, als ſich nach 
em Kriege auf dem ganzen Welkmarkt eine auf das äußerſte gefteigerfe 
ionkurrenz einſtellen wird, die zu ſchärfſter Inkenſifizierung der ganzen 
Birtſchaften führen dürfte. Überall wird man auf der höchſten Stufenleiter 
a arbeiten ſuchen, überall wird man bemüht fein, Kraftverſchwendungen 
uszuſchalten, das Arbeitstempo zu ſteigern, jede Bewegung wirkſam aus- 
mutzen, jeden Vorſprung eines anderen Landes hinſichtlich der Ma— 
hinerie, der Organifierung, der Betriebe, der Abſaßzmöglichkeiken auszu- 
leichen. Mögen auch nach dem Kriege Organiſakionswirkungen aus der 
riegszeit, Monopoliſierungen, Verringerungen und Ausſchaltung der 
onkurrenz auf den inneren Märkten einkreten, jo wird ſtärker als jemals 
er Mettbewerb fein, den die Volkswirkſchaften als Geſamtheiten in der 
nbrechenden Periode angeſpannkeſter Enkwicklung des Kapitalismus 
geneinander führen werden. 
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Dieſer Wettbewerb wird in allen Ländern die Arbeitsbedingungen i 
hohem Waße beeinfluſſen, überall wird das Unternehmertum ſtreben, di 
Koſten der Warenproduktion herabzuſetzen. Ein Sparen beim Kapital wit 
nicht möglich fein wegen des hohen Zinsfußes, wegen der zahlreich no: 
wendig gewordenen Neueinrichkungen und Verbeſſerungen der Betrieb: 
wegen der infolge der Geldwerkminderung notwendig verkeuerken Kofte: 
vor allem der aus dem Ausland zu beziehenden Rohmakerialien, Halt 
fabrikate und Hilfsſtoffe. So wird überall das Streben fein, beim Produk 
kionsfakkor Arbeit zu ſparen. Das kann geſchehen durch Erſetzung hoch 
enklohnter gelernter Arbeiker durch niedriggelohnte ungelernte, durch Ei 
jegung der Männerarbeit durch Frauenarbeit und durch Arbeit de 
Jugendlichen und der Kinder. Dieſe Beweggründe werden beſtimmen de 
deutſchen Unternehmer und vielleicht in noch höherem Maße den franzö 
ſiſchen und den engliſchen, weil der deukſche Fabrikank einen Teil dieſe 
Arbeit ſchon im Frieden geleiftet hat. Überall wird aber auch die Arbeitet 
ſchaft zur Gegenſätzlichkeit gegen dieſe Tendenzen genötigt fein. Die ge 
ſteigerte Ahnlichkeit dieſer Abwehr wird eine ausgleichende Tendenz i 
Erſcheinung kreten laſſen, die eine innigere internakionale Verbindung de 
Arbeiter nach dem Krieg als vor dem Krieg anbahnen dürfte. 

Wir werden in Frankreich und in England und wenn auch nicht ſofork nat 
dem Krieg, jo doch wohl wenige Jahre nach ihm ausgebildetere, zentral ot 
ganifierte, innerlich gefeſtigkere und elaſtiſchere Gewerkſchaften zu beob 
achten haben als vor dem Krieg. Man wird nicht mehr mit der englifche 
Arbeiterariſtokratie, ſondern mit der engliſchen Arbeitkerklaſſe zu rechne) 
haben, auch der franzöſiſche Syndikalismus wird aus dem Krieg ganz an 
dere Entwicklungskendenzen in die Friedenszeit hinübernehmen. Hat un 
zweifelhaft auch die deufjche Gewerkfchaftsbewegung nach dem Krieg um 
zulernen und manches zu beſſern, ſo wird ſie doch, gerade weil die kechni 
ſchen und wirkſchafklichen Bedingungen Englands und Frankreichs fid 
denen Deutſchlands annähern dürften, in ſehr vielen Beziehungen und ir 
hohem Maße und in prakkiſcher Weiſe das Vorbild für die Reorganifie 
rung der engliſchen Gewerkſchaften und für die Neufundamenkierung dei 
franzöſiſchen Gewerkſchaften werden können. Wie durch den Krieg di 
wirtſchaftlichen Bedingungen der einzelnen Länder einander näher gebrach 
wurden, jo werden auch die Gewerkſchaften der ſich heute aufs beftigik 
bekriegenden Länder durch den Krieg in jeder Hinficht, die mit dem wirk 
ſchaftlichen Leben enge zuſammenhängk, einander näher gebracht werden 
So läßt ſich erwarken, daß die größte Völkerenkzweiung der Welt kroß 
allem, was dieſer Krieg gezeitigt hat, die Arbeiterklaſſe der verſchiedenen 
Winde einander näher bringen und zu innigerer Verflechtung vorbereiten 
wird. 

Wit diefen Möglichkeiten wird man aber bloß dann rechnen dürfen, 
wenn ſich nicht des engliſchen Munikionsminiſters Work, als er noch Scha- 
kanzler von Großbritannien und Irland war, erfüllen wird, daß dieſer 
Krieg bis zur letzten ſilbernen Kugel geführt werden ſoll. Geſchieht das, 
wird dieſer Krieg jo lange in die Länge gezogen, bis die leßte filberne 
Kugel, ſei es Deutkſchlands, ſei es Englands, verſchoſſen wird, dann kann die 
Arbeiterbewegung dieſes Welkteils ihr Teſtamenk machen. Doch wir wollen 
an dieſen Fragen nicht rühren, wir wollen uns genug ſein laſſen mit der 
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Tatſache, daß nur dann für die Entwicklung der Gewerkſchaften Grundlage 
und Betätigungsgebiet vorhanden fein kann, wenn der Krieg nicht zur 
vollen Erſchöpfung Europas führk. Wird ein arbeiksfähiges Europa in den 
Frieden hinübergereffet, dann brauchen wir nicht zu verzweifeln an der Zu— 
kunft der internafionalen Verbindung der Gewernkſchaften. 


Aus den ſozialen und wirkſchafklichen Kämpfen in Litauen. 
Von Janulaikis. 
1. Zur Zeit der Leibeigenſchaft. 

Abgeſehen von einem kleinen Zipfelchen iſt das alte, engere Likauen 
nun von den Deutſchen bejeßt. Die in dieſem Gebiet wohnende litkauiſche 
Bevölkerung kann man auf ungefähr 4 Willionen Köpfe ſchätzen. Litauen 
macht im allgemeinen, im Vergleich mit Polen und vor allem mit Kurland, 
den rückſtändigſten Eindruck. Kurland mit ſeiner höheren Agrarkultur, 
ſeinen beſſeren Wegeverhälkniſſen, ſeinem wenn auch noch mangelhaften 
Schulweſen, ſeinen hübſchen, ſauberen Städtchen, ſeinem verhältnismäßig 
regen geiſtigen Leben läßt Litauen weit hinter ſich. Und auch Polen kann 
auf entwickeltere wirkſchaftliche Verhälkniſſe und auf eine zwar nur engere 
Kreiſe berührende, jedoch alte Kultur verweiſen. Außer in dem dazu noch 
polonifierten Wilna hat Litauen nicht viel Kulkur- und Geiſtesleben nach- 
zuweiſen. Von einem ſyſtematiſchen Schulweſen kann man hier überhaupk 
nicht ſprechen. Trotzdem wäre es falſch, Litauen als geſchichkslos und kultur- 
unfähig zu befrachten. f 

Die Rückſtändigkeit Litauens iſt das Werk doppelter Unterdrückung. 
Nicht nur Rußlands furchkbarer, volksfeindlicher Druck laſtete auf Litauen, 
vielleicht ſchwerer noch als des Zaren Regiment fühlte man die Herrſchaft 
des polniſchen Agrarierkums. 

Seine Kenntnis über Likauen zog Deukſchland bisher faſt reſtlos aus 
ruſſiſchen und polniſchen Quellen. Geſehen mit den Augen der nicht litaui- 
ſchen Ökonomen, Diplomaten und was ſich ſonſt mit dem Geſchichkemachen 
befaßte, erſchien Litauen geographiſch, ekhnographiſch, ökonomiſch und po- 
litiſch als ein zu Polen oder Rußland gehörendes Anhängſel. Schon aus 
dieſem Grunde dürfte es ſich empfehlen, einmal die im nachfolgenden 
wiedergegebenen Anfichten eines ſeit Jahrzehnten in der likauiſchen Bewe— 
gung hervorragend kätigen Genoſſen zu vernehmen. 

Das moderne Litauen umfaßt annähernd das gleiche Gebiet, das bereits 
vor fünf Jahrhunderten, zur Zeit der politiſchen Selbſtändigkeit des Landes, 
als Kleinlikauen bekannt war. Die Litauer wohnen jetzt vorwiegend in den 
Gouvernements Kowno, Suwalki und Wilna. Als ein geringerer Volks- 
beſtandteil leben Litauer noch in Grodno und in Kurland. 

In den erwähnten Gouvernemenks befinden ſich Polen, Juden, Weiß- 
tuthenen und Ruſſen in der Minorität. In den Skädken jedoch bilden die 
Juden, dank der von ankiſemitiſchen und ankilikauiſchen Beweggründen ge- 
tragenen ruſſiſchen Politik, die Mehrheit. Die Polen in Litauen gehören 
überwiegend der Schicht der Großgrundbeſitzer an, zum kleineren Teil der 
Bauernſchaft. Die öſtlich von Wilna wohnenden Weißruthenen leben faſt 
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reſtlos als Bauern oder Koloniſten. Die Ruſſen, foweit fie nicht als Beamf 
herrſchen, find ebenfalls Kleinbeſitzer oder Pächter. 

Das nur wenig mit Kleininduſtrie durchſetzte Litauen wurde dem ruſſt 
ſchen Reich vor mehr als einem Jahrhunderk einverleibt. Damit Kan 
das Land unter den verderblichen Druck zariſtiſcher Unterdrückung un 
Ausbeukung. Was an Kultur vorhanden war, wurde zerſtört und nieder 
geriſſen, jeder Neuaufbau nach Möglichkeit verhinderk. Es jollte kein ſelb 
ſtändiges, geiſtiges Leben ſich entwickeln, damit nicht eine Strömung er 
ſtarke, die an den Ketten rüktle, die Litauen an Rußland feſſelten. Die Ent 
wicklung des Verkehrsweſens, der Induſtrie, ja ſelbſt der Agrarkultu 
wurde künſtlich verhinderk, und alle Anſätze zu Bildungsbeſtrebungen er 
ſtickke die brutale ruſſiſche Fauſt im Keime. Die Begünſtigung Kernrußland: 
in Verkehrsfragen war eines der bewußten Mittel, das wirkſchaftliche Auf. 
blühen Litauens zu hemmen. 

Trotz aller Bedrückung blieben die Ideen der Unabhängigkeit in Litauen 
lebendig, und ſtets waren Strömungen bemerkbar, die zu ſolchem Ziele 
drängten. Einen ſtärkeren Schwung bekam die Unabhängigkeitsbeſtrebung 
zur Zeit der Napoleoniſchen Züge. Die aufgeſpeicherte Zündmaſſe erplo- 
dierke dann fpäfer in Aufſtänden — 1831 und 1863. Die eigenen Kräfte 
der Litauer reichten jedoch zur Abſchüktlung des verhaßten Joches nicht 
aus, fremde Hilfe blieb Litauen verſagk. Jeden mißglückten Aufſtand be- 
ankworkete Rußland mit ärgeren Bedrückungen und geſteigerter Verfolgung 
»unruhiger« Elemente. 

Die Träger der damaligen Bewegung und Unabhängigkeitsideen waren 
Guftsbefiger und die aus ihren Reihen hervorgegangenen Inkellekkuellen 
ſowie ein kleiner Teil des zu jener Zeit noch ſehr ſchwachen Bürgerkums. 
Dieſe Schichten erhofften von einer Unabhängigkeit Litauens ein Wachs- 
kum eigenen Einfluſſes, größere Macht und wirkſchaftliches Erſtarken. Von 
ſolchen Inkereſſen und Vorausſetzungen waren die politiſchen Beſtrebungen 
der herrſchenden Schichten ftet3 beſtimmt und geleifef. Auf die Bauern 
konnten ſie ſich damals mit ihrem nakionalen Unabhängigkeitsziel nicht 
ſtützen, denn das Landvolk ſchmachkeke noch in der Leibeigenſchaft. Aus der 
Rechkloſigkeit befreit zu werden, war der Unkerdrückken ſtärkſtes Sehnen. 
Das Klaſſenintereſſe der Gutsbeſitzer erwies ſich jedoch ſtärker als ihr Un- 
abhängigkeitsgedanke. Sobald ſie merkken, daß die Bauern ihre eigenen 
Forderungen erhoben, warf man die nakionaliſtiſchen Pläne über Bord, 
ſtürzke ſich bedingungslos in die rekkenden Arme der zariſchen Regierung, 
lieferte ſogar eine Anzahl nakionaliſtiſcher Enkhuſiaſten dem ruſſiſchen 
Henker aus. So ſchaufelte das Emanzipätionsſtreben der Bauern der von 
den Grundbeſitzern enffachten Unabhängigkeiksbewegung jener Zeit das 
Grab. Um die Kekte der Leibeigenſchaft ihrer Bauern nicht zerreißen zu 
laſſen, ſteckten die Agrarier ihre »nafionale« Begeiſterung in den Sack der 
eigenen Klaſſeninkereſſen. In den Aufſtänden verblufeten und zermürbfen 
die beſten Kräfte aus den Agrarſchichten Litauens. Das Überbleibſel und 
die aus ihm enkſproſſene paraſikiſche Generation dachte nie mehr an einen 
ernſthaften Kampf gegen den Zarismus. Man ſöhnke ſich aus mit den Zu- 
ſtänden, die den Grundbeſitzern ſicheres Genießen und die Herrſchaft über 
die eigenen Volksgenofjen garankierken. Willig unkerwarf ſich dieſe Gefell- 
ſchaft jedem nationalen, religiöſen, kulturellen und ökonomiſchen Aus- 
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jahmegeſetz aus der ruſſiſchen Fauſt gegen Litauen. Jene Elemente des 
Volkes, denen das Gefühl für ihre hiſtoriſche Aufgabe nicht gänzlich ge- 
chwunden war oder die doch wenigſtens der ſchimpflichen Behandlung ſich 
ntziehen wollten, verließen Litauen, ſobald fie von der Scholle ſich löſen 
onnten. Man ging ins Ausland. Ein kleiner Teil wanderte nach Rußland 
ſinein und wurde ruſſiſch in jeder Form. In Litauen ſelbſt blieb es der 
drundbeſitzer größte Sorge, jede ſelbſtändige Regung im Volke nach Mög- 
ichkeit zu unkerbinden. 

Die Herrſchaft der polniſchen Grundbeſitzer machte Likauen zu einem 

Mufterland der Unkulkur und Mißwirkſchaft. Zwar iſt ein Teil der Grund- 
ſerren litauiſcher Abſtammung, aber er zieht mit den Polen an einem 
Strange, er hat mit dem litauiſchen Volke weder kulturelle noch nationale 
Berührungspunkte, ſein Klaſſenintereſſe haft ihn polonifiert. 
Selbſt die Juden waren in der Hand der Herrſchenden ehemals ein 
Werkzeug der Unkerdrückung des Likauer Volkes. Nach ihrer erſten Ein- 
vanderung in Litauen genoſſen die Juden das Wohlwollen der Guksbeſitzer 
ind der Schlachka. Um kein litauiſches Bürgerkum erſtarken zu laſſen, dem 
nan demokratiſche Gelüſte zutraufe, bevorzugte und begünſtigke man die 
zuden als Händler und Induſtrielle. Alle kommerzielle und gewerbliche 
Macht war ſchnell in jüdiſchen Händen vereinigt. Maßnahmen der ruſſiſchen 
Regierung verſchlimmerken die Zuſtände. Aus dem Innern Rußlands 
vurden die Juden ferngehalten, nur in Städten der weſtlichen Gouverne— 
nents durften fie ihr Domizil aufſchlagen. Daraus enkſprang eine Über- 
zölkerung, die auch den Juden ſelbſt zum Verderben wurde. Ihre Kon— 
zurrenz hakte vorher das litauiſche Bürgerkum erffickt; die Quelle des Han- 
ſels und der Induſtrie floß jedoch nicht fo reichlich, um alle Juden die 
Stufen zum Tempel des Beſitzes hinaufſteigen zu laſſen. Ein ſehr großer 
Teil des gewerblichen Prolefariats in den Städten beſteht aus Juden; 
nanche Gewerbe haben ſie faſt vollſtändig als Lohnarbeiter oder als 
Zelbſtändige kümmerlicher Handwerker- und Händlerbekriebe beſezt. Nur 
das jüdiſche Prolekariak nimmt an den Beſtrebungen und Kämpfen 
jegen ruſſiſche Deſpokie und für die politiſche Befreiung ernſthaften An- 
eil. Wie die anderen Teile der herrſchenden Schichten, überläßt auch das 
üdiſche Bürgerkum den Kampf für Freiheit und Kultur der Arbeikerklaſſe. 
Aus der jüdiſchen Intelligenz erſtanden dem Zarismus ſogar Helfer bei 
einen Ruſſifizierungsbeſtrebungen. Mancher Jude erlernte die ruſſiſche 
Sprache, lebte ſich in die ruſſiſchen Gedankengänge und Gewohnheiten hin- 
in, gab damit ein Beiſpiel, das ſelbſt bei den Glaubensgenoſſen Miß 
rauen erweckke. Rußland jedoch wurde nicht verſöhnk. Die Beziehungen 
wiſchen der ruſſiſchen Beamkenſchaft und den Juden gewannen an Feind- 
eligkeit, und ſeit dem Kriege zeigen die Judenverfolgungen in Rußland in 
erſchreckender Deuklichkeit, mit welcher Brutalität der Zar »ſeine lieben 
Juden« beſchützt. 

| 2. Nach der Bauernbefreiung. 

Die Bauernbefreiung im Jahre 1861 erlangte ſchnell politiſche Bedeu- 
ung. Der neuen ſozialen Schicht erwuchſen Kräfte, die Einfluß auf die Ge- 
chicke Litauens zu gewinnen fuchfen. Der Aufſtand im Jahre 1863 brachte 
Nen Bauern ſogar einige Vorkeile gegenüber ihren Klaſſengenoſſen in Ruß- 
and. In der Gründung ökonomiſcher und kultureller Organiſakionen kam 
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das langſam fich entwickelnde Klaſſenbewußtſein der Bauern zum Aue 
druck. Sie übernahmen auch die von den Grundbeſitzern preisgegebene 
Ideen einer nationalen Selbſtändigmachung Litauens. Doch die junge Be 
wegung war zu ſchwach, um den Gegendruck auszuhalken, den ihr de 
Henker Litauens Murawjew und ſein Nachfolger Kaufmann rückſichkslo 
enkgegenſetzte. Alles, was als Ausdruck likauiſchen Nakionalgedankens gal 
wurde unkerdrückk und im Jahre 1864 ſogar förmlich verboken. Alle geiſtige 
Bedürfniſſe mußten auf nicht erlaubten Wegen befriedigt werden. Zur 
Teil begnügte man ſich, wenn auch nur ungern, mit der polniſchen Lite 
ratur. So krug Murawjew mik feiner Ankilitauerpolitik ſelbſt wefentlic 
zur Förderung des Polonismus bei, den er mik Stumpf und Stiel ausrotte 
wollte. Die Litauer, denen es unabweisbares Bedürfnis war, ihre geiſtig 
Nahrung in der Mukkerſprache zu genießen, erreichten dies Ziel in beſcheſ 
denem Umfang durch geheime Kanäle aus Preußen. Von dorther, au: 
Tilſit, wurden mit anderen Schmuggelwaren Elemenkar- und Gebetbüche: 
in litauiſcher Sprache über die Grenze geholt. Auf dieſem Wege erhielten 
die Litauer auch ihre Tageslekküre. Im Jahre 1883 wurde in Preußen dir 
erſte likauiſche Zeitung gedruckt. In ſchweren Exiſtenzkämpfen entwickelt: 
ſich das litauiſche Zeitungsweſen nur ſehr langſam. Die litauiſche Literaku 
konnfe nur demokratifch-oppofitionell fein. Darum wurde fie von dem Trio 
ruſſiſche Polizei, ruſſiſches Agrarierkum und polniſcher Klerus in der wütend. 
ſten Weiſe gehaßt und verfolgt. Je mehr man empfand, daß der bis vor 
kurzem noch leibeigene Bauer ſich der Bevormundung durch Adel und Geiſt, 
lichkeit gänzlich zu entziehen fuchte, um jo eifriger wurde von dieſer Seite 
das Beſtreben, ihn durch harken Druck in der alten Bokmäßigkeit zu er- 
halten. Man denunzierke die likauiſche Bewegung ſogar als Ruſſenwerßk, 
um ſie beim eigenen Volk zu verdächtigen, und Rußland warf die Träger 
und Leiter der litauiſchen Selbſtändigkeitsbeſtrebungen in die Kerker, ver- 
bannke fie nach Sibirien. Wiederum wanderken Lifauer maſſenhaft aus. 
Ein Skrom ergoß ſich nach Amerika. Hier enkſtand ſchnell eine große 
litauiſche Kolonie, in der die alten Ideale weitergepflegt wurden. Agita⸗ 
loriſch und durch Hergabe von Geldmikkeln leiffeten die Ausgewanderken 
den Kämpfern in der Heimat anerkennenswerke Hilfe. | 
Der zum Teil polonifierte Klerus, der zunächſt auf die Seite der immer 
noch herrſchenden Agrarier ſich geſtellt hakte, merkte bald, daß zwiſchen 
ihm und dem likauiſchen Volke die Beziehungen kühler und fremder wur- 
den. Er verſuchte dann, ſozuſagen auf zwei Schultern kragend, zwiſchen den 
beiden Parkeien ſeine eigene Stellung zu behaupten. 
Allmählich entwickelte ſich aus der anſcheinend von einem Impuls be- 
wegken, ſozial gänzlich unklaren litauiſchen Bewegung die nach Klajien- 
inkereſſen ſcheidende Parteigruppierung mit beſonderen Programmen und 
Forderungen. Als erſte bewußte Klaſſenparkei in Litauen krak im Jahre 
1896 die Sozialdemokratie auf die politiſche Schaubühne. Ihr folgten die 
Demokraten, Klerikalen und Nakionaliſten. Etwas war allen Parkeien ge- 
meinſam: der Haß und die Verfolgung, womik der Zarismus fie bedachte. 
Dieſer Umſtand ließ die Klaſſengegenſätze und ihre Formulierung nicht jo 
ſcharf heraustreten, wie das ohne das Gemeinſame wohl damals ſchon der 
Fall geweſen wäre. Die likauiſche Sozialdemokratie forderte in ihrem Pro- 
gramm eine Loslöſung der weſtlichen nichkruſſiſchen Länder, die dem Zaren- 
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reich durch Gewalt einverleibt worden waren. Die loszulöſenden Länder 
ſollten als politiſch ſelbſtändige Gebilde zu einer föderativen Republik ſich 
zuſammenſchließen. Für Likauen war als Haupfkſtadt Wilna auserſehen, 
woſelbſt der auf einem freien demokrakiſchen Wahlrecht beruhende Land— 

tag die Geſchicke des Volkes leiten jollte. 

Bei den bürgerlichen Parkeien fand dieſe Forderung zunächſt wenig 
Anklang. Ganz beſcheiden wollte man ſich mit Anſprüchen begnügen, deren 
Verwirklichung Litauen rechklich mit Kernrußland gleichgeſtellt haben 
würde. Doch Rußlands brukale Politik leitete — als Kraft, die Böſes wollte 
und Gutes ſchaffte — die ganze likauiſche Bewegung mehr und mehr in re— 
volufionäre Bahnen. Ihren ſtärkſten Ausdruck fand die allgemeine Stim- 
mung im Revolutionsjahr 1905. Die ganze ruſſiſche Beamtenſchaft und alle 
ruſſiſchen Lehrer verkrieb der Geiſt der Oppoſikion aus Litauen. Eine von 
Delegierken aus allen Teilen des Landes beſchickke Verſammlung in Wilna 
proklamierke die Autonomie Litauens, womit ſich nachher ſämkliche Par- 
keien einverſtanden erklärten. So kräftig kam die Bewegung zum Ausdruck, 
daß Rußland gut zu kun glaubte, wenn es wenigſtens zu einigen Konzeſ— 
ſionen ſich bereit erklärte. Litauen wurde den anderen Nationen unter za— 
riſchem Zepker gleichgeſtellt. Manches, das bisher verboten war, konnte 
nun als legales Recht ausgeübt werden. Die litauifhe Sprache ward ge— 
ſtattet, nationale Zuſammenſchlüſſe aller Art wurden möglich. Damit er- 
wuchſen neue Aufgaben. Es galt nun, in möglichſt kurzer Zeit das mit il- 

legalen Mitteln Erreichte organiſakoriſch zuſammenzufaſſen, ferner die 

immer noch nicht ganz klar und ſcharf umriſſenen Programme der verſchie— 
denen Parteien und Gruppen als Ausdruck der Klaſſeninkereſſen und 

Klaſſengegenſätze prägnant zu formulieren, um die Arbeiter vor Irrtümern 

und Irrwegen zu bewahren. 


3. Die herrſchende Oberſchichk. 


Die Großgrundbeſitzer litauiſcher Abſtammung find Vertreker einer 
polniſchnationalen Bewegung, die eine ſtarke Freundſchaft für Rußland 
nicht ausſchließt. Die Zahl der likauiſchen Grundbeſitzer mit nakional-litaui- 
ſchen Tendenzen war verſchwindend klein; in den letzten Jahren iſt fie ekwas 
gewachſen. Die polniſchen Agrarier beſiten zwar großen Reichkum an 
Grund und Boden, doch find fie bei ihrer Kreditgeberin, der ruſſiſchen Re— 
gierung, ſtark verſchuldek. Das mekalliſche Band hat fie an Rußland ge- 
feſſelt. Sie ſind geblieben, was ſie zur Zeik der Leibeigenſchafk waren: 
Schlachtſchitzen, die durch Unterdrückung der Bauern ihre Herrſchaft zu be- 
haupten ſuchen. Aber krotz aller Erſchwerung bei dem Erwerb von Grund 
18 Boden durch die Bauern dringt dieſe Schicht zwar langſam, aber ſieg— 
reich vor. 

Eine gewiſſe Selbſtändigkeit errangen die Bauern alsbald in Weſtlikauen. 
Mit höherer Kulkur ausgeſtaktet, als ihren Klaſſengenoſſen in Offlifauen 
eigen iſt, verbinden fie eine entſchiedene Kampfesluſt gegen den Großgrund- 
beſitzer und deſſen Privilegien. Aber auch die alte Herrſchaft fand hier neue 
Kräfte. Die Schicht der Großgrundbeſitzer gebar eine Gruppe, die ihre 
Intereſſen in den Städten in nachdrücklichſter Weiſe verkrak. Es find An- 
gehörige der freien Berufe, die zum Teil ſelbſt noch Grundbeſitzer oder mit 
dieſen durch ganz enge verwandtſchaftliche Bande verbunden, ihren Ein- 
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fluß im öffentlichen Leben, in der Preſſe, in den kommunalen Vertretungen, 
in der Kirche, in den Banken und ſonſtigen Kredifinftituten zum Vorkeil 
der Agrarier einſetzten. Jedoch eine Stütze der Grundbeſitzer, der Klerus, 
beginnt bedenklich zu wanken. 

Nach der Revolution im Jahre 1905 tauchte im Schoße der ruſſiſchen Re- 
gierung der Plan auf, demokratifhe Wahlen zu den in Ausſicht genom- 
menen ländlichen Lokalverwalkungen auf dem Lande einzuführen, um auf 
dieſem Wege der Herrſchaft der polniſchen Magnaten ein Ende zu be- 
reiten. Aber der Plan war nur ein Schreckſchuß. Ernſthaft konnte der Zaris- 
mus gar nicht daran denken, dem übrigen Lande gerade in Litauen das 
Beiſpiel eines demokrakiſchen Wahlſyſtems zu biefen, ſelbſt nicht um den 
Preis, dafür die übermükigen polnifchen Magnaten efwas zu ducken. Das 
leiſe Drohen mit der Fuchkel eines demokrakiſchen Wahlſyſtems genügte ja 
auch, um die polniſchen Agrarier zu vollends gefügigen Werkzeugen zariſcher 
Gelüſte zu machen. In der letzten Seit kreten jedoch in den gänzlich 
poloniſierken Kreiſen der litauiſchen Agrarier einige oppoſitionelle Strö⸗ 
mungen zutage, die aber keinerlei demokrakiſche Tendenzen erkennen 
laſſen. Eine Gruppe nennt ſich Realiften, eine andere Nationale, und dann 
gibt es noch eine dritte Gruppe, die Klerikalen. Innerhalb dieſer Gruppen 
beſtehen keine Inkereſſengegenſätze. Sie ſind einig im Kampfe gegen die 
Bauern und gegen die Arbeiterſchaft. Arm in Arm mit dem Zaren ziehen 
fie aus, um das Ungeheuer Demokratie zu überwinden. Jede Gruppe will 
als die einzig wahre Verkrekerin des Volkes, mindeſtens als Anwalt des 
polniſchen Vollkskeils gelten, aber fie find ausgeſprochen ankidemokraliſch 
und ankilitauiſch. Poſitive politiſche Forderungen erheben ſie nicht, dagegen 
liegen fie in Kampfbereitſchaft gegen alles, was der Idee einer litkauiſchen 
Aukonomie förderlich erſcheink. Sie wiſſen, ein irgendwie ſelbſtändiges 
Litauen, das nicht anders als demokrakiſch fein könnte, würde mit den 
Privilegien der Grundherren aufräumen. Daher wünſchen die Agrarier ein 
ſtaatsrechtliches Verhälknis, das Likauen in Abhängigkeit von Polen 
brächke, wodurch ſie ihre Vorrechte am beſten und dauerhafteften geſchütz 
glauben. Das Verbleiben unter ruſſiſcher Herrſchaft ziehen fie einem freien 
Likauen unbedenklich vor. 

Nun gibt es allerdings noch eine Gruppe von Agrariern, die mit den 
erwähnken nicht ſympathiſiert, die jene ſogar bekämpft. Es ſind die mo⸗ 
dernen, großzügigeren Menſchen, die aus den bisherigen rückſtändigen 
Agrarzuſtänden heraus wollen, weil ſie für größere, dem Welkverkehr an- 
gepaßte Entwicklungsmöglichkeiten Ellenbogenfreiheit erſtreben. Bei den 
jetzigen Beſchränkungen im wirkſchaftlichen Ausleben, vor allem durch den 
Mangel an Verkehrsmitteln können fie nicht den Reichtum erlangen, zu 
dem im Lande ſonſt die Dorausfegungen vorhanden find. Darum machen 
ſie ſich ſogar mik dem Gedanken an gewalkſame Umwälzungen in der be- 
ſlehenden Ordnung verfrauf. Sie möchten auf irgendeine Weiſe zu den Be⸗ 
dingungen gelangen, die ihnen die Enkfaltung der bisher gebundenen wirk⸗ 
ſchafklichen Kräfte des Landes geftatten. Aus wohlverſtandenem Interefie 
macht daher diefe Gruppe den Demokraten jezt gewiſſe Konzeſſionen. It 
das erſtrebte Ziel erreicht, dann werden auch dieſe Agrarier ſich wohl 
wieder zu ihren konſervakiven und anfidemokrafifchen Überzeugungen 
zurückorienkieren. 71 
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Das Kleinbürgerkum hakt ſich in Likauen noch nicht zu einem wirkſchafts- 
politiſch einflußreichen Faktor entwickeln können. Gegen die Konkurrenz 
der Juden, die in der ſtädtiſchen Bevölkerung überwiegen und faſt den ge- 
ſamten Handel beherrſchen, konnten ſich die Litauer und Polen bisher nicht 
erfolgreich durchſetzen. In den leßten Jahren jedoch machte ſich ein jfär- 
keres Eindringen von Litauern und Polen in alle Zweige der kommer- 
ziellen und gewerblichen Erwerbstätigkeit bemerkbar. Trotzdem dürfte noch 
eine geraume Zeit vergehen, ehe ein likauiſches Bürgerkum mit nationalen 
Tendenzen von bewegender Kraft heranreift. (Schluß folgt.) 


Probleme des Wellkrieges. 
Von Speclakor. 


. 

Je länger der Krieg dauerk, um ſo kiefer forſcht der Gedanke ſeinen Urſachen 
und Folgen nach. Das kritt ſchon äußerlich darin zukage, daß während zu Beginn 
des Krieges ſich eine Flut von Flugſchriften über uns ergoß, jetzt dickleibige Bücher 
auf dem Markt erſcheinen, wie Sammelwerke, an denen zahlreiche Gelehrke und 
Politiker teilnehmen. Hat man ſich zunächſt mit agitakoriſchen Schlagworken be- 
gnügt, jo ſucht man jetzt durch wiſſenſchaftliche Arbeiten den verfrefenen Gedanken 
zu begründen. Sachlichkeit kritt immer mehr an Stelle der agitakoriſchen Phraſe. 
Leider kann man aber noch immer nicht ſagen, daß ſich dieſe wiſſenſchaftlichen Ar- 
beiten auch durch eine wenigſtens gewiſſe Objektivität auszeichnen. Selbſt die 
»Frankfurker Zeitung«, die doch ebenfalls in ſehr vieler Hinficht »umgelernt« hat, 
beginnt jetzt Verwahrung gegen die neue Ark »Kriegswiſſenſchaft« einzulegen. 
»Eine neue, aus dem Kriege geborene Gelehrſamkeit enkſteht und macht ſich an die 
Arbeit, das ganze frühere Welkbild nach den Erfahrungen der letzten fünfzehn 
Monate umzupinſeln,« ſchreibt ihr früherer Londoner Korreſpondenk, B. Gukk- 
mann, in der Nummer 316 (drittes Morgenblaft), in der er das Machwerk Ed. 
Meyers über England mik Recht verurkeilt. Dieſe neue Ark Gelehrſamkeit blüht 
nicht allein in Deutſchland, ſondern in allen kriegführenden Ländern. 

Vor uns liegen zwei Sammelwerke, die ſich mit den Problemen des Krieges 
beſchäftigen. Das eine, die Probleme des Welkkrieges belitelt, iſt unker 
der Redaktion von Tugan - Baranowſky kürzlich in Pekersburg erſchienen 
und umfaßt 675 Seiten. An ihm nahmen 25 Gelehrke, meiſt Profeſſoren, keil. Das 
zweite Sammelwerk, Deutſchland und der Weltkrieg (Verlag von 
B. G. Teubner, Berlin-Leipzig), enthält Beiträge von 20 Mitarbeitern, umfaßt 
686 Seiten und koſtet 7 Mark. Beide ſtellen eine Fruchk der neugebackenen 
Kriegswiſſenſchaft dar. Während aber die ruſſiſchen Profeſſoren, immer noch unker 
dem Einfluß des, wenn auch völlig falſch verſtandenen hiſtoriſchen Makerialismus, die 
Notwendigkeit, ja die Unabwendbarkeit des Zuſammenſtoßes der Großmächte als 
Folge des Gegenſatzes ihrer imperialiſtiſchen Beſtrebungen darzulegen ſuchen, ver- 
folgen die deulſchen Gelehrten und Politiker den Zweck, die Angriffe der Gegner 
Deutſchlands auf feine Kultur und Politik ab- und die Schuld der Gegner, vor 
allem Englands, am Kriege nachzuweiſen. Von insgefamf 675 Seiten des Tugan- 
ſchen Sammelwerkes nimmt die Erörterung wirkſchaftlicher Probleme 260 Seiten 
ein. Mukoßje ew behandelt die wirtſchaftlichen Urſachen des Krieges, Tugan- 
Baranowſky feinen Einfluß auf die Wirkſchaft Rußlands, Englands und 
Deukſchlands, Tſchuprow die Frage der Volksernährung in Deuffchland, 
Friedmann die Kriegsfinanzen Rußlands, Bogoljepow das Geldproblem 
im Kriege, Twerdochljebow die Gemeindefinanzen und Noworußky den 
Einfluß des Krieges auf die ruſſiſche Wirkſchaft. In dem Sammelwerk Deutſchland 
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und der Weltkrieg finden wir dagegen bloß einen einzigen wirtſchaftlichen Artikel 
über »Deukſchlands Stellung in der Weltwirkſchaft« von H. Schumacher, in dem 
aber nicht nur nichts Neues, ſondern überhaupk nichts Beachkenswertes zu leſen 
iſt. Die deukſchen Profeſſoren beſchäfligen ſich dagegen ausführlich mit hiſtoriſchen 
Fragen. O. Hintze beginnt das Werk mik einer Abhandlung über »Deutſchland 
und das Weltſtaakenſyſtem« und ſchließt es mit einer Unterfuchung über den »Sinn 
des Krieges«. H. Oncken behandelk die »Vorgeſchichke« und den »Ausbruch« des 
Krieges. E. Marcks erörtert die Machtpolikik Englands, P. Darmſtädter 
die Machtpolitik Frankreichs; H. bersberger beſchäftigt ſich mit Rußland 
und Serbien und Franke mit der Stellung der Großmächte in Oſtaſien. Über 
Belgien ſchreiben Hampke und W. Schoenborn, über Oſterreich-Ungarn 
Tenzer und O. Weber, und über die Türkei ſchreibt C. Becker. In Tugans 
Sammelwerk finden ſich nur knappe hiſtoriſche und politiſche Unterſuchungen. 
E. D. Grimm legt den Sinn des Krieges in einem Arkikel: Der Krieg der Völker 
dar; Profeſſor Karjeew ſhkizzierk die Geſchichte des Dreiverbandes und der 
Entente, Bukenko den Kampf der Großmächke um Belgien; dann behandeln 
kurz Karjeew und Nolde die polniſche Frage, Tarle das elſaßlothringiſche 
Problem und Jaſtrebow das Problem »Groß-Serbien«. Die ſtaaksrechtlichen 
Fragen behandeln W. Heſſen und Kor ff (im deuffchen Sammelwerk Schoen 
born und Zitelmann), M. Kowalewſky behandelt das Problem des Im. 
perialismus, C. Heſſen die Idee der Nation, dann Miljukow die »Neuktrali⸗ 
jation« der Meerengen. Charakkeriſtiſch iſt es aber, daß im deuffchen Sammel. 
werk ſehr viel Raum von den Fragen der Kultur und des Wilitarismus einge- 
nommen wird. Troelkſch ſchreibt hier über den Geiſt der deutſchen Kultur, 
W. Solf über die Kolonialpolitik, H. Delbrück über das militäriſche Syſtem, 
G. Schmoller über die Enkwicklung der deutſchen Inſtitutionen, Luther über» 
die Selbſtverwaltung, ſchließlich Meinecke über „Kultur, Wachfpolitik und Wili⸗ 
karismus«. Die ruſſiſchen Profeſſoren berühren dieſe Probleme dagegen nur in einem 
Artikel — über Deutſchlands Militarismus. Über die innere Politik Rußlands 
ſchweigen fie ſich verſchämt aus.... Das Sammelwerk Tugans bringt noch drei 
militäriſche Artikel und einen von Bechkerew über den Einfluß des Krieges 
auf die pſychiſchen Erkrankungen. 

Es kann ſich hier nicht darum handeln, den ganzen Inhalt dieſer Sammelwerke 
kritiſch zu beleuchten. Zum Teil iſt dies aus bekannken Gründen gar nicht möglich. 
Ich laſſe vor allem die Fragen der inneren Politik und der allgemeinen Kulkur un- 
berückſichtigt, ſchon weil für unſere Leſer die Fragen des Wilikarismus und Impe⸗ 
rialismus eine ganz andere Bedeutung haben als für die Profeſſoren. Eine Aus⸗ 
einanderſetzung darüber mit ihnen iſt völlig belanglos. Ebenſo übergehe ich die 
ſtaaksrechtlichen Probleme wie auch die »ökonomiſche Begründung« der Unver- 
meidlichkeit des Weltkrieges, die die ruſſiſchen Volkswirte zu geben bemüht find: 
auf dieſe letztere Frage kommen wir noch bei anderer Gelegenheit zurück, wenn wir 
die Entwiklungstendenzen der Weltwirkſchafk nächſtens be⸗ 
handeln werden. Worauf es uns jetzt ankommt, ift, den politiſchen Zuſammenhang 
herauszufinden, inwieweit er den Ausbruch des Krieges wenigſtens einigermaßen 
erklärt und die Beſtrebungen der Mächte beleuchtet. Dies zu wiſſen iſt nicht allein F 
von hiſtoriſchem Werke, ſondern von größter prakfifcher Bedeutung für die Frage 
der Kriegsdauer. Denn ſchon Clauſewitz hat feftgeftellt, daß der politiſche Zweck 
des Krieges ſeine Dauer beſtimmk. J 

II. 5 

Das wichtigſte Problem der äußeren Politik Deulſchlands und wohl auch die wich⸗ 
tigfte internationale Frage Europas war das Verhältnis zwiſchen Deutfhland 
und Frankreich. Dieſes Verhälknis hak die konkinenkale Politik Bismarcks 
wie die Weltpolitik Bülows beherrſchk. Die offiziellen Leiter der deutſchen Politik 
rechneken ſtets mit der Feindſchaft Frankreichs. Die elſaß-lothringiſche Frage 1 
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purde ſomit zum Zenkralproblem der Weltpolitik. Immerhin hak im Laufe der 
Jahre dieſes Problem eine andere Geſtalt angenommen. Das franzöſiſch-ruſſiſche 
Bündnis, meint P. Darmſtädter, ſollte zur Wiedergewinnung Elſaß- Lothringens 
ühren, keineswegs aber des ganzen linken Ufers des Rheins, wie David behaupket. 
Die franzöſiſchen Kolonialpolitiker ſahen in dieſem Bündnis aber auch eine Stütze 
zegen England. »Je nach den Abwandlungen des Verhälkniſſes Frankreichs und 
Rußlands zu England find denn auch ihre Beziehungen zu Deutſchland bald beſſere, 
yald ſchlechtere geworden« (S. 327). Darin liegt ein wahrer Kern. Seit Mitte der 
ſeunziger Jahre beginnen kolonialpolitiſche Probleme die auswärkige Politik der 
Staaten ſtark zu beeinfluſſen. Damals waren die Reibungen zwiſchen Frankreich 
ind England noch zahlreich, während Deukſchland und Frankreich zuſammen— 
trafen. So in der Kongofrage und in der Stellungnahme zugunſten Chinas gegen 
Japan. Dann kam der bekannte Faſchodakonflikt zwiſchen Frankreich und Eng- 
and, in dem Frankreich nicht durch Rußland und noch weniger durch Deutſchland 
unterſtützt wurde und England gegenüber auf feine Anſprüche auf das Gebiet des 
oberen Nils verzichten mußte. Darmſtädter, Oncken und viele andere ſehen darin 
einen Beweis, daß Frankreich auf eine ſelbſtändige Kolonialpolitik zugunſten 
feiner Revanchepolifik verzichtet hat. Das krifft durchaus nicht zu. Gerade dieſes 
Abkommen war in kolonialer Beziehung für Frankreich vorteilhaft. England 
machte Frankreich auf dieſem Gebiet große Zugeſtändniſſe. In England begann 
man nämlich zu dieſer Zeit mit der Gegnerſchaft Deutkſchlands ernſthaft zu rechnen. 
Um dieſe Zeit ſetzte ja die Floktenagikation in Deukſchland ein und wurden die 
erſten Grundlagen einer ſtarken Kriegsflokte gelegt. England ſuchke darum mit 
Frankreich Frieden zu ſchließen und bereitete das große koloniale Abkommen vor, 
nach dem Frankreich für immer auf Agypten uſw. verzichkeke, dafür aber von 
England das Zugeftändnis der freien Hand in Marokko erhielt. So wurden die 
»geſchichtlichen Feinde« zu Verbündeten, indem fie ihre kolonialen Pläne regulierten. 
Die kolonialen Fragen haben beide zufammengeführt, wie fie fie früher getrennt 
haften. 

Daß das gleiche Refultat nicht auch nach dem Marokkoabkommen zwijhen 
Deutihland und Frankreich erzielt wurde, iſt darauf zurückzuführen, daß Deutſch⸗ 
land als Kompenſation einen Teil des franzöſiſchen Kongo beanſpruchte, was die 
franzöſiſchen Kolonialpolitiker auf die Beine brachke. Gewöhnlich werden die 
kolonialpolitiſchen Abmachungen der Großmächte auf Koſten der Beſitzer der an- 
deren, nicht ihres eigenen Kolonialbeſitzes getroffen. 

Bismarck hat bekanntlich die Kolonialpolitik Frankreichs unkerſtützt, um es 
anderweitig zu beſchäftigen. Darmſtädter meint nun, daß die Hoffnungen, die Bis- 
mark daran geknüpft hakte, ſich in keiner Weiſe erfüllt häften. Der Nevande- 
gedanke ſei gerade in den letzten Jahren hervorgekreken, was andere Beurkeiler 
Frankreichs beſtreiten. Darmſtädter meint, daß nicht allein die Löſung des Ma- 
rokkoproblems, die »einen Stachel im Gefühl vieler Franzoſen zurückgelaſſen hate, 
die Schuld daran iſt, ſondern auch die Tatſache, daß Frankreich keine weiteren 
Kolonien zu erwerben Ausſicht gehabt und deshalb die Gelegenheit zu verpaſſen 
gefürchtet hat, mit Hilfe Englands die verlorenen Provinzen zurückzugewinnen. 
Das trifft ſchon darum nicht zu, weil man in Frankreich ſich gerade in der letzten 
Zeit für Syrien energiſch zu inkereſſieren begonnen hak, wie eine Reihe von 
Eiſenbahnkonzeſſionen, die es kurz vor dem Kriege von der Türkei erlangt hat, 
zeigt. Es will uns daher ſcheinen, daß ein Ausgleich mit Frankreich auf kolonialem 
Gebiet auch die elſaß-lothringiſche Frage aus der Welk geſchafft hätte. Denn für 
die franzöſiſchen Imperialiſten war dieſe nur ein populäres Schlagwork. Sie nutzten 
die nationale Leidenſchaft des Volkes, um koloniale Geſchäfte zu machen. 
M. Kowalewſky, der ebenfalls plötzlich umgelernk hat und, krotzdem er noch kurz vor 
dem Kriege nirgends in Rußland eine Feindſchaft gegen die Deutſchen entdecken 
konnte, jetzt dieſe »Urfeinde« der Slawen nennt, meint, daß der Imperialismus dem 
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nationalen Prinzip zum Siege verhelfen wird; in der Tak verhält es ſich aber ge- 


rade umgekehrt: die imperialiſtiſchen und kolonialen Beſtrebungen der herrſchenden 
Klaſſen veranlaſſen fie oft, ihre früheren nationalen Beſtrebungen fallen zu laſſen. 


III. 
Einer der beſten Artikel des deutſchen Sammelwerks iſt Übersbergers Abhand- 
lung über Rußland und den Panflawismus, Übersberger beherrfcht das Thema 


und bringt inkereſſantes geſchichkliches Material. Da aber auch er der allgemeinen 


Tendenz folgt, die Schuld an dem Kriege England aufzubürden, ſo ſchließt er mit 
einem Zitat aus einem ruſſiſchen Artikel, das die Vermutung ausſpricht, England 


werde einen Weltkrieg beginnen, um aus den innerpolitiſchen Schwierigkeiken, 


in die es durch die irländiſche Frage geraten war, herauszukommen. Ein kaum zu- 
rechnungsfähiger ruſſiſcher Schriftſteller als Prophet! Durch dieſe Entgleiſung ver. 
liert der ganze Artikel Übersbergers feinen Sinn. Übrigens überſchätzt Übersberger 
ſtark die panſlawiſtiſche Gefahr, wie die jetzigen Ereigniſſe geradezu augenfälligſt 
beweiſen. Worauf es aber hier ankommk, iſt die Frage, ob die Gegenſätze zwiſchen 
Rußland und Deukſchland ſolcher Ark ſind, daß eine Verſtändigung unmöglich iſt. 
Die ruſſiſchen wie einige deuffche Imperialiſten bejahen dieſe Frage. So der 
geweſene »Genoſſe« Mukoßjeew, der in der Ausdehnung des deutſchen Einfluffes 
in Vorderaſien eine Gefahr für die wirkſchafkliche Selbſtändigkeit Rußlands ſieht; 
umgekehrt ſieht Wolfgang Heine in dem Drang Rußlands nach Ausdehnung eine 
Gefahr für Deutſchlands Exiſtenz, darin wiederum nur Rohrbach folgend. Rußlands 
Erpanfion ging indes nach der Richtung von dünn bevölkerken Ländern, wo der 
bäuerliche Überſchuß »freien« Boden gewinnen konnte. Indem ſich aber heute in 


Rußland ſelbſt eine Induſtrie enkwickelt, wird der Zuwachs der Bevölkerung von 


ihr beſchäftigt. Heine denkk, daß ſelbſt eine Demokrafie an dieſem Expanſions- N 


drang Rußlands nichts ändern werde. Er hat wohl dabei das Beiſpiel vor Augen, 
das uns die vom imperialiſtiſchen Geiſte verſeuchten modernen »Demokraken⸗ 
zeigen. Allein man darf umgekehrt annehmen, die politiſche Freiheit werde einen 
ſo ſtarken Aufſchwung der Induſtrie bringen, daß die Auswanderung auch aus 


Rußland gering werden wird. Daß aber die »ruſſiſche Raſſe« jede andere Be- 


kätigung des Ausdehnungskriebes als kriegeriſche Eroberung ausſchließe, iſt Heines 


Enkdeckung, von der Übersberger gar nichts weiß, und er kennt doch Rußland 


ſicherlich beſſer als Wolfgang Heine! 


In Wirklichkeit liegen die Urſachen der zweifelsohne ſcharfen aggreſſiven Politik 


Rußlands in den letzten Jahren in dem Siege der Gegenrevolution. Wie ſteks in 


der Geſchichte, ſo mußte auch in Rußland die gegenrevolufionäre Politik ihre 
Stüße in kriegeriſchen Abenteuern ſuchen. Schon um die Großbourgeoiſie für den 


wenig enkwicklungsfähigen inneren Markt durch Ausdehnung des auswärtigen 


Marktes zu enkſchädigen. Wer weiß, ob die ſtarke Welle der Arbeiterbewegung, : 


die kurz vor dem Kriege eingeſetzt hat, nicht zu einer inneren Umwälzung geführt 
und dadurch den Ausbruch des Krieges verhindert hätte, wenn der Krieg nicht ſchon 


1914 gekommen wäre. Auf jeden Fall ſehen wir nicht ein, was einer künftigen 


Verſtändigung zwiſchen Rußland und Deutſchland im Wege ſtehen könnte, falls 


eu RE 


der Krieg ſelbſt nicht eine ſolche unüberſteigliche Schranke errichtet und falls die 


freie Durchfahrt von Handelsſchiffen durch die Meerengen geſichert wird. Gewiß, 


was P. Wiljukoff wünfcht, die freie Durchfahrt durch dieſe Engen für alle Kriegs- 


ſchiffe, außer die ruſſiſchen, zu ſperren, dieſen dagegen volle Freiheit der Durd- 


fahrt zu gewähren, das kann weder die Türkei noch irgendeine andere Mittelmeer- 


macht erlauben. Sicher hat gerade dieſes Streben Rußlands nach dem Beſitz von Kon- 


ſtankinopel der Sache der Enkenke viel geſchadet, und ſelbſt England wird ſchließ⸗ 
lich damit zufrieden ſein, daß Rußland doch nicht an den Dardanellen ſitzt. Aber 


ein demokrafifches Rußland wird ſich von dieſen Welteroberungsplänen Rußlands 
leicht losſagen können und damit das wichkigſte Hindernis zu einem friedlichen Zu- 
ſammengehen mit den Zentralmächten wegräumen. 
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Am meiften beſchäftigt ſich das Teubnerſche Sammelwerk mit dem Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und England. Selbſtredend ſuchen alle ſeine Mitarbeiter 
die Schuld Englands am Kriege zu beweiſen. Nun kann man einen Beweis in 
ſtrittigen Fragen entweder durch Anführung neuer geſchichtlicher Takſachen 
oder durch Aufdeckung des urſächlichen Zuſammenhangs liefern. Neue Tatſachen 
finden wir im ganzen Werke nichk. Oncken will abſichklich ſich nur bekannter Tal- 
ſachen bedienen. Seine Gruppierung der Tatſachen darf auch nicht als geſchickt be- 
zeichnet werden. So wenn er die erſte Floktenvorlage von 1898 als Folge des 
Burenkrieges von 1901 und die letzte Wilitärvorlage als Folge der Wieder- 
einführung der dreijährigen Dienſtzeit in Frankreich hinſtellt. Seine ganze ſehr 
ausgedehnte Arbeit iſt übrigens von der »Frankfurter Zeitung« als apologekiſch 
bezeichnet worden. N 

Werden alſo keine neuen Tatſachen angeführt, die ein helles Licht auf den ge— 
ſchichtlichen Vorgang werfen könnken, wodurch wird dann die Schuld Englands am 
Kriege bewieſen? An zwei Skellen dieſes Werkes finden wir den Hinweis auf ein 
Zitat aus einer engliſchen Zeitſchrift »Sakurday Revie we, ein Zitat, das 
beinahe in allen Schriften gegen England angeführt wird, obgleich es aus dem 
Jahre 1897 ſtammt, in einer Zeitſchrift gedruckt wurde, die nokoriſch im Solde der 
füdafrikaniſchen Minenbefiger ſtand und zur Zeit der Spannung zwiſchen Deutſchland 
und England eben wegen Südafrika geſchrieben wurde. Selbſt Fürſt v. Bülow gibt 
in ſeinem Werke »La Politique Allemande« (Paris 1915), zu, daß die Stimmung 
ſich in England inzwiſchen geändert hat. Auch Oncken muß zugeben, daß »das Ar- 
gument der Handelsrivalität im Laufe des letzten Jahrzehnts vor dem Kriege wieder 
an Geltung verloren hatte« (S. 474); noch mehr: gerade in der regierenden liberalen 
Partei, in den Finanz- und Induſtriekreiſen wuchs nach dem Marokko- 
konflikt die Stimmung für ein Abkommen mit Deutſchland (S. 519). Wie kann 
man alſo noch behaupten, daß gerade die Handelsrivalität die Urſache dieſes 
Krieges ſei oder gar den Krieg unvermeidlich gemacht habe, wie einige überkluge 
»Materialiften« beweiſen wollen? 

Viel klarer ſieht ſchon Hintze, daß England um feine Weltſtellung beſorgt war. 
Die Engländer, jagt er, »ſchieben uns die Abſicht unter, wir wollten den Kontinent 
unter unſere Botmäßigkeit bringen, um dann England niederwerfen zu können« 
(S. 677). Die Verfaſſer des Sammelwerks ſcheinen zu denen zu gehören, die gegen 
Eroberungen auf dem Konkinent, aber für die Ausdehnung des kolonialen Be- 
ſitzes find. So ſchreibk O. Hintze, indem er ſich gegen dieſe Anſchuldigungen der 
Engländer verkeidigk: 

„Unker der Welkmacht verſtehen wir nicht eine überragende, der Welk das 
Geſetz gebende Macht, nicht ein neues Rom, das keine andere gleichberechtigte 
Macht neben ſich duldet, ſondern eine Großmacht im Rahmen des neuen Welt- 

ſtaatenſyſtems.. .. Wir wollen als eine Weltmachk neben anderen Weltmächten 

in der zukünftigen Staakengeſellſchaft ſtehen, wie wir als eine Großmacht neben 
anderen Großmächten in dem bisherigen europäiſchen Staakenſyſtem geſtanden 
haben. 

Und deshalb wünſcht Hintze an Stelle des europäiſchen Gleichgewichts- 
ſyſtems »das wahre Gleichgewicht der Macht im Welkſtaatenſyſte mo, das 
heißt im Syſtem der großen Kolonialmächte, das aber zur Vorausſetzung hat, daß 
England ſeinen Anſpruch auf die abſolute Seeherrſchaft aufgibt. 

Hintze gibt ſelbſt zu, daß »das ſehr ſchwer durchzuſetzen ſein wird. Die ganze 
wirkſchaftliche Strukkur des modernen England hängt jo eng mit feiner Allein⸗ 
herrſchaft zur See zuſammen, daß deren Aufhebung die verhängnisvollſten Folgen 
mit ſich bringen könnke.« Doch Hinze hat einen Ausweg. Er meint, daß mit der 
Abſchaffung des Seebeuterechts das Problem gelöſt werden könne. »Wir wollen 
die Freiheit der Meere und ein humanes Seekriegsrecht erkämpfen, wie es die 
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Londoner Erklärung von 1909 formuliert hat« (S. 661). Die »Freiheit der Meere« 
fällt alſo mit der Abſchaffung des Seebeukerechts für Hintze nicht ganz zuſammen. 
Was verſteht er alſo darunter ſonſt? Darauf finden wir keine Antwort. Und doch 
wäre dies im Inkereſſe der Verſtändigung geboten. Von der Inkernakionaliſierung 
der Weltrouten, ſpeziell der Meerengen wird hier nicht geſprochen; andererſeits 
verlangt Miljukoff nur die freie Durchfahrt für ruſſiſche Kriegsſchiffe durch die 
Meerengen. Eine wirkliche Löſung dieſer Fragen iſt auch nur auf der Baſis der 
allgemeinen Verſtändigung möglich, wozu nicht allein die Abſchaffung des See— 
beuterechts, ſondern auch Schiedsgerichte und Küſtungseinſchränkung gehören. 


V. 


Fordern die deutſchen Imperialiſten die Freiheit der Meere, ſo die Imperia- 
liſten der Ententemächte die Freiheit der Nationen. Daß ein ſonſt fo küch⸗ 
figer Kopf wie M. Kowalewſky von einem Siege Rußlands die Befreiung der 
Nationen erwarten kann, wäre ſchier unbegreiflich, wenn man nichk wüßte, welche 
Verwirrung der unſelige Krieg in ſo vielen Köpfen angerichtet hat. M. Kowalewſky 
ſtellt die imperialiſtiſche Idee der nationalen entgegen. Das krifft nur in gewiſſem 
Sinn zu. Die Ausbreitung des Kapikalismus in Aſien und Afrika wird ſicherlich 
auch zum Erwachen des nakionalen Lebens in dieſen Weltgegenden führen. Hintze 
hak wohl nicht unrecht, wenn er meint, daß »die Ara der Kolonialherrſchaft in 
Alien und an den Nordküften von Afrika bald ebenſo ihr Ende erreichen wird wie 
in Amerika und Auſtralien; der frühere Traum von der Beherrſchung der Erde 
durch die weiße Raſſe iſt durch die Erhebung Japans zerſtört worden, und wer 
weiß, wie bald es vom Oſten her klingen mag: Aſien für die Afiaten!« Sicher wird 
der Krieg dieſe Entwicklung beſchleunigen, nichk nur, indem er Japans Stellung in 
Oſtaſien befeſtigt, ſondern vor allem, indem er Indien zum Range eines ſelbſtändigen 
Staates früher oder fpäfer erheben wird. Hintze meint, daß gerade der engliſche 
und der ruſſiſche Imperialismus die Entwicklung der kleinen und noch rückſtändigen 
Völker gehindert hätte. Ganz anders das imperialiſtiſche Ideal Hintzes. N 

»Wenn«, ſagt er, »die Notwendigkeiten der Weltwirtſchaft und Weltpolitik 
eine Zuſammenfaſſung größerer politiſcher Räume verlangen, ſo denken wir an 
eine Inkereſſengemeinſchaft freier, ſelbſtändiger Staaten.... Wir wollen keine 
Art Weltherrſchaft, ſondern den Grundſatz der Freiheit und Gleichberechfigung 
aller Völker der Erde.« | 

Ein ſchönes Ideal, das aber im Widerſpruch ſteht zu den Tendenzen der heu- 
tigen kapitaliſtiſchen Welt. Hintze macht ſelbſt eine Einſchränkung: »ſoweit fie das er- 
forderliche Maß von Gefittung erreicht haben «; wer ſoll das aber beurkeilen? Haben 
ſich nicht alle Aukokraken und Deſpoken darauf berufen, daß die Unkerdrückten für 
die Freiheit „noch nicht reif« ſeien? 5 

Wie dem aber auch ſei, ſicher iſt, daß der Prozeß der geſchichklichen Entwic- 
lung keineswegs bloß zur Unterdrückung der kleinen Völker führt, vielmehr zur 
Schaffung von höheren Einheiten, die den kleinen Völkern ihre Selb⸗ 
ſtändigkeit gewähren. Dieſe iſt aber nur im Kampfe gegen die Unkerdrückungs⸗ 
kendenzen des Kapitalismus zu erreichen. Nicht der Imperialismus, von welcher 
Ark er auch fein mag, wird dieſe Freiheit und Selbſtändigkeit der Nakionen 
bringen, ſondern der Sozialismus wird dieſes Ideal, wie auch die Freiheik der 
Perſönlichkeit, die Freiheit der Meere uſw. verwirklichen. 

Vergleicht man die Bedeutung beider hier angeführker Sammelwerke, ſo iſt die 
Arbeit der ruſſiſchen Profeſſoren ſicher gründlicher, die der deukſchen aber an Ideen 
reicher und anregender. Aber erſt das Studium der Werke aus verſchiedenen 
Ländern gibt die Möglichkeit, ſich durch Vergleichung ein möglichſt objektives Urteil 
zu bilden. In dieſer Hinſichk find fie beide beachtenswert. 


— 
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1789 — 1914. 
Von O. Blum. 


»Mit Worten läßt ſich krefflich ſtreiten, mit Worten ein Syſtem be— 
reiten«: dieſes altbewährte Rezept ſcheint auch Herrn Dr. Johann Plenge, 
ordenklicher Profeſſor an der Univerſität Münſter i. W., verführt zu haben. 

Er hat kürzlich eine hiſtoriſch-philoſophiſche Abhandlung über die Probleme 
des Weltkriegs erſcheinen laſſen, die mit gutem Fuge als eine wahrhaftige 
Orgie wortreichſter Gedankenverwirrung bezeichnet werden kann.“ Wie 
heutzutage das üppigſte ideologiſche Unkrauk aus den Bedürfniſſen des vor- 
herrſchenden Zeitwillens emporſchießk, kann man an dieſer Schrift mit 
ziemlicher Genauigkeit ſtudieren. Das Denken bejorgt die Rechtfertigung 
— ja ſelbſt die Heiligſprechung! — des Seins mit einer Bereitwilligkeit, 
die ſogar vor dem furchtbaren Odium der Lächerlichkeit nicht zurückſchrecken 
läßt. Herr Dr. Plenge gehört zu der großen, nicht alle werdenden Schar 
derer, die den gegenwärtigen Weltkrieg als das unmittelbare Vorſpiel 
eines goldenen Zeikalters betrachtet wiſſen wollen und ihn daher in allen 
Tonarken lobpreiſen. Und fo will denn auch unſer Verfaſſer künftiglich in 
den Erinnerungen der dankbaren Nachkommenſchaft als der Erfinder 
— oder zumindeſt doch als der Entdecker — der »Ideen von 1914 fori- 
leben. Es find dieſes natürlich ganz eigenarkige und unvergleichliche Ideen, 
und erſt in ihrem Lichte bekommt die Welkgeſchichke ihre wahrhafte, ſozu— 
ſagen endgültige Begründung. Um dieſe bahnbrechende und epochemachende 
Bedeutung der »Ideen von 1914“ beſonders ſcharf hervorzuheben, ſtellt ſie 
Plenge einem anderen welltgeſchichklichen Ideenkomplex gegenüber: dem 
von 1789. Die beiden »ſymboliſchen Jahre in der Geſchichte des menſchlichen 
Geiſtes« kennzeichnen nach ihm zwei prinzipiell verſchiedene Perioden der 
ſozialen Geſchichke der Menſchheit. Daher find fie ſchlechterdings entgegen- 
geſetzt und bilden ſozuſagen zwei grundverſchiedene Momente in der Enk— 
wicklung der modernen, das iſt der bürgerlichen Geſellſchaft. 

1914 bedeutet die gänzliche Überwindung von 1789. Ein neues welt— 
geſchichkliches Prinzip bricht heran. »Das Alke ſtürzt, es änderk ſich die Zeit, 
und neues Leben blüht aus den Ruinen. . ..« Welches iſt aber dieſes neue 
Prinzip? Worin beſteht dieſe neue »Idees, deren Realiſierung dem Jahre 
1914 beſchieden fein ſoll? Plenge antwortet darauf ganz ſchlichk und bieder: 
es iſt der Sozialismus! Jawohl: der Weltkrieg iſt nach Plenge nichts an- 
deres als die erſte Kundgebung einer neuen ſozialiſtiſchen Lebensgeſtalkung, 
die nunmehr reif ift und ihrer Verwirklichung harrt. 1789 war Individua— 
lismus, 1914 bedeutet Sozialismus: jo ungefähr könnke man ſchematiſch 
den letzten Schluß von Plenges geſchichksphiloſophiſcher Weisheit zu- 
ſammenfaſſen. Oder, um mit ſeinen eigenen Worken zu ſprechen: »Das 
Jahr 1914 bedeutet einen in der Geſchichke aller bisherigen Ideenbildungen 
ganz unvergleichlichen radikalen Szenenwechſel in dem Verhälknis der jo- 
zialiſtiſchen Idee zur Wirklichkeit.. .. Gewiß iſt unſere Kriegswirtſchaft nur 
ein vorübergehender Lebenszuſtand unſeres Volkes. ... Aber fie iſt kroßdem 
die erſte wirklich gewordene ſozialiſtiſche' Geſellſchaft, und ihr Geiſt iſt das 
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erſte wirklich kätige, nicht bloß unklar fordernde Auftreten ſozialiſtiſchen 
Geiſtes. . . . So gebar die Selbſtbehaupkung unſerer Nation für die Menſch⸗ 
heit die neue Idee von 1914, die Idee der deutſchen Organiſation, der Volks- 
genoſſenſchaft, des nationalen Sozialismus.« (S. 82.) Das klingt wahrlich 
vielverheißend! Schon find wir bereit, über die kanonendonnernde Wirk- 
lichkeit unſere Arme ſegnend auszubreiten und dem fieghaften Einzug des 
Sozialismus zuzujubeln; ſchon begreifen wir die wegwerfende Gebärde un- 
ſeres Verfaſſers, der die alten »Ideen von 1789« in die Rumpelkammer der 
Geſchichte als längſt überholte Poſtulate der »individualiſtiſchen Epoche: 
wirft, als es uns — glücklicherweiſe noch rechtzeitig! — einfällt, ſich zu er- 
kundigen, was denn der gelehrte Verfaſſer eigentlich unter »Sozialismus« 
verſtehe? Bemerkt er doch ſelbſt ſehr richtig auf S. 85 feiner Schrift: »Was 
heißt ‚Sozialismus‘? Ein vieldeufiges Work!« Das iſt es in der Tat! Und 
ſo wollen wir denn auch, bevor wir den Offenbarungen des Plengeſchen 
»Sozialismus« weiter lauſchen, uns über die »Deukung«, die ihm Plenge 

gibt, noch raſch die erforderliche Klarheit verſchaffen. Hier erwartet uns 
keine gelinde Überrafchung! Von allen Merkmalen, die man doch ſonſt mit 
dem »Begriff« des Sozialismus zu verbinden pflegt, übernimmt Plenge nur 
ein einziges: das Momenk der Organiſakion. Alles andere: Aufhebung der 
Klaſſenherrſchaft, Abſchaffung des Privakeigenkums an Produktionsmitteln, 
durchgreifende Demokratifierung des Staates uſw. iſt ihm, mit Verlaub zu 
ſagen, Wurſt. Er ſett den Sozialismus als gleichbedeutend mit dem Zuſtand 
einer möglichſt weitgehenden Reglementierung des ſozialen Daſeins. Dies 
bloße Tatſache, daß die ſtaakliche Gewalt zur Erlangung gewiſſer gejell- 
ſchafklicher Vorteile und zur Erreichung beſtimmker ſozialer Ziele das Leben 
des einzelnen auf eine genau bedingte Bahn zu lenken vermag, genügt 
Plenge, um von einem ſozialiſtiſchen Zuſtand reden zu dürfen. So billig 
kam die Geſchichke noch nie zum Sozialismus! 

Plenge umſchreibk die »Ideen von 1914“ jo: »Das lebenskräftige Ganze 
von Skaat und Wirtſchaft, das den einzelnen mit feiner freiwilligen Arbeit 
ganz in ſich aufnimmt und ihm die Eingliederung in das größere Leben, in 
dem er als mitwirkender Teil zur Geltung kommk, zu ſeiner eigenen Luſt 
und Freude macht: das iſt die Idee von 1914.« (S. 89.) Und dann wieder: 
»Die innere Idee von 1914 heißt ...: erkenne dich als Glied des Ganzen! 
Handle aus dem Ganzen! Denn die Organiſakion iſt das geiſtige Gliede⸗ 
rungsganze!« (S. 89.) Wenn es aber mit den Ideen von 1914 wirklich keine 
andere Bewandknis hat, jo hat es ſich wahrhaftig nicht gelohnt, fie noch mit 
ſozialiſtiſchem Weihwaſſer zu beſprengen! Das obige Poftulat der Angliede- 
rung ans Ganze läßt ſich wohl ebenſogut wie mit dem Sozialismus mit der 
erſten beſten aukoritakiven Staaksform vereinigen, die zielbewußt darauf 
ausgeht, die eigene Daſeinsberechtigung mit allen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln zu bekräftigen, und der es an der notwendigen Macht nicht ge⸗ 
bricht, um das einzelne Individuum zur Unterordnung innerhalb ihres Wir⸗ 
kungskreiſes zu zwingen. Es wäre ein leichtes, nachzuweiſen, daß der 
Plengeſche »Sozialismus« keineswegs irgendein beſonders eigenartiges Er⸗ 
zeugnis von »1914« iſt, ſondern daß er vielmehr ſtets dort mit einer 9% 
wiſſen aufomatifhen Promptheit in Erſcheinung kritt, wo die Geſellſchaft 
ſich zur Bekämpfung einer von auswärts drohenden Gefahr zuſammenkun 
muß und wo die herrſchende Skaaksgewalt dazu noch kräftig und lebens- 
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O. 
fähig genug iſt, um aus dieſer Nok eine Tugend machen zu können. Oder, 
um es kürzer und einleuchtender auszudrücken: der Plengeſche »Sozialis- 
mus« iſt im Grunde genommen nichts anderes als eine ſtets eintretende 
Begleiterſcheinung des fieghaften Militarismus. Und um bei der ge- 
ſchichtlichen Periode zu bleiben, deren Schatten Plenge ſelbſt herauf— 
beſchwor, wäre zu fragen, ob denn »1789« — das zum Symbol des kraf- 
ſeſten Individualismus gemacht wird — nicht ebenſogut feine Augenblicke 
der freudigen »Angliederung ans Ganze«, der opferwilligen »Handlung aus 
dem Ganzen« gehabt hat wie »1914«? Wann kamen dieſe »ſozialiſtiſchen⸗ 
Augenblicke zur Geltung? Als das Vaterland bedroht ward! Mit anderen 
Worten: als die Not der Zeit die Menſchen zwang — ungeachkek aller 
grundlegenden Widerſprüche und Konkroverſen ihres ſozialen Zufammen- 
lebens —, ein notdürftig zufammengeleimfes »Ganzes« herzuſtellen. Den 
Hegenſaz von 1789 und 1914 auf dieſem Gebiet konffruieren wollen, 
heißt alſo zumindeſt den geſchichtlichen Tatſachen ins Geſicht ſchlagen. Denn 
gerade derjenige Umſtand, den Plenge als ein beſonderes Kennzeichen des 
»Sozialismus« von 1914 gelten laſſen möchte: die »freudige« Eingliederung 
des »Teil-Ich« ins »Ganze«, iſt eines der prägnankeſten Merkmale von 
1789. Allerdings hat ſich inzwiſchen manches geändert, und was Anno da— 
ſumal mehr der Ausdruck eines ſponkanen Selbſterhalkungstriebs geweſen, 
ſt inzwiſchen zur wohlberechneken Wirkung des feſt zuſammengefügken 
faatlihen Mechanismus geworden. Ob man aber gerade hierin einen be- 
onderen Fortſchritt der Idee des »Sozialismus« erblicken kann, iſt eine 
Frage, die keiner weiteren Erörterung bedarf.... 

Die Plengeſchen »Ideen von 1914 wären beſtenfalls ein krauriges 
Workſpiel, und man könnte über feinen »Sozialismus« nach Anführung 
eines eigenen Geſtändniſſes, daß »die unermüdlichen Apoſtel der Sozial- 
politik und des Staafsjozialismus, wie A. Wagner, allen Anſpruch haben, 
inter den Begründern unſeres neuen Geiſtes beſonders genannt zu wer- 
ven« (S. 111), zur Tagesordnung übergehen, wenn es ſich dabei nicht noch 
im eine andere Tendenz gehandelt hätte, deren möglichen praktifchen Wir— 
zungen jetzt ſchon mit aller Entſchiedenheit enfgegenzufreten iſt. »Es muß 
n den harten Jahren, die auf den Krieg folgen werden, ſchreibt 
plenge, »durch die klare Einſicht und durch die Selbſtzucht aller 
Beteiligten langſam und ſicher erprobt und gefeſtigt werden« (S. 122), 
zämlich das Folgende: »wie alle Teile unſeres öffentlichen Lebens ſich ſelbſt 
ah dem Kriege ihren berechtigten Platz zu nehmen und ſich gleichzeitig 
w ihren angemeſſenen Plaß zu beſchränken wiſſen⸗ 
ebenda). Das eben iſt des Pudels Kern. Der »Sozialismus« 
Dlenges ins Politiſche überſetzt ergibt eine Entbehrungspredigt und lehre, 
ie über die »harfen Jahre nach dem Kriege« hinweghelfen und hinweg- 
äuſchen ſollen. Das ſchöne Lied von der bereitwilligen Eingliederung ins 
Ganzes (»Ans Vakerland, ans teure, ſchließ dich an!«) hat keine andere 
dedeufung als diejenige eines mageren Troſtes, der die efwaigen Ent- 
äuſchungen, die auf eine künftige Bilanz der welkgeſchichklichen Begeben— 
eiten von 1914 kommen dürften, zu verſüßen hak. Plenge jchweigt ſich 
llerdings vollſtändig darüber aus, welcher denn der »angemeſſene Plaß« 
a, auf den ſich zum Beiſpiel die Arbeiterklaſſe in feinem »Sozialismus« 
u »beſchränken« habe. Aber dies läßt ſich unſchwer erraken. Man bedenke 
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nur, was er unter »ſozialiſtiſchen« Errungenſchaften des Weltkriegs ver. 
ſteht: »Der Staat mußte kiefer in das Wirkſchaftsleben eingreifen und dabe 
manchen wirtſchafklichen Zuſammenhang kiefer erfaſſen. Die großen Inter: 
eſſen des Wirkſchaftslebens, Organiſakionen der Induſtriellen, der Land. 
wirke, der Verbände der Arbeiker mußten zu gemeinſamer Arbeit näher an 
die leitende Stelle herankreken.« (S. 120.) Dieſe Verquickung der duſeligſten 
Harmoniekräume des ſeligen Baſtiak mit den neueſten ſtaakspolizeilichen 
Erfahrungen jpricht beredk genug. Ein »Sozialismus« ſolcher Art wird dem 
Arbeiter keine andere Zukunft bieten können als die eines lammfrommen 
Werkzeugs der ſtaakserhalkenden und profitbringenden Macht. Fügt er 
ſich willig drein: wohlan, dann werden die Ideologen von 1914 feine ſtaats. 
männiſche Klugheit in allen Tonarken preiſen. Lehnk er ſich aber dagegen 
auf, nun, dann wird die ganze ſozialiſtiſche Herrlichkeit der Herren Plenge 
und Konſorken zum Teufel gehen. Was in beiden Fällen herauskommt, 
wird wohl eine ebenſo grauſame Ironie auf die Verſprechungen der neu- 
zeitlichen Ideologen des Bürgerkums darſtellen, wie es vor etlichen hundert 
Jahren mit den pompöſen Verkündungen der damaligen Ideologen des 
Bürgertums der Fall geweſen iſt. Jener Sozialismus, dem ſeinerzeit Adolf 
Wagner Pake geſtanden hat und den jetzt Plenge zur Konfirmation führen 
möchte, fällt ſomit in ſich ſelbſt zuſammen und bleibt nach wie vor dasjelbe, 
was er ſtets geweſen: ein Verſuch mit unzulänglichen Mitteln, die kapita- 
liſtiſche Produktionsweiſe dadurch zu verewigen, daß man den Staat Theo- 
retiſch über die Klaſſen ſtellt, ihn aber prakkiſch um ſo mehr zum Inſtrumen 
der »aufgeklärten« Klaſſenherrſchaft macht.? 

Und nun iſt ſchließlich noch eines der Erwähnung werk. Plenge verkritk 
die Meinung, daß die »Ideen von 1914“ ſich mit dem Schlagwort »Organi- 
jafion« kennzeichnen laſſen und daß gerade in dieſem Schlagwort die 
Einzigartigkeit von 1914 beſtehe. Dies iſt aber eine offenſichtliche Täu⸗ 
ſchung. Die Idee der Organiſakion iſt ſeit 1789 die Richtungslinie des mo⸗ 
dernen ſozialpolitiſchen Denkens. Seik den Ukopiſten gab es ſchlechterdings 
keinen einzigen Verſuch, die bürgerliche Wirklichkeit zu überwinden, der 
das Organijafionsproblem überſehen hätte. Dieſes Problem zum beſonderen 
Merkmal des deutſchen Geiſtes von 1914 machen zu wollen, heißt der Ge- 
ſchichte Gewalt ankun. Das Jahr 1789 enkſtand bereits im Zeichen des 
Willens zur Organiſakion, und was die Zukunftspläne ſeiner Wortführer 
und Epigonen wie ein roker Faden durchzieht, iſt nichts anderes als ein ſtels 
wachſender Horror vor der Anarchie der bürgerlichen Produkfionsweije. 
Muß man da noch die Namen Fouriers, Owens, Saint-Simons anführen, 
um dieſe unbeſtreitbare Takſache zu erhärken? Allen jenen Organijations- 
beſtrebungen ging aber jedes Verſtändnis für den Klaſſencharaktet 
der zu löſenden Aufgabe vollſtändig ab. Sie ſcheiterken an dem Unvermögen, 
den Organiſakionsgedanken in ein richtiges Kauſalverhälknis zu den objek- 
tiven Entwicklungskendenzen der Rapitaliftiihen Produkkionsweiſe und zu 


Es wäre lehrreich, nachzuweiſen, welch tiefe prinzipielle Verwandtſchafkt zwi. 
ſchen dem Staaksſozialismus und dem aufgeklärten Abſolutismus beſteht, inſofern 
man dieſe beiden verſchiedenen Epochen angehörenden Gebilde als demſelben Be⸗ 
ſtreben entiprungen bekrachket: dem Beſtreben, durch machtpolifiihe Mittel die 
enkſchwundene wirkſchafkliche Dafeinsberechfigung zu erſetzen. Dafür iſt hier nafür- 
lich nicht der richtige Ork. Es ſoll dies an anderer Skelle geſchehen. 


3 1 
rern 


Lit rariſche Rundſchau. 8 445 


der revolutionären Rolle des Prolekariaks zu bringen. Wenn dem aber jo 
it jo muß man erkennen, daß der Plengeſche Organiſakionsgedanke an 
demſelben Gebrechen leidek. Auch bei Plenge wird die »Organiſakion« nicht 
als Aufhebung des Klaſſenſtaaks, ſondern nur als feine Konſolidierung ge— 
dacht. Damit find die »Ideen von 1914“ genügend gekennzeichnek. Sie find 
nicht nur nicht eine Überwindung der »Ideen von 1789«, wie Plenge es zu 
dekrelieren beliebt, ſondern einfach ihre moderniſierke und preußiſch über- 
künchke Nachgeburt. 


Likerariſche Nundſchau. 


paul Herre, Weltpolitik und Wellkakaſtrophe 1890 bis 1915. Berlin 1916, 
Allſtein & Co. 271 Seiten. Preis 1 Mark. 


Sicherlich ift heute noch nicht die Zeit gekommen, die unmittelbare Vor— 
zeſchichte des jetzigen Krieges mik wiſſenſchaftlicher Ruhe und Genauigkeit zu er- 
ſorſchen und darzuſtellen. Dazu fehlt eine Reihe wichtigſter Quellen, dazu fehlt die 
Freiheit der Forſchung und Darſtellung, aber auch die Möglichkeit, dieſen Ereig- 
üüſſen ſchon heute mit leidenſchaftsloſer Voreingenommenheit gegenüberzukreken. 
Nun mag mancher vielleicht die Anſichk verfechten, daß während der Dauer eines 
Krieges in den kriegführenden Ländern auch gar kein Bedürfnis nach einer objek- 
fiven Darſtellung der unmittelbaren politiſchen Vergangenheit beſteht, ſondern 
lediglich das Bedürfnis nach Rechtfertigung des eigenen Skandpunkkes und Vor— 
gehens. Iſt man aber dieſer Anſicht, dann iſt es nur recht und billig, daß man ihr 
zuch offen Ausdruck gibt und nicht wie Profeſſor Herre das Plädoyer des Sach— 
walters als das Ergebnis der wiſſenſchaftlichen Forſchung hinſtellt. 

Denn dieſe populär geſchriebene und mit ſehr viel hiſtoriſchem Material aus- 
geſtaktete Schrift Herres iſt doch in der Tat nichts anderes als der Verſuch einer 
Rechtfertigung der deutſchen Politik. Wie weit ihr dieſes Ziel in der Darſtellung 
der Ereigniſſe und Verhandlungen unmittelbar vor dem Kriegsausbruch und in 
ſeinen erſten Stadien gelungen iſt, läßt ſich heute nicht eingehender erörtern. Doch 
verhehlt der Verfaſſer in feiner ganzen Auffaſſung der Dinge, Perſonen und Er- 
eigniſſe keinen Augenblick, welcher Seite feine ſtarken Sympathien gehören. Troß- 
dem verfällt er, freilich nur an wenigen Stellen, in jenen wüſten Heßton, der be- 
ſonders eine Zeiklang gegenüber der engliſchen Regierung in manchen Kreiſen 
Mode war, doch bemüht er ſich, der Perſönlichkeit Sir Edward Greys Gerechtigkeit 
widerfahren zu laſſen, zu zeigen, daß der engliſche Skaaksmann in den kritiſchen 
Tagen ehrlich bemüht war, den Frieden aufrechtzuerhalten. Nach Herres Darſtel— 
lung wären es die kriegslüſternen Elemente in Rußland und Frankreich geweſen, 
die alle Verſuche vereitelten, den Krieg noch zu verhindern. Für Rußland, Frank- 
reich, England und Italien unterſcheidet nämlich Profeſſor Herre zwiſchen den offi- 
jiellen Politikern, die immerhin ſich vor den Verankworklichkeiken eines Welt- 
kriegs ſcheuken, und den gewiſſenloſen Kriegshetzern, die hinter den Kuliſſen ar⸗ 
beiteten. Wie gejagt, iſt eine Erörterung über dieſe Ereigniſſe der jüngſten Ver⸗ 
gangenheit und über die Verankworklichkeiten, die ſich aus ihnen ergeben, heuke 
noch nicht möglich; ſie iſt aber Herre gegenüber auch vielleicht weniger nötig, weil 
gerade hier die Einfeitigkeit ſeines Standpunktes, wenn auch nicht jo ſtark wie 
zum Beiſpiel bei David, aber doch noch immer mit genügender Deutlichkeit überall 
hervortritt. 

Aber auch in der Darſtellung der vorausgegangenen politiſchen und diploma- 
liſchen Ereigniſſe kann Herre nicht beanſpruchen, als unparkeiiſcher Forſcher be- 
krachket zu werden. Noch klarer als in feiner Schilderung der deukſch-engliſchen 
Beziehungen machk fich dies in der Behandlung der Drient-, beſonders der Balkan- 
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fragen geltend. So weiß er für die geſpannken Beziehungen zwiſchen Sſterreich⸗ 
Ungarn und Serbien keine andere Begründung anzuführen als ruſſiſche Ver⸗ 
hetzung, »Züchtung einer großſerbiſchen Bewegung« durch Rußland. Von der Be- 
deutung handelspolitiſcher und überhaupt wirkſchaftlicher Fragen ſcheint Herre gar 
nichts zu ahnen. Iſt ihm doch zum Beiſpiel der Imperialismus das jedem Großſtaat 
eigentümliche Beſtreben, »zu einem polikiſch-wirkſchaftlichen Körper emporzuwachſen, 
der ſeinen mannigfaltigen Bedürfniſſen in einem möglichſt hohen Maße ſelbſt zu 
genügen imſtande iſt«. Das iſt ungefähr ebenſo weiſe, wie wenn jemand etwa die 
Charakkereigenkümlichkeikten der heutigen Franzoſen aus den Raſſenmerkmalen 
der alten Gallier zu Cäſars Zeiten ableiten will. 

Als bezeichnend dafür, wie ungeſcheut Herre mit zweierlei Maß mißt, fei an- 
geführt, daß er zum Beiſpiel (S. 89) das öſterreichiſche Projekt der Sandſchakbahn 
nach Saloniki als den Verſuch »einer wirtſchaftlichen Verbindung der Donauländer 
mit dem ägäiſchen Küftengebief« bezeichnet, hingegen das Gegenprojekt einer Ver⸗ 
bindung Serbiens mit der Adria als einen Bahnbau, der Rußland »geftattet hätte, 
unter Benutzung eines Schienenwegs militäriſch bis ans Mittelmeer vorzuſtoßen⸗ 

Es iſt zu bedauern, daß die reiche Materialfammlung, die dem Büchlein zu- 
grunde liegt, nicht eine Bearbeitung gefunden hat, die den primitivſten Anforde- 
rungen hiſtoriſcher Forſchung und Darſtellung beſſer enkſpricht. G. Eckſtein. 


Gewerbliche Einzelvorkräge. Gehalten in der Aula der Handelshochſchule Berlins, 
herausgegeben von den Alkeſten der Kaufmannſchaft von Berlin. Neunte Reihe. 
Berlin 1915, Druck und Verlag von Georg Reimer. 167 Seiten. 


Seit zehn Jahren finden in der Berliner Handelshochſchule Vorträge von Fach: 
leuten über die jo mannigfachen Zweige der Wirkſchaft ſtakt. Wie nicht zu ver- 
wundern, find die Vorträge nicht gleichmäßig gut, laſſen gelegentlich die gleich⸗ 
mäßige Erfaſſung und Darſtellung des Allgemeinen und Weſenklichen, was die 
eigentliche Aufgabe der Theorie iſt, vermiſſen, unterrichten aber in der Regel ganz 
ausgezeichnet ſowohl über die gewerbliche Technik wie über die Bedeutung des 
Gewerbes in der Volkswirkſchafk. Wertvolle Nachweiſe des einſchlägigen Schrift- 
kums vom Büchereiverwalter Dr. Reiche ergänzen die Vorkräge, die in jedem 
Jahre geſammelt erſcheinen. Den Arbeikerbüchereien kann die Anſchaffung dieſer 
Büchlein warm empfohlen werden, die eine leichkfaßliche und anſchauliche Einfüh- 
rung in eine jo ſehr auf Erfahrung und Tatſachen aufgebaute Wiſſenſchaft wie 
die Volkswirkſchaftslehre bieten. 

In der jetzt erſchienenen neunken Reihe der Einzelvorträge behandelt 
Dr. Eberſtadt »Wohnungsweſen und Städtebau in der neuzeitlichen Groß⸗ 
ſtadt«, Heinrich Grünfeld »Deukſchlands Leineninduſtrie«, Fritz Berliner 
»Das Papier, ſeine Entſtehung und fein Verbrauch«, Hermann Haufen »Die 
Organiſation und volkswirkſchaftliche Bedeutung des Eierhandels«, Richard 
Knoblauch »Die Entwicklung des Brauereigewerbes« und ſchließlich Leonhard 
Neumann »Die Gekreideverſorgung in Krieg und Frieden«. ö 

Gerügt ſei die ſchon in der Form lächerliche Propaganda des Brauereidirekkors 
Knoblauch in feinem Vorkrag über die Entwicklung des Brauereigewerbes für 
den Alkoholgenuß. Kant, Goekhe, Bismarck und der alte Tacitus werden als 
Schwurzeugen für feine Unſchädlichkeit bemüht. »Es wird wohl niemand die er- 
höhte Lebensfreudigkeit abſtreiten, zu der uns der Genuß eines Glaſes guken 
Bieres führt. Unſer Kraftgefühl wächſt und unſer Selbſtverkrauen wird geſteigerk. 
Wenn man uns heute im Kriege den Genuß von Bier oder Wein wehren wollte, 
das Miesmachertum ſtände in höchſter Blüte. Es wäre keine 
Schmeichelei, wenn man behaupten wollte, daß die ſtürmiſche Tatkraft der guten 
Leute, die nicht als Miesmacher verſchrien ſein wollen, vom Genuß von Bier oder 
Wein abhängt. A. Hofrichter. 
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Mar Haushofer, Das Volk und fein Staat. Politik aus dem Nachlaß. Her— 
ausgegeben von Arkur Cohen, mit einer Einführung von Richard Graf Du Moulin 
Eckark. Bam Verlag von Ernſt Reinhardt. Preis 3,50 Mark, gebunden 

4,50 Mark. 


Dem Verfaſſer des vorliegenden Buches war es nicht vergönnt, feine Schrift 
u vollenden. Der Tod hat ihm die Feder aus der Hand genommen. Das, was nun 
vorliegt, iſt eine ſehr elementare Darſtellung der politiſchen Grundbegriffe und 
ktatſachen, etwa geeignet, einem mit politiſchen Kennkniſſen noch nicht belajfeten 
wheren Schüler oder jungen Studenken in die Hand gegeben zu werden, damit 
neſer mit etwas beſſerem Verſtändnis den politiſchen Teil feiner Zeitung leſen 
ann. 

Als ein Hauptmangel des Buches erſcheint es uns, daß die Wechſelwirkungen 
wiſchen den Erſcheinungen des wirkſchafklichen und des politiſchen Lebens faſt 
zöllig vernachläſſigt find. Was kann dabei herauskommen, wenn man, wie das der 
Berfaſſer kut, über die Bedeukung des Raſſebewußtſeins, der Imponderabilien, 
es Herdentriebs uſw. auf das politiſche Leben redet, ohne daß man dabei ein- 
ſehend unterſucht, wie weit die genannten Erſcheinungen auf wirkſchafkliche Ur- 
achen zurückzuführen ſind und in welchem Maße ſie wieder ihrerſeits auf das 
Wirtſchaftsleben und damit auch wieder indirekt auf die Geſtaltung der politiſchen 
Berhältnifje wirken? Auch wer nicht Anhänger der materialiſtiſchen Geſchichts- 
uffaſſung iſt, müßte doch eigentlich einſehen, daß ein kieferer Einblick in die Tat⸗— 
achen des politiſchen Lebens nicht möglich iſt, ohne daß der Einfluß der wirkſchaft⸗— 
ichen Verhältniſſe eingehend geprüft wird. 

Soweit ſich die Gelegenheit dazu bietet, kommt in dem Buche die gemäßigk⸗ 
iberale Grundanſchauung des Verfaſſers zum Ausdruck. Bemerkenswert find die 
lusführungen, die Haushofer gegen den ja auch jetzt ſehr beliebten Gebrauch des 
ieben Gottes zu Kriegszwecken richtet. Er gibt der allerdings zurzeit vielleicht 
cht gerade ſehr modernen Anſchauung Ausdruck, daß ein Gebet um den Sieg 
ine Goktesläſterung ſei. »Kann denn«, jo fragt er, »ein Gott, der menſchliche Ge- 
ete zu hören vermöchte, fo grauſam fein, Krieg zwiſchen Menſchen und Menſchen 
uzulaſſen?« Nur zuſtimmen kann man dem Verfaſſer, wenn er auf den verhäng- 
isvollen Einfluß hinweiſt, den unſere chauviniſtiſche Preſſe auf die Beziehungen 
er Völker ausübt. Die Folgen dieſer Hetzarbeik bekommen die Völker jetzt emp- 
indlich genug zu ſpüren. M. Sachs. 


Nolizen. 


Die Gelreidebilanz von »Mitteleuropa«. Nach dem Willen unſerer „Berlin- 
Zzagdad⸗-Enthuſiaſten ſoll in der Geſchichte des Welthandels mit dieſem Kriege 
in neuer Abſchnitt beginnen. Sie wollen den Balkan und ſein kleinaſiakiſches 
Hinterland« zu dem Refervoir machen, aus dem Deutſchland und HÖfterreich- 
ungarn die Mengen von Nahrungs- und Genußmitteln (und Rohſtoffen) zufließen 
Alen, die die Landwirkſchaft dieſer beiden Länder nicht oder nicht in genügendem 
Raße erzeugen kann. Damit ſoll für den Kriegsfall Vorſorge geſchaffen werden, 
nd deshalb ſoll nicht nur das Reſervoir ſelbſt, deshalb ſollen auch die Leitungen 
den Verbrauchsorken — die Verkehrswege — »geſchützt« ſein. Da biefef aus 
ekannten Gründen der Seeweg nicht genügend Sicherheit, und darum ſoll dieſer 
ſandel auf den keureren, umſtändlicheren und weniger leiſtungsfähigen Weg der 
iſenbahnen und Binnengewäſſer geleitet werden. Wie man das machen will, ohne 
e Verbraucher mit den Mehrkoſten zu belaſten, iſt nicht zu erkennen. Aber vor 
‚lem iſt es eine noch viel zu wenig geklärte Frage, ob die Länder des nahen 
ſrients denn überhaupt in der Lage fein werden, als Refervoir zu dienen. Was 
lan darüber im allgemeinen hört, das iſt meiſt Zukunfksmuſik. Wie ſteht's jedoch 


448 Die Neue ge 


in der Gegenwart mit der Leiffungsfähigkeit der als Reſervoir auserkorenen G 
biete? 

In der inkernakionalen Agrarſtakiſtin find unker den wichtigeren Gefreid 
produzenken von den hier in Bekrachk kommenden Staaken nur Deutſchland, Sſte 
reih-Ungarn, Rumänien und Bulgarien (außerdem noch Serbien) aufgefüh 
Dieſe vier Staaten hatten im Durchſchnitt der Jahre 1909 bis 1913 unter Berüc 
ſichtigung der Mehl-Ein- und Ausfuhr zur Deckung des Bedarfs, beziehungswei 
zur Verwerkung des üÜberfluſſes einen Einfubr- bezte une Ausfuhrüberſchn 
notwendig von:“ 


\ Yu | Weizen | Roggen | Hafer Gerſte | Mais 
| Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen 
Einfuhrüberſchuß: 
Deukſchland 1859 900 — 67100 | 3245700 81200 
Oſterreich- Ungarn. 287000 36900 — — 58030 
Ausfuhrüberſchuß: | 
Deutihland. x“ » . 1... — 671200 — — — 
Oſterreich- Ungarn. — — 31700 167200 — 
Bilge; „ 287300 53400 3100 40800 210 10 
Rumänien 1462 100 75800 151300 365400 | 118460 


Deutſchland mußte benzach zur Deckung feines Bedarfs erhebliche Meng 
Weizen, Gerſte und Mais und geringere Mengen Hafer einführen. Dageg 
konnke es Roggen ausführen. Sſterreich-Ungarn bedurfte der Einfuhr vergleich 
weiſe unweſenklicher Mengen Weizen, Roggen und Mais. Es konnte Gerſte u 
Hafer ausführen. Bulgarien und Rumänien erzeugten von allen fünf Bette 
arten mehr als den eigenen Bedarf. Die Bilanz ſieht nun fo aus: 


Einfuhr- Ausfuhr- 
überſchuß überſchuß 


＋ oder — 


Weizen 2146900 1749400 — 397500 
Roggen. 36900 799 900 ＋ 763 000 
Hafer 67100 186 100 + 119000 
Gerſte 3245 700 573400 — 2672300 
Mais 1392300 1394700 2400 


Die vier Länder als unh Gekreideverſorgungsgebiek gedacht erzeug 
alſo mehr Roggen und Hafer, als fie ſelbſt verbrauchen. Dagegen deckt die Pr 
duktion von Mais gerade den Bedarf, während die Produktion von Gerſte ui 
Weizen nicht ausreicht. Wollte man den fehlenden Weizen durch den überſchüf 
gen Roggen und einen Teil der fehlenden Gerſte durch den nach Deckung d 
Weizenmankos verbleibenden Roggen- und Haferüberſchuß decken, jo würd 
ſchließlich doch noch 2 187 800 Tonnen Gerſte fehlen. 

Dies iſt eine Idealbilanz. In der Wirklichkeit haben Rumänien und Bulgari, 
den größten Teil ihrer Überſchüſſe an andere Staaten abgeſetzt als an die »Ze 
kralſtaaten«, und dieſe — beſonders Deukſchland — find mit allen Handels- ut 
Verkehrseinrichkungen auf die Seezufuhren von Getreide eingerichtet. et 


1 Die Zahlen ſind der Arbeit von Dr. A. Schulte im Hofe über »Die We 
erzeugung von Lebensmitteln und Rohſtoffen und die Verſorgung Deukſchlands 
der Vergangenheit und Zukunft« im Beiheft 1/2 zum »Tropenpflanzer«, Febru 
1916, entnommen. (Auch jeparat bei E. S. Mittler & Sohn, Berlin, V und 1 
Seiten, Preis 3,50 Mark.) 
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oh j 
dDie Neue Zeit 
Wochenſchrift der Deutſchen Sozialdemokratie 


2. Band Nr. on Ausgegeben am 14. Juli 1916 34. Jahrgang 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe gekattet 


Die Juden im Wellkriege. 
Von Jakob Piſtiner (Czernowitz). 

Ein anderes Geſicht hat der Weltkrieg im Weſten, ein anderes im 
Oſten: dort Mittel und Ausdruck unverfälichten Imperialismus, rollt er 
hier gleichzeitig all die nationalen Fragen auf. Die kriegführenden Staaten 
haben denn auch dieſen Umſtänden Rechnung getragen, indem fie den 
Wünſchen der Nationen nachzukommen verſprachen, um dieſe für ihre Sache 
zu Ben Dies hat auch auf die N der Juden im Weltkrieg ein- 
gewir t 


Die Judenfrage iſt wohl 1 Jahre alt. Nicht fie bildet den 
enſtand dieſes Artikels, ſondern die Judenſache: nicht die theore- 
liſche Erörterung, ſondern die Schilderung der Wirklichkeit. Der Juden 
ſind gar viele. Da gibt es vor allem ſolche, die — keine ſind. Sie ſtammen 
offiziell — wie es damit in Wirklichkeit beſtellt iſt, wieviel es mit der 
Raſſenreinheit auf ſich hat, braucht wohl nicht erſt gejagt zu werden — von 
jenen ab, die unter dem Namen der Juden zuſammengefaßk wurden, haben 
manche von deren Sitten und Gewohnheiten bewahrt, zum Teil auch ge- 
wiſſe äußerliche religiöſe Bräuche, aber im Grunde haben fie längſt 
jüdiſche Kultur und Sprache abgelegt. Ihre Helden find nicht die Mak- 
kabäer, vielmehr kräumken fie in Frankreich von der Revanche und ſangen 
in Deutfchland die Wacht am Rhein. Die Juden des Weſtens und zuweilen 
auch Juden des Oſtens find national affimiliert. Ihr völliges Aufgehen in 
die Nachbarnationen iſt nur eine Frage der Zeit. Sie für eine jüdiſche 
Nakion reklamieren wollen, iſt lächerlich. Sie find zum Beiſpiel ebenſo gute 
und vielleicht auch ebenſo raſſenreine Deukſche wie ſo mancher Schreier im 
alldeutſchen Bläkterwald. Anders im Oſten. Haben ſich früher die anderen 
Nationen vor den Juden abgeſchloſſen, ſchließen ſich dieſe heute ohne jene 
zuſammen. Mögen fie auch vielfach die fränkiſche Kleidung fragen, ihre 
Beſonderheiken und religiöſen Eigenheiten längſt abgelegt haben, iſt es doch 
Ihnen und ihren Nachbarnakionen ſelbſtverſtändlich, daß fie anders find als 
dieſe. Ich will, da ich nur Zatjachen anführe, auf die Gründe hier nicht ein- 
gehen. Auf dieſem Boden bildeken ſich nun verſchiedene jüdiſche Parkeien. 
Außerhalb des Staakes ſtanden die Zioniſten, die Partei der Kleinbürger 
und Intellektuellen. Es kann nicht die Aufgabe dieſer Abhandlung fein, 
auf das Weſen diefer Partei hier einzugehen, die wirtſchaftliche Forde— 
kungen in das Gewand religiöſer Erinnerungen kleideke und die nicht ein- 
mal eine geſchloſſene Partei mit einheitlichen wirtfchaftlihen Anſchauungen 
war, ja von kiefreligiöſen Schichten unker den Juden im Namen der Reli- 
Ron bekämpft wurde — die Rückkehr der Juden nach Paläſtina dürfe nicht 
Menſchenwerk ſein, ſondern ſei dem Meſſias vorbehalten. Es ſei nur auf 
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die zahlreichen Abhandlungen in der Neuen Zeit und zuletzt den Artikı 
von L. Rofenmann: »Oſtjudenfrage, Zionismus und Grenzſchluß« hinge 
wieſen und hier nur folgendes bemerkt: Vom Boden der heutigen Wir 
ſchaftsordnung ausgehend und im Grunde konfervativ, konnken ſich di 
Kleinbürger und Zioniſten keine andere Löſung der Judenfrage in Ruf 
land vorstellen als die Auswanderung. Statt den Kampf gegen das reakfic 
näre Herrſchaftsſyſtem Rußlands aufzunehmen, erklärten fie dei 
ruſſiſchen Boden den Krieg. Ohne Erfolg, da krotz aller Schwierigkeite 
weit mehr Juden nach Nordamerika allein auswanderken als bei aller Zi 
derung nach Paläſtina. Dieſer Umſtand und die Notwendigkeit, im Land 
zu arbeiten, haben eine deutliche Wandlung in der zioniſtiſchen Partei bi 
wirkt, fie iſt zur jüdiſch-nationalen Partei, das iſt der des jüdiſchen Bürgen 
lums geworden und ſucht die Mittel des Skaakes nicht mehr für die Joe: 
logien des Zionismus, ſondern für die Bedürfniſſe des jüdiſchen Bürge 
tums in Bewegung zu ſetzen. In den nakionalen Forderungen nähert f 
ſich merklich denen der Partei des jüdiſchen Proletariats, dem »Bund« I 
Rußland und der »Jüdiſch«-ſozialdemokraliſchen Partei in Galizien und de 
Bukowina! Dieſe ſteht auf dem Boden des Wiener Programms und I 
nationaler Beziehung des Brünner und verlangt analoge Anwendung de 
Forderung nach nakionaler Autonomie auf die Juden. Wie dieſe heute ; 
religiöſen Zwecken in Kultusgemeinden vereint werden, ſollen fie zur Ork 
nung der nationalen Verhälkniſſe, das find Schule, Kunſt und dergleiche 
mehr, vereinigt werden. Wobei für die Schule die Sprache der jüdiſche 
Maſſe, das Jiddiſch, Unterrichtsſprache fein ſoll. Takſächlich gibt es i 
dieſer Sprache bereits eine reiche Literatur, die vielfach ins Mutſche übe! 
legt iſt. 

Nun — dieſe Forderung iſt es, welche für die jüdiſche Nation die en 
ſcheldende iſt. Wohl gibt es verſchiedene Nationen, die eine Sprach 
reden, aber deren ſtaakliche Sonderung auch eine nationale bedingt hat. B. 
den Juden krifft dieſer Umſtand nicht zu. Von ihnen wird gejagt, fie wäre 
eine abſterbende Nation, die ſich nur in Gegenden auf frühkapitaliſtiſche 
Stufe erhalten kann. Eine abſterbende Nation kann keine neue Sprach 
ſchaffen, klammert ſich an die alte; preiſt die Helden ihrer Blüte, lebt i 
deren Geſchichte uſw. Takſächlich ſprechen die Juden nicht Hebräiſch, for 
dern Jiddiſch. Die Maſſe kennt weder die großen Propheten noch die He 
den der hebräiſchen Geſchichte. Ihre Überlieferungen find vielmehr de 
Gekko, die Pogrome, wie man aus den Volksliedern, den Sagen und vielen 
anderen erkennk. Sie haben mit den Hebräern nicht mehr gemeinſam al 
die Deukſchen mit den Germanen; noch weniger, da fie nicht einmal der 
ſelben Boden bewohnen und jahrhunderkelang im bunkeſten Völkergemiſe 
lebten. Wäre nicht die Beſonderheik ihrer Religion und das Gekko, ft 
wären längſt aſſimiliert. Aber jo wirkten dieſe beiden Umſtände ähnlic 
wie die Abgeſchloſſenheit des Landvolkes bei den anderen geſchichtsloſe 
Nationen. Dieſes erhält und bildet nationale Beſonderheiten aus, bis di 
fortſchreitende Entwicklung und Induſtrialiſierung fie zu Trägern der ge 
ſchichklich gewordenen Nation macht. Auch bei den Juden erwachte das ne 
tionale Bewußtſein erſt mit der Induſtrialiſierung. Der Gekkojude iſt nu 
religiöſer Jude, der Prolekarier Hi es ee Die Be 9 alla ein 
werdende Nation. 
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Was abſtirbt, das iſt der Gekkojude. Er Kann nur auf frühkapitaliſtiſcher 
Stufe ſich erhalten, er lebt von der Rückſtändigkeit und — ſo ſeltſam es 
klingen mag — von der Armut ſeiner Umgebung. Er iſt in der Regel :betfel- 
arm und unwiſſend. Die Juden, welche Handel kreiben und daneben ſich in 

Gelehrſamkeit üben, find längſt nur Kinofiguren. Ihre Schriftſprache iſt 
ein Kauderwelſch von ſchlechkem Hebräiſch, noch ſchlechkerem Jiddiſch und 
mißverſtandenen Morten der Umgebung. In Wahrheit gibt es unter ihnen 
weit mehr Analphabeten — wenn man von dieſem Begriff nicht ekwa alle 
gusſcheidet, die bloß einige Buchſtaben zeichnen können — als man an- 
nimmt. Dieſe Gektojuden, die noch einen erheblichen Prozenkſaß unter den 


Juden des Oſtens bilden, verlieren mit der kapitaliftiihen Entwicklung: 


jeden Halt und Erwerb. Aus ihnen werden Bekkler, Schnorrer, Zuhälter, 
aber auch Prolefarier neben kümmerlichen Gewerbekreibenden. Sie der 
wirtſchaftlichen Entwicklung anzupaſſen, das heißt zu Arbeitern zu machen, 
das iſt die Judenfrage, zumal dieſe Verelendung raſcher vor ſich geht als 
die Induſtrialiſierung des Oſtens. Inwieweit dieſer Prozeß durch den Krieg 
noch beſchleunigt wird, iſt in dem bereits angeführten Artikel »Oſtjuden⸗ 
angedenfef. 

So ſah es alfo unter den Juden vor dem Kriege aus. Geteilt in die weſt⸗ 
tuſſiſchen Provinzen und Galizien, begannen unker ihnen die Parkeien ſich 
zu entwickeln, dabei immer im Kampfe gegen vermeintliche und wirkliche 
untiſemitiſche Exzeſſe, als der Weltkrieg ſie mit einem Male vor ein neues 
Fragezeichen ſtellte. 

11. 

Wie der Weltkrieg ausbrach, war die erſte Empfindung Den Juden in 
Galizien und der Bukowina, es geht gegen das Rußland der Pogrome, der 
Unterdrückung und Rechkloſigkeit der Juden. Nichk nur, daß dieſes Ruß- 
land nicht ſiegen darf, weil ſonſt auch fie, die bisher, wenn auch nicht fak- 
liſch, fo doch nach dem Geſetz in jeder Hinſicht gleichberechtigt waren, rechk— 
los werden müßten — es mußte beſiegt werden, um den Nationsgenoſſen 
m Rußland zu helfen. Aus dieſem Gedankengang heraus dachte man auch 
an die Bildung eigener Hilfskorps nach dem Muſter der polniſchen Le- 
gionen. Dieſe Abſicht mußte ſcheikern, die polniſchen Legionen waren bei 
Ausbruch des Krieges ſchon, da, feit 1908 beſtanden fie in Form von 
Schützenvereinen und Turnerorganiſakionen, die jüdiſchen hätken erſt aus 
dem Boden geſtampft werden müſſen. Die polniſchen Legionen hakken ein 
großes Rekrufierungsgebiet, den jüdiſchen war es mit dem Eindringen der 
Ruſſen in Oſtgalizien genommen. So blieb die Idee eine ſolche. Der kiefere 
Brund des Scheiterns der Idee war aber ein anderer; es genügt keines- 
vegs, ein Ziel gegen etwas zu haben, man muß auch wiſſen, wofür 
man kämpft. Die polniſchen Legionen kämpften nicht nur gegen Rußland, 
ſondern auch für ein unabhängiges Polen. Die jüdiſchen haften kein ſolches 
Ziel, denn ihres, das der Demokrakie und der nakionalen Autonomie, iſt in 
den beſtehenden Staaten und im Kampfe gegen die Herrſchaftsformen in 
Dieſen zu erreichen. Das Ziel der Verteidigung des Vakerlandes war aber 
n den ſtaatlichen Landſturmformakionen ebenſo zu verfolgen. 

Mit einer Legende wieder räumke die Zeit bald auf, mit der, daß die 
Juden in Rußland nichts ſehnlicher wünſchen als die Loskrennung der von 
nen bewohnten Gebiete von Rußland. Die Juden in Rußland ſind jedoch 
f 
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keine homogene Maſſe. Nicht nur daß die Klaſſengegenſätze unker ihner 
ſehr ſtark ausgeprägt find, find fie auch nach den Gegenden, die fie be 
wohnen, verſchieden. Im allgemeinen kann man fagen, daß die befißende: 
Juden bei Rußland bleiben wollen. Es ift diefelbe Erſcheinung wie bei dei 
Polen. Ihnen geht es wirkſchaftlich ſehr gut, gegen die geſetzliche Recht 
loſigkelk hilft ihnen die Beſtechung, nationale Bedürfniſſe haben fie nicht 
So hörte ich wiederholt von den jüdiſchen Kaufleuten, die in öſterreichiſche 
Gefangenſchaft geraten waren, wir hätten die Rechke, fie abe 
das Geld, und das ſei mehr. Bezeichnend iſt zum Beiſpiel, daß, al: 
nach der zweiken Invaſion in Czernowitz jüdiſche Kaufleuke aus Kaminiec 
Podolſki, ja Kiſchinew herkamen, dieſe die Juden hier wegen der Beſetzun! 
der Stadt verhöhnten. Anders die ärmeren Schichten. Unker ihnen gibt e: 
ſolche, die bei Rußland bleiben wollen, jedoch eine Niederlage Rußland! 
wünſchen, weil ſie von dieſer eine Verfaſſungsreform erhoffen: wieder an 
dere, die von der Niederlage Rußlands auch eine Verſchlechterung ihre: 
Lage fürchten — ihrer find wenige, und wieder ſolche, die verdroſſen in dei 
Kampf ziehen, jedoch in allem und jedem ihre Pflicht kun. Allerdings if 
es richtig, daß viele — meiſt waren es die Gekkojuden — ſich ſehr raſch den 
Sieger anbiederken. Daß dem fo iſt, haf die ruſſiſche Regierung noch in 
Kriege ſelbſt durch ihre ſyſtemakiſche Verfolgung der Juden, ihre Verdäch 
kigung bewirkt. Wie fie denn auch in den beſetzen Gebieken die Jude 
ſchrecklich drangſalierte. Insbeſondere in den kleinen oſtgaliziſchen Städtchen 
wo der Kommandant ſchrankenlos ſchalten und walten konnte, ging & 
ſcheußlich zu. Aber im großen und ganzen muß man ſagen, daß auch be 
den Juden das Staaksgefühl ſich ſtärker erwies als das nakionale. All dir 
Geſchichten von den Maſſendeſerkionen jüdiſcher Soldaten aus der ruffi 
ſchen Armee, der allgemeinen Spionage der ruſſiſchen Juden zu unferei 
Gunſten find famt und ſonders erfunden. Abgeſehen davon, daß dazu kein 
Gelegenheit war, konnke es auch gar nicht geſchehen, weil das Bewußtſeir 
der Zugehörigkeit zum ruſſiſchen Reiche überwog. Wahr iſt, daß unjert 
Truppen von den ruſſiſchen Juden, ſoweit ſolche noch in dieſen Gegenden 
vorhanden waren, warm begrüßt wurden. Dies, weil dieſe nunmehr woh 
wußten, daß fie nicht mehr von der Scholle verkrieben werden und daß fir 
während der Dauer des Krieges eine gewiſſe Sicherheit ge 
nießen würden. Über die Wünſche für die Zeit nach dem Kriege beſag 
dies gar nichts. Dazu kommt, daß nunmehr auch all die rechtlichen Schran 
ken fielen, durch die fie bisher von allen Amkern ferngehalten worde 
waren, und daß fie dank der Ahnlichkeit der jiddiſchen Sprache mit dei 
deutfchen die nakürlichen Vermittler zwiſchen den Siegern und den Landes 
bewohnern werden mußten. Wenn nun überdies die Sieger die jiddiſch⸗ 
Sprache in der Ark anerkannten, daß fie amkliche Bekanntmachungen it 
dieſer Sprache erließen, mußten fie fi auch die Sympathie der nafiona 
bewußken Juden erwerben. So während des Krieges. 


III. 5 f 
Die Ordnung nach dem Kriege macht den jüdiſchen Parteien ſelbſtver 
ſtändlich das meiſte Nachdenken. Wie wird es, wie ſoll es wer 
den? Für fie iſt die Frage enkſchieden, daß fie eine Nation find. Dem. 
gemäß verlangen fie für ſich, mag die politifche Geſtaltung wie immer wer 
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den, im Rahmen eines jeden Staates die Anerkennung als Nation. Das iſt 
ie nationale Aukonomie, ift das Recht und die Pflicht, alle na- 
ſonalkulturellen Angelegenheiten ſelbſtändig und wohl auch auf eigene 
ſoſten zu regeln. Ob und in welchem Maße dies möglich ſein wird, läßt 
ich heute noch nichk ſagen, zumal man ja noch nicht weiß, wie ſich das 
Schickjal der weſtruſſiſchen Gebiete geſtalten wird. Hier und in den öſter⸗ 
eichiſchen Provinzen Galizien und Bukowina wohnen die Oſtjuden. Im 
leinſten dieſer Länder, in der Bukowina, hat die öſterreichiſche Regierung 
ie Juden de facto als Nation anerkannt. Bei der Wahl in den Landtag 
derden die Wähler nach Nationen geſonderk. Nun find wohl Juden und 
deukſche in einem Kataſter vereinigt, jedoch wählt dieſer Kakaſter einen 
Rehrheits- und Minderheitsabgeordneten. Dieſe Regelung iſt eine Halb- 
eit und verfehlt auch den Zweck, da es vorkommt, daß die Juden beide 
Nandate beſetzen, aber auch dieſe Halbheit ift eine Anerkennung des 
rinzips. | | 

Wohl herrſcht noch Streit darüber, ob die Juden eine Nakion ſind. Nach 
en heutigen Vorausſetzungen der Wiſſenſchaft kann dieſer Skreit gewiß 
icht entſchieden werden, die Erfahrungen der Zukunft werden ihn löſen. 
ie jüdiſchen Parkeien wollen nakionale Rechte. Sind fie eine Nation, dann 
erden fie dieſe ausgeſtalken können; find fie es nicht, dann werden die 
lechte von ſelber abſterben. Für jeden Fall — und das muß immer bekonk 
erden — bedeutet die nationale Autonomie keine Löſung der Judenfrage, 
1 dieſe ſozialer Art iſt. Wenn Rofenmann fagt, die Judenfrage könne nur 
den Ländern gelöſt werden, in denen die Juden wohnen, und das Schickſal 
r Oſtjuden ſei von der ſtaaksrechtlichen Regelung der weſtruſſiſchen 
kovinzen abhängig, iſt meiner Meinung nach die Judenfrage von dem 
Wuffrialifierungsproge im Oſten abhängig. Geht dieſer Prozeß raſcher 
ir ſich als die Prolekariſierung der Bauern, dann bringt er den Juden 
is kapikaliſtiſchen Bedürfniſſen heraus auch in Rußland Freizügigkeit, 
n Arbeiter zu gewinnen. Und das wird — Prophezeien iſt allerdings eine 
ißliche Sache — wohl der Fall fein, da einerſeits die ſteigenden Lebens- 
ütkelpreiſe die Verelendung des Bauernſtandes aufhalten werden, an- 
rerſeits Rußland große Enkwicklungsmöglichkeiten für den Kapitalismus 
‚tet. Vielleicht wird das franzöſiſche Kapital vom amerikaniſchen, gewiß 
(weiſe vom einheimiſchen, den angehäuften Reichtümern der Großgrund—- 
iger, abgelöſt werden. In jedem Falle hängk das ſoziale Schickſal der 
kjuden mit dem der Oſtvölker überhaupt zuſammen, und in dem Sinne 
es richtig, daß es nur in den Ländern gelöſt werden kann, in denen die 
den wohnen. Wird der Offen nicht induſtrialiſiert, dann werden nicht 
r Juden, ſondern alle Oſtvölker den Weſten überſchwemmen. Wenn nun 
ch in einer Forderung die jüdiſchen Parkeien mit der geſamtken Demo- 
Hie einig find, in der nach bürgerlicher und politiſcher Gleichſtellung der 
den in Rußland und Rumänien, iſt es nach dem Geſagten klar, daß die 
ttiſche Gleichſtellung — gerade die Geſchichte Rumäniens beweiſt es — 
Folge ſozialer Umwälzungen und der wirkſchaftlichen Entwicklung fein 
mm. Kriege find wohl Lokomotiven der Welkgeſchichte, aber nur dann, 
un die durch ſie hervorgerufenen Erſchükkerungen im Klaſſenkampf zu 
ſeblichen Umwälzungen ausgenutzt werden, denn lezten Endes können 


N rkſchritte nur im Kampfe der Klaſſen erzielt werden. Darum können die 
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jüdiſchen Sozialdemokraten vom Kriege keine Löſung der Judenfrage e: 
warken; ihr Ziel kann nur ſein, daß bei der Neuregelung der ſtaatliche 
Verhältniſſe auch fie von Staats wegen als Nation anerkannt werde 
Jedes andere Ziel kann nur im Kampfe der Klaſſen erreicht werden; de 
der Demokrakie zum Beiſpiel im Kampfe gegen die ſehr ſelbſtbewuß 
jüdiſche Bourgeoiſie. 


Biektrisiritänerte 
Von -etz- 


Vor einiger Zeit hat an diefer Stelle Genoſſe Adolf Braun über die Mö 
lichkeit eines Elektrizitätsmonopol3 geſprochen. (Neue Zeit, XXXIII, 1, S. 583 
und S. 620 ff.) Er hat feftgeftellt, »daß die deutſche Elektrotechnik und Elektrizität 
verſorgung auf höchſter Stufenleiter der Konzentration angelangt iſt und d 
meiſten anderen Induſtrien auf niederen Sproſſen der Leiter zurückgelaſſen hat 
Trotzdem meinte er, es ſprächen »eine Reihe ſehr bedeukſamer Einwendungen geg? 
die Monopoliſierung der elekkriſchen Fabrikakionsinduſtrie, die wir, wenn au 
nicht für immer maßgebend, doch für den Augenblick als Hemmungen ſehr bedeu 
ſamer Ark betrachten müſſen«. Dagegen erkannte er »ein großes Gebiet der Ele 
krizität — nicht die Fabrikation, wohl aber die Anwendung der Elektrizität od 
richtiger geſagt die Zuführung der elektriſchen Kraft und des elekkriſchen Lichts« - 
als »durchaus monopolreif«. Das Elekkrizitätsverſorgungsmonopol würde na 
feiner Anſicht »einen großen kechniſchen Fortſchritt, gewaltige Koſtenerſparnif 
und damit ohne oder nur mit geringfügigen Tariferhöhungen ſehr anſehnliche E 
träge für die Reichskaſſe ſchaffen können. 

Genoſſe Braun hat damit die Frage einer beſſeren Organiſatio 
der Elekkrizitkätsverſorgung im Zuſammenhang mit den Finanzinke 
eſſen des Skaakes zur Debatte geſtellt und fo ein wichtiges volkswirkſchaftlich⸗ 
Problem angefchnitten. Eben dieſem Problem iſt eine jüngſt erſchienene Arbe 
von Dr. Rudolf Fiſcher in Erfurt — »Die Elektrizitätsverſorgung, ihre volk 
wirkſchaftliche Bedeutung und ihre Organifation«! — gewidmet. Fiſcher beſprie 
in dem Hauptteil feines Buches die »Organiſation der Elekkrizitätsverſorgung 
Ausgangspunkt iſt für ihn die Grundauffaſſung: 

»Die Organifation der Elekkrizitätsverſorgung muß eine ſichere Gewähr d 
für bieten, daß einem jeden die Befriedigung des Bedürfniſſes nach Elektrizit 
möglich iſt; zu dem Zweck iſt es eine Notwendigkeit, daß die elekkriſche Kraft 
billig wie möglich erzeugt, und daß fie überall, allen Einzelwirkſchaften, allen en 
legenen Gegenden, ſoweit fie dieſer Kraft bedürfen, geſichert und billig zug 
führt wird.« (S. 62.) 

Fiſcher weiſt nach, daß dieſes Ziel noch lange nicht erreicht iſt. Er ſtellt fe 
daß die kechniſchen Fortſchritte auf dem Gebiet der Elektrizitätserzeugung m 
-verkeilung eine kechniſche Konzentration in Großwerke un 
Großneßze verlangen. Die Stromerzeugung wird heute noch haupkſächlich ve 
keuert durch den geringen Ausnußungsfakkor, den die meiſten Werke a 
weiſen. ( Ausnutzungsfakkor iſt das Verhälknis der wirklich erzeugten Kilowal 
ſtunden zu der Zahl der Kilowattffunden, die im Jahre maximal hätten erzeu 
werden können.) Er beträgt im Durchſchnitt 15 bis 20 Prozent, im höchſten Fa 
48,3 Prozent und geht bei manchen Werken herab bis auf 2,9 Prozenk.« Das 
die Folge davon, daß der Geſamkkonſum in den Netzen zu gewiſſen Tageszeit 
und zu gewiſſen Jahreszeiten beſonders groß und zu anderen Zeiten beſonders g 


1 Leipzig 1916, A. Deicherkſche e Nachf. * und 120 0 
Preis 3 Mark. 
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ing iſt, daß alſo die Kurve der Werkbelaftung erhebliche Schwankungen auf- 
deiſt, nämlich ein kägliches Maximum gegen Abend und ein jährliches Maximum 
m Winter. Dieſen fogenannten Spißenbelaſtungen muß die maſchinelle 
Anlage des Elektrizitätswerkes mindeſtens genügen, ſie muß ſogar noch einen ge- 
diſſen Prozentſatz Leiſtung für außergewöhnlichen Bedarf mehr entwickeln können, 
zeil ſich die elekkriſche Energie erſt im Augenblick des Bedarfs erzeugen und 
iefern läßt und nicht, oder bei manchen Stromſyſtemen (zum Beiſpiel bei Gleich- 
tom) nur mit hohen Koſten, auf Vorrat produziert und nach Bedarf abgegeben 
derden kann.« »Welche Rolle die Spitzenbelaſtung und die Frage ihrer Ab- 
lachung für die Elektrizitätswerke ſpielt, möge folgende Zuſammenſtellung zeigen, 
ie aus einer Belaſtungskurve eines Großkraftwerkes enf- 
ommen iſt: die Marimalbelaftung ſei gleich 100 geſetzt, dann iſt die Belaſtung: 

8 | Mapfmum Minimum 
11111 nn 
e fe 100 
Kraft, im Sommer und im Winker gleich.. . 100 

elektriſche Bahn, im Sommer und im Winker gleich 100 


Die Differenz zwiſchen Marimalbelaftung und Minimalbelaſtung iſt alſo außer- 
rdenklich groß.« Große Werke können fie leichter vermindern wie kleine, weil fie 
her die Möglichkeit haben, verſchiedenartige Konſumenkenkreiſe an ihr Netz an- 
iſchließen. Wie gewaltig die Selbſtkoſten durch die größere oder geringere Aus- 
utung beeinflußt werden, zeigen die folgenden Zahlenangaben. 


O O 


Wenn pro Jahr auf je ein angeſchloſſenes f Dann bekragen die Selbſtkoſten 
* Kilowatt abgegeben werden 8 für eine Kilowattſtunde 
. 0 FKilswaktſtunden 45 Pfennig 
1000 : 3j 
2000 %%ͤ 8 - 
3000 )%%«öÜ; ẽns 8 
4000 - Ve 5 
5000 A 5 
6000 c es 
7000 u. EEE 4 — 
8000 f VVV 


»Einen Haupkeinfluß auf die Okonomie haben ferner die Anlage- und 
ie Bekriebskoſten des Elekkrizitätswerkes ſamt dem zugehörigen Strom— 
rſorgungsnetz.« Auch hier find die großen Werke am vorteilhafteſten geſtellt. 
Jür kleinere Werke belaufen ſich die Geſamkanlagekoſten, auf 1 Kilowatt Ma- 
Jinenleiftung berechnet, auf 1000 bis 1500 Mark, für größere Werke dagegen nur 
f 500 bis 800 Mark.« Die Koften des Verkeilungsnetzes find bei großen Werken 
ſenfalls relativ geringer als bei kleinen. . 

Mit der Erweiterung des Ankkionsradius der Elektrizitätswerke durch die 
dchſpannungsfernleitungen iſt eine neue Möglichkeit der Stromverbilligung ent- 
inden. Man kann jetzt das Elektrizitätswerk, alſo die Stromerzeugungsanlage, 
eiter vom Skromverbrauchsork entfernen und »die Punkte für feine Niederlaſſung 
rückſichtigen, wo ihm die Rohftoffe zum Antrieb der Maſchinen am billigſten zu- 
eßen oder wo es natürliche Kräfte findet, die zur Energieerzeugung mit heran- 
zogen werden können«. Das wäre alſo in der Nähe von Bergwerken, Moor- 
genden und Waſſerkräfken. Die Vorteile dieſes kechniſchen Fortſchritts können 
er nur große Werke ſich zunutze machen, denn die »modernen Hochſpannungen 
id nur durch groß dimenfionierfe und beſonders leiſtungsfähige Maſchinenanlagen 
erzielen und find nur für Großnetze verwertbare. f 
Iſt nun dieſer kechniſche Drang zum Großbetrieb entſprechend zur Geltung ge— 
mmen? Die Antwort auf dieſe Frage mag die folgende Zuſammenſtellung der Zahl 
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der Werke nach Größenklaſſen geben. Es befrug die Zahl der elegteig, 
tätswerke: 


| „ ee e Zunahme 
1903 1913 —ä 5 
abſolut | in Prozent 
Werke bis 500 Kilowatt . . 814 3108 2294 282 
von 500 bis 1000 Kilowatt 55 159 104 189 
. 1000 20000 208 2 96 69 255 
i 2000 5000 + 26 88 62 238 
- über 5000 Kilowatt . . . 15 103 86 506 
Werke insgeſamt 3554 | 2615 278 


Während alſo die durchſchnitktliche Steigerung der Zahl der Werke 278 Prozen 
betrug, iſt die Zahl der großen Werke mit einer Leiſtung von über 5000 Kilowak 
um 506 Prozent geſtiegen. Dieſe Zunahme der großen Werke kommt auch darin 
zum Ausdruck, daß die durchſchnittliche Größe der Werke in dem angegebene 
Zeitraum von 410 auf 512 Kilowatt geſtiegen iſt. Das Übergewicht de 
großen Werke iſt aber in Wirklichkeit viel bedeutender, als es jo erjchein 
Es wird am beſten gekennzeichnet durch die folgenden Zahlen: In den 103 Werken 
mit je über 5000 Kilowatt Leiſtung waren 1913 von den insgeſamt 2,1 Millione: 
Kilowatt Maſchinenleiſtung 1,56 Millionen Kilowatt inſtalliert. Weniger al 
3 Prozent der Werke umfaßten alſo 1913 rund 75 Prozent der Gejamtmajchinen 
leiſtung. Eine Folge dieſes Forkſchritts iſt eine bedeutende Ermäßigung de 
Erzeugungskoſten. Dieſe betrugen für eine nutzbar abgegebene Kilowatt 
ſtunde: 1900 15,75, 1903 12,5, 1906 12, 1909 9,3, 1912 8,5 Pfennig. »Der Aus 
nußungsfaktor der Elektrizitätswerke hat ſich allein von 1911 auf 1912 von 18) 
auf 19,1 Prozent verbeſſert.« Von den Gefamtanlagekoften find 1910 19,4 Progeni 
1912 21,5 Prozent als Geſamkeinnahme erzielt worden. Nakürlich find dieſe Er 
folge auch in der Preisgeſtaltung bemerkbar geworden. Die mittleren Vet 
kaufspreiſe der Elekkrizitkäkswerke Deukſchlands betrugen für die Kilowatt 


ſtunde in Pfennig: Für Lichtſtrom Für Kraftſtrom Insgeſamt 


JJ LE ent 20,9 34 

19030 E ah 19,5 31,4 
1900 et 17,6 26,5 
199 N re AR. 178 23,8 
ii { „ 14,8 19,5 


Die bisher ee aan. find alſo recht erheblich. Fiſcher iſt aber mi 
ihnen durchaus noch nicht zufrieden. Er teilt mit, daß von Elektrizitätswerken, di 
alle Vorteile des Großbetriebs ausnutzen konnten, eine Ermäßigung der Erzen 
gungskoſten auf folgende Sätze pro Kilowakkſtunde erzielt worden iſt: 


Oberſchleſiſches Elektrizitäfswerk . . . „8 

Weſtfäliſches Elektrizitätswerk in Dortmund. eee 

Elekkrizitätswerk Mark in Hagen e „ eee 
- Duisburg.. e n 
- Waldenburg (Schleſien). . e Se 


»Einige große Überlandzenkralen haben einen Strompreis von 5,8 Pfennig 
andere von 8 Pfennig für die Kilowaktſtunde feſtgeſetzt.« Von dieſen Mindeft 
erzeugungskoſten und Windeſtpreiſen iſt der oben angegebene tatjächliche Durch 
ſchnitt noch weit entfernt. 

Trotz aller Fortſchritte iſt es auch erſt 17 500 Ortfchaften gleich 21 Prozent alleı 
in Deukſchland vorhandenen möglich geweſen, Anſchluß an die Skromverſorgung 
zu erhalten. 
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Vor allem beklagt Fiſcher die unwirkſchaftliche Gründung kleiner Werke, die 
immer noch erfolgt, und die beſtehende Zerſplitterung der Elektrizitätserzeugung. 
Er meint: »Hinſichtlich der Konzenkrakion der Elektrizitätserzeugung in Groß— 
zenkralen find wir noch weit von dem wünſchenswerken Zuſtand enkfernk.« Den 
gegenwärtigen Zuſtand macht er unter anderem an folgendem inkereſſanten Zahlen- 
beifpiel klar. Von den deutſchen Elekkrizitäkswerken werden haupkſächlich folgende 
Spannungen verwendek: N 


Für Licht Für Kraft Für Fortleitung 
Sie werden Sie werden Sie werden 
Volt verwendet von Volt verwendef von verwendet von 

: Werken .. Werken .. . Werken 
110 737 110 301 2000 45 
120 247 120 71 3000 156 
125 43 150 50 5000 159 
127 63 210 96 6000 67 
150 42 220 1372 10000 134 
220 1443 240 49 15000 89 
380 181 20000 29 
1 | 440 347 110000 1 


500 40 


Insgeſamt gibt es zwiſchen 65 und 550 Volk 42 verſchiedene Spannungen für 
icht, zwiſchen 65 und 5000 Volk 56 verſchiedene Spannungen für Kraft und 
wiſchen 1000 und 10 000 Volk 59 verſchiedene Forkleitungsſpannungen. 
»Privatunternehmer hatten 1911 1590 öffentliche Elektrizitätswerke oder 63,1 
ozenk aller öffentlichen Werke im Betrieb. Darunter befinden ſich viele kleine 
nd kleinſte Werke, aber auch wieder die größten Werke mit den ausgedehnkeſten 
tegen.« Genoſſenſchaftliche Elektrizitätswerke gab es 1911 171, das find 6,8 Pro- 
me. Kommunale Werke gab es 1911 518 von Stadtgemeinden und 185 von Land— 
emeinden betriebene, alſo 20,5 Prozent und 7,9 Prozent. Kommunale Verbands- 
erke beſtanden 1911 22 oder 0,9 Prozent und ſtaatliche Werke 34 gleich 1,4 Prozent. 
Sein Urteil über die gegenwärtigen Zuſtände faßt Fiſcher (S. 104) in die Worte 
iſammen: 

»Kurz, die Organiſakion der Elektrizikätsverſorgung befindet ſich heute in 
einem geradezu anarchiſchen Zuſtand, der ſich mit der Gründung 
eines jeden neuen Werkes und mit jeder Erweiterung nur verſchlimmerk, der 
die Erzeugung und Verwertung der Elektrizität unnötig verkeuerk und nicht die 
erſtrebte allgemeine Verbreitung und Billigkeit gewährleiftet.« 


* * 
* 


Fiſcher ſchließt dies Kapitel mit den Worten: „Di eſer Zuſtand bedarf 
ner durchgreifenden ſyſtematiſchen Anderung; je länger da- 
it gezögert wird, deſto ſchwieriger und koſtſpieliger wird es ſein, eine Beſſerung 
tbeizuführen.« Im Inkereſſe der notwendigen kechniſchen Konzenfrafion der 
kromerzeugung und der Verbilligung der Elektrizitätsverſorgung begrüßt er die 
usdehnung der Tätigkeit der monopolifierten Elekfroindu- 
rie auf dieſes Gebiet. Er meint: »Auf dieſe Weiſe können kleine Elektrizitätg- 
erke mit geringer Rentabilität nach Bedarf ſtillgelegt und ihre Netze an vorhan- 
nie größere und leiſtungsfähigere Werke angeſchloſſen oder als Unkerſtationen 

T Referveanlagen einem Großnetz angegliedert werden. »Das ökonomiſche 
tinzip findet mit dieſer kechniſchen und wirkſchaftlichen Konzentration eine immer 
llkommenere Verwirklichung.« Fiſcher überſieht aber durchaus nicht die Ge- 
hren des wachſenden Einfluſſes der Elektrokonzerne. Er 
qt darüber: 
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„Die zunehmende wirkſchaftliche Konzentration in der Elektroinduſtrie mad 
ſich . .. auch in der Elekkrizitätsverſorgung bereits geltend, und es haben heut 
die beiden Elekkrizitätsgroßkonzerne, der Siemens-Schuckertkonzern und de 
A. E. G.⸗-Konzern, bereits einen beträchtlichen Teil der Privatunternehmunge 
in der Elektrizitätsverſorgung in ihre Hände oder unter ihre Kontrolle gebrach 
Vor allem haben fie gerade in den größten derartigen Unternehmungen eine 
enkſcheidenden Einfluß gewonnen. Dieſer Einfluß dehnt ſich von Jahr zu Jal 
weiter aus. Das Ziel kann nur die ausſchließliche Beherrſchung der Krafterzei 
gung und der Kraftverteilung ſein, und wenn die Entwicklung in der gleiche 
Richtung fortfährt, ergibt ſich mit zwingender Notwendigkeit ein fakkiſche 
privakwirtſchafkliches Monopol. Bei der großen allgemeinen 
deukung der Elekkrizikätsverſorgung, die eine möglichſt billige und weit verbreite 
Stromlieferung an die Volkswirkſchaft verlangt, wird ein f olches Mone 
pol zu einer großen Gefahr; denn der Eigennuß iſt das Hauptleitmot 
aller privakkapitaliſtiſchen Unternehmungen, und je weniger dieſe Unkerne 
mungen in der Befolgung ihrer Tendenzen gehindert werden, deſto rückſicht 
loſer kann ſich der Eigennutz bekätigen und deſto höher werden die Gewinne 3 
ſchraubt, die aus der geſamten Volkswirtſchaft herausgezogen werden 
(S. 81.) 5 

Die genoſſenſchaftliche Form der Elekkrizitätsverſorgung leh 
Fiſcher ab. Einen Forkſchritt ſieht er nur in den Leitungsgenoſſenſchaften u 
Orktskonſumgenoſſenſchaften, die als Beſitzer des örklichen Verkeilungsnetzes m 
durch die Zuſammenſchließung als Großkonſumenken bedeukende Vorkeile erzieli 
können. 

Fiſcher ift auch kein Freund der kommunalen Glektrizitätswerk 
Sie find »im Durchſchnitt nur von mittlerem und kleinem Umfang«. »Ihnen haft 
daher mehr oder weniger auch alle die kechniſchen und ökonomiſchen Nachtei 
der Kleinerzeugungsſtakionen an.« »Wenn die Städte froß der Zerſplitterung u 
krotz der Kleinheit ihrer Werke oft noch eine günſtige Renkabilität ihrer Wer! 
erzielen, fo kann das nur auf Koſten der Stromkonſumenken dadurch mögl 
fein, daß die Preiſe in enfjprechender Höhe gehalten werden, daß alſo die Ko 
iumenten höhere Aufwendungen machen müſſen, als es nach Lage des ktechniſch 
Entwicklungsſtandes notwendig wäre. « 7 

„Die Elektrizitätsverforgung iſt eben über den enge 
Kreis der Stadtwirtfhaft hinausgewachſen, fie verlangt Gro 
zentralen und große Verkeilungsgebieke.« „Keine weſentliche Verbeſſerung b 
deutet es, wenn ſich mehrere Gemeinden zum Zweck der Einrichtung und 2 
freibung eines gemeinſamen kommunalen Elekfrizitätswerkes zu Verbänden 
ſammenſchließen.« Auch die Form der gemiſcht,-wirtſchaftlichen Unternehmung 
iſt nicht ohne Mängel. Vor allem iſt in ihnen ſchwierig »die Ausbalancierung d 
beiderfeifigen, der privaten und der öffenklichen Inkereſſen«. »Die Verkreker 8 
privaten Intereſſen werden ausſchließlich Fachleute fein und werden in der Ve 
folgung ihres Zieles, der möglichſten Gewinnſteigerung, gemeinſam und: einheifl 
vorgehen.« Dagegen »werden die Verkreker der öffenklichen Intereſſen .. mi 
immer einen einheiklichen Faktor bilden .. „ ſondern es wird die Gefahr beſtehe 
daß eine größere oder geringere Zerſplitterung unter ihnen einkritt«. »Zwe 
mäßiger und dem Allgemeininkereſſe dienliher würde es wohl fein, wenn die V. 
frefung der öffentlichen Inkereſſen ſtakt durch zahlloſe Gemeinden u! 
Kreiſe durch eine Organiſakion größerer Ordnung mit einhe 
lichen Zielen und Maßnahmen ſowie mit ſachkundigen und erfahrenen Verkrete 
erfolgt, welche die Geſamtinkereſſen des ganzen Volkes zu kennen und zu wahr 
in der Lage ſind:« N 

„Seiner Natur nach iſt das Reich wohl am beſten geeignet, in der Ele 
krizckätsverſorgungsfrage die Geſamkintereſſen zu erkennen und zu fördern, ſon 
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die gemeinwirtſchaftlichen Prinzipien zur Geltung zu bringen und die einheit- 
liche und gleichmäßige Verſorgung des ganzen Landes in großem Umfang durch— 
zuführen. 

Das Eingreifen des Reiches denkt Fiſcher ſich zunächſt fo: »Vor 
allen Dingen muß in ſachkundiger Weiſe und unter Berücfichfigung der Gemein— 
intereſſen ein allgemeiner Elekkrizitätsverſorgungsplan für das ganze Reich aus- 
gearbeitet werden. Dabei iſt zu ermitteln, an welchen Orken die Erzeugungskoſten 
der Elektrizität am niedrigſten fein werden.... Die Erzeugungsanlage muß mög- 
lichſt groß angelegt und mit möglichſt leiſtungsfähigen und ökonomiſch arbeitenden 
Maſchinen ausgerüſtet werden. Dann bedarf die Anlage der von den Zenkralen 
ausgehenden Hochſpannungslinien einer planmäßigen Durcharbeikung; eine grad- 
linige Führung nach den Haupkbedarfszentren unter Berückſichtigung eines leichten 
Anſchluſſes abſeitsliegender Gemeinden und Gebieksteile iſt dabei anzuſtreben.« 
„Benachbarke Neße find an beſtimmken Punkten miteinander zu verbinden, damit 
eine gegenſeikige Aushilfe in Störungsfällen und bei Überlaſtung erfolgen kann.« 
»Ein nach ſolchen Gefichtspunkten aufgeſtellter kheoretiſcher Elektrizitätsverſor⸗ 
gungsplan iſt ſchließlich noch daraufhin zu prüfen, welche der ſchon vorhandenen 
Werke und Netze ſich in dieſen Plan einfügen laſſen und welche Teile davon ſich 
für den Geſamtverſorgungsplan ausnützen oder ausbauen laſſen. Im Inkereſſe der 
Herabminderung der Koſten für die Durchführung der planmäßigen Verſorgung iſt 
auf ſolche verwerkbaren Anlagen möglichſt Rückſicht zu nehmen.« »Nun kann der 
Geſamtplan die Grundlage für die Beurkeilung jedes Projekts einer Neugkündung 
und einer Erweiterung von Elehkrizikätsanlagen bilden.« »Es muß Handhaben 
geben, um Projekte .., die in den Verſorgungsplan nicht hineinpaſſen ..., zu 
unterdrücken .., und es muß auch dahin geftrebt werden, daß die ſchon vorhan— 
denen... ungeeigneten Werke und Anlagen in den zu ſchaffenden Großanlagen 
allmählich aufgehen.« Eine ſolche Handhabe würde der geſetzliche Konzeſſionierungs- 
zwang darbieten. 

Zunächſt hält Fiſcher ein Reichs monopol nicht für das beſte Mittel, 
um dieſe Aufgaben zu erfüllen. Er kommt zu dem Ergebnis, »daß ein ſolches Mo- 
nopol als zukünftiges Ziel wohl anzuſtreben iſt, daß aber der übergang in 
den Regiebefrieb allmählich vor ſich gehen muß. . ..« »Ein geeignekes Mittel« bietet 
vorläufig »die Schaffung gemiſcht-wirkſchaftlicher Unkernehmungen«. »Indeſſen ſoll 
hier an Stelle der zahlreichen öffenklichen Korporationen (Gemeinden, Kreiſe) das 
Reich oder der Staat als einziges und einheitliches öffentliches Mitglied neben die 
Privafteilhaber freten... .« 


* 601 
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Das iſt in großen Zügen der Inhalt des ſehr makerialreichen Buches. Den 
elektriſchen Strom ſo billig wie möglich und wirklich in jeden — auch den enklegen- 
ſten — Winkel zu bringen, der ſeiner bedarf, das iſt die Aufgabe, deren Löſung 
Fiſcher als die Aufgabe feiner Schrift bezeichnet. Nicht der Frage: Kommunal- 
oder Privatbetrieb?, die die öffenkliche Diskuſſion ſeinerzeik beherrſchke, gelten 
ſeine Ausführungen. Welches iſt die befte Art der Elektrizitäts- 
verſorgung? Das iſt feine Frageſtellung. 

And allein von dieſem Gedanken, nicht aber von den Finanzbedürfniſſen des 
Reiches, darf ſich die Sozialdemokratie leiten laſſen, wenn fie einſt vor die Enk⸗ 
ſcheidung geſtellt wird: Reichs-Elektrizitätsverſorgungsmonopol?? 


i Ich verweiſe hierzu nachdrücklich auf das, was Genoſſe Kauksky, an- 
knüpfend an die Arbeit des Genoſſen Braun, im Jahrgang 1914/15, 1, S. 682 und 
683 in dem Artikel »Zur Frage der Steuern und Monopole ausgeführt hat. 
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Die Kämpfe um Knappichaftsreformen. 
Von Linus Scheibe (Bochum). 
J. i 

Mit dem 1. Juli dieſes Jahres iſt für die Knappſchaftliche Rüchverſiche 
rungsanſtalt a. G. in Charlottenburg eine neue Sagung in Kraft getreten 
da durch den Krieg eine Reihe kleinerer Kaſſen direkt gezwungen wurden 
ſich Rückhalt zu ſuchen und die größeren Vereine die Notwendigkeit eine 
Rückverſicherung einſehen mußten. Der Verkrag, der bis 1923 unkündba 
iſt, ſoll den Vereinen für die nach den Geſetzen zu zahlenden Penſionskaſſen 
leiſtungen, das find Invaliden-, Witwen- und Waiſengelder, Rückverfiche 
rung ſchaffen. Auf Grund beſonderer Berechnungen haben die Knapp 
ſchaftspvereine durch Beiträge Kapital ſicherzuſtellen für die Rückdeckung 
Kaſſen mit mindeſtens 10 000 Mitgliedern und 400 Mark Vermögen pri 
Kopf find auf ihren Antrag davon zu befreien — das iſt jedoch nur ein 
kleine Anzahl, wie wir auf Grund des Vermögensſtandes der Knappſchafts 
vereine ſehen werden. 

Für die meiſten Knappſchaftskaſſen brachte der Krieg eine weſenklich 
Verſchlechkerung ihrer Vermögenslage, jo daß ſelbſt in Unkernehmerkreiſef 
ernſte Bedenken über die weitere Entwicklung laut wurden. Mit um ſt 
größerer Sorge müſſen aber die Arbeiter dieſer Entwicklung enkgegenſehen 
Die Möglichkeit einer ſehr ernſten Kriſe iſt nicht aus 
geſchloſſen — kroß des Rückverſicherungsverkrags 
Die Bergarbeiterorganifationen haben ſich daher während der Kriegszei 
wiederholt mit der Frage befaßt. Ebenſo die Arbeiterverkreker in der 
Knappſchafken, die Knappſchafksälteften und vorigen Herbſt in Müncher 
die Vorſtände der Kaſſen. 

Es gibt in Deutſchland noch 111 Knappſchaftsvereine mit 1009 615 Mitgliedern 
wovon allein auf Preußen 62 Vereine mit 904817 Mitgliedern entfallen. De 
kleinſte Verein (Gokkesgabener Knappſchafksverein) hatte 7 (ſieben) Penfionsmit 
glieder, der größte (Allgemeiner Knappſchaftsverein Bochum) 357 505 Mitglieder 
Nach einer Skatiſtik von Dr. Zimmermann vom Allgemeinen Knappſchaftsverei 
Bochum gab es Ende 1913 zehn Vereine mit noch nicht 50 Mitgliedern. 

Beinahe noch ſchlimmer wie in Preußen iſt es in den übrigen Bundesſtaaken 
wie die amtlichen Statiftiken zeigen. Es waren demnach 1913 vorhanden: 


Vereine Mitglieder 
in Sachſe nn 33897 
in Bayern / RR ai. 13561 
in Württemberg . REM 2431 
im Großherzogtum Heſſen Be, 2913 
im Herzogtum Braunſchweig 1 4527 
im Herzogtum Sachſen-Meiningen . 1 65 
im Herzogkum Sadhjen-Altenburg . 1 4071 
im Herzogtum Anhalt. 1590 99 5120 
im Fürſtentum Waldeck. 9 1 114 
im Fürſtenkum Schwarzburg 1 75 
in Eljaß-Lothringen 8 38024 


Die meiſten dieſer Vereine find nakürlich infolge der geringen Mitgliederzah 
nichfkleiſtungsfähig. 

Die ungeheure Zerriſſenheit im Knappſchaftsweſen zeigte folgende Sta⸗ 
tiffik Dr. Zimmermanns, wonach 1913 in Preußen vorhanden waren: 
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11 Vereine mit mehr als 10 000 Mitgliedern, 9 Vereine mit 5000 bis 10 000 

Mitgliedern, 14 Vereine mit 1001 bis 5000 Mitgliedern, 8 Vereine mit 501 bis 
1000 Mitgliedern, 9 Vereine mit 101 bis 500 Mitgliedern, 11 Vereine bis zu 100 
Mitgliedern. 
Dabei muß noch darauf hingewieſen werden, daß die Zahl der Knappſchafts— 
bereine, denen nur wenige Werke angeſchloſſen find, oder die ſich auf die Arbeiter 
eines Werkes beſchränken, ſogar recht groß iſt. In Preußen gab es zum Beiſpiel 
am Schluſſe des Jahres 1912: 

5 Vereine mit mehr als 100 Vereinswerken, 7 Vereine mit 51 bis 100 Ver— 
einswerken, 12 Vereine mit 11 bis 50 Vereinswerken, 4 Vereine mik 6 bis 10 Ver- 
einswerken, 4 Vereine mik 5 Vereinswerken, 2 Vereine mit 4 Vereinswerken, 
Vereine mit 3 Vereinswerken, 2 Vereine mit 2 Vereinswerken, 22 Vereine mit 
Vereinswerk. 

In Bayern waren im Jahre 1913 im Bereich der 22 Knappſchaftsvereine nur 
5 Werke. Ahnlich iſt es in den anderen Bundesſtaaken. 

Daß die aus dieſer Zerſplitterung reſultierenden Mißſtände beſeitigt 
verden, fordern die Bergarbeiferorganifationen aller Richkungen. So wird 
ich beim nächſten Zuſammenkreken der Reichs kkag mit einer Eingabe 
er vier Verbände (Alter, Chriſtlicher, Polniſcher und Hirſch— 
Dunckerſcher Verband) zu befaſſen haben, in der die baldige Schaffung 
ines Reichsknappſchaftsgeſetzes gefordert wird. In müh- 
amer langjähriger, aber zäher Arbeit hat namentlih der Deukſche 
Bergarbeikerverband (Alter Verband« genannt) das Ziel einer 
Bereinheitlichung des Knappſchaftsweſens verfolgt. In einem ſo— 
ben erſchienenen Buche! zeigt der Verfaſſer die von den Organiſakionen 
sher unkernommenen Schritte in der Richtung der Zenkraliſierung und 
veift die Unhaltbarkeit des jetzigen Zuſtandes nach. | 


13. 

Als Mitte Januar 1905 der Rieſenſtreik der Ruhrbergleute ausbrach, 
kaunke alle Welt über die Schnelligkeit, mit der der Kampf um ſich griff. 
die Verſuche, ihn auf das Konto »gewerbsmäßiger Hetzer« zu ſchreiben, 
nißlangen bald; deutlich zeigte ſich, daß kiefliegende Urſachen die Trieb- 
edern bildeten. Eine derſelben waren die Mißſtände im Knapp⸗ 
chaftsweſen. Sie ſchienen allerdings eine nur unfergeordnete Rolle 
u ſpielen; wer jedoch länger in Bergarbeiterkreifen käglich verkehrte, der 
akte den Groll aufſteigen ſehen, welcher durch die ſozialpolitiſchen Mängel 
mmer größer wurde. Das Knappſchaftsweſen iſt bisher Sache der Geſetz— 
ebung in den einzelnen Landtagen. Wie da die Wahlgeſetze auf deren 
zuſammenſetzung einwirken, zeigk ſich dann wiederum bei den Fragen der 
dzialen Fürſorge. Je ſchlechter das Wahlgeſetz, deſto rückſtändiger die So- 
jalgeſegebung, jo daß ſelbſt bei der »Reform« des Allgemeinen Berg— 
eſezes 1905/06 der chriſtliche »Bergknappe« ſagte: »Der Preußiſche Land- 
ag hat den Bergarbeitern Steine ftatt Brot gegeben.« Das iſt bisher nicht 
ders geworden. Jeder Zoll Boden mußte den Landkagen in harken 
kämpfen abgerungen werden. Und wo einige Verbeſſerungen geſchaffen wur- 
en, find fie den Klaſſenwahlparlamenken durch Reichsgeſetze aufgezwungen 


Die Forderungen der Bergarbeiker auf Reformierung des Knappſchafts— 
vejens. Herausgegeben im Auftrag des Vorſtandes des Verbandes der Berg- 
rbeiter Deutſchlands von Georg Wißmann (Bochum). Bochum, Verlag Hans- 
ann & Co. 104 Seiten. Preis 1 Mark. 
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worden. Dabei find aber fo viel Hinterfüren gelaſſen, daß heute die Berk 
arbeiter in ihren ſozialpolikiſchen Beſtrebungen ſamk und ſonders kein Ven 
frauen mehr zu der Landesgeſetzgebung haben, ſondern ihre einzige Hof 
nung nur noch auf den aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Reichs 
tag jeßen. 

Das Knappſchaftsweſen umfaßt heute die Kranken- und Sterbeverfich 
rung, die Invaliden- und Penſionskaſſen, Witwen- und Waiſenunken 
ſtützung. Kranken- und Penſionskaſſe find gefrennt zu führen. Mitglied de 
erſteren müſſen alle auf dem Werke Beſchäftigken ſein, während für Di 
Mitgliedſchaft bei der letzteren die Vorausſetzungen in bezug auf Geſchlech 
Alter und Geſundheitszuſtand erfüllt ſein müſſen, die in den verſchiedene 
Kaſſen verſchieden ſind. Das aber führt zu ſtändigen Reibungen. Hinz 
kommt die ſtändige Unſicherheit der Kaſſen wegen Erfüllung der Pflichte 
und die mangelhaften Leiſtungen neben kiefeingewurzelken Ungerechkic 
keiten. An Zündſtoff fehlt es alſo nicht, krozdem die Kaſſen ſich de 
Beſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung anpaſſen mußten. Leider i 
bei der Handhabung der Penſionsbeftimmungen den Kaſſen viel zu vi 
Spielraum nach landesgeſetzlichen Beſtimmungen gelaſſen, ſo daß unter de 
Bergarbeitern eine kiefe ee beſteht. 


* 


In ſozialpolitiſcher Beziehung ſind die Bergarbeiker in den Bunde: 
ſtaaten viel zu lange benachteiligt worden. Das hat die ſächſiſche Regierun 
in ihrem 21. Dekret vom Jahre 1907 zum Entwurf zur Abänderung un 
Ergänzung des Allgemeinen Berggejees 1 zugeſtanden, 8 ſie (S. 6 
ſchrieb: 

Am dringlichſten erſcheint. e af Reviſie 
des ſozialpolitiſchen Teils der ſächſiſchen Berggeſeßgebung . ſow 
über das Knappſchaftsweſen. Denn auf dieſem Gebiek, auf dem Gerechtigkeit ur 
Staatsklugheit ein Zurückbleiben gebiekeriſch unkerſagen, iſt das heutige ſächſiſch 
Recht .. . neuerdings durch die NReichsgefeßgebung ... überholt worden. D 
kein Grund mehr vorliegt, den ſächſiſchen Bergarbeitern die Schußvo 
ſchriften .. länger vorzuenkhalken, iſt es an der Zeit, die bereits a 
perſchiedenen Landkagen gegebenen Zuſagen ... jetzt einzulöſen. 


Damit gibt dieſe Regierung zu, daß die Bergarbeiter durch die Lande 
geſetze ſchwer geſchädigt find, und geſteht ferner ein, daß durch die Reich: 
geſetze das Landrecht betreffend Knappſchaftsweſen in einer Wei 
durchbrochen iſt, daß es in vielen, höchſt wichtigen Be 
ziehungenſelbſtden Eingeweihten unmöglich wird, mi 
Sicherheit zu enkſcheiden, ob das ältere Landrechkode 
das neuere Reichsgeſeh gilt«. Dabei iſt das ſächſiſche Berggeſe 
für die Arbeiter noch forktſchrittlicher l als es das preußiſche ode 
bayeriſche war. 

III. 

In Preu 5 en wurde das Knappſchaftsweſen erſtmalig durch Geſe 
vom 3. April 1854 in völlig ungenügender Weiſe geregelt. Vorher hatten di 
Bergwerksbeſitzer für erkrankte oder verunglückte Bergleute bis zu eine 
gewiſſen Grade aufzukommen. Im übrigen beſtanden die »Büchſenkaſſen 
der Bergknappen, in die erſt freiwillige, jpäter regelmäßige Beiträge flojier 
ebenſo auch Geſchenke. Die Unternehmer unterlagen einem jfaatliche 
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hr, und die Arbeiter beſaßen ziemlich viel Bewegungsfreiheit, wie Hue? 
ausführlich nachweiſt. Mit dem Geſetz vom Jahre 1854 erlangten in 
Preußen die Unternehmer die Bergfreiheit und damit die völlige Macht 
über Ausbeute und die Arbeiter. Sie bemächtigken ſich auch der Anapp- 
ſchaftskaſſen, und an Stelle der vollen Enkſchädigungen zahlten fie jetzt nur 
ein »entſprechendes« Krankengeld für die Dauer der Krankheit. Die Zahl 
der früher »ſtändigen« Arbeiter wurde zugunſten der »unſtändigen« herab- 
gedrückt, wodurch die Unkernehmer die Arbeiter weiter in Abhängigkeit 
brachten. Durch das Allgemeine Preußiſche Berggeſetz von 1865 wurde das 
Verhältnis immer ſchlimmer. 
Vor dem Inkrafttreten der Reichskrankenverſicherung gab es Anapp- 
ſchaftskaſſen mit vier, ſechs oder acht Wochen Krankengeld, das ſehr niedrig 
bemeſſen war, beiſpielsweiſe bei der Wurmknappſchaft käglich nur 1,64 
Mark betrug! Die Belaſtung der kleinen Kaſſen durch die hohen Unfall- 
ziffern machte dieſe noch leiſtungsunfähiger, und zu den Klagen der Berg— 
arbeiter über zu niedrige Krankenunterſtützung geſellten ſich nunmehr auch 
ſolche über zu niedrige Penſionen, die oft bis auf 6 oder 7 Mark monallich 
herabgedrückt wurden, ferner über die völlige Rechkloſigkeit der Arbeiter 
in den Verwaltungen, krotzdem die Arbeiter mehr — oft bis zu zwei Drittel 
— Beiträge als die Werlbeſitzer leiſteken, dann die Schwierigkeit der Pen- 
ſionierung und die Bevorzugung der Beamken, die vielfach jahrelang und bis 
auf unſere Tage durch den Werkskerror und die öffenkliche Skimmenabgabe 
bei den Alteſtenwahlen »Arbeiterverkreker« wurden. Auch war die Frei- 
zügigkeit ganz unkerbunden. Wer von einem Werk oder Revier zum andern 
ziehen und arbeiten wollte, verlor ſeine Rechte und die eingezahlten Bei- 
träge bei der alten Kaſſe und erlangte erſt nach jahrelanger Wartezeit, die 
heute noch meiſt 250 Wochen beträgt, bei der anderen Penſionskaſſe wieder 
das Recht auf Anſprüche. 

Dabei jammerten die Unternehmer forkgeſetzt über die hohen Be— 
laſtungen durch die AUrbeiterverfiherung und erreichten auch in der Tat, 
daß durch eine Anderung des Preußiſchen Berggeſetzes 1883 die Aufhebung 
der zweiprozentigen Bergwerksſteuer im Jahre 1895, die zum Beiſpiel 1904 
bei einer Förderung von Kohlen im Werke von 556 Millionen Mark im 
Ruhrgebiet allein den Unternehmern ein Geſchenk von 11 060 000 Mark 
brachte und jeitdem ſtändig geſtiegen iſt. | 

Jahrzehnte haben die Bergarbeiker manchen Leidenskelch bis zur Neige 
leeren müſſen, und dieſe Mißſtände waren es, die ſchon 1889 mit zu jener 
gewaltigen Erhebung der Ruhrbergleuke führten, dem größten Streik, den 
bis dahin Deutkſchland geſehen hakte. 


. 


Wer aber glaubt, daß nunmehr das preußiſche Dreiklaſſenparlament ſich 
zu Reformen hätte aufſchwingen können, der irrt. Selbſt das Inkrafttreten 
der reichsgeſetzlichen Invaliden- und Altersverſicherung von 1891 änderte 
daran nichts, jo daß 1892 ſelbſt ein nakionalliberaler Abgeordneter, der 
Werkbeſitzer Hammacher, bei der n der Preußiſchen Berggeſet⸗ 
novelle klagte: 


| 8 * Hue, Geſchichte der Bergarbeiker. 2 Bände. Stuttgart, J. H. W. Dietz 
achf. | 
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Zu meinem und aller Freunde des Knappſchaftsweſens lebhaftem Bedauer 
bat die Geſe gebung und Verwaltung unſeres Landes De 
zennien lang verſäumk, die zur Herſtellung eines guten freundſchafktliche 
Verhältniſſes zwiſchen Arbeikgeber und Arbeitnehmer ſo überaus geeignete 
Knappſchaftseinrichkungen forkzubilden und fortzuenkwickeln. 


Die Übermacht der Werksbeſitzer im Gegenſatz zu ihren Leiſtungen 
die ungenügenden Leiſtungen für kranke und invalide Arbeiter, die Ein 
ſchränkung der Freizügigkeit und Rechkloſigkeit der Mitglieder in dei 
Knappſchaftsvereinen blieben beſtehen. Von »Unſtändigen« wurden Bei 
träge erhoben, fie haften aber keine Anrechke auf Penſionen. Dabei war di 
Zahl der »Unſtändigen« oft größer als die der »Skändigen«. Daher wen 
deten ſich dieſe nun an die Parkeien im Reichstag und forderten auf ihre: 
Zuſammenkünften die reichsgeſetzliche Regelung. Eingehend bejchäftigte fid 
der erſte deufjche Berg- und Hüktenarbeikerkongreß vom 10. bis 12. Apri 
1898 mit den traurigen Zuſtänden im Knappſchaftsweſen. Er verlangte ai: 
zeitgemäße Reform die Vereinheitlichung, erhöhte Leiſtungen, Beſeitigung 
der Anrechnung anderer Renken, Feſtſetzung eines Dienſtalters von fünf 
undzwanzig Jahren zur Erlangung der Penſion, Gleichberechfigung, ge. 
heimes Stimmrecht und Selbſtverwaltung. Die Verbandstage der Arbeiter. 
organiſakionen forderten gleiche Reformen Jahr für Jahr. In Pekitionen ar 
Reichs- und Landkage machten die Vorſtände die Vertreter auf die Miß 
fände aufmerkſam. Die ſozialdemokrakiſchen Fraktionen ſtellten Anträge 
um endlich Reformen zu erreichen. Selbſt bürgerliche Verkreker ſchloſſen ſich 
an; Bergrechtslehrer wie Arndt, Weſthoff und andere und mit ihnen dei 
deukſche Anwalkskag 1899 forderten ein reichsgeſetzliches Eingreifen — aber 
alles half nichts. Am 2. Dezember 1904 verkrak Genoſſe Sachſe nochmals 
im Reichskag die Reformforderungen der Arbeiterorganifafionen eindring- 
lich. Umfonft, alles ſcheiterte an den bundesrätlichen Beſchlüſſen. Sechs 
Wochen ſpäter loderten die Flammen im Ruhrgebiet empor, und als Punkt 8 
der Arbeiterforderungen finden wir wieder die Forderungen nach Reform 
des Knappſchaftsweſens, gemäß dem Programm der Arbeiterorganifafionent. 

Nach dem Skreik verhandelte der Bergarbeiterdelegierkenkag vom 28. 
bis 30. März 1905 in Berlin eingehend auch über die Knappſchaftsfrage, 
Dann kam die verſprochene Knappſchaftsnovelle. Mit ihr be- 
ſchäftigte ſich am 11. und 12. Februar 1906 in Eſſen ein zweiter Delegierten- 
kag und ſtellte dazu in einer 24 Punkte umfaſſenden Reſolution Abände⸗ 
rungsankräge.“ a 

Im Laufe der Jahre hakte ſich noch ein anderer bedeukender Mißſtand 
herausgebildef. Die Beamten gehören nach den Saßungen den Knapp⸗ 
Ihaften an, zahlen verhältnismäßig niedrige Beiträge, beziehen höhere Pen- 
fionen, und der Umſtand, daß ihre Penſionierung leichter als die der Arbeiter 
möglich, ihre Reaktivierung dagegen ſchwerer und ihre Penſionsdauer 
länger iſt, bringt ihre Beitragszahlung zum Renkenbezug in ein ſchreiendes 
Mißverhältnis. 

Auf dem genannten Delegierkenkag hatte ein Delegierker berechnet, daß im 
Allgemeinen Knappſchaftsverein Bochum in den vier Jahren von 1902 bis 1906 
nach dem Voranſchlag an die beiden Beamtenabteilungen 2770300 


Näheres ſiehe Protokolle der Tagungen. Bochum, Verlag Hansmann & Co. 
Ferner im ſelben Verlag: Otto Hue, Mehr Bergarbeiterſchutz. a 
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Mark mehr ausgezahlt wie eingenommen wurden. Dabei be- 
wagen die Penjionen der Anappfhaftsinvaliden in den Arbeiker— 
klaſſen der Knappſchaftsvereine von: 


5 Jahren 10 Jahren 20 Jahren 30 Jahren 
Mk. Mk. MR. MR. 
| 114,40 228,80 384,80 481 
I ſcſchleſien 72, 144, — 276,— 396 


en 91, 182,— 296,40 483 

Oberſchleſien 5 Klaſſen . 33 bis 105 66 bis 210 132 bis 420 198 bis 630 
Die Witwenpenſionen befragen nach 30 jähriger Dienſtzeit des Mannes durch— 
chnittlich 260 bis 290 Mark. Außerordenklich geſchädigt werden durch die 
War ke zeiten diejenigen Arbeiter, die bei mehrmaligem Arbeikswechſel von 
nem Revier zum anderen, oft auch beim Wechſel von Werk zu Werk die Warte- 
eiten noch nicht erfüllt haben. Die Zeit wird ihnen nicht angerechnet bei der Pen— 
ionierung. Solcher Wandermitglieder zählten 1913 in 43 preußiſche Knappſchafts- 
zereine übernommene 28 805 und überwieſene Mitglieder 30 409. Für fie find die 
Beiträge meiſt verloren. 


Deshalb kraten nunmehr die Arbeiterverkreter energiſch für eine ein 
Jyeitlibe Knappſchaftsorganiſation und bis zur Durchfüh- 
ung derſelben für die Schaffung von Gegen ſeitigkeitsver- 
rägen ein, um den Bergarbeitern die nach dem Geſeß geſchaffene 
Freizügigkeit ohne Schaden wirklich zu garankieren. Der Mangel 
Jaran iſt der Grund, warum jeder ernſte Reformverſuch bisher geſcheitert iſt. 
die unternehmer haben mit ihren eigenen Kaſſen die 
Arbeiter in der Hand! Wer nicht großen Schaden erleiden will, 
vechſelt die Arbeit nicht. Je älter der Arbeiter wird, je länger er auf einem 
Werk beſchäftigt iſt, deſto größer wird der Schaden für ihn bei Verluſt der 
Arbeitsſtelle. Er muß ſich Übergriffe der Unkernehmer, geringe Löhne, 
chlechte Behandlung uſw. ruhig gefallen laſſen. Vom Koalikionsrecht oder 
ver Waffe des Streiks kann er ohne Schaden kaum Gebrauch machen. Er 
ſt jeder Willkür preisgegeben und in ein noch ſchlimmeres Abhängigkeits- 
verhältnis geraten wie durch die Werkswohnungen. — 

Weder die Knappſchaftsnovelle von 1906/07, die 1908 Geſetz in Preußen 
burde, noch die Reichsverſicherungsordnung von 1913, die am 1. Januar 
914 in Kraft krat, hal entſcheidende Wendungen gebracht. Alle Be— 
nühungen der ſozialdemokratiſchen Fraktion, die Wünſche der Berg- 
beiter, die ſich auf dem außerordenklichen (fiebten) Gewerkſchaftskongreß 
910 in Berlin, der ſich ausſchließlich mit der Vorlage zur Reichsverſiche— 
ungsordnung beſchäftigte, zum Antrag Huſemann verdichteten,“ ſcheiterken 
in den Widerſprüchen der Verkreker der Bundesſtaaten mit Preußen an 
ver Spitze. Es haben ſich die Krankenkaſſen in den Knappſchafts⸗ 
reinen der Reichsgeſetzgebung anpaſſen müſſen, jo bezüglich der 
Regelleiftung der Krankengeldzahlung, geheime Wahlen uſw., aber in den 
benſionskaſſen iſt es geblieben wie es war. Dort wird forkge— 
durſtelt, dem Abgrund entgegen, obgleich der Bergarbeikerkongreß 1909 
n Berlin noch einmal mahnend hervorfrat und das Warnungsſignal für den 
Streik 1912 hißte. (Schluß folgt.) 


, . . nn 
Siehe Protokoll der Verhandlungen, S. 26, 106 ff. Verlag der Generalkom- 
üſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands. 
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Von unjerem Bildungsweſen nach dem Kriege. 
Von Richard Seidel (Berlin). 


Die Katastrophe des Weltkriegs läßt nichts Beſtehendes unberührt Lebe 
und Denken des Einzelmenſchen ſowie Beſtehen und Wirken aller geſellſchaft 
lichen Erſcheinungen erleben die hefkigſten Erſchükterungen. Täglich entfaltet de 
Gang der übermächtigen Weltkriſe neue Probleme des geiſtigen und materielle 
Lebens der Völker Europas nach dem Kriege. 

Gewaltige Störungen krug der Krieg in das Triebwerk der ſozialiſtiſchen In 
kernationale. Und nirgends iſt das Schürfen und Forſchen nach neuem, feſteren 
Grunde, nach neuen Quellen der Kraft und Mitteln des Kampfes notwendige 
denn hier. 

Obwohl wir den Umlernern vom 4. Auguſt und ſpäter nicht auf ihrem Schiefer 
abſeits vom Sozialismus führenden Wege folgen können, find wir doch nicht in 
Zweifel darüber, daß eine ernſte kritiſche Prüfung aller Beſtände unſerer frühere: 
agitatoriſchen und organiſatoriſchen Arbeit und politiſchen Taktik ein dringende 
Erfordernis iſt. 

Für unſer Bildungsweſen hat Adolf Braun mit dieſer Arbeit des Krit 
ſchen Sichtens den Anfang gemacht mit einer verdienſtvollen Abhandlung übe 
»Bildungsprobleme in der Arbeikerbewegung«, die im »Kampf« vom 1. Juni 191. 
zum erſten Male erſchien. Seinem Buche »Gewerkſchaften. Betrachtungen un 
Überlegungen während des Welkkriegs« (Leipzig 1915, Leipziger Buchdruckere 
A.-G.) hat er neben vielen anderen wichtigen 1 auch dieſen Artikel ein 
gefügt. 

Es dürfte kaum daran zu zweifeln ſein, daß die prolekariſche Bildungsarbei 
nach dem Kriege neue, erhöhte Bedeutung erlangen muß. Nicht minder ſicher f 
aber, daß ſie von neuem mik ſtarken Widerſtänden und vielfeifigen Sch 
keiten zu kämpfen haben wird. 

Die Erziehung der Arbeitkerklaſſe zu polttiſchem Denken im Geiſte des Sozik 
lismus iſt weiter zurück, als wir alle glaubten. Die völlige Verwirrung und Rat 
lofigkeit der Maſſen zu Anfang des Krieges war noch der geringſte Beweis dafür 
Jedem, der im Felde war und dork den häufigen Geſprächen der Soldaten übe 
den Krieg und die Politik der Großmächte beiwohnte, wurde der Nachweis fü 
die Richtigkeit des obigen Satzes käglich von neuem und eindringlicher gegeben 
Braun hal ſchon recht, wenn er jagt, daß die Volksſchule, die Erziehung durch dei 
Wilitärdienſt und die Dürftigkeiten der bürgerlichen Preſſe die Quellen find, au: 
denen die Maſſen des arbeitenden Volkes ihr politiſches Wiſſen ſchöpfen. Un 
wie kief die daraus gewonnenen Anſchauungen, verſtärkt durch den unmittelbaren 
Eindruck der Zeitereigniſſe, in den Köpfen der Maſſen wurzeln, zeigt ſich aud 
wieder dem mit erſchreckender Deutlichkeit, der das geiſtige Leben in den Wil 
lionenheeren zu beobachken Gelegenheit 0 vielleicht der Verkraute vieler Ka 
meraden geweſen iſt oder noch iſt. f 

Die Maſſen find der Sozialdemokratie rein inſtinktmäßig gefolgt. Nicht einma 
das Gefühl der Solidarikät war weit über feine primitivfte Erſcheinungsform, die 
Solidarität unker den Berufsgenoſſen in der Gewerkſchaft, hinaus enkwichelt 
denn ſonſt hätte der Gedanke der Völkerſolidarität nie fo kamin vert 
können. 

Dieſe ganz politiſche Unreife und die in ihr ruhende Gefahr einer neuen Aber 
rumpelung des Verſtandes durch Stimmungen und Gefühlsmomenke kann nu 
durch die energiſche Verbreikung tief angelegter ſozialiſtiſch-wiſſenſchaftlicher Et 
kennknis gebannt werden. Weg zu diefem Ziel war unſere Bildungsarbeit; diejer 
Weg müſſen wir weiterverfolgen, nachdem wir ſeine Beſchaffenheit ſorgſam ge 
prüft haben. Wir müſſen daher bedauern, daß die Arbeik Adolf Brauns bisher die 
einzige Stimme zu dieſem Thema war. Wir haben es hier mit ſchwierigen Pro 
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emen zu kun, die, wie Braun nachweiſt, durch unſere bisherige Arbeit noch lange 
ücht als gelöſt gelten können. 

Dagegen irrt Braun, wenn er meint, daß die Probleme unſeres Bildungs- 
beſens noch nicht einmal von den an dieſem Teil unſerer Geſamkarbeit in erſter Linie 
ſekeiligten Genoſſen erkannt worden find. Literariſche Außerungen darüber liegen 
lerdings nur in ganz beſcheidenem Umfang vor; eine erſchöpfende literariſche 
Behandlung der Fragen hat noch niemand gewagt. Wir können Braun jedoch ver- 
ihern, daß die von ihm berührken Probleme in Sitzungen und Konferenzen der 
nit der Sorge um das Bildungsweſen befrauten Körperſchaften oft erwogen wor- 
en ſind. 

Die Buntheit der Programme vieler Bildungsausſchüſſe iſt mehr das äußere 
en dafür als ein Ausfluß hilfloſen Suchens und Taſtens nach dem rechten 
Wege, wofür Braun ſie ausſchließlich zu halten ſcheint. 

Braun bekont ſelbſt die Ungleichheit der Vorbildung und geiſtigen Aufnahme- 
ähigkeit der lernbegierigen Arbeiter. In den Maſſen der in unſere Vorfrags- 
bende gehenden Arbeiter und Arbeiterinnen find kauſend Nuancen der Vorbe— 
eitung, des Aufnahmevermögens und der geiſtigen Regſamkeit vorhanden. Im 
Ringen unſerer Vorkragenden mit dieſem Hemmnis für einen Unterrichtserfolg 
iegt, wie Adolf Braun richtig hervorhebt, der Kern des Problems unſerer Bil- 
ungsarbeit. 

Die vielgeſtaltigen Wünſche der Arbeiter ergeben ſich aber nicht nur aus dem 
klaren Drange nach einer nebelhaften Allgemeinbildung, wie es nach Brauns 
darftellung erſcheink. Wir haben in der Tat unter den Arbeitern beſonders der 
Hroßſtädte ſchon eine ſtatkliche Anzahl, die ſich in den Elementen ſozialiſtiſchen 
Wiſſens bereits jo ſicher fühlt, daß fie ein Recht zu haben glaubt, nach ferner 
ea Stoffen zu greifen. 

Dazu kommt ein anderes Moment. Jeder geiſtig regſame Menſch bedarf der 
Abwechſlung in der geiſtigen Koſt. Auch der Arbeiter, der das kägliche Brot 
einer beſonderen Klaſſenbildung noch ſehr nötig haben mag, lechzt nach monate- 
angem Umgang mit den ſozialiſtiſchen Theorien einmal nach einer Gaumen 
eisung. Und wir erblicken darin nicht nur ein begreifliches Bedürfnis, ſondern 
uch eine Notwendigkeit. Eine gelegenkliche Abſchweifung gleicht einer Gymnaſtik 
es Geiſtes. Wir haben oft beobachtet, wie ſich die Arbeiter nach einer ſolchen 
mmer wieder dem eigenklichen Mutterboden ihres Wiſſens mit erhöhtem Inter- 
je zuwenden. Auf dieſen Geitenwegen ruhen fie aus und ſchöpfen neue Kraft. 
Die Bildungsprogramme unſerer Organiſationen in den Großſtädtken ſollen 
neſem bunten geiſtigen Verlangen einer großen Maſſe Rechnung fragen. Danach 
freben die betreffenden Körperſchafken, und von dieſem Mühen werden fie auch 
niemals abgehen dürfen. Selbſtverſtändlich iſt aber, daß das eigenk⸗ 
iche ſozialiſtiſche Wiſſen, das Braun klar umgrenzt hat, 
mmer wieder in den Vordergrund unferer Arbeit geſtellk 
bverden muß. Wir werden bemüht fein müſſen, jedem Hörer das Seine zu 
neten. Und das Problem beftebt darin, jeden Arbeiter auch 
dem Seinen zuzuführen, ihn zu veranlaſſen, daß er die rechte 
diät des Geiſtes einhalte. 

Das wird nicht leicht ſein und niemals ganz gelingen. Einen Weg zum Ziele 
nüffen wir aber ſuchen. 

So können wir in unſeren Vorkragskurſen eine Stufenfolge zur dauernden 
Einrichtung machen, die ſich verſchiedenen Höhengraden der geiſtigen Vorbereitung 
uind des Aufnahmevermögens der Arbeiterſchaft anzupaſſen ſuchk. Beſtimmte 
furſe müſſen ſich als ſozialiſtiſche Elemenkarſchulen ſtändig wiederholen, andere 
Zyklen können als für forkgeſchrittene Hörer beftimmt gekennzeichnet werden, 
und für eine weitere Stufe follten wir in geeigneker Form einen gewiſſen Be- 
äbigungsnachweis verlangen. Die Arbeiter und Arbeikerinnen aber müffen durch 
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geeigneke Aufſätze in der Preſſe und durch Vorträge über das Weſen der ſozig 
liſtiſchen Bildungsarbeit dazu erzogen werden, ihren Bildungsweg nach dieſen An 
weiſungen der. Bildungsprogramme zu gehen. Dieſes Mittel iſt keineswegs ner 
kam aber bisher nicht in genügendem Maße zur Anwendung. 

Skoff und Umfang unſerer Bildungsarbeit nach dem Kriege werden aber nich 
nur durch unſer Wollen und Wünſchen, ſondern auch von den Zeitbedürfnifjen un 
von der Skimmung und wirkſchafklichen Lage der Arbeiterklaſſe beftimmt werden 

Der aus dem Felde zurückgekehrte Arbeiter wird eine gewiſſe Zeit gebrauchen 
um ſich wieder in den Lebensformen des Friedens zurechtzufinden. Die Intenfitä 
der Fabrikarbeit wird feinen von Strapazen und Enkbehrungen geſchwächken 
Körper zunächſt mehr als früher anſtrengen. Seine wirkſchaftliche Lage wird ih 
aber ſehr bald zwingen, aller Ermüdung und dem größten Ruhebedürfnis zun 
Trotz neben der Berufsarbeif auch noch die Anſtrengungen des gewernkſchaftlichen 
Vereinslebens auf ſich zu nehmen. Gewerkſchaftliche Kämpfe werden ihn ſtark i 
Anſpruch nehmen. ; 

Auch auf dem politiihen Kampfboden wird die Arbeikerklaſſe ihren Mam 
ſtehen müſſen. Der Arbeiter wird ein ſtark umworbenes politiſches Objekt ſein 
denn die Demagogen des Imperialismus wittern ſeit Kriegsausbruch Morgenluft 
Um kauſend Fragen wird ein heißer Kampf enkbrennen. Mithin wird auch da: 
politiſche Organiſakionsgetriebe ſtarke Anforderungen an die freie Zeit und di 
geiſtige Kraft des Arbeiters ftellen.t 

Das wird ihn zwar um ſo ſchneller in ſein altes geiſtiges Milieu zurückführen 
kann ihn aber auch der eigenklichen Bildungsarbeit für eine gewiſſe Zeit fern 
halten. Das müſſen wir zu verhüten ſuchen, indem wir in unſeren Arbeitspläne 
auf die brennenden politiſchen und wirtſchaftlichen Fragen, die der Friedensſchluf 
noch mehr als der Krieg ſelber aufrollen dürfte, eingehen. Wir brauchen nicht zi 
fürchten, daß wir damit einer verwerflichen Freude am Senſakionellen Vorſchul 
leiſten, ein Vorwurf, der einem Teil der Bildungsarbeit während des Krie 
ges leider gemacht werden muß. Es liegt vielmehr im Inkereſſe einer zielklarer 
ſozialiſtiſchen Politik, wenn wir in unſeren Vortragsabenden den Fragen der Zei 
nachgehen. 

Der Geiſt des Arbeiters wird noch ſtark unter den verwirrenden Einflüſſer 
des Krieges und des Soldakenlebens ſtehen. Allerlei unklare Empfindungen, die 
der Krieg im Arbeiter lebendig gemacht hat, können wir nur durch energiſche Er. 
ziehung zu wiſſenſchaftlich-ſozialiſtiſchem Denken eindämmen. Dieſe Arbeit dürfen 
wir uns nicht leicht vorſtellen, denn wir haben lange ſchweigen müſſen, und Tau. 
ſende von Arbeitern haben verlernt, unſeren Ideen zu folgen. 

Die politiſchen Kämpfe der erſten Friedensjahre werden aber von einjchnei- 
dender Bedeutung für das Leben der Völker in Jahrzehnten fein. Will die So⸗ 
zialdemokrakie das Ohr der Arbeiter wiedergewinnen, will fie nicht darauf ver- 
sichten, das Völkerſchickſal in ihrem Sinne zu beeinfluſſen, dann muß fie die poli- 
tiihen Zeitprobleme mit dem Lichte wiſſenſchaftlich-ſozialiſtiſcher Kritik durch⸗ 
leuchten. Ein großer Teil dieſer Arbeit kann durch bildende 
Vorkräge verrichtet werden. Hier dient die Bildungsarbeit unmittelbar 
den Inkereſſen der Gegenwarkspolitik. | 

Aber woher werden wir die Lehrkräfte für diefe Arbeit nehmen? Auch 
dieſe Frage ſtreift Braun. Er erklärt den Mangel an kheorekiſch und pädagogiſch 
gejhulten Kräften für ein Schwächezeugnis unſerer früheren Bildungsarbeit. Wit 
können ihm darin nicht folgen. Die Urſache für dieſe ſicher unangenehme Erſchei⸗ 
nung erblicken wir in der Jnanſpruchnahme der Fähigſten durch die organijato- 
riſche und Verwalkungsarbeit in der Parkei, der Gewerkſchaft, den Arbeiter- 


1 Braun ſtellt in anderen Kapiteln feines Buches vorkreffliche Betrachtungen 
über die Pſyche des Arbeiters nach dem Kriege an. Sie follfen von den am Bil⸗ 
dungsweſen mitarbeikenden Genoſſen mik Aufmerkſamkeit geleſen werden. 
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krekariaken, ſowie durch die Tätigkeit im Reichstag und in den zahlreichen Land— 
gs- und Stadthausfrakkionen. Der täglihe Umgang mit dem praktifchen Klein- 
am der Bewegung und die mit ſolchen Poſten meiſt verbundene große Verank— 
orkung rauben die Zeit und köken die Freude am kheorekiſchen Denken. ä 
Aus demſelben Grunde kreffen wir in unſeren Reihen ſo viele Gegner der 
eorekiſchen Diskuſſion und der Diskuſſion überhaupt, worüber Braun ebenfalls 
‚agf. ’ 

Auch das vergleichsweiſe ruhige polififhe Leben vor dem Kriege hat dieſe 
iſtige Trägheit in unſerer Bewegung züchken helfen. Große einſchneidende Pro— 
eme ſtellte es ſelten. Für den Hausgebrauch des poliliſchen Allkags aber kamen 
r mit unſerem Wiſſen aus. Und die Mitglieder- und Wählerzahlen ſtiegen und 
egen von Jahr zu Jahr. Wir fanden alles in ſchönſter Ordnung, wir glaubken 
fig zu fein. | 

Auch wir verurfeilen mit Braun das Eindämmen der Freude am fheoretifchen 
edankenauskauſch in der Diskuſſion. Aber wir möchten doch leugnen, daß im 
lldungsweſen die Diskuſſion ſchlechtweg gut und immer nokwendig iſt. Wenn 
tdie Diskuſſion in ihrem Werte als Bildungsmittel prüfen 
Alen, müſſen wir ihre verſchiedenen Methoden genauer anſehen. 

Die meiſtgeübte, aber weniger gute Ark zu diskufieren befteht darin, daß der 
hrer nach beendetem Vorkrag die Hörer auffordert, über feine Ausführungen 
diskutieren. Dann ſteht meiſt ein größerer Komplex von Fragen gleichzeitig 

t Debatte, und der Lehrer wird es ſelken verhüken können, daß die Erörte- 
ngen ins Uferlofe zerfließen. Eine ſolche Debatte bringt mehr Ermüdung als 
iſtigen Gewinn. 
„Ein anderes iſt es dagegen, wenn der Vorkragende in feine Rede Fragen ein- 
euk, um dadurch eine Ausſprache zu erzielen. Dann behält er fie in der Hand, 
un ſie lenken und ſchließen, indem er im geeigneken Augenblick ſeinen Vorkrag 
tief. Dazu gehört jedoch große pädagogiſche Schulung. 

Wer ſie nicht beſitzt, ſollte ſich damit begnügen, nach dem Vorkrag von den 
wern Fragen ſtellen zu laſſen. Taucht dabei eine inkereſſante Einzelfrage 
f, dann kann er dieſe zur Debatte ſtellen und die Diskuffion abbrechen, wenn 
n der betreffende Punkt genügend erörkerk erſcheint. 

So wichtig die Diskuffion iſt, was wir Braun gern zugeſtehen, fo notwendig 
un auch ihre kluge Begrenzung fein, wenn fie als Lehrmittel dienen foll. 

Wenn wir manche von Braun gekadelke Erſcheinung unferer Bildungsarbeit 
Schuß nehmen, fo wollen wir unſer Bildungsweſen damit nicht als vollendet 
d makellos hinſtellen. Wir ſind uns der Mängel wohl bewußt und wiſſen, daß 
r feine Methoden gründlich durchdenken müſſen, bevor wir die Arbeit mit ge- 
igerter Kraft wieder aufnehmen. Aber wir glauben doch, daß unſere bisherigen 
iſtungen immerhin einen glücklichen Anfang darſtellen, der als Grundlage für 
len Ausbau ſehr wohl geeignek iſt. 


Likerariſche Rundſchau. 


uſtavus Myers, Gefhichte der großen amerikaniſchen Vermögen. Berlin, 
8. Fiſcher. 2 Bände. XL, 800 Seiten. 


Die amerikaniſche Ausgabe dieſes großen, grundlegenden Werkes wurde in 
Neuen Zeit ſchon vor vier Jahren ausführlich beſprochen. (Fritz Kummer, Die 
ſchichte der großen amerikaniſchen Vermögen, Neue Zeit, XXX, 2, S. 37 ff. 
d S. 167 ff.) Es iſt ſehr dankenswerk, daß diefe bedeutende Arbeit nun auch dem 
Uſchen Publikum zugänglich gemacht wird. Leider erfahren wir aus dem Buche 
he, wer die Überſetzung gemacht hat, und keine Vorrede keilt uns mit, von 
lchen Grundſäßen ſich der Überſetzer leiten ließ. Das wäre ſchon deshalb nötig 
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geweſen, weil die deukſche Ausgabe nicht eine bloße Wiedergabe der amerikar 
ſchen iſt, ſondern einige Anderungen aufweiſt. So wurden zum Beiſpiel d 
Quellenangaben weggelaſſen, nicht zum Vorkeil der wiſſenſchaftlichen Benutzba 
keit des Werkes. Es iſt richtig, daß die neueſte Mode der Buchabfaſſung Fu 
noken verpönt, aber derartige äſthetiſche Bedenken follten für eine wiſſenſcha 
liche Arbeit nicht entfcheidend fein. Die wird doch anders geleſen als ein Roma 
und nicht bloß geleſen, ſondern zu weiteren Arbeiten benutzt, und da find Quelle 
angaben ſehr wertvoll. N a 

Dioch wurden in der deukſchen Ausgabe nicht bloß Auslaſſungen vorgenomme 
fondern auch Hinzufügungen. Die zwei letzten Kapitel finden ſich nicht im amerik 
niſchen Original, eine Darſtellung der Laufbahn Carnegies und eine Überficht d 
Lage des amerikaniſchen Prolefariats. Eine Andeukung auf S. 676 läßt dara 
ſchließen, daß Myers dieſe wertvollen Kapitel ſpeziell für die deutſche Ausgabe g 
ſchrieben hat. 

Beiläufig bemerkt, enthält das letzte dieſer beiden Kapitel einen ſtakiſtiſch 
Schnitzer, den der Überſetzer wohl häkte beſeitigen können, da er einem deutſch 
Publikum nicht vorgelegk werden durfte. 11 

Auf S. 745 heißt es: N 

»Das gefamte jährliche Einkommen von Großbritannien befrägt 950 Million 
Dollar, das der Vereinigten Staaten 900 Millionen, das Deukſchlands 18 
Millionen.« | 

Danach hätten die 65 Millionen Bewohner Deuktſchlands ein ebenſo groß 
Einkommen wie die 140 Millionen Großbritanniens und der Vereinigten Staat 
zuſammengenommen, das heißt das Durchſchniktseinkommen eines Deutſchen we 
mehr als doppelt ſo groß wie das eines Engländers und Amerikaners! 4 

Überdies ſcheinen hier einige Druck- oder Schreibfehler vorzuliegen. Einzel 
Zahlen werden richtig, wenn man ihnen eine Null zuſetzt, zum Beiſpiel das jäl 
liche Einkommen Großbritanniens auf 9500, nicht 950 Millionen Dollar andi 
Die für Deutſchland angegebenen 1800 Millionen würden ungefähr ſtimmen, we 
fie nicht Dollar (rund 4 Mark) bedeufeten, ſondern Pfund Sterling (rund 20 Mar 

Da uns das engliſche Original der zwei letzten Kapitel nicht zur Verfügn 
ſtehk, können wir nicht feſtſtellen, ob dem Autor oder dem Überjeger die Schuld 
den Verſehen zufällt. 1 

Das Erſtaunlichſte hat ſich aber der ungenannte Überſetzer oder der Hera 
geber in folgendem geleiſtek. Nichk nur, daß er ſelbſt es unkerließ, den Lefer 
einer Vorrede über das Original und die daran vorgenommenen Veränderung 
zu unkerrichken, er ließ auch die Vorrede des Autors ſelbſt fork, die an der Spi 
der amerikaniſchen Ausgabe ſtand, und erſetzte fie durch eine Einleitung aus d 
Feder Max Schippels. SE 

Myers hatte in feiner Vorrede auf den ſozialiſtiſchen Charakter feines Werk 
hingewieſen. Es follte die »auf die Spitze gekriebenen Wirkungen eines Syſtet 
zeigen, das auf den Einrichkungen des Privakeigenkums und der Lohnarbeit ! 
ruht« (S. VI des 1. Bandes der „History of the Great American Fortunes 

Schippel verſteht es in feiner Einleikung, dieſen ſozialiſtiſchen Charakter 
einen nakionaliſtiſchen zu verwandeln. Was bei Myers als eine Kennzeichnung d 
Kapitalismus erſcheink, bezeichnet für Schippel nur eine Kennzeichnung k 
»Beſonderheiten der amerikaniſchen Wirtſchaftsentwicklung« (S. XVI 
der deuffchen Ausgabe). Und er betont beſonders, daß in Europa der »hervi 
ſtechendſte Reichtum viel weniger mit Schmuß und Korruption beſudelt erſchein 
(S. XXXIX). = 

Diefer für Europa fo wohlwollende Optimismus wird bei einem früheren E 
zialiſten erklärlich nur dadurch, daß er entweder vergeſſen hat, was er wußte, od 
daß er auf die Unwiſſenheit feiner Leſer rechnet. Der Unkerſchied zwiſchen d 
großen kapitaliſtiſchen Vermögen in Amerika und in Europa iſt vor allem der, d 
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re Grundlegung ſich bei uns in früheren Zeiten vollzog als in dem jungen Ame- 
‚ra, jo daß der Schmutz und die Korrupkion, mit denen. beſudelt ſie erſtanden, 
‚ls vergeſſen find, keils die Ehrwürdigkeit des Alters erreicht haben. Schippel 
je wieder einmal nach, was Marx über die urſprüngliche Akkumulation des 
apitals ausführt. Jene Darſtellung ſchließt mit den Worten: 

»Wenn das Geld, nach Augier, mit natürlichen Blutflecken auf einer Backe 
r Welt kommt, jo das Kapital von Kopf bis Zeh, aus allen Poren, blut- und 
mußftiefend.« 

Das jagt Marx vom Urſprung der »großen Vermögen« Europas. 

Man weiſe uns aber nicht etwa darauf hin, daß das »olle Kamellen« ſeien, 
n denen wir hochſtehenden Europäer uns für immer frei gemacht hätten. Wo 
8 Kapital kann, entwickelt es immer wieder die gleichen Tendenzen. Große 
iege bilden für das Aufkommen und Wachſen großer Vermögen ſtets einen 
r günſtigen Boden. Was Europa eben jetzt auf dieſem Gebiet erlebt, berechtigt 
3 Europäer durchaus nicht zu phariſäiſchem Herabblicken auf das korrupte Ame— 
da. Wird nach dem Kriege erſt einmal eine Gefchichte der großen europäiſchen 
iegsgewinne geſchrieben, jo wird fie ein würdiges Geitenffück zum Myersſchen 
uche werden, wenn fie ebenſo rückſichtslos abgefaßt iſt wie dieſes. K. Kauktsky. 


Siegmund Schilder, Entwicklungstendenzen der Wellwirkſchafk. 1. Band: 
Planmäßige Einwirkungen auf die Weltwirktſchaft. 1912. 
393 Seiten groß Oktav. Preis 9 Mark. — 2. Band: Nakur faktoren und 
ſoziale Vorgänge in der Welkwirkſchaft. 1915. 736 Seiten groß 
Oktav. Preis 17 Mark. Beide bei Franz Siemenroth in Berlin. 


Die angeführte gewaltige Arbeit eines mik den Vorgängen der weltwirkſchaft— 
hen Entwicklung gut vertrauten Autors, des Sekrekärs des öſterreichiſchen 
indelsmuſeums, bietet zweifelsohne viel lehrreiches Material, aber keine kheo— 
liſche Verkiefung der Probleme der Weltwirtſchaft. Insbeſondere enkkäuſcht in 
zer Beziehung der zweite Band, deſſen Unkerkikel ſeinen Inhalt gar nicht wieder- 
A. Weder die Naturfaktoren noch weniger die ſozialen Vorgänge in der Welt— 
riſchaft werden hier behandelt. Es wird hier die Rolle der Rohſtoffe und ſpeziell 
r Tropenwirkſchaften im Weltverkehr, ſowie die der Monokulturen und einzelner 
fälliger Momente (»Improvifa«) erörtert. Den weitaus größten Teil des dicken 
andes machen Anlagen aus, die faſt 480 Seiten einnehmen. Das ſind einzelne 
tze Artikel über die verſchiedenſten Probleme, die nur loſe miteinander ver- 
nden ſind. 

Der Hauptgedanke des Aukors iſt der Beweis der zunehmenden Verflechtung 
© handelswirtſchaftlichen Beziehungen der einzelnen Länder unkereinander. Da 
hilder keine Analyſe der kreibenden Kräfte der wirffchaftlichen 
wicklung gibt, ſondern bloß die katſächlichen Vorgänge darſtellt, ſo iſt ſein Werk 
geheuerlich groß (ein driffer Ergänzungsband über die Mineralgemwin- 
ingen in der Weltwirkſchafft folgt noch!), ohne im Grunde genommen 
nügend überzeugend zu wirken. Es iſt richtig, daß er die Argumente der »Skep- 
er hinſichtlich der Welkmarktsenkwicklung« im erſten Bande ſcharf widerlegt 
d die katſächliche Ausdehnung der Weltwirkſchaft konſtatierk —, inſofern iſt der 
te Band an Gedanken auch reichhaltiger als der zweite. Solange aber die Ur- 
chen und Zuſammenhänge dieſer Entwicklung nicht zur Darſtellung ge- 
igen, bleibt die Menge der einzelnen Fälle ohne wirkliche Beweiskraft. 

Es iſt nafurgemäß ausgeſchloſſen, im Rahmen einer kurzen Buchbeſprechung 
in zwei Bänden von ſolchem Umfang behandelken Fragen auch nur kurz zu 
eifen. Auf ein Beiſpiel möge hier indes hingewieſen werden, das uns die Art 
d Weiſe, wie Schilder feine Theſen verficht, gut beleuchtet. Die Schußzöllner be— 
upken häufig, der Export nach ausländiſchen ſelbſtändigen Staaten geſchehe auf 
ſten der Preiſe und der Löhne der Arbeiker. Was antworkek ihnen Schilder? Er 
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verweift auf die Rolle der Banken beim Export, die den Schuldnerſtaaten Bed 
gungen auch beim Bezug der Waren ſtellen können. Sicherlich eine häufige 
ſcheinung im Welthandel, die aber doch nicht verallgemeinert werden darf. Hä 
Schilder die Wirkung der Zölle, die fortſchreitende Spezialiſierung der Induſt 
uſw. unferjucht, fo könnte er leicht beweiſen, daß die Zölle nicht von dem au 
führenden Produzenten, ſondern von dem einführenden Konſumenten geftag 
werden. Aber ſelbſt der ſogenannte Schleudererport der Karkelle drückt keineswe 
den Profit oder den Lohn, ſondern ermöglicht vielmehr die Ausdehnung der Prodı 
tion und erhöht dadurch gerade umgekehrt wenigſtens den Profit, mitunter a 
den Lohn. Wir ſehen auch, daß die Dividenden der deukſchen Akkiengeſellſchaft 
ziemlich hoch ſind, höher als beiſpielsweiſe in der Schweiz, daß die Karkelle 
raſch und mächtig entwickeln, was gar nicht der Fall fein könnte, wenn der At 
landsexporks (der beim Stahlwerksverband 25 bis 46 Prozent des Gejamtabjat 
ausmacht) unrentabel wäre. 
Im allgemeinen ſuchk Schilder den Beweis zu erbringen, daß die Zeit des Ho 
ſchutzes vorüber ſei, und daß die Entwicklung in der Richtung des wehrhaft 
Freihandels oder gemäßigten Schutzzolles« verläuft, womit 
auch recht haben dürfte. Wenn er aber als Urſache der angeblich beſonders krie 
riſchen Expanſionspolitik Englands deſſen unwehrhaften Freihandel darſtellt, 
vergißt er die von ihm ſelber fo betonte Rolle des Expanſionskapitkals im We 
bewerb um den Weltmarkt. Die engliſchen Bankbeziehungen in aller Het 
Ländern waren die beſten Stützen ſeines Welthandels. 

Im allgemeinen kann man jagen, daß das von Schilder zuſammengebrae 
Material äußerſt wertvoll iſt, feine volle Verwerkung aber erſt durch eine weit 
Verarbeitung erhalten wird. N 


Anzeigen. 
Heinrich Schulz, Arbeikerkulkur und Krieg. Berlin, Buchhandlung Vorwär 
32 Seiten. Preis 25 Pfennig. N 

Der Verfaſſer will unkerſuchen, wie die beſonderen Kulturintkereſſen 
deutfchen Arbeiter durch den Krieg beeinflußt werden. Er erörtert den Beg 
Kultur und die Beziehungen der Arbeiker und des Klaſſenkampfes zu ihr, auch 
nationale und internationale Kultur, wobei er ausführt, daß »ſowohl im Inkere 
der deutſchen Kultur als auch im Intereſſe des internationalen Kulturwertſtre 
die deutſche Sozialdemokratie verpflichtet war, am 4. Auguſt 1914 durch die 2 
willigung der Kriegskredite ihr Land gegen die von links und rechts here 
brechenden Gefahren zu ſchützen«. Die deutſchen Arbeiter waren dazu »in bei 
derem Maße verpflichtet, weil in der deukſchen Kultur ſchon unzählige und 
erſetzliche Werke des eigenen ſozialiſtiſchen Kulturſtrebens der Arbeiter vorhand 
find und wirken«. Er ſchildert die Organiſation als Kulturmittel des Sozialisn 
und unterſucht dann die Frage, wie der Krieg in feinem Verlauf auf die Kul 
zurückwirkt; in dem Abſchnitt »Klaſſengegenſaz und Klaſſenkampf nach d 
Kriege« kommt er zu dem Schluſſe, daß in befonderen Kulturaufgaben der e 
beiter nicht im Weſen, wohl aber in der Ark und Weiſe vielleicht hier und da € 
Veränderung zeigen werde. Da, wie er annimmt, die AUrbeiterklafje »noch 
lange Zeit hinaus im Rahmen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft wirken muß, 
zieht er in dem Abſchnitt »Prakkiſche Arbeit als Kulturbetätigung« Schlußfol 
rungen für die unmiktelbare politiſche Tätigkeit, »ohne uns von der Furcht lähn 
zu laſſen, wir könnken dabei vielleicht gegen alte Überlieferungen, gegen Geſe 
und Rechke verſtoßen, die ſich leider auch in der Arbeiterbewegung wie eine ew 
Krankheit forkerben«. Zum Schluſſe behandelt er die Schulreform als Helferin! 
Arbeiterkultur und die AUrbeiterbildung als Kulturmittel. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Von Radek zu Bethmann. 
Von K. Kauksky. 


1. Der Klaſſenkampf gegen England. 


Von den verſchiedenen Richtungen, die unſerer augenblicklichen Frak— 
klonsmehrheit anhängen, iſt wohl die kleinſte die jener Genoſſen, die im 
Auguſt 1914 gegen die Bewilligung und im Dezember des gleichen 
Jahres gegen die Ablehnung der Kriegskredite kobken. Dieſe Wandlung 
iſt noch niemand verſtändlich geworden. Der auffallend ſte, wenn auch nicht be- 
deutendſte unter den Verkretern dieſer Richtung hal es jezt unkernommen, 
in einem beſonderen Buche darzukun, warum es kakkiſch geboken war, am 
4. Auguſt 1914 die Kriegskredite abzulehnen, und warum das, was damals 
Vernunft war, nicht erſt für die Enkel, ſondern ſchon am 2. Dezember 1914 
Unſinn ward. 

Mit dieſen Darlegungen in ſeinem neueſten Buche, das den ſonderbaren 
Titel trägt: „ie Sozialdemokratie, ihr Ende und ihr 
Glü cke, hat Lenſch jedoch gar kein Glück, denn ſelbſt der Kreis feiner 
Freunde lehnt ſeine Argumente ab und erklärt. fie nicht für beweiskräfkig. 
Sie verheißen nicht, irgendeine Wirkung auszuüben, wir können uns daher 
in der jetzigen Zeit der Papierknappheit es erſparen, fie näher zu beleuchten. 

Es genügt, zu konſtakieren, daß Lenſch die Bewilligung am 4. Auguſt 
durchaus nicht als ſelbſtverſtändlich, ſondern vielmehr als einen Bruch mit 
der »bisherigen katſächlichen Haltung der Parkei« bekrachket; daß er weiter 
findet, durch die Ablehnung hätte unſere Partei das Anſehen des deukſchen 
Namens in der Welt ungemein gefördert, ohne der Verkeidigung irgendwie 
Abbruch zu kun. Wir häkten uns durch die Ablehnung als »die einzige ſoziale 
Demokratie erwieſen, die ſich kreu geblieben iſt« (die Ruſſen und Serben 
exiſtieren für Lenſch nicht!), »und dadurch die ſozialdemokratiſchen Parteien 
u: und Frankreichs, die die Kredite bewilligten, tief beſchämk⸗ 

67). 

Aber merkwürdigerweiſe erklärt er ſofort darauf, es ſei unumgänglich 
notwendig geworden, uns nicht »treu zu bleiben« und dies »tief beſchämende« 
Verhalten nachzuahmen. Denn »Internationalität beruht auf Gegenfeitig- 
keit“. Dieſe Gegenſeitigkeit verbietet es offenbar, daß die Sozialdemokraten 
einer Nation den anderen mit gukem Beiſpiel vorangehen. Sie verbieket es 
auch, daß die einen ein gukes Beiſpiel der anderen befolgen, zum Beiſpiel 
das der ruſſiſchen Sozialdemokraten. Die »Gegenſeitigkeit« iſt bloß ein 
zwingender Grund für uns, das nachzumachen, was nach Lenſch für die 
Engländer und Franzoſen »kief beſchämend« iff! 


Leipzig, S. Hirzel. XII, 218 Seiten. Preis 2,50 Mark. 
1915.1916. l. Sd. 31 
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| Es iſt einleuchkend, daß le Motivierung ſeines Geſinnungsumſchlags 
nicht einmal den Freunden Lenſchs plauſibel erſcheint. 

Doch die Frage der Kriegskredite hat für Lenſch noch eine andere Seite 
Vom kaktiſchen Standpunkt aus, erklärt er, mußten wir am 4. Auguſt die 
Kredite ablehnen, vom ſtrategiſchen aus fie bewilligen, gerade deshalb, wei 
ſie einen Bruch mit unſeren bisherigen Anſchauungen bedeutete. Dieſen 
Bruch war nokwendig geworden, um unſere Parkei auf eine neue, höhere 
Baſis zu ſtellen. 

So will ſein Buch unſeren Umlernern die kheorekiſche Begründung 
geben, die ihnen bisher mangelte. 

Die Notwendigkeit des Umlernens ſoll gegeben ſein durch die Fülle neu 
artiger Tatſachen, die uns der Krieg gebracht hat und die unvereinbar jeier 
mit unſeren bisherigen Anſchauungen. Wenn man aber dieſe neuarfiger 
Tatſachen zu wiſſen verlangt, jo erfährt man zu ſeinem Erſtaunen, daß es 
recht »olle Kamellen« find, Tatjachen, die vor dem Kriege ſchon bekann 
waren und zum Teil ſchon Jahrhunderte alt find, ſowie Behaupkungen, die 
vor dem Kriege ſchon als Tatſachen ausgegeben wurden von den Peus uni 
Kolb und den Schippel und Hildebrand, von Rohrbach und Jaeckh uſw. Nei 
find bloß die Efikeffen, die unſere Umlerner dieſen Ladenhükern aufkleben 
um ſie als eben erſt friſch produzierke Ware erſcheinen zu laſſen. 

Nichts weniger als neu ſind zum Beiſpiel die Behaupkungen, daß Eng 
lands Flotte die See beherrſcht, daß es das größte Kolonialreich umfaßt 
daß Englands Induſtrie jeder anderen überlegen ſei. Dieſe Erkennkniſſe 
kamen ſicher nicht erſt durch den Krieg ans Tageslicht, fie galten eher vol 
hundert Jahren noch weit mehr als jetzt. Neu aber iſt die Ekikekte, die diejer 
Verhältniſſen gegeben wird: Lenſch nennt fie eine Klaſſenherrſchaf 
über die Welke! 


Welchen anderen Inhalt hat nun dieſer Krieg als den, die engliſche Klaſſen 
herrſchaft über die Welt zu ſtürzen? In dieſem Kampfe fühlt ſich das ganze eng 
liſche Volk als die herrſchende Klaſſe der Welk ſolidariſch. (S. 114.) 

Die ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung ihrer (der engliſchen Gewerkſchafker) Po 
litik war die Aufrechthaltung der engliſchen Weltherrſchaft, war die Tributzahlung 
der Welt an England. ... Das war der Zuſtand vor dem Kriege, der in jeine 
Schroffheit teils unerkannt blieb, keils bemäntelt, verkuſcht oder beſtritkken wurde 
. . . Und in dieſer geſchichtlichen Situakion liegt, vom internationalen Standpunkt 
aus, die objektive Rechtfertigung für die Haltung der deutſchen See eee 
am 4. Auguſt. (S. 116, 117.) 


Am 4. Auguſt wurden die Kredite für den Krieg gegen Rußland und 
Frankreich bewilligt, nicht für den gegen England. Wie konnke da deſſen 
»Klaſſenherrſchaft über die Welt« die »objekfive Rechtferkigung⸗ für die 
Haltung der deukſchen Sozialdemokratie liefern? 

Und dann das »Bemänkeln« und »Vertuſchen« dieſer »Klaſſenherr⸗ 
ihaft«! Mit dem Vorwurf des Bemänkelns iſt Lenſch auch ſonſt ſchnell bei 
der Hand. Auf S. 22 wirft er unſerer Parkeipreſſe unverblümt vor, fie habe 
in den Jahrzehnten vor dem Kriege die Genoſſen über das Ausland ſyſte 
matiſch »aus Rückſichken der Agikakion« falſch unterrichtet (vergl. auch 
S. 17). 

In Wirklichkeit konnte man das, was das Körnchen Wahrheit der Auf- 
faſſungen Lenſchs bildet, ſchon lange vor dem Kriege in der Parkeipreſſe 
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ſen. Es war weder unerkannt, noch wurde es bemäntelt. Erſt durch unſere 
arkeipreſſe kam Lenſch auf feinen Gedankengang. Er enklehnk ihn einem 
klikel, den Engels 1885 in der Neuen Zeit veröffentlichte, Dort hieß es: 
Solange Englands Induſtriemonopol dauert, hak die engliſche Arbeiterklaſſe 
3 zu einem gewiſſen Grade teilgenommen an den Vorteilen des Monopols. Dieſe 
orkeile wurden ſehr ungleich unter fie verteilt; die privilegierfe Minderheit fackte 
in größten Teil ein, aber ſelbſt die große Maſſe hakte wenigſtens dann und wann 
rübergehend ihr Teil. 


Hier haben wir die Quelle, aus der Lenſch ſchöpfte. Er ſagt dort, wo er 
m den Vorkeilen des engliſchen Induſtriemonopols für die Arbeiter Eng- 
nds ſprichk: 

Ihre privilegierte Minderheit, das heißt die Gewerkſchaftswelt, ſteckke den 


ößten Teil ein, aber auch die große unorganiſierke Maſſe hakte dann und wann 
rübergehend ihr Teil. (S. 114.) 


Dennoch beſteht ein kleiner Unterſchied zwiſchen Lenſch und Engels. 
iejem wäre nicht eingefallen, von einer »Klaſſenherrſchaft Englands über 
2 Welt« zu ſprechen. Um das zu können, muß Lenſch die Engelsſchen 
usführungen lächerlich übertreiben. Vor allem aber erklärte Engels 
85 ſchon: 


Das Induſtriemonopol, das England beinahe ein Jahrhunderk beſeſſen hat, iſt 
wiederbringlich gebrochen. 


Wollte Lenſch das wiederholen, ſo wäre ſeine ganze feine Argumen⸗- 
lion ins Waſſer gefallen. Leugnen kann er aber die Takſache nicht, ſo be- 
ihk er ſich wenigſtens, fie abzuſchwächen. Er bemerkt widerſtrebend, das 
duſtriemonopol Englands ſei »in den letzten Jahrzehnken nicht mehr 
llig unerſchüttert«, aber es iſt ihm noch ſtark genug, daß er meinf, »die 
bolufionäre Bedeukung des Weltkriegs« beſtehe in der Erſchütterung der 
gliſchen »Klaſſenherrſchaft über die Welt« (S. 124). 

Takſächlich hat dagegen Engels 1885 noch weit mehr recht gehabt, als 
geglaubt. Englands Monopol war damals ſchon in höherem Maße ge- 
ochen, als er annahm. Es iſt ſeit Jahrzehnten nicht nur verſchwunden, 
dern hat zeitweiſe ſogar einem Zuſtand induſtrieller Inferiorität Platz 
macht — ſo ſehr, daß manche Beobachter vermeinen, England ſei in den 
eg getreten, um ſich der überlegenen deutſchen Induſtrie gewaltſam zu 
wehren. Das engliſche Induſtriemonopol wurde gebrochen ohne jeglichen 
jeg, gerade in einer Zeit ſteter Ausdehnung des engliſchen Kolonial- 
chs, ohne jegliche Minderung der engliſchen Überlegenheit zur See — ein 
ukliches Zeichen, daß nicht auf dieſen Fakkoren die Blüte der Induſtrie 
d das Gedeihen der Arbeiterſchaft beruht. 

Die »geſchichtliche Situation«, in der Lenſch die »objektive Rechfferti— 
ng für die Haltung der deukſchen Sozialdemokratie am 4. Auguſt« ſieht, 
alſo nur ein Produkt feiner Phantaſie. 


2. Der Individualismus. 


Doch Lenſch iſt nicht zufrieden damit, den Krieg zwiſchen Deukſchland 
d England in einen Klaſſenkampf zu verwandeln, er bringt noch mehr 
rr . en MUS 


England 1845 und 1885, Neue Zeit, III, S. 245. 
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fertig. Er macht aus ihm den Kampf zweier Prinzipien, einen Kampf zr 
ſchen dem Individualismus, dem Prinzip der Bourgeoiſie, das Er 
land verkritt, und der Organiſation, dem Prinzip der Arbeiterkla 
(S. VII), das Deutſchland vertritt oder, genauer gejagt, Preußen. 


In England fand der Individualismus die dauernde Stätte bereitet zur Löſu 
feiner welthiſtoriſchen Aufgabe. »Diefe beſtand in dem Herausarbeiten eines ner 
Menſchentypus: des freien Einzelmenſchen.« Das bedeutete die „Überwindung 
Mittelalters. . .. An die Stelle des alten Sozialismus (h) trat der neuze 
liche Individualismus. Dieſe Anderung kam naturgemäß dort am klarſten 3 
Ausdruck, wo die bürgerliche Klaſſe und der Kapitalismus am früheften und 
beſchränkt zur Herrſchaft kam: in England.« (S. 167, 168.) 

Hat das Bürgerkum als Klaſſe nur in die Höhe kommen können durch A 
löſung der alten, ſozialen Organiſakionen und Proklamierung des Individual 
mus, fo kann das Proletariat als Klaſſe nur in die Höhe kommen durch Schafft 
neuer ſozialer Organiſationen und Proklamierung des Sozialismus. Es verſt 
ſich aber, daß der Herausarbeikung dieſes neuen, ſozialen Prinzips ganz and 
Schwierigkeiten im Wege ſtehen in England und Frankreich, wo der Individual 
mus voll zur Herrſchaft gelangt iſt und feine reichen Erfolge in allen Farben ſpie 
laſſen kann, als in Deutſchland, wo er niemals unbeſtritten geherrſcht hat, wo 
Regierung auch heute noch, wenigſtens formell, über den Parkeien jchwebt® ı 
wo das Prinzip der Organiſation die Grundlage der Staatsentwicklung 1 Ja 
hunderken geweſen iſt. (S. 192.) 


In feiner »einzigartigen Geſellſchaftsverfaſſung« liegt die »Quelle ! 
einzigartigen Kraft«, die Deufjchland heute England gegenüber entwic 
(S. 142). 

Wir ſind anders als die anderen Völker. (S. 138.) 

Nun fteht das individualiſtiſche Geſellſchaftsſyſtem an den Marken ſeiner Ta 
Eine neue Zeit und mit ihr ein neues ſoziales Ideal zieht herauf: die ſozialiſie 
Geſellſchaft. Ihr Degen aber iſt Deukſchland. (S. 175.) 1 

Die Sache der Demokratie und des Sozialismus iſt unlösbar mit dem Geſch 
Deukſchlands verbunden. Deshalb ſtimmen wir für die Kredite. (S. 135.) 


Dies die neueſten Erkennkniſſe, die für Lenſch der Krieg eröffnet h 
Auch hier finden wir aber keine neuen Takſachen. Es ſind vielmehr 
Zatjachen der letzten Jahrhunderke, auf die er ſich bezieht, um den in 
vidualiſtiſchen Beruf Englands und den ſozialiſtiſchen Deukſchlands zu 
weiſen. Neu find abermals nur feine Efikeften für unſere »einzigarkige ( 
ſellſchaftsperfaſſung«. Den Mut zu dieſen Ekikekten brachte ihm erſt ! 
Krieg. 

Marxiſtiſch iſt die Gegenüberſtellung von Individualismus und Soz 
lismus gerade nicht. Man wird ſie vergeblich bei Marx ſuchen. Er verm 
fie aus guten Gründen. Denn beide find miteinander nicht vergleichbar. 8 
Sozialismus war für Marx eine neue Produktionsweiſe. Nicht dem In 
vidualismus, ſondern der kapikaliſtiſchen Produktionsweife jegte er ihn e 
gegen. Der Individualismus bedeukek nichts weniger als eine beſonde 
Produktionsweiſe. Er iſt eine recht nebelhafte Vorſtellung. Und Len 
macht ſie nicht greifbarer. Einmal bezeichnet er als Individualismus 


Weniger verſchämt heißt es auf S. VIII des Vorworks: »Es gelang 
Preußen der Staaksverwalkung, im Gegenſaß zu Frankreich und end e 
über den Klaſſen ſchwebende Stellung zu bewahren.« 
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Herausarbeitung des freien Einzelmenſchen« (S. 167), dann die »Herr— 
haft des Einzelmenſchen« (S. 191), endlich »die Ungebundenheit der Einzel- 
erſon« (S. 207). 

Die Herausarbeitung des freien Einzelmenſchen bedeutet, daß der ein- 

Ane ſich in ſeinem Denken auf eigene Füße ſtellt, daß er aufhört, wie der 
kimitive Menſch ſich bloß durch Inſtinkte und Gewohnheiten leiten zu 
len, daß er an deren Stelle die eigene Prüfung ſetzt. Dieſe Herausarbei- 
ing kennzeichnet aber doch nicht gerade das kapikaliſtiſche England im be- 
möeren, Sie kennzeichnet einen jeden geſellſchaftlichen Zuſtand, in dem 
eue, unerhörte Einſichten oder Verhältniſſe auftauchen, die unvereinbar find 
it dem Herkommen. In dieſem Sinne iſt jede revolutionäre Klaſſe indi— 
dualiſtiſch, auch das Proletariat. 
Mik »Ungebundenheit der Einzelperſon« hat das nichts zu fun. Der ein- 
une mag noch jo frei und ſelbſtändig denken, er bleibt ein ſoziales Weſen, 
a3 nicht für ſich allein, ſondern nur im Verein mit anderen leben und wir- 
en kann. Einen Individualismus im Sinne der Ungebundenheit der Einzel- 
erſon hat es als Geſellſchaftszuftand nie gegeben und wird es nicht geben. 
as kapitaliſtiſche England iſt nichts weniger als ein individualiſtiſches Land 
dieſem Sinne. 

Endlich aber »die Herrſchaft des Einzelmenſchen«! Jede Herrſchaft ſetzt 
ne Knechtſchaft voraus! In dieſem Sinne iſt der Kapitalismus wohl »In— 
vidualismus«, denn er bedeutet die Herrſchafk des kapitkaliſtiſchen Einzel- 
enſchen über feine Lohnarbeiker. Doch iſt das nicht der erſte und einzige 
Idividualismus« in der Welk. Im abſolukiſtiſchen Rußland finden wir 
ach die »Herrſchaft des Einzelmenſchen« und mitunter recht kräftiger In- 
viduen, wie Peter I. und Katharina II. Aber dieſen Individualismus 
eint Lenſch wohl nicht. | 
Man kann unter Individualismus auch einen Geſellſchaftszuſtand ver- 
ehen, der nicht nur den Einzelmenſchen zu ſelbſtändigem Denken veran— 
56 ſondern ihn auch von jeder Abhängigkeit von anderen Einzelperſonen 
freit. In dieſem Sinne iſt jedoch der Individualismus nicht ein Kenn- 
ichen des Kapitalismus, ſondern vielmehr des Sozialismus, der allein ihn 
ir alle reifen Individuen der Geſellſchaft zur Wahrheit machen kann. 
So jagt das Kommuniſtiſche Manifeft von der ſozialiſtiſchen Produk 
onsweiſe: 

An die Stelle der alten bürgerlichen Geſellſchaft mit ihren Klaſſen und Klaſſen— 
genſätzen tritt eine Aſſoziaktion, worin die freie Entwicklung eines 
den die Bedingung für die freie Enkwicklung aller iſt. 


Es iſt demnach nichts verkehrfer, als den Individualismus für das 
ſrinzip des Kapikalismus zu erklären und ihn in Gegenſatz zum Sozialis- 
us zu bringen. Dahinter verfteckt ſich nichts als die Verwechſlung von 
Wividualismus und freier Konkurrenz der Unternehmer und Händler. Das 
Faber nicht die Ungebundenheit in der ganzen Geſellſchaft, ſondern 
ur die auf dem Markt, beim Kaufen und Verkaufen, und iſt nicht die 
keiheit von Individuen, ſondern von Unkernehmungen, von Or ga— 
iſationen. Es iſt eine Freiheit, die auf Verhältniſſen ſtarker ökono— 
iſcher Abhängigkeit beruht. Endlich iſt es eine Ungebundenheit, die nicht 
m geſamten Kapitalismus, ſondern nur eine feiner Phaſen kennzeichnek. 
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Der fortſchreitende Kapitalismus drängt die freie Konkurrenz immer me 
zurück, ſetzt an ihre Stelle immer mehr die Organiſation des Marktes, | 
nun neben die Organifafion der Unternehmung tritt, die den induſtriel 
Kapitalismus ſeit jeher kennzeichnek. An ſeinen Ausbeutungsverhältnif 
mindert ſich dadurch nichts. Man ſieht, die Etikettierung des Gegenjaßes v 
Kapitalismus und Sozialismus als Gegenſaß von Individualismus und £ 
ganiſation bringt uns nicht neue Erkennknis, ſondern heilloſe Konfufü 
Aber freilich, was würde aus Lenſchs ſchönen Konſtruktionen ohne di 
Konfuſion? 


3. Die Organiſakion. 


Nicht beſſer wie mit dem Individualismus als Prinzip der Bourgeo 
ſteht es mit der Organiſakion als Prinzip der Arbeikerklaſſe. Sicher! 
deutet der Sozialismus Organiſation. Nur durch Organiſation kann 
das Proletariat befreien. Aber das beſagt doch nicht, daß jede Organifafi 
eine Befreiung des Prolekariaks bedeuket! 

Eine jede größere Menſchenmenge kann auf die Dauer nur zuſamme 
wirken und kann planmäßige Wirkungen nur dann erzielen, wenn fie ı 
ganiſiert iſt. Die Wirkungen einer unorganifierten Maſſe können un 
Umſtänden ungeheuer groß fein, aber fie find unberechenbar und vorüh: 
gehend, wenn nicht eine Organiſakion fie leitet. 

Das gilt für jedes Wirken einer größeren Menſchenmenge. Es ma 
dabei keinen Unkerſchied, ob fie ihren eigenen Zwecken dient oder fremde 
Nicht nur die Befreiung, ſondern auch die Ausbeukung des 9 
letariats kann ohne Organiſakion nicht ſtaktfinden. Gerade der Kapitalism 
als Methode der Maſſenproduktion beruht nicht auf dem »Individual 
mus«, auf der Selbſtändigkeit der Produzenten, ſondern auf ihrer Organii 
tion. Er organiſierk die Arbeiter in den Großbetrieben, er organifierf i 
Kapikalien durch Banken, Aktiengejellfchaften und Unfernehmerverbäni 

Eines der früheſten, vielleicht das früheſte Zuſammenkreken groß 
Menſchenmaſſen zu planmäßigem Wirken vollzieht ſich im Kriege. D 
Kriegsweſen beruht von vornherein auf der Organifafion, und zwar A 
ſtraffſter Organiſation mit eiſerner Diſziplin, denn es geht dabei um Leb 
und Tod. Das Kriegsweſen bildet den ſchroffſften Gegenſatz zum »Individy 
lismus«. 

Wenn Lenſch den Beruf Deutſchlands oder vielmehr Preußens für t 
Organiſation verkündet, fo leitet er ihn auch ab von der Bedeutung, die d 
Kriegsweſen dort erlangt hat. 

Die Eigenark Preußens beſteht darin, daß ſeine geographiſche Lage u 
ſeine Geſchichte ſeinen Lenkern das Bedürfnis, als Großmacht aufzukrete 
früher eingaben, ehe es eine war. Das preußiſche Staatsweien fühlte fi 
daher gedrängt, im Verhältnis zur Ausdehnung feines Landes eine w 
größere Armee aufzuſtellen als die anerkannten Großmächte. Um dies n 
ſeiner armen, geringfügigen Bevölkerung leiſten zu können, mußte es a 
anderen Aufgaben hinker denen der Armee zurückſtehen laſſen, wurde d 
ganze Staatsleben, das ganze Trachten und Sinnen der Bevölkerung, 
weit es vom Staake beeinflußt wurde, auf das Kriegsweſen konzenttiei 
Dadurch, durch feinen Wilitarismus, wurde Preußen das au 
Volk der Organiſation. Das erkennt auch Lenſch an: 
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100 Die gleiche Urſache, die aus Preußen den »Wilitärſtaak« machte, machte ihn 
auch zum »Staate der Organiſation«. (S. 150.) 


Das iſt nun freilich keine neue Erkennknis. Neu iſt aber, daß Lenſch die 
Höhe der militäriſchen Organifation zum Maßſtab macht, mit dem er die 
Höhe der ganzen ſozialen Organiſation und damit auch gleich der geſell— 
ſchaftlichen Entwicklung mißt. Dieſer famoſe Gedankengang iſt der ihm 
eigentümliche, aber auch für ihn entſcheidende. So erzählt er uns, wie in 
Preußen und unter ſeiner Führung in Deukſchland durch den Einfluß des 
Militarismus der kapitaliſtiſche Individualismus gehemmt und überwunden 
wurde. In England fiegfe dieſer dagegen und blieb beſtehen und mit ihm die 
vindividualiſtiſche« Militärverfaſſung, die nicht auf dem Zwang, der Wehr- 
pflicht, ſondern auf der freiwilligen Anwerbung beruhke: 

Als der Weltkrieg begann, krat für viele überraſchend die militäriſche Rück 
ständigkeit Englands offen zutage: in den größten aller Kriege, in dem Millionen- 
armeen aufeinanderprallten, krat die größte Weltmacht dieſes Planeten ein mit 
einer regulären Armee von 180 000 Mann. 

Nun iſt aber die Militärverfaſſung der ſicherſte Prüf- 
ſtein für den Charakker eines Landes, und in der Tak ging aus 
nichts die inzwiſchen eingeftefene Rückſtändigkeit der engliſchen 
Sozialverfaſſung jo deutlich hervor wie aus der Rükftändigkeit 
feiner Militärverfaſſung. (S. 172, 173.) 


Wie rückſtändig muß aber erſt das Hunderkmillionenvolk ſein, das die 
Vereinigten Staaten bewohnt und das zur Zeit des jüngſten Kriegsaus- 
bruchs gar nur über eine Armee von 100 000 Mann verfügte! 

Wie viel höher ſteht dagegen die »Sozialverfaſſung« Rußlands, das 
ſchon im fiebzehnten Jahrhundert, unker Peter. I. dem »Individualismus« 
im Heerweſen entſagte und an Stelle des Werbeſyſtems den Wehrzwang 
jeßfe, dabei damals ſchon der Armee eine größere Ausdehnung gab, als fie 
die engliſche 1914 beſaß! Und das moderne Syſtem der allgemeinen Wehr— 
pflicht nach preußiſchem Muſter wurde in Rußland ſchon 1874 eingeführt 
und dort das größte Maſſenheer der Welk geſchaffen, deſſen Friedensſtand 
ſchließlich 1 300 000 erreichte. Wie hoch ſteht doch, an dieſem »ficherften 
Prüfſtein« geprüft, die ruſſiſche »Sozialverfaſſung« über der rückſtändigen 
Englands und Amerikas! 

Nachdem ſo durch die Etikette der Organiſation Militarismus und So- 
zialismus in engſte Verwandtſchaft miteinander gebracht find, iſt der letzte 
Schritt leicht: Wer für den Sozialismus arbeiten will, muß für den Mili- 
karismus arbeiten. Der Sieg der deukſchen Armeen iſt nun ein Sieg des 
Sozialismus, iſt eine ſoziale Revolution, oder vielmehr iſt die ſoziale Re- 
volution, iſt jene ſoziale Revolution, die das Kommuniſtiſche Manifeſt an- 
kündigte. Wer das nicht einfieht, iſt eben »feſtgefahren in beſtimmken, über- 
lieferten Gedankengängen«, huldigt »verffaubter Dogmengläubigkeit«, wie 
Cunow im »Hamburger Echo« in zwei langen Verherrlichungen des Lenſch- 
ſchen Buches auseinanderſetzt, des »beſten«, wie er verſicherk, das über die 
n des Weltkriegs für die deukſche Sozialdemokratie geſchrieben 
worden. 

In der Tak, konnte man dieſe Bedeukung beſſer und freier von aller 
»derftaubfen Dogmengläubigkeit« kundkun als in dem Vorwork des Buches? 
Dort heißt es: 
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In dieſem Kriege vollzieht ſich die deuktſche Revolution 
... An der Spitze der deutfhen Revolution ſteht Bethmann 
Hollweg. (S. IV.) 

Das klingt wie der Gipfel der Narrheit und ſcheint mir doch das ehr- 
lichſte Wort im ganzen Buche zu fein. Denn der Saß: »An der Spitze det 
deutfchen Revolution ſteht Bethmann-Hollweg« bekommt einen Sinn nut 
als eine Umſchreibung des Satzes: »Im Lager Bethmann-Hollwegs jtehi 
Lenſch, der ſich noch immer als Revolutionär gebärdek.« Und wenn er in 
diefem Lager als Sozialdemokrat fein Ende findet und ſein Glück erwartet, 
dann iſt auch das Rätſel des Titels gelöſt. 

Die Verzwickkheit aller dieſer Außerungen Lenſchs über einen ſehr ein. 
fachen Sachverhalt erklärt ſich einfach daraus, daß er die Phraſeologie noch 
nicht losgeworden iſt, die er ſich in der Zeit angewöhnke, als er noch im 

Radekſchen Lager ſtand. 

»Alles fließt im politiſchen Leben — auch die Prinzipien,« verſichert uns 
Cunow. Es gibt aber Leute, deren Prinzipien jo raſch fließen, daß die zäh, 
flüſſige Phraſeologie ihnen nicht nachkommen kann. Wenn ſie Su 
ſchreiben, gibt's dann ſolche wie das hier beſprochene. 


Welthandel nach dem Kriege. 
Von Adolf Braun. 
Träumt ihr den Friedenstag? 0 
Träume, wer kräumen mag. 
Krieg iſt das Loſungswort! 
Sieg! ſo klingt es fort. 

Nach dieſen poetiſchen Worten Euphorions im zweiten Teil des Goethe. 
ſchen »Fauſt« iſt es freilich proſaiſch, von Ballin zu reden. Und doch il 
Ballin aktueller als Goethe, er redet heute verſtändlicher als Euphorion 
Wenn auch die Schiffe des Herrn Ballin, ſoweit fie nicht als Hilfskreuzei 
verwendet werden, in neutralen und deutſchen Häfen raſten, jo iſt Hert 
Ballin während des Krieges noch ein weit mächtigerer Mann geworden als 
in der Zeit vor dem Ausbruch des Krieges. Damals war er der faſt unum- 
ſchränkte Herrſcher der Hamburg-Amerikaniſchen Pakekfahrk-Akkiengeſell⸗ 
ſchaft, der mächtigſten deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaft, eine der größten 
Geſellſchaften der Welk. In der internationalen Kombination der Schiff, 
fahrtsgeſellſchaften war er einer der leitenden Geiſter, in zahlreichen Bank 
und Induſtrieunkernehmungen wußke oder vermutefe man ſeinen Einfluß 
Er hat während des Krieges nicht geraftet wie feine Schiffe, er hat den alten 
und unüberbrückbar ſcheinenden Streit mit dem Norddeutihen Lloyd aus: 
gelöſcht und eine Intereſſengemeinſchaft herbeigeführt, er hat die Wörmann- 
linie als ſelbſtändiges Unternehmen ausgeſchalket, er hat das machtvolle Haus 
Thyſſen mik den Inkereſſen feiner Geſellſchaften auf das innigſte verknüpft, 
Er iſt heute der erſte Repräſenkant der deutſchen Handelsſchiffahrt, ein 
ganz gewaltiger Abſtand krennk die nächſten Verkreker der Handelsmarine 
Deukſchlands von ihm. Für einen ſehr bedeukungsvollen Teil des deutſchen 
Großkapitkals trägt er die Verankworkung, fein Rat wird gehört, ſein Work 
fällt ins Gewicht, feine Enkſchließungen erfolgen unter großer Verankwork⸗ 
lichkeit den Großaktionären und Großbanken gegenüber, deren Ses 
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er in der H. A. P. A. G. zu führen hat. Es iſt deshalb bedeukungsvoll, wenn 
er dem Vertreter des Kopenhagener Blattes »Berlingske Tidende« ver- 
ichert, der Friede kann nicht mehr lange auf ſich warfen laſſen. Wichtiger 
aber als dieſe ja auch von vielen anderen geteilte und oft genarrte Meinung 
‚var die Mitteilung Ballins, daß die Hamburg-Amerika-Pinie gegenwärtig 
das größte Schiff der Welt, den 56 000 Tonnen-Dampfer »Bismarck« bauk. 
Ein Schiff, von dem wir vermuten, daß es nicht für den mitteleuropäiſchen 
Verkehr zwiſchen Linz und Paſſau gebaut iſt. Das gilt wohl auch nicht von 
em Turbinenſchiff »Tirpitz« mit 30 000 Tonnen, von den drei anderen 
Schiffen mit je 22 000 Tonnen und den neun weiteren Schiffen, die die 
ſrößten Frachtdampfer der Welk werden ſollen. Und mit dieſem Schiffbau— 
ifer in einer Zeit mangelnder Arbeitskräfte, keurer Materialpreife und 
chwerer Beſchaffbarkeit mancher Rohſtoffe ſteht die Hapag nicht allein. 
daneben laſſen auch die Hamburg-Südamerika-Linie, der Norddeukſche 
loyd, die Afrika-, die Hanfa-, die Kosmos Linie zahlreiche Dampfer mit 
inem Gehalt von 9000 bis 35 000 Tonnen bauen. Dieſe Schiffbaufen be- 
deiſen nicht nur, daß ſich der deutſche Kapitalismus von der Weltwirtſchaft 
icht ausſchalken laſſen will, ſondern, was viel wichtiger iſt, daß er über- 
eugt iſt, es ſei unmöglich, den deutſchen Handel und die deukſche Induſtrie 
nd den deutſchen Verkehr auf den Meeren aus der Welkwirkſchaft zu 
rängen. Dieſe gewaltigen Kapitalanlagen zur Verſtärkung der deutſchen 
deederei wären niemals von den Großbanken, die in den Aufſichtsräten 
er Schiffahrksgeſellſchaften vertreten find, gebilligt worden, wenn der Di- 
zkantismus des Paſtors Naumann von jenen maßgebenden Kreiſen ſo als 
rophetiſch gewürdigt worden wäre wie von manchem hervorragenden 
Iolifiker. 

Die Mitteilungen Ballins über die Schiffbauten find beſonders bedeu- 
ingsvoll, weil fie gleich nach dem Bekanntwerden der Beſchlüſſe der 
Jarifer Wirtſchaftskonferenz gemacht wurden. Ballin deukek mit ſeiner Er- 
lärung an, daß er das, was in Paris beſchloſſen wurde, als Bluff be- 
ſerket, daß es ſich dabei bloß um politiſche, aber wirkſchaftlich bedeukungs— 
je Drohungen handelt, die den deutſchen Großkapitalismus nicht irre 
lachen können und ſeine Vorbereikungen für den Frieden nicht aufhalten 
erden. 

Wir glauben auch, daß manche Zeikungen in Deukſchland den Beſchlüſſen 
eſer Pariſer Konferenz viel mehr Aufmerkſamkkeit ſchenken, als fie ver- 
enen. Dabei wollen wir durchaus nicht beſtreiten, daß es ſehr ernſt iſt, 
as die Pariſer Konferenz über die wirkſchaftlichen Maßnahmen gegen 
eukſchland während der Kriegszeik programmakiſch fordert. Aber es iſt 
es füglich nichts Neues, wenn nun auch die letzten Folgerungen aus der 
olitik Englands gezogen werden ſollen, Deukſchland zu ſchwächen durch 
is Abſchneiden jeder Einfuhr über unſere Grenzen und über die unſerer 
erbündeten. Die Aufhebung der Londoner Deklaration und der Abbruch 
er ſchweizeriſchen Verhandlungen in Paris in Sachen der Kompenſakionen 
r die Einfuhr aus Deutſchland beweiſen den Ernſt dieſer Maßnahmen. 
le beweiſen auch, daß die Beſchlüſſe der Kriegführenden, die ſofork aus- 
führt werden ſollen, nichk leicht genommen werden dürfen. 

Je ſpäter aber der Fälligkeitskermin der Abmachungen der Pariſer 
andelskonferenz iſt, deſto verſchwommener, unſicherer, unverbindlicher, 
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anklarer erweifen fie ſich. Damit ift ſchon geſagk, daß wir für die Forkdaue 
des Krieges nur mit feiner Verſchärfung auch bei der Aushungerungspoliti 
Englands und ſeiner Verbündeken zu rechnen haben, daß wir aber uns nich 
verblüffen laſſen ſollen durch die Drohungen, die für die Zeit nach der 
Kriege gegen Deutfchland gerichtet werden. Ebenſowenig würde ſich di 
Vermutung empfehlen, daß ſich die gegen Deukſchland und Öfterreich-Ungar 
verbündeten Staaten ihre wirffhaftlihe Zukunft nach den Richklinien ein 
richten, die auf der Pariſer Konferenz für die wirkſchafkliche Zukunft ge 
zogen worden find. Da wir hier über die Stellung Deutſchlands im Welt 
handel nach dem Kriege handeln wollen, ſo ſehen wir von der Beſprechun 
der Maßnahmen für die Kriegszeit ab, die die in Paris vom 14. bis 17. Ju 
1916 unter dem Vorſitz des franzöſiſchen Handelsminiſters Clementel ver 
ſammelken Verkreker der verbündeken Regierungen in Fortſetzung de 
Pariſer Konferenz vom 18. März dieſes Jahres beſchloſſen haben. Unte 
den außergewöhnlichen Verhälkniſſen des Krieges kann man wohl ar 
nehmen, daß die kriegführenden Staaten, von keinem anderen Inkereſſe al 
dem der Abwehr und Niederwerfung Deutſchlands geleitet, alles kun wei 
den, um gemeinſam unſere Volkswirtſchaft und Volksernährung auf da 
kiefſte zu ſchädigen. Selbft wenn man die abſolute Abereinſtimmung und di 
Ausnahmsloſigkeit der Beachtung dieſer Richtſchnur annehmen wollte, we 
nicht unbedingt notwendig iſt, dann wäre aber noch immer nicht eine vol 
ſtändige wirkſchaftliche Intereſſengemeinſchaft dieſer Staaken gegeben. S 
würde ſich eben nur auf die Maßnahmen erſtrecken, die Deukſchland un 
ſeine Verbündeken ſchädigen ſollen. Daß aber ſonſt holde Eintracht un 
brüderliche Aushilfe, ja auch nur anſtändige Preisfeſtſetzungen und Ve 
rechnungen zwiſchen den Alliierten beſtehen, darf man wohl bezweifel 
Der engliſche Verfrachker, Kohlenwerksbeſitzer und Kohlenagenk hat grün 
lich andere Inkereſſen als der italieniſche Kohlenimporteur, Kohlenhändl 
und Kohlenverbraucher. Auch der italieniſche Gemüſe, Blumen-, Ob 
erporfeur hat andere Inkereſſen als die des Londoner Marktes. So fir 
auch die wirkſchaftlichen Inkereſſen Rußlands und Frankreichs nicht d 
gleichen. Aber heute werden durch die gemeinſame Not des Krieges ur 
durch die Leichtigkeit, mit der im Kriege über Milliarden verfügt wird, vie 
ſonſt wirkſchaftlich unerkrägliche Verhälkniſſe ſchmackhaft gemacht. Al 
Rückſichten der Konkurrenz, alle ſonſt maßgebenden Antriebe des Handel 
alle Beſorgniſſe um alte Abſatzgebieke und Standoriverhälfnifje werden 
den Hinkergrund gedrängt durch die kakſächlichen oder behaupkeken Ne 
wendigkeiten des Krieges. Er iſt heufe die große, alles beherrſchende To 
ſache, die jede volkswirkſchaftliche Erwägung zum Schweigen zwingt. 
Iſt einmal der Krieg zu Ende, fo werden bei denen, die heute in Par 
fo leicht die großſpurigen Sätze niederſchreiben, feine Wirkungen nicht n 
empfunden, ſondern auch vor dem eigenen Bürger nicht mehr verheimlich 
dann werden ganz andere Erwägungen Plaß greifen als unker dem Wide 
hall der Kämpfe um Verdun. 
Zu einer rein wirtſchaftspolitiſchen Betrachtung gelangen wir alſo e 
für die Zeit nach der Beendigung des Krieges. Die Alliierken ſind ſehr vo 
ſichtig geweſen bei der Feſtſtellung der nicht ſofort zu verwirklichenden € 
gebniſſe der Konferenz. Sie haben geſchieden zwiſchen den Übergangsma 
nahmen für die Periode der kommerziellen, induſtriellen, landwirkſcha 
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lichen und maritimen Rekonffifution der verbündeken Länder und zwiſchen 
den permanenken Maßnahmen der gegenſeitigen Hilfe und Zuſammen— 
arbeit zwiſchen den Verbündeten. Bevor wir auf dieſe Maßnahmen das 
kritiſche Auge lenken, möchten wir bemerken, daß für alle dieſe Maß- 
nahmen die Vorausſetzungen, insbeſondere im mächtigften Lande der 
Allianz, in Großbritannien, fehlen. Dort hat dieſe Konferenz das größte 
Mißtrauen hervorgerufen. Der Premierminiſter As quikh, der wie ſelbſt 
einige unioniſtiſche Mitglieder des Kabinekks auf dem Boden des Frei- 
handels verharrt, hat die beſorgten Frageſteller im Unterhaus dahin be- 
ruhigk, daß die engliſchen Verkreter auf der Pariſer Wirkſchaftskonferenz 
kein Mandat hatten, irgendwie die engliſche Regierung und das engliſche 
Parlament feſtzulegen und Abmachungen zu treffen. Auf die weitere neu- 
gierige Frage, ob diefe Einſchränkungen auch für die Verkreter der anderen 
Regierungen gelten, bemerkte der Chef des Kabinetts, daß er hierüber keine 
Auskunft erkeilen könne. In der Regierungserklärung Boſellis im 
ikalieniſchen Parlament wurde zwar das vollkommene Einverſtändnis 
Italiens und ſeiner Verbündeten in der Aktion der wirkſchaftlichen Ver— 
keidigung gegen den Feind betont, aber über das Zukunftsprogramm in der 
Konferenz mit einigen verwaſchenen Worten hinweggegangen. Bevor die 
Konferenz zuſammengekreten war, hatte ein ruffifcher Minifter die Wichkig⸗- 
zeit des deutſchen Marktes für Rußlands landwirkſchaftlichen Überfluß und 
für ſeinen industriellen Bedarf rückhalklos bekont. Auch aus den franzöſi⸗ 
ſchen Zeitungen, nakürlich nicht aus den Pariſer Hetzblättern, vermag man 
zu erkennen, daß Frankreich alle Beſchlüſſe der Wirkſchaftskonferenz ge- 
ringer werken muß als die Erhaltung des Freihandels in England. Dieſer 
Freihandel enkſpricht unzweifelhaft den meiſten Lebensintereſſen Englands. 
Gerade deshalb iſt die Freihandelslehre in England vielfach zu einer Sache 
des Glaubens geworden, den auch der Wellkrieg nicht erjhüftern konnte. 
zm Jahre 1892 nannte Lord Farrar den Zweifel am Freihandel 
a eriminal folly (eine verbrecheriſche DVerrücktheit). Mit dieſem Frei- 
handel iſt die Durchführung der Beſchlüſſe der Wirtſchaftskonferenz nicht 
gut möglich. Die Wirkſchaftskonferenz iſt, jo ernſt die von ihr für die Kriegs- 
zeit geplanten Maßregeln fein mögen, im übrigen kaum ekwas anderes als 
eine ungefährliche »Vergeltungsmaßregel« für die auch nicht allzu gefähr- 
ichen mitteleuropäiſchen Pläne oder ein bloßer Einſchüchterungsverſuch. 
Prüfen wir kurz, was mit den Beſchlüſſen der Konferenz gedroht wer- 
den ſoll und was von dieſen Drohungen, wenn man fie nicht in kriegeriſcher 
Stimmung, ſondern in ruhiger wirkſchaftlicher Erwägung bekrachkek, zu 
galten iſt. Wir ſehen ganz ab von all dem, was ſich in den Beſchlüſſen der 
Pariſer Wirtſchaftskonferenz nicht unbedingt auf die künflige Stellung 
Deutichlands im Welthandel bezieht. 

Es heißt in dieſen Beſchlüſſen: 


2. Die Alliierken ſtellen feſt, daß der Krieg allen Handelsverkrägen, die ſie mit 
ven feindlichen Mächten verbanden, ein Ende gemacht hat, und find der Anficht, 
s jei von großem Intereſſe, daß in der Periode der wirkſchaftlichen Rekonftitu- 
ion, die dem Ende der Feindſeligkeiten folgen wird, die Freiheit keines der Ver- 
ündeten durch den Anſpruch beeinträchtigt wird, den die feindlichen Mächte dar- 
auf erheben könnten, die Behandlung der meiſtbegünſtigten Nation zu fordern; ſie 
zommen darum überein, daß dieſe Behandlung dieſen Mächten während einer 
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Zahl von Jahren nicht gewährt werden kann, die auf dem Wege der Verſtändi⸗ 
gung der Verbündeten unter ſich beſtimmt wird. Die Alliierten verpflichten ſich, 
ſich gegenſeitig während dieſer Zahl von Jahren ſoviel als möglich kompenjato- 
riſche Abſatzgebiete zu ſichern für den Fall, daß aus der Anwendung der vor⸗ 
ſtehenden Paragraphen für ihren Handel nachteilige Folgen reſultieren ſollten. 

3. Die Alliierten erklären ſich einig, während der ganzen Periode der kommer- 
ziellen, induſtriellen, landwirkſchaftlichen und maritimen Reſtaurakion ihre nafür- 
lichen Hilfsmittel für die verbündeten Länder vor allen anderen vorzubehalken, und 
verpflichten ſich, Spezialübereinkommen aufzuſtellen, die den Auskauſch dieſer 
Hilfsmittel erleichtern. 

4. Um ihren Handel, ihre Induſtrie, ihre Landwirkſchaft und ihre Schiffahrt 
gegen einen wirkſchaftlichen Angriff ſicherzuſtellen, der aus „dumping“ (dem 
Schleudern) oder jedem anderen illoyalen Konkurrenzverfahren hervorgehen 
könnte, beſchließen die Alliierten, ſich für die Feſtlegung einer Zeitperiode zu ver- 
ſtändigen, während welcher der Handel der feindlichen Mächte beſonderen Regeln 
unterworfen wird und während der die Waren, die von dieſen Mächten ſtammen, 
entweder verbofen werden oder einem wirkſamen Spezialregime unterliegen. Die 
Alliierten werden ſich auf diplomatiſchem Wege über die Spezialteglemente einigen, 
die während der oben bezeichneten Periode den Schiffen der feindlichen Wächte 
aufzuerlegen ſind. N N 

5. Die Alliierten werden nach gemeinſamen oder beſonderen Maßnahmen 
forſchen, die zu ergreifen ſind, um auf ihrem Gebiet die Ausübung gewiſſer In- 
duſtrien oder Berufe, die die Landesverfeidigung oder die wirtſchaftliche Unab- 
hängigkeit infereffieren, durch feindliche Untertanen zu verhindern. 


Damit, daß die Alliierten alle Handelsverkräge durch den Krieg für auf. 
gehoben bezeichnen, erklären fie doch, daß nach feiner Beendigung die künf- 
ligen Handelsbeziehungen durch neue Handelsverträge geregelt werden 
müſſen. Es iſt aber völlig ausgeſchloſſen, heute die Bedingungen, die der 
Friedensſchluß in bezug auf den Handel bringt, jo zu umſchreiben, wie es 
in den vorſtehend mitgekeilken Beſchlüſſen der Konferenz geſchehen iſt. Da⸗ 
bei darf man nicht überſehen, daß es ſich hier weit mehr um Negationen 
handelt als um pofifive Feſtſtellungen und daß ſich gewiſſe Ahnlichkeiten 
zwiſchen den Drohworken der mitteleuropäifchen Planenkwerfer und denen 
der Pariſer Wirtſchaftskonferenz leichthin erweiſen ließen. Auch hier iſt 
wieder erwieſen, daß während des Krieges die Geſetze internationaler Wirk- 
ſchaftsparallelität nicht ſchweigen, wie wir das ja auch aus dem ſo überaus 
merkwürdigen Gleichlauf von Kriegsmaßnahmen, Kriegsfinanzen, Kriegs. 
geſetzen, Kriegsverordnungen in den ſich bekriegenden Staaten zu beob- 
achten haben. Mitteleuropäer und Parifer find einig, daß man den Gegnern 
im Weltkrieg die Meiſtbegünſtigung des Handels für die Zeit des Friedens 
nicht zugeſtehen darf. Nun wiſſen wir aber aus der merkwürdigen Ge⸗ 
ſchichte der Meiſtbegünſtigungsklauſel des Frankfurter Friedens, daß die 
Abſchaffung dieſer Klauſel auch an dem franzöſiſchen Widerſtand geſcheitert 
war. Deutſche wie Feinde Deukſchlands werden, wenn der Friede den Krieg 
abgelöſt haben wird, das lebhafte Inkereſſe haben, daß die vor dem Kriege 
ſo ſtarken Handelsbeziehungen wieder angeknüpft werden. Das wird ein 
ſtarkes volkswirtſchafkliches, aber auch ein vielfach zum Ausdruck kommen 
des privakwirtſchaftliches Inkereſſe fein, das nach Anerkennung ringen wird. 
Alle ſtarken wirkſchaftlichen Inkereſſen, die während des Krieges zum Schwei ⸗ 
gen verurkeilt find, werden ſich deſto ſtärker durchzuſetzen ſuchen, wenn der 
Krieg beendek ſein wird. Wir werden dann vielfach leere Lager haben, die 
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wir nicht während des Krieges und deshalb erſt recht nicht gleich nach dem 
Kriege aus den Volkswirtſchaften der mit uns verbündeken Staaten auf- 
füllen können. Wir werden dann auch nicht mik der Einfuhr aus den neu— 
kralen Wirtſchaftszonen befriedigt werden können, wir werden naturgemäß 
das Bedürfnis empfinden, uns aus den Gebieken unſerer Feinde und aus 
deren kolonialem Beſiß zu verſorgen. Genau ſo, wie wir dieſes ſtarke Inter- 
eſſe jofort nach der Herſtellung auch nur einigermaßen normaler Verkehrs- 
beziehungen wirken laſſen werden, ſo werden die uns heute bekriegenden 
Staaten die überaus ſtarke Nokwendigkeit empfinden, in Deutſchland zu 
kaufen, ſo Medikamenke, Farbſtoffe, Kaliſalze, um nur einige Beiſpiele an- 
zuführen, die für alle Deukſchland bekriegenden Staaken in Bekracht kom- 
men. Rußland wird Erzeugniſſe der deutſchen Elekkroinduſtrie, landwirt- 
ſchaftliche Maſchinen und Werkzeuge, Belgien und Frankreich werden 
Steinkohlen, Koks, Steinpreß und Braunpreßkohlen, Roheiſen und ein- 
fache Eiſenwaren, Werkzeugmaſchinen von uns beziehen wollen. Und eben- 
jo wird Italien Kohlen, Eiſen und Eiſenwaren, Metallbearbeitungs- 
maſchinen, elektriſche Vorrichtungen an Maſchinen von ung kaufen müſſen. 
Japan wird bei uns nach Kabeln, Eiſenblechen, ſchmiedbarem Eiſen und 
Eiſendraht uſw. anfragen. Es wird ein Wektlauf aller heute gegen uns Ver- 
bündeken um die bei uns während des Krieges nicht exportierbaren und in 
Vorräten angefammelten Waren eintreten. All die ſchönen Beſchlüſſe in 
Paris werden vergeſſen fein, ſobald die dorf vertrekenen Volkswirkſchaften 
wiſſen werden, daß und wieviel Deutfchland aufgeſtapelt und zum Verkauf 
bereitſtehen hat. Man wird nicht nur nach den Waren ſtreben, die vorrätig 
ſind, man wird ſich auch die Waren ſichern wollen, die in der nächſten Zeit 
gergeſtellt werden können. Ein Heißhunger nach fremder Ware wird die 
Wochen und Monate nach dem Friedensſchluß volkswirkſchaftlich kenn- 
zeichnen. Unter dieſen Eindrücken dürfte die Regelung der künftigen Han- 
delsbeziehungen mit Deutſchland und auch mit ſeinen Verbündeken im 
Lager der Pariſer Konferenzmächte beurteilt werden. Die Eigenart deutſcher 
Produktion, ihr Vorſprung bei mannigfacher Warenherſtellung und die 
hren Vorzug bildende leichte Anpaſſung an den fremden Bedarf und Ge— 
chmack auch hinſichtlich der Verpackung, Liefer- und Zahlungsfriſten und 
onſtiger fremder Handelsuſancen werden den Ausſchlag geben und ſich 
— unſerer Vermutung nach — ſtärker erweiſen als alle Boykottpläne. 
Es hat auch vor dem Kriege nicht an lebhaftem Eifer und offenen und 
ſeheimen Bemühungen gefehlt, die deutſche Ausfuhr zu verdrängen, aber 
ns Gegenteil hat ſich durchgeſetzt, die deutſche Ausfuhr wurde ſtärker, fie 
ak ſich in immer weiteren Gebieken durchgeſetzt, und fie hat die Deutfch- 
and unfreundliche Stimmung überwunden. Die Einräumung der Meift- 
egünftigung iſt nicht, wie »Pariſer« und »Mitteleuropäer« in harmoniſchem 
inklang behaupten, nur ein Vorteil für den anderen verkragſchließenden 
reil. Bei der engen Handelsverflechtkung zwiſchen den Staaken, die die 
Neiſtbegünſtigung in ihren Handelsverträgen feſtgeſetzt haben, war der 
Zorkeil auf beiden Seiten. Es wird kaum jemals eine auch nur einigermaßen 
lare Rechnung herzuſtellen ſein, welchem von zwei Verkragſchließenden 
je Meiſtbegünſtigungsklauſel mehr Vorteile gewährt hal. Nun iſt aber in 
en oben zum Abdruck gebrachten Beſtimmungen eigenklich nur eine klar 
nd faßbar, nämlich die, daß die Meiſtbegünſtigung Deutſchland, Öfferreich- 
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Ungarn und der Türkei künftig nicht eingeräumt werden ſoll. Gerade 
dieſe Beſtimmung erſcheink weder bei den Mitteleuropäern noch bei den 
Pariſern allzu genau überlegt. 

Alles übrige, was von der Pariſer Konferenz als die künftige Aufgabe 
ſofork nach Friedensſchluß angeführt wurde, bewegt ſich in möglichſt unklar 
umſchriebenen Allgemeinheiten. So die Sicherung der kompenſakoriſchen 
Abſatzgebiele, fo die Verpflichtung zum Auskauſch von Spezialübereinkom- 
men, jo das Verſprechen, ſich gegen deutſche Schleuderkonkurrenz gegen- 
ſeitig zu ſichern, fo die Androhung beſonderer Maßregeln gegen die Schiffs: 
frachten der feindlichen Mächte und des Ausſchluſſes Deutſcher, Hjfer- 
reicher uſw. von der Ausübung gewiſſer Induſtrien oder Berufe. All dieſe 
Beſtimmungen geben den mikeinander Verbündeten keine Möglichkeit, ſich 
auf ſie zu berufen. Und alle Erfahrung bei früheren Friedensſchlüſſen, bei 
denen Freizügigkeit, Niederlaſſungsverkräge, Rechtsgleichheit der Fremden 
mit den Einheimiſchen feſtgelegt wurden, machen es ſehr wahrſcheinlich, daß 
von dieſen Beſchlüſſen nichts, rein gar nichts zu prakkiſcher Bedeukung ge- 
deihen wird. Wir glauben weit mehr, daß man krotz allen Schmollens und 
Murrens nach dem Kriege ſehr froh fein wird, wenn ſich die Möglichkeit 
eines reichen Warenauskauſches zwiſchen den ſich heute jo hark bekriegen- 

den Staaken ergeben wird. | | 
| Kaum anders wird es fein mit den permanenten Maßnahmen der gegen- 
feifigen Hilfe und Zufammenarbeit zwiſchen den Verbündeten. Hier werden 
die Abmachungen noch verſchwommener. Hier wird eine Politik in wenig 
ffraffen Zügen vorgezeichnet, die nach den Methoden des alten Merkanti- 
lismus durch Subvenkionen, Vorſchüſſe und dergleichen, dann durch Zölle 
und Einfuhrverboke die Volkswirkſchaften der Pariſer Konferenzmächte 
von der deuffhen Warenausfuhr unabhängig machen ſoll. Selbſt wenn dieſe 
Methoden des Merkankilismus irgend ekwas in unſerer ſchnellebigen Zeit 
verſprechen dürften, müßke man doch gegen fie einwenden, daß der unge 
heure Vorſprung gerade der meiftbeneideten deuffchen Induſtrien, jo des 
weiten Gebiets der chemiſchen und der elekkrokechniſchen Induſtrien, des ſo 
hochentwickellen Maſchinenbaues, der keramiſchen Induſtrien, auf dieſem 
Wege nicht eingeholt werden dürfte. Aber ſelbſt wenn dieſe Möglichkeit 
zuzugeben wäre, ſo würde ſie doch ſo viele Zeit erfordern, daß bis dahin der 
während des Krieges reichlich angeſammelte Haß in hohem Maße nüch⸗ 
ternen wirkſchaftlichen Erwägungen gewichen fein dürfte. Zur Zeit Colbert 
waren Gedanken, wie fie die Pariſer Konferenz gefaßt hat, weit begreif- 
licher als in der Gegenwark, wo ſich feſtgewurzelte, aus der Wirkſchafts⸗ 
entwicklung erwachſene Standorte der bedeukſamen Induſtrien nicht mehr 
in kurzer Zeit verrücken laſſen. Um fo weniger iſt das möglich, als die be- 
ſchränkken Verkehrsbedingungen zur Zeit Colberks dem Werkankilismus 
weit mehr Ausſichken eröffneten als heute, wo die Frachtkoſten aus fremdem 
Lande im Warenpreis nur den geringen Bruchteil deſſen ausmachen, was 
fie vor einem Vierkeljahrkauſend bekrugen. Wohl haben die Alliierten auch 
die Einrichtung direkter Nachrichten- und Transporkdienſte zu Land und zu 
Waſſer zum reduzierten Tarif in Ausſicht genommen. Dem ſtehen freilich 
eine Reihe internationaler Verträge, wie der Poft- und Telegraphenverkrag, 
entgegen, aber auch das Inkereſſe der großen engliſchen Handelsmarine und 
die nach dem Kriege erſt recht ſtarͤk empfundene Notwendigkeit, die zweit: 
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wichtigſte Handelsmarine der Welt, die deuffche, im Inkereſſe des MWelt- 
berkehrs auszunutzen. Das ununterbrochene Seufzen über den Mangel an 
Tonnage während des Krieges läßt es mit Sicherheit erwarten, daß man 
zurückgreifen wird auf die deutſchen Handelsſchiffe, ſobald fie den Volks- 
wirkſchaften der Pariſer Handelskonferenz zur Verfügung ſtehen könnten. 
Die Beſtimmungen, die eine Solidarität zwiſchen den heuke kriegführenden 
Staaten auf dem Gebiet des Warenbedarfs und der auswärkigen Handels 
beziehungen ſchaffen ſollen, verlangen weiter die möglichſte Vereinheit— 
lichung ihrer Geſetzgebung über Erfindungspakente, Fabrik- und Handels- 
marken, wobei feſtzuſtellen iſt, daß man auf dieſem Gebiet einer großen 
Einheitlichkeit ſchon vor dem Kriege nahegekommen iſt und daß dieſe Ein- 
heitlichkeit auch zwiſchen den ſich heute bekriegenden Staaten angebahnt 
wurde. Auch hier werden mehr Worte gemacht als ernſte Taten vor- 
bereitet. Es iſt auch keine Bedeukung der Drohung beizumeſſen, daß die 
Alliierten gegenüber den Erfindungen, den Fabrik- und Handelsmarken, 
den literariſchen und arkiſtiſchen Werken, die während des Krieges in feind- 
lichen Ländern geſchaffen wurden, ein möglichſt einheitliches Regime an- 
nehmen, das jofort nach Schluß der Feindſeligkeiten anwendbar iſt. Auch 
dieſer guten Abſichk ſtehen einige internationale Verträge entgegen, bei 
deren Abſchluß auch neukrale Staaten bekeiligt waren, die alſo einfach in 
der Friedenszeit nach Belieben wegzuſchieben nicht möglich fein wird. Es 
wird für die »Pariſer« auch nicht wünſchenswerk fein, weil es doch jelbft- 
verjtändlich eine Reihe von Repreffalien zum Schaden der Volkswirkſchaften 
der gegen Deukſchland alliierten Mächte zur Folge hätte. Dieſe Pariſer 
Konferenz, ſoweit ſich ihre Beſchlüſſe nicht auf akkuelle Maßnahmen be⸗ 
ziehen, iſt nichts anderes als ein großer Bluff, als ein beſonderes Kapitel 
des grauſam geführten Tinkenfaßkampfes, der den Weltkrieg begleitet. 

Wer die Geſchichte der Kämpfe um die Handelsverträge der letzten 
dreißig Jahre kennt, der weiß, daß die durch den Krieg erzwungene Einheit 
der ſich bekriegenden Mächte ſofort dem Widerſtreit der wirkſchafklichen 
Inkereſſen weichen wird, ſobald die Feſſel des Krieges gefallen iſt. Wer er- 
innert ſich nicht an den langwierigen Zollkrieg zwiſchen Frankreich und 
alien wegen der Frage der Behandlung der Weine? Wer weiß nicht, daß 
Großbritannien in direkt enkgegengeſetzte Bahnen ſeine Handelspolitik um- 
leiten müßte, wenn die Beſchlüſſe der Pariſer Konferenz lebendig werden 
ſollten? Kaum ein Franzoſe oder ein Engländer gibt ſich dem Glauben hin, 
daß Rußland feine Hochſchutzzölle, die doch nicht nur unenkbehrliche Finanz 
zölle für das ausgeſogene Land, ſondern auch dork ſehr hochgewerkeke Er- 
ziehungszölle und für manche junge Induſtriepflanze als Schutzzölle eine 
Lebensfrage find, aufgeben würde im Inkereſſe einer Differenzierung zum 
Schaden Deukſchlands und zugunſten Frankreichs und Englands. Wer 
glaubt in Frankreich, daß die ruſſiſche Landwirkſchaft auf das deutſche Ab- 
ſatzgebiek, daß die ruſſiſche Volkswirkſchaft auf Deutſchland als Bezugs- 
land verzichten könnte? Der mit Südfrüchten, Frühgemüſen und Obſt über- 
ſeßte Pariſer und Londoner Markt kann den Italienern den Verzicht auf 
den ausgezeichneten Abſa in Deukſchland nicht nahelegen. Eine kleine 
Tabelle, die uns den Handel der uns jetzt bekriegenden Länder mik Deukſch⸗ 
land im letzten vollen Friedensjahr, im Jahre 1913 zeigt, wird uns klar⸗ 
ſtellen, wie ſchwierig es für England wie Rußland, für Frankreich wie 


* 


| 


Italien uſw. iſt, auf die Pflege der Handelsbeziehungen mit Deutſchland z 
verzichten. 
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Einfuhr Aus fuhr 


Länder der Herkunft und Beſtimmung in Pape kart 
Millionen ei er 

Mark Geſamt- Geſamt- 

einfuhr ausfuhr 


et as ar eat ia Are ee, 


Britiſches Welkreichtk;k;!: 

Frankreich und Kolonien 805 8,0 
Belgien ;,; 554 5,6 
Släl ten TEEN, Wee 395 3,9 
Portugal 8 59 0,7 
Serbien. li ne 19 0,2 
SITOonteneato nun a LT a. 0,15 — 
Japan e 124 1.2 


Die auf der Pariſer Konferenz verfretenen Staaken hakten alſo im 
lezten Friedensjahr nach Deutſchland Waren im Werke von 4954 Mil- 
lionen Mark eingeführt, 46,1 Prozent unferer geſamken Einfuhr. Sie haben 
von uns bezogen Waren im Werke von 4685 Willionen Mark, 46,6 Pro⸗ 
zent unſerer geſamten Ausfuhr. Sie haften demnach eine aktive Handels- 
bilanz mit uns, was aber ſicher weniger bedeutungsvoll iſt als die Tatſache, 
daß es ſich um Handelsbeziehungen im Werke von alljährlich 9½ Mil⸗ 
liarden Mark gehandelt hat. Auf dieſe zu verzichten, daran können die 
durch den Krieg ſchwer leidenden Wirkſchaftskörper im Ernſte gar nicht 
denken. Rußland kann doch nicht darauf verzichten, daß Deutſchland all- 
jährlich um anderthalb Milliarden, das britiſche Weltreich nicht darauf, daß 
Deutſchland um mehr als zwei Milliarden von ihm bezieht. Dieſe Zahlen 
jagen weit mehr als alle die Artikel, die über die Pariſer Handelskonferenz 
geſchrieben wurden. Man ſoll ſicher nicht unkerſchäzen das Wort, das Sar⸗ 
forius v. Walkershauſen in einer Bekrachtung über Weltwirtſchaft und 
Weltkrieg geſchrieben hat, daß keine Epoche in der neueren Geſchichke der 
Völker der Maſſenſuggeſtion in dem Maße unkerworfen iſt als diejenige 
eines Krieges. »Die nationale Leidenſchaft iſt«, jo fährt er dorf fort, »ſtark 
erregt, opkimiſtiſche und peſſimiſtiſche Stimmungen ſchwanken ins Extrem, 
und niemals iſt die falſche Verallgemeinerung einzelner gemachter Erfah- 
rungen mehr im Schwunge. . .. Macht geht vor Recht, wird als der Weis⸗ 
heit letzter Schluß ausgeſprochen, und viele Menſchen ſcheinen der Mei- 
nung zu fein, daß man ſich in der internakionalen Zukunft ausſchließlich ihr 
gemäß einrichten müſſe.« 

Es wird aber nicht ſo werden. Kommk einmal der Friede, dann wird 
man nirgends Sehnſuchk haben, dieſem fürchkerlichſten aller Kriege einen 
grauſamen und nicht endenden Handelskrieg folgen zu laſſen. Troß der 
Pariſer Konferenz wird gelten der Chor, der Euphorion antwortet auf die 
Anfangsverſe⸗ die wir dieſem Arkikel vorangeſetzt haben: 

Wer im Frieden 

Wünſchet ſich Krieg zurück, 
Der iſt geſchieden 

Vom Hoffnungsglück. 
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I Maſſenſpeiſung. 
Theorekliſche Bemerkungen zu einer prakliſchen Frage. 
| Von O. Jenſſen. 


»Konſequentes Denken iſt eine ſeltene Nakurerſcheinung!« An dieſes 
Wort von Ernſt Haeckel wird man erinnert bei dem Berichk von einer 
Tagung über praktiſche Durchführung von Maſſenſpeiſungen«, die kürzlich 
unter Beteiligung von Behörden und verſchiedenen Vereinen in Berlin ftaft- 
ſand. Wenn man bedenkt, welche ekhiſchen Einwände, welche Reden über 
Zerſtörung der Familie, welche Lobpreiſungen des »individuellen Koteletts« 
und der hausfraulich zubereitefen Mittagsmahlzeit man vor dem Kriege zu 
hören bekam, wenn man dem Einküchenhaus oder anderen Einrichtungen 
zur Zentraliſierung der Nahrungsbereitung das Work redeke, muß man mit 
Ironie feſtſtellen, daß auf der Konferenz über all diefe »Bedenken« einfach 
zur Tagesordnung übergegangen wurde und man ausſchließlich die an ver— 
ſchiedenen Orten gemachten Erfahrungen, die Schwierigkeiten und die 
Möglichkeiten der Maſſenſpeiſung beſprach. 

Der Krieg hat eben beſtätigt, was jeder wußte, der die Einrichtungen 
der Hauswirtſchaft kheoretiſch betrachtete. Heute werden die Worke 
des Soziologen Dr. Müller-Lyer nicht mehr ernſthaft beſtritten, die er in 
den »Phaſen der Kulkur«! über den genoſſenſchafklichen Großhaushalt als 
kechniſche Weiterbildung der heutigen Hauswirtſchaft ſchrieb: 

AUnſer Haushalt hat den Charakter des Kleinbetriebs im exkremſten Sinn des 
Wortes bis auf den heutigen Tag zäh feftgehalten. In 60 dieſer Kleinbetriebe find 
60 Hausfrauen notwendig, um auf dem Markt einzukaufen, um in 60 Herden 
Feuer zu enkzünden, um die Speiſen in mehreren Hunderten von kleinen Töpfen 
und Tiegeln zuzubereiken, um dann alle dieſe Geſchirre wieder rein zu ſpülen uſw., 
und zwar alles durch mühſelige Handarbeit, denn Maſchinen laſſen ſich in einem 
ſolchen Zwergbetrieb nicht einführen. — In einer organiſierten Haushalkungs- 
genoſſenſchaft dagegen würde der zehnte Teil der Frauen hinreichen, um alle dieſe 
Arbeiten beſſer, billiger und müheloſer zu bewältigen. Denken wir uns die 60 
Kleinbetriebe organiſch verbunden, ſo könnke eine einzige große Zenkralküche, der 
ein wirklicher Künſtler der Kochkunſt vorſtünde, eine reichlichere und mehr ab— 
wechſelnde Nahrung mit weit weniger Koſten herſtellen. ... In dieſen Großbekrieb 
könnten nun auch die arbeitfparenden Haushalksmaſchinen, die alle längſt erfunden, 
aber unbenutzt bleiben mußten, ihren Einzug halten: eine Spülmaſchine reinigt in 
wenigen Minuten Hunderte von Tellern und Töpfen, Zentralheizung erſpark die 
Beſchäftigung mit der Kohle und Aſche, ein Vakuumreiniger ſtäubt die Wohnung 
aus, eine Stiefelputzmaſchine, Gasherd, elekkriſche Beleuchtung, Badeeinrichkung, 
Kalt- und Warmwaſſerleitung, eine Dampfwäſcherei uſw. nehmen der Frau alle 
jene elenden und kleinlichen Tätigkeiten ab, unter denen fie jetzt zu ſeufzen hat.... 


Aber Müller-Lyer weiß auch die Schwierigkeiten dieſer kechniſchen Um- 
wandlung zu würdigen, und es iſt gerade jetzt inkereſſank und lehrreich, wie 


Dr. F. Müller-Lyer, Phaſen der Kultur. 2. Auflage. München 1915, Verlag 
Albert Langen. S. 240 ff. Die in dieſem Werke enthaltenen ſoziologiſchen Bekrach— 
kungen der Enkwicklungsgeſchichte der Kleidung und der Nahrung find jetzt be- 
ſonders aktuell. Die Ausführungen über Modekracht find mehr werk als das ganze 
Gerede von der deutſchen Mode und laſſen die Zuſammenhänge zwiſchen Mode 
und Wirtſchaft, Tracht und Kulkur ebenſo klar erkennen, wie die Darlegungen 
über die Nahrung die geſellſchaftliche Bedingtheit der Erzeugung und Verkeilung 
der Nahrungsſtoffe auf den einzelnen Wirtſchafktsſtufen aufhellen. 


Air 
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er als Freund und eifriger Befürworter des Großhaushalts über die Zu- 
kunftsausſichten der neuen Organiſakionsform dachte: 


Die Enkſtehung einer ſolchen Organiſation dürfte aber noch in weiter Ferne 
liegen. Auf der einen Seite beſteht allerdings bei den differenzierken Frauen in 
der Skadt ſchon jetzt ein unleugbares Bedürfnis danach, auch müſſen die unermeß. 
lichen Vorkeile der Organiſation, namenklich bei der beredken Sprache, die in allen 
menſchlichen Dingen der Geldpunkk redet, mit der Zeit gewiß zum Durchbruch 
kommen. Ferner liegt die Umwandlung der häuslichen Zwergbekriebe in einen ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Großbetrieb ſicherlich in der Richtung des Prozeſſes der Arbeits. 
vergeſellſchaftrung und unſerer ganzen Entwicklung. ... Sogar würden nicht einmal 
große bauliche Veränderungen nötig fein; ſchon ſtehen in den Städten die vier- 
ſtöckigen Häuſerreihen, alle Nachteile des Zuſammenwohnens, ohne einen einzigen 
Vorteil davon in ſich ſchließend, da, als wären fie für organifierfes Leben gebaut 
worden. — Aber auf der anderen Seite iſt nicht zu leugnen, daß Anſätze zu einer 
ſolchen Organiſakion (als welche man doch höchſtens die genoſſenſchaftlichen Groß. 
bekriebe und jene amerikaniſchen Hokels, in denen wohlhabende Familien, durch 
Dienſtbotennot gedrängt, ihr Heim aufſchlagen, betrachten kann) bis jetzt kaum im 
Keime vorhanden find; und ferner iſt nicht zu verkennen, daß der Entwicklung der 
Haushaltsorganiſation ungeheure Hinderniſſe entgegenſtehen, Hinderniſſe, die durch 
Imponderabilien von nicht ökonomiſcher Nakur bedingt ſind und die — wie die ge⸗ 
waltige Macht der Gewohnheit, des Herkommens und der Sitte, die ausge⸗ 
ſprochene Gegnerſchaft der nichtdifferenzierten und der ankiſoziale Sinn der Frau 
überhaupt, dann unſer durch die kauſendfache Zerkeilung in Klaſſen und Unter⸗ 
klaſſen nervös gewordenes Sozialempfinden, dann der in jedem Familienverband 
liegende Hang nach Abgeſchloſſenheit uſw. — Gegenmokive von fo ſchwerwiegender. 
Bedeutung abgeben, daß die Gründung des erſten genoſſenſchaftlichen Großhaus⸗ 
balts, auf die ſchon der geniale Fourier wartete, wohl erſt einer ſpäten Zukunft 
gelingen dürfte. vs 


Der Krieg hat die ökonomiſche Verſchwendung des Einzelhaushalks kraß 
geoffenbark, feine Unzulänglichkeit durch die Schwierigkeiten der Lebens- 
mittelbeſchaffung vergrößerk (Teuerung und Bukkerpolonaiſe). Die wirk⸗ 
ſchaftliche Anſpannung aller Kräfte warf die Frau maffenweife in die In- 
duſtrie, zeigte weit mehr als bisher ihre wirkſchaftliche Verwendbarkeit und 
vervielfachke jene unſäglichen Mühſeligkeiten und Beſchwerden, die in der 
Vereinigung von Hauswirkſchaft und Erwerbsarbeit liegen. Die Entwicklung 
ſchritt aber nicht fort zur allgemein höheren Organiſakion des Haushalts, 
fie beſcherte uns nicht das Genoffenfchaftsheim,? ſondern es kam die Kriegs ⸗ 
volksküche, und jetzt beginnt, gekrieben durch die allgemeine Lebensmittel 
knappheit und das Verſagen der bisherigen Verkeilungsart, die »kriegs- 
fozialiftiihe« Ara der Maſſenſpeiſung. 


»In Sinclairs wenig beadfetem Buche »In zehn Jahren (Hannover, 
Verlag von Adolf Sponholz) erzählt der Verfaſſer des »Sumpf« im Schlußkapitel 
»Das Genoſſenſchaftsheim Entftehung, Glück und Ende der leider niederge⸗ 
brannten Heimkolonie Helicon Hall bei New York. Die anſchauliche Schilderung 
der Schwierigkeiten der Errichtung dieſes großen Einküchenhauſes für geiſtige 
Arbeiter, die prakkiſche Widerlegung der vielſeitigen Einwände durch das Be⸗ 
ſtehen und guke Funkkionieren dieſer Kolonie, die leider einem Brande zum Opfer 
fiel, iſt gerade jetzt äußerſt aktuell. Die Darſtellung iſt fo lebendig und über ⸗ 
zeugend, daß fie verdiente, ganz oder keilweiſe im Feuilleton der Arbeikerpreſſe 
nachgedruckt zu werden; jo beſonders die Bilder aus dem Alltagsleben der Ko⸗ 
loniſten. ö 4 
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Es ſollen hier nicht alle die verſchiedenen Vorſchläge, die mannigfal- 
ligen Syſteme der Abfertigung der die Speiſe abholenden Frauen, die kech⸗ 
giſche Einrichtung der Küchen und andere Einzelheiten behandelt werden; 
gur einige leitende Gefichtspunkte ſeien angedeutet. 

Die Maſſenſpeiſung muß zum Ziele haben den Speiſezwang, wie er in 
gewiſſer Hinſicht ſchon in der »Einheitsküche« in der kleinen Stadt Stade 
verwirklicht ſein ſoll. In einer Sitzung der dort ehrenamtlich kätigen 54 
Frauen führke die Vorſitzende Frau Bürgermeiſter Dr. Frommhold unker 
anderem aus: 

Der Preis für die Portion in der Einheitsküche bekrage 25 Pfennig, weil da- 
durch die Geſamtkoſten der Herſtellung gedeckt werden müßten. Im Kriegsſpeiſe. 
haus könne für Bedürftige die Mahlzeit für 10 Pfennig ausgegeben werden, weil 
dazu erhebliche Zuſchüſſe geleiſtet würden. Die Qualität des Eſſens ſei in beiden 
Speiſeanſtalten gleich. Es ſei abſichklich davon Abſtand genommen worden, das 
Eſſen in der Einheitsküche für die Allgemeinheit koſtſpieliger zu kochen als im 
Kriegsſpeiſehaus für Bedürftige. Dies ſei geſchehen, weil der Lebensmittelvorrat 
das ganz allgemein nicht zulaſſe und die Kriegszeit am allerwenigſten geeignet ſei, 
in der Ernährung verſchiedener Bevölkerungsklaſſen einen Unkerſchied zu machen. 
Wenn es möglich ſei, kräftigere Nahrung einem Teil der Bevölkerung zu ver- 
abreichen, fo müſſe dieſe der ſchwerarbeitenden Bevölkerung zugute kommen. Der 
Zweck der Einheitsküche ſei, daß in Stade jeder für billiges Geld ſein warmes 
Mittageſſen kaufen könne und niemand Hunger zu leiden brauche. 

Dieſes Ziel der Einheitsküche iſt nakürlich nur zu erreichen, wenn die 
Lebensmittelvorräte, die ſicher in zahlreichen Häuſern auch der Großſtadk 
noch in größeren Mengen vorhanden find, in weitem Umfang für die All- 
gemeinheit nutzbar gemacht werden. Die Schwierigkeiten der Durchführung 
der Einheitsküche ſind nicht zu verkennen, und ſie wird nur ſtufenweiſe zu 
verwirklichen fein. Die Maſſenſpeiſung keilt eben das Schickſal aller Kriegs- 
maßnahmen auf dem Gebiet des Ernährungsweſens, daß ſie reichlich ſpäk 
kommt und daher nur zu oft eine halbe Maßregel bleibt. Die an ſich be- 
deutenden wirtſchaftlichen und auch ideologiſchen Hinderniſſe werden durch 
die Verſchleppung leicht derart vergrößert, daß die Maßnahme zum Fehl 
ſchlag wird und dadurch eine an ſich fortſchrittliche Einrichtung bei der All- 
gemeinheit diskreditiert, alte Vorurkeile ſtärkk und dadurch die Unzuläng- 
lichkeiten des »Kriegsſozialismus« einer Inſtitution aufbürdet, deren Weiter- 
führung und Ausbau gerade auch im Frieden aus den mannigfalfigften 
Gründen ſozialpolitiſcher, gewerkſchaftlicher und kultureller Natur von der 
Arbeiterſchaft erftrebt, gefördert und evenfuell erkämpft werden muß. 

Bei der großen örklichen Verſchiedenheik der bisher geübken Lebens- 
miktelverkeilung, der vorhandenen Vorräte und Bezugsmöglichkeiten, der 
ſozialen Gliederung der Bevölkerung, lokaler Ernährungsgewohnheiten 
uſw. uſw. kann natürlich ein einheiklicher Typus der Zenkralküche nicht auf- 
geſtellt werden. Bei der kechniſchen Einrichtung iſt vor allem die ſoziale 
Stellung der zu Speiſenden zu berückſichtigen: heimarbeitende Krieger- 
frauen, in der Fabrik beſchäftigke verheirakeke Frauen, die Familie zu 
‚Haufe haben, junge Arbeikerinnen und ledige jugendliche Arbeiker, kauf- 
männiſche Angeſtellke uſw. uſw. Die Formen der Maſſenſpeiſung haben 
ſich nach Beſchäftigungsweiſe, örklichen Entfernungen, nach den vorhan- 
denen Geldmitteln, den zur Verfügung ſtehenden Räumen uſw. zu richten: 
Zentralküche mit Speiſeſaal, Kriegsküche mit Speiſenausgabeſtelle, Fabrik- 
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küche, endlich die vielumſtriktene Fahrküche (Gulaſchkanone). Hier kann 
nur bei genauer Kenntnis der örtlichen Gewohnheiten, der verſchiedenen 
Bevölkerungsſchichten eine prakkiſche Entſcheidung getroffen werden. 
Für die Verwaltung ergeben ſich auch nur einige leitende Geſichts. 
punkte: vor allem Übernahme der Speiſung durch die Kommune oder durch 
bewährte Vereine (keine Wohlkäkigkeitsvereine), die aber einer ſtrengen 
Konkrolle der ſtädtiſchen Behörden unkerſtehen und für deren Maßnahmen 
und Leiſtungen die kommunalen Behörden die volle Verantwortung fragen. 
Das bedingt in vielen Fällen direkt oder indirekt bedeutende kommunale 
Zuſchüſſe, ohne die ein ſchmackhaftes Eſſen zu billigem Preiſe unker den heu— 
kigen Verhältniſſen meiſt nicht herzuſtellen iſt. Ein Wuſterbeiſpiel hierfür 
iſt Hamburg, deſſen finanzielle und eigenartige bundesſtaatliche Verhält. 
niſſe eine beſonders gute Verſorgung ermöglichen. 
Dias Überwuchern ehrenamtlicher Täkigkeit, jo nützlich und anerken- 
nenswerk dieſe ſein kann, wenn fie von geſchulten Kräften geleiffet wird, if 
zu verhindern, dagegen find hinreichend viele gut ausgebildete kechniſche 
Leiter anzuſtellen und auch die mechaniſchen Arbeiten enkſprechend zu be- 
zahlen. Vor allem muß alles vermieden werden, was der Maſſenſpeiſung 
den Charakter der Armenunkerſtützung und der Bektelſuppe verleiht, auch 
iſt die Einrichtung von »Klaſſenküchen« (Volksküche — Mittelftandsküche) 
zu verwerfen. Die Mittelftandsküchen werden zwar in Berlin rieſig beſucht; 
es iſt aber die Gefahr vorhanden, daß dieſe Inſtitute zu Paradepferden wer- 
den und daß auf Koſten der Volksküchen die Verpflegung in dieſen beſſeren 
Speiſeanſtalken über Gebühr gut und billig iſt. 

Auf die mancherlei Klagen über die bisherigen Leiſtungen der Maffen- 
ſpeiſung und auf die Einwände praktiſcher Nakur, die von manchen Kom- 
munalbeamken gegen die weitere Ausdehnung der Speiſung über die Kreiſe 
der »Minderbemittelten« hinaus erhoben werden, kann hier nicht einge- 
gangen werden. Dies iſt Sache einer beſonderen Behandlung der Einzel- 
fragen. | | 

Die politiihe Halkung der Arbeiterorganiſakionen zur Frage der 
Maſſenſpeiſung iſt in den Worken gekennzeichnet: Übernahme durch die 
Kommunen und gebührende Rechke der Arbeiterfchaft bei ihrer Durchfüh- 
rung. Wir haben allen Anlaß, die kleinbürgerlichen Vorurkeile gegen 
Weiterbildung der rückſtändigen Hauswirtſchaft zu bekämpfen und ihre 
Nichtigkeit angeſichts der Kriegserfahrungen mit aller Schärfe zu betonen. 
Wir haben aber auch die Aufgabe, den Unkerſchied zwiſchen genoſſenſchaft⸗ 
lichem Großhaushalt und Kriegsfozialiftifcher Maſſenſpeiſung klarzuſtellen 
und durch die Kritik unzweckmäßiger und halber Maßnahmen die Mängel 
der heutigen Einrichtungen nach Möglichkeit zu mildern. Wir haben ferner 
nach dem Kriege die wichtige unabweisliche Pflicht, für eine kechniſche Forl⸗ 
entwicklung und geſellſchaftliche Umbildung der heute unker dem Zwange 
der Not eingeführten zentralifierten Nahrungsbereitung einzukreken. Nur 
bei der Trennung von Hauswirtſchaft und Beruf iſt an eine umfangreichere 
und feſtere gewerkſchaftliche Organiſierung der großen Maſſen der In⸗ 
duſtriearbeiterinnen zu denken. Reform der Erziehung, Bevölkerungs- 
problem, Skärkung der ſozialen Triebe der Frau, Schaffung neuer Gemein 
ſchaftsmittelpunkte und viele andere Fragen hängen mit dieſer wenig be 
achkeken und vor dem Kriege auch in Arbeiterkreiſen oft beſpöttelten Haus- 
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nrtſchaftsreform zuſammen. Die »häusliche Mythologie«, die Charlokke 
Jerkins jo ſachkundig kritiſiert hat,’ muß mehr und mehr verſchwinden. 
Das Ergebnis dieſer kheoretiſchen Untkerſuchungen für die praktifch-poli- 
‚ice Stellung der Arbeiterſchaft zur Augenblicksfrage der Kriegsſpeiſung 
al die »Bremer Bürgerzeikung« anläßlich der Berliner Tagung kreffend 
Harakkeriſierk: 

Die Berliner Tagung hat auch ergeben, daß wieder jene Kreiſe ſich um die 
Naſſenſpeiſung bemühen, zu denen die Arbeiter erfahrungsgemäß das wenigſte 
zertrauen haben können. Das gilt beſonders von dem Zenkralverein für das Wohl 
er arbeitenden Klaſſen. Dadurch bekommt die Einrichtung unfehlbar das Odium 
er Wohltätigkeit aufgehalſt. Nicht Baroneſſen und Winiſtern a. D., ſondern den 
ommunalen Verwaltungskörperſchaften muß direkt die Regelung der Frage 
berantworket werden. Alles andere führt zu Halbheiten, Verſchleierungen und 
Rißſtänden, für die die organiſierke Arbeikerſchaft keinerlei Verankworkung über— 
ehmen kann, denen fie hinſichklich ihrer Mitarbeit nicht nur mit größker Reſerve, 
dern ſcharf kritiſch gegenüberſtehen muß. Über Verlegenheiten hinwegzuhelfen, 
ie ſie nicht im mindeſten verſchuldek hat, hat fie nur dann ein Inkereſſe, wenn man 
ir die ihr gebührenden Rechte zugefteht. Jeder Verzicht auf ſolche Rechte muß 
ch früher oder ſpäter ſchwer an der Arbeiterbewegung rächen. 


lus den ſozialen und wirkſchafklichen Kämpfen in Litauen. 
Von Janulailis. 

f (Schluß.) 

4. Klerus und Demokrafie. 

Der kakholiſche Klerus in Litauen bildet eine beſondere Klaſſe, die über 
ramme Organiſationen verfügt. In einzelnen Teilen Lifauens übt der 
lerus auf die politiſchen Strömungen immer noch einen entſcheidenden 
influß aus. Jedoch iſt er vielfach nicht der Dränger, ſondern der Ge— 
hobene, der ſich auf die ſtärkere ſoziale Schicht ſtützt und ſie unkerſtützt, 
m dadurch ſelbſt die Zügel der Macht in den Händen zu behalten. Daraus 
tklärt es ſich, daß der Klerus, je nach den lokalen Verhältniſſen, bald die 
nterejjen der Agrarier, bald die der nationaldemokrakiſchen Bauern ver- 
cht. Nirgends jedoch unkerſtützt er die Arbeiter. 

Die Organiſakion des Klerus umſpannk nicht einheitlich ganz Litauen. 
ie iſt vielmehr nach den drei Biskümern: Sameifen (Kowno und Kurland), 


Charlotte Perkins-Gilman, Unſer Heim. Dresden, Verlag von H. Minden. 
ieſes vor einiger Zeit von Marie Stritt überſetzte, ſchon 1903 geſchriebene Buch 
er bekannten amerikaniſchen Frauenrechtlerin behandelt in einer Reihe zufammen- 
ingender Eſſays nicht nur die Frage der Zenkralküche, ſondern unterſucht vor 
lem die Wirkungen unſeres häuslichen Lebens auf den Geiſt von Mann und 
rau, auf die Beziehungen der Geſchlechker, der Eltern zu den Kindern und um— 
kehrt, die heutige Geſelligkeit uſw. Leider beſchränkt ſich die Verfaſſerin in 
ter ſoziologiſch orienkierten Polemik auf den bürgerlichen Haushalt. Sie übt 
ne durch Gegenüberſtellung der herrſchenden Vorſtellungen über das Heim mit 
er katſächlichen Wirklichkeit frappierende Kritik, die aber auch die Entwicklungs- 
ihen aufzeigt und nicht in blendender Geiſtreichelei verpufft. Die echt engliſche 
iufige Wiederholung gleicher Takſachen und Erſcheinungen, allerdings unker 
echſelnden Gefichtspunkten, iſt gegenüber der kief eingewurzelten »Heimmytho— 
gies kein Fehler. Und dieſes Buch verdient gerade jetzt die regſte Aufmerkfam- 
ut prolekariſcher Leſer. 
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Wilna (Wilna und Grodno) fowie Seiny (Suwalki und Lomza) gegliedert 
Vor einigen Jahren erwog die ruſſiſche Regierung den Plan, die drei Bis. 
kümer zu einem Erzbiskum zu verſchmelzen. Die polniſchen Agrarier in 
Polen und Litauen fteckten ſich hinter die ruſſiſche Bureaukratie und den 
Vakikan, um den Plan zu vereiteln, fie fürchteten, daß die Schaffung einer 
geſchloſſenen nationalen kirchlichen Organiſakion in Litauen ihre herrſchende 
Stellung in der Kirche untergraben könne. Der Einſpruch und die Intrigen 
der Agrarier hatten den gewünſchken Erfolg. Überall, wo es ſich um ihre 
Vorrechte und Klaſſenintereſſen handelt, erweiſen die Agrarier ſich als 
Gegner des litauiſchen Volkes und der nakionalen Beſtrebungen. 

Die nafionale und ſoziale Politik in den einzelnen Bistümern iſt ſtets 
eine Ausſtrahlung der vorherrſchenden politiſchen Strömung und ſozialen 
Vollksſchicht. Im Gouvernement Suwalki (Bistum Seinp) lebt die polniſche 

und likauiſche Bevölkerung örklich nicht gemiſcht, ſondern ziemlich gefrennf 
Hier iſt von nationalen Kämpfen und Gegenſätzen wenig zu ſpüren. Die 
litauiſchen Geiſtlichen im litauiſchen Teil des Gouvernements jowohl wie 
die polniſchen Klerikalen im polniſchen Gebiekskeil eifern und ſtreiten gegen 
die demokratiſchen Strömungen. Der polniſche Agrarier iſt in Sumwalki 
ziemlich einflußlos. Litauer mit großbäuerlichem Beſitz haben hier das Heft 
der politiſchen und wirkſchaftlichen Macht in den Händen. Aber dieſe 
Bauern find nicht mehr demohratiſch gefinnt; fie ſtehen vielmehr in 
Kampfſtellung gegen die hier ziemlich ſtark verfretenen liberalen und ſozial⸗ 
demokrakiſchen Elemente, die bereits vor dem Kriege gute und kräftige Or. 
ganiſakionen ausgebaut hatten. Hier war der Klerus an der Seite des mäch' 
tigen Bauernkums anfidemokratifh. Seine eigenen und der Bauern Inker⸗ 
eſſen brachten ihn ſogar in die Bundesgenoſſenſchaft zu der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung, litauifchnafionale Beſtrebungen lagen ihm fern. Das hinderte ihn 
jedoch nicht, ſich gelegentlich ein demokrakiſches Mänkelchen umzuhängen, 
um auch über den nichkagrariſchen Volkskeil die Macht nicht zu verlieren. 
Trotz der Liebesdienſte, die der Klerus der ruſſiſchen Regierung leijtete, 
traute dieſe ihm wohl nicht vollſtändig. Als die Ruſſen vor den anrückenden 
Deukſchen flohen, mußte der Biſchof von Seiny die Fliehenden nach dem 
Innern Rußlands begleiten. In Sameiten (Gouvernement Kowno) kobten 
vor einigen Jahren in der kirchlichen Welk heftige Kämpfe. Sie drehten ſich 
um die Bejegung des freien Biſchofsſtuhls. Die polniſchen Agrarier ver- 
langken, daß ein Pole mit der Biſchofswürde bedacht werde. Die Litauer 
demonffrierten für einen Likauer. Damals enkſchied die ruſſiſche Regierung 
für die litauiſchen Anſprüche. Seit Beginn des Krieges wendet die ruſſiſche 
Regierung ihre Aufmerkſamkeit jedoch wieder den polniſchen Agrariern 
zu, und der Biſchof von zariſchen Gnaden mußte ſeine Herde unfreiwillig 
verlaſſen. Man zwang ihn, ſich nach Rußland zurückzuziehen. Wollte der 
Klerus in Sameiten als politiſcher Faktor ſich nicht ſelbſt morden, wollte et 
die Kirche nicht gänzlich ifolieren, dann mußte er den Freunden des Zaris⸗ 
mus Verdruß bereiten, nämlich die demokrakiſche Strömung nicht nur 
dulden, ſondern ihr mindeſtens kheorekiſch Sympathie bekunden. So kam 
es, daß ſich bei den Dumawahlen die Juden, Klerikalen und Demokraten 
gegen die Agrarier verbanden. Man krat geſchloſſen auf, denn nur ſo war 
es möglich, mit einer ganz geringen Majorität den Wahlſieg zu erringen. 
Trotz wütender Kämpfe, obwohl die Agrarier alle Minen ihres Einfluſſes 
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ſpringen ließen, konnten fie dem Block den Erfolg nicht ſtreitig machen. 
Die Gewählten waren Demokraten und Liberale. Das nicht allein. Unter 
den Liberalen befand ſich ſogar ein Nichtkatholik, ein Reformierter. Dieſes 
ſchreckliche Ereignis ſtörte auch die Ruhe des Papſtes. Die polniſchen 
Agrarier ſchreckten ihn mit der Denunziakion, der lifauifche Klerus ſei ab- 
krünnig, denn er habe die Wahl eines Ketzers geförderk und durchdrücken 
helfen. Das Anſchwärzen konnte nichts nutzen; der Klerus mußte doch de- 
mokratiſch ſein und bleiben. Er, mit dem Biſchof an der Spiße, hakte die 
Wahl, entweder die litauiſchdemokrakiſche Strömung anzuerkennen und 
auf die breitere Schicht der Bauern ſich zu ſtützen oder aber die Parkei der 
Agrarier zu ergreifen, damit ſich ſelbſt den ganzen Einfluß auf dem Lande 
zu unterbinden und die Stellung der Kirche zu erfchüttern. Die Verhälkniſſe 
lagen ziemlich klar, und ſie konnken in ihrer Bedeutung kaum verkannk 
werden. Darum war es gewiſſermaßen ſelbſtverſtändlich, daß der Klerus in 
Sameiten die Bahn bekrat, die ihm das Übelwollen der Grundherren und 
der ruſſiſchen Regierung zuzog. 

Dagegen genießt der katholiſche Klerus in Wilna das volle Verkrauen 
der polniſchen Magnaken und der zariſchen Mächte. Alle Spitzen der Kirche 
find polniſch. Polniſche Grundbeſitzer herrſchen ferner in der Stadt Wilna 
und auf dem Lande. Im Bunde mit der ruſſiſchen Bureaukrakie unker- 
drückten ſie alles Litauiſche, ſoweik das nur in ihrer Macht lag. Die Wahl 
der Mittel bereitefe keine moraliſchen Bedenken. Brachte man es doch 
fertig, den Litauern ſogar den Gebrauch ihrer Mukterſprache in der Kirche 
verwehren zu wollen. Selbſt vor der Kirchenſchändung ſchreckten polniſche 
Fanatiker nicht zurück. Man drang während goktesdienſtlicher Handlungen 
in die katholiſche litauiſche Kirche ein, verhinderte den Geiſtlichen mit Ge- 
walt daran, litauiſch zu predigen, die Gläubigen, litauiſch zu befen. Gebet- 
bücher wurden forkgenommen, Fahnen herunkergeriſſen. In einer umfang- 
reichen Denkſchrift hak die litauiſche Geiſtlichkeit dem Papſt über dieſe Ark 
des Polonismus dokumenkariſche Belege in reichlicher Fülle unkerbreitet. 
Jedoch wo die wirkſchaftlichen Inkereſſen gebieten, da reicht auch des Papſtes 
Macht nicht aus, den Lauf der Dinge rückwärts zu kehren. Die polniſchen 
Agrarier kämpfen auch in der Kirche um ihre Vorrechte, um ihre politiſche, 
ſoziale und wirkſchaftliche Herrſchaft. Und wo um ſolcher Inkereſſenwahr— 
nehmung willen der Friede in der Kirche geſtört werden muß, da kann kein 
noch jo bewegliches Mahnen und Flehen des Heiligen Vaters ſolches Ar- 
gernis verhindern. 

Vor einem Jahrzehnt ſetzte auch in Wilna eine likauiſche Bewegung ein, 
die bald ziemlich kräftig anwuchs. Die mit den polniſchen Granden verbun- 
denen Kirchenhäupter kraken gegen die litauiſchnakionaliſtiſche Propaganda 

genau ſo auf den Kampfplatß wie gegen die ſozialiſtiſche Bewegung. Einer 
der agrariſchen Führer erklärte beide Strömungen ſchlechkhin als identiſch. 
Zuweilen miſchte ſich in den Kampf zwiſchen den Likauern und der pol— 
niſchen Laien- und Kirchenariſtokrakie die ruſſiſche Bureaukrakie. Sie 
unkerſtüßte nach bekannkem Rezept bald die eine, bald die andere Parkei. 
Nicht felten wurde gegen die groben Übergriffe der Kirchenſpitzen polizei- 
liche und gerichkliche Hilfe in Anſpruch genommen. Schwere Vergewalti— 
gungen gegen Litauer, wobei die geiſtlichen Streiker fo kräftig mit Fäuſten 
und Werkzeugen argumenkierken, daß ſelbſt Blut floß, ſtörken die öffenf- 
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liche Ruhe und Ordnung, veranlaßten Strafprozeſſe gegen die polnischen 
Heßher, wobei ſich herausſtellke, daß Meßzeleien ſogar planmäßig organifiert 
worden waren, nachdem polniſche Zeikungen die polniſche Bevölkerung ge⸗ 
nügend aufgepeitſcht und religiös fanakiſiert haften. Fanatismus ließ Ka- 
kholiken andere Katholiken wie Teufel und Todfeinde behandeln! 7 
Beſonders heftig und erbittert geſtalkeken fih die Kämpfe an der 
Grenze, wo die Sprachgebieke der Litauer und Weißruthenen ſich ſcheiden. 
Auch die Weißrukhenen fühlen ſich bedrückt durch die über fie herrſchende 
Schicht polniſcher Agrarier, die aus Weißrußland ſowohl wie aus Litauen 
ein rein polniſches Gebiet machen möchken, in dem nur eine Sprache er⸗ 
laubt iſt, die polniſche, in der nur die polniſche katholiſche Kirche regiert, 
und zwar als Inſtrumenk agrariſcher Herrſchaft. Das Ausdrucksmikkel der 
weißrutheniſchen Strömung iſt bisher faſt ausſchließlich der Kampf für und 
um ihre Mukkerſprache. Ob die Strömung noch in bewußte nakionale 
Energie und in nationaliſtiſchen Kampfwillen umgeſetzt werden kann, das 
läßt ſich heute noch nicht beurteilen. Die zukünftige und wirtſchaftliche Enk⸗ 
wicklung des Landes iſt dabei von ausſchlaggebender Bedeukung. Nach der 
Schilderung des Verhaltens der polniſchen Geiftlichkeit in Wilna kann es 
nicht verwundern, daß fie nicht das Schickſal der Kirchenhäupter in 
Sameiten und Seiny keilt, ſondern von den Ruſſen unbeläſtigt dieſelbe Luft 
mil den Deutſchen afmen darf, die Wilna beſetzt halten. { 
Des polniſchen Klerus in Litauen glaubt die ruſſiſche Regierung ſicher 
ſein zu können. Aus den umriſſenen ſozialen und wirkſchaftlichen Gründen 
muß der litauiſche Klerus, wenn er ſich behaupken will, negativ ankiruſſiſch, 
poſikiv litauiſch-demokratiſch geſtimmt fein. Auch durch die Politik der 
Kirche in Litauen zieht ſich wie ein roter Faden die bewegende Kraft der 
wirtſchaftlichen Inkereſſen- und Klaſſengegenſätze. ’ 
5. Unter den Kriegswirren. 11 

Seit Beginn des Krieges, vornehmlich ſeit der Befegung Litauens durch 
die Deutſchen, iſt das politiſche Leben gelähmt, zum Teil vollſtändig unter- 
bunden. Der Krieg hat die politiſchen Probleme komplizierk, einzelne aus 
dem Zuſtand der theoretiſchen Diskuſſion in das Stadium der Aktualität 
geſchoben. Aber die bisherigen Vorausſetzungen find in gewiſſem umfang 
hinfällig geworden; wir ſtehen vor Verhälkniſſen, die vor dem Kriege kaum 
in den Kreis der Erörterung gezogen worden waren. Noch iſt ungewiß, an 
welche Adreſſe die politiſchen Forderungen Litauens in Zukunft gerichtet 
und wie fie formuliert werden müſſen. Der Wille und die Abfichten des 
endgültigen Siegers in dieſem furchtbaren welterfhütternden Waffengang 
find naturgemäß bei der Enkſcheidung und der Skellungnahme der Litauer 
von ausſchlaggebender Bedeukung. Mit unabänderlichen Takſachen muß 
man ſich abfinden, was jedoch nicht heißen kann, auf die grundſäßlichen 
Forderungen verzichten. Es kommt darauf an, ſich zu orientieren, die Mög⸗ 
lichkeiten des Erreichbaren und Zweckdienlichen abzuwägen und auf der ge 
fundenen Grundlage eine Verſtändigung herbeizuführen. Vorläufig ift noch 
alles unklar. Die Verhälkniſſe geftatten es noch nicht, ein feſtes Urteil dar⸗ 
über zu gewinnen, auf welche Weiſe Litauen am zweckdienlichſten feine 
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politiſche Forderung auf Selbſtändigkeit verwirklichen kann und welches 
die beſte Grundlage ſeiner politiſchen, wirtſchaftlichen, ſozialen und kulfu- 
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len Entwicklung zu werden verſpricht. In dieſer Beziehung muß Litauen 
zuſagen mit gebundenen Händen abwarten, vor welche Takſachen und 
ragen es der Abſchluß des Krieges ſtellt. 

Die litauiſche Sozialdemokratie iſt der ruſſiſchen Geſamkpartei nichk an- 
ſchloſſen, weil dieſe die ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen nicht gutheißen und 
rdern wollte. Im Jahre 1907 einigte man ſich jedoch auf die Forderung 
r politiſchen Autonomie Litauens. 

In ihrem ſozialen Programm unkerſcheidet ſich die Sozialdemokrakie 
fauens in keiner Weiſe von den ſozialiſtiſchen Parkeien der Weſtmächke. 
er Krieg hat die Tätigkeit der Parkei in Litauen noch mehr geſtört als in 
n kriegführenden Ländern ſelbſt. Eine Haupkſchwierigkeit liegt darin, daß 
kauen nicht nur Operafionsgebief war, ſondern jetzt auch noch beſetztes 
ebiet und gleichzeitig Kampfobjekt iſt. Hier drückt nicht nur ein Burg— 
lede, ſondern das politiſche Leben kann ſich nicht einmal in den Grenzen 
kwickeln, die durch einen Burgfrieden mit mehr oder weniger niedrigen 
Tauern und mit kleinen oder größeren Löchern im einengenden Zaun 
zogen werden. War auch früher kein freies öffentliches politiſches Leben 
r die Sozialdemokratie geſtakket, jo doch eine rege Tätigkeit möglich. Man 
tte gelernt, das Mittel der geheimen Organiſationen fo zu handhaben, 
5 der Mangel einer öffenklichen Bewegungsmöglichkeit nur noch wenig 
ipfunden wurde. 

Der Krieg hal nun aber auch die geheime Organifation in erheblichem 
tape geſtört. Die verbindenden Fäden zwiſchen den einzelnen Orten find 
triffen. Aus militäriſchen Gründen iſt der Verkehr von Ork zu Ort ganz 
ßerordentlich erſchwert worden. Vielfach fehlt es an Perſonen, die die 
forderliche Arbeit leiſten können. Ein großer Teil der Bevölkerung iſt 
rtrieben worden oder geflohen. Der Krieg hat weite Strecken des Landes 
rödet, ſie in Wüſten verwandelt. Die Mehrzahl der zurückgebliebenen 
rbeiter findet keine Beſchäftigung, keinen Erwerb. Es fehlt an Geld und 
erſtändigungsmöglichkeiten. Überdies iſt die Arbeiterſchaft erſt zu einem 
il zum Bewußtjein ihrer Klaſſenſtellung und ihrer Klaſſeninkereſſen ge- 
ngk. Viele Arbeiter laſſen ſich ohne eigene politiſche Meinung von den 
erikalen leiten, andere, wenn auch nicht in erheblicher Zahl, ſchwimmen 
nationaliſtiſchem Fahrwaſſer. 

Viel beſſer als auf dem Lande haben ſich die Arbeiterorganifafionen in 
n Städten entwickelt. Das hier vielfach dominierende jüdiſche Prolefariat 
rd vorwiegend durch den Jüdiſchen Arbeikerbund organifierf. Die Füh— 
rin des nichtjüdiſchen klaſſenbewußken Arbeiters iſt die Sozialdemokratie 
kauens, der auch die politiſch erwachten Landarbeiter angehören. Sozia— 
liſche Organiſationen beſtanden in Wilna, Grodno, Kowno, Smorgon, 
haulen, Ponewitſch, Libau und Riga. Wilna war das Zenkrum. In ihrer 
aktiſchen Arbeit benutzte die Partei die litauiſche und polniſche Sprache, 
58 beſonders in Oſtlitauen iſt die Bevölkerung ſprachlich ſehr ſtark ge— 


Der Einfluß der Partei reicht über die Arbeikerklaſſe hinaus; er er- 
eckt ih auf faſt alle politiſch unzufriedenen Elemente, die nicht im Sozia- 
mus ein Ziel erkämpfen wollen, die vielmehr die ſozialiſtiſche Parkei 
en als Mittel zur Erreichung ihrer eigenen nächſten Ziele benutzen. Das 
igte ſich während der Revolukionszeit. Die Partei und die von ihr ge- 
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kragene Bewegung erſtarkte. Nachdem die ruſſiſche Regierung einige For 
derungen der nakionaliſtiſchen Litauer zugeſtanden hatte, zogen ſich die Be 
friedigten wieder zurück. Die Sozialdemokratie gibt den Bürgerlichen be 
einem Zuſammenarbeiten ſtets mehr, als ſie für die e vol 
ihnen empfangen kann. 

Was von den ſozialiſtiſchen Organiſationen noch vorhanden it, wie fi 
die noch in Ausſicht ſtehenden nakionaliſtiſchen Auseinanderſetzungen über 
ſtehen werden, darüber liegen ſichere Anhaltspunkte noch nicht vor. 


Vom Wirkſchaftsmarkk. 

Die deulſche Seeſchiffahrk nach dem Kriege. 

Verluſte der deukſchen Schiffahrksgeſellſchaften. — Die Aufgabe der deulſche⸗ 

Handelsflokte nach dem Kriege. — Reederkapikal und Arbeikerheer. — Kriegs 

profile des engliſchen Reederkapikals. — Skeigerung der Schiffslöhne und Un 

koſten in England. — Beziehungen der deukſchen Schiffahrksgeſellſchaften zu de 

Großbanken und der rheiniſch-weſtfäliſchen Großinduſtrie. — Herr Hugo Slinnes 

— Leiſtungsfähigkeit der deulſchen und engliſchen Handelsmarine. — Neue Schiffs 

bauken. — Gerüſtek zum Konkurrenzkampf. — Neue Routen und Bahnen. — Kar 

kellierungs- und Verkruſtungsbeſtrebungen im Schiffahrksbetrieb. 

Berlin, 11. Juli 191ʃ 

Der andauernde Krieg hat die deutſche kransaklankiſche Schiffahrt brach 
gelegt; nur zwiſchen Deukſchland und den ſkandinaviſchen Ländern hat fig 
krotz aller Verſuche Englands, ihn gewaltſam zu verhindern, bisher ein ge 
wiſſer Verkehr durch deutſche Schiffe aufrechterhalten laſſen. Zu den 
Schaden, der daraus der deuffhen Seeſchiffahrk erwächſt, geſellt ſich de 
beträchtliche Verluſt, den die deuffche Kauffahrkeiflokte durch Vernichtung 
Kaperung und Beſchlagnahme deutſchen Schiffseigenkums auf offener Se 
und in den Häfen der Enkente erlitten hat, ſowie die enormen Ausgaben 
die für die in deutſchen oder fremden Häfen liegenden Schiffe an Erhal 
kungs- und Reparaturkoſten, an Unterhaltung von Dock-, Brücken- un 
Kaianlagen, an Hafen- und Liegegebühren, Gehältern, Löhnen, Kriegs 
unkerſtützungen uſw. aufzubringen find. Ganz bekrächktliche Laſten. Zuden 
vermögen ſelbſt die ſorgfältigſten Abtakelungen, Maſchinendemonkagen un 
Erhaltungsmaßnahmen nicht zu verhüten, daß auch die fillegente Fahr 
zeuge weſenklich abnußen. 

Die Frage, wie es nach dem Kriege um die deutſche Handels matze be 
ſtellt ſein wird, ob ſie den Konkurrenzkampf gegen die übermächkige eng 
liſche Handelsflotte dann wieder mit Erfolg aufzunehmen vermag, hal da 
her für unfer ganzes Wirkſchafksleben die höchſte Be 
deutung, hängt doch von der Möglichkeit der deutſchen Kauffahrtei 
flotte, alsbald nach Friedensſchluß wieder die Verſorgung Deukſchland 
mit fremden Lebensmitteln, vor allem mik den zur Neige gegangenen Rob 
ſtoffen übernehmen zu können, nicht zum wenigſten die ſchnelle Überwin 
dung der neuen Umſchaltungszwiſchenperiode ab — um fo mehr, als es al: 
ſicher gelten kann, daß der Krieg, wenn auch die auf der Pariſer Wirk 
ſchaftskonferenz ansgehecten wirtjchaftlihen Vernichtungspläne der En 
tente nur zum kleinſten Teil zur Ausführung gelangen dürften, doch ein, 
ſcharfe Spannung zwiſchen Deukſchland und England zurücklaſſen wird 
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Jedenfalls wird England nichts dazu beitragen, was irgendwie die wirk— 
ſchaftliche Erholung des deuktſchen Konkurrenten beſchleunigen könnte, 
Ganz abgeſehen von dieſer Bedeutung der Schiffahrt für die Wieder— 
aufnahme des wirtſchaftlichen Geſamkbekriebs kommt ferner in Bekracht, 
daß die deutſche Seeſchiffahrt ſich in den lezten Jahrzehnten zu einem der 
wichtigſten Erwerbszweige des deutſchen Wirtſchaftslebens geftaltet hat, in 
dem ſchon vor Kriegsbeginn ein Reederkapital von ungefähr 800 bis 
850 Millionen Mark inveſtiert war, während die Beſatzung der 
deutſchen Handelsſchiffe ſich auf nahezu 70000 Mann bezifferke. Und 
zu dieſem Kapikal kommen die großen in Hafen-, Kai-, Werften, Speicher— 
anlagen uſw. ſteckenden Werke und das in allen dieſen Anlagen 
beſchäftigte große Arbeiterheer hinzu, deſſen Wohl und 
Wehe ebenfalls eng mit dem Wiederaufblühen der deutſchen Seeſchiffahrt 
zuſammenhängtk. 

Vielfach findet man in der Preſſe, vornehmlich der engliſchen, die An— 
ſicht vertreten, die deutſche Handelsſchiffahrt hätte durch die Verſenkungen 
und Beſchlagnahme deutſcher Schiffe, die Brachlegung ihrer Bekriebe und 
die beträchtlichen Kapitalverluſte eine ſo ſtarke Schwächung erlikten, daß 
ſie wenigſtens zunächſt nach dem Kriege kaum imſtande ſein werde, den 
Konkurrenzkampf wieder in größerem Umfang aufzunehmen — vielleicht 
auf einigen Rouken, wie zum Beiſpiel nach der Oſtküſte der Vereinigten 
Staaten von Amerika, keineswegs aber auf dem bisherigen Geſamtgebiet. 
Hoffnungsvoller denkt man — vorausgeſetzt, daß es Deutſchland gelingt, 
einen günſtigen Frieden abzuſchließen — über die Ausſichten in den 
deutſchen Reederkreiſen. Die zuverſichkliche Weiſe, in der ſich jüngſt Herr 
Albert Ballin, der Generaldirektor der Hamburg-Amerika-Linie, in der 
Generalverſammlung der Woermann-Linie und einem Korreſpondenken der 
Kopenhagener »Berlingske Tidende« gegenüber über die vorausſichkliche 
Lage der deutſchen Handelsſchiffahrk nach dem Kriege geäußert hat, zeugt 
don nichts weniger als von Enfmufigung. Und dieſe zukunftsſichere Stim- 
mung wird von den meiſten übrigen Leitern der großen Schiffahrtsgeſell— 
ſchaften geteilt, wie deutlich die von ihnen mit einer gewiſſen Haft befrie- 
benen Vergrößerungspläne und die Maſſe der in Bau gegebenen großen 
Frachtdampfer beweiſen. 

Die Kapitalkraft der großen deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften iſt aller- 
dings durch den Krieg ſehr geſchwächt, obgleich fie meiſt feit Jahren dem 
Beiſpiel der engliſchen Schiffahrksunternehmungen gefolgt ſind, für den 
Fall zukünftiger Schiffsverluſte, Konjunkturſchwankungen oder Ver- 
kruſtungskämpfe allerlei Fonds anzuſammeln und reichliche Invenkarab— 
ſchreibungen vorzunehmen. Aber in dieſer Anſammlung von Maſſen— 
tejerven haften immerhin noch manche engliſchen Geſellſchaften einen ge- 
wiſſen Vorſprung, und dazu kommt, daß, während die deuffchen Geſell—- 
ſchaften ſeit Kriegsbeginn von ihren Kapifalien zehren, die engliſchen Kon- 
kurrenzgeſellſchafkten neue Reſerven und Gewinne aufzuhäufen vermochken, 
da der Krieg bekanntlich die Frachkſätze enorm geſteigerk hat, für manche 
Routen ſogar zeitweilig auf das Acht, Neun- und Zehnfache. Man brauchk 
nur die Liſte der letzten Jahresabrechnungen mit denen der Jahre 1914 und 
1913 zu vergleichen, um ſofork zu erkennen, wie einträglich ſich das eng— 
liſche Reedergeſchäft unter den Wirkungen des Krieges geſtaltet hat. So 
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haben zum Beiſpiel in den drei letzten Jahren nach einer jüngſt vom »Man- 


cheſter Guardian« gemachten Aufſtellung die nachbenannken zehn Gefell- 
ſchaften folgende Gewinne erzielt: 


1915 1914 1913 
Pfund Sterling Pfund Sterling Pfund Sterling 
White Star Linrte 1008285 887548 1121268 
Leyland Linie SEAALBOO 620839 989810 
Eunard-Linie= Na na er DT 1286948 1187831 
Royal Mail-Linie. . . „ 808 „99823222 6470 
London & Northern- Linie 386299 118419 135541 
Pool-Linie e 118000 | — 
Elder, Dempſter & Con. I RR OA AAA 326122 307 605 
China Mutual-Linie. . .D ..%.: 3910055 286 725 381729 
Lampork & Holllk! 9 149 108 200 691 
Bodth mie e 225267 154828 


Das find recht hohe Genie immerhin veranſchaulichen ſie 
nur zum Teil den eingeſteckken Profit, da man ſich durchweg bei den Ver- 
rechnungen und Invenkarabſchreibungen bemüht hat, die Gewinnſummen 
niedrig erſcheinen zu laſſen, ſchon um an Kriegsſteuern zu ſparen. Außer⸗ 
dem kommt in Betracht, daß ſeit der letzten Abrechnung die Frachtraken 
weiter geſtiegen ſind. 

Freilich, der enormen Erhöhung der Schiffsfrachken ſcheint dennoch die 
obige Gewinnzunahme noch immer nicht zu entſprechen. Es darf aber nicht 
vergeſſen werden, daß den höheren Frachtraken andererſeits auch weit 
höhere Ausgaben der Reedereien enkgegenſtehen: höhere Heuer (Schiffs- 
löhnung), höhere Verpflegungskoſten, höhere Lade- und Löſchkoſten, höhere 
Verſicherungsprämien, höhere Abgaben uſw. Außerdem haben engliſche 
Reedereien der engliſchen Admiralität gezwungenermaßen mehr als ein 
Drittel ihres Schiffsparks für den Regierungskransporkdienſt und als 
Silfskreuzer überlaſſen müſſen, für dieſe requirierten Schiffe aber meiſt 
weit niedrigere Entſchädigungen erhalten, als den inzwiſchen geſtiegenen 
Frachkraken enkſprechen. Als Erſatz dafür haben die engliſchen Reeder viel- 
fach fremde, beſonders ſkandinaviſche Schiffe gecharkert, teils in Voll-, keils 
in Raumcharkerung, müſſen aber dafür unverhältnismäßig hohe Zeit- und 
Raumfrachten zahlen, jo daß ihnen beim Charkevertrag oft nur ein mäßiger 
Nutzen bleibt. Tatſächlich find denn auch die Gewinne der fremden, beſon⸗ 
ders der norwegiſchen Reedereien noch weit größer als die der engliſchen. 

Sir Walter Runciman, der Direkkor der engliſchen Moor-Linie (die 
allerdings in den letzten beiden Jahren keine beſonders guten Geſchäfte 
machte und ihren Gewinn von 254 000 Pfund Skerling im Jahre 1913 nur 
auf 335 349 Pfund Sterling im Jahre 1915 zu erhöhen vermochte), hakte 
daher keineswegs ganz unrecht, als er im vorigen Monat in einem durch 
engliſche SHandelsblätter gehenden Interview erklärke: 

Die britiſchen Reeder werden verurkeilt, weil fie während des Krieges Geld 
verdienen. Es find die Neutralen, die die Haupkernte halten und der britiſchen 
Schiffahrt dadurch gefährlich werden. Die Neukralen erzielen höhere Frachtraken 
und haben obendrein den Vorkeil der offenen Märkte, Schiff für Schiff erhalten 
fie höhere Frachtraken als die britiſchen Schiffsinhaber. Außerdem dürfen fie, außer 
Dänemark, ihre ganzen Profite behalten, während die britiſchen Schiffsbeſitzer 
eine Einkommenſteuer und außerdem 50 Prozenk ihrer Kriegsprofite bezahlen 
müſſen. Von jedem 100 Pfund Sterling erhält die Regierung 67 bis 70 Pfund. 
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Auch können die Neutralen ihre fämtlihen Schiffe für den Handel verwenden, 
während die britiſchen Beſitzer nur 30 bis 40 Prozenk ihrer Schiffe zu Markkraten 
verdingen können. Der Reſt iſt von der Admiralikät requiriert. 


Immerhin werden unzweifelhaft die engliſchen Großreedereien den 
deutſchen nach Schluß des Krieges enkſchieden kapikalkräftiger gegenüber- 
ſtehen. Indeſſen rechnen, wie es ſcheint, die deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften 
auf ein engeres Zuſammenarbeiten mit der Bankfinanz; und überdies wird, 
wenn nicht alle Anzeichen krügen, der Reichstag ſich mit Vorlagen über 
Kriegsenkſchädigungen und Subvenkionierungen ſolcher Linien zu beſchäf— 
tigen haben, denen durch den Krieg große Verluſte erwachſen ſind oder 
denen inzwiſchen auf ihren Rouken eine ſchwer zurückzudrängende Konkur- 
renz durch engliſche Linien enkſtanden iſt, wie zum Beiſpiel nach Oſtaſien 
und Ozeanien. 

Auch zu der Großinduſtrie ſucht man in der Großreederei engere Be— 
ziehungen herzuſtellen. Es hat vor zwei Monaten ſehr überraſcht, als die 
Zeitungen plötzlich zu melden wußten, die Woermann-Linie, der übrigens 
inzwiſchen durch eine Perſonalunion ihres Vorſtandes zugleich die Deutſch— 
Oſtafrika-Linie angegliedert worden iſt, werde durch Erwerbung der Aktien- 
majorität in den gemeinſamen Beſitz der Hamburg-Amerika-Linie, des 
Norddeutſchen Lloyd und des bekannten rheiniſchen Großinduſtriellen Hugo 
Stinnes übergehen. In Anbetracht der Beſtrebungen der Großreedereikreiſe, 
in engere Beziehungen zur rheiniſch-weſtfäliſchen Großinduſtrie und zu den 
großen Bankgruppen zu kommen, hat dieſe Aktion jedoch durchaus nichts 
Erſtaunliches. Bekannklich iſt Herr Hugo Skinnes auch nicht nur in den 
Aufſichksrat der Woermann-Linie, ſondern mit Ballin und Heineken, dem 
Generaldirektor des Norddeuktſchen Lloyd, zuſammen in den gejchäfts- 
führenden Dreimännerausſchuß des Unternehmens gewählt worden. Außer- 
dem wurde in den Auffichisrat noch der bekannte Verkrauens mann 
des Zentralverbandes deutkſcher Induſtrieller, der 
Eſſener Syndikus, Reichs- und Landktagsabgeordneker Dr. Wilhelm Hirſch, 
ſowie Herr Max Schinckel aufgenommen, Geſellſchafker der Berliner Dis— 
konkogeſellſchaft und der Norddeukſchen Bank in Hamburg, deren 60 Mil- 
lionen Akkien ſich bekannklich im Beſitz der Diskonkogeſellſchaft befinden. 

Sind daher die finanziellen Mittel zur Wiederaufnahme des Konkur- 
renzkampfes geſicherk, ſo kritt keineswegs der deutſche Schiffahrtsbekrieb 
unter ungünſtigen Bedingungen in dieſen Kampf ein. Die Geſamkkonnage 
der engliſchen Handelsflotke hat durch den Krieg ſehr gelitten. Bis Ende 
April bekrug der Verluſt infolge der Verſenkungen durch deukſche Unker— 
ſeebooke, Minenexploſionen und allerlei Unglücksfälle insgeſamt faſt 
1,60 Millionen Regiftertonnen, jetzt vielleicht 1,70 Millionen, während der 
Neuerſaß ſich noch nicht auf ein Driktel dieſer Summe ſtellt, da die Schiffs- 
bauwerften größtenteils für die Admiralität beſchäftigk und ihnen überdies 


zahlreiche Arbeitskräfte durch den Kriegsdienſt und die forcierke Muni- 


fionsfabrikafion entzogen find. Das iſt ſelbſt in Anbetracht der Größe der 
engliſchen Handelsmarine, die Anfang des Jahres 1913 nach der engliſchen 
Skakiſtik 11,88 Millionen Nektoregiſtertonnen umfaßte und ſich infolge 


großer Neubauten bis zu Beginn des Krieges auf ungefähr 12 Millionen 


Tonnen vermehrk haben dürfte, ein recht anſehnlicher Verluſt. Überdies iſt 
von dem Drittel der Geſamkkonnage, das die Admiralikät für Kriegszwecke 
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requiriert hat, ein großer Teil dermaßen abgenutzt und entwertet, daß er 
ohne umſtändliche Reparakuren kaum mehr als verwendbar gelten kann. 
Ferner hat die große Nachfrage nach Schiffsraum in England nicht nur, 
wie ſchon erwähnt, zu einer beträchtlichen Erhöhung der Schiffsfrachken, 
ſondern auch der Schiffslöhne und Verpflegungskoſten geführt; und dieſe 
werden vorausſichtlich auch nach dem Kriege nicht jofort erheblich fallen. 
Es iſt vielmehr wahrſcheinlich, daß, wenn die engliſchen Sciffahrfsgejell- 
ſchaften verſuchen jollten, nach dem Kriege die Lohnſätze ſchnell herabzu- 
drücken, dies zu energiſchem Widerſtand der engliſchen Seeleute und Dock 
arbeiter führen wird, die recht gut wiſſen, welche großen Profite ihre Reede- 
reien während der Kriegszeit eingeſteckt haben. 

Andererſeits hal die deukſche Schiffahrt zwar ebenfalls einen großen 
Teil ihres früheren Schiffsbeſtandes durch den Krieg verloren; aber 
dieſer Verluſt wird bis zum Schluſſe des laufenden 
Jahres mehr als reichlich erſetzt ſein, zumal wenn man in 
Bekracht zieht, daß anjtatk der verlorenen kleinen veralteken Dampfer meiſt 
größere, mit allen neuen Mitteln der Technik ausgerüſtete Schnelldampfer in 
Bau gegeben worden ſind. Schon ſeit Jahr und Tag wird auf den deutſchen 
Schiffswerften mit aller Kraft daran gearbeitet, die Verluſte auszugleichen. 
Es iſt eine recht anſehnliche Zahl von Rieſenſchiffen, die allein einige der 
größten deutſchen Schiffsgeſellſchaften bauen laſſen. Nach einer jüngſt von 
der »Berlingske Tidende« mikgekeilten Ausſage des Generaldirekkors Ballin 
baut die Hamburg-Amerika-Linie außer dem Rieſenluxusdampfer »Bis- 
marck« (96 000 Tonnen) und dem Rieſenkurbinendampfer »Tirpitz« (32 000 
Tonnen) drei große Dampfer von ungefähr je 22 000 Tonnen, vier Dampfer 
von je 18 000 Tonnen und zwölf Dampfer von 12 000 bis 17000 Tonnen 
Tragfähigkeit. Der Norddeukſche Lloyd baut außer den beiden Riejen- 
dampfern »Kolumbus« und »Hindenburg« von je 35 000 Tonnen die beiden 
Schnelldampfer »Zeppelin« und »München« von 16 000 Tonnen und zwölf 
Frachtdampfer von 12 000 bis 13 000 Tonnen. Die Bremer Hanſa-Dampf⸗ 
ſchiffahrtsgeſellſchaft baut acht, die Bremen-Hamburger Afrika-Linie ſechs, 
die Hamburger Kosmos-Linie zehn größere Dampfer, meiſt zwiſchen 9000 
bis 13 000 Tonnen. Selbſt die kleineren Reedergeſellſchaften vermehren in 
ſtarkem Maße ihren Schiffsbeſtand. 

überall bereitet man ſich auf den großen Konkurrenzkampf nach dem 
Kriege vor. Zwar ſtellen ſich, da ſich auch in Deukſchland die Baukoſten 
weſentlich erhöht haben, dieſe neuen Schiffe jetzt beträchtlich keurer als noch 
vor wenigen Jahren, und zudem wird auch die deutſche Handelsſchiffahrt 
zunächſt mit höheren Gehältern, Löhnen, Verpflegungskoſten uſw. zu rech- 
nen haben; aber dafür iſt andererſeits in den nächſten zwei, drei Jahren 
nach Friedensſchluß auch ein Zurückſinken der Frachkraken auf ihren 
früheren Skand kaum anzunehmen oder höchſtenfalls nur auf einzelnen 
heiß umſtriktenen Konkurrenzlinien. Was allerdings ſpäter geſchieht, iſt 
noch eine große Frage, beſonders wenn das Schiffsvermehrungsfieber an⸗ 
hält, das nicht nur die deutſchen Reederkreiſe, ſondern auch verſchiedene 
neutrale Staaten ergriffen hakt. Schließlich muß doch die rieſig geſteigerte 
Tonnage wieder zu ſtarkem Druck auf die Frachkſätze führen. Wie auch in 
den ſkandinaviſchen Ländern gebaut wird, zeigt die Takſache, daß auf der 
Ende Juni in Chriſtiania abgehaltenen Jahresverſammlung des Nordiſchen 
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Schiffsreedervereins konſtatierk wurde, die Geſamktonnage der dem Verein 
| angeſchloſſenen Reedereien hätte ſich auf 3 055 060 Tonnen erhöht, in fünf 
Jahren um faſt eine Million Tonnen; noch weit mehr aber ſei die Leiſtungs- 
| fähigkeit gewachſen, da auch hier veraltete Schiffe durch ſchnellere, größere 
und kechniſch beſſer ausgeſtaktete erſetzt worden ſind. 
Die Lage der deutſchen Schiffahrt nach dem Kriege ſtellt ſich alſo froß 
der großen Schiffs- und Kapikalverluſte und krotz der Anſtrengungen, die 
eine Wiederanknüpfung alter Beziehungen erfordern wird, keineswegs als 
ſo ungünſtig dar, wie oft angenommen wird, zumal die kechniſche Leiftungs- 
fähigkeit der deutſchen Handelsflotte die aller anderen Länder überkrifft — 
auch der engliſchen. Die engliſche Handelsflotte iſt zwar beträchtlich 
größer als die deutſche, die 1913 erſt 3 153 724 Nekkoregiſtertonnen zählte, 
während die engliſche (mit Einſchluß der iriſchen) bereits 11 878 807 Re- 
giſtertonnen umfaßte; Jaber die deutſche enthält im ganzen viel mehr große 
Schnelldampfer. Das ergibt ſich ſchon ſtakiſtiſch daraus, daß im Durchſchnikt 
auf einen Seedampfer der engliſchen Handelsmarine nur ein Raumgehalt 
von 810 Nektokonnen kommt, auf einen deutſchen Seedampfer aber 1265 
Nettokonnen. Im Durchſchnitt ſind alſo die deutſchen Seedampfer um mehr 
als 50 Prozent größer. 
g Was die einzelnen Routen anbetrifft, jo wird freilich der Krieg mancher— 
lei Veränderungen und Verſchiebungen zur Folge haben. Daß die großen 
nach Amerika fahrenden Rieſenſchnelldampfer deufjcher Linien im gleichen 
Maße wie bisher Southampton oder Plymouth anlaufen, um dork engliſche 
Paſſagiere aufzunehmen, iſt höchſt unwahrſcheinlich. Überhaupt wird vor- 
ausſichtlich der Schiffsverkehr zwiſchen Deukſchland und England zunächſt 
eine beträchtliche Einſchränkung erfahren. Dafür werden von den größeren 
deutſchen Linien in weit ſtärkerem Maße die holländiſchen und belgiſchen 
Häfen aufgeſucht werden. Auch die Schiffahrt nach Auſtralien und Oſtaſien 
gedenkt man, ſoweit ſich aus der bisherigen Tätigkeit der Firmen, die 
haupkſächlich auf Vermehrung ihres Schiffsbeſtandes bedacht find, und aus 
der Eigenart ihrer Bauaufträge ergibt, vorerſt ziemlich links liegen laſſen 
zu wollen. Dagegen ſoll die Schiffahrt nach den Vereinigten Staaten von 


Mit den Vorbereitungen auf einen großzügigen Konkurrenzkampf haben 
zugleich die Kartellierungs- und Verkruſtungsbeſtrebungen wieder eingeſetzt, 
die bereits kurz vor dem Krieg auf deukſcher wie auf engliſcher Seite zur 
Anbahnung von fogenannfen Konvenkionen und Inkereſſengemeinſchaften 


5 * Nebenbei bemerkt, find dieſe Größen nicht ohne weiteres vergleichbar, denn 
die deutſche Schiffahrtsſtatiſtik beginnt erſt bei einer Schiffsgröße von mehr als 
# Brukkokonnen, die engliſche ſchon bei 15 Brukkokonnen, außerdem find in der 
engliſchen Statiftik auch Fluß- und Küſtenfahrzeuge mitenthalten, die in Deuktſch⸗ 
land zu den Binnenfahrzeugen gerechnet werden. 
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geführt hatten — in Deutſchland zur Einigung der Hamburg-Amerika- 
Linie mit dem Norddeutſchen Lloyd und ihrem beiderſeitigen Anhang, der 
Kosmos-Linie, der Hamburg-Südamerikaniſchen Dampfſchiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaft, der Bremer Hanſa-Linie und der Hamburg-Bremer Afrika-Linie, 
während in England die Peninſular and Orienkal Company und die Britiſh 
India Company ſich zu einer Intereſſengemeinſchaft zuſammengeſchloſſen 
hatten. Die damals geſponnenen Fäden find inzwiſchen feſter verknüpft 
worden; doch entziehen ſich die einzelnen Abmachungen noch ſo ſehr der 
öffentlichen Kennknis, daß es für den, der nicht Gelegenheit hat, hinter die 
Kuliſſen blicken zu können, ſehr ſchwer hält, den heutigen Skand der Ver- 
einbarungen zu beurkeilen. Ich gedenke, ſpäter auf dieſe Beſtrebungen 
zurückzukommen. Heinrich Cunow. 


Nolizen. 


Genoſſe Schippel erſucht uns um Veröffenklichung folgender Zuſchrift: 

Myers, Geſchichte der großen amerikaniſchen Vermögen. 
Einige Bemerkungen in Nr. 15 der Neuen Zeit könnten zu irrigen Auffaſſungen 
verleiten. Deshalb möchte ich das Folgende feſtſtellen: 

Das Verdienſt, durch eine UAberſetzung das brillante Myersſche Werk der 
deutſchen Leſerwelt erſchloſſen zu haben, gebührt ausſchließlich dem Verlag und 
den (wie häufig: nicht ausdrücklich genannten) Überſetzern, daneben noch dem Ge— 
noſſen Myers für ſeine Umarbeikungen und wichtigen Ergänzungen. Ich ſelber fand 
die Überſetzung abgeſchloſſen und ſogar ſchon nach Buchſeiken umbrochen vor, jo‘ 
daß ich mich darauf beſchränken konnte und mußte, einige Stellen, die eine ge- 
nauere Kennknis der amerikaniſchen Parkeiausdrucksweiſe und ähnliches voraus- 
ſetzen, nach Sinn und Worklaut beſtimmter dem Myersſchen Original anzupaſſen. 

Dagegen erklärte ich mich wegen der unbeſtreikbaren Bedeukung des Myers- 
ſchen Werkes gern bereit, das einführende Geleitwort für die deutſche Aus- 
gabe zu ſchreiben. 

Berlin, 14. Juli 1916. Mar Schippel. 


Die Einfuhr in Wladiwoſtok. Der Weltkrieg, der den Handel auf dem AUtlan- 
liſchen Ozean und dem Mittelmeer fo ſehr einſchränkt, hat den des Stillen Ozeans 
ſehr gefördert. Eines der Sympkome dafür find die Zahlen der Einfuhr nach Ruß- 
land, die über ſeinen mandſchuriſchen Hafen Wladiwoſtok ging. Man führte dort 
ein Waren im Werte von: 


Millionen Rubel Millionen Rubel 

1914 1915 1914 1915 

Baumwolle... 9. 41,4 Zinn 7,9 

Terlilwaren 1 28,1 Zinn; 6,2 

Schuhzeug und Leder⸗ Ankim on 6,2 

waren (. 21,9 Stahl und Eifen . . 0,3 10,1 

Guüummn lee 9,1 Stahldraht 0,9 12,2 

Kupfer 6 Maſch men 7,0 

% Bl i:: un alten 14,3 Automobile . 01 8,1 
Michel! . — 4,5 


Zum größten Teil ſpiegelt ſich in dieſen Zahlen nur der Einfluß des Kriegs- 
bedarfs und der Abſchneidung der europäiſchen Häfen Rußlands vom Weltverkehr 
wider. Aber zum Zeil find fie Vorboten der wachſenden wirtſchaftlichen Bedeu⸗ 
kung, die durch den Krieg die Länder am Stillen Ozean gewinnen werden.“ 
3 f 


Für die Redaktion verantworklich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Länder am Skillen Ozean. 
Von K. Kautsky. 


Die Vereinigten Staaten, Japan, China find die Gebiete, die voraus- 
ſichklich die lachenden Erben nach dem europäiſchen Selbſtmord fein werden. 
Schon im Jahre 1850 hatte Marx auf die große ökonomiſche Bedeu— 
kung hingewieſen, welche die um den Stillen Ozean herumliegenden Gebiete 
erlangen müßten. In der »Neuen Rheiniſchen Revue« ſchrieb er: 

Dank dem haliforniſchen Gold und der unermüdlichen Energie der Vankees 
werden beide Küſten des Stillen Meeres bald ebenſo bevölkert, ebenſo offen für 
den Handel, ebenſo induſtriell ſein, wie es jetzt die Küſte von Boſton bis New 
Orleans iſt. Dann wird der Stille Ozean dieſelbe Rolle ſpielen wie jetzt das At⸗ 
lantiſche und im Mittelalter das Wittelländiſche Meer. 


Was von ſo mancher anderen Marxſchen Prognoſe gilt, iſt auch von 
dieſer zu ſagen. Marx hat richtig geſehen, aber der Gedanke wandert 
ſchneller als die Wirklichkeit. So bald, wie er es erwartete, kam die von 
ihm erwartete Verlegung des ökonomiſchen Schwerpunktes der Welt nicht. 
Und als ſie ſich endlich anbahnke, geſchah das weit mehr auf der aſiakiſchen 
als auf der amerikaniſchen Seite des Stillen Ozeans. Kalifornien iſt immer 
noch ein reines Agrarland, indes Japan und China raſch zu gewaltigen In- 
duſtrieſtaaken werden. Rückwirkend muß deren Aufſchwung freilich auf die 
Weſtküſte Amerikas belebend wirken, indes vielleicht noch mehr auf ſeine 
Oſtküſte, die durch den Panamakanal Oſtaſien um fo viel näher gerückt iſt. 

Daß der Weltkrieg, der Europas Kapitalien und geſchulte Arbeitskräfte 
dezimiert, gleichzeitig Amerikas Induſtrie und Landwirtſchaft mächtig be- 
fruchten mußte, lag ſchon zu Beginn des Krieges klar zutage. Heute wiſſen 
wir, daß auch Japans Induſtrie ſehr durch ihn gewinnt. China wird durch 
den Krieg der Feſſeln enkledigk, die ihm europäiſche Mächte anlegen woll- 
ken. Endlich iſt auch Sibirien zu den Gebieten zu zählen, die durch den Krieg 
gewinnen. Im allgemeinen bedeukek er zunehmende Belaſtung der Induſtrie 
zugunſten der Landwirkſchaft. Doch wird dieſe in den kämpfenden Staaten 
ebenfalls geſchädigt, natürlich direkt in den Gegenden des Kriegsſchau— 
plates, allenthalben aber durch Verminderung der ihr zu Gebote ſtehenden 
Arbeitskräfte. Vor dem Kriege litt ſchon die Landwirkſchaft mehr an Ar— 
beitermangel als die Induſtrie. Sibirien dagegen liegt nicht nur fern von 
jedem Kriegsſchauplatz, gewinnt nicht nur als Lieferant von Agrarprodukten, 
ſondern auch durch Zuſtrom von Arbeitskräften. Von den Willionen, die 
aus den weſtlichen Gebieten des ruſſiſchen Reiches vor der feindlichen In- 
vaſion flohen, haben viele ihre Zuflucht in Sibirien geſucht, die nach dem 
Kriege es vorziehen werden, dork zu bleiben, jfatt nach ihren verwüſteten 
Heimſtätkten zurückzukehren. Unter allen Gebieken der kriegführenden 
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Staaken wird Sibirien das einzige fein, das während des Krieges und durch 
ihn an erwachſenen, geſchulten männlichen Arbeitskräften gewinnt. 

Das Verhältnis, in dem die großen Gebieke am Stillen Ozean zueinander 
ſtehen, iſt ein ganz eigenartiges, verſchieden von dem der Gebiefe am 
Mittelmeer ſowie am Aklankiſchen Ozean. i 

Als die Völker am Mittelmeer im Altertum in nähere Beziehungen zu⸗ 
einander kamen, waren die meiſten von ihnen in bezug auf Kulturhöhe nicht 
ſehr voneinander verſchieden. Auf der einen Seite ſtand eine Ziviliſation, 
die von der Barbarei noch nicht weit entfernt war; auf der anderen Bar- 
baren, die ſich der Schwelle der Zivilifation genähert haften. Unter gün- 
ſtigen Bedingungen vermochken dieſe die Ziviliſation jener leicht aufzunehmen 
und weiterzuführen, ja die dadurch erlangte militäriſche Kraft zur Überwin- 
dung ihrer Lehrmeiſter zu benutzen. Die Ziviliſation wanderte dorf von 
Meſopokamien nach Oſten, von Agypten nach Norden. Die Griechen über- 
wanden Vorderaſien und Agypten, um ihrerſeits von den Römern beſiegt 
zu werden. Dann wurde die romanifierte Mittelmeerwelf von den Ger- 
manen, die helleniſierte von den Arabern niedergeworfen, worauf Ger- 


manen und Araber ſowie ihre Nachfolger, die als »Franken« bezeichneten 


Europäer und die Türken, fi) das Mittelmeer ſtreitig machten, bis die an 
den Geſtaden des Aklankiſchen Ozeans wohnenden Völker Europas die 
Technik der Seefahrt jo weit entwickelt haften, daß fie es wagen konnken, 
das Weltmeer zu durchqueren. 

Dort fanden fie eine ganz andere Situakion vor als im Mittelmeer. Die 
Völker Europas, die nun das Zeitalter der Entdeckungen inaugurierken, 
haften eine Höhe der Technik und der Ziviliſakion erreicht, die bis dahin 
in der geſellſchaftlichen Entwicklung nicht erhört war. Sie krafen an den 
Küſten Afrikas und Amerikas auf völlig rückſtändige Völker, die ſich noch 
im Zuſtand der Wildheit befanden. Wir haben allen Grund, anzunehmen, 
daß auch fie imſtande geweſen wären, die Zivilifation der europäiſchen Ein- 
dringlinge anzunehmen, aber Jahrhunderte liebevoller Sorgfalt hätten dazu 
gehört. Dieſe wurde ihnen nicht zuteil. In den gemäßigten Klimaten der 
neu entdeckten Gebiete, wo Europäer ſchwere Arbeit zu leiſten vermochten, 
wurden die Eingeborenen von Koloniſten ausgerottet. In den heißen Gegen- 
den, wo Europäer bei harter Arbeit zugrunde gingen, wurden die Einge- 
borenen verſklapt. 

Am Stillen Ozean dagegen krifft nicht Wildheit oder Barbarei mik der 
Ziviliſation zuſammen, ſondern ſtoßen zwei hohe Ziviliſakionen aufeinander, 
von denen jede ſich völlig unabhängig von der anderen entwickelt hal und 
die die ſchroffſten Gegenſäte darſtellen. | 

In China die älteſte bodenſtändige Ziviliſakion der Welt, in Amerika 
die jüngſte friſch eingewanderke Ziviliſakion. Die amerikaniſche rein kapita- 
liſtiſch, ohne die geringſte feudale Tradition, ohne »verfallene Schlöſſer und 
Bajaltes; die oſtaſiatiſche noch in ihrem Empfinden, wenn auch nicht mehr 
in ihren Geſchäften, ganz in den feudalen Überlieferungen befangen. Die 
Amerikaner, als Parvenüs bar jedes verfeinerken Geſchmacks; bei den Oſt⸗ 
afiafen auch in den unkulkivierken Klaſſen ein ſtarkes künſtleriſches Emp- 
finden. In Amerika Überfluß an Boden und Bodenprodukfen und daher 
erfenfiver Raubbau, dagegen Mangel an menſchlichen Arbeitskräften und 
daher weiteſtgehende Anwendung von Maſchinen. In China auf weiten 
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Flächen jedes Bodenſtückchen ſeit Jahrhunderten beſetzt und aufs ängſt⸗ 
lichſte benutzt, intenſivſte Bodenkultur, aber nur, ſoweit ſie ohne Maſchinen 
möglich; neben Mangel an Boden Überfluß an Menſchen, daher rückſichts- 
loſe Verwüſtung von Arbeitskraft. In Amerika die höchſten, in Oſtaſien 
die niedrigſten Löhne der Welt. Hier ſtändige Maſſeneinwanderung, dork 
ſtändige Maſſenauswanderung, ſo daß am Stillen Ozean das Wanderungs- 
problem und die daraus erwachſenden Gegenſäße ihre ſchroffſten und ge- 
waltigſten Formen finden. Dabei ſind die beiden großen enkſcheidenden 
Reiche einander darin völlig ebenbürtig, daß fie alle Bedingungen um- 
ſchließen, die ſtärkſte ökonomiſche Macht zu enkwickeln. Sie verfügen über 
die größten Kohlen- und Eiſenlager der Welt, jede von ihnen bedeufet einen 
inneren Markt von einer Ausdehnung, der in der übrigen Welt ſeines- 
gleichen nicht findet. Wohl zählt Indien ebenſo wie Rußland mehr Ein- 
wohner als die Vereinigten Staaten, aber um wie viel übertrifft die durch- 
ſchnittliche Kaufkraft eines der 100 Millionen Nordamerikaner die eines 
der 160 Millionen Rußlands oder der 300 Millionen Indiens! Anderer- 
ſeits umfaßt das britiſche Geſamkreich wohl ebenſo viele Einwohner wie 
China, vielleicht noch mehr, aber fie bewohnen nicht ein räumlich zufammen- 
hängendes Gebiet, ſondern find über verſchiedene Erdteile verffreuf, bilden 
nicht einen geſchloſſenen inneren Markt. 

Endlich ſtehen China wie die Vereinigten Skaaken darin einzig da, daß 
ſie die verſchiedenſten Klimake umfaſſen. 

Alle kapitaliſtiſche Großinduſtrie har ſich bisher in den Gebieten ge- 
mäßigter Zone entwickelt, die für energiſche industrielle Arbeit die beſten 
Bedingungen bietet. Eine Reihe ihrer wichtigſten Rohſtoffe aber bezieht ſie 

aus Gebieten der heißen Zone. 

In Europa hal der induſtrielle Kapitalismus ſich zuerſt entwickelt, dort 
aber iſt er durch ausgedehnte Meere von den Ländern der heißen Zone ge— 
krennk. Im Gegenſaß zu den kapitaliſtiſchen Staaken Europas erſtrecken ſich 
die Vereinigten Staaken wie China von der gemäßigten bis in die heiße 

Zone. Innerhalb ihrer Landesgrenzen finden ſie ebenſo die Bedingungen 
inkenſiver induſtrieller Arbeit wie mannigfalfigfter Rohſtoffproduktion. Nur 
Rußland nähert ſich ihnen darin einigermaßen. Doch iſt die Produktivkraft 
ſeiner heißen Gebieke gering. 
Kein Staat iſt in dieſer Beziehung fo gut daran wie China. Es erffreckt 
ſich vom 53. Grad bis zum 18. Grad nördlicher Breite, die Vereinigten 
Staaten vom 49. bis zum 24. Grad. Das ruſſiſche Reich in Aſien geht ſüdlich 
nur bis zum 34. Grad nördlicher Breike. Der ſüdlichſte Punkt Europas 
liegt auf dem 36. Grad. 
Seüblich von China liegt noch Indochina, ehemals ein Vaſallenſtaak des 
chineſiſchen Reiches, dann von Frankreich in Beſitz genommen. Es iſt ſehr 
fraglich, ob nach dem Kriege Frankreich die Kraft haben wird, feine chine⸗ 
ſiſche Kolonie noch zu behaupten, namenklich wenn ſich Japan mik China 
verbündek. Gelingt es dieſem, wieder feine frühere Ausdehnung zu gewin— 
nen, dann umfaßt es ein Gebiet, das ſich von der geographiſchen Breite der 


Eine genaue Zählung der Einwohnerzahl Chinas gibt es nicht. Die Angaben 
darüber gehen ungeheuer auseinander. Das »Skatiſtiſche Jahrbuch für das Deutſche 
Keich« gibt fie auf 438 Millionen an, dagegen »Statesman’s Vearbook« nur auf 
320 Millionen! 
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Nordſee bis zu der Abefſindene erſtreckt. Dabei iſt es ausgedehnter als ganz 
Europa.? Wenn irgendein Staat, wäre dieſer imſtande, jenes ſich ſelbſt ge- 
nügende Gemeinweſen darzuſtellen, von dem die neueſte Schule impetia- 
liſtiſcher Sozialiſten und ſonſtiger Konfuſionsräte träumt. Er war es in vor- 
Kapitaliſtiſcher Zeit. Unter kapitaliſtiſchen Produlkionsbedingungen könnte 
ſelbſt dieſes ausgedehnte China ſich nicht ſelbſt genügen. Wohl aber bietet 
ſeiner Induſtrie dies Gebiet den ungeheuerſten inneren Markt und damit 
die ſtärkſte Fee Baſis, die für eine kapitaliſtiſche Induſtrie denk- 
bar iſt. 

Auch in Dorkanitatinieher Zeit war Chinas ökonomiſche Unabhängigkeit 
von jeglicher Beziehung mit dem Ausland nicht frei von ſchweren Nach- 
keilen. Nach dem Weſten zu von ſchwer zu durchquerenden Wüſten und 
furchtbaren Hochgebirgen begrenzt, nach Oſten von einem Meere, das nicht 
zur Seefahrt verlockte, ſtellte es dem Verkehr der Chineſen mit dem Aus- 
land große nakürliche Hinderniſſe enkgegen, zu deren Überwindung ſie der 
ſtärkſten Antriebe bedurft hätten. Die blieben aus, da bei der reichen 
Mannigfaltigkeit der Produkte des ungeheuren Reiches auf vorkapitali⸗ 
ſtiſcher Baſis kein Bedürfnis aufkam, das es nicht ſelbſt zu befriedigen ver- 
mocht hätte. 

Wüſten und Steppen bilden allerdings kein Hindernis des auswärtigen 
Handels, fie fördern ihn eher unter primitiven Verhältniſſen, da fie eine ſeß⸗ 
hafte Bevölkerung nicht zu ernähren vermögen. Ihre nomadiſchen Be- 
wohner, die unſtel von Ork zu Ork ziehen, find ſehr dazu geeignet, Handels⸗ 
verbindungen zwiſchen den verſchiedenen an die Wüſte oder Steppe gren- 
zenden Gebieten herzuſtellen. Dazu gehört aber, daß die Gebieke hüben und 
drüben ſich ekwas zu ſenden haben. Die Syriſch-Arabiſche Wüſte grenzte im 
Oſten an Babylonien, im Weſten ſtand ſie durch Paläſtina und Phönizien 
mit Agypten und Griechenland in Verbindung. Das ergab einen lebhaften 
Handelsverkehr durch die Wüſte. Die Chineſen dagegen fanden jenſeits der 
Wüſte, die ihr Reich begrenzte, nur dürftige Jägervölker, von denen nichts 
zu holen war. 

Vom Ausland abgeſchloſſen, erfreute ſich China zumeiſt der Segnungen 
des Friedens, und inſofern war feine Kulkurentwicklung ſehr TON 
Aber fie blieb ſtehen an der Schwelle der kapitaliffiihen Induſtrie. 
fehlten ihm die kraftvollen Anregungen und Anſtöße, die durch Wande 
rungen und den Weltverkehr den Völkern Europas zuteil wurden. 

Jetzt aber erfährt es ſolche Anregungen und Anſtöße in reichlichſtem 
Maßge auf ſehr unſanfte Weife; feine Selbſtändigkeit wird durch die Frem⸗ 
den ernſtlich bedroht. Da beeilt es ſich mit verblüffender Schnelligkeit, das 
Verſäumte nachzuholen. Troßdem oder vielmehr gerade dadurch drohte 
ihm die Gefahr, in die finanzielle Knechtſchaft Europas zu gelangen. Dieſe 
Gefahr hat der Weltkrieg fo gut wie völlig beſeitigt. Für lange hinaus wird 
Europa fein eigenes akkumuliertes Kapital und auch den eventuellen Über- 
ſchuß daran, den Amerika über ſeinen eigenen Bedarf hinaus produzierk, 
ſelbſt verbrauchen. China wird feinen wirkſchaftlichen Aufſtieg auf das euro ⸗ 
päiſche Niveau aus eigener Kraft, mit eigenen Mitteln vollziehen. Weniger 


2 Europa umfaßt nicht ganz 10, das heutige China über 11 Millionen 
Quadratkilometer. Es iſt zehnmal fo groß wie das erſehnke Mitteleuropa. 
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klar als ſeine wirtſchaftliche iſt ſeine politiſche Zukunft. Aber auch da kom- 
men als Mächke, die ſich auf ſeine Koſten vergrößern könnten, nicht mehr 
die Staaten des Aklantiſchen, ſondern nur noch die des Skillen Ozeans in 
Bekrachk. Die Eiferſucht zwiſchen Amerika und Japan dürfte dabei dafür 
ſorgen, daß letzteres die chineſiſche Entwicklung nicht zu empfindlich ſtört. 

Amerika aber kritt hinfort in den Mittelpunkt der kapitaliſtiſchen Welt, 
wird die Zenkralmacht, um die ſich Europa wie China drehen. 

Die Anregung zu dieſen Gedanken gab mir das jüngſte Büchlein des 
Tübinger Profeſſors Robert Wilbrand, einer der ſympakhiſchſten 
Erſcheinungen der jüngeren Generation bürgerlicher Ökonomen. Er legt 
darin die Eindrücke einer Reiſe um die Welk nieder, die er kurz vor dem 
Kriege unternahm, und ſkizziert die ſoziale Struktur der Vereinigten 
Staaten, Japans und Chinas.“ Es find nichts als anſpruchsloſe Feuilletons, 
die er uns gibt, aber fie enthalten eine Fülle wichtiger Beobachtungen und 
Gedanken eines Mannes, der ökonomiſch ſehen und forſchen gelernk hat 


und der den beſtehenden Zuſtänden ſehr kritiſch gegenüberſteht. 


Unſeren Imperialiſten ſpricht er durchaus nicht nach dem Munde. Dieſe 
hatten bekanntlich davon gekräumt, der Feldzug, den fie 1900 gegen die 


Chineſen unternahmen, werde dieſe durch feine rückſichtsloſe Energie jo ein- 


ſchüchtern, daß jahrhunderkelang kein Chineſe einen Europäer ſcheel anzu- 
ſehen wagen und damit die dauernde Garantie der Unterwürfigkeit Chinas 
gegeben ſein werde. Wilbrandt konſtatiert, daß gerade dieſer Feldzug, der 
militäriſch für China verloren ging, ſeinen Aufſtieg gewaltig beſchleunigt 
habe. Er genierk ſich auch nicht, das damalige Kriegskreiben bei ſeinem 
wahren Namen zu nennen. Er ſagk: 

An ſich unverzeihlich, aber für die Chineſen ernüchkernd wie ein kalter Waſſer- 
ſtrahl war das brukale Rauben und Morden der Europäer im Jahre 1900, wie es 
uns jetzt von unverdächtigen Augenzeugen geſchilderkt wurde. (S. 58.) 


Er ſieht auch deutlich die Tendenz der Kolonialpolitik, die auf der einen 
Seite die Eingeborenen prolekariſiert und in den Klaſſenkampf gegen die 
Europäer kreibt, damit die » Emanzipation vom Europäer als Problem er- 
ſtehen«, und auf der anderen Seite die Europäer kiefer ſinken läßt: 


Die Europäer da draußen ſind dabei in der Gefahr aller vom Zufall allzu hoch 


| gehobenen Exiſtenzen: wie die verwöhnte amerikanische Frau innerlich ärmer 


wird, wie einſt der Adel im Verhältnis zum Bürgerkum, jetzt die Bourgeoiſie im 
Verhältnis zum Prolekariat gerade durch die Herrenſtellung um fo leichter de- 
generiert, jo auch draußen die Europäer. Sie bekommen, wie gezeigt, ein unge- 
wohnt nobles Leben, freuen ſich, fühlen ſich, langweilen ſich, krinken, kurz, werden 
menſchlich in ihrer Entwicklung ärmer, während die veradhtefen Eingeborenen ſich 
nun entwickeln — der kypiſche Keim zur Umwälzung, wie ſchon von Plato in ſeinem 
„Staat als regelmäßiger Kreislauf« geſchilderk. (S. 74.) 


Sehr vorteilhaft ſticht da der bürgerliche Ökonom von jenen modernſten 


»Marxiſten« ab, die glauben, die dringendſte Pflicht der Sozialdemokratie 


gegenüber dem Prolekariat beſtehe im Einfrefen für Erweiterung des Ko- 
lonialreichs, das heißt für Vermehrung der ihre Inhaber degradierenden 
Herrenſtellungen. 


3 Robert Wilbrandt, Als Nationalökonom um die Welt. Jena, Eugen Die- 
derichs. 83 Seiten. Preis 2 Mark. 
1915-1916. 11. Bd. = 
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Der »hiſtoriſche Makerialismus« unſerer jüngſten Marxiſtenſchule läuft 
eben auf bloße Förderung der gegebenen »makeriellen Grundlage«, der kapi- 
kaliſtiſchen Produktionsweiſe hinaus, während Wilbrandt auf Schritt und 
Tritt über ſie hinausſieht. | 

Ein Sozialdemokrat iſt freilich Wilbrandt nicht und fein ökonomiſches 
Ziel nicht ganz klar. Er jagt: 

Unjere politiſche Ökonomie hat das Erringen materieller Mittel zum Objekt 
ihrer Bekrachkung gemacht, ſtatt des Wirtſchaftens ſelbſt, das auf feine eigenen 
Grundgeſetze hätte führen müſſen. Auf denſelben Weg hat Europa nun Oſtaſien 
gedrängt. Und hätte doch Urſache, lieber ſeinerſeits von der oſtaſiatiſchen Ökonomie 
zu lernen, um neben der glänzend entfalfeten Ökonomie der Produktion auch die 
verlorene Ökonomie der Konſumtion zurückzugewinnen. (S. 75, 76.) N 


Das Klingt verzweifelt dunkel, wird jedoch vom Verfaſſer dann er- 
läuterf. Unter dem unglücklichen amen »Skonomie der Konſumkion« verſteht 
er die ſich ſelbſt verſorgende Eigenwirkſchaft. Unter ihrem Regime arbeitet 
der Arbeiter für ſich ſelbſt, fein Streben nach Befriedigung feiner Bedürf- 


niſſe wird eingeengt durch das Streben nach Muße, die auch Reichtum iſt, 


und zwar der größte Reichtum. Die Tendenz diefer Produkkionsweiſe geht 
daher wohl nach reichlicher Befriedigung der phyſiſchen und geiſtigen, zum 
Beiſpiel künſtleriſchen Bedürfniſſe, aber nach Maßhalken in allem, was 
phyſiſchen Luxus bedeutet. Ihr Charakteriftikum iſt die Einfachheit. Das 
nennt Wilbrandk die Ökonomie der Konſumtion. Es iſt ſehr irreführend, 
dieſe Ökonomie die »oſtaſiakiſche OBkonomie« zu nennen, denn er gebraucht 
hier das Work Ökonomie in zwei ganz verſchiedenen Bedeutungen: das 
eine Mal verjteht er darunter Sparſamkeit und das andere Mal Produk- 
kionsweiſe. f . 

Jener Ökonomie, der der Eigenwirtſchaft, ſetzt er entgegen die »kapita- 
liſtiſch erſtarkte und vollendete Tauſchwirkſchaft«. Sie führt zur Geld- 
wirkſchaft. Für Geld kann man alle Bedürfniſſe befriedigen; der Drang 
nach Gewinnung und Anſammlung von Geld hat daher die Tendenz, maß⸗ 
los zu werden. Dieſe Tendenz wird von den ſtärkſten Gegentendenzen be- 
freit, die fie zunächſt einengen, ſobald der Arbeiter vom Produktionsmittel 
getrennt und der Beſitzer der Produkfionsmittel zum Leiter der Produk- 
tion und in dieſem Sinne zum Produzenken wird. Das Gegengewicht gegen 
die Steigerung der materiellen Bedürfniſſe, der Drang des Arbeiters nach 
Muße, beſteht nicht für den Beſitzer der Produkkionsmittel, den Kapita- 
liſten. Sein Drang nach Vermehrung feiner Bedürfniſſe und feines Einkom- 
mens wird maßlos. Damit aber auch der Drang nach Vermehrung ſeiner 
Ausbeutung. Die Ausbeutung des einzelnen Arbeiters findet ihre phyſiſchen 
und ſozialen Grenzen; je enger dieſe, deſto lebhafter der Drang nach Ber- 
mehrung der Ausbeukung durch Vermehrung der Zahl der Ausgebeuteten, 
der Arbeiter. Daher der Drang nach ffeter Vergrößerung und Vermehrung 
der Betriebe, den andere Momente noch verſtärken. Daher der Drang nach 
ſteker Vergrößerung der Produktion von Produkten, die zu ihrem Abſatz 
wieder einer Ausdehnung des Marktes und der Vermehrung der Bedürf- 
niſſe bedürfen. 

Wilbrandt zeichnet dieſe Entwicklung nicht fo, wie hier geſchehen, fon- 
nein mehr pſychologiſch und weniger ökonomisch, und kommf zu dem Re- 
ultat: 


K. Kauksky: Die Länder am Stillen Ozean. 511 


Das iſt es, was uns auf den Weg des raſtloſen Erwerbens und Genießens ge— 
krieben hat: der verhängnisvolle Kreislauf, daß um des notwendigen Erwerbes 
willen, ſchon zur Daſeinsfriſtung nötig, fremde Bedürfniſſe geahnt, geweckt, ge- 
ſteigert werden müſſen, und daß das, was jo dann allgemein unentbehrlich ge— 
worden iſt, wieder um ſo mehr Gelderwerb nötig macht. (S. 77.) 


Es gehört in der Taf zu den inneren Widerſprüchen des induſtriellen Ka— 
pitalismus, daß er gleichzeitig auf ſtete Erweiterung wie auf ftete Beſchrän— 
kung der Bedürfniſſe hindrängt. Schon Marx weiſt im »Kapital« auf die 
zwei Seelen im Kapitaliſten hin, die eine der Kapitalakkumulakion, die ihn 
drängt, zu »entſagen«, zu ſparen, und die andere, die nach ſteigendem Genuß, 
wachſender Verſchwendung verlangt. Aber auch den Ausgebeuteken gegen- 
über, ſeien es heimiſche Prolekarier oder Kolonialvölker, zeigt das Kapital 
das gleiche widerſpruchsvolle Streben. Es ſucht ihre Ausbeutung möglichſt 
zu ſteigern, ihre Löhne und Einkommen herabzudrücken, und doch drängt 
es ihnen immer wieder neue Bedürfniſſe auf, um den Maſſenkonſum feiner 
Produkke zu heben. Es ſeßt bei den Naturvölkern an Stelle klaſſiſcher 
Nacktheit die ordinären Hoſen und Kittel europäiſcher Konfektion, ſucht 
dem Prolefariat Europas Alkohol, Schundromane, Kinos und ähnliche 
Kulturmittel unentbehrlich zu machen. 


So empfand ich heimkehrend mehr denn je, wie man eine Unſumme von »Be- 
dürfniſſen« uns angewöhnt hat, die uns nur beläſtigen und Zeit koſten, angebliche 
»Ziviliſation«, und wie der voranleuchkende Luxus des Reichtums, allgemein nach— 
geahmt, bei uns eine Maſſe unbefriedigker Bedürfniſſe züchtet, »glänzendes Elend« 
und ewig ſorgende Knappheit, ſtatt heikerer Einfachheit im Oſten. (S. 78.) 


Der Vergleich der oſtaſiatiſchen mit der kapitaliſtiſchen Welt ſchärft un- 
ſerem Nakionalökonomen das Auge für die Erkennknis der Schäden des 
Kapitalismus. Aber er iſt kein Reakkionär. Er bedauerk die Verdrängung 
der »ruhigen Farbigkeit des nahen und fernen Oſtens« durch die »öde Ge— 
ſchmackloſigkeit« und die aufreibende Unruhe des »Geſchäftsgeiſtes« un— 
ſerer Umwelt, doch ſucht er die Rettung nicht in der Rückkehr zur Ver- 
gangenheit, ſondern ihn »treibt die Erkenntnis deſſen, was verloren wurde, 
das Neue zu ſuchen in einer den Tauſch überwindenden höheren Entwick- 
lung«, einer »frei aufzubauenden neuen Gemeinwirkſchaft«. (S. 80.) 
Dass iſt aber nichts anderes als die ſozialiſtiſche Geſellſchaft. 

Gewiß haben die vorwiegend äſthetiſchen Motive Wilbrandks nicht die 
Kraft, die Widerſtände zu überwinden, die ſich der Durchſetzung des Sozia— 
lismus enkgegenſtemmen. Dieſe Kraft kann nur das Klaſſenintereſſe des 
Proletariats liefern. Aber das mindert weder die Bedeukung der Krifik, 
die Wilbrandt übt, noch die Bedeukung des Zieles, das er aufſtellt. In der 
Tat kann die Befreiung des Proletariats nur unker Bedingungen vor ſich 
gehen, die eine Befreiung der geſamken Menſchheit, auch der Beſitzenden, 
auch der großen Ausbeuter von den Qualen ewigen Hetzens und Jagens 
nach neuen Schäßen, neuen Genüſſen, von den Qualen ſteker Beunruhigung 
und Bedrohung durch Kriſen, Kriege und andere Kataffrophen bedeuten. 

Die Befreiung des Prolekariaks kann nur fein eigenes Werk ſein. Es 
befreit aber mit ſich ſelbſt auch ſeine Gegner im Kampfe gegen ihren eigenen 
erbitterten Widerſtand. 

Unſeren Umlernern iſt die Fähigkeik verloren gegangen, über den Ka— 
pitalismus hinauszuſehen. Das Bedürfnis nach ſeiner ſteten Ausdehnung, 
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nicht nach feiner Überwindung bejeelt ihr praktiſches Wirken. Die vom Ka- 
pifalismus noch nicht erfaßten Gebieke bekrachten ſie mit den Augen des 
Kolonialpolitikers und Imperialiſten. Um wie viel höher ſteht der bürger 
liche Ökonom, den fein Einblick in jene Gebiete von der Kolonialpolitik und 
dem Imperialismus wegführt zum Sozialismus! 


Die Überſchätzung der wirkſchafklichen Bedeutung des 
Kapitalerports und des Imperialismus.“ 
Von E. Varga. 


In kauſenden Artikeln und Büchern wurde es verkündet, daß Weſt⸗ 
europa »die Stad ke, »die induſtrielle Werkſtätte der Welt⸗ 
iſt. In feinem Buche »Die Erſchükterung der Induſtrieherrſchaft und des 
Induſtrieſozialismus« ſchilderk Georg Hildebrand in den düſterſten Farben 
das ſchreckliche Elend, welches auf das induſtrielle Proletariat Weſteuropas 


wartet, wenn ſich die Induſtrialiſierung Amerikas, Aſiens und Auſtraliens 


vollzogen haben wird. Ja er geht fo weit, ſogar den Zeitpunkt der Kriſe feit- 
zuſetzen. Faſt alle Schriftſteller des Sozialismus ſcheinen darin vollſtändig 
einig zu fein, daß der wirkſchafkliche Imperialismus, das Über- 
greifen der nationalen Wirkſchaft in die Weltwirtſchaft eine notwen⸗ 
dige Enkwicklungsſtufe des Kapitalismus iſt, eine »hi⸗ 
ſtoriſche Kategorie«; nokwendig in dem Sinne, daß ohne ihn 
die kapitkaliſtiſche Wirkſchaft der europäiſchen Weſt⸗ 
mächke nichkbeſtehen könnte; notwendig in dem weiteren Sinne, 
daß der Imperialismus zu der Entwicklung der Produktivkräfte unerläß- 
lich, daher eine unumgängliche Vorſtufe des Sozialismus ſei! 

Trotz der allgemeinen Verbreitung dieſer Lehrmeinung wage ich, ihre 
Richtigkeit in Zweifel zu ziehen: die nachfolgenden Ausführungen ſollen 
beweiſen, daß die Bedeutung des Imperialismus für das Wirkſchaftsleben 
zumindeſt weit überſchätzt wurde! 

Bevor wir jedoch mit unſerer Beweisführung beginnen, wollen wir dar- 
auf hinweiſen, warum dieſe ganze Unterſuchung gerade 
jetzldringend aktuell iſt. Deswegen, weil unſerer Anſicht nach die 
Stellungnahme, welche die Mehrheit der ſozialdemo⸗ 
krakiſchen Parteien der Weſtmächke zu dem Kriegs- 
problem genommen bat, in erffer Linie auf der Über⸗ 
ſchätzung der wirkſchafklichen Bedeukung des Imperia⸗ 
lismus für die Entwicklung der Volkswirkſchafk und 


für die Lage der induſtriellen Arbeiterſchaft im beſon⸗ 


deren beruht. 
Dieſe Überſchätzung iſt eine doppelte. Auf der einen Seite wird die Be⸗ 
deutung des Warenexporks, auf der anderen die des Kapitalerports über- 


ſchätzt. Ich behalte mir vor, die erſtere Frage ſpäker ausführlicher zu er⸗ 


örkern. Diesmal ſei nur die Bedeutung des Kapikalexports unterſucht. 


Die vorliegenden Ausführungen bilden einen Ausſchnikt aus einer größeren 
Arbeit, die uns der Verfaſſer ſendek. Mit Rückſicht auf unſere beengten Raum- 


berhältniſſe geſtaktek er uns, dies Stück für ſich allein abzudrucken. Die Redaktion. 
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Unter Kapitalexport verſtehen wir die Ausfuhr von Werten nach irgend— 
einem fremden Lande nicht zum Zwecke von Abſaß, ſondern gewinn- 
bringender Verwerkung. Der Ertrag des im Ausland angelegten Kapitals 
kommt Bürgern des Kapital ausführenden Skaakes zugute. Nur wo dies 
zukrifft, ſprechen wir von Kapifalerport; wandern aber mit dem Kapital zu- 
gleich auch ſeine Beſitzer in das betreffende Land aus, ſo pflegen wir von 
Kapitalabwanderung zu ſprechen. Der Kapitalexport zeigt zwei Haupf- 
formen. Er kann ſtaktfinden in Form von Leihkapital: Staaten, 
Städte, Bahnen nehmen im Ausland Anleihen auf, für die ſie feſte Zinſen 
zahlen; die Kapitaliften, welche die Anleihe zeichnen, erhalten ihre verein- 
barten Zinſen, haben aber keinerlei unmittelbaren Einfluß im Wirkſchafts- 
leben des borgenden Landes. Bei Anleihen dieſer Ark wirkt die imperia- 
liſtiſche Politik eher ſchädlich als nützlich: die Staaten werden lieber 
Schuldner eines politiſch und militäriſch weniger ſtarken Landes als die 
einer großen Macht. Deshalb kommen bei der Aufnahme von Anleihen 
die Machtgefihtspunkte nur wenig zur Geltung. 

Die zweite, wichtigere Form des Kapitalexports liegt vor, wenn Kapital 
nicht in Form von Leihkapital, ſondern von Produkfivkapital ſchlechthin 
auswärts angelegt wird; man bauf damit Bahnen, Häfen, Waſſerwerke, 
erſchließt Bodenſchätze, legt Pflanzungen an. Damit nun ausländiſches Ka- 
pifal in irgendeinem Lande eine Unkerſuchung ins Leben rufen könne, iſt 
das Einverſtändnis der lokalen Regierung erforderlich, und von ihr hängt 
es daher ab, welche von konkurrierenden fremden Kapitaliſtengruppen zu 
ſolchen Unternehmungen zugelaſſen wird. Die außenpolitiſchen Reibungen 
zwiſchen den kapitaliſtiſchen Staaten enkſtehen vor allem aus dem Wekt— 
bewerb ihrer Kapitaliſten um die Vorrechte der Kapikalanlage in einem 
nichtkapitaliſtiſchen Lande. So ward der ſcharfe Marokkokonflikt zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich ſogleich beigelegt, als die franzöſiſchen Kapita- 
liſten die Ausbeukung gewiſſer marokkaniſcher Gruben dem deukſchen Ka- 
pifal überließen. Auch die deutſch-engliſche Spannung hatte ein weſenkliches 
Element in der Bagdadbahnfrage. Während beim Warenabſagt die poli- 
tiſche Macht gar keine Rolle ſpielt, haben auf die Möglichkeit der Kapital- 
anlage die Rüſtungen und die imperialiſtiſche Außenpolitik zweifellos 
großen Einfluß, denn ſchwache exotiſche Staaken ſind einfach gezwungen, 
jener Kapitaliſtengruppe die Konzeſſion für ihre Inveſtitionen zu erkeilen, 
hinter der die dort mächtigſte und einflußreichſte Staatsgewalt ſtehk. Die 
großen Kapitaliſten haben in dieſem Punkte in der Tak ein unmittelbares 
Inkereſſe an der Entwicklung der imperialiſtiſchen und militariſtiſchen Po- 
litik ihres Landes. g 
Dieſes Interefje iſt ein doppeltes; einerjeits geben die auf fremdem 
Staatsgebiet errichteten Unternehmungen höhere Profitraten. Eben dies iſt 
die kreibende Kraft des Kapitalexporks. Andererſeits hemmt die Ausfuhr des 
akkumulierken Inlandskapikals die Vermehrung der Produkkionsbekriebe 
im Inland und erleichtert ſo den Karkellen das Feſthalten an den hohen 
Vereinbarungspreiſen im Inland. Deshalb machen wir auch allenthalben die 
Erfahrung, daß unker den Kapitaliſten der ſogenannken ſchweren Induſtrie 
der Erporfkapifalismus und der Wilitarismus die laukeſten Befürworter 
findet. Aber wie groß die Bedeukung der Kapikalausfuhr für einzelne Ka— 
kegorien des Großkapitals auch fein mag, das Geſamkeinkommen, das aus 
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den im Ausland angelegten Kapitalien ins Inland zurückfließt, iſt im Ver- 
hältnis zum geſamken Nationaleinkommen ſehr gering. Vom Standpunkt 
der Kapikalausfuhr kommen nur drei imperialiſtiſche Staaten in Betracht: 
England, Frankreich und Deukſchland. Von dieſen iſt England der ältejte 
Kapital erporfierende Staat, und bei ihm ſpielt der Ertrag der im Ausland 
angelegten Kapitalien die größte Rolle im Nakionaleinkommen. Eigentlich 
müßte hier ſtark in Rechnung gezogen werden, daß die engliſchen Kolonien 
in Wirklichkeit Englands überſeeiſche Gebietskeile find und daß mitſamt 
dem ausgeführten Kapital auch ein Teil der Kapitalbeſitzer in die Kolonien 
wandert; wir wollen das aber, obgleich es unſere Beweisführung nur 
ſlützen kann, außer acht laſſen. 

Die folgenden drei Tabellen zeigen die Bedeutung des aus Kapitalexpork 
fließenden Einkommens im Verhälknis zur geſamken nationalen Ausfuhr: 


| Summe des im Ausland angelegten engliſchen Kapitals. 
Millionen Pfd. St. 
Nach Giffens Schätzung 1900 „ 


- Paiſh' Berechnungen 1000 07 b \ f f e 
% Speyer 19111 2.5: „„ „ 
Sartdrus ine, „ 


Ertrag des im Ausland angelt apf 
Nach Paiſh 1906/07 bei 5,2 Prozent Jahresverzinſung? . 140 


Englands jährliches Geſamteinkommen: 
Nach Giffen 190 ʒ=: n x 
- Chiozza-Money 1908° . . . . 
Der Ertrag des im Ausland e e Kapitals macht 
alſo vom Geſamkein kommen nur rund 7,5 Prozent aus. 


Die Schätzungen zeigen zwar einige Schwankungen; aber wir haben eben 
darum die Anfichten verſchiedener Gelehrter nebeneinandergeſtellt, um das 
Maß der Abweichungen ſichtbar zu machen. Wir bemerken nur noch, daß 
wir von den Erkragsſchätzungen des im Ausland fruchktragenden Kapitals 
die höchſte angeführt haben, obgleich es für unſere Beweisführung ſicherlich 
günſtiger geweſen wäre, eine der niedrigeren Schätzungen aufzunehmen. 
Sartorius zum Beiſpiel veranſchlagt für 1902 Englands Einkünfte aus dem 
Ertrag ſeiner Auslandskapikalien auf nur 90 Willionen Pfund Sterling.“ 


Summe des im Ausland angelegten franzöſiſchen Kapitals. 


Milliarden Franken 
Amtliche Schätzung 19007. e 


Lekoy Beaulieu 19h a | N f e 
Sartorius 190%. ñ]ĩ:c 
Arndt 114 C 


? Siehe Hilferding, Das 0 S. 409. 

3 Sarkorius v. Walkershauſen, 87 805 und engliſche Volkswirkſchaft uſw. in 
Zeitſchrift für Politik, 1915, 1./2. Heft, S 

Ebenda. 

5 Kunfi, Az angol vilägbirodalom (Das engliſche Weltreich), S. 36. 

° Sarforius v. Waltershauſen, Kapitalanlage im Ausland, Berlin 1907, S. 93. 

Ebenda, S. 98. 

s Sarkorius v. Waltershauſen, Das Auslandskapital während des Weltkriegs, 
S. 48. 
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Ertrag des im Ausland angelegten Kapikals: Willarden Franzen 


Nach Sarkorius' Schätzung 1905 bei 4½ Prozent Verzinſung? 1,8 
Frankreichs gefamtes Nationaleinkommen: 
pweaulieu von 1900 2234 
Gegenwärtig etwa. 35 
Der Ertrag des im Ausland angelegten franzöſiſchen Ka- 
pikals machkdaher vom Öefamteinkommennurrundd5 Prozent. 
Da Frankreichs Kapital im Ausland zumeiſt als Leihkapifal mit 
niedrigem Zinsfuß unkergebracht iſt, muß eine niedrigere Durchichnitts- 
verzinſung angenommen werden als bei England. 


Summe des im Ausland n deukſchen Kapitals. 


Milliarden Mark 
Schmollers Schätzung 18922 . 
ung e 286 
Ertrag des Auslandkapitkals: 
10 Williarden zu 4 9 6 16 Williarden “a 6 e 


zuſammen . 1,24 
Deutſchlands reines ae en en 
ee, , , N, 5 25 
JJ RE ON NAN N 30 
- Helfferich? 40 


Der Ertrag des im Ausland angelegten. deukſchen Ka⸗ 
pikals machkalſo vom Geſamtein kommen nur rund 4 Prozent. 

Wir wiſſen wohl, daß alle dieſe Zahlen nur annähernde Genauigkeit be- 
ſitzen können; aber fo viel erhellt dennoch aus ihnen, daß die im Ausland an- 
gelegten Kapikalien, ſo raſch auch ihre Größe in den letzten Jahrzehnken 
geſtiegen ſein mag, im Verhältnis zu den Einkünften aus der Inlands- 
produktion der Länder immer noch eine ſehr kleine Rolle ſpielen. Dabei 
muß noch berückſichtigt werden, daß manche Beträge hier doppelt erſcheinen. 
Deukſchland war ſtändig durch viele Baranleihen Frankreichs Schuldner, 
während es ſein eigenes Kapital mit größerem Profit in Form von Pro- 
dukkionskapikal im Ausland unterzubringen beffrebt war. 


Der Kapilalexpork ſchädigk die Arbeiterjchaft. 

Die treibende Kraft beim Kapitalexport iſt die im Ausland erzielte höhere 
Profitrate. Die Auswanderung von Kapital bedeutet nur, daß im Inland 
weniger Kapital produktive Anlage findek. Das hat zur nächſten Folge, daß 
weniger Arbeitsgelegenheit für die Arbeiterklaſſe geſchaffen wird, was auf 
die Arbeitslöhne übel einwirkt. Was die Arbeiterſchaft an der durch die impe- 
rialiſtiſche Politik vielleicht geförderten Warenausfuhr verdienen mag, büßt 
ſie vervielfacht dadurch wieder ein, daß Kapikal außer Landes geht. Während 
die Ausfuhr von Induſtriearkikeln nur einen relativ kleinen Bruchkeil des 
Inlandverbrauchs ausmacht, führk der Kapikalexpork einen ſehr großen Teil, 
oft mehr als die Hälfte, des neuakkumulierten Kapitals aus dem Lande. 
So betrug der Geſamtwertk der im Jahrzehnt 1904 bis 1913 an den 19 Börſen 
Deukſchlands neunokierken Werke: “ 

o Hilferding, 1. c., S. 409. 

10 Sarkorius v. Waltershaufen, Kapitalanlage uſw., S. 103. 

68. 35. 

12 Helfferich, Deutſchlands Volkswohlſtand, S. 99. 

13 Sarkorius v. Waltershauſen, Das Auslandskapital uſw., S. 42. 
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N . Milliarden Mark 
An Inlands werfen ae 
An Auslands werten N 


Das heißt mit anderen Worten, daß ih als ein Drittel des nenakku- 
mulierten Geſamkkapikals das Land verließ. 

Noch größer iſt dieſes Verhälknis in England. 1910 bis 1912 1 im 
ganzen 666,9 Millionen Pfund Sterling ausgegeben. Davon wurden an- 


gelegt. x Millionen Pfd. St. 
e 


Im Inland 495 „ 
In britiſchen Kolonien VVV 
In anderen Ländern FCC 


Hier iſt alſo das ins Ausland wandere Kapital dreimal ſo groß wie 
das im Inland neuangelegke. So iſt es kein Wunder mehr, daß 1912 468 000 
Menſchen aus England ausgewandert find. Die Abwanderung des Kapitals 
verringert die Arbeitsgelegenheit, ſchraubt die Löhne hinunker, drückt den 
Standard der Arbeiterſchaft, verringert die Verbrauchskraft des Inlands- 
markfes und ſchädigt damit auch das Einkommen der ganzen ſogenannken 
Mittelklaſſe. Der Kapitalexport ift alſo ausſchließlich für das Großkapital 
von Nuten, da er ihm zu höherem Profit verhilft und den Beftand der 
Karkelle ſichert, die Regelung der Produktion für das Inland. Das Auf- 
hören des Kapitalexports würde zwar die Einkünfte der großen Kapitaliſten 
etwas ſchmälern, wäre aber von günffiger Wirkung für die Lebenshaltung 
der geſamken arbeitenden Klaſſen. Nicht nur die Arbeitsgelegenheit wäre 
vermehrt, ſondern die Neugründungen im Inland würden auch die Binnen- 
konkurrenz verſchärfen und den planmäßigen Wucher der Karkelle er- 
ſchweren. 

Hier könnte der Einwand kommen, daß fo große Kapikalsmengen im In- 
land überhaupt nicht placiert werden könnten. Dieſer Einwand hält nicht 
ſtand. Der Kapitalismus hat die Produkkipkräfte zwar großartig entwickelt, 
iſt aber noch weit entfernt, darin die Grenze erreicht zu haben. Um nur einige 
Beiſpiele dafür zu erwähnen, fo gibt es in Deutfchland noch immer Hunderf- 
kauſende von Morgen Sumpflandes, das durch Weliorakionen zu frucht- 
barem Boden gemacht werden könnte; Deukſchlands Waſſerkräfte liegen 
noch zum größten Teil unbenutzt; in Kanal- und Verkehrsbauten könnten’ 
ungezählte Milliarden inveſtierk, die Ertragfähigkeit der Ländwirkſchaft 
könnte noch mächtig geſteigert werden. Wie ſehr in Deukſchland noch 
wichtige Produkkipkräfte brachliegen, ſei nur durch ein einziges Beiſpiel 
dargekan. Wenn Deuktſchland alle ſeine Kohle, die in Kohlenform verfeuerk 
wird, vorher zu Koks brennen und in Form von Gas und Koks verheizen, 
die Nebenprodukte aber verwerten würde, ſo brächte dies alljährlich nicht 
weniger als 1,8 Milliarden Mehrerkrag, der bei der heutigen Verfeuerungs⸗ 
weiſe völlig verloren geht.“ Es iſt bekannt, daß zahlloſe Erfindungen un- 


1 Sarkorius v. Walkershauſen, Das Auslandskapikal uſw., S. 31. a 

1s Heinrich Lux, Die Regelung der Kohlenverbrennung, Sozialiſtiſche Monats- 
hefte, 1915, Nr. 17, S. 890. Iſt der Preis einer Tonne Steinkohle 10 Mark, jagt 
er, jo der des Koks daraus 12,55, des Leuchkgaſes 6,50, des Teers 1, des Am- 
moniaks 2,43, des Benzols 0,88, zuſammen 23,36 Mark. Da nun in Deutjchland 
1913 140 Millionen Tonnen Steinkohle ohne Koksbereikung verfeuerk wurden, er- 
gibt ſich leicht der oben erwähnte Bekrag. 
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ausgenützt bleiben, eben deshalb, weil das Kapital im Ausland beſſere An- 
lage findek.... 

Der andere, ernſtere Einwand lautet, daß der Kapitalerport deshalb not— 
wendig ſei, weil mit Hilfe des aus Europa ausgeführten Kapitals in fremden 
Ländern die Herſtellung mancher Rohſtoffe gefichert werde, die für die In- 
duſtrie Europas unentbehrlich find. Solche find der Kautſchuk, verſchiedene 
Erze und Textilrohſtoffe. Auch die imperialiſtiſche Aufrüſtungs- und Erobe- 
rungspolitik pflegt man damit zu begründen, daß in den fremden Weltteilen 
nur produziert werden kann, wenn dort europäiſche Rechksverhälkniſſe be- 
ſtehen. Darin ſteckt zweifellos ein richtiger Kern. Wenn wir aber die Ein- 
fuhrſtatiſtik jedes beliebigen europäiſchen Staates überblicken, jo ſehen wir, 
daß die Einfuhr aus den exokiſchen Ländern — alſo ſolchen, wo keine 
europäiſchen Rechtsverhälkniſſe beſtehen — verſchwindend gering iſt; weiter 
daß auch hiervon ein Teil durch friedlichen Tauſchhandel erworben werden 
kann und daß hierzu keine gewaltſame Koloniſierung nötig iſt. Endlich 
könnte bei dem heute erreichten Stand der Technik die geringe Menge von 

Rohſtoffen, die aus ſolchen Ländern importiert werden, ekwas keurer zwar, 
aber doch auch auf dem Gebiet der ziviliſierken Staaten erzeugt werden. Der 

Nuten, der aus den durch erobernde Kolonialpolitik gewonnenen Roh— 
ſtoffen ſtammt, wiegt vom Standpunkt der gefamten Volkswirkſchaft keines- 
wegs auch nur einen Teil der Laſten des bewaffneten Imperialismus auf. 

All das zeigt uns alſo, daß der Kapitalexport auch nicht annähernd die 
volkswirkſchaftliche Bedeutung beſitzt, die ihm zugeſchrieben wird, und daß 
er völlig außerſtande iſt, den bewaffneten Imperialismus wirtſchaftlich zu 
rechtfertigen. Wenn wir dem allen zum Troß das raſche Skeigen der imperia- 
liſtiſchen Rüſtungen nicht nur vor, ſondern auch nach dem Kriegsausbruch be- 
obachken müſſen — Japan hak ein großes Floktenprogramm aufgeſtellt, das 
zwiſchen 1917 und 1922 durchgeführt werden ſoll; die Vereinigten Staaten 
bereiten die großzügige Entwicklung ihres Wilitarismus vor —, jo muß 
man die wirklichen Urſachen dieſer Erſcheinung zu erforſchen ſuchen, denn 
wir können es als bewieſen anſehen, daß das wirkſchaftliche Inkereſſe der 
Länder fie überhaupk nicht notwendig macht. Zur Enkhüllung der wirklichen 
Triebkräfte des bewaffneten Imperialismus iſt jetzt kein geeigneter Zeit 
punkk. Wir wollen nur andeuten, daß zum Teil überkommene, ihrer wirt— 
ichaftlihen Grundlagen nunmehr ſchon beraubte Ideologien, zum Teil das 
Profitintereſſe kleiner, aber mächtiger Gruppen, haupkſächlich aber innere 
Notwendigkeiten, die aus der Klaſſengliederung des modernen Kapitalismus 
fließen, das heutige Syſtem des bewaffneken Imperialismus erhalten und 
ſtark machen. 


Die Kämpfe um Knappſchafksreformen. 
Von Linus Scheibe (Bochum). 
V. 
Wie ſah es nun bis kurz vor Kriegsbeginn aus? 


Nach der Statiffik Dr. Zimmermanns vom 29. Mai 1915 waren bei folgenden 
preußiſchen Knappſchaftsvereinen die Vermögensdeckungen der laufenden 
Penſionen von 1908 bis 1913 geſunken: 


(Schluß.) 


eiern 
Dag 1 
u I 
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Halberger von 10 auf 7, Ibbenbürener 6 auf 5, Koktenheimer 6 auf 3, Müſener 
10 auf 8, Niederſchleſiſche 5 auf 3, Quinker 2 auf 1, Unkerharzer von 10 auf 
6 Jahre. 

Nicht oder wenig gebeſſerk hatten ſich die Verhältniſſe im gleichen 
Zeitraum bei folgenden Vereinen: 8 

Briloner von 1 auf 2, Deutzer von 3 auf 6, Haller 3 auf 5, Hoſtenbacher 4 
auf 5, Lahn 3 auf 4, Lauchhammer 4 auf 6, Mansfelder 4 auf 6, Neunkirchener 
5 auf 6, Oberſchleſiſche 7 auf 8, Rheinböllerhükte 3 auf 5, Bheiniſche 5 auf 6, 
Rudersdorfer 2 auf 5, Saarbrückener 3 auf 4, Tangerhükter 4 zu 4, Wernigeroder 
0,9 auf 1,4, Wittgenſteiner 6 zu 6 Jahre. Beim Arnsberger Knappſchaftsverein, 
wo die Rücklagendeckung von 3 auf 7, Siegener von 1 auf 5 und Wurmverein von 
2 auf 7 Jahre geſtiegen iſt, deckt das Vermögen die laufenden Penſionen; bei den 
übrigen vorgenannten Vereinen nichk. 

Wie verſchieden aber die geldliche Lage der übrigen 36 Vereine iſt, bei 
denen Ende 1913 das Kapitaldeckungsverfahren bereits durchgeführt war, 
wollen wir durch folgende Skatiſtik zeigen. | 

Im Durchſchnitt haften diefe die vorhandenen Penſionen gedeckt 1908 für 14½, 
1913 für 19 Jahre mit 409 Mark Deckungsmittel für ein Penfionsmitglied. Bei 
den einzelnen Kaſſen zeigen ſich gewaltige Unkerſchiede. Wir wollen den 10 nied⸗ 
rigſten Penſionen die 10 höchſten gegenüberſtellen. Es hatten 1913 die 10 


© 


niedrigſten: 


Vermögensdeckung 
der laufenden Penſionen Für ein 
Knappſchaftsverein 1908 1913 Penſionsmitglied 
für Jahre Mk. 
Bochum 11 72 
Mleſſiſche n 38 9 43 
Georg-Marienhükke 5 8 38 
Aſe der 11 9 32 
Stolberger. 5 9 29 
Mariahüfter . 2 10 23 
Thüringiſcher. 9 8 19 
Olper U: 6 9 18 
Niedermendiger . 8 6 9 
Mapen e 9 9 1 
Dagegen die 10 höchſten: 

Saline Halle . 26 26 3836 
Rothenfelder . 84 61 3115 
Werler. 22 26 1669 
Saſſendorfer . 22 30 515 
Theodorshaller 9 25 474 
Rheinpreußener.. . . 14 62 413 
Minden-Ravensberger 41 32 397 
Münſter am Skein 18 17 344 
Halleſcher . ; 6 17 330 

Hohenzollernlande . 8 11 822. 


Das war vor dem Kriege. Nicht mit eingerechnet find hier die Wander- 
mitglieder und Zahler der Anerkennungsgebühr; es iſt demnach die auf 
Deckung der Anwartſchaften entfallende Summe noch kleiner. An Ausfall 
im erſten Kriegsjahr haften die preußiſchen Vereine allein rund 60 Mil- 
lionen Mark, wovon allein die Hälfte auf den Allgemeinen Knappſchafts- 
verein Bochum entfällt. Der Krieg hak die Unhaltbarkeit der gegenwärtigen 
Zerſplitterung im Knappſchaftsweſen erwieſen. Und das kroß der keilweiſe 
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ſehr niedrigen Leiſtungen. Auf dem zweiten preußiſchen Bergarbeikerkag 
wies ſchon der Referent über das Knappſchafksweſen, Brinke (Oberhauſen), 
darauf hin. 

Es beträgt im Allgemeinen Knappſchaftsverein Bochum, wo das höchſte 
Krankengeld gezahlt wird, die Durchſchnittsſumme für Geſundheitspflege pro Mit- 
glied 33,56 Mark pro Kopf im Jahre, die Krankfeierzeit 16 Tage, im Saarbrückener 
Knappſchaftsverein 28,13 Mark bezw. 17 Tage, im Halleſchen Knappſchaftsverein 
31,20 Mark bezw. 16 Tage, im Knappſchaftsverein St. Goar 19,71 Mark bezw. 
25,6 Tage, Knappſchaftsverein Holzappel 18,82 Mark bezw. 24,7 Tage, und Knapp- 
ſchaftspverein zu Salzkotten mit 22 Mark Ausgaben für Geſundheitspflege hakte 
die höchſte Krankfeierzeit mit 35,6 Tagen. 

Wegen des Abhängigkeitsverhälkniſſes der Arzte von den Unternehmern 
in den Knappſchaftsvereinen iſt für die Mitglieder die freie Arztwahl, 
wenn auch etwas eingeſchränkk, unerläßlich. Darum und um erhöhte Lei- 
ſtungen ſind 1907/8 ſo heftige Kämpfe in den Knappſchaftsvereinen geführt 
worden, daß zum Beiſpiel im Knappſchaftsverein Bochum das Oberbergamt 
Zwangsſatzungen einführen mußte, um die Forkführung der Geſchäfte zu 
ermöglichen. Fallen doch im Bergbau auf die Mitglieder rund 60 Prozent 
Erkrankungen, wovon rund 8000 jährlich Invaliden werden! Das Durch- 
ſchnittslebens alter der Invaliden iſt 40 Jahre, das Durchſchnittsdienſt⸗ 
alter 18 Jahre und bei den weiblichen Mitgliedern gar nur 4 Jahre! Bei 
vierund zwanzigjähriger Grubenarbeit iſt der Mann 
»bergferfige, die Frau nach vier Jahren! Die Durchſchnitts- 
penſionsdauer bekrägk bei erſteren 10,7, bei letzteren 16,1 Jahre. Das Durch- 
ſchnittsalter der Invaliden finkt ſtändig, was eine Folge der inkenſiven Aus- 
beufung iſt. 1861 trat die Invalidität durchſchnittlich im 55. Lebensjahr, 
1904 im 46. ein. Heute iſt fie auf 43 herunkergeſunken. Da die Invaliden 
ſich meiſt von der Krankenverſicherungspflicht befreien laſſen müſſen, wenn 
ſie auf einem Vereinswerk arbeiten wollen, leben ſie in der ſtändigen Ge- 
fahr, den Armenbehörden zur Laſt zu fallen. Das waren zu Beginn 1914 
rund 16 000 männliche Invaliden. Ein Übelſtand iſt, daß durch die Reichs- 
verſicherungsordnung die beſonderen Krankenkaſſen für die bunf- 
ſcheckigen Knappſchaftsvereine und bei dieſen ſelbſt die Aufrechnung von 
Renken auf die Penſionen zugelaſſen ſind. In den Verwaltungen ſitzen 
die Unternehmer zur Hälfte, der Vorſitzende muß Arbeitgeber fein. Er- 
langt ein Beſchluß nicht die Mehrheit, ſondern, was bei wichtigen Ankrägen 
der Arbeikerverkreker immer eintritt, Stimmengleichheit, wo wirkliche 
Arbeikerverkreker ſizen, dann bedeukek das Ablehnung. Erfolgt nach einer 
weiteren Abſtimmung wieder Skimmengleichheit, dann enfjcheiden die Berg- 
behörden. Wie, iſt bekannt. i 

Welche Arbeitermaſſen da in Frage kommen, allein in 
Preußen, zeigt kurz folgender Überblick. 

Die 62 Knappſchaftsvereine umfaßten vor Kriegsbeginn 1828 Werke mit 
964 110 Perſonen, an Vereinsmitgliedern waren aber 968 160 (inkluſive 12 276 
weiblichen) und Penſionskaſſenmitgliedern der Arbeiterabkeilungen 757 160 (6826 
weibliche) und der Beamkenabteilungen 25 291 (175 weibliche) vorhanden, in 
Summa 782 451. Keiner Penſionskaſſe angehörende Krankenkaſſenmikglieder gab 
es (ausſchließlich der unfer 16 Jahre alten) 132 022. Anerkennungsgebühr zur Pen- 
ſionskaſſe zahlten 10 850, um ihr Recht aufrechtzuerhalten, von rund 180 000 Aus- 
ſcheidenden, die ihre Beikräge für die — Kaſſen geleiſtet haben. An Einnahmen 
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hatten 1913 die Krankenkaſſen 47½ Millionen Mark und die Penſionskaſſen 
81 Ä Millionen Mark. 


An Vermögen war vorhanden rund 350 Willionen Mark, bei deſſen 
Anlage die Merksverfrefer nakürlich auch verſuchen, möglichſt Nutzen zu 
ziehen, zum Beiſpiel billiges Baukapital für Werkskolonien zu erhalten. 
Die Unkernehmer wiſſen ſchon, weshalb ſie ſich gegen die Machtverjchie- 
bungen zugunſten der Arbeiker mit Händen und Füßen ſträuben. 


Beſſer wie in Preußen iſt es natürlich in den anderen Bundesſtaaken 
auch nicht, die ſich meiſt nach preußiſchem Muſter richten. Den größten 
Bergbau freibt nach Preußen Sachſen. 3 Ale 

Dort ift allerdings ſchon 1890 die Landespenſionskaſſe gegründet worden, die 
Ende 1913 32750 Mitglieder zählte. Außerdem beſteht die Brückenberger mit 
2550 und die v. Arnimſche Kaffe mit 700 Mitgliedern, die folgende Vermögen auf- 
wieſen: 


Allgemeine Knappſchaftspenſionskaſſe 28800000 Mk., pro Kopf 881 Mk 
Brückenberger Knappſchafktspenſionskaſſe 2400000 - 1064 
v. Arnimſche Knappſchaftspenſionskaſſe . 1000000 1430 


Dieſe hohen Vermögen ſind enkſtanden, da die Kaſſen mit Ausnahme 
der Brückenberger die Reichsrente auf die Penfion aufrechnen. So ent- 
ſtehen lächerlich geringe Renken. Zwei Beiſpiele mögen das zeigen: 

Ein Invalide mit 1040 Wochenbeiträgen (20 Jahre) zu dem allgemein üblichen 
Verhältnis in der dritten, vierken und fünften Klaſſe würde 248,08 Mark Knapp- 
ſchaftspenſion erhalten, dazu die Reichsrenke von 239,84 Mark, in Summa 
487,92 Mark, die ihm aber bei der Allgemeinen Knappſchaftspenſionskaſſe nur in 
Höhe von 298,08 Mark ausgezahlt werden, da fie die Reichsrente ohne 
Reichs zuſchuß aufrechnet, ebenfo auch die Kinderrenke. In der 
v. Arnimſchen Kaſſe wird bei 20jähriger Witgliedſchaft im günſtigſten Verhälknis 
346,80 Mark Knappſchaftspenſion gezahlt, dazu die 239,84 Mark Reichsrenke, die 
ihm aber aufgerechnet wird, fo daß die wirklich aus der Knappſchaftskaſſe gezahlte 
Penſion 106,96 Mark bekrägt. 


Da braucht man ſich über die hohen Vermögen der Kaſſen nicht zu wun- 
dern. Die v. Arnimſchen Werke gehen ihrer Auflöſung entgegen, da ſie aus- 
gebeuket find. Was wird dann mit den Arbeikern und dem Kaſſenvermögen 
werden? | 
Das durchſchnittliche Penfionierungsalter betrug 1913 

bei den Berufsinvaliden 48,2 Jahre, Krankenrenknern 41,2, Invalidenrent⸗ 

nern 53,6, berufs- und reichsgeſetzliche Invaliden zuſammen 51,7 Jahre, das 
Durchſchnikts dien ſt alter der letzteren 29,3, Sterbealter 64,8, während das 
der Akkiven 42,4 und der Kaſſenmitglieder überhaupt 59,9 Jahre bekrug. 
Die Dauer des Renkenbezugs iſt 10,6 Jahre. 2 

Um den gegenwärtigen Teuerungsverhälkniſſen in etwas 
Rechnung zu kragen, iſt am 23. Juni dieſes Jahres in der Außerordenk— 
lichen Generalverſammlung ſächſiſcher Knappſchafktskaſſen 
beſchloſſen worden, daß auf ihren Ankrag hin den Invaliden, die aus det knapp- 
ſchaftlichen Abteilung oder aus beiden Abteilungen der Kaffe Penfion oder Renke 
beziehen, eine Teuerungszulage gewährt wird, die monatlich 6 Mark beträgt. Die 
Zulage foll nur Invaliden gewährt werden, deren Einkommen einſchließlich der 
Knappſchafts., Unfall-, Militär- und fonftigen Penſionen und Renken im letzten 
Vierkeljahr vor Stellung des Ankrags den Betrag von 150 Mark nicht überſtiegen 


FR 


L. Scheibe: Die Kämpfe um Knappſchaftsreformen. | 521 


hat. Als Einkommen gelten auch Zinſen, Mietserfrägniffe, Einnahmen aus eigenem 
oder erpachkekem Grundbeſitz, Verdienſte aus Arbeit für eigene oder fremde Rech- 
nung uſw. Hat der Invalide außer ſeiner Frau noch mehrere Angehörige, 
für die er unterhaltungspflichtig iſt, ſo kann das Einkommen für jeden Kopf 
30 Mark höher ſein. Die Teuerungszulage fällt weg, wenn ein Vierteljahr lang 
das Einkommen 150 Mark betragen hat. Die Beiträge find erhöht worden. Warum 
bei den Angehörigen des Invaliden die Frau ausgeſchalkek werden ſoll, iſt uns un- 
verſtändlich. Hier liegt ja gerade das Unrecht, daß in den urſprünglichen Beſtim— 
mungen der alleinſtehende Invalide ebenſo behandelt werden ſollte wie der, welcher 
Frau und vielleicht auch noch Kinder zu ernähren hat. Das ſollte durch den An- 
frag der organifierten Alteſten, welcher forderte, daß das Einkommen für jeden 
Kopf 30 Mark höher fein kann, für welchen der Antragſteller unterhaltungspflichtig 
iſt, beſeitigt werden. Zu der vorübergehenden Beitragserhöhung wurde von einigen 
Alteſten darauf hingewieſen, ob denn dieſe geringe Zulage nicht ohne die Beitrags- 
erhöhung möglich geweſen wäre, die große Noklage der Invaliden ſei eine Folge 
des Krieges, und da wäre es Pflicht des Staates, helfend einzugreifen. Das Reich, 
welches die Kriegskoſten trägt, müßte auch die notwendigen Mittel aufbringen, um 


den Invaliden über dieſe ſchwere Zeit hinwegzuhelfen. 


ſollte. Der Antrag wurde abgelehnt. 


Der Vertreter des königlichen Werkes in Zauckerode, Herr Geheimrat Georgi, 
ſtellte den Antrag, daß an ſämtliche Invaliden die Teuerungszulage gezahlt werden 


* 


Schwieriger geſtalten ſich die Verhältniſſe in Bayern. Dort find 
14180 Mitglieder in 26 Vereinen zerjplitfert. Auf 100 Mitglieder fallen 
12 Invaliden, 10 Witwen, 7 Waiſen mit einer durchſchnittlichen Invaliden- 
dauer von 7, bei den Witwen von 16 Jahren und einem Lebensalter von 
50 beziehungsweiſe 45 Jahren. An Vermögen haften die Kaſſen 11½ Wil- 
lionen Mark aufzuweiſen. Hier iſt eine Karenzzeit von fünf Jahren vorge— 
ſehen. Die privaten Kaſſen — für die Staafswerke exiſtieren 10 Vereine — 
hatten bei ihren Kaſſenverpflichkungen von 16⅛ Millionen Mark einen 
Fehlbetrag von 4¼ Millionen Mark, die wohl aufgebracht wurden, wenn 
normale Zeiten und alle Werke im Betrieb waren. Das hat jetzt aufgehört. 
Und fo ſtehen die bayeriſchen Knappſchaftskaſſen wirklich nicht roſig da. Sie 
haben ſich bereits gezwungen geſehen, jetzt einen Landesverein zur Rück⸗ 
deckung zu bilden. Erhebliche Schwierigkeiten entjtehen hier ebenfalls wie 
in Sachſen für die abgehenden oder zukommenden Bergleute. — Ahnliche 
Verhältniſſe weiſt Elſaß-Lokhringen auf, nur daß dork die letztge— 


nannte Schwierigkeit in efwas behoben iſt. Auf die übrigen Kleinffaaten 


frifft jede hier aufgezählte Klage zu; nur daß dork der Unkernehmereinfluß 
noch größer und die Verhältniſſe noch ſchwieriger zu beſſern ſind. 


VI. 


Nun haben es die Verhälkniſſe während des Krieges mit 
ſich gebracht, daß der preußiſche Winiſter des Handels und Gewerbe, 
v. Sydow, am 6. Mai 1915 die Oberbergämter auf die bedrohliche 
Lage der Knappſchaftsvereine verwies, die nach der bereits zitierten Denk- 
ſchrift der Mathematiker Dr. Zimmermann und Dr. Heimann vom Allge— 
meinen Knappſchaftsverein Bochum, die am 26. Mai 1915 erſchien, alle 


Befürchtungen noch überkrifft. Das veranlaßte den Allgemeinen 


Deutſchen Knappſchaftsverband, auf ſeiner General- 


 verfammlung in München am 28. September 1915 über 
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Reformvorfchläge zu verhandeln. Ein erfahrener Kenner des Knappſchafts⸗ 
weſens, Juſtizrat Dr. Milde (Tarnowitz), verwies auf die Zerriſſenheit als 
Urſache und forderte Vereinheitlichung. Die Folge war die Schaffung des 
Rückverſicherungs verbandes, aus einer kurz vorher gegründeten An- 


ſtalt, wie wir hier eingangs erwähnken. Bis Ende Oktober gehörten ihm von 


den preußiſchen Vereinen nur 37 mit 561 423 Mitgliedern an, während 25 
mit 222 216 Mitgliedern noch nicht angeſchloſſen waren. Neuerdings iſt 
vom preußiſchen Minifterium Anweiſung an die Anappfchaftsvereine zum 
Beitritt ergangen. Die außerpreußiſchen Vereine werden jetzt wohl allmäh- 
lich folgen. 18 Knappſchaftsvereine mit 17000 Mitgliedern haben ſich bisher 
noch nicht einmal dem Darmſtädter Gegenſeitigkeiksvertrag von 1908 ange- 
ſchloſſen. Zwangsmiktel ſtehen dem Rückverſicherungsverband nicht zur 
Verfügung, und nach dem $ 46 des Preußiſchen Knappſchaftsgeſetzes iſt nur 
die Juſammenlegung mehrerer Vereine möglich. Die Wirkung des Krieges 
äußert ſich durch weit höhere Belaſtung infolge der Vermehrung der Inva— 
liden- und Wikwenpenſionen und der verminderken Einnahmen. Auf das 


Mitgliederverhältnis in den preußiſchen Knappſchaftsvereinen ergibt ſich im 


erſten Kriegsjahr folgendes Bild: 


Invaliden 
bis Juli 1915 
gemeldet 


Knappſchaftsvereine im 


Kriegs- 
beginn 


Oberbergamksbezirk Bonn. 158211 


Clausthal 27140 11143 3 
Dortmund 362673122348 ö 
Halle a. d. S. 81021 35855 5 
- Breslau. 157372 54788 14 


Sämtliche Oberbergamksbezirke 786417 1287231 19454 | 11540 2390773 187 


Demnach waren im erſten Kriegsjahr 36,54 Prozent Penſionskaſſenmitglieder 
im Felde, die beitragsfrei ſind. Als gefallen können 7 Prozent betrachtet 
werden. Über die finanziellen Wirkungen für ein Kriegsjahr 


liegen vom Allgemeinen Knappſchaftsverein Bochum genauere Angaben vor: Aus 


fall an Beiträgen rund 22 Millionen Mark, Mehrzugang an Invaliden für Renken 
8 Millionen Mark, an Waiſen 3 Millionen Mark; wenn nur 3½ Prozenk der 
Invalidiſierungen der Kriegsteilnehmer zugrunde gelegt werden, erreicht die 
Rentenmehrbelaſtung die Höhe von etwa 27 Millionen Mark, ſo daß der Ausfall 
für ein Kriegsjahr bei dieſem Verein etwa 49 Millionen Mark allein bei der 
Penſionskaſſe beträgt, während die Einnahmen aller preußiſchen Penſionskaſſen 
1912 81 Willionen Mark bekrugen. Die neuen Vorſchriften des Knappſchafts- 
kriegsgeſetzes vom März 1915, die im Landtag am 7. März 1916 mit rückwirkender 
Kraft angenommen wurden, konnten bei obiger Berechnung noch nicht berücfichtigt 


werden. Ebenſo die nachteiligen Folgen auf den Geſundheitszuſtand der Kriegs- 


keilnehmer, die ſich ſpäter herausſtellen werden. 


Wie einzelne Vereine dahinvegetieren, dafür folgendes Beiſpiel: 
Der Wernigeroder Knappſchaftsverein hat nur eine Rücklage 
von 1,4 Jahren. Bei einer Ausgabe von 34 659,51 Mark verfügte er über eine 


Jahreseinnahme von 35 806,14 Mark, worunker ſich 10000 Mark als Geſchenk 
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vom Fürſten, 259,27 Mark Zuwendung für Verkauf alter Möbel aus der Höheren 
Töchterſchule und 430 Mark Lehrgeld von Volonkären befanden. Solche und ähn— 
liche Muſterblüten gibt es am deutſchen Knappſchaftsbaum noch genug. 


Von den 32 746 Mitgliedern der Sächſiſchen Allgemeinen 
Penſionskaſſe waren bis Ende 1915 11.000 zum Heeresdienſt einge- 
zogen. Belaſtet wurde die Kaſſe im Jahre bereits mit 95 476 Mark, wobei 
erſt an 432 Witwen von Gefallenen und 902 Waiſen von 416 Gefallenen 
und 10 Kriegsinvaliden Renken angewieſen find. Auch hier kommt der 
Haupkzuwachs erſt noch nach. Von den 14180 Mitgliedern der baye- 
riſchen Kaſſen waren am 1. Dezember 1915 6810 eingezogen, beinahe 50 
Prozent. Davon waren 3507 ſtändige und 3307 unſtändige Mitglieder. Als 
gefallen find gemeldet 547. Invalidenrenken find bisher nur wenige feft- 
geſeßt. Die künftige Belaſtung kann auch nicht annähernd feſtgeſtellt wer- 
den. Nur Witwen- und Waiſenpenſionen gibt es bereits in befrächtlicher 
Anzahl. Angewieſen waren dafür 33 564 Mark. Die Windereinnahme 
an Beiträgen beträgt im Jahre 500 000 Mark. Die neue Bayeriſche Landes- 
penſionskaſſe geht alſo keiner roſigen Zukunft enkgegen. Deshalb fordern 
auch hier die Mitglieder ein Reichsknappſchaftsgeſetz, wenn ihnen auch die 
Landeskaſſe als Abſchlagszahlung willkommen iſt. 

Nun haben aber die ſozialdemokratiſchen Vertreter na- 
menklich in den Landtagen Preußens, Sachſens und Bayerns eine ſehr 
lebhafte Tätigkeit während des Krieges entfaltet, um die erworbenen Rechte 
der zum Kriege einberufenen Mitglieder und deren Familien zu ſchützen. 
Das iſt bis auf geringe Ausnahmen gelungen. Außerdem gelang es dem ener- 
giſchen Eingreifen Hues im Preußiſchen Abgeordnetenhaus, 
für die Mitglieder die im Kriegs- und ähnlichen Dienſt verbrachte Zeit und 
die folgenden zwei Monate als Wartezeit in Anrechnung zu bringen, daß 
Militärpenfionen nicht auf Invalidenpenſionen angerechnet werden dürfen, 
und daß das ganze Geſez auch Anwendung findet auf die Mitglieder, die 
vor der Mobilmachung zu einer Übung eingezogen wurden und nicht mehr 
zurückkehren konnten. Am 7. März dieſes Jahres wurden weitere Verbeſſe— 
rungen angenommen, jo namentlich, daß die aus Anlaß des Krieges ge- 
zahlten Militärhinterbliebenengelder nicht auf die Penſionen der Witwen 
und Waiſen angerechnet werden dürfen. Ferner ſtimmke Abgeordneken— 
und Herrenhaus einmütig einer Reſolukion des Genoſſen Hue zu, in der 
die Regierung aufgefordert wird, zur Sicherſtellung der Leiſtungsfähigkeik 
der Knappſchaftsvereine ihre Bemühungen für die Verſchmelzungen preu— 
ßiſcher Knappſchaftsvereine forkzuſeßen, falls ein behördlicher Zwang 
zwecks Vereinigung leiſtungsunfähiger Knappſchaftsvereine nicht genügen 
ſollte, geſeßgeberiſche Vorſchläge zu unterbreiten und wegen des Rück 
verſicherungsverbandes nicht nur die preußiſchen Knappſchaftsvereine, jon- 
dern auch die übrigen zu gewinnen. 

Hue erklärte ausdrücklich, daß er dies nicht als den Abſchluß der 
Knappſchaftlichen Beſtrebungen nach Vereinheiklichung betrachte. Nach wie 
vor bleibe als Ziel die Reichs knappſchafkskaſſe. Der nafional- 
liberale Bergwerksdirektkor Althoff verwahrte ſich dagegen, und das 
Herrenhaus nahm den legten Saß von der Vereinheitlichung nicht 
an. Vor den Reichs einrichtungen gruſelte ihnen! Auch in diefem Punkte 
werden fie den Forderungen der Bergarbeiter noch nachgeben müſſen! 


ä 
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VII. 
Nun hat der ee Reichskag das Wort! 

Weil ſich die meiſten Einzellandkage in der Knappſchaftsfrage nicht zu 
dem aufſchwingen können, was in der ganzen Sozialpolitik und Arbeiter- 
verſicherung den übrigen Arbeikern ganz Deukſchlands als ganz jelbjtver- 
ſtändlich, zulegt noch durch die Reichsverſicherungsordnung zugeſtanden 
wurde, zur reichsgeſetzlichen Regelung der ſozialen Fürſorge, deshalb wandte 
ſich der Bergarbeiterverband mik den übrigen Organijafionen bereits am 
20. Oktober 1915 mit einer wohlbegründeten Eingabe um ein Reichsknapp⸗- 
ſchaftsgeſetz an den Reichstag. Am 18. September 1915 haften ſie ſich bereits 
mit dem Allgemeinen Knappſchafksverband in Verbindung gejeßt, damit 
dieſer auf ſeiner Generalverſammlung am 28. September 1915 in München 
nach dieſer Richtung hin ebenfalls tätig ſei. Unterftüßt wurden fie weiter 
durch die Vorſtandsälteſten des Allgemeinen Knappſchaftsvereins Bochum 
in Pekitionen an den Reichskag vom 10. Februar 1916, der ſächſiſchen 
Knappſchaftsälkeſten vom 13. Februar 1916 und der bayeriſchen vom 
12. März 1916. 6 

Im Bayeriſchen Landtag wurde der ſozialdemokratiſche Antrag, die Re- 
gierung zu beſtimmen, für ein Reichsknappſchaftsgeſetz einzutreten, unter 
Führung des Zentrums — zwei chriſtliche Gewerkſchafter waren die Haupf- 
gegner — abgelehnt, krozdem in der Pekitionskommiſſion am 29. Mai 1916 
ſämtliche Parteien des Reichstags beſchloſſen, die Anträge der Verbände 
dem Reichskanzler zur Berückſichtigung zu überweiſen. Inzwiſchen hal nun 
am 10. Juli 1916 der Knappſchaftliche Rückverſicherungs verband unter 
Beiſein des Wirklichen Geheimen Oberbergrats Beuſe (Berlin) als Ver- 
frefer des preußiſchen Handelsminiſteriums feine erſte Haupfverjammlung 
auf der Ilſederhütkte abgehalten, in der die bisherige Rückverſicherungs- 
anſtalt ihren Jahresbericht erſtakkete. Die ihr angehörenden 37 von 62 
preußiſchen Knappſchaftsvereinen und 4 außerpreußiſchen gehen nunmehr 
im genannten Verband auf, jo daß dieſem jetzt alle preußiſchen Anapp- 
ſchaftsvereine angehören. Damit iſt wohl die Sicherheit der knappſchaftlichen 
Penſionskaſſenleiſtungen für die Mitglieder gewährleiſtet, aber die aus der 
Zerriſſenheit des Knappſchaftsweſens reſultierenden Wißſtände bleiben troß- 
dem beſtehen. 

über die Möglichkeit der Durchführung eines Reichs- 
Kknappſchaftsgeſeßes find ſich mit den Bergarbeitern nicht nur die 
anerkannkeſten Bergrechkslehrer, ſondern auch alle fortſchrittlichen bürger- 
lichen Sozialpolitiker und Praktiker einig. Nur kleinliche parkikulariſtiſche 
Denkweiſe oder egoiſtiſcher Inkereſſenſtandpunkt leiſten Widerſtand. Und 
das find leider ſehr einflußreiche Kreiſe!l Daß eine Zuſammenlegung und 
einheitliche Verwaltung und Regelung vieler und größter Werke und ver- 
ſchiedenarkiger Organiſakionen möglich iſt, hat der Allgemeine Knappſchafks⸗ 
verein Bochum mit ſeinen über 400 000 Mitgliedern bewieſen, deſſen 
Krankenkaſſeneinrichkung ſogar als Muſter gelten kann. Daß die Rege- 
lung über ganze Länder keine unüberwindlichen Schwierigkeiten leiſtet, 
haben die 27 Kaſſen Sachſens 1890 ſchon bewieſen, als ſie ſich zur dortigen 
Landeskaſſe verſchmolzen haben, und beweiſen jetzt die bayeriſchen Kaſſen, 
die unker dem Zwang der Verhälkniſſe dazu kommen mußten. Die Vor- 
bedingungen für die einheitliche Regelung im ganzen Reich und die Be- 
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ſeitigung von unhaltbaren Zuſtänden in den vielen Dußenden leiffungs- 
un fähigen Kaſſen find längſt gegeben. Nach dem Vorbild der Zuſammen- 
legung und Verwaltung der Invaliditäts- und Altersverſicherung in der 
Reichsverſicherungsordnung iſt auch die Regelung im Knappſchafksweſen 
möglich.» Ja nicht nur möglich, ſondern dringend nötig! Die Wirkungen 
des Krieges müßten ſelbſt den Stockblindeſten die Augen öffnen, daß es 
nicht länger angängig ift, eine Million Arbeiter in Deutſchlands wichkigſter 
Induſtrie einfach mit ihren gerechten Wünſchen beiſeite zu ſchieben. 

Das könnte ſich bikker rächen! Seit Jahrzehnten fordern die 
Bergarbeiter Reformen unker reichsgeſetzlicher Regelung. Jetzt ſtehen Hun⸗ 
derkkauſende draußen vor dem Feinde. Im Lande ſchaffen die Daheimge- 
bliebenen unter erſchwerken Umſtänden, was in ihrer Kraft liegt, um das 
wichtigſte Betriebsmittel unſerer Induſtrie der Erde abzuringen. Und nach- 
her will man ihnen nicht einmal das gewähren, was für jeden anderen Ar- 
beiter Deutſchlands ſelbſtverſtändlich iſt? Das würden fie nicht verſtehen 
und nicht — vergeſſen! 

Der Reichstag trägt daher eine ebenſo große Verankworkung wie die 
Reichsregierung und die Bundesregierungen. Soll nach dem Kriege eine 


innere friedliche Entwicklung die Wunden ſchnell heilen helfen, die der 


Krieg ſchlägt, dann mache man endlich wahr, was Generationen bereits for- 
derten: Die Reichsknappſchaftsreform — jetzt oder nie! Darum wird ge— 
kämpft werden! Ein Ausweichen gibk es nicht mehr! 


Likerariſche Rundſchau. 


Charles Rappoport, Jean Jaurds — L' Homme — Le Penseur — 
Le Socialiste. Avec une Préface d' Anatole France. Paris 1915, L’Emanci- 
patrice, 3 Rue de Pondichery. VIII, 432 Seiten. 5 Franken. 

Jüngſt ging die Mitteilung durch die Preſſe, in Frankreich habe ſich eine »Ge⸗ 
ſellſchaft der Freunde Jaures’« gebildet, mit dem Zweck, die Erinnerung an Jaures 
wachzuhalten und ein Zentrum für ſozialiſtiſche Studien zu errichten, die in ſeinem 
Sinne betrieben werden ſollen. Die Praxis muß lehren, ob dieſer Gründung ein 
fruchktbares Wirken beſchieden iſt, ob fie mehr bedeutet als ein Aufwallen der 


Dankbarkeit und Hingebung. Auf jeden Fall iſt es ein ſchöner Gedanke, unſeren 


gefallenen Vorkämpfer durch die Forkführung ſeines Werkes zu ehren, durch leben- 
dige Arbeit und nicht durch einen koken Stein. 

Als eine Einleitung zu dieſer Ehrung Jaures' darf man wohl das Buch be— 
krachten, das ſchon im vorigen Jahre Rappopork über Jaurès veröffentlichte. Es 
iſt die Frucht fleißiger Arbeit eines Mannes, der zwei Jahrzehnte lang das Wirken 
Jaurès' aus nächſter Nähe verfolgen konnte, zeitweife in engſter Freundſchaft, 
zeitweiſe in bitterſter Feindſchaft, die allerdings ſchon vor Jaures’ Hingang aus- 
gelöſcht war. Ein außerordenklich großes Material iſt in dem Werke verarbeitet, 
das 440 Seiken umfaßt. Aber zu gewaltig war Jaures’ Wirken, als daß es ſo bald 
nach feinem Tode ſchon hätte erſchöpfend zur Darſtellung gelangen können. 

Der werdende und der kämpfende Jaures kommen in dem Buche nur wenig 


| zur Geltung. Die biographiſchen Daten find allzu mager. Da hätte ohne Mühe be- 


deutend mehr gegeben werden können. Schwerer war es ſchon, zu zeigen, was 


Jaures von ſeiner Umwelk empfing, wie er auf fie zurückwirkfe als Denker und 


praktiſcher Kämpfer, wie er in dieſer ſteken Wechſelwirkung immer gewaltiger 
wuchs. All das iſt nur angedeutet, und das iſt ſchade, denn im Fluß der Ereigniſſe 


5 Siehe Wißmann, a. a. O., Vorſchläge auf S. 65 ff. 
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trat Jaures' Größe am deuklichſten zufage. Das ausreichend zur Darſtellung zu 
bringen, wäre allerdings eine gewaltige Aufgabe, die ſich nicht raſch bewältigen 
ließe. Denn Jaures nahm in den letzten drei Jahrzehnten feil an allen großen 
Kämpfen innerhalb des franzöſiſchen Sozialismus, innerhalb des franzöſiſchen 
Parlaments, innerhalb der Internationale. Ihn vollſtändig ſchildern, heißt ihn im 
Zuſammenhang mit der ganzen neueſten Gefchichte ſchildern. 

Was Rappopork in dem vorliegenden Buche geben wollte und ausreichend 
gibt, iſt nicht ſo ſehr die Darſtellung einer Entwicklung, als vielmehr die 
Sammlung von Reſultaten. Er geht den leikenden Gedanken nach, die in den 
Schriften und Reden Jaurès' ihren Ausdruck fanden, und teilt fie uns mit einem 
erklärenden Kommenkar mik. Wir lernen ſie alle durch ihn eingehend kennen, die 
Ideen über Philoſophie, Geſchichte der Revolution, das Wilizſyſtem, die verſchie⸗ 
denen Probleme ſozialiſtiſcher Theorie und Praxis, die Jaures beſchäftigten. In 
der Hauptjahe läßt der Autor Jaures ſelbſt reden. In der Vorrede bezeichnet er 
ſich beſcheiden als bloßen »Sekrefär« der Jaurèsſchen Gedanken. Doch läßt er es 
dabei an eigener Stellungnahme und Charakkeriſierung nicht fehlen. Dieſe iſt mit- 
unker in der Sache und öfter noch in der Form ſehr gelungen. 

Nur ein Beiſpiel dafür, ein Stück aus der Charakterifierung Jaurès' als 
Hiſtoriker der franzöſiſchen Revolution: 6 

»Durch feine politiſche Tätigkeit, feine tiefe Kenntnis der politiſchen Menſchen 
und Verhälkniſſe, der Parkeien und ihres innerſten Lebens war Jaures gründlich 
für das Studium und das Verſtändnis des revolutionären Epos vorbereitet. Nichts 
bereitet beſſer darauf vor, Geſchichte zu begreifen, als die Tätigkeit eines prak- 
ktiſchen Politikers... 

Dann hakte Jaurès den Vorkeil, Sozialiſt und demokrakiſcher Republikaner zu 
ſein. In feinem Handeln ſetzte er die Revolukion fort. Da er unlöslich mit der Ent. 
wicklung verbunden war, die ihren Ausgangspunkt in der großen Revolution 
hakte, trug er dieſe in ſich ſelbſt. Wenn Jaures das Drama der Revolution ſtudierte, 
ſo ffudierfe er fein eigenes Drama. Er identifizierte ſich mit ihr. Er fand fie wieder, 
wenn er ſich in ſich ſelbſt verſenkte. Und er fand ſich wieder, wenn er ihren Gang 
verfolgte. Mehr als einmal bildete er von neuem die Reden, die die Helden und 
Opfer der Revolution feiner Anſichk nach hätten halfen müſſen. Er litt vielleicht 
unter der Unmöglichkeit, hinkerdrein noch in dieſem weltgeſchichtlichen Drama mit. 
wirken zu können, um nicht zu ſagen, an jenen ‚verhaltenen Reden‘; unter dem 
Bedauern, nicht mehr ſeine Ideen unker jenen WMenſchen großer und edler Ge— 
ſchicke ausſäen zu können.« (S. 158, 159.) 

Hier haben wir in wenigen Zeilen alles zuſammengedrängt, was Jaures am 
kiefſten bewegte, am höchſten erhob: feine Meiſterſchaft in der praktiſchen Politik; 
ſein Aufgehen in den Ideen der großen Revolution; fein Vertrauen in die ſieg⸗ 
hafte Kraft ſeiner Rede. 

In anderen Punkten können wir Rappopork weniger zuſtimmen. Wer das 
Kapitel über Jaures und Guesde lieſt, dem raken wir, damit Rappoporks Arkikel 
über Guesde in der Neuen Zeit, XXVI, 1, S. 469 ff. zu vergleichen. Er wird dann 
beiden Teilen eher gerecht werden. Auch gegen die Rappoporkſchen Verſuche, die 
Jaureèsſche Geſchichksauffaſſung mit der Marxſchen zu vereinbaren, laſſen ſich er- 
hebliche Einwände machen. Daß das Buch in der Verhimmelung zu viel des Guken 
fut, wollen wir damit erklären, daß es weniger als hiſtoriſches Werk, ſondern viel- 
mehr als Heldendenkmal gedacht iſt. K. K. 


Ewald Banſe, Die Länder und Völker der Türkei. Braunſchweig 1916, Georg 
Weſtermann. 126 Seifen. Preis 3 Mark. 

Dieſes Buch kann man als Volksausgabe der großen geographiſchen Mono- 
graphie »Die Türkei« betrachten, die vom gleichen Verfaſſer im ſelben Verlag 
während des Weltkriegs erſchien und krotz ihres hohen Preiſes (16 Mark) ſchon 
die zweite Auflage erlebte. Banſe ftellt in dem oben genannten Büchlein die all- 
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gemeinen Betrachtungen über die verſchiedenen Landſchaften der Aſiatiſchen 
Türkei zuſammen und druckt das einleitende programmakiſche Kapitel über die 
Türkei vollſtändig ab. 

Die Schrift verdient nicht nur wegen ihres verhältnismäßig billigen Preiſes 
die Aufmerkſamkeik der Arbeikerleſer und beſonders unſerer Bibliotheken, fon- 
dern vor allem wegen ihres gediegenen Inhalts, der glänzenden Darſtellung und 
jener Ark der »moniſtiſch« geographiſchen Bekrachtung, auf deren Verwandtſchaft 
mit der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung Genoſſe Graf in dieſen Blättern be- 
reits hinwies. Natürlich iſt Banſe nur unbewußt und daher Halbmarxiſt und krotz 
aller geographiſchen Kennkniſſe und berechtigter Kritik gegenüber dem Türkenkum 
gemäßigter Imperialiſt und Befürworter einer deutkſch-kürkiſchen Kulturbeeinfluj- 
ſung. Über dieſe Dinge iſt hier bereits ſo viel geſagt, daß eine Wiederholung ge— 
äußerfer Gegengründe nicht notwendig erſcheink. Durch feine Darlegungen über 
Klima, Landwirtſchaft, Bewäſſerungsmöglichkeiken, ſoziale Gliederung der Bevöl— 
kerung, allgemeine geiſtige Kultur uſw. beſtätigt Banſe wohl ungewollt die Aus- 
führungen Kautskys über den geringen Bedarf Vorderaſiens an europäiſchen In- 
kellekkuellen wie auch die letzthin von Speckakor gemachten Ausführungen über die 
orienkaliſche Landwirkſchaft und deren Kapitaliſtiſche Weikerenkwicklung. Banſe iſt 

allerdings nicht ſo peſſimiſtiſch wie Profeſſor Philippſon, warnk aber nachdrücklich 
vor der bei uns ſeit drei Jahrzehnten üblichen Zukunftsmufik. 

Bei der Beurkeilung der orienkaliſchen Kultur und ihres Gegenſaßes zur weit- 
europäiſchen Ziviliſation vergißt Banſe, daß es ſich hier um keine unlöslichen 
Gegenſätze handelt, ſondern um das Nacheinander zweier Wirkſchafts- und Kultur- 
ſtufen. Vorderaſien lebt noch im Mittelalter, das ſich allerdings in wichkigen 
Punkten vom europäiſchen Feudalismus unkerſcheidet und unterſcheiden muß in- 
folge der klimatiſchen Verhältniſſe und anderer Eigenkumsgeſtaltung, worauf ſchon 
in Marr-Engels’ Briefwechſel hingewieſen wird.“ 

In feiner Stellung zum Kulturideal des orienkaliſchen Mittelalters ähnelt 
Banſe dem Sinologen O. Franke. Die Kritik an der hapitaliſtiſchen Unkultur 
flüchtet zur romankiſchen Betrachtung aſiakiſcher Zuſtände, obwohl man ſich bewußt 
bleibt, daß gegen »Eiſen- und Dampfbazillen« kein Kulturkrauf gewachſen iſt. 

Theoreliſch inkereſſank iſt eine Bemerkung über die hekkitiſche Raſſe, die im 
kürkiſchen Orient vorherrſcht und die Banſe bei aller Vorfiht in Rafjedingen als 
Produkk des geographiſchen Milieus anſpricht, die Auffaſſung Kaukskys be- 
ſtätigend: 

»Der Einfluß des Klimas und der ganzen Natur auf den Menſchen drängt in 
den Haupkländern der Türkei, in Kleinaſien und Armenien, in Syrien und Meſo- 
pokamien anſcheinend auf die Prägung einer Raſſe von dunkelheller Ark und aus- 
geſprochener Naſenenkwicklung. In ihrem Bekk verſchwinden offenbar alle Zu- 
wanderungen fremden Volkes mit der Zeit ziemlich ſpurlos. Dieſe alarodiſche oder 
hektitiſche oder dieſe ſchlechthin große Raſſe, jo wie fie vor vier bis fünf Jahr- 
faufenden unſerem Blick enkgegentritt, wird aus mehreren verſchiedenen Raſſen 
älterer Zeit zuſammengefloſſen fein, deren gekrennte Charaktere aber find ſchon 
damals in dem Raſſekypus aufgegangen, welcher den Bedingungen dieſes Milieus 
mehr als andere enkſprechen mag und ſämtliche fremdarkige Einwanderungen ſieg⸗ 
reich überdauert, ja großenkeils verſchluckk hak.« (S. 10.) Und weiter: »Ein ſelt⸗ 
ſames, aber anſcheinend nicht ungeſetzmäßiges Spiel iſt es, daß die drei letzken 
großen Einwanderungen (Indogermanen von Nordweſt, Semiten von Süden und 
Mongolen von Oſten) körperlich in der Hekkiterraſſe verſchwanden, dafür aber 
ſprachlich und national derſelben ihren eigenen Stempel aufprägken.« (S. 12.) 
| Die geographiſchen Skizzen über die einzelnen Gebieke der Türkei berüchkſich⸗ 
ligen auch die jetzigen politiſchen Verhälkniſſe, wobei der deutſch-kürkiſche Stand- 


1 Briefwechſel, 1. Band, S. 413. Siehe auch Kauksky: »Der Urſprung des 
Chriſtentums« den Abſchnikt: Semitiſche Völkerwanderungen, beſonders S. 185 ff. 
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punkt des Aukors nakürlich fühlbar iſt, ohne ſich jedoch unwiſſenſchaftlich aufzu- 
drängen. 

Aus der Fülle der jezt Mode gewordenen Kriegsſchriften über die Türkei ver- 
dient das Banſeſche Buch ſeines dauernden Werkes und der kurzen, ſachlichen und 
nicht unkritiſchen Orientierung halber hervorgehoben zu werden. Auch nach dem 
Weltkrieg wird Vorderaſien das Streitobjekt politiſch rivaliſierender Kapitaliften- 
gruppen bleiben, und daher behält die Schrift dauernden Werk für die Arbeiter- 
ſchaft im Kampfe gegen den Imperialismus. | OT. 


Hermann Schumacher, Antwerpen, feine Wellſtellung und Bedeulung für 
das deukſche Wirkſchaftsleben. München und Leipzig 1916, Duncker & Humblok. 


Die Stellung des Verfaſſers zu den politiſchen und wirkſchaftspolitiſchen Pro- 
blemen iſt ſchon durch feine Studie »Meiſtbegünſtigung und Zollunkerſcheidung« 
bekannt. So ließ ſich ſchon bei der Ankündigung der neuen Schrift ihr Inhalt er- 
raten. Die Ahnung krog nicht. Die Quinteſſenz der durch manche Einzelbemerkung 
inkereſſanten Monographie enthalten die Sätze: „... Von ſolchen Störungen (der 
wirkſchafklichen Zuſammenhänge) kann ihn (den belgiſchen Staat) einmal guter 
Wille abhalten. Das iſt im weſenklichen bisher der Fall geweſen. Fehlt der gute 
Wille — und damit müſſen wir in Zukunft leider rechnen — fo kann nur 
3wang vor verhängnisvollen Störungen ſichern. Nur Macht kann dann den 
böſen Willen bändigen. Solche Macht muß ſich möglichſt ſichern, wer wichtigen 
Teilen Deutſchlands die ihm von Nakur beſtimmte Tür zum Weltmarkt offen 
halten will. Ob dann die ſtaaklichen Grenzen eine Umgeſtaltkung erfahren, iſt wirt- 
ſchaftlich ohne kiefere Bedeutung. Beim Durchgangsverkehr kommt es — ich 
wiederhole es — auf die wirkſchaftlichen Zuſammenhänge an, und der Staat muß 
nur verhindert werden, zum Skörenfried zu werden. Dazu reichen nicht rein wirt- 
ſchaftliche, ſondern allein polikiſche Maßregeln aus. 

Alſo der Wunſch nach dem deutſchen Prokekkorak über Belgien! 

Doch ſchweben dafür alle Vorausſetzungen in der Luft. So groß der Haß der 
Belgier gegen Deutſche und Deukſchland fein mag, fo iſt nicht wahrſcheinlich, daß 
die Verblendung des Haſſes ſie zum Selbſtmord kreiben und ihr ſchwergeprüftes 
Land um feine wichkigſte Handelsverbindung betrügen wird. Zur Sicherung der 
deutſchen Ausfuhr genügt die vertragliche Wiederherſtellung der alten Tarife, die 
vielleicht nur nach Maßgabe der geſtiegenen Selbſtkoſten nach Enkſcheid eines 
Schiedsgerichts erhöht werden dürften. Eine ſolche zweiſeitige Vereinbarung häkte 
nach wenigen Jahren zu erlöſchen, um jeden Verdacht einer Beſchränkung der 
Souveränität des anderen Verkragskeils um der Frachkenwünſche rheiniſcher 
Interefjenten willen zu vermeiden. | a.h. 


Anzeigen. 


Hermann Wendel, Elſaß-Lokhringen und die Sozialdemokratie. Berlin, Buch⸗ 
handlung Vorwärts. 30 Seiten. Preis 40 Pfennig. 

Während die deukſche Sozialdemokratie am 4. Auguſt 1914 als ihr unabänder- 
liches und einziges Kriegsziel den Schutz der Heimat gegen den Einbruch feind- 
licher Heere ſich geſtellt hat, greife das Kriegsziel der franzöſiſchen Sozialdemo⸗ 
kratie weit darüber hinaus, fie fordere Elſaß-Lothringen als Kriegsziel. Wendel 
unkerſuchk dann, auf weſſen Seite das hiſtoriſche Recht oder beſſer: die hiſtoriſche 
Vernunft ſei, in den Kapiteln: Geſchichtliches (die Zeit vor 1870), Die deutſche 
Sozialdemokratie und Elſaß-Lokhringen, Nach vierundvierzig Jahren, Die wirk⸗ 
ſchaftliche Verwüſtung, Elfaß-Lothringen und Frankreich. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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| Guſtav Eckſtein 7. 

Die Redaktion der »Neuen Zeit« hat einen ſchweren Schlag erlitten. 
Sie befrauert den Verluſt des Kollegen Eckſtein, der am 27. Juli in 
Zürich den Folgen einer Operakion erlag, zu der ihn ein ſchweres 
Lungenleiden zwang. 

Geboren in Wien im Jahre 1875, wendete er ſich ſchon als Student 

der Sozialdemokratie zu, vereink mit ſeiner Schweſter Thereſe Schleſinger. 
Doch es war ihm nicht vergönnt, fo bald wie er wollte für feine Über- | 
zeugungen tätig zu fein. Denn kaum hatte er feine Studien abjolviert 
und den Doktor juris gemacht, da befiel ihn das kückiſche Lungenleiden, 
das ihn fein Leben lang nicht wieder loslaſſen ſollte und das jetzt jeinen f 
vorzeitigen Tod herbeiführke. Zunächſt zwang es ihn für viele Jahre, 
nur feiner Geſundheit auf Reifen oder in Sanakorien zu leben. 

Aber nicht unkätig verbrachte er dieſe Zeit, er wußke fie wohl zu 
nutzen zu unverdroſſenem Studium, und ſo hakte er ein gewaltiges 
Rüſtzeug erworben, als ſeine Krankheit ſo weit eingedämmt war, daß 
er ſich der Parkeikätigkeit zuwenden konnte. Trotzdem ihn ſein Leiden 
nie völlig verließ, oft erheblich ſtörke, hat er doch eine reiche Tätigkeit 
entfaltet als Mitarbeiter der Parkeipreſſe, als Lehrer der Parteifchule, 
endlich als Redaktenr der »Neuen Zeit«, für die er ſeit 1902 arbeitete, 
und in deren Redaktion er 1910 einkrat. 

Nicht nur der Reichtum feines Wiſſens zeichnete ihn aus bei origi- 
nellem und tiefem Denken, ſondern mehr noch die Mannigfaltigkeit 
dieſes Wiſſens. Ganz einzig ſtand er darin da, daß er gleich gut die 
juriſtiſchen wie die Naturwiſſenſchaften und die politiſche Ökonomie 
meiſterte, daß fein Marxismus befruchtet wurde durch die Methode der 
Naturwiſſenſchaften und die Schärfe des formalen Untkerſcheidungsver— 

mögens des Juriſten. 
| Dabei war fein pädagogiſches Talent ein außerordenkliches, wie feine 
großen Erfolge an der Parteiſchule deuklich erwieſen. | 

Als Kollege in der Redaktion lernte ich endlich ſeinen unermüdlichen 
Fleiß ſchätzen, ſowie feine kakkiſche Klugheit, die in den verwickeltſten 
Verhältniſſen ſicheren Rat wußte. 

Es war nichts weniger als die Klugheit des Rechnungskrägers. 
Eckſtein iſt ſtets ein aufrechter Mann geweſen, ſelbſtändig und furcht— 
los. Er beugte ſich ebenſowenig vor angeſtammten Aukoritäken wie vor 
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Modegögen, und machte ebenſowenig obrigkeitlihen Inſtanzen wie popu- 
lären Schlagworten irgendwelche Konzeſſionen. Und er lernte nicht um mit 
den wechſelnden Strömungen des Tages. 

Viel hat er geleiftet, noch mehr ließ er erwarten. Er wuchs von Jahr 
zu Jahr mit der Größe der Probleme, die die Zeit ſtellten und ihn er- 
füllten. Bedeutende, wichtige Arbeiten bereitete er vor, als ihm der Tod 
vorzeitig die Feder aus der Hand ſchlug. 

In die Reihe unſerer Vorkämpfer und oder reißt fein Hinſcheiden 
eine kiefe Lücke. Für mich perſönlich bedeuket es nicht nur die Vernichtung 
eines Lebens, auf das ich die größten Hoffnungen geſetzt, nicht nur das 
Aufhören einer Unkerſtützung meiner Arbeiten, die ſich als höchſt frucht— 
bringend erwieſen, ſondern auch den Verluſt eines der liebſten, kreueſten, 
ſelbſtloſeſten Freunde. Wir iſt's, als hätte ich in ihm meine rechte Hand 
verloren! K. Kauksky. 


Revenant Bülow. 
Von Ed. Bernſtein. b 

Als ich vor nahezu anderthalb Jahren in dem Aufſat »Amerikaner über 
den Weltkrieg« die Abhandlung des amerikaniſchen Hiſtorikers Profeſſor 
Carlton Hayes »Der Krieg der Nakionen« beſprach, hatte ich dabei auch auf 
deſſen Außerungen über das gerade in Amerika erſchienene Buch des 
Fürſten Bülow „Imperial Germany“ Bezug zu nehmen. Dieſes Buch, das 
die engliſche Üüberſezung des Beitrags war, den Bülow im Jahre 1913 zu 
der Feſtſchrift »Deutſchland unter Kaiſer Wilhelm II.« geliefert hatte, iſt 
nun, nachdem es von Bülow mancherlei Zufäge erfahren hal und an ver- 
ſchiedenen Stellen umgeſchrieben worden iſt, unter dem Titel »Deutſche 
Politik« in Deuffchland als Sonderausgabe erſchienen. Von der jozial- 
demokratkiſchen Preſſe meiſt ſchroff abgewieſen, und von Liberalen, die noch 
Grundſätze haben, kühl aufgenommen, hat es dagegen von den Organen des 
ſcharfmacheriſchen Nationalismus die größten Lobeserhebungen erfahren. 
Sie preiſen es als das Erzeugnis eines »wahrhaft ſtaatsmänniſchen Geiftes« 
(»Deutiche Tageszeitung), das dem national geſinnken Deutſchen die rechten 
Wege in der großen Frage des Augenblicks zeige, und drucken mit Wohl⸗ 
gefallen Stücke aus ihm ab. 

Aus guten Gründen, darf man hinzufügen. Schon in ihrer erſten Faſſung 
akmete die Schrift einen Geiſt, der dem amerikaniſchen Gelehrten als direkte 
Widerlegung des Bildes erſchien, das zu Beginn des Krieges deutſche Ge- 
lehrte dem amerikaniſchen Volke von den Beweggründen der deutſchen 
Politik zu geben ſich bemühten. Profeſſor Hayes zitiert den auf Seite 16 
der amerikaniſchen und Seite 14 der jetzigen deutſchen Ausgabe ſtehenden 
Ausſpruch Bülows, »wenn die Entwicklung der Dinge es verlangt, daß wir 
über Bismarckiſche Ziele hinausgehen, jo müſſen wir es kun«, und ſagt dann 
gegenüber Ausführungen des deutſchen Auskauſchprofeſſors Münſterberg 
»Amerika und der Kriege: 

»Weder bei Bülow, dem Staatsmann, noch bei Bernhardi, dem Militär, 1 
findet ſich die geringſte Beſtäkigung für die Behaupkung des Profeſſors 
Münſterberg, die Deutſchen wiſſen, daß der Kampf nicht um enklegene Ge⸗ 
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biete oder die Gewinne der Mächtigen geht! Alle Anzeichen deuten auf das 
genaue Gegenteil hin, und Bülow bekonk dieſen Punkt faſt ebenſo empha- 
tiſch wie Bernhardi.« (S. 15 des Sonderabdrucks.) 

In der Tak kann man Bülows Buch als das Hohelied deutſcher Welt- 
machtpolitik bezeichnen. Wie ſehr es dies ſchon in der erſten Ausgabe 
war, geht aus der folgenden zuſammenfaſſenden Charakkeriſtik hervor, die 
der, übrigens in bezug auf den Krieg ſich ſtreng neutral halkende Profeſſor 
Hayes von ihm gibk: 

Fürſt Bülow war, wie man ſich erinnern wird, von 1900 bis 1909 deutſcher 
Kanzler, und was in ſeinem Buche, das in ſeiner deutſchen Gewandung 1913 er— 
ſchien, haupkſächlich intereſſiert, iſt die ins einzelne gehende Apologie der Ark, wie 
die deutſche Diplomatie in eben denſelben Jahren geführt wurde, wo Italiens Luft 
zum Feſthalten am Dreibund ſich abſchwächte und die Triple Enkente Form er- 
hielt. Bülow läßt die Grundnoke ſeiner inneren und ſeiner äußeren Politik in den 
klingenden Worten erkönen: »die Pflicht der Regierung beſteht in der gegen— 
wärtigen Zeit nicht darin, dem Parlament neue Rechte einzuräumen, fondern 
darin, durch eine kraftvolle und entſchloſſene, in ihren Zielen große und den 
Mitteln, die ſie anwendet, energiſche nakionale Politik das politiſche Inkereſſe aller 
Klaſſen der Nation aufzurüfteln«. (S. 341.) Er beſtreitek, daß er gewillt war oder 
imſtande geweſen wäre, den Zwiſchenfall von Faſchoda oder den Ruſſiſch-Japa— 
niſchen Krieg dazu auszunutzen, ein Bündnis Frankreichs und Rußlands mit 
Deutſchland zuſtande zu bringen. Er rühmt ſich des Zwiſchenfalls von Tanger [im 
amerikaniſchen Text ſteht hier irrigerweiſe: Agadir. Ed. B.] und hebt hervor, daß 
er ſelbſt es war, der den Kaiſer dazu bewog, jenes melodramakiſche Aufrollen der 
Marokkofrage zu vollziehen. Er bejubelt die Annexion von Bosnien und der Her— 
zegowina durch Sſterreich und brüſtek ſich damit, daß die deutſche Kriegsdrohung 
genügt habe, Rußlands ſtille Ergebung in jene hochmükige Verletzung des Berliner 
Verkrags zu erwirken. Aber während er mit Stolz auf die neuere »Weltpolitik« 
Deutſchlands blickt, bleibt er merkwürdig blind gegen die Gefahren der internatio- 
nalen Iſolierung Deutſchlands. »So erwies ſich die kunſtvolle Einkreiſung und Iſo— 
lierung Deutſchlands, während einiger Zeit das Schreckbild ängſtlicher Gemüter, als 
ein diplomatiſches Blendwerk, dem die realpolitiſchen Vorausſetzungen fehlten. 
(S. 36.) Er ſtellt die Stärke der Triple Enkente als zweifelhaft hin, beweiſt an Vor— 
gängen aus dem Jahre 1908, daß ihre Mitglieder wenig gemeinſam haben und be⸗ 
ſteht darauf, daß das Selbſtintereſſe Italien veranlaſſen werde, im nächſten Kriege 
an der Seite Deukſchlands und Sſterreichs zu kämpfen. Nach dem, was wir zurzeit 
von den diplomakiſchen Entwicklungen des Juli 1914 wiſſen, möchte es ſcheinen, daß 
Bethmann Hollweg ebenſoſehr ein buchſtabengekreuer Schüler Bülows geweſen 
iſt, wie er fein Amksnachfolger war. (S. 15, 16 der Sonderausgabe.) 

Den letzten Satz wollen wir auf ſich beruhen laſſen. Womit indes nicht in 
Abrede geſtellt ſein ſoll, daß der Geiſt der Bülowſchen Politik auf die im 
Juli 1914 getroffenen Entſcheidungen ſtark eingewirkt haf. Nur würde man 
den katſächlichen Sachverhalt wohl näher kennen, wenn man ſtakt buch— 
ſtabengetreuer Schüler einfach Erbe ſagte. Daß wir es in den Beſchlüſſen 
jener Tage und dem, was darauf gefolgt iſt, mit einer Erbſchaft der Bülow- 
ſchen auswärtigen Politik zu kun haben, iſt die Anficht vieler Leute, die etwas 
von den Dingen verſtehen. Der Sache nach iſt der Amerikaner da ſicherlich 
auf der richtigen Spur. Bülow iſt Diplomat genug, um gegebenenfalls die 
Sprache auch dazu zu gebrauchen, ſeine Gedanken zu verbergen. Er iſt aber 
viel zu ſehr von der Vorzüglichkeit ſeiner Politik durchdrungen und viel 
zu ſehr darauf bedacht, mit ihren Erfolgen zu prunken, um ſich und dem 
Deutihen Reich die zahme Rolle andichten zu laſſen, in der das letztere in 
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der Kundgebung der deutſchen Intellektuellen vom Spätſommer 1914 er- 
ſchien. Für das Deukſche Reich das Mitleid anrufen, kann nakürlich nicht 
in die Methode des Mannes paſſen, der ſeinerzeit von der Tribüne des 
Reichstags aus den Satz in die Welt hinausrief, wer Deutſchland ankaſte, 
beiße »auf Granit«. Das Deutfhe Reich habe in der Welt nur die Wahl, 
Hammer oder Amboß zu ſein, ſchreibt er an einer Skelle, und da kein 
Menſch gern Amboß fein will, wird jeder Leſer daraus folgern, daß Deutſch⸗ 
land Hammer fein müſſe. Daß es noch ein Drittes gibt, und daß in allen 
Kulturländern eine kiefgehende Bewegung darauf gerichtet iſt, dieſes Dritte 
zu verwirklichen, wird bei ihm auch nicht einmal angedeukek. | 

Man erwarket nafürlich von einem Manne, der Kanzler des Deufjchen 
Reiches war und, wie es heißt, noch ein zweites Mal ſein möchte, kein Be⸗ 
kennfnis zur Demokrakie, von Bekennen zu ſozialdemokratiſchen Prinzipien 
gar nicht zu reden. Aber was bei Bülows Buch doch auffällt, iſt, daß die Be⸗ 
wegungen und Strömungen in den breiten Volkskreiſen der Nationen hin- 
ſichklich der Regelung der Völkerbeziehungen bei ihm nie erwähnt werden. 
Es find immer nur die Staaten, um die es ſich handelt und die agieren. 
Wo von zwiſchenſtaaklichen Beziehungen bei ihm die Rede iſt, glaubt man, 
einen Menſchen aus einem Zeitalter zu vernehmen, wo es für den politiſchen 
Verkehr zwiſchen den Nationen überhaupk nur die Kabinektspolitik gab. 
Die Völker erſcheinen lediglich als Objekte, gleichwohl ob es ſich um die 
immerhin ſtark demokrakiſchen Nakionen des Weſtens, um das zariſche 
Rußland oder das halbkonſtitutionelle Deutſchland handelk. Und das iſt bei 
ihm nicht efwa nur eine Manier ſich auszudrücken. Die Sprache enkſprichk 
durchaus der Ark und Weiſe, wie er in ſeiner Darſtellung die Geſchichte be⸗ 
handelt und fie befradhtet wiſſen will. 

Ein Schulbeifpiel dafür iſt das Stück feines Buches, das von der Fahrk 
nach Tanger handelt, die der Deukſche Kaifer im Jahre 1905 unternahm — 
wie Bülow ſelbſtzufrieden feſtſtellt, auf feinen Rak. Auf dieſer Fahrk 
hielt, wie man ſich erinnern wird, Wilhelm II. eine Anſprache an eine ma- 
rokkaniſche Depukakion, worin er erklärte, daß das Deukſche Reich ſich für 
die Erhaltung der unverſehrken Souveränität des Sulkans von Marokko 
einſetze. Die Umſtände, unter denen die Erklärung erfolgte, waren von 
ſolcher Art, daß fie in Frankreich, deſſen Verkretung damals mit dem 
Sultan über Forderungen verhandelte, denen dieſer Obſtruktion enfgegen- 
ſetzte, als eine wohlbedachke Herausforderung aufgefaßt wurde und große 
Erregung hervorrief. Bülow begründet die Demonſtrakion damit, daß der 
Verkreter Frankreichs in Marokko ſich dem Sultan gegenüber als den Ver⸗ 
frefer Europas aufgeſpielk habe, und daß Deukſchland das nicht habe ſtill⸗ 
ſchweigend hingehen laſſen können. Es iſt aber gar nicht die Frage, ob 
Deutſchland begründeten Anlaß hatte, Einſpruch zu erheben, ſondern ob die 
Form, die Bülow dafür gewählt hakke, zu billigen war. Sie hal die Wir⸗ 
kung gehabt, eine europäiſche Kriſis hervorzurufen, und es hat nicht viel 
gefehlt, daß es damals zum Kriege zwiſchen Frankreich und Deukſchland 
kam, der ſich mit ebenſo zwingender Logik der Dinge zum Weltkrieg enk⸗ 
wickelt hätte, wie nun der durch das Ultimatum an Serbien herbeigeführte 
ruſſiſch-öſterreichiſche Konflikt. Wer es noch nicht wußte, dem erzählen es 
die Enkhüllungen, die Herr Winiſter Churchill jetz im Londoner »Sunday 
Pictorial« veröffentlicht. 
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Wenn der Krieg damals vermieden wurde, ſo hat ſich ein hohes Ver— 
dienſt darum die inkernakionale Sozialdemokratie erworben, 
die ſich in jenen Tagen durchaus auf der Höhe ihrer Aufgabe gezeigt hat. 
Und zwar gebührt der Hauptanteil der Sozialdemokratie Frankreichs. Unker 
der Führung des raſtloſen Jean Zaurès hat ſie ſich mit der größten Energie 
den Chauviniſten ihres Landes enkgegengeſtemmt, und direkt auf das 
Wirken unſerer Genoſſen in der Kammer war der Rücktritt des Winiſters 
Delcaſſé zurückzuführen, der von keiner Nachgiebigkeit gegenüber Deutfch- 
land hatte etwas wiſſen wollen. Das kraftvolle Einwirken unſerer Genoſſen 
hatte die Folge, daß man ſich über eine Konferenz verſtändigte, auf der die 
Marokkoftage unter allen ſtreitigen Geſichtspunkten erörkerk werden ſollte 
und die dann in Algeciras ſtattgefunden hat. Alle Welk erkannke damals 
an, daß die Sozialdemokratie, und zwar ganz beſonders die franzöſiſche So— 
zialdemokratie, ſich um die Erhaltung des Friedens ein großes Verdienſt 
erworben hatte. 

Bei Bülow nun findet man von dieſem Eingreifen der Sozialdemokratie 
in der Marokkofrage kein Wort. Daß die Tangerfahrt ſtatt den Krieg die 
Konferenz von Algeciras zur Folge hatte, läßt er ausſchließlich als einen 
Erfolg ſeiner Politik erſcheinen. »Als die deutſche Regierung unerfchütter- 
lich blieb,« ſchreibt er, »willigte Frankreich in die Konferenz. Herr Delcaſſs 
legfe das Porkefeuille des Auswärfigen nieder. Er krak zurück und wir 
ſetzten unſeren Willen durch.« (S. 102.) Das ſei aber »keineswegs nur ein 
Augenblickserfolg« geweſen. Delcaſſes Sturz »lähmke den franzöſiſchen 
Chauvinismus, gab den vorfichfigen und friedlichen Elementen in Frank— 
reich wieder die Oberhand und erleichkerke damit unſere Politik wie die 
Fortführung des Flokkenbaues«. (Ebendaſelbſt.) Und Bülow beruft ſich auf 
den braven Karl Peters dafür, daß Delcaſſé das Inſtrumenk geweſen ſei, 
deſſen ſich die engliſchen Feinde Deutſchlands hätten bedienen wollen, um 
Frankreich zum Kriegsbündnis mit England zu verleiten, um dann Deuktſch— 
land mit der engliſchen Flotte zu überfallen. »Daß ihnen dieſe Waffe aus 
der Hand geſchlagen wurde, war gerade damals, wo wir uns mit unſerem 
Flottenbau auf der Mitte des Weges, auf halbem Aufſtieg befanden, be- 
ſonders wichtig.« (S. 103.) 

Alſo Bülow, nicht Jaurès, hat damals Delcaſſes Rücktritt herbeigeführt. 
Nichk die »vorſichtigen und friedlichen Elemente« Frankreichs haben es 
verhindert, daß die von Bülow betriebene Politik einen Krieg entfejfelte, 
ſondern Bülow hat durch fie und fein weiteres Auftreten den franzöſiſchen 
Friedenselemenken die Oberhand verſchafft! Was für ein Wundermann, 
muß der Leſer denken, dem die wirklichen Vorgänge von damals nicht ge— 
wärtig ſind. Wer fie einigermaßen kennk, wird fie nichks weniger als wun- 
derbar finden. Kurt Eisner hat fie etwas ſpäter in feiner Schrift »Der 
Sulkan des Weltkriegs« beleuchtet, deren Folgerungen manchem damals 
übertrieben erſchienen, aber durch den weiteren Gang der Ereigniſſe nur 
Beſtätigung erfahren haben. Wer über den Zuſammenhang des jetzigen 
Weltkriegs in den Vorgängen von damals im unklaren war, dem löſt 
Bülow die letzten Zweifel. 

Nicht er, der damals nicht duldeke, daß Jaurès der Einladung der So— 
zlaldemokratie Berlins folgte und als Friedensbote in Berlin auftrat, hat 
dem franzöſiſchen Chauvinismus Abbruch gefan. Er bat im Gegenkeil den— 
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jenigen Elementen in Frankreich, die das Mißtrauen gegen Deutſchland 
wach erhielten, neue Nahrung gegeben. Delcaſſés Rücktritt hieß nicht Del- 
caſſes Verſchwinden von der politiſchen Bühne, er hieß nicht einmal in 
Wirklichkeit deſſen Sturz, wie Bülow es nennt. Der bekriebſame fran- 
zöſiſche Politiker knüpfte den abgeriſſenen Faden nur an einer anderen 
Stelle — als Botſchafter Frankreichs in Petersburg — wieder an. Nach 
des amerikaniſchen Hiſtorikers Anficht iſt die diplomakiſche »Einkreiſung⸗ 
Deukſchlands in viel höherem Maße das Werk Delcaſſés, als das irgend 
eines gekrönten oder ungekrönten Engländers. »Wenn es einen Mann 
gibt, ſchreibt er, »der für die neueren diplomakiſchen Entwicklungen er- 
wähnk zu werden verdient, fo iſt es jedoch kein Engländer, ſondern ein 
Franzoſe, der zähe aushaltende, faktvolle Delcaſſe.« Dieſer habe »die wahre 
Nemeſis Bismarcks« geſpielt und durch kluge Ausnutzung der Umſtände 
»eine Iſolierung Deukſchlands zuſtande gebracht, die faſt jo vollſtändig war, 
wie die Iſolierung, zu der Bismarck Frankreich verurteilt hafte«. Die anglo- 
ruſſiſche Verſtändigung von 1907, durch die die Triple Entente vollendete 
Tatſache wurde, ſei durch feine Vorarbeit eingeleitet worden. »Auch war 


die Triple Entente nicht das einzige, Delcaſſé am Herzen liegende Ziel. Den 


Dreibund durch Verbeſſerung der Beziehungen zwiſchen Italien und Frank- 
reich zu ſchwächen, war fein zweites Vorhaben, deſſen erfolgreicher Aus- 
gang im gegenwärkigen Krieg zukage getreten iſt.« (A. a. O., S. 13, 14.) 
Dies beiläufig, um zu zeigen, wie wenig man durch ſolche, mit der drohen 
den Fauſt erzielte Erfolge, wie diejenigen, mit denen Bülow paradiert, 
dauernde Verbeſſerung internationaler Beziehungen ſchafft. Irgendein Ver- 
ehrer Bülows hat einmal in bezug auf deſſen Politik den Ausdruck Eijen- 


fauſt in Sammethandſchuhen gebraucht. Jedenfalls hat fie viel von den 


Eigenſchaften, die man der Katze zu Unrecht nachſagt. Die Kaße wird der 
Maus nie die Sammetpfofe zeigen. Bülow glaubt die Welt zu bezwingen, 
wenn er ihr abwechſelnd Liebenswürdigkeiten jagt und dann wieder den 
ſtarken Mann ſpielt. Aber die Völker verkragen ſolche doppelte Auffüh- 


rung nicht, fie verurſacht ihnen nur Mißbehagen und ſteigert ihr Miß: 


trauen. Daß Deutſchland in Algeciras glimpflich davonkam, iſt unker an- 
derem dem Umſtand geſchuldet, daß im Winker 1905 in England die unio- 
niſtiſch-konſervakive Regierung Balfour-Chamberlain-Lansdowne an in- 
neren Schwierigkeiken zuſammenbrach und eine liberale Regierung mit 


Campbell-Bannerman an der Spitze ans Ruder kam, deſſen auswärtige 


Politik ſehr beſtimmt darauf gerichtet war, eine Verſtändigung mit Deutſch⸗ 
land zu erzielen.“ 10 


Auch von dieſem Regierungswechſel ſteht bei Bülow kein Work, jo be⸗ 


deutungsvoll er war. Ihn zu erwähnen würde nicht in fein Syſtem paſſen, 


zu dem es vielmehr gehört, die Demokratie als politiſche Kraft nach Mög- 
lichkeit zu diskreditieren und die Inkereſſenkonflikke der oberen Schichten 


verſchiedener Länder gegeneinander als Inkereſſenkonflikte der Völker er- 


ſcheinen zu laſſen. Dieſe Methode, welche die Weisheit jeder politiſieren⸗ 
den Bierbank bilden, wo man, ſobald die Rede auf die auswärtige Politik 


1 Sur Vertretung dieſer Friedenspolitik wurde damals die Wochenſchrift »The | 


Nation« gegründet, deren erſte Nummer Artikel von Campbell-Bannerman und 
Theodor Mommſen in dieſem Sinne brachke und die an ihrer Tendenz mit Treue 
feftgehalten hat. 1 


Er 
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kommt, von Klaſſengegenſätzen und Klaſſentendenzen in der Politik noch 
weniger weiß als gewöhnlich, iſt natürlich äußerſt bequem für jemand, dem 
das Aufſtacheln der nationalen Leidenſchaften das Mittel iſt, daheim die 
Ausbildung der Rechte der Volksvertretung zu hinterfreiben. Denn auf 
dieſen altbewährten Kunſtgriff läuft die Senkenz hinaus, die Profeſſor 
Hayes von Seite 341 der amerikaniſchen Ausgabe von Bülows Buch zitierk. 

Der Saß iſt in der neuen Ausgabe fortgelaſſen, wahrſcheinlich weil die 
in ihm enthaltene Anweiſung nun ſeinem Urheber als überflüſſig erſchien. 
Ohne Einſchränkung fließen die Sätze dahin, in denen Bülow das Dogma 
von der Notwendigkeit der ſtarken perſönlichen Spitze im Deutſchen Reiche 
predigt. 

Die hier und da lauf gewordene Behauptung, es wäre mein Gedanke geweſen, 
die Verkeilung der Rechte zwiſchen Krone und Parlamenk zugunſten des Parla- 
ments zu verſchieben, das heißt ein parlamentariſches Regime im weſteuropäiſchen 
Sinne herbeizuführen, gehört in das dichkbevölkerke Reich politiſcher Fabeln. Die 
Rechtsgrenze zwiſchen Krone und Parlament haf mir unverrückbar feſtgeſtauden. 


In der äußeren wie in der inneren Politik habe ich es als meine vornehmſte Auf- 


gabe angeſehen, die Krone nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu ſtärken, zu unter- 
ſtützen und zu ſchützen. (S. 340.) 


So geht es ſeitenlang in dem Buch hin. Um dieſe Beteuerungen der 
guten Abſichten hinſichtlich der Krone recht ſchmackhaft zu machen, wird als 
Gegenſtück gegen das Glanzbild der Kronenkräger der unpolitiſche Sinn der 
Deutſchen in den kraſſeſten Farben gezeichnet. »Noch ſteht in Deutſchland 
eine große Summe der Gebildeten, denen ja die Führung im Parteileben ge— 
bührt, dem politiſchen Leben gleichgültig, wenn nicht gar ablehnend gegen- 
über.... Die Unkenntnis der allerelementarſten Dinge iſt oft erſtaunlich.. .. 
Die Tätigkeit der Fraktionen vollzieht ſich auch in unſeren Tagen oft noch 
kaum anders als die ehemalige reine Beamtenwirtjchaft: bei vollkommener 
Verſtändnis- und Urteilsloſigkeit der Bevölkerung. 
(S. 341.) Und ſo weiter, und ſo weiter. Sätze, an denen vieles richtig und 
ja auch niemand ein Geheimnis iſt. Aber wann häffe ein Volk, das gewohnt 
iſt, regiert zu werden, Sinn und Verſtändnis für die großen Fragen der 
Politik entwickelt? Den politiſchen Sinn prägt keine Akademie ein, er 
bildet ſich nur in der Praxis des politiſchen Lebens aus, und kein Volk wird 
ihn erwerben, deſſen Angehörige nicht von Jugend auf in dem Bewußtſein 
lebten, daß ſie ſelbſt für die Politik ihres Landes verantwortlich find. Der- 
jelbe Bülow jedoch, der an der Stelle, der die im vorherigen zitierten Sätze 
entnommen find, den unpolitiſchen Sinn der Oeutſchen als einen bedauerns— 
werken Mangel erſcheinen läßt, preiſt ihn an anderen Skellen als eine be— 
ſondere Tugend des Deutſchen. Auf dieſes und nichks anderes laufen eine 
ganze Reihe ſeiner Ausſprüche über den Deutſchen als geborenen Soldaten 
hinaus. Dem Wilitarismus, dem er ein beſonderes Kapitel widmet, ſingt er 
in den höchſten Tönen einen Päan und bezeichnek ihn als »das beſte Stück 
unſerer ſtaaklichen, unſerer nakionalen, unſerer Volksentwicklung«. (S. 147.) 
Aber wie kann ein vom Militarismus durchdrungenes Volk, ein Volk, 
deſſen beſte Eigenſchaft, wie es einmal bei Bülow heißt, ſein Kriegerfum 
iſt, wie kann ein ſolches Volk wahrhaft politiſches Denken enkwickeln? Mag 
es im übrigen kulturell noch fo hoch ſtehen, jo wird fein politiſches Empfin- 
den ſich nie wejentlich über das von Barbaren im ſoziologiſchen Sinne dieſes 


Workes erheben, das heißt von Völkerſchaften auf einer Entwicklungsſtufe, 
wo von engeren Beziehungen zwiſchen Volk und Volk noch keine Rede iſt. 
Einer ſolchen Enkwicklungsſtufe enkſpricht es auch, daß über Kriegsfragen 
Meinungsverſchiedenheiten grundſätzlicher Natur keine Rolle ſpielen, daß 
im Krieg über das »nationale« Intereffe nur eine Meinung herrſcht, daß, 
ſobald Krieg iſt, nicht mehr gefragt, ſondern gefolgt wird — was alles 
und ihm innerlich Verwandtes Bülow den Deukſchen als beſondere Zugen- 
den nachrühmk. Wie ſo oft, überkreibt er auch hier. Es hieße aber blind ſein, 
wollte man verkennen, daß feine Behaupkungen nicht völlig aus der Luft 


gegriffen ſind. Nur darf man ſich nichk verhehlen, daß ſie zugleich ein Stück 


Erklärung dafür liefern, weshalb die Völker Europas auf Deutſchland mit 
jo hochgradigem Mißtrauen blicken. 

Bülow iſt ungehalten darüber, daß im Ausland Zerrbilder des deuf- 
ſchen Milikarismus verbreitet find. Zerrbilder des gegneriſchen Landes find 
überall in Unmaſſen produzierk worden und ſie ſind hüben wie drüben gleich 
verwerflich. Wer aber nicht bloß Schaumſchlägerei treiben will, beſchäftigt 
ſich nicht mit ihnen, ſondern mit der ernſthaften Kritik, und die wird durch 
Bülows Buch nicht widerlegt, ſondern bekräftigt. | 

In feiner erſten Faſſung enthielt Bülows Buch ſcharfe Ausfälle wider 
die Sozialdemokratie. Sie dürfe nicht auf den gleichen Fuß mit denjenigen 
Parteien geſtellt werden, welche die gegebene politiſche Verfaſſung aner- 
kennen, fie ſei insbeſondere der ausgeſprochene »Gegenſaßz gegen den preu- 
ßiſchen Staat«. Ein Kreuzzug wider fie könne eines Tages zur Nokwendig⸗ 
keit werden. Auf Seite 247 predigt er ihn mit folgenden Sätzen: 


Denn die ſozialdemokratiſche Bewegung bedroht nicht nur die Exiſtenz der einen 
oder anderen politiſchen Partei, fie iſt eine Gefahr für das Land und die Mon- 
archie. Dieſer Gefahr muß ins Auge geſehen und begegnet werden durch eine große 
und umfaſſende nationale Politik, unter der ſtarken Leitung von klarblickenden 
und mutigen Regierungen, die imſtande find, in Güte oder im Kampfe die Partei 
dazu zu bringen, vor der Macht des nakionalen Gedankens ſich zu beugen. 


Profeſſor Hayes, aus deſſen Abhandlung ich dieſen Saß zurücküberjeße, 
bemerkt zu ihm lakoniſch: »Man ſtelle ſich ſolche Sprache im Munde eines 
Engländers des zwanzigſten Jahrhunderts vor, der neun Jahre Minifter- 
präſident ſeines Landes war!« 

In der neuen Ausgabe hal Bülow den Sa und ähnliche geſtrichen, um, 
wie er es im Vorwort bezeichnet, der neuen Lage Rechnung zu fragen, die 
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die Sozialdemokratie durch ihr »Einſchwenken in die nakionale Front« bei 


Kriegsausbruch geſchaffen habe. 


Gegenſeitiges Verſtehen zwiſchen Sozialdemokratie und Regierung, zwiſchen 
der Sozialdemokratie und den anderen Parkeien wird für die Zukunft leichter und 
häufiger fein als in der Vergangenheit, da die leidige Trennung der deutſchen 


Parteien in nationale und nicht nationale in dieſem Kriege überwunden iſt. Auch 


die Sozialdemokratie hat ſich bei Ausbruch des Krieges vor dem nationalen Ge- 
danken gebeugt. (S. XV.) 


Und im Buch ſelbſt heißt es jetzt auf Seite 235: 


Indem die ſozialdemokratiſchen Führer der ihnen wohlbekannten vakerlands⸗ 


liebenden und nafionalpflihtbewußten Geſinnung der hinter ihnen ſtehenden Ar⸗ 
beitermaffen gefolgt find, haben fie nicht nur pafriofifch gehandelt, ſondern auch für 
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ihre Partei weitſichtig und geſchickt operiert. Es iſt als ein in hohem Maße be— 
merkenswerkes Zeichen politiſcher Arkeilskraft gerade der ſozialdemokratiſchen 
Partei zu buchen, daß ſie nicht in den ſo oft erlebken parkeipolitiſchen Fehler ver- 
fallen iſt, die Zeit gegen ſich wirken zu laſſen, indem ſie ſich der Erkenntnis ihrer 
Zeichen aus parteipolitiſchem Doktrinarismus verſchloß. ... Im Grunde iſt damit 
ein Beweis mehr gegeben, daß ftets die klügſte Parkeipolitik diejenige iſt, die den 
Staatsnotwendigkeiten folgt. 


Laſſen wir auch dem Gegner Gerechtigkeit widerfahren. Der Anſchein, das 
können wir nicht beſtreiten, erlaubt ihm ſo zu ſprechen. Außerlich befrachtet 
bat das Rezept, das er berühmten Muſtern folgend und offenbar auch in 
Erinnerung an den Erfolg der Hererowahlen von 1907 aufgeſtellt hat, ſich 
ganz herrlich bewährt. Kann aber die Sozialdemokratie das Kompliment, 
das er hier und in ähnlichen Sätzen gibt, auch akzeptieren? 

Es hat zunächſt dadurch einen zweifelhaften Beigeſchmack, daß Bülow 
— von ſeinem Standpunkt aus freilich nicht ungeſchickk — die ſozialdemo- 
Kratiſchen Führer im Auguſt 1914 beim Kriegsausbruch nicht aus freier, 
lediglich der objektiven Prüfung der Sachlage und ihrem Gewiſſen folgender 
Entſchließung handeln, ſondern ganz opportuniſtiſch bloß der Stimmung 
der Arbeitermaſſen folgen läßt. Selbſt bei der Rechten unſerer Reichs- 
kagsfraktion wird man ihm dafür wenig Dank wiſſen. In der großen Mehr- 
heit der Fälle widerſpricht es jedenfalls dem fatfächlichen Sachverhalt. 

Vielſagender jedoch als die refrofpekfive Bekrachkung iſt hier Bülows 
Zukunftsperſpektive. Die »leidige« Trennung in nakionale und nicht nafio- 
nale Parteien werde fallen. Wenn's geſchiehk, kann es jedem von uns recht 
ſein. Die Sozialdemokratie hak dieſe Unkerſcheidung nie gemacht, ſondern 
ſie ſtets als ſchief und ſchielend zurückgewieſen. Als ſpezifiſch nakional be- 
zeichneken ſich neben den Ankiſemiten und ſonſtigen Ultras der Raſſenpolitik 
ſtets nur Parteien der regierenden Klaſſen, und es iſt ſehr unwahr- 
ſcheinlich, daß ſie in Zukunft darauf verzichken werden. Wo es ſich nicht mehr 
um Befreiung einer Nation von Fremdͤherrſchaft oder um Vereinigung der 
Teile einer durch Gewalt oder Dynaſtien gekrennken Nationalität handelt, 
werden die jeweilig Herrſchenden und deren Parteigänger ſtets ihre Po- 
litik als die nationale bezeichnen, da fie ja nach ihrer Auffaſſung die Nakion 
repräſenkieren, die entſchiedene Gegnerſchaft gegen ihre Polikik aber als 
nicht national oder unnational denunzieren. Die Sozialdemokratie erreicht 
die Anerkennung als national von ſeiten dieſer Parkeien nicht durch eine 
Ausnahmeabſtimmung für dieſe oder jene Zwecke, ſondern nur durch die 
Preisgabe ihrer ganzen grundſätzlichen Gegnerſchaft 
gegen deren Staats- und Geſellſchaftsauffaſſung. 

Das gleiche krifft zu vom Begriff der Skaaksnotwendigkeiken, den Bülow 
hier ebenfalls ins Spiel bringt. Staaksnotwendigkeiten find die Nokwendig— 
keifen der Leitung des Staates und der Staatspolitik im Sinne derer, die den 
Staaf in Händen haben. Um Skaaksnokwendigkeiken in abstracto wird im 
politiſchen Leben nicht geſtritten, ſondern nur um ihre jeweilige konkrete 
Geſtalt. Steuern ſind im gegebenen Geſellſchaftszuſtand ganz ſicher eine 
»Staaksnotwendigkeit«. Aber es wird nicht darüber geſtrikten und abge— 
ſtimmt, ob Steuern fein ſollen oder nicht, ſondern in welcher Höhe fie not— 
wendig ſind, für welche Zwecke ſie aufgebracht werden und welche Ge— 
ſtalt fie haben ſollen. Ebenſo mit der Landesverkeidigung und ähnlichem 
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mehr. Das Ausſpielen des Begriffes Staatsnotwendigkeif hat daher im 
politiſchen Kampfe fat immer den Zweck, den Sinn des konkreten Kampfes 
zu verwiſchen, irgendwelche Preisgabe unter einem ſchönklingenden Worke 
einzuhandeln oder hinker ihm zu verkuſchen. Worauf Bülow mit ihm ab- 
zielt, verrät der Saß, der an jener Skelle auf den zuletzt zitierten folgt: 
„»Was von den harten Notwendigkeiten des Krieges gilt, gilt legten Endes 
auch von den vielfach unbequemen und läſtigen des Friedens!« (Eben- 
daſelbſt.) Von Bülows Standpunkt aus ganz logiſch. Aber es zeigt 
deutlich, um welchen Preis »letzten Endes« die Anerkennung als »national⸗ 
erkauft werden ſoll. 

Es ſchien angezeigt, das hier mit in die Erörkerung zu ziehen, weil in 
einzelnen Parkeiorganen in der Tat ſchon der Gebrauch des Begriffs 
Staatsnokwendigkeit in jener zweideutigen Anwendung ſich einſchmuggelt. 
Der Nationalismus Bülows aber offenbart ſich, nachdem wir über den 
Krieg und die Beweggründe der Nakionen, die ihn führen, abwechſelnd 
mit objektiv klingenden Sägen und dann wieder mit Schlagworten bedacht 
worden find, die man ſonſt auch in der Preſſe der berufsmäßigen Heß— 
patrioten findet, zum Schluſſe in folgender tiefen Verbeugung vor den ſechs 
Wirkſchaftsverbänden, die durch ihre vielberufene Denkſchrift über Kriegs- 
ziele verſucht haben, dem gegenwärtigen Kanzler Kriegspolitik vom echten 
Kaliber einzupauken: 

Mit dem Blick auf die inkernakionalen Lehren des Weltkrieges, auf die 
künftige Weltſtellung des Deutfhen Reiches find in rühmenswerter Weiſe unſere 
ichs großen Wirtfhaftsverbände auf dem Boden der für Deutkſchlands Gegen- 
wart und Zukunft wichtigften Frage, der Frage der aus dem Kriege hervor- 
gehenden macht- und wirtſchaftspolikiſchen Stellung Deutſchlands in Europa 
und der Welk, zuſammengekreken zu einer gemeinſamen Manifeſtation einigen 
und enkſchloſſenen pakrioktiſchen Willens! 


So zu leſen auf Seife 328. Wer da weiß, was jene Manifeſtakion ent⸗ 
hielt, der wird ſich nicht wundern, daß Bülow nach dieſem Kriege Jahr- 
zehnte währenden Völkerhaß vorausſagt, der naturgemäß von enkſprechen⸗ 
der Skeigerung der gegenſeitigen Rüſtungen begleitet ſein würde. Er wird 
aber dann auch Bülows wohlwollende Worte an die Adreſſe der Sozial- 
demokraten nach ihrem vollen politiſchen Werk einzuſchätzen wiſſen. | 

Die Franzoſen haben ein Wort revenant, das einen doppelten Sinn 
hal. Als Eigenſchaftswork bedeutet es gefällig, angenehm, und wer kann 
gefälliger ſein, als unſer Bülow? Ein angenehmer Plauderer, welterfahren, 
nicht tief, aber gebildet genug, in geiſtreich klingende Nichfigkeiten Sätze 
einzuflechten, bei denen man ſich etwas denken kann, perſönlich enkgegen⸗ 
kommend — kurz, ein Geſellſchaftsmenſch, wie er im Buche ſteht. Aber das 
Work iſt auch Hauptwort, und da bedeukel es einen, der wiederkommk. 
Stimmt erſt recht, werden diejenigen jagen, die Bülows Buch als Evange- 
lium begrüßen. Die Sache hat jedoch einen Haken. Der beſondere Sinn 
des Hauptworks Revenant iſt: einer, der aus dem Jenſeits, als Gebilde 
abergläubiſcher Phankaſie wiederkehrt. Und dem Kanzler Bülow ge- 
bührt dieſe Rolle. 
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Eine Bekennknisſchrift. 
Von Auguſt Erdmann. 


Der Weltkrieg hat den Unfrieden auch ins Lager der katholiſchen 
Chriſtenheit gebracht. Zwar kut das Oberhaupt der kakholiſchen Kirchen in 
Enzykliken, in ſchriftlichen und mündlichen Kundgebungen für den Frieden, 
was es kann. Aber wie der Papſt den blutigen Krieg draußen an den Fron— 
ten nicht hat verhindern und beenden können, fo vermochte er nicht einmal 
zu verhindern, daß die Katholiken der kriegführenden Länder in Schriften 
und Reden noch einen beſonderen Krieg hinter der Front begannen und 
dieſen Krieg mit einem Eifer durchführten, der die Gebote chriſtlicher 
Nächſten- und Bruderliebe merklich außer acht läßt. Die franzöſiſchen Ka- 
tholiken haben unter Förderung hoher kirchlicher Würdenkräger in einem 
gewichtigen Buche „La guerre allemande et le catholi- 
eis me“ ſchwere und heftige Anklagen gegen Deutſchland erhoben, durch 
die ſich insbeſondere auch die deutſchen Katholiken getroffen fühlen mußten. 
Es bildete ſich im Auguſt 1915 unter dem Ehrenvorſitz des bayeriſchen Mi⸗ 
niſterpräſidenten Graf Herkling ein »Arbeitsausſchuß zur Verkeidigung 
deukſcher und katholiſcher Intereſſen im Weltkriegs, der zunächſt eine Denk- 
ſchrift und dann eine ausführliche Abwehrſchrift gegen das franzöſiſche Buch 
erſcheinen ließ. Eine ganze Literakur iſt unterdes in Büchern, Schriften und 
Aufſätzen erſchienen, die ſich mit mehr oder weniger Eifer und Geſchick gegen 
das franzöſiſche Buch wenden. Sodann kam Ende 1915 ein ſehr umfang- 
reiches Werk an die Öffentlichkeit, das ſich zuſammenſetzte aus 20 Auf- 
ſätzen von namhaften deutichen Verkrekern der katholiſchen Wiſſenſchaft, 
betitelt »euklſche Kultur, Katholizismus und Welk 
Kriege. Dieſes Buch hat neben ſeinem Zweck: die Angriffe der franzdfi- 
ſchen Geiſtlichen, Politiker und Likeraken abzuwehren, auch Bedeukung für 
die innerpolitiſchen Verhältniſſe Deutſchlands, und einzelne feiner Aufſätze 
ſind aus dieſem Grunde beſonderer Beachtung werk. 

In dem erſten der zwanzig Aufſätze gibt Profeſſor Mausbach 
(Münſter) die Gründe an, die zur Enkſtehung des Buches geführt haben. 
Der Titel dieſes Aufſatzes: »Dieliterarifhe Kriegserklärung 
der franzöſiſchen Katholiken« läßt erkennen, daß man auf der 
Seite der deulſchen Katholiken, wie das nun im milikäriſchen wie im lite- 
rariſchen Kampfe mal ſo üblich, die Schuld an dem Zwiſt der Gegenſeite 
zuſchreibk. Mit dem Erſcheinen des Buches „La guerre allemande et le 
catholicisme“ ſei zu der Erregung der nationalen Leidenſchaften und der 
Störung des Geiſteslebens der Menſchheit die noch weit ſchlimmere und 
ſchmerzlichere Tatſache gefügt, daß nunmehr auch die religiöſe Einheit, der 
kirchliche Friede unter den Katholiken des Erdkreiſes ſchwer bedroht und 
gefährdet erſcheine. Man brauche ſich gewiß nicht zu wundern, daß in allen 
kriegführenden Ländern die Katholiken eng mit ihren Volksgenoſſen zu— 
ſammenſtänden und ſich je nach ihrem Temperamenk von der allgemeinen 
Kampfſtimmung mehr oder weniger hinreißen ließen. Aber neu und un— 


1 Deuffhe Kultur, Katholizismus und Weltkrieg. Eine Abwehr des Buches 
„La guerre allemande et le catholieisme“. Herausgegeben von Georg Pfeil— 
ſchifter. Freiburg i. B. 1915, Herderſche Verlagshandlung. 494 Seiten. 
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erhört ſei es, daß die gläubigen Katholiken eines Landes als folche hervor— 
kräten und unker Führung angeſehener Kirchenfürſten und Gelehrten die 
furchtbarſten Anklagen gegen eine andere Nakion erhöben; ſchmerzlich und 
unerträglich ſei es für jeden Friedensfreund und Katholiken, daß ſie dieſe 
Nation, weil fie gegen Frankreich kämpfe, vor der ganzen Chriſtenheit als 
grundſätzlichen Feind aller Sittlichkeit und Religion brandmarkten und da- 
bei ausdrücklich die Katholiken des Landes als Witſchuldige hinſtellten. 

Man könnte jagen, meint Mausbach weiter, daß die Großtaten der 
deutſchen Wiſſenſchaft, Bildung, Technik und ſozialen Fürſorge, die Glau- 
benskreue und kätige Frömmigkeit der deuffchen Katholiken genügend in 
der Welt bekannt und anerkannk ſeien und daß es daher keinen Sinn habe, 
den Vorwurf der Barbarei und der kirchlichen Minderwerkigkeit eigens zu 
widerlegen. Aber bei dem kühnen, regen und umfaſſenden Bemühen der 
Engländer und Franzoſen, das Ausland für ihre Zwecke und Anſchauungen 
zu gewinnen, ergebe ſich für die deuffchen Katholiken die innere Nötigung 
und die Pflicht, ihre kirchliche Ehre gegen peinliche Verdächtigungen zu 
verteidigen. Und da der Verfaſſer des franzöſiſchen Buches ſich für feine 
Angriffe und Beſchuldigungen auf die Lehre der geiſtigen Führer, der 
deutſchen Philoſophen, Denker und Gelehrten berufe, fo ſei auch die apolo- 
gefiihe Rechtferkigung des deutſchen Katholizismus in erſter Linie eine 
Ehrenſache der kakholiſchen Gelehrkenwelk in Deutſchland. 

Es iſt nun nicht möglich, jeden der zwanzig Aufſätze eingehend zu be- 
ſprechen. Dem ſtehen erſtens räumliche Gründe im Wege, dann aber auch 
zwingende Gründe anderer Ark, beiſpielsweiſe bei Aufſätzen wie Finke: 
»Rechk und Notwendigkeit des Welkkriegs«, Ebers: »Belgiens Neutralität 
und ihr Unfergang« und ähnliche. Manche Aufſätze enkbehren der Bedeu- 
kung für nichtkatholiſche Kreiſe (Schroers: »Iſt der Krieg ein Religions- 
krieg?«, Knöpfler: »Deutſche und franzöſiſche Kriegshirtenbriefe« und 
andere). Manche endlich lohnen eine beſondere Behandlung deshalb nicht, 
weil die Verfaſſer in ihrem apologekiſchen Eifer ſich die Beweisführung ſehr 
leicht und der Bedenkenlofigkeit, die fie der Gegenſeite vorwerfen, nicht 
minder ſchuldig machen. Denn ſo liegen die Dinge nicht, daß bei den vielen 
Torheiten, die ganz gewiß auf der Gegenſeike getan, geredet und (insbeſon⸗ 
dere auch in dem franzöſiſchen Buche) geſchrieben worden ſind, nun auf 
franzöſiſcher Seite alles kohlrabenſchwarz und bei den deuffchen Katholiken 
alles, was hier gekan, geredet und geſchrieben worden iſt, lilienweiß und 
engelrein wäre. Vielleicht wäre es gut geweſen, die Verfaſſer hätten 
den Satz eines ihrer Mitarbeiter (Switalſki: »Zur Pſychologie der Greuel— 
ausjagen«), den dieſer den franzöſiſchen Katholiken vorhält, auch ihrerſeits 
ein wenig beachtet: »Phariſäiſche Verblendung iſt es ſomit, den eigenen 
Skandpunkk rückhaltlos mit der objektiven Gerechtigkeit zu idenkifizieren 
und gleichſam von oben herab den Gegner zu verurkeilen. Wer fein Ge- 
wiſſen rein weiß, beugt ſich gleichwohl in Ehrfurcht vor dem allwiſſenden 
Richter, in deſſen Händen die letzte Enkſcheidung ruht.« 

Am beachkenswerkeſten find unter den Aufſätzen der katholiſchen Ge- 
lehrten diejenigen, die in das polikiſche Gebiet hinübergreifen. Dr. Platz 
(Düſſeldorf) wendet ſich in einem Aufſaß: »Der franzöſiſche und 
der deutſche Kulturkampf in ihren Urſachen und Fol- 
gen« gegen die Behaupkung eines führenden franzöſiſchen Klerikalen, der 
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Weltkrieg ſei nichts anderes als die Forkſezung des deutſchen Kultur- 
kampfes der ſiebziger und achtziger Jahre und bezwecke die Vernichkung 
der katholiſchen Kirche. Wie Dr. Platz lehrt, iſt der franzöſiſche Kulkurkampf 
die planmäßige Entfaltung eines ſchon zur Zeil der großen Revolution an- 
gelegten Planes mit dem Ziel, aus dieſer Welt ein widerchriſtliches, gokt— 
und religionsloſes Kulturreich zu machen, und dieſer Kulturkampf hat der 
katholiſchen Kirche in Frankreich immer neue Wunden geſchlagen und dem 
Unglauben immer weitere Maſſen zugeführt. Dagegen iſt der deukſche 
Kulturkampf nur eine Epiſode, nur das Wißverſtändnis eines einzelnen, 
nur der kaktiſche Mißgriff Bismarcks, der außerdem feine Fehler auf 
kirchenpolitiſchem Gebiet bereut und wieder gufgemacht hak. Und heute 
— ſo ſchließt der Verfaſſer feinen Aufſatz — ſteht die Kirche in Deukſchland 
»mit ihren 24 Millionen Katholiken, mit ihren ſtaktklichen, ſtels 
gefüllten Kirchen, mit ihren faſt allen Bedürfniſſen 
enkgegen kommenden Vereinen, mit ihrer ſozialen 
Verſöhnungskraft, ihrer guf geleiteten Preſſe groß- 
arkig in der Welt da⸗« — ein Saß, den man ſich für künftige Zeiten 
wird merken müſſen. 
Nicht minder zufrieden mit der Skellung der katholiſchen Kirche in 
Deutſchland iſt Dr. Hoeber, ehemals Seminardirektor, jetzt Redakkeur 
»für religiöſe und kulturelle Gebiete« an der »Kölniſchen Volkszeikung«. 
In ſeinem Aufſatz: »Keich, Kaiſer und Parität« widerlegt er die 
Angriffe der franzöſiſchen Katholiken auf den Deufichen Kaiſer, der ein 
Gegner des Katholizismus ſei und deſſen Vernichtung erſtrebe. Hoeber führt 
die zahlreichen Anläſſe an, bei denen der Kaiſer bemüht war, »ſeiner tole- 
ranten, achkungsvollen und aufrichtig friedferfigen Geſinnung gegen ſeine 
katholiſchen Untertanen in beſtimmker Weiſe Ausdruck zu geben«. Der Ver- 
faſſer kommt am Schluſſe ſeines Aufſazs zu dem Ergebnis, es müſſe 
v»ohne Einſchränkung feſtgehalken werden, daß die pa— 
ritätiſche Staatsform des heukigen Deutkſchen Reiches 
und ſeiner Bundesftaaten in hervorragendem Maße 
die Bedingungen erfüllt, die es ſeinen Mitbürgern er- 
möglichen, die in der ſittlichen Welkordnung einge- 
ſchloſſenen Menſchheits aufgaben und Menſchheits- 
zwecke zu erfüllen. 

Am 19. Juni 1902 hielt Kaiſer Wilhelm im Rathaus zu Aachen jene be- 
kannte Rede mit dem bedeutſamen, dem Kaiſer vom Generaloberſten 
v. Los übermiktelken Sah, durch den der Papſt ſeine höchſte Befriedigung 
mit den kirchlichen Zuſtänden in Deutſchland ausſprach. Damals und noch 
geraume Zeit nachher konnte man merken, wie ungelegen dieſer Satz ge— 
wiſſen katholiſchen Kreiſen kam. Man ſtrikt ſeine Richtigkeit nicht geradezu 
ab, äußerte aber doch mehr oder weniger lebhafte Zweifel, ob die Worke 
des Papſtes gerade in der dem Kaiſer übermitkelken Form gefallen ſeien. 
Hoeber, der der Aachener Rede des Kaiſers ganz beſondere Bedeutung bei— 
mißt, äußert keine Zweifel mehr an der Richtigkeit deſſen, was der Kaiſer 
in jenem Satz den Papſt ſagen läßt, nämlich: Das Land in Europa, 
wo noch Zuchk, Ordnung und Diſziplin herrſche, Reſpekk 
vor der Obrigkeit, Achkung vor der Kirche, und wo jeder 
Katholik ungeſtört ſeinem Glauben leben könne, das 
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ſeidas Deutſche Reich.« Man darf wohl annehmen, daß dieſer Satz 
nunmehr auch von den deukſchen Katholiken inhaltlich als geſchichtliche, den 
Verhältniſſen entſprechende Takſache gewertet wird. 

Domdekan Dr. Kiefl (Regensburg), der über Katholizismus 
und Prokeſtantktismus im gegenwärtigen Deukſchland 
ſchreibt, findet, daß ſich ſeit dem Kulkurkampf auf prokeſtantiſcher Seite 
eine günſtigere Schätzung des Katholizismus bemerkbar mache, die auch die 
Ark der öffenklichen Auseinanderſetzung günſtig beeinflußt habe. Sei auch 
die Ausſicht auf eine dogmakiſche Einigung der beiden chriſtlichen Bekennk⸗ 
niſſe mehr denn je geſchwunden, jo ſtehe doch andererſeits unbeſtreitbar feſt, 
daß »in Deukſchland heuke mehr als je die beiden Be⸗ 
kennkniſſe auf die gemeinſame Verteidigung chriſt⸗ 
licher Grundwahrheiten hingewieſen ſind, hinker welchen 
alle anderen noch jo radikalen Differenzen zurücktreten müffen«. Kiefl weiſt 
hin auf das Anſchwellen der ſozialdemokrakiſchen Fluk⸗ 
welle, die Prokeſtanken und Katholiken auf dem Gebiet der ſozialen 
Frage einander näher bringen müſſe; auf das gewalkige Wachſen der jo- 
zialiſtiſchen Jugendbewegung und die Gefahren, die der 
Jugend von freidenkeriſcher Seite drohen; auf die Gefährdung der Heilig- 
keit von Familie und Ehe — was alles die beiden Bekennkniſſe zum Zu- 
ſammenhalken zwinge. Angeſichts dieſer Bedrohung der innerſten Lebens- 
intereſſen der chriſtlichen Kultur gelte mehr als je das Work des alken 
Görres: »Der Feind iſt mitten unker uns. Die anarchiſtiſche 
Revolution warket nur auf den Moment, wo efwa das unter der Aſche 
glimmende Feuer des alten Zwiſtes, an dem das alte Deutſche Reich zu- 
grunde gegangen iſt, wieder in hellen Flammen aufſchlüge, um dann an 
beiden Teilen unbarmherzige Rache zu üben.« 

Den in polikiſcher Hinſicht bedeukſamſten Beitrag zu dem Buche der 
kakholiſchen Gelehrten hat Dr. Briefs (Freiburg i. B.) geliefert. Er be- 
ſchäftigt ſich in feinem Aufſatz mit den Beſchuldigungen, die von gegne- 
riſcher Seite gegen den deukſchen Militarismus und gegen die 
Unfreiheit unferes öffenklichen Lebens erhoben werden. 
Zunächſt unterſucht er die Verhälkniſſe in den demokrafifchen Ländern des 
Vierverbandes: In Frankreich kommt die parlamenkariſche Demokratie 
über MWiniſterſtürze und Kabinektskriſen nicht zu fruchtbarer Arbeit; die 
regierende Mehrheit richtet ihr Augenmerk weniger auf die Landeswohl⸗ 
fahrt als darauf, ſich ſelber in Amt und Würden zu halten, und angewieſen 
auf die Gunſt der Wähler und die parlamenkariſchen Fraktionen, dazu ſtark 
beeinflußt von großkapitaliſtiſchen Mächten, treibt die regierende Gruppe 
großzügige Beukepolitik mit allem, was im Staafe zur Beute werden kann. 
Schlechkes Steuerſyſtem, ſchlechte Juſtiz, ſchlechte Sozialgeſetze, ſtakt Aus. 
leſe der Tüchtigſten die Herrſchaft rückſichtsloſer parteüſcher Bureaukraken 
und gewiſſenloſer Streber und Stellenjäger! 1 

Und in England: Nicht das Voll regiert dort, nicht einmal das Par- 
lament, ſondern das Kabinekt, eine Oligarchie neben einem Schaktenkönig 
und über einer zur Gefolgſchaft verpflichteten Parlamentsmehrheit. Der 
Verfaſſung nach mag England als freies Land gelten, die Wirklichkeit zeigt 
die Herrſchaft kapitaliſtiſcher Inkereſſen, eine Preſſe mit aukokratiſcher Ton- 
art, von Kabinektsdeſpoken, woneben noch manchmal die Straße regiert, ſei 
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es mit der Drohung und der offenen Vorbereitung der Revolution, ſei es 
im Skandal der Wahlrechtsweiber, ſei es in Rieſenſtreiks! 

Nun aber Deukſchland: Eine Weltwirtihaft von imponierender 
Expanſionskraft, auf geiſtigem und künſtleriſchem Gebiet eine der führen- 
den Wellmächke, auf militäriſchem Gebiet ein furchtbarer Gegner, der dem 
militäriſchen Anſturm einer halben Welk an militäriſcher, ſiktlicher und 
geiſtiger Kraft gewachſen iſt. Wer dieſen Takſachen gegenüber von Drill 
und Unfreiheit redet, der iſt nach Dr. Briefs ein Einſichksloſer oder ein 
Böswilliger. Der Geiſt, der jo efwas zu ſchaffen vermag wie das Deutich- 
land der Gegenwart, der wirkt in Freiheit oder er wirkt nicht. Im übrigen 
iſt der Kriegsverlauf eine Rechtfertigung des deuffchen Syſtems. Bei uns 
wären gewiſſe abenkeuernde Figuren der engliſchen und franzöſiſchen Par- 
lamente und Kabinefte eine Unmöglichkeit. »Skarkes Kaiſertum, 
Bundesrak, aber auch ͤ undemokrakiſche' Wahlrechksformen 
in Einzelſtaaken garantieren gegenüber der Fluktuation des reinen Parla- 
menkarismus und der reinen Demokratie Gewalten ſtärkeren Ver- 


Dantworklichkeitsgefühls, kraditioneller Erfahrung 


und einer für alles politiſche Leben ſehr wichtigen Stabilität und Konki⸗ 
nuikäk — Inſtanzen, die die unbedingten Skaaksgrundlagen garantieren, die 
Einheit in der Vielheit, das Rechk gegenüber dem Inkereſſe, das Staats- 
wohl gegen Parteizwecke verkreken.« Und das trifft nicht nur für den Staat, 
ſondern auch für die zahlreichen Zwiſchenſtufen zu, die den Skaat mit dem 
Einzelbürger organiſakoriſch verbinden: »Man denke an das reiche, auf 
Selbſtver waltung beruhende Leben unſerer Kommunen und 
Kommunalverbände. Wo in der ganzen Welk entwickeln dieſe 
eine ſo gewaltige Fülle reichſten Lebens wie in Deutſch— 
land? Man denke an die gewaltige Zahl der Selbſterwalkungskörper im 
Berufsleben (Landwirkſchafts-, Gewerbe-, Handelskammern, Landwirt⸗ 
ſchaftsrat, Handelstag)! Man denke an die breiten Spielräume, die in un- 
ſerer ſozialpolitiſchen Geſetzgebung der Selbſtverwaltung und der freien 
Beſtimmung der Inkereſſenken vorbehalken ſind!« Herr Briefs erinnert 
weiter an die Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften, ja an die Kartelle und 
Spndikate, an die Großbanken und Wirkſchaftsverbände jeder Art — als 
Zeugniſſe freien Lebens und freier Geſinnung! Und in all dieſen Zwiſchen- 
ſtufen enklädt ſich nach Briefs »eine Energie, eine freie perſönliche Schaffens 
kraft, eine Selbſtbeſtimmung und Selbſtändigkeit, wie ſie das politiſche 
Leben in demokratiſchen Staaten nicht annähernd jo aktiv und urgewaltig 
kennt. »eukſches Syſtem: nach vernünftigen Zwecken in 
Freiheit bewußt gehaltener Wille von organijierfen 
Maſſen. Demokratie: Anarchie der Willensbildung, 
der bewußt geftaltende Wille fait prinzipiell in der 
Minorität gegen den Inſtinkt.« In alledem ſieht Briefs die 
„ausgezeichnete Erziehungsarbeit des preußiſchen 
Geiſtes«, und heute, im Kriege und durch den Verlauf des Krieges »er- 
leben wir die Bewährung dieſes Geiſtes«. Dieſer Krieg, wie er von Deutſch- 
land geführt wird, ift »Tat freien Volkes, als Zwangsleiſtung Unfreier eine 
Unmöglichkeik«. Darum iſt für Briefs »der preu ßiſch-deutkſche 
Geiſt und Staatsgedanke gerechtfertigt, und unſere Öeg- 
ner, ſowohl die autokrakiſchen wie die demokratiſchen, find verurkeilt⸗ 
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— und verzückken Auges ſieht er, während außerhalb Deukſchlands Ver— 
wirrung und Zerfall herrſcht, den Höhenflugd eutſchen Geiſtes 
durch die Welk«. 

Es verſteht ſich, daß für den hemmungsloſen Bewunderer des preußi- 
ſchen Geiſtes auch der preußiſche Milikaris mus ein Ding ohne- 
gleichen, eine Kulturnotwendigkeit erſter Ordnung iſt. Der militariſtiſche 
Staat — fo heißt es wörtlich bei Briefs — iſt »der Friedenswahrer, der 
Skaat ohne Raubgier, ein friedlicher Nachbar, eine Kulturelle Großmacht 
in der Welk«. Nicht als ob Briefs, wie er verſichert, blind wäre für die 
Schaktenſeiten des deutſchen Syſtems, aber das »änderk nichts daran, daß 
unſer deutſches Heerweſen eine Kulkur ma hf erſten Ranges iſt 
mit fruchkbaren erzieheriſchen Leiſtungen, ein organi- 
ſches Glied in dem großen Ganzendes deutſchen Weſens«. 
Anſer Heer iſt ein Volksheer, »kein Eroberungsheer, kein Machkmittel in 
der Hand ehrgeiziger und abenteuerlicher Politiker oder einer profitfüch- 
kigen Geldariffokratie«. Und während Herr Briefs vorher das deutſche 
Syſtem in Gegenſatz zu der Demokratie geſtellt hat, verſichert er uns jetzt, 
daß das Volksheer der »Schrittmacher des demokratiſchen Denkens und 
Empfindens trotz aller gegenkeiligen Behaupkungen« ſei — im Gegenſatz 
zum »Söldnerheer«, wie es England hak. Das Volksheer entwickelt die 
höhere Moral, ihm iſt der Krieg nicht organijierfer Raub und Mord wie 
beim Söldnerheer. »Vom Standpunkt des engliſchen Händlerkalküls ge- 


ſehen iſt der Krieg nichts weiker als ein Menſchenmorden, eine kiefer 


ſchürfende Philoſophie des Krieges kennk England nicht.« Beweis: die 
»Times« habe wiederholt geſchrieben, daß es die Aufgabe des engliſchen 
Heeres an der Weſtfronk ſei, möglichſt viele Deutſche zu töten! Leider unter 
läßt Herr Briefs, anzugeben, worin nach der »fiefer ſchürfenden Kriegs- 
philoſophie« die anderen Mächte die Aufgabe ihrer Heere erblicken. 

Briefs verwahrt ſich dagegen, mit ſeinen Anklagen gegen England den 
einzelnen Bewohner dieſes Landes kreffen zu wollen. Um ſo ſchärfer klage 
er die »geſamkbritiſche Mentalität« an, die ſich auf dem Glauben gründe, 
daß England der Verkreter der Vorſehung auf Erden, die ſchlechthin gül- 
kige Norm für alle Völker und berufen ſei, den Welklauf verbindlich zu 
regeln. Das iſt gewiß eine recht körichke Denkweiſe, aber fie ſcheink uns doch 
keine ausſchließlich engliſche Befonderheit zu ſein. Sie hat, wie gewiſſe 
Schriften und Reden auf deukſcher Seite zeigen, auch anderswo ihre Ver- 


kreker, und wenn man von engliſcher Seite den Vorwurf zurückgeben wollte, 


brauchte man ſich nur auf Herrn Briefs, der den deutſchen Gedanken feinen 
Höhenflug durch die Welt unkernehmen ſieht, berufen. Und nicht nur auf 
ihn. Auch mancher andere Mitarbeiter an dem Buche der katholiſchen Ge- 
lehrken zeigt ein Maß von nationaler Selbſtgefälligkeit, das unſeren 
Gegnern im jetzigen Kriege reichlichen Anlaß zur Kritik über »gejamt- 
deutſche Mentalität« geben könnte. Hierher gehören, wenn ſie auch den 
Briefſchen Aufſatz an Überſchwenglichkeit nicht erreichen, die lezen Bei- 


träge des Buches (Pieper: »Oeutſche ſoziale Kulkur«, Muth: »Das All- 


gemeinmenſchliche in deutſcher Ark und Kulkur«, Faulhaber: »Unſere reli- 
giöſe Kultur«). Und wenn ſich die deutſchen Katholiken ſo empfindlich zeigen 
gegen die Vorwürfe und Anklagen von franzöſiſcher Seite, ſo darf man 
wohl fragen, was die Katholiken Frankreichs bikkerer treffen könnte als 
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der Saß in dem Schlußaufſatz des Buches (Schmidlin: »Das katholiſche 
Deukſchland und die Heidenmiſſion«): »Wir glauben, daß Frankreich ſich 
von ſeiner kirchenfeindlichen Politik nur bekehrk, wenn es befiegt und ge- 
demütigt wird« — ein Sah, der an Bitterkeit für die franzöſiſchen Katho- 
liken auch dadurch nicht verlieren wird, daß fein Urheber ſich auf das Bibel- 
wort beruft: »Wer an ſeinem Leibe noch unkerliege, werde feine Seele reften!« 

Aber abgeſehen von den Verſtiegenheiten, wie ſie ſich insbeſondere in 
dem Aufſaß von Briefs und in weniger auffälliger Form noch bei einigen 
anderen Mitarbeitern an dem Buche der deutſchen kakholiſchen Gelehrten 
finden, geht ein einheitlicher Zug durch das Buch: die Befriedigung mik den 
Zuſtänden im Deutkſchen Reiche, woran auch eine gelegentliche leiſe Ver— 
wahrung gegen dieſe oder jene kleine Unebenheit, die das Herz des deutſchen 
Katholiken noch beſchweren mag, nichts änderk. Der katholiſche Volksteil 
hat ſeinen Anſchluß vollzogen an die neuzeikliche Entwicklung, wie fie ſich 
im kapitaliſtiſchen Deutſchland geltend macht. Und inſofern iſt das Buch der 
katholiſchen Gelehrten ein Bekenntnis, und zwar ein Bekennknis nicht nur 


kultureller und religiöjer Ark. Jeder dieſer Gelehrten iſt auch Politiker, iſt 


auch, ohne daß er im einzelnen Falle polikiſch aktiv hervortrikt, Vertreter 


einer beſtimmten politiſchen Partei mit bejtimmten wirkſchaftlichen und ſo— 


zialen Grundſätzen und Forderungen. Das Buch der katholiſchen Gelehrten 
iſt darum, wenn auch der Politiker ſich aus kaktiſchen Gründen im einzelnen 
anders, jedenfalls zurückhaltender und weniger überſchwenglich als bei— 
ſpielsweiſe Dr. Briefs geäußert haben würde, auch ein Bekennknis 
im Sinne der Zenkrumsparkei. 

Die katholiſche Bewegung in Deukſchland hat ihre Wurzel in der Auf— 
lehnung kleinbürgerlicher und bäuerlicher Schichken gegen den neuzeitlichen 
Kapitalismus. Sie äußerke ſich politiſch in der Geltendmachung chriſtlich— 
konjervafiver gegen die liberale Anſchauung und erhielt das einigende Band 
durch die Kirche, die in jenen Schichten ihren Haupkanhang hatte und wie 
dieſe ihren Gegner in dem kapitaliftifchen, liberalen und »glaubenslojen« 
Staat, mit ſeiner alle wirtkſchaftliche, ſoziale und geiſtige Überlieferung um- 
wälzenden Entwicklung ſah. Was die katholiſche Bewegung, was der poli- 
kiſche Kampf des Zentrums an Kritik über den Kapitalismus und Libera- 


lismus, an Anklagen und Angriffen gegen den neuzeitlichen Staak und 


feine Einrichtungen, gegen die Politik im Reiche, in Preußen und wo ſonſt 
der katholiſche Volkskeil in der Minderheit war, geleiſtet hat, das bleibt 
der Menge wie zum Teil auch der Schärfe nach nicht hinter dem zurück, was 
in dieſer Beziehung der ſozialiſtiſchen Bewegung nachgeſagt werden kann. 
Aber die Dinge haben ſich geändert, und zwar im ſelben Maße, wie die 
katholiſchen Oberſchichten in die wirkſchafkliche Entwicklung hineingezogen, 
an ihr beteiligt und durch ſie emporgehoben wurden, im ſelben Maße, wie 
der Staat die Macht der Kirche erkennen und ſchätzen lernte als Hilfe im 


Kampfe gegen Bewegungen und Beſtrebungen, die ihm gefährlicher er- 


ſchienen als jene, die er ehemals im Kulturkampf glaubte bekämpfen zu 


müſſen. Die katholiſche Bewegung wollfe nicht wie die ſozialiſtiſche über 
den kapitaliſtiſchen Staat hinaus, ſondern hinter ihn zurück, zur berufs- 
ſtändiſchen Gliederung der Geſellſchaft auf kleinbürgerlich-bäuerlicher 
Grundlage. Als dieſes Vorhaben an der unaufhalktſamen Entwicklung des 
neuzeitlichen Wirkſchaftslebens ſcheikerke, begnügken ſich die führenden 
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Kreiſe des Katholizismus mit der Einordnung in den unvermeidlichen Gang 
der Dinge, die ſich wirkſchaftlich für die katholiſchen Unternehmer und Grof- 
bauern als ſehr einkräglich erwies, und mit gewiſſen Zugeſtändniſſen der 
Geſeßgebung an die »chriſtlich-konſervakive Welkanſchauung«, die zum 
Beſten der Kirche ausſchlugen derart, daß dieſe ſich nach dem Zeugnis des 
Papſtes in keinem Lande der Welk eines beſſeren Wohlergehens erfreut 
als in Deutſchland. 

Das Buch der katholiſchen Gelehrten gibt dieſer Wendung beredken, 
ſtellenweiſe allzu beredten Ausdruck. Es iſt mehr als eine Abwehrſchrift, 
mehr als eine Verteidigung deukſcher Katholiken gegen die Angriffe ihrer 
franzöſiſchen Glaubensgenoſſen. Es iſt eine Bekennknisſchrift nach der Seite 
des eigenen Landes hin, ein Bekenntnis der Umkehr in dem Sinne, daß 
die Zeit der Oppoſition für das Zentrum endgültig und in jeder Beziehung 
vorbei und ſein Anſchluß an die Gemeinſchaft der am Wohlergehen des 
kapitaliſtiſchen und imperialiſtiſchen Staatsgekriebes bekeiligken Parteien 
vollzogen iſt. Und bei der gegenwärtigen und zukünftigen Stärke des 
Zentrums, bei ſeinem Einfluß auf die Maſſen und dem politiſchen Geſchick 
ſeiner Führer darf man erwarten, daß es in der Gemeinſchaft der gleich- 
geſinnten Parteien feine einflußreiche Stellung noch lange behaupten wird. 
Und ganz gewiß wird die Welk auch nach dem Kriege noch oft das Schau— 
ſpiel erleben, daß Herr Peter Spahn, der Führer des Zentrums, die Tri- 
büne des Reichstags beſteigt und »im Namen der geſamken bürgerlichen 
Parteien dieſes Hauſes« eine Erklärung abgibt, die, mag fie auch den Zu— 
hörern unverſtändlich bleiben, doch von großer Bedeutung für das politiſche 
Leben Deukſchlands ſein wird. 


Die Umwälzungen im fernen Oſten. 
Von Spectator. 


Wit dem Abſchluß des ruſſiſch-japaniſchen Bündnisverkrags beginnt in 
Oſtaſien ein neuer Abſchnitt der Geſchichte. Genau vor einem Vierkeljahr- 
hundert begann Rußland feine große kransſibiriſche Eiſenbahn zu bauen 
und mit ihr auch ſeine aggreſſive Politik im fernen Oſten zu kreiben. 1895 
miſchke ſich Rußland zuſammen mit Frankreich und Deutſchland in den 
Konflikt zwiſchen Japan und China ein und zwang Japan, die Halbinſel 
Liao-kung wieder an China herauszugeben. 1896 ſchloß es in Berlin mit 
China einen Verkrag über den Bau der chineſiſchen Oſtbahn von Charbin 
bis zum Chineſiſchen Meere. 1898 beſetzte es ſelbſt Liao-fung und baute 
eiligſt Port Arthur zu einer erſtklaſſigen Feſtung aus. Schritt für Schritt 
drang jo Rußland weiter vor und ſetzte ſich in der Mandſchurei und in Korea 
feſt. Die Folge war bekanntlich der Krieg mit Japan, der einen Wende- 
punkt in der ruſſiſchen oſtaſiatiſchen Politik bedeukeke. Rußland mußte 
Korea, Liao-fung und die ſüdliche Hälfte der Inſel Sachalin an Japan ab- 
treten, und ſeiddem wurde es immer mehr von der Küſte abgedrängt, an 
der ſich Japan feſtſetzte. Mi 

Man kann aber durchaus nicht jagen, daß Rußland feine offafiatifchen 
Prätenfionen in der folgenden Zeit völlig aufgegeben hat. Zwar wechſelte 
es den Kurs feiner auswärkigen Politik und wandte ſeine Aufmerkfamkeit 
mehr dem nahen Orienk zu; aber auch im fernen Oſten ließ es krotdem nicht 
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locker. Die Revolution in China und die Unzufriedenheit der Mongolen 
mit den zuwandernden Chineſen ausnutzend, erlangte es ein Prokekkorat 
über die äußere Mongolei. Noch kurz vor dem Weltkrieg wurde die Amur- 
bahn hauptjächlich zu ſtrakegiſchen Zwecken gebaut, und als ſchon der Krieg 
ausgebrochen war, erlangte noch die Ruſſiſch-Chineſiſche Bank bei der 
chineſiſchen Regierung die Konzeſſion für den Bau einer Eiſenbahn von 
Charbin nach Blagoweſchtſchensk mit einer Zweiglinie von Mergen nach 
Zizikar. Es ſind alſo die äußere Mandſchurei und die äußere Mongolei, in 
denen ſich Rußland vorläufig feſtzuſetzen beabſichtigte. Dafür mußte es aber 
auf die ſüdlichen Teile dieſer »Außenländer« Chinas zugunſten Japans ver— 
zichten. 

Japan ſuchte nämlich ſeine Einflußſphäre in China ſo raſch wie möglich 

auszudehnen. Bald nach dem Friedensſchluß mik Rußland erwarb es be— 
deutende Fiſchereirechke in den ruſſiſchen Gewäſſern. Es ſetzte ſich in Korea 
und in der Wandſchurei feſt, erlangte während des jetzigen Krieges die 
Konzeſſion für eine Bahn durch die Oſtmongolei und erzwang von China 
durch Kriegsandrohung weitgehende Vorkeile. 
Der Konflikt zwiſchen Japan und China, genauer die unerhörke An- 
maßung Japans, das Rieſenreich in eine japaniſche Kolonie zu verwandeln, 
bildet den Ausgangspunkt auch des jetzigen Abkommens zwiſchen Japan 
und Rußland. Japan hat bekanntlich an China 1915 eine Reihe von For- 
derungen geſtellt, die in der letzten revidierten Form darauf hinausliefen, 
daß, abgeſehen von Kiautſchou, über deſſen künftiges Schickſal der künftige 
Friedensvertrag enficheiden wird, Japan in der Südmandſchurei Koloniſa— 
kionsrechte gewährk werden, während in der Südoſtmongolei die Japaner 
das Recht erlangen, gemeinſam mit Chineſen landwirkſchaftliche und ge— 
werbliche Unternehmungen zu bekreiben. Die größte Bergwerksgeſellſchaft 
Chinas, die Hanyehping, ſoll außerdem unker japaniſche Kontrolle kommen. 
Ferner hat ſich Japan den Einfluß auf die innere Verwalkung und die aus- 
wärtigen Beziehungen Chinas geſichert. 

Dieſe Forderungen gingen England viel zu weit. Unter ſeinem Drucke 
mußte Japan einige noch weiter gehende Forderungen zurücknehmen. Aber 
auch ſchon die dadurch erlangte Stellung Japans in Oſtaſien war eine ſchwere 
Bedrohung der engliſchen Inkereſſen. Iſt doch Japan fakkiſch der gefähr- 
lichſte Gegner Englands in China. »The Mancheſter Guardian« führk in 
ſeiner China-Nummer vom 21. Sepkember 1915 folgenden Beweis für die 
Verdrängung der engliſchen Ausfuhr nach China durch Japan an: Der Ex- 
port aus Mancheſter in Baumwollerzeugniſſen iſt von 1885/94 bis 1905/14 
um 21 Prozent zurückgegangen. Nach dem »China-Vear-Book« von 1914 
iſt die Einfuhr nach China aus England von 1908 bis 1912 von 12,7 Pro- 
zenk auf 10,6 Prozenk der Geſamkeinfuhr geſunken, wogegen die aus Japan 
von 13,9 Prozent auf 18 Prozent der Geſamteinfuhr geſtiegen iſt. Der japa- 
niſche Handel mit China entwickelt ſich alſo direkt auf Koſten des engliſchen, 
da auch Japan die gleichen groben Baumwollerzeugniſſe herſtellt, die Eng- 
land nach China ausführt. 

Immerhin würde die Handelskonkurrenz an und für ſich noch keinen 
Grund bilden, daß England mit Japan brechen ſoll; dieſe beſtand ja doch 
ſchon auch 1902 und in den folgenden Jahren, alſo ſelbſt zur Zeit der Bil— 

dung des Bündniſſes mit Japan. Dagegen mußten die imperialiſtiſchen Be- 


me 
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ſtrebungen Japans, China in eine japaniſche Kolonie zu verwandeln, auf 
den heftigſten Widerſtand Englands ſtoßen. Nicht alſo der Handels- 
neid, ſondern die imperaliſtiſchen Intereſſen, die früher 
England und Japan zuſammengeführt, haben heuke einen ſcharfen Gegen— 
ſatz zwiſchen dieſen Ländern hervorgerufen. | 
Bekanntlich ſchloß England mit Japan 1902 ein Bündnis, nach dem 
England ſich verpflichtete, im Falle eines Krieges zwiſchen Japan und Ruß- 
land die Einmiſchung anderer Staaten zu verhindern. Dadurch wurde der 
oſtaſiatiſche Krieg überhaupt erſt möglich. Als dann die Folgen des oftafiafi- 
ſchen Krieges in Japan eine große Unzufriedenheit auslöſten, kam England 
Japan wiederum zu Hilfe, indem es ihm zu Korea verhalf und jo beitrug, die 
oppojitionelle Stimmung durch den imperialiffifchen Rauſch zu unterdrücken. 
Im neuen Vertrag von 1905 verpflichtete ſich dann Japan, England bei 


einem Angriff Rußlands auf Indien beizuſtehen. Außerdem wurde die Sicher⸗ 


ſtellung der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeik des Chineſiſchen Reiches 
und des Prinzips der gleichen Benutzungsmöglichkeiten für den Handel und 
die Induſtrie aller Länder in China feſtgelegk ſowie die gegenſeitige Unter- 
ſtüzung bei Verteidigung beider Stellungen in Oſtaſien beſtimmk. 

Seit 1905 hat ſich nun aber die Lage in Oftafien inſofern geändert, als 
an Stelle Rußlands Japan die ſtärkſte Macht geworden iſt; außerdem wur- 
den nun zwiſchen Japan und Rußland die erſten Annäherungsſchritte ge- 
macht. Infolgedeſſen hat ſich umgekehrt England den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika genäherk und 1911 ſeinen Verkrag mit Japan ſo abge— 
ändert, daß es, im Falle eines Konflikts zwiſchen den Vereinigten Staaten 
und Japan, neukral bleiben darf. Damit iſt dem Bündnisverkrag mit Eng- 
land, vom Standpunkt der japaniſchen Imperialiſten aus betrachtet, fein 
weſenklicher Inhalt genommen, und die japaniſchen maßgebenden Kreiſe 
haben kakſächlich ſchon vor dem jetzigen Kriege auf ein Bündnis mit Ruß- 
land hingearbeitek. 

Da iſt der Wellkrieg gekommen, der Japan die Gelegenheit geboten hat, 
ſeine Ziele in China zu verwirklichen. Gewöhnlich wird in der deuffchen 
imperialiſtiſchen Preſſe die Sache ſo dargeſtellt, daß es England geweſen ſei, 
das Japan in den Krieg hineinriß. Demgegenüber ſcheint uns Profeſſor 
H. Waenkig recht zu haben, der in der »Frankfurter Zeikung« vom 
13. Juni 1915 ſchrieb: a 

Das Auftreten Japans in der Arena des Weltkriegs iſt den Eingeweihten nicht 
überraſchend gekommen. Weder die Hoffnung einiger auf ein Eingreifen des Infel- 
reichs zu Deutſchlands Gunſten noch die Enkrüſtung anderer über ſein ſpäteres Ul- 
kimatum haben ſie keilen können. Widerſprach doch die militäriſche Feſtſetzung der 
Deutſchen in Schantung den japaniſchen Inkereſſen nicht minder als die früheren 
Verſuche der Ruſſen, in Korea feſten Fuß zu faſſen. Nur dem erklärten Freunde 
hätte man derlei verzeihen können, nicht dem Helfer der Mächte, die Japan im 
Frieden von Shimonoſeki den blutig erkauften Siegespreis wieder abrangen, der- 
ſelben Mächte wohlgemerkt, die nunmehr über den einſtigen Bundesgenoſſen her- 
gefallen find. Es find dies Zuſammenhänge, die man heute nicht verkuſchen, fon- 


dern eher unkerſtreichen follte, um in Zukunft gegen derlei WMißgriffe gefeit zu ſein. 


Unkerdeſſen hat die Enkwicklung der Dinge gezeigt, daß die Eroberung Zfing- 
kaus nur ein Vorſpiel war ö 

Der Haupkakt war das Ultimafum an China. Und Waenkig führt dann 
die Gründe an, die Japan veranlaßten, dieſes Ultimatum an China zu 
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ſtellen. Es war weder die Übervölkerung an ſich noch die Jagd nach An- 
ſiedlungskolonien. Denn in Japan ſelbſt ift noch unkultivierkes Land genug 
vorhanden; nur eignet es ſich wenig für den Reisbau; aber auch die Man- 
dſchurei und die Mongolei find dafür ungeeignet; dabei ſcheuen die Japaner 
das nördliche Klima. Er kommt dann zum Schluſſe, daß, wie der Verfaſſer 
dieſer Zeilen in der Neuen Zeit (XXXIIL 2, Nr. 5 vom 30. April 1915) 
ausgeführk hat, es ſich für Japan in erſter Linie um die Erhaltung und Ver— 
größerung feines chineſiſchen Marktes handelt, daneben auch um die Siche— 
rung der Eiſenerze für ſeine Induſtrie, da Japan ſelbſt faſt gar kein Eiſen 
gewinnt. Auf dem chineſiſchen Markte kraf Japan, abgeſehen von der immer 
ſtärker werdenden chineſiſchen Induſtrie, faſt ausſchließlich die engliſche 
Konkurrenz an. Die ruſſiſche Ausfuhr nach China iſt ſehr gering, bedeutend 
geringer als ſelbſt nach Perſien. Sie macht nur 7,7 Prozent der chineſiſchen 
Einfuhr gegen 18 Prozenk der japaniſchen und koreaniſchen aus und zeigk 
im allgemeinen keine Forkſchritte. Darum iſt für Rußland eine Verftändi- 
gung mit Japan über China vorläufig wohl möglich, während England 
naturgemäß den chineſiſchen Markt, an dem es heute am meiſten bekeiligt 
iſt und der große Zukunftsausſichten bietet, nicht ohne weiteres an Japan 
ausliefern will. 

Obwohl England unter gleichen Wettbewerbsbedingungen auf gewiſſen 
Gebieten (grobe Baumwollgarne uſw.) von Japan verdrängt wird, ſo wird 
es dank der hohen Enkwicklung ſeiner Induſtrie dennoch den chineſi— 
ſchen Markt für ſich erhalten können. Ganz anders würden ſich aber die 
Wektbewerbsverhälktniſſe geſtalten, wenn Japan ſich China politiſch unter- 
jochen follte. Gegen dieſe Beſtrebungen Japans haben insbeſondere die eng- 
liſchen Unternehmer in China heftig profeftierf, und der Pekinger Kor- 
reſpondenkt der »Frankfurker Zeikung« meint (Nr. 114, 1915), indem er über 
die Enfrüffung dieſer Kreiſe ob des japaniſchen Ulkimakums an China be- 
richtet: 

Man braucht heute nur eine der zahlreichen engliſchen Zeitungen in Oſtaſien 
aufzuſchlagen, um zu wiſſen, welchen Widerſtand Japan bei der Durchführung 
feiner Eroberungspolitik zu überwinden haben würde. Die engliſche Regierung 
mag unter den augenblicklichen Verhältniſſen noch fo viel Zugeſtändniſſe an Japan 
gemacht haben, fie kann doch die jahrzehntelange mühevolle Arbeit ihrer indu— 
ſtriellen und kaufmänniſchen Pioniere nicht mit einem einzigen Federſtrich un- 
geſchehen machen. Es wird und muß ein Rückſchlag kommen, der nicht lange auf 
ſich warten laſſen wird, ſobald einmal normale Verhälktniſſe in Europa und mit 
ihnen die Befinnung in der engliſchen Regierung zurückgekehrk ſein werden. Einen 
fo ungeheuren Verluft an wirkſchaftlichen Errungenſchaften, wie England durch 
dieſe Auslieferung ſeiner eigenen Skellung in China an Japan erleiden würde, 
kann England in der Zukunft niemals geduldig ertragen. f 

Das ſehen wohl auch die Japaner ſelbſt ein, daß ſie in ihrer Politik 
China gegenüber ſich nicht auf England werden ſtützen können. Noch weniger 
können fie auf eine Stütze durch Deutſchland oder die Vereinigten Staaken 
hoffen. Es bleibt alſo allein Rußland, mit dem ſie auch ſchon mehrmals 
China gegenüber gemeinſam vorgegangen ſind. Da nun Rußland nach dieſem 
Kriege außerſtande ſein wird, eine ſelbſtändige aggreſſive Politik in Oſt⸗ 
aſien zu kreiben, jo fucht es ſeinerſeits Anlehnung an Japan, das ihm 
übrigens jetzt wichtige Dienſte erweiſt. Dafür, daß Rußland ſeine Truppen 
aus Sibirien wegnehmen darf und daß Japan ihm noch dazu Munition 
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liefert, muß es Japan ſchon ebenfalls gewiſſe Konzeſſionen machen. So 
führten der Weltkrieg und noch mehr die imperialiſtiſchen Chinapläne 
Japans die ehemaligen Feinde zuſammen. Einft wollte Rußland China 
gegen Japan ausſpielen, und Japan ſuchte in England eine Stütze gegen 
Rußland; heute vereinigt ſich Rußland mit Japan gegen China, und Japan 
kauſcht England gegen Rußland aus, weil heute feinem Raubzug nicht mehr 
Rußland, ſondern England hindernd im Wege ſteht. 

Was Japan von Rußland zugeſtanden erhält, iſt nicht ganz klar. Aber 
ſchon der offizielle Texk des Vertrags iſt recht beachtenswert: Japan und 
Rußland verpflichten ſich, an keinem dem Kontrahenten gegenüber feind- 
lichen Abkommen keilzunehmen und ſich gegenſeitig zur Wahrung ihres 
Beſitzes und ihrer Intereſſen in Oſtaſien zu unkerſtützen. Gegen wen richtet 
ſich dieſes Abkommen? Gegen Deukſchland? Kaum. Denn auch Japan wird 
nicht wohl annehmen, daß Deutſchland feine Inkereſſen in Oſtaſien in der 
nächſten Zeit irgendwie bedrohen werde. Außerdem hätte es Deutſchland 
gegenüber in England einen beſſeren Schutz, da Deutſchland doch mit Japan 
nur zur See einen Krieg führen könnte; in dieſem Falle würde die engliſche 
Flotte mehr als das ruſſiſche Heer ins Gewicht fallen. Noch weniger könnte 
Rußland Japan in einem evenkuellen Konflikt mit den Vereinigten Staaten 
unkerſtützen: was ſollte denn Rußland den Vereinigken Staaten gegenüber 
anfangen? Es bleibt alſo einzig und allein England, gegen das, wie geſagt, 
das formell mit ihm noch verbündete Japan einen Schuß und Trutzbund 
mit ſeinem ehemaligen Feind ſchließt. Die Tatſache, daß auch England jetzt 
Rußlands Verbündeter iſt und angeblich mit ihm die Fragen des nahen 
Orienks geregelt hat, darf durchaus nicht darüber käuſchen, daß zwiſchen 
dem primikiv-eroberungsluſtigen ruſſiſchen Imperialismus und den engliſchen 
Inkereſſen in Aſien große Gegenſätze vorhanden ſind, die zwar verſchoben, 
aber nicht aufgehoben werden. | 

Wie der Schreiber dieſer Zeilen ſchon im erwähnten Aufſatz in der 
Neuen Zeit betont hat, laufen die Intereſſen Englands und Deukſchlands 
im fernen Oſten parallel: beide Staaten find katſächlich an der Kräftigung 
Chinas inkereſſiert. Insbeſondere nach dem jetzigen Kriege wird England in 
China ein Gegengewicht gegen Japan ſuchen müſſen und dabei mit den Ver⸗ 
einigten Staaken und Deukſchland zuſammenkreffen. Die Vereinigten Staaten 
geben bekannklich die Philippinen auf; Deutſchland wird wohl ebenfalls 
nach dem Kriege nicht mehr danach krachten, ſich an der chineſiſchen Grenze 
niederzulaſſen, ſondern vielmehr ſich den zukunftsreichen chineſiſchen Markt 
im freien Verkehr nutzbar zu machen. In dieſem Sinne hat Maentig recht, 
daß der Fall Tſingtaus ſich als ein Gewinn für Deukſchland erweiſen werde, 
da dadurch jeder Verdächtigungsgrund für angebliche Eroberungsabfichten 
Deutſchlands in China wegfällt. Um jo kräftiger wird Deutſchland China 
gegen Japan unkerſtützen können, und dazu braucht es eben ein Zuſammen⸗ 
gehen mit England. 

Deukſchland unkerftützte die oſtaſiatiſche Politik Rußlands. Das erwies 
ſich nun als eine falſche Rechnung. Nicht etwa darum, weil Rußland end⸗ 
gültig auf feine Aſpirakionen in Oſtaſien verzichtet hat. Das dürfte keines⸗ 
wegs zutreffen. Wit der wirkſchaftlichen Entwicklung Sibiriens und der 
Weſtküſte Amerikas ſowie der Schiffahrt durch den Panamakanal wird 
auch der Drang Rußlands nach einem Ausgang zum Ozean wiederaufleben 
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und mit ihm auch der alte Gegenſatz zu Japan. Allein die Spekulakion, den 
möglichen Gegner irgendwo zu beſchäftigen, um aus feinen momen- 
kanen Verlegenheiten Nuten zu ziehen, iſt eine kurzſichtige Politik. Eine 
weitausſchauende Politik ſucht dagegen lieber die Streitobjekte aus der 
Welt zu ſchaffen, und zwar durch friedliches Abereinkommen. Die Wege zu 
einer ſolchen Politik ſcheinen uns auch krotz des Krieges nicht verlegt zu 
ſein, wenn der Friede nicht ſelbſt neue Streitobjekte ſchafft, und wer das 
wirkliche Intereſſe des zukünftigen deutſchen Handels und überhaupt des 
Wirkſchaftslebens im Auge hat, der wird nur dieſe Politik der Verſtändi⸗ 
gung empfehlen, ſpeziell im Hinblick auf die großen Zukunftsinkereſſen in 


Oſtaſien. 


Likerariſche Rundſchau. 


Profeſſor Dr. Paul Arndt, Die Mobilmachung des Geldes. Deukſche Feld- und 
Heimatbücher, Band III, 11. Bändchen. Leipzig und Berlin 1916, B. G. Teub- 
ner. 46 Seiten. Preis 40 Pfennig. 


Die großen Fragen des Geldverkehrs und des öffentlichen Kredits haben noch 


nie in ſolchem Maße die öffentliche Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen wie jetzt. 


Das Erſcheinen einer leichtfaßlichen Anleitung zum Verſtändnis diefer Fragen, 
denen der Laie in der Regel mit beſonderer Scheu gegenüberſteht, iſt daher ſehr 
zu begrüßen. Was das Schriftchen Arndts noch beſonders empfiehlt, iſt das offen- 
ſichkliche Beſtreben, auch den Gegnern, beſonders England, gerecht zu werden. Im 
Gegenſaß zu vielen kurzſichtigen Chauviniſten, die es für ihre patriotiſche Pflicht 
halten, alle Verhältniſſe, beſonders auch die wirkſchaftlichen und finanziellen, in 
Deutſchland möglichſt roſig, im feindlichen Ausland aber möglichſt düſter zu ſchil— 
dern, zeigt Arndt, welch große Hilfsquellen beſonders England noch zur Verfügung 
ſtehen. Daß er auf die Finanzen Italiens und Sſterreichs nur ſehr wenig, auf die 
der Türkei gar nicht eingeht, kann man dem Verfaſſer um fo weniger verübeln, 
als über die Geld- und Kreditverhältniſſe beſonders der letzteren beiden Länder 
äußerſt wenig Zuverläſſiges bekannt iſt. 

Darüber, wie weit des Verfaſſers Streben nach Objektivität von Erfolg ge- 
krönt war, wird ſich allerdings ſtreiten laſſen. Vor allem hat er zu wenig Gewicht 
auf den Unkerſchied gelegt, daß England auch während des Krieges mitten im 
Weltverkehr ſteht, während Deutſchland faſt ganz auf die eigenen Kräfte ange- 
wieſen iſt und infolgedeſſen die Frage enkſteht, ob es ſich nicht in wirkſchaftlicher 


Hinſicht ſtärker aufbrauchen muß als fein Rivale. Ein tieferes Erfaſſen der Pro- 


bleme darf man bei Arndt überhaupk nicht ſuchen, der zum Beiſpiel die Frage gar 
nicht erörtert, die Ausgabe welcher Mengen von Papiergeld eine Volkswirkſchaft 
verträgt. Er begnügt ſich in dieſer Hinſicht mit dem nichtsfagenden Schlagwort der 
Dritteldeckung. 

Trotzdem kann das Schriftchen allen empfohlen werden, die ſich ohne viel 


Mühe wenigſtens über die Technik der Finanzgebarung der Staaken im Kriege 


belehren laſſen wollen. Überraſchend wirkt aber der Schluß, der mit den ganzen 


Ausführungen der Schrift in ſchreiendem Widerſpruch ſtehkt. Nachdem der Aufor 


nämlich gezeigt, wie der jetzige Krieg die wirkſchaftliche Kraft aller bekeiligken 
Staaten auf lange Zeit hinaus erſchöpft, ſchließt er mit der Aufforderung, Deutſch— 
land ſolle den Krieg fortſetzen, bis es eine hohe Kriegsentſchädigung erlangen kann. 
Sind die vorhergehenden Ausführungen Arndts richtig, dann iſt dieſes Programm 
unfinnig. Denn je länger der Krieg dauert, um fo weniger iſt der evenkuell unfer- 
liegende Teil imſtande, dem Sieger die wirkſchafklichen Kriegsſchäden auch nur 


keilweiſe zu erſetzen. In der Tat wirken auch die Schlußſätze des Schriftchens fo 


4 
* 


552 Die Neue Zeit. 


unvermittelt und überraſchend, daß man ſich des Argwohns kaum erwehren kann, 
der Autor habe durch fie nur einer Bezweiflung feiner patriokiſchen Geſinnung 
vorbeugen wollen. a G. Eckſtein. 


Dr. Fritz Redlich, Die volkswirkſchaftliche Bedeutung der deufjchen Teer- 
farbeninduſtrie. (Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, herausgegeben 
von Guſt. Schmoller und Max Sering, 180. Heft.) München und Leipzig 1914, 
Verlag von Duncker & Humblot. 101 Seiten. Preis geheftet 3 Mark. 

Der Verfaſſer ſchildert im allgemeinen Teil ſeiner Schrift die Grundlagen und 
die Entwicklung der Teerfarbeninduſtrie Deukſchlands. Er begrüßt die Entwicklung 
zu Rieſenbekrieben ſowie die Zuſammenfaſſung derſelben in große Inkereſſen⸗ 
gemeinſchaften als »für die deutſche Volkswirtfhaft von Nutzen und bedeukungs⸗ 
voll«. Dieſes Urteil gilt allerdings nur für die Zuſammenſchlüſſe, die ſchon vor 
Ausbruch des Krieges beſtanden. Von einer weiteren Konzentration, wie fie jetzt 
Tatſache geworden iſt, aber ſchon vor dem Kriege geplant war und vorbereitet 
wurde, befürchtet er, daß »durch die völlige Konkurrenzloſigkeit und durch die über- 
mächtige Stellung, die der Truſt Erfindern und feinen Beamten gegenüber er- 
langen könnke«, Schädigungen unſerer Volkswirtihaft eintreten könnten, die 
»ſchwerer wiegen, als die in einer ſtärkeren Zuſammenfaſſung der getrennten 
Kräfte ... beſtehen würden «. Ahnliche Bedenken wurden 1907, als die jet erfolgte 
Verſchmelzung der beiden Inkereſſengemeinſchaften als bevorſtehend angekündigt 
wurde, in der Handelspreſſe mehrfach lauf. Nachdem nunmehr die Verkruſtung er- 
folgt iſt, ſind ſolche Bedenken verſtummk. Wahrſcheinlich ſind ſie zurückgedrängt 
durch Erwägungen anderer Ark; insbeſondere durch die Hoffnung, daß der Zu- 
ſammenſchluß die Überlegenheit der deutſchen Teerfarbeninduſtrie auf dem Welt- 
markt auch fernerhin ſichern wird. 

Das Kapitel über die Standorte der Betriebe wiederholt Bekannkes. Über die 
finanzielle Entwicklung der Induſtrie bringt Redlich zahlreiche Zuſammenſtellungen, 
die ſämtlich von der »allervorteilhafteſten Renkabilität« dieſer Induſtrie Zeugnis 
ablegen. Erwähnt ſei, daß Redlich die von mir in dem Aufſatz über den Teer⸗ 
farbenfruft (Nr. 12 der Neuen Zeit) geäußerte Auffaſſung keilt, die Kapital- 
erhöhungen mancher Aktiengefellfhaften ſeien nur zur Herabdrückung der Divi- 
dende vorgenommen. Über die Arbeiterverhältniſſe weiß der Verfaſſer 
ſehr wenig zu ſagen. Von den Unternehmern hat er anſcheinend Material dar- 
über nicht erhalten. Soweit er neue Angaben über die Lohnverhältniſſe uſw. 
bringt, hat er fie dem Verbandsorgan und anderen Veröffenklichungen des Ver- 
bandes der Fabrikarbeiter enknommen. Dabei verſäumt er nicht, den »kendenziöſen 
Charakker« dieſer Veröffenklichungen hervorzuheben, obwohl er eigenes Material 
nicht beſitzt, alſo die Angaben gar nicht nachprüfen kann. Die Angaben über die 
Geſundheitsverhältniſſe find ausſchließlich auf die Unterſuchungen geſtützt, die 
Leymann in einem Bekrieb angeſtellt hat; fie find infolgedeſſen weder zu⸗ 
verläſſig noch neu. Daß der Verfaſſer über das Koalitionsverbot in den Elber- 
ſelder Farbwerken mit der Mitteilung hinweggeht, daß ja noch — der gelbe Werk- 
verein als gewerkſchaftliche Verkrekung der Arbeiter zugelaſſen ſei, und daß er in 
gleichem Atem dieſen Werkverein mit zu den Wohlfahrktseinrichtungen des Werkes 
rechnet, fei nur erwähnt, um zu zeigen, daß ihm für ſolche Fragen jedes Verſtänd⸗ 
nis fehlt. 

Damit ſoll natürlich über den ſonſtigen Inhalt der Schrift kein Urkeil geſprochen 
werden. Es iſt vielmehr anzuerkennen, daß der Verfaſſer aus der vorliegenden 
Literatur ein ſehr reichhaltiges Material zur Beleuchtung der Bedeukung und Ent- 
wicklung der Teerfarbeninduſtrie zufammengefragen hat. Manches davon iſt aller- 
dings infolge der neuerlichen Zuſammenſchlüſſe in Deukſchland ſowie der Umge- 
ftaltung und Erweiterung im Ausland bereits veraltet. H. Schneider. 
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H. M. Hyndman über den Krieg und die Zukunft 


der Demokratie. 
Von Ed. Bernſtein. 


H. M. Hyndman, der erſte Führer der Sozialdemokratiſchen Föderation 
Englands, gehört zu den Verkannken. Man muß hinzufügen, daß ihm dies 
Los nicht ohne eigenes Zukun zukeil geworden iſt. 

Lange Zeit war Freund Hyndman im Verdacht, ein verkappter Tory 
zu fein. Der Verdacht war unbegründet. Hyndman hal ſeine politiſche Lauf- 
bahn als Radikaler begonnen und iſt dann, zum Sozialismus bekehrt, einer 
der Begründer der neuen ſozialdemokrakiſchen Bewegung ſeines Landes ge— 
worden. Aber er hat durch die Ark ſeiner Angriffe auf die liberale Partei dem 
Verdacht Vorſchub geleiſtet, daß er die Tories begünſtige, zumal er allerhand 
Beziehungen zu Journaliſten und Politikern hatte, die den Tories näher ſtan⸗ 
den als den Liberalen. Indes jo etwas findet anderwärks auch ſtatt und iſt in 
keinem Lande weniger anſtößig als in England, wo man mit ziemlich vor- 
geſchrittenen demokrakiſchen Anſichten Tory und mik allerhand rückſtän⸗ 
digen Bourgeoisvorurkeilen Liberaler fein Konnte und die Affinität der 
politiſchen Extreme, wie Laſſalle es in ſeiner Rede im Hochverraksprozeß 
bezeichnete, wiederholt Radikaldemokraken mit den Konſervakiven zujam- 
mengeführt hat. Hat doch auch unſer verſtorbener Wilhelm Liebknecht, der 
gewiß über jeden Verdacht konſervakiver Neigungen erhaben war, was Eng- 
land anbetrifft, dem weiland Erneuerer der konſervakiven Partei Englands, 
Disraeli-Beaconsfield, ungleich mehr Sympathie bezeugt, als deſſen liberalem 
Ankipoden Gladſtone, für den er nur in ſpäkeren Jahren etwas übrig hakte. 

Was insbeſondere Liebknecht für Disraeli gegen Gladſtone Skellung 
nehmen ließ, war deren Haltung in der Orienkfrage und anderen Fragen der 
auswärkigen Politik. Und das war auch bei Hyndman der Fall, als dieſer 
ins politiſche Leben eintrat. Die Parteinahme der Liberalen Gladſtoneſcher 
Farbe für Rußland gegen die Türkei bringt ihn zur Zeit des Ruſſiſch⸗ 
Türkiſchen Krieges von 1877/78 zu erſteren in ſtärkeren Gegenſatz. Er iſt 
da ſtark von Frederick Greenwood beeinflußt, einem hervorragenden Pu- 
bliziſten, der lange Jahre die »Pall Mall Gazekke« redigiert hat. Durch einen 
leidenſchaftlichen Parteigänger Grennwoods, das Parlamenksmitglied 
Buktler-Johnſtone, wurde Hyndman mit dem deutſchen Sozialkonſervakiven 
Rudolf Meyer bekannt und auf Karl Marx aufmerkſam gemacht, den er, 
als er ſich dem Sozialismus zuwandte, häufig beſucht hal und als ſeinen 
Lehrer in der politiſchen Ökonomie befrachtef. Zuerſt war es die auswärtige 
Politik, die Hyndman zu Marx führke. 

In bezug auf dieſe iſt er in den Ruf eines engliſchen Überpakrioken oder 
Jingo gekommen. Aber auch das ganz mit Unrecht. Freilich, in den Augen 
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von Leuten, die jeden, der überhaupt nakionale Inkereſſen anerkennt, als 
»Nakionaliſten« betrachten, muß Hyndman als ein ſolcher gelten. Indes 
ſollten ihn ſchon die leidenſchafklichen Anklagen, die er daheim und auch auf 
internationalen Kongreſſen gegen Englands Herrſchaft in Indien erhoben 
hat, davor ſchützen, mit irgendwelchen Hurrapakrioten zuſammengeworfen 
zu werden. Nicht anders war feine Haltung bei der Beſezung Agypkens. Und 
beim Burenkrieg hat er in einer Weiſe gegen das Vorgehen des eigenen 
Landes geſprochen und geſchrieben und die Partei der Buren ergriffen, die 
ihm bei uns die Beſchuldigung als Vakerlandsfeind, wenn nicht als Landes- 
verräfer eingekragen hätte. Ihm geht nur leicht, wo er Partei ergriffen 
hat, jeder Sinn für das Maß verloren, und da kann es denn kommen, daß 
er bei infernafionalen Konflikten einmal auch gegen Feinde Englands mit 
größerer Vehemenz zu Felde zieht, als für einen internationalen Sozialiſten 
am Platze wäre. Solche Ausbrüche und andere Takkloſigkeiten haben ihn in 
den Augen mancher als Jingo erſcheinen laſſen, der er aber durchaus nicht iſt. 

Anders iſt feine Bezeichnung als »Deutſchfeind« zu beurkeilen. Nicht daß 
Hyndman Feind der Deutſchen als Nakion wäre. Er hat in Jahren, wo das 
noch wenige fafen, ſich mit Mühe die deutſche Sprache angeeignet, und als 
er 1907 beim Inkernakionalen Kongreß von Stuttgart an der Demonſtratkion 
auf dem Cannſtakter Waſen zu ſprechen hakte, fat er ſein Beſtes, zu den dorf 
verſammelten deutſchen Arbeitern, über deren Ausſehen und Haltung er 
ſich in dem weiter unken zu behandelnden Buch voller Begeiſterung äußerk, 
in ihrer Sprache zu reden. Aber auf das offizielle Deutſchland als Militär- 
ſtaat ſah er ſchon zu einer Zeit mit Grauen, wo von einem Meſſen zwiſchen 
England und dieſem noch nicht die Rede war. Hier waren ſeine Sympathien 
durchaus beim Republik gewordenen Frankreich, über deſſen Bour- 
geoischarakker er ſich zwar nicht käuſchke, das er aber auf dem Wege zur 
Demokratie ſah und für das er oft gegen das eigene Land Parkei nahm. 
Bitter äußerk er ſich im erſten Band ſeiner, in den Jahren 1911 und 1912 
erſchienenen Lebenserinnerungen darüber, daß England beim Deutſch- 
Franzöſiſchen Krieg nicht Frankreich nach Sedan beigeſprungen ſei. 

»Aber die Sympathien unſeres deukſchen Hofes mit den deutſchen Eroberern 
und die unglaubliche Feigheit des damals am Ruder befindlichen kleinmütigen 
Winiſteriums«, jchreibt er im erſten Band, S. 155, »machten die großſprecheriſchen 
Drohungen, die Fürſt Bismarck über Lord Grenville ausjhüttete, kaum nötig. 
Es war beſtimmt, daß wir unſere dumme Rolle ſpielen ſollten, die ... Hohenzollern 
zu künftigen Dikkakoren Europas zu machen, und die vollen Wirkungen dieſer 
imbecilen Politik werden erſt jetzt, vierzig Jahre ſpäter, voll verſpürt, obwohl ſie 
von vielen von uns damals vorausgeſehen und vorausgejagt wurden.« 1 


Ausführlicher und, wie zugegeben werden muß, auch mit ernſthafteren 
Argumenten äußerk er ſich im zweiten Band in einem »Die deukſche Gefahr« 
überſchriebenen Kapitel über ſeine Stellung zu Deukſchland. Die Frage, 
warum er die Deukſchen jo ſehr haſſe, ſei eine dumme Frage, über die er, 
wenn man ſie an ihn richte, einfach lache. Als ob man ein Volk haſſen müſſe, 
wenn man kraftvollen Widerſtand gegen deſſen Herren predige. Als inkter⸗ 
nationaler Sozialiſt achte und bewundere er die deufjche Arbeiterklaſſe »mehr 
als irgendeine andere Arbeitkerſchafk der Welk«. Die engliſchen Sozialiſten 
fühlten ſich berechtigt, gelegentlich die deulſche Sozialdemokratie ob der 
Fehler ihrer Vorzüge zu krififieren. »Aber nur zu gern erkennen wir an, 
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daß fie heute die Menſchheit in deren ſtetem Vormarſch zu einem neuen 
Zeitalter anführt.. ... »Die Kaifer, die Bismarck, die Caprivi, die Bülow 
gehen, gehen, gehen und verſchwinden, aber die große Schar der deutſchen 
Sozialdemokratie ſchreitet vorwärts, zahlreicher, beſſer diszipliniert, ſelbſtbe⸗ 
wußter als je.« (S. 393, 394.) Kämen überall nur die Sozialiſten in Frage, 
fo würden fie das Rüſten aufgeben und mit dem Militarismus aufräumen. 
So weit ſeien wir aber noch nicht. »Und da wir Internationaliften und nicht 
Antinationaliften find, haben wir uns auf allen internationalen Kongreſſen 
für eine nationale Bürgerwehr ausgeſprochen, die in jeder Nationalität, 
wenn gewünfcht, deren Verkeidigung zu übernehmen baf.« 

Für England aber, das ſechs Siebenkel ſeiner Nahrung aus anderen 
Ländern beziehe und keine Zwangsaushebung kenne, verkreke die Flotte 
die Rolle einer Bürgerwehr. »Würde ihm zeitweilig die Meiſterſchaft über 
die Meerengen entweichen, jo würde es einem plötzlichen und erfolgreichen 
Angriff ſelbſt von einer kleineren Flotte ausgeſetzt ſein.« (S. 395.) Daher 
fühle er, Hyndman, ſich veranlaßt, im Hinblick auf die Agitationen des Deuf- 
ſchen Floktenvereins und der deufjchen Univerfitätsprofefjoren für eine 
große Verſtärkung der engliſchen Flotte einzutreten. Die deutſchen Pro- 
feſſoren, die vor 1870 die deutſche Jugend zum Haß gegen Frankreich er- 
zogen hätten, erzögen fie jezt zum Haß gegen England. Die deutſchen 
Sozialdemokraten aber würden kroß ihrer Zahl nicht in der Lage ſein, die 
deutſche Regierung zu hindern, wenn es dieſer aus irgendeinem Grunde 
gefiele, plötzlich mobil zu machen, — auf dem Lande nicht und noch weniger 
zur See. Bebel, Liebknecht und Singer, mit denen er ſich oft über dieſe 
Frage unterhalten habe, häkten darüber gar keinen Zweifel gelaſſen. Sie 
ſeien entſchloſſen, in einem ſolchen Falle auf alle Gefahr hin zu prokeſtieren, 
aber fie käuſchten ſich nicht, daß fie vorerſt nicht mehr zu kun vermöchten. Der 
Friedenswille des Deutſchen Kaiſers aber, auf den ſo viele engliſche Pazi⸗ 
fiſten ſich beriefen, ſei für Fragen von ſolcher Größe, wie fie hier in Be- 
kracht kämen, ein zu dünner Faden. 

Gewiß werden keine Feindſeligkeiten angefangen werden, wenn Deutſchland 
alles, was es in Europa haben will, ohne ein Schiff oder einen Mann in Be- 
wegung zu ſetzen, durch bloßes diplomatiſches Drohen erlangen kann; aber ſicher 
würde ein Zeitpunkt kommen, wo das Nachgeben eine Grenze hätte. Bis ſie einen 
großen Teil ihres [Rüſtungs-] Programms ausgeführt hatten, haben die Deutſchen 
beſtritten, daß ſie irgendwelche Angriffsabſichten häkten. Sir Henry Campbell- 
Bannerman glaubte ihnen; ſelbſt als der Verſuch einer Abmachung im Haag ge- 
icheiferf war, ward lin England] der Bau von Kriegsſchiffen eingeſchränkt, und 
Lloyd George verkündete der Welt in ſeinem Karlsbader Inkerview mit der von 
Deutſchland inſpirierten »Neuen Freien Preſſe«, daß wir unſere Anſprüche auf 
Vorherrſchaft auf der See aufgegeben hätten. Wir ſcheinen jetzt für all dieſen Pa- 
zifismus ſehr ſchwer zu bezahlen. Aber Mr. George hat fi genötigt geſehen, feine 
eigenen Worte ſelbſt zurückzunehmen und als Kämpfer für eine große Flokte auf- 
aufrefen und, heiter genug, dadurch das ganze offizielle Deutſchland in größere 
Wul zu verſetzen, als alles offene Ausſprechen anderer vorher getan hakte. (S. 391 
bis 400.) 


Im Sinne dieſer Sätze iſt das ganze Kapifel geſchrieben. 
»Das Deutſche Reich,« heißt es an einer anderen Stelle, »wie es durch feine 


herrſchende Militärkafte, feine offizielle Preſſe und die Unterhaltungen in Bour- 
geoishäufern vertreten iſt, zeigt uns als Nation in Handlungen, die lauter ſprechen 
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als Worte, deutlich, daß wir entweder den deukſchen Anſprüchen nachzugeben oder 
— zu fechten haben. « 
Das ſei ſeine Überzeugung und ſei es die letzten zehn Jahre her geweſen. 
Hätten unſere aufeinanderfolgenden Regierungen dies von Anfang an erkannt 
und hätte insbeſondere die liberale Regierung im Haag (1907) und ſpäter er- 
klärt, daß, nachdem die Deutſchen es abgelehnt hätten, zu einer Abmachung zu 
kommen, Großbrikannien die preußiſche Herausforderung annehme, und wären ſie 
joforf dazu übergegangen, zu zeigen, daß wir unker keinen Umſtänden von der 
Politik abgehen würden, von der Auguſt Bebel, als das bedrohliche Wetfrüften 
begann, im Reichstag gejagt hakte, daß wir fie unvermeidlich aufnehmen würden — 
nämlich die Politik, zwei Kiele gegen je einen niederlegen —, dann würde der Frie- 
den für unſere Tage und Generationen geſichert geweſen fein, und alle dieſe bitkeren 
gegenſeitigen Vorwürfe wären zu Ende geweſen. Das iſt meine feſte Überzeugung 
als revolutionärer Sozialdemokrat, der Anſpruch darauf erheben darf, daß er die 
auswärtigen Angelegenheiten. etwas ſtudiert hat. Es iſt albern anzunehmen, daß 
ein Pazifismus von unſerer Seite den geringſten beſänftigenden Einfluß auf die 
Politik der militariſtiſchen preußiſchen Bureaukralie ausübt. Der Zeitpunkt, wo 
der engliſche Bau von Schlachtſchiffen und Kreuzern nachließ, dieſen Zeitpunkt 
wählte Deukſchland, fein Programm mit größerer Wucht zu ſteigern. (S. 403, 404.) 

Deutſchland ſei das moderne Mazedonien: 

Was Deuktſchland durch Frieden gewinnen kann, wird es friedlich erwerben, 
was es nicht durch Überredung erlangen kann, wird es, wenn es ganz fertig fein 
wird, mit voller Gewalt nehmen. (A. a. O.) 

So Hyndman drei bis vier Jahre vor Ausbruch des Krieges. Eine kri- 
tiſche Unterſuchung ſeiner Behaupkungen würde zu weit führen. Daß fie im 
weſenklichen nur die eine Seite des Bildes zeigen, liegt auf der Hand. Aber 


eine Bemerkung allgemeiner Nakur ſcheint mir am Platze. Selbſt zugegeben, 


daß ſeine Schilderung völlig zuträfe, und fie enthält ja vieles, was außer 
Frage ſteht, war es die Aufgabe eines Sozialdemokraten, feinem 
Volke das zu predigen? Gab es nicht genug Leute in der bürgerlichen Preſſe 


und den bürgerlichen Parteien Englands, die das beſorgken? Eines ſchichk 


ſich nicht für alle — es iſt ein weiterer Fehler Hyndmans, daß er für die 
Wahrheit dieſes Satzes wenig Verſtändnis hat. Als im Jahre 1910 
zwiſchen Hyndman und Keir Hardie eine Polemik wegen der Skellung zur 
Rüſtungsfrage ſpielte und Hardie mich um eine Außerung dazu erſuchte, 
habe ich in einem Aufſaß, der im »Labour Leader« erſchienen iſt, darauf 
hingewieſen, daß in der bloßen Stellung zur Rüſtungsfrage bereits für die 
Sozialdemokratie eine internationale Solidarität beſtehe, die 
man nicht ungeſtraft verletze. Was die Sozialdemokratie des einen Landes 


in dieſer Hinſicht kue, könne die Politik der Sozialdemokratie des anderen 


Landes nicht unberührt laſſen. Schon das lege uns die Verpflichtung auf, 
in dieſen Dingen Zurückhaltung zu üben. Aber Hyndman war für 
ſolche Erwägungen unzugänglich. 

Nun iſt der Krieg gekommen, den er vorausgeſagk hat, und foweit ge- 
wiſſe Kreiſe bei uns in Bekracht kommen, find auch die Expanſionsbeſtre⸗ 


bungen, die er den maßgebenden Elementen Deutkſchlands nachſagte, deuf-. 


lich genug kundgegeben worden. So ſtehk er denn vor ſeinen Landsleuten 
ziemlich gerechtfertigt da. »Es gibt kein widrigeres Weſen auf der Welt, 
ſagt er in feinen Erinnerungen an einer Stelle, »als der Mann mit dem 
Ich habe es euch geſagk.« Vielleicht iſt es dieſer Satz, der ihn abgehalten 
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hat, in einem neuen, Ende vorigen Jahres erſchienenen Buche von ihm, das 
„Die Zukunft der Demohrakie« betikelt iſt und worin er wiederholt auf den 
Krieg zu ſprechen kommt, Gewicht darauf zu legen, daß die Ereigniſſe ihm 
recht gegeben häkten.“ 

Das Buch behandelt in ſieben Kapiteln folgende Fragen: Die Sozial- 
demokratie und der Krieg; die Sozialdemokratie und der Nationalismus; 
die Sozialdemokratie und der Friede; der Klaſſenſtaatſozialismus;? die Re- 
organiſation von Englands Handel und Gewerbe; die bewaffnete Nation; 
der Marxismus und die Zukunft. — Ein ziemlich ausführliches Schlußwork 
kann als eine Fortſetzung des letztgenannten Kapitels bezeichnet werden. 

Die leitende Idee des Buches iſt, daß der Krieg die marxiſtiſche Geſchichts— 
und Geſellſchaftstheorie in allen weſentlichen Punkten beſtätigt habe, und 
daß er, jo ſchlimm er iſt, ſich als mächtiger Förderer der Demokratie und 
des Sozialismus erweiſen werde. Nicht daß Hyndman nun, wie manche von 
denen vielleicht meinen werden, die in der Rüſtungsfrage ihn zum Prototyp 
nehmen, in den kollektiviſtiſchen Kriegsmaßnahmen des Staates Vorſtufen 


des Sozialismus erblickte. Er verhält ſich zu ihnen außerordentlich kritiſch 


und legt mehr Wert darauf, den Unkerſchied zwiſchen ihnen und der ſozial— 


demohraliſchen Vergeſellſchaftung als ihre Verwandkſchaft zu bekonen. Aber 


er hält es für ſicher, daß nach dem Rieſenaufgebok an Menſchen und 


Mitteln, das dieſer Krieg notwendig gemacht hat, der Staat unmöglich in 
Politik und Wirtſchaft zu dem früheren Zuſtand werde zurückkehren 


können und daß in der Arbeiterklaſſe das Drängen auf demokrakiſche und 
ſozialiſtiſche Reformen nach dem Kriege mit viel größerer Heftigkeit und 
Kraft ſich geltend machen werde als vor dem Kriege. Zum weitaus größten 


Teil iſt ſein Buch denn auch der Ausmalung von Maßnahmen gewidmet, die 


in dieſer Hinſicht in England zunächſt notwendig ſeien, ſo daß zum Beiſpiel 
das Kapitel »Die Sozialdemokratie und der Friede« nicht, was der Titel 
erwarten läßt, ein ſozialdemokratiſches Friedensprogramm für die aus- 
wärtigen Beziehungen entwickelt, ſondern ſich nur mit Fragen der Reform 
der politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen Verhälkniſſe Englands nach 


dem Kriege beſchäftigt, wobei er das bisherige England jo ſchwarz malt, daß 


ihn der verbiſſenſte deutjche Englandhaſſer kaum überbieten könnte. Und 
wer nach Anerkennung von in Deukſchland Geleijtetem jucht, wird in dieſem 


Buch ungleich mehr auf die Rechnung kommen, als derjenige, der auf das 


Sammeln von Kraftſtellen gegen Deutkſchland ausgeht. 
Selbſt in der Frage des Krieges drückk ſich Hyndman in dieſem Buche 


hinſichktlich Deutſchlands im ganzen ruhiger aus, als mancher gerade von 


ihm erwartet hätte. Es erklärt ſich das zum Teil daraus, daß der Krieg 
ihn eben nicht überraſcht, ſondern, wie wir geſehen haben, nur die Be— 


ftätigung für das geliefert hat, was er geglaubt hakte vorausſagen zu 


können, zum Teil aus dem Beſtreben, als Sozialiſt die Dinge von einer 


etwas höheren Warte aus, das heißt mehr geſchichklich zu behandeln. Auch 


1 The Future of Democracy. By H. M. Hyndman. London 1915. George 


Allen and Unwin Ltd. 220 Seiten. 


2 Sp im Inhaltsverzeichnis. Im Buch ſelbſt iſt das Kapitel »Klaſſenſtaal-Bureau- 


Krakie« überſchrieben. Es iſt aber keine die Begriffe genauer unkerſuchende Ab- 


handlung, ſondern lediglich eine Krikik wirkſchaftspolitiſcher und ſozialpolitiſcher 


Maßnahmen der Regierung im Kriege. 
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liebt man in England das einſeitige Verdonnern nicht. Selbſt an der oben 
zitierten Stelle, wo er vom milikariſtiſchen Deulſchland ſagte, daß es im 
Frieden nehme, was es auf friedlichem Wege haben kann, aber das, wor- 
auf es fein Auge gerichtet habe, wenn es ihm nicht gufwillig gegeben werde, 
mit Gewalt nehme, ſobald es dazu genügend vorbereitet ſei — ſelbſt dort 
fügt er hinzu: 

Dieſe gute alte Regel, dieſen einfachen Plan haben wir ſelbſt außerhalb 
Europas ſo oft und ſo erfolgreich angewendet und befolgt, daß es uns nicht zu- 
ſteht, darüber Beſchwerde zu führen, wenn ein anderes aufſteigendes, kommer- 
zielles und induſtrielles Reich ein Blatt aus unſerem Buch enknimmt. 

Und im vorliegenden Werke ſchreibt er auf Seite 54/55, daß Deutſch⸗ 
land in der Marokkofrage, Öfterreich damit, daß es Bosnien und die Herze⸗ 
gowina ſich einverleibte, in der Haupffahe im Recht geweſen ſeien. Nur 
hätten ihre Staaksmänner durch die herausfordernde Art ihres Vorgehens 
dabei ihre Länder ins Unrecht geſetzt. f 

Auch über das Verhalten der deukſchen Sozialdemokratie beim Aus- 
bruch des Krieges urteilt Hyndman weniger ſcharf, als gerade von ihm zu 
gewärtigen war. Wohl ſchreibt er gleich zu Anfang des erſten Kapitels, daß 
unſere Partei zu Beginn des Krieges durch die Bewilligung der Kriegs- 
kredite die Militärpartei unkerſtützt habe, wo fie im allgemeinen Inkereſſe 
des Sozialismus ſich mindeſtens habe enthalten müſſen, und fügt als Vor- 
wurf hinzu, daß ſie anſcheinend den Angriff auf Belgien ohne irgendeinen 
Prokeſt ſtillſchweigend hingenommen habe. Aber er befont daneben, daß 
der Vorwurf, die Parkei habe den Krieg verhindern können, wenn ſie nur 
die Energie dazu gehabt hätte, ganz ungerechtfertigt ſei. Es ſei das nach 
Lage der Dinge eine Unmöglichkeit geweſen. Und wiederholt hebt er hervor, 
daß der Hinweis auf Rußland es geweſen ſei, der auf die Partei be- 
ziehungsweiſe die Reichstagsfraktion bei ihrer Abſtimmung enkſcheidend 
eingewirkt habe. Dies jedoch nur als mildernden Umftand. Er enkſchuldigt 
die Gewiſſen, den Akt ſelbſt nennt er als politiſche Handlung »unverzeih- 
lich«. Im letzten Kapitel ſchreibt er: 

Die deutſche ſozialdemokrakiſche Partei hakte die glorreichſte Gelegenheit, die 
jemals einem Volke zugefallen iſt, den Sozialismus und die internationale 
Bruderſchaft der Arbeiterklaffe edel der Menſchheit vor Augen zu halten. Mil- 
lionen von Sozialiſten in der ganzen ziviliſierten Welt ſchauten auf fie für die 
Führung. Man verlangte nicht von ihr, daß fie Leben oder Glieder für die Sache 
riskieren ſollte, man erwartete nicht einmal, daß fie als Partei direkt gegen die 
Kredite ſtimmke, welche ihre Regierung für die, Bezahlung der Koſten eines An- 
griffskrieges forderte. Wir hofften nur, daß fie ſich enthalten würde, durch ihre Ab- 
ſtimmung die Unterſtützung der deutſchen Sozialdemokratie der Wilitärkaſte 
zu geben, die, da fie Deutſchland in der Fauſt hielt, Europa zu bekriegen beſchloß. 
Und ebenſo erwarketen wir, daß fie die Gründe für ihre Haltung ausführlich dar- 
legen würde. Sie hat von der Führerſchaft, auf die fie vordem Anſpruch erhob, 
ſelbſt abgedankt. 

Das find bittere Worte, über die man aber nicht einfach mit Achſel⸗ 
zucken hinweggehen kann, weil fie von einem Manne kommen, der wieder- 
holt mit der Verkrekung der deutſchen Sozialdemokrakie in Konflikt geraken 
war. Denn füglich ſpricht er in dieſem Punkte nur eine Meinung aus, die 
in der ſozialdemokratiſchen Inkernakionale viel ſtärker verbreitet iſt, als 
man meink. Indes mag das an dieſer Stelle auf ſich beruhen bleiben. Ebenſo 
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können wir ununkerſucht laſſen, was Hyndman über die deutſche Militär- 
partei und den Ausbruch des Krieges ſchreibt. In dieſem Punkte konnte 
man kein anderes Urteil von ihm erwarten. Von größerem Inkereſſe iſt, daß 
er energiſch der Anficht derer beitritt, die es für falſch erklären, wenn der 
Krieg als Krieg der Kapitaliſten erklärt wird. In England, ſchreibt er, ſei 
die Kapitaliſtenklaſſe, die eingeborene wie die ausländiſche, entſchieden auf 
der Seite des Friedens geweſen. »Die grimme Ironie der Sache« ſei faſt 
beiſpiellos in der Geſchichte: 

Der Friede begünſtigte die kommerzielle Ausbreitung Deukſchlands. Der Friede 
begünſtigte die Zunahme der ſlawiſchen Raſſe mit Rußland hinter ihr. Der Friede 
begünſtigte die Befeſtigung und Dauer der franzöſiſchen Republik. Der Friede 
begünſtigte die allgemeine Politik Großbritanniens. (S. 45.) 

Dieſe Sätze ſtehen im erſten Kapitel, an dem, nach Hyndmans Bemer- 
kung im Vorwort, ſein Freund, Genoſſe E. Belfort-Bar, zum Teil mitge- 
arbeitet hat. Es behandelt nämlich unter anderem die Kriegsfrage unter 
dem Geſichtspunkt der materialiftiihen Geſchichtsauffaſſung, über die ver- 

ſchiedenes gejagt wird, das wahrſcheinlich Bax beigetragen hat, deſſen Stand- 

punkt in dieſer Frage den Leſern der älteren Jahrgänge der Neuen Zeit 
bekannt iſt. Da viele Sozialiſten bei ſehr verſchiedener Haltung zum Krieg 
ſich auf die Marxſche Theorie berufen, iſt es ſelbſtverſtändlich nicht ohne 
Werk, die Frage dieſes Zuſammenhanges genauer zu unkerſuchen. Hynd— 
man-Bax greifen aber nur einen Punkt heraus, der mit den in der Praxis 
zu treffenden Entſcheidungen nur indirekte Beziehungen hak. Sie polemi- 
ſieren gegen die überökonomiſche Auslegung der makerialiſtiſchen Geſchichts— 
auffaſſung, wobei fie aber das Kind mit dem Bade ausſchükten. Der ökono- 
miſche Fakkor hört damit noch nicht auf, in der Geſchichte beſtimmend zu 
wirken, daß er beſtimmte Vorgänge und Entwicklungen nicht unmittelbar 
und nicht als Motiv beeinflußt. Darüber find wir heuke alle einig. Falſch 
iſt es nur, jedes Handeln von Individuen und großen oder kleinen Gruppen 
auf ökonomiſche Motive zurückführen zu wollen, und ſehr entſchieden abzu- 
weiſen iſt die heute vielfach beliebte Manier, den Marxismus zur Beſchöni— 
gung oder fakaliſtiſchen Hinnahme aller möglichen Gewalttaten in der Ge— 
ſchichte auszuſchlachten. Das ökonomiſche Motiv hat beim gegenwärkigen 
Krieg verſchiedenklich mitgeſpielt, aber bei ſeinem Ausbruch haben, darin hat 
Hyndman unbedingt recht, in der Taf nichkökonomiſche Kräfte und Antriebe 
das entiheidende Work geſprochen. 

Allgemeinen Beifalls aller Sozialiſten ſicher, die nicht zum imperialifti- 
ſchen Lager ſich hingezogen fühlen oder von keiner Landesverkeidigung mit 
den Waffen wiſſen wollen, find Hyndmans Ausführungen im Kapitel über 
die Bürgerarmee — „citizen army“ —, unter welchem Begriff die demo— 
kratiſche Volkswehr in dem Sinne zu verſtehen iſt, den Jaures in der 
»Neuen Armee« entwickelt. Man erſieht aus dieſem Kapitel unker anderem, 
daß der Ruf »keine Zwangsaushebung« (no conscription!) im Munde 
vieler engliſcher Sozialiſten nicht Ablehnung jeder Verpflichkung zur 
Landesverteidigung, ſondern nur die grundſätzliche Ablehnung jedes Mili- 
kärſyſtems bedeutet, das den Wehrpflichtigen auf längere Zeit einkaſernierk 
und unter ein anderes als das allgemeine Staaksbürgerrechk ſtellt. 

Hyndmans Stellung zur Landesverfeidigung ſteht in Übereinſtimmung 
mit ſeiner Stellung zur Frage des Nationalitäkenrechts. Auch was er über 
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dieſes jagt, kann unſereins faſt ausnahmslos unkerſchreiben. Er wendet ſich 
ebenſo ſcharf gegen die Übertreibungen des Nationalismus, wobei er recht 
Vernünftiges über die RNaſſenfrage einflicht, wie gegen die abſprechende Be- 
handlung der Frage des Rechtes der Nationalitäten, in der ſich heute 
Ultraradikale und Ultraopporkuniſten bei uns begegnen. Anſcheinende Er- 
habenheit über dieſe Frage verkrägk ſich natürlich ſehr gut mit dem Verrat 
am Recht kleiner Nationen. Ganz richtig heißt es bei Hyndman: 

Die Solidarität der menſchlichen Raſſe muß durch Gruppierung in Nakionen 
verwirklicht werden und kann auf keine andere Weiſe verwirklicht werden. 


Und er trifft einen ſehr wunden Punkt in der Argumenkierung derer, 
die den Marxismus dem modernen Imperialismus dienſtbar zu machen 
ſuchen, wenn er ichreibt: | 

Der ökonomiſtiſche Eifer von Sozialiſten, der darauf Anſpruch erhebt, materielle 
Regeln für die Leitung der ganzen Menſchheit niederzulegen, iſt ebenſo gefährlich 
wie der religiöſe Eifer, der dasſelbe in einer anderen Sphäre zu kun verſucht. 
(S. 64.) . 


Über die Beziehungen der Nationen Europas zueinander nach dem 
Kriege äußert ſich Hyndman gegen Ende des Kapitels über den Nationalis- 
mus. Daß ſie ganz die gleichen ſein würden wie vorher, ſei ausgeſchloſſen. 
Das Vorgehen der Preußen in Belgien, Frankreich, Polen () werde nicht 
ſo leicht vergeſſen und verziehen werden. Nichtsdeſtoweniger könne die 
Ziviliſakion »nicht dauernd 120 Millionen Menſchen aus dem Verkehr aus- 
ſchließen«, und der Gedanke ſei abgeſchmackt, daß Frankreich, Großbritan- 
nien und Rußland die deutſchen Mächte andauernd ächten oder boykoktieren 
könnten. »Wir werden genau ſo mit Berlin und Hamburg, mit Wien und 
Budapeſt zu arbeiten haben, wie wir nach den Napoleoniſchen Kriegen und 
neueren Streithändeln mik Rouen, Paris und Lyon zu arbeiten hakten.« Es ſei 
in Ordnung, heute davor die Augen zu ſchließen. »Wir werden ſie aber 
morgen vor den Tatjachen weit zu öffnen haben.« (S. 68.) 

Ebenſo wäre es, meint er, »unklug, die Tatjache außer Betracht zu 
laſſen, daß wir von Anbeginn an zwiſchen Übeln zu wählen haften«. Es gäbe 
keinen Sozialiſten oder Demokraten in der Welt, der das Wachskum von 
Macht und Einfluß des deſpotiſchen Rußland nicht fürchte. 

Mehr noch Furcht vor Rußland als Abneigung gegen kriegeriſche Feind- 
ſeligkeiken beſeelte die gewaltige Friedensdemonſtrakion auf Travalgar Square, 
die am Vorabend des Krieges zugunſten des Friedens Prokeſt erhob. Alle ſahen, 
daß die Schwächung der germaniſchen Mächte nolwendigerweiſe zuletzt Rußlands 
Stärkung bedeuken würde. Die der Verſammlung unkerbreikeke Reſolution drückle 
meiner Überzeugung nach das Gefühl aus, das damals die große Maſſe des Volkes 
im Vereinigten Königreich beſeelte: Frieden, wenn er nur irgend möglich iſt, Ver- 
meiden von Zuſammengehen mit Rußland außer im äußerſten Falle. Es zeugte 
nahezu an Wahnſinn auf ſeiten Deutſchlands und Sſterreichs, daß fie innerhalb 
zwei oder drei Tagen die ganze Nation gegen ſich in wilde Aufregung brachten 
und die ununkerrichketen und unvorbereifefen Arbeiker Großbritanniens zwangen, 
mit dem moskowitiſchen Zar gemeinſame Sache zu machen, ſo daß ſie in einer Zahl 
und mit einem Eifer, die in unſerer langen und ereignisreichen Geſchichte ohne Bei⸗ 


s Schon Defoe habe im achkzehnken Jahrhundert dargelegt, betont er an einer 
Stelle, daß der ſogenannke »echt eingeborene« Engländer — Freeborn English- 
man — ein nach Raſſenabſtammung höchſt zuſammengeſetztes Weſen fei. 
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Er 9 10 5 die Rekrukierungsämter geeilt find und ſich haben einzeichnen laſſen. 


Das Volk aber ſei im Recht geweſen und ſei noch im Recht. Die »teu- 
koniſche Bedrohung« ſei gefährlicher geweſen als die ruſſiſche Gefahr. Na- 
kürlich hofft Hyndman auf den Sieg der Alliierfen. Er werde nach ihm für 
Großbritannien ein Sieg der Demokratie fein und ſelbſt dem deutſchen Volk 
zuletzt von Vorteil werden. Eine Spekulakion, in deren nähere Prüfung wir 
hier nicht eintreten wollen. Jeder erhofft eben das, was er wünſcht. Ver- 
abſchieden wir uns von dem Buch des Veteranen der engliſchen Sozial- 
demokratie mit einem Zitat, das verſöhnender ausklingt. Am Schluß des 
Kapitels über den Krieg erklärt Hyndman, es herrſche auf der Seite der 
0 4 »kein unerbittlicher Haß gegen Deutſchland«, und ſchreibt auf 

eite 48: 

»Daß, wenn der Krieg vorüber iſt, ein neues und anſehnlicheres 
Deukſchland wieder eine führende Stelle in der Reihe der großen Na— 
tionen einnehmen möge, die den Forkſchritt der Menſchheit erſtreben, iſt 
der aufrichtige Wunſch nicht weniger von denen, die in den letzten Jahren 
gezwungen waren, es als eine ewige Drohung für Europa zu kenn- 
zeichnen und zu bekämpfen.« 


0 


Vom Wirkſchafksmarkk. 
Kohlenſyndikal kontra Fiskus. 
Spannungen im Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikal. — Das Kohlenfyndikat 
vor der Erneuerung. — Rebellierende Zechen. — Die kommende Hochkonjunkkur 
für die Kohleninduſtrie. — Die Entwicklung des Syndikafsabfahes.— Aufſchwung der 
Braunkohleninduſtrie. — Hamburgs Kohlenbezug. — Ausfichten der Kohlenindu- 
ſtrie nach dem Kriege. — Händlerſyndikake und freie Kohlenhandelsfirmen. — 
Kirdorfs Kampf um das Kohlenhandelsmonopol des Syndikats. — Warum kämpft 
das Syndikat für ein Handelsmonopol? — Der Segen der freien Konkurrenz. — 
Monopolpläne des Fiskus. — Privatmonopol. oder Staatsmonopol? 

Berlin, 1. Auguſt 1916. 
Im Bheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikat, dem wirkſchaftlich bedeu— 
kendſten der deutſchen Kartelle, zeigen ſich ſeit einigen Monaten höchſt be- 
achtenswerke Spannungen und Reibungen, nicht nur zwiſchen den einzelnen 
dieſem Syndikat angegliederten Zechen, ſondern auch zwiſchen den im Syn— 
dikat maßgebenden Geſellſchaften und dem Fiskus: ein Vorſpiel zu dem 
großen Profil- und Behaupfungskampf, der uns nach der Beendigung des 
Krieges in der Kohleninduſtrie bevorſteht. Das, was ſich jetzt im Inter- 
eſſentenkreis des Kohlenſyndikaks, zum kleinſten Teil auf offener Szene, zu- 
meiſt hinter den Kuliſſen oder vielmehr innerhalb der Bureaus der Nächit- 
beteiligten abſpielt, iſt gewiſſermaßen nur eine Ouverküre, wie es ſich denn 
auch zunächſt auf der einen wie auf der anderen Seite nur erſt um bloße 

Zurüſtungen, um die Auswahl der beſten Kampfſtellungen handelt. 
Bekanntlich iſt die Verlängerung des Kohlenſyndikals erſt dann im 
September vorigen Jahres zuftande gekommen, nachdem die Regierung auf 
Grund der bekannten Bundesraksverordnung eine Zwangsſyndizierung des 
rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenbergbaues angedroht hakte. Mit Ach und Krach 
entſchloſſen ſich ſchließlich die beteiligten Zechen kroß des anfänglichen 
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Widerſtrebens des bekannten Kohlenmagnaten Auguſt Thyſſen zu einer 
proviſoriſchen Verlängerung des Syndikatsverkrags bis zum 31. März 1917. 
Schon vorher, nämlich vom 1. Januar 1917, dürfen aber die Syndikats- 
zechen, falls bis dahin keine Erneuerung des Syndikats ſtaktgefunden hat, 
mit dem freien Verkauf für die Zeit nach dem 1. März 1917 beginnen. Bis 
zum 1. Januar 1917 muß alſo die Erneuerung des Syndikaks erfolgt ſein. 
Indes hat die Regierung dieſe Erneuerungsfriſt dadurch noch mehr abzu- 
kürzen verſucht, daß fie die Forderung ftellte, die Syndikakszechen müßten 
ſich ſchon bis zum 15. Okkober des laufenden Jahres darüber einig werden, 
ob fie freiwillig einen neuen Syndikaksverkrag ſchließen wollen. Sei bis da⸗ 
hin kein Beſchluß gefaßt, werde die Regierung ſofork mik den Vorberei— 
kungen eines Zwangsſyndikaks beginnen. Zugleich iſt die Syndikatsleitung 
von der Regierung davon verſtändigt worden, daß dieſe ſich nicht wieder 
auf ein ſogenannkes Übergangsſyndikak, das heißt ein proviſoriſches Syn- 
dikal von kurzer Dauer, einlaſſen werde; nur eine Erneuerung auf mehrere 
Jahre, zum wenigſten auf fünf, werde die Anerkennung der Regierung finden. 

Dieſe Erneuerung bis zum 15. Oktober dieſes Jahres zuſtande zu bringen, 
iſt jedoch für die Syndikatsleitung eine recht ſchwierige Aufgabe. Zwar 
fühlen ſich heute manche reinen Kohlenzechen gegenüber den ſogenannken 
Hüttenzehen (das heißt den mit Hüttenwerken vereinigten Kohlengruben) 
infolge der bekrächklich geſtiegenen vorkeilhafteren Kokserzeugung nicht 
mehr in gleichem Maße benachteiligt wie früher; aber andererſeits hat eine 
Reihe Zechengeſellſchaften ihre Betriebe ſchon kurz vor dem Kriege ausge- 
dehnt und dieſe Ausdehnung in der Hoffnung auf das Einkreken einer Hoch- 
konjunkfur nach dem Kriege feit Jahresfriſt eifrig forkgeſezt, wozu die 
relativ guten Geſchäftsergebniſſe das nötige Kapital lieferken. Sie ſtehen 
alſo heute viel leiſtungsfähiger da als Ende 1913 und verlangen dement- 
ſprechend einen erhöhten Anteil an der Geſamtförderung der Syndikaks- 
zechen, und zwar eine möglichſt hochbemeſſene Beteiligung, da fie willen, 
daß von dieſer im weiteren Laufe der Verhandlung doch ein anſehnlicher 
Prozentſatz herunkergedungen wird. Bei der Verlängerung des Syndikats 
im September vorigen Jahres haben fie ſchließlich ihre Forderungen größfen- 
teils fallen laſſen, da es ſich nur um ein kurzes Proviſorium handelte und 
man fie auf eine Berückfichtigung ihrer Anſprüche bei der im Spätherbſt 
1916 nötig werdenden Erneuerung des Syndikaks vertröſteke. Jetzt wieder 
nachzugeben, ſind ſie jedoch nicht gewillt. Wenn ihre Beteiligung prozen⸗ 
kual erhöht wird, muß aber die der anderen Zechen ermäßigt werden (wenn 
auch nicht abſolut, fo doch relativ), und auch dieſe möchten für die erhoffte 
Aufſchwungsperiode nach dem Krieg ſich eine möglichſt hohe Bekeiligungs⸗ 
ziffer ſichern. { 

Doch rebellieren nicht nur die Zechen, die inzwiſchen ihren Betrieb bekrächt⸗ 
lich ausgedehnt haben, auch jene, die noch in der Entwicklung begriffen, aber 
io geſtellt find, daß fie bei richtiger Ausnutzung ihrer günſtigen Produktions 
bedingungen ihre Förderung weſenklich zu ſteigern vermöchten, wie zum 
Beiſpiel die Zechen Öfpel, Weſtfalen, Wilhelmine Meviſſen uſw., verlangen 
eine Erhöhung ihrer Bekeiligungsziffern. Sie erklären, wenn ſie nicht 
größere Anteile erhielten, jo bedeute das für fie nichts anderes als eine 
künſtliche Hemmung ihrer nalürlichen Entwicklungsfähigkeit; denn er⸗ 
langten fie keine höhere Beteiligung an der Geſamkförderung, jo vermöchken 
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ſie auch keine neuen Geldmittel zum notwendigen Ausbau ihrer Anlagen 
zu beſchaffen, da für neue Kapikalaufwendungen bei gleichbleibender Förde— 
rung, trozdem die günſtigſten Vorbedingungen vorhanden wären, eine enf- 
ſprechende Verzinſung als ausgeſchloſſen gelten müſſe. 

Dieſe Abneigung mancher Geſellſchaften, ohne beſondere Vergünſti— 
gungen wieder dem Syndikat beizutreten, wird noch dadurch verſtärkt, daß 
man in den Zechenkreiſen mit der Preispolitik des Kohlenſyndikats ziemlich 
allgemein unzufrieden iſt. Das Kohlenſyndikak hat feine Verkaufspreiſe erſt 
verhältnismäßig ſpät nach Kriegsbeginn erhöht, und im Vergleich zu an- 
deren Induſtriekarkellen, zum Beiſpiel denen der Eiſen- und Stahlinduſtrie, 
nur mäßig. Die erſte, am 1. April 1915 in Kraft getretene Preiserhöhung 
betrug im Durchſchnitt nur 2 Mark pro Tonne, die zweite (vom 1. Sep- 
tember 1915) für die meiſten Kohlenſorten nur 1 Mark. Wie die neuen 
Abrechnungen größerer Kohlenbergwerksgeſellſchaften beweiſen, haben zwar 
bei dieſen Preiſen die Kohlengruben immerhin noch rechk ſchöne Profite 
erzielt; aber den Zechengeſellſchaften, und zwar gerade den kräftigen, 


leiſtungsfähigen, genügen fie nicht. Nach ihrer Meinung hal das Kohlen- 


ſyndikat gar keinen Anlaß, beſcheidener als die Karkelle der Eiſeninduſtrie 


oder der Waffen- und Wunitionsinduſtrie zu fein. Die Zechengrößen find 


vielmehr der Anſicht, hätte gar kein Kohlenſyndikak exiſtiert und wäre die 


Preisfeſtſetzung dem Angebot und der Nachfrage überlaſſen geblieben, jo 


wären die Preiſe viel höher geſtiegen, die Gewinne des Kohlenbergbaus noch 
viel reichlicher ausgefallen, wie ja auch in England ohne Syndikat die Preiſe 
weit höher emporgeſchnellk ſeien als in Deutſchland. Das Beſtehen des 
Kohlenſyndikats hätte ſich alſo, wie hoch auch ſeine früheren Verdienſte um 
die Aufbeſſerung der Kohlenpreiſe eingeſchätzt werden möchten, jeit Be- 


ginn des Krieges keineswegs als ein Vorkeil für den 


Kohlenbergbau erwieſen; und nach dem Kriege werde 
vorausſichtlich das Kohlenſyndikat einer rückſichts⸗ 
loſen Ausnützung der Hochkonjunkkur noch mehr im 
Wege ſtehen. 

Mit einer ſolchen anhaltenden Hochkonjunktur rechnek man aber in 
jenen Kreiſen ziemlich beſtimmt — wenn nicht für die Zeit ſofortk nach dem 


Friedensſchluß, jo doch für ſpäker — und wie ſich nicht leugnen läßt, mit 
einer gewiſſen Berechtigung. Obgleich der Verſand nach dem Ausland ſehr 


beſchränkk worden iſt und der Kontrolle der Regierung unkerſteht, obgleich 
ferner die Kohlenproduktion während der Kriegszeit ſtändig geſtiegen iſt 
und heute bereits wieder über drei Vierkel des Rekordjahres 1913 beträgt, 
herrſcht doch direkter Kohlenmangel auf dem Markt. 

Im erſten Monat des Krieges, im Auguſt 1914, ſtellte ſich der arbeits- 
tägliche Kohlenabſatz des Kohlenſyndikaks nur auf 97 921 Tonnen, der aller- 
dings im nächſten Monak bereits wieder auf 158 506 Tonnen ſtieg und 
ſich dann bis auf 201 526 Tonnen im Mai und 205 889 Tonnen im Juni des 
vorigen Jahres erhöhte. Das war in Anbetracht der Kriegsverhältnifje eine 
geradezu erſtaunliche Erholung. Dennoch find ſeitdem Förderung und Ver- 
fand dermaßen weiter geſtiegen, daß im Mai dieſes Jahres der arbeitstäg- 
liche Abſatz 248 178 Tonnen, im Juni gar 261 578 Tonnen bekragen hal. 
Und doch vermag noch immer die Förderung den Bedarf kaum zu decken, 
obgleich die großen Kommunen ihren Kohlenkonſum bekrächklich einge- 
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ſchränkt haben und eine ganze Reihe von Induſtriezweigen, wie die In- 
duſtrie der Steine und Erden, die Textilinduſtrie, die Gasanſtalten, die 
Papierinduſtrie, die Brauerei- und Brennereigewerbe und ſelbſt die Eifen-, 
Stahl- und Maſchineninduſtrie, die nach den ſtatiſtiſchen Aufſtellungen des 
Syndikats bisher ungefähr 40 Prozent feines ganzen Abſatzes aufnahm, 
heute viel weniger Kohlen verbrauchen als in den Jahren vor dem Kriege. 
Zudem iſt der Verbrauch der Schiffahrt trotz des ſtarken Bedarfs der 
Kriegsmarine (im ganzen ftellfe ſich vor dem Kriege der Verbrauch der 
deutihen Schiffahrt auf annähernd 5 Prozent des geſamken Syndikaks- 
abſatzes) auf weniger als ein Drittel geſunken. Auch der Hausbedarf, der 
früher in normalen Zeiten. ungefähr 14 bis 15 Prozent des Syndikaks- 
abſatzes betrug, hat im letzten Winker, zum Teil jedenfalls infolge der ver- 
hältnismäßig milden Witterung, geringere Anforderung geſtellt. 

Alſo faſt durchweg ein Winderverbrauch der Induſtrie wie der Haus- 
halte an deutſchen Kohlen, und doch Kohlenmangel! Eine Erſcheinung, die 
fich keilweiſe daraus erklärt, daß Deutſchland bis zum Kriegsausbruch noch 
immer beträchtlihe Kohlenmengen aus England bezogen hat (1912 für 93, 
1913 für 91 Millionen Mark), und ferner Deukſchland auch feine Ver- 
bündeten ſowie die von feinen Truppen beſetzten fremden Gebiete mit 
Kohlen verſorgen muß. — g 

Wie ſtark der Mangel an Brennſtoffen iſt, beweiſt am beſten der Auf- 
ſchwung der vielfach mit anſehnlichen Stapelvorräten in die Kriegszeit ein- 
getretenen Braunkohleninduſtrie, denn dieſer iſt nicht etwa die Folge kech⸗ 
niſcher Veränderungen, ſondern lediglich der Takſache, daß die Steinkohlen⸗ 
zechen der Nachfrage nicht Genüge zu leiſten vermögen, da es ihnen an lüch⸗ 
tigen, geſchulten Bergleuten fehlt. Die Kohlen verbrauchenden Betriebe 
ziehen deshalb, ſoweit das möglich iſt, vielfach Braunkohlen als Erjagbrenn- 
ſtoffe heran, und da Braunkohlen durchweg im Tagbaubekrieb gefördert 
werden und ein weniger geſchultes Arbeiterperſonal verlangen, fällt es der 
Braunkohleninduſtrie leichter, ihre Leiſtungsfähigkeit aufrechtzuerhalten — 
freilich nur durch forkgeſetzte Einlegung von Überſchichken und durch Feier- 
kagsarbeit. 

Iſt aber heute ſchon die Befriedigung des Bedarfs nicht möglich, wie wird 
fie — ſo meint man in den Kreiſen der Zecheninkereſſenken — durchführ⸗ 
bar ſein, wenn erſt die deutſche Induſtrie ihre frühere Tätigkeit wieder auf- 
nimmt und die Schiffahrt wieder einſetzt, zumal die engliſche Kohle, wenn 
ſie auch ſicher erneut an den Küſten der Nordſee und Oſtſee erſcheinen wird, 
doch ſchwerlich wieder jene Verbreitung finden dürfte wie bisher, ſchon des- 
halb nicht, weil die Konkurrenz zwiſchen der deukſchen und engliſchen Schiff- 
fahrt ſich zweifellos verſchärfen und die erſtere, die inzwiſchen weit engere 
Beziehungen zur rheiniſch-weſtfäliſchen Großinduſtrie angeknüpft hak, 
ſchwerlich wieder im früheren Maße engliſche Kohlen einführen und ver- 
brauchen wird. Bisher hakte zum Beiſpiel in Hamburg und dem Gebiet der 
Unterelbe die engliſche Kohle enkſchieden das Übergewicht. Von den 8 bis 
9 Millionen Tonnen, die durchſchniktlich jährlich in dem Jahrfünft 1909 bis 
1913 in Hamburg eingeführt worden find leinſchließlich des Umſchlagver- 
kehrs nach der Alkona-Kieler und der Lübeck-Büchner Eiſenbahn ſowie 


elbaufwärts), ſtammken nur 3 bis 3½ Millionen Tonnen aus Deukſchland, 


alſo ungefähr nur ein Drittel. 
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Dazu kommt die Frage: Wer deckt nach dem Kriege die 
ſtarke Nachfrage der übrigen europäiſchen Länder 
außer England? In allen dieſen Ländern herrſcht Kohlennot, und 
keines vermag ſeinen Bedarf aus eigenem Bergbaubetrieb herauszuholen, 
ſelbſt Belgien deckte ſchon vor dem Kriege nicht mehr ganz feinen Bedarf, 
Frankreich nur noch kaum zu zwei Dritteln, und zudem iſt der franzöſiſche 
Kohlenbergbau, da die Bergwerke zu einem wejentlichen Teil in der Kriegs- 
zone liegen, dermaßen geſchwächk, daß er noch jahrelang nach dem Kriege 
konkurrenzunfähig ſein wird. 

Das find recht günſtige Ausfichten für den deutſchen Kohlenbergbau, und 
dieſe erhoffte Hochkonjunkkur möchte man in echtem kapitaliſtiſchen Profit- 
ſtreben möglichſt ausnügen. Nach Anſicht der großen, leiſtungsfähigen 
Werke, die eine Konkurrenz nicht zu fürchten haben, iſt das aber ohne 
Kohlenſyndikat noch beſſer möglich als mit dem Kohlenſyndikak, beſonders 


ſind jene Werke dieſer Meinung, die, wie der Thyſſen-Konzern, in kluger 


Vorausſicht verſtanden haben, ſich mit großen Kohlenhandelsgeſellſchaften 


zu verbinden, die ihnen den ſicheren Abſaß ihrer Erzeugniſſe zu ſichern ver- 


mögen. Schon vor einigen Jahren hat Herr Auguſt Thyſſen, als er mit 


ſeinen neuen Zechen vor dem Eintritt in das Kohlenſyndikat ſtand, als 


Sicherung für den Abſaß die Kohlenhandelsgeſellſchaft »Hamborn« ge- 
gründet, der die Firma Thyſſen & Co. in Mühlheim folgte. Ein Schachzug, 
dem alsbald ähnliche Gegenſchachzüge anderer Firmen folgten. Auch der 
preußiſche Fiskus hielt es ſchließlich für geraten, ſich 
eine derarfige Handelsorganiſation für ſeinen be- 
ſonderen Abſaß zu ſchaffen und mit den großen Kohlenfirmen 
Wieſebrock und Börſing in Dorkmund und Hannover ſowie Albert Keune 
in Gotha und Friedrich Graue in Halberſtadt eine nähere Verbindung 
einzugehen. 

Was heute noch trotz ihrer Neigung, künftig ihre eigenen Wege zu gehen, 
die meiſten großen Kohlenbergwerksgeſellſchaften beim Syndikat hält, iſt 
lediglich die Furcht vor dem Zwangsſyndikat unter Regierungsaufſicht, die 
auch im Sepkember vorigen Jahres noch in letzter Stunde das jetzige Über- 
gangsſyndikal zuſtande brachte. Doch ſelbſt daraus machen ſich allem An- 


ſchein nach manche der Zechengrößen nichk mehr allzuviel. Sie rechnen er- 


ſichtlich damit, daß die Regierung am Ende des Krieges ſich ſo ſchwierigen 
Verhältniſſen gegenüberſehen wird, daß ſie wenig Neigung verſpüren dürfte, 
es auf einen großen Kampf mit den Zechengewalligen, hinter denen ja auch 
ein Teil der Eiſenbarone und der Größen der Bankfinanz ſteht, ernſtlich 
ankommen zu laſſen. Und ein kleines Turnier mik ſtumpfen Lanzenſchäften 
à la Hibernia ſcheuen fie nicht. 

Bisher haben denn auch die Verſuche des bisherigen Syndikaksleiters, 
des Geheimen Kommerzienrats Emil Kirdorf von der Gelſenkirchner Berg- 
werksgeſellſchaft, eine Erneuerung des Kohlenſyndikaks auf der alten 
Grundlage mit einigen durch die Entwicklung alter und die Entſtehung neuer 
Zechen gebokenen Abänderungen zuſtande zu bringen, wenig Erfolg gehabt. 
In der am 19. Juli ſtattgefundenen Zechenbeſiterverſammlung hat ſich nur 
ein Teil der Zechengrößen für eine Erneuerung des Syndikaks erklärt, ſo 
daß eine neue Verſammlung für den 15. Sepkember dieſes Jahres angeſetzt 
werden mußte. Inzwiſchen ſoll hinter den Kuliſſen die nötige Bearbeitung 
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der Renitenten ſtakkfinden. Wie wenig man aber in den Syndikakskreiſen 
ſchon für dieſen Termin auf eine Einigung rechnet, beweiſt die Takſache, daß 
zugleich von der Syndikaksleikung angekündigt worden iſt, wenn auch am 
15. September noch kein definitiver Beſchluß gefaßt werde, ſolle am 15. Ok- 
kober, alfo an dem letzten Tage der von der Regierung geſeßten Friſt, 
nochmals eine allerletzte Verfammlung ftattfinden. 

Kompliziert wird die Erneuerungsfrage dadurch, daß zugleich von Kir- 
dorf und ſeinen Verkrauken mit aller Energie der Verſuch bekrieben wird, 
den bisher neben den vom Syndikat abhängigen Kohlenhandelsgeſellſchaften 
beſtehenden großen ſelbſtändigen Kohlenfirmen das Handwerk zu legen und 
ein feſtes Handelsmonopoldes Kohlenſyndikaks zu be⸗ 
gründen. Die Syndikaksleikung hat deshalb an die großen Zechengejell- 
ſchaften die Forderung gerichtet, die von ihnen mit ſolchen freien Groß 
handelsfirmen abgeſchloſſenen Lieferungsverkräge aufzulöſen und auf dieſe 
Firmen einzuwirken, ſich gegen Zuſicherung enkſprechender geſchäftlicher 
Anteile und Gewinne ebenfalls unter die Bokmäßigkeit des Kohleniyndikats 
zu ſtellen, wie die von dieſem direkt abhängigen Kohlenverkaufsgeſell⸗ 
ſchaften, die nichts anderes find als vom Syndikat gegründete und ihm ange- 
gliederte Kohlenverkriebsſyndikake, wie zum Beiſpiel das ſchon 1903 ge- 
gründete ſogenannke Kohlenkonkor, das heißt die Rheiniſche Kohlenhandel- 
und Reedereigeſellſchaft m. b. H. in Mülheim (Ruhr) mit der Zweigſtelle 
in Mannheim, die Weſtfäliſche Kohlenhandelsgeſellſchaft m. b. H. zu Dort- 
mund, die Weſtfalia-Kohlenhandelsgeſellſchaft m. b. H. zu Hannover, die 
Deutſche Kohlendepolgeſellſchaft m. b. H. zu Hamburg, die Glückauf⸗Kohlen⸗ 
handelsgeſellſchaft zu Kaſſel uſw. Die betreffenden Zechengeſellſchaften 
haben jedoch dieſes Anſinnen der Syndikaksleitung kurzweg abgelehnt mit 
dem Hinweis, daß doch auch der Fiskus mit großen Kohlenhandelsfirmen 
liiert ſei und daher die Verpflichtung habe, zunächſt ſeine Verbindung mit 
derartigen Handelsorganijationen zu löſen. Das Syndikat wandte ſich dar- 
auf mit ſeiner Forderung auch an den preußiſchen Fiskus, erhielt aber von 
deſſen Verkrekern die ausweichende Antwort, der Fiskus könne im jetzigen 
Stadium der Verhandlungen, ſolange der Ausgleich zwiſchen -den Ruhr- und 
Saarkohlenzechen noch nicht hergeſtellt und die Hibernigangelegenheit nicht 
geordnet jei, zur Frage der Händlerorganiſation noch keine Skellung 
nehmen. | 

Als Grund für das Streben der Syndikaksleikung nach einer Monopoli- 
ſierung des Kohlengroßhandels — Firmen, die unter 50 000 Tonnen (eine 
Million Jenkner) Steinkohlen jährlich abſetzen, kommen gar nicht in Be- 
kracht — gibt die Syndikaksleitung an, daß erſtens die Preispolikik des 
Syndikaks durch die freien Kohlenfirmen immer wieder durchkreuzt und 
durch deren eigennüßige Profitpolitik eine gewiſſe Unſicherheit in das ganze 
Abſaßzgeſchäft hineingebracht werde, zweitens aber, daß, ſolange dieſe Han- 
delsaußenſeiter beſtänden, niemals eine wirkliche Stabilität im Kohlenſyn⸗ 
Dikat ſelbſt zuſtande kommen werde, denn nur deshalb, weil fie ſolche ſtarken 
Händlerorganiſakionen hinker ſich hätten, erhöben gewiſſe Zechengejell- 
ſchaften immer wieder unerfüllbare Anſprüche auf Sonderbegünſtigungen 
und Exkravorteile. Verſchwänden dieſe Handelsaußenſeiter und damit die 
Außenfeiterverfräge, jo wären nichk nur die Zechen, die heuke noch außer— 
halb des Syndikats ſtänden, zum Anſchluß genötigt, ſondern es vermöchten 
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auch die Zechen, die ſtändig neue Spezialvorteile für ſich herauszuſchlagen 
een nicht immer wieder den Beſtand des ganzen Syndikaks in Frage 
zu ſtellen. 

Ganz unrecht hat dieſe Argumenkakion der Syndikaksleitung nicht. Die 
liberalen Handels- und Börſenbläkter nehmen in dieſem Streit natürlich 
für die ſogenannken freien Kohlenhandelsfirmen Parkei, ſchon deshalb, weil 
nach ihrer Anſicht der freie Handel unker keinen Umſtänden eingeſchränkt 
werden darf und ſeine Konkurrenz angeblich für billige Preiſe ſorgt. Be- 
krachket man die Sache weder vom Standpunkk des Kohlenſyndikals noch 
der freien Kohlenhandelsfirmen, ſondern der Kohlenkonjumenten, beſonders 
aber die Rückwirkung auf die geſamke Induſtrieenkwicklung, dann ergibt 
ſich ein anderes Reſultak. Läßt ſich nicht leugnen, daß bisher in Zeiten der 
Kriſe die freien Kohlenfirmen ſchneller zu Preisherabſetzungen geneigt 
waren als das Kohlenſyndikat und deſſen Verkaufsorganiſakionen und da- 
durch mehrfach auf das Syndikat einen Druck ausgeübt haben, jo läßt ſich 
andererſeils ebenſowenig beſtreiten, daß fie in Zeiken der aufſteigenden 
Konjunktur, ſobald ſich Vorraksmangel zeigte, ſofork mit Preiserhöhungen 
vorgegangen find, während das Syndikat noch an ſeinen alten Preiſen feit- 
hielt. Als eine Kollektivorganifation, die nicht nur auf die verjchiedenarfigen 
Inkereſſen ihrer Mitglieder, ſondern auch bis zu gewiſſem Grade auf den 
Fiskus und die Öffentlichkeit Rückſicht nehmen muß, vermag das Syndikat 
nicht mit jener Leichtigkeit zu operieren wie einige millionenſchwere Groß- 
händler, die ſtets auf der Lauer liegen, die jeweilige Konjunktur möglichſt 
auszunutzen. Zieht man ohne Vorurkeil das Fazik aus dem Für und Wider, 
dann ergibt ſich meines Erachtens, daß die gelobte Konkurrenz der nicht vom 
Syndikat abhängigen freien Kohlenhandelsfirmen im ganzen keineswegs 
preisermäßigend, ſondern eher preisſteigernd auf den Kohlenverkrieb ein- 
gewirkk hat, vor allem aber, daß fie zeitweilig ein ſtarkes Element der Spe- 
kulafion in das Kohlengeſchäft hineingebracht hat. Über dieſe Tatkſachen 
helfen alle ſchönen liberalen Redensarken von der ſegensreichen Wirkung 
der freien Konkurrenz nicht hinweg. — 

Indes find dieſe Gründe des Kohlenſyndikaks für die Notwendigkeit 
einer Monopolifierung des Kohlenhandels durch das Syndikat keineswegs 
deſſen eigentliche Hauptgründe. Es gibt noch andere Motive, die Herrn Kir- 
dorf zu ſeinem Kampf für ein Syndikalshandelsmonopol bewegen. Er 
ſpieltnämlichdamiteinen Trumpfgegen die Regierung 
aus. Herr Kirdorf und ſeine Freunde haben gute Beziehungen zu den 
höchſten Regierungskreiſen, und jo iſt ihm nicht unbekannt geblieben, daß 
man ſich dorf ernſtlich mit dem Gedanken krägk, der ſich nach dem Kriege ſicher 
einſtellenden Finanznot keilweiſe durch Einführung von Staatsmonopolen 
abzuhelfen. Unter dieſen Monopolen befindet ſich aber 
auch ein Kohlenhandels monopol, oder vielmehr, da der 
Kleinhandel mil Kohlen frei bleiben ſoll, ein Kohlen- 
zwiſchenhandels monopol. — Das Zuſtandekommen eines ſolchen 
Staat3monopols aber möchte Herr Kirdorf in jedem Fall verhin- 
dern und die Ausnutzung der zu erwarkenden Hochkonjunktur nach dem 
Kriege dem Syndikat und ſeinen Verkriebsorganiſationen überlaſſen wiſſen. 
Deshalb das eifrige Bemühen des Geheimen fommer- 
zienrals Kirdorf, bevor jene Stkaalsmonopolpläne 
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reif ſind, ein vom Syndikat abhängiges Privathan- 
dels monopol zuſtande zu bringen. Deshalb aber auch die Ab- 
neigung des Fiskus, ſeine Händlerorganifationen fallen zu laſſen. Bekannk⸗ 
lich hat der Fiskus ſich bei ſeinem Beitritt zum Kohlenſyndikat ausbe- 
dungen, daß er, ſobald es das ftaatliche Inkereſſe erfordern follte, wieder zu⸗ 
rücktrekten kann. Gibt aber der Fiskus feine Handelsorganiſationen auf, jo 
ſteht er nach ſolchem Rücktritt dem Syndikat wirkſchaftlich ziemlich wehr- 
los gegenüber, jedenfalls fehlen ihm dann die Bedingungen für einen unge- 
förfen Kohlenabſatz; behält er hingegen die Handelsorganijationen in der 
Hand, die ſich leicht weiter ausbauen laſſen, fo reſerviert er ſich eine Waffe 
für ſpätere Zeiten. Heinrich Cunow. 


Prakkiſche Gemeindepolitik während des Krieges. 
Von Emil Fiſcher (Straßburg i. E.). 

Der Ausbruch des Weltkriegs hat Staat und Gemeinden vor Aufgaben kom- 
munaler Ark geſtellt, die von manchem Kommunalpolitiker theorefifch ſpielend ge- 
löſt wurden. Als es aber galt, praktiſch ihre Durchführbarkeit zu löſen, da ſtellte 
ſich heraus — und die lange Kriegsdauer hat es immer mehr bewieſen — daß 
wirklich gangbare Wege eigenklich nur von den Vertretern der Sozialdemokralie 
gezeigt wurden, denen ſich einige freigeſinnke bürgerliche Kommunalpolitiker an- 
ſchloſſen. Gleich in den erſten Kriegstagen des Deulſchen Reichstags waren es 
ſozialdemokratiſche Abgeordnete, die von der Regierung praktiſche Maßnahmen 
in bezug auf Lebensmittelverſorgung heiſchten, ſollten die größten Laſten nicht von 
der weniger bemittelten Bevölkerung allein gekragen werden. Die ärmere Bevöl- 
kerung, die den ſchrecklichſten aller Kriege gleich vom erſten Tage an zu ſpüren be- 
kam, vor der größten Not zu ſchützen, ſtellke die ſozialdemokratiſche Parkei an die 
Spitze ihrer Kriegsaktionen. So wie im Reichstag, jo fraten auch in den Gemeinde- 
parlamenten die Vertreter der werkfätigen Bevölkerung auf den Plan, um im 
Sinne einer wirklichen, von keinerlei Sonderintereſſen getriebenen Kommunal- 
politik mitzuraken und mitzufaten. So leicht war das nicht. Wie von der Reichs- 
regierung faſt alle Maßnahmen zu jpät kamen, erſt durchgeführt wurden, als das 
Haus an allen Ecken bereits brannte, ſo gab es auch Gemeinden, die nach dem 
Wahlſpruch der fieben Schwaben: »Jockele, gang du voran...« abwarteten, was 
die Nachbargemeinden in puncto Lebensmittelverſorgung in Angriff nahmen. 
Dieſe leichtfertige Politik hat ſich dann auch bitter gerächt. Die Leidtragenden 
waren wie immer die Konſumenten und von dieſen wieder die am ſchwerſten Be- 
kroffenen diejenigen, die ſozuſagen in unſerer gökklichen Welkordnung von der 
Hand in den Mund leben müſſen. 

Eine der wenigen Kommunen, die eine Ausnahme machte, die ſofort begriff, 
um was es ſich handelte, was auf dem Spiele ſtand, war die Stadt Straß 
burg i. Elſ. Straßburg als Feſtungsſtadt an der Weſtgrenze konnte allerdings 
nicht lange überlegen. Hier galt es fofort zu handeln, ſollte das Wirkſchaftsleben 
nicht ſchweren Erſchütterungen ausgeſetzt ſein. Als Feſtung mußte die Stadt ſofort 
Lebensmittel aufſpeichern, um einer eventuellen längeren Belagerung ftandhalten 
zu können. Aber ſelbſt wenn die Gefahr einer Belagerung nicht in drohender Nähe 
war, ſo erfolgten naturgemäß durch die kriegeriſchen Operationen im Lande Ver— 


kehrsſtörungen, deren Druck auf Straßburg und ſeine Bevölkerung ſo viel als 


möglich abgewehrt werden mußte. Es kam alſo nicht allein darauf an, ſchnell zu 
handeln, ſondern weit mehr darauf, wie gehandelt wurde. 

In Straßburg iſt von jeher auf Kommunalpolitik von ſeiten der Bevölkerung 
großes Gewicht gelegt worden. Das zeigte ſich bei allen Wahlkämpfen zu dem Ge— 
meindeparlamenk. Die immer größer werdende ſozialdemokratiſche Fraktion und 


Br 


E. Fiſcher: Praktiſche Gemeindepolitik während des Krieges. 569 


deren Einfluß brachte nicht nur regere Anteilnahme der Bevölkerung an kom— 
munalpolitiſchen Dingen, ſondern auch immer heißer werdende Kämpfe um die 


Wacht, die die bürgerlichen Parteien bisher beſaßen und die fie für unerjchütter- 


lich hielten. 

Die Tätigkeit der ſozialdemokrakiſchen Fraktion im Gemeinderat, die bei der 
Bevölkerung von Jahr zu Jahr ſtärker Anklang fand, brachte es 1908 in Straß— 
burg zuwege, daß die Streitart zwiſchen Liberalen, Klerikalen und Mittelftändlern 
begraben und die Front nur gegen die aufſtrebende Sozialdemokratie gerichtet 
wurde. Nach einem mik allen Mitteln geführten Wahlkampf gelang es den ver— 
einigten bürgerlichen Parkeien, für die nächſten ſechs Jahre die ſozialdemokrakiſche 
Dertrefung vom Rathaus fernzuhalten. Die Sieger wurden ihres Sieges nicht 
froh. Als die ſozialiſtenreine Periode 1914 ihrem Ende zuneigke, da waren fie des 
Kampfes müde und ſchlugen für die kommende Gemeinderatsſeſſion den Sozial- 


demokraten den Proporz vor. Als ſtärkſte Partei — 15 Verkreter von 36 — zog die 


ſozialdemokratiſche Parkei ins Rathaus ein und hakte durch den zwei Monake 
ſpäter hereinbrechenden Krieg reichlich Gelegenheit, der Bevölkerung zu zeigen, 
wie wirklich praktiſche Kommunalpolitik getrieben wird. 

Bereits am 8. Auguſt 1914 regte die Stadtverwalkung beim eljaß-lothringifchen 


»Miniſterium die Gründung einer Geſellſchaft zum Ankauf und zur 


Einlagerung von Getreide für Zeiten der Not an. Es handelte ſich 


darum, bei Stkockungen in der Einfuhr, da Skraßburg auf ausländiſche Einfuhr 


angewieſen war, ſich Gekreide zu ſichern, und bei Mangel an einzuführendem Ge— 
freide das eingelagerte Getreide ſofort zu vermahlen und der Bevölkerung mit 
Mehl auszuhelfen. Das Winiſterium nahm zunächſt eine abwartende Haltung 
ein. Da damit kein Getreide zu beſchaffen war, wurde die Geſellſchaft dann ge— 
meinſchaftlich durch die Bezirke Ober- und Unterelſaß und die Städte Kolmar, 
Mülhauſen und Straßburg im Verein mit zwei großen Mühlenwerken gegründek. 
Den Einkauf des Getreides beſorgken die beiden Mühlenwerke ohne Proviſion und 
ohne Einkaufsſpeſen. Die Tätigkeit der gegründeten Geſellſchaft zur Beſchaffung 
von Mühlenprodukten iſt nakürlich gemeinnützig. Ein Paragraph der Satzungen 
ſetzt extra die Höchſtdividende für das Geſellſchaftskapikal auf 4 Prozent pro Jahr 
feſt. Ein eventueller Mehrgewinn wird zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke 
abgeführt. | | 

Neben dieſer Geſellſchaft wurde ſofort nach Kriegsausbruch eine Gejell- 
ſchaft für Kriegsernährung gegründek. Es iſt die erſte ihrer Ark in 
Deutſchland. Die Aufgaben dieſer Geſellſchaft find: 

1. Verwerkung der bei Kriegsbeginn eingekauften Nahrungsmittel, 

2. deren regelmäßige Ergänzung und Erneuerung, und 

3. Einwirkung auf die am Platze einzuhaltenden Groß- und Kleinverkaufs- 
preiſe. 

Es kam darauf an, daß die Waren ſachgemäß gelagert, verwaltet und an die 
Verbraucher abgeführt wurden. Mit einer großen Konſervenfabrikakionsfirma 
wurde die Geſellſchaft gegründet. Die Geſellſchaft übernahm die Warenvorräte der 
Stadt, ſoweit es ſich um Spezerei-Kolonialwaren handelte, und ferner die der 
gleichen Gattung angehörenden Beſtände der Konſervenfabrik. Die Waren der 
Geſellſchaft gehen direkt vom Lager der Geſellſchaft an die Detailverkäufer, das 
find faſt alle Spezereiwarenhändler in der Stadt, die ſich natürlich verpflichten 
mußten, die vorgeſchriebenen Bedingungen einzuhalken. Als Verdienſt wurde den 
Dekailliſten ein Preisaufſchlag von 12 Prozent zugebilligt. Mit dieſer Einrichtung 
war einmal der Zwiſchenhandel ausgeſchloſſen und ferner war die 
wirkſchaftliche Exiſtenz von etwa 400 Spezereigeſchäften erhalten, die allerdings 
Waren derſelben Gattung nicht von anderswoher beziehen durften, um keine Über- 
forderung zuzulaſſen, da ja ſonſt der Spezereihändler die Ausrede gehabt hätte, die 
Waren habe er nicht von der Geſellſchaft bezogen, ſondern keurer eingekauft. Zu 
dieſen beiden Vorzügen kam noch der eigenkliche Hauptvorzug, daß durch die 
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Gründung der Geſellſchaft die Möglichkeit da war, gerechte Höchſtpreiſe feit- 
zuſetzen, weil auf Grund der eigenen, regelmäßig neu erfolgenden Ankäufe die Ge- 
ſellſchaft ſters in der Lage war, die Preiſe des Engrosmarktes und danach die 
Preiſe für den Kleinverkauf feſtzuſtellen. Heute hat ſich denn auch die ſegensreiche 
Tätigkeit dieſer Geſellſchaft erwieſen. Hätte die Stadt Straßburg die beiden Ge- 
ſellſchaften nicht, jo wäre es ihr gegangen wie leider fo vielen Städten, es hätten 
nicht nur viele Arkikel ſehr bald gefehlt, ſondern auch jene, die noch zu beſchaffen 
waren, hätten einen enorm hohen Preis gehabt. Straßburg iſt ſeinerzeit die Stadt 
geweſen, die immer Reis hakte, der im Mai 1916 gerade halb ſoviel koftete wie 
der Reis in Berlin. | 

Als weitere Einrichtung gründete der Straßburger Gemeinderat die Milch- 
zentrale, einen gemiſchkwirkſchaftlichen Betrieb durch Schaffung einer Aktien- 
geſellſchaft. Straßburg hat bereits gemiſchtwirtſchafkliche Betriebe, und zwar das 
Elektrizitätswerk, das Gaswerk und die Straßenbahn. Die Statuten bei den ge- 
miſchtwirtſchaftlichen Betrieben find jo gehalten, daß die Stadt eine Aktie über die 
Hälfte aller Aktien beſitzt, alſo in den Geſellſchaften nach dem Stammkapital die 
abſolute Mehrheit hat. Mit den größten Molkereien der Stadt wurde die Wilch- 
zentrale gegründet. Sämkliche Milch, die bisher von den Molkereien oder von den 
Bauern in die Stadt direkt an die Haushaltungen gebracht wurde, geht an die 
Wilchzentrale, die übrigens ein Laboratorium zur Unkerſuchung der Milch. hat 
und dann die Milch wiederum an zirka 200 Wilchgeſchäfte abgibt, die lediglich Ver⸗ 
käufer der Stadt reſpektive der Milchzentrale find. Ein Privatverkauf von Milch 
innerhalb der Stadt iſt in Straßburg nicht möglich. In den Wilchgeſchäften be- 
kommt nur derjenige Wilch, der eine Wilchkarke, ähnlich der Brokkarke vorzeigt, 
aus der dann die AUbjchnitte herausgefrennt werden. Dieſe Abfchnitte dienen dann 
wiederum den Wilchgeſchäften gegenüber der Zentrale als Quittung für verkaufte 
Wilch. Jeder Einwohner von Straßburg, ganz gleich ob Arbeiter oder Minifter, 
erhält pro Mann, pro Frau, pro Kind das gleiche Quankum Milch. Sind durch 
Mangel an Wilch Kürzungen im Quantum pro Kopf nötig, fo werden nur die Ra- 
tionen für Männer und Frauen gekürzt. Kinder, Kranke und alte Leute erhalten 
ſtets das feſtgeſetzte Quantum. Durch die Schaffung der Wilchzentrale iſt eine ge- 
regelte Verkeilung geſicherk und auch hier wiederum der Zwiſchenhandel ausge- 
ſchaltek ſowie ein Überkreten der Höchſtpreiſe unmöglich. Aber ein Weiteres kommt 
noch hinzu. Die Wilchzenkrale iſt infolge ihres Charakters in der Lage, viel mehr 
Wilch in die Stadt zu beſorgen, als ſonſt möglich wäre. An einem Beiſpiel kann 
das ſofort bewieſen werden. Während eine ganze Reihe rheiniſcher Städte dauernd 
unter Wilchmangel zu leiden haben, iſt in Straßburg bisher noch keine Kalamität 
eingefrefen. Es haben zum Beiſpiel im Dezember 1915 Eſſen auf 500 000 Ein- 
wohner 60 000 Liter, Gelſenkirchen auf 160 000 Einwohner 26 000 Liter, Düffel- 
dorf auf 400 000 Einwohner 60 000 Liter, Saarbrücken auf 100 000 Einwohner 
10 000 Liter zur Verfügung gehabt, während Straßburg im gleichen Monat auf 
180 000 Einwohner 40 000 Liter Milch hatte. 

Ahnlich wie bei der Wilchverſorgung liegt es mit der Fleiſchverſorgung. 
Allerdings iſt auch in Straßburg dieſes Kapitel ebenſo wie in allen anderen 
Städten das heikelſte. Aber nach allen Meldungen aus anderen Städten über 
deren Fleiſchverſorgung ſcheint Straßburg doch wohl die für die Bevölkerung 
glücklichſte Löſung gefunden zu haben, nämlich: Die Stadt Straßburg iſt der ein 
zige Meßger in der Stadt. Bei der Fleiſchverkeilung iſt das Augenmerk 
auf eine gerechte und den Vermögensverhältniſſen der einzelnen 
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Klaſſen entſprechende Verteilung gerichtet geweſen. Zunächſt wurde eine allge- | 


meine Umfrage über die Einkommensverhälkniſſe der Familien ver- 
anſtaltet, um auf Grund ihrer Ergebniſſe den Minderbemittelten mittels 
beſonderer Ausweiskarken das Vorrecht zum Einkauf der billigeren 
Fleiſchwaren ſowie der weniger keueren ſtädtiſchen Vorräte zu ſichern. Alles Vieh, 
das nach Straßburg kommt, wird im ſtädkiſchen Schlachthof geſchlachtet und dann 
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an die Meßzgerläden verkeilt. Auch bei einem etwaigen weiteren Rückgang der 
Schlachtungen bleibt fo eine gerechte Verteilung gefihert. Die Stadt kann als 
Eigentümerin ſämtlicher Schlachtabfälle diefe zu einem feſtgeſetzten Einheitspreis 
an die Kutklermeiſter abgeben und fo der ärmeren Bevölkerung billigere Kuftler- 
ware ſichern. Die Wurſtler werden bei der Zuweiſung des Fleiſches beziehungs- 
weiſe der Schweine wie die Meßzgger behandelt nach der Maßgabe ihres bisherigen 
Bedarfs. Fleiſch, Fleiſchabfälle und Eingeweide von Schweinen dürfen, ſoweit ſie 
den Mebgern zur Verfügung ſtehen, auch zu Wurſt verarbeitet werden. Die bis- 
herigen Metzger find alſo lediglich Verkäufer der Stadk. Jeder Einwohner der 
Stadt hat ein Fleiſchheft mit Abſchnitten zu 50 und 25 Gramm. Augenblicklich 
kommen auf den Kopf der erwachſenen Bevölkerung 400 Gramm Fleiſch. Jeder 
Einwohner hat anzugeben, bei welchem Mehger er Fleiſch kaufen will. Auf dieſen 
Metzger lautet dann das Fleiſchheft, und von der Stadt bekommt der Meßger 
fo viel Gramm Fleiſch, als nach Anzahl der eingekragenen Kunden ihm zuſteht. 
Ausgenommen davon find nur Wurſtwaren, die man bei jedem Mebger gegen 
Abſchnitte aus dem Fleiſchheft kaufen kann. Ebenſo wie auf Kolonialwaren ſind 
auch für Fleiſch- und Wurſtwaren Höchſtpreiſe feſtgeſezt. Gefällt einem Bürger der 
Mebger nicht, jo kann er ſich jeden Monat auf einen anderen Meßzger umſchreiben. 
laſſen. Kuktlerwaren erhalten nur diejenigen Haushalkungen, die un ker 1200 Mark 
Jahreseinkommen bleiben. Der Einkauf der Kukklerwaren — die Stadt hat mit. 
den in den Vogeſen ſtehenden Armeekorps ein Abkommen getroffen, wonach fie 
alle Schlachtabfälle uſw. kauft — regelt ſich ebenſo wie der Fleiſchverkauf nach 
beſtimmten Kutklern und Abſchnikten von der Kukklerkarke. 

Neben dieſer Regelung der Lebensmiktelverſorgung hat Straßburg noch ein 
Weiteres getan. Die Stadt hat in Lothringen, das als Fiſchlieferank bekannt iſt, 
Weiher gepachtet und bringt die dort gefangenen Fiſche in Straßburg 
zu feſtgeſetzten, in der Preſſe bekannkgegebenen Preiſen auf den Markt. Dann 
hat Straßburg noch eine ſtädtiſche Gefrieranlage und Kühlhalle, 
in der fie für Zeiten dringendſter Not Gefrierfleiſch (von Holländer und Schweizer 
Vieh) aufgehoben hat. Allerdings wird bereits jetzt infolge Mangels an Zufuhr 
von Fleiſch Gefrierfleiſch verkauft. 

Auch die Verſorgung mit Karkoffeln iſt anders wie in den übrigen 
Großſtädten. Auf Grund der bereits erwähnken Einkommensfragebogen, die vom 
Gouvernement unter Strafandrohung für unrichtige Angaben genehmigt wurden, 
werden jetzt dreierlei Bezugskarten für den geſamken Bedarf der Bevölke- 


rung für Frühkartoffeln herausgegeben. Die ärmere Bevölkerung erhält eine 


grüne Bezugskarte und zahlt für den Zenkner 6 Mark, die bejjergeftellte 
Bevölkerung erhält die gelbe Karte und zahlt für den Zenkner 8 Mark, die rei ch e 
Bevölkerung erhält eine rote Karte und muß für den Zenkner 12 Mark bezahlen. 
Auch eine Schweinezucht beſitzt Straßburg; fie iſt zwar nicht ſehr groß, 
aber wenn erſt einige Erfahrungen geſammelt ſind, wird der weitere Ausbau dieſer 
Zucht nicht lange auf ſich warten laſſen. Die Fükkerung der Tiere koſtet die Stadt 
faſt nichts, da dazu die Abfälle aus dem Bürgerſpital genommen werden und 
außerdem Straßburg, bevor das Reich daran dachte, bereits die Küche nabfälle 
der Haushaltungen auf Grund einer bürgermeiſterlichen Verordnung ge- 
ſonderk vom übrigen Kehrricht in beſonderen Eimern auffangen ließ. Neben der 
Schweinezucht hat die Stadt Straßburg auch ſeit kurzem eine Milchkuhhal- 
kung eingerichkek. Vorerſt find 100 Kühe beſchafft worden. Auch hier müſſen erſt 
Erfahrungen geſammelt werden, um an eine Vergrößerung der Einrichkung zu 
gehen. In den letzten Tagen iſt dann zu der Schweinezucht und Kuhhaltung noch 
eine Enten- und Gänſezucht gekommen. 

Als Arbeitgeber iſt die Stadt bereits ſeit Kriegsbeginn aufgetreten, und 
zwar hat fie im September 1914 einen ſt ä dtifhen Nähbetrieb eingerichtet. 
Es wurde ein Sonderausſchuß aus Gemeinderaksmitgliedern eingeſetzt, der einen 
ſtädtiſchen Nähbekrieb einrichten und betreiben follte zur Beſchäftigung arbeits- 
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lojer Frauen. In der in einem größeren Reſtaurant eingerichteten Werkffätte 
ſind durchſchnikklich 70 Frauen und 70 Mädchen befchäftigt. Mit Heimarbeit wer- 
den je nach Eingang der Aufträge bis zu 500 Perſonen verſehen. Der Bekrieb 
koſtet die Stadt nichts, er erhält ſich aus ſich ſelbſt heraus. Die Löhne ſchwanken 
zwiſchen 2,50 Mark bis 5 Mark pro Tag. In Arbeit genommen werden haupf- 
ſächlich Hemden, Taſchenkücher, Unterhoſen, Drillihjacken und hoſen, Halstücher, 
Helmüberzüge, Leinenkiktel, Schürzen, Handtücher und ähnliche Sachen. In ſozialer 
Hinſicht hat dieſer ſtädtiſche Betrieb ſehr günſtig gewirkk. Es iſt dadurch nicht nur 
einer Reihe beſchäftigungsloſer Frauen Arbeit verſchafft worden, ſondern durch 
das Beiſpiel der Stadt und durch keilweiſe auf ihre Anregung veranlaßte Maß 
nahmen der Militärbehörden iſt auch bewirkt worden, daß private Firmen anſtän⸗ 
dige Löhne zahlen müſſen, die früher Löhne zahlten, die in keinem Verhältnis zu 
dem ſtanden, was dieſe Firmen für die ferfigen Erzeugniſſe ihrer Arbeiter und 
Arbeiterinnen erhielten. 


Wit den gekroffenen Maßnahmen iſt nakürlich der Kommunalpolitik Weis- - 


heikgipfel nicht erklommen. Die Maßnahmen können nur Wegweiſer fein. Wenn 
Straßburg aber in bezug auf Kommunalpolitik während des Krieges recht aner- 
kennenswerke Leiſtungen erzielen konnte, fo zeigt das andererſeits auch, wie falſch 
und demagogiſch das Geſchrei bei allen Wahlen feitens bürgerlicher Parteien war, 
die immer wieder in all ihren Flugblättern und Zeitungsartikeln vor den »So 
3ialdemokrafen auf dem Rathaus« warnken, und denen keine Farbe 
zu grell war, um den nun beginnenden Zuſammenbruch fo vieler Kleinhändler- 
exiſtenzen den ſchaudernden Bourgeois hinmalen zu können. Die Maßnahmen der 
Gemeindeverwalkung Straßburg, in der die ſozialdemokrakiſche Fraktion die größte 
Gruppe der Parteien iſt, haben bewieſen, daß auf der einen Seite die ärmere Be- 
völkerung vor der größten Not geſchützt werden und auf der anderen Seite dem 
durch den Krieg und ſeine verheerenden Wirkungen im Wirkſchaftsleben bedingten 
Zuſammenbruch von ſo vielen ſelbſtändigen Exiſtenzen ſtark vorgebeugt werden 
kann. 5 

Es kommt eben immer darauf an, ob man Hammer oder Amboß iſt, ob man 
neue Wege gehen oder im alten Schlendrian fortwurſteln will. 


Likerariſche Rundſchau. 


Profeſſor Friedrich Lenz, Macht und Wirkſchaft, die Vorausſezungen des 
modernen Krieges. München 1915, Verlag von F. Bruckmann A.-G. 224 Seiten. 
Preis 6 Mark. f 


Profeſſor E. Marcks, Der Imperialismus und der Weltkrieg. 1. Heft des 


8. Bandes der Vorkräge der Gehe-Skiftung zu Dresden (1916). Leipzig und Dres- 


den, Verlag B. G. Teubner. 26 Seiken. Preis 80 Pfennig. 


Dr. Karl Kumpmann, Imperialismus und Pazifismus in volkswirkſchaftlichen 


Beleuchkung. 72. Heft der Schriftenſerie »Der Deukſche Krieg«. Stuttgart, Berlin, 
Deutſche Verlagsanſtalt. 47 Seiten. Preis 50 Pfennig. 

Profeſſor Lenz beabſichkigt, ein großes Werk über „Macht und Wirkſchaft« 

zu veröffentlichen, von dem die angeführte Arbeit nur den erſten Band darſtellt. 

In dieſem Werke ſoll »die Grundbeziehung zwiſchen politifher Ökonomie und po- 


litiſcher Hiſtorie aufgeſucht und dargeſtellt worden«, fo verſpricht der Aukor im Vor⸗ 1 
wort. Die Gliederung des ganzen Werkes in »machfpolikiſche«, »technifche«, »wirk⸗ 
ſchafkliche« und »polikiſche Vorausſetzungen« des Krieges ließ annehmen, daß man 
es hier mit einer recht inkereſſanten Unkerſuchung zu kun hat. In Wirklichkeit 
haben wir ſelten efwas Konfuſeres und Verworreneres geleſen. Der Standpunkt 


des Autors, daß heute noch die machfpolitiſchen Momente die wirkſchaftlichen, 
nationalen und ideellen in den Hintergrund drängen und daß um des Machkgedan— 
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kens willen auch dieſer Krieg enkbrannk iſt, wird zwar vielfach hervorgehoben, 
findet aber in der überhaupt ſehr verſchwommenen Darlegung keine Rechtferfi- 
gung. Einen bekrächklichen Teil des Werkes macht eine Polemik gegen die Pazi- 
fiſten, ſpeziell gegen Fried und N. Angell aus. Lenz vermag einige Schwächen und 
Unrichtigkeiten in den Behauptungen der Pazifiſten aufzudecken, den Kern der 
Sache krifft er aber nicht. 

Gewiß iſt es ein Widerſpruch, wenn Fried einen Krieg gegen Rußland predigt, 
wie Lenz behauptet. Was beſagk es aber gegen den Pazifismus? Mit der abgedro- 
ſchenen Phraſe, daß ſich im Kriege die Tüchtigkeit bewähre, widerlegt man den Pa- 
zifismus nicht. Ebenſo mögen viele Beiſpiele N. Angells unzutreffend fein; daß aber 
ein Krieg keinen wirkſchafklichen Nutzen zu bringen vermag, wird gerade dieſer 
Krieg aufs furchtbarſte beweiſen. ’ 

Auch Kumpmann feßt ſich mit dem Pazifismus auseinander. Er glaubt aber, 
daß im Gegenſaß zum kriegeriſchen Imperialismus Englands der deukſche Imperia— 
lismus ein pazifiſtiſcher ſei. Erſt durch den Imperialismus will er zum Pazifismus 
gelangen, wie manche Genoſſen durch den Imperialismus zum Sozialismus kom- 
men möchten. Er bejfreitef die »Nafurnotwendigkeit« der Inkereſſengegenſätzlich— 
keit der Völker, meint aber, daß England allein der Herr der Welt fein will, wäh— 
rend Deutſchland die gleichen Rechte für alle Länder erkämpfen will. Was wird 
er aber zu den Ausführungen von Lenz ſagen? Iſt denn die Freiheit überhaupt 
denkbar, wenn die Normen des Rechkes als für den Staat nicht beſtehend erklärt 
werden? Lenz jagt nämlich, daß »die Normen des Völkerrechts ausſchließlich aus 
machtpolitiſchen Erwägungen heraus geſchaffen, gehalten, verletzt, aufgehoben wer- 
den«. Das mag für die Gegenwart zukreffend fein. Wer dies aber als oberſtes 
Gebot, wer den »Staak« außerhalb jeder Geſetzesnormierung ftellt, der muß Krieg 
und Knechtſchaft als ewigen Fakkor im menſchlichen Leben anerkennen. 

Das tut auch Lenz. Aus dieſen Erwägungen heraus erklärt er beiſpielsweiſe 
auch, daß eine Verſtändigung zwiſchen Deukſchland und England ausgeſchloſſen 
war, nicht efwa aus wirkſchaftlichen Gegenſätzen, ſondern infolge ihrer gegenſätz— 
lichen machkpolitiſchen Beſtrebungen. »Welchen Sinn«, fragt er, »hakke eine deutſch— 
engliſche „Verſtändigung“? Gab fie Deutſchland wirklich jenen Ankeil an der Welt, 
den es verlangen muß — und das ward unſererſeits amtlich verkündet —, dann 
bedeufefe dies ja Englands freiwilligen Verzicht auf jenes Ziel (die Ausdehnung 
Deutſchlands zu verhindern. Sp.). . . . Hatte Großbritannien endlich feine Angſt vor 
der deutſchen Flokte eingebüßt? 

. . . Iſt England ohne Krieg bereit geweſen, uns die ſtaatliche Zukunft der 
Türkei zu garantieren? ... Hat Großbritannien ſich feines politifchen Einfluſſes 
auf Portugal und Belgien fernerhin ſo weit enkäußerk, daß unſerer nur wirkſchaft— 
lichen Teilnahme an Zenkralafrika kein Hindernis daraus erwachſen könnke? Iſt 
beides nicht der Fall geweſen, hat Großbritannien uns die unerläßlichen poli- 
kiſchen Garantien unſerer Weltftellung in Vorderaſien und Wittelafrika nicht 
geboten, dann kommt der brikiſch-deukſchen ‚Verftändigung‘ kein dauernder poli— 
kiſcher Gehalt zu.« 

Zuerſt verneint er es ſelber, daß England die »politiſchen Garantien« ſchaffen 
wollte, als ob es ſich darum überhaupt gehandelt hätte, und ſpricht dann krium— 
phierend der Verſtändigung den politiſchen Gehalt ab! 

Umgekehrt glaubt Marcks an die Möglichkeit einer Verſtändigung zwiſchen 
Deutſchland und England ſowohl in Vorderaſien als in Zentralafrika. Er, der den 
Krieg zunächſt auf das Beſtreben Englands nach ausſchließlicher Weltherrſchaft 
zurückführt, muß dann die Urſache des Krieges allein in der Handelsrivalikät 
ſuchen, kommt alſo zu völlig enkgegengeſetzter Anſicht als Lenz. So heben die Be— 
baupfungen beider einander auf! 

übrigens ſtimmen alle angeführten Aukoren darin überein, daß die Flokte 
Deutſchlands es geweſen iſt, an der ſchließlich alle Annäherungsverſuche ſchei— 
kerten. England beſtand auf feiner Superiorität zur See, was, nach Anſicht der 


= 
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genannten Autoren, für Deukſchland unannehmbar war. Marcks und Lenz fingen 
beide ein Loblied auf die Macht, den Krieg und den Imperialismus. Kumpmann 
erklärt dagegen zum Schluſſe ſeiner Ausführungen: »Aller Machtimperialismus 
von den Zeiten der Babylonier, Ägypter, Perſer bis zum Weltreichstraum Na- 
poleons J. iſt ſchließlich in ſich zuſammengebrochen. ... Die Herrſchaft krieb die ge- 
knebelten Völker zu immer erneuten Empörungen, ſie verdarb die Geſinnung und 
Kraft des Herrn.« Er meint dann, daß »der brififhe Imperialismus zwar nicht 
durch eine ukopiſche Weltfriedensidee, wohl aber durch die kampfesmufige Über- 
zeugung von der Völkerſolidarikät überwunden werden wird«. Das paßt aber eben⸗ 
ſogut auf jeglichen Imperialismus, nur begreifen wir den Untkerſchied zwiſchen der 
Völkerſolidarikät und dem Weltfrieden nicht, vor allem gibt Kumpmann nicht an, 
wann und wie ſich dieſe Solidarität verwirklichen könnte, während der »macht- 
politiſche« Philoſoph Lenz zugibt, daß mit dem Sozialismus die Staakenkämpfe 
verſchwinden werden. 

Der wichkigſte Mangel der angeführten Schriften iſt aber, daß fie alle »Kriegs- 
wiſſenſchaft«, keine objektive Wiſſenſchaft bieten. Sie ſuchen die allgemeinen 
Erſcheinungen des Imperialismus zu individualiſieren, als ſpezielle Eigen- 
ſchaften bloß eines beſonderen Imperialismus darzuſtellen. Sie geraten dadurch 
stets in Widerſprüche und verfehlen ihren Zweck, eine Erklärung des 7 zu 
geben. Sp. 


Dr. Bernhard Harms, Deukſchlands Anteil an Welthandel und Weltſchiff⸗ 
fahrt. Stuttgart 1916, Union Deutſche Verlagsgeſellſchafk. 205 Seiten. | 


Das Buch iſt eine im allgemeinen verſtändige, von blödem Chauvinismus freie 
Erläuterung der deukſchen Handelsſtakiſtik. 

Wenn ſich der Verfaſſer auch nicht über die indirekte Abhängigkeit Deutſch⸗ 
lands vom Ausland in der Lebensmitktelverſorgung käuſcht, jo überſchäßt er doch 
die Wichtigkeit der Selbſtverſorgung und unterfhäßt die Größe der indirekten 
Abhängigkeit vom Ausland. Ganz richtig ſieht er im Bezug ausländiſcher Futter 
mittel die Bedingung des großen deutkſchen Viehſtapels, ſeiner raſchen Aufzucht 
und Mäſtung und feiner hohen Milchergiebigkeit. Aber er überſieht, daß auch die 
deutſche Gekreideernte von ausländiſchen Wanderarbeitern, are a 
Kriegsgefangenen abhängt. 

In meinen Artikeln über den deukſch-engliſchen Wettbewerb habe ich ſchon 
auf den überaus wichtigen Umſtand hingewieſen, daß Deutſchland und England 
ganz verſchiedene Abſatzgebieke haben, wodurch ſich die Reibungsflächen ſehr ver 
kleinern. Harms veranſchaulichk das Hauptinkereſſe Deukſchlands am konkinenkalen 
Abſatz mit folgender Aufftellung: f 


Gejamt- Prozent Denzent | Prozent 
bande des a 1 11 

Gejamt- ehe a 
Mill Mark handels Mil. Mark mil Mark ausfuhr ’ 


Europäiſche Sander - 13569,5 | 65,1 || 9888,0 54,7 7 767 5 76,1 5 
Nichteuropäiſche Länder 7278,1 34,9 || 4869,0 45,3 2409, 1 23,9 


»Charakteriftifch für den gejamten außereuropäiſchen Verkehr iſt nun, daß 
er auf der ganzen Linie paffiv iſt. Während Deukſchland im Verkehr mit den 
europäiſchen Staaten einen Ausfuhrüberſchuß von 1789 Millionen Mark hat, er · 
gibt ſich für den außereuropäiſchen Verkehr eine Unkerbilanz von 2460 Millionen 
Mark. Und zwar iſt die Paffivität bei jedem einzelnen Erdkeil vorhanden. 2 

Daraus folgt ein Doppeltes: Daß die Schwächung der verbündeten oder feind 
lichen Staaten durch den Krieg die Aufnahmefähigkeit der wichkigſten Kunden 
Deukſchlands krifft, das dadurch zum Ausbau feines Exports in andere Erdteile 
gezwungen wird, wo Vankees und Japaneſen ſchon den erſten Platz erobert zu 


+ 
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haben glauben; dann daß die Verbindung mit der Donaumonarchie weder die 


überſeeiſchen Lieferanten noch die jetzt feindlichen Kunden auf dem Konkinenk er- 
ſezen kann. a. h. 


Henri Lambert, Ein neuer Gefichispunkt zur Friedensfrage. Deutſch von 


Klara Sokolowſky. Zürich 1916, Verlag Arkiſtiſches Inſtitut Orell Füßli. 
38 Seiten. Preis 80 Rappen. 


Man kann nicht ſagen, daß in der angeführten Schrift des bekannten belgiſchen 
Großinduſtriellen Lambert wirklich ein neuer Geſichtspunkt zur Friedensfrage zu- 
kage kritt. Denn der Gedanke, daß der Freihandel und die Internafionalifierung 
der Kolonien eine Garankie des Weltfriedens bedeuten, iſt ſicher nicht neu, ſondern 
wird von faſt allen Freihändlern ſeit Cobden immer wieder betont. Die ganze 
Schrift ſtellt auch nur eine ausführlichere, wenn auch keineswegs verbeſſerte Auf- 
lage des Briefes desſelben Lambert an M. W. Wilſon vom 8. Oktober 1914 
dar, der in der Beilage angeführt wird und in der Tat ein inkereſſantes zeikgemäßes 
Dokument darſtellt. Dieſer Brief bringt ſeinen Friedensvorſchlag in ſachlicher 
Weiſe, ohne die moraliſchen Räſonnemenks der Schrift, zum Ausdruck. Wenn uns 
die Schrift immerhin intereffant erſcheink, jo haupkſächlich darum, weil fie uns 
zeigt, wie wenig ſelbſt hervorragende Männer der Praxis die wirklichen Entwick- 
lungstendenzen kennen. So, wenn Lamberk meint, daß »die Lage Deutſchlands in 
bezug auf ſeine auswärtigen Abſatzmöglichkeiten eine ſehr prekäre iſt«, obwohl doch 
Deutſchland die ſtärkſte Ausfuhrſteigerung aufweiſen konnte! a 

Auf die Pläne Lamberks ſelbſt einzugehen, iſt wohl nicht nötig. Es ſei nur be- 
merkt, daß er ſehr richtig die Forderung der »offenen Tür« in den Kolonien mit 


der Forderung des Freihandels für die Mukkerländer verbindet. So ſtoßen wir 


bei der Verwirklichung der »offenen Tür« in den Kolonien ſofork auf die Frage: 
Was iſt eine Kolonie? Gehörk Algerien noch zu den Kolonien? Iſt Sibirien eine 
Kolonie? Soll England ſeinen ſich ſelbſtverwalkenden Kolonien über ihre Handels— 
politik Vorſchriften machen? Man fieht, die Kolonien können heute nicht mehr als 
bloße Objekte der Ausbeutung betrachtet werden; ihre Handelspolitik richtet ſich 
nach der der kapitaliſtiſchen Länder überhaupk. Dagegen iſt es durchaus falſch, 
wenn Lamberk glaubt, daß man im Friedensverkrag die Handelsprobleme regulieren 
kann. Selbſt auf der Baſis der gegenwärkigen Zollbegünſtigung würden ſolche Ver— 
träge die Zielſcheibe der mit ihnen unzufriedenen Unkernehmerſchichten bilden und 
die kriegeriſche Agitation ſchüren. Die Handelsbeziehungen dürfen allein auf dem 
Wege gegenſeiktiger Abmachungen geregelt werden. Sp. 


Nolizen. 


Von der rumäniſchen Landwirkſchaft. Nach den internationalen Überſichken des 
»Stkatiſtiſchen Jahrbuchs für das Deutſche Reich« (36. Jahrgang, 1915) beträgt der 
geſamte Flächeninhalt Rumäniens efwa 13,1 Millionen Hektar! Davon wurden 
1913 rund 59 Prozent für landwirtſchaftliche und 17 Prozent für forſtwirtſchaft⸗ 
liche Zwecke in Anſpruch genommen, während 24 Prozent der Geſamtfläche weder 
land- noch forſtwirtſchaftlich verwerkek wurden.? Die landwirkſchaftlich benutzte 


Fläche betrug 1913 7 691 400 Hektar. Über die Benutzung des größten Teiles 


dieſer landwirkſchafklich verwendeten Fläche — nämlich von 


6 083 028 Hektar — im Jahre 1915 hat das rumäniſche Ackerbau- und Do- 


1 Der Flächeninhalt wird a. a. O., S. 3 mit 131 353 und a. a. O., S. 24 mit 


130 177 Quadratkilometer angegeben. 
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2 Die enkſprechenden Prozenkzahlen waren 1913 für Deutſchland 64,3, 26,3 


und 9,4. 


Siehe Anmerkung 5. 
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mänenminiſterium genaue und ſpezialiſierke Angaben veröffenklichk.“ Danach wur- 
den von dieſer Fläche verwendek: 


Prozent der Es entfielen 


geſamten auf Betriebe mit 
; landwirt- . 
ür Hektard über unfer 
f ſchaftlich 100 Hektar 100 Hektar 
benutzten Anbaufläche Anbaufläche 
Fläche Prozent Prozent 


Getreide rn | 5124016 84,24 26,59 73,41 

Wurzeln und een 0 587767 9,66 23,58 76,42 

Weinberge, Pflaumengärten und 807298 5,04 5,57 94,43 
Anpflanzungen. i | 

Hülſenfrüchte und Knollengemüſe 104657 1,72 29,55 70,45 

Texkilſtoffe und Ol früchte 59 296 0,98 67,47 32,53 

Gärknereierzeugniſe . .. 25753 0,42 8,19 96,85 


Diefe Tabelle zeigt zunächſt die überwiegende Bedeutung, die in Rumänien 
dem Getreidebau zukommt — mehr als fünf Sechſtel der landwirkſchaftlich 
benutzten Fläche müſſen ihm dienen. Dann läßt die Tabelle aber auch den größeren 
Anteil der Betriebe mit weniger als 100 Hektar Anbaufläche wie an der Zahl der 
Bekriebe, ſo auch an der Fläche erkennen — ſie umfaſſen faſt drei Vierkel (73,87 
n der Geſamtfläche. 

Im einzelnen verkeilt ſich die für den Gekreidebau in Anſpruch genommene 
Fläche auf die einzelnen Gekreidearken wie folgt: 


Prozent 
Hektar der 
Getreidefläche 
Mass, BROS vu 2107289 41,1 
eisen sa. Kan OENB 1904249 87,2 
Gerſ ee er 904 900 10,8 
Hafet!t!!!! NEN en 430 963 8,4 
Roggen . V 75613 1.5 
Hirſf e u 8 50727 1 
Buchweizen Fa 275 0,0 


Dieſe Zahlen Weiche ganz 3 b von denen ab, die an anderer Stelle für 
zwei Jahre vorher mitgeteilt werden. Danach“ wurden 1913 in Anſpruch genommen: 
für Mais 2 147 000, für Weizen 1 623 000, für Gerſte 563 000, für Hafer 522 000 
und für Roggen 91 000 Hektar. Von 1913 zu 1915 hat alſo die Anbaufläche für 
Weizen ſehr ſtark — um 280 000 Hektar gleich 17 Prozent — zugenommen. Da- 
gegen iſt der Ankeil aller übrigen Gefreidearten an der Anbaufläche zurück- 
gegangen. etz- 


»Mitgekeilt in den »Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirkſchafſtg 
Jahrgang 1916, Nr. 37. N 
5 Bei der Witkeilung in den »Nachrichken uſw.« hat ſich ein Fehler einge 
ſchlichen. Infolgedeſſen ergeben die Einzelangaben dieſer Spalte als Summe 
6 208 787 Hektar, alſo mehr, als oben für die landwirtſchaftlich benutzte Geſamt⸗ 
fläche angegeben worden iſt. Demenkſprechend ergibt die folgende Spalte etwas 
mehr als 100, da die Prozentzahlen von der geringeren Geſamtflächenangabe be- 
rechnet worden find. Wo der Fehler ſteckk, iſt nicht zu erkennen; er iſt aber ver⸗ 
hältnismäßig geringfügig. | 
| 


° Dr. A. Schulte im Hofe, »Die Welterzeugung von Lebensmitteln und Roh- 
ftoffen und die Verſorgung Deutſchlands in der Vergangenheit und Zukunft, 
Berlin 1916. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Rumäniens Wirkſchaft. 
Von Adolf Werner. 28. Juli 1916. 


Schon vor einem Jahre jagten Propheten den Eintritt Rumäniens in 
den Weltkrieg als Folge der ifalienifchen Intervention voraus. In der 
Neuen Zeit wurden damals? dieſe Prophezeiungen bezweifelt, und die Er- 
eigniſſe haben die Richtigkeit der ſkeptiſchen Zurückhaltung beſtätigt. Mit 
jenen Zweifeln darf aber nicht gejagt ſein, daß die Rumänen nicht eingreifen 


würden, wenn es ihnen rätlich ſchiene. Der Hinweis auf Beßarabien, der 


die Regierung des Hohenzollernkönigs Ferdinand an die Seite der Mittel- 
mächte locken ſoll, verfängt nicht: einmal weil Beßarabien nur ekwas über 


eine Million Rumänen unker Authenen, Ruſſen, Juden, Deutſchen zählt, 


dann weil mit ſeiner Erwerbung Rumänien eine lang gejteckte Nordoſtgrenze 
erhält, die gegen das, wie die letzte Zeit beweiſt, militäriſch leiſtungsfähige 
Rußland fo ſchwer wie Galizien zu verkeidigen iſt. Die Augen der rumä- 
niſchen Nationaliften blicken ſehnſüchkig nach der Bukowina und Gieben- 
bürgen, wo vier Millionen Volksgenoſſen in geſchloſſenen Siedlungen 
wohnen, nach der kransſylvaniſchen Gebirgsfeſtung, vor der die Theiß und 
Donauebene als ſtrategiſch beherrſchtes Glacis liegt, wie die Poebene vor 
den Dolomiken. Die rumäniſche Irredenka macht zum Anlaß der von ihr ge— 
nährten Erregung das Verhältnis der ungarländiſchen Rumänen zu den 
Magyaren und wärmt ſich an dem lebhaften Unwillen, daß Deukſche und 
Oſterreicher in Rumänien reich werden, während rumäniſchem Gekreide die 
Grenzen der Mittelmächte geſperrt bleiben. 

So war es auch nur eine mechaniſche Folge der energiſchen Konzenkra— 
tion öſterreichiſch-ungariſcher Truppen in Südoſtgalizien nach rückwärts, daß 
in Rumänien die Kriegshetze wieder luſtig losgeht, daß die Wiederkehr 
der alten Schwierigkeiten für die Ausfuhr rumäniſcher Erzeugniſſe ſich an- 
kündigt und der eifrige, aber coram publico noch unverbindliche Flirt des 
Herrn Brakianu mit den Verbandsmächken mit einem Liebesgeſchenk in 
Geſtalt amerikaniſcher Munition belohnt wird, die bisher aus Mißtrauen 
zurückgehalten worden iſt. Von dem kokekten Spiel bis zum nüchternen 
Ernſt des Krieges iſt noch ein weiter Weg. Aber die Halkung Rumäniens 
ift doch wieder fraglich geworden, und damit wurde das Inkereſſe an 

1 Dr. Karl Grünberg, Wirkſchaftszuſtände Rumäniens vor dem Kriege. Wien 
1916. Zwei ausgezeichnete Vorkräge, die als vorbildliches Muſter knapper, inhalt: 
reicher Darſtellung beſonders Arbeiterbüchereien ſehr warm empfohlen ſeien. Es 
gibt keine gleichwertig gute Informationsſchrift über Rumänien, außer den ent- 
ſprechenden Kapiteln in der Encyclopädia Britannica, die hier aber natürlich kaum 
vom Hörenſagen bekannt iſt. 

2 Anton Hofrichter, Balkanprobleme. Neue Zeit XXXIII, 2, S. 500. Vergl. 
die dorf angegebene Literatur. f 
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der wirkſchaftlichen und ſozialen Gliederung des Landes geweckt, wie ſie in 
ſo anſchaulicher Weiſe die Grünbergſche Schrift ſchilderk. Vorerſt ſei aber 
noch der polikiſchen Verpflichtungen Rumäniens gedacht. Die jahrelange 
Zugehörigkeit Rumäniens zu dem alken Dreibund läßt ſich mit Zitaten aus 
Miniſterreden belegen. Nach der »Voſſiſchen Zeitung« beſtehk ein »Bünd- 
nis« zwiſchen Deutſchland, Öfterreich-Ungarn und Rumänien jeit 1883, das 
bis 1920 läuft. Profeſſor Hoeßzſch ſpricht wohl richtiger von einer Defen- 
ſivallianz, deren Artikel 1 im Kriegsfall zu wohlwollender 
Neukralikät verpflichten ſoll. Wenn Rumänien alſo beitreitet, daß die 
Mittelmächte einen Verkeidigungskrieg führen, jo plädierk es zugleich auf 
Freiheit von den Pflichten der Defenfivallianz, die an ſich eng bei chränkt find. 


Genoſſe Hofrichker ſpricht im angeführten Artikel von einer italo-rumä- 


niſchen Defenfivallianz: »Der Corriere della Sera‘ wußte, erinnern wir uns 
recht, im zeitigen Frühjahr (1915) von einer Anfrage der italieniſchen Re- 
gierung in Wien über Truppenkonzenkrakionen an der rumänij chen Grenze zu 
berichten und erwähnke dabei erläukernd die Exiſtenz einer italo-rumäniſchen 
Defenfivallianz. ... Die Exiſtenz einer italo-rumäniſchen Defenfivallianz ſoll, 


wie behauptet wird, auch die abſonderliche Tatſache erklären, daß zwiſchen 


Italien und Deutſchland formell noch kein Krieg erklärt iſt, obwohl die diplo- 
mafifchen Beziehungen feit mehr als einem Monat abgebrochen ſind.« Die 
»abſonderliche Takſache« beſteht noch heute, obwohl niemand für ihren Be- 
ſtand am morgigen Tag wird bürgen wollen. Die »Baſler Nachrichken« führen 
die ikalo-rumäniſche Defenfivallianz als Grund dafür an, daß fi) Italien und 


* 
Fi 


Deukſchland nur im erklärten Wirtſchafts-, nicht im erklärten Maffenkrieg 


befinden. Italien würde danach nichk darauf verzichten wollen, den Verpflich- 
kungsfall für Rumänien durch eine Kriegserklärung ſeitens Deutſchlands 
einkreken zu laſſen, Deutſchland würde ſich aber zu dieſem Liebesdienſt gegen 
die ifalienifchen Staatsmänner nicht veranlaßt ſehen. 


Das heutige Rumänien deutet mit feinem Namen auf Beziehungen zum 
alten Rom hin, und die Rumänen fühlen ſich auch wirklich gern als Söhne 
der großen welkbezwingenden Stadt und als Angehörige der lakeiniſchen 
Raſſe. Kaiſer Trajan gründete zu Beginn des zweiten Jahrhunderts nach 
Chriſti Geburt zwiſchen den ſiebenbürgiſchen Alpen und der Donau eine 


römiſche Kolonie, in der die lakeiniſche Sprache nach Abzug der Legionen | 


in den Stürmen der Völkerwanderung bewahrt wurde. Nicht rein, aber jo, 
daß das Rumäniſche froß vieler fremder Elemente der romaniſchen Sprach- 
gruppe zugerechnet werden kann — ein merkwürdiger Beweis für die auch 
von Renner an infereffanten Beiſpielen veranjchaulichten Zähigkeit, mit 
der die Landbevölkerung im Gegenſaß zur ſtädkiſchen ihre Sprache durch 
die Stürme der Jahrhunderte reffef. Nebenbei ſei bemerkt, daß ſich auch in 
den mazedoniſchen Tälern Nachkommen einer römiſchen Kolonie erhalten 
haben, der auf niedriger Kulkurſtufe ſtehende Hirkenſtamm der Kußo- 
walachen, über die Rumänien eine Art Prokekkorat zu üben bemüht 


war, wobei es ihm um Sicherung einer gewiſſen Mikbeſtimmung bei Löſung 


der mazedoniſchen Frage zu kun war. Durch Jahrhunderte verſchwand Ru- 
mänien aus der europäiſchen Geſchichte. Später gerieken die Skammesfürſten 
in Abhängigkeit von der Pforke, nur einem unter ihnen gelang für Kurze 
Zeit die nationale Einigung aller Rumänen. Als ſich der ruſſiſche Skaak be- 
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feffigte und in Gegenſatz zur Pforke geriet, juchten die moldauiſchen und wa- 
lachiſchen Fürſten — die Moldau war das nördliche, die Walachei das ſüd⸗ 
liche Fürſtentum — in den Zaren Srützen gegen ihren Oberherrn. Die 
Folge war die Beſeikigung der nakionalen Fürſten und ihre Erſetzung durch 
im Dienſte der Pforte erprobte Griechen — nach dem griechiſchen Stadtteil 
Konſtankinopels »Phanariofen« genannt — die auf drei Jahre beſtellt, an- 
ſehnlichen Tribut für die Pforte herauswirkſchaften mußten und daneben 
ſelbſt noch reich werden wollten. Aus der Machtſtellung der Griechen in 
Rumänien erklärt ſich, daß 1821 mit der Schilderhebung Alexander Bpſi⸗- 
lantis von Rumänien aus der berühmke griechiſche Aufſtand begann. 

So früh war Rußland in dem Land zu Einfluß gekommen, das auf 
dem Wege nach dem jo heiß begehrten Konſtankinopel liegt. Dieſen Einfluß 
halte die Türkei ſchon 1774 im Frieden von Kukſchuk⸗Kainardſchi auch 
völkerrechtlich in der Form anerkannt, daß der ruſſiſche Bokſchafker Kon- 
trolf- und Schutzrechte über die Donaufürſtenkümer erhielt — ein ſichkliches 
Zeichen des Verfalls der Türkei, in der ein ausländiſcher Bokſchafter zu 


einem Fakkor der inneren Politik wurde. Dieſe Rolle behielt Rußland bei 


und feſtigte ſie noch in den 1812 und 1829 mit der Türkei geſchloſſenen Frie- 


densverkrägen. Im legten, dem von Adrianopel, erhielten die rumäniſchen 


Fürſtentümer volle Selbſtverwalkung gegen Anerkennung des Sultans als 
Oberherrn und Ablieferung eines Tribuls. Die Ruſſen »befreiten« nicht um- 
ſonſt. Sie nahmen ſich 1812 Beßarabien. Die Öfterreicher haften ſich ſchon 
1775 der Bukowina, des »Buchenlandes«, bemächligt. 

Während in Serbien und Bulgarien unker den Türken der chriſtliche 
nalionale Großgrundbeſitz verſchwand und an ſeine Stelle der mohammeda— 
niſche krat, blieben die rumäniſchen Grundherren, die Bojaren, im Beſitz 
ihrer wirkſchaftlichen Macht. Daraus erklärt ſich die frappierende Ver- 
ſchiedenheit im ſozialen Aufbau der ländlichen Bevölkerung: in Serbien und 
Bulgarien bedeukete die Vertreibung des kürkiſchen Oberherrn Verkreibung 
der Grundherren, Bauernbefreiung. In Rumänien gewannen die Grund- 
herren nach Verkreibung der kürkiſch-griechiſchen Beamken zur wirkſchaft⸗ 
lichen Macht die politiſche Herrſchaft. Die Bauernbefreiung mußte und muß 
dort gegen Grundherren der eigenen Nakion durchgeführt werden. 

Die politiſche Einigung der beiden Fürſtenkümer begann damit, daß 1859 
Alexandru Joan Cuza in beiden zum Fürſten gewählt wurde. Nach ſeinem 
Sturz (1866) und der Wahl des Hohenzollernprinzen Karl an ſeiner Skelle 
erhielten die Vereinigten Fürſtentümer« den Namen Rumänien, das 1881 
Königreich wurde. Im Ruſſiſch-Türkiſchen Kriege 1877/78 leiſteten die ru⸗ 
mäniſchen Hilfstruppen den Ruſſen die werlvollſten Dienſte. Der Lohn war 
die Dobrudſcha und die Aufhebung der kürkiſchen Oberherrlichkeik. Dagegen 
mußten die Rumänen auf den Teil Beßarabiens verzichten, der von Ruß- 
land nach dem Krimkrieg im Pariſer Frieden hakte abgetreten werden 
müſſen. 

Seitdem war die rumäniſche Politik, ſicherlich auch ſtark unker dynaſti⸗- 
ſchem Einfluß, auf ein gutes Einvernehmen mit den Wikkelmächten gerichtet, 
die einen Schuß gegen den ruſſiſchen Ausbreikungsdrang nach Konftan- 
kinopel zu bieten ſchienen. Eine Anderung krat erſt 1913 ein: Rumänien 
hakte durch kluge Politik ſeine Iſolierung im erſten Balkankrieg überwun- 
den und auf Koſten Bulgariens, eines anderen Schützlings Sſterreich⸗ 
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Ungarns, eine ausgeprägte Vormachtſtellung auf dem Balkan gewonnen. 
Darüber ging auch die rumäniſch-mikteleuropäiſche Freundſchaft in Brüche, 
und ein Beſuch des Zaren in Konſtantza machte den Schlußpunkkt unter die 
für die Mittelmächte unerfreuliche Geſchichte, die der Deukſche e in 
Perſon zum Beſſeren hatte wenden wollen. 


* * 


Die wirtſchaftliche Bedeukung Rumäniens im Welthandel beruht auf 
ſeiner Ausfuhr von Getreide und Erdöl. 

Im Jahresdurchſchnitt 1861/65 führte Rumänien für 70 Millionen Lei 
(ein Lei gleich 80 Pfennig), 1913 für 590 Millionen Lei ein; im Jahres- 
durchſchnikt 1861/65 führte es für 119,3 Millionen Lei, 1913 für 670,7 Wil- 
lionen Lei aus. Die Handelsbilanz iſt aktiv, das heißt fie weiſt einen Aus- 
fuhrüberſchuß auf, mit dem Rumänien die Zinſen ſeiner auswärfigen 
Staatsjchulden und des in feiner Wirkſchaft angelegten auswärtigen Kapi- 
kals bezahlt. 

über den Charakter der Ausfuhr gibt folgende Aufſtellung Aufſchluß 
(in Willionen Lei oder in Prozenk der Geſamkausfuhr): 

Früchte, 


Sämereien, 
Gemüſe 


Mehlhaltige 
Stoffe und Er- 
zeugniſſe daraus 


Lebende 
Tiere 


Tieriſche 


Nährſtoffe Brennſtoffe 


Jahres- 
durchſchnitt 


Holz 


Mill Proz. Will. Proz.] Mill. Proz.] Mill. Proz.] Will. Proz.“ Will. Proz. 
1881/85 . . 170,5 77,2 7,6 3,4 10,7 4,8 3,5 = 1,6 6,6=3 21 0. 
1918. 448,4 = 60,0 34,1 25,1 2,9 0,4 11,7 1,7 23,7 3,5 131,519 


Die Abnahme des Anteils der Gekreideausfuhr am Außenhandel erklärt 
ſich aus dem ſchnelleren Wachskum der Holz- und Brennſtoffausfuhr und 
darf nicht über die ſtarke abjolute Zunahme der Getreide 
ausfuhr käuſchen, die ſcharf vom Rückgang der an ſich ge- 
ringen Viehaus fuhr abſtichk. 

Dieſe Ausfuhr geht nun nicht auf die öſterreichiſchen und deukſchen 
Märkte die Donau aufwärts. Das verhindern die Zölle und die fie ergänzen- 
den hohen Donaufrachten, die ſich bis Wien auf 40 Kronen die Tonne 
ſtellen, wogegen die Seefracht und Rheinfrachkt bis Mannheim nur 10 bis 
13 Mark beträgt! Danach gehen auch die rumäniſchen Eiſenbahnen und 
Straßen zum Meer. Sie haben in letter Zeit einen ſehr bemerkenswerten 
Ausbau erfahren. Im Jahre 1873 bekrug die Länge der Chauſſeen 775 Kilo- 
mefer, im Jahre 1909 die der Landes-, Distrikts. und Kommunalſtraßen 
28 000 Kilometer. Das Neß der ausſchließlich in Staatsverwaltung ſtehen⸗ 
den Eiſenbahnen umfaßte im Jahre 1913 ſchon 3532 Kilometer gegen nur 
70 Kilometer in den Jahren 1867/70. 

Die offiziellen Schriften, die zur Anlockung fremden Kapitals die rumä⸗ 
niſche Wirkſchaft in leuchtenden Farben ſchildern, verſäumen auch den Hin- 
weis nicht, daß ſich die Bevölkerung in fünfzig Jahren verdoppelt hat: ſie 
iſt von 1859 bis 1912 von ungefähr 3,9 auf 7,2 Willionen geſtiegen. 

Wie jeder agrariſche Staat ſucht ſich auch Rumänien zu induſtrialiſieren, 
um leiſtungsfähige Steuerkräger zu erziehen und vom Ausland unabhängig 
zu werden. Die Erfahrungen des Krieges werden dieſen Beſtrebungen einen 
neuen kräftigen Rückhalt geben. Bisher wurde Induſtriellen, die ſich in 
Rumänien ſeßhaft machen wollten, Grund und Boden geſchenkk, Steuer- 


Adolf Werner: Rumäniens Wirkſchaft. 581 


freiheit und für die Maſchinen und fremde Rohſtoffe Zollfreiheit und 
Frachtermäßigung gewährt und ihnen vorzüglich öffentliche Lieferungen zu— 
gewendet. Es wurden auch Erfolge erzielt, aber die Geſamkzahl der indu- 
ſtriellen Arbeiter überſteigt kaum die einer deuffchen Induſtrieſtadt oder 
efwa zweier der großen deutſchen Monkanunternehmungen. 

Sehr ſtark iſt die Pekroleumgewinnung geſtiegen: von 16 000 

Tonnen im Jahre 1880 auf 1 885 000 Tonnen im Jahre 1913. Es beſtehen 
73 Geſellſchaften mit 360 Millionen Lei eingezahltes Kapikal, wovon 37 
Prozent auf Deutſchland, 31 Prozent auf England und 10,5 Prozent auf 
Holland entfallen; daneben find an der rumäniſchen Erdölgewinnung Ikalien, 
Amerika und Belgien beteiligt, jo daß ſich nur ein kleiner Teil des Kapitals 
in rumäniſchen Händen befindet. Die Ausfuhr geht beſonders nach England, 
den Mittelmeerländern und Frankreich. Auf die Wittelmächte iſt gerade 
ein Viertel der Ausfuhr entfallen. Nebenbei ſei bemerkt, daß die rumäni- 
ſchen Geſellſchaften gerade jezt nach Offnung des Donauweges und Be— 
zwingung der Transportſchwierigkeiten mächtig ins Verdienen gekom— 
men ſind. 
Wie in manchem anderen Balkanſtaak hat der rührige deutſche Kauf- 
mann den öſterreichiſch-ungariſchen Kollegen aus der ererbten Alleinherr— 
ſchaft unſanft hinausgedrängk. In der verhältnismäßig kurzen Zeit von drei- 
zehn Jahren entwickelte ſich der Handel Rumäniens mit den wichktigſten 
Handelsländern in folgender Weiſe: 


Abſoluk in Millionen Lei und relativ in Prozent Anteil an der Einfuhr nach 


Rumänien: 
lee: | Deutſchland England Sante Italien | Belgien 
Mill. Proz.] Will. Proz.) Mill. Proz.] Mill. Proz.] Mill. Proz. Will. Proz. 
1896/1900 92,70 28,4 90,42 = 27,7 63,89 = 19,622,787 11,83 3,6 11,19 3,4 
1911/13 138 23,1226, 9 36,8 076,44 = 12,836,196 29,18 4,8 21,58 = 3,0 
Anteil an der Ausfuhr aus Rumänien: 

. 1896/1900 51,33 = 20,4 12,99 5,2 46,30 = 18,4 6,91 2,7 12,552 5 93,55 37,1 
1911/13 „84,49 12,7 42,65 = 6,4 47,95 = 7,2 54,12 = 8,1 43,99 12,2 196,16 = 29,7 


Daß das enklegene Belgien mehr als noch einmal ſo viele rumäniſche 
Produkte als das benachbarte Sſterreich-Ungarn bezieht, läßt es begreiflich 
erſcheinen, daß die wirkſchaftlichen Bande mit der Donaumonarchie von den 
Rumänen nicht als ſtark empfunden werden. 

Die handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen Rumänien und Sſter— 
reich-Ungarn waren ſeit jeher geſpannk. Entgegen Metternich klugem Rat 
weigerte ſich die Wiener Regierung, die kakſächliche wirkſchafkliche Selbſtän- 
digkeit der Fürſtentümer anzuerkennen, und klammerke ſich an die Verträge 
mit der formell oberherrlichen kürkiſchen Regierung. Dieſe Politik litt Schiff- 
bruch. Graf Julius Andraſſy machte der unfruchkbaren Prokeſtlerei ein 
Ende, indem er 1875 den erſten Handelsverkrag mit Rumänien ſchloß, der 
aus dem Titel des Grenzverkehrs Rumänien Zollfreiheik für Gekreide zu 
billigte. Als Bismarck zur Schußzöllnerei überging und den öſterreichiſch- 
ungariſchen Imporkeur von Gekreide und Vieh aus Deutſchland ausſperrke, 
gab Sſterreich-Ungarn den Stoß weiter und führte ebenfalls die prokekkioni- 
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ſtiſche Viehſeuchenpolizei ein, wodurch die rumäniſche Hornviehausfuhr in 
die Monarchie in den Jahren 1879 bis 1885 von 25 700 auf 142 Stück ſank. 
Von 1885 bis 1891 wurde ein erbitterter und erbitternder Zollkrieg geführt, 
der Deutfchland zugute kam und nach dem Sſterreich-Ungarn nie wieder auf 
die Dauer die wirkſchaftliche Führung in Rumänien an ſich reißen konnte. 
Die deukſchen Unterhändler erzielten 1893 durch Ausnütung der ihnen gün- 
ſtigen handelspolitiſchen Umſtände und der deutſchen Kapikalmacht einen 
Tarifvertrag, die öſterreichiſch-ungariſchen nur einen Meiſtbegünſtigungs⸗ 
verkrag, der die beſondern Zollwünſche der öſterreichiſch-ungariſchen Indu- 
ſtrie nicht berückſichtigte. »Ein nicht gerade glänzendes Ergebnis eines fünf- 
jährigen Zollkrieges! Gewiß, auch die Monarchie ihrerjeits hakte Rumänien 
nichts zugeſtanden, was nicht zuvor ſchon anderen Staaken gewährt wurde. 
Das war aber ein recht magerer Troſt gegenüber dem nun auch formalen 
Verluſt des handelspolitiſchen Vorranges in einem Lande, in dem fie jeit 
jeher die erſte Rolle gejpielt hakte. Denn dieſer Verluſt war nicht als 
Preſtigeverluſt bloß, ſondern materiell zu werken.« Auch ſeither hat ſich, wie 
aus obiger Tabelle hervorgeht, die öſterreichiſch-ungariſche Induſtrie nicht 
die Stellung erworben, die ihr die geographiſche Lage zuweiſt. Infolge der 
Verſchärfung der hochſchutzzöllneriſchen Skrömung in den Mittelmächten 
hat Rumänien auch für Induſtrieprodukke weniger Zugeſtändniſſe gemacht. 
Heute iſt fein Haupkinkereſſe auf Erleichterung ſeiner Gekreideausfuhr ge- 
richtet. Infolge des Rückgangs feiner Viehzucht kann es das ihm von Öffer- 
reich-Ungarn zugeſtandene Fleiſcheinfuhrkontingent nicht ausnützen. 


se * 
>» 


Die »Bauernbefreiunge iſt vom erſten nationalen Fürſten beider 
»Vereinigten Fürftentümer« Alexandru Joan Cuza begonnen wor- 
den und konnke nur mit einem Staatsſtreich gegen den Widerſtand der Bo- 
jarenverſammlung durchgeſetzt werden. Und doch fuhren dabei die Bojaren, 
wie es fo oft in ſolchen Fällen geſchieht, beſſer als die Bauern. Das Agrar- 
geſetz vom 14. Auguſt 1914 enteignefe zu zwei Dritteln den Großgrundbeſitz 
zugunſten der Hinkerſaſſen, deren Frondienſte allgemein aufgehoben wur⸗ 


den. Staalsland wurde in Parzellen bis höchſtens 6 Hektar an Nichtfron⸗ 
pflichtige gegen einen in 15 Jahreszahlungen kilgbaren Preis abgegeben. Die 
fo geſchaffenen Bauerngüker konnten bei Vererbung geteilt werden. Da- 


gegen war Veräußerung oder Verpfändung nur an Dorfgenoſſen geſtaktet 


und der Gemeinde außerdem auf 30 Jahre ein Vorkaufsrecht eingeräumk. 


Wurde der Bauer Herr auf ſeinem Boden, ſo nicht minder der Guksherr. 


Bis zur Bauernbefreiung war er verpflichtet geweſen, für die Anſiedlung 


feiner Hinterſaſſen zu ſorgen. Schon 1790 war dieſe Pflicht in der Moldau 
dahin eingeſchränkt worden, daß den gutsangehörigen Bauern nicht mehr 


als zwei Drittel des Gutslandes zur Verfügung geſtellt werden mußten. Die 
Bauern aber haben das Guksland in feiner Geſamtheit immer als Gemeinde- 
land betrachtet und ſich dem Gutsherrn nur zu Zehnk- und Frondienſt ver⸗ 


7 
* 
* 
4 


pflichtet gefühlt. Durch Ausſcheidung des Gukslandes glaubten fie ſich be⸗ 
raubt. In allen Aufſtänden wird daher Verteilung des Guts- und Staats- 
landes in Erinnerung an die alten dorfkommuniſtiſchen Verhältniſſe ge- 
fordert, allerdings nicht zur kollektiven Bewirkſchaftung, ſondern zum Über- 
gang ins bäuerliche Einzeleigenkum. } 


* 
* 


4 


» 
g 
} 
N 
X 


f 


1 


a 
1 
0 


Adolf Werner: Rumäniens Wirkſchaft. 5083 


Die durch die Agrarreform Cuzas geſchaffenen Bauerngüter genügen 
nicht zur Erhaltung einer Familie bei der ertenfiven Wirkſchaft, deren Inten- 
fivierung an der Armut und allgemeinen wie fachlichen Unbildung der 
Kleinbauern jcheitert. Verſchärft wird die ungünſtige Lage der Landbevölke- 
rung durch den Umſtand, daß die wertvollen Nutzungsrechte an Wald und 
Weide ſeit der Bauernbefreiung wegfielen, erſt die fünfzehnjährigen Annui- 
täten der Landkaufſumme, dann die raſch anſchwellende Steuerlaſt ſchwer auf 
die Naturalwirtſchaftler drückten und die Beſchaffung billigen Kredits für 
die unkaufmänniſche, keine perſönliche und wenig dingliche Sicherung bie— 
kende Landbevölkerung ungemein ſchwer war und iſt. Die Not wurde durch 
die Teilung der Güter im Erbgang vergrößert und das Streben der »Jung— 
verheiraketen« nach Land verlangte Befriedigung, die freilich meiſt erſt nach 
vieljährigem Warten aus Staaksland gewährt wurde — bei ſolchen Gelegen- 
heiten wurde immer von neuen Agrarreformen geſprochen. Im Jahre 1902 
ergab ſich folgendes Bild der Grundbeſitzverkeilung, wobei zu bemerken iſt, 
daß bei der exkenſiwen Wirkſchaftsweiſe Beſitz bis zu 5 Hektar als Zwerg-, 
bis 10 Hektar als kleinbäuerlicher Beſitz anzuſprechen iſt: 


Güterzahl abſolut und Abſolute Betriebsfläche und 

Hektar in Prozent der Geſamtzahl in Prozent der Geſamtnutzfläche 
Prozent Hektar Prozent 
0,5 bis 5 774564 77,2 2016209 — 25,74 
1176375 18,2 1137436 —= 14,55 
36318 3,7 695 953 —= 9,89 
hh 2405 = 0,26 166847 = 2,13 
Baer, „u... 5385 — 0,64 3810351 = 48,69 


Sünfftaufend Großgrundbeſitzer beherrſchen die 
Hälfte des Landes! In diefen Worten liegt alle ſoziale Not Rumä⸗ 
niens eingeſchloſſen. Aber die Stakiſtik färbt noch zu roſig, da ſie die Zahl 
der Betriebe, nicht die der Grundeigenkümer erfaßt, die oft mehrere Be— 
kriebe in einer Hand vereinigen. Nur 4171 Landherren ſollen die erwähnken 
5385 Güker beſitzen. 

Der Bojar iſt zu vornehm zur Eigenwirtfchaft. Er amüfiert ſich in Paris 
oder im rumäniſchen Klein-Paris, Bukareſt, und verlangt vom Pächter 
hohe Renten. Der Pächter drückt und preßt aus dem Bauern, was er nur 
drücken und preſſen kann. 

In welchem Umfang der Boden verpachket iſt, zeigt ſich darin, daß vom 
Großgrundbeſitz über 100 Hektar nicht weniger als 2 293 961 Hektar von 
2793 Pächtern bewirkſchaftet werden. Eine für die Entwicklung der rumä- 
niſchen Landwirkſchaft fatale Nebenwirkung des grandſeigneuralen Lebens 
der Bojaren iſt, daß die aufgenommenen, in luſtiger Geſellſchaft verkanen 
Schulden die Güter belaften, ihnen aber nicht durch Hebung der Ergiebig— 
keit zugute kommen. 

Wirkſchaftliche Abhängigkeit, die Notwendigkeit, Land zupachken zu 
müſſen, zwingt den Bauern zu Hand- und Spanndienſten. Er muß mit 
ſeinem Zugvieh und Arbeitsgerät auf dem Gukshof erſcheinen und iſt daher 
auch zur Pachtung von Wieſe und Weide gezwungen. So bedingt eine Ab- 
hängigkeit die andere. Die Folge der ausſchließlichen Konzenkraktion des 
Großgrundbeſitzes auf den Ackerbau iſt, daß die Viehzucht der Güte und 
Menge nach zurückgegangen iſt, ſo daß Rumänien nicht einmal das ihm von 
Oſterreich-Ungarn eingeräumte Ausfuhrkonkingenk hat ausnützen können. 
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Da dieſe Verhältniſſe einmal für die Fleiſchverſorgung Mitteleuropas be- 
langreich werden können, fo ſei mit einigen wenigen Zahlen gedient: Seit 
1862 bis 1900 iſt die Zahl der Rinder auf 100 Hektar von 61 auf 22 ge- 
ſunken. Von Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen werden 76 
bis 87 Prozenk in bäuerlichen Betrieben gehalten. 

Nach dem blutigen Bauernaufſtand von 1907 wurde wieder eine »Agrar⸗ 
reform« gemacht, die den Bauern durch Schutzbeſtimmungen Windeſtlöhne, 
Höchſtpachken und ähnliche Beſtimmungen vor ſchlimmſter Ausbeutung zu 
ſichern bemüht war. Die Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter wurde von 
miniſterieller Genehmigung abhängig gemacht. Seither melden die Land- 
herren eine hohe Zahl ausländiſcher Arbeiter als notwendig an, um dann 


einen noch ſehr erheblichen Prozenkſatz bewilligt zu erhalten. Die Gemeinden 


erhielten das Recht auf Erwerb der Privakgroßgüter bis zu ein Achkel, der 
Skaaksgüter bis zu ein Fünftel — »im Wege freiwilligen Übereinkommens«. 
Die Großgrundbeſitzer hüteten ſich vor freiwilliger Aufgabe ihrer wirkichaft- 
lichen Rieſenmachk. Bisher wurden nur 242 000 Hektar als Gemeindeland 
oder neuer bäuerlicher Acker dem Großgrundbeſitz abgenommen. Dagegen 
haben 487 landwirkſchaftliche Pachtgenoſſenſchaften, die ſich in kräftiger 
Entwicklung befinden, 370 000 Hektar an ihre 65 000 Mitglieder zur Einzel 
beſtellung abgegeben. | 

Die im ganzen unbefriedigende Lage der Bauern jollte durch eine neue 
Agrarreform gebefjert werden, die vor dem Kriege vorbereitet wurde. Als 
ſich aber der Schlachtenlärm an der rumäniſchen Grenze erhob, wurde es 
davon ſtill. Die Chauviniſten verheißen den Bauern jenſeits der Grenze 
neues Land und ſchützen damit die Bojaren im eigenen vor jozialen An- 
ſprüchen der wirkſchafklich hörigen Bauern. 

Wie in allen Ländern, wo ſich Feudalismus und Geldwirkſchaft unaus- 


geglichen berühren, iſt in Rumänien die ſtaakliche Organijation infolge des 


ſchwankenden geſellſchaftlichen Untergrundes widerſtandsunfähig und kor⸗ 
rupf. Bratianu weiß wohl, wie ſehr vorſichtiges Zaudern am Plaß iſt. 


Herkners Arbeilerfrage. 
Von K. Kautsky. 


Aus der Flut der Kriegsliterafur taucht jezt die neue Auflage eines 
Werkes auf, deſſen Urſprung in eine Zeit ungekrübkeſten Friedens zurück- 


geht.! Die erſte Auflage dieſes Buches erſchien 1894. Sie umfaßte nicht 


ganz 300 Seiten. Die jetzige iſt mehr als 1000 Seiten ſtark, die ſich auf zwei 
Bände verkeilen. Noch nennt fie ſich, wie die erſte Auflage, eine »Einfüh⸗ 


rung«, iſt aber inhaltlich jo ſehr bereichert, daß fie im Begriff iſt, eine En- | 


zyklopädie der Arbeikerfrage zu werden. Dabei iſt die Anlage eine völlig ge- 


änderte geworden. Die »ſoziale Reform«, die in der erſten Auflage den 


Schluß bildete, iſt an den Anfang gerückt, und nichk mehr 100, ſondern 500 
Seiten find ihr gewidmet. Am meiſten find wohl die Ausführungen über die 


1 H. Herkner, Die Arbeiterfrage. Eine Einführung. Sechſte, erweiterte Auflage. 
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Gewerkſchaften und Gewerkſchaftspolikik gewachſen, fie nehmen jetzt den 
zehnfachen Raum ein, über 200 ſtatk 24 Seiten. 

Der zweite Band iſt vollſtändig der »ſozialen Geſchichte« gewidmet, der 
Geſchichte der ſozialiſtiſchen, ſozialkonſervativen, ſozialliberalen Bewe— 
gungen, die in der erſten Auflage nur etwas über 130 Seiten umfaßten. Da- 
gegen iſt der Abſchnitt, der in der erſten Auflage von der »ſozialen Theorie 
und Kritik« handelte, als beſonderer Teil ganz verſchwunden. Die gewal- 
tige Ausdehnung des beſchreibenden, das Einſchrumpfen des kheorekliſchen 
Teiles kennzeichnet die Entwicklung des Buches. 

Die leitenden Gedanken des Werkes ſind dabei dieſelben geblieben. Sie 
wurden ſchon ausführlich in der Beſprechung der erſten Auflage von Bern— 
ſtein erörtert. (Neue Zeit, XII, 2, S. 583 ff.) 

Das Anwachſen des Werkes wurde in der Haupkſache nakürlich herbei— 
geführt durch die enorme Vermehrung des Skoffes infolge der Ausdehnung 
der internationalen Arbeiterbewegung während der letzten zwanzig Jahre. 
Aber nicht minder wie die Bewegung wuchs die Literatur über fie, die ihrer- 
ſeits wieder vermehrte Beachtung erheiſcht. So find zum Beiſpiel in der 
ſechſten Auflage den Biographien von Marx und Engels über 20 Seiten 
gewidmet, ganz abgeſehen natürlich von der Darlegung ihrer Theorien, 
während ſich noch in der fünften Auflage mit der Perſönlichkeit der beiden 
nur wenige Zeilen einer kurzen Fußnote beſchäftigten. Es waren nament- 
lich die Veröffentlichung des Briefwechſels zwiſchen Marx und Engels ſo— 
wie die Arbeiten Guſtav Maiers, die Herkner zu jener Erweiterung ver— 
anlaßten. 

Auch er konnke ſich dem mächkigen Eindruck nicht entziehen, den jener 
Briefwechſel auf jeden einigermaßen Unbefangenen hervorrufen muß. Sein 
Urteil über Engels wurde dadurch ſehr günſtig beeinflußt. In der Tak ge- 
winnt Engels in den Briefen noch weit mehr als Marx an perſönlicher 
Sympathie wie an wiſſenſchaftlicher Bedeukung. Marx wird von Herkner 
noch in der altherkömmlichen Weiſe beurkeilt, wie ſie Techow aufgebracht 
hak. Dagegen wird Engels als »die menſchlich weitaus anziehendſte Per- 
ſönlichkeit in der Reihe der geſchichklich bedeukſam gewordenen Sozialiſten 
Deufjchlands« bezeichnet, aber auch in ſeinen Anſchauungen in einen ge— 
wiſſen Gegenſaß zu Marx gebracht: 

Bemerkenswert iſt weiter, daß Marx nationalen Empfindungen faſt unzu- 
gänglich war ..., jo wurde er inkernational. ... Noch ferner als deutſches Weſen 
ſtand ihm das Preußenkum. ... In der Lifte der preußiſchen Fürſten gebe es nur 
drei Charakkermasken: Pietiſt, Unteroffizier und Hanswurſt. (II, S. 245.) 


Engels dagegen ſtudierke die Wilikärwiſſenſchaften. 


Dieſe Studien wirkten dadurch ſehr vorkeilhaft auf ihn ein, daß fie ihm die 
Augen über die wahre Bedeutung des preußiſchen Heeres und damit doch auch 
des preußiſchen Staates öffneten. ... Deshalb erſcheint Engels die Haltung 
W. Liebknechts, der mit Bebel ſich bei der Abſtimmung über die Kriegsanleihe der 
Stimme enthalten hakte, verwerflich. . .. Er ſchrieb darüber an Marx: »Du biſt 
natürlich auch auf Wilhelms Geite.« Auch aus anderen Äußerungen geht klar her— 
vor, wie wenig Marx imſtande war, Engels ganz zu folgen. So ſchrieb Engels 
zum Beiſpiel ſchon am 10. Auguſt 1870: »Du ſiehſt aber, wie recht ich hatte, in 
dieſer preußiſchen Militärorganifation eine ganz enorme Kraft zu ſehen, die bei 
einem Nationalkrieg wie jetzt völlig unbeſiegbar iſt.« (II, S. 246.) 
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Wurde bisher der brave nationale Laſſalle dem böſen internationalen 


Marx gegenübergeſtellt, jo ſcheink es, als ſolle jezt neben Laſſalle auch noch 
Engels dazu benutzt werden. Aber noch verfehlter als bei Laſſalle iſt das 
bei Engels. Das nationale wie das inkernakionale Empfinden und Denken 
war bei Engels wie bei Marx ganz dasſelbe, ſie unterſchieden ſich höchſtens 
vorübergehend in der Auffaſſung einer beſonderen Situation. 

Engels’ Auffaſſung der Bedeukung des preußiſchen Staates wird eigen- 
kümlich illuſtriert durch feinen Wunſch, den er 1866 vor dem Kriege aus- 
ſprach: »Mein Haupkwunſch iſt, daß die Preußen heilloſe Prügel beſehen 
mögen.« (Briefwechſel, III, S. 300.) Noch deutlicher ſprach er ſich in einem 
Gutachten über das Parkeiprogramm aus, das er 1891 der deutſchen Partei- 
leitung fandfe, in dem er, wie er mir ſchrieb, »Gelegenheit fand, auf den 
friedfertigen Opportunismus ... und das friſch-fromm-fröhlich-freie ‚Sinein- 
wachſen' der alten Sauerei ‚in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft' loszuhauen«. Es 
iſt abgedruckt in der Neuen Zeit, XX, 1, S. 5 ff. Auf S. 11 fordert er dort 
die »Rekonſtitution Deutkſchlands«: 

Einerſeits muß die Kleinſtaaterei befeifigt werden.... Andererſeits muß 
Preußen aufhören, zu exiſtieren, muß in ſelbſtverwalkende Provinzen aufgelöſt 
werden, damit das ſpezifiſche Preußenkum aufhört, auf Deutſchland zu laſten. 
Kleinſtaaterei, ſpezifiſches Preußenkum find die beiden Seiten des Gegenſatzes, 
worin Deukſchland jetzt gefangen liegt. 


Man Sieht, die Art, wie die militärwiſſenſchaftlichen Studien Engels’ 
Augen für die wahre Bedeutung des preußiſchen Staates öffneten, war ge- 
rade nicht die, an die Herkner denkt. 


Freilich forderte Engels ein einiges und freies Deukſchland, das alle 


deuffchen Stämme umfaßte. In diefem Sinne war er national. Aber darin 
ſtimmte er mit Marx völlig überein. Dem Nationalismus jedoch traf er nicht 
minder entgegen als dieſer. Den obigen Zitaten Herkners aus dem Jahre 
1870 könnte man folgende aus dem gleichen Briefwechſel und dem gleichen 
Jahre entgegenjeßen: 

Je mehr der deutſche Philiſter vor ſeinem goktverkrauenden und vor Gokt 
kriechenden Wilhelm kriecht, deſto frecher wird er gegen Frankreich. Das alte 
Geheul von Elſaß-Lothringen iſt ſchon wieder ganz flott im Gange. ... Die Loth- 
ringer Bauern werden es aber den Preußen ſchon beibringen, daß das ſo einfach 
nicht iſt. (31. Juli 1870, IV, S. 304.) 


Und über die Forderung, Elſaß-Lothringen als Sicherung und Garankie: 
Das Geſchrei des Philiſters nach »Garankien« iſt überhaupt abſurd, aber es 
zieht, weil es den Hofleuten in ihren Kram paßf. (4. September 1870, S. 329.) 


Endlich am 13. September 1870 fand Engels: 


Der Krieg nimmt mik der Zeit eine unangenehme Geſtalt an. Die Franzoſen | 


haben noch nicht Prügel genug, und die Deutſchen haben ſchon viel zu viel gejiegt. 
(S. 337.) 


Das iſt leider der 1 15 Brief Engels' an Marx aus dieſem Jahre, denn 
gleich darauf überfiedelfe Engels nach London. So kann uns der Brief- 
wechſel nicht mehr zeigen, wie Engels' Sympakhien ſich immer mehr auf die 
Seite der franzöſiſchen Republik neigten und zeitweife den deutſchen Machk⸗ 
habern gegenüber Formen annahmen, die man heuke als »Kriegsverrch 
kennzeichnen würde. 


| 
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Herkner ſuchk jedoch aus dem Briefwechſel einen Gegenſatz in nafio- 
naler Hinſicht nicht nur zwiſchen Marx und Engels, ſondern auch zwiſchen 
den beiden einerſeits und Bernſtein und mir andererſeiks zu konſtruieren. 
So unzugänglich Marx angeblich nationalen Empfindungen war, beſaß er 
doch weit mehr Verſtändnis dafür als Bernſtein und ich. Wir werden gleich 
ſehen, wie Herkner das beweiſt. 

Die Schlußkapikel des zweiten Bandes behandeln die »ſozialiſtiſche Ar- 
beiterbewegung im Welkkrieg«, die ſich in ihren Lobpreiſungen der Mehr- 
heit unſerer Fraktion und der Gewerkſchaften und den an deren vaferlän- 
diſche Haltung geknüpften Erwarkungen von den in bürgerlichen Kreiſen 
heute allgemein verbreiteten Anſchauungen nicht unkerſcheiden. 

Auch das iſt nichts Neues, daß Herkner die Oppoſikion wegen ihres 
Mangels an nakionalem Sinn kadelt: 

Aber auch die Beſiegken des 4. Auguſt, an ihrer Spitze der Parkeivorſitzende 
Haaſe, und einige jeder nationalen Empfindung bare Schriftſteller, 
wie Eduard Bernſtein () und K. Kautsky, entfalteten eine überaus geſchäftige 
Tätigkeit, teils um den Gedanken der Internakionale, teils um die Dogmen der 

revolutionären Klaſſenkampf- und Kakaſtrophenlehren zu rekken. (II, S. 498.) 


In Herkners Augen iſt Mangel an »jeder nationalen Empfindung« wohl 
etwas, das an Amoralität grenzt. Doch nur für die Deukſchen. Wie die 
meiſten unſerer »nafional Empfindenden«, auch innerhalb unſerer Partei, 
preiſt er beim Gegner, was er an uns kadelt, und umgekehrt. Nachdem er 
mit Enkrüſtung konſtakierk, daß franzöſiſche und manche ruſſiſche Sozialiſten 
ſich im Kriege auf Seite ihrer Regierung ſtellten, preiſt er die engliſchen 
Sozialiſten, die auch im Kriege in Oppofifion zu ihrer Regierung ver- 
bleiben: 

Eine ungleich würdigere und ſelbſtändigere Haltung haben die: 
jenigen Sozialiſten Englands bewahrt, welche der Unabhängigen Arbeiterpartei an- 
gehören, vor allem Ramſay Macdonald und Keir Hardie. 


Deren Haltung ſtimmt aber überein mit der der Parkeioppoſition in 
Deutihland. Warum iſt hier verwerflich, was dort höchſt »würdig⸗ iſt? 
Doch Herkner hat noch einen anderen Vorwurf für uns bereit: 


Die ſozialiſtiſche Inkernationale in der Form, wie ſie vor dem Ktiege beſtanden 
hat, zu erneuern, liegt höchſtens im franzöſiſch-belgiſchen Inkereſſe. Dort war man 
gewohnt, materielle Unterftügungen der Deutſchen zu erhalten und fie als Gegen- 
gabe mit jenen international maskierken Ideen zu infizieren, mit denen ſteks nur 
ſpezifiſch franzöſiſche oder britiſche Intereſſen gefördert worden ſind. In der 
klaren Erfaſſung dieſes Sachverhalts waren die »Alte nc, 
Marx und Engels, ihren Jüngern, Kautsky und Bernſtein, 
kurmhoch überlegen. (S. 509.) 


Danach ſollke man eigentlich meinen, wir »Jünger« häkten die Inker- 
nalionale im Gegenſatz zu den »Alken« gegründet, die klar erkannken, daß 
die Inkernakionale in ihrer bisherigen Form nichts anderes bewirke, als 
die deutſche Arbeiterbewegung franzöſiſchen und britiſchen Inkereſſen dienff- 
bar zu machen. Aber ſonderbarerweiſe waren bei der erſten Internationale 
die Alten ſehr viel, wir Jüngeren gar nicht beteiligt. Und für die zweite 
Inkernakionale war Engels eifrigſt tätig, bis zum Ende feines Lebens. Wie 
konnte er das bei feiner »klaren Erfaſſung des Sachverhalts«? 
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Die allgemeine Anſchauung war bisher die, daß die zweite Internafio- 
nale, in der allein wir »Jünger« wirkten, fortſchreikend nicht von Ideen 
franzöſiſchen oder, engliſchen Urſprungs, ſondern vielmehr von den Ideen 
des Marxismus, der weſentlich deutſchen Urſprungs iſt, infiziert wurde, und 
ſoweit eine Klage über Infizierung laut wurde, ging fie von Nichkdeutſchen, 
namentlich Engländern aus, die ſich bejchwerten, daß deukſche Ideen die 
internationalen Kongreſſe »infizierfen«. Dieſe »Infizierung« trat am deuf- 
lichſten zutage in Amſterdam 1904, wo die Dresdener Reſolukion als Richt- 
ſchnur für die gefamte Internationale angenommen wurde. 


In einer Fußnote will Herkner feine Behauptung beweiſen, daß Marr 


und Engels über die Internationale fo ganz anders dachten als »ihre 
Jünger«: 

Es handelt ſich um jene »Infektion mit altem franzöſiſchem Liberalismus«, die 
ſchon Marx einſt an Laſſalle beklagte. Briefwechſel, III, S. 17. Marx wußte auch 
ſehr gut, daß für die Franzoſen Inkernationaliſierung immer nur Franzöſierung 
bedeutet. Er erklärte feinem ſpäteren Schwiegerſohn Lafargue, daß dieſer gänzlich 
unbewußt unter der Negation der Nationalitäten ihre Abſorption in die franzd- 
ſiſche Mufternation zu verſtehen ſchiene. (A. a. O., S. 323, 328.) 


Der Satz über Laſſalle findet ſich in einem Briefe, den Marx 1861 an 
Engels ſchrieb. Er berichtet dort über einen Vorſchlag Laſſalles, in Berlin 
eine Zeitung zu gründen, die Marx und Laſſalle gemeinſam redigieren 
ſollten. Unter: anderen Bedenken, fi darauf einzulaſſen, erwähnt Marr 
auch Laſſalles »Infektion mit altem franzöſiſchem Liberalismus«. Nichts 
deutet darauf hin, daß Marx dabei den Nachdruck auf das Work »fran- 
zöſiſch« legen wollte, daß es nicht vielmehr der »alfe Liberalismus« war, 


der ihn genierfe. Legten wir den Nachdruck auf das Work franzöſiſch, dann 


kämen wir ja dazu, daß der nakionale Marx an Laſſalles nationalloſem 
Empfinden Anſtoß nahm! Das wird gerade Herkner nicht behaupten 
wollen. 

Aber ſelbſt wenn Marx wirklich an dem franzöſiſchen Weſen Laſſalles 
Anſtoß genommen hätte, fo bezöge ſich das auf eine Zeit, in der Laſſalles 
ſozialiſtiſche Agitation noch nicht begonnen hakte, die erſte Internationale 
noch nicht begründet war. Sollte das damalige Verhältnis zwiſchen Marx 
und Laſſalle auch nur das Windeſte für die zweike Internationale und die 
Rolle der Marxſchen Jünger in ihr bezeugen können? 

Nicht beſſer ſteht es mit dem Ausſpruch, den Marx über Lafargue kak. 
Er ſtammt aus dem Jahre 1866 und beſagt mit keinem Work, »daß für die 


Franzoſen Internationalifierung immer nur Franzöſierung be- 


deufef«. Es iſt ganz unbegreiflich, wie Herkner aus jener Stelle ſchließt, daß 
Marx das »ſehr gut wußte«. Dieſer wendet ſich dorf nicht gegen »die Fran- 
zoſen«, ſondern gegen die Verkreter des »jungen Frankreich«, eine Reihe 
junger Leute, denen »alle Nationalität und Nationen ſelbſt veraltete Vor- 
urteile find«, und bezeichnet ihre Auffaſſung als »proudhonifierten Stirneria⸗ 


nismus«. Zu dieſen jungen Leuten gehörte damals — aber nicht lange — 


Lafargue. 
Eine witzige Wendung über dieſen »proudhoniſierken Stirnerianismus« 


von 1866 befrachtet Herkner als Kennzeichnung der Denkark aller Fran— 


zoſen, und auf fie beruft er ſich, um von der jetzigen Inkernationale zu be- 


haupten, fie laufe darauf hinaus, daß die deutſchen Arbeiter den Franzoſen 


r 
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Geld geben und dieſe fie dafür mit Ideen infizieren, »mik denen ſtets ſpe⸗ 
zifiſch franzöſiſche oder britiſche Intereſſen gefördert worden ſind«. 

Wenn auch Herkner behauptet, in der »klaren Erfaſſung dieſes Sach- 
verhalts« ſeien »die ‚Alten‘, Marx und Engels, ihren Jüngern, Kautsky 
und Bernſtein, kurmhoch überlegen« geweſen, ſo ſcheint mir doch von ihm 
ſelbſt dieſer Sachverhalt nicht ganz klar erfaßt zu ſein. 

Die Internationale, die Herkner will, iſt natürlich anderer Ark als die 
ſozialiſtiſche. Er führt darüber aus: 


Dieſe ganze (die bisherige) Internationale war ſchon vor dem Kriege nichts als 
eine Theaterdekorafion für leere Demonſtrationen, hinter deren Kuliſſen die un- 
fruchtbarſten Streitigkeiten fobten. 

Die notwendig international zu leiſtende Arbeit auf dem Gebiet der ſozialen 
Bewegung war längſt an andere, ungleich beſſer qualifizierte Organiſationen über- 
gegangen. Die Internationale Vereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz und das 
Internationale Arbeitsamt in Baſel haben verwirklicht, was von der Idee des 
infernafionalen Arbeiterſchutzes für die Verwirklichung reif war. Die internatio- 


nalen Kongreſſe und Sekretariate der Gewerkſchaften haben für die Herſtellung 


einer gewerkſchaftlichen Freizügigkeit und für die notwendige Verſtändigung über 
die nächſten Ziele der gewerkſchaftlichen Aktionen geſorgt. Auch für die Fork- 
bildung der ſozialen Verſicherung und der Konſumgenoſſenſchaften ſind beſondere 
internakionale Verbände gegründet worden. An dieſer ganzen für die Infernafio- 
nalität der Arbeiterſchaft wirklich ins Gewicht fallenden Wirkſamkeit haben die 
Vorkämpfer der Inkernakionale keinen oder nur einen ſehr beſcheidenen Anteil ge- 
nommen. 

Dieſe einem reellen Bedürfnis enkſprechenden internationalen Vereinigungen 
werden, wenn erſt einmal die ſchwerſten Wunden des Krieges einigermaßen ver- 
narbt fein werden, ihre Wirkſamkeit gewiß wieder aufnehmen. (II, S. 508.) 


Kein Zweifel, dieſe Art Internafionalität wird wieder auferſtehen. 
Warum aber die Inkernakionalität für Gewerkſchaften, Konſumvereine, 


Verſicherungskaſſen fordern und die für die ſozialiſtiſchen Parkeien ab- 


lehnen? Freilich, wer die Sozialdemokratie im eigenen Lande verwirft, wird 


für die inkernationale Zuſammenfaſſung der ſozialdemokratiſchen Parteien 


erſt recht nichts übrig haben, aber die Sozialdemokraten wird der kapita- 
liſtiſche Staat nicht mehr los, damit aber auch nicht die ſozialiſtiſche Inter- 
nationale. Selbſt wenn der Krieg nicht nur zur Stillegung, ſondern zur Zer- 
reißung ihrer gegenwärtigen Form führen folfte, jo läßt ſich doch das Be— 
dürfnis nach inkernakionaler Verſtändigung und Vereinigung der Prole- 
karier nicht ertöten, und konnte der Beginn des Krieges dies Bedürfnis in 
vielen Sozialiſten bekäuben, gerade durch den Krieg muß es von neuem be- 
lebt werden, um ſchließlich machtvoller zu wirken als vor ihm. 

Zwiſchen der fünften und der ſechſten Auflage des Herknerſchen Buches 
liegen acht Jahre. Sollte ein gleicher Zeitraum zwiſchen der jetzigen und der 
nächſten Auflage liegen, dürfte das Werk dann leicht eines neuen, dritten 
Bandes bedürfen, der ausſchließlich zu handeln hätte von der ſozialiſtiſchen 
Infernafionale. Der Kampf für fie, freilich auch der Kampf gegen ſie wird 
mehr als je die Politik beherrſchen. 
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Die mekriſche Garnnumerierung in der Texlilinduſtrie 
und im Texkilhandel. 
Von Hermann Zächkel. 


Die mekriſche Garnnumerierung befchäftigt wieder einmal die ffentlich- 
keit. In einer Eingabe an den Reichstag fordert die Handelskammer Würzburg 
geſetzgeberiſche Maßnahmen zur Einführung mekriſchdezimaler Maß- und Ge- 
wichtsbezeichnungen im Garnhandel. Die Kommiſſion für Handel und Gewerbe, 
welcher die Petition zur Vorbereitung überwieſen worden war, empfiehlt dem 
Plenum des Reichstags Überweifung an den Reichskanzler zur Berückſichtigung. 
Im nächſten Tagungsabſchnitt wird der Reichstag zweifellos dem Beſchluß feiner 
Kommiſſion beikreken. Die bedeukendſten Autoritäten unſerer Baumwollſpinnerei 
erheben in der Fachpreſſe ſowie in wiſſenſchaftlichen Organen ihre Stimme und 
fordern Einführung der metriſchen Numerierung. Am 7. Auguſt 1915 hat das gleiche 
der ſächſiſche Handelskammerkag auf Antrag der Handelskammer Plauen be- 
ſchloſſen. Der Ausſchuß des deukſchen Handelskages ſprach ſich am 13. September 
1915 für die metriſche Garnnumerierung aus, hält jedoch den jetzigen Zeitpunkt 
nicht für geeignel. 

Es iſt nicht das erſtemal, daß die Frage nach der beſten Methode der Garn- 
numerierung von ſich reden macht. Seitdem im Jahre 1855 gelegentlich der Welt- 
ausſtellung in Paris die » Internationale Geſellſchaft zur Erlangung eines gleich- 
förmigen Dezimalſyſtems für Maße, Gewichte und Münzen« gegründet wurde und 
die folgenden Generalverſammlungen dieſer Geſellſchaft ſich in den Jahren 1857, 
1858 und 1859 für die metriſche Maßbezeichnung im öffenklichen Verkehr der 
Staaken wie der Staaten unkereinander ausſprachen, iſt in den Kreiſen der Inter- 
eſſenken die Sache nicht zur Ruhe gekommen. Die umfangreichen Arbeiten, welche 
zur Schaffung einer einheitlichen Maß- und Gewichtsordnung im Deutſchen Reiche 
führten, verurſachten gleichfalls lange Debatten über die Maßbezeichnungen und 
Numerierungen in der Texkilinduſtrie und die Schädigung der dabei in Betracht 
kommenden Arbeiterinkereſſen durch die alten Maßbezeichnungen. Der Wider⸗ 
ſpruch, daß das Mekerſyſtem durch Geſetz in einer großen Reihe von Skaaken für 
den öffentlichen Verkehr vorgeſchrieben iſt — in Frankreich ſeit 1792, in Griechen- 
land ſeit 1836, in den italieniſchen Staaten feit 1850, in Spanien ſeit 1856, in 
Porkugal ſeit 1860 uſw. —, im Handel mit Texkilwaren und in der kextilen Pro- 
dukkion aber noch immer an veralteten Maßbezeichnungen feſtgehalten wird, for- 
derte immer wieder die öffentliche Kritik heraus und reizte zu parlamentarifchen 
Arbeiten. 

Als im Jahre 1902 der neue deutſche Zolltarif ausgearbeitet wurde, verlangten 
die Spinnereibefißer, daß den Garnzollſätzen die metriſche Nummer, wie das in 
Frankreich geſchieht, zugrunde gelegt werde, und die ſozialdemokratiſchen Ver⸗ 
frefer ſprachen ſich in befürworkendem Sinne aus.“ 

Nichk weniger als ſechs große internakionale Garnnumerierungskongreſſe haben 
eingehend, keilweiſe unker Beteiligung der Regierungen aller Staaten, die Frage 
debaftiert und entſprechende Beſchlüſſe gefaßt. Der erſte Kongreß fand im Jahre 
1873 zu Wien, der zweite 1874 in Brüſſel, der dritte 1875 in Turin, der vierke 1878 
in Paris und nach zweiund zwanzigjähriger Unterbrechung der fünfte im Jahre 
1900 in Paris gelegenklich der Weltausſtellung ſtalt. Mit Ausnahme Englands 
haben alle an dem Kongreß von 1900 beteiligten Staaten ſich für die Einführung 
einer einheitlichen metriſchen Garnnumerierung in der geſamten Baumwollindu⸗ 
ſtrie der Welt ausgeſprochen. Einen gleich ablehnenden Standpunkt nahm England 
auch auf dem zweiten infernafionalen Baumwollſpinnerkongreß in Mancheſter vom 
Jahre 1905 ein. Es begründete damals ſeinen ablehnenden Standpunkk wie folgt: 

»Der Strang zu 840 Yard und fein Verhältnis zum Pfund, welches die 
Feinheitsnummer angibt, iſt die Grundlage, nach welcher jeder Prozeß in der 
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Fabrik berechnet wird; er reguliert in der Tat jede Phaſe in der Induſtrie, vom 
Baumwollfeld bis zum Ladenkiſch des kleinen Händlers; er iſt allen unſeren Ar- 
beitern verſtändlich. 

Die Benennung des Garnes nach Feinheitsnummern iſt von unſerem Handel 
nach allen Teilen der Welt gebracht worden, und ihre Anderung würde ſowohl 
in den heimiſchen Fabriken und Märkten als auch im Ausland eine vollſtändige 
Revolution mit ſich bringen, und wir ſind außerſtande, einzuſehen, welchen 
Nuten wir daraus ziehen könnten. Das engliſche Numerierungsſyſtem beherrſcht 
den geſamken internationalen Garnhandel. Nicht nur die Maſchinen in Eng- 
land, ſondern auch alle Maſchinen in den Vereinigten Staaken, in Kanada und 
in anderen Kolonien, ferner alle Maſchinen in Indien, Japan, China und Ruß 
land, und wir können noch hinzufügen, alle Maſchinen in den meiſten anderen 
Teilen des Konkinenks, jo auch in Deutſchland, find nach engliſchem Syſtem be— 
rechnet, konſtruierk und ausgeführt. Die Berechnungen würden alſo nicht ver- 
einfacht, ſondern erſchwert werden; unſer Markt würde nicht vergrößert, ſon— 
dern, was wahrſcheinlicher iſt, verkleinert werden. Es würde Generakionen 
dauern, um das neue Syſtem jo verkraut zu machen wie das gegenwärtige, 
und in der Zwiſchenzeit würde große Verwirrung herrſchen und unſer Handel 
darunter leiden. Wir ziehen deshalb vor, das auf allen Garnmärkten der Welt 
verſtandene engliſche Syſtem beizubehalten.« 

Einen enkgegengeſetzten Standpunkt nehmen die engliſchen Texkilarbeiker ein. 
Die inkernationalen Texkilarbeiterkongreſſe haben ſich wiederholt mit der Frage 
der metriſchen Garnnumerierung beſchäftigt. Sie taten dies, weil ihnen die hohe 
Bedeutung derſelben für die Arbeiter bewußt war. Im Jahre 1902 auf dem inter- 
nationalen Texkilarbeiterkongreß in Zürich wurde nachſtehende Reſolution ange- 
nommen: 

»Der internationale Texkilarbeiterkongreß 1902 in Zürich würde die Ver- 
einheitlichung der Garnnumerierung für einen handelskechniſchen Fortſchrikt 
halten, der in feinen Wirkungen auch den auf Gleichſtellung der Ar- 
beitslöhne gerichkeken Beſtrebungen der Arbeiter zugufe 
käme. Deshalb ſtellt ſich der Kongreß auf den Boden der Beſchlüſſe des im Jahre 
1898 in Paris abgehaltenen Garnnumerierungkongreſſes und erwarket, daß die 
Regierungen der verſchiedenen Länder dieſen Beſchlüſſen baldigſt nachkommen 
werden. 

Es ift wohl ohne weiteres klar, daß nur eine Frage, welche ſehr wichtige 
Inkereſſen berührk, Unkernehmer wie Arbeiter veranlaſſen kann, ſo beharrlich und 
mit ſolcher Enkſchiedenheit in ihren wichtigſten Zuſammenkünften ſich immer und 
immer wieder damit zu befaſſen. Eine Verſtändigung iſt ungemein erjchwert, da 
über einen kleinen Kreis von Inkereſſenten hinaus ſehr wenig Verſtändnis für die 
Angelegenheit vorzufinden iſt. Nicht nur im großen Publikum, auch von dem direkt 
betroffenen Teil der deuffchen Arbeikerſchaft find nur wenige der hohen Bedeutung 
der Sache ſich bewußt. Verſchiedene Preſſeäußerungen der legten Zeit laſſen dar- 
über keinen Zweifel. 

Was iſt das Weſen der Garnnumerierung? Die Numerierung der 
Garne ſolleine Benennung der Feinheik des Fadens ermög- 
lichen. Bei der geringen Skärke des Geſpinſtes kann eine abſoluke Gleichheit 
des Fadendurchmeſſers über die ganze Länge des geſponnenen Fadens niemals 
erzielt werden; Drehung und Verzug durch die Maſchine verändern ihn und be— 
dingen Unregelmäßigkeik. Direkter Vergleich des geſponnenen Fadens mit einem 
Faden der gewünfchten Stärke iſt unſicher und irreführend. Man ermittelt 
alſo die Feinheit eines Garnes an Hand einer beffimmten 
Menge Materials, aus dem es beſteht. Der Faden wird bei gleich- 
bleibendem Gewicht um ſo länger, je feiner er iſt; er wird ſchwerer bei gleich— 
bleibender Länge, je dicker er iſt. Die Garnnummer kann alſo die Anzahl der 
Gewichkseinheiten für eine beſtimmte Garnlänge angeben oder die Anzahl der 
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Längeneinheiken, welche auf ein beſtimmtes Gewicht gehen. Die Garnnummer wird 
in erſterem Falle um ſo niedriger werden, je feiner das Garn iſt; bei der zweiten 
Methode wird ſie mit zunehmender Feinheit des Garnes höher ſein. Wit Aus- 
nahme der Seideninduſtrie wird in Deutſchland allgemein 
die Stärke des Garnes an der Anzahl der Längeneinheiken, 
welche auf ein beſtimmkes Gewicht gehen, gemeſſen. Die Geiden- 
induſtrie mißt die Feinheit ihrer Fäden an der Menge der Gewichtsteile, welche 
eine beſtimmte Fadenlänge ergeben. Im letzteren Falle gibt die Nummer die An- 
zahl der Gramme an, welche eine Strähne Seidengarn von 10 000 Meter Zaden- 
länge oder die Anzahl Grän (gleich 0,05 Gramm), welche ein Gebind von 500 
Meter Fadenlänge wiegt. umgekehrt gibt die Nummer zum Beiſpiel in der Kamm- 
garninduſtrie die Anzahl der Strähnen zu 1000 Meter Fadenlänge an, welche ein 
Gramm wiegen. 

Bei Ausführung der zum Zwecke der Nummernbeſtimmung üblichen Methode 
werden jedoch nicht Maße und Gewichte angewandt, welche in dem betreffenden 
Lande ſonſt allgemein im öffentlichen Verkehr üblich und bekannt, zum Teil auch 
durch Geſetz vorgeſchrieben ſind, ſondern Längenmaße und Gewichte, die in anderen 
Ländern gebraucht werden oder aus dem Mittelalter und der Zeit der deutſchen 
Kleinſtaakerei ſtammen. Nicht willkürlich hat man dieſe von niemand gekannten 
Maße der modernen Faſerbearbeikungsinduſtrie aufgedrückt, ſie haben ſich vielmehr 
hiſtoriſch entwickelt, ſind aus der Zeit des alken Handwerks in die Neuzeit her- 
übergekommen oder mit der Überführung der Großinduſtrie aus England nach 
Deukſchland von dort übernommen worden. In der Baumwollſpinnerei, Leinen- 
garnſpinnerei und Jukeſpinnerei bedient ſich die Induſtrie engliſcher Pfunde und 
des britiſchen Grundmaßes der Längenbezeichnung, des Vards. Ein Pfund eng- 
liſch iſt 0,4536 Kilogramm, ein Yard iſt 0,91 438 348 Meter. Dabei iſt die Längen- 
einheit, welche bei der Nummernberechnung zugrunde gelegt wird, nicht gleich. Bei 
der Baumwolle gibt die Nummer an, wieviel Strähnen zu 840 Vard (gleich 768 
Meter) ein Pfund engliſch wiegen; in der Leineninduſtrie, wieviel Strähnen zu 300 
Vard (gleich 274 Meker) das gleiche Gewicht ergeben. Nr. 20 ſagt uns zum Bei- 
ſpiel in der Baumwollinduſtrie, daß 20 mal 768 Meter ein Pfund engliſch, in der 
Leineninduſtrie dagegen, daß 20 mal 274 Meter das gleiche wiegen. 

Ein kolles Vielerlei von Maßen iſt in der Streichgarnſpinnerei, einſchließlich 
Shoddy-, Mungo- und Vigogneverarbeikung, üblich. Man fühlt ſich bei Aufzählung 
derſelben um hundert Jahre zurüchkverſetzt, in die Zeit, wo hunderke Duodezſtaaten, 
von denen jeder feine eigenen Münzen, Gewichte und Maße hatte, ihr kümmer- 
liches Leben friſteten. Da gibt es Leipziger Ellen, Berliner Ellen, Wiener Ellen, 
bayeriſche, badiſch-böhmiſche, ſächſiſche Ellen und Ellen verſchiedener anderer 
Vakerländer. Jede Elle iſt verſchieden lang. Die Berliner Elle zum Beiſpiel 0,6699 
Meter, die Leipziger 0,6856 Meter. An Pfunden gibt es ebenſo vielerlei Arten, 
vom Zollpfund mit ſeinem 0,5 Kilogramm bis zum Leipziger Pfund mit ſeinen 
0,467 Kilogramm. N 


Wie die Numerierung ihren Einfluß auf den Handel mit Garnen, auf die Ark 


der Preisberechnung notwendig ausübt, fo auch auf die Kalkulation und Kalku- 
lationsmethode bei der Preisfeſtſtellung der Webwaren. Mit Recht 
hebt der Direktor der Baumwollfeinſpinnerei Augsburg, F. W. Kuhn, als wich- 
ligſten Vorzug des metriſchdezimalen Syſtems der Garnnumerierung für alle Ge— 
ſpinſtarkten die Übereinſtimmung mit dem im Handel und Verkehr allgemein ge- 
bräuchlichen und jedermann geläufigen metriſchen Maß- und Gewichtsſyſtem her- 
vor. Eine bedeutende praktifche Erleichterung und Überfichtlichkeit in der Rech- 
nungsweiſe wäre für die Unternehmer gewonnen, was wiederum einen außer- 
ordentlich öonomiſchen Vorteil in ſich ſchließt. N 

Die außerordentliche Leichtigkeit, mit welcher beim mekriſchen Syſtem bei jedem 
beliebigen Garnmuſter von beliebiger Fadenlänge die Nummer feſtgeſtellt werden 
kann, iſt gleichfalls von großem Vorkeil. Man dividierk die Anzahl der Meter, 
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welche die Fadenlänge ergibt, mit der Anzahl der Gramme des Gewichts, und man 
hat die Garnnummer. Wenn 96 Meker Faden drei Gramm wiegen, ſo iſt die Garn— 
nummer 32. Komplizierke Rechenexempel find notwendig, um das gleiche Reſulkat 
beim engliſchen oder jedem anderen Syſtem zu erzielen. Zahlreichen Bekrügereien 
wird durch das metriſche Syſtem der Boden entzogen. Die deutſche Texkilinduſtrie 
würde in den meiſten ihrer Zweige ſehr gewinnen. g 

Es find lediglich die Einwände der für den Expork arbeitenden Baumwollwebe- 
reien, welche demgegenüber ernſthaft in Frage kommen. Die Engländer haben 
recht, wenn ſie ſagen, daß die Baumwollinduſtrie und der Baumwollwarenhandel in 
der ganzen Welt, mit Ausnahme Frankreichs, auf dem 1828 offiziell eingeführken 
engliſchen Numerierungsſyſtem aufgebaut find. 

Die deutſchen Baumwollſpinnereien werden davon allerdings nicht berührt, 
ſie arbeiten nicht für das Ausland. Noch braucht die deutſche Baumwollweberei 
große Quanten Garne von England. Der engliſche Spinner würde wohl oder übel, 
da fein Intereſſe das erfordert, ſich den Anforderungen des eventuell in Deutſch⸗ 
land eingeführten metriſchdezimalen Syſtems der Numerierung anpaſſen müſſen. 
Das gleiche wäre jedoch ebenſo erforderlich bei den deuk ⸗ 
ſchen Baumwollwebereien in ihrer Arbeit für den unenk⸗ 
behrlichen Expork. Ein großer Teil der Vorkeile des Nummernwechſels 
ginge dabei für die beteiligten Unternehmer allerdings wieder verloren. Immerhin 
iſt jedoch der Nutzen für die Geſamtinduſtrie, welcher ſich aus der Einführung der 
Meternumerierung ergibt, fo groß, daß dieſer Nachteil weit aufgewogen wird. Die 
Baumwollinduſtrie als der bedeukendſte Zweig der Textil- 
induſtrie muß, wenn fie vorangeht, nokwendig alle anderen 
Branchen mit der Neuerung nach ſich ziehen. 

Das bisher Ausgeführte hat in der Hauptjache Bezug auf die Garnerzeugung, 
die Fabrikation von Webwaren und den Garn- ſowie den Webwarenhandel. Es 
ſind alſo in erſter Linie Unkernehmerinkereſſen, welche davon berührt würden. Die 
Publikationen der Unternehmer und ihrer Verbände ſowie die Eingabe der Han- 
dels kammer Würzburg an den Reichstag beſchränken ſich kakſächlich lediglich auch 
auf die im vorſtehenden niedergelegten Argumenke. Inwieweit die Arbeiter bei 
der Sache inkereſſiert find, wird von den Unternehmern vorſichkigerweiſe nicht er- 
wähnt, und doch find die Arbeiter bei der Angelegenheit in ganz außerordenklich 
hohem Maße bekeiligkt. Wie die Verwendung fremder oder ver- 
alteter Maß- und Gewichtsbe zeichnungen im Garn⸗ und 
Warenhandel zu Betrügereien der verſchiedenſten Art 
führt, ſo führt auch im Produkkionsprozeß der Gebrauch 
dieſer Maße und Gewichte zu koloſſalen Bekrügereien der 
Arbeiter durch die Unkernehmer. 

Als am 6. Juni 1902 die Delegierken des „Internationalen Texkilarbeiterkon- 
greſſes« ſich für die Einführung einer einheitlichen Garnnumerierung für die ge- 
ſamke Textilinduſtrie ausſprachen, kaken fie dies in der Erwägung, daß erſt nach 
Erfüllung dieſer Forderung eine Vergleichung der Arbeiterlöhne reſpektive der 
Akkordſätze möglich werde. Taktſächlich iſt eine ſolche Vergleichung heute ſehr er- 
ſchwerk. Wir wollen im nachſtehenden nur von Schädigungen der Arbeiter han- 
deln, wie ſie ſich im eigenen Lande aus dem Vielerlei der Garnnumerierung er- 
geben. An eine Aufzählung der zahlreichen Arten der Lohnberechnungen kann da- 
bei nicht gedacht werden. Der Lohn der in den Baumwollfeinſpinnereien beſchäf⸗ 
tigten Perſonen — Spinner und Anleger — wird in vielen Orken berechnet nach 
engliſchem Pfund; gewogen wird nach deuffhem Pfund. Dabei werden zehn deufjche 
Pfunde elf engliſchen gleichgeſtellt. Hat ein Spinner bei Nr. 20 im Tag 250 deutſche 
Pfunde Garn geſponnen, jo werden 275 engliſche Pfunde im Lohn verrechnek. 
Danach richtet ſich dann auch der Lohn der Anleger oder Anlegerinnen. Elf eng- 
liſche Pfunde geben aber nicht zehn deutjche, ſondern nur 9,97 Pfund. Bei Ab- 
lieferung zehn deutſcher Pfunde Garn bleiben alſo 0,15 Pfund unberechnef. Wenn 
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unſer angenommenes Produkkionsquankum pro Tag für den Spinner 250 deufjche 
Pfunde befrägt, jo werden 25 mal 0,15 Pfund gleich / Pfund pro Tag gleich 
3 Pfund pro Woche im Lohne nicht mitverrechnet. Für den im allgemeinen 
beſſer bezahlten Spinner macht das etwa 50 Pfennig pro Woche Lohnverluſt aus. 
Der Anleger bekommt als Lohn in der Regel einen Betrag, der 60 bis 70 Prozent 
des Spinnerlohnes enkſpricht, dementſprechend reduziert fi) dann der Lohnverluſt 
für den Anleger infolge der Nichtverrechnung der 3 Pfund pro Woche. Zu dieſem 
Lohnverluſt kommt für den Spinner und für den Anleger noch der Ausfall, welcher 
durch Abnutzung der Förderkörbe enkſteht. Wenn der Spinner feine Kopfe oder 
Köter abzieht, legt er fie in große, mit Holzklötzen verſehene Körbe. Iſt der Korb 
voll, wird das Garn mik dem Korb gewogen. Das Gewicht des Korbes wird in Ab- 
zug gebracht. Der Korb wird aber, ſolange er im Gebrauch iſt oder nicht in Repa- 
rakur gegeben wird, nur einmal gewogen, nämlich bei ſeiner erſtmaligen Benutzung. 
Das Gewicht wird dabei auf einer angehängten Pappkarte vermerkt. Durch das 
monakelange, oft jahrelange Transporkieren im Spinnſaal, von der Wage her- 
unter und hinauf, nutzt ſich der Korb, ganz beſonders die Holzklötze desſelben, ab. 
Er wird leichter, gerechnet wird aber nach wie vor das anfänglich feftgeftellte Ge- 
wicht. Als die Maß- und Gewichksordnung beraten wurde, verlangte alle Welt, 
daß die Förderwagen im Bergwerksbekrieb amtlich geeicht werden und daß eine 
neue Eichung in beſtimmken Zeiträumen vorgeſchrieben werden ſoll. Niemand aber 
hat an die Erhebung der gleichen Forderung im Reichstag bezüglich der Förder- 
körbe in der Texkilinduſtrie gedacht. 

Noch viel ungünſtiger wirkt die Beibehaltung der alten Maße und Gewichte 
in der Textilinduſtrie auf die Enklohnung der Arbeiter in der Weberei und ihren 
Nebenzweigen. Nur wenige Arbeiker find, wenn fie aus einem Ort in einen anderen 
ziehen, imſtande, ohne weiteres ihren Lohn zu berechnen. Vielen gelingt das nie. 
Schreiber dieſes hat in jungen Jahren außerhalb feines Heimatsortes in verſchie⸗ 
denen Betrieben monatelang gewebt, bevor er imſtande war, ſeinen Lohn ſich aus- 
zurechnen. Die Mehrzahl iſt auf die Hilfe der anderen angewieſen. 

Der Lohn richtet ſich meiſt nach dem Feinheitsgrad eines Gewebes. Die Fein- 
heit eines Stoffes wird beſtimmt durch die Dichtheit in Kette und Schußrichkung. 
Je höher die Anzahl der Kekt- und Schußfäden innerhalb eines beſtimmten Raumes 
im Gewebe, um jo höher der Akkordſatz. Die Garnſtärke kommt dabei mit in Be- 
tracht. Der Lohn der Weber berechnet ſich in vielen Bezirken nach »Gängen«. 
Ein Gang hat 40 Faden oder 38 Faden oder 32 Faden oder mehr oder weniger. 
Nach der Anzahl der Gänge, die in 6 Leipziger Zoll gleich 14,12 Zenkimeker find, 
beſtimmt ſich der Lohn. Je mehr Gänge, um ſo mehr Lohn und umgekehrk. In anderen 
Betrieben wird der Lohn berechnet nach der Anzahl der Fäden, die auf einem 
Viertel franzöſiſchen Zoll find. So verſteht man unter Kattun 19/18 Faden Garn- 
nummer 36/42 ein leichtes Baumwollgewebe, bei dem ſich 19 Kettfäden eng- 
liſcher Nummer 36 und 18 Schußfäden engliſcher Nummer 42 auf den Raum 
eines Vierkels franzöſiſchen Zolls befinden. In Frankreich wird ſeit der großen 
Revolution nicht mehr nach Zoll gemeſſen, in Deutſchlands Texkilfabriken erſtand 
das franzöſiſche Zollmaß zu neuem Leben. 

Unlauteren Elementen der Fabrikantenſchaft iſt die Bekrügerei ungemein leicht 
gemacht, und kauſende Arbeiter werden bekrogen, weil ſie bei ihrem Einkritt in die 
Fabrik weder etwas vom franzöſiſchen noch vom Leipziger Zoll und den ſonſtigen 
altertümlichen Maßraritäten gehört haben. Der Deutſche Texkilarbeiterverband hat 
in Gera für den Bezirk der Damenkleiderſtoffbranche eine Lohnberechnungsſtelle 
eingerichtet, welche ſeit Jahren ſehr ſtark in Anſpruch genommen wird und kauſen⸗ 
den Arbeitern zu widerrechtlich vorenthaltenem Lohn verholfen hat. Auch dort ſpielt 
der Zoll, der ſächſiſche wie der preußiſche, die Vierkelelle und die preußiſche Elle 
neben dem Zenkimeker noch immer eine große Rolle. Auf den Ellen und Zollen der 
verſchiedenſten Ark bauen ſich dann im ganzen Reiche die »Bande«, »Schmitze«, 
»Stückchen«, »Hälften« uſw. ohne Rüchkſicht auf die Feinheit des Stoffes auf. Nach 
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dieſen wird der Lohn der Weber in vielen Betrieben berechnet. Drei Ellen, ſechs 
Ellen, zehn Ellen uſw. ſollen ſie lang ſein. Jede Fabrik hat andere Längen. In 
Krimmitſchau ſtreikten die Weber 1887 volle ſechs Monate lang, weil ſie wiſſen 
wollten, wie lang ihre »Bande« feien, und dieſe Wißbegier wurde von den Fabri 
kanten übelgenommen. Sechs Ellen ſollten fie lang fein, bis auf 6'/ und 7 Leipziger 
Ellen hatten fie ſich ſchließlich ausgewachſen. Betrügeriſche Fabrikanken machten 
aus ſächſiſchen Ellen Leipziger oder Berliner Ellen und verlängerten jo das Ge— 
webe; der Lohn blieb gleich. Angeſtrengte Prozeſſe gingen verloren. 

Die Seidenweberei rechnet nach ⸗Fein«. Ein Fein hat 100 Rietſtäbe in 40 
franzöſiſchen Zoll gleich 108,40 Zenkimeter. 

Was für den Weber gilt, gilt für die Spulerinnen, Schererinnen, Zwirnerinnen 
uſw. Da gibt es Lohnberechnungen nach ⸗Hälfte«, »Schmitz«, »Band«, »Stückchen«, 
»Zehnkel«, »Strähne«, »Docke«, »Strang« uſw. In allen Zweigen der Induſtrie 
kehren bei der Lohnberechnung die der Garnnumerierung zugrunde liegenden üb- 
lichen Maßbezeichnungen wieder. Es iſt kein Zufall, daß in den zahlreichen Ab— 
handlungen, welche aus den Federn der Unternehmer und ihrer Verkreter in letzter 
Zeit über die Angelegenheit geſchrieben worden find, nicht auf dieſe Seite der 
Sache, die Lohnberechnung bei den Arbeitern, eingegangen wurde. Man hat Ur- 

ſache zu ſchweigen. Jedenfalls muß, wenn durch Geſetz die mekriſchdezimale Maß— 
und Gewichtsbezeichnung für die Garnnumerierung vorgeſchrieben, alſo der Ge— 
brauch der veralteken Maße für den Handel verboten wird, das gleiche auch für die 
Stätte der Produktion, alſo für die Lohnberechnung vorgeſchrieben wer- 
den. Die Arbeiter wiſſen ſich hierin einig mit ihren Kollegen in allen Ländern. 

Bedauerlich iſt, daß die Unternehmer dieſe fo ungemein wichtige Frage mit der 
angeblich notwendigen Feindſchaft gegen England begründen. Es verdient durch- 
aus Zurückweiſung, wenn der jo hoch angeſehene Geheime Kommerzienrat Herr 
Semmlinger (Bamberg), deſſen Arbeiten für die deutſche Texkilinduſtrie auch 
von Arbeiterjeite gewürdigt werden, vor kurzem ſchrieb: 

„Die Einführung des metriſchen Maßes wird für England nahezu eine ver- 
lorene Schlacht bedeuten, beſonders wenn es gelingt, die Reichsregierung dazu 
zu veranlaſſen, die metriſche Garnnumerierung für das Inland als allein gültig 
vorzuſchreiben. Mancheſter wird dann wohl oder übel auf die Ausfuhr engliſcher 
Garne nach Deukſchland verzichten oder durch das kaudiniſche Joch der Nach- 
ahmung Deutſchlands gehen und mit ſeiner eigenen Nummer und den anderen 
Abſonderlichkeiten an Maß und Gewicht zugunſten des mekriſchen Maßes auf- 
räumen, ſoweit es deutſche Kunden bedienen will.« 

Wenn die Engländer ſich der Beſeitigung der engliſchen Numerierung im 
Baumwollgewerbe widerſetzen, was für fie doch von größeren Skörungen be- 
gleitet wäre als für Deutſchland, jo kun fie nur das, was die deutſchen Unter- 
nehmer wahrſcheinlich in gleicher Lage auch kun würden. 

Die Imitatſpinnerei (Vigogne) iſt deuffhe Erfindung. Sie wurde von einem 
Krimmitſchauer Unternehmer in den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
gemacht. Von Deukſchland wurde fie verpflanzt nach Sſterreich, Rußland und an- 
deren Ländern. Seit langem haben wir die metriſche Maß- und Gewichtsordnung. 
Das hat die deutſchen Unternehmer durchaus nicht veranlaſſen können, ſich auf das 
metriſchdezimale Nummernſyſtem in ihren Betrieben zu einigen. Man ſoll nicht 
mit Steinen werfen, wenn man ſelbſt im Glashaus ſitzt. Wenn ein anderer Unter- 
nehmer meint, eine Notwendigkeit zur Einführung der metriſchen Garnnume- 
rierung liege nicht vor, man müſſe es nur kun aus nakionalen Gründen, ſo kann 
das nur als Unſinn bezeichnet werden. 

Im Inkereſſe der Arbeiter und der Induſtrie iſt das mekriſchdezimale Syſtem 
der Garnnumerierung vorgeſchrieben durch Geſetz mit den nötigen Übergangsbeſtim- 
mungen zu fordern. 
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Die engliſchen Arbeiter und Welkherrſchafkspläne. 

»Welchen andern Inhalt hat nun dieſer Krieg als den, die engliſche 
Klaſſenherrſchaft über die Welt zu ſtürzen? In dieſem Kampfe fühlt ſich das 
ganze engliſche Volk als die herrſchende Klaſſe der Welk foli- 
dariſch. « 

»Die ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung ihrer (der engliſchen Gewerk- 
ſchafkler) Politik war die Aufrechkerhalkung der engliſchen Weltherr- 
ſchaft, war die Tribukzahlung der Welt an England.« 

Paul Lenſch, Die Sozialdemokratie, ihr Ende und ihr Glück, 
S. 114, 116, 117. 


In der Inauguralanſprache der Inkernationalen Arbeiteraſſoziakion, verfaßt von 
Karl Marx, findet man am Schluſſe, wo von der ausländiſchen Politik der Ar- 
beiterklaſſe die Rede iſt, folgenden Saz: 

Nicht die Weisheit der herrſchenden Klaſſen von England, ſondern der 
heldenmütige Widerſtand der arbeitenden Klaſſen von England war es, was den 
Weſten von Europa verhinderte, ſich über Hals oder Kopf in einen infamen 
Kreuzzug zur Verewigung und Ausbreitung der Sklaverei auf dem ee 
Ufer des Aklantiſchen Ozeans zu ſtürzen. 

Der Ehrenbrief, den der Verfaſſer des Kommuniſtiſchen Manifeſts den orga- 
niſierten Arbeitern Englands ſeinerzeit ausſtellke, war wohlverdienk. In der Haupt- 
induſtrie Englands, der Baumwollinduſtrie, halte der Bürgerkrieg der Vereinigten 
Staaten ungeheure Notlage hervorgebracht. Infolge des Aufſchnellens der Baum- 
wollpreiſe ſtanden viele Fabriken ſtill, und die broklos gewordenen Arbeiter hunger- 
ken. Die allgemeine Auffaſſung war, daß die Baumwollkulturen der nordamerika- 
niſchen Südſtaatken ohne Negerſklaverei nicht betrieben werden könnten, daß daher 
der Sieg der agrariſchen Südſtaaken ein Lebensinkereſſe von Englands größter 
Induſtrie ſei, während der Sieg des ſtark induſtriellen und ſchutzzöllneriſchen 
Nordens Englands Außenhandel eines Tages in ſchwere Gefahr bringen werde. 
Weitverbreitete Zeitungen nährken dieſe Auffaſſung und veröffenklichten Arkikel 
und Zuſchriften aller Art, in denen die Negerſklaverei beſchönigt wurde. Nichts- 
deſtoweniger haben damals die organiſierken Arbeiter Englands bei jeder Gelegen- 
heit, wo Streitigkeiten ihres Landes mit den Nordftaaten der Union über Fragen 
des Seerechts uſw. eine Bekriegung der Nordftaaten und Unkerſtützung der Süd- 
ſtaaten durch England herbeizuführen drohten, auf das enkſchiedenſte Partei für 
den Norden ergriffen. »‚Times' und Konſorken«, ſchreibt Karl Marx am 2. Januar 
1863 an Friedrich Engels, »ärgern ſich kot über die Arbeitermeetings in Man- 
cheſter, Sheffield und London. Es iſt ſehr gut, daß in dieſer Ark den Vankees 
der Skar geſtochen wird. Übrigens ſagte ſchon Oydyke (Mayor von New Vork und 
Political Economist) auf einem Meeting in New Vork: We know that the English 
working class ave with us, and that the governing classes of England ave against us. 
(„Wir wiſſen, daß die engliſche Arbeiterklaſſe mit uns iſt und die herrſchenden 
Klaſſen Englands gegen uns ſind.«) Marx hat die engliſchen Arbeiter gekadelt, daß 
fie die Leiden, die der Krieg damals über fie brachte, mit fo großer Geduld — 
»Schafsgeduld«, wie er ſchreibt — erkrugen, für ihre polikiſch ee Haltung in dieſer 
Frage aber hatte er nur Lob. 

Das eine Beiſpiel iſt kypiſch für die Haltung der organifierten Arbeiter Eng- 
lands zu den Kriegen ihres Landes. Es gibt nicht einen Fall, wo fie ſich für im- 
perialiſtiſche Ziele hätten einfangen laſſen, mochten fie ihnen auch in noch ſo 
gleißneriſchem Gewande vorgehalten werden. Was immer man ihnen ſonſt vor- 
werfen kann, in dieſem Punkte haben fie ſich ſtets gut gehalten. Aus dem 
gegenwärtigen Jahrhundert haben wir ein Beweisſtück dafür in dem Wanifeſt der 
organiſierten Arbeiter Englands zum Plane eines britiſchen Reichszollbundes, für 
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den Joſeph Chamberlain im Jahre 1903 eine große Agikakion ins Werk ſeßzke. 
Wenn je der wirkſchaftliche Imperialismus Arbeitern in verführeriſcher Form dar- 
geboten wurde, jo geſchah es mit dieſem Plane. Durch Induſtriezölle ſollten fie 
gegen die Konkurrenz Deukſchlands, der Vereinigten Staaten und fo weiter im 
ganzen Bereich des britiſchen Welkreichs geſchüßzk werden, und für die mögliche 
Erhöhung der Preiſe von Brok und Fleiſch als Wirkung der Einführung von 
Zöllen auf dieſe Artikel, die aber aus Kanada, Auſtralien, Neuſeeland nach wie vor 
zollfrei eingehen würden, jollten fie durch Herabſetzung beziehungsweiſe Abſchaffung 
von Steuern auf Tee, Tabak, Kakao uſw. enkſchädigt werden. Troß dieſer 
und anderer verlockender Seiten des Planes, der ihnen durch äußerſt gejchickt ab- 
gefaßte Flugblätter und Flugſchriften, durch verblüffende Bilder über Englands 
fallende Ausfuhr und ſteigende Einfuhr ſo mundgerecht wie nur möglich gemacht 
wurde, haben die organiſierken Arbeiker Englands ihn durch ihren ſchroffen Wider— 
ſtand zu Fall gebracht. b 

In einer mit allen gegen zwei Stimmen beſchloſſenen Refolution ſprach im 
September 1903 der von 460 Delegierten beſuchte allgemeine Jahreskongreß der 
engliſchen Trade Unions feine enkſchiedene Verurkeilung« über ihn 
aus und verpflichtete feine Teilnehmer, alles aufzubieten, die Erwir- 
kung einer ſolchen Veränderung zu verhindern. 

Dann kraken der Ausſchuß des Arbeiterverkrekungsbundes (der Vorläufer der 
Labour Party), das parlamenkariſche Gewerkſchaftskomikee, der Ausſchuß des all- 
gemeinen Gewerkſchaftsbundes und die elf Arbeiterverfreter, die damals im bri- 
kiſchen Parlament ſaßen, zuſammen und faßten das vorerwähnte MWanifeſt ab, das 
fie, im ganzen 42 Perſonen, darunker alle bekannkeren Führer der großen Ge— 
werkſchaften Englands, mit ihrer Namensunkerſchrift verſahen und als Flugſchrift 
in gewaltiger Auflage im Lande verbreiten ließen. Das war aber kein bloßes 
Work. Als es zwei Jahre ſpäter zu allgemeinen Wahlen kam, haben die organi- 
ſierken Arbeiter Englands in fo großer Zahl gegen die Verkreker des Zollbunds— 
plans geſtimmt, daß die Konſervakiv-Unioniſten ihre Mandate von 402 auf 158 
zuſammenſchmelzen ſahen und der Plan damit begraben war. Das ganze Manifeft 
iſt zu lang, um es hier abzudrucken, aber drei Stücke aus ihm werden genügen, 
ſeinen Geiſt zu kennzeichnen. 

Gleich am Anfang heißt es: 


Berarmt uns die Einfuhr? 


Auf den erſten Blick ſcheink es, als ob die Menge von Gütern, die wir vom 
Ausland kaufen, eine Urſache der heimiſchen Beſchäftigungsloſigkeit ſei. Ohne 
Zboeifel leiden einige Gewerbe unker der freien Zufuhr. Aber dieſe Frage darf 
nicht vom Geſichtspunkt enger Lokal- oder Berufsinter- 
eſſen betrachtet werden. Die Gewerbe, die von der freien Zufuhr ge- 
litten haben, find ſolche, die unker den britiſchen Bedingungen nicht wirkſchaft⸗ 
lich betrieben werden können. Sie können nur dadurch gedeihen, daß fie die 
Lohnarbeiter in anderen Gewerben ärmer machen. Stellt man den ganzen Be- 
frag unſerer Nationalwirkſchaft in Rechnung, fo kann nicht geſagk werden, daß 
diefer Betrag durch den Zollſchutz erhöht werden würde, denn wir zahlen für 
unſere Einfuhr mit den Dienſten, die wir dem Ausland leiſten. Hörken wir auf 
zu kaufen, ſo würden wir aufhören zu verkaufen. Infolgedeſſen würden die 
kleinen örklichen Vorteile, die der Zollſchutz etwa herbeiführke, durch den Scha- 
den, den er der Nakionalwirkſchaft als Ganzem zufügke, mehr als aufgewogen 
werden. 
Wir müſſen unſeren Gewerbefleiß mit anderen keilen. 
Es iſt richtig, daß Deutfchland, Amerika und die anderen Induſtrieländer 
mehr fabrizieren als ehedem. Wir haben einen großen Vorſprung vor ihnen ge- 
habt, aber keine Politik, die von uns ausgeht, kann Deukſchland verhindern, 
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ſeine Kohlen- und Erzlager zu verarbeiken, oder Amerika daran hindern, die 
Baumwollerzeugniſſe feiner Südftaaten in Fabrikate zu verwandeln. Groß 
britannien muß ſich darein finden, den Welthandel mik 

Seinen Konkurrenten zu keilen, denn es kann ihn nicht 
länger monopoliſieren. N 

Es muß daher unſere Politik fein, mit unſerem Reichtum hauszuhalten, und 
es muß alles beſeitigt werden, was die Laſten unſerer gewerblichen und arbeits- 
tätigen Klaſſen erhöht. 

Es folgen drei Stücke, die ohne größeres Inkereſſe ſind, worauf es zum Schluß 
heißt: 

Inſofern daher die gegenwärkige Schutzzollagitakion die Aufmerkſamkeit auf 
die Laſten lenkt, die die britiſche Induſtrie zu fragen hat, find wir Mr. Cham- 
berlain dankbar. Der Feldzug der Schußzöllner ſollte der Anlaß werden zum 
Triumph eines Programms der Sache der Arbeit. 

Wir verkeidigen nicht nur, wir greifen an. 

Die Arbeikerparkei verlangt ein beſſeres Unterrichtsweſen, eine wirkſamere 
Anwendung der Wiſſenſchaft im Gewerbe, beſſer ausgerüſtete Staatsämter für 
Arbeiter- und Gewerbeangelegenheiten und, vor allem, progreſſive Beſteuerung 

der Renten wie der nicht erarbeikeken und übermäßigen Einkommen, jo daß die 
Geſamtheit den Reichtum, den fie geſchaffen, genießen und dieſen Reichtum zur 
Verringerung der Laſt von Steuern und Abgaben benutzen kann, die heute das 
berechtigte Gewerbe bedrücken. Wir ſind ferner der Anſicht, daß angeſichts der 
hohen Eiſenbahnfrachken, die den britiſchen Produzenten abverlangt werden, die 
Frage der Nationalifierung der Eiſenbahnen unverzüglich in Angriff genommen 
werden ſollte. Dieſe poſikiven Vorſchläge bieten wir als Antwort dar auf Mr. 
Chamberlains Mahnrufe, daß wir unſere Schritte zurücklenken und den Bei- 
ſtand einer Steuerpolitik ſuchen möchten, die wir bereits verſucht haben und die 
weder unſer Erwerbsleben vor Verluſten ſchützte, noch unſer Volk vor dem Ver- 
hungern bewahrke. Wir richten an die Arbeiter des Landes den dringenden 
Mahnruf, uns in einem Feldzug zu unkerſtützen, der den gewerbstäfigen Klaſſen 
durch Steigerung der nationalen Leiſtungskraft heben und ihnen durch weſenk⸗ 
liche Herabfegung der Produkkionskoſten Vorkeil bringen wird. Großbritannien 
ſteht nicht vor ſeinem Ende; es beugk ſich unker zu ſchweren Laſten. Der britiſche 
Arbeiter brauchte nie Hunger zu leiden, wenn feine Arbeit nicht dazu aufgewandt 
würde, müßige Klaſſen in Luxus zu erhalten. Laſſet unſeren Ruf fein: Ver⸗ 
mehrk die Arbeiterverfrefung im Parlament und weigert euch, nußloſe Laſten 
zu kragen. 

Es würde ein leichtes fein, noch andere Beiſpiele vorzuführen, wo die organi- 
fierten engliſchen Arbeiter ſich in Work und Tak als die entſchiedenſten Gegner 
aller Weltherrſchaftspläne bewährt haben. Aber die Aktionen von 1862/63 und 
1903/06 laſſen deutlich genug erkennen, was es mit den Redensarken auf ſich hat, 
die wir oben aus Lenſchs neueſtem Opus zitieren. Von jeher haben Leute, die auf 
nicht ſehr zweifelsfreien Pfaden wandelten, ſich damit vor unliebſamer Kritik zu 
decken geſucht, daß fie anderen die Seitenſprünge nachſagten, deren ſie ſich ſelbſt 
ſchuldig machten. Die Verdächtigung der engliſchen Arbeiter, die in Lenſchs Sätzen 
ausgeſprochen wird, ſoll offenfichtlich dazu beitragen, die Schwenkung zu beſchönigen, 
die er ſelbſt in dieſem Kriege vollzogen hat. Um den deutſchen Imperialiſten, deren 
ökonomiſche Ungereimtheiten er noch überbieket, Liebesdienſte leiſten zu können, 
unkerſchiebt er den organifierfen engliſchen Arbeikern Beweggründe, die ihnen in 
der Politik immer ferngelegen haben und noch jetzt ferne liegen. ö 
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P. R. Krauſe, Die Türkei. 469. Bändchen der Sammlung: Aus Nakur und 
Geiſteswelt. Leipzig und Berlin 1916, Verlag B. G. Teubner. 136 Seiten. Preis 
1,25 Mark. 


Profeſſor A. Philippſon, Das Türkiſche Reich. 12. Heft der Deutſchen 
Orienkbücherei, herausgegeben von E. Jaeckh. Weimar 1915, Verlag G. Kiepen- 
heuer. 100 Seiten. Preis 1,50 Mark. 


Dem zukünftigen Hiſtoriker und Völkerpſychologen wird vorbehalten bleiben, 
das Rätſel zu löſen, wie es gekommen iſt, daß ein großer Teil der Wenſchheit 
noch im zwanzigſten Jahrhundert Phankomen nachgejagt hat, hinter denen keine 
realen Tatfahen ſtanden. Zu ſolchen Trugbildern gehören nicht allein die meiſten 
Kolonialpläne, ſondern auch die Vorſtellungen, die man ſich überall vom nahen 
Orienk macht. Welche Hoffnungen werden nicht auf die Zukunft der Türkei ge- 
ſetzt! Und doch erweiſen fie ſich bei näherer Bekrachkung als eine Fata Morgana, 
die bloß zur Verführung der wegloſen Wanderer dient! 

Es iſt natürlich, daß die meiſten Autoren, die über die Türkei ſchreiben, die 
dortigen Verhälkniſſe in roſigem Licht erſcheinen laſſen wollen. Der ehemalige 
offomanifhe Regierungsrat Krauſe iſt in feiner Schilderung der Türkei dieſer 
allgemeinen Stimmung nicht enkgangen. Über die Verhältniſſe in der Türkei liegen 
ja ſo wenig zuverläſſige Angaben vor, daß ein jeder der Verſuchung leicht erliegt, 
eigene Eindrücke als feſtſtehende Tatſachen wiederzugeben. Da aber Krauſe, wie 
es fcheint, weder Geograph noch Ethnograph oder Hiſtoriker von Beruf iſt, jo iſt 
auch der Teil ſeiner kleinen Schrift, der die geographiſchen und ekhnographiſchen 
Verhältniſſe ſowie die Geſchichte der Türkei behandelt, jo guk wie werklos, in 
vieler Hinfiht ſogar direkt irreführend. Wer ſich mit den geographiſchen Fragen 
beſchäftigen will, der ſei auf die ausgezeichnete Schrift Philippſons ver- 
wieſen, der noch kurz vor dem Krieg Vorderaſien bereiſt hat und der ſicher ein be- 
deukender Fachmann auf dieſem Gebiet iſt. In der Schrift Krauſes ſind hingegen 
drei Kapitel von Interefje: das über die kürkiſchen Finanzen, wo wir eine Gegen- 
überſtellung der Staatsausgaben der Jahre 1850 und 1912/13 finden; das über die 
Eiſenbahnen und Wege und ſchließlich das über das Bergbauweſen, wo der Aufor 
ein Gebiet berührt, das ihm wohl am beſten bekannt iſt. 

Bekanntlich beginnt die »Moderniſierung« der Türkei damit, daß fie im Aus- 
land Anleihen aufnimmt. Es ift das ein lehrreiches Kapitel der modernen „Kultur- 
frägerei«, das aber bei Krauſe kaum berührt wird. Zur Beleuchtung der Verhält- 
niſſe, die den Bankrott der Türkei 1876 herbeigeführt haben, möge folgende Tat- 
ſache angeführk werden. Von 1853 bis 1873 nahm die Türkei Anleihen im 
Nominalwert von 3138 Millionen Mark auf, wovon aber in die Stkaakskaſſe bloß 
1893 Millionen Mark floſſen. Nicht mal ein Zehnkel der ganzen Summe wurde 
für gemeinnützige Zwecke (für Eiſenbahnen uſw.) verwendek. Für dieſe Anleihen 
zahlte die Türkei 7 bis 11 Prozenk, alſo auf den wirklichen Ertrag berechnet gar 
15 Prozent Zinfen!... 

Durch das Moharremdekret wurde dann die Schuld von 190,66 Willionen auf 
106,44 Millionen kürkiſche Pfund (zu 18,44 Mark) herabgeſetzt. Bis 1912 iſt die 
Schuld wiederum auf 119,74 Millionen angeſtiegen. Die Einnahmen der Türkei 
vor dem Kriege (1912/13) bezifferten ſich auf 30,5 Millionen, wovon für die 
Finanz- und Staaksſchuldenverwalkung 15,79 Millionen erforderlich waren. Die 
Rüſtungsausgaben verſchlangen weitere 28 Millionen Pfund, ſo daß die eigenen 
Einnahmen nicht einmal zur Deckung dieſer Poſten ausreichten. Wird es nach dem 
Kriege in dieſer Beziehung beſſer werden? Während des Krieges hat die Türkei 
bei den Mikkelmächten rund 43 Millionen Pfund geborgt; damit iſt aber wohl nur 
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ein Teil der Koſten gedeckt; den anderen, größeren Teil hat fie wohl durch Requi- 
ſitionsſcheine und verſchiedene Vorſchüſſe aufgebracht. Selbſt wenn die Staats- 
ſchuld ſich nur verdoppelt hätte, fo werden die Einnahmen der Türkei kaum reichen, 
um die Schuldenzinſen zu beſtreiten. Woher ſoll ſie dann noch Geld für kulturelle 
Zwecke nehmen? a 

Krauſe iſt in bezug auf die zukünftige wirtſchaftliche Entwicklung der Türkei 
optimiſtiſch. Zurückhalkender urfeilt Philippſon. 

Über die Ausſichten des Getreidebaues in der Türkei habe ich ſchon in der 
Neuen Zeit (XXXIV, 2, 12. Heft) referiert. Auch Reinhard Junge, der Her⸗ 
ausgeber des »Archivs für Wirkſchaftsforſchung im Orient«, meint in einer Ar- 
fikelferie in der Frankfurter Zeitung vom 30. Mai, 4. Juni und 11. Juni 
1916, daß Deutfchland »wahrſcheinlich niemals oder doch auf lange Zeit 
hinaus nicht wirklich große Mengen Brokgekreide« aus der 
Türkei werde erhalten können. Dagegen iſt er der Anſicht, daß »die Frage des 
Rohſtoffbezugs aus der Türkei für uns von ganz beſonderer Bedeutung werden 
kann«, wenn es auch heute ein »Wechſel auf langes Ziel iſt, das heißt 
daß die Türkei erſt nach langer Zeit bedeutende Mengen von Rohſtoffen werde 
liefern können. In dieſer Beziehung iſt umgekehrt Krauſe ganz anderer Meinung. 
Er ſchreibt: 5 

„Während der langen Jahre, in denen ich Anakolien in allen Richtungen durch- 
ſtreifte, habe ich den geologiſchen und mineralogiſchen Verhältniſſen des Landes 
ganz beſonderes Intereffe gewidmet und habe auch auf verſchiedene Mineralien: 
Mangan, Chrom, Borazit, Kohle, Kupfer und Blei ſelbſt jahrelang geſchürft, bevor 
ich wieder in den Regierungsdienſt eintrat.. . . Ich habe mir aber in dieſer Zeit 
nicht die Überzeugung bilden können, als ſei Kleinafien ein in bezug auf Mineral- 
ſchätze beſonders reich ausgeſtaktekes Land.... Kleinafien iſt zwar in einigen Teilen 
ſtark mineralifiert, aber die Mineraliſierung iſt in zahlreiche, nur in ſelkenen Fällen 
abbauwürdige Aderchen zerfplittert. Es fehlt mit wenigen Ausnahmen an großen 
Erzkonzentrakionen, an Spalkenfüllungen. . .. Anakolien verdankt meiner Anſicht 
nach den Auf feines Wineralreichtums in der Haupkſache dem Altertum, wobei 
man ſich vor Augen halten follte, wie vollſtändig ſich ſeit jenen Zeiten die den Wert 
beſtimmenden Verhälkniſſe, nämlich die Geſtehungskoſten und andererſeits die 
Kaufkraft der Metalle geändert haben.. 8 N 

Und weiter unkerſtreicht er noch dieſen Gedanken und bezweifelk, daß man 
noch Enkdeckungen werde machen können. 

Danach kann man ſich nicht nur die wirkſchaftliche Zukunft, ſondern auch über- 
haupt die wirkſchaftliche Bedeutung der Türkei leicht vorſtellen. Beachtenswert iſt 
noch der Umſtand, daß Krauſe wie Junge aus polifiihen, während Philippſon aus 
allgemeinen geographiſchen und wirkſchaftlichen Gründen gegen eine ſtarke 
Einwanderung nach der Türkei find. Junge ſagt darüber: 

»Es iſt von vornherein ausgeſchloſſen, daß ekwa Deutſche als ſolche in größerer 
Zahl in ſubalternen Anſtellungen irgendwelcher Art oder etwa gar als Bauern ſich 
in den wirkſchaftlichen Reformen der Türkei befäfigen können.« Bekanntlich hofft 
Profeſſor Hans Delbrück, mit Hilfe der Türkei die Löſung des Problems des 
„neuen Miktelſtandes« in Deukſchland zu erlangen. Auch dies erweiſt ſich alſo als 
eine Illuſion, ebenſo wie übrigens die Erwarkungen, daß die Türkei einen bedeu- 
kenden Abſatzmarkt werde darſtellen können. Junge fritt auch in dieſer Beziehung 
den falſchen Vorſtellungen entgegen. In der Tat, iſt doch die Türkei ein armes 
Land und führt ſchon heute mehr ein, als fie zu bezahlen imſtande iſt. Daß ſich ihre 
Handelsbilanz bald verbeſſern wird, wie Krauſe glaubt, iſt kaum anzunehmen. Es 
bleibt alſo dabei, daß nicht Vorderaſien, ſondern Europa und Amerika die auch in 
wirkſchaftlicher Hinſicht wichtigſten Welkteile für Deutſchland find. Sp. 


Für die Redaktion verantworklich: Em. Wurm, Berlin W. 
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1866 bis 1914. 
Ein geſchichllicher Vergleich. 
Von Franz Mehring. 

Es war nicht lange nach Beginn des Weltkrieges, als ein Mitglied des 
Parteivorſtandes in einer Hamburger Parteiverſammlung eine Rede hielt, 
worin er ſehr wohltätige Folgen des Krieges für die deukſche Arbeiter- 
klaſſe vorausſagke, »vorausgeſetzt,« wie er hinzufügte, »daß unſere Radi- 
kalen keine Dummbeiten machen«. Heute wird dieſer Redner wohl der 
Anficht fein, daß »unſere Radikalen« hinreichend »Dummheiten« gemacht 
haben, aber inzwiſchen hat er ſelbſt am eigenen Leibe die Erfahrung ge- 
macht, daß es Lagen gibt, worin keine »Dummheiken« zu machen einiger 
maßen ſchwierig iſt. | 

In den Polemiken zwiſchen dem Parkeivorſtand und der Redaktion des 
Zenkralorgans hat der Parkeivorſtand beſtritten, ſich irgendwelche Eingriffe 
in die unabhängige Redaktionsführung des »Vorwärks« erlaubt zu haben, 
mit Ausnahme eines Falles, der einen ſolchen Eingriff ſchlechterdings nol⸗ 
wendig gemacht habe, als nämlich ein Redakkeur des »Borwärts« dem 
Generalkommando unerlaubte Bürgſchaften für die »pakriotiſche« Haltung 
des Blattes gegeben habe. Was es an und für ſich mit dieſem Fall auf ſich 
bat, ſoll hier ganz dahingeſtellt bleiben; worauf es uns ankommt, iſt nur, 
feſtzuſtellen, daß der Parteivorſtand, auch wenn ſeine Haltung ſonſt noch ſo 
unanfechtbar geweſen wäre, im Sinne des Hamburger Redners eine rechte 
»Dummheit« gemacht hat. 

Denn alsbald war die reakkionäre Preſſe bei der Hand, an der Spitze 
die »Deuffhe Tageszeitung«, und erklärke: »Aha, da ſehen wir's, was es mit 
der gerühmten Bekehrung der Sozialdemokratie zu nationalen Geſinnungen 
auf ſich hal. Kaum wird das Zentralorgan von einer wirklich pakriotiſchen 
Anwandlung heimgeſucht, jo kommt ausgerechnet der Parkeivorſtand, der 
angeblich an der Spitze der Bekehrken ſtehen ſoll, und erkeilt dem „Vor- 
wärkts' einen ſtrengen Verweis. Das ſteckt alſo hinker der Verſicherung, 
daß die Sozialdemokratie in der Skunde der Gefahr das Vaterland nicht 
im Stiche laſſen wolle. Selbſt wenn ſich dieſe Leute einen Augenblick gebeſſert 
zu haben ſcheinen, jo kommk der alte Adam alsbald wieder zum Vorſchein.« 
Und daraus wurde dann die Schlußfolgerung gezogen, daß es mik der »Neu- 
orienkierung« der inneren Polikik gegenüber der Sozialdemokratie ein für 
allemal nichts ſein dürfe. 

Der kleine Zwiſchenfall iſt deshalb bemerkenswerk, weil er ein beſonders 
ſcharfes Licht auf die Politik des 4. Auguſt wirft. Ihre Befürworter haben 
allerdings von vornherein erklärk: Was wir kun, das kun wir um des 
Vaterlandes willen, und wir beanſpruchen deshalb keinen Lohn für unſere 
Partei. Das war gewiß ſehr edelmülig, viel edelmütiger ſogar, als jemals 
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eine Klaſſe in ähnlicher Lage gehandelt hat; ſelbſt die Landwehren von 1813, 
io beſcheiden fie immer waren, beanſpruchken ihren Lohn in Forkſchritten 
der inneren Politik, als ſie gegen die napoleoniſche Fremdͤherrſchaft ins 
Feld ſtürmten. Darauf haben die bürgerlichen Klaſſen dann noch jahrzehnte- 
lang gepocht, bis Bismarck fie auf dem Vereinigten Landtag von 1847 be- 
lehrte, es heiße der Nakionalehre einen ſchlechken Dienſt erweiſen, wenn 
man annehme, daß die Gefahren, die dem Volke vom Ausland drohten, 
nicht hinreichend geweſen ſeien, ſein Blut in Wallung zu bringen und durch 
den Haß gegen die Fremdlinge alle anderen Gefühle überkäubt werden zu 
laſſen. Der ſtenographiſche Bericht über dieſe Sitzung des Vereinigten 
Landtags, der bekanntlich eine ſtändiſche, nichts weniger als liberale Körper 
ſchaft war, verzeichnet zu der eben angeführten Rede Bismarcks: »Großer 
Lärm. Mehrere Abgeordnete bitten ums Work.« Es erfolgten darauf heftige 
Prokeſte gegen die Auffaſſung Bismarcks, und außerhalb des Vereinigten 
Landtags krug ihm dieſe feine erſte öffentliche Rede den Ruf eines reak- 
fionären Stockjunkers ein, den er faſt zwanzig Jahre lang, bis zum Jahre 
1866, nicht wieder losgeworden iſt. 

Indeſſen die Zeiten ändern ſich, und die Menſchen ändern ſich mit ihnen. 
Der Standpunkt, den Bismarck 1847 im Vereinigten Landtag vertrat, war 
derſelbe, den die ſozialdemokratiſche Politik des 4. Auguſt vertritt: durch 
die vom Ausland her drohende Gefahr alle Forderungen der Partei über- 
käuben zu laſſen. Dieſe Opferfähigkeit hatte zur Folge, daß die Regierung 
nun doch den gar nicht begehrten Dank und Lohn verhieß, indem fie, wenn 
auch erſt nach geſchloſſenem Frieden, eine »Neuorientierung« der inneren 
Politik verſprach. Nach der Auffaſſung Bismarcks, die wir nicht zu ver⸗ 
treten haben, erwies fie damit der »Nakionalehre einen ſchlechten Dienſt«, 
aber fie wird ſich damit rechtfertigen, daß ihr Verſprechen unter einer 
zwar ſtillſchweigenden, aber doch ganz ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung 
gegeben worden ſei, unter der Vorausſeßung nämlich, daß auch nach dem 
Frieden »der Haß der Fremdlinge alle anderen Gefühle überkäuben« werde 
oder, wie es der Hamburger Redner ausdrückke, daß »unſere Radikalen 
keine Dummheiten machen« würden. 

Wir haben aber eben an einem ſchlagenden Beiſpiel geſehen, daß 
ſolcherlei Dummheiten zu machen« keineswegs ein privilegium odiosum 
der »Radikalen«, ſondern ein gemeinſames Pech aller derer iſt, die noch 
nicht die letzten ſozialdemokratiſchen Grundſätze in den Schornſtein ge- 
ſchrieben haben. Es gibt freilich einige wohlwollende Gemüter unter den 
Gegnern der Sozialdemokratie, die ihr nicht gerade einen feierlichen Wider- 
ruf ihrer bisherigen Grundſätze auferlegen wollen, ehe ſie in den Genuß der 
»Neuorientierung« gelangt; fie jagen etwa: Laſſe man fie doch noch ein 
wenig bellen, wenn fie nur über den Stock ſpringen. Aber dieſer nachfich- 
figen Männer find nur recht wenige; die ernſteren und ſtrengeren Denker 
verfrefen den Standpunkt der »Deufjchen Tageszeitung«: Entweder ganz 
oder gar nicht. Entweder kapifkuliert die Sozialdemokratie mit allen Fahnen 
oder ſie muß fich von wegen der »Neuorienkierung« den Mund 
wiſchen 

Auf der anderen Seite gibt es einzelne kühne Denker, die ſich in dieſe 
Lage der Dinge zu ſchicken wiſſen und in der Tat verlangen, daß die Sozial- 
demokrakie mit allen Fahnen und Waffen kapitulieren und ſich in Reih' 
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und Glied der »neuen Revolution« ftellen ſolle, der Bethmann Hollweg vor- 
anmarſicherk. Obgleich dieſer »blühendſte Blödſinn«, wie ein Parteiblaft den 
geiſtreichen Vorſchlag unhöflich genug nennt, in ſeiner Art Methode hal, 
ſo iſt er doch im allgemeinen von den Polikikern des 4. Auguſt zurück- 
gewieſen worden, und niemand wird ihnen verargen können, wenn ſie den 
Selbſtmord auf dem Schindanger verſchmähen. 

Dann bliebe ihnen noch die Möglichkeit, nach dem Ausbleiben der »Neu- 
orientierung«, die heute ſchon zum Kinderſpokt geworden iſt, in die alle 
Trauerharfe zu greifen, die nach den Befreiungskriegen bis zum Überdruß 
abgeſpielt wurde: daß nämlich den Volksmaſſen für die unendlichen Opfer 
an Gut und Blut, die fie bei der Rektung des Vakerlandes dargebracht 
hätten, mit Undank gelohnt worden ſei. Mit ſolchen weinerlichen Sen- 
timentalitäten kommt man aber, wie ja auch die deutſche Geſchichte in 
den zwanziger und dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts gezeigt hat, 
nichk um die Breite eines Skrohhalms vorwärks, und zudem iſt den Poli- 
kikern des 4. Auguſt auch dieſer melancholiſche Troſt in Tränen verjagt, da 
ſie ja feierlich erklärt haben, daß ſie nichts für die Partei begehrten, indem 
fie alles für das Vaterland opferken. Man würde zum Schaden noch den 
Spott haben, wenn man jetzt jagen wollte: Ja, ſo war's ja gar nicht gemeink! 

Endlich haftet die Möglichkeit, die Polikik des 4. Auguſt fortzuführen, 
noch an einem geſchichklichen Vergleich. Man jagt wohl: auch die deutſche 
Bourgeoiſie hat ihren Tag von Damaskus gehabt; auch fie hat im Jahre 1866 
ihren großen Umfall erlebt, und wenn dabei auch manche ihrer »Illuſionen⸗ 
zertrümmerk worden ſind, ſo iſt ſie durch ihn doch dick und fett geworden. Sie 
erkannte rechtzeitig, daß die Macht Bismarcks auf viel feſterem Grunde 
ſtand, als fie ſich in der Konflikkszeit eingebildet hatte, und war beſonnen 
genug, ſich in die Dinge zu ſchicken, wie ſie einmal lagen, wobei ſie denn 
recht gut gefahren iſt. 

In der Tak liegt der Vergleich zwiſchen den Jahren 1866 und 1914 recht 
nahe. Und es wäre ohne Zweifel oberflächlich, ihn dadurch zu erledigen, daß 
man darauf hinweiſen wollte, wie oft die »Nakionalmiſerablen« wegen ihrer 
Feigheit, ihrer Kurzſichtigkeit, ihres Wankelmuts gerade auch vom ſozial⸗ 
demokratiſchen Standpunkt aus verſpoktet worden ſind. Die enkſcheidende 
Frage iſt vielmehr, ob die Bourgeoiſie mit ihrer Rechtsſchwenkung im Jahre 
1866 ihrem hiſtoriſchen Weſen kreu geblieben iſt oder nicht. Und dieſe Frage 
wird ebenſo zu ihren Gunſten beantwortet werden müſſen, wie ſie, im Jahre 
1914 für das Proletariat geſtellt, zugunſten der Politik vom 4. Auguſt be- 
antwortet werden muß. j b 

Es gehörk zum innerſten Weſen der Bourgeoiſie, daß ſie ihre Kämpfe, 
ſobald es hark auf hark geht, nicht ſelbſt ausficht, ſondern durch andere 
Leute ausfechten läßt. Lange Zeit hat ihr das Prolekariat dieſen Gefallen 
erwieſen, um am Morgen des Sieges mit dem mageren Troſte verabſchiedet 
zu werden, es ſei genügend belohnt durch die Ehre, für die Bourgeoiſie ge- 
blutet zu haben, und nun könne es ſich krollen. So ging es 1789 in Paris 
nach dem Sturm auf die Baſtille; fo ging es 1848 in Berlin nach dem Barri— 
kadenkampf des 18. März; bei allem Wechſel von Ort und Zeit ſtimmken in 
faſt lächerlich gekreuem Worklaut die Abdankungsbefehle überein, die die 
Arbeiter erhielken, ſobald ſie den Sieg der Bourgeoiſie erkämpft hatten. 
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Das ging nun aber nur ſo lange, wie es ging. Die Pariſer Juniſchlacht 
des Jahres 1848 war das hiſtoriſche Ereignis, das der Bourgeoiſie die Hilfe 
des Proletariats bei ihren Enkſcheidungskämpfen verleidefe, Vor allem in 
Deutſchland, wo die Bourgeoiſie ſich verhältnismäßig langſam und ſpät und 
namentlich unter Umſtänden entwickelt halte, die ihr von vornherein einen 
anderen Helfer in der Not willkommener machten. In Deutkſchland war es 
aus den bekannten und oft dargelegten Gründen zu keinem nationalen Staat 
gekommen, und ſobald eine deutſche Bourgeoiſie enkſtand, die mit wachen 
Augen um ſich zu ſchauen begann, ſah ſie ſich dem öſterreichiſch-preußiſchen 
Dualismus gegenüber. Die Wahl konnke ihr inſofern nicht ſchwer fallen, als 
die induſtrielle Entwicklung ihre Hauptſchauplätze auf preußiſchem Boden 
hakte — mit der Ausnahme des Königreichs Sachſen — aber auch die 
Mittel- und Kleinſtaaken durch den Zollverein, den ihnen ihre finanziellen 
Nöte aufzwangen, in die ökonomiſche Inkereſſenſphäre des preußiſchen 
Staates gezogen wurden. 

So verwob ſich die preußiſche Hegemonie ſehr früh mit den Zukunfts- 
träumen der deuffchen Bourgeoifie. Man kann freilich nicht jagen, daß fie 
ſich aus jungfräulich-naiver Neigung in den preußiſchen Staak verliebt hätte, 
denn ſie wußke wohl, aus wie harkem Holze er geſchnitzt war, und ſie ver⸗ 
langfe auch, daß dieſer Kanadier ſich ein wenig mit Europens überkünchter 
Höflichkeit befreunden müſſe, ehe ſie ihm Herz und Hand ſchenke. Mitreden 
wollte fie in der Preſſe und ein wenig mithandeln auch im Parlament; wur- 
den dieſe beſcheidenen Anſprüche befriedigt, dann war ihre Wahl getroffen, 


und fie enkſchied ſich für die preußiſche Hegemonie als das kleinere von 


zwei Übeln. 

Aus dieſem Zuſammenhang erklärt ſich die ungewöhnliche Aufregung, 
die im Jahre 1840 der preußiſche Thronwechſel in ganz Deutſchland hervor- 
rief. Auf den alten König hate man längſt aufgegeben, irgendeine Hoff- 
nung zu ſetzen, aber von ſeinem Nachfolger verſprach man ſich um ſo mehr, 
als man ſeinen Widerwillen gegen die eingeroftete Bureaukrakenwirkſchaft 
ſeines Vakers kannke. Dabei lief nur das kleine Mißverſtändnis mik unker, 
daß Friedrich Wilhelm IV. nicht über dieſe Bureaukrakenwirkſchaft hin- 


aus, ſondern weit über fie zurück wollte, mitten in die feudale Herrlichkeit 


des Mittelalters, 
Immerhin dauerken die Flitterwochen einige Zeit, wenigſtens bis die 


letzte Hoffnung geſchwunden war. Das Auf und Ab kann man am beſten 


in der »Rheiniſchen Zeikung« ſtudieren, der erſten wirklichen Zeikung, die 
ſich die deutſche Bourgeoiſie ſchuf. Für die verhältnismäßig noch große 
Schwäche dieſer Klaſſe iſt bezeichnend, daß die Zahl der Abonnenten binnen 
der erſten drei Quartale ihres Erſcheinens nicht über 885 hinauskam; im 


vierken Quarkal, wo Marx die leitende Redaktion übernommen hatte, ſtieg 


ſie auf 1820, und erſt im fünften und letzten Quarkal, bereits unter dem 
Damolklesſchwert des endgültigen Verbots, auf 3400. 


Die »jubverfiven Tendenzen«, wegen deren die Zeitung abgewürgk wurde, 


beſtanden in der Tat in dem Bekennknis zur preußiſchen Hegemonie. Die 


Meldung des preußiſchen Gefandten in Paris, daß die Zeikung durch fran- 
zöſiſches Geld unkerhalten werde, war ſo unſinnig, daß ſie auch bei den 
Berliner Winiſtern keinen Glauben fand. Aber die preußenfreundliche 
Tendenz der Zeitung, an der ſich nun einmal nichts deukeln ließ, wurde 
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dennoch vom König, der aus feinen miftelalterlihen Anſchauungen heraus 
die modernen Tendenzen des Blattes witterte, peinlich empfunden. 

Im Kölner Stadtarchiv hat ſich noch in Marxens Handſchrift ein Prokeſt 
der Zeitung gegen die Verfolgungen der Regierung erhalten, worin durch 
alle Ironie hindurch doch ernſthaft genug auf Preußens führende Stellung 
in Deutſchland hingewieſen wird. Es heißt in dieſem Schriftſtück: Die 
Tendenz eines Blattes dürfe nicht bloß ein geſinnungsloſes Amalgam von 
trockenen Referaten und niedrigen Lobhudeleien ſein; es müſſe mit einer, 
eines edlen Zweckes bewußten Kritik die ſtaatlichen Einrichtungen und Ver- 
hältniſſe beleuchten, wie es die jüngſt erlaſſene mildere Zenſurinſtrukkion 
und auch die anderwärts oft geäußerken Anfichten des Königs forderten. 
Auch in Zukunft wolle die Zeitung, ſoviel an ihr läge, den Weg des Fork— 
ſchritts bahnen helfen, auf dem Preußen gegenwärtig dem übrigen Deutſch- 
land vorausgehe. Wie könnte ein Blatt mit ſolcher Tendenz im Rheinland 
franzöſiſche Sympathien und Ideen verbreiten wollen? Gerade das Gegen— 
teil ſei der Fall: die Zeitung betrachte es als ihre Aufgabe, in der Provinz, 
wo fie erſcheine, die Blicke auf Deukſchland zu lenken und hier ſtakk eines 
franzöſiſchen einen deuffchen Liberalismus hervorzurufen, was der Regie- 
rung Friedrich Wilhelms IV. gewiß nicht unangenehm ſein werde. Auch 
ſei in ihren Spalten ſtets darauf verwieſen worden, daß von der Entwick- 
lung Preußens die Entwicklung des übrigen Deukſchlands abhänge. Neben 
ihren polemiſchen Artikeln gegen die ankipreußiſchen Beſtrebungen der 
»Augsburger Allgemeinen Zeikung« und neben ihrer Agikakion für die 
Ausdehnung des Zollvereins auf das nordweſtliche Deukſchland, zeigten ſich 
ihre preußiſchen Sympathien vor allem in ffeten Hinweiſen auf norddeutſche 
Wiſſenſchaft im Gegenſaß zu der Oberflächlichkeit der franzöſiſchen und 
auch der ſüddeukſchen Theorien. Die Zeitung ſei das »erſte rheiniſche und 
überhaupt ſüddeutſche Blakt«, das hier den norddeukſchen Geiſt einführe und 
damit zu der geiſtigen Einigung der gekrennken Stämme beifrage. 

Dieſe Eingabe hatte jo wenig eine Wirkung wie alle anderen Be- 
mühungen, die Zeitung am Leben zu erhalten. Marx machte nakürlich nur 
io weik mit, als möglich war, ohne der Tendenz der Zeikung ekwas zu ver- 
geben; als ihre Aktionäre ſich enkſchloſſen, durch eine Abſchwächung der 
Tendenz die Gnade der Regierung zu erlangen, ſchied Marx aus der Re- 
dakkion aus, worauf ſelbſt der Zenſor für die Zeitung um Gnade bat, da fie 
ihre fähigſte und gefährlichſte Kraft verloren habe. Aber es war alles ver- 
gebens; die preußiſche Regierung ſtieß brüsk die Hand zurück, die ihr die 
Bourgeoiſie bot; am 31. März 1843 mußte die »Rheiniſche Zeikung« ihr Er- 
ſcheinen einſtellen. 

So wurde die deuffhe Bourgeoiſie gezwungen, die Hoffnungen einſt⸗ 
weilen zu verabſchieden, die fie auf die preußiſche Regierung geſeßt hakte. 
Ihre prakkiſchen Köpfe konnten ſich der Einſicht nicht entziehen, die ihnen 
gewaltſam aufgedrängt wurde, daß es mit dem »deukſchen Berufe« des 
preußiſchen Staafes einſtweilen nichts fei. Dieſer »Beruf« blieb höchſtens 
noch eine profeſſorale Spielerei, die nicht viel hinter ſich hakke, ſelbſt nicht 
bei einem Manne wie Gervinus, der die preußiſche Hegemonie in den vier- 
ziger Jahren verkrat, um ſie bis aufs Meſſer zu bekämpfen, als ſie zwanzig 
Jahre ſpäter eine geſchichtliche Tatkſache wurde. Was die Geſchäfksmänner der 
Bourgeoiſie noch beſonders erbitterke, war die Takſache, daß die preußiſche 
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Regierung obendrein mit dem Prolefariaf kokektierte, um der Bourgeoiſie 
den Daumen aufs Auge zu drücken. Es war zwar nichk viel los mit dieſer 
Kokekkerie, wie fie namentlich der junge Hermann Wagener in dem »Abei- 
niſchen Beobachker« bekrieb, aber der böſe Wille war doch nicht zu ver- 
kennen, und er fiel der Bourgeoiſie immerhin auf die Nerven. f 

Sie faßte ſich jedoch und beſchloß, die Regierung kirre zu machen mit 
der ihr eigentümlichen Waffe, indem fie ihr die Geldquellen abfchniff. Die 
Regierung hatte ſich ſchon im Jahre 1820 den Staatsgläubigern verpflichtet, 
keine neuen Anleihen ohne die Bürgſchaft von Reichsſtänden aufzunehmen; 
gezwungen durch die drängende Finanznok, hakte fie im Jahre 1847 als ſolche 
»Reichsitände« den Vereinigten Landtag einberufen, der aus den Landtagen 
der acht preußiſchen Provinzen zuſammengeſetzt und, wie ſchon gejagt wurde, 
eine feudalſtändiſche Körperſchaft war. Aber die Vertreter der Städte, das 
heißt die Bourgeoiſie, hatten auf ihm das Übergewicht, da fie die Bauern 
hinter ſich haften und auf einen Teil des Adels rechnen konnten, der durch 
feine agrariſch-induſtrielle Warenprodukkion in die bürgerliche Inkereſſen⸗ 
ſphäre gedrängt wurde. Die damalige Bourgeoiſie hakte es damit in der 
Hand, das Vaterland vor dem Bankerokt zu errekten, aber fie ließ durch 
ihren Vorkämpfer Hanſemann erklären, daß »in Geldſachen die Gemüt- 
lichkeit aufhöre«, und verweigerte jeden Pfennig, bis dem Vereinigten 
Landtag, dieſem bloßen Scheinding von »Reichsſtänden«, die Rechte einer 
wirklichen Volksverkrekung geſicherk ſein würden. 

Hanſemanns geflügeltes Wort iſt im Volksmund immer noch lebendig, 
aber in den Kreiſen höherer ſtaaksmänniſcher Einſicht ſcheint es nicht mehr 
recht verſtanden zu werden. Es verlohnk ſich deshalb wohl, einen Augenblick 
bei den Umſtänden zu verweilen, unter denen es geſprochen wurde. Es han- 
delte ſich um die Bewilligung von einigen zwanzig Willionen Talern für den 
Bau der Oſtbahn, der ſchon begonnen hatte und gleichermaßen aus milifä- 
riſchen wie volkswirkſchaftlichen Gründen eine Lebensfrage für den preußi- 
ſchen Staat im allgemeinen wie für die Provinz Preußen im beſonderen 
war. Gleichwohl ſtimmken von den Verkrekern dieſer Provinz nur 18 für 
die Bewilligung der Anleihe, 65 aber dagegen, eben um die Regierung zur 
Bewilligung konſtikutioneller Rechte zu zwingen oder wie es der oſtpreu⸗ 
ßiſche Edelmann v. Auerswald etwas palhekiſch ausdrückte: »Wenn ich auch 
alle Hütten meines Landes durch die Bewilligung des Anlehens zu 
Schlöſſer verwandeln könnte, fo würde ich in dem Glauben, daß mit 
leichkem und ruhigem Gewiſſen es ſich glücklicher und behaglicher in einer 
Hütte als mit einem beſchwerten im Palaſt ſelbſt wohnen läßt, dagegen 
ſtimmen.« Gegen Auerswald und Hanſemann machte dann freilich ſchon Bis- 
marck den Standpunkt geltend, der heute in den Kreiſen der höheren 
ſtaatsmänniſchen Einſicht vorherrſcht, indem er »mit dem Namen der Er- 
preſſung brandmarkte«, Klaſſenintereſſen zu verfreten, wo es das Wohl des 
Vaterlandes gelte, aber in jener zurückgebliebenen Zeit erregte er damit 
nur das »lauke Murren« der Verſammlung und drückke nur ein Siegel 
mehr auf feinen Ruf, ein unverbeſſerlicher Reakkionär zu ſein. 

Kurzum, der Vereinigte Landtag verweigerte die geforderke Anleihe, und 
der Bau der Oſtbahn blieb drei Jahre lang liegen. Aber die Kur der Bour- 
geoiſie ſchlug ganz gut an; es war noch lange kein Jahr ſeit dem Schluß des 
Vereinigken Landtags verfloſſen, als der König ſich enkſchloß, ihm zunächſt 
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die dringendſte und oberſte ſeiner Forderungen zu gewähren, nämlich die 
periodiſche Einberufung. Dieſer erſte Erfolg ihrer Methode, die Regierung 
bei langſamem Feuer zu braten, hätte der Bourgeoiſie einſtweilen vermutlich 
genügt, jedoch ehe fie ſich darüber äußern konnte, warf fie der Aufſtand des 
18. März wider ihr Erwarten und weit über ihr Hoffen und Wünſchen hin- 
aus unmittelbar an das Ruder des Staates. 


II. 


Nach dem 18. März hakte ſich die Bourgeoiſie zu entſcheiden, ob ſie, 
geſtützt auf das Prolekariat, die hiſtoriſchen Mächte des alten Preußens, 
Königtum und Adel, niederhalten, oder ob ſie unter Opferung der Arbeiter, 
die ihren Sieg erkämpft haften, ſich vom Königkum und Adel einen be— 
ſcheidenen Anteil am Regiment erbekkeln und erſchmeicheln wollte. 

Es iſt bekannt, wie fie ſich entſchieden hat. Ihre Enkſcheidung iſt oft ge- 
nug ſehr bitter und hart beurkeilt worden, und vom Standpunkt des hiſto⸗ 
riſchen Fortſchritts auch mit vollem Recht. Allein fo verdammenswertk immer 
ihr Verrat am Proletariat ſein mochte, jo darf man nicht verkennen, daß 
fie an ihrem urſprünglichen hiſtoriſchen Programm feſthielt, an der Hege- 
monie des preußiſchen Staates, und daß ihr dies Programm nach den 
Pariſer Junikämpfen von 1848 doppelt ans Herz gewachſen ſein mußte. 

Es war ein Bruch mit allen preußiſchen Überlieferungen, als Camp- 
haufen und Hanſemann, ein paar rheiniſche Kaufleute, die nie im Staats- 
dienſte geſtanden haften, die führenden Winiſterſtellen erhielten. Weder 
am Adel noch am Königtum, weder an der Bureaukrakie noch am Heere 
haften ſie den geringſten Halt, vielmehr von all dieſen durch den 18. März 
zwar ſchwer gedemütigten, aber noch keineswegs gebrochenen Mächten des 
alten Preußens auf Schritt und Tritt den harknäckigſten Widerſtand zu er- 
warten. Was fie ſelbſt zwar noch nicht hinter ſich halten, aber doch haben 
konnken, waren die Volksmaſſen, deren Erregung immer noch in hohen 
Wellen ging. Jedoch das Heilmittel erſchien ihnen ſchrecklicher als das Übel. 
»Die hohe Bourgeoiſie, von jeher ankirevolukionär, ſchloß aus Furcht vor 
dem Volke, das heißt vor den Arbeikern und der demokrafifchen Bürger— 
ſchaft, ein Schutz- und Trutzbündnis mit der Reakkion.« Das geſchah ſchon 
vor den Pariſer Junikagen und nun vollends nach ihnen! 

Bei dem Schutz- und Trutzbündnis mit der Reaktion machte die Bour— 
geoiſie die üblen Erfahrungen, die fie nach Lage der gegenſeikigen Machk⸗ 
verhältniſſe machen mußte; je kärglicher fie ihre Anſprüche bemaß, um jo 
rückſichtsloſer wurde fie damit abgewieſen. Schließlich erwies fie ſich nicht 
einmal fähig, den ſich von Tag zu Tag ſteigernden Herausforderungen des 
Offizierkorps an die neue Ordnung der Dinge mik einer plakoniſchen Er- 
mahnung zur Ruhe enfgegenzufreten, und ſtolperke darüber zum Minifte- 
rium hinaus. 

Es würde zu weit führen, an dieſer Stelle zu unterſuchen, ob fähigere 
Vertreter der Bourgeoiſie, als Camphauſen und Hanſemann waren, die 
Sache beſſer gemacht hätten. Ein Genie war weder der eine noch der andere, 
und es machk mitunter einen erbarmungswürdigen Eindruck, zu ſehen, wie 
ſie ſich über den Löffel haben barbieren laſſen. Aber ſchließlich kommt es 
darauf gar nicht an; im Weſen der Sache hätte an ihrer Stelle ein Mirabeau 
— den übrigens auch nur ein rechtzeitiger Tod vor einer gänzlichen Abwirt— 
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ſchaftung gerettet hat — es auch nicht beſſer gemacht oder vielmehr nicht 
beſſer machen können. 

Man erkennt es deutlich genug, wenn man einen Blick auf die Frank- 
furter Nationalverſammlung wirft. In ihr herrſchte das mittel- und jüd- 
deulſche Element vor; von der Befangenheit der Camphauſen und Hanje- 
mann, die einmal preußiſche Staatsangehörige waren und dann vom Rhein 
her ſchon das Prolefariat genau kannten, waren die Gagern und Konſorten 
im allgemeinen frei. In der Tat, als bald nach Eröffnung des Frankfurter 
Parlamenks ein preußiſcher Abgeordneter beantragte, die proviſoriſche Zen- 
kralgewalt auf den König von Preußen zu überkragen, ankworkeke ihm ein 
allgemeines Hohngelächker, und ein öſterreichiſcher Abgeordneter forderke, 
es ſolle ausdrücklich im Protokoll vermerkt werden, daß dieſer kurioſe An- 
frag nicht einmal die geſchäftsordnungsmäßig erforderliche Unterſtüßung 
von zwanzig Skimmen gefunden habe. Aber die innere Logik der Dinge ließ 
ihrer nicht ſpotten, und es war noch kein Jahr vergangen, als die Frank- 
furker Nakionalverſammlung ſich aus der Sackgaſſe, in die fie ſich verlaufen 
hatte, nicht anders zu retten wußte, als dadurch, daß fie dem König von 
Preußen die deutſche Kaiſerkrone anbok. ö 

Sie erntete von ihm dasſelbe Hohngelächker, womit fie vor Jahr und 
Tag den Vorſchlag begrüßt hakte, ihm die proviſoriſche Zentralgewalt an⸗ 
zuverkrauen; mit verächtlicher Gebärde wies der romankiſche König den 
»imaginären Reif« zurück, der aus »Dreck und Leiten« gebacken ſei. Aber nun 
machte ſich auch auf dieſer Seite die innere Logik der Dinge geltend. Nach- 
gerade dämmerke die Erkennknis auf, daß die Hegemonie über Deutſchland 
— und auf fie drängten den preußiſchen Staak ſeine Lebensinkereſſen — 
nicht anders mehr zu haben ſei, als durch die Bourgeoiſie, die ſich zudem in 
den Skürmen der Revolution als recht zahmes Haustier bewährt hakte. Der 
General v. Radowitz, ein geſcheiter Junker, von dem ſelbſt die »Neue 
Rheiniſche Zeitung« mit einem gewiſſen Reſpekk ſprach, kapierke den Zuſam⸗ 
menhang zuerſt, vorläufig unter wükendem Widerſpruch der oſtelbiſchen Jun- 
ker, unter denen Bismarck »den großen Magier« am bitterſten bekämpfte und 
haßte; Radowitz war ohnehin kein eigentlicher Oſtelbier, erſt fein Groß- 
vater war als ungariſcher Kriegsgefangener im Siebenjährigen Kriege nach 
Deutichland verſchlagen worden. 

Es gelang ihm, einen Verſuch mit der »Löſung der deutſchen Frage« in 
prolekariſchem Sinne zu machen. Für dieſen Zweck ſpannte er drei Stränge 
auf einen Bogen: einmal den ſehr ſtarken Einfluß, den er als alter Jugend⸗ 
freund und geiſtreich ſpielender Kopf auf den König hakte, dann die Angſt 
der deuffchen Mittel- und Kleinſtaaten vor der immer noch revolutionären 
Bewegung der Maſſen, die er durch preußiſche Bajonekte niederzuwerfen 
verhieß, endlich auf die Genügſamkeit der deutſchen Bourgeoiſie, die ſich 
zufrieden geben würde, wenn ihr einige elende Brocken aus der von der 
Frankfurter Nationalverfammlung beſchloſſenen Reichsverfaſſung hinge 
worfen würden, etwa eine Volksverkrekung, aber nicht gewählt, wie in 
Frankfurt beſchloſſen worden war, auf Grund des allgemeinen Wahlrechts, 
ſondern des Dreiklaſſenſyſtems, das für dieſen erhabenen Zweck erfunden 
und erſt ſpäter im preußiſchen Staat okkroyierk wurde. 

In den beiden erſten Punkten hakte Radowitz die Rechnung ohne den 
Wirt gemacht. Unter dem Druck der altpreußiſch-konſervakiven Partei ließ 
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der König ihn fallen, und die Mittel- und Kleinſtaaken nahmen die Nieder- 
werfung der Aufſtände in Dresden, in der Pfalz, in Baden uſw. durch 
preußiſche Truppen zwar gerne an, aber ſobald ſie ſich in Sicherheit fühlten, 
feßten ſie der preußiſchen Hegemonie den Stuhl vor die Tür. Um jo über- 
ſchwenglicher erfüllten ſich die Erwarkungen, die Radowitz auf die Bour- 
geoiſie geſetzt hatte. Bereits Ende Juni 1849 — ein Vierkeljahr, nachdem ſie 
ſich in Frankfurt durch einen feierlichen Rütliſchwur verpflichtet haften, von 
der dort beſchloſſenen Verfaſſung ſich kein Tüttelchen abdingen zu laſſen — 
verſammelten ſich in Gotha 142 Mitglieder der Frankfurter Kaiſerpartkei, 
darunter ihre namhafteſten Mitglieder, und erklärten ſich bereit, ſich mit 
dem zu beſcheiden, was ihnen Radowitz bot, einſchließlich der Oreiklaſſenwahl. 

Es war ein Ab- und Umfall, der eine Fülle von Hohn und Spott über 
die »Gothaer« herabzog. Man warf ihnen vor, ſich nicht mit dem Workbruch 
begnügt, ſondern einen prinzipiellen Verrat unter Spekulation auf Halb- 
heit, Schwäche und Feigheit organiſiert zu haben. Selbſt die »National- 
zeitung«, das angeſehenſte Blatt der preußiſchen Bourgeoiſie, ſchrieb im 
Auguſt 1849, die Gothaer hätten ſich von der Reaktion bekäuben, verblenden 
und ins Schlepptau nehmen laſſen, unſelbſtändig, ſchwach, in diplomakiſch 
fein ſollenden Wendungen ewig ſich drehend und beugend, ihre Grundſätze 
verleugnend, heute preisgebend, was ſie geſtern hochgeprieſen, ohne den 
Mut freier Männer, die einen Willen haben und ihn ausſprechen und aus- 
führen, wenn auch die Welk voll Teufel wär. 

Mit dieſer Schußtruppe konnte Radowitz fein Programm nicht durch- 
führen gegenüber der Abſage des Königs, dem Widerſtand der Wittelſtaaken 
und Sſterreichs und endlich dem drohenden Einſpruch Rußlands. Als er 
enklaſſen worden war, ſchrieb Bismarck jubelnd an ſeinen Freund Wagener: 
»Ich bin vor Freuden auf meinem Stuhl rund um den Tiſch geritten, und 
manche Flaſche Sekt iſt auf die Geſundheik des Herrn v. Nadowitz ge- 
frunken; zum erſten Male fühlt man Dank gegen ihn und wünſcht ihm ohne 
Groll glückliche Reije.« | 

Ein halbes Menſchenalker ſpäker — und Bismarck führte das Pro- 
gramm der Gothaer aus, während die »Nakionalzeikung« fie als die »Edel- 
ſten und Beſten« des Volkes verherrlichte. 


T 


| Georg Horn. 
Zu ſeinem fünfundſiebzigſten Geburtstag. 
Von Edmund Fiſcher. 


Die kapitaliſtiſche Produkktionsweiſe hat kaum in einem anderen Be— 
rufszweig den Leidensweg der Arbeiter ſo furchtbar, ſo unmenſchlich ge— 
ſtaltet, als wie in der Glasinduſtrie. Aus den nicht ſelten in einſamer Gegend 
liegenden kleinen Glashütten haben ſich in einer relativ kurzen Zeit große 
kapikaliſtiſche Betriebe entwickelt mit Hunderten und Tauſenden von Ar- 
beitern. Der Großbekrieb hal aber auch die Arbeitsverhältniſſe der alten 
Glashütten, die von jeher die denkbar ſchlechteſten waren, nicht nur bei- 
behalten, ſondern fie zu einer wahren Hölle geſtaltel. In einem meiſt nied- 
rigen und räumlich beſchränkten Sparrenwerk, deſſen einzige Venkilakion 
einige Lucken an den Seiten und auf dem Dache bildeten und deſſen Fuß— 
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boden im günffigften Falle mit Lehm ausgeſchlagen war, in heißen, rauchigen 
und ſtaubigen Räumen arbeikeken ſeit Jahrhunderten die Glasmacher von 
früheſter Jugend an viele Stunden des Tages und der Nacht, Sonntags wie 
wochenkags. Der Großbetrieb brachte zunächſt keine andere Anderung als 
die, daß an die Stelle der alken Hüfte maſſive Gebäude kraken, in denen die 
Hitze noch unerträglicher und die mit Staub, Ruß und Arſenik geſchwän⸗ 
gerte Luft noch unheilvoller wurde, während gleichzeitig die Arbeit ſich in- 
tenfiver, geſundheitzerrüttender geftaltefe und die Frauen- und Kinderarbeit 
ſich ausbreitete. Nach den Erhebungen des Gewerbeinſpekkors für die preu- 
ßiſche Provinz Schleſien im Jahre 1876 waren von 2085 Glasarbeitern in 
45 ſchleſiſchen Glashütten 386 unter 14 Jahre alt, 312 ſtanden im Alter 
zwiſchen 14 und 16 Jahren. Von 416 dieſer Arbeiter konnten nähere Er- 
miftlungen gemacht werden, wonach auf die Hüfte gekommen waren: 
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Mehr als 200 Arbeiter waren alſo ſchon vor dem vollendeten elften 
Lebensjahr auf die Hükte gekommen. 

Die Arbeit in einer Glashütte und deren Folgen hat der Gewerbe- 
hygieniker Profeſſor Dr. Hirt in feinem im Jahre 1871 in Breslau er- 
ſchienenen Werke über die Staubinhalations krankheiten der Arbeiter wie 
folgk geſchilderk: 

Die Atmofphäre (in den Skampfwerken) iſt erfüllt von dichtem, faſt undurchſich⸗ 
figem Staube, der den Ungewöhnten noch mehr als den längere Zeit darin ver- 
weilenden Arbeiter beläftigt. Die Gegenſtände find dicht mit einer Staubſchicht be- 
deckt, und ſchon nach wenigen Minuten ſpürk man den fadeerdigen Geſchmack auf 
der Zunge. Huſtenreiz kritt meiſt erſt fpäter ein, während die Sehorgane ſehr bald 
affiziert werden. Unkerſucht man den Staub mikroſkopiſch, jo findet man all jene 
der angegebenen Materialien (Quarz, Braunſtein, Arſen, Feldſpat, Kalk, Gal- 
peter, Glasbrocken, gebrannten und ungebrannken Ton uſw.) eigentümliche Form⸗ 
elemente, welche überwiegend eckige, ſpitzige Geftaltung zeigen und den Staub zu 
einem ſehr gefährlich wirkenden machen. Nur felten findet man in den Gfampf- 
werken halbwegs geſunde Leute, und die wenigen, welche mik einem mehr oder 
weniger heftigen Bronchialkakarrh davonkommen, verdanken das der bejchleu- 
nigten Ablöſung reipektive Entfernung von der gefährlichen Arbeit; Individuen, 
die länger als ſechs Wochen dabei bleiben, haben gewöhnlich lange zu kun, ehe ſie 
wieder leidlich geſund werden, die meiſten fragen bleibende Nachteile davon. 


Von den Glasſchleifern wird berichtet, daß fie »in einigen von ihnen 
okkupierken Gegenden ein recht jämmerlicher Menſchenſchlag geworden 
ſind, die nicht bloß ſelbſt immer an Krankheiten zu leiden haben, ſondern die 
auch größtenteils kranke und elende, kaum lebensfähige Kinder erzeugen. 
Lungenſchwindſucht, Rheumatismus, Herzkrankheiten, Nervenenkzün⸗ 
dungen bilden die häufigſten Krankheiten der Glasarbeiter. Die Glasbläſer 
leiden viel an Augenerkrankungen, an chroniſchem Magenkakarrh uſw. 
Ganz furchkbar war die Krankheit, die die Arbeiter und Arbeiterinnen in 
der Queckſilberbelege der Fürther Spiegelinduſtrie befiel. Sie begann 
mit Verdauungsſtörungen, Zittern der Glieder, Herzklopfen mit abwechſeln⸗ 
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der Stockung der Herztätigkeit und Schwindelanfällen. Erfolgte nicht bald 
die völlige Aufgabe der Arbeit, ſo krat eine geiſtige und körperliche Zer- 
rüttung der Kräfte ein. Die Knochen wurden allmählich ſo morſch, daß ſie 
bei efwaigem Hinfallen der Kranken zerbrachen wie Skücke morſchen Holzes. 

Für dieſe ſchwere und ungeſunde Arbeit wurden geradezu jammervolle 
Löhne bezahlk. Selbſt bei aufreibendſter Akkordarbeit verdienten die Ar- 
beiter in den Fabriken nur 12 bis 20 Mark die Woche. Die gleichförmigen, 
rußgeſchwärzken Werkhäufer dicht bei den Fabrikgebäuden, in denen die 
Arbeiter der meiſten großen Glashükken wohnen mußten, verrieten ſchon 
durch ihr Außeres das kroſtloſe Elend, das ſie bargen. Sie waren aber auch 
für die Unternehmer ein wirkſames Mikkel, die Arbeiter zu ihren Hörigen 
zu machen. Um dem ſteken Arbeikermangel abzuhelfen und vor allem auch, 
um die Löhne niedrig halten zu können, waren in allen Ländern Europas 
mit niederer Kulkur ununkerbrochen Agenten tätig, welche die Glashütten 
mit billigen Arbeitskräften verſorgken. Faſt käglich kamen auf den großen 
Glashütten ganze »Wagenladungen« von Arbeiterfamilien an, und käglich 
wanderken auch Familien wieder fork. Die Elendsbilder, die ſich hier dem, 
Beſchauer boken, können nur in Vergleich geftellt werden mit den ergrei- 
fendſten Schilderungen der Kriegsberichterſtakker über das Leben der Arm- 
ſten der Armen und der Flüchklinge in dem beſezten Polen. Vor zwanzig 
Jahren noch wurde in Dresden feſtgeſtellt, daß in den Werkhäuſern der 
Siemensſchen Glasfabrik viele der neu angeworbenen Familien keinerlei 
Möbel, keine Betten beſaßen. Sie ſchliefen auf Stroh, und ihren Tiſch bildete 
eine ausgehängke Stubenkür, die über zwei Holzböcke gelegt wurde. 
Schwindſüchtige Männer, ſchwangere Frauen, bleichſüchtige Kinder hauſten 
dicht beiſammen in einer ſchmußigen Skube, erbärmlicher oft als das Vieh 
im Stalle. Das Elend von ganz Europa fand einen Sammelpunkt in mehr 
als einer der großen Glashükten Deukſchlands. 

Daß dieſe vom Elend niedergedrückken und von der Hungerpeitſche eines 
rückſichtsloſen Unternehmerfums im Zaum gehaltenen Arbeiter, die ohne 
weiteres mit Frau und Kindern auf die Skraße geſetzt, dem Hunger über- 
liefert wurden, wenn fie es wagten, eine Arbeikerverſammlung zu be- 
ſuchen, die letzten von allen deutſchen Berufsarbeitern waren, bei denen der 
Organiſationsgedanke gezündet hat, kann nicht wundernehmen. Sie zu 
organifieren zum zähen Kampfe für eine beſſere Lebenslage, war eine Riejen- 
arbeit, zu einem weſenklichen Teile das Lebenswerk des Glasarbeiters 
Georg Horn, der am 30. Auguſt nun ein Alter von fünfundſiebzig 
Jahren erreicht und auf eine fünfzigjährige erfolgreiche Wirkſamkeit in der 
Arbeiterbewegung zurückblicken kann. 

Georg Horn, am 30. Auguſt 1841 in Fabrikſchleichach (Unterfranken) ge- 
boren, traf im Jahre 1867 in Kreuznach der Gruppe der Laſſalleaner bei und 
begann in demſelben Jahre in Dresden, wohin er mittlerweile gezogen war, 
ſeine Aufrüktelungsarbeitk unker den Glasarbeikern. Er gründete zunächſt 
eine Krankenkaſſe für die Glasarbeiter, war im Jahre 1873 der Leiter des 
erſten und ſiegreichen Glasarbeiterſtreiks und konnke am 19. September 1875, 
als einen neuen Erfolg ſeines Wirkens, im Waldſchlößchen-Reſtaurank in 
Dresden den erſten deutſchen Glasarbeiterkongreß eröffnen, der die Grün⸗ 
dung des »Allgemeinen Glaskünſtlerbundes Deutichlands« beſchloß. Zwei 
Jahre ſpäker, am 30. Juni 1877, erſchien auch das erſte Verbandsorgan, die 
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»Neue Glashükte«, von Horn redigierf. Bund und Organ fielen aber ſchon 
im Jahre 1878 dem Sozialiſtengeſez zum Opfer, und es bildeten ſich nun 
kleine örtliche Glasarbeiterfachvereine, bis, nach dem Falle des Sozialiſten- 
geſeßes, am 1. Oktober 1890 der Verband der Glasarbeiter mit 243 Mit- 
gliedern ins Leben kreten konnte. Bereits am 6. September 1885 hakte 
Horn aus feinen eignen Mitteln den »Fachgenoſſen« erſcheinen laſſen, der 
noch heuke das Organ des Verbandes der Glasarbeiter und arbeiterinnen 
iſt und bis vor wenigen Jahren von Horn redigiert und auch (als ſein Eigen- 
kum) herausgegeben wurde. 

Wie ſchwer es hielt, die Glasarbeiter zu organifieren, geht daraus her- 
vor, daß der Verband im Jahre 1904, nach einer fünfzehnjährigen Agita- 
tion, erſt 7557 Mitglieder gewonnen hatte. Wo eine Verſammlung jtatt- 
finden ſollte, da erhielten die Glasmacher ſtets eine »Warnung«, ähnlich der 
nachſtehenden: | 

Wem daran gelegen iſt, auf unſeren Werken auch in Zukunft zu bleiben, der 
muß der heufigen ſozialdemokratiſchen Verſammlung bei Brenner, in welcher der 
Agitator Horn gegen uns aufhetzen will, fernbleiben. 

Eine fernere Beſchäftigung iſt für alle, die der Verſammlung beiwohnen, ab- 
folut ausgeſchloſſen. 

Kreuznach, den 16. Juli 1893. Kreuznacher Glashütte. 


Auch die Polizei und die Gerichte ſuchken die Bewegung einzudämmen, 
und Horn mußte wegen ſeiner Kritiken an den Zuſtänden in den Glas- 
hütten 25 Monate im Gefängnis ſchmachten. Trotz alledem konnte ſich der 
Verband zwar langſam, aber ſtekig in die Höhe arbeiten. Er hatte im Jahre 
1913 eine Mitgliederzahl von 19 312 zu verzeichnen, bis zum Jahre 1914, 
im fünfundzwanzigſten Jahre feines Beſtehens, 4 651 848 Mark Einnahmen, 
981 808 Mark an Arbeitsloſenunkerſtützung, 1 556627 Mark an Streik⸗ 
unkerſtützung, 113 243 Mark an Gemaßregeltenunkerſtüzung und auch große 
Summen für andere Unkerſtüßungszwecke aufgewendet. Er hal eine Verkür⸗ 
zung der Arbeitszeit, Erhöhung der Löhne, eine beſſere Behandlung der Ar- 
beiter und viele Verbeſſerungen der fanitären Zuſtände in den Hütten er- 

kämpft, immer unter der Führung von Georg Horn. 

Auch im Reichstag, dem Horn ſeit einundzwanzig Jahren ununter- 
brochen als Verkreker des ſechſten ſächſiſchen Reichskagswahlkreiſes (Dres- 
den-Land) angehörk — er war auch viele Jahre kommunalpolitiſch tätig, und 
von 1890 bis 1896 war er Mitglied des Sächſiſchen Landkags —, hat Horn feine 
ſpezielle Tätigkeit der Verbeſſerung der Lage der Glasarbeiter gewidmek. 
Er iſt gewiß nicht das, was man einen »großen Redner« nennt. Aber nur 
ſehr wenige Reichskagsabgeordnete dürften mit ihren Reden direkt fo viele 
praktiſche Erfolge erzielt haben als wie Georg Horn! Die Zuſtände in den 
Glasfabriken waren jo himmelſchreiend, und Horns reiches Material bildete 
ſtets eine jo wuchtige Anklage, daß Poſadowſky — der ſich in der Regel 
dicht neben Horn ſtellte, jo oft dieſer an das Rednerpulk krak, um ihm auf- 
merkſam zuzuhören — nichk nur immer ein ſoforkiges Eingreifen verſprach, 
ſondern auch meiſtens veranlaßte. Zaft alle Erlaſſe, Geſezesbeſtimmungen 
und anderen die Glasinduſtrie betreffenden ſozialpolitiſchen Maßnahmen 
der letzten 20 Jahre find auf die Kritiken Horns im Reichstag hin erfolgt. 

Die Leiden und Kämpfe der Glasarbeifer, die Horn in feinem im Ge— 
fängnis geſchriebenen Buche »Die Geſchichte der Glasinduſtrie und ihre Ar- 
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beiter fchildert, finden in ihm eine Verkörperung wie in keinem anderen. 
Mit großer Genugtuung kann nun aber auch der Fünfundſiebzigjährige — 
immer noch rüſtig und kampfesgemut! — auf fein Lebenswerk zurückblicken. 


Vom Perſönlichen zum Sachlichen. 
Von Heinrich Schulz. 


Die Beſprechung des neueſten Buches von Paul Lenſch durch Karl Kaufsky 
verrät ſchon in der Überſchrift ihr ganzes Weſen: fie ift das Gegenkeil einer ſach- 
lichen Würdigung. Kauksky macht nicht einmal den Verſuch, das Buch eines wiſſen⸗ 
ſchaftlich geſchulten Sozialdemokraten im wiſſenſchaftlichen Zentralorgan der Parkei 
mit den Mitteln einer wiſſenſchaftlichen Kritik zu erfaſſen und vor den Leſern zum 
Zwecke der Nachprüfung und kritiſchen Beurkeilung zu zergliedern; wohl aber 
weiß er ſeiner Beſprechung von der erſten bis zur letzten Zeile eine ſolche gehäſſige 
perſönliche Note zu geben, daß auch der Blinde mit dem Krückſtock fühlt: hier übt 
ſich alte perſönliche Freundſchaft! 

Eine ablehnende Kritik des Buches durch die Neue Zeit war an ſich ſelbſt- 
verſtändlich. Lenſch bekämpft fo rückſichtslos die Ideologie Kaukskys, daß ich 
Kautsky im Inkereſſe feiner eigenen Lebensarbeit ohne weiteres das Recht zu- 
ſpreche, ſich dagegen zu wehren. Ich hakte das auch vorausgeſetzt und mich gerade 
deshalb beeilt, der Redaktion vor ihrer eigenen Beſprechung des Lenſchſchen 
Buches ein Referat zu überſenden, das die Gedankengänge Lenſchs in wohl- 
wollendem und — im allgemeinen, ohne Feſtlegung auf die Einzelheiten — zu- 
ſtimmendem Sinne darlegk. Damit wollte ich der Redakkion der Neuen Zeit ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht unmöglich machen, ihre eigene Meinung gegen das Buch zum 
Ausdruck zu bringen. Nur follten die Leſer der Neuen Zeit, von denen die wenig- 
ſten das Lenſchſche Buch kennen werden, vor der negafivkrififhen Beurkeilung 
durch die Redaktion zuvor einen Überblick über den Inhalt des Vuches erhalten. 
Ich glaubte, daß ein ſolches Verfahren, mochte es vom Standpunkt der Redaktions- 
führung auch ungewöhnlich ſein, in der gegenwärkigen Zeit erbitterter Meinungs- 
kämpfe in der Parkei die Sachlichkeit der Erörkerung zu fördern geeignet ſei. 

Die Redaktion der Neuen Zeit hat mein Angebot nicht angenommen. Sie haf 
mir meine Beſprechung zurücgefandt mit der Begründung, fie ſei zu lang, eine 
Begründung, die ſich im Munde Kautskys etwas ſonderbar ausnimmk. Hat doch ge- 
rade er wie kein zweiter der Welt gezeigt, wie weit man unker Umſtänden die 
Grenzen einer Buchbeſprechung ſtecken darf. Den beiden kleinen Schriften von 
Lenſch (Die Sozialdemokratie im Weltkrieg) und Cunow (Parkeizuſammenbruch?), 
die Kauksky zuſammen beſprochen hak, hat er 40 Seiten eingeräumt, wovon auf das 
Cunowſche Schriftchen, das ſelbſt nur 38 Seiken umfaßt, allein 28 Seiten entfallen. 
Über Delbrücks Buch Bismarcks Erbe« hat Kauksky eine Beſprechung von 19 
Seiten Umfang geſchrieben, bei Naumanns »Mikteleuropa« hat er es ſogar auf 
52 Seiten gebracht. Für Lenſchs umfangreiches Buch aber waren ihm ſchon 
17 Seiten zu viel. 

Ich habe gegen den Enkſcheid der Redaktion bei der zuſtändigen »Inſtanze, 
dem Parkeivorſtand, Beſchwerde eingelegt und erhoffe davon das Ergebnis, daß 
ich jetzt noch nachträglich zum Work komme, um ſo mehr, als ich meine Arbeit um ein 
Vierkel bis ein Drittel gekürzt habe. Der Teil iſt faſt ganz gefallen, in dem ich mich 
kritiſch mit Lenſch wegen ſeiner Skellung zum 4. Auguſt auseinanderſetze; gerade 
nach der Kautskyſchen Beſprechung lege ich entſcheidenden Werk darauf, daß in 
der Neuen Zeit zunächſt einmal ein Überblick über das Lenſchſche Buch gegeben 
wird, der den Aukor zu verſtehen und ihm gerecht zu werden verſuchk. Die Neue 
Zeit iſt nicht das Privakorgan der Redakkeure, auch nicht die Wochenſchrift der 
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Sozialdemokratiſchen Arbeitsgemeinſchaft und ihrer literariſchen Wegbereiter, ſon- 
dern vorläufig noch die Wochenſchrift der Gejamtpartei. Sie muß deshalb auch 
Platz für Auffaſſungen haben, die auf dem Boden der Geſamkparkei gewachſen 
find, mögen fie einzelnen Parkeigenoſſen wie den Redakteuren der Neuen Zeit auch 
noch jo unangenehm ſein!! N 8 


* * 
E 


Lenſchs Parkeivergangenheit iſt nicht eine einheitliche und glatte Linie. Er 
führte lange Jahre journaliſtiſch als Chefredakteur der »Leipziger Volkszeikung⸗ 
den radikalen Flügel der Partei. Dadurch hat er ſich manche Feindſchaft zuge⸗ 
zogen, zumal er mik der ſachlichen Rüchkſichksloſigkeit in feinem öffentlichen Wirken 
von jeher eine rauhe und rückſichtsloſe perſönliche Art verband. Nach ſeiner Wahl 
in den Reichstag ſchlug Lenſch aber gelegenklich Töne an, die Erſtaunen und auch 
Anwillen bei feinen bisherigen radikalen Kampfgenoſſen erweckten. In feiner 
Reichskagsrede vom 5. Dezember 1912 ſette er ſich mit dem Vorwurf antinationaler 
Geſinnung, den der Reichskanzler gegen die Sozialdemokratie erhoben hatte, aus- 
einander. Im Gegenſatz zu einem rein gefühlsmäßigen und darum unhiſtoriſchen 


Was ich Schulz zu enkgegnen habe, füge ich ſchon hier an, da ich mich nicht 
veranlaßt fühle, mich auf eine ausführliche Polemik über feinen Arkikel einzu- 
laſſen. Wenn ich es für nöfig hielte, mich mik den Gedankengängen Lenſchs noch- 
mals auseinanderzuſetzen, würde ich mich an dieſen ſelbſt halfen und nicht an feinen 
Schatten. Als ekwas anderes fungierk aber Schulz hier nicht, wenn er auch glaubt, 
wie jener berühmte Schaffen vor ihm, fich ſelbſtändig gemacht zu haben. Welchen 
Zweck könnte noch eine Auseinanderſezung mik einem Manne haben, der meine 
Kritik Lenſchs ſo wenig begriffen hat, daß er keine Spur von Sachlichkeit darin 
zu entdecken vermochte, ſondern nur »alte perſönliche Freundſchafte, wie er höh⸗ 
nend bemerkt. 

Er hätte mir nur noch als Muſter ſachlicher Kritik den Artikel vorhalten ſollen, 
den Lenſch in den »Leipziger Neueſten Nachrichken« gegen Mehring richkeke. 

Was mich veranlaßt, Schulz hier zu erwidern, find nur feine »Enthüllungen« 
über meinen angeblichen Verſuch, in ungerechtefter Weiſe feine freie Meinungs- 
äußerung zu unkerdrücken. Dieſer Verſuch ſei kurz dargeftelff. 

Kaum war der jüngfte Lenſch erſchienen, da ſandte mir auch ſchon Schulz einen 
Artikel über das Buch mit der Bitte, ihn noch vor der Beſprechung zu veröffenk⸗ 
lichen, die, wie er mit Recht erwarkeke, von der Redakkion ſelbſt ausgehen werde. 
Das war an ſich ſchon eine ungewöhnliche Zumukung. Doch gewichtiger waren die 
Einwände gegen den Artikel ſelbſt. Schulz bemerkt enkrüſtet, ich hätte feine Arbeit 
zurückgeſandt, weil ſie zu lang war, und doch ſeien noch viel längere Arkikel und 
ſogar aus meiner Feder in der Neuen Zeit erſchienen. Das ſtimmk, wäre aber nur 
dann ein Argument für Schulz, wenn ich Anſtoß daran genommen hätte, daß der 
Artikel »lang« ſei, und nicht Anſtoß daran, daß der Artikel »zu langs fei. Das iſt 
aber ein kleiner Unkerſchied. Zu lang iſt jeder Arkikel, deſſen Ausdehnung außer 
Verhältnis ſteht zur Bedeukung feines Inhalts. Und das war bei dem Schulzſchen 
der Fall. Zum weitaus größten Teil, abgeſehen von Einleitung und Schluß, ſtellte 
er nichts dar als einen verdünnken Aufguß der Lenſchſchen Schrift, eine bloße 
ſehr wohlwollende und lobende Inhaltsangabe dieſer, ſicher vielen Leſern ſchon be- 
kannten und jedermann zugänglichen Schrift. Derartige Inhaltsangaben werden von 
den Verlegern ihren Publikationen beigelegt, um die Redaktionen über deren In- 
halt raſch zu orientieren und bequemen Redakteuren und Rezenſenken das Leſen des 
Buches ſelbſt zu erſparen. Solche Inhaltsanzeigen führen den Namen Waſchzektel. 

And nichks als ein ſolcher war Schulzens Einſendung. Von einem gewöhn- 
lichen Waſchzektel unterfchied fie ſich nur dadurch, daß ein Verfaſſer fie zeichnete, 
und daß fie eine formidable Länge erreichte — 17 Oruckſeiken —, die keineswegs 
durch eine kurzweilige Behandlung des Themas welkgemachk wurde. Nun, wenn 
ich ſchon ein Auge zudrücken und einem Waſchzekkel die Aufnahme gewähren 
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Internationalismus, der auch in den gegenwärtigen Parkeiwirren eine fo große 
agitatoriſche Rolle ſpielt, ſtellte ſich Lenſch auf den geſchichtlichen Boden, lehnte 
einen »wirren Völkerbrei« ab und erklärke den Klaſſenkampf, den gerade die 
nationalen Parkeien ſo ſehr verwünſchen, als das beſte Mittel, um aus den Völkern 
„bewußte, geſchloſſene Nationen mit einheitlicher Kulturgemeinſchaft« zu machen. 
In ſeinem neueſten Buch führt Lenſch (wie vorgreifend bemerkt werden möge) 
dieſen Gedanken ausführlicher aus. Als es ſich in der Tagung 1913/14, vor dem 
Kriegsausbruch, um die Zuſtimmung der Frakkion zu kolonialen Bahnbauten han- 
delte, war Lenſch der Wortführer des Teiles der Frakkion, der ſich für die Be- 
willigung ausſprach. Bei Kriegsausbruch ſtimmte Lenſch anfänglich mit den 13 
übrigen Genoſſen in der Fraktion gegen die Bewilligung der Kriegskredite. In 
der Dezemberkagung 1914 aber ſtand er ſchon auf ſeiten der Mehrheit, bei der er 
auch im weiteren Verlauf des Krieges als einer ihrer entſchiedenſten literariſchen 
Wortführer geblieben iſt. Ä 

Für oberflächliche Beurkeiler und für eingewurzelfe Dogmaliker und Scha- 
blonenpolitiker mag dieſe Enkwicklung zu ſprunghaft und zu wenig einheitlich ſein. 


Bei genauer Prüfung aber ſpiegelt ſich in ihr nur das Ringen nach der 


wollte, da ein Genoſſe ihn zeichnete, und noch dazu einer, zu dem ich in Oppoſikion 
ſtehe, ſo durfte ich doch nichk ganze 17 Seiten des uns ohnehin karg bemeſſenen 
Raumes dazu opfern. Daher ſandke ich Schulz ſeine Einſendung mit dem Bemerken 
zurück, ſie ſei zu lang. 

Flugs lief er zum Kadi, um zu verlangen, daß ich gezwungen werde, ſeinen 
Arkikel vor dem meinen, und zwar ungekürzt zu bringen. Aber beim beſten Willen 
konnte man ihm das nicht gewähren. 

So ſchickk er mir jetzt, nachdem der meine erſchienen, feinen Artikel gekürzt. 
Das hätte er billiger haben können. 

Freilich, ein Waſchzettel iſt die Einſendung geblieben, und dazu iſt ſie immer 
noch viel zu lang. Doch ſei diesmal die Enkſcheidung darüber unſeren Leſern über- 
laſſen. i 
Ganz ohne Originalität iſt der Waſchzektel allerdings nicht. Höchſt originell iſt 
ſeine Behauptung, die Lenſchſchen Auffaſſungen ſeien -auf dem Boden der Geſamt- 
partei gewachſen« und ich ſuchte fie mundtot zu machen, da fie mir ſehr »unange- 
nehm ſeien«. 

Schulz hütet ſich wohl zu ſagen, die Lenſchſchen Auffaſſungen ſeien auf dem 
bisherigen Boden der Geſamtparkei erwachſen. Sie find unvereinbar mit ihm 
und wollen es fein. Ein anderer Boden für die Geſamkpartei iſt aber nicht ge- 
ſchaffen worden und beſteht nicht. Alle unſere Parkeiverkreker und Parkeibehörden, 
auch die im Zenkralbildungsausſchuß, die vor dem Kriege gewählt wurden, waren 
damit eingeſetzt zur Verkeidigung des Bodens, auf dem die Geſamkparkei vor dem 
Kriege ſtand. Nur infoweit fie das kun, haben fie ein Recht, im Namen der Geſamt. 
partei zu ſprechen. Jeder, der dieſen Boden verläßt, jeder Umlerner hat nur das 
Recht, für feine Perſon zu ſprechen, und mag er noch ſo hoch in der Rangordnung 
der Parkeibureaukratie ſtehen. 

Irrk Schulz, wenn er vermeink, noch weiterhin als Verkreter der Auffaſſungen 


der Geſamkpartei reden zu dürfen, fo irrt er nicht minder, wenn er vermeint, die 


von mir verfochkene Richtung hätte einen Nachteil zu befürchten, wenn die Ar- 
beikermaſſen mik den Lenſchſchen Auffaſſungen bekannt werden. Mit nichken. 
Wem dieſe Auffaſſungen wirklich unangenehm werden, dies zeigk ſchon die Hal- 
kung, die Stampfer ihnen gegenüber einnahm. Er weiß ganz gut, daß man bei 
den ſozialiſtiſchen Arbeitermaſſen durch nichts mehr kompromittierk werden kann, 
als durch die Idenkifizierung mit Lenſch. Als kluger Mann rückt er von ihm ab. 
Wenn Schulz im gleichen Momenk alle Mittel in Bewegung ſetzt, um ſich als 
Lenſchs Schatten erkennen zu geben, ſo beweiſt er auch damit nur, wie ſehr er die 
Fühlung mit der Gefamfparfei verloren hat. Karl Kautsky. 
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richtigen Erkennknis wider, das im letzten Jahrzehnt in wachſendem 
Maße ein Kennzeichen des Sozialismus überhaupt geweſen iſt. Die eigenkliche Sub- 
ſtanz unſerer Kriegsdebatten iſt nicht erſt ein Ergebnis des Krieges, fie kaucht kief 
hinein in den Strom der geſellſchaftlichen Entwicklung und wird von ihm getragen 
und bewegt. Durch die Kriegszeit iſt nur ſchneller zur Entſcheidung gebracht, was 
ſonſt noch langer Vorbereitung bedurft häkte und in mannigfachſter Geſtalt in 
inneren Parteidebatten zutage getreten wäre. Gerade die jüngeren Sozialiſten 
ſtießen ſich je länger je mehr an den Zäunen und Hecken, in die in den letzten 
zwanzig Jahren die herrſchende Parteiideologie das geiſtige Leben gezwungen hatte. 
Teils kam die Unzufriedenheit in der reviſioniſtiſchen Bewegung zum Ausdruck, 
teils im Überradikalismus. Zufrieden war fo eigentlich niemand. Die alten 
Schläuche faßten den neuen Wein nicht mehr, fie waren zu eng und brüchig ge- 
worden. 


* * 
* 


Hier ſetzt Lenſchs Buch ein: »Für die deutſche Sozialdemokratie bedeutet der 
Weltkrieg eine Befreiung«, eine Befreiung von überlebten Vorſtel⸗ 
lungen und aus einer unerträglichen kaktiſchen Situation. 
Im erſten Kapitel beweiſt Lenſch dies eingehend, indem er die Entwicklung der deuf- 
ſchen Sozialdemokratie ſkizziert. Ihre Stärke war von jeher ihre innerpolitiſche Kri- 
tik. Sie hal ſich dadurch zur ſtärkſten und geſchloſſenſten Partei der Welt zu machen. 
gewußt. Hand in Hand mit der kritiſchen Herabſetzung Deutſchlands ging eine kritik 
loſe Überſchätzung des Auslandes, beſonders des demokratiſchen Weſteuropa. Beides 
erklärt ſich aus der Geſchichke Deukſchlands, aus der jahrhunderkelangen politiſchen 
und wirtſchaftlichen Verelendung des Reiches, die es auch verſtändlich macht, daß die 
großen Dichter und Denker am Ausgang des achtzehnten Jahrhunderts für nationale 
Nokwendigkeiken kein Verſtändnis hatten, vielmehr im Interefje der Humanität ein 
ſchwaches Mitteleuropa für gut und nützlich hielten. Für die bürgerlichen Klaſſen 
wurde das anders, als Deukſchland in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhun- 
derts wieder ein ſtarkes, lebenskräftiges und zukunftfrohes Reich wurde. Sie konnten. 
deshalb auch mit den weltſchwärmeriſchen Idealen der großen Klaſſiker nicht viel an- 
fangen. Um fo mehr wurden dieſe von der aufſtrebenden Arbeikerklaſſe als ſtarkes 
agitatoriſches und gefühlsmäßiges Element benutzt. Aber dieſes Spiel, wie es aus 
der Unklarheit geboren war, trug ſeinerſeits wieder dazu bei, dieſe Unklarheiten 
in den Reihen der Parkei zu befeſtigen, und indem man ſich ſelber in die abgelegten 
Koſtüme des deukſchen Bürgerkums ſteckke, nahm man auch von ſeinen abgelegten 
Gedanken mehr in ſich auf, als man urſprünglich wollke. ... Der Gedanke der Ab- 
ſchaffung des Krieges und der nakionalen Grenzen, Herſtellung des ewigen Frie- 
dens, Selbſtbeſtimmungsrechk der Völker, allgemeine Abrüſtung und ähnliche wohl- 
meinende Vorſtellungen, die der Anſchauungswelk eines Marx fremd gegenüber 
ſtehen und für die er nur Spokt hatte, haben keilweiſe in den letzten Jahren vor dem 
Kriege noch eine Wiederbelebung erfahren, die in, höchſtem Maße kennzeichnend 
iſt für die deutſche Sozialdemokratie. f 

Auf der anderen Seite wirkte auf den geiſtigen Entwicklungsgang der Parkei 
der Mangel jedes auswärtigen Konflikts, fo daß alle politiſchen Fragen lediglich 
vom Standpunkt der inneren Politik aus beantwortet wurden, wobei man in der 
Regierung ſtets den Feind ſah. Geftärkt wurde dieſe einfeifige Orientierung durch 
die fehlerhafte innere Politik Bismarcks, der als Ausweg aus einer unbequemen 
kaktiſchen Situation nicht davor zurückſchreckke, die Sozialdemokratie als eine 
Bande von Wördern und Lumpen hinzuſtellen und dadurch auf Jahrzehnke das 
innere politiſche Leben Deutſchlands völlig zu vergiften. Dieſe ſchlimmen Wirkungen 
des Sozialiſtengeſetzes konnten auch nicht ſofort mit ſeinem Falle aufhören. Zwar 
drang die Sozialdemokratie immer ſtärker in die Einzellandkage und Gemeindever-- 
waltungen ein, und die Gewerkſchaften und Genoſſenſchafken begannen ihre werkvolle 
poſikive Arbeit. Aber die kheorekiſche Orientierung blieb nach wie vor einſeitig. Befon- 


- 
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ders die deutſche Geſchichte wurde fo einfeitig agitakoriſch dargeſtellt, daß fie der Ar- 
beiterſchaft »das Verſtändnis der Gegenwart ſchlechterdings unmöglich machkes. 
Auch die 1889 neu gegründete Internationale erlangte nicht die Bedeukung, die man 
ſich in der erſten enthuſiaſtiſchen Begeiſterung von ihr verſprochen hakte. In den 
großen Ländern war die Arbeiterbewegung ſehr ungleich entwickelt. Der runden Mil- 
lion organifierter deutſcher Parkeigenoſſen enkſprachen ekwa 80 000 franzöſiſche und 
38 000 engliſche Sozialiſten, eine Tatſache, die den deutſchen Arbeitern nur wenig 
bekannt war und iſt. Dagegen mußten fie aus den demonffrafiven Friedenskon⸗ 
greifen, die in den letzten Jahren vor dem Kriege ſtattfanden, den krügeriſchen 
Schluß ziehen, die Internationale ſeit katſächlich ein ſtarkes Werkzeug im Dienſte 


des Friedens. Um fo größer war die Enktäuſchung, als ſich bei Kriegsausbruch her- 


ausſtellte, wie ohnmächtig in Wirklichkeit die Internationale war. 

Nicht geringer war die gleichzeitige Enttäuſchung der deulſchen Arbeiker über 
die katſächliche Stärke der bürgerlichen Klaſſe. Zu den Schlagworten des polifijchen 
Kampfes hatte es gehört, und ſtets wiederholte Beiſpiele aus der preußiſch-deutſchen 
Geſchichte haften es gleichſam wiſſenſchaftlich in die Köpfe der Arbeiter hineinge- 
hämmert, daß die bürgerliche Geſellſchaft völlig verfault und enknervt ſei, und daß 
der Staat als ein ähnlich brüchiges Inſtrumenk lediglich im Dienſt der herrſchen- 
den Klaſſen kätig ſei. Nun hakte der Liberalismus in Deukſchland zwar niemals 


die Bedeukung erlangt wie in England, wo er unker Niederhaltung der Skaaks- 


gewalt die fatfächlihe Macht ausübte. In Deutjchland hatte noch während der 
politiſchen Ohnmacht der bürgerlichen Klaſſe eine wirkſchaftliche Entwicklung ein- 
geſetzt, für die der Staat nicht mehr lediglich polizeilicher Bükkel war, ſondern die 
eine ſtarke konzentrierke Staatsgewalt als Stütze und Hilfe brauchte, und die dieſe 
zugleich zwang, ſich, wenn auch mit ſtarkem Widerſtreben und in durchaus mangel- 
hafter Weiſe, um die ſozialen Inkereſſen der Arbeiker zu kümmern. Da man in 
der Sozialdemokratie eine unverſöhnliche Gegnerin dieſes Staates und zugleich 
den Anwalt der Arbeiter im Kampfe für höhere Löhne ſah, fo galt die Bekämp— 
fung der Sozialdemokratie als eine ſelbſtverſtändliche ftaatserhaltende Pflicht. Das 
Koalitionsrecht war in ſteker Gefahr, das Reichskagswahlrechk wurde ſtändig an- 
gegriffen, ſelbſt die beſcheidenſte Reform des aufreizend ungerechken und wider- 
ſinnigen preußiſchen Landkagswahlrechtes verſandeke einmal über das andere, mit 
kleinlicher Nadelſtichpolitik drangfalierte man die Arbeiker hinken und vorn. Das 
ſtärkte den Radikalismus in der Sozialdemokrakie; aber aus anderen Tatſachen 
der Entwicklung zog wiederum der »Revifionismus«, in Wirklichkeit: die auf 
das Pofifive und Unmittelbare gerichkeke Politik der Tat, ſtets wachſende Kraft. 
Lenſch iſt gerecht genug, rückblickend vom geſchichklichen Standpunkt aus beiden 
Richtungen in der Sozialdemokratie ihre Berehfigung zuzugeſtehen. 

Inzwiſchen hakte mit dem Ruſſiſch⸗Japaniſchen Kriege die revolutionäre Epoche 
der jüngſten Vergangenheit eingeſetzt, die die deuffehe Arbeikerklaſſe mit Nach- 
druck auf das Gebiet der auswärtigen Politik häffe verweiſen müſſen. Aber ſtakt 
deſſen rieb man ſich in inneren Zwiſtigkeiten auf, ſchloß ſich geiſtig von der Außen- 
welt ab, ſtieß den fähigen jungen Nachwuchs aus der bürgerlichen Intelligenz zu- 
rück und verkannte in gefährlicher Selbſtgerechligkeik, wie ſehr inzwiſchen die 
bürgerliche Klaſſe nicht nur an wirkſchaftlicher Kraft, ſondern auch an politiſchem 
Verſtändnis und Willen zugenommen hakte. Für die auswärtige Politik hatte die 
Sozialdemokratie auch jetzt noch nicht viel mehr als »einen Fluch und einen Stein- 
wurf, höchſtens noch ein paar menſchenfreundliche Worke, mit denen ſie gegen 
jede Gewaltpolikik prokeſtierte«. Dem Bedürfnis der Agitation und der herge- 
brachten Anſchauungsweiſe enkſprach es, daß an den auswärkigen Wirrniſſen 
lediglich der deuffhen Regierung alle Schuld beigemeſſen wurde, während man die 
auswärkigen Regierungen entſchuldigke. In dieſer Gifuafion kraf die deutſche So- 
zialdemokratie der Weltkrieg an. | (Schluß folgt.) 
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Wie engliſche Arbeiter deulſche Sozialdemokraten 
von einem internationalen Kongreß ausſchloſſen. 
Von K. Kaulsky. 


Ein Leſer der Neuen Zeit wünſcht Auskunft von der Redaktion über eine Be- 
hauptung, die Lenſch in feinem jüngſten Buche aufſtellt. Da die Sache wenig be- 
kannk und von allgemeinem Inkereſſe iſt, ziehe ich es vor, die Antwort hier, jtait 
in einem Briefe zu geben. Lenſch ſchreibt (S. 5): 

»In England gab es wohl eine Maſſenbewegung der Arbeiter in den Ge- 
werkſchaften, aber dieſe war philifterhaft trocken, ohne jeden Schwung, und 
leiftefe ſich gerade damals den Streich, für den im November 1888 ab- 
zuhaltenden inkernakionalen Kongreß zu London deutſche 
Sozialdemokraten von der Teilnahme auszuſchließen, 
eine Haltung, die freilich nicht imſtande war, den Enthufiasmus der Deutſchen 
für England abzukühlen.« 

Es liegt nahe, das ſo aufzufaſſen, daß damals ſchon die engliſchen Arbeiter die 
Deutſchen gründlich haften. 

Sehen wir zu, wie ſich die Sache in Wirklichkeit verhielt. 

Da finden wir zunächſt, daß die Gewerkſchaftsbewegung Englands »gerade 
damals« zwei ſehr verſchiedene Seiten aufweiſt: die Maſſen und die Führer. 
Von den Führern, deren Spitze das »Parlamenkariſche Komitee« bildete, kann 
man wohl ſagen, daß fie »philifterhaft krocken, ohne jeden Schwung« waren, aber 
eben dadurch erregten fie immer ſtärkere Mißſtimmung in den Maſſen der Ge- 
werkſchafter, durch die zu Ende der achtziger Jahre ein friſcher, lebhafter Zug ging. 
Die Maſſen, unker denen die ſozialiſtiſche Propaganda ſehr ſtark war, verlangten 
nach einer engeren Fühlung mit den Arbeitern und namentlich den Sozialiſten des 
europäiſchen Feſtlandes und daher nach internafionalen Kongreſſen. Da fie keine 
beſondere politiſche Organiſation bildeken, die einzige Form der Mafjenorgani- 
ſakion, die fie kannten, die gewerkſchaftliche war, verlangten fie die Einberufung 
eines inkernationalen Gewerkſchafkskongreſſes. 

Der engherzigen, ſozialiſtenfeindlichen Gewerkſchaftsbureaukratie war dies Ver- 
langen ſehr zuwider. 

Der Gewerkſchaftskongreß von 1886 beaufkragke das Parlamenkariſche Komitee, 
eine internationale Konferenz nach London zu berufen. Das Komitee übte paſſive 
Refiftenz, führte den Kongreßbeſchluß nicht aus, ſondern erjuchte den Kongreß des 
nächſten Jahres (abgehalten in Swanſea), die Frage von neuem zu erwägen. Es 
gelang jedoch dem Komitee krotz aller Bemühungen nicht, einen anderen Beſchluß 
herbeizuführen. Das einzige, was es erreichte, war die Beſtimmung, daß der Kon- 
greß ein ausſchließlich gewerkſchaftlicher ſein ſolle. 

Faſt gleichzeitig mit dem engliſchen Gewerkſchaftskongreß zu Swanſea wurde 
zu St. Gallen in der Schweiz der Kongreß der deukſchen Sozialdemokratie abge- 
halten. Ganz unabhängig von jenem forderte er die Parkeiverkrekung auf: 

»im Verein mit den Arbeiferverbindungen anderer Länder für den Herbſt 
1888 einen internationalen Arbeiterkongreß einzuberufen, zu dem Zwecke, ge- 
meinſame Schritte der Arbeiter aller Länder zur Verwirklichung einer inter- 
nationalen Arbeiterſchutzgeſetzgebung herbeizuführen«. 

So waren für das gleiche Jahr zwei inkernakionale Arbeiterkongreſſe in Aus- 
ſicht geſtellt. Wie unzweckmäßig dieſe Verdoppelung der gleichen Veranſtalkung 
werden mußte, lag klar zutage. f 

Die deutfhe Parkeileitung ſuchte daher eine Verſtändigung; nicht mit der 
»Maſſenbewegung der Arbeiter in den engliſchen Gewerkſchaften« — die konnte 
ja den Kongreß nicht organifieren —, ſondern mit dem Parlamenkariſchen Komitee, 
dem der Kongreß aufgedrängt worden. 
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Am 12. Dezember 1887 richtete Bebel im Namen der Fraktion an das Parla- 
menkariſche Komitee einen Brief, in dem es unter anderem hieß: 


„Wir, die unterzeichnete ſozialiſtiſche Fraktion des Deutſchen Reichskags 
erklären uns bereit, unſererſeits auf die Einberufung eines internationalen Ar- 
beiterkongreſſes zu verzichten, wenn das Parliamenkary Committee ſeinerſeits 
bereit iſt, auf folgende Vorſchläge einzugehen: 

1. Daß die Einladung zum Kongreß gleichzeitig nicht bloß in engliſcher und 
franzöſiſcher Sprache, ſondern auch in deutſcher erſcheink. 

2. Daß die Einladung ſo gehalten wird, daß es den deuffchen wie den öſter⸗ 
reichiſchen Arbeitern möglich iſt, kroß der in ihren Ländern beſtehenden hem- 
menden Geſetzgebung über das Vereins- und Verſammlungsweſen und der Aus- 
nahmegeſetzgebung gegen die Sozialiſten, ſich vertreten zu laſſen. 

3. Daß die parlamenkariſchen Verkreker einer Arbeiterpartei eo ipso als 
Delegierte ihrer Partei auf dem Kongreß zugelaſſen werden... 

Für den Fall, daß es dem Parliamenkary Committee nicht unerwünſcht wäre, 
weiteren Aufſchluß über die eigenkümlichen Zuſtände in Deutihland und Hffer- 
reich zu erhalten, haben wir die Herren Ch. Kautsky und Adam Weiler in 
London gebeten, ſich zu mündlicher Auskunft bereit zu erklären. 


Das Parlamenkariſche Komitee verlangte jedoch nicht nach weiteren Auf- 
ſchlüſſen, ſondern antwortete ohne weikeres am 28. Dezember durch Broadhurſt: 


5. . Soweit ich die Meinung des Ausſchuſſes über Ihren Brief kennen ge- 
lernt habe, find die Mitglieder einverſtanden mit Ihrem Vorſchlag, daß die Ein- 
ladungen zu dem beabſichtigten Kongreß auch in deutſcher Sprache erfolgen 
ſollen. Was aber die Kongreßordnung betrifft über die Bedingungen, unter denen 
die Delegierten zugelaſſen werden, jo find die Mitglieder der Meinung, daß es 
ſchwer ſein würde, die Bedingungen genügend zu ändern, damit ſie der in Ihrem 
Briefe dargelegken Sachlage (Unmöglichkeit einer freien Delegierkenwahl unter 
den in Deutſchland obwalkenden Polizeiverhälkniſſen) entiprechen. Sie befürchten, 
es würde, wenn auch in Ihrem Falle einer Notwendigkeit genügt würde, die 
Grundlage der Verkrekung eine ſolche Erweikerung finden, daß die Zuſammen- 
kunft aufhören würde, überhaupt ein Gewerkſchaftskongreß 
zu ſein und nur noch eine offene Konferenz wäre. 

Ich bin überzeugt, daß ich die Meinung des Ausſchuſſes ausſpreche, wenn ich 
ſage, daß wir den herzlichſten Wunſch hegen, alles, was in unſerer Macht liegt, 
zu fun, um allen wirklichen (bona fide) Vertretern der deutſchen Arbeiter 
die Teilnahme am Kongreß zu erleichtern... .« | 

Auf nochmalige Vorſtellungen Weilers, der gleichzeitig deutſcher Sozialiſt und 
engliſcher Gewerkſchafter war, verblieb Broadhurſt in einem Briefe vom 25. Ja- 
nuar 1888 bei feinem Standpunkt und fügfe hinzu: 

»Ich hoffe jedoch, daß Ihre Freunde ſich bemühen werden, wenigſtens einige 
Organiſationen zu beſtimmen, ſich den Beſtimmungen unſeres Reglements anzu- 
paſſen, da es uns außerordentlich angenehm wäre, wenn einige deutſche Ar- 
beiter am Kongreß keilnähmen.« 

Daraufhin erließ die Fraktion am 1. März eine Erklärung, in der ſie ſagt: 

„Damit war alſo die im Inkereſſe der Sache jo notwendige Verſtändigung 
unmöglich geworden, und nicht durch unſere Schuld. 

Indem wir hiermit den Sachverhalt wahrheitsgemäß veröffenklichen, richten 
wir an unſere Genoſſen wie an die Arbeiter aller Länder die 
Aufforderung, den vom Parliamenfary Committee der engliſchen Trades Unions 
für den November dieſes Jahres in Ausſicht genommenen Kongreß nicht zu 
beſchichen und dafür einen für das Jahr 1889 einzuberufenden allgemei- 
nen inkernakionalen Arbeiterkongreß um io zahlreicher zu be- 


ſuchen.« 
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Dieſe Vorgänge find es, die Lenſch mit den Worten wiedergibt, daß die Maſſen⸗ 
bewegung der engliſchen Arbeiter deuktſche Sozialdemokraten von einem inter- 
nationalen Kongreß ausſchloß. In Wirklichkeit hatte die Maſſenbewegung mit dem 
Konflikt nicht das mindeſte zu kun und auch von einem nakionalen Gegenſatz zwi- 
ſchen Engländern und Deutſchen war nichts zu merken. Von unſerer Seite wurde 
er aufgefaßt als ein Ergebnis des bornierken Formalismus ſowie des Sozialiſten⸗ 
haſſes der Gewerkſchaftsbureaukrakie. 

Wenn aber Lenſch die deutſchen Arbeiter höhnt, daß fie froßdem in ihrem 
Enthuſiasmus für England nicht abgekühlt wurden und blind blieben für die Vor- 
züge Deukſchlands, jo darf man darauf hinweiſen, daß fie von dem internationalen 
Gewerkſchaftskongreß' nicht ausgeſchloſſen wurden durch eine gegen fie gerichtete 
Ausnahmebeſtimmung der engliſchen Einberufer, ſondern durch den Ausnahme- 
zuſtand im eigenen Lande. Man verglich damals das Koalitionsrecht und die Preß⸗ 
freiheit Englands mit den Arbeikerrechten in Deutjchland und hatte noch nicht ent- 
deckt, daß vermöge feiner ſtaaklichen Organiſation von Polizei und Militär Deutſch⸗ 
land der »Degen des Sozialismus« ei. 

Troß des allgemeinen Boykoft3, den unſere Parfei über den inkernakionalen 
Gewerkſchaftskongreß verhängte, fand er doch ſtatt, aber in höchſt dürftiger Weiſe. 
Er kagte in London vom 6. bis 10. November 1888. Neben 78 engliſchen Delegierken 
fanden ſich nur 44 andere ein, 18 Franzoſen, 13 Holländer, 10 Belgier, 2 Dänen 
und 1 Italiener. Der Vorſitz wurde höchſt parkeiiſch geführt. Trotzdem kam das 
Parlamenkariſche Komitee in die Minderheit, die entſcheidenden Beſchlüſſe wur- 
den in ſozialiſtiſchem Sinne gefaßt und die Sympathie mit den deutſchen Arbeitern 
bei den verſchiedenſten Gelegenheiten in kräftigſter Weiſe zum Ausdruck gebracht. 

Einſtimmig wurde eine von Edith Simcox beantragte Reſolukion angenom- 
men, die das Fehlen von Verkreékern aus Deukſchland, Hfterreih und Rußland be- 
dauerte und der Erwarkung Ausdruck gab, daß bei einem nächſten internafionalen 
Kongreß Vorkehrungen gekroffen würden, die den Arbeitern dieſer Länder eine 
Derfrefung fiherfen. Damit war das Parlamenkariſche Komitee gründlich des- 
avouierf. 

Mit der Beſchickung des nächſten internationalen Kongreſſes hakte es aber 
nichts mehr zu fun. 

Der Londoner Kongreß blieb ohne Folgen. Dagegen wurde der von der deuf- 
ſchen Sozialdemokratie für 1889 nach Paris einberufene Kongreß der Begründer 
der neuen Inkernationale. 

Wir ahnten damals nicht, daß es ein Vierkeljahrhundert ſpäter deutſche Sozial- 
demokrafen geben werde, die das Schlußwort des Kommuniſtiſchen Manifeſts als 
ein leeres Schlagwork bekrachten würden: Prolekarier aller Länder, vereinigt euch! 


Likerariſche Rundſchau. 


Profeſſor Dr. Theodor Schiemann, Ruſſiſche Köpfe. Berlin 1916, Ullſtein 
& Co. 247 Seiten. Preis 1 Mark. 

Dieſe ruſſiſchen Köpfe ſind in der Haupkſache, mit einer einzigen Ausnahme, 
gekrönte — oder doch erlauchte — Häupker. Sie find recht mager und nüchtern 
mit dem Griffel der offiziellen Geſchichtſchreibung ſkizziert, und es iſt wahrhaftig 
nicht einzuſehen, welche Abſicht den Verfaſſer bei der Wiederholung längſt be- 
kannter Tatſachen und Anekdoten geleitet haben mag. Wenn er doch wenigſtens 
den Hinkergrund, von dem ſich dieſe Köpfe in der Geſchichte abhoben, auch nur 
andeutungsweiſe berührt hätte! So aber wirkt dieſe Porträtgalerie aus den 
Annalen des ruſſiſchen Herrſcherhauſes nicht nur außerordentlich monoton, fon- 
dern — wenigſtens auf das nicht ſachkundige Publikum, für das Schiemanns 
Schrifkchen ja doch berechnet zu fein ſcheink — geradezu verwirrend, indem es 
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keinerlei Einblicke in das wahrhafte Gekriebe des ruſſiſchen Geiſtes und jener 
»Köpfe«, die ihn repräſentierken, gewähren läßt. Die einzige »Idee«, die den Ver- 
faſſer geleitet zu haben fcheint, iſt die poſthume Ehrenrektung jener Geſtalten der 
ruſſiſchen geſchichklichen Entwicklung, die von der ruſſiſchen Geſchichtſchreibung 
am ſchwärzeſten gemalt worden find: die Figuren jener deutſchen Abkömm- 
linge, die eine Zeitlang die Zügel der ruſſiſchen Staakskaroſſe in ihre Hände zu 
bekommen wußten — aller jener Birons, Münnichs und Oſtermanns, die es ver- 
ſtanden, nicht nur in der ſchriftlichen Überlieferung, ſondern ſelbſt im lebendigen 
Gedächtnis des ruſſiſchen Volkes eine jo unheilvolle Spur zu hinterlaſſen. Es iſt 
hier nicht der Ork, eine Unkerſuchung darüber anzuſtellen, in welchem Maße dieſe 
Ehrenrettung gelungen iſt. Auf jeden Fall wäre es wiſſenſchaftlich einwandfreier, 
wenn er feine Rechtfertigung der berüchkigkſten Geftalten des zariſchen Rußlands 
mit größerm Aufwand an ſtichhaltigen Beweiſen und mit etwas weniger zur Schau 
getragener Geſinnungsküchtigkeik vollbracht häkke. Doch dem ſei, wie ihm wolle, 
ſelbſt dieſe Geſinnungsküchkigkeit, die eine gewiſſe Sorte Leſer gewiß angenehm 
berühren wird, kann kein wirkliches Verſtändnis für ruſſiſche Köpfe zeiligen. 
Die im Obigen erwähnte Ausnahme betrifft M. A. Bakunin, und es wird nicht 
überflüſſig fein, ihr einige Beachtung zu ſchenken. Die Gründe, die Profeſſor 
Schiemann bewogen haben mögen, Bakunin als den einzigen Verkreter des nicht 
offiziellen Rußlands in fein Büchlein aufzunehmen, find leicht zu erraken: hat 
doch gerade bei Bakunin die philiſtröſe Seele ein fo leichtes Spiel, wenn es gilt, 
das »aſiatiſche Slawenkum« möglichſt wegwerfend zu behandeln. Es lohnte ſich 
nicht, die Darſtellung Schiemanns zu kontrollieren, wenn fie nichts anderes bieten 
würde als die Wiederholung aller jener Schauermärchen und Käubergeſchichten, 
aus denen man mancherorts die Biographie Bakunins zuſammenzuflicken beffrebt 
war, ohne ſich die Mühe zu geben, ihre innere hiſtoriſche und pſychologiſche Trieb- 
kraft zu ergründen. Aber Schiemann verſucht, die Frage etwas kiefer zu erfaſſen, 
und verſteigt ſich ſogar zu einer »philoſophiſchen« Würdigung Bakunins. Und dies 
iſt es, was hier feſtgehalten zu werden verdient. Denn es iſt in der Tat außer 
ordenklich ſpaßhaft, wenn unſer Verfaſſer gegen Bakunin die furchtbare Anklage 
erhebt, daß er kein Verſtändnis für — die Kankiſche Philoſophie zu zeigen vermochke! 
Zwar macht dafür Schiemann nicht nur Bakunin allein, ſondern die ganze ruj- 
ſiſche Intelligenz verantwortlich, immerhin aber wird ihm Bakunin zum fypifchiten 
Bertreter dieſer Intelligenz, was ihre philoſophiſche Unreife anbetrifft. »Die ganze 
Richtung dieſer kerndeuffhen Philoſophie,« jagt Schiemann, »die heute noch die 
höchſte Blüte deutfcher Denkarbeik darſtellt, war den Ruſſen ein Buch mit ſieben 
Siegeln. Nicht einer hat es zu erſchließen verſtanden.« Das mag ſchon ſein, aber 
der Verfaſſer käte gut, ſich daran zu erinnern, daß zu der Zeit, die er bei der jo- 
eben zifierfen Rüge im Auge hat, ſogar in Deutſchland — oder vielmehr gerade in 
Deutſchland! — Kants Name keineswegs beſonders hoch in Ehren ſtand. Und er 
wird doch von den armen Ruſſen nichk verlangen wollen, fie follten »kerndeutſcher⸗ 
als die Deutſchen ſelbſt fein! Ahnk Profeſſor Schiemann wirklich nicht, daß jene 
Oppoſition gegen die Kantifhe Philoſophie, auf die er anſpielt, ſich wahrhaftig 
nicht durch irgendwelche Raſſeneigenſchaften des ruſſiſchen »Charakfers« erklären 
läßt, fondern eine tiefe und bemerkenswerte hiſtoriſche Grundlage hat, deren Ur- 
ſprung man gar nicht in Rußland zu ſuchen braucht? Viele Vorwürfe hakte Ba- 
kunin in ſeinem langen und wechſelvollen Leben zu erdulden: dieſen hier aber, der 
ihm nicht verzeihen kann, daß er nichk Kankianer geworden iſt, würde man wirklich 
nicht für ſo leicht möglich halken! Und überhaupk: was Profeſſor Schiemann über 
Bakunins philoſophiſche Anſichten ſchreibt, iſt über alle Maßen ärmlich. Daß Ba⸗ 
kunin Hegelianer wurde, anſtakt ſich dem »Kritizismus« anzuſchließen, rügt er, wie 
wir wiſſen. Aber damit hat es noch nicht ſein Bewenden: »Genau bekrachket, iſt 
jener ewige Geiſt (der Hegelſchen Philoſophie), der zerſtört und vernichtet, doch 
nur ein durchſichtiger Schirm, hinter welchem die von Zerſtörungsluſt zitternde 
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Geſtalt Michael Bakunins zu erkennen iſt.« (S. 185.) Dieſe »genaue Betrachtung 
iſt aber, genau betrachtet, unſäglich ſeicht. Sie läßt ſich auf alles und jedes mit faſt 
gleicher Berechtigung anwenden. Wer immer auch in der Hegelſchen Linken ſich 
für die Idee des »zerſtörenden und vernichtenden« Geiſtes ausgeſprochen haben 
mag, bei jedem wird es ein leichtes fein, die von »Zerſtörungsluſt zitternde« Geſtalt 
zu enkdecken, die »dahinker ſteckk«. Das find armſelige Workſpiele, die in den 
Papierkorb gehören. Schließlich noch eines: Schiemann ſchöpft ſeine Kennkniſſe 
der philoſophiſchen Anſichten Bakunins aus einer 1842 erſchienenen Schrift: 
„Schelling und die Offenbarung, Kritik des neueſten Reakkionsverſuchs in der 
Philoſophie“«. Er ſcheink nicht zu wiſſen, daß dieſe Schrift — den Germanen Friedrich 
Engels zum (anonymen) Verfaſſer hat. (Vergl. Grünbergs Archiv für die Ge- 
ſchichte des Sozialismus uſw., IV, 1, S. 86 ff.) O. Blum. 


Maurice Fürſtenberg, Die Einführung der Soja, eine Umwälzung der 
Volksernährung. Mit einem Vorwort von Profeſſor Gottlieb Haberlandt. Berlin 
1916, Verlag Parey. 30 Seiten, Preis 1 Mark. 


Der Hinweis auf die »Umwälzungen«, die man durch einen guten Rat hin und 
wieder im ſozialen Leben bewerkſtelligen zu können glaubt, iſt ſtets geeignet, einiges 
Mißtrauen gegenüber den literariſchen Erzeugniſſen zu erwecken, die das Mittel 
dieſer »Umwälzungen« ſein ſollen. i 8 

In dem vorliegenden Hefte aber hat der Verfaſſer ſich in überaus ernſter und 
ſachkundiger Weiſe um die Klärung der Frage bemüht, wie weit die Sojabohne 
in Mitteleuropa Eingang finden könnte. 

Die Sojabohne, eine Leguminoſe wie die Erbſen, Linſen und Bohnen, iſt in 
Japan und China ſehr verbreitet. Wie Kulturverſuche von Friedrich Haberlandt 
ſchon im Jahre 1878 ergeben haben, gedeiht jedoch die Sojabohne auch in Mittel- 
europa. Gegenüber den Samen der anderen in Mitteleuropa kultivierten Legumi- 
nofen iſt die Sojabohne ausgezeichnet durch einen geringeren Waſſergehalt, durch 
einen größeren Gehalt an Eiweißſtoffen und durch einen Gehalt an Fetten, der 
bis zehnmal ſo groß iſt als derjenige unſerer gebräuchlichen Leguminoſen. Die 
beiden zuletzt genannken Momenke — der hohe Gehalt an Eiweißſtoffen und an 
Felten — find es, die unſere Aufmerkſamkeit auf die Sojabohne lenken müſſen. 
Denn durch eine Beigabe von Sojabohnen zu einer pflanzlichen Nahrung, die ſehr 
arm an Eiweißſtoffen und Fekten iſt und darum den Anforderungen allein nicht ge- 
nügen kann, vermag man die Nahrung vollwerkig mit Bezug auf ihren Gehalt an 
Nährſtoffen zu machen. Um dasſelbe durch die Sprache der Praxis auszudrücken: 
wir bringen es nicht fertig, unſeren ganzen Bedarf an Nährſtoffen durch Kar- 
koffeln zu decken, weil dieſe ſehr arm an Eiweiß ſind und wir bei alleiniger Er⸗ 
nährung mit Karkoffeln genötigt wären, bis 5 Kilogramm pro Tag davon zu eſſen. 
Indem wir jedoch die eiweißreiche und fettreiche Sojabohne zur Kartoffel hinzu⸗ 
fügen, vermindern wir in ganz außerordenklichem Maße die zur Deckung unſeres 
Nahrungsbedarfs nötige Kartoffelmenge. Wobei noch in Betracht zu ziehen iſt, 
daß die Sojabohne auch zum Wohlgeſchmack der Nahrung beizutragen vermag. 
Fr. Haberlandt und in jüngſter Zeit der Verfaſſer des vorliegenden Heftes haben 
auch Ernährungsverſuche mit der Sojabohne ausgeführk und ſind zur Überzeugung 
gelangt, daß ſich die Sojabohne in ausgezeichneker Weiſe für die Ernährung eignet. 

In Betracht kommt ſchließlich auch noch der Umſtand, daß die Sojabohne wegen 
ihres hohen Fettgehalts ſich für die Bereikung eines Bukkerſurrogats gut eignet. 
Eine ähnliche Verwendung findet die Sojabohne übrigens ſchon heuke in Japan. 
Schließlich wäre die Sojabohne auch ein geeignetes Surrogat für die Kaffeebohne. 

Die Anbauverſuche mit Sojabohnen, an denen Fürſtenberg ſich in weitem Maße 
beteiligt hat, wurden letzthin auf Anregung des öſterreichiſchen Ackerbauminiſte⸗ 
riums unkernommen, das dem »Komikee zur ſtaaklichen Förderung der Kultur 
von Arzneipflanzen in Sſterreich« dieſe Aufgabe zugewieſen halte. Lipſchüßz. 
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Vom Einfluß des Krieges auf die Volkszahl und Volksbeſchaffenheit. Die Zol- 
gen der Kriege ſind nicht nur politiſcher und wirkſchaftlicher Nakur, ſondern fie be- 
kreffen die beteiligten Völker auch in biologiſcher Beziehung, als Gemeinſchaften 
lebender Weſen. Vielfach hat man die Meinung gehörk, daß der Krieg ein Mittel 
der natürlichen Ausleſe im Sinne der Enkwicklungslehre Darwins ſei, daß er die 
Erhaltung der küchtigeren Perſonen und die Ausbreitung der küchtigeren Völker 
begünſtige. Eine kreffliche Abweiſung wird dieſer Anſicht zuteil in einem Aufſatz 
des Wiener Anakomen Profeſſor Julius Tandler (Wiener kliniſche Wochen- 
ſchrift, 1916, Heft 15). Tandler erbringt den Beweis, daß infolge der Kriege, und 
namentlich des gegenwärtigen Krieges, den kämpfenden Parteien biologiſche Schä- 
den erwachſen müſſen, die ſowohl quankitakiver als qualitativer Ark find; das heißt 
die Volkszahl wird verminderk, die Bevölkerungszunahme beeinträchtigt, und 
der Häufung körperlich minder küchtiger Menſchen wird Vorſchub geleiſtet. 

Eine quantitative Schädigung der kämpfenden Nationen bedeuten vor allem die 
ungemein vielen durch Waffen und Krankheiten verurfachten Sterbefälle von 
Kriegern. Tandler berechnet, daß in Sfterreich ſchon anfangs 1916 efwa 5,5 Prozent 


aller Männer der Altersklaffen von 20 bis 50 Jahren durch den Tod ausgeſchieden 


waren, und die Zahl der Gefallenen, die er dabei annimmt, iſt von Überſchätzung 
gewiß recht weit entfernt. Zu dieſem durch den Krieg unmittelbar herbeigeführten 
Menſchenverluſt kommk noch die Erhöhung der Sterblichkeit der Zivilbevölkerung, 
die beſonders in den Kriegsgebieten ſowie im Hinterland bei den Kindern beträdht- 
lich iſt. Eine weitere quankitakive Schädigung des Bevölkerungskörpers iſt der 
Geburtenrückgang. Tandler führt als Beiſpiel die Stadt Wien an, wo 1912 noch 
40 000, 1915 aber nur noch 29 000 Lebendgeburken vorkamen, obwohl im letzten 


Jahre die Geburkenziffer erſt vom Mai an durch den Krieg beeinflußt war. Selbſt 
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wenn die Zahl der Gefallenen nicht höher wäre, als Tandler annimmt, würde in der 
Reprodukkionszeit der nächſten Generation, die mit fünfzehn Jahren bemeſſen wird, 
infolge des Ausſcheidens dieſer Männer in Öfterreih, faſt eine Million Kinder 
ausfallen. Die nächſte Generakion wird überdies quantitativ beeinflußt durch die 
große Zahl derjenigen, die infolge der ſeuchenartigen Ausbreikung der Geſchlechks- 
krankheiten zeugungsunfähig gemacht wurden; denn es iſt erwieſen, daß nament- 
lich Gonorrhöe (Tripper), häufig aber auch Syphilis zu Unfruchtbarkeit führen, 
und daß ein ſehr großer Teil der unfruchtbaren Ehen auf Geſchlechtskrankheiten 
zurückzuführen ſind. N 

Von den qualitativen Schädigungen des Bevölkerungskörpers jpringf die 
Häufung der Invaliden beſonders ins Auge. Tandler ſagt: »Biologiſch iſt die In- 
validitäk in gewöhnlichem Sinne des Workes als nicht vererbbare Schädigung des 
Einzelindividuums nicht von hoher Bedeutung, fie erlangt aber dadurch Bedeu- 
kung, daß ſie die Individuen ſozial disqualifiziert und dadurch vielfach von der 
Fortpflanzung ausſchließt. Die Wahrſcheinlichkeik der Familiengründung wird ge- 
ringer, die Möglichkeit, durch Arbeitslofigkeit in ein kieferes ſoziales Milieu hin- 
abzuſinken, wird größer,« und dieſes Hinabſinken führk zu einer Gefährdung der 
erfolgreichen Aufzucht von Nachkommen. Was von der direkten ſozialen und in- 
direkten biologiſchen Benadhfeiligung der chirurgiſchen Invaliden gilt, gilt bis zu 
einem gewiſſen Grade auch für jene, „welche durch Schädigungen des Krieges ander- 
weikig derart erkrankt find, daß ihnen daraus eine geringere Widerſtandsfähig⸗ 
keit im Kampfe ums Daſein erwächſte. Dazu gehören die zahlreichen Herz- und 
Lungenkranken, Nierenkranken, Rheumatiker, Geſchlechtskranken und Geiſtes- 
kranken. 

Eine qualitative Verſchlechkerung der nächſten Generation iſt dadurch einge: 
leitet, daß von den für den Kriegsdienſt kauglich befundenen Männern gar viele 
durch den Tod oder Verkrüppelung aus dem Fortpflanzungsprozeß ausgeſchieden 
werden, während die Schwächlinge und Mißbildeten vollzählig erhalten. bleiben. 
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Treffend bemerkt Tandler: »Je gröber das Sieb der Aſſenkierung wird, um ſo 
mehr bleiben die körperlich Miſerablen für die Forkpflanzung erhalten.... Zu- 
rück bleiben vor allem die Menſchen mit Störungen der Sinnesorgane« — und die 
Biologie hat die leichte Vererbbarkeit gerade ſolcher Störungen ſicher feſtgeſtellt! 
Dazu kommen noch die Menſchen mit körperlichen Anomalien, die ſich großenteils, 
wenn ſchon nicht durchweg, nach den Mendelſchen Regeln vererben. Es iſt mit einer 
Zunahme der Mißbildungen für die nächſte Generation zu rechnen, weil infolge 
des Männermangels die mißbildeten Männer mehr Ausſicht auf Eheſchließung 
und Fortpflanzung haben als vordem. a 

Tandler hebt ferner mit Recht hervor, daß wir zu den qualitativen Kriegs- 
ſchäden »auch vom biologiſchen Skandpunkt Veränderungen des Wilieus 
großer Bevölkerungsgruppen« zu rechnen haben. Viele Menſchen ſind durch den 
Krieg materiell und damit auch ſozial gehoben worden. Ihr Emporkommen fällt 
jetzt auf. »Die große Zahl der vernichkeken Exiſtenzen wird dagegen erſt nach dem 
Kriege zum Vorſchein kommen, zu einer Zeit, in welcher die arbeitende Bevölke- 
rung auf die normale Produktion und damit vielfach auf die normale Lohnhöhe 
rückverſetzt werden wird.... Die ſpezifiſche Art dieſer Kriegführung mit ihrer Ab- 
ſperrung vom Meere und der plötzlichen Angewieſenheit an die Autarkie (Selbft- 
verſorgung) haben die Erſetungsmöglichkeit für die einfachſten Nahrungsmittel 
derart erfchwerf, daß bei der Länge des Krieges die Unkerernährung der Bevölke⸗ 
rung unausbleiblich iſt. ... Es exiſtiert ein qualitativer Rückgang unſerer Be- 
völkerung bezüglich ihres Ernährungszuſtandes.« 

Selbſt anfänglich kaum beachtete Vorgänge machen ſich nun in kaum von je- 
mandem geahnken Folgen bemerkbar. Nehmen wir ein von Profeſſor Tandler an- 
geführtes Beiſpiel: »Die militäriſche Sanikäkspflege hat ſich gezwungen geſehen, 
eine ganze Reihe von Schulen zu Spikälern und Hilfsanſtalten umzuwandeln. Die 
Konſequenz iſt eine nicht zu unkerſchätzende Verwahrloſung der Jugend, Zunahme 
der Proſtikution der weiblichen Jugend, Verſchiebung des Auftretens der Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten auf ein früheres Lebensalter bei beiden Geſchlechtern, Zu- 
nahme der jugendlichen Verbrecher. Das Ganze wird noch gefördert durch den Um- 
ſtand, daß die Kinder durch die Einberufung des Vakers und die Fabrikarbeit der 
Mukter auch der häuslichen Aufſicht in geſteigertem Maße enkbehren.« Aus ſolchen 
ſozialen Mißſtänden folgen mittelbar biologiſche Störungen, Gefährdungen des 
eigenen Lebens der betreffenden Perſonen ſowie ihrer Forkpflanzung. 

Ausführlich befaßt ſich Profeſſor Tandler mit der Frage, wie die von ihm ge- 
kennzeichneten Schäden wieder gut zu machen find. Die direkten Menſchenverluſte 
und den Ausfall an Geburten während des Krieges durch eine ſtarke Steigerung 
der Geburtenhäufigkeit nach dem Kriege wieder auszugleichen, darf als ausge- 
ſchloſſen gelten, denn wir find kaum berechtigt, eine Steigerung der Regenerafions- 
kraft bei dem gefchädigten Volkskörper anzunehmen. Eher wäre es möglich, die 
Verluſte ganz oder keilweiſe wieder auszugleichen durch eine weitere Herabſetzung 
der Sterblichkeit, die im Bereich der Möglichkeit liegt. Beſonders die Sterblichkeit 
der Kinder kann durch entfprehende Fürſorge noch bedeutend verringert werden. 
Auch eine energiſche Bekämpfung der Geſchlechkskrankheiten käme für die quan- 
titative Schadensgukmachung in Bekrachk. Die Menſchheit qualitativ wieder höher 
zu heben, wird noch ſchwerer fein als der Ausgleich der quankitativen Verluſte. 
Tandler meint: »Können wir ſchon in der Reproduktion nicht qualitativ vorgehen, jo 
ſollen wir uns wenigſtens bemühen, in der Auf zuchk die Qualitäten zu fördern. 
Das wird freilich erſt dann in vollem Umfang geſchehen können, wenn alle Vor- 
rechte der Geburt und des Beſitzes verſchwunden find, denn innerhalb der jetzigen 
Ordnung hängt das Lebensſchickſal des einzelnen in den meiſten Fällen vom An- 
fang an davon ab, ob er an ſolchen Vorrechken teil hat oder nicht. 75 i 

N H. Fehlinger. 
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Die Konferenz der Neulralen und der Nationalrat 
der franzöſiſchen Sozialiſten. 
Von Ed. Bernſtein. 


Unter äußerlich ungünſtigen Umſtänden hat vom 31. Juli bis 2. Auguſt 
im Haag die ſeit Monaten vorbereitete inkernakionale Konferenz von Go- 
zialiſten neutraler Länder gekagk. Nur ein Teil der angemeldeten Dele- 
gierten konnte an ihr teilnehmen. Anderen, den Delegierten, die aus Nor- 
wegen, Rumänien, Spanien und der Schweiz angemeldet waren, wurde der 
Beſuch durch Paß- und andere behördliche Schwierigkeiten unmöglich ge- 
macht. Außer den holländiſchen Mitgliedern des Internationalen Sozia— 
liſtiſchen Bureaus waren nur die Sozialdemokrafie Dänemarks, Hollands, 
Schwedens, der Vereinigken Skaaken von Amerika und Argenkiniens auf 
ihr verkreken. Aber wenn die Konferenz nur eine geringe Zahl von Beſuchern 
vereinte, jo darf man dafür jagen, daß die Perſönlichkeiken, aus denen ſie 
beſtand, einen ſehr guten Durchſchnikt der ſozialiſtiſchen Internationale ver- 
traten. Leute wie Branfing (Schweden), Troelſtra, Van Kol, Vliegen, Wi- 
bauk (Holland), Stauning (Dänemark) find langbewährke Parkeiführer in 
ihrem Lande und als gute Internationale bekannt. Algernon Lee (Ver- 
einigte Staaken) iſt einer der angeſehenſten und gebildetiten Vertreter des 
Sozialismus in Nordamerika, und von Dr. Regetto dürfte das gleiche für 
Argentinien, das er vertrat, zutreffen. Es iſt nicht anzunehmen, daß das 
Ergebnis der Konferenz in einem der von ihr behandelten Punkte anders 
ausgefallen wäre, als es kakſächlich der Fall war, wenn alle zu ihr ange- 
meldeten Delegierten an ihr hätten teilnehmen können. 

Dies ift namentlich den Mehrheitsblättern unſerer Partei enigegenzu- 
halten, die an der Konferenz eine mehr oder weniger ungünſtige Kritik ge- 
übt haben. Gleichviel wie die Beſchlüſſe der Konferenz objektiv zu beur- 
teilen find, daß fie mehr im Sinne jener Kritiker gelauket hätten, wenn außer 
den obengenannten Genoſſen noch die Genoſſen Grimm (Schweiz), Rakowſki 
(Rumänien), Vidnes (Norwegen) anweſend geweſen wären, wird niemand 
behaupten können, der die ſehr beſtimmt laukenden Erklärungen dieſer letz— 
feren über die Fragen kennt, vor die der gegenwärtige Krieg die Inker— 
nationale der Arbeikerklaſſe geſtellt hal. Eher wäre das Gegenkeil einge- 
kreten. Über die Anſchauungen des aus Spanien angemeldeten Delegierten 
Dr. Battiffa bin ich nicht unterrichtet. Er würde ein weißer Rabe auf der 
Konferenz geweſen ſein, wenn er auf ihr einen Standpunkt verkreten hätte, 
wie er den Kritikern im »Hamburger Echo«, »Chemnitzer Volksſtimme«⸗ 
uſw. genehm geweſen wäre. Aber wer hält das für wahrſcheinlich — ich darf 
ſogar ſagen, auch nur für möglich? 
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Mit zwei Fragen politiſcher Nakur befaßte ſich die Konferenz. Die eine 
betraf, im Zuſammenhang mik der Frage einer Vollſitzung des Internafio- 
nalen Sozialiſtiſchen Bureaus, die grundſätzliche Stellungnahme der Inter- 
nationale und ihrer Landesſektionen zum Kriege, der Landesverteidigung, 
der Kriegsbeendigung und den Friedenszielen im allgemeinen, die zweite die 
Stellungnahme zu den Plänen, welche die Wirkſchaftspolitin nach dem 
Kriege im Auge haben. i 

Was das letztere betrifft, ſo müſſen wir uns vorbehalten, auf die be- 
ſchloſſene Reſolution ſowie die bemerkenswerte Denkſchrift und das Referat 
des Genoſſen Wibauk über dieſe Frage noch beſonders zurückzukommen. Hier 
können wir nur unſerer rückhalkloſen Übereinſtimmung mit ihnen Ausdruck 
geben. Die Reſolution verwirft mit großer Enkſchiedenheit alle Vorſchläge, 
welche auf eine Fortfegung des Krieges in Geſtalt wirkſchaftspolitiſcher 
Sonderbünde und ähnlichem hinauslaufen, und erklärt die Politik des 
völlig freien Handelsverkehrs als die einzige, den Inkereſſen 
eines dauernden Friedens dienende Handelspolitik der Arbeiterklaſſe. 

Was die Diskuſſion und die Reſolution über den Krieg und die Friedens- 
fragen im allgemeinen angeht, jo werden die Leſer fie aus den Berichten der 
Tagespreſſe kennen. Auch wollen wir hoffen, daß eine genaue Zuſammen⸗ 
ſtellung dieſer wichtigen Kundgebungen in Broſchürenform herausgegeben 
werden wird. Für dieſen Fall möchten wir aber eine Nachprüfung der Texke 
empfehlen, da eine Vergleichung der Berichte des »Het Volk« mit den in 
der deutſchen Parteipreſſe erſchienenen Berichten etliche Unkerſchiede auf- 
weiſt, die zwar von keiner großen Bedeutung find, aber im Inkereſſe mög- 
lichſter Deutlichkeit beſſer bejeifigt werden. An einer ziemlich wichtigen 
Stelle iſt ſogar in den deutſchen Berichten ein Zwiſchenſat ausgefallen, der 
ihren Sinn erſt völlig verſtändlich macht. Sie lautet nach Wiederherſtellung 
dieſes Satzes (der ſowie ein ausgefallenes Work hier im Sperrdruck wieder- 
gegeben wird): 

Es erſcheint als die Pflicht der ſozialiſtiſchen Parteien, ernſtlich zu erwägen, 
ob fie es ſowohl für ihre Nafion als für die Internationale verantworten können, 
eine Verſtändigung zwiſchen allen Sektionen der Inker⸗ 
nakionale über die Fragen, deren Löſung für die Beendigung des Krieges 
notwendig ift, noch länger hinauszuſchieben. 


Die in dieſen Worken ausgeſprochene Mahnung richtet ſich, wie ohne 
weiteres erſichklich ift, aber in »Het Volk⸗ ausdrücklich feſtgeſtellt wird, an 
die Adreſſe der Mehrheit der franzöſiſchen Sozialdemokratie, die es bisher 
harknäckig abgelehnt hat, an einer Vollſitzung des Internationalen Sozia⸗ 
liſtiſchen Bureaus gemeinſam mik der Verkrekung der Mehrheit der deuf- 
ſchen Sozialdemokrakie teilzunehmen, ſolange dieſe ihre bisherige politiſche 
Haltung zum Krieg und den Kriegsmaßnahmen der deutſchen Regierung nicht 
vollſtändig aufgibt. Wie von Kautsky in ſeinem Artikel über Jaures im »Vor- 
wärks« vom 30. Juli und von mir in einem Arkikel der »Leipziger Volkszei⸗ 
kung« vom 27. Juli über die Möglichkeiten und Pflichten der Internationale 
ausgeführt wurde, halten wir beide dieſe halsſtarrige Weigerung unſerer fran⸗ 
zöſiſchen Genoſſen, ſo ſehr wir ſelbſt Gegner der derzeitigen Politik unſerer 
Mehrheit ſind, für ebenſo unklug wie unberechtigt. unberechtigt, weil niemand 
Kläger und Richter in einer Perſon ſein kann, und weil keine einzelne Sek- 
tion der Internationale, auch wenn fie in der betreffenden Frage noch jo 
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ſehr im Rechte wäre, das Recht hat, die Geſamtheit unter ihrem verlegten 
Rechtsgefühl leiden zu laſſen, ehe fie auch nur den Verſuch gemacht hat, die 
Geſamtkheit von der Richtigkeit ihrer Anſchauung zu überzeugen. Unklug 
aber iſt die Weigerung, weil ſie nur die Wirkung hal, das zu feſtigen oder gar 
zu ſteigern, was ſie bekämpft. Das Mahnwork der Haager Konferenz hat 
dem Nationalrat der franzöſiſchen Sozialdemokratie, der am 6. und 7. Auguſt 
in Paris kagke, offenbar noch nicht vorgelegen, denn weder von den Rednern 
der Mehrheit noch von denen der Minderheit iſt auf es Bezug genommen 
worden. Wir können alſo noch hoffen, daß es nunmehr von den Franzoſen 
in ernſthafte Erwägung gezogen werden wird. Sie können der Haager Kon- 
ferenz nicht vorwerfen, daß fie Parkeilichkeit nach der einen oder anderen 
Seite gezeigt habe. | 

In dem vorerwähnten Artikel über die Internationale hatte ich im Hin- 
blick auf die damals noch bevorffehende Konferenz der Neukralen ge- 
ſchrieben, es werde eine ihrer Aufgaben ſein, Schritte zu beraken, die ge- 
eignet ſeien, eine allgemeine, alle Bekeiligken umfaſſende internationale 
Sozialiſtenkonferenz möglich zu machen und für ein erſprießliches Arbeiten 
dieſer Konferenz die Vorbedingungen zu ſchaffen. Dazu ſei es aber nof- 
wendig, daß die Neukralen »eiwas aus der Zurückhaltung herauskreten, die 
ſie ſich bisher verſtändlicher- und verſtändigerweiſe auferlegt hatten«. Die 
Vorgänge auf den Schauplätzen des Krieges verbieken es, die Empfindlich⸗ 
keiten zu ſchonen. 

Ein deutliches Freundeswork der Neutralen an die beiden Parkeien, die einſt 
die Zentren der Internationale waren und ohne die fie heute verſtümmelt wäre, ein 
Wort, das ihnen unumwunden fagt, was man von ihnen erwartet, kann ſchwerlich 
etwas ſchaden, aber ſehr viel Nutzen ſtiften. (Leipziger Volkszeitung« vom 27. Juli.) 


Die Konferenz hak, wie man ſieht, dieſe Hoffnung nicht Lügen geſtraft. 
In ſchonendſter Form richtet fie ihr Mahnwork an die Adreſſe der Mehr- 
heit der franzöſiſchen Sozialiſten, in nicht minder ſchonender Form hat ſie 
auch einige Freundesworke geſprochen, die an die Adreſſe der Mehrheit unje- 
rer deutſchen Partei gehen. Es bezieht ſich das unter anderem auf die Gel- 
kendmachung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker und die Einwirkung 
auf Krieg und Frieden. Die Reſolutionen der Konferenz wurden einſtimmig 
gefaßt und waren, wie Troelſtra als Berichterftatter hervorhob, nicht das 
Ergebnis eines Kompromiſſes zwiſchen enkgegenſtehenden Anſichken, jon- 
dern der Ausdruck völliger grundſätzlicher Übereinffimmung über die behan- 
delten Fragen. 

Mit großem Takt und ſcharfer Einficht in die Nakur der Streitfragen hat 
Troelſtra in ſeiner Eröffnungsrede die Probleme dargelegt, vor die der Krieg 
die Inkernakionale und ihre Sektionen ſtellt, und wenn Branking ein gukes 
Work für die franzöſiſchen Sozialiſten einlegte, jo iſt damit nicht einmal ge- 
jagt, daß er nun dieſen in jeder Hinficht zuſtimmt, geſchweige denn, daß er 
Parteigänger der Regierungen der Enkenkeſtaaken wäre. Daß die franzöſiſchen 
Sozialiſten in ſehr viel ſchwierigerer Lage ſind als die deutſche Sozialdemo- 
krakie, hat auch Troelſtra ſcharf befont. Was die politiſche Refolution der 
Konferenz enkwickelt, ſind, kann man ſagen, Mindeſtforderungen, 
wie ſie ſich aus dem grundſätzlichen Teil des ſozialdemokratiſchen Pro- 
gramms mit Nokwendigkeit ableiten. Wer ſie beifreitef, jagt ſich der Sache 
nach von dieſen Grundſätzen der Internationale los. Nur auf Grund dieſes 
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Mindeſtprogramms wäre eine Verſtändigung zwiſchen der deukſchen und der 
franzöſiſchen Sozialdemokratie möglich. 

Der Nationalrat der letzteren hat, wie ſchon oben bemerkt, dieſes Werk 
der Verſtändigung leider nicht gefördert. Auch in Frankreich ſtehen ſich 
heuke in der Sozialdemokratie eine Mehrheit und Minderheit ziemlich 
ſchroff gegenüber, auch dort beſteht die Oppofition aus Verkrekern verſchie⸗ 
dener Auffaſſungen. Aber während in Deutſchland es die Frage der Be⸗ 
willigung der Kriegskredife iſt, in welcher die Oppoſikion ſich zuſammen- 
findet, ſpielt in Frankreich neben Fragen der Verkrekung in den ſtändigen 
Kommiſſionen der Parkei die Frage der Aufnahme der inkernakionalen Be⸗ 
ziehungen und einer ſchärferen Formulierung und Vertretung der ſozial⸗ 
demokrafifchen Friedensforderungen dieſe Rolle. Nur die drei zur Minder- 
heit ſtehenden Abgeordneken, die an der Konferenz in Kiental keilgenommen 
hatten, haben auch die Kriegskredite verweigerk, in einer von der Minder- 
heit eingebrachten Refolufion dagegen heißt es: »Er (der Nafionaltat) er- 
klärt ſich entſchloſſen, ſeine Mitwirkung an der nationalen Verkeidigung 
fortzufegen, aber gleichzeitig feine Tätigkeit für einen ſchnellen Frieden 
ohne Annexionen zu enkfalken.« Angefichts des Umſtandes, daß ein erheb- 
licher Teil Frankreichs von gegneriſchen Truppen bejeßt iſt, und ſolange 
dies der Fall iſt, kann man dem Ausdruck nationale Verteidigung ſeine Be⸗ 
rechtigung nafürlich nicht beſtreiken. Die Reſolution der Minderheit fordert 
weiterhin die ſchleunige Wiederaufnahme der inkernakionalen Beziehungen 
und ſagt ſchließlich: | 

Durch die herausfordernde Rede [Poincarés] in Nancy und die Anſprüche des 
ruſſiſchen Imperialismus mit Recht beunruhigt, und um alle Zweideutigkeiten zu 
zerſtören, fordert der Nakionalrak die Partei und ihre parlamenkariſchen Ver- 
treter auf, von der Regierung zu verlangen, daß fie öffentlich und ohne Verzug 
die Kriegsziele Frankreichs und feiner Verbündeten bekanntgibf und jeden Vor- 
ſchlag auf Vermiktlung oder Schiedsſpruch günſtig aufnimmt. 


Dieſe Refolution iſt nicht zur Abſtimmung gekommen, weil über die dem 
Standpunkt der Mehrheit enkſprechende Reſolution zuerſt abgejfimmt 
wurde und nach deren Annahme die erſtere als erledigt befrachtef wurde. Für 
die Mehrheitsreſolution, über die abſatzweiſe abgeſtimmt ward, wurden im 
Durchſchnitt rund 1900, gegen fie im Durchſchnitt rund 1000 Stimmen abge- 
geben. Der Nationalrat der franzöſiſchen Sozialiſten iſt ein erweiterter 
Parteiausſchuß. Die Delegierten in ihm verfrefen die Kreis-(Departements-) 
Verbände der Parkei, und jeder Delegierte gibt ſo viel Stimmen ab, als 
ſeinem Verband gemäß ſeinen Mitgliedſchaften zukommen. 

Die Mehrheitsreſolution ſpricht ſich für die Forkſetzung des Kampfes 
um die nationale Verteidigung aus, bis das beſetzte Gebiet Frankreichs be- 
freit und Belgien ſowie Serbien wiederhergeſtellt ſeien und ihre volle Un- 
abhängigkeit gewonnen hätten, verurteilt jeden Leitſatz als antiſozialiſtiſch, 
der nicht das Recht jedes angegriffenen Volkes auf Selbſtverkeidigung enk⸗ 
ſchieden anerkennt, und erklärt es für die Pflicht des internationalen Sozia⸗ 
lismus, feſtzuſtellen, welches die angreifende Regierung iſt, um gegen ſie die 
vereinte Anſtrengung der Proletarier aller Länder für den Schuß der 
Völker gegen Überfälle oder langes Hinziehen des Krieges einzuleiten. Sie 
nimmk von den zunehmenden Bemühungen gewiſſer Fraktionen der deuk⸗ 
ſchen Sozialdemokratie, ſich von der bürgerlichen Politik loszuſagen, Kennt- 
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nis, erinnert aber daran, daß der Nafionalrat die »Wiederaufnahme der 
internationalen Verbindungen an Bedingungen geknüpft hat, die noch 
nicht erfüllt ſind «. 

Dieſe Bedingungen werden im weiteren als aus den Grundſätzen 
der Internationale ſich von ſelbſt ergebend bezeichnet und wie folgt auf- 
gezählt: 

1. Zurückweiſung des Imperialismus und der Eroberungspolitik; 

2. Bekräftigung des Rechts der Völker auf Selbſtbeſtimmung und der verge— 
gewaltigten Nationalitäten, ihren Status ſelbſt zu wählen; 

3. Proteſt gegen die Verletzungen des Völkerrechts und die Vergewaltigung 
der unter die Garantie Europas geſtellten Neufralen; 

4. Unkerſuchung und öffenkliche Kundgebung der Verantworklichkeiten für den 
Krieg und der Bürgſchaften, die für die Herſtellung eines dauerhaften Friedens ge- 
fordert werden müſſen; 

5. Anerkennung des Rechts des Proletariats des angegriffenen Landes auf 
Verteidigung und der Pflicht des internationalen Prolefariats, deſſen Anftren- 
gungen zu unkerſtützen. 


In Erwarkung des Zeitpunktes, heißt es weiter, wo es möglich ſein wird, 
auf dieſer Grundlage die internationalen Beziehungen wieder aufzunehmen, 
beſchließt der Nationalrat, »ſo bald als möglich eine Konferenz von Gozia- 
liſten der neutralen Länder einzuberufen, welche die wirkſchafklichen und po- 
litiſchen Bedingungen eines dauerhaften Friedens feſtſtellen ſoll, für deſſen 

Triumph fie alsdann ihre Kraft einjegen werden«. 

Aufforderungen an die Parkei, von der Regierung eine beſtimmke, un- 
umwundene Feſtſtellung ihrer Kriegsziele zu verlangen, Darlegung, wie dieſe 
Kriegsziele gemäß der Auffaſſung der Parkei beſchaffen ſein müſſen, und 
Verpflichtung der Verkreker der Partei, von der Regierung energiſche 
Weiterführung des Krieges bis zum Siege zu fordern, machen den Beſchluß 
der Reſolution. 

Man wird den Verfaſſern kaum unrecht kun, wenn man jagt, daß fie 

in bezug auf die Frage einer allgemeinen infernafionalen Sosialiffenkonfe- 
renz ein non possumus darffellt, das praktiſch auf ein non volumus hin- 
ausläuft. Ich verzichte darauf, dies näher zu begründen, da ich annehme, 
daß jeder, der das Vorſtehende genauer nachprüft, ſelbſt erkennen wird, 
warum es nicht angeht, einer verankworklichen politiſchen Parkei in ſolcher 
Weiſe Bedingungen vorzuſchreiben. Wir find ftet3 dafür energiſch einge- 
kreten, daß bei Beurkeilung des Verhaltens der franzöſiſchen Sozialdemo- 
Kkralen die beſonderen Verhälkniſſe zu berückſichtigen ſeien, unker denen ſie 
zu wirken haben. Ebenſo kann man aber auch von ihnen verlangen, daß ſie 
bei ihrer Kritik der deukſchen Sozialdemokratie und den Forderungen, die 
fie an fie ſtellen, auch auf die Verhältniſſe Rückſicht nehmen, wie fie dies- 
ſeits der Heerlager obwalten. Alle Überfreibungen laufen Gefahr, das 
Gegenteil von dem zu erwirken, was vernünftigerweiſe erwarket werden 
könnte. Die Aufnahme, welche die von ihnen gefaßte Reſolution in der Preſſe 
der Mehrheit unferer Parkei gefunden hat, follte den Verkrekern der Mehr- 
heit der franzöſiſchen Sozialdemokrakie zu denken geben. Sie find in Ge- 
fahr, innerhalb der Sozialdemokratie das gleiche zu kun, was auf dem 
großen politiſchen Schlachtfeld jahrelang die Nakionaliſten hüben und 
drüben gefan haben: die einen haben den anderen Wakerial geliefert. 
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Wichkiger aber iſt folgende Überlegung. Einzelne kann man verhältnis- 
mäßig ſchnell von der Notwendigkeit einer Anderung überzeugen. Eine ſo 
große Körperſchaft wie eine polikiſche Parkei aber wird dazu ſelbſt unter 
normalen Verhälkniſſen immer viel Zeit brauchen. Und nun erſt während 
eines Krieges, wo die Leidenſchaften erregt ſind und alle möglichen Vor- 
urkeile wachgerufen werden. Selbſt wenn alſo ſonſt gar nichts gegen die 
Folgerungen ſich einwenden ließe, welche die Nejolufion von den Grund- 
ſätzen des infernafionalen Sozialismus ableitet, wenn ſie ſo einfach und ſo 
leicht in die Praxis umzuſetzen wären, wie fie es kakſächlich nicht ſind, ſo 
unkerſcheiden fie fi) doch jo ſehr von der Haltung, welche die Mehrheit 
der deutſchen Sozialdemokrakie nun einmal eingenommen hat, daß auch 
dann eine ſehr lange Spanne Zeit erfordert wäre, dieſe Mehrheit für ſie 
zu gewinnen. N 

Aber der ganze Weg iſt ein falſcher. Auf ſolche Weiſe kommen Par- 
keien nie zu einer Verſtändigung. Von einem leitenden Staatsmann eines 
der kriegführenden Länder pflegte ein ſehr kluger und vorurtkeilsloſer Po- 
fifiker zu ſagen: Jede feiner Reden iſt eine verlorene Schlacht. Dieſe Re- 
folution des franzöſiſchen Nationalrats kommt für den internationalen So- 
zialismus einer ſolchen ſehr nahe. Sie iſt nur unker der Annahme begreif- 
lich, daß beſondere Vorkommniſſe ſie veranlaßt haben. Wenn ſie das letzte 
Work der Sozialdemokratie Frankreichs in dieſer Frage wäre, dann wäre 
allerdings die Internationale der Arbeiter als Friedensfakkor in dieſem 
furchtbaren Kriege zur Ohnmacht verurkeilt. Denn darüber kann kein 
Zweifel fein: Wo immer im Spiel der Mächte die entſcheidende Frage des 
Krieges diesmal liegt, ob zwiſchen Berlin und London, Berlin und Paris 
oder Berlin und Petersburg, für die Internationale der Arbeiter liegt lie 
zwiſchen der deutſchen und der franzöſiſchen Sozialdemokratie. Kommt da 
keine Verſtändigung zuſtande, dann wird die große Macht zum Guten, 
welche die Inkernakionale fein könnte, nichts dazu beitragen, dieſes furdht- 
bare Töten auch nur um das Leben eines Menſchen zu verringern. 

Das wollen ſich unſere Genoſſen von der Mehrheit der franzöſiſchen 
Sozialdemokratie vor Augen halten. Bei ihnen ruht nicht minder große 
Verankworkung als bei der Mehrheit unſerer deutſchen Parkei. Die Haager 
Konferenz der Neufralen hat es ihnen eindringlich zugerufen, und dieſe 
Stimme von Leuten, die gezeigt haben, mit welcher hohen, von echt inter- 
nafionalem Geiſt getragenen Unparteilichkeit fie die Fragen zu behandeln 
wiſſen, vor die der Krieg uns in jedem Lande geſtellt hat, fie ſollte nicht 
überhört werden. 5 

Die Haager Konferenz hat noch beſchloſſen, in den Bemühungen um 
das Zuſtandebringen einer allgemeinen inkernakionalen Sozialiſtenkonfe⸗ 
renz nicht nachzulaſſen. Hoffen wir, daß es ihrem Einfluß gelingen möge, 
die Franzoſen zum Abſtehen von einer Haltung zu bewegen, die keiner 
Sache, an der Sozialiſten gelegen ſein kann, Nutzen bringen, aber dem 
Beſten, was es für uns gibt, und, dürfen wir hinzufügen, der allgemeinen 
Sache der Völker Europas nur Schaden verurſachen kann. 


emen. 
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Die Perſpekliven des Weltkriegs. 
Von Speckakor. 


Zwei Jahre Weltkrieg.... Kaum iſt der menſchliche Gedanke imſtande, 
die wahre und volle Bedeutung dieſer Tatſache zu faſſen. Nur einige Mo- 
mente der ſich vollziehenden gewaltigen Umwälzung laſſen ſich heute ſchon 
beobachten oder mehr oder weniger vorausſagen. Europa geht aus ihm ver- 
bluketk und erſchöpft hervor. Nach dem Londoner »Economiſt« hat der 
Menſchenverluſt in den zwei Jahren rund 4 Millionen befragen, wahr- 
ſcheinlich aber bedeutend mehr, wenn man auch die daheim infolge von 
Seuchen, unzureichender ärzklicher Hilfe, mangelhafter Nahrung uſw. Ge— 
ſtorbenen hinzurechnek. Überfraf doch die Zahl der daheim Geſtorbenen in 
den früheren Kriegen nach Profeſſor L. Herſch! die der auf den Schlachk— 
feldern Gefallenen. Und wie hoch darf man die Arbeitsfähigkeit der Ver- 
wundeten oder derjenigen Glücklichen einſchätzen, die während des Krieges 
alle ihre Glieder zwar bewahrt haben, aber phyſiſch entkräftet und pſychiſch 
krank geblieben find? Man darf wohl annehmen, daß Europa 10 bis 15 
Millionen blühende Arbeitskräfte durch den Krieg einbüßen wird. Nun bat 
Europa vor dem Kriege anſcheinend einen Uberſchuß an Menſchen gehabt: 
wanderten doch jahraus und jahrein Hunderkkauſende übers Meer hinaus. 
Indes das geſchah bloß deshalb, weil die Landwirkſchaft vieler Länder noch 
äußerſt extenſiv und die Induſtrie wenig entwickelt war. Will Europa ſich 
in der Zukunft ſelbſt ernähren, mindeſtens eine rakionellere Landwirkſchaft 
durchführen, ſo wird es auf Mangel an Arbeitskräften ſtoßen, insbeſondere 
wenn ſich auch die Induſtrie in der i kang der Qualitätsarbeit weiter ent⸗ 
wickeln ſollte. 

Schon während des Krieges, wo doch die wirkſchaftliche Tätigkeit be- 
deutend eingejchränkt iſt, wird der Mangel an Arbeitskräften ſehr fühlbar. 
Die ſtärkere Heranziehung der Frauen- und Kinderarbeit vermag den Aus- 
fall an männlichen Arbeitern nur zum Teil zu erjegen. Man greift auch 
ſchon nach chineſiſchen Kulis (insbeſondere in Rußland) und ſchwarzen Ar- 
beitern (in Frankreich). Sicher werden wir nach dem Kriege noch häufiger 
der gleichen Erſcheinung begegnen, daß für die einfachen Arbeiten Lohn- 
ſklaven aus den anderen Weltteilen herangezogen werden, während die 
europäiſche Arbeiterſchaft die qualifizierte Arbeit verrichten wird. Auf dieſe 
Weiſe könnte ſich ein Gegenſatz innerhalb der Arbeiterſchafk herausbilden, 
der durch den Untkerſchied in der wirkſchaftlichen Stellung und die Rajjen- 
vorurteile genährt und verſchärft würde. Die durch den Krieg geſchaffene 
nationaliſtiſche Pſychologie bildet einen günſtigen Boden für ſolche Raſſen- 
gegenſätze, und die Außerungen einiger Gewerkſchaftsbläkter über das Pro- 
blem der fremden Arbeiter laſſen ſolche Strömungen mit Recht befürchten. 

Sicherlich noch größer als der Mangel an Arbeitskräften wird der an 
Produktionsmitteln fein. Der Umfang der Kapikalzerſtörung durch den Krieg 
läßt ſich auch nicht annähernd feſtſtellen. Die unmittelbaren Kriegskoſten 
(abzüglich der »normalen« Rüſtungsausgaben) werden vom »Economiſt« auf 
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koften. Nehmen wir an, daß die Kriegsſchäden nur etwa 80 Milliarden 
Mark ausmachen, fo erlangen wir eine Summe von 250 Milliarden oder 
ebenſoviel, wieviel die Anlagekoſten des geſamten, 1913 
1,1 Millionen Kilomeker umfaſſenden Eifenbahn- 
netzes der Welt betragen haben ſollen. | 

Sind auch nicht für diefe ganze gewaltige Summe materielle Güter zer 
ſtörk worden, denn die Staaken zahlen heute horrende Preiſe, jo iſt doch 
immerhin eine Menge von Gütern verloren gegangen, die lange, ſehr lange 
nicht erſetzt werden könnke. Vor dem Kriege bekrugen die Weltemiſſionen, 
die im allgemeinen als die jährliche Kapitalakkumulakionsſumme betrachtet 
werden können, 20 Milliarden Franken. Wird auch nach dem Kriege die 
gleiche Akkumulakionsquoke aufrechterhalten werden? Sicherlich find wäh- 
rend des Krieges verſchiedene kechniſche Verbeſſerungen gemacht worden; man 
hat gelernk, mit den Materialien ſparſamer umzugehen, die Stoffe beſſer aus- 
zunützen. Immerhin werden all dieſe Fortſchritte noch lange den Ausfall an 
produktiver menſchlicher Kraft und den Mangel an Produkkionsmitteln nicht 
voll erſetzen können. Auf jeden Fall darf man wohl annehmen, daß Europa 
mindeſtens ein Jahrzehnt in ſeiner Entwicklung aufgehalten bleibt, bis 
es die vor dem Kriege beſtandene wirkſchaftliche Enkwicklungsſtufe erlangen 
wird. 

In dieſer Zeit werden wir an Mangel an Menſchen und Produktions- 
mitteln (Rohſtoffen, Nahrungsmitteln und Waſchinen) zu leiden haben. Da- 
mit iſt aber nicht gejagt, daß ſich nicht dieſer Mangel unter dem herrſchen⸗ 
den Wirkſchaftsſyſtem in der Form von Überpro duktionskrijen 
äußern kann. Denn gerade dieſer Mangel und die ihn begleitende Teuerung 
einerſeits, wie die durch den Krieg geförderte anormale Entwicklung einzelner 
Induſtriezweige andererſeits müſſen den Anlaß zu Überproduktionskrijen 
geben. Nach kurzem Aufſchwung wird ſich eben eine lange Kriſe einſtellen, 
die, was das Sonderbarſte iſt, von einer Teuerung mindeſtens der Nah- 
rungsmittel und Rohſtoffe begleitet ſein wird. | 

So find die wirtſchaftlichen Peripektiven, die fich für Europa nach dem 
Kriege eröffnen, keineswegs günſtig. Anders ſtellt ſich aber die Sachlage 
vom Standpunkt der außereuropäiſchen Länder betrachtet dar. Daß dieſe 
letzteren ſchon durch die Teuerung viel gewinnen, iſt ohne weiteres klar. 
Das europäiſche Kapital beuket bekanntlich die Agrarländer ſchon auf 
Grund ſeiner Kraft aus. Die Induſtrieländer ziehen einen Teil des Mehr- 
werks, der in den Agrarländern geſchaffen wird, an ſich, ſei es dadurch, daß 
ſie die Induſtrieerzeugniſſe zu (im Verhältnis zum Arbeitswert) höheren 
Preiſen gegen Agrarprodukte auskauſchen, oder daß fie ihnen Kapital gegen 
hohe Zinſen leihen, oder daß ſie ſich ihre Nakurſchätze aneignen, oder gar 
ſchließlich, daß fie dieſe politiſch unterwerfen und auf dieſe Weiſe ſich hohe 
Tribute zahlen laſſen. Nun bewirkk zunächſt die Teuerung, daß umgekehrt 
die Agrarerzeugniſſe der Kolonialländer im Preiſe ſteigen. Dadurch werden 
umgekehrt die Induſtrieerzeugniſſe relativ im Preiſe herabgeſetzt. Wichtiger 
iſt vielleicht aber noch der Umſtand, daß der Warenſtrom aus Europa, der 
die außereuropäiſchen Länder früher überflutet hat, jetzt, während des 
Krieges, verfiegt und eine Zeitlang auch nach dem Kriege bedeutend 
ſchwächer ſein wird. Infolgedeſſen wird ſich in dieſen Ländern allmählich eine 
eigene Induſtrie entwickeln. Insbeſondere werden dort die Rohſtoffe der 
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erſten Umarbeitung unterworfen werden, weil die Rohſtoffausfuhr und die 
Zufuhr der einfachen Warenqualitäten infolge der hohen Frachfpreiſe un- 
vorteilhaft find. Und in der Tak haben nicht nur die Vereinigten Staaken 
von Nordamerika und Japan ihre Induſtrie während des Krieges ſtark aus- 
gebildet, ſondern auch Kanada, die ſüdamerikaniſchen Staaten, Indien uſw. 

So, um hier nur ein Beiſpiel anzuführen, wird der »Frankfurker Zei- 
kung« (vom 7. Juli) über Braſilien geſchrieben: »Die Anpflanzung von 
Baumwolle wird von der Regierung lebhaft unterſtützt. Eifen- und Man- 
ganvorkommen erregen gleichfalls lebhafte Aufmerkſamkeik. Beachkens- 
werk iſt endlich die Errichtung eines Farbwerks, deſſen erſte Lieferung 
von 20 Tonnen Farbſtoffen ſich auf 27 Webereien verfeilte.« Es vollzieht 
ſich gewiſſermaßen ein ähnlicher Prozeß wie zur Zeit der Napoleoniſchen 
Kontinentalſperre, nur in umgekehrter Richtung. Damals hat ſich das kon 
tinenfale Europa von der Herrſchaft der kolonialen Produkte (Zucker!) zu 
befreien begonnen. Insbeſondere charakteriſtiſch find die Bemühungen Na- 
poleons, einen Erſatz für die kolonialen Farbſtoffe zu ſchaffen. Auf ſeine 
Veranlaſſung wurde in den verſchiedenen Gegenden Frankreichs Waid für 
die Herſtellung von Farben angebauf. 1810 ſetzte er Preiſe aus von 100 000, 
50 000 und 25 000 Franken für die Erfindung eines auf chemiſchem Wege 
hergeſtellten Indigo. Heute ſind es umgekehrt die kolonialen Länder, die die 
Zeit des Europäiſchen Krieges benutzen, um ſich wirtſchaftlich ſelbſtändig 
zu machen. 

Da Europa nach dem Kriege auch an Kapitalien nicht allzu reich ſein 
wird, um ſie nach den Kolonien zu exporkieren, ſo werden ſich die kolonialen 
Länder ohne dieſe europäiſchen Kapitalien zwar langſamer, dafür aber jelb- 
ſtändiger enkwickeln. Aus eigener Macht, die, dank den hohen Preiſen für 
ihre Agrarerzeugniſſe, raſch im Wachſen begriffen iſt, werden fie eine In- 
duſtrie ſich ſchaffen, mindeſtens die Verarbeitung der einheimiſchen Roh- 
ſtoffe in einfache Waren oder Halbfabrikate vornehmen. 

Auf die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit wird die politiſche jener Länder 
folgen, die heute noch unter der Herrſchaft der europäiſchen Staaten ſtehen. 
Die Tatſache, daß Europa wirkſchaftlich den anderen Weltteilen voraus war, 
gab ihm auch die Möglichkeit, große Gebieke polikiſch von ſich abhängig zu 
machen. Nun werden die europäiſchen Staaten aus dieſem Kriege militäriſch 
geihwächt, untereinander verfeindet hervorgehen. Ein geſchloſſenes Vor⸗ 
gehen, wie feinerzeit China gegenüber, wird lange nicht mehr möglich fein. 
Darum werden ſich umgekehrt die kolonialen Staaken freier bewegen 
können. Konnte doch die perſiſche Revolution nur ſiegen, weil Rußland in 
Oſtaſten geſchlagen wurde. Heute darf man wohl annehmen, daß Perſien, 
vielleicht auch Vorderaſien und Indien wie Agypken nach dem Kriege eine 
bedeutendere Selbſtändigkeit erlangen werden. Schon laſſen ſich deutliche 
Zeichen einer ernſten Nakionalbewegung in dieſen Ländern wahrnehmen. 
Es iſt auch kaum denkbar, daß Indien, nachdem es ſo akkiven Ankeil am 
Weltkrieg genommen, immer noch politiſch unſelbſtändig bleibt. Übrigens 
hat man ſich in England der politiihen Selbſtverwalkung Indiens haupf- 
ſächlich darum widerſetzt, weil man befürchtete, Indien werde, wie die an- 
deren Kolonien, Schutzzölle einführen. Da Indien heute aber dennoch ſeine 
Induſtrie entwickeln und ſich auch England möglicherweiſe, wenigſtens zum 
Teil, von der freihändleriſchen Politik abwenden wird, fo wird es auch 
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gegen einen Schutz der indiſchen Induſtrien kaum etwas einwenden können 
und folglich Indien auch größere politiſche Selbftverwalfung einräumen 
müſſen. b | 

Beobachter der kolonialen Länder haben ſchon mehrfach große Gärungen 
konſtatiert und das baldige Ende der Kolonialherrlichkeit Europas voraus- 
geſagt. Eine ſchlechte Einwirkung des Krieges in dieſer Beziehung befürchtet 
auch Dernburg, der frühere Staaksſekrekär für Kolonien. Auch Hintze meint 
im bekannken Sammelwerk »Deutſchland und der Welkkrieg«, daß »die Ara 
der Kolonialherrſchaft in Aſien und an den Nordküften von Afrika bald 
ebenſo ihr Ende erreichen wird wie in Amerika und Auſtralien«. 

So iſt es nicht gerade ausgeſchloſſen, daß der Krieg, der um der Kolonien 
willen geführt wird, den Anfang vom Ende der Kolonialherr⸗ 
ihaft der europäiſchen Staaten bedeuten wird. Eine 
ſonderbare Ironie der Geſchichte, die aber keineswegs beiſpiellos daſteht. 
Auf die napoleoniſchen Kriege, die den Abſchluß der viele Jahrhunderte lang 
geführten Handelskriege bedeuteten, folgte in Europa eine immer ſtärker 
hervorfrefende Reaktion gegen die damalige Handels- und Kolonialpolitik, 
die Urſache der Handelskriege. Werden wir nicht dasſelbe auch nach dieſem 
noch furchfbareren Kriege erleben? Es klingt ſonderbar, in einer Zeit, in der 
weite Kreiſe für Kolonien ſchwärmen und bereit find, dafür zu verbluten, 
eine geiſtige Reaktion gegen die Kolonialpolitik vorauszuſagen. Indes, das 
icheint nur fo. Daß auf den Krieg ein Umſchlag in der öffentlichen Meinung, 
eine neue Umwerkung der während des Krieges geſchaffenen Götter ein- 
kreten wird, ſteht feſt. Speziell aber in bezug auf die Kolonien laſſen ſich 
auch die makeriellen Gründe leicht feſtſtellen, die dieſen Umſchwung be- 
wirken müſſen. 

Wir haben an dieſer Stelle mehrfach die Werkloſigkeit der Kolonien feit- 
geſtellt, vom Standpunkt der Volkswirkſchaft im ganzen befrachfet. Neuer- 
dings wurden wir durch das Studium der engliſchen wirkſchaftlichen Verhält- 
niſſe auf die Takſache aufmerkſam, daß die engliſche Induſtrie in der Tat 
nicht einmal die kechniſchen Erfindungen genügend ausgenüßt hat, die in 
England gemacht worden ſind. Den Urſachen dieſer Erſcheinung nachgehend, 
haben wir entdeckt, daß in England Mangel an kechniſch gebildefem Per- 
ſonal befteht, was in erſter Linie darauf zurückzuführen iſt, daß die gebildete 
Mittelſchicht nach den Kolonien auswanderk, wo fie hoch enklohnte Stel- 
lungen beſetzk. Auch der gewalfige Kapitalexpork Englands nach den Kolo- 
nien darf als Urſache der relakiv niedrigen Zuſammenſetzung des Kapitals, 
das heißt der ſchwachen kechniſchen Entwicklung der engliſchen Induſtrie an- 
geſehen werden, während der geficherte Markt jeden Anſporn zu kechniſchen 
Verbeſſerungen genommen hak. Man darf folglich mit vollem Recht be- 
haupken, daß der Beſitz des kolonialen Welkreiches auf die engliſche Indu⸗ 
ſtrie verhängnisvoll wirkte, und wenn ſie nicht völlig dem Marasmus ver- 
fallen iſt, wie ſeinerzeik die Volkswirkſchaft der erſten Kolonialreiche, ſo 
rührte das haupkſächlich daher, weil ihr ein ſtarker Konkurrent in der 
deutſchen Induſtrie enkſtand, der fie zwang, ſich den neuen Konkurrenz- 
bedingungen anzupaſſen. Vielleicht wird der Krieg auch auf die engliſche 
Induſtrie ſo zurückwirken, daß ſie nunmehr ſich erneuerk. | 

Sicher iſt es aber, daß die karkellierke Schwerinduſtrie, die die Haupk⸗- 
ſtütze des induſtriellen Hochſchußes bildet, auch nach geſicherten Märkten 
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in Kolonien ſtrebt. Die Schwerinduſtrie, die mit dem Ausbau der Eijen- 
bahnen, der neueſten kechniſchen Umwälzung in der Kraftübertragung uſw. 
einen ungeheuren Aufſchwung genommen hat, ſieht in Europa, wo das 
Eiſenbahnnetz und die Schiffahrt ſchon ausgebildet find, keinen genügenden 
Markt für ſich und ſtrebt nach neuen geſicherten Märkten in den Kolonien, 
wo noch ein weites Feld für Bahn- und Städtebauten ſowie für die Aus- 
bildung der Grundelemenke des modernen Kulkurlebens überhaupt vorhan- 
den iſt. Es iſt darum die karkellierke Schwerinduſtrie, die heuke die kreibende 
Macht des Imperialismus darſtellt. 

Nun iſt es natürlich möglich, daß fie ihr heutiges Aber gewicht in 
der Wirtſchaft und im Staake auch lange nach dem Kriege behält. Es iſt aber 
nicht ausgeſchloſſen, ja ſogar wahrſcheinlich, daß die europäiſche Induſtrie 
ſich der qualifizierten Verfeinerungsarbeit zuwenden wird. Denn ſie wird 
nicht mehr über genügende Rohſtoffquellen (Eiſen und Kohle) im eigenen 
Lande verfügen, vielmehr darauf angewieſen ſein, dieſe wenigſtens zum 
Teil aus den anderen Wellkeilen zu holen. Eine ſtarke Enkfalkung der 
Schwerinduſtrie wird darum auf Schwierigkeiten ſtoßen, wenigſtens der 
Konkurrenz Amerikas gegenüber kaum gewachſen ſein. Die europäiſche 
Induſtrie wird deshalb auf die Ferfigprodukfion und die Verfeinerung an- 
gewieſen fein. Trotz aller Hinderniſſe, die gerade durch den Weltkrieg auf- 
gekürmt werden, wird ſich fo eine Arbeitsteilung und ein ſehr reger Verkehr 
zwiſchen den Ländern entwickeln. Etwa wie heute England das feine Garn 
herſtellt, während Japan und Indien die einfachen Sorken der Textilwaren 
liefern; wie Deutſchland Halbzeug an England verkauft, werden in der Zu⸗ 
kunft China, Indien, Nord- und Südamerika die Halbfabrikate der Eiſen⸗ 
und die gröberen Stoffe in der Textilinduſtrie herſtellen, die Deukſchland, 
England, Frankreich uſw. zu hochqualifizierken Waren verarbeiten werden. 

Für dieſe werden die weſteuropäiſchen Induſtrien Abſatzmärkke nicht in 
den Kolonien, ſondern in den Kulkurländern und in den kapitaliſtiſch ſich 
entwickelnden Ländern ſuchen, die allein große Nachfrage nach Produk- 
fionsmitteln und feuern Verbrauchsgegenſtänden bieten. Auf dieſe Weiſe 
wird zwar der Inkereſſengegenſaß zwiſchen den Unternehmern einzelner 
Länder untereinander nicht überwunden, ebenſowenig wie der Interefjen- 
gegenſatz zwiſchen den Klaſſen oder die allgemeinen Widerſprüche der Rapi- 
kaliſtiſchen Wirkſchaftsenkwicklung, die ihren Ausdruck in Wirkſchafts- 
kriſen finden; wohl aber enkſtehen mächtige Inkereſſengruppen, die an einem 
friedlichen Verkehr mik den Kulkurländern ſtark inkereſſiert und die wahr- 
ſcheinlich international ſtark engagiert fein werden, ſei es durch Beteiligung 
an vielen Unternehmungen in verſchiedenen Ländern, ſei es durch allgemeine 
Abmachungen mit ihren Konkurrenten in den anderen Ländern. Es iſt alſo 
wohl denkbar, daß auf die Epoche des kriegeriſchen Imperialismus eine 
Zeit des friedlicheren Verkehrs unter den Ländern eintritt, die infolge der 
weitgehenden Arbeitsteilung aufeinander angewieſen find. 

Daß aber auch in dieſer Zeit Zündſtoff genug fein wird, aus dem leicht ein 
Weltbrand enkſtehen könnte, iſt ſelbſtverſtändlich. Schon durch die Verſchär⸗ 
fung des allgemeinen Wettbewerbs infolge des Hinzukrikks von neuen Indu- 
ſtrieländern kann es leicht zu Kriegen kommen. Zumal auch ſpäker, wie heute, 
nicht einzelne Unkernehmer ſich gegenfeitig auf dem Weltmarkt bekämpfen, 
ſondern ganze mächtige Gruppen, die einander mit eigenen Mitteln nicht 
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niederzukonkurrieren vermögen und ſo nur den Ausweg jehen, entweder 
ſich zu verſtändigen oder mit Hilfe der Skaaksmacht ſich den Sieg über den 
Gegner zu verſchaffen. 

Da iſt es eben die Arbeiterklaſſe, die den Ausſchlag in der Wahl der 
Mittel geben kann. Wird ſie auf der Hut einer friedlichen Entwicklung 
Stehen, feſt international organifierf und enkſchloſſen ſein, unter keinen Um- 
Ständen die kriegeriſche Austragung der wirkſchaftlichen Konflikte zu ge- 
ftatten, fo könnte es ihr auch gelingen, den Frieden zu wahren. Darin eben 
beſteht die große Aufgabe der Sozialdemokrakie, die Bedeukung der Ar- 
beiterklaffe gerade in dieſer Hinſicht klarzulegen. Es iſt insbeſondere heute 
keine leichte Aufgabe. Sie wird auch durch den Prozeß der wirkſchaftlichen 
Enkwicklung nicht erleichtert, der zur Herausbildung einer qualifizierten 
Arbeikerſchicht und zur Spalkung der Arbeitkerſchaft leicht führen kann, 
falls man nicht durch Aufdeckung der Enkwicklungskendenzen die intelli- 
genken Arbeiter vor einem falſchen verhängnisvollen Schritt des Zujammen- 
arbeikens mit der Bourgeoiſie gegen den anderen Teil der Arbeitkerſchaft 
bewahrt. | 


Vom Perſönlichen zum Sachlichen. 

Von Heinrich Schulz. (Schluß.) 

Mit dem hier kurz ſkizzierken erſten Kapitel des Lenſchſchen Buches kann ich 

mich im großen ganzen einverſtanden erklären. Dagegen lehne ich das zweite von 

meinem Standpunkt aus ab. Lenſch behandelt darin die Vorgänge am hiſto⸗ 

riſchen 4. Auguſt. Wie ich ſchon erwähnte, hat Lenſch am 4. Auguſt die Kredite 

abgelehnt, vom Dezember 1914 an aber alle Kredite bewilligt. Aus dieſem Ver- 

halten iſt ihm mancher Vorwurf gemacht worden. Selbſt wenn Lenſch lediglich 

vom Auguſt bis Dezember zu einer beſſeren Einficht gekommen wäre, könnte er 

ſich über die Sorte feiner Gegner, die darob nicht genug ſchmälen können, mit 
dem Heyſeſchen Worke kröſten: 


Wer heute klüger iſt als geſtern 

Und dies mit offener Stirn bekennt, 
Den werden die Biedermänner läſtern 
Und ſagen, er ſei inkonſequent. 


Aber Lenſch weiß feinen Abſtimmungen eine ebenſo überraſchende wie logiſch 
in ſich geſchloſſene Erklärung zu geben, ſo daß man im erſten Augenblick geneigt 
iſt, ſeiner verführeriſchen Dialektik zuzuſtimmen. Bei genauerer Prüfung geht 
das freilich nicht, feine Beweisführung enthält zu viele Lücken und Untiefen. Für 
die reſtloſe Aufklärung ſeiner perſönlichen Skellung zu den Kriegskrediten aber 
reichk feine Begründung vollkommen aus. Sie iſt weit folgerichfiger als die Be- 
gründung, die von den Fraktionskollegen gegeben wird, die umgekehrt wie Lenſch 
im Auguſt 1914 für die Kredite und ſpäter dagegen geffimmt haben. Wit den üb- 
rigen Kapiteln des Buches bin ich im weſenklichen einverſtanden. 
Gewiß fordert mancher Satz und manche Ausführung zum Akemholen und auch 
zum Widerſpruch heraus. Lenſch zieht die Linien der geſchichtlichen Entwicklung 
und der weltpolififchen Situation in fo großen Zügen und dabei fo energiſch und 
meiſtens in ſo offener Auflehnung gegen viele unſerer bisherigen Anſchauungen, 
daß man oft widerſtrebt, ihm ſo ſchnell zu folgen, und daß man gern hier und da 
Bedenken und Vorbehalte anbrächke. Aber man beeilt ſich doch ftets wieder, zu⸗ 
nächſt einmal mit ihm gleichen Schritt zu halten und ſich von ihm führen zu laſſen, 
weil die Welt des Sozialismus von den Wegen und Ausfihtspunkten aus, die er 
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geht, außerordenklich viel überraſchende, neue und reizvolle Perjpekfiven auf- 
weiſt. Es kommt zunächſt nicht auf Richtigkeit in jeder Einzelheit an, auch nicht 
darauf, ob vor der kritiſchen Nachprüfung der grundſätzlichen Gegner Lenſchs 
und auch ſeiner Freunde manches erſt wieder in ein richtigeres Verhältnis gerenkk 
werden muß, als es die großen Striche der Lenſchſchen Darſtellung überall werden 
zugelaſſen haben. Die Haupfkſache iſt, daß Lenſch überhaupt ekwas weſenklich Neues 
zu ſagen hat, daß ſich fein Buch frei hält von dem kleinlichen Streit um kleinliche 
Dinge, daß es hinausführt aus der dumpfen Stickluff einſtiger kheorekiſcher Que- 
relen und gegenwärkiger kakkiſcher Skreikigkeiken und Zänkereien, daß er pojifive 
Fragen aufrollt und fie mit Verſtand und Mut zu beantworken ſuchk, daß er alles 
in allem die Parkeidiskuſſion auf den weiten Plan des geiſtigen Streites führt, 
auf dem allein die großen Fragen der Zeit auszufragen find. Er berührk ſich hier- 
bei mit Heinrich Cunow in Deutſchland und Karl Renner in Hſterreich, beide 
wiſſenſchaftliche Sozialiſten, über deren Qualifikafion bis zum Kriegsausbruch 
keinerlei Streit in der Internafionale war — hoffenklich auch jetz nicht! —, beide 
einſtige Parteigänger des Radikalismus, beide aber, haupkſächlich infolge der 
Kriegserfahrungen, entſchloſſene Verfechker einer radikalen Neuorientierung des 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus unter Feſthalkung an Marx und Engels, unter 
Preisgabe überholter und unhaltbar gewordener Schlußfolgerungen ihrer Epigonen. 


* * 
* 


In dem Kapitel Der Zuſammenbruch der Inkernatkionale« führt 
Lenſch einen mikleidloſen, für die Klärung der Parkeiwirren aber leider bitter nok 
wendigen Beweis, daß der Krieg die Arbeikerinkernakionale nichk nur völlig hat 
zuſammenkrachen laſſen, ſondern daß er den direkken und bewußken Kampf der 
ſozialdemokratiſchen Parkeien gegeneinander an die Stelle der früheren Brüder— 
lichkeit geſetzt hat. Wochenlang glaubten die ausländiſchen ſozialdemokrakiſchen 
Parteien allen Ernſtes nicht nur, daß die deutſchen Sozialdemokraten die Kriegs- 
kredite abgelehnt, ſondern daß fie auch die Revolution proklamierk hätken. Dar- 
über laſſen die internationalen journaliſtiſchen Tatſachen während des Auguſt 
1914 keinen Zweifel. Aber die ausländiſchen Bruderparkeien haben daraus nicht 
die Schlußfolgerungen für ihr Handeln gezogen, zu denen ſie nach den Grundſätzen 
der Internationale verpflichtet geweſen wären. Lenſch gibt zu und ſucht damit 
zugleich noch einmal feinen Vorſchlag wegen des 4. Auguſt zu rechtfertigen, daß 
die deuffche Parkei durch ihre Abſtimmung am 4. Auguſt ihrerfeits ſachlich nakür⸗ 
lich nichts vor den Sozialdemokraken der übrigen kriegführenden Länder voraus 
bat, wenngleich ſich ihr Verhalten im einzelnen auch ſtark zu ihren Gunſten von 
dem der übrigen Sozialiſten unferfcheidet. Er fieht darin ein deukliches Zeichen der 
Zeit dafür, daß bis auf weiteres die prakkiſche Polikik des Sozialismus noch mit 
dem Schickſal der einzelnen Nationen eng verknüpft iſt, ſich jedenfalls über dieſes 
nicht hinwegſetzen kann. Der Saß des Kommuniſtiſchen Manifeſts, daß der Ar- 
beiker kein Vaterland habe, iſt von der Wirklichkeit verleugnet worden. In ihrem 
Vakerland haben die Arbeiter durch ihre prakliſche Mitarbeit ſchon fo viele Werke 
fruchkbringend angelegt, daß es ihnen nicht gleichgültig fein kann, ob dieſes Land 
weiter gedeiht oder ob es in Rauch und Flammen aufgeht. Zugleich ergibt ſich aus 
der nüchternen Erkennknis dieſer Takſache, daß die Zeit für die bisherige Inter- 
nationale, die eine Inkernationale des begeifterfen Wortes und der ſchönen Geſte 
war, vorüber iſt. Es iſt notwendig, ſich hierüber klar zu ſein, damik man bei dem 
Aufbau der neuen Internationale — denn eine Internationale der Arbeiter muß 
auch in Zukunft fein und fie wird fein — nicht bei dem verkehrken Ende anfängk. 
Die eigenkliche Urfahe des gegenwärkigen Krieges iſt die Welkherrſchafk 
Englands. England ſteht zu den anderen Nakionen ungefähr wie der Unfer- 
nehmer zum Lohnarbeiter, wie die herrſchende Klaſſe zu den ausgebeukeken Klaſſen. 
An dieſer Wachkſtellung Englands find auch die engliſchen Arbeiter inkereſſierk, ihr 
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verdanken ſie ihre eigene Ausnahmeſtellung unker den Arbeitern aller Länder, 
ihre höheren Löhne, ihren polikiſchen und geſellſchaftlichen Einfluß. »Der Krieg, 
der allem falſchen Schein ein Ende macht, brachte auch dieſen Intereſſenkonflikk 
offen zum Durchbruch. Er öffnete der deutſchen Sozialdemokratie die Augen über 
die Takſache, daß es, hiſtoriſch geſehen, noch zu früh fei, von einer internationalen 
Solidarität der Arbeiterklaffen aller Länder zu ſprechen. Und in dieſer geſchicht⸗ 
lichen Situation liegt, vom internationalen Standpunkt aus, die objektive Necht- 
fertigung für die Haltung der deutſchen Sozialdemokratie am 4. Auguff.« 

Dieſe Erkennknis ſtellt Lenſch der Wendung in der Fraktionserklärung gegen- 
über: daß wir wahr machten, was wir immer gejagt hätten, wir ließen unſer Vaker⸗ 
land nicht im Stich. Lenſch beſtreiket die Richtigkeit dieſes Satzes, er hält ihn vor 
allen Dingen für eine Feſſel für den weikeren Vormarſch und für die notwendige 
Neuorientierung der Partei; dagegen öffnet nach feiner Auffaſſung die Einſicht 
in die Rolle Englands in der Weltpolitik freie Bahn für eine kaktiſch kluge und 
praktiſch erfolgreiche Arbeikerpolitik. Denn Deukſchland iſt der Staat, 
der den Standpunkt des hiſtoriſchen Forkſchritts gegen- 
über England vertrift. »Die Sache der Demokratie und des Sozialismus 
ift unlösbar mit dem Geſchick Deutſchlands verbunden.« Damit erwächſt der-deuf- 
ſchen Arbeiterklaſſe eine beſonders ernſte und wichtige Aufgabe in der geſchicht. 
lichen Entwicklung der Zukunft. War fie ſchon bisher die Führerin und Trägerin 
der Inkernationale, fo wird fie es in Zukunft in noch höherem Maße ſein. 


* * 
* 


Um ſich über die Stellung der Sozialdemokratie im neuen Deutſchland klar zu 
werden, iſt nötig, daß die Arbeiter zuvor ihre Stellung im alten Deutſchland kri- 
liſch nachprüfen. In einer knapp angelegken, aber ſcharf umriſſenen geſchichklichen 
Skizze vergleicht Lenſch die Entwicklung Deutſchlands mit der Englands, wobei 
er in vielen Punkten von der bisherigen Darſtellung der deuffhen Geſchichte ab- 
weicht. 

Woher der Haß gegen Deukſchland, der beſonders in der erſten Kriegszeit 
überall im Ausland fo unbändig aufſchäumke, und der auch bis zur Stunde ein wic)- 
tiger Kitt für den Zuſammenhalk unſerer vielen Gegner iſt? Lenſch folgt hier keil⸗ 
weiſe den Unterſuchungen von Hugo Preuß in feinem Buche »Das deukſche Volk 
und die Politik«. Preuß ſucht den Kern der modernen Skaaksform in ihrem Ver- 
hältnis zur Obrigkeifsregierung. In England und Amerina hal es nie eine eigenk⸗ 
liche Obrigkeitsregierung gegeben, die herrſchende Klaſſe hat hier auch zugleich 
regiert. In Frankreich iſt die Obrigkeitsregierung durch die Revolution überwun- 
den worden. In Deutſchland dagegen hat fie ſich krotz aller ſonſtigen Entwicklungs- 
vorgänge im Sinne der modernen Skaaksform dennoch am Leben und an der Macht 
zu erhalten gewußt. In diefem »Andersſein« Deukſchlands liegt ein Haupk⸗ 
grund für die Abneigung der Weſtſtaaken gegen Deutſchland. Lenſch begnügt ſich 
jedoch nichk mit dieſer Preußſchen Erklärung. Das Andersſein Deukſchlands hat 
noch andere Wurzeln, es iſt nicht nur eine Schwäche im Sinne der hinter uns 
liegenden Staatenenkwicklung zur Demokratie, es wird auch zugleich zur Stärke 
im Hinblick auf die fozialiftiihe Zukunft der ſtaaklichen Entwicklung. Während 
in den Weſtſtaaten nach der Reformation die bürgerlichen Klaſſen zu eigenklichen 
Trägern der Wirtſchaft und der Politik wurden, verfiel zu gleicher Zeit das 
deulſche Bürgertum. Weder enkwickelke es die nokwendige wirkſchaftliche Kraft, 
noch vermochke es ſich politiſch von der Unkerdrückung durch abſoluke Monarchie 
und Junkerkum zu befreien. Aus dem Vielerlei und Durcheinander der deukſchen 
Kleinſtaaterei mit ihrer Rückſtändigkeit entwickelten ſich zu größerer Macht in 
der Richtung der modernen Skaakenentwicklung allein die beiden Kolonialſtaaken 
Sſterreich und Brandenburg-Preußen, von denen in einem jahrhunderkelangen hark⸗ 
näckigen Ringen Preußen ſchließlich die Führung gewann. Nicht durch Zufall, ſon⸗ 
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dern in mühſamem Kampfe mit vielen Hinderniſſen, im Kampfe mit einer kargen 
Scholle und im Kampfe mit zahlreichen äußeren Feinden. Seine ſtärkſte Waffe 
war dabei eine ſtraffe Organiſation des Staaksganzen, beſonders gewährleiſtet durch 
eine kalkräftige Bureaukrakie und durch eine für ihre Zeit jeweils außerordent- 
lich leiſtungsfähige militäriſche Organiſation. Der Einfluß der franzöſiſchen Re- 
volution auf Deukſchland war verhältnismäßig gering, zur Löſung der deutſchen 
Frage und zur Machkgewinnung der bürgerlichen Klaſſe krug fie wenig bei. Da- 
gegen find in einer der indirekten Wirkungen der franzöſiſchen Revolution auf 
Deukſchland, in der Schaffung der allgemeinen Wehrpflicht, ferner in 
der allgemeinen Schulpflicht und endlich in dem allgemeinen 
Wahlrecht die demokratiſchen Wurzeln für die innere Umgeftaltung Deultſch⸗ 
lands zu erblicken. Sie vermochten krotz der Unzulänglichkeit ihrer Durchführung 
doch eine Fülle der im Volke ſchlummernden Kräfte zu entwickeln und enkfalkeken 
Hand in Hand mik der kapitaliſtiſchen Entwicklung die Produkkivkräfte Deutſch⸗ 
lands in einer nirgend anders wieder anzukreffenden Weiſe. — Das dialekkiſche 
Bewegungsgeſetz der kapitaliſtiſchen Kräfte wirkte in der gleichen Richtung. Die 
Kapitaliſtiſche Geſellſchaft organiſierke ſich, Syndikake und Karkelle enkſtanden. 
Ihnen voraufgegangen waren in der Organiſierung der vereinzelten ſchwachen Kräfte 
zu ſtarker Gemeinſamkeit die Gewerkſchaften. Gewiß zeigken ſich die gleichen Er- 
ſcheinungen auch in den anderen kapitaliſtiſchen Nationen, aber nirgends ſetzten 
die ſich fo kräftig durch wie in Deukſchland. Das Reich, das im ſechzehnken Jahr- 
hundert den kiefſten Fall von einer der entwickelkſten Nationen zu einem »perach— 
keken und ohnmächtigen Belkelvolk Europas« hakte kun müſſen, war durch Or- 
ganiſation wieder in die Höhe gekommen. Bis zum Ausbruch des 
Krieges hatte es fo viel Kraft wiedergewonnen, daß es in dieſem Kriege ſämkliche 
Feinde außerhalb ſeiner Grenzen zu halten weiß, während früher Deutſchland den 
ſelbſtverſtändlichen Kriegsſchauplaß für alle möglichen europäiſchen Völker ab- 
geben mußte. f 5 

Saft in allen Stücken bildet die Geſchichte Englands ſeit Ausgang des Mittel- 
alters das vollendete Widerſpiel zur deukſchen. Alle Früchke der Reformakion in 
wirtſchaftlicher, politiſcher und kultureller Beziehung vermochte es zu ernten. Wäh- 
rend das Luthertum für Deutſchland Unkerkanenreligion wurde und den einzelnen 
an die gottgewollten Autoritäten band, wurde der Kalvinismus in England die reli- 
giöſe Einkleidung des ſtarken Bedürfniſſes nach wirkſchaftlicher und polikiſcher Un- 
abhängigkeit der Perſönlichkeit und der ganzen Nation. »Perſönliches und natio- 
nales Selbſtbewußtſein wurden zur ſelben Zeit das Kennzeichen des Engländers, 
wo nalionale Geſinnungsloſigkeit und würdeloſes Bedienkentum zum Kriterium 
des Deukſchen wurde.« Die inſulare Lage Englands wurde gleichfalls zu einer 
Quelle großer Stärke. Es konnte auf ein Landheer verzichten, um jo mehr aber 
ſeine ganze Kraft auf eine große Flokte zur Eroberung der Welt und der Welt- 
herrſchaft wenden. Die Staaksgewalt wurde möglichſt ſchwach gehalten, die bürger 
liche Klaſſe ſelber herrſchte unbeſchränkt. Andererſeiks aber fehlten in England 
auch die für die inzwiſchen angebrochene neue Zeit notwendigen Faktoren der ge- 
ſellſchaftlichen Organiſation. Weder gab es eine allgemeine Wehrpflicht, noch bis zum 
Jahre 1876 die Schulpflicht, noch hat es bis zum heutigen Tage das allgemeine Wahl- 
recht. Noch in den Jahren 1882/83 lehnken ſogar die engliſchen Gewerkſchaften als 
die Vertreter der Arbeiterklaffe Anträge zugunſten des allgemeinen Wahlrechts 
ab, fo daß die ſchlechter entlohnte große Maſſe der engliſchen Arbeiter, denen die 
Gewerkſchaften ihre Tore verſperrken, auch politiſch und geiſtig keine Rolle im 
Lande ſpielen. — England hat gewiß ſeine großen geſchichklichen Verdienſte um 
die Enkwicklung der Menſchheit, es hat vor allem das individualiſtiſche Gefell- 
ſchaftsſyſtem am ſtärkſten und konſequenkeſten entwickelt. Aber eben dieſes Syſtem 
ſteht heute an den Marken ſeiner Tage. »Eine neue Zeit und mit ihr ein neues ſoziales 
Ideal zieht herauf: die ſozialiſierte Geſellſchaft, ihr Degen aber iſt 
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Deutſchland.« Den gegenwärkigen Krieg hak das unbeherrſchte Spiel der kapitali- 
ſtiſchen Wirtſchaftskräfte erzeugt. Die individualiftifhe Geſellſchaftsverfaſſung hat 
ihrer nicht Herr zu werden vermocht, das iſt auch der innere Grund für das Ver- 
ſagen Englands, der einen Führernakion in dieſem Kriege. Gegenüber dem im welt- 
geſchichtlichen Sinne reaktionären Sinne England verkrikt Deutſchland mit jeiner 
entwicelteren ſozialen Organiſation das revolukionäre Prinzip der kommenden 
neuen Zeit. 8 


* * 
* 


In dem letzten Kapitel feines Buches, das er »Die werdende Welk« überſchreibt, 
führt Lenſch dies genauer aus. Die zukünftige Kultur verlangt die ſtärkere Ver- 
geſellſchaftung des einzelnen. Zwar gab es früher ſchon eine Gebundenheit des 
einzelnen, das war die gewaltſame Unfreiheit der Maſſe im Rahmen des Feu- 
dalismus. Ihm gegenüber war der Individualismus der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft der hiſtoriſche Fortſchritt. Aber dieſer wird wieder überholt von der frei- 
willigen Gebundenheit des einzelnen im Rahmen der ſozialiſtiſchen Ge- 
meinſchaft. In der Periode des Übergangs zu dieſer höheren Form des menſch⸗ 
lichen Zuſammenlebens befinden wir uns zurzeit. Aber dieſe Übergangszeit iſt 
weder kurz noch friedlich. Sie wird erſchütkerk von gewaltigen revolutionären 
Erſcheinungen, zu denen auch der gegenwärkige Weltkrieg gehört. In Deukſchland 
ſind auf Grund ſeiner beſonderen wirtſchaftlichen und politiſchen Entwicklung die 
Verhälkniſſe der kommenden fozialen Neuordnung am meiſten enkgegengereift. Die 
individualiſtiſche Kultur Deutſchlands hat ſich erſt zu entfalten begonnen, als fie 
hiſtoriſch bereits im Abſterben war. Dagegen beſaß Deutſchland die durch ſchmerz⸗ 
hafte geſchichtliche Erfahrungen erworbenen beſonderen Fähigkeiten der Organi- 
ſation, des wichtigften Mittels der neuen Geſellſchaft, in höherem Maße als die 


kapitaliſtiſch fräher entwickelten Nationen. Zwar beſteht in Deutſchland noch die 


alte Obrigkeitsregierung; aber fie war ſchon vor dem Kriege über ſich hinaus- 
gewachſen. Trotz aller Vorbehalte und krotz vieler Rückſtändigkeiten im einzelnen 
hatten die Verhältniffe doch allmählich zu einer immer bewußteren und ſelbſttäti⸗ 
geren Anteilnahme der Volksmaſſen an der ſozialen Organiſation des öffenk⸗ 
lichen Lebens geführk. So durch die ſoziale Geſetzgebung, durch die Organiſierung 
des Proletariats in Partei, Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften, durch die Or⸗ 
ganifierung der kapitaliſtiſchen Kräfte zu Kartellen und Syndikaten, durch die Selbit- 


verwaltung der Städte und den Kommunalſozialismus, endlich im Kriege ſelbſt 


durch den Kriegsſozlalismus, an dem das Kennzeichnende nichk die vielen Mängel 
ſind, die ihn oft genug zur blutigen Karikatur auf den echten Sozialismus machen, 
fondern die relative Stärke, die er krotz alledem aufweiſt und die ihn während des 
Krieges zum Refter der Nation hat werden laſſen. »Es war von einer ungeheuren 
Bedeutung für die Werbekraft des ſozialiſtiſchen Gedankens, daß man in der 
höchſten nationalen Gefahr auf ihn und feine Welt zurück oder vielmehr vorwärks⸗ 
greifen mußke.« Der eigenkliche Träger der kriegsſozialiſtiſchen Maßnahmen iſt 
nicht fo ſehr die alte Obrigkeitsregierung, die ſich nur ſchwerfällig vorwärks⸗ 
drängen läßt, ſondern die demokratifhe Selbſtverwalkung unter käkiger Ankeil⸗ 
nahme großer Volksmaſſen. Damit iſt die Demokratiſierung des Skaaksweſens auf 


dem richtigen Wege. Die formelle Gleihberehfigung im Sinne der bürgerlichen 


Demokratie und des Parlamentarismus ift dafür kein ausreichendes Mittel, wie 
ein Blick auf die Weſtſtaaken, beſonders auf die Schwäche ihrer Arbeiterbewe⸗ 
gungen zeigt. Das Proletariat als Klaſſe kann nur durch Schaffung einer ſozialen 


Organifation und Proklamierung des Sozialismus in die Höhe kommen. Freilich 


befinden wir uns erſt in den zaghafteſten Anfängen. Aber der Anfang iſt da. 
»Das Prinzip der Organiſation, das in der Hand der Obrigkeitsregierung gleich⸗ 
bedeutend iſt mit Bevormundung, Unkerkanengeſinnung und Polizeiwirtſchaft, 
ſpringt in fein dialektiſches Gegenteil um und wird zum Hebel der Gelbjtverwal- 
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kung, Staatsbürgergeſinnung und freier Disziplin in dem gleichen Augenblick, wo 
fein Träger die Volksmaſſe ſelber wird. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſer Prozeß nur unker den ſchwerſten inneren 
Kämpfen vor ſich gehen wird. Großgrundbeſitz, Großindustrie, Hochfinanz und 
Kirche werden ihm widerſtreben. Jahrzehnte wird es dauern, ehe die durch den 
Krieg aufgepeitſchten nationalen und ſozialen Gegenſätze zu einer gewiſſen Ruhe 
kommen. Aber eben darum kann die Rüſtung Deutſchlands für die zu erwarken- 
den Kämpfe nur darin beſtehen, die Kräfte weiter zu mobiliſieren und zu ver- 
mehren, die heuke die Rekktung des Volkes geworden find: in erſter Linie die 
Demokrafifierung des Heerweſens in Verbindung mik Sozial- und Arbeiterſchutz⸗ 
politik, Wohnungsreform, ſtaaklicher Geſundheitspflege, Hebung der körperllichen 
und geiſtigen Erziehung der Jugend. Ohne Dilziplin iſt eine Wehrverfaſſung auch im 
ſozialiſtiſchen Sinne nicht möglich. Aber es ſoll nicht die Diſziplin des Korporalſtocks, 
ſondern die der ſtaaksbürgerlichen Geſinnung fein. Die groß angelegte Boyenſche 
Heeresreform hat die bürgerliche Klaſſe nicht durchzuführen vermocht; die Arbeiter⸗ 
klaſſe aber wird die Trägerin einer ähnlich gearfefen Reform in Zukunft fein, wie 
überhaupt aller übrigen großen ſozialen Reformen, die zur wirkſchaftlichen, politiſchen 
und geiſtigen Befreiung des Volkes notwendig ſind. Damit wird die Sozialdemo- 
krafie aus einer vorwiegenden Agikakionsgruppe zu einer im echten Sinne des 
Workes politiſchen Partei. 

Ihr Mittel iſt auch in Zukunft wie bisher der Klaſſenkampf, der im 
Gegenſatz zu allen Klaſſenkämpfen der Vergangenheit der erſte bewußt geführte 
Klaſſenkampf iſt. Bisher aber war durch die Beſonderheit der deukſchen Verhält- 
niſſe die Klaſſenbewegung des Prolefariats mehr eine bloße Bewegung des Fa— 
brikproletariats geblieben, in der die übrigen Schichlen der Bevölkerung, obwohl 
fie an ſich unter den gleichen Laſten und Leiden zu ſeufzen hakken wie die eigent- 
lichen Arbeiter, eine ihnen feindliche und obendrein wüſte Verhetzungsorganiſa⸗ 
tion erblickten. Aus dieſer ſchiefen Lage hak der 4. Auguſt die deutſche Sozial- 
demokratie befreit. Gewiß wird auch in Zukunft das Induffrieprolefariat die Kern- 
gruppe der Bewegung bilden, aber an fie anſchließen werden ſich alle von der kapi⸗ 
kaliſtiſchen Entwicklung Bedrohten und Bedrängten, alle, die einer höheren ſozialen 
Organiſation zuſtreben. »Wenn am 4. Auguſt die deukſche Sozialdemokratie aus 
Rückſicht auf ihr eigenes Inkereſſe die Notwendigkeit des Staates anerkennen 
mußte, fo wird in Zukunft der Staat aus Rückſicht auf fein Inkereſſe die Notwen⸗ 
digkeit der Sozialdemokratie anerkennen müſſen.« 

Inwieweit das eintreten wird, hängt freilich ſtarͤk von der zukünftigen Hal- 
kung und Stärke der deutſchen Sozialdemokratie ab. Ohne mancherlei Wandlungen 
wird es dabei nicht abgehen. Dieſe aber find furchtbar ernſte und ſchmerzhafte Pro- 
zeſſe. Wir erleben fie bereits in den gegenwärtigen Auseinanderſetzungen der 
Parkei, die die Selbſtvernichkung der Partei im Gefolge zu haben ſcheinen. Aber 
vom Standpunkt der hiſtoriſchen Betrachtung aus wird doch nur untergehen, was 
morſch und brüchig geworden iſt, und durch Irrung und Wirrung hindurch wird die 
Partei ſchließlich wieder zur Klärung und damik auch zur inneren und äußeren 
Stärke gelangen. Kraft und Klarheit über das Ziel aber braucht die deulſche Sozial- 
demokratie, denn für das neue Geſellſchaftsſyſtem, deſſen Kommen durch die Er- 
ſchükterung des ſtärkſten Pfeilers des alten Syſtems, Englands, ſtark beſchleunigt 
wird, hat Deutſchland die wichtigſte Arbeit zu leiften, und innerhalb Deukſchlands 


wieder die Sozialdemokrakie. 
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„Die Sozialdemokratie, ihr Ende und ihr Glück« nennt Lenſch ſein Buch. Ich 
geſtehe, daß ich mit dieſem Titel ſehr wenig einverſtanden bin. Er biegt die ſachliche 
Richtigkeit zugunſten einer ſtiliſtiſchen Wendung, in die ſich Lenſch verliebt zu 
haben ſcheink. Nicht um das Ende der Sozialdemokrakie handelt es ſich, ſondern 


er 
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um das Ende eines Abſchnitts ihrer Entwicklung. So will Lenſch auch den Titel 
aufgefaßt wiſſen, wie ſein Buch unzweideutig auf jeder Seite erkennen läßt. In 
dieſem Sinne ſtimme ich ihm zu. Der Krieg war ſelbſtverſtändlich nicht nötig, um 
dieſen Abſchnikt der Entkwicklungsgeſchichte der deutſchen Sozialdemokratie und 
zugleich des internafionalen Sozialismus zum Abſchluß zu bringen. Auch ohne 
den Krieg wäre gekommen, was kommen mußte, und was in mancherlei Formen 
bereits auf dem Wege war. Aber der Krieg hat wie ein gewaltſamer revolufio- 
närer Akt in die langſame Entwicklung eingegriffen und hat ſchnell und oft auch 
grauſam enkſchieden, was ſonſt als Ergebnis langer — und vielleicht auch langweiliger 
— Erörterungen entſchieden worden wäre. Trotzdem wäre natürlich die lang- 
weiligſte Erörterung und das langſamſte Enkwicklungskempo kauſendmal dem 
Stkurmſchritt der Entwicklung vorzuziehen geweſen, den der Krieg veranlaßt hat, 
wenn dadurch der Krieg zu vermeiden geweſen wäre. Aber eben das iſt nicht der 
Fall geweſen. Die ſtarken geſellſchaftlichen Gewalten, die die Eruption des 
Krieges herbeiführken, waren ſtärker als die menſchlichen Abwehrmaßregeln, be- 
ſonders ftärker als die Gegenmaßnahmen der ſozialiſtiſchen Internationale. Dieſer 
Tatſache muß kühl ins Auge geſehen werden. Senkimenkalitäten, feierliche An- 
klagen und keufliſche Beſchwörungen nützen nicht und bringen uns nicht einen Schritt 
weiter. Wer tatkräftig in der neuen Geſellſchaft arbeiten will, jo wie fie aus dem 
Kriege hervorgeht, wer davon überzeugt iſt, daß — kroß alledem und alledem! — 
dieſer kapikaliſtiſche Krieg wider den Willen ſeiner Urheber und nächſten Nutz- 
nießer ſich in feinen Konſequenzen als ein gewaltiger Bahnbrecher für den Gozia- 
lismus, den beſten Schuß der zukünftigen Geſellſchaft vor ähnlichen Kriegen, für 
ihren Befreier aus den Banden der kapitaliſtiſchen Wirkſchaftsordnung, erweiſen 
wird, der muß feiner Handlungsweiſe die harten Takſachen des wirklichen Lebens 
zugrunde legen und darf nicht bei den Illuſionen einer in vielen Punkten als irrig 
erwieſenen Theorie vergangener Zeiten ſtehen bleiben. 

Lenſchs Buch ſchlägt für die nolwendige neue Bekrachtung der Dinge mit 
kräftiger Hand einige Breſchen. Was er will, bedeutet in vielen Punkten einen ent⸗ 
ſchloſſenen Bruch mit liebgewordener Vergangenheit. Sei's drum! Die bisherige 
Taktik der Sozialdemokratie war auch nur das Werk von Menſchen und damit 
bei aller ſubjektiven Ehrlichkeit objektiv dem Irrkum ausgeſetzt. Wer dem Neuen 
und Werdenden immer nur die papierenen Formeln vergangener Zeiten enkgegen⸗ 
zuſetzen weiß, wird zum inkegralen Eiferer, den man um ſeiner Überzeugung und 
feines heiligen Feuers willen allenfalls achten wird, dem man aber in der prak- 
itſchen Politik nicht folgen darf. Eine neue Zeit will aus ſich ſelber heraus be- 
griffen werden, der kritiſche Blick auf die Vergangenheit foll nur zeigen, wie wir 
es beſſer und richtiger als die Altvordern zu machen haben. 

Die Sozialdemokratie iſt nicht um ihrer ſelbſt willen da, nicht um eiferſüchtig 
die Schätze ihrer erſt jungen Vergangenheit zu hüten; ſie iſt vielmehr ein Mittel 
zum höheren Zweck der allgemeinen geſellſchaftlichen Entwicklung und muß als 
ſolches jugendliche Elaſtizität und auch Wandlungsfähigkeit beſitzen. Die gejell- 
ſchaftliche Entwicklung ſteht im Zeichen des Sozialismus, er iſt die ihr innewoh- 
nende immanenke Kraft, die ſich durchſezen wird, mag man ſich ihr auch auf die 
eine oder andere Weiſe enkgegenſtemmen: als ihr grundſätzlicher Gegner wie die 
Parteien der politiſchen Reaktion oder als ihr verblendeker Freund, der ihr mit 
Diktaften aus alten Konzepten eine Richkung vorſchreiben will, der fie ſelber wider- 
ſtrebt. In dem Wirrwarr der Selbſtverſtändigung innerhalb der deutſchen Sozial- 
demokratie erſchallt Lenſchs Buch wie ein heller ſchmektkernder Trompekenſtoß, 
der alle zum Sammeln aufruft, die unbekümmert um die Schwierigkeiten des 
Tages enkſchloſſen und bereit find — die ſozialiſtiſche Forderung des 
Tages zu erfüllen. — 
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Vom Wirtichaffsmarkt. 
Ernke und Anleihe. 


Die deulſche Gekreideernle. — Gekreidepreiſe und Druſchprämie. — Ergebniſſe der 
engliſchen, franzöſiſchen, ilalieniſchen Gekreideernke. — Skeigender Bedarf. — Weizen 
und Mais in den Vereiniglen Staaten. — Kanadas Mindererirag. — Amerika als 
Weizenlieferank für die Enkenke. — Die Gekreidepreisenkwicklung auf dem ameri- 
kaniſchen und engliſchen Markt. — Vorbereitung der nächſten deulſchen Kriegs- 
anleihe. — Frankreichs Anleiheſorgen. — Englands ſchwebende kurzfriſtige Schuld. 
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Berichte über die Ergebniſſe der deukſchen Getreideernte werden von der groß— 
ſtädtiſchen Bevölkerung, ſoweik fie nicht direkk an den Ergebniſſen intereſſiert iſt. 
für gewöhnlich ziemlich kühl aufgenommen, denn die fehlenden Wengen laſſen 
ſich in normalen Zeiten leicht auf dem Weltmarkt beſchaffen, der im weſenklichen 
auch für die Preisgeſtalkung auf den Inlandsmärkten maßgebend iſt. In dieſem 
Zahre aber verfolgt jelbft jener Bevölkerungsteil, der ſich ſonſt um Ernkefragen 
nicht kümmert, die Zeitungsberichte mit einer gewiſſen Aufmerkſamkeit, hängt 
doch vom Ernteausfall ab, wie ſich im nächſten Winker die Ernährungsverhältniſſe 
in dem von fremder Zufuhr größkenkeils abgeſchnittenen deutſchen Wirkſchafts- 
gebiet geftalten werden. 

Ganz fo günſtig, wie es in der zweiten Hälfte des Mai ſchien (vergl. den Be⸗ 
richt vom Wirkſchaftsmarkt im 9. Heft dieſes Jahrgangs), dürfte die diesjährige 
deutſche Gekreideernte doch nicht ausfallen. Die ungefähr Mitte Mai einſetzende, 
anhaltende Regenperiode hat manche allzu opkimiſtiſchen Hoffnungen zerſtört. Be⸗ 
ſonders hat der Weizen vielfach unker Roſt und Brand gelitten. Aber im ganzen 
iſt nach den Ernkeberichten und den bereits aus verſchiedenen Gegenden vorliegen 
den Oruſchreſulkaten auf eine recht gute Mittelernte zu rechnen, jedenfalls auf eine 
weit beſſere als im vorigen Jahre. Was den Erkrag an Brokgetreide anbekrifft, jo 
dürfte er ſich ungefähr jo hoch wie im Jahre 1914 ſtellen, das für ganz Deutkſchland 
einen Ertrag von 10,43 Millionen Tonnen Roggen und (Spelz und Emmer mit- 
gerechnet) 4,34 Millionen Tonnen Weizen lieferke. Vielleicht wird ſich ſchließlich 
der diesjährige Ertrag ſogar noch um einige Prozente höher ſtellen, wenn auch das 
Ernkeergebnis des Jahres 1913 und ſelbſt das von 1912 nicht erreicht werden wird. 
Dagegen iſt beim Hafer und vornehmlich der Gerſte ſogar auf ein bekrächklich gün- 
ſtigeres Refultat als im Jahre 1914 zu rechnen. Noch fehlen ſichere Unterlagen für 
eine zuverläſſige Schätzung, doch auf 3,5 Millionen Tonnen Gerſte und 9,5 Mil- 
lionen Tonnen Hafer wird man vorausſichklich den Geſamtertrag abſchätzen dürfen. 

Was den Brok- und Mehlkonſum anbelangt, jo werden demnach die Ernäh— 
rungsverhältniſſe ſich vorausſichtlich günſtiger geſtalten als im Jahre 1915/16; wo- 
mit jedoch keineswegs gejagt fein ſoll, daß nun die Volksernährung im ganzen 
eine beſſere werden wird. An Fleiſch und vor allem an Fekt wird es ſicherlich in 
den nächſten Monaten noch mehr fehlen als bisher; erſt im November-Dezember 
ift allenfalls auf eine ſtärkere Schweineabſchlachkung zu rechnen. — Vorausſetzung iſt 
zudem, daß nicht wieder im Intereffe beſtimmter landwirkſchaftlicher Kreiſe eine 
derartige verkehrte Preispolitik befolgt wird wie jüngſt bei der Verſorgung mit 
Kartoffeln! Hat doch die Feſtſetzung des hohen Preiſes von 10 Mark für erſte 
Frühjahrskartoffeln lediglich den Erfolg gehabt, daß nun die Landwirte, um ſich 
dieſen Preis nicht entgehen zu laſſen, Hals über Kopf naſſe und unreife Karkoffeln 
aus dem feuchten Erdreich herausriſſen und in Maſſe zur Ablieferung brachten, ſo 
daß auf Koſten der Stadtgemeinden bedeukende Vorraksmengen nutzlos verdarben. 

Vorläufig bleiben für Brotgetreide die bisherigen Preiſe in Geltung, nur wird 
den Landwirken für Gekreide, das bis zum 15. Dezember dieſes Jahres zur Ab- 
lieferung gelangt, eine beſondere Druſchprämie von 20 Mark pro Tonne bezahlt. 
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Der Zweck iſt, die Großgrundbeſitzer zu bewegen, das Ausdreſchen der Ernte nicht 
ſo lange hinauszuſchieben, bis die Beſtellung der leergewordenen Felder mit 
Zwiſchenfrucht ſowie die Ausführung anderer drängender Saiſonarbeiten erledigt 
find. Darin liegt eine gewiſſe Berechtigung; fraglich iſt nur, ob zu ſolchem Antrieb 
eine Prämie von 20 Mark nötig wäre, und ob es ferner rakſam war, ſie gleich 
bis Mitte Dezember zu gewähren. Zum Teil wird durch die Hinaus- 
ſchiebung des Endtkermins für die Ablieferung bis zum Dezember der erſtrebte 
Zweck wieder aufgehoben; denn bleibt dem Landmann der Aufſchlag bis Witte 
Dezember geſicherk, wird er vielfach auch erſteinige Wochen vorher 
mit dem Dreſchen beginnen. Viel zweckenkſprechender wäre es geweſen, 
wenn zwei Ablieferungsperioden feſtgeſetzt und für die erſte eine etwas höhere 
Druſchprämie bewilligt worden wäre als für die zweite, oder wenn nur für das 
bis zum 1. November eingelieferke Korn eine mäßige Prämie gezahlt würde. Bei 
der jetzigen Ausdehnung der Frühablieferungsperiode bis Mitte Dezember können 
wir leicht eine ähnliche Tragödie erleben wie jüngſt bei den Frühkarkoffeln: ein 
Hinauszögern des Dreſchens bis zum November-Dezember und dann eine der⸗ 
artige plötzliche Maſſenablieferung, daß die Ware kaum unterzubringen iſt, zu⸗ 
mal wenn vorher ſchon harter Froſt eintritt. 

Dagegen erſcheink der Plan als durchaus berechkigt, vom 1. April ab die bisher 
geltenden Preiſe um 15 Mark (warum nicht auch um 20 Mark?) für die Tonne 
herabzuſetzen, denn nur dadurch kann der Landwirk unker den heutigen verfahrenen 
Verhältniſſen veranlaßt werden, bis zu dieſem Termin möglichſt ſein ganzes Ge⸗ 
kreide abzuliefern. 

Auch für Gerſte und Hafer bleibt zunächſt der Höchſtpreis von 300 Mark pro 
Tonne beſtehen, doch erhalten die Ablieferer keine Druſchprämie, und nach dem 
30. Auguſt fritt zunächſt bei der Gerſte, vom 1. Oktober auch für Hafer eine Preis- 
ermäßigung von 20 Mark ein, der ſpäter nochmals eine Preisherabſetzung folgen 
ſoll. Das iſt recht ſchön, aber in Anbetracht des recht guten Ernkeergebniſſes (durch- 
ſchnittlich wird man wahrſcheinlich mit einem Erkrag von 21¼ Doppelzenkner pro 
Hektar rechnen können) genügt ſolche Preisermäßigung nicht. Soll der Vieh- 
aufzucht nachgeholfen werden, dann iſt die erſte Vorbedingung dafür eine Ver- 
billigung der Kraftfukkermittkel. 

Mit weit ungünſtigeren Ernkeerträgen haben, wie ſich deuklich aus den Mil- 
teilungen ihrer Preſſe ergibt, die Länder des Vierverbandes zu rechnen. Eng- 
land glaubte auf eine gute Wiktelernke hoffen zu können. Nach den Berichten 
aus den engliſchen Oft- und Witkelprovinzen, die faſt die Hälfte der ganzen eng- 
liſchen Weizenproduktion liefern, wird der Weizenerkrag vorausfihtli um 15 bis 
17 Prozent unker Mittel zurückbleiben. Als noch ungünſtiger ſtellt ſich die Weizen⸗ 
ernte Schoftlands heraus, in dem nichk nur die Weizenfläche um 16,8 Prozent ab- 
genommen hak (ein Teil davon iſt mit Gerſte beſtellt worden, deren Anbauareal ſich 
um faſt 15 Prozent vergrößerke), ſondern in dem auch der Weizen durch die Un- 
gunſt der Witterung vielfach ſtark gelitten hak. Man ſchätzt demnach, daß der Ge- 
famterfrag, der in dieſem Erntejahr nach Abzug des Saakguts zum Konſum übrig- 
bleibt, ſich auf höchſtens 6 bis 7 Millionen Quarker (ein Quarker durchſchnittlich 
gleich 217½ Kilogramm) belaufen wird gegen reichlich 8 Millionen Quarker im 
vorigen Ernfejahr. Dazu kommt, daß auch Hafer und Gerſte, obgleich letztere mehr 
angebaut worden iſt, unter Mittel zurückgeblieben find. Im vorigen Erntejahr hat 
England (die direkte Einfuhr der Regierung zur Verpflegung der Truppen iſt nicht 
mitgezählt) 28,9 Millionen Quarter Weizen eingeführt. Es wird alſo dies- 
mal wahrſcheinlich über 30 Millionen Quarter hinzukaufen 
müfjen. 

Trauriger ift es um Frankreichs Ernte beſtellt. Sein Bedarf wird mit Ein- 
ſchluß des Heeresverbrauchs für das begonnene Ernkejahr auf 43 Millionen 
Quarker geſchätzt, ſeine Weizenernke aber nach den auf offiziellen Angaben ſich 


we; 
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ſtützenden Berechnungen engliſcher Fachblätter nur auf 27 Millionen Quarker, da 
die mit Winkerſaat beſtellte Fläche ſich beträchtlich verringert und außerdem in 
mehreren Departements, beſonders im Departement du Nord, ſehr unfer dem un- 
günſtigen Einfluß der Witterung und des Krieges gelitten hat. Höchſtwahrſcheinlich 
iſt ſogar die Schätzung von 27 Willionen Quarter noch allzu reichlich, 26 Willionen 
dürften beſſer den Ernkeerkrägniſſen entſprechen. Demnach wird Frank- 
reich in dieſem Jahre eines Zuſchuſſes von 17 Millionen 
Quarter bedürfen. 

Italien hakte allem Anſchein nach eine guke Mittelernte, jo daß zunächſt 
offiziell der Ertrag auf 23,9 Millionen Quarter geſchätzt wurde; die bisherigen 
Druſchreſultate waren aber ſo unergiebig, daß ſich dieſe Vorſchätzung nicht mehr 
aufrechterhalten läßt. Hoch gerechnet, wird der Weizenerkrag ſich auf 21 Millionen 
Quarter ftellen; einige Sachverſtändige, wie Senator Cenelli, veranſchlagen das Ge— 
ſamtergebnis gar nur auf ungefähr 20 Millionen Quarter. Dazu kommt, daß es auch 
um die Ernke von Mais und Hülſenfrüchten in Italien infolge der anhaltenden 
Trockenheit ziemlich ſchlecht ſteht. Zieht man das in Betracht, ergibt ſich, daß auch 
Italien, will es in gleichem Maße wie im vorigen Jahre feine Bevölkerung er- 
nähren, an 12 Millionen Quarter Weizen einführen muß. 

Im vergangenen Ernkejahr war dieſe Verſorgung der drei Entenkeländer, 
wenn auch die Preiſe infolge der ſtarken Nachfrage und der enormen Steigerung 


der Frachtraten durchweg außergewöhnlich hoch ſtanden, im ganzen ziemlich leicht 


durchzuführen, denn die Vereinigten Staaken von Amerika und Kanada hatten 
Rekordernten, Argenkinien eine Wittelernte: und aus dieſen Ländern beziehen 
England, Frankreich und Italien ungefähr neun Zehnkel ihrer Gefreideeinfuhr. 
Noch liegen genaue Zahlen über den Weizenexpork der drei amerikaniſchen Länder 
im letzten Erntejahr nicht vor, ungefähr haben die Vereinigten Staaten 31 Wil- 
lionen, Kanada 29 Millionen, Argentinien 8 Millionen Quarfer ausgeführt. Dies- 
mal aber wird es, obgleich in den Vereinigten Staaten noch ſtarke Vorräte aus 
dem Ernkejahr 1915/16 vorhanden find, die man auf ungefähr 90 bis 95 Millionen 
Buſhel (ein Buſhel gleich 27,2 Kilogramm) ſchätzt, um die Lieferungsmöglichkeit 
ſchlecht beſtellt ſein, denn ſowohl die nordamerikaniſche Union wie Kanada leiden 
unter einer ungünſtigen Weizen- und Maisernke. Im Vergleich zum Erntejahr 
1915/16 hat die Anbaufläche beträchtlich abgenommen. In Acres (ungefähr 0,4 Hek- 
far) betrug fie: 


Minterweizen Frühjahrsweizen Zuſammen 
1916 33020000 17851000 50871000 Acre 
1915 40 453 000 19445000 59898000 - 
1914 36008000 17533 000 53541000 
1913 31699000 18485000 50184000 - 
1912 26571000 19245000 45816000 - 


Zweitens hat der Weizen ſtark unter Roft gelitten, beſonders der vornehmlich 
in Nord- und Süddakoka ſowie in Minneſoka angebaute Frühjahrs- beziehungsweiſe 
Sommerweizen, deſſen Stand nach dem letzken offiziellen Bericht der Ackerbau 
deparfements von 89 auf 63,4 Prozent zurückgegangen iſt, jo daß nur noch mit 
einem Ertrag von 199 bis 200 Millionen Buſhel gerechnet wird gegen 356 Wil- 
lionen Buſhel im Vorjahr. Legen wir die amtlichen Angaben zugrunde und ziehen 
zum Vergleich die Ergebniſſe der voraufgegangenen letzten vier Jahre hinzu, jo er- 
geben ſich folgende Geſamkerkragszahlen: 


Winterweizen Frühjahrsweizen Zuſammen 
1916. 455000 000 199000 000 654000000 Buſhel 
1915 . 655000000 356000000 1011000000 - 
1914 . . 685000000 206000000 891000000 
1913 . 524000 000 240000 000 764000000 - 
1912 400 000 000 330000000 730000000 
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Nun wird zwar vielfach die letzte amtlihe Schätzung von Sachverſtändigen für 
zu niedrig erklärt und auf einen Geſamkweizenerkrag von 680 bis 700 Millionen 
Buſhel gerechnet; aber ſelbſt wenn das richtig fein ſollte, er gäbe ſich noch 
immer im Vergleich zum Vorjahr ein Fehlertrag von weit 
mehr als 400 Millionen Buſhel. f i 

Dazu kommt noch, daß auch in Kanada, deſſen Weizenanbau unker ähnlichen 
Witterungseinflüſſen gelitten hat, mit einem ſtarken Ausfall zu rechnen iſt. Wäh⸗ 
rend im vorigen Jahre ſich die Weizenernke auf 376 Willionen Buſhel ſtellte, 
dürfte ſich nach vorläufiger Schätzung in dieſem Jahre nur ein Erkrag von 200 bis 
210 Millionen ergeben. 


Im ganzen werden nach einigermaßen zuverläſſiger Berechnung mit Einſchluß 


der Vorräte aus dem vorigen Jahre die Vereinigten Staaten und Kanada nur 
etwa 260 bis 280 Millionen Buſhel Weizen zum Verſand bringen können, alſo 
ungefähr 32 bis 35 Millionen Quarter (im vorigen Jahre hat ihr Verſand, wie 
ſchon erwähnk, ungefähr 60 Willionen Quarter betragen: eine Menge, die 
nicht mal die Anforderungen Englands, Frankreichs, Jta- 
liens zu decken vermag, denn dieſe allein, ohne die Anſprüche aller anderen 
aus Amerika Weizen imporkierenden Länder, belaufen ſich auf 59 Willionen 
Quarter. Selbſt wenn Auſtralien und Indien ganz ausnahmsweiſe gute Ernten 
haben ſollten und ſogar das doppelte Quankum auszuführen vermögen, was ſie 
1915/16 exportiert haben (insgeſamt 12,7 Millionen Quarter), können fie den Aus- 
fall nicht decken. Rußland und Rumänien aber kommen vorerſt als Gekreideexpork⸗ 
länder für die drei genannken Ententeländer kaum in Betracht. 

Das find ſchlimme Ausſichten für die Entente. Zunächſt mangelt es zwar keines- 
wegs an Weizen; aber was ſoll im Winker werden, zumal es auch um 
die Maisernke der Union ſchlechter beſtellt iſt als im Vorjahr? Der Maiserfrag wird 
auf 2750 Millionen Buſhel gegen 3054 Millionen im letzten Jahre geſchätzt. Be- 
reits läßt ſich auf dem amerikaniſchen und engliſchen Markt ein raſches Empor- 
ſchnellen der Preiſe konſtatieren. Während zum Beiſpiel Anfang Juli dieſes Jahres 
der Weizen in Chikago mit 110 Cent pro Buſhel notiert wurde, ſtieg er Ende 
Juli auf 119 Cent und erreichke am 10. Auguft die Höhe von 144 Cent, ein Stand, 
der ſich mit einzelnen Schwankungen bisher behauptet hat. So koftefe zum Beiſpiel 
in Chikago am 18. dieſes Weizen pro September 143, pro Dezember 147 /, pro 
Mai 1917 150½ Cent. Die gleiche Preisſteigerung weiſt der New Vorker Markt 
auf. Dort koſtete Hard Winter Nr. 2 Anfang Juni 119, Anfang Juli 111, am 
18. Auguſt aber 152½ Cent, Mais Anfang Juni 79, Anfang Juli 88 bis 89, am 
18. Auguſt 98 Cent. 

In gleichem Maße ſind die Preiſe für engliſchen und amerikaniſchen Weizen 
am engliſchen Markt geſtiegen. Nachdem bis Mitte Februar 1916 Manitoba- 
weizen auf 73 ¼ Schilling pro Quarker emporgeſchnellt war, zum Teil infolge der 
enormen Getreidefrachtpreiſe, die damals 24 bis 25 Schilling pro Quarker von 
New Vork nach Liverpool betrugen, trat gegen Ende Februar ein Sinken der 
Preiſe ein, das ſich bis gegen Ende Juni fortſetzte, fo daß ſich der Preis für Mani- 
kobaweizen bis dahin auf 48 Schilling ermäßigte bei einem Frachkſatz von 7 Schil⸗ 
ling. Die ungünſtigen Nachrichten über den amerikaniſchen Weizenſtand haben je- 
doch den Weizenpreis derarkig hinaufgekrieben, daß er ſich heute wieder auf 67 bis 
68 Schilling pro Quarter ſtellt, was einem Preiſe von 313 Mark pro 
Tonne in Deukſchland entſprichk. Aber dieſer Preis bedeutet für Eng- 
land erſt einen Anfang in der neuen Preisſteigerung. Der Winker wird England 
aller Vorausſichk nach Weizenpreiſe bringen, wie es ſeit der Zeit der napoleoni- 
ihen Kriege (im Jahre 1812 betrug der durchſchnittliche engliſche Weizenpreis pro 
Tonne ſogar 592 Mark) kaum wieder gehabt hak. 

Die verhältnismäßig gute deutſche Ernte krägt den ländlichen Grundbeſitzern 
weitere reiche Profite ein. Sie find es vor allem, die neben der Munitionsinduſtrie, 
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den Kriegslieferanten und einem gewiſſen Agenkenkum aus der heutigen Kriegs- 
wirkſchaftslage ihre Profite ziehen. Wahrſcheinlich wartet das Reichsſchatzamt 
nur ab, daß der erſte Teil der Ernte in Geld umgeſetzt iſt, u m m il der fünften 
Kriegsanleihe herauszukommen. Lange haft man ſich geſcheut, eine 
neue Kriegsanleihe zur Zeichnung aufzulegen und nach engliſchem Beiſpiel den Be- 
darf durch immer neue Ausgaben von Reichsſchatzanweiſungen zu decken geſuchk. 
Dadurch iſt jedoch die ſchwebende kurzfriſtige Schuld ſo hoch geworden, daß dieſe 
Praxis nicht lange mehr fortgeſetzt werden kann. Die ſchwebende muß in eine fun- 
dierke Schuld umgewandelt werden. Vorbereitungen werden bereits getroffen. Die 
Banken vergüten alle Einlagen, wenn der Einleger ſich verpflichtet, für deren Be⸗ 
frag ſpäter neue fünfprozenkige Kriegsanleihe zu kaufen, jetzt 4 Prozent Zinſen, 
und die Reichsbank gewährt ſeit kurzem für Reichsſchatzanweiſungen unker der 
Bedingung, daß die in dieſen angelegten Beträge zum Erwerb von neuer Kriegs- 
anleihe benutzt werden, ſogar 416 "Prozent. 

übrigens werden auch Frankreich und England, wenn der Verſuch, in New 
Vork eine große Williardenanleihe aufzunehmen, nicht bald glücken ſollte, ſich not- 
gedrungen dazu enkſchließen müſſen, neue Anleihen aufzunehmen. Trotz aller For- 
cierung der kurzfriſtigen Schatzanweiſungen und der Staatsobligationen haben ſich 
nach dem Ausweis der Bank von Frankreich vom 10. Auguſt ihre Vorſchüſſe an 
den Staat bereits auf die enorme Summe von 8600 Millionen Franken angehäuft. 

Fraglich iſt nur, ob das franzöſiſche Finanzminiſterium es diesmal mit einem an- 
deren Typ verſuchen oder wieder, wie bei der letzten »Siegesanleihe«, eine fünf 
prozentige Anleihe zum Einſatzkurs von 88 Prozenk auf den Markk bringen will. 
Der mehr als mäßige Erfolg der „Siegesanleihe« ſchreckk davon ab, dasſelbe 
Schema zu benutzen; aber in den franzöſiſchen Regierungskreiſen hält man auf 
»reſtige« und wird ſich deshalb höchſtwahrſcheinlich vor der Ausgabe einer ſechs- 
prozenfigen Anleihe zum Parikurs ſcheuen, obgleich die Zinsdifferenz nur unge- 
fähr ein Drittel betragen würde. \ 

Auch England wird kaum umhin können, nachdem kürzlich feine Finanz- 
gebarung im Unkerhaus eine ſehr ſcharfe Kritik durch ſachverſtändige Mitglieder er- 
fahren hat, feine enorm angeſchwollene ſchwebende kurzfriſtige Schuld wenigſtens 
teilweife in eine fundierte Schuld umzuwandeln. Seit dem Juni 1915 hat es keine 
Anleihe mehr aufgenommen, ſondern ſich durch immer neue Ausgaben von Schaß⸗ 
wechſeln zu helfen gejucht, wahrſcheinlich weil das Reſultat der letzten Anleihe viel 
zu wünſchen übrig ließ und weil man damals den Erwerbern jener Anleihe zuge- 
ſichert hat, daß ſie an den weiterreichenden günſtigeren Bedingungen einer neuen 
Anleihe keilnehmen ſollen. Dieſe Zuſage kann man jetzt nicht einfach brechen, an- 
dererſeits aber könnte leicht eine neue Anleihe unker ſolchen Bedingungen den 
ganzen alten Anleihebeſitz in ein gefährliches Gewoge bringen. Doch ſchließlich 
wird auch das engliſche Schatzamk ſich zu einer neuen Anleihe bequemen müſſen. 
Im engliſchen Unterhaus iſt jüngſt nur immer von den 850 Millionen Pfund kurz- 
friſtiger Schatzwechſel geſprochen worden. Zu dieſen aber kommen die verſchiedenen 
Serien der Exchequer Bonds, der War Expenditure Certificates, der War Savings 
Gertificates, Ways and Means und andere ähnliche Schulden hinzu, die zurzeit 
ungefähr 450 Millionen Pfund Sterling befragen dürften, fo daß fih die Geſamt⸗ 
ſumme der ſchwebenden engliſchen Schuld auf ungefähr 1300 Millionen Pfund 
Sterling oder mehr als 26 Williarden Mark beläuft. Das iſt ſelbſt für ein Land 


von der ungeheuren Finanzkraft Englands eine gefahrdrohende Laſt. 
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Oſtpreußiſche Kriegshefte. Auf Grund amtlicher und privafer Berichte heraus- 
gegeben von Profeſſor Brackmann. Berlin 1915 und 1916, Verlag von 
S. Fiſcher. Heft 1 bis 4. Preis je 1 Mark. g \ 

Das Schickſal der Provinz Oſtpreußen, meines bis zum Sommer 1914 im 
ganzen übrigen Deutſchland wenig gekannten Heimaklandes, hat durch die Ruſſen- 
beſetzung außerordenklich viel keilnehmende Freunde gewonnen. Leider iſt dieſes 
Inkereſſe nicht immer ganz rein geweſen; haben doch die angeblich oder katſächlich 
von den ruſſiſchen Truppen vorgenommenen Verwüſtungen in Oſtpreußen ſogar 
dazu herhalten müſſen, die Koſten der Polemik in ſtrittigen Parteifragen zu be- 
ſtreiten. In den erſten Kriegsmonaken find die unſinnigſten Meldungen über geo- 
graphiſche, militäriſche, bevölkerungspolitiſche Verhältniſſe in Oſtpreußen verbreitet 
und geglaubt worden; zumal an die Flucht der Bevölkerung haben ſich die kollſten 
Legenden geknüpft. Auch heute iſt es noch nicht möglich, die Motive, Anläſſe und 
Formen dieſer Gerüchte, obgleich dieſe noch immer im Bewußtſein breiter Volks- 
ſchichten wirken, kritiſch zu würdigen. Die oſtpreußiſche Kriegslikerakur, die natür- 
lich einen rieſigen Umfang angenommen bat, zeigt ebenfalls in mehr oder minder 
ftarkem Maße alle Schwächen der kritiſchen Bedenken wenig zugänglichen Maſſen- 
ſuggeſtion jener aufgeregten Tage des Ruſſeneinfalls. Den Verſuch einer objektiven 
Darſtellung machen nun die vorliegenden »Oſtpreußiſchen Kriegshefte«, die ein 
Vorwort des Oberpräſidenten v. Bakocki einleitet. Soweit perſönliche Erfahrungen 
von Dritten nacherzählt werden, bedürfen auch die vorliegenden Berichte einer 
kritiſchen Beurteilung. Was zum Beiſpiel über Art und Arſachen der Ruſſen- 
greuel in Heft 1 bis 3 gejagt wird, wird nur der richtig einſchätzen können, der 
ſich dazu gezwungen hat, Flüchtlinge nach allen Regeln der wiſſenſchaftlichen Er- 
forſchung unter möglichſter Ausſchalkung ſubjektiven Mitgefühls auszufragen. Der 
Werk der veröffentlichten Aufſätze iſt daher dorf am größten, wo fie ſich nicht auf per- 
ſönliche Berichte ſtüzen. So enthält Heft 1, das den erſten Ruſſeneinfall beleuchten 
ſoll, infereffante Beiträge über die ruſſiſche Zeikungszenſur in Tilſit und über ruj- 
ſiſche Behördenerlaſſe. Heft 2 gibt einen guten Einblick in die keineswegs ſofort 
und überall getroffene Organifafion der Flüchklingsfürſorge. Heft 3, das den zweiten 
Ruſſeneinfall in ein paar Bildern darſtellt, enthält Beiträge über das Wirtſchafts- 
leben während der Kriegszeit und Mitteilungen über oſtpreußiſches Notgeld. 
Heft 4 ſchließlich befhäftigt ſich mit dem Wiederaufbau der Provinz und entipricht 
am beſten den Anforderungen zuverläſſiger Berichterſtaltung, wenn wir auch hier 
der Beurkeilung der dargeſtellten Maßnahmen keineswegs immer zuſtimmen 
können. 

Als Materialfammlung leiſten die gut ausgeffatteten Hefte jedenfalls unenkbehr- 
liche Dienſte. | Ernſt Meyer. 
Dr. Siegfried Wolff, Das Gründungsgefhäft. Stuttgart und Berlin 1912, 

J. G. Coktaſche Buchhandlung Nachf. | 

Der Verfaſſer ſchildert den Gründungshergang nach Motiven und Methoden 
und unkerſucht die Natur des Gründungsgeſchäfts. Ein weiter Raum iſt der Grün- 
dungstätigkeit der D-Banken und der A. E. G. gewidmet, ohne daß die in ihrer Ark 
klaſſiſche Schilderung Zeidels erreicht würde. Das iſt um ſo bedauerlicher, als mehr 
als ein Jahrzehnt feit dem Erſcheinen des Buches »Das Verhältnis der Groß— 
banken zur Induſtrie« verfloſſen iſt. Die Placierung der Akkien, die Beſtimmung 
des Emiſſionspreiſes, der Emiſſionszeit, der Emiſſionsreife iſt ebenſo wie die 
Täligkeit der Zulaſſungsſtelle und die Verteilung der Verantworklichkeiten für die 
Gründung klar, anſchaulich und inkereſſank geſchilderk. a. h. 
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Griechenland. 
Von Georg Engelbert Graf. 


Die humaniſtiſche Bildung hat Griechenland mit einer leuchtenden Glo- 
riole umgeben, die nicht allein das antike, ſondern auch das moderne Hellas 
verklärt. Die griechiſchen Klaſſiker und ihre Gedankenwelt ſind uns derarkig 
in Fleiſch und Blut übergegangen, daß wir alles, was Griechenland betrifft, 
ganz unwillkürlich mit ihren Augen ſchauen und beurteilen, daß wir das 
Griechenland eines Sokrates und Themiſtokles ohne weiteres für das 
der Gegenwark ſetzen. Obendrein iſt man gewohnt, die Hellenen als be- 
ſondere Nation zu betrachten und in dieſer »völkiſchen Eigenart«, in den 
nationalen Eigenſchaften der Bevölkerung die Haupktriebfeder für die ge- 
ſchichkliche Entwicklung des Landes zu ſehen; wie man überhaupt gerade 
wieder in unferen Tagen hiſtoriſches Geſchehen auf den »Charakter« und die 
»Miffion« der einzelnen Völker zurückzuführen ſuchk. 

Man muß aber den ganzen Wuſt einer derartigen Geſchichtsbetrachtung bei- 
ſeite ſchieben, wenn man zu klarer Beurkeilung der Vergangenheit und mehr 
noch der Gegenwart kommen will. Alle die überkriebenen Hoffnungen und 
Enktäuſchungen, die ſich heute gerade im Rahmen der Zeitereigniſſe an den 
Namen Griechenland knüpfen, wären nicht vorhanden, wenn man ſich be- 
mühte, die einzelnen geſchichtlichen Ereigniſſe nicht in den Vordergrund der 
Betrachtung zu ſchieben, ſondern ſie als Epiſoden anzuſehen, und wenn man 
die ganze hiſtoriſche Entwicklung weniger auf nationaler Eigenart aufbauke, 
vielmehr von den Nafurbedingungen ausginge, die das Milieu für die Na⸗ 
tion und die Grundlage für die wirkſchaftliche Entwicklung abgeben. 

Das griechiſche Problem der Gegenwart iſt ein lokales Problem, auf 
ein verhältnismäßig kleines Gebiet bejchränkt. Die Zeiten find endgültig 
vorüber, wo Griechenland die Achſe der damals bekannten Kulkurwelt war. 
Der Traum mancher Großhellenen von der Wiederkehr der Wellmacht⸗ 
ſtellung Griechenlands iſt Größenwahn; ſelbſt zu einer Vormacht im Wittel⸗ 
meer fehlen heute Griechenland ſämkliche Vorausſetzungen. Gewiß läßt ſich 
manche Übereinſtimmung der gegenwärkigen Lage mit der überlieferten 
Blütezeit des alten Hellas konſtruieren. Gerade dieſe Übereinſtimmung er- 
gibt ſich daraus, daß die nafürlichen geographiſchen Verhältniſſe dieſes 
Landes und demgemäß die Bedingungen für die Urprodukkion ſich kaum 
oder nur geringfügig anders geftaltet haben. Im übrigen aber hat ſich die 
Landkarte doch verändert. Das Erdbild der alten Griechen umfaßte in der 
Zeit ihrer Blüte wenig mehr als das Mittelmeergebiet; die Beziehungen der 
Außenwelt zu Griechenland und die Griechenlands zur Außenwelt find heute 
anders als ehedem, und in erſter Linie vom geo graphiſchen Stand- 
punkt iſt es möglich, die heutige Situation zu erklären und damit den Ten- 
denzen der zukünftigen Enkwicklung mit Erfolg nachzuſpüren. 
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Das griechiſche Problem iſt ein lokales Problem. Nur im Zuſammen- 
hang mit den übrigen Balkanländern iſt es ein europäiſches Problem. Aber 
gerade dieſe Fäden, die da herüber und hinüberlaufen, liegen durchaus nicht 
an der Oberfläche, und erſt eine Bekrachkung der geographiſchen Verhält- 
niſſe in Verbindung mik der wirkſchaftlichen Enkwicklung vermag ſie aus 
dem Wuſt ihrer Umhüllungen heraus ans Licht zu ziehen. 

Es gibt eigenklich zwei Griechenland, beide von ausgeſprochener geogra- 
phiſcher Individualikät, jo wenig ſich die politiſchen Grenzen des heutigen 
Griechenland mit einer dieſer beiden Individualitäten völlig decken. Griechen 
land im engeren Sinne iſt auf das europäiſche Feſtland beſchränkk und er- 
ſcheint mit ziemlich ſcharfer natürlicher Grenze als ſüdliches Glied gegen 
den Rumpf der im übrigen recht maſſigen Balkanhalbinſel abgeſetzt. Etwa 
in Höhe des vierzigſten Breikegrades ziehen ſich ſchwer überſchreikbare Ge- 
birgswälle von der Skraße von Otranko im Weſten, dem öſtlichen Zipfel 
Italiens gerade gegenüber, nach dem Golf von Saloniki im Agäiſchen Meer 
im Oſten. i 
ber dieſe Grenze iſt Griechenland heute bereits beträchtlich nach 
Weſten und Oſten hin hinausgewachſen. Offenbar zielen ſeine imperialiſti⸗ 
ſchen Tendenzen auf die Schaffung eines »grö ßeren Griechen 
lands«, das zum Unterſchied von den erſten Anfängen des Staates keinen 
binnenländiſchen Charakter zeigt, ſondern das Agäiſche Meer mit ſeinen 
Inſeln in den Mittelpunkt ſtellt und deſſen gejamte Küftenzone feinem In⸗ 
kereſſengebiet einverleibt. Die Grenze diejes Groß-Griechenlands wäre im 
Weſten durch die Joniſchen Inſeln, im Süden durch die ſcharf markierke 
Linie Kreka-Rhodus ſehr gut bezeichnet, weniger gut ließe fie ſich nur von 
der rumeliſchen (heuke ſüdbulgariſchen) Süd- und kleinafiatiihen Weſtküſte 
nach dem Hinkerland ziehen. Wie gejagt, beide Griechenland find geogra- 
phiſche Individualitäten, da aber Groß-Griechenland erſt auf dem Programm 
der Folgezeit ſteht, ſoll die folgende Darſtellung vom feſtländiſchen 
Griechenland ausgehen, zumal ſich erſt von hier aus die imperialiffi- 
ſchen Zukunftsmöglichkeiten beurkeilen laſſen. 

Man hat Griechenland feiner Geſtalk nach als eine MWiniaturausgabe 
Europas bezeichnet. Es iſt richtig, daß der Peloponnes ähnlich in drei Land- 
zungen ausgezogen iſt, wie der Konkinenk drei Halbinſeln in das Mittel- 
ländiſche Meer hinausſchickt. Aber im übrigen iſt das Bild falſch; ſowohl 
der ſonſtige Küſtenverlauf und noch viel weniger die innere Gliederung des 
Landes laſſen Griechenland als ein Kleineuropa erſcheinen. 

In bezug auf ſeine Küſte iſt Griechenland am gegliederkſten von allen 
Ländern Europas. Keine andere Küſte iſt derarfig in Halbinſeln und Inſeln 
zerflederk und zerfaſerk, nirgends dringen Buchten und Meerengen jo kief 
in das Feſtland ein als hier. Mag in Schweden und Norwegen und Schokt⸗ 
land ſich Fjord an Fjord reihen, das Meer bleibt krotzdem auf die Peripherie 
beſchränkk, bildet nur Auszackungen eines einheitlichen, geſchloſſenen Feſt⸗ 
landmaſſivs. Griechenland iſt aber vom Meer geradezu durchwachſen; Land 
und Meer find derarkig ineinander verzahnk, daß, zumal wenn man die zu- 
gehörigen Inſeln in die Bekrachkung einſchließt, eine verhältnismäßig kleine 
Feſtlandfläche über ein weites Meeresgebiel verſtreuk erſcheink. Nirgends 
in Griechenland iſt man weiter als etwa 100 Kilometer vom Meer entfernt, 
im Peloponnes verkürzt ſich dieſe Entfernung gar um die Hälfte. 
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Das hat zur Folge, daß zwar die Wohnfläche, die das Land der Bevöl- 
kerung bietet, verhältnismäßig klein iſt, daß aber der Lebensraum, inner- 
halb deſſen ſich die Beziehungen der Bewohner zueinander abſpielen, ganz 
erheblich, viel mehr als in irgendeinem anderen Lande, über die Wohnfläche 
hinausgeht. 

Schon dadurch wird in dieſem Gebiet der Wenſch auf das Meer hinaus 
gezwungen. In der gleichen Richtung wirkt aber auch noch die verkikale 
Gliederung des Landes. Griechenland iſt ein Gebirgsland, das ſelbſt da, wo 
die Höhen nur denen eines Mittelgebirges entſprechen, krozdem infolge der 
Nähe des Meeres und des dadurch bedingten Skeilabfalls Hochgebirgs- 
charakter aufweiſt; größere Ebenen aber, die der Bevölkerung wenigſtens 
einen gewiſſen binnenländiſchen Zug zu geben imſtande wären, ſind nicht 
vorhanden. 

Sowohl die horizontale wie die vertikale Gliederung, Küſten und Ge⸗ 
birge, wirken alſo zentrifugal; fie machen aber ihren Einfluß auf den Men- 
ſchen nicht in der Weiſe geltend, daß ſie ihn gleichmäßig nach allen Rich- 
kungen aufs Meer hin verweiſen; bei näherer Beobachtung entdeckt man 
vielmehr eine deutliche Bevorzugung des Oſtens gegenüber dem Weſten, 
innigere Beziehungen Griechenlands mit Afien als mit Europa, Bezie⸗ 
hungen, die nicht allein in der Nähe der aſialiſchen Gegenküſte, ſondern im 
Bau Griechenlands ſelbſt wurzeln. Denn ſelbſt die ſo günſtige Geſtalt der 
kleinaſialiſchen Weſtküſte wie der Inſelreichtum und ihre Verkeilung im 
Agäiſchen Meere ſind auf dieſelben Urſachen zurückzuführen, die dem Bau 
des griechiſchen Feſtlandes ihre Züge aufgeprägt haben; Kleinaſien und 
Griechenland gehören nicht allein ſiedlungsgeographiſch, ſondern auch geo 
logiſch zuſammen. (Die Griechen bekrachken ja auch ihr Land nicht als zu 
Europa, ſondern als zum Orient gehörig.) 

Verfolgen wir auf einer phyſikaliſchen Karke des Gebiels den Verlauf 
der Gebirge, ſo finden wir als deren Wurzel einen Gebirgszug, der von 
einem ſüdoſtwärks ſtreichenden Seikenaſt des Alpenſyſtems, den ſogenannken 
Dinariſchen Alpen, ſeinen Ausgang nimmt. (Mit dem Balkan haben die 
griechiſchen Gebirge überhaupt nichts zu kun.) In einem Bündel mehr oder 
weniger paralleler Ketten erſtrecken ſich die Dinariſchen Alpen längs der 
Adriatiihen Oſtküſte nach Süden. Dieſes Bündel von Gebirgskeffen er- 
ſcheint aber in dieſem Verlauf derarkig nach Offen umgeknickt, daß zuerſt 
und am weikeſten nördlich die öſtlichſte Kette von der Nordſüd- in die Weſt⸗ 
oſtrichtung abbog und dann immer die nächſte in derſelben Weiſe ſüdlich ſich 
anſchloß, bis ſchließlich der weſtlichſte Höhenzug erſt im äußerſten Süden 
Griechenlands feine Ablenkung nach Offen erfährt, die in der weſtöſtlichen 
Längenerſtreckung der Inſel Kreka zum Ausdruck kommt. Daraus ergibt ſich, 
daß, ganz im allgemeinen geſprochen, die Weſtküſte Griechenlands parallel 
mit den Gebirgskeften verläuft, während an der Oſtküſte die Gebirge ſenk⸗ 
recht zum Verlauf der Küſte abſchneiden. Das weſtöſtliche Streichen der 
Gebirge ſetzt ſich dann in der Anordnung der Inſelreihen im Agäiſchen Meer 
und jenſeits des Meeres in der Richtung der kleinafiatijchen Gebirge fort, 
die ſenkrecht zur Küſte von Weſten nach Offen in das Innnere Kleinaſiens 
ſich erſtrecken. 

So verwirrend das Bild im einzelnen ſein mag, ſo erkennk man doch deuf- 
lich noch den urſprünglichen Verlauf eines Faltengebirges, das von den 
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Alpen her in einem nach Nordoſten geöffneten Bogen ſich nach Kleinaſien 
hinein erſtreckke und ſomit in geologiſcher Vorzeit einmal den Weſten Aliens 
an den europäiſchen Kontinent anſchloß. Dieſes Gebirge beſteht hauptjäch- 
lich aus Kalken, die ungefähr in derſelben Zeit wie das übrige Alpenſyſtem, 
alſo in der mittleren Terkiärzeit, zu gewaltig aufragenden Falken zujammen- 
geſchoben wurden. 

Der Zeit der Auffaltung folgte alsbald eine weitgehende Zerſtückelung, 
indem das ganze Gebiet von ſich kreuzenden Bruchlinien durchſetzt wurde, 
entlang denen Teile der Erökruffe in die Tiefe ſanken oder in anderer Rich- 
kung gegeneinander verſchoben wurden. So enkſtanden im Binnenland mitten 
im Gebirge keſſelförmige Einſenkungen größeren und kleineren Umfangs; 
an der Küſte traf in derartige Einſturzbecken das Meer ein und bildete 
Buchten oder trennte Halbinſeln und Inſeln ab. Am gewaltigſten in ſeiner 
Wirkung aber war das — ſicher nur allmählich erfolgte — Abſinken des 
ägäiſchen Beckens zwiſchen Griechenland und Kleinaſien, Kreta und Bul- 
garien, das zwar nicht gleichmäßig und in den einzelnen Unkerbecken nicht 
gleichzeitig erfolgte, aber in feiner Gejamtheit an Stelle eines ehemaligen 
Feſtlandes eine Tiefſee entitehen ließ, aus der heuke nur noch die höchſten 
ehemaligen Bergſpitzen als Inſeln herausragen. 

Mit dieſer älteren Zerſtückelung der Erdkruſte im Gebiet des Agäiſchen 
Meeres und feiner Randzonen waren aber die kekkoniſchen Bewegungen 
nicht abgeſchloſſen. Sie äußerten ſich in jüngerer geologiſchen Vergangenheit 
noch durch eine erneute allgemeine Senkung des ganzen Gebiets und machen 
ſich auch in der Gegenwart durch vereinzelte vulkaniſche Ausbrüche und 
wiederholte Erdbeben häufig kataſtrophalen Charakters bemerkbar. Dieſe 
Einſenkung war es, die die Küſtenentwicklung abſchloß und die ſtarke Zer- 
lappung der Küſte erzeugte, indem in der unkerſinkenden Zone das Meer 
die unkeren Flußtäler und ſonſtige an ſich ſchon kieferliegende Gebiete über- 
flutete und jo das in ſeiner Formenmannigfalkigkeit verwirrende Bild von 
heute erzeugte. 

Dieſer geologiſche Entwicklungsgang erklärt, wieſo die weniger geſtörke 
Weſtküſte Griechenlands nur eine verhälknismäßig geringe Anzahl von 
Buchten und Häfen aufweiſt — von dem durch Überflufung eines einge- 
ſunkenen Binnenbeckens erzeugten Golf von Korinth abgejehen; die geringe 
Küſtengliederung wirkt um jo mehr, als die nordfüdlich dem Ufer entlang 
ſtreichenden Gebirgskekken den Übergang und Eintritt in das dahinter lie- 
gende Binnenland verwehren. Einzig der Golf von Korinth, der ſich nach 
Weſten hin öffnet — und neuerdings auch nach Oſten durch einen allerdings 
nicht übermäßig bedeutungsvollen Kanal mit dem Agäiſchen Meer in Ver⸗ 
bindung ſteht — nur der Golf von Korinth leitet den Verkehr aus dem 
Innern des Landes zunächſt ins Joniſche Meer und läßt ihn von da aus 
Europa zugute kommen. 

Ganz anders liegen die Verhältniſſe im Bereich des Agäiſchen Meeres. 
Die zerriſſenen Glieder der ehemaligen Gebirgskekten ſteigen als ſchroffe 
Steilküſten aus dem Meere empor; zwiſchen ihnen iſt die See weit in die 
Längs-, keilweiſe ſogar noch in deren Seikenkäler eingedrungen und hat hier 
eine übergroße Anzahl von großen und kleinen Häfen erzeugt, deren Wert 
nur dadurch herabgeminderk iſt, daß ſie allzuleicht der Verſandung durch 
Geröllablagerung der einmündenden Flüſſe unkerliegen. Dieſe Buchten 
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führen aus dem Lande heraus und ins Land hinein, fie enkſprechen geradezu 
einander auf der griechiſchen und kleinaſiakiſchen Seite und ließen ſchon in 
der früheſten Vergangenheit hier einen Verkehr herüber und hinüber enk— 
ſtehen, den ſelbſt die primitivfte Schiffahrt, geſtützt auf die Ekappenſtationen 
der dazwiſchen liegenden Inſeln, vermitteln konnte, 

Auch für die innere Gliederung und die politiſche Ent- 
wicklung Griechenlands iſt feine geologiſche Geſchichte bedeufungs- 
voll geworden. Die zahlreichen keſſelförmigen Einbrüche ließen unregel- 
mäßig über das ganze Gebiet hin verffreute Becken in Form kleiner Tief- 
ebenen entſtehen, in denen ſich fruchtbarer Schwemmboden ablagerke. Dieſe 
Becken waren die gegebenen Mittelpunkte für die Anſiedlungen, die Stellen 
früheſter Volksverdichtung. Aber ſie konnken nur ſchwer miteinander in 
Verbindung kreken, da ſie durch hohe Schranken voneinander abgeſchloſſen 
waren, die nur durch mühſam paſſierbare Schluchten oder über Hochpäſſe 
hinweg zu überwinden waren. 

Infolgedeſſen ſah die politiſche Geſchichke kaum je längere Zeit hindurch 
hier ein zuſammenhängendes Staakenganzes; vielmehr war von jeher gerade 
für das griechiſche Gebiet die Zerſplitterung in Staaten kleinen und klein- 
ſten Formats charakteriſtiſch. Am meiften begünſtigk waren nakurgemäß 
ihrer ganzen Lage nach diejenigen Staaten, die in einem zum Meere offenen 
Becken ſich ausdehnen konnten, wie Korinth und Athen. 

So verweiſt ſchon die äußere Geftalt des Landes die Bewohner Griechen- 
lands aufs Meer hinaus. Nur ſoweit und ſolange fie zur See Gelkung er- 
langen können, find fie mächtig. Binnengebieke wie Theſſalien und Epirus 
oder Innerkleinaſien ſtanden ſtets nur in lockerem Zuſammenhang mit dem 
Mutterland. Bietet die Abgeſchloſſenheit nach dem Feſtland durch den hohen 
Gebirgswall des Pindus auch hinreichenden Schutz nach der Landſeite hin, 
ſo iſt allerdings die Aufgeſchloſſenheit nach dem Meere zu dann eine Ge— 
fahr — aber auch nur dann — wenn ein Mächtigerer zur See angreift. Als 
Rom ſich eine Flotte geſchaffen hakte, war Griechenlands Niedergang un- 
ausbleiblich; die Türken eroberten von allen europäiſchen Gebieten Griechen⸗ 
land erſt ganz zuletzt und erſt nach Schaffung einer eigenen Flokte. Ahnlich 
ſehen wir es heute als Englands Vaſall wider Willen, der ſeebeherrſchenden 
Macht im Mittelmeer, ohne daß eine Konkinenkalmachk imſtande wäre, das 
Land aus dieſem Abhängigkeitsverhältnis zu befreien oder auch nur feinen 
eigenen Einfluß wirkſam und ausſchlaggebend zur Geltung bringen zu 
können. | 

Ahnlich groß wie bei der Gliederung des Landes iſt der Wechſel in den 
klimatiſchen Verhältniſſen Griechenlands. Auch hier herrſcht, 
um denſelben Ausdruck anzuwenden, eine überaus reiche Gliederung. Es 
iſt durchaus irrig, für Griechenland ein ewig ſonniges, ſüdlich mildes, durch- 
weg ideales Klima anzunehmen. Das mag für einzelne, beſonders bevor 
zugfe Landſtriche zutreffen; aber deren gibt es nur ſehr wenige, und ſie ſind 
gering an Umfang. Dagegen iſt im Durchſchnitt das Klima Griechenlands 
lange nicht fo mild, als nach der ſüdlichen Lage mitten in einem warmen 
Meere in unmittelbarer Nachbarſchaft des heißeſten Afrikas zu ſchließen 
wäre. Schuld daran ſind einmal die großen Höhenunkerſchiede auf relakiv 
geringem Flächenraum. Es gibt kakſächlich in Griechenland Ortſchaften, 
deren Gemarkung aus der ſubkropiſchen Region ſich aufwärts zieht bis hark 
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an die Schneegrenze; und nur durch ganz kurze Entfernungen voneinander 
getrennt ſind Landſtriche, in denen das Klima vom Meere beftimmt wird, 
von ſolchen, in denen rein konkinenkales Klima vorherrſcht. Trotzdem das 
Land doch wahrlich nicht allzu groß iſt — an Landfläche erreicht es ein- 
ſchließlich der Inſeln nicht einmal die Größe des rechksrheiniſchen Süd- 
deutſchlands —, fragen die nördlichen Provinzen ganz anderen klimatiſchen 
Charakter als die ſüdlichen, ebenſo iſt die Weſtſeite in klimaliſcher Be- 
ziehung durchaus verſchieden von der Oſtſeite. i f 

Für die Küften- und Meeresgebieke find beſonders charakkeriſtiſch die 
regelmäßigen Winde, vor allem die Sommerwinde. Im Sommer herrſchen 
auf der Weſtſeike durchaus Nordweſtwinde, auf der Oſtſeite Nordoſtwinde 
vor. Ehe die Dampfſchiffahrt aufkam, waren dieſe Winde ſowohl wirtſchaft⸗ 
lich wie politiſch für Griechenland von großer Tragweite. Im Weften hin- 
derten ſie das Eindringen in das Adriakiſche Meer, in das die Griechen des 
Altertums kleine Kolonien vorſchoben, während in jpäferer Zeit die Vene- 
zianer umgekehrt an der ganzen Adriaküſte enklang ihren Einfluß geltend 
machen konnten: Im Offen begünſtigten die regelmäßigen ſommerlichen 
Nordoſtwinde, die ſogenannken Ekeſien, die Gekreideausfuhr aus den Um- 
gebungsländern des Schwarzen Meeres; die griechiſchen Kolonien am 
Schwarzen Meer und der bis in die Gegenwark hineinreichende griechiſche 
Einſchlag Konſtantinopels find in ihrem erſten Anlaß hierauf zurückzuführen. 

Viel einſchneidender machen ſich jedoch die Waſſerverhältniſſe 
bemerkbar. In Mitteleuropa mit feinen regelmäßigen Niederſchlägen zu 
allen Jahreszeiten, mit dem engmaſchigen Netz von Strömen, Flüſſen und 
Bächen hat man im allgemeinen gar keinen Begriff davon, wie ſehr das 
Waſſer die menſchlichen Siedlungen und die wirkſchaftliche Entwicklung 
beſtimmt und beeinflußt. Bei uns wird das Waſſer als etwas ſelbſtverſtänd⸗ 
lich Vorhandenes angenommen; wo es oberflächlich nicht zur Verfügung 
ſteht, genügt eine verhältnismäßig geringe Technik, um das Grundwaſſer 
zu erreichen oder durch Leikungen genügende Mengen hier- und dorthin zu 
ſchaffen. Eine künſtliche Bewäſſerung der Felder iſt kaum irgendwo not- 
wendig, eher ſogar eine Enkwäſſerung, da regenloſe Monate zu den Selten- 
heiten gehören. 

Anders im Mittelmeergebiet, und hier — von Nordafrika einmal abge- 
ſehen — beſonders in Griechenland. Unregelmäßigkeit der Niederſchläge, 
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Grundwaſſer iſt für das Land bezeichnend. Die jährliche Durchſchnittsmenge 
der Niederſchläge gibt da kein richtiges Bild. Die mittlere Niederſchlagshöhe 
Deukſchlands wird auf rund 700 Millimeter berechnet. Zwar beträgt die- 
jenige Athens nur ekwa 400, aber dafür die Korfus 1350 und die durch- 
ſchnittliche Niederſchlagshöhe Griechenlands 750 Millimeter, iſt alſo im 
Jahr ſogar größer als die Deutſchlands. Aber während bei uns die Nieder- 
ſchläge auf alle Monate ſich verkeilen, ſcheidet ſich im Mittelmeergebiet eine 
faſt abſolut trockene von einer regenreichen Jahreszeit. Die Sommermonate 


ſind in Griechenland ſo gut wie ohne Niederſchläge (faſt immer unter 5 Mil- 


limeterl), nur ſelken gehen ſtarke, wolkenbrucharfige Regen nieder, die aber 
für die Bewäſſerung des Landes kaum in Frage kommen und viel mehr 
Schaden als Nutzen anrichken. Daher iſt im Gegenſatz zu Mitteleuropa der 
Sommer die Ruhezeit für die Vegekakion; die Dürre hinderk den Anbau. 
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Die Vegetationsperiode im Miktelmeergebiek find unſer Winter und Früh- 
ling mit ihren inkenſiven Regengüſſen und ſtarker Durchkränkung des Bo- 
dens mit Feuchtigkeit, das heißt ſoweit ſolcher Boden, nämlich Ackerkrume 
vorhanden iſt. Dabei muß aber immer noch berückfichtigf werden, daß die 
Niederſchläge gar nicht in dem Maße wieder dem Lande zugute kommen 
wie etwa in Mitteleuropa, da die Verdunſtung im Süden viel ſchneller und 
kräftiger vor ſich geht und in manchen Gebieken, zum Beiſpiel in Attika, 
bedeutend größer iſt als die gefallene Regenmenge. Schiffbare Flüſſe ſind 
daher in einem ſolchen Gebiet — ſelbſt die Oberflächengeſtalt außer acht ge- 
laſſen — nicht denkbar. Im Gegenkeil, die Flüſſe dienen nicht dem Verkehr, 
ſondern wirken ſtark abſchließend: in der Regenzeit ſind ſie unpaſſierbare 
Wildwaſſer, die wochenlang die Ufergebiefe trennen, und ſelbſt in den 
trockenen Monaten find ihre breiten Geröllbekte, ihre tiefen Eroſions- 
ihluchten alles andere als leicht zu überſchreiken. 

Daher meiden die Siedlungen die Nähe ſolcher Gewäſſer und kriffalli- 
ſieren ſich dafür — ſoweik fie Ackerbau- und nicht Hafenſiedlungen find — 
um den Rand von Seebecken oder — das iſt in dem ſeearmen Griechen— 
land die Regel — um ſprudelnde Quellen. (Stagnierendes Waſſer wird, 
wenn möglich, der Seuchengefahr wegen gemieden.) Da in Griechenland der 
Boden meiſt aus ſehr waſſerdurchläſſigem Kalk beſteht, verſchwindet das 
Regenwaſſer äußerſt ſchnell durch Spalten und Klüfte nach der Tiefe zu und 
kommt meiſt erſt nach längerem unkerirdiſchem Laufe nicht in einzelne 
kleine Quellen und Waſſeradern verzeftelt, ſondern als ſtarke Quelle zum 
Vorſchein. Derartige Stellen find die gegebenen Punkte für die Anfied- 
lungen, und da nur hier Waſſer in genügender Menge zu finden war, 
drängte ſich da die Bevölkerung in größerer Anzahl zuſammen. Einzelhöfe 
und Kleinſiedlungen wie in unſeren Gebirgen find in Griechenland fo gut 
wie gar nicht vorhanden; ſelbſt die Ackerbauſiedlungen erreichen einen be- 
deutenden Umfang. Das brachte ſchon im frühen Altertum kommunale und 
politiſche Aufgaben mit ſich und führte im Verein mit anderen Faktoren 
zu einer ſtaatsbürgerlichen Durchbildung und einer Sicherheit des Auf— 
tretens im öffentlichen Leben, die auch in der Gegenwart ſich nicht ver— 
hehlen läßt. 

Seit Beginn der Beſiedlung iſt der Einfluß des Klimas auf Griechen— 
land und ſeine Bewohner ſtetig gewachſen. Das erſcheink ſeltſam, da ſonſt 
der Menſch die Nakurkräfte ſich mehr und mehr unkerkan zu machen beſtrebt 
iſt. Aber hier iſt es gerade umgekehrk. Beſonders die dem Menſchen ungün— 
ſtigen Seiten des Klimas machen ſich heute mehr als früher in Griechenland 
bemerkbar. Das hängt mit der kulturellen Entwicklung zuſammen. Zwar 
hört man bisweilen die Anficht, als ob das Klima ungünſtiger geworden ſei, 
die Niederſchläge nachgelaſſen hätten. Das iſt nicht der Fall; nur die Wir- 
kung auf das Land iſt eine andere geworden, jeitdem der Menſch in die 
Natur eingegriffen hat. In dem krockenen Mittelmeerklima geht die Ver— 
wikterung und die Bodenbildung nur langſam vor ſich, und überall da, wo 
den Boden keine ſchütende Pflanzendecke verhüllt, ſpülen die winkerlichen 
Regengüſſe alljährlich das lockere Material in die Täler. Als der Menſch 
in Griechenland eindrang, fand er ein dichtes Waldland vor, wie es ſich in 
vereinzelten abgelegenen Gebieken bis in die Gegenwark erhalten konnte. 
Dieſer Wald wurde gelichtek und gerodet und dem Ackerbau dienſtbar ge- 
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macht. Trotzdem dadurch die Vodenkrume freigelegt und den Einflüſſen der 
Witterung preisgegeben wird, bleibt ſie infolge der ſorgſamen Pflege er- 
halten. Aber nur ſo lange, als eben die Pflege ſorgſam iſt. Mit dem wirt⸗ 
ichaftlihen Niedergang der griechiſchen Handelsſtädte und damit dem 
Niedergang des Ackerbaus und der daraus reſultierenden Abnahme der 
Bevölkerung, ſpäter dann unter den kriegeriſ chen Wirren der Völkerwande⸗ 
rungszeik, die ja für Griechenland erſt im jpäfen Mittelalter ihren Abſchluß 
erreichte, wurden die Felder vernachläſſigt. Der Ackerbauer machte mehr und 
mehr den Kleinvieh züchtenden Nomaden Plat, vor deſſen Brennwirtſchaft 
und Ziegen der Wald verſchwand und höchſtens eine niedrige Buſchwildnis 
zurückließ. Dadurch fanden Wetter und Regen Angriffspunkte genug, um 
die ehemals fruchtbaren Hänge in kahle, vegekakionsloſe Kalkfelſen umzu- 
wandeln, deren Aufforſtung heuke ebenſo ausſichtslos iſt wie im Karſtgebiet. 
Obendrein iſt dadurch das Ackerland in der Ebene gleichfalls in Gefahr ge- 
taten, durch die ſchutkbeladenen Wildbäche zu vermuren und unker Kies 
und Geröll verſchüktet zu werden. Unter dieſen Umſtänden iſt daher heute 
in Griechenland ein Anbau mit Zeldfrüchten, etwa wie bei uns, noch weniger 
wie im Altertum zu erwarten. Faſt der geſamte Getreidebedarf wird von 
auswärts, beſonders aus Südrußland, eingeführt; und die Bewohner be- 
ſchränken ſich in der Haupkſache auf den Anbau von Pflanzen, die auf dem 
Boden und in dem Klima, wie es eben ſkizzierk wurde, den reichſten Han- 
delsgewinn abwerfen: das find Olbaum und Rebe. Beſonders wichtig für 
Griechenland iſt die Rebe; Wein bildet einen wichtigen Exportartikel; noch 
mehr die Korinthen, deren Handel zeitweiſe die finanzielle Kraft des Staates 
beſtimmte. Dabei muß auch noch in Bekracht gezogen werden, daß der Acker- 
bau infolge der Lakifundienwirkſchaft verbunden mit ungünſtigen Pacht- 
verhältniſſen, Mangel an Kapikal, Fehlen von Genoſſenſchaften uſw. ſehr 
rückſtändig iſt und lange nicht die Erkräge bringt, die bei infenfiver Bewirk⸗ 
ſchaftung möglich wären. 

Selbſtverſtändlich geben auch dieſe Verhältniſſe der Beſchäftigung der 
Bewohner eine ganz beſtimmte Richtung, verweiſen die Griechen aus dem 
Lande, das mit feinen Produkten ja nur einen Teil des Nachwuchſes zu er⸗ 
nähren vermag, hinaus, genau wie die Gliederung des Vodens und der 
Küſte es kuk, und ließen fie zu einem der erſten Handelsvölker des Orients 
ſich entwickeln. 

Der Grieche iſt der Jude des öſtlichen Mittelmeergebiets. Handel und 
Verkehr gehen dort mittelbar und unmittelbar durch griechiſche Hände; grie- 
chiſch ſind die Maklerfirmen und Banken, und griechiſch iſt ein großer Teil 
des ſtaaklichen Verwaltungsapparats im ganzen Orienk. 

Es wäre weit gefehlt, hierin eine eingeborene griechiſche Nafionaleigen- 
ſchaft zu erblicken. Die Hellenen des Alkerkums find lange ſchon unferge- 
gangen. Es gibt kaum ein Land in Europa, in dem ſich ſo 
viele Völker und Völkerſplitter miteinander gemiſcht 
haben. Mit dem Aufgehen im Römerreich verſchwindek die Nakion der 


Hellenen aus der Geſchichke. Die helleniſche Kultur blieb noch einige Jahr- 


hunderte lebendig. Nur daß fie ſich überall woanders entfaltete, nur nicht 
im alten Mutterland, und daß ihre Träger nicht mehr reine Nachkommen 
der alten Hellenen waren, ſondern ſich ſchon, wie die Byzankiner, ſtark mit 
aſiakiſchem und afrikaniſchem Bluk vermiſcht hakten. In Griechenland ſelbſt 
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war die kulturelle Blütezeit vorüber, aber die ekhnologiſche Umbildung ſetzte 
erſt mit der Völkerwanderung ein, während der Völkerkrümmer auf 
Völkerkrümmer auf der Balkanhalbinſel wie in eine Sackgaſſe gerieten und 
ſich dort übereinander ſchoben und miteinander vermifchten. Am bedeu— 
kungsvollſten war für Griechenland die Einwanderung flawifcher und wala- 
chiſcher Hirtenſtämme im ſiebken und achten Jahrhundert; die Slawen wur- 
den durchweg und ſehr ſchnell in Sprache und Sitten zu Griechen. Die 
Kreuzzüge ließen für eine Zeiklang auch den Handel Griechenlands wieder 
aufleben. Abendländiſcher Adel und abendländiſche Kriegsleuke ſetzten ſich 
in Hellas feſt und führten abendländiſche Lebensverfaſſung ein; die Vene- 
zianer okkupierken die Weſtküſte; aber auch dieſer fränkiſche Einſchlag wurde 
bald von den Griechen abſorbiert. Der wirkſchaftliche Niedergang infolge 
Fehlſchlagens der Kreuzzüge führte auch in Griechenland zu einer furcht— 
baren Kriſis und rief eine ftarke Enkvölkerung hervor, fo daß von den 
Fürſten Albanier in großer Anzahl als Koloniſten in Mittel- und Süd- 
griechenland angeſiedelt wurden, ebenſo wurden die Türken ins Land ge- 
rufen, die ſich damit den legten Reſt der Balkanhalbinſel unkerwarfen. Nur 
die Türken, die aber in verſchwindender Minderzahl waren, konnten ihre 
nationale Eigenart behaupten; die Albanier gingen im Griechenkum unter. 
Dasſelbe geſchah drei Jahrhunderte ſpäker, als die Türken die Albanier zur 
Unterdrückung der griechiſchen Aufſtände herbeiriefen. Allein im Pelo- 


ponnes rückten damals 150 000 Albanier ein und fiedelten ſich dorf an, über 


ein Fünftel der Geſamkbevölkerung Griechenlands war am Ende des achk— 
zehnten Jahrhunderts albaniſch. Aber auch dieſe gewaltfame Einpflanzung 
eines anderen Volkselements wirkte wohl anthropologiſch, jedoch in Sprache 
und Kultur wurden auch dieſe Albanier überraſchend ſchnell zu Hellenen: als 
1821 der Griechenaufſtand wieder emporloderke, waren fie die hefkigſten 
Vorkämpfer für die griechiſche Freiheit. Daß die Griechen in den Küſten- 
gebieten des öſtlichen Mittelmeers ihre Nationalität rein erhalten haben, 
iſt noch weniger als bei den Griechen des Mukterlandes anzunehmen, und 
doch vergeſſen auch fie nicht ihre Kulturelle Eigenark. Daraus ergibt ſich, 
daß griechiſche Kultur kein Produkt einer beſtimmken Raſſe mit einer be- 
ſtimmten Veranlagung iſt, daß ſie nicht im Blute der Hellenen, ſondern in 
der Eigenart des Landes und ſeiner beſonderen Lage wurzelt. 

Seit Beginn des achkzehnken Jahrhunderks regt ſich das Griechentum 
wieder. Aber die Wiederbelebung des helleniſchen Nakionalgefühls ging 
nicht vom Mukterland aus. Das Mukkerland war verarmt und geſchwächt; 
kürkiſche Gutsbeſitzer (häufig griechiſche Renegaken) hatten ſich in den 
fruchtbaren Ebenen eingenijtet, die freiheitlichen Elemente, die von Haus 
und Hof verkrieben worden waren, waren keils in das unwirkliche Gebirge 
geflüchtet, das daher zeikweiſe unverhälknismäßig ſtärker beſiedelt war als 
die Ebene; teils, ſoweit ſie an der Küſte wohnten, waren fie Seeräuber und 
der Schrecken des ganzen öſtlichen Mittelmeers geworden. So verhaßt dieſen 
Griechen des Mukterlandes das kürkiſche Joch war, fo wenig hätte unter 
ihnen ein jo einheitlicher Aufſtand organiſiert werden können, wenn nicht 
kapitaliſtiſche Kreiſe dahinter geſtanden häkken; der griechiſche Aufſtand vor 
hundert Jahren war das Werk der reichen Griechen, die in den Städten der 
Agäiſchen Küſte, in Saloniki, Konſtankinopel, Smyrna uſw. zu großen Ver- 
mögen gelangt waren. In ihren Händen lag auch während der Türkenherr— 
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ſchaft der blühende Gekreidehandel mit den Küſtengebieken des Schwarzen 
Meeres, fie hatten ſich als Bankiers, Dolmetſcher, Diplomaten, Geiſtliche 
uſw. in der kürkiſchen Verwalkung unenkbehrlich gemacht und ſo ungeheure 
Kapitalien angeſammelt. Im innerſten Weſen war nun der griechiſche Auf- 
ſtand eine kapikaliſtiſche Spekulation; das byzankiniſche Kapital erkannte 
ſehr wohl die Bedeukung einer Aufteilung und Erſchließung der Europä- 
iſchen Türkei und ahnke wohl auch ſchon, welch wichtiger Brennpunkt das 
öſtliche Mittelmeer in der Folgezeit würde. 8 

Die Spekulation war richtig. Mit der Bedeukung des Orients für die 
Politik der europäiſchen Staaten wuchs die Bedeukung Griechenlands. Das 
zeigt ſich rein äußerlich in einem auffallend raſchen Wachs kum der 
Bevölkerung. In der Blütezeit im Altertum, efwa 450 vor Chriſtus, 
lebten in dem Gebiet des Griechenlands von 1910 rund 2½ Millionen 
Menſchen. Ende des ſiebzehnken Jahrhunderts war die Bevölkerung zu- 
ſammengeſchmolzen auf ekwa 600 000 Seelen. Zu Beginn der Befreiungs- 
kriege, im Jahre 1821, betrug fie etwa 900 000, 1828 nur mehr noch 750 000. 
Seitdem hat fie ſich mehr als vervierfacht. 1907 lebten in Griechenland auf 
64 296 Quadrakkilometern 2 638 000 Menſchen; das enkſpricht einer Volks- 
dichte von 40,9; 1914 waren die entſprechenden Zahlen auf derſelben Fläche 
2765000 Menſchen mit einer Volksdichke von 43,0. Damit überragt 
Griechenland in bezug auf die Volksdichte Spanien und kommk ungefähr in 
eine Linie mik Bulgarien und Rumänien. Nicht eingerechnet find dabei die 
in den Kriegen 1912/13 erworbenen Gebieke mit 2 056 832 Einwohnern auf 
43 489 Quadratkilomekern, alſo einer Volksdichte von 47,3, und des 1914 
beſetzten Nordepirus mit efwa 250 000 Einwohnern. Von den wichligſten 
Städten haften Einwohner: 


1870 1879 1889 1898 1907 
Athen. . 44500 65500 110000 124000 167500 
Piräus . . 11000 22000 34000 51000 73500 
Patras . . 17000 25500 33 900 38000 37500 


Ferner in den neuerworbenen Gebieten 1913: Saloniki 160 000, Kawalla 
45 000 Einwohner. 

Um die Erſchließung Griechenlands von der See her und um den Han- 
delsverkehr hal ſich in allererſter Linie der Oſterreichiſche Lloyd verdient ge- 
macht. Aber auch der Anteil der Griechen an der Schiffahrt im öſtlichen. 
Mittelmeer iſt in ſtändigem Wachſen begriffen. Beſonders zahlreich ſind in 
der griechiſchen Handelsflotte die Segelſchiffe verkreken; hier hat ſich der 
Kapitalismus noch nicht ſonderlich bemerkbar gemacht: jeder Matkroſe hat 
Ankeil an dem Schiff, auf dem er fährk, und iſt an dem Gewinn beteiligt. 
Allerdings iſt die Zahl der Segelſchiffe im Abnehmen begriffen; zurzeit 
mögen wohl ſchätzungsweiſe etwa 800 Segler mit 137 000 Tonnen vorhan- 
den fein. Die Anzahl der Dampfer ſteigt dagegen ſtändig; die griechiſche 
Handelsflotte zählte: 

1874: 20 Dampfer mit 7833 Tonnen 1907: 285 Dampfer mit 388573 Tonnen 
1892: 103 - - 60418 - 1910: 324. - - 453628 - 
1901: 189 - - 160979 - 1915: 493 - - 860438 — 


Der Hafenverkehr im Piräus belief ſich 1914 auf 3809 Dampfer mit 
4.067 337 Tonnen (darunter 2587 griechiſchen mit 1 684 421 Tonnen) und 
488 Segelſchiffen mit 37023 Tonnen. Den 1893 eröffneten Kanal von Ko- 
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rinth paſſierten 1913: 2877 Dampfer mik 1 463 896 Tonnen und 1192 Segel- 
ſchiffe mit 36 095 Tonnen. 

Während alſo der Hafenverkehr ſehr ſtark iſt, liegt der Binnenverkehr 
danieder. Die Straßen ſind meiſt nur Stichwege von den Häfen ins Land 
hinein. Im Innern des Landes iſt der Wagen in manchen Gegenden völlig 
verſchwunden und hat dem Saumkier Platz gemacht; immerhin hat ſich die 
Länge der fahrbaren Straßen in den letzten fünfzig Jahren verzehnfacht. 
Eiſenbahnlich war Griechenland bis vor kurzem eine Inſel. Erſt ſeit wenigen 
Wochen iſt die Strecke Athen-Lariſſa vollendek und damit der Anſchluß an 
das europäiſche Eiſenbahnnetz hergeſtellt. 

Trotz alledem befteht keine Ausſicht, daß Griechenland ein moderner In- 
duſtrieſtaak werden könnte. Es mangeln ihm Kohle ſowohl wie Waſſerkräfte, 
die die Kohle erjegen könnten. Es mangeln ihm aber auch größtenteils die 
Rohſtoffe. Erze find vorhanden; man hak mit Erfolg ſelbſt Schlacken und 
Abraum der antiken Blei- und Silbergruben von Laurion ausgebeukek; 
Eifen- und Zinkerze werden gleichfalls gewonnen. Aber zum Verhükken 
fehlt es an Kohle; und von den 960 000 Tonnen Erz, die im Jahre 1909 ge- 
wonnen wurden, gingen 516 000 ins Ausland, davon faſt die Hälfte nach 
England. Dazu kommt, daß beſonders die jungen Balkanvölker in bezug 
auf Kapitalien, kapikaliſtiſche Geriſſenheik, wiſſenſchafkliche Bildung und 
kechniſche Erfahrung nicht mit den übrigen europäiſchen Großſtaaken in 
Mettbewerb kreken können. Auch Griechenland iſt vorwiegend Lieferant 
von Rohſtoffen und Abſaßzgebiek von Ferkigprodukken. Wie überall in 
ſolchen Fällen überffeigt denn auch hier die Einfuhr ganz außerordentlich die 
Ausfuhr; vor dem Kriege um ein Drittel. Die enkſprechenden Zahlen ſind: 


Einfuhr Ausfuhr 
1899. 5250000 Pfund Sterling 3752090 Pfund Sterling 
550000 4067000 
17146277 E 4756858 


Wan hal zwar auch in Griechenland verſuchk, der inländiſchen Induſtrie 
durch hohe Schutzzölle aufzuhelfen; aber genützt hat es ſelbſtverſtändlich 
wenig und nur zu erheblicher Verkeuerung der Lebenshaltung beigetragen. 

Kein Wunder, daß unter dieſen Umſtänden und angeſichks der unſicheren 
politiſchen Verhältniſſe der Staatsbankroff in Griechenland zu Hauſe war, 
und daß die Finanzen immer ſehr zu wünſchen übrig ließen. Erſt in den 
letzten Jahren iſt hierin eine kleine Beſſerung eingekreken. Aber 1895 wur- 
den für 180,21 griechiſche Papierdrachmen nur 100 Franken bezahlt. Als 
dann in den folgenden Jahren die griechiſche Valuka flieg, kamen Induſtrie 
und Handel wieder dadurch in eine ſchwierige Lage, daß nunmehr der Ar- 
beitslohn in demſelben Werkverhälknis ausgezahlt werden mußke, wie der 
Verkaufserlös betrug. 

Die wirkſchaftlichen Schwierigkeiten geben ſich in den unverhälknis- 
mäßig hohen Auswandererziffern kund. Allein nach den Ver- 
einigten Staaten betrug die Einwanderung aus Griechenland in den Jahren 
1905 bis 1913 218563 Perſonen, alſo etwa ein Zehnkel der Geſamkbevölkerung. 

Die griechiſche Bevölkerung, die, was zugeſtanden werden 
muß, unker den größken inneren und äußeren Schwierigkeiten arbeitet, 
ſucht auf die verſchiedenſte Weiſe der widrigen Umſtände Meifter zu wer- 
den. Leider, wie fo häufig auch in anderen Ländern, hat es den Anſchein, 
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als ob auch fie das Pferd vom Schwanze aus aufzäumen will: fie ftellt die 
innere Konſolidierung des Staakes, die Geſundung der ſozialen und ökono- 
miſchen Verhälkniſſe hintan zugunſten einer oft abenkeuerlich ſcheinenden 
Außenpolitik. | 

Der griechiſche Imperialismus hat zwei Seiken. Zunächſt geht fein Be- 
ſtreben dahin, dem urſprünglichen Kernland, das für ſeine Ernährung auf 
Zufuhr von außen her angewieſen iſt, Agrargebiete anzugliedern. Der Er⸗ 
werb von Theſſalien, Epirus und Mazedonien iſt zu einem großen Teil auf 
dieſe Weiſe zu erklären. Dieſe neuen Provinzen gehören zu den fruchtk⸗ 
barſten Gebieten der Balkanhalbinſel und ſind durchaus imſtande, den Ge- 
kreideimport von außerhalb unnötig zu machen, vorausgefeßt, daß eine durch- 
greifende Agrarreform mik der heutigen unſinnigen Bewirkſchaftungs- 
mekhode und dem herrſchenden Raubbau aufräumt. Allerdings wird man 
damit rechnen müſſen, daß die Großgrundbefiger ihre Privilegien nicht gut- 
willig aufgeben werden, und auch damit, daß andererſeiks dem an dem 
Handel inkereſſierken Teil des Griechenvolkes das Verſtändnis für Agrar- 
fragen abgeht, ja ſogar, daß er zugunſten des gewinnreichen Gekreideimporks 
für die Hebung der griechiſchen Eigenproduktion kaum einen Finger rühren 
wird; es müßte denn ſein, daß in den angegliederken Agrargebieten nicht 
für den Eigenbedarf des Landes, ſondern für den Expork nach außerhalb, 
daß alſo in erſter Linie Handelsgewächſe produziert würden. 

Die andere Seite des griechiſchen Imperialismus zielt auf die © ch af - 
fung eines Groß- Griechenlands, umfaſſend das ganze Küften- 
gebiet des Agäiſchen Meeres mitſamk den darin gelegenen Inſeln. Dieſem 
Streben liegt nicht allein der Wunſch nach einer kerritkorialen Vergrößerung 
zugrunde. Mehr noch iſt dafür maßgebend das Verlangen nach di- 
reklem Anſchluß an eine der großen Welthandels- 
ſtraß en. Der Verkehr zwiſchen Europa und dem Orient iſt ſeit den letzten 
Jahren in rapidem Aufſchwung begriffen. Zu der Welthandelsſtraße durch 
das Mittelmeer von Europa nach dem Indiſchen Ozean ſtieß der Verkehr 
von den Küſtengebieken des Schwarzen Meeres her; und ſeit kurzem jucht 
der Binnenverkehr von Mitteleuropa über Konffanfinopel einen Zugang 
in das Innere Aſiens, wozu dann in abſehbarer Zeik noch eine Verbindung 
ins Innere Afrikas hinein kommen dürfte. An Klein-Griechenland gehen 
alle dieſe Handelswege vorüber; es liegt nicht in ihrer Straßenflucht. Das 
war für Griechenlands Exiſtenz um ſo ausſchlaggebender, als es ja kein 
Agrarland, ſondern ſeinem ganzen Weſen nach in ſeinem Beſtand völlig 
auf Handel und Verkehr angewieſen iſt. Die Einverleibung Konſtankinopels 
und der kleinaſiakiſchen Küfte — die die Griechen immer noch nicht von 
ihrem imperlaliſtiſchen Programm geſtrichen haben — ſollen den Handel 
nach Nordoſten und Oſten hin unker griechiſchen Einfluß bringen. 

Auch die Erwerbung Mazedoniens und das zähe Feſthalten Griechen— 
lands an Saloniki und Kawalla iſt durch fein Streben zu erklären, die ver- 
mittelnde Brücke zwiſchen Europa und dem Orienk zu werden. Hier liegt 


die Wurzel der gegenwärtigen und künftigen Konflikte. Die kritiſchſte Stelle 


iſt zurzeit Mazedonien, wo Bulgarien und Griechenland aneinanderſtoßen. 
Rumänien, die Türkei und Serbien ſcheiden vorläufig für die Balkanpolitik 
aus. Rumänien infolge feiner Lage nördlich der Donau — ſeine imperialiſti- 
ſchen Träume zielen auf Siebenbürgen und vielleicht noch Beßarabien; 
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Serbien iſt nicht mehr und wird, ſelbſt ſeine Wiederherſtellung vorausgeſeßt, 
auf Jahre hinaus nicht imſtande ſein, ſelbſtändige Politik zu kreiben. Auch 
die Türkei wird nach den ununkerbrochenen Kämpfen der legten Jahre der- 
artig erſchöpft ſein, daß ſie genug damit zu kun hat, ihre afiatifchen Gebiets- 
teile zu reorganiſieren; in Europa hak fie für immer ausgeſpielt. Bleibt als 
Gegner Griechenlands auf der Balkanhalbinjel ſelbſt Bulgarien. Bulgarien, 
das Agrarland, das zur Induſtrie übergeht und um der Ein- und Ausfuhr 
willen an das offene Meer drängt, und Griechenland, das Handelsland, 
das die offene See nicht aufgeben kann und will und ſich Agrargebiete an- 
gliedern muß. 

Noch ein Weiteres kommt dazu, das Mazedonien zum Zankapfel zwiſchen 
beiden Staaten macht und gleichzeitig auch die polikiſchen und wirkſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der europäiſchen Großmächte berührt. Ein ſtarkes Bulga- 
rien im Südoften Europas wird nicht allein die Eiſenbahnlinie aus Wittel⸗ 
europa nach Konſtankinopel beherrſchen, es wird auch ſuchen, durch Einver- 
leibung Mazedoniens die Linie Belgrad-Saloniki in ſeine Gewalt zu 
bringen. Es wäre nicht ausgeſchloſſen, daß Saloniki auf dieſe Weiſe dem 
italieniſchen Btindifi den Rang abliefe, da die Trajektverbindung nach 
Agypten jo abgekürzt würde. 

Andererſeits liegt es aber im Inkereſſe Griechenlands, Saloniki und ſein 
Hinterland zu befigen, um von hier aus den Poſt- und Perſonenverkehr 
aus Binneneuropa nach Agypten und Indien über Athen und den Piräus 
leiten zu können. Dadurch würde Brindiſis Bedeukung genommen werden; 
denn durch die jetzt vollendeke Strecke Athen-Saloniki wird die Seereiſe 
nach Port Said in Agypten von 1237 auf 511 Seemeilen verkürzt, womit 
eine Zeiterſparnis von efwa 28 Stunden erreicht iſt. Dieſe Bahn iſt daher 
auch Italien ein Dorn im Auge, zumal ſie nicht allein die ſeither über Italien 
geleitete Poſtverbindung Europas mit Indien zu ſtören vermag, ſondern auch 
Italiens imperialiſtiſchen Plänen, über Albanien auf die Randländer des 
Agäiſchen Meeres Einfluß zu gewinnen, einen Riegel vorjchiebt. 

Gerade von dieſen Geſichkspunkken aus wird die »Verräkerrolle⸗ 
Griechenlands im letzten Balkankrieg und auch das fogenannte Saloniki- 
abenteuer des Vierverbandes klar und erſcheint ebenſo wie die gegen- 
wärfige Unſchlüſſigkeit und Hilfloſigkeit Griechenlands im richtigen Lichte. 
Die Beſetzung Salonikis durch die Enkenke iſt durchaus kein zweck- und 
planloſes Abenteuer, und England wußte wohl, was es kat, als es Griechen- 
land für ſeinen Beitritt zur Enkenke und ſeine aktive Mitwirkung die ſeit⸗ 
her engliſche Inſel Rhodos als Hauivalent anbot. 


Ungariſche Sozieldemokrafen und Radikale 


über Mitteleuropa. 
Von E. Varga. 


Seitdem die öffentliche Erörterung der Frage „Mikteleuropa« auch in 
Ungarn frei wurde, beſchäftigte dieſe Frage ſowohl die Genoſſen wie auch 
die radikalen Kreiſe Ungarns. Das Ergebnis iſt in der Märznummer unſeres 
wiſſenſchaftlichen Organs »S3 0 czialiszmus« und in einer ſoeben er- 
ſchienenen Spezialnummer des Organs des Sozialwiſſenſchafklichen Vereins 


ä 
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»Huſzadik Szäzad« zuſammengefaßt. Da es ſich in beiden Fällen um viele, 
zum Teil von denſelben Perſonen ſtammende Äußerungen handelt, wollen 
wir fie nicht einzeln, ſondern nach Argumenten zuſammengefaßt wieder- 
geben. a N 
Die Argumenkakion der Freunde der Annäherung. 

Wir können die Argumentation der Anhänger Mitteleuropas in folgen- 
dem zuſammenfaſſen: | \ 

1. Mitteleuropa, der engere politiihe Zuſammenſchluß der Zentral- 
mächte ift wünſchenswerkt, weil er der allgemeinen Ent- 
wicklungskendenzenkſprichk. Im Mittelalter beſtanden die Staa- 
ken aus kauſenden kleinen ſouveränen Gebieken, die Neuzeit brachte ihre Ver⸗ 
ſchmelzung in nafionale Großſtaaken, die neuefte Zeit bringt uns den inter- 
nakionalen imperialiſtiſchen Staak. Die wirkſchaftliche Entwicklung braucht 
größere Wirkſchaftsgebieke als das Siedlungsgebiet der Mitteleuropa be- 
wohnenden einzelnen Völker. Daher ſei gerade vom marxiſtiſchen Stand- 
punkt Mitteleuropa als eine höhere wirkſchafkliche Enkwicklungsſtufe zu be- 
grüßen. Dieſen Standpunkt vertritt vor allem der marxiſtiſche Theoretiker 
Erwin Szabs, der Herausgeber der »Ausgewählten Werke von Marx 
und Engels« in ungariſcher Sprache. 

2. Mitteleuropa wäre eine Bürgſchaft des Friedens. 
Je größer das Territorium eines Staates iſt, auf deſto größerem Gebiet, für 
deſto mehr Menſchen beſteht zumindeſt der innere Frieden. Je weniger 
größere Staaten nebeneinander beſtehen, deſto geringer find die Reibungs- 
flächen, deſto weniger beſteht die Gefahr des kriegeriſchen Zuſammen⸗ 
ſtoßes. Das Ideal wäre ein Zuſammenſchluß aller europäiſchen Staaken zu 
den »Dereinigfen Skaaken von Europas. Mitteleuropa wäre eine Annähe⸗ 
rung an dieſen Zuſtand. Dieſer Standpunkt wird vor allem von dem bürger- 
lich-radikalen Workführer der »Mikteleuropäer« O. Jäſzi verfochten. 

3. Mitteleuropa bedeutet eine Annäherung zum 
Freihandel. It eine allgemeine Beſeitigung der Schußzölle, wie es das 
ſozialdemokrakiſche Programm fordert, unmöglich, jo iſt eine Beſeitigung 
derſelben zwiſchen Deukſchland, Sſterreich-Ungarn, Bulgarien und der 
Türkei immerhin ein großer Forkſchrikt. Die Schaffung einer mikkeleuropäi⸗ 
ſchen Zollunion werde für alle Teilnehmer gufe wirkſchaftliche Folgen 
zeitigen, wie wir es bei allen früheren Zollvereinen beobachkek haben. Selbſt 
die Befürchkung, daß die Enkenkeſtaaken ihrerſeits mit Abſperrungszöllen 
antworten könnten, ändert an dieſer Takſache nichks. Das Zreihandels- 
argument wurde in der Diskuſſion von dem Genoſſen Szabo und dem Ge- 
noſſen Garbai, dem Sekrekär der Bauarbeitergewerkſchafk, verfrefen. 

4 Die Zollunion mit Deukſchland würde die Land- 
wirktſchafk Ungarns aus dem gegenwärtigen Tiefſtand 
emporheben. Die durchſchnittlichen Ernkeerkräge find in Ungarn faſt 
um die Hälfte kleiner als in Deutſchland. Die Grundbeſitzverkeilung iſt un- 
günſtig; rieſige Lafifundien verdrängen das Volk nach Amerika. »Die Laſten 


. 


des Krieges können nur durch die radikale Reform der Grundbeſitzverhälk⸗ 


niſſe herbeigeſchaffkt werden; dieſe geſchichtliche Triebkraft bedeutet für mich 
Mitteleuropa,« ſchreibkt Genoſſe Garbai. Von den Radikalen bekonk dies 
vor allem Daniel. Seiner Auffaſſung nach find die Ernkeerkräge in 
Ungarn deswegen jo niedrig, weil der die Skaaksmacht beſitzende Groß 
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grundbeſitz ſich der Inkenſivierung der Landwirtſchaft enkgegenſtemmk. Die 
Ernten der Monarchie find feit einem Jahrzehnt nicht mehr hoch genug, um 
den Inlandsbedarf zu decken. Die Wonarchie iſt zu einem Getreideimpork- 
ſtaat geworden. Dies bewirkt, daß die Gefteidezölle ſich im Preiſe geltend 
machen, der Getreidepreis in der Monarchie jo wie in Deukſchland um 5 bis 
6 Mark über dem Weltmarktpreis ſteht, was den Großgrundbeſitzern ein 
großes Einkommenplus verſchafft. Da aber die Einfuhr der Monarchie bei 
einem Geſamtbedürfnis von über 200 Millionen Doppelzenkner nur bei- 
läufig 2 bis 10 Millionen Doppelzenkner jährlich befrägt, iſt es das nafür- 
liche Intereſſe der Großgrundbeſitzer, daß die Erträge der Monarchie nicht 
raſch ſteigen ſollen, da die Monarchie in dieſem Falle wieder ein Gefreide- 
exporkland werden würde und die Gekreidepreiſe auf das Niveau des Welt ⸗ 
marktpreifes ſinken würden. Kommt aber die Zollunion mit Deukſchland zu⸗ 
ſtande, ſo fällt dieſes Hindernis weg. Deutichland benötigt 60 bis 70 Mil- 
lionen Doppelzenfner ausländiſches Getreide: die Erhöhung der Ernteerfräge 
kann daher in Ungarn ohne Abbruch der zollerhöhten Preiſe geſchehen. Die 

Zollunion bedeutet einen raſchen Aufſchwung der ungariſchen Land wirtſchaft 
und infolgedeſſen auch des geſamken wirkſchaftlichen Lebens, daher auch der 
Induſtrie. — Es iſt unleugbar, daß dieſe Argumenkakion vor allem in Ungarn 
den größten Erfolg gehabt hat. 

5. Die Zollunion würde die ungariſche Induſtrie för ⸗ 
der n. Die ungariſche Induſtrie iſt heute nicht konkurrenzfähig, weil fie keils 
Kleininduſtrie, keils ſtaaklich unkerſtützt iſt, keils durch hohe Schutzzölle und 
Kartelle aufrechterhalten wird. Die Konkurrenz der deutſchen Induſtrie wird 
die lebensunfähigen Elemenke der Induſtrie aus dem Wege räumen, das 
Kapital zur Einführung moderner Betriebsweiſen und moderner Arbeiter- 
politik zwingen. Die Lage der ungariſchen induſtriellen Arbeiterſchaft iſt ſo 
ſchlecht, daß ſie bei der Zollunion nichts verlieren kann. Es iſt hauptkſächlich 
Genoſſe Vanczäk, Sekrekär der Mekallarbeikergewerkſchaft, der dieſer An- 
Sicht iſt. 

6. Die Zollunion, der engere politiſche Zuſammenſchluß Mittel- 
europas, würde das Zuſtrömen des deukſchen Kapitals 
nach Ungarn fördern. Da Ungarn ein armes Land iſt und zur Ent⸗ 
wicklung ſeiner natürlichen Produktionskräffe auf fremdes Kapital ange- 
wieſen iſt, wäre ein engeres Zuſammengehen mit Deutjchland, welches mit 
der Kapitalanlage in gegenwärkig feindlichen Ländern üble Erfahrungen 
gemacht hat, für beide Länder vorkeilhaft. 

7. Der engere politiſcheZuſammenſchluß mik Deutſch⸗ 
land würde die demokratiſche und ſozialpolitiſche 
Entwicklung ungarns fördern. Das letztere bekonk beſonders Ge⸗ 
noſſe Bärdos, ein Führer der Mekallarbeikerbewegung, der in der ſchlech- 
ken wirkſchaftlichen und ſozialen Lage der ungariſchen Arbeiterſchaft den 
Hauptgrund der wirtſchaftlichen Rückſtändigkeit des Landes ſiehk. 


Die Gegner Mittelenropas. 

Im allgemeinen läßt ſich feſtſtellen, daß die Mehrzahl der führenden Ge- 
noſſen, die ſich über die Frage äußerten, ſich gegen einen engeren An- 
ſchluß an Deutſchland ausſprach. So der Genoſſe Kunfi, Witglied der 
Parteileitung, der ſich am eingehendſten mit der Frage beſchäftigte, Ge- 
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noſſe Jäſzai, Gekrefär des Landesgewerkichaftsrats, Genoſſe Bu- 
chinger, Sekrekär der Landespartei, Genoſſe Welkner, Führer der 
Holzarbeiker, Mitglied der Parkeileitung, Genoſſe Kön ai, Rechtsanwalt 
mehrerer Gewerkſchaften, Genoſſe Agoston, Profeſſor der Rechtsaka- 
demie, Genoſſe Rothenſtein, Buchdrucker, wie auch Schreiber dieſer 
Zeilen. Ferner eine Reihe Bürgerliche, J. Väjo, Sekretär der Budapeſter 
Handels- und Gewerbekammer, O. Szende, Sekretär des Landesverbandes 
der Kaufleute, und andere. | f 

Wir wollen die Anfichten der Gegner, zu denen auch viele bürgerliche 
radikale Politiker gehören, ebenfalls nach Argumenken zuſammenfaſſen: 

1. Dem Enkwicklungsargumenk kritt haupkſächlich Genoſſe Ko- 
nai entgegen, Er verweiſt darauf, daß mitder Vergrößerung der Staaten immer 
die Zerſplitterung anderer Skaakengebilde Hand in Hand geht. Es gab Rieſen⸗ 
reiche im Altertum und im Mittelalter, welche alle auseinanderfielen. 
Deukſchland und Italien verdanken als Nationalftaaten ihre Exiſtenz dem 
Zuſammenſchluß vieler Kleinſtaaken, die Nakionalſtaakten Rumänien, Ser- 
bien, Bulgarien hingegen der Zerkrümmerung der kürkiſchen Oberhoheit, 
Norwegen der friedlichen Scheidung von Schweden. Es kann durchaus nicht 
als das Geſetz der ſoziologiſchen Entwicklung anerkannk werden, daß ſich 
immer größere Staaken bilden! 

2. Als Friedensbürgſchafk taugt Mitteleuropa. 
nichts. Im Gegenkeil, das Haupkargumenk der Politiker von Naumann 
bis Stephan Tiſza iſt eben jenes, daß, im Falle Mitteleuropa bis Bagdad 
verwirklicht würde, dieſes Gebiet alle Rohſtoffe ſelbſt erzeugen könnke und 
jedem Aushungerungsverſuch gewachſen wäre. Die Verfechter Mittel- 
europas find vor allem Wilikariſten und Imperialiſten. Ein auf dieſer Grund- 
lage entſtehendes Mitteleuropa iſt für den Frieden gefährlicher als das ifo- 
lierte Weiterbeftehen der einzelnen Staaken. Was den Wilitarismus anbe- 
langt, meint Genoſſe Kunfi, jo würde er nur geſtärkt und die Kriegsgefahr 
vermehrt. Das Tempo der milikäriſchen Rüſtungen in Mitteleuropa würde 
von dem mächkigſten Skaake Deutſchland diktiert werden. Für das wirkſchaft⸗ 
lich ſchwache Ungarn aber bedeute dies eine unerſchwingliche Belaſtung. 
Als Friedensbürgſchaft könnte nur der Zuſammenſchluß aller europäiſchen 
Staaken, oder zumindeſt der weſteuropäiſchen, einſchließlich deutſchland, dienen. 

3. Dem Freihandelsargumenk gegenüber wurde betont, daß 
erſtens ſelbſt die meiſten Anhänger der Zollunion für die ungariſche Indu- 
ſtrie einen Zwiſchenzoll fordern, daß weiterhin der Forkſchritt im 
Freihandel innerhalb Wikteleuropas durch eine verſchärfte Abſperrung 
gegenüber den anderen Ländern erkauft werden müßte. Die Zwiſchenzoll⸗ 
linie bedingt das Fallenlaſſen der Meiſtbegünſtigungsklauſel, welche immer- 
hin als ein wertvoller Behelf zur Verhinderung von Zollkriegen diente. 
Was aber die Vorteile des großen Zollgebiets anbelangt, verwies ich dar- 
auf, daß die wirkliche Bedeutung derſelben wahrſcheinlich ſtark überſchätzt 
wird. Es wird allgemein angenommen, daß der große wirkſchaftliche Auf- 
ſchwung Deutſchlands im letzten halben Jahrhundert der zollpolitiſchen und 
politiſchen Einigung zu verdanken ſei. Demgegenüber verwies ich auf die 
unbeſtreikbare, mit Daten belegbare Tatſache, daß die um Deukſchland 
liegenden, dem Zollverband nicht angeſchloſſenen 
Kleinſtaaken Dänemark, Holland, Belgien und die 
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Schweiz in den letzten fünfzig Jahren einen ähnlichen 
Aufſchwung nahmen wie Deutſchland und Deutſchland gegen- 
über weder wirkſchaftlich noch kulturell als rückſtändig bezeichnet werden 
können. Daß hingegen Oſterreich und Ungarn ſchon ſeit 1851 
ein gemeinſames großes Zollgebiet bilden, ohne daß 
ein ähnlicher wirtſchaftlicher Aufſchwung ſich einge- 
ſtellthätte. Die Größe des Zollgebiets kann daher — über ein gewiſſes 
Minimum hinaus — für die wirkſchaftliche Entwicklung nicht ausſchlag⸗ 
gebend ſein! 

4. Die Zollunion iſt kein ſicheres Mittel zur Verbeſ⸗ 
ſerung der Landwirtſchaft Ungarns. Um dies zu beweiſen, 
haben wir die Ernteerkräge aller europäiſchen Skaaken auf Grund des Be- 
richts des Internationalen Landwirtſchaftlichen Inftituts in Rom in den 
letzten drei Jahren zuſammengeſtellt und dieſelben der Größe nach geordnet. 
Indie erſte Gruppe mit über zwanzig Doppelzenkner durchf chnittlichem 
Hektarerfrag gelangten Belgien, Dänemark, Holland, Deukſch⸗— 
land, die Schweiz und England; in die letzte Gruppe mit den ge- 
ringſten Erträgen Rußland, Serbien, Spanien. Woraus folgende 
Reſultate zu ziehen ſind: | 

a. Der zollgejbüßte Inlandsmarkk mit hohen Gefreide- 
preifen iff nicht, wie Daniel und feine Anhänger behaupten, die Voraus- 
feßung der hohen Ernkeerkräge; von den ſechs an erſter Stelle ſtehenden 
Staaken hat nur Deuffchland Agrarzölle; England, Holland, Dänemark 
haben gar keine Getreidezölle, Belgien nur für Hafer, die Schweiz nur 
30 Pfennig pro Doppelzenkner. Dagegen gibt es Staaken mit hohen Ge— 
kreidezöllen, wie Italien, Spanien, Serbien, Ungarn, mit ſehr ſchlechten 
Bodenerkrägen. 

p. Die Grundbeſitzverkeilung ſpielt keine enkſchei⸗ 
dende Rolle auf den Ernkeerkrag! Unter den Ländern mit 

höchſten Erträgen gibt es Kleinbauernländer: Belgien, Schweiz, Holland, 
und Großgrundbefigländer: Deulſchland und England. Dasſelbe finden wir 
bei den Ländern mit niedrigſtem Ertrag: Rußland iſt ein Land mik rieſigen 
Satifundien, Serbien ein abſolutes Bauernland; beide weiſen eine exkenſive 
Landwirkſchaft auf. 

Weder der zollgeſchützke Inlandsmarkknoch die Ver- 
kleinerung des Großgrundbeſißes — dieſe Folgen werden 
von den Anhängern Mitteleuropas für die ungariſche Landwirkſchaft er- 
wartet — ſcheinen die richtigen Mittel zur Steigerung 
Ser Ernkeerkräge zu fein. Die vorurteilsloſe Unkerſuchung kommt 
zu dem Reſultat, daß vor allem die allgemeine Kultur und Bildung, dann 
der Grad der Induſtrialiſierung des Landes für die Größe des Ernteerkrags 
maßgebend find. Alle Länder mit hohen Ernfeerfrägen find ſtark induffria- 
fifierfe und gebildete Länder; alle Länder mit geringen Erkrägen (Serbien, 
Rumänien, Rußland, Unkeritalien, Spanien) ſind induſtriearme Länder mit 
ungebildeter Bevölkerung. Die polikiſche Einigung mit Deutſchland erſcheint 
daher nicht als ein gutes Mittel zur Hebung der ungariſchen Landwirkſchaft. 

5. Die Zollunion würde auf die Entwicklung der un⸗ 
gariſchen Induſtrie hinderlich wirken. Heuke iſt die unga- 
riſche Induſtrie durch Zoll geſchützt, krotzdem gibt es außer der öſterreichi- 
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ſchen Induſtrie nur eine namhafte Induſtrie als Konkurrenz auf dem unga- 
riſchen Markt: die deutſche. Die Konkurrenzfähigkeit der deukſchen Indu- 
ſtrie beruht auf ihrer vorkeilhafteren Skandorklage, dem größeren inneren 
Markt und der ſtarken, durch Schußzoll geförderten Karkellorganiſation, 
welche es möglich macht, die auf dem deutſchen Inlandsmarkk überflüſſigen 
Waren zu Schleuderpreiſen im Ausland abzuſetzen. Wenn Mitteleuropa 
zuſtande kommt und die Entenkeländer ſich gegen Deukſchland weiter ab- 
ſchließen, werden die in Deutſchland überflüſſigen Induſtriearkikel mit deſto 
größerer Wucht den einzig freien Markt Mitteleuropas überſchwemmen 
und die ſchwache Induſtrie Ungarns ſtark ſchädigen, wie dies Genoſſe 
Welkner richtig ausführt. Nach einer ſtakiſtiſchen Skizze, welche ich in unſe⸗ 


rem Zenkralorgan Népſzava« veröffentlichte, würde von der Zollunion 


nicht bekroffen werden: Bergbau, Bauinduſtrie, graphiſche Gewerbe, Lebens- 
mittelinduſtrie, Sägwerke, Hotel und Gaſtwirtſchaft, ferner einzelne Zweige 
der Stein-, chemiſchen und Bekleidungsinduſtrie; dieſe Induſtriezweige be- 
ſchäftigten im Jahre 1910 467 000 Hilfskräfte. Dagegen würden von der 
freigewordenen deukſchen Konkurrenz geſchädigk werden: Eiſen- und Me- 
kall-, Maſchinen- und elekkriſche Induſtrie, Holzinduſtrie, Texkilinduſtrie, 
Papierinduſtrie, einige Zweige der Bekleidungs-, der Stein- und chemiſchen 
Induſtrie. Dieſe Induſtrien beſchäftigken im Jahre 1910 464 000 Hilfskräfte. 
Wir ſehen hieraus, daß gerade die Hälfte der Arbeiterſchaft, hierbei die am beſten 
organiſierken Gewerkſchaften, von der deutſchen Konkurrenz getroffen würde. 

6. Die Zollunion würde das Zuſtrömen deuktſchen Ka- 
pitals nach Ungarn nicht fördern, ſondern hindern. Ge⸗ 
noſſe Kunfi weiſt darauf hin, daß es gerade die Zollſchranken ſind, welche 
ausländiſche Induſtrieunkernehmungen zwingen, ihre Betriebe keilweiſe in 
das zollgeſchütte Land zu verlegen. Fallen die Zollſchranken weg, jo wird es 
in vielen Fällen vorfeilhafter fein, die fertigen Waren in das Land zu 
exportieren, als dorf einen Bekrieb zu errichten. Die Zollunion würde gerade 
das Gegenteil deſſen zur Folge haben, was ihre Anhänger hoffen. 

7. Der engere Anſchluß an Deutkſchland würde weder 
einendemokratiſchen noch einen ſozialpolitiſchen Fork⸗- 
ſchritt notwendigerweiſe nach ſich ziehen. Die Gegner 
Mitteleuropas haben hier einen leichten Stand. Sie brauchen bloß darauf 
hinzuweiſen, daß eine engere Gemeinſchaft als mit Sſterreich auch mit Oeutſch⸗ 
land nicht zuſtande kommen wird, und wenn in Ungarn die Arbeiterſchaft 
vom Wahlrecht ausgeſchloſſen bleiben konnte, während in Sſterreich das 
allgemeine, gleiche, geheime Wahlrecht eingeführt iſt, jo ſteht der Aufrecht- 
erhaltung dieſes Zuſtandes auch in Mitteleuropa nichts entgegen. Sagt doch 
Naumann ausdrücklich, daß weder Wahlrecht noch Sozialpolitik gemein- 
ſame Angelegenheiten Mitteleuropas fein ſollen. 

Hiermit glauben wir eine Überſicht der Argumente pro und konkra ge- 
geben zu haben. Selbſtverſtändlich wurden außer den hier angeführten noch 
verſchiedene andere für und wider geäußert. Die Stimmung in den ſozial⸗ 


demokrafijchen Kreiſen iſt überwiegend gegen Mitteleuropa, welches allge- 


mein als Vorbereitung eines künftigen Krieges befrachtet wird. 


Inmitten der Kriſe des Weltkrieges beſchäftigen ſich die herrſchenden Klaſſen 
mit der mitteleuropäiſchen Frage und verraten hierdurch unwillkürlich, daß fie 
an die wirtſchaftliche Sicherung der künftigen Kriege 


Varga: Ungariſche Sozialdemokraten und Radikale über Mitteleuropa. 667 


denken, daß die Idee Mitteleuropas ihren Urſprung nicht dem Schwärmen für 
den Freihandel verdankt, nicht das Leben der Maſſen zu verbeſſern bezweckt, 
ſondern zum Zwecke des kriegeriſchen Erfolges neben die mi⸗ 
litäriſche Kraft die einheikliche wirkſchaftliche Kraft des 
einheitlichen Wirtſchaftsgebiekes reihen will. 
Dieſe Worke des Genoſſen Welkner drücken ſo ziemlich die allgemeine 
Meinung der ungariſchen Genoſſen aus. Wir wollen unſeren Bericht mit 
den ſchönen Worten Kunfis ſchließen, welche auch mancher deukſche Ge— 
noſſe beherzigen könnte: ö 

Der mitteleuropäiſche Gedankenkreis und alle jene prakkiſchen Beſtrebungen 
und kheoretiſchen Überlegungen, welche aus ihm ausſtrahlen oder zu ihm hinführen, 
ſtammen in letzter Linie davon her, daß der Krieg in den Augen vieler die Grundfarbe 
ihrer alten Überzeugung abgeblaßt hat, und die Gefichtspunkte der im Kriege fieg- 
reichen konſervaliwen ſtaatsſozialen Machtfakkoren mit den ſuggeſtiven Farben des 
Erfolges verführeriſch vergoldet hat. Die Anhänger Mitteleuropas haben kein Ver- 
frauen in die Kraft der Demokratie, fie verkrauen nicht darauf, daß die ungar- 
ländiſche Demokratie ſtark genug ſein werde, jene wirtſchaftlich- revolutionären 
Anderungen zu erkämpfen, ohne welche der ungariſche Boden nicht produktiver 
werden kann. Der Zweifel an der Kraft der Demokratie; dies 
macht ſie den Reaktionären ſeelenverwandt. Die Anhänger der 
Idee Mitteleuropas erkennen den Krieg als den Motor der ſo- 
zialen Entwicklung an, ſie müſſen daher notwendigerweiſe — wenn ſie 
konſequent ſind — allen vergangenen und künftigen Rüſtungen zuſtimmen: dieſer 
Faden verbindet fie mit den Militariften. Die Anhänger Mittel- 
europas ſehen in den großen Imperien, in der Ausgeſtaltung von großen polikiſchen 
und wirtſchaftlichen Territorien eine Entwicklung der Menſchheit zu einer höheren 
und vollkommeneren Stufe: dies iſt die Brücke, welche ſie zum Jmpe- 
rialismus führk. Und endlich, weil die ungariſchen Anhänger Mitteleuropas 
nichk daran denken, daß vom Standpunkt des künftigen Weltfriedens und daher 
in letzter Linie auch der Zukunft Ungarns die Orientierung Deutſchlands wichtiger 
iſt als die Ungarns, weil ihr Standpunkt — infolge ihrer Unkerlaſſungen — dem 
„Right or wrong, my country“ Standpunkt außerordentlich ähnelt, verbindet 
ſie dieſe ihre Methode mit dem Bekennen des Nafionalis- 
mus, zu welchem ſie übrigens, ebenſo wie zu den Politikern der Reaktion, des 
Militarismus und des Imperialismus in allen anderen Fragen im ſchärfſten Gegen- 
ſatz ſtehen. Aber ihre Anhänglichkeit an die mitteleuropäiſche Idee, die Ark ihrer 
Beweisführung, ihre Geſichtspunkke, alles macht den Eindruck, daß die Elemente 
der konſervakiwen Weltanſchauung ſich unker dem ſuggeſtiven Eindruck der Kriegs- 
ereigniffe in ihre Gedankenwelt eingeſchlichen haben; daß ihr Widerſtand den 
herrſchenden und populären Ideen gegenüber geſchwächt erſcheint. Das Jahr 
bricht an, und Mars regiert die Stunde — dies iſt der innerſte Grund, 
weshalb ich mich mit der mitteleuropäiſchen Idee nicht befreunden kann, in welcher 
ich den verſtohlenen Bahnbrecher dieſer Beſtrebungen und der dahinker lauernden 
Weltanſchauung ſehe. 

Meiner Anſicht nach iſt für die Demokratie nicht die Anderung der geographi- 
ſchen Staatsgrenzen, ſondern die Anderungen und Verſchiebungen in den Macht- 
verhältniſſen der Klaſſen die bedeutfamfte Takſache. Meine Aufmerkſamkeit richtet 
ſich nicht ſo ſehr auf die Veränderung der geographiſchen Karke Europas, als auf 
die künftige Geftalfung der ſozialen Karte, weil es die Takſachen 
dieſer Karte ſein werden, welche Richtung und Ziele der demokrakiſchen Politik be- 
ſtimmen werden. 


Ich glaube, dieſe Mahnung wäre bei manchem Genoſſen in Deukſchland 
auch nicht unangebracht. 


— — 
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Der ſozialdemokraliſche Wahlſieg in Finnland. 
Von mm. 


Die Landtagswahlen vom 1. und 3. Juli dieſes Jahres brachten der finniſchen 
Sozialdemokratie ſeit 1907 den ſchönſten Sieg und gleichzeitig auch die Majorität 
im Landtag ein. Innerhalb von neun Jahren wiederholten ſich die Wahlen heuer 
zum ſiebten Wale. Seif 1908 wurde der Landtag viermal hinkereinander auf- 
gelöſt, die Neuwahl wurde jährlich wiederholk. Trotz der ganz kurzen Wahlperioden 
von 1907 bis 1911 brachten auch dieſe Wahlen für die Sozialdemokratie jedesmal 
entweder Mandat- oder Skimmenzuwachs, gewöhnlich wohl beides. Die vorletzte 
Wahl — 1913 — war ſchon ein größerer Sprung vorwärts, und heuer gewann die 
Partei mit einem Ruck 13 neue Mandate, jo daß die Partei jetzt von den 200 Man- 
daten 103 inne hat und über eine kleine Majorität verfügt. Hatte die Sozialdemo- 
kratie ihre früheren Gewinne haupfkſächlich auf Koſten der Altfinnen gemacht, ſo 
enklud ſich das Gewitter dieſes Jahr auch über die Jungfinnen und die Schweden. 
Dieſe unfer dem gemeinſamen Namen »Konſtitutionaliſten« bekannten 
Parkeien hakten ihren Mandakbeſtand bis 1913 ſogar noch um einige Sitze zu ver- 
mehren vermochk. Sie fraten 1907 mit 50 Mandaten in den Landtag und ver- 
mehrten dieſen Stand bis 1913 auf 54, wovon fie jetzt 10 Mandate verloren. 

Von 1907 bis 1916 fanden ſieben Wahlen ſtakt, bei denen die Sozialdemokratie 
ihre Skimmenzahl von 329 946 auf 375 306, das iſt von 37 auf 47,2 Prozent aller 
Stimmen, und ihre Mandate von 80 auf 103 vermehrte, während zurückgingen: 
die Alkfinnen von 243573 auf 140 162 Stimmen und von 59 auf 33 Mandate, 
die Jungfinnen von 121604 auf 98 307 Stimmen und von 26 auf 23 Man- 
date, die Schwediſche Volkspartei von 112 267 auf 93 657 Stimmen und 
von 24 auf 21 Mandate; die Chriſtlichen Arbeiter haben einen kleinen 
Stimmenzuwachs zu verzeichnen, von 13 790 auf 14 500, aber fie erhielten ſtakt 
2 Mandate nur noch 1, dagegen zeigt eine ſtärkere Zunahme der Verband der 
Kleinbauern, deſſen Stimmenzahl von 51 242 auf 71 131, das iſt von 5,8 auf 
9,0 Prozent wuchs, während die Zahl ihrer Mandate von 9 ſogar auf 19 ſtieg. 

Die ruſſiſche Preſſe hat die Wahlen ſehr eingehend beſprochen und zieht aus 
denſelben eine eigenkümliche Schlußfolgerung: fie behauptet, das finniſche Volk, 
insbeſondere die größte Partei, die Sozialdemokratie, habe ſich mit 
den Beſtrebungen und P-Plänen der ruſſiſchen Regierung mehr 
oder weniger abgefunden und gebe ſich mit ſozialen Refor- 
men zufrieden, während die bürgerlichen Konſtitutionaliſten 
revolutionär geworden Seien. 

Dieſes Urteil iſt gänzlich verfehlt; es zeigt, daß nicht allein die ruſſiſche Re- 
gierung, ſondern auch die Preſſe von der wirklichen Stimmung in Finnland 
falſch unterrichtet iſt. Die finniſche Sprache iſt in Rußland ebenſo fremd wie in 
Weſteuropa, die finniſche Preſſe wird ſowohl hier wie dort nur von vereinzelten 
Perſonen verſtanden. Daher dringt auch jo außerordenklich wenig aus der jozial- 
demokratiſchen Preſſe und der Parteiliterafur in die weite Welt, die finniſchen 
Kämpfe und ihre Führungsark bleiben auf das kleine Land bejchränkt. 

In Wirklichkeit liegen die Verhälktniſſe folgendermaßen: Nachdem die finniſche 
Volksverkrekung von 1908 bis 1911 jährlich je eine Auflöſung erlebt hakte, ſtand 
ſie im Januar 1913 abermals vor dieſer Gefahr. Die letzte Auflöſung ſollte ihren 
angeblichen Grund in den radikalen Phraſen des Herrn Svinhufvud gehabt 
haben, die derſelbe als Präſident der Volksverkrekung in feiner Ankwork auf die 
Eröffnungsrede des Generalgouverneurs gebraucht hakte. Herr Spinhufvud liebte es, 
die ungeſetzlichen Maßnahmen der ruſſiſchen Gewalt in Finnland in kurzen Sätzen 
zu ſtreifen, und er galt aus dem Grunde als ein ſehr radikaler Herr. Was er bei 
ſolchen Gelegenheiten ſprach — er wurde bei jeder Neuwahl abermals mit dem 
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Vorſitz betraut —, enkſprach gewiß der Wahrheit. Aus dem Grunde war er auch 

bei der ruſſiſchen Gewalt ein beſtgehaßker Mann. Die ruſſiſche Adminiſtrakion 

ließ denn auch bekannt werden, die ruſſiſche Regierung würde die Wiederwahl 

n als eine Provokation feitens der Volksvertretung auf- 
aſſen. 

Das war gleichbedeukend mit einer Drohung zur Auflöſung. Dazu kam 
die Erklärung Spinhufouds, er nähme die Kandidatur diesmal nur unker der Be— 
dingung an, daß das Plenum davon abſehe, ſeine Ankwort auf die Eröffnungsrede 
des Generalgouverneurs vorher durchberaten zu wollen, wie das bisher der Fall 
geweſen. Daß Herr Svinhufvud auch diesmal nur der Wahrheit Ausdruck gegeben 
hätte, daran haf niemand gezweifelt. Aber die ſozialdemokratiſche Fraktion war 
der Meinung, daß es wichtiger iſt, wenn die Volksverkrekung ſelber zu 
den Ereigniſſen Stellung nimmt und ſich nach reiflicher und ſachlicher Überlegung 
der Gewalt gegenüber klar erklärt, anſtakt den Herrn Svinhufvud die Sache in 
einigen radikal klingenden Sätzen vorwegnehmen zu laſſen, wodurch übrigens 
diefe Gewalt den erwünſchten Grund erlangt häkte, den Landtag heimzuſchicken. 
Die ſozialdemokrakiſche Fraktion verkrat den Standpunkt, daß eine Beratung und 
die Arbeit des Parlamenks ſchon hinſichklich der Aufklärung des Volkes wie auch 
hinſichtlich der Stellungnahme gegenüber der ſteks ſtärker werdenden Eigenmacht 
der ruſſiſchen Gewalt unbedingt geboken war. Aus dieſem Grunde war fie denn 
auch gegen die Wiederwahl des Herrn Spinhufvud. Da die Altfinnen aus anderen 
Gründen die Wiederwahl Svinhufvuds nicht wünſchten, fo wurde denn Genoſſe 
Oskari Tokoi zum Vorſitzenden gewählt, der ſich in feiner Ant- 
workrede darauf bejchränkte, was die Landkagsordnung für dieſe Zeremonie vor- 
ſchreibt. Es geſchah nicht zuliebe der ruſſiſchen Gewalt, katſächlich wurde aber da- 
durch ermöglicht, daß ſich die Volksverkrekung mit den Übergriffen und gewalt- 
ſamen Rechksverletzungen der ruſſiſchen Regierung öffenklich beſchäftigke, daß alle 
die Anklagen und Reden durch die Preſſe über das Land verbreikek wurden, wie 
die Sozialdemokratie es vorausgeſehen und gewünſcht hakte. Und es iſt ganz und 
gar falſch, wenn die ruſſiſche Preſſe nun erklärt, die Konſtitukionaliſten hätten in 
dieſem Falle revolutionär gehandelt, die Sozialdemokratie dagegen ſehr gemäßigf: 
Die Erfahrungen des 16. Juni 1907 beweiſen es, wie es der Gewalt darum zu kun 
iſt, einen plauſiblen Grund zum Skaatsſtreich zu erhalten. Einen ſolchen Grund 
will die finniſche Sozialdemokratie der Gewalt nicht leichtfertig in die Hand 
ſpielen. Dazu hat das allgemeine Wahlrecht und die Volksvertretung in ihrer 
jetzigen Form doch zu ſchwere Kämpfe und Opfer gekoffef. Sie iſt auch für die Ar- 
beiferklaffe von viel größerer Bedeutung als für die Bourgeoiſie. Es iſt doch kein 
Geheimnis, daß die finniſche Bourgeoiſie mit der Zuſammenſetzung des Landes 
parlaments gar nicht zufrieden iſt. Daher iſt es ja auch ganz natürlich, daß ſie um 
fein Schickſal viel weniger beforgt iſt als die Arbeitkerklaſſe. 

Wer den Gang der Ereigniſſe in Finnland auch nur einigermaßen verfolgt hat, 
dem klingt die Behauptung, die Konſtitutionaliſten ſeien revolukionärer als die 
Sozialdemokraten, einfach naiv. Es waren doch gerade die Konſtitutionaliſten, die 
die Revolution 1905 fofort verraken haben, als es ihnen durch das Zarenmanifeſt 
vom 4. November 1905 als ſicher erſchien, daß die veraltete Ständeverfaſſung 
wiederhergeſtellt werde und daß die Konſtitutionaliſten mit der Landesregierung 
befrauf werden würden. Daß die ruſſiſche Gewalt in dieſen unvergeßlichen No- 
vemberkagen in Finnland kapitulieren mußte, iſt das Verdienſt der revolutionären 
Energie der finniſchen Sozialdemokratie. Es ſoll gar nicht geleugnet werden, daß 
auch die Konſtitutionaliſten dazu beigekragen haben, aber nur bis zum 4. November. 
Sobald ſie das Zarenmanifeſt hakten, wandten ſie ſich offen gegen die revolutionären 
Beſtrebungen der Sozialdemokrakie, während die Sozialdemokratie den General- 
ſtreik, der die Gewalt hinweggefegt hakte, fortzuſetzen wünſchte, um auf dem 
Wege der konſtituierenden Nationalverſammlung eine Per- 
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faſſung zu erhalten, die auch den beſitzloſen Maſſen des Volkes politiſche Rechte 
verleihen und die in ihrer Form in jeder Hinfiht demokrafifchen Forderungen 
entſprechen ſollte. Dem ſtemmten ſich die Konſtitutionaliſten mit aller Energie ent- 
gegen. Nur um den Bürgerkrieg zu vermeiden, brachen die Sozialdemokraten am 
6. November den Generalſtreik blutenden Herzens ab. Sie behielten ſich indes vor, 
den Kampf mik anderen Mitteln weiterzuführen. Daß die Volksverfrefung, die 
in ihrer jetzigen Form nur eine Frucht der revolutionären Energie der Sozialdemo⸗ 
kratie iſt, in dieſer denkwürdigen Zeit nicht mehr erreichen konnte, daran krägt 
die finniſche Bourgeoiſie ſehr viel Schuld, und zwar in erſter Linie gerade die Kon- 
ſtitutionaliſten. 

Sobald die ruſſiſche Diktaturgewalk gebrochen und die verfaſſungsmäßige Ord- 
nung geſichert war, hal die Bourgeoiſie ſich ſofork beeilt, mit der ⸗ 
ſelben Gewalteinen Pakt zu ſchließen! Dadurch war es der ruſſiſchen 
Gewalt von vornherein leicht gemacht, ihre reakkionären Ziele bald wieder weiter 
zu verfolgen. Urſprünglich handelte es ſich darum, der nach Finnland geflüchteten 
ruſſiſchen Revolutionäre habhaft zu werden. Die ruſſiſche Polizei lechzte nach Rache, 
und die finniſchen Konſtitutionaliſten — ſich ihrer eigenen Freiheit ſicher wäh⸗ 
nend — glaubten, daß es ihrerſeits der ruſſiſchen Regierung gegenüber undankbar 
wäre, Finnland zu einem »Aſyl für ruſſiſche Revolutionäre werden zu lajjen«. 
Entgegen der finniſchen Rechtsordnung ließ der finniſche Senat der ruſſiſchen 
Polizei in Finnland mehr oder weniger freie Hand und gab ſogar der finniſchen 
Polizei Vorſchriften, wie fie in ſolchen Fällen für die ruſſiſchen Polizeiorgane Bei- 
hilfen zu leiſten hätte. Als die Sozialdemokratie darauf hinwies, wie der Senat 
mit einer derarkigen Handlungsweiſe ſelber die Unterlagen der finniſchen Rechks⸗ 
ordnung unkergräbk, und andererſeits die Kräfte zu vernichten hilft, die jetzt und 
noch mehr in der Zukunft als Stützen der finniſchen Autonomie in Betracht 
kommen, hatte der Senat der Konſtikukionaliſten nur leere Ausreden als Antwort, 
wollte er doch von der ruſſiſchen Gewalt als Gegenleiſtung gewiſſe Konzeſſionen 
gegen den »inneren Feind«, jo zum Beiſpiel die Vermehrung der finni- 
ſchen Polizei und ihre Bewaffnung. — Auf den Wunſch der ruſſiſchen 
Gewalt hat der Senat der Konſtitutionaliſten 1906 die »Rote Gar de« — die 
1905 gegründete, un bewaffnete Ordnungsmannſchafk der Ar⸗ 
beiterſchaft und ebenſo die wenigen nicht finniſchen, das heißt die ruſſiſchen 
und eſtniſchen Arbeikervereine aufgelöſt und ihre Mitglieder verfolgt, ihnen alſo 
den rechklichen Schutz des Landes verſagk. Derſelbe Senat fand ſich auch bald bereit, 
bei der Volksverkretung mit einem Geſetzesprojekt vorſtellig zu werden, welches 
in ſeinen Haupkzügen dem ruſſiſchen ſogenannten Vereins- und Preſſegeſetz ſehr 
ähnlich war und den Zweck hatte, das freie Work abermals zu knebeln 
und die Vereins „ Verſammlungs- und Koalitionsfreiheiten 
nach kurzer Zeit wieder in Feſſeln zu ſchlagen! Dank des energiſchen Kampfes 
der Sozialdemokratie kam das Maulkorbgeſetz nicht zuſtande. Als aber ſchließlich 
Rußland immer größere Unkerdrückungsmaßregeln forderte, ſahen die Konſtitu⸗ 
tionaliften endlich ein, daß dieſe Wünſche überhaupt nie zu befriedigen ſeien, und 
nun erſt demiſſionierken fie. Die ruſſiſche Gewalt aber ſchritt auf demſelben Wege 
weiter: Mit Hilfe der ruſſiſchen Duma und des Reichsrakes ſchuf fie ſich »Geſetze«, 
die die finniſche Verfaſſung offenbar verletzen, die für die Regierung aber eine 
ſcheinbar rechtliche Baſis geben, um die Willkürherrſchaft ungehindert forkzuſetzen 
— jetzt mit Hilfe eines Senats, der nicht mehr aus Finnen beſteht, wie die finniſche 
1 beſtimmt, ſondern aus ruſſiſchen Militärs und ergebenen Bureau- 

raken. f 

Die ruſſiſche Preſſe glaubk nun, für die friedliche Reformpolitik, die fie bei der 
finniſchen Sozialdemokratie zu finden behaupkek, ſei der Grund in der großen 
Anhängerſchaft der bäuerlichen Bevölkerung zu ſuchen. Die finniſche Sozialdemo- 
krafie ſei eigentlich eine — Bauernparkei, und die bäuerliche Klaſſe ſei doch 
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faſt überall der Politik abhold und inkereſſiere ſich mehr für eine friedliche Reform- 
politik. Dieſe Schlußfolgerungen ſind ebenfalls unzutreffend. 

Die finniſche Sozialdemokratie erhält bei den Wahlen von der Landbevöl- 
kerung allerdings große Unkerſtützung, in manchen Wahlkeifen überwiegen die 
Stimmen dieſer Bevölkerungskreiſe die der Induſtriebevölkerung bedeutend. Aber 
ſchauen wir näher zu, welche »bäuerliche Kreiſe« es in Wirklichkeit ſind, die für die 
Sozialdemokratie ſtimmen. Erſtens ſind es die Zwergpächker, deren Zahl 
größer iſt als die der beſitzenden Bauern (zirka 120 00: 165 000); zweitens ſind 
es die landloſen Landarbeiter und jene Maſſen der Gelegenheits⸗ 
arbeiter, deren Zahl noch größer iſt als die der Zwergpächker. Es find alſo 
völlig prolekariſierte Maſſen, deren Zahl in die Hunderktauſende 
ſteigt, die aber mit der konjervafiv denkenden befigenden Bauernſchaft gar 
nichks gemein haben, womit nafürlih noch nicht gejagt ſein ſoll, als wären nun 
dieſe proletariſchen Maſſen die beſten und die grundſätzlichſten Sozialdemokraten. 
Es ſoll nur darauf hingewieſen ſein, daß dieſe Maſſen ihrer Klaſſenlage nach 
nur zu der Sozialdemokratie gehören, und daß ſie die Parkei durchaus 
nicht zu einer bäuerlichen Reformparkei machen können — ſchon aus dem Grunde 

nicht, weil fie größtenteils gar nicht Mitglieder der Partei ſind, da es ihnen 

ſchwer iſt, die Beiträge zu bezahlen! Von den 375 000 Wählern ſind nur zirka 
58 000, etwa ein Siebenkel politiſch organiſierk, die übrigen find unorganiflerf. Aber 
ſie geben für die ſozialdemokratiſche Propaganda einen empfänglichen Nähr- 
boden ab, und die Parkei läßt es auch an Agitation nicht fehlen. Die unhalt- 
baren Zuftände diefer prolefarifierten Maſſen ſtehen mit der Geſamtlage des Pro- 
lekariaks in engem Zuſammenhang. 

Der Weltkrieg hat für die finniſche Sozialdemokratie den Kriegszuſtand mit 
ruſſiſcher Willkür gebracht: die Zenſur wütet in Finnland noch ärger als wie in 
Rußland, und das Späherkum entfaltet ſeine alles lähmende Tätigkeit bis in die 
letzten Winkel des Lebens. Daher iſt es in Finnland zurzeit einfach unmöglich, 
zu den Zeilproblemen innerhalb der Inkernakionale öffenklich Stellung zu nehmen 
und die internationalen Konferenzen zu beſchicken. Nach außen hin kann es daher 
leicht den Anſchein erwecken, als ſtänden die finniſchen Sozialdemokraten den 
politiſch brennenden Tagesfragen kalt und keilnahmlos gegenüber, als beſchäftigten 
ſie ſich nur noch mit inneren Reformfragen. Der Wahlkampf war jedenfalls dazu 
ſehr angetan, um eine ſolche Auffaſſung zu begünſtigen. Es durften nur die inneren 
oder ſpezifiſch finniſchen, zwiſchenparkeilichen Fragen diskutiert werden, die poli- 
liſchen Probleme zwiſchen Finnland und Rußland, die durch den Krieg aufgewor- 
fenen allgemeinen Fragen uſw. durften nicht zur Erörterung geſtellt werden. Es 
ſcheink, daß die ruſſiſche Preſſe durch dieſen, der finniſchen Sozialdemokrakie durch 
die ruſſiſche Gewalt aufgezwungenen „Burgfriedenswahlkampf« zu ihrem falſchen 
Urteil gekommen ift. In dieſer Zwangslage konnte fie ſich ſchließlich nur ſt u mm, 
das heißt mittels des Wahlzekkels äußern. Und der Wahlausgang iſt 
denn auch ein ſehr ſchlagender Beweis dafür, wie das finniſche Prolefariat ſich zu 
dem »Burgfrieden« ſtellt — nicht nur vom Standpunkt der finniſchen Bourgeoiſie, 
ſondern auch vom Skandpunkk der ruſſiſchen Gewalt: der Hieb galt beiden 
und iſt beiden auch gleich ſch merzlich. Hatte das finniſche Proletariat 
den Kriegspatriofismus — zum größken Leidweſen der Echkruſſen — kokal vermiſſen 
laſſen, war in Finnland von einer Durchhaltepolitik fo gar nichts 
zu vernehmen, fo bedeukek der ſozialdemokratiſche Aufmarſch des 1. und 
3. Juli entſchieden noch mehr: eine neue politiſch- revolutionäre Tak. 
Die finniſche Sozialdemokrakie iſt geblieben was fie war — eine unver- 
droſſene Kämpferin unter dem Banner der Inkernationale. 
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Dr. A. Zimmermann, Die Kolonialreiche der Großmächte 1871 bis 1916. 
Berlin 1916, Verlag Ullſtein & Co. 237 Seiten. Preis 1 Mark. 

Zimmermanns Schrift über die Kolonien der Großmächte verdient ſchon wegen 
der ausgezeichneten Ausftattung gekauft zu werden. Eine kurz zuſammengefaßte 
überficht der wichtigſten Ereigniſſe auf dem Gebiet der Kolonialpolitik mit fünf 
Überſichkskarten, einer Zeittafel, Perſonen- und geographiſchem Namensverzeichnis, 
machen dieſe Schrift zur raſchen Orientierung in den Fragen der Kolonialgeſchichte 
ſehr wohl geeignet. Legationsrat A. Zimmermann iſt bekanntlich der offi⸗ 
zielle Geſchichtſchreiber der Kolonialpolikik und hat in feinem ſechsbändigen Werke 
viel Material zuſammengebrachk. Das kleine Schriftchen gibt in der Hauptſache 
die Tatſachen der neueren Zeit wieder, greift aber auch auf die früheren Perioden 
zuweilen zurück. 

Eine planvolle, von einer Idee beleuchtete Geſchichte der Kolonien, der Ko- 
fonialpolifik und der mit dieſer verbundenen allgemeinen Weltpolitik gibt aller- 
dings Zimmermann in dieſer kleinen Schrift natürlich noch weniger als in ſeinem 
großen Werke. Dieſe neueſte Arbeit iſt auch nicht ſo ruhig, objektiv gehalten wie 
feine frühere: iſt fie doch während des Krieges geſchrieben und ſoll eine Anklage⸗ 
ſchrift in der Haupffache gegen England werden. Zimmermann rückt demnach auch 
viel zu ſtark pſychologiſche Momente in den Vordergrund. So, wenn er ſich be⸗ 
klagt, daß England Europa jahrhundertelang an der Naſe herumgeführt hat, daß 
die ganze Welt aus Neid und ähnlichen Motiven gegen Deutjhland voreingenom- 
men iſt uſw., während er ſelbſt ſehr wohl weiß, daß der lezte Grund der Kolonial- 
und Wellpolitik in den makeriellen Inkereſſen gewiſſer Geſellſchaftsſchichten zu 
ſuchen iſt. Siehe beiſpielsweiſe feine Erklärung des neuerlichen Umſchwungs in 
der Kolonialpolitik der Großmächte infolge der Tatſache, daß die Naturſchäße der 
Kolonien einen großen Werk erlangt haben. Auch einige Verſuche, allgemeine 
hiſtoriſche Erklärungen gewiſſer Vorgänge zu geben, können noch nicht als völlig 
feſtſtehend betrachtet werden. So teilt Reventlow die Geſchichte der Annexion von 
Tunis durch Frankreich, die eigentlich ſchon auf dem Berliner Kongreß 1878 be- 
ſchloſſene Sache war, anders als Zimmermann mit. Umgekehrt hat anſcheinend 
Zimmermann recht, wenn er im Gegenſatz zu den Aukoren des Sammelwerkes 
„Deukſchland und der Weltkrieg« (Leipzig und Berlin 1915) erklärt, daß Frank- 
reich nach Faſchoda Annäherung an Deutſchland geſucht hätte, von ihm aber 
zurückgewieſen worden wäre. 

Wir wollen hoffen, daß Zimmermann bald den einſeitig »kriegeriſchen« Cha- 
rakter feiner kleinen Arbeit beſeitigen und fie zu einem wohl brauchbaren Nach- 
ſchlagewerk machen werde. Sp. 
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Die Keichs konferenz. 
Von Heinrich Ströbel. 


Bekanntlich gibt es in der Partei eine Gruppe von Politikern der mikt⸗ 
leren Linie, die in den inneren Parkeikämpfen dieſer Jahre nicht einen un- 
vermeidlichen Prozeß der Klärung und die notwendige Vorbedingung für 
eine durch die Verhältniſſe gebotene Aktionsfreiheit ſehen, ſondern nur 
überkreibende Einfeitigkeiten, die leider eine Politik der braven, geſchlechks- 
loſen mittleren Linie unmöglich machten. Dieſe Genoſſen, denen alle inne- 
ren Kriſen unſympathiſch find, und ſpiegelten fie auch nur gekreulich die 
ungeheuerſte politiſche Kriſe, die die Wellgeſchichte bisher erlebt, erhoffen 
denn auch von der demnächſt zuſammenkrekenden Reichs konferenz, daß ihr 
der Verſuch gelinge, die ſchroffen Gegenſätze, die während des Krieges 
innerhalb der Partei aufgeklafft find, zu überbrücken und eine Verſtändi⸗ 
gung herbeizuführen. Dieſe wohlmeinenden, politiſch aber allzu kurzſichtigen 
Mittler werden auch diesmal wieder eine Enktäuſchung erleben. 

An ſich gäbe es natürlich nichts Wünſchenswerkeres als die vollſte Ge⸗ 
ſchloſſenheit der Sozialdemokratie während der Kakaſtrophe des Welt- 
krieges. Nicht aus dem Grunde, den man ſo oft in der Preſſe und aus 
dem Munde von Rednern der Mehrheit gehört hat: die nach dem Kriege 
an die Partei herantrekenden Aufgaben politiſchen und ſozialer Nakur ſeien 
ſo ſchwere und gewalkige, daß die Arbeiterklaſſe ſie nur in feſtgefügter 
Kampfesfronk bewältigen könne. Dieſe Sorgen erſcheinen uns wirklich 
überkrieben; ſelbſtverſtändlich gilt es, Gewerkſchafts- und Parfeiorgani- 
ſakionen fo kräftig zuſammenzuhalten, als nur immer möglich; aber na ch 
dem Kriege wird die Arbeiterklaſſe Verhältniſſen gegenüberſtehen, die ohne- 
hin auch dem Läſſigſten und Kurzſichtigſten die Notwendigkeit des feſten 
und entſchloſſenen Zuſammenhalks mit aller Eindringlichkeit zu Gemüte 
führen werden. Die viel wichtigere Sorge des Augenblicks iſt, daß je hk, 
während des Krieges die ſozialiſtiſche Arbeikerſchaft ihre hiſtoriſche 
Pflicht erfüllt. Denn je & £ iſt ihre Schickſalsſtunde. Verſagk fie in dieſem 
großen geſchichtlichen Moment, der für das Geſchick der Nationen, für das 
Los des europäiſchen Prolekariaks enkſcheidend iſt, jo kann fie in 
Jahrzehnten nicht wieder gut machen, was fie in Jahren oder auch nur in 
Monaten verabjäumt hat. 

Darüber aber, was in dieſer Zeit die geſchichtliche Aufgabe der jozia- 
liſtiſchen Arbeikerſchaft iſt, gehen ja gerade die Anſichken jo weit ausein- 
ander, gerade darüber iſt ja die heftigſte Parteifehde entbrannk, gerade 
dieſer Meinungsſtreit hat ja Formen angenommen, die nicht nur die Ge- 
ſchloſſenheit der Aktion vereikeln, ſondern auch die Einheitlichkeit der 
Organiſation zu ſprengen drohen. Die Wiederherſtellung der alten Ein- 
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tracht und Geſchloſſenheik während des Krieges wäre alſo nur möglich, 
wenn die Meinungsdifferenzen über die prolekariſche Kriegspolikik 
ausgeglichen würden. Daran iſt aber einſtweilen doch wohl nicht zu 
denken. \ | 

Es handelt ſich ja auch gar nicht um Meinungsverſchiedenheiten theore- 
kiſcher Nakur. Über ſolche kam man in der Parkei oft leicht genug hinweg, 
wie der Dresdener Parteitag bewies, wo ſchließlich ſelbſt die 
Rechte der Partei mit wenigen Ausnahmen für die radikale Reſolution 
ſtimmke. Hier dreht es ſich um politiſche Handlungen. Darum, ob man 
die Kriegskredite bewilligt oder ablehnt, ob man den Burgfrieden aner- 
kennt oder nicht, ob man die ganze bürgerliche Kriegspolitik im Regierungs- 
kroſſe mitmacht oder ſelbſtändige prolekariſche und ſozialiſtiſche Politik 
treibt. 

Wenn jemand, der für die Politik im allgemeinen und ſozialdemokratiſche 
Politik im beſonderen keinerlei Vorkennkniſſe mitbringt, nur die Reden 
Scheidemanns und Eberks hörte, könnte er allerdings der Meinung ſein, daß 
Kreditbewilligung und unverdroſſenſter Durchhalteeifer nichts als die kon- 
ſequenke Forkſetzung der bisherigen ſozialdemokraliſchen Politik ſeien. Aber 
wer die Artikel und Schriften derjenigen »Mehrheits«verkreker lieſt, denen 
Kenntnis der Parkeiliterakur und Parteitheorie immerhin ein maßgeb- 
licheres parkeipolikiſches Urteil ſichert als den »Prakkikern« des Durch- 
halkens: wer die Argumentation der Lenſch und Häniſch mit denen der 
Scheidemann und Ebert vergleicht, der erkennt fofort, daß die Kriegspolitik 
der »Mehrheit« den ſchroffſten Bruch mit der ganzen jozial- 
demokratiſchen Vergangenheit darſtellt. 

Und wir wiſſen ja auch nur zu gut, die Schriften der Lenſch, Häniſch, 
Cunow, David, die Arkikel der Thimmeſchen Mitarbeiter bezeugen es uns, 
welche Vorſtellungen dieſen Bruch hervorriefen. Im erſten Augenblick 
war es bei vielen überwiegend die erſte Beſtürzung über das koloſſale Er- 
eignis des Weltkrieges, die Furcht vor der Verankworkung und ihren 
etwaigen Folgen, was fie am 4. Auguſt die Kriegskredite bewilligen ließ. 
Die bewußten Reformpolitiker von der Kakegorie David, Peus, Heine, Kolb 
allerdings durften mit Fug von ſich ſagen: »da machen wir wahr, was wir 
immer geſagk haben«. Aber es dauerte nicht lange, da machte die Mehrheit 
aus der Nok eine Tugend, indem fie ſich in die ſchönſten Illuſionen einſpann. 
Als die deutſchen Heere in raſchem Siegeszuge durch Belgien und Nord- 
frankreich vordrangen, als Hindenburg den Ruſſen in Oſtpreußen be⸗ 
käubende Schläge verſetzte, da ſtand unſeren Mehrheitspolitikern der über- 
wälkigende deukſche Sieg außer Frage. Das Zerbrechen der engliſchen See- 
herrſchaft, das Zurückdrängen Rußlands über die Narewlinie hinaus, das 
Mitteleuropa vom Tornea-Elf bis Lugano, von Calais bis zum Perſiſchen 
Golf waren ihnen bereits unbezweifelbare Takſachen. War dem aber ſo, 
nahm die Geſchichte kakſächlich dieſen Verlauf, jo war es Torheit, ſoziali⸗ 
ftifch-theorefifcher Spinkiſiererei wegen ſich greinend und nörgelnd dem 
ehernen Gang der Geſchichke zu widerſetzen. Denn, fo kündeke Cunow, die 
Geſchichte hak immer recht, nicht der kheoreliſierende Geſchichtskonſtrukkor, 
der ihr eigenfinnig ſeine Geſetze aufzwingen will. Aus der Takſache des 
überwältigenden Sieges aber ergaben ſich für die »Mehrheik« weitere Nuß- 
anwendungen: Der Krieg gebiert einen mächkigen Wirkſchafktsaufſchwung, 
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der den Aufſtieg der deutſchen Arbeiterklaſſe beſchleunigk. Und je »paftio- 
liſcher« die Arbeiterſchaft ſich während des Krieges verhalten hat, je weniger 
Unbequemlichkeiken fie der Regierung und der Bourgeoiſie bei der Durch- 
führung ihrer Pläne bereitete, deſto umgänglicher werden die herrſchenden 
Mächte nach dem Kriege ſein, deſto weniger werden fie der Arbeiterklaſſe 
ihre ſozialen und politiſchen Forderungen verweigern können. 

Die »Minderheit« lehnke dieſe Politik aus grundſätzlichen und prak- 

tiihen Gründen ab. Die Bewilligung der Kriegskredite betrachtete fie als 
unvereinbar mik den Grundſätzen des Sozialismus und prolekariſchen In- 
kernakionalismus. Den etwaigen Sieg des Imperialismus, ſei es dieſer, ſei 
es jener Völkergruppe, hielt ſie nicht für einen Hebel, ſondern für ein 
ſchwerſtes Hemmnis des wirkſchaftlichen und kulturellen Fortſchritts. Nicht 
politiſche Zerreißung und gegenſeitige wirkſchafkliche Bekämpfung der 
Völker, ſondern Verſöhnung der Nakionen und weltwirkſchaftlicher Güter- 
austauſch erſchien ihr als erſtrebenswerkes Ziel. Und zu dieſer grundſätzlichen 
Stellungnahme kraten andere Erwägungen ernſteſter Ark: war es nicht viel 
wahrſcheinlicher, daß der Krieg eine weſenklich andere Entwicklung nahm, 
als die neubekehrken Sozialimperialiſten ſich einbildeten? Konnte er nicht, 
ſtatt raſche Entſcheidung zu bringen, ſich endlos hinſchleppen, ungeheure 
Blutopfer verſchlingen und die Völker, ſtakt ihnen Beute und glänzende 
Zukunft zu beſcheren, dem Ruin überliefern? Und war es da nicht doppelt 
nötig, daß innerhalb der Völker eine Friedens macht emporwuchs, die 
ſich freihielt von aller Kriegsleidenſchaft, niemals nach »Sieg« und »Ver— 
geltung« ſchrie, ſondern das Verkrauen aller Nationen genoß, um zur 
gegebenen Zeit, wenn die Schwerker an dem Stahlpanzer des Gegners ſtumpf 
wurden, ihr Gewicht in die Wagſchale zu werfen? Jede nakionali- 
ſtiſſch e Betätigung aber verfrug ſich nicht mit dem Weſen dieſer Friedens- 
macht, jede Kreditbewilligung, jede Parteinahme für die Kriegsrüſtung, 
jede Herabſetzung des anderen Teiles, jedes Sicheinſetzen für direkte oder 
indirekte Annexionen mußte ihr Verkrauen untergraben, fie zur Ohnmacht 
und Wirkungsloſigkeit verdammen. 
Wie richtig Auffaſſung und Haltung der »Minderheit« war, hat der 
Kriegsverlauf bewieſen. Die Politik der ſozialiſtiſchen Mehrheit hat die 
Erbikterung des Krieges ins Maßloſe geſteigerk, hat ſtarke Teile 
auch des Proletariats der verſchiedenen Länder in die nakionaliſtiſche und 
imperialiſtiſche Verirrung mit hineingeriſſen, ohne darum auch nur die po- 
litiſchen und militäriſchen Ausſichten des Kriegsausganges irgendwie zu 
verbeſſern. Im Gegenteil: der prolekariſche Chauvinismus des einen Landes 
löſte die gleiche Stimmung im anderen Lande aus, und die Folge war die 
wachſende Verbikterung des Krieges, das immer rieſenhaftere Anſchwellen 
der Armeen und der Kriegsſchauplätze. 

Trotzdem iſt die »Mehrheit« auf der ſchiefen Ebene ihrer Polikik bereits 
fo tief hinabgeglitten, hat fie ſich in den unheilvollen Konſequenzen ihrer 
erſten Fehler derart verſtrickk, daß von ihr eine enkſchloſſene Umkehr nicht 
zu erwarken iſt. Völlig unſinnig aber wäre die Annahme, daß die »Minder- 
heif«, deren Warnungen und Vorausſagen bis aufs Tüpfelchen überm i 
ihre Beſtätigung gefunden haben, auch nur den winzigſten Schritt von dem 
Weg abweichen könnke, der einzig eine Rettung aus der Kakaſtrophe ver- 


ſpricht. 


ra 3 


676 | Die Neue Zeit. 


So find die Ausfihten für eine Verſtändigung innerhalb der Parkei 
äußerſt gering. Beide Teile werden ſich ausſprechen, werden einander ver- 
gebens zu bekehren ſuchen und dann auch ferner die Politik einhalten, die 
ihnen ihre innerſte Überzeugung zur Pflicht macht. 8 88 

Deshalb wäre es ſicherlich kein Schaden geweſen, wenn die Reichs- 
konferenz überhaupt unkerblieben wäre. Eine Ausſöhnung der Gegenjäße 
auf gütlichem Wege, durch Verſtändigung, vermag ſie nach Lage der Dinge 
nicht herbeizuführen; und irgendwelche Mittel zum Erzwingen einer be- 
ſtimmten Politik beſitzt fie nicht. 

Das letztere iſt ja auch vom Parkeivorſtand und dem Parkeiausſchuß ohne 
weikeres zugegeben worden. Die Reichskonferenz, erklärte man, ſei nafür- 
lich gar nicht in der Lage, bindende Beſchlüſſe zu faſſen. 
Selbſtverſtändlich nicht, denn eine ſolche Reichskonferenz iſt ja nicht einmal 
irgendwo in dem Organiſakionsſtakuk der Partei vorgeſehen. Sie iſt einfach 
eine unverbindliche, lediglich der Ausſprache dienende Zuſammenkunft einer 
Anzahl von Parkeigenoſſen, gleich der Redakkeurkonferenz, die ja auch nur 
zu beraken, Meinungen zu äußern, aber keine Beſchlüſſe zu faſſen hat. 

Doch man darf ſich nicht darüber käuſchen, daß es den Betreibern der 
Einberufung der Reichskonferenz um mehr zu kun war, als um eine bloße 
Ausſprache mik vorausſichtlich völlig negakivem Ergebnis. Ohne Zweifel 
hoffte die »Mehrheif«, daß die Konferenz durch die Billigung ihrer Politik ihr 
neuen moraliſchen Rückhalt verſchaffen, ihre Aukorikät in der Parkei ſtärken 
werde, ſo daß man möglicherweiſe riskieren könne, was man mit bloßer 
Unkerſtützung der Parkeiausſchußmehrheit nicht wagen durfte. Außerungen, 
die dieſe Vermutungen rechtfertigen, find ja auch bereits in den Vorbe- 
ſprechungen gefallen. Haben doch Mitglieder des Parkeivorſtandes erklärt, 
daß man allerdings die Zuverſichk hege, daß der Teil der Partei, deſſen An- 
ſichten auf der Reichskonferenz in der Minderheit bleibe, ſich den Auf- 
faſſungen der Mehrheit fügen werde. Und man hat dieſe nach dem ganzen 
Verlauf und der ftefigen Verſchärfung der Parteikrije jo ungemein naive 
Hoffnung mik der Berufung auf die ͤʒdemokrakiſchen« Pflichten zu 
begründen gewagt. | 

Solche Berufung auf demokrafiihe Pflichten und Grundſätze nimmt ſich 
wahrhaft überwältigend aus im Munde von Leuten, die ſogar zur Ein- 
berufung eines Kriegsparkeitags bereik geweſen wären, wenn man 
dafür nur die Garankie der »freien Ausſprache« gehabt hätte. Nich k der 
freien Ausſprache in der Preſſe, in den die Delegierkenwahl vollziehen- 
den Verſammlungen, ſondern nur auf dem Parteitag ſelbſt, 
der »freien Ausſprache« hinter geſchloſſenen Türen! Wer einen ſolchen 
Parteitag für verkräglich hält mit den Rechten und Pflichten der Demo- 
kratie, wer auf ihm auch nur die elemenkarſten demokrakiſchen Garankien 
gewahrk ſieht, der bekundet eine jo eigenartige Auffaſſung von demokra- 
tiſchem Weſen, daß eine Verſtändigung zwiſchen ihm und einem Sozial- 
demokraten der alten Prägung ſchlechkerdings unmöglich iſt. | | 

Beſonders hübſch macht ſich aber das Ausſpielen der demokrakiſchen 
Pflicht, ſich nach gutem altem Brauch den Beſchlüſſen der Mehrheik⸗ 
zu unterwerfen, wenn man ſich die Sorgfalt vergegenwärkigt, mit der 
Parfeivorftand und Parkeiausſchuß ſich bemüht haben, der wirklichen 
Mehrheit der Parkeigenoſſen jeden Einfluß auf die Beſchlußfaſſung der 
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Reichskonferenz unmöglich zu machen. Ganz abgeſehen davon, daß der 
Parkeiausſchuß ſelbſt auf der Konferenz vollberechtigt vertreten fein ſoll, 
hat man ein Delegierkenſyſtem ausgeklügelt, neben dem, wie unſer Solinger 
Parteiblatt ganz richtig bemerkt, ſelbſt die beſtehenden Schönheiten des 
preußiſchen Dreiklaſſenwahlrechts verblaſſen. Nicht die Zahl der organi— 
ſierten Parteimitglieder wird der Verkretung zugrunde gelegt, ſondern 
deren Verkeilungüber das Land. Je mehr ihrer gedrängt in Groß 
ſtädten und Induſtriezentren zuſammenſitzen, je beſſer und älter ihre poli- 
tiſche Schulung, deſto ſchwächer und unzulänglicher ſollen fie verfrefen ſein. 
Je ſpärlicher aber ihre Zahl in wirtſchaftlich und politiſch rückſtändigen 
Gegenden, je kümmerlicher fie verſprengt ſitzen auf dem platten Lande, deſto 
ſtärker und ausſchlaggebender find fie an Delegierkenzahl verfrefen. Wo 
ihrer auch nur bis zu fünfzig in einem ganzen Kreiſe gezählt wer- 
den, ſollen fie ein Verkretungsrecht erhalten. Dergeffalt, daß dieſe Wahl- 
kreiſe mit der ſchwächſten ſozialdemokratiſchen Organiſation für jeden der 
24 Bezirke zuſammengelegt werden und dann gemeinſam je einen Dele- 
gierten wählen. Da ſolcher Kreiſe zirka 100 exiſtieren ſollen, werden die 3000 
oder 4000 Genoſſen, die ſie zuſammen zählen, möglicherweiſe durch mehr 
Delegierte verkreken fein als ganz Groß-Berlin! Aber beſſer noch: 
zählt ein Wahlkreis mehr als 50 Organiſierke, alſo 51, 60, 70, 100, 200, 
jo ſoll er das Recht auf einen Delegierten haben. Wahlkreiſe bis zu 
3000 Organifierten aber haben genau das gleich e Recht. Von da ab 
entfällt gar das Recht auf Enkſendung eines Delegierten auf bis zu 7000 
Parteimitgliedern, erhalten doch Wahlkreiſe mit 3000 bis 10 000 Mitglie- 
dern nur zwei Delegierte, und ſelbſt die allergrößten nur drei! 

Genoſſe Stampfer hat es ferkiggebracht, dies wahrhaft grokeske Dele- 
gationsſyſtem noch unker Berufung auf das für den Parteitag beſtehende 
Delegationsrecht zu verteidigen. Auch das ſei ja gar nicht ſtreng demokra- 
kiſch, ſondern begünſtige bewußt die kleineren, rückſtändigeren Wahlkreife, 
um dieſe Parkeielemenke zu ermunkern, anzuregen, enger mit dem Parfei- 
leben zu verkeften. Das iſt ſchon recht, aber wie ſehr unterſcheidet ſich krotz⸗ 
dem auch dies Syſtem von dem, das diesmal für die Reichskonferenz aus- 
geheckt wurde, um nur ja von vornherein über eine inſtanzenwillige, wohl- 
präparierke Verkrekung zu verfügen! Beſtimmt doch der 8 7 des Organifa- 
kionsſtatuts, daß an Delegierken für den Parkeitag zu entfallen haben auf 
bis 1500 Mitglieder ein Delegierter, auf 3000 zwei, auf 6000 drei, auf 
12 000 vier, auf 18 000 fünf Delegierte und für jede weitere 6000 Mitglieder 
ein Delegierter mehr. Warum hat man dies Delegierkenſyſtem noch bis zur 
Abſurdität verballhornk? Nun, die Abſicht iſt durchſichtig genug. 

Trotzalledem wird die »Minderheit« ſich an der Konferenz befeiligen. 
Sie hat ja keine Urſache, eine Ausſprache zu ſcheuen. Gegen ungebührliche 
Zumukungen und Vergewaltigungen wird fie ſich in jedem Falle zu 
ſchützen wiſſen. Sollte die Mehrheit noch immer nicht merken, daß fie in 
Tauwetter auf einer kreibenden Eisſcholle ſitzt, jo mag fie es darauf an- 
kommen laſſen. Die ohnehin gezählten Tage ihrer Herrlichkeit fänden dann 
ein noch raſcheres und noch unrühmlicheres Ende. 
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Wohin? 
Eine Antwort auf eine Frage. 
Von Ed. Bernſtein. 


In der Gruppe der Parkeimitglieder, die ſich zu einem mehr oder weniger 
verſchämten Imperialismus »durchgerungen« haben, ſpielen zwei, Paul 
Lenſch und Ludwig Queſſel, eine ziemlich eigenartige Rolle. Vor dem 
Kriege ſchienen fie einander bis ins Extrem entgegengejegt — Queſſel der 
ſehr reviſioniſtiſche Reformiſt, Lenſch der anſcheinend unverſöhnliche So- 
zialrevolufionär. Man wird in den Jahrgängen der »Leipziger Volks- 
zeitung« aus jener Zeit, wo Lenſch ihr den Ton gab, manche höhnende Aus- 
fälle wider Queſſel finden. Aber ſchon auf dem Chemnitzer Parteitag (1913) 
zeigte ſich in der Debatte über den Imperialismus, daß der Gegenſaß Lenſchs 
wider Queſſel nicht einer der politiſchen Grundanſchauung, ſondern nur der 
prakkliſchen Stellungnahme war. Soweit muß man Heinrich Schulz, dem 
Lenſch-Apologeken, recht geben. Und als der Krieg kam, der mit jo manchem 
anderen auch die zwiſchen ihnen obwaltende Scheidewand der prakkiſchen 
Haltung niederlegte, fanden die beiden Widerſacher zu ihrer Überraſchung, 
daß fie als Politiker nicht meilenweit voneinander entfernt, ſondern dicht 
nebeneinander ſtanden. 

Von nun an wandeln ſie Hand in Hand als ein Paar, das Erinnerungen 
an des Cervankes unſterblichen Roman wachrufk. Haben wir in Lenſch eine 
neue Auflage des biederen Sancho Panſa, der, immer den Blick auf das 
Reelle gerichtet, für jeden Antrieb ein hausbackenes Gleichnis zur Ver⸗ 
fügung bat, fo erinnerf Freund Queſſel ſtark an den ideologiſch veranlagten 
Don Quichokte, dem ungemein fleißiges, aber einſeitiges Leſen jo verhäng- 
nisvoll wurde. Mit heiligem Ernſt, wie er dem ſcharfſinnigen Ritter von 
der krübſeligen Miene nicht ſtärker zu eigen fein konnte, kämpfk er ſelbſt⸗ 
los für die Anerkennung einer Idee, die ihm ſo erhaben vorkommt wie einſt 
dem Ritter von la Mancha feine Dulzinea, nunmehr begleitet von Panſa- 
Lenſch, der ihm Gegenſtück und Ergänzung in einem iſt. Die Dulzinea un- 
ſeres modernen Don Quichokte aber iſt die Gewinnung der Sozialdemo- 
kratie für die Welkpolitik der deutſchen Imperialiſten. 

In der neueſten Nummer der »Sozialiſtiſchen Monakshefte« iſt ein Auf- 
fag Queſſels: Quo vadis, Ger mani a 2, der unter verſchie⸗ 
denen Geſichtspunkken zur Beſprechung herausforderk. Er iſt eine Bekrach⸗ 
kung der Welklage, die, wie übrigens auch anderen Leuten, Queſſel gar nicht 
gefällt. Er ſieht, noch vor Rumäniens Beitritt zur Entente, immer mehr 
dunkle Wolken an Deutſchlands Horizonk aufſteigen. Das nördliche und 
das ſüdliche, das angelſächſiſche und das lafeinifche Amerika find ihm ſchon 
die ſicheren Verbündeten Englands im Kampfe für die Vernichtung Deutſch⸗ 
lands, die Rüſtungen Amerikas find dieſem Zweck gewidmet. Kein Wunder, 
daß er ſich zu einem Mahnruf an das bedrohte Deutichland veranlaßt fühlt, 
ſich, ſolange es noch Zeit iſt, des möglichen Rekters zu vergewiſſern. Wie 
der Apoſtel dem römischen Soldaken, ruft er Germania warnend ein 
quo vadis? — wohin gehſt du? — zu. Und er zeigt ihr auch gleich den Er⸗ 
löſer. Es iſt kein anderer als — Rußland und das mit dieſem verbündeke 
Japan. Im Anſchluß an das ruſſiſch-japaniſche Bündnis liegt das Heil. 
Ex oriente salus — wie das Licht kommt auch das Heil aus dem Oſten. 

{ 
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Kein neues und auch kein einſam erkönendes Lied. Von allen möglichen 
Dächern wird es heute gepfiffen. Wie es ſchon im Winker 1914/15 in ge- 
wiſſen Kreiſen zu vernehmen war, fo fcheint es jetzt auf der ganzen Linie 
der ſogenannten öffentlichen Meinung Modegeſang werden zu wollen. 

Soweit das Bürgerkum in Betracht kommt, wollen wir uns nicht weiter 
darüber aufhalten. Wer dieſen Krieg durchlebt hat, der hat in bezug auf 
Urkeilskraft und Geſinnung unſerer Gebildeken in Fragen der auswärkigen 
Politik keine Illuſionen mehr zu verlieren. Beduinen und Zulus können 
über Völkerbeziehungen auch nicht viel anders argumenkieren, als es der 
Durchſchnittsbürger des Landes der Denker und Dichter getan. Von einem 
geſchichtlichen Weitblick, wie er das Urkeil über die auswärkige Politik und 
die an ihre Stelle getretene Kriegspolitik leiten ſoll, von einer ernſthaften 
Beſchäftigung mit der Frage des: Was dann? war in dieſer Hinſicht kaum 
beim Hunderkſten etwas zu verſpüren. Das unmittelbar vor der Naſe lie- 
gende oder zu liegen ſcheinende Inkereſſe war Maßſtab für alles. Auf 
„Grund ſeiner wurden alle polikiſchen, auf Grund feiner auch alle moraliſchen 
Urteile über Maßnahmen und Perſonen gefällt. Bei ſolcher Gepflogenheit 
aber iſt es nur ſelbſtverſtändlich, daß man feine Bundesgenoſſen ſucht, wo 
man fie im gegebenen Augenblick gerade haben zu können glaubf, und fie 
nach Belieben haben zu können glaubt, wo man fie ſich gerade wünſcht. 

Und der Boden, dem dieſe gedanken- und geſinnungsloſe Behandlung 
der auswärkigen Politik enkſtammt, das iſt die Dulzinea unſeres guken Queſſel. 
Nicht daß ihm Gedanken- oder Geſinnungsloſigkeit vorgeworfen werden 
ſoll. Das wäre gegenüber einem fo fleißigen und überzeugten geiſtigen Ar- 
beiter wie er nur lächerlich. Aber von einer fixen Idee beſeſſen, verbohrt er 
ſich in Arbeiten und Grübeln, bei dem es ihm geht wie dem Mann, der, um 
mit dem Dichter zu reden, 

»mit gieriger Hand nach Schätzen gräbt 
und froh iſt, wenn er Regenwürmer findet«. 

In dem erwähnten Artikel, der aber nur ein Beiſpiel für viele aus ſeiner 
Feder gibt, iſt faſt immer nur von Staaten und Ländern die Rede, die 
Völker ſpielen nur nebenbei einmal hinein, die Staaten handeln, die 
Staaken wollen, die Staaten haben Abſichten und Pläne. Daß die 
Staaten Völker repräfentieren, dieſe Völker aber aus Menſchen be- 
ſtehen, die nach ihrer Klaſſenlage, Erziehung, ſozialethiſchen und polifi- 
ſchen Denkweiſe ſehr verſchiedene Anſchauungen und Abfichten in bezug 
auf das Verhältnis zu anderen Nakionen haben, kommk gar nicht in Be⸗ 
kracht. Die Meinungen oder Abſichken von Leuten, die gerade an der Macht 
find oder den Mund beſonders voll nehmen, werden ſchlechthin als die Mei- 
nungen oder Abſichten der Staaken behandelt, und danach wird nicht etwa 
nur die gegenwärtige Kriegspolitik — was aber auch noch ſehr falſch 
wäre —, ſondern die ganze kommende auswärkige Politik vorgezeichnef. 
Dabei aber hört Queſſel mit den Ohren der deuffchen Kolonialinkereſſenten 
und Floktenpolitiker von der ulkrakapikaliſtiſchen Obſervanz. Er hört die 
Stimmen der deutſchfeindlichen Engländer und Amerikaner überlauf, man 
könnte ſagen durch ein Megaphon, iſt aber merkwürdig ſchwerhörig mit 
Bezug auf die jenen verwandten Stimmen aus Rußland. Daß die anki— 
deuffche Strömung in England und den Vereinigten Staaken neueren 
Datums, das Ankideutſchtkum beſtimmker Schichken der ruſſiſchen Bour— 


680 Die Neue geit. 


geoiſte und ſpeziell des ruſſiſchen Beamkenkums dagegen alteingewurzelt iſt, 
kümmerk Queſſel ebenſowenig, wie er ſich die Frage vorlegt, wieviel von 
der erſterwähnken Strömung in dauernden Tendenzen fundierk und wieviel 
lediglich Produkt des Krieges iſt und nach ſeiner Beendigung wenn nicht 
ſofort verſchwinden, jo doch Abſchwächung erfahren kann. Sein durchaus 
einſeitiges Bild der Politik der Mächte in den letzten Jahren vor dem Kriege 
und der Zuſpitzung im Kriege und durch den Krieg dient ihm als Karte, die 
dem armen Heiden Wichel den Weg zeigk, den er zu gehen hat. Sein 
„Quo vadis, Germania?“ läuff aus in der Antwork: 
| Ans Ruffenland, ans keure, ſchließ dich an! 

Rußland iſt der Netter. »Die ruſſiſche Gefahr für Mitteleuropa kann,« 
fo erfährt Germania, »ſoweit fie wirklich vorhanden und nichkbloß ein- 
gebildet iſt, durch gerechte Schonung ruſſiſcher Lebens- 
inkereſſen behoben werden. Wie Deukſchland und Rußland als Nach- 
barreiche wirkſchaftlich einander bedürfen, ſo iſt der ruſſiſch-japaniſche Zwei- 
bund machtpolitiſch auch darauf angewieſen, daß ihm im Weſten keine 
Gefahr droht.« Mitteleuropa, das heißt Deutſchland ſamt Sſterreich-Ungarn 
uſw., ſoll ſich Rußland in die Arme werfen zur gegenſeitigen Sicherung 
gegen die weſtliche Gefahr. Angelſachſen, das heißt England gleich mitſamt 
den Vereinigten Staaken, ſinnen nicht nur darauf, den Germanen an Land 
und Leben zu gehen, wobei ihnen die Lakeiner Europas und gleich Süd- 
amerikas zur Seite gehen, ſie ſtehen auch den ruſſiſch-japaniſchen Gfre- 


bungen im Bereich des Stillen Ozeans im Wege. Das eröffnet die Ausſicht 


auf ein deulſch-ruſſiſch-japaniſches Bündnis. Es »ſcheint faſt unmöglich, zu 
verkennen, daß für Mitteleuropa der Weg zum dauernden Frieden nicht 
der ſinkenden, ſondern der aufgehenden Sonne zuführk«. Aus 
dem Symboliſchen in nüchkernes Deukſch überkragen: nicht mehr Germanen 
wider Slawen, ſondern Germanen mik Slawen und Japanern wider 
Angelſachſen und Lafeiner ſoll es fortan heißen. 

Wir müſſen es uns leider verſagen, die aus der Geſchichte der letzten 
Jahre geſchöpften Argumente Queſſels für ſeine Theſe in kritiſcher Be- 
leuchkung vorzuführen. Man kann zurzeit eine gewiſſe Legendenbildung 
nicht bloßſtellen, ohne mit der Vorſehung in Konflikt zu kommen, die ein 
gütiges Geſchick über uns geſetzt hal. Darum nur fo viel, daß die Bemer⸗ 
kungen Queſſels, die auf die Enkſtehung des Krieges zurückführen und die 
Beweggründe wie Abfichten bekreffen, mit denen die Nakionen in ihn ein- 
getreten find, nicht nur im Widerſpruch ſtehen mit allem, was die diplo- 
makiſchen Urkunden anderer Länder darüber berichten, ſondern auch in den 
wichkigſten Punkten von den Weißbüchern und Erklärungen der deutſchen 


Regierung Lügen geſtraft werden. Während ſelbſt der Reichskanzler und 


das Auswärtige Amt, fo wenig fie mik Anklagen gegen irgendeine der geg- 
neriſchen Mächte ſparen, immerhin bei der Verkeilung des Maßes der Ver- 
anfwortungen ſich einigermaßen an den wirklichen Gang der Dinge halten, 


erſcheint in Queſſels Darſtellung diejenige Nakion als die Ankreiberin, 
deren Regierung und Volk mit dem größten Widerſtreben in den Krieg 


eingekreken find. 
Dieſer Widerſpruch mit den Tatſachen iſt freilich kein Zufall, er iſt die 
nakürliche Folge der ganzen Bekrachkungsweiſe Queſſels. Sein Arkikel 


konnte, ohne daß auch nur ein Work geändert wurde, ebenjoguf in der 
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»Täglichen Rundſchau«, der »Deukſchen Tageszeitung« oder irgendeinem 
anderen imperialiſtiſch-nationaliſtiſchen Blalk geſtanden haben. Und zwar 
nicht elwa als Beitrag eines Außenſtehenden, ſondern als redakkionelle 
Leiſtung. Bis auf Kleinigkeiten herab iſt es die gleiche Ausdrucksweiſe, der- 
ſelbe Geiſt, denen wir Tag für Tag in den politiſchen Artikeln jener Blätter 
begegnen. Kein Satz, kein Wort verraten den Verkreker einer anderen 
Welkanſchauung, kein Satz, kein Wort den Angehörigen einer Parkei, die 
kraft einer eigenen, aus einer grundverſchiedenen Wirkſchaftsanſchauung 
geſchöpften Theorie der Völkerbeziehungen den heufigen Staatenbünden 
ſich nur kritiſch gegenüberſtellen kann. Selbſt ein Naumann, ein Rohrbach 
und andere Nakionalſoziale alten Kalibers ſtehen mit ihrer Behandlung der 
wellpolitiſchen Frage des Tages noch links vom Sozialdemokraten Queſſel. 

Wie mit der Argumenkierung Oueſſels ſteht es mit ſeiner Folgerung. 
Deutſchland ſoll ſich Rußlands Freundſchaft durch »gerechte Schonung ruſ— 
ſiſcher Lebensinkereſſen« erkaufen. Wer aber beſtimmk dieje Inkereſſen? 
Doch das in Frage kommende Land ſelbſt, das heißt ſeine herrſchenden 
Klaſſen, und das find heufe in Rußland der verbürgerlichte Adel und die 
Bourgeoiſie. Von ihnen wiſſen wir aber, daß, was fie als Lebensinkereſſen 
Rußlands betrachten, in ſchroffem Gegenſatz ſteht zu länderpolikiſchen 
Rechten und Gebiet3abgrenzungen, die von jetzigen Verbündeten Deutich- 
lands als deren Lebensinkereſſen befrachtet werden. Deukſchland könnte die 
Bundesgenoſſenſchaft Rußlands nur durch Verrak an feinen jetzigen Ver- 
bündeten erkaufen. So wenig nun die Sozialdemokratie die Anſchauungen 
dieſer letzteren — das heißt der herrſchenden Klaſſen dieſer Länder — dar⸗ 
über keilt, was Lebensinkereſſen der Nakionen find, und fo wenig fie eine 
Verewigung der Feindſchaft zwiſchen Deukſchland und Rußland auf ihrem 
Programm hat, fo unverkräglich iſt mit ihrem Programm ein ſolches macht- 
polikiſches Wechſelſpiel, wie es hier empfohlen wird. Von der Fragwürdig 
keit ſeiner Ausſichken ganz abgeſehen, würde obendrein ein Verſuch ſeiner 
Realifierung vorläufig Deutſchland in der Welt eine fo unwürdige Rolle 
ſpielen machen, wie nur ſeine bitterſten Feinde ihm wünſchen können. Man 
vergegenwärkige ſich nur, mit welcher programmakiſchen Erklärung dieſer 
Krieg ſeinen Anfang nahm, gegen wen die Welk aufgefordert wurde, 
Deutſchlands Parkei zu ergreifen, weil er der Hort des Barbarenkums ſei, 
und man wird verffehen, was die Zumutung heißt, um die Bundesbrüder- 
ſchaft dieſer Sonne zu buhlen. Aber dahin kommk man, wenn man als So- 
zialiſt ſich in die Gedankengänge der Imperialiſten beharrlich hineinarbeitek. 
Man überbiekek die letzteren dann noch an Sinnwidrigkeiken. Denn man iſt 
nicht bloß Don Quichofte, wenn man eine überlebte Vergangenheit erneuern 
will. Man iſt es auch, wenn man Folgerungen aus einer beſtimmten ſozialen 
Grundauffaſſung einer Bewegung aufpfropfen will, deren Weſen und Be- 
dürfniſſe zu einer von jener grundverſchiedenen Auffaſſung und ihr enk⸗ 
ſprechenden Folgerungen nötigen. Was haben die weltpolitifchen Ziele der 
Imperialiſten mit der inkernakionalen Politik gemein, wie die Sozialdemo- 
krafie als Partei der Arbeiterklaſſe, wie die prolekariſche Demokrakie fie 
verfechten muß, wenn fie ſich nicht ſelbſt aufgeben will? Gibt es ein lächer⸗ 
licheres Bild als eine Parkei, die ſich den Kopf von Parkeien und Klaſſen 
zerbricht, deren Intereſſen und polikiſchen Begriffe den ihrigen enfgegen- 
geſetzt ſind? 
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Wenn Don Quichokte ſich verrennk, weiß der praktiihe Sancho Panſa 
Rat. Er verſieht nicht den Hammel für einen Löwen, aber er jagt ſich: wenn 
ich den Hammel für einen Löwen gelken laſſe, gibt es einen guten Braten. 
Und er macht ſich eine Theorie zurecht, wonach die Sozialdemokratie um jo 
revolutionärer iſt, je mehr ſie dem Imperialismus opferk. Auf dieſe Weiſe 
gehört Lenſch zum Queſſel und Queſſel zum Lenſch. Nur wird es nicht bei 
der Zweiheit bleiben. Denn es iſt nicht abzuſehen, warum nicht eines Tages 
ein Jemand an ſie herankreken und freundlich lächelnd mit dem ſeligen 
Dionyſius ſagen ſollte: 

Ich ſei, gewährt mir die Bitte, 
| In eurem Bunde der Dritte. 

Und das würde kein anderer als Graf Ernſt Revenklow ſein. Zu 
ihm führt die Reiſe, die Ludwig Queſſel die heidniſche Germania führen will. 


Die Kriegsſteuern und die Sozialdemokralie. 
N Von Emanuel Wurm. | 


Da die ſoeben erſchienene Schrift des Genoſſen Keil! im Auftrag des 
Parteivorſtandes herausgegeben iſt, dürfte man von ihr verlangen, daß ſie 
eine objektive Schilderung der Stellung der beiden Richkungen innerhalb 
der Sozialdemokratie bringk. Genoſſe Keil ſah aber ſeine Aufgabe offenbar 
nur darin, die fozialdemokrafifhe Fraktion im Glanze der Prinzipienkreue 
erſtrahlen zu laſſen und die Sozialdemohrakiſche Arbeiksgemeinſchaft als 
Abtrünnige zu zeichnen. Die Arbeif macht er ſich ſehr leicht, indem er zwar 
die ſteuerkechniſchen Einzelheiten richtig wiedergibt, aber aus den Reichs- 
kagsverhandlungen nur das zitiert, was ihm für feinen Zweck brauchbar er- 
ſcheink. 

Zunächſt beruft er ſich auf eine Rede Haaſes vom 10. Auguſt 1915, 
über die er ſchreibk: 

Haaſe erhob die Forderung, daß diejenigen, die in der Kriegszeit ihr Vermögen 
vermehren, einen großen Teil davon an das Reich abgeben ſollten. Die Auf- 
faſſung, daß die Sozialdemokratie jede Steuer verwerfen müſſe, die »dem im- 
perialiſtiſchen Kriege diene«, kauchte in der Fraktion überhaupk nicht auf. Viel⸗ 
mehr ſtimmke die Fraktion zu der Zeit, als ihr auch Liebknecht noch angehörke, 
einſtimmig für das Geſetz über die vorbereitenden Maßnahmen zur Beſteuerung 
der Kriegsgewinne und für das Geſetz über die Kriegsabgaben der Reichsbank. 
Beide Geſetze dienten der Mittelbefchaffung für Kriegszwecke. Einmütig ging man 
auch bei der Stellungnahme zum Geſetz über die Kriegsgewinnſteuer davon aus, 
daß ein prinzipieller Widerſpruch gegen dieſe Vorlage auf keinen Fall zu er- 
heben, vielmehr nur ihre ſtark wirkende Ausgeſtaltung zu erſtreben ſei. 

Genoſſe Keil wiederholt im Kapitel: »Die Schlußabſtimmung« die Be⸗ 
haupkung, die Sozialdemokrakiſche Arbeitsgemeinſchaft habe die Kriegs- 
ſteuer abgelehnt, indem fie in der von ihr abgegebenen Erklärung als ent- 
ſcheidenden Grund angab: »Die Kriegsſteuer dient lezten Endes dem impe⸗ 
rialiſtiſchen Kriege, den wir verwerfen. 


ı Wilhelm Keil, M. d. R., Die erſten Kriegsſteuern und die Sozialdemo- 
krafie. Herausgegeben vom Vorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands. Berlin, Buchhandlung Vorwärks. 73 Seiten. 1,20 Mark. 
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Dieſes Zitat iſt aber zurechtfriſiert. In Wirklichkeit hat Genoſſe Haaſe 
am 5. Juni dieſes Jahres nachgewieſen, daß nicht allein dieſer von uns miß- 
billigte Verwendungszweck uns die Zuſtimmung zur Kriegsſteuer unmöglich 
macht, ſondern daß auch alle anderen Gründe, die efwa zu einer Zuſtim- 
mung veranlaſſen könnten, fehlen; er jagte: 

Unſere Haltung zu den Steuergeſetzen wird im weſenklichen von folgenden Er- 
wägungen beſtimmk: 

Die Kriegsſteuer dient letzten Endes dem imperialiſtiſchen Krieg, den wir ver- 
werfen. Durch die Zuſtimmung zu ihr wird auch nicht eine für die Arbeiter- 
klaſſe ungünſtige Beſteuerung abgewendek. i 

Mir ſtehen einem feſten Block aller bürgerlichen Parteien gegenüber, der für 
ſein Steuerkompromiß hier mit einer Dreivierkelmehrheit geſchloſſen auftritt. Die 
Sozialdemokratie iſt mit ihrem Stimmengewichk völlig ausgejchaltet.... 

Die ganz unzulängliche einmalige Abgabe des Kriegsſteuergeſetzes hat zum 
Zweck oder mindeſtens zur Folge, eine wirkliche Kriegsgewinnſteuer zu 
vereiteln, wie fie von der großen Maſſe des Volkes gefordert wird. Sie iſt nur 
ein kümmerliches Feigenblatt für die ungeheuren Laſten, die namentlich drückend 
die Arbeiterklaffe und den Mittelftand infolge der anderen Steuern kreffen. 

Die Kompromißparteien bekrachken ſelbſt ihr Steuerwerk als ein einheit- 
liches Ganzes, an dem ſie geſchloſſen feſthalten. Daß die einzelnen Steuergeſetze 

nicht auch formell miteinander verbunden find, iſt nebenſächlich. Dem geſamken 
Steuerwerk haben die Kompromißparkeien den Stempel ihres Klaſſengeiſtes auf- 
gedrückt. Sie haben auch das ganze Steuerwerk und alle ſeine Teile zu ver- 
antworken. Wir lehnen die Steuern ab. 


Haaſes Erklärung deckt ſich mit der von mir 1913 in Jena vorge- 
ſchlagenen und vom Parkeikag, auch unker Zuſtimmung Keils, angenom- 
menen Refolution zur Steuerfrage, in der es heißt: 


Für die Bewilligung von Steuern in Reich, Bundesſtaaken und Gemeinden 
iſt aber nicht allein maßgebend die Ark der Skeuern, ſondern auch ihr Ver- 
wendungszweck. 

Gemäß dem Beſchluß von Nürnberg 1908 iſt jeder gegneriſchen Regierung das 
Staatsbudget bei der Geſamkabſtimmung zu verweigern, es ſei denn, daß die Ab· 
lehnung desſelben durch unſere Genoſſen die Annahme eines für die Arbeiterklaſſe 
ungünſtigeren Budgets zur Folge haben würde. 3 

In gleicher Weiſe ift auch jede direkte Steuer, ſelbſt wenn ſie allein 
den Mehrwert trifft, von unſeren Genoſſen abzulehnen, falls der Verwendungs- 
zweck den Intereſſen der Arbeiterklaſſe widerſpricht, es ſei denn, daß 
die Ablehnung der direkten Steuern durch unſere Genoſſen die Annahme der be- 
kämpften Vorlage nicht hindert und eine für die Arbeiterklaſſe ungünſtigere 
Beſteuerung zur Folge haben würde. 

Entſprechend unſerer Programmforderung haben unſere Genoſſen in den Par- 
lamenten ſtels darauf hingedrängt, daß beſtehende indirekte, die Arbeiterklaſſe 
belaſtende Steuern abgeſchafft und durch direkte erſetzt werden, ohne Rücklicht 
darauf, zu welchen Zwecken die Staat3einnahmen verwendet werden. 

Demgemäß haben fie auch zu verhüten, daß neue indirekte Steuern auf 
die Arbeiterklaſſe gewälzt werden, und wenn dies nur durch Zuſtimmung zu 
direkten Steuern zu erreichen iſt, haben fie dafür zu ſtimmen, da dann der Ver- 
wendungszweck der direkten Steuern nur noch der Erſatz indirekter Steuern iſt. 


Zu dieſer noch immer in Kraft befindlichen Reſolukion ſteht es alſo in 
vollem Widerſpruch, wenn Genoſſe Keil ſchreibt: 5 


Man darf nicht eine Steuer, die man ſelbſt gefordert hat, »prinzipiell« ab- 
lehnen, wenn man künftig mit ſeinen Forderungen ernſt genommen werden will. 
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Das Prinzip, keine Mittel zu bewilligen, die dem imperialiſtiſchen Kriege dienen, 
hätte von der Sozialdemokrakiſchen Arbeitsgemeinſchaft ſchon gewahrt werden 
müſſen bei der Stellungnahme zum Vorbereitungsgeſeß, dem fie einſtimmig zuge- 
ſtimmt hak. Man kann nicht das Geſetz, das die Grundlagen für die Beſteuerung 
ſchafft, prinzipiell annehmen und das Geſetz, das dieſe Beſteuerung durchführt, 
prinzipiell ablehnen. ü 

Rein, Genoſſe Keil, nach der Jenaer Reſolution muß man ein Geſetz, 
das eine Steuer bringt, deren Verwendungszwecke man nicht billigt, ab- 
lehnen, »es ſei denn, daß die Ablehnung eine für die Arbeikerklaſſe un- 
günſtigere Beſteuerung zur Folge haben würde«, während man ein Geſeß, das 
eine direkte Steuer vorbereitet, annehmen muß, weil man dadurch auf 
jeden Fall verhütet, »daß neue indirekke Steuern auf die Arbeitkerklaſſe ge- 
wälzt werden«. 

Für Keil ſcheint die Jenaer Reſolukion nicht mehr zu exiſtieren, und er 
erwähnt fie auf den 73 Seiten feiner Schrift nicht — und infolgedefjen 
ſtolpert er über längſt aus dem Wege geräumte Steine. Da einige konjer- 
valive Gegner der Kriegsſteuer gegen dieſe geſtimmt haften, gemeinſam mit 
der Sozialdemokrakiſchen Arbeitsgemeinſchaft, fo folgerk Keil daraus, »dieſe 
Tatſache zeigt plaſtiſch, wie man nichk verfahren darf, wenn man wirkſam 
die Arbeikerinkereſſen wahrnehmen will«. Denn neunzig Verkreter der 
Rechten würden ja genügen, wenn alle ſozialdemokrakiſchen Abgeordneten 
»ſich mit ſchein prinzipiellen Argumenten ſelbſt ausſchalten«, 
um eine Mehrheit gegen jede Beſitzſteuer zuſtande zu bringen! »Was würde 
die deuffche Arbeikerſchaft dazu ſagen, wenn ihre Verkreker den eifrigſten 
Befürworkern der Maſſenbeſteuerung die Arbeit erleichtern würden?« fragk 
Keil voll Entrüftung. Nun, die ſozialdemokrakiſchen Arbeiter würden ihm 
ſagen: fabrizieren Sie keine ſcheinprinzipiellen Argumenke, ſondern ſtu⸗ 
dieren Sie die Jenaer Skeuerreſolution; in dieſer finden Sie genau ange- 
geben, wie ſich die ſozialdemokrakiſchen Verfreter in einem ſolchen Falle zu 
verhalten haben. 

Dieſe Refolution aber kann Keil für den beabſichkigken Zweck, die 
Sozialdemokrakiſche Arbeitsgemeinſchaft ins Unrecht zu ſetzen, nicht 
brauchen, deshalb holt er einen anderen Jenaer Beſchluß zu Hilfe, näm- 
lich den Antrag 109, von Hug und Genoſſen, welcher laukek: 

Der Parteitag ſtellt ſich auf den Boden der von der Reichstagsfrakfion zu den 
Deckungsvorlagen abgegebenen Erklärung und billigt ausdrücklich die Zuſtimmung 
der Fraktion zu den beiden Beſitzſteuergeſetzen. 


Nun fagt doch aber der Worklaut dieſes Antrages ganz deutlich, daß 
er ſich einzig und allein auf einen beftimmten Fall bezieht, näm- 
lich auf die dem Parkeitag zur Enkſcheidung vorgelegte Abſtimmung der 
Reihstagsfraktion über die Wehr- und Beſitzſteuer, während die von mir 
vorgeſchlagene Reſolukion die allgemeinen Richklinien abſteckk. 
Bei der Steuervorlage von 1913 hakte ja ein Teil der Fraktionsmitglieder 
in der Fraktion gegen die Annahme der Wehrſteuer geſtimmt, und auf dem 
N Darteifag fagfe ich darüber in meinem Schlußwork (Profokoll, 

. 510): 4 

Die Erwägungen der Mehrheit der Frakkion gingen dahin, daß unſer Nein 
zum Wehrbeitrag die Folge haben konnte, daß die Gegner durch Abkommandie- 
rungen oder Gegenſtimmen den Wehrbeitrag häkken zu Fall bringen können. Der- 
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artige Streitfragen werden bei jeder Fraktion Tag für Tag eintreten, im Reichs- 
{ag oder ſonſtwo. Die politiihe Lage wird eben verſchieden beurkeilt, je nach den 
Erfahrungen des einzelnen und je nach ſeinem Temperament, nicht daß es ſich 
hierbei um Opporkuniſten und Marxiſten, um Radikale und Antiradikale handeln 
würde, ſondern um Optimiſten und Peſſimiſten, um Leute, die viel Verkrauen zur 
Haltung der Gegner haben, und um ſolche, die gar kein ſolches Verkrauen haben. 
Unfere grundſätzliche Stellung kommt bei derartigen Erwägungen gar nicht 
in Frage und iſt auch gar nicht in Frage gekommen. 

Bei dem Ankrag Hug hat es ſich alſo nur darum gehandelt, daß i m 
vorliegenden Falle, nämlich bei der Wehrſteuer, das Ver- 
halten derjenigen Frakkionsmitglieder gebilligt wurde, die für dieſe Steuer 
geſtimmt hatten, weil fie von der Annahme ausgingen, fie würde ſonſt ab- 
gelehnt und dadurch der Weg für indirekte Steuern geebnet werden. Ge⸗ 
noſſe Keil aber will glauben machen, daß der Antrag Hug eine all- 
gemein gültige Vorſchrift gibt, und zitiert zu dieſem Zweck, und zwar 
diesmal aus einer Broſchüre von Eduard Bernſtein: »Steuerpolitik und 
Sozialdemokralie«, die 1914 erſchien. Bernſtein zieht dort aus der Annahme 
des Ankrags Hug folgenden Schluß: 

Dieſer Beſchluß beſagt, daß die Sozialdemokratie bei Abſtimmungen über 
Steuervorlagen nicht lediglich die eine Frage in Betracht zu ziehen hat, ob fie 
durch Ablehnung beſtimmker Steuern in unmiktelbarer Folge die Einfüh- 
rung anderer, ſchlechkerer Steuern ermöglicht oder herbeiführt, ſondern auch auf die 
Frage Bedacht nehmen muß, ob ein ablehnendes Votum nicht geeignet iſt, ihren 
ganzen Kampf gegen Steuern, die den Verbrauch der Maſſen belaſten, zu 
ſchädigen. | 

Aus diefen Worten geht zweifellos hervor, daß Bernſtein die Enktſchei- 
dung von Fall zu Fall getroffen wiſſen will, ſelbſtverſtändlich ſtets 
unker Berückſichtigung der großen politiſchen Zufammen- 
hänge, wie ich dies ja ebenfalls in meinem Schlußwork in Jena hervor- 
gehoben habe: 

Man kann nicht nach Schema F ſchablonenmäßig Urteile abgeben, ſondern 
nur aus der ganzen politiſchen Situation heraus. Man muß jede 
Steuer wirtſchaftlich und politiſch zu verſtehen krachten. 

Würde Bernſtein die Meinung haben, die Keil aus ihm herauszitierk, 
dann würde er ja den Ankrag Hug als einen Widerſpruch gegen die von 
mir vorgelegte Rejolution betrachtet haben, während Bernſtein in ſeiner 
Broſchüre (S. 35) ausdrücklich ſich für die Jenaer Reſolution erklärt, indem 
er ſchreibt: die Sozialdemokrakie müſſe ihren Verkretern »das Recht vor- 
behalten, unter zwei Übeln das kleinere zu wählen, wie dies in der Reſo- 
lukion des Jenaer Parkeitags über die Steuerfrage niedergelegt iſt«. Übri- 
gens hat Bernſtein ſelbſt in der Fraktion gegen den Wehrbeitrag geſtimmk 
und für die Beſitzſteuer, alſo ganz entſprechend der Jenaer Reſolution und 
nicht im Sinne des Ankrags Hug. 

Alſo mit der Berufung auf Bernſteins Broſchüre kann Genoſſe Keil 
nicht das beweiſen, was er beweiſen will. | 

Und ebenfowenig flihhaltig iſt es, wenn Keil es als einen Widerſpruch 
hinſtellt, eine Reihe von Mitgliedern der Sozialdemokrakiſchen Arbeits- 
gemeinſchaft habe doch wiederholt die Kriegskredite bewilligt und ver- 
weigere nun die Deckungsmittel. Erſtens weiß Keil, daß die Voraus- 
ſetzungen, unker denen jene Mitglieder die Kredite bewilligt haben, nach 
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deren Anſicht von der Regierung nicht erfüllt wurden; eben deshalb ſtimmen 
ja jetzt dieſelben Mitglieder der Sozialdemokrakiſchen Arbeitsgemeinſchaft 
gegen die Kredite. Zweitens förderk Keil eine erſtaunliche Begriffsverwirrung 
zufage über die Bedeukung einer Abſtimmung im Parlament. Sicher hat er 
ſelber, jo wie wir alle bei Ablehnungen von Wilikärvorlagen, den Wählern er- 
klärt, die Ablehnung bringe nicht zum Ausdruck, daß Deukſchland wehrlos 
ſein ſoll, ſondern nur, daß dieſem Syſtem kein Mann und kein Groſchen 
bewilligt werde. Und falls dann ein naiver Auch-Politiker enkgegnet hätte, 
ja, wenn ihr aber die Mehrheit ſeid, dann iſt doch, ſobald ihr ablehnt, 
kakſächlich keine Armee oder kein Geld da, dann hätte Keil ſicher die richlige 
Antwort gewußt: Wenn wir die Mehrheit find, dann beſitzen wir auch 
die Macht, das Syſtem jo zu geſtalken, wie es unſerem Programm ent- 
ſpricht. a 

Alſo die Annahme von Krediten und die Ablehnung von Deckungs- 
vorlagen, noch dazu, wenn fie zeitlich weit auseinanderliegen, iſt kein Wider⸗ 
ſpruch, und Keil braucht ſich nicht um uns Mitglieder der Sozialdemokra⸗ 
kiſchen Arbeiksgemeinſchaft zu ängſtigen, daß man eim Volke kein Ver⸗ 
ſtändnis« für unſer Verhalten haben werde. Die Sozialdemokraten, die noch 
auf dem Boden der früheren Parkeikagsbeſchlüſſe ſtehen, haben vielmehr 
kein Verſtändnis für das Umlernen, wie es in Keils Schrift und in dem 
Verhalten der Mehrheit der Fraktion gegenüber der Kriegsſteuer zum Aus- 
druck kommt. . 


Ernährungsfragen. 
Von Dr. J. Zadek (Berlin). 


Das dritte Jahr des gewaltigſten und erbarmungsloſeſten aller Kriege hat be- 
gonnen, und die Ernährungsverhältniſſe für das von der Lebensmittelzufuhr abge- 
ſchnittene Deutfhe Reich geſtalten ſich von Woche zu Woche ſchwieriger. Da ver- 
lohnt es ſich wohl, einmal Umſchau zu halten und dasjenige, was bezüglich der 
Folgen der Nahrungsmittelknappheit bisher an Beobachtungen und Mitteilungen 
vorliegt, zuſammenzuſtellen. Wir beginnen mit den Unkerſuchungen an Kindern 
und jungen Leuten. »Der Erwachſene kann Schädigungen feiner Ernährung in 
günſtigen Zeitläuften leichk wieder ausgleichen, während Störungen in Ernäh- 
rung und Wachskum der heranwachſenden Generation fih nicht fo leicht, falls 
überhaupt, wieder wektmachen laſſen.« Anfang Januar dieſes Jahres berichtete 
F. Lommel (Jena) in der »Deutſchen mediziniſchen Wochenſchrift« 1916, Nr. 12 
über feine Beobachtungen an Säuglingen und jungen Leuten in der Puberkätszeit 
und glaubke feſtſtellen zu können, daß die veränderke Ernährung bis zum Ende 1915 
zu keiner Schädigung der unkerſuchten Bevölkerungsklaſſe geführt hat. In der ſich 
an den Vorkrag anſchließenden Debatte hob Rößle hervor, daß das dorkige 
jugendliche Arbeitermakerial infolge guten, ja geſteigerken Verdienſtes und dem- 
zufolge vielleicht nicht ſchlechteren Ernährung als früher vielleicht doch nicht ganz 
einwandfrei ſei. Der bekannte Hygieniker an der Univerſikät Jena, Profeſſor 
Abel, keilte mit, daß er der Stadtverwalkung zu Jena den Vorſchlag gemacht 
hakte, die Kinder in den Schulen und Kinderhorken alle Vierteljahre regelmäßig zu 
wiegen, ihre Körperlänge und ihren Bruſtumfang feſtſtellen zu laſſen, um ihre Enk⸗ 
wicklung in der Kriegszeit zu beobachten, daß aber der Vorſchlag nicht akzepfiert 
worden ſei. 

In Chemnitz unterſuchke der Stadtſchularzt Dr. Thiele 1055 Knaben, die 
Oſtern 1916 nach achtjähriger Schulzeit die Volksſchule verließen (330 gleich 31,3 
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Prozent derſelben waren während dieſer Zeit ſchon gewerblich im weſenklichen als 
Boten, Laufjungen tätig), als Vergleichszahlen ſtanden Oſtern 1914, alſo vor dem 
Eintritt der kriegsmäßig veränderten Lebensweiſe berechnete Durchſchniltszahlen 
von Körperlänge und Körpergewicht der Chemnitzer Schulkinder in den verſchie— 
denen Lebensaltern zur Verfügung. Als Durchſchnittszahlen vor dem Kriege hakte 
er für Knaben im Alter von 14 Jahren folgende gefunden: 


Geſunde . . . 143,0 cm Länge, 34,5 kg Gewicht 
Hine 143,0 2 - 
Tuberkulöſeeee . . 1380 - - 31,8 - 


Die im Februar 1916 unterſuchten »Knaben, die wir auch in Geſunde, Blut— 
arme und Tuberkulöſe ſonderken, nachdem wir 144 Knaben gleich 13,7 Prozent 
wegen Wirbelſäulenverkrümmungen, Herzfehlern und anderen, die Geſundheik 
ſchwer beeinkrächtigenden Körperfehlern ausgeſchieden hakten« (2), ergaben: 


720 (= 68,3 %% ) Gefunde . . . . 145,4 em Länge, 36,8 kg Gewicht 
n Blutf arme 141,7 — 32,4 
30 ( 2,8 %) Tuberkulöſe 143,7 32,2 


Thiele ſchließk daraus, daß die gefunden Knaben eine nicht unerhebliche 
Zunahme an Körperlänge und Gewicht aufwieſen, bezüglich der kuberkulöſen ſpricht 
er ſich mit Rückſicht auf die Kleinheit der Zahlen reſerviert aus, bei den blut⸗ 
armen iſt ein geringer Rückſchritt feſtzuſtellen, »ein Hinweis darauf, in der jetzigen 
Zeit beſchränkker Ernährungsverhälkniſſe auf unſere weniger widerſtandsfähigen Kin- 
der beſonders Obacht zu geben«. Wenn er dann, um ſich über den durchſchniktlichen 
Geſundheitszuſtand der gleichalkerigen Konfirmanden früher und jetzt ein Urteil 
zu bilden, in einer Tabelle die in den letzten drei Jahren vor dem Kriege 1911, 
1912 und 1913 gefundenen Erkrankungsziffern denen des Jahrgangs 1915 gegen- 
überſtellt, jo können dieſe Ziffern als ſtakiſtiſch nicht einwandfrei ſchon deshalb 
übergangen werden, weil (im Gegenſatz zu 1915) die Zahlen von 1911 bis 1913 nicht 
nur die männlichen, ſondern auch die weiblichen Schulenklaſſenen umfaſſen. — Auch 
bezüglich der Schulanfänger haben Thieles Unterfuhungen ſeit Oſtern 1916 das 
gleiche Ergebnis gebracht: »im Gegenſatz zu den ausgeſprochenen Gewichtsab- 
nahmen der Erwachſenen Gleichbleiben des günſtigen Ernährungszuſtandes der 
Kinder — bis zum Juni 1916. Nach einem Bericht des würkkembergiſchen 
Bezirksarztes Engelhorn im »Schwäbiſchen Merkur«, der 2562 Schulkinder 
im Alter von 6, 10 und 13 Jahren in den letzten Monaten unkerſuchke, war »der 
Ernährungszuſtand dieſer Kinder durchſchnikklich ſehr gut, mit wenigen Ausnahmen 
mindeſtens ſo günſtig wie vor dem Kriege. Dieſe günſtige Erfahrung iſt ſowohl bei 
Land- wie bei Stadtkindern gemacht worden.« Ebenſowenig konnte Hepner 
(Mannheim), Zeitſchrift für Schulgeſundheitspflege: »Der Schularzt« 1915, Nr. 12. 
bei den Schulanfängern der dorfigen Volksſchulen im Jahre 1915 Erſcheinungen 
einer geringeren körperlichen Entwicklung feſtſtellen. Dagegen konnte der Char- 
lottenburger Schularzt Kettner, »Deutſche mediziniſche Wochenſchrift⸗ 
1915, Nr. 48, bei den Schulkindern einen deuklichen Einfluß der veränderken Er- 
nährung auf ihre körperliche Enkwicklung beobachken. Die Zunahme des Körper- 
gewichts blieb ebenſo wie die Zunahme des Längenwahstums um 1 Kilogramm be- 
ziehungsweiſe 2 Zentimeter zurück. Er ſieht fich infolgedeſſen veranlaßt, die maß- 
gebenden Skellen auf ſeine Beobachtungen hinzuweiſen, bekont aber ausdrücklich, 
daß er direkke Geſundheitsſchädigungen noch nicht habe eintreten ſehen. 

Dieſe ſchulärztlichen Feſtſtellungen ergeben alſo kein 
einheitliches Reſultat, was ſchon deshalb verſtändlich iſt, weil fie zu ver- 
ſchiedenen Zeiten und an Orten von ſehr verſchiedener Größe vorgenommen wur- 
den: die Charloktenburger Großſtadkkinder ſcheinen unter der Kriegsmiſere ſchon 
1915 mehr gelitten zu haben als die Kinder aus Klein- und Mittelſtädten Süd- 
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und Witteldeutſchlands felbft im Jahre 1916, mit deſſen zweitem Quartal übrigens 
erſt die empfindliche Knappheit in der Lebensmittelverſorgung in bedrohlicher 
Weiſe einſetzt. N 

Dieſe Verſchiedenarkigkeit der Ergebniſſe ſowie die Mängel in den ſchul⸗ 
ärztlichen Berichten — wobei oft ſummariſche Urteile und ſubjektive »Erfahrungen« 
an Stelle ſtatiſtiſch einwandfreier Zahlen mitgeteilt werden — laſſen es zum min- 
deſten voreilig erſcheinen, wenn in Nr. 214 der Mitteilungen aus dem 
Kriegsernährungsamkt«ä in einem Arkikel über den Krieg und die Er- 
nährung der Jugend« geſagk wird: | 5 

»Arzkliche Unkerſuchungen an verſchiedenen Orten des Reiches haben den Be- 
weis gelieferk, daß unſere Kriegsnahrung nur eine Verſchiebung der zur Erhal- 
kung und zum weiteren Aufbau des Körpers notwendigen Stoffe, nicht eine regel- 
mäßige Minderung derſelben herbeigeführt hat.« 

Eindeutig dagegen und werk, ausführlicher beſprochen zu werden, find die Er⸗ 
gebniſſe der Gewichtsbeftimmungen, die in der Berlinerſtädtiſchen Irren 
anſtalkin Buch von der Direktion vorgenommen reſpekkive forkgeſetzt und mit- 
geteilt wurden. Während in den Vorjahren bei den oft in ganz heruntergekom- 
menem Zuſtand aufgenommenen Kranken beträchtliche Gewichkszunahmen die Regel 
bildeten (und als Begleiterſcheinung, wo nichk gar Bedingung für die Beſſerung und 
Heilung begrüßt wurden), ergaben die während der Monate Juli bis September 
1915 vorgenommenen Wägungen, daß von allen 17 Häuſern der Anſtalt kein ein⸗ 
ziges eine Zunahme zeigke — es wurde eine geſamke Gewichtsabnahme von 5,5 Kilo 
von Dezember 1914 bis Juli 1915 feſtgeſtellt. Bei den Frauen war die Gewichts- 
abnahme geringer als bei den Männern, fie betrug während eines Monats (Fuli- 
Auguſt) 1 Kilo bei 321 (von 822) Männern und bei 211 (von 822) Frauen. Die 
Haupturſache der Abnahme war die Herabſetzung der Brokration um 100 Gramm 
täglich bei den Männern, um 30 Gramm täglich bei den Frauen. »Hinzukamen 
die Abzüge an Fleiſch- und Wurſtwaren ſowie die ſchlechte Beſchaffenheit der 
Karkoffeln ſeit Mai 1915, wodurch — abgeſehen von dem ſtärkeren Abfall bei der 
küchenmäßigen Zubereikung — von den Kranken nur efwa die Hälfte der kiſch⸗ 
fertigen Kartoffeln verzehrt werden konnte. « 

Das ſturzähnlich einfegende Abſinken der Gewichkskurve kam erſt zum Stehen, 
als durch eine auf dieſe Unkerſuchungen hin erfolgte, nicht unerhebliche Steigerung 
des durchſchnittlichen Verpflegungsſatzes, entſprechend den gewaltig geffeigerfen 
Lebensmittelpreifen die Möglichkeit gegeben wurde, der Unkerernährung entgegen- 
zuarbeiten. Es gelang auf dieſe Weiſe, dem weiteren Gewichksverluſt Einhalt zu ge- 
bieten, aber auch nicht mehr: das Durchſchniktsgewicht verblieb auf dem erniedrigken 
Niveau. 

Daß es ſich dabei nicht um eine Einzelerſcheinung handelte, ſondern um ein 
allgemein gültiges, durch die Lebensmiktelknappheit bedingtes Geſetz, zeigten ähn⸗ 
liche Gewichksfeſtſtellungen in der Anſtalt für Epilepfifche in Wuhlgarken: auch 
dorf der rapide Abſturz im erſten Kriegsjahr, auch dort der Stillſtand im Gewichts⸗ 
verluſt — ohne Gewichkserhöhung auf den früheren Stand — nach der Erhöhung 
des Verpflegungsſatzes. 

Nakurgemäß eignen ſich die ffädfifchen und ſtaaklichen Anſtalken am beſten für 
ſolche ſtatiſtiſche Feſtſtellungen und find deshalb z. B. auch für die Hofpitäler 
Berlins, deren Inſaſſen zum größten Teile jahrelang, bis zu ihrem Ableben, in 
der Anſtalt verbleiben, von fozialdemokratifcher Seite gefordert, aber abgelehnt 
worden — nachdem der leikende Arzt und — leider — auch der Skadkmedizinalrat 
von Berlin, Dr. Weber, ſich dagegen ausgeſprochen hatten. Ob fie ſonſt noch irgend- 
wo vorgenommen wurden und bis in die Gegenwart forkgeſetzt werden, entzieht 
ſich meiner Kennknis. 

Eine ſolche Forkſetzung in möglichſt großem Umfang wäre deshalb ſo dringend 
zu wünſchen, weil inzwiſchen im Laufe dieſes Jahres die Lebensmittelverſorgung 
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eine weitere jo arge Verſchlimmerung erfahren hat, daß fie allen Beteiligten, den 
Anſtaltsdirektionen und Okonomieinſpekkoren ebenſo wie den Privathaushaltungen 
und einzeln lebenden Perſonen recht fühlbar geworden iſt, nicht zuletzt auch den 
Ärzten, welche von all den enkbehrenden und hungernden Unkerernährten in ihrer 
Not um Rat und um Hilfe angegangen werden. | 

Sollen ſolche ftatiftiihe Feſtſtellungen methodisch und regelmäßig vorgenommen 
werden, fo erfordern fie freilich die Mittel und Kräfte eines zentralen Unter- 
ſuchungsamkes, eines Ernährungsamtes, wie es Profeſſor Rubner feit langem 


ſchon im Frieden gefordert und die — franzöſiſche Regierung dieſer Tage ge- 5 


ſchaffen hat. Der franzöſiſche Miniſter des Innern hat, dem Drängen der Bürger— 
meiſter der Großſtädte nachgebend, ein Zenkralernährungs amt geſchaffen, 
mit der Aufgabe, »die Mittel und Bedürfniſſe der nationalen Wirtſchaft zu prüfen 
und die Verſorgung des Landes wie des Heeres ſowie die Verkeilung zu regeln«. 
Ob freilich dieſes zentrale Ernährungsamt mehr iſt und mehr leiſten wird als das 
jetzt auch bei uns eingerichtete »Kriegsernährungsamk«, bleibt abzuwarten. 

»Der Grund,« ſchreibt Rubner, „warum die Nahrungsmittelfrage nur fo all- 
mählich und ſtückweiſe gelöſt wird, liegt daran, daß wir auch in Friedenszeiten keine 
ſtaakliche Organiſation oder Zenkralſtelle für das Ernährungs- und Nahrungs- 
mittelweſen beſizen. Wir haben Organiſationen für viel unwichfigere Dinge, in 
Sachen der Ernährung aber fehlen fie. Fände ſich dauernd eine Stelle im Staat 
zur Bearbeitung dieſer Fragen, ſo wäre nicht nur bei Ausbruch des Krieges, 
ſondern ſchon vorher die Makerie gründlich behandelt worden, und bei der be— 
drohlichen Veränderung des politiſchen Horizonkes der letzten Jahre hätke man 
längſt Maßregeln vorſehen müſſen, die nötig waren, um unſer Ernährungs- 
rüſtzeug beſſer geſtalten zu können, als es mehr durch Zufall als durch Abſicht 
ſich geftaltet hak.« 

Mit Bezug auf die rationelle Ernährung der Tiere habe man die Nofwendig- 
keit ſolcher Zenkralſtellen längſt erkannt — und (bei dem Einfluß unſerer Agra— 
tier auf die Geſeßgebung) die Forderung auch längſt erfüllt. »Das Studium der 
Ernährung der landwirtſchaftlichen Haustiere iſt in wiſſenſchaftlicher wie prak- 
kiſcher Hinſicht von den maßgebenden Behörden in verſtändiger, wohlwollender 
Weiſe und mit Erfolg gefördert worden. In kraſſem Gegenſatz hierzu ſteht die 
ſtiefmütterliche Behandlung, die man bisher in jeder Hinſicht der menſchlichen 
Ernährungsfrage enkgegengebracht hat. Ja, nicht einmal die bedeukungsvolleren 
Aufgaben der Volksernährung haben irgendwelches Inkereſſe gefunden. Und 
doch iſt die öffentliche Ernährung an ſich ein fo großes Gebiet, daß in einem 
Reiche wie Deutſchland die Gründung eines beſonderen Zentralernährungsamtes 
ſich lohnen würde. 

In Berlin beſitzen wir ſeit geraumer Zeit — dank dem jahrzehntelangen 
Drängen der Sozialdemokraten im Rathaus — ein ſtädtiſches Geſundheitsamk. 
Dieſes Amt, in welchem Chemiker und Mediziner zufammenarbeiten, wäre in 
Verbindung mit dem Stkakiſtiſchen Amt wohl imſtande, die Fragen der Volks- 
ernährung fortlaufend zu bearbeiten und aus dem Bereich ſubjekkiver Urkeile auf 
die Höhe einwandfreier Feſtſtellungen zu bringen. 

Einen Anfang hierzu bilden die fortlaufenden, in beſtimmken Zwiſchenräumen 
ſich wiederholenden Unterfuchungen der Koſt in der Irrenanſtalk Buch, welche der 
Stadtmedizinalrak als Vorſitzender des Geſundheiksamks angeordnet hat, nachdem 
die Veröffenklichung der Statiffik der Gewichksveränderungen im »Vorwärks« das 
Intereffe der ſtädtiſchen Verwalkung wachgerufen hak. Das Medizinalamt benutzte 
zur Berechnung der Koſtſätze die Speiſeberechnungsbogen der Irrenanſtaltk Buch 
für die Zeiträume: 12. bis 18. Juli 1914 (Zeit vor Kriegsausbruch), 5. bis 12. De- 
zember 1914 (Kriegszeit vor Inkrafttreten der Beſchlüſſe der Kriegskommiſſion), 
21. bis 27. März 1915 (nach Inkrafttreten dieſer Beſchlüſſe), 25. bis 31. Juli 1915 
(Zeit, zu der die Gewichtsabnahme der Kranken Aufmerkfamkeit erregte). 
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Die Berechnung aus den Rohmakerialien ergab für die Zeit vom 21. bis 
27. März 1915 eine recht beträchtliche Abnahme des Nährwerkgehalkts, welche ſich, 
in Kalorien ausgedrückt, auf 14 Prozent der Koſtſätze vom Juli 1914 beziffert. 
»Wie aus den feftgeftellten bekrächklichen Gewichtsabnahmen der Kranken ber- 


vorgeht, war dieſe Verminderung der Koſtſätze ſeit Kriegsbeginn genügend, um 


das Ernährungsgleichgewicht erheblich zu ſtören.« »Die Koſtſätze, welche im Juli 
1914 noch Geltung haften, waren ziemlich genau auf den Nährſtoffbedarf der 
Kranken eingeftellt und eine Anderung, welche den Nährftoffgehalt herabſetzt, muß 
als unzuläſſig angeſehen werden.« »Bei der Aufſtellung des Koftfages im März 
1915 war im weſenklichen überſehen worden, einen Erſatz für die beträchtlich ver- 
minderte Brofgabe zu ſchaffen.« 
Dem Anſchein nach ſollen ſolche periodiſche Feſtſtellungen der Kriegskranken- 
koſt auf ihren Nährwert — die notwendigen Unterlagen für die 
alljährlich im Etat erfolgende Feſtſtellung des Koſtſatzes! — 
ſich nicht bloß auf die eine Irrenanſtalk beſchränken, ſondern auch auf andere ſtädtiſche 
Anſtalten ausgedehnt werden — eine Zuſage des Skadkmedizinalrats, die (aller 
Wahrſcheinlichkeit nach noch weniger zureichende) Koſt der Siechenanſtalten unter- 
ſuchen zu wollen, liegt bereits vor. N 

Aber damit allein iſt es nicht gekan! Es müſſen Unkerſuchungen nicht nur bei 
kranken, unter verhältnismäßig günſtigen äußeren Umſtänden lebenden Anftalts- 


inſaſſen vorgenommen werden, ſondern auch bei der freien, der armen und ins- 


beſondere der arbeitenden Bevölkerung. Solange ſolche methodiſchen 
Unkerſuchungsergebniſſe nicht vorliegen, müſſen wir uns mik den vorhandenen 
exakten Einzelunterſuchungen und ärztlichen Erfahrungen begnügen. a 

In der Phyſiologiſchen Geſellſchaft berichtefen im Juni dieſes Jahres die Pro- 
feſſoren Zunz und Loewy eingehend über Skoffwechſelunkerſuchungen, welche 
ſie in den vorangegangenen Wochen bei ſich ſelbſt unter allen wiſſenſchaftlichen 
Kaukelen angeſtellt hatten. Beide haften infolge der Kriegskoſt ſeit den letzten 
Monaten erheblich an Gewicht verloren; der eine 5,3 Kilogramm gleich 8,5 Prozent, 
der andere bis zu 8 Kilogramm gleich 12 Prozent des früheren Gewichts, nachdem 
ſich aber dieſe Gewichtsabnahme vollzogen hatte, trat »wieder faſt Konſtanz des 
Körpergewichts ein mit allerdings noch ekwas Neigung zu weiterem Sinken «. »Wie 
kommt dieſe relative Konſtanz zuſtande? Beſteht etwa eine der Gewichtsabnahme 
enkſprechende Minderung des Energieverbrauchs?« Zur Beankworkung dieſer 
Frage unferfuhten fie den reſpiratoriſchen Skoffwechſel, den Sauerſtoffverbrauch 
und die Kohlenſäureausſcheidung (den »reſpirakoriſchen Quofienten«) in der Ruhe- 
lage, und fanden in der Tak ein ſehr beträchtliches Minus der Verbrennung gegen 
früher, und zwar war die Abnahme des Verbrauchs an Sauerſtoff ſtärker als die 
des Körpergewichts. Trotz dieſer auffallenden Erniedrigung des Skoffumſatzes, der 
Skickſtoffausſcheidung in Harn und Kok und der Wärmeerzeugung und damit der 
Energieenkwicklung, fühlten ſich beide Forſcher geſund und leiſtungsfähig — nach 
Schwund der Fektreſerven war (durch Minderung des Energieverbrauchs um 7,3 
Prozent rejpekfive 12,2 Prozent) eine Konſtanz des Körpergewichts eingefrefen —, 
fie ließen es aber dahingeſtellt fein, wie weit dieſe durch die Lebensmikkelknappheik 
der legten Monate auch bei ihnen bedingte Mindererzeugung an Energie beim 
körperlich ſchwer arbeikenden Menſchen eine verringerke Arbeitsleiſtung, leichtere 
Ermüdbarkeit und verringerte Widerſtandsfähigkeit gegen krankmachende Einflüſſe 
(befonders Krankheitsverſchlimmerungen bei ſchon beſtehenden Krankheitsanlagen) 
nach ſich ziehen können. a 

Die ärztlichen Erfahrungen der letzten Monate decken ſich mit dieſen Ergeb- 
niſſen exakk-wiſſenſchaftlicher Unterfuhung und machen die Bejahung jener von 
den beiden Forſchern vermuteten Beſchränkung in Arbeitsfähigkeik und Aus- 
dauer als Folge der Unkerernährung mindeſtens wahrſcheinlich, insbeſondere bei 
Frauen und alten Leuken. Die Erkrankungs- und Sterbeziffern im Reich laſſen 
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ſich zur objektiven Berechnung dieſer Geſundheitsſchädigungen noch nicht ver- 
werten, erſt das Jahr 1916 (und die folgenden Jahre!) dürften die zahlenmäßigen 
Beweiſe dafür erbringen. Die zunehmenden Todesfälle der alten Leuke in den 
Berliner Hoſpitälern ebenſo wie die ſtakiſtiſch jetzt bereits feſtſtehende Steigerung 
der Berliner Mortalität um 8 Prozenk laſſen jetzt ſchon einen Schluß zu auf die 
Schwere dieſer Schäden. Wir Arzte ſehen kagkäglich, wie die Frauen der arbeiten 
den Klaſſen, die Alten, die Tuberkulöſen, die Blukarmen und Nervöſen herunker⸗ 
kommen. Freilich nicht allein durch den abfolufen oder relativen Mangel an Nah- 
rung, ſondern auch durch den ſeeliſchen Druck, durch Mangel an Schlaf und Über- 
anſtrengung, durch die beſtändige Sorge der Hausfrau, was ſie einkaufen und ihrem 
Manne, ihren Kindern vorſetzen ſoll, durch vermehrte Beſchäftigung in der Indu- 
ſtrie und im Verkehrsweſen — bei Forkfall der Schutzbeſtimmungen 
für die arbeitende Frau, durch Nachtarbeit, Überſtunden, Kummer und 
Seelenangſt um den Gefallenen oder gefährdeten Mann und Sohn uſw. Und wir 
Ärzte find außerſtande zu helfen, ſelbſt die Möglichkeit, die Kranken und Er- 
holungsbedürftigen vorübergehend in Anſtalken und Heimſtäkten zu bringen, iſt 
uns nahezu genommen, weil die Krankenkaſſen die Aufnahme erſchweren oder 
verſagen, die Heimftätten für Nichktuberkulöſe ſeit Kriegsbeginn geſchloſſen, die 
für Tuberkulöſe aber derart überfüllt ſind, daß die Frauen wochen- und monafelang 
vorgemerkt werden müſſen, wenn fie überhaupt Aufnahme finden. 

Vor einigen Wochen hat bei einem Vortrag Profeſſor Rubner vorge- 
rechnet, wie verkehrt die Frauen handelten, wenn ſie viele Stunden bei Wind und 
Wetter auf der Straße ſtänden, um Bukker zu erhalten — ſie verlören durch das 
Stehen an Körperbeſtand mehr, als fie an »Kalorien« durch die Butter gewännen; 
im geſundheitlichen Intereſſe, zur Aufrechkerhalkung ihres Körperbeſtandes han- 
delten fie vernünftiger, wenn fie dieſe Stunden ſich hinlegten und zum Schlafe be- 
nutzten, wobei ſie weniger verbrauchten und ihr körperliches und ſeeliſches Gleich- 
gewicht behielten. Der Gelehrte überſieht nur, daß dieſe Frauen auch nicht einmal die 
geringe Menge Butter, die ſie glücklich heimbringen, für ſich verwenden können, jon- 
dern auch noch dem Mann und den Kindern davon abgeben müſſen. Kein Wunder, 
daß gerade die Frauen entjeglich abmagern, ihre Elaſtizikät und ihre Widerſtands- 
fähigkeit verlieren und zuſammenbrechen und ſich erſt mühſam erholen, wenn es dem 
Arzt gelingt, fie für Tage und Wochen im Bett zu halten. 

Seit der Lebensmittelknappheit dieſes Jahres und der damit einſetzenden 
„Rakionierung« der Haupfnahrungsmittel iſt der Gewichtsverluft ein allge- 
meiner und auffälliger, kommt auch der ar beitende Mann nicht mehr zum 
Wiedererſatz des käglich Verbrauchken. Eine von ſachverſtändiger Seite aufge- 
machte Rechnung ergab, daß bei gleichmäßiger Verkeilung der vorhandenen 
Lebensmittel unter die Geſamkbevölkerung noch nicht die 9 älfke der von 
dem ſchwer arbeitenden Mann käglich verbrauchken und be- 
nötigten Kalorien durch den auf ihn fallenden Teil der vorhandenen Nah- 
rung wieder erſetzt wird. 

Es zeigt ſich alſo unwiderleglich, daß die beſtehende Nahrungsmittelverjorgung 
in Verbindung mit der ſtetig zunehmenden Teuerung die Gefahr der Unterernäh- 
rung für die weiteften Volkskreiſe bereits heraufbeſchworen hat und der uner- 
trägliche Zuſtand bereits erreicht iſt, den Profeſſor Rubner dahin zuſammenfaßk: 

»Ein Notſtand (in der Ernährung) krikt nicht efwa dann erſt ein, wenn eine 
Nation zum Mindeftmaß der möglichen Lebenshalkung herunkergeſunken iſt, jon- 
dern wenn dieſe nationale Ernährung überhaupk in ihrem durchſchnittlichen An- 
gebot nur weſentlich ſchwankk. Das bedeutet politiſch ſchon den weſenklichen Zu- 
ſammenbruch und das Gefühl der Hungerzuſtände in der Mafje.« 

Diefen Erwägungen hat ſich auch das Kriegsernährungsamk auf die Dauer 
nicht verſchließen können. Unterm 28. Auguſt wird amtlich gemeldet, daß nunmehr 
wenigſtens die Schwerarbeiker eine vermehrte Brotration dauernd erhalten ſollen. 
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Es ſollte noch einen Schrift weikergegangen werden und angeficht3 der guten Brot- 
gefreideernte des Jahres 1916 die ganze Bevölkerung in der Brokverſorgung ge- 
beſſert werden, indem man vom K- Brok abſieht und den Bäckern erlaubt, reines 
Roggenbrot wie vor dem Krieg zu backen, oder wenigſtens den zuläſſigen Kar- 
ktoffelzuſatz auf 5 bis 10 Prozenk herunkerſetzt. 
»Die Kartoffel gehört in das Brokgekreide nicht hinein. Man überlaſſe doch 
dem WMenſchen, wieviel er Brot und wieviel er Karkoffeln eſſen will, zwinge den 
einzelnen aber nicht, immer Karkoffeln zu verzehren. Billige Karkoffeln neben Brot 
find für die Volksernährung wichtiger als »geftreckte Brotmengen« und keurere Kar- 
koffeln.« (Rubner.) Die Brokverfälſchung durch die Karkoffel war, das haben die 
beiden Kriegsjahre hinlänglich bewieſen, ein ſchwerer Fehler, es iſt hohe Zeit, daß 
dieſer Fehlſchritt zurück getan wird. 
überall in den Anſtalten wie in der Familie der nichkbeſitzenden Schichten 
wird in erſter Reihe das alte Brok vermißt, das Brok in feiner alten Qualität und 
Quantität — nach wie vor gibt es unzählige Leute, die das Karkoffelbrot nicht ver- 
fragen und nicht mögen. Dank der Ernte dieſes Jahres könnte das Brokbedürfnis 
dieſer Schichten wohl wie früher in normalen Zeiten befriedigt werden, wenn auf 
der einen Seite Brolgekreide nicht mehr verfüttert und auf der anderen Seite nicht 
zur Brannkweinerzeugung abgegeben würde. Freilich find beide Verbote nötig und 
zu fordern, um das Brokgekreide, dieſes wichligſte aller Nahrungsmittel, allen Be⸗ 
dürftigen zukommen zu laſſen. 


Literariſche Rundſchau. 


Kriegsgegner in England. Nach engliſchen Quellen dargeſtellt von ***. 2. Auflage. 
München, Verlag von G. Birk & Co. 


Es fällt ſchwer, ſich heute eine Vorſtellung davon zu machen, wie ſich nach dem 
Kriege die unausbleibliche Anbahnung inkimer geiſtiger Beziehungen zwiſchen den 
entfremdeten Nationen wieder verwirklichen ſoll. Nicht nur, daß kakſächlich ein 
ungeheuerlicher Strom Blutes zwiſchen den Völkern gefloſſen iſt und ein Belt ge- 
wühlt hat, das in die Erdoberfläche kiefer einſchneidek, als der wildeſte Gieß⸗ 
bach im ſteilſten Gefälle je vermoht häkte. Nicht nur, daß alle materiellen 
und geiſtigen Bande über Jahre hinweg zwiſchen den Feinden abgeriſſen waren 
und die mühſeligſte ſtückweiſe Anknüpfung erheiſchen werden. Noch ſchlimmer er- 
ſcheint von unſerem Standpunkk aus das unabſehbare Maß von Nakionalhaß, das 
während dieſes Krieges notwendig ins Kraut ſchießen mußte, in der Treibhaus- 
hitze der heimiſchen Kriegslikerakur bei allen Völkern übrigens zu Haufe un- 
gleich üppiger gedieh als in den Reihen der Kämpfer ſelbſt — draußen hat der 
gewaltige Anhauch der Wirklichkeit, die Unmiktelbarkeit des käglichen Lebens und 
des käglichen Sterbens, die allmählich immer ſtärker aufdämmernde Erkenntnis 
von der Achkbarkeit jedes Feindes, den ein blinder Zufall uns enkgegenwirft, die 
anſtrengende Tätigkeit in freier Natur, erſchütternde Erlebniſſe von Schmerz und 
Angſt die Gemüter doch mehr und mehr geläuterk. 

Die kollſten Spukgeſtalten, wie fie die Phantaſie eines auſtraliſchen Medizin- 
manns für ſeine Teufelsbeſchwörungen nicht häßlicher aushecken könnke, haben die 
einzelnen Nationen in dieſem Kriege voneinander entworfen. Manche Leute ſahen 
in dem modernen Franzoſen nur noch die perverſe Enkarkung einer verfaulenden 
Großſtadtkultur verkörpert, während andere umgekehrt in den Deutſchen nur die 
primitiven Verkreter einer kannibaliſchen Eiszeitraffe mit allen ihren anthropolo⸗ 
giſchen Merkmalen erkannken. Nicht bloß Mars, auch Apoll und alle neun Muſen 
haben in dieſem Kriege Orgien gefeiert. Sie werden vor Beſchämung und Schauder 
erröfen, wenn fie aus ihrem Rauſche dereinft erſt ganz erwacht find. 


Literariſche Rundſchau. 693 


Nichts erſcheint uns geeigneter, der auch in Deukſchland keilweiſe graſſierenden 
Völkerverhetzung entgegenzuwirken, als eine Broſchüre, die in München unter 
dem Titel Kriegsgegner in England von leider ungenannker Seite her— 
ausgegeben wurde. Es handelt ſich um eine Sammlung von 20 Dokumenten, Ar- 
tikeln und offenen Briefen, die in der engliſchen Preſſe während der erſten Kriegs- 
monate erſchienen find. Der Herausgeber weiß in engliſchen Verhältniſſen genau 
Beſcheid und hat die Sammlung mit einem klugen, zweckentſprechenden Vor- und 
Nachwort, die einzelnen Nummern mik informierenden Bemerkungen über die 
Verfaſſer und ihre Stellung in der engliſchen Öffentlichkeit verſehen. Die Artikel 
ſtammen in der Haupkſache aus der »Nation«, dem »Labour Leader« und den 
Kreiſen der Unabhängigen Arbeiterpartei, die ſeit Beginn der Kakaſtrophe ihre un- 
erſchrockene Stimme gegen den Krieg immer kräftiger erhoben hak. Neben be— 
kannten Journaliſten finden ſich Nokabilikäten wie der Akademiker Berkrand 
Ruſſel und wie Bernhard Shaw unter den Schreibern der hier vereinigten Ar- 
kikel. Es liegt in der Nakur einer derartigen Sammlung, daß fie kein einheitliches 
politiſches Programm für die Zukunft noch eine tiefgreifende kritiſche Analyſe der 
politiſchen Vergangenheit Europas, die zum Kriege geführt hat, bringen kann. 
»Dies iſt aber auch gar nicht das Ziel des Herausgebers. Er will ganz einfach zeigen, 
daß die bei uns verbreiteten Vorſtellungen von dem kalten Egoismus und der 
dämoniſchen Kriegsluſt des geſamken engliſchen Volkes auf Irrtum beruhen, daß 
die große Maſſe der Engländer ſich bei Kriegsausbruch ungefähr in derſelben Lage 
befand wie wir ſelbſt: fie wurden vom Strudel der Ereigniſſe überraſcht und über- 
flufef, die Mehrzahl übernahm die öffenklich ausgegebene Parole krikiklos und 
ohne die Möglichkeit, fie ſelbſtändig prüfen zu können. Eine kleine Minderheit 
freilich bildete in England vom erſten Tag an eine rühmliche Ausnahme. Die jahr- 
hunderkalte politiſche Schulung des Engländers mag ihr dabei zugute gekommen 
fein. Sie hielt ſich von allem Blukkoller, von aller Kriegsbegeiſterung und von der 
epidemiſch auftretenden Kriegsphraſeologie frei. Sie ſuchke ſich klar und kühl über 
die Situation Rechenſchaft zu geben, und ſie ließ das Banner der früheren Ideale, 
die entweder ausgeſprochen ſozialiſtiſcher oder bürgerlich -pazifiſtiſcher Nakur waren, 
nicht wie einen beliebigen naſſen Lappen von der Skurzwelle neuer Strömungen 
davontreiben. Man ſieht in dieſen Arkikeln mit Erſtaunen, welch ein Maß von 
Beſonnenheit, Wirklichkeitsſinn und politiſcher Reife ſich einzelne Köpfe in Eng- 
land ſelbſt während der ſtürmiſchen Auguſt- und Sepkembertage des Jahres 1914 
bewahrt haben. Man bewundert den Muk und die echt engliſche Selbſtverſtänd— 
lichkeit, mit der dieſe Prediger in der Wüſte ihre Überzeugung verkreken, die Ge— 
mütsruhe, mit der zum Beiſpiel G. Lowes Dickinſon in »The Daily News and 
Leader« ſich dagegen wehrt, »daß belgiſche, franzöſiſche und britiſche Truppen in 
Deutſchland die Greuel wiederholen ſollen, die man den Deutſchen in Belgien zu- 
geſchrieben hat«. Und man beneidet diefe Gentlemen um die Flügelfreiheit, mit der 
fie gegen die Ausſchreikungen ihrer »eigenen Preſſe und die niedrige Denkark, 
welche ſich ihrer zurzeit bemächtigt hat«, zu Felde ziehen. Kein Zweifel, ſolche 
Stimmen der Mäßigung und Menſchlichkeit find, vollends während jener erſten 
Monate, in keinem anderen kriegführenden Lande ähnlich zu Worte und jeden- 
falls nicht zu fo weitreichender Geltung gekommen. Der Herausgeber, der im 
übrigen der Politik des engliſchen Kabinekts durchaus feindſelig gegenüberſteht, 
jagt richtig: »Man wird mit Erſtaunen wahrnehmen, welche Preßfreiheit unter 
Kriegsgeſetz drüben herrſchke.« Er rühmt die Sachlichkeit, mit der in England von 
jenen praktiſchen Idealiſten die Frage der Kriegsziele venkiliert werden konnke, 
und nachdem er den entgegengejegten Maßnahmen anderer Regierungen eine 
diplomatiſche Verbeugung gemacht, gibt er auch einen Schlüſſel für das hohe poli— 
kiſche Niveau und die geiſtige Unabhängigkeit jener Kriegsgegner: »In England 
hat man ſich während mehrerer Jahrhunderte um Politik bekümmern können und 
müſſen, in Deutſchland erſt ſeit vierzig Jahren.« Gewiß haftet dem einen oder an- 
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deren dieſer Artikel ein Reſt nationaler Beſchränktheik an. So wird bei der vor- 
geſchlagenen Regelung der Nakionalikäkenfrage, für die durchaus generelle Pro- 
grammforderungen aufgeſtellt werden, die iriſche, ägypktiſche und indiſche Frage 
nur ganz gelegenklich und behutſam berührt. Aber im ganzen wird es doch immer 
ein Ruhmeskitel jener engliſchen Elite bleiben, daß bei ihr ftaft aller Gloria⸗ 
Vikkoria-Geſänge vom erften Tag ab die Kritik des politiſchen Syſtems, das zum 
Kriege führte, eingeſetzt hat, in einer Zeit, wo bei uns zum Beiſpiel ein demokra- 
kiſcher Gelehrter wie Oſtwald ſchlicht erklärte, es ſei die Miffion der Deutſchen in 
dieſem Kriege, die Organifation der deukſchen Mobilmachung auf die übrige Welt 
zu übertragen. Wenn einzelne dieſer engliſchen Idealiſten auch nicht bis auf die 
materiellen ökonomiſchen Gründe des gegenwärtigen Zuſammenſtoßes und Zu- 
ſammenbruchs hinabdringen, ſo zeichnen ſie doch die äußeren Merkmale unſeres 
politiſchen Syſtems mit ſicheren Strichen, und die Ark, wie fie über die Nokwendig⸗ 
keit der demokrakiſchen Kontrolle, über das diplomatiſche Geheimweſen und an- 
deres reden, haft gerade für jenen Zeitpunkt etwas Herzerquickendes. Eine Skel- 
lung für ſich nimmt eine Studie von Bernhard Shaw: »Der letzte Sprung des 
alten Löwen« in dieſer Sammlung ein. Sie gehört wohl zum Glänzendſten, was im 
engen Rahmen einiger Seiken über England und den Krieg geſchrieben worden iſt, 
fie atmet den politifchen Inftinkt Heines und die welkmänniſche Überlegenheit Lord 
Byrons. Wit künſtleriſchem Gefühl hat der Herausgeber den geiſtreichen Feuer- 
wagen des iriſchen Satirikers an den Schluß ſeiner Sammlung geſetzt. Vergleicht 
man damit die Bänkelſängerverſe eines Haupkmann oder Dehmel aus der gleichen 
Zeit, jo empfindet man allerdings, was es heißt, daß in England ſchon ſeit ein 
paar hundert Jahren Politik getrieben wurde, in Deutſchland erſt ſeit vierzig. 
Die Veröffenklichung dieſer Kundgebungen in deutſcher Sprache iſt ein poli- 
liſcher Griff, der mit der Zeit ſeine Wirkung kun wird. Man muß das feindliche 
Ausland ſelbſt zum Worke kommen laſſen, wenn man ſich ein objektives Bild von 
den dork herrſchenden Strömungen machen will. Nur auf dieſem Wege kann die 
Umſtimmung der aufgepeitſchkten Gemüter ins Werk geſetzt werden, nur jo können 
die Völker über ſich und den Nachbarn allmählich wieder zur Beſinnung kommen. 
Auch nach dem Kriege wird nichts wichtiger fein als die Tätigkeit von Geiſtern, 
die in der engliſchen und deutſchen Kultur genügend bewandert find, um hier neue 
Brücken zu ſchlagen. Nichts wird heilſamer ſein als das Wirken von Händen, die, 


wie die des Herausgebers, gütig und feinfühlig genug ſind, um die zerriſſenen 


Fäden erfolgreich neu zu knüpfen. H. Robert. 


Dr. Leon Schulman, Zur kürkiſchen Agrarfrage. Paläſtina und die Fellachen⸗ 
wirktſchaft. Zweite Veröffenklichung des Archivs für Wirkſchafksforſchung im 
Orient. Weimar, Verlag von G. Kiepenheuer. 182 Seiten. 


Dr. Leon Schulman ſtammk ſelbſt aus Paläſtina und hat dort Beobachtungen 
über die Fellachenwirkſchaft angeſtellt; die dorfigen Verhälkniſſe betrachtet er als 
Muſterbeiſpiel auch für die der übrigen Türkei. Obſchon er nicht gerade viel Neues 
mitteilt, verdient dieſe Veröffenklichung als eine zuſammenfaſſende Darſtellung der 
beſtehenden Verhältniſſe in Paläſtina weitgehende Beachtung. Seine Schluß⸗ 
folgerungen find dagegen zum Zeil übertrieben, und feine Zukunftshoffnungen be- 
zeugen, daß hier der Wunſch der Vaker des Gedankens iſt. Die jüdiſchen Zioniſten 
treffen ſich in der Beurkeilung der Enkwicklungsmöglichkeiken Paläſtinas mit den 


deutſchen vorderaſiatiſchen Imperialiſten, während ernſte und ſachliche Beurkeiler 


der Lage in dieſer Beziehung ganz anderer Meinung ſind. 

Das ganze Werk zerfällt in drei Teile: im erſten wird Paläſtina als Wirk. 
ſchaftsgebiet in hiſtoriſcher Entwicklung kurz geſchildert; der zweite bringt die be- 
ſtehende Agrarverfaſſung zur Darſtellung, und der dritte Teil beſchäftigt ſich mit 
den Steuer- und Zollproblemen und ihrem Einfluß auf die Wirkſchaftslage der 


Be > Des 


Literariihe Rundſchau. | 695 


Bauern. Am inkereſſankeſten iſt nakürlich der zweite Teil. Hier wird vor unſeren 
Augen ein Bild mittelalterlicher orientalifher Feudalwirkſchaft aufgerollt, daß der 
Leſer ſtaunt, wie eine ſolche im zwanzigſten Jahrhundert noch möglich iſt. Im all- 
gemeinen finden wir auch in Paläſtina die gleichen Grundbeſitzformen wie überall; 
nur daß das »Mirieland« (Staatsland) den weitaus größten Teil des Bodens um- 
faßt, während der Privakbeſitz (»Mülkland«) nicht etwa Bauernland bedeuket, fon- 
dern ſtädtiſchen Großgrundbeſitz, der in kleinen und kleinſten Parzellen zerſtückelt 
und gegen Nakuralpachk an Fellachen vergeben iſt. Daß die Lage des Pächters von 
jeher eine äußerſt ſchlechte, iſt wohlbekannk. Wichtig iſt es aber, zu erfahren, wie 
die neuzeitliche Koloniſation Paläſtinas auf dieſe Verhälkniſſe eingewirkf hat. Es 
erweiſt ſich nun, und das mögen ſich alle Befürworter der modernen Kolonial- 
politik merken, daß die Erſchließung Paläſtinas für den Weltverkehr die Lage der 
Bauern ſtark verſchlechkerk hat. 

»Vor dem Beginn der Koloniſakion bis zu den Jahren 1860 bis 1870«, ſagk 
Schulman, »verfolgte der jetzige Großgrundbeſitzer das Inkereſſe, die Bauern mög— 
lichſt auf dem von ihnen vor Jahren in Beſitz genommenen Boden zurückzuhalten. 
. . . Es iſt nun ſelbſtverſtändlich, daß der Beginn der Koloniſation, die mit den groß- 
zügigen Mitteln einjeßte, hierin Wandel geſchaffen hakte.« Einerſeits fand es 
der Bauer für vorkeilhafter, als Taglöhner auf fremden Gütern zu arbeiten, und 
verließ »ſein« Feld; »andererſeits aber mußten viele Bauern auch unfreiwillig 
ihren Boden räumen, und zwar nicht felten unter dem Drucke der Staatsgewalt. 
Der Großgrundbeſitzer, der von jeher, wie übrigens noch jetzt, feinen Boden als 
Spekulationsgut betrachteke, ſah nicht unkätig dem Steigen der Bodenpreiſe zu. 
Während früher ihm an dem Erkrag des Bodens gelegen war und an der Erhal— 
fung der Bauern, jo fand er nunmehr größeres Inkereſſe daran, den Boden zu ver— 
kaufen und den Bauern oder richtiger den Nakuralpächker zu verdrängen.« Schul- 
man zitiert dann einen Herrn Smilanſky, der in einer jüdiſchen Zeitſchrift 
offen feſtſtellt, daß die jüdiſche Koloniſatkion Paläſtinas zur Verdrängung der 
Bauern aus ihren Dörfern geführt hat; von den ungeheuren Summen, die die 
Juden für die gekauften Grundſtücke zahlken, »genoſſen die Fellachen fo gut wie 
gar nichts« (S. 45 bis 47). Schulman führt dann noch einige Beiſpiele der un- 
erhörten Spekulation und Preiskreiberei an. Ein Gut, das vor 20 Jahren mit 
400 Franken gekauft wurde, iſt für 20 000 Franken veräußert worden; in der 
deutſchen Kolonie Sarona bei Jaffa koſteke ein Hektar Boden beim Erwerb des 
Bodens im Jahre 1871 200 Franken, wofür man jetzt 4000 bis 5000 zahlt. (S. 55.) 

Zwiſchen verſchiedenen Forſchern der Türkei hat ſich ein Streit über die An- 
ſiedlungsmöglichkeiken der Aſiatiſchen Türkei enkſponnen. Während Profeſſor War- 
burg, dem ſich Schulman anſchließt, glaubt, die Bevölkerung Paläſtinas könne auf 
5 Millionen erhöht werden, zeigt Profeſſor Philippſon in einer jüngſt erſchienenen 
Schrift über das Türkiſche Reich (die im gleichen Verlag wie Schulmans Arbeit 
in Weimar erſchienen iſt), daß die Bevölkerungsdichke Paläſtinas mit efwa 30 Ein- 
wohnern pro Quadratkilometer der der anderen Witktelmeerländer enkſpricht und 
daß Paläſtina aus natürlichen Gründen keinen Raum für fremde Zuwanderer 
bietet. Ohne auf die geographiſchen und klimakiſchen Verhältniſſe Paläſtinas näher 
einzugehen, können wir aus der Takſache, daß die jüngſte Koloniſakion Paläſtinas 
nicht durch Urbarmachung jungfräulichen, noch nicht kultivierten Bodens, ſondern 
durch Verdrängung der alten Einwohner vor ſich geht, ſchließen, daß in Pa- 
läſtina in der Tak kein Platz für Zuwanderer vorhanden iſt. 
Umgekehrt beſteht dort Boden mangel ſelbſt für die einheimiſche Bevölke— 
rung, und von einer Bevölkerung von etwa 700 000 Perſonen wandern allein nach 
Amerika jährlich über 10 000 aus! Ferner geht die agrariſche Auswanderung doch 
normalerweiſe aus Ländern mit hohen Bodenpreiſen nach Ländern mit 
niedrigen Bodenpreiſen: die Bauern entfliehen der ſteigenden Grund- 
rente. In Paläſtina aber find ſchon heute die Bodenpreiſe außerordentlich hoch. 
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Welch wirkſchaftlichen Sinn kann die Einwanderung dorthin alfo noch haben? Und 
katſächlich ſtellt Schulman ſelbſt feſt, daß die Renkabilität der jüdiſchen Kolonien 
von Jahr zu Jahr finkt.. 

Damit erledigen ſich alle Zukunftshoffnungen Schulmans (wie übrigens auch 
der Zioniſten). Den Gekreidebau in Paläſtina zu erhöhen, wo er nur als Ter- 
raſſenbetrieb nach chineſiſcher Ark geführt werden kann, iſt ſelbſt mit Hilfe von 
Schutzzöllen, für die Schulman eintritt, nicht mehr möglich, ſobald Paläftina dem 
Weltverkehr geöffnet wird. Inkenſiver Bekrieb wie der Gartenbau fordert dabei 
eine Menge Arbeitskräfte und nahen Abſaßmarkk; an beiden mangelt es aber in 
Paläſtina, das aus Mangel an Kohle und Eiſen ſo gut wie keine Ausſicht hat, 
eine bedeutende eigene Induſtrie zu entwickeln. Die Tatfache, daß die Bekriebs⸗ 
weiſe der Juden der der Araber gleich iſt, obgleich die jüdiſchen Koloniſten über 
Mittel und die notwendigen kechniſchen Kennkniſſe verfügen, zeigt, daß die Be⸗ 
kriebsweiſe in den nakürlichen und allgemeinen wirkſchaftlichen Verhältniſſen des 
Landes kief verankert iſt und auch durch eine einfache Anderung des Steuer- und 
Zollſyſtems kaum bald geänderk werden kann. 

Schulman ſchreibt den Kapitulationen in der Türkei eine viel zu große Rolle 
zu. Sicher waren ſie für die wirkſchaftliche Entwicklung des Landes hinderlich; ob 
aber nach ihrer Abſchaffung das Skeuerſyſtem werde abgeändert werden können, 
ob nach dem jetzigen Kriege der Steuerdruk auf die Volksmaſſen gelindert wird, 
ift durchaus zweifelhaft. Schulman überſiehk die Abhängigkeit des Steuer- und 
Zollſyſtems von den allgemein wirkſchafklichen, ſozialen und politiſchen Verhält- 
niſſen des Landes. Schon fein Reformprogramm: Schußzoll, Schaffung und Er- 
richtung guter Kommunikakions- und Transportmittel, Verſuchsſtationen, land- 
wirkſchaftliche Schulen, Gewährung von billigen Betriebs- und Meliorafions- 
krediten, Errichtung und Ausbau von ländlichen Induſtrien zur Verarbeitung der 
Rohſtoffe erfordern viele Jahrzehnte, vor allem aber die völlige Umgeſtal⸗ 
tung des Charakters des heutigen Staates aus einem halb- 
feudalen Militär- in einen Kulturſtaat. Wenn aber ſchon vor den 
letzten Kriegen die Ausgaben für Heer, Marine und den Schuldendienſt 80 Pro- 
zent der Einnahmen verſchlungen haben, wie wird es erſt nach dem jetzigen Kriege 
werden! Darum muß auch Schulman, um für feine Zukunftsträume eine Stütze zu 
finden, den Geiſt Jeſaias' anrufen, der »einen neuen Himmel und eine neue Erde 
ſchaffen wollte, daß man der vorigen nicht mehr gedenken noch zu Herzen nehmen 
wird«. Nur find die herrſchenden Klaſſen heute dazu nicht mehr fähig. Einen neuen 
Himmel und eine neue Erde« wird erſt das ſiegreiche ſozialiſtiſche Proletariat durch 
die neue wirkſchaftliche und ſoziale Organifation der Welk ſchaffen! Sp. 


Anzeigen. 
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Die erſte Pflicht der Parkeikonferenz. 
N Von Ed. Bernſtein. f 


In Blättern der Fraktionsmehrheit iſt behauptet worden, die Oppoſikio 
gegen die Mehrheit habe den Kriegsplan, in die Debakten der Parteikonfe- 
renz fo viele Streitfragen aller Art hineinzuwerfen, daß es über fie zu keiner 
ſchlüſſigen Enkſcheidung kommen werde. Dieſe Behauptung iſt vom »Vor- 
wärts« als ganz unbegründet zurückgewieſen worden, und in der Tat könnte 
die Oppofition, an ihrem eigenen Standpunkt gemeſſen, nichts Sinnwidti- 
geres kun, als in folder Weiſe eine klare Auseinanderſetzung über die 
beiden Haupkfragen zu hinterkreiben, die für das ganze Zuſammenhaltken 
und Zuſammenarbeiten der Parkei grundlegend ſind: die Frage der Stel— 
lung zum Kriege, den Kriegszielen und den Kriegskrediten und die Frage, 
ob und wie weit in bezug auf dieſe Fragen bei Abſtimmungen in den Par- 
lamenken Zwang auf Minderheiten ausgeübt werden ſoll. 

Daß von der Ankwork auf dieſe beiden Fragen alle übrigen vor die 
Parkeikonferenz zu bringenden Fragen erſt ihr wahres Geſicht erhalten, iſt 
fe augenſcheinlich, daß es faſt überflüſſig erſcheint, darüber noch ein Wort 
zu verlieren. um es jedoch an einigen Beiſpielen greifbar zu veranſchau— 
lichen, ſo ſei nur darauf verwieſen, daß die Ernährungsſchwierigkeiten, unker 
denen unſer Volk und die anderen Völker jo furchtbar leiden, weder von 
dieſer oder jener einzelnen Maßregel verurfacht find, noch durch dieſe oder 
jene einzelne Maßnahme behoben werden können, ſondern ihre enkſchei— 
dende Urſache im Krieg und feiner Dauer haben, daß die Finanzpolitik und 
die Steuerbedürfniſſe mit der Dauer und Ausdehnung des Krieges ihr Ge- 
ſicht verändern und daß alle Pläne auf wirtſchaftspolitiſche Aktionen der 
Partei nach dem Kriege in der Luft ſchweben, ſolange wir gar keinen An— 
haltspunkt dafür haben, wann und wie Deutichland wirtſchaftspolitiſch aus 
dieſem Krieg herauskommen wird. Außerdem ſind die Meinungsverſchieden- 
beiten in bezug auf dieſe und ähnliche Fragen nur inſofern ernſthafker 
Natur, als ſie durch die Stellung zur Kriegsfrage ſelbſt beeinflußt find. So- 
weit dies letztere nicht der Fall iſt, iſt die grundſätzliche Stellung zu ihnen 
durch allgemein anerkannte Programmſätze und Kongreßbeſchlüſſe der 
Partei beftimmt, jo daß es ſich zum Beiſpiel bei der gewiß wichkigen Er- 
örterung von Forderungen in Sachen der Ernährungsfrage mehr um den 
Auskauſch von Erfahrungen als um die Geiſter erhitzende Gegenſätze kie⸗ 
ferer Art handeln würde. 

Weit entfernt, eine Verquickung der zwei erftbezeichnefen Fragen mit 
anderen wünſchen oder gar herbeiführen zu wollen, hal die Oppoſition viel- 
mehr alles Intereſſe daran, daß ſie ſo lange ſtreng auseinandergehalten wer- 
den, als nicht in bezug auf die erſteren durch eine ausgiebige Debatte klarer 
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Tiſch geſchaffen iſt. Ob die Oppofition bei einer daran anſchließenden Abſtim⸗ 
mung in die Winderheik kommt oder nicht, iſt ein für die geſchäftliche Be⸗ 
handlung der Tagesordnung der Konferenz nebenſächlicher Geſichtspunkk. 
Maßgebend muß für ſie ſein, daß zunächſt die Fragen behandelk werden, 
welche zu dem gegenwärtigen Konflikt in der Parkei geführt haben und ihm 
feinen Charakter geben. Sie mit anderen Fragen zu verquicken oder gegen 
andere zurückzuſeßen können nur diejenigen wollen, welche überhaupt aus 
dem einen oder anderen Grunde eine klare Auseinanderjegung über fie 
vermieden ſehen wollen. | 

Es braucht das nicht nofwendig aus unedlen Mokiven zu geſchehen. Es 
gibt Genoſſen, die da ehrlich glauben, ſobald es gelinge, die Partei auf ein 
Akkionsprogramm wirkſchafts- und fozialpolitiiher Forderungen und Vor⸗ 
ſchläge zu einigen, ließe ſich der ganze jetzige Streit überbrücken. Ein kon- 
ſtruktives Aktionsprogramm, wie man das auch nennt, ſoll der Partei über 
ihre jezigen Schwierigkeiten hinweghelfen. | 

Das iſt aber eine Unmöglichkeit. Verantwortliche Politiker, ſehen wi 

uns immer wieder vor Fragen und Aufgaben geftellt, die auf den Krieg 
direkt Bezug haben und denen auszuweichen Feigheit und Pflichtvergeſſen⸗ 
heit wäre. Uns ausſchließlich auf ſoziale Flickarbeit zu verlegen, die oben- 
drein aus den ſchon dargelegten Gründen ſehr zweifelhafter Natur ſein 
würde, auf das Wälzen des Steines des Siſyphus hinausliefe, hieße uns 
die Zeit mit Bauen von Kartenhäuſern verkreiben, während uns das Haus 
über dem Kopf brennk. Wir haben zuerſt daran zu denken und immer wieder 


daran zu denken, wie wir dem Brand zu begegnen haben, uns klar zu wer⸗ 


den, was wir kun können und deshalb auch ſollen, ſo wirkſam wie nur mög- 
lich zu ſeiner Löſchung beizukragen. 

Hier liegt die erſte Pflicht der Parkeikonferenz. So unangenehm es dem 
einzelnen ſein mag, wenn in anderen Zuſammenkünften Erörterkes noch 
einmal abgehandelt wird, ſo würde die Konferenz in jeder Hinſicht ſich zur 
Unfruchtbarkeit verurkeilen, wenn ſie dieſe Fragen in die zweite Linie ſetzen 
oder obenhin abkun wollke. Eine gründliche Erörterung der auf den Krieg 
bezüglichen Fragen iſt um ſo mehr erforderk, als fie die Frage unſerer Stel- 
lung in der Internationale und zu einer möglichen Zufammenarbeif mik der 
Inkernakionale für Zwecke des Kriegsendes umſchließt. Es handelt ſich hier- 
bei nicht nur um die Stellungnahme der Partei im Parlament, ſondern auch 
um unſere Stellung zu den Bruderparfeien in den anderen Ländern und 
den Anrufen, die aus jenen Reihen an uns ergangen ſind. 

Freilich iſt aus ſaktſam erörterfen Gründen die Zuſtändigkeit der Kon- 
ferenz ſehr zweifelhafter Natur. Aber dieſe Frage erhält erſt dann größere 
Bedeukung, wenn die Konferenz oder eine Mehrheit auf ihr verſuchen ſollte, 
ſie aus einer beratenden, als die fie einberufen iſt, in eine geſezgebende Ver⸗ 
ſammlung zu verwandeln. Wir wiſſen alle, was ihr fehlt, um die Voll— 
machken einer ſolchen in Anſpruch nehmen zu können. Sie iſt keine die 
Partei annähernd zutreffend verkrekende Zuſammenkunft. Ein großer Teil 


der Parkeigenoſſen iſt auf ihr unverkreken, und bei den Wahlen zu ihr hat 


eine freie, die zur Erörkerung kommenden Fragen von Grund aus beleuch— 
kende Beſprechung in der Preſſe und in Verſammlungen nicht vorausgehen 
können. So können daher ihre Beſchlüſſe oder Gukachten nicht die bindende 
Kraft von Kongreßbeſchlüſſen beanſpruchen. 


* 
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Aber fie wird die größte Zuſammenkunft von Vertrekern der Parkei 
ſein, die wir ſeit 1913 gehabt haben, und kann daher auch ohne das einen 
bedeutenden Einfluß auf die Weikerenkwicklung dieſer ausüben. Es kommt 
nur darauf an, von welchem Geiſt ſie ſich erfüllt zeigen und in welcher Rich- 
tung fie die Löſung des Konflikts ſuchen wird, der heute die Partei in allen 
ihren organiſchen Beſtandkeilen zu zerrükten droht. Es wird von ihrem Ver- 
lauf abhängen, ob das übel ſich verſchlimmerk oder ob das Mittel gefunden 
wird, den unvermeidlichen Kampf der Geiſter in der Parkei unker ſolchen 
Bedingungen ſich abſpielen zu laſſen, daß er dem Zuſammenhalt und der 
Leiſtungskraft der Sozialdemokratie nichk dauernd ſchweren Abbruch kuk. 

Das iſt die der Parkeikonferenz in bezug auf das organiſche Leben der 


Parkei geſtellte Aufgabe. Es läßt ſich im Augenblick, wo dieſe Zeilen ge- 


ſchrieben werden, noch nicht mit Sicherheit beſtimmen, welche der heute in 
der Parkei ſich gegenüberſtehenden Richkungen auf ihr die Mehrheit haben 
wird. Aber ſchon der Umſtand, daß die Reichstagsabgeordneken der Partei 
Delegierte fein werden und der ganze Einfluß des Parteivorſtandes und des 
größten Teiles der Parkeibureaukrakie im Sinne der Frakkionsmehrheit ar- 
beiket, ſtellt eine Mehrheit für dieſe auf der Konferenz in ſichere Ausficht. 
Es wird ſich alſo fragen, ob dieſe Mehrheit das Vorbild, das ihr die Frak- 
kionsmehrheit im Verhalten gegenüber der Minderheit geliefert hat, nach- 
ahmen oder die Erfahrungen beherzigen wird, die deren Politik des 
Zwanges auf die Gewiſſen zur Folge gehabt hat. 

Daß jeder Verſuch ſcheikern muß, die Minderheit von der Verkrekung 
deſſen abzuhalken, was ſie in bezug auf den Krieg und die Kriegspolitik für 
ihre unabweisbare Pflicht hält, kann ſich niemand mehr verhehlen, der den 
Gang der Debatten in der Parkei mit offenen Augen verfolgt hat. Ebenſo 
hat es ſich deutlich gezeigt, daß an wichkigen Parteiorken die große Mehr- 
heit der Parkeimikglieder, an anderen erhebliche Minderheiten hinter der 
Fraktionsminderheit ſtehen und dieſe überall mit Leidenſchaft für fie ein- 
krekende Anhänger hat — kurz, daß es ſich bei ihr nicht, wie man es erſt 
hinzuſtellen ſuchte, um die Auflehnung einiger Doktrinäre und Ulfraradi- 
kalen, ſondern um eine kiefgehende Bewegung in der Arbeikerſchaft han- 
delt, die keine Gewaltmaßnahmen, keine Verdammungsbeſchlüſſe aus der 
Welt ſchaffen werden. Sofern alſo der Meinungskampf in der Partei nicht 
zur völligen Spaltung führen ſoll, was für die jetzt über die Mehrheit Ver⸗ 
fügenden nicht minder verhängnisvoll ausfallen würde als etwa für die 
Minderheit, gibt es nur zwei Wege zur Löſung des für die Partei erſtan- 
denen Problems: Verſtändigung zwiſchen Mehrheit und Minderheit 
über eine Politik, zu der fie ſich froß der obwaltenden Meinungsverſchieden— 
heiten zuſammenfinden könnken, oder Übereinkommen, während der 
Dauer des Krieges in allen den Fragen, über die Einigung nicht erzielt 
werden kann, der Winderheit das Recht zuzugeſtehen, ohne Gehäſſigkeit, 
aber mit ſachlicher Betonung ihrer abweichenden Anſchauung dieſe jelb- 
ſtändig zu verkreten. Ob das erſtere erzielt werden kann, iſt ziemlich un- 
wahrſcheinlich. Es wäre meiner Anſicht nach nicht unmöglich, wenn die 
Mehrheit ſich entſchließen könnte, zur Politik zurückzukehren, wie ſie den 
Einleikungsſätzen der Erklärung der Reichstagsfrakkion vom 4. Auguſt 1914 
und der urſprünglich von ihr beſchloſſenen Faſſung eines weikeren Satzes 
entſprechen würde, der damals nur aus äußerlichen Gründen abgeändert 
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wurde. Indes gebe ich mich über die Bereitwilligkeit dazu keinen Gelbft- 
käuſchungen hin, und daß die Winderheit von ihrer grundſätzlichen Stellung- 
nahme nicht abgehen wird, wurde oben ſchon geſagk. Ein Übereinkommen 
aber, wie es hier in kurzem Umriß angedeutet iſt, wäre bei gutem Willen 
möglich. Es mutef keinem auch nur das kleinſte Opfer der Überzeugung zu 
und würde ſchon dadurch auf Ton und Geiſt des unausbleiblich auch weiter- 
hin ſich abſpielenden Meinungskampfes die günſtigſte Wirkung haben. Sich 
darüber ſchlüſſig zu werden, ob ſie in dieſer Weiſe das Übel, das der Krieg 
dem inneren Leben der Parkei zugefügt hat, nach Möglichkeit mildern will, 
iſt die erſte Pflicht der Parteikonferenz. 


Krikiſche Anmerkungen. 
Von Fr. Mehring. 

In dem Armeſünderglöcklein, das Parvus-Helphand gegoſſen hal und 
Parvulus-Haeniſch am Strange zieht, bimmelt Ruberrimus-Heilmann gegen 
die ſogenannte »Liebknechtgruppe« los. Er wirft ihr vor, daß ſie die deutſche 
Niederlage »wolle«. 

Es gehörk ein eigenfümlicher Geſchmack dazu, dieſe Anklage zu erheben, 
zur Zeit, wo der Landesverrafsproge gegen den Genoſſen Liebknecht in 
zweiter Inſtanz ſchwebt und die meiſten Mitglieder feiner ſogenannken 
»Gruppe« nicht nur durch die Zenſur verhindert ſind, öffenklich mit der 
nötigen Klarheit zu ſprechen. Indeſſen wenn ſich über den Geſchmack in 
dieſem Falle ſehr wohl ſtreiten ließe, ſo wollen wir doch nicht darüber 
ſtreiten, da die Umlernerei auch in den Fragen des Geſchmacks und Taktes 
viel zu weik vorgeſchritten iſt, als daß ſich noch eine Einigung erwarken ließe. 

Irgendeinen urkundlichen Beweis für ſeine Behaupkung bringt Heil- 
mann nicht bei, aus dem durchſchlagenden Grunde nicht, weil er ihn nicht 
beibringen kann. Wir wollen ihm nicht anſinnen, daß er bei Liebknecht 
auch nur einen Funken jenes glühenden Pakriokismus vorausſetzt, der ihn 
ſelbſt beſeelt, und wir wollen ihm nicht einmal zumuken, dem Genoſſen 
Ströbel aufs Work zu glauben, der ſchon vor Jahr und Tag öffentlich eine 
Außerung Liebknechts erwähnte, die dahin laukeke, man müſſe pervers ſein, 
um eine deutſche Niederlage zu wünſchen. Aber fo viel Logik ſollte man ſich 
in Chemnitz krotz allen kriegeriſchen Rauſches doch bewahrt haben, um zu 
erkennen, daß Genoſſe Liebknecht von ſeinem inkernakionalen Standpunkt 
aus gar keine deulſche Niederlage wünſchen kann. 

Man mag über Liebknecht ſonſt denken wie man will, aber ſo viel muß 
doch auch ſein erbitterkſter Feind anerkennen, daß er aus ſeinem Herzen 
niemals eine Wördergrube macht. Glaubte er, daß die Inkereſſen der Ar- 
beiterklaſſe die deutſche Niederlage erforderten, fo hätte er es nicht ein-, 
ſondern zehn- und hunderkmal gejagt. Er hätte dann jo gehandelt, wie Laf- 
ſalle im Frühjahr 1859 oder Marx und Engels im Winker 1870 und 1871 
gehandelt haben. Er hätte ſich alſo auf ſehr erlauchte Vorbilder berufen 


Wie wir ſchon einmal bemerkt, muß Umſtände halber die Forktſetzung der 
Arkikelreihe: »1866 bis 19144 verkagt werden. Der vorliegende Artikel, der am 
14. Auguſt einlief, ſollte erſt nach ihrem Abſchluß erſcheinen, ſozuſagen als Epilog. 

i Die Redaktion. 


Fr. Mehring: Kritiſche Anmerkungen. | 701 


können. Aber er hak nicht fo gehandelt, weil die Vorausſetzungen nicht ge- 
geben waren, die in den gedachten Jahren die politiſche Taktik unſerer Alt- 
meiſter beſtimmt haben, worüber hier nichts mehr ausgeführt zu werden 
braucht, da dieſe Fragen ſchon ausgiebig genug in der Neuen Zeit behandelt 
worden ſind. 

Deshalb hal Liebknecht freilich nicht den deuktſchen Sieg in dieſem Welt- 
krieg gewünſcht, den Heilmann und nach ſeiner Behaupkung die Mehrheit 
der Partei »will«. Man muß jedoch auch hier nicht ins Blaue hineinreden, 
ſondern ſich darüber klar zu machen ſuchen, was unker »Sieg« zu verſtehen 
iſt. Seit den Tagen des Pyrrhus iſt es eine alte Erfahrung, daß man ſich 
auch fotjiegen kann, militäriſch wie politiſch. An ſolchen Erfahrungen iſt 
auch die preußiſche Geſchichke nicht eben arm. Es ſeien nur einige Beiſpiele 
angeführt. 

In der Schlacht bei Prag erfochk der König Friedrich durch die Gunſt 
der Umſtände einen Sieg, der weik über das hinausging, was er nach Maß 
ſeiner Kräfte und Mittel behaupten konnte. Die Folge war die zerjchmef- 
fernde Niederlage bei Kolin, die den König für immer in die Defenſive 
warf, ſo daß er den Triumph weniger Tage mit einer Leidenszeit von ſechs 
Jahren büßen mußte. Ein Tokſiegen im politiſchen Sinne des Wortes aber 
war der Winkerfeldzug Blüchers im Jahre 1814. Die preußiſchen Hiſtoriker 
pflegen zu ſagen, ohne den »Marſchall Vorwärks« wäre es nie zur Erobe- 
rung von Paris und zur Niederwerfung Napoleons gekommen, und dafür 
läßt ſich, wenn man ſich einmal auf das Wenn- und Aberſpiel der Geſchichke 
einlaſſen will, in der Tat vieles jagen. Aber der milikäriſche Sieg war eine 
politiſche Niederlage, denn das preußiſche Heer wurde in dieſem Feldzug ſo 
völlig aufgerieben, daß Preußen bei den Verhandlungen des Pariſer Frie- 
dens ſich in völliger Ohnmacht gegenüber den geſchonten Kräften Sſterreichs 
und Rußlands befand und ſomit ſehr ſchlecht abſchnitk. Wenn der alte 
Blücher damals fluchte, daß die Federn der Diplomaten verdorben, was er 
und ſeine Waffenbrüder mit dem Schwert erworben häkken — ein Work, 
das ja gewiſſermaßen ſprichwörtlich geworden iſt —, jo befand er ſich in 
einer verhängnisvollen Selbſttäuſchung. Die Sachlage war vielmehr die, daß 
die Federn der Diplomaken nicht erwerben konnken, was das Schwerk 
Blüchers verdorben hakke. 

Dieſe Beiſpiele ließen ſich häufen. So verdankke Bismarck den größten 
Erfolg wie den größten Mißerfolg feiner auswärkigen Politik dem Um- 
ſtand, daß er ſich das eine Mal vor dem Totſiegen zu hüten verſtand, das 
andere Mal aber nicht. Daß er nach der Niederlage Sſterreichs im Jahre 
1866 in erbitterkem Streit mit den Generalen und ſelbſt mit dem König 
nach ſeinem eigenen zukreffenden Ausdruck das »Augenmaß« beſaß, ſich 
auf das für feine Zwecke Notwendige zu beſchränken, nämlich die Her- 
ſtellung eines Großpreußens, iſt diejenige ſeiner Leiſtungen, die ihm am 
eheſten den Anſpruch auf den Namen eines Skaaksmanns gibt. Wenn er 
aber 1871 die Annexion Elſaß-Lothringens durchſetzte, jo bewies er, daß 
allerdings die Federn der Diplomaken verderben können, was die 
Schwerter des Heeres erworben haben, wobei die ſtriktkige Frage, ob und 
inwieweit ſich ihm dabei fremde Schuld und eigene Torheit verkekkek haben 
mag, an dieſer Stelle auf ſich beruhen kann. 
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Überdies iſt der Streit über »Niederlage« oder »Sieg« einigermaßen ver- 
ſrüht. Wenn anders die Erfahrungen der Geſchichke noch ekwas gelten, jo 
iff es in höchſtem Grade wahrſcheinlich, daß es weder zu der einen noch zu 
dem anderen kommen wird. Koalitionskriege, in denen eine Gruppe von 
Mächten einer einzelnen Macht gegenüberſteht, haben off genug mit der 
Niederlage des einen oder des anderen Teiles geendet, fo daß ihm der 
Friede mit der Spitze des Schwertes auf der Bruſt diktiert werden konnte. 
Koalitionskriege dagegen, in denen zwei Mächtegruppen miteinander 
rangen, pflegten an der allgemeinen Erſchöpfung zu ſterben. 

Geſchichkliche Beiſpiele find im ſiebzehnken Jahrhundert der Dreißig⸗ 
jährige, im achtzehnten Jahrhundert der Siebenjährige Krieg. Dieſer Krieg 
hof ſogar, wenigſtens für Europa, mit dem Ergebnis geendet, das ſich an- 
geblich nur »Kindsköpfe« vorſtellen können, jo zwar, daß nicht ein Grenz- 
ſtein verrückt wurde, den vermoderke Diplomaten gefegt haften. Natürlich 
ſoll damit nicht gejagt fein, daß der Dreißig- und der Siebenjährige Krieg 
überhaupt keine politiſchen Wirkungen gehabt häkten. Die haben fie in be- 
deutſamſter Weiſe gehabt: der Dreißigjährige Krieg führte zur europäiſchen 
Hegemonie Frankreichs, der Siebenjährige bahnke die Meerherrſchaft Eng- 
lands und die ruſſiſche Hegemonie über das europäiſche Feſtland an. 

Bei der ganzen Umlernerei iſt niemand ärger ins Gedränge gekommen 
als der geſunde Menſchenverſtand. Durch die Politik des 4. Auguſt ſchiffte 
ſich die offizielle Partei mik ein auf das Schlachtſchiff des Imperialismus, 
ſei es auch nur als blinder Paſſagier. Eben als ſolcher hat fie an Bord aber 
gar nichts zu jagen, und zwar von Rechts wegen nicht. Wenn man die 
Selbſtändigkeit des Handelns einmal einem, wie man annimmt, höheren 
Zwecke geopfert hak, jo muß man auch die Konſequenzen in den Kauf 
nehmen. | 

Den Kurs des Schiffes beſtimmk nicht die Mannſchaft, ſondern der 
Kapitän, und ſelbſt wenn der Kapitän der Mannſchaft für das Gelöbnis 
unverbrüchlicher Treue geſtakken ſollte, ihre unmaßgebliche Meinung dar- 
über zu äußern, wie eigentlich geffeuerf werden ſolle, jo wird er dieſe un- 
maßgebliche Meinung auch als ſolche behandeln und ſo ſteuern, wie er nach 
Gewiſſen und Pflicht ſteuern zu müſſen glaubt, woraus ihm nicht der ge- 
ringſte Vorwurf gemacht werden kann. 

Ruberrimus-Heilmann ſtellt die Frage ganz richtig fo: Entweder be- 


kämpft man den Imperialismus auf der ganzen Linie, und dann muß man 


auf den »Sieg« des eigenen Landes verzichten, oder man will »durchhalten 
bis zum Siege«, und dann muß man ſich mit dem »Imperialismus« des 
eigenen Landes recht und ſchlecht verkragen. Er gerät aber in die greu- 
lichſte Konfufion, wenn er dem »Siege« des deuffchen Imperialismus de- 
durch die Skacheln nehmen will, daß in Deukſchland von allen Staaten, die 
am Weltkrieg beteiligt ſeien, die Sozialdemokratie weitaus am einfluß⸗ 
reichſten und ſtärkſten ſei und ihre Macht während des Krieges noch außer- 
ordenklich vermehrt habe. Das ſei eine genügende Sicherheikskekte gegen 
Eroberungspläne, die den nakionalen Beſtand anderer Kulturvölker anzu- 
kaſten wünſchten. Um im Bilde zu bleiben, fo jagt Ruberrimus-Heilmann 
damit: Wir ſchiffen uns auf dem Schlachtſchiff des deutſchen Imperialis- 
mus ein, aber als Mannſchafk werden wir ſchon dafür ſorgen, daß der Ka- 
pikän keinen Kurs ſteuert, der den Imperialismus förderk und ſtärkt. 
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Das verſtehe, wer kann! Wenn irgendwo im Ausland von ſozialdemo- 
kratiſcher Seite Verſuche gemacht werden, die Inkernakionale wieder auf- 
zurichten — Verſuche, an denen doch immer der guke Wille zu loben iſt, 
was immer ſonſt an ihnen auszuſetzen ſein mag — ſo kommen die Cunow 
und Genoſſen mit hochgezogenen Brauen und belehren uns: »Nun ja, da 
ſind wieder ellenlange Neſolulionen gefaßt worden, wie ſchon hundertmal 
früher, Reſolutionen voll der alten Schlagworte, die uns nachgerade zum 
Halſe heraushängen. Das iſt doch nicht mehr, als wenn der Wind in den 
Schornſtein fährt.« Dieſelben Politiker aber bilden ſich ein, durch Reſolu— 
tionen, von denen man doch auch nicht ſagen kann, daß fie neue Gedanken 
enthalten, den Frieden fördern zu können. Wohlgemerkt, indem fie fatfäch- 
lich an der »Durchhaltepolitik bis zum Siege« feſthalten. Das iſt allerdings 
»Froſchmolluskenbreinatur«, um mik Heilmann zu ſprechen. 

Es iſt im günſtigſten Falle eine heilloſe Phankaſte Heilmanns, wenn er 
behauptet, daß ſich die Macht der deukſchen Sozialdemokrakie im Kriege 
außerordenklich vermehrt habe. Genau das Gegenteil iſt richtig. Im Grunde 
iſt dieſe Macht ſchon am 4. Auguſt 1914 zum leeren Schein geworden; eine 
Arbeikerparkei, die, um mit einem preußiſchen König zu ſprechen, auf »das 
ſtolze Vorrecht der Initiakive« verzichtet, liefert ſich damit ihren Geg- 
nern aus, 

Immerhin — wenn im Anfang noch eine gewiſſe Rückſicht auf die Be- 
dürfniſſe der Parkei genommen wurde, ſo iſt dieſe Rückſichk mehr und mehr 
geſchwunden. Auf die Einzelheiten, die ebenſo beweiskräftig wie zahlreich 
ſind, kann heute aus bekannten Gründen nicht eingegangen werden. Es war 
noch eine vereinzelte Stimme, als gleich nach dem 4. Auguſt ein konferva- 
tives Blatt erklärte: »Was iſt denn viel an der Bewilligung der Kriegs— 
kredite durch die ſozialdemokratiſche Reichskagsfraktion zu loben? Die 
Leute haben gekan, was ſie nicht laſſen konnken, wenn ſie nicht gewaltig in 
die Tinte kommen wollten.« Heuke erklären die Heydebrand und Weſtarp 
ſchon ganz öffenklich, wenn die Sozialdemokratie den Brand des gemein— 
ſamen Hauſes habe löſchen helfen, jo könne man ja künftig darauf ver- 
zichten, fie »antinational« zu nennen, aber ſonſt bleibe alles beim alken. Es 
gehören ſeltſame Ohren dazu, aus dieſen Tönen irgend etwas von Reipekt 
vor der gewachſenen Macht der Sozialdemokratie herauszuhören. 

Die verlorene Macht läßt ſich nur wiedergewinnen, und neue Macht 
läßt ſich nur erobern, wenn die Parkei ſich in der Kriegs- und Friedens— 
frage auf die eigenen Füße ſtelll. Wenn im öffentlichen Leben immer ent- 
ſcheidet, daß man erſtens einen Willen und zweitens ein Ziel hat, fo raubt 
die »Durchhaltepolitik« der Parkei gleichermaßen den Willen, wie fie ihr 
das Ziel verwirrt. Man kann fo wenig wirkſam für den Völkerfrieden 
kämpfen, ohne jedem Bündnis mit dem Imperialismus, gleichviel in welcher 
Form, den ſchroffſten Abſchied gegeben zu haben, wie man Feuer und 
Waſſer miteinander vermiſchen kann. 

Ehe dieſe Bedingung nicht erfüllt iſt, wird mit allen Kundgebungen der 
Partei für den Frieden, jo machtvoll und maſſenhaft fie erſcheinen mögen, 
nichts ausgerichtet werden. Das mag eine bittere Wahrheit fein, aber des- 
halb braucht fie nicht verſchwiegen zu werden. Die Zeit der Selbſttäuſchungen 
jellte nachgerade vorbei fein. 


* * 
* 


704 l Die Neue Zeik. 


Dasſelbe ſagen nun freilich auch die Umlerner. Nach ihnen haf die Parkei 
bis zum 4. Auguſt 1914 in den koloſſalſten Illuſionen gelebt. Wie es einer 
von ihnen jüngſt in die Sätze gekleidet hat, die kapitaliſtiſche Geſellſchaft, 
wie fie Marx erlebt und beſchrieben habe, beſtehe heute nicht mehr jo. Man 
habe durchaus von vorn zu beginnen, das heißt nicht mit Lehrſätzen, jon- 
dern mit der Erkundung und Ordnung der wirkſchaftlichen Tatſachen, mit 
der alten marxiſtiſchen Methode, aber nicht mit den alten Buchzikatken; man 
habe nichts Alkes zu revidieren, ſondern Neues zu ergründen. 

Kann man ſich ärgere Gemeinplätze denken? Und ſie rühren noch von 
einem der geſcheikeſten Umlerner her. Gewiß beſteht die kapitaliſtiſche Ge⸗ 
ſellſchaft »nicht mehr ſo« wie zur Zeit, wo Marx lebte; es iſt unzweifelhaft 
richtig, daß fie an feinem Todestag nicht der Verſteinerung verfallen iſt. 
Gewiß iſt es notwendiger und nützlicher, in der Weiſe des Weiſters zu 
denken, als ſeine Worke nachzuplappern, aber dieſe Weisheit iſt ſo alt, daß 
fie ſchon im Altertum ſprichwörklichen Klang hakte. Gewiß ſoll man nicht 
mit Lehrſätzen beginnen, ſondern mit der Erkundung der Dinge, aber das 
haben auch ſchon die griechiſchen Nakurphiloſophen gewußt. 

Dazu kommt dann noch die ganze Likanei von »verſteinerken Dogmen«, 
»engſtirnigen Orkhodoxen« und dergleichen mehr, die ſchon vor dem Kriege 
gang und gebe war, aber jetzt im Kriege auch von manchen Leuten hergebetet 
wird, die ehedem nur ein verächkliches Achſelzucken dafür haften. Stakt 
dieſe Trivialifäten, mit denen ſich ſchließlich doch kein Hund mehr vom Ofen 
locken läßt, ewig breifzufrefen, ſollten die, die es angeht, endlich einmal eine 
einzige kleine Takſache anführen, durch die der Weltkrieg auch nur ein Atom 
von dem widerlegt hat, was vor ihm unſer politiſches und ſoziales Pro- 
gramm war. 

Gewiß hat er eine Reihe von Erſcheinungen gezeitigt, die bisher mehr 
oder weniger unbekannt oder doch nicht genügend erkannk waren, und die 
mit aller Gründlichkeit und Sorgfalt ſtudiert werden müſſen. Wo gäbe es 
aber auch einen Narren, der das beſtrikte und den Weltkrieg für eine Epi- 
ſode hielte, nach der man die Fäden nur gerade da, wo er fie zerriſſen hat, 
wieder anzuknüpfen brauche, um ſie in aller Seelenruhe weiterzuſpinnen? 
Ebenſowenig beffreitef irgend jemand, der noch im Beſitz ſeiner fünf Sinne 
iſt, daß der Weltkrieg die Partei vor gewaltige Aufgaben ſtellt, deren 
Löſung ihre ganze Kraft beanſpruchk. Aber was — um's Himmels willen! — 
hat alles das mit der Behaupkung zu kun, daß die Erfahrungen des Welt- 
kriegs uns zum »Umlernen« zwingen ſollen, das heißt zur Opferung der 
Grundſätze, die ſeit fünfzig Jahren die Leitſterne der deutſchen Arbeiter- 
politik geweſen find? | 

Kraft diefer Grundſätze haben jo und fo viele ſozialdemokrakiſche Kon- 
greſſe den Weltkrieg vorausgeſagk und vorausgeſehen und die Taktik feſt⸗ 
gelegt, die bei ſeinem Einfriff von dem inkernakionalen Prolekariak zu be- 
obachten ſei. Solange man nicht behaupken will oder gar beweiſen kann, 
daß alle dieſe Kongreſſe ſinnbekörk geweſen ſeien, jo lange läßt ſich die Not- 
wendigkeif irgendeines Umlernens nur daraus ableiten, daß der Weltkrieg 
in ganz anderen Formen ins Leben gefrefen iſt, als die inkernakionale So- 
zialdemokrakie vorausgeſehen und vorausgeſagk hak. Etwa fo, daß die krieg- 
führenden Mächte zunächſt das Gemeineigenkum hergeſtellt, damit die Lohn- 
feſſeln der arbeitenden Klaſſen geſprengk und nun erſt miteinander gekämpft 
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hätten, was danach freilich keinen rechten Sinn und Zweck mehr gehabt 
haben würde. Die Unterſtellung einer ſolchen Möglichkeit iſt gewiß Unſinn, 
aber dieſer Unſinn iſt nur die auf die Spitze getriebene Logik, wonach das 
politiſche und ſoziale Weſen des Weltkriegs uns zu einer Umwälzung un- 
ſerer politiſchen und ſozialen Grundſätze zwingen oder auch nur ver- 
anlaſſen ſoll. 

Ohne hier in die verſchiedenen Auffaſſungen des Umlernens näher ein- 
zugehen, jo iſt darüber kein Streit möglich, daß der Imperialismus eine 
hiſtoriſch vorgeſchrittene Form des Kapitalismus iſt. Wie der Urſprung, jo 
find auch die Mittel und die Ziele des Krieges kapitaliſtiſcher Art und 
ändern nicht das geringſte an dem Verhältnis von Kapikal und Lohnarbeit. 
Dies Verhälknis iſt aber der Angelpunkt des ſozialdemokrakiſchen Pro- 
gramms, und alle Schlußfolgerungen, die ſich daraus ergeben, ſind heute ſo 
unangefochten wie je. 

Oder hat die kapikaliſtiſche Geſellſchaft in dieſem Weltkrieg ein anderes 
Geſicht gezeigt wie vor ihm? Das wäre zwar ein Wunder, aber der Wunder- 
glaube hat mitunter eine anſteckende Kraft. Jedoch auch für die, die nach 
dem bekannken Work nicht alle werden, genügt ein Hinweis auf den Lebens- 
mittelwucher, um ihnen klarzumachen, daß dieſer Krieg den Kapitalismus 
zu Leiſtungen angeſpornk hat, die ſelbſt in ſeiner grauſamen Geſchichte bis- 
her unerhörk geweſen find. Und alle ſitkliche Enkrüſtung über einzelne 
Wucherer, die es beſonders arg gekrieben haben und von Haus aus bö3- 
artig angelegte Individuen fein mögen, änderk nicht das geringſte an der 
Tatſache, daß der Lebensmitktelwucher als ſolcher in der kapitaliſtiſchen Pro- 
duktionsweife wurzelk, wie ja gerade diejenigen ihrer Vorkämpfer aner- 
kennen, die ſich mit dem Nachweis abmühen, daß er zwar eine ſehr be- 
klagenswerte, aber leider vom menſchlichen Willen unabhängige Takſache 
ſei, die nun einmal als unvermeidliche Schickung erkragen werden müſſe. 
Und dies düſtere Gorgonenhaupk verliert nichts, ſondern gewinnk nur an 
verſteinerndem Schrecken, wenn ihm gegenüber ein von feinem Genius be- 
ſonders gejegnefer Umlerner die grokeske Fratze des »Kriegsſozialismus« an 
die Wand malt. 

Unter all feinen furchtbaren Zerſtörungen hat der Weltkrieg auch nicht 
ein Tüttelchen unſeres Programms zu erſchüttern geſuchk. Um dieſe Tal- 
ſache zu verwiſchen, kun die Umlerner das, was ſie uns vorwerfen: fie ar- 
beiten mit »Buchzikaken« aus Marx und Engels, um zu beweiſen, daß die 
Mehrheit der Reichskagsfrakkion am 4. Auguſt im Sinne dieſer Männer 
gehandelt habe. Es lohnt nicht, darüber zu ſtreiken, ſelbſt wenn ganze Trak- 
kälchen voll ſolcher »Buchzitkake« auf Negiments Unkoſten maſſenhaft ver- 
breitet werden. Wer von dem Geiſte, der in Marx und Engels und nicht 
minder in Laſſalle lebte, je auch nur einen Hauch geipürf hat, der weiß, wo 
unſere Altmeifter heute ſtehen würden, und das muß gegenüber dem noch ſo 
lärmenden Unverſtand genügen. Sie waren keine Halbgötker, geſchweige 
denn Götter, aber gleichwohl ſoll man ihre Namen nicht unnütziglich führen. 
Ob die Bibliothek voll blühenden Unſinns, der über fie ſchon zuſammenge⸗ 
ſchrieben iſt, noch um einige Schränke voll Makulatur vermehrt wird, kann 
uns ſo gleichgültig ſein, wie es ihnen ſein würde, wenn fie noch lebten. 

(Schluß folgt.) 
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Türkiſche Probleme. 
Von O. Jenſſen. 


Das Eingreifen der Türkei in den Weltkrieg und das militäriſche Zu- 
ſammenwirken der Heere des Vierbundes, die Erklärung des heiligen 
Krieges, die Sicherung der Bahnverbindung Verlin-Konſtankinopel und 
eine ganze Reihe anderer Tatſachen haben das allgemeine Inkereſſe an tür- 
kiſchen, das heißt vorderafiatifchen Dingen ſehr angeregt. Schon vor dem 
Kriege haften imperialiſtiſche Kreiſe Deutſchlands eine rege literariſche 
Propaganda für deutſch-kürkiſche Wirkſchaftsbeziehungen entfaltet. Sie 
ſetzen ihre Tätigkeit mit erhöhtem Eifer während des Krieges fork, und 
Broſchüren und umfangreiche Bücher erſcheinen zahlreich auf dem Markt, 
begleitet von unzähligen Aufſätzen in Zeitſchriften und Artikeln in der 
Tagespreſſe. Die folgenden Zeilen wollen dazu beitragen, gegenüber dieſer 
Literatur und den von ihr behandelken Fragen eine ſelbſtändige Gtel- 
lungnahme zu ermöglichen oder zu erleichtern. Sie erheben keinen An- 
ſpruch auf eine erſchöpfende Behandlung der geftellfen Probleme, ſondern 
fie wollen vor allem anregen zu weikerem Studium des Wakerials und ge- 
nauer Beobachkung der wirtſchaftlichen, politiſchen und kulturellen Vor- 
gänge im nahen Orienk. Die Schwierigkeiten der Makeriolbeſchaffung find 
allerdings groß. Es fehlt in der Türkei eine zuverläſſige Handelsſtakiſtik. 
Die Volkszählungen beruhen auf rohen Schätzungen. Große Gebieke ſind 
geographiſch unerforſcht oder nur mangelhaft bekannt. Die Einzelheiten 
orienkaliſcher Wirkſchaft in ihrer örtlichen Verſchiedenheit find noch wenig 
ſyſtemakiſch erforſcht. Der Zuſammenſtoß zwiſchen orientaliſcher Wirkſchaft 
und europäiſchem Hochkapitalismus ergibt mannigfache Übergangsformen, 
deren Studium beſonders erſchwerk iſt, da die Mitteilungen über die jetzigen 
Zuſtände zumeiſt aus polikiſch oder kommerziell inkereſſierken Quellen 
ſtammen. Die Berichte von Reiſenden endlich find ſehr ungleichwerkig, da 
es den kheologiſch, philologiſch, kunſtgeſchichtlich oder auch geographiſch 
inkereſſierten Gelehrten oft an völkerkundlicher und geſellſchaftswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Schulung fehlt. Dieſe Forſcher ſehen dann nur die für ihr 
Spezialfach inkereſſanken Erſcheinungen und berichten über andere Gebiete 
oft oberflächlich und irreführend. 

Dieſe Sachlage begünſtigt phankaſtiſche Hypokheſen und Prophezeiungen, 
wobei die imperialiſtiſchen Wünſche der Tagesſchriftſteller oft an Stelle wiſſen- 
ſchaftlicher Erkennknis freten. Um fo notwendiger iſt der Verſuch einer 
Skizzierung der wirkſchafklichen Grundlagen und der ſich aus dieſen er- 
gebenden Tendenzen, wobei allerdings berückfichtigt werden muß, daß der 
Makerialmangel ſich hier ſehr fühlbar macht und daß ein abſchließendes 
Urteil erſt nach Schluß des Weltkrieges gewonnen werden kann. Die fol- 
genden Ausführungen ſind daher vor allem als eine Einführung gedacht, 
die erleichtern ſoll, die fürkifchen Probleme zu ſtudieren und die Erſchei⸗ 
nungen des Tages kritiſch zu verfolgen. 


1. Die geographiſchen Grundlagen. a 

Zur Beurkeilung der wirtfchaftlihen Wandlungen und Ausſichten in 
Vorderaſien iſt eine genaue Kenntnis der geographiſchen Grundlagen orien- 
kaliſcher Wirkſchaft unerläßlich. Wir haben uns in Europa im Allkagsleben 
daran gewöhnt, die erdkundlichen Bedingungen der Wirkſchaft als felbit- 
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verſtändlich anzuſehen, wozu die genaue Erforſchung unſeres Erdleils bei— 
trug. Auf die veränderte Grundlage des Wirkſchaftslebens im Orient 
wieſen ſchon Marx und Engels in ihrem Briefwechſel 1853 hin. Sie er- 
kannten die überragende Bedeukung des Trockenklimas und der durch 
dieſes bedingten künſtlichen Bewäſſerung für den Ackerbau und die ge- 
ſamte Kultur. Einer der beſten Kenner vorderaſiatiſcher Wirkſchaft, Rein- 
hard Junge, beſtätigt ihre Anficht, wenn er ſchreibk: 

Zunächſt beſtehen uns in Europa völlig fremde natürliche Grundlagen der Wirk- 
ſchaft im näheren Orient. Iſt zum Beiſpiel bei uns für die Wirkſchaft der aus- 
ſchlaggebende Faktor die Wärme, ſo iſt es im Orient vielfach das Waſſer. Mit 
Nakurnotwendigkeit müſſen ſich jo beftimmte wirtſchaftliche Erſcheinungen, ekwa 
infolge des Trockenklimas, geftalfen, muß mit Notwendigkeit auch das wirtichaft- 
liche Denken in dieſer oder jener Hinficht dauernd beeinflußt werden. Die Wafjer- 
wirtſchaft mit ihrer deſpokiſchen Arbeitszuſammenfaſſung, ihrer Handelsfreund- 
lichkeit, ihrer unerläßlich beſondersarkigen Einwirkung auf die Zünfte und vieles 
andere bleibt dauernd beſtehen. 

Dieſe richkunggebenden geographiſchen Faktoren genügen aber nicht 
zur Beurteilung der wirkſchaftlichen Möglichkeiten der einzelnen Gebiete 
des Türkiſchen Reiches. Kleinaſien, Armenien, die arabiſche Halbinſel und 
Meſopokamien haben jedes ihren beſonderen geographiſchen Charakter, und 
in dieſen großen Teilgebieken des Reiches gibk es provinzielle Unkerſchiede, 
und manche Orte und Bezirke haben als Knotenpunkte wichtiger Straßen 
oder als Mittelpunkte beſonders fruchtbarer Gegenden nicht nur hervor— 
ragende wirkſchaftliche Bedeutung, ſondern fie entwickeln auch eine geo- 
graphiſche Individualität. Die erſte moderne Geographie der Türkei in 
deutſcher Sprache, die nicht nur hohen wiſſenſchaftlichen Anſprüchen genügt, 
ſondern auch das weit verſtreute Material in künſtleriſcher Form zur Dar- 
ſtellung bringt, erſchien während des Weltkriegs: Ewald Banſe, Die 
Türkei, eine moderne Geographie.“ 

Die kleine Ausgabe dieſes Buches habe ich bereiks gewürdigk. Das 
Hauptwerk gibt eine ausführliche geographiſche Schilderung aller Gebiete 
der jetzigen Türkei, wobei nicht nur die geologiſche Skrukkur der einzelnen 
Landeskeile, Fluß- und Gebirgsſyſteme, klimatiſche Verhälkniſſe uſw., die 
Weltlage der einzelnen erdkundlichen Provinzen in ihrer kulturgeſchicht— 
lichen und wirtſchaftsgeographiſchen Bedeukung dargeſtellt werden. Vege- 
kakion und Tierwelk und vor allem die Bevölkerung ſind berüchſichkigt, 
während die künſtleriſche Erfaſſung der »Seele der Landſchaft« dem Werke 
die beſondere Note gibt. Landſchafts- und Städkebilder erſtehen dem Leſer 
in eindringlicher Anſchaulichkeit, wobei der Verfaſſer aber nicht in jene 
ſchillernde Manier oberflächlicher Plauderei verfällt. Nur möchte man 
wünſchen, daß neben dem geographiſchen und äſthetiſchen Schauen auch die 
ſoziale Betrachtung an Raum gewinnk. Bauark der Häuſer, Gruppierung 
der Siedelung, Bebauungsark des Landes verraten dem Kundigen oft die 
ſoziale Gliederung, Beſitzverkeilung, Kulkureigenkümlichkeiken der Bewohner. 
1 Ewald Banfe, Die Türkei, eine moderne Geographie. Mit 62 Abbildungen 
und einer farbigen Kulturkarte. Braunſchweig 1915, Verlag von Georg Weſter— 
mann. 454 Seiten. Preis 16 Mark. Die farbige Kultur- und Wirkſchaftskarke iſt 
unter dem Titel »Floren- und Wirtſchaftskarte der Türkei« zum Preiſe von 
1,50 Mark geſonderk zu kaufen. Dieſe Karte iſt die erſte ihrer Art in Deutſchland 
und zur Beurteilung wirtſchaftlicher Fragen ſehr inftruktiv. 
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Obgleich, wie Schulmann mit Recht betont, bei den eigenartig verwickelten 
Eigenkumsverhältniſſen dieſes »öbkonomiſche Schauen« im Orient bei flüch⸗ 
tiger Durchreiſe leicht zu falſchen Schlüſſen führen kann. Banſe charak- 
keriſiert in den einleitenden Abſchnikken oft glänzend die wirkſchaftlich-kultu⸗- 
relle Eigenart der einzelnen geographiſchen Provinzen, und es iſt zu hoffen, 
daß dieſe Methode auch bei der Beſchreibung von Bezirken und Orken noch 
vollkommener zur Entwicklung gelangt. Die beigegebene Wirkſchaftskarte 
der Türkei zeigt auch dem Laien die geographiſchen Grundfaktoren orien- 
kaliſcher Wirkſchaft. Die Skeppe beherrſcht ganz Vorderaſien. Sie wandelt 
ſich in Arabien zur oaſendurchſetzten Wüſte. In Meſopokamien iſt fie von 
Salzſümpfen durchſetzt. Sie herrſcht auch in Armenien, unkerbrochen vom 
Kulturland der Flußkäler und der Gaue am Wanſee. Sie bedeckt große 
Teile Kleinaſiens, umrahmt von den waldigen fruchtbaren Gebirgen an der 
Küſte des Schwarzen Meeres und den mit reichlichem Kulturland gejegneten 
buchkenreichen Geſtaden des Agäiſchen und Wittelländiſchen Meeres, wäh⸗ 
rend die phöniziſche Küſte einen ſchmäleren Gürtel von Kultur- und Waldland 
aufweiſt. Dieſe Steppe kann heuke nur von Nomaden und Halbnomaden be- 
wohnt werden, und dauernder Ackerbau iſt bei künſtlicher Bewäſſerung mög- 
lich. Zwar iſt durch planmäßige Aufforſtung auch der Waldbeſtand in jetzt 
kahlen Gebieten wohl zu ſteigern. Doch iſt ſicher an vielen Orten ſchon Ver- 
karſtung eingeftefen. Der Regen hat die fruchtbare Ackerkrume forkge⸗ 
ſchwemmt, ſo daß eine neue Bewaldung ſchwierig oder gar unmöglich iſt. Es 
kann hier nicht verſuchk werden, den geographiſchen Charakter der Türkei 
eingehend zu beſchreiben. Wir werden aber bei der Betrachtung der wirk⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung immer wieder auf die geographiſche Grundlage zurück- 
kommen und an der Hand genauer erdkundlicher Kennkniſſe jene phantajie- 
vollen Zukunftsprophezeiungen prüfen, mit denen die Welt jetzt beglückt wird. 
Banſes Buch iſt aber noch aus einem anderen Grunde gerade jetzt äußerſt 
werkvoll. Seine Geographie der Türkei ermöglicht eine kritiſche Bekrach⸗ 
kung der Vorgänge auf dem kürkiſchen Kriegsſchauplatz. Die ausführliche 
Beſchreibung aller wichtigen Städte und Kreuzungspunkfe von Straßen 
und Karawanenwegen, die genaue geographiſche Schilderung von Gebirgen 
und Flußtälern ermöglichen ein Urteil über die Schwierigkeiten und Be⸗ 
dingungen militäriſcher Operationen im Irak wie in Rumänien, am Suez⸗ 
kanal wie bei Medina. Das Banſeſche Werk kann daher in den Redak- 
tionen der Parkeipreſſe guke Dienſte leiſten, zumal ein ausführliches Sach- 
regiſter den Gebrauch als Nachſchlagebuch ſehr erleichtert. 


2. Landwirkſchaft. 

Alle ſachkundigen Aukoren ſtimmen darin überein, daß die Landwirk⸗ 
ſchaft nicht nur das Fundament der kürkiſchen Wirkſchaft und des Staates 
iſt, ſondern fie bekonen ſämklich, daß eine Hebung der Agrarprodukkion die 
wichtigſte Aufgabe der nächſten Zukunft fein muß. Einig iſt man ferner in 
der Beurkeilung der Urſachen des heukigen kechniſchen Tiefſtandes der Land- 
wirkſchaft und des furchkbaren Druckes, der auf dem Bauernkum laſtek. Die 
kürkiſche Bezeichnung für Bauer „rundschber“ (voll Quälerei) ſagt alles. 

Karl Anton Schäfer? faßt die Gründe des heutigen Bauernelends in 
folgendem zuſammen: 1. Steuerdruck, 2. Abſenkismus der Großarund- 
Karl Anton Schäfer, Doktor der Skaakswiſſenſchaften, Ziele und Wege für 
die jungtürkiſche Wirkſchaftspolitik. Volkswirkſchaftliche Abhandlungen der badi- 
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beſitzer, 3. Waldausroktung, 4. Arbeikermangel, 5. ſchlechte Verkehrsmittel, 
und 6. muß man hinzufügen: rückſtändige Agrarkechnik, nicht zuletzt be- 
dingt durch 7. die heutige Beſitzverkeilung und das Beſitrechk. 

Die Steuerfrage ſoll in anderem Zuſammenhang behandelt werden. Zu- 
nächſt einiges über die Beſitzverhälkniſſe: 


Die Türkei beſitzt bis jetzt keinen regelrechten Kakaſter, ſondern nur ein forg- 
fältig gehaltenes Grundbuch, in dem die Grenzen des Grundbeſitzes allerdings ge- 
wöhnlich in ziemlich unvollkommener Weiſe angegeben ſind und von dem dem 
Käufer eine Abſchrift als fein Beſitztitel (hödschet) ausgeliefert wird. In der 
Türkei umfaßt der Grundbeſitz fünf verſchiedene Kategorien: 1. Mülkland (erasi- 
i-memluke) bedeutet den eigenklichen unabhängigen Grundbeſit, über den, nach 
Art des engliſchen kreehold, der Eigentümer frei verfügen kann und das dem 
Fiskus (beit-ul-mal) verfällt, wenn der Beſitzer ohne Erben verſterben ſollte. 
2. Mirieland (erasi-i-mirie), urſprünglich mit Waffengewalt eroberkes Gebiet, 
deſſen Obereigentum (die Rakkaba) dem Beit-ul-mal zuſteht, von dieſem verwaltet 
wird und deſſen Beſitz der Staat nur gegen eine zu zahlende Abgabe (muadschele) 
verleiht. 3. Wakkufland (erasi-i-mewkuf) bedeutet zugunſten religiöſer oder mild- 
tätiger Stiftungen oder aber auch, wie unſere Fideikommiſſe, unveräußerlich ge- 
machker Grundbeſitz, deſſen Einkünfte im Sinne des Stifters durch eine beſondere 
Behörde, das Wekafminifterium, verwaltet werden. 4. Mekrukeland (erasi-i- 
metruke) heißt das unveräußerlihe Gemeindeguk. 5. Mewakland (erasi-i-mewat) 
ift das ſeit Menſchengedenken brachliegende Land (terra nullius). Nach dem Sce- 
riat erwirbt derjenige, der brachliegendes Land urbar macht, gewiſſe Anrechke, die 
aber geſetzlich nicht genau feſtgelegt ſind. Einzelne Beſtimmungen des Beſitzrechts 
in der Türkei find derart verwickelt und für einen Fremden derart ſchwer ver- 
ſtändlich, daß, abgeſehen von der Unficherheit der Abgrenzung (mit Ausnahme von 
ſtädtiſchen Grundſtücken, die klar begrenzt und bei denen Hödſchet auch häufig von 
einem Grundplan begleitet ift), ein Fremder nur unter Berakung erfahrener Rechks- 
anwälte an einen Kauf herangehen follte. (Krauſe, Die Türkei, S. 85, 86.) 


Wie ungünſtig dieſe Rechtslage für die Entwicklung eines geſunden 
bäuerlichen Privatbeſitzes iſt und wie gefährlich für die eingeborenen Be- 
bauer des Landes die Rechksunſicherheik werden kann, zumal wenn Boden- 
preisſteigerungen durch Eiſenbahnbauken, Aufſchwung benachbarter Städte, 
Bewäſſerungsanlagen uſw. einfreten, zeigen folgende Ausführungen von 
Profeſſor Mujfil:? 


äVVW!!!!...!.!W!W!WWhWyhſ„%³ha e 
ſchen Hochſchulen, Neue Folge, Nr. 17. Karlsruhe i. B. 1913, Braunſche Hofbuch- 
druckerei und Verlag. 182 Seiten. 

Schäfer gibt als Nationalökonom vom Fach unter Beibringung umfangreichen 
Materials, das allerdings ungleichwerlig iſt, ein Bild der wirkſchaftlichen Ver- 
hältniſſe der Türkei. Beſonders wertvoll find die auf eingehendem kritiſchen 
Quellenſtudium beruhenden ſehr ſachkundigen und kritiſchen Ausführungen über 
Bankweſen und Bankpolitik. Die politiihen Exkurſe ſtehen ganz unker dem Ein- 
fluß der deutſch-kürkiſchen Anſichken und Beſtrebungen der Naumann, Rohrbach, 
Jäckh. Letzterem iſt die Schrift zugeeignet. Sie ſind inkereſſant als zuſammenfaſſende 
Darſtellung der Ziele und Wege dieſer Kreiſe und geben in ihrer Auffaſſung ein 
Bild jenes geographiſch orienkierken imperialiſtiſchen Halbmarxismus, der vielfach 
auf die Träger »ſozialiſtiſcher Kolonialpolitik« abfärbt. 

o Hofrat Dr. Alois Mufil, Profeſſor an der Univerſikät Wien, Der heutige Zu- 
ſtand der kürkiſch-arabiſchen Provinzen. Dieſer Vorkrag iſt abgedruckt in dem 
Sammelwerk »Balkan und naher Orienk«. Vierzehn Vorkräge, gehalten in Wien im 
März 1916. Eingeleitet und herausgegeben vom Vorſitzenden der Freien Ver- 
einigung Dr. Ludwig Cwiklinſki, K. und K. Wirklicher Geheimer Rat, Sekkions- 
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Die wenigſten Fellachen wiſſen überhaupk, daß das Land, das ſie anbauen, 
nicht ihr Privatbeſitz iſt. Ihre Großväter und Väter bebauten das Land oder be- 
nützten es als Weideplatz und wurden von niemand behelligt. Als die Regierung, 
insbeſondere ſeit den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, verlangte, daß 
jeder die Dokumente vorweiſe, die den Rechtskikel feines Beſitzes enthalten, ſo be⸗ 
gaben ſich viele Fellachen zu ihren Pakronen in den Regierungsſitzen und erfuchten 
ſie um Inkervenkion in dieſer für die armen des Leſens und Schreibens unkundigen 
Leute jo ſchwierigen Angelegenheit. Die geriebenen Patrone ließen ſich von dem 
Fellah gewöhnlich feinen Beſitz abtreten, erklärten ihn den Beamten gegenüber als 
Staatsdomäne, Wiri, und ließen ſich als Erbpächker amtlich beftätigen. Andere 
liehen dem Dorfſchulzen Geld und ließen ſich im Einverſtändnis mit dem Beamken 
den ganzen gemeinſchaftlichen Grundbeſitz eines Dorfes verſchreiben. In den legten 
Jahren des Abd ul Hamid wurden die fruchkbarſten Grenzſtrecken als Domänen 
des herrſchenden Hauſes, Giftlik, erklärt, und die Fellachen waren damit einver- 
ſtanden, weil ſie dadurch vielen Beläſtigungen enkgingen. Aber nach dem Sturze 
des Abd ul Hamid wurden die Giftlik für Staatsdomänen erklärt, viele von ihnen 
wurden verkauft, und die Käufer wollen nun die bisher ſelbſtändigen Fellachen 
keils vertreiben, teils zu bezahlten Feldarbeitern machen. Deshalb kam und kommt 
es zu vielen Unruhen unter der Landbevölkerung, die doch die eigenkliche Skütze der 
kürkiſchen Regierung bildek. (Balkan, S. 266.) 


Die eingehende Darſtellung der agrariſchen Eigenkumsverhältniſſe in 
Paläſtina und ihrer Wandlungen in den letzten Jahrzehnken erklärt die hier 
geſchilderken Verhälkniſſe in ihren wirkſchaftlichen Zuſammenhängen. (Vergl. 
Dr. Leon Schulmann: Zur kürkiſchen Agrarfrage.) 

Zur wichtigen Frage des Waldſchutzes, der angeſichts der Verwüſtung der 
Forſtbeſtände durch die Herden der Nomaden, die Kohlenbrenner und die 
Benutzung des Holzes zu Eiſenbahnſchwellen uſw. dringend geboten iſt, 
äußert ſich Profeſſor Schaffer? unker anderem: 


chef im K. und K. Winiſterium für Kultus und Unterricht. Wien und Leipzig 1916, 


Franz Deuticke. 360 Seiten. 

Der Herausgeber dieſer Vorkräge charakkeriſierk in feiner einleitenden An- 
ſprache das Buch wie folgt: »Der Zweck der Vorkräge iſt: in objektiv darſtellender, 
wiſſenſchaftlich unvoreingenommener Weiſe Beamten und ſonſtigen Abſolvenken 
von Hochſchulen, Angehörigen der Induſtrie, des Handelsſtandes und der Geſchäfts⸗ 
welt ſowie anderen Perſönlichkeiten, die die nötige Vorbildung beſitzen, Einblick 
zu gewähren in die allgemein kulturellen, ökonomiſchen und ftaatsrechtlihen Zu- 
ſtände der Staaken und Völker an der unkeren Donau, auf dem Balkan und im 
öſtlichen Miktelmeerbecken ſowie die Kennknis von der völkerrechtlichen Lage jener 
Gebiete zu verfiefen.« (S. 4.) 

Wiener Profeſſoren und einige Prakfiker, Ingenieure und Bankdirekkoren 
ſind als Referenten verfreten. Die Arbeiten, von denen hier nur die auf die Türkei 
bezüglichen in Frage kommen, biefen wichtiges, hiſtoriſch gruppierkes Material, ob- 
gleich die Schlußfolgerungen ſich nicht freihalten von Kriegswiſſenſchaft, wenngleich 
Chauvinismus vermieden iſt. Zur kritiſchen Lektüre kann das Buch empfohlen wer- 
den, wenngleich man dabei oft zu anderen Schlüſſen kommen wird wie der Heraus- 
geber in ſeinem »mitkeleuropäiſch« angehauchten Geleilwork. Bemerkt ſei noch, 
daß der vorzügliche Vortrag Profeſſor Karl Grünbergs über »Wirtſchaftszuſtände 
Rumäniens vor dem Kriege die Reihe eröffnet. Er hätte vielen Vortragenden als 
Muſter dienen können. 

Profeſſor Dr. Franz X. Schaffer, Die wirkſchaftlichen Verhälkniſſe Kleinafiens 
in der Gegenwark und ihre Ausſichken für die Zukunft. Balkan und naher Orient, 
S. 226 ff. i 
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Wenn man auch im Trieſter Karſte durch koſtſpielige Aufforſtung gute Ergeb- 
niſſe erzielt hat, ſo iſt dies bei den ausgedehnken Flächen in Anakolien unmöglich, 
und eine rationelle Forſtkullur kann ſich heute nur darauf beſchränken, das Be- 
ſtehende zu erhalten, der weikeren Verwüſtung der Wälder Einhalt zu kun. Erſt in 
den letzten Jahren iſt ein öſterreichiſcher Forſtmann nach Konſtankinopel berufen 
worden, und die Berichte, die er auf Grund der Bereifung des Landes gibt, find 
nicht hoffnungslos. Aber eine ſtrenge Handhabung der Vorſchriften durch die Be- 
hörden iſt bei der großenteils nomadiſierenden Hirkenbevölkerung überaus 
ſchwierig . 

Weite Gebiete ſind beſonders im Süden von Forſtſchädlingen heimgeſucht, gegen 
die keinerlei Maßnahmen gekroffen werden. 

Reichlich opkimiſtiſch hingegen ſprach ſich der jetzige kürkiſche Landwirk⸗ 
ſchaftsminiſter Neſſimi-Bei in einem Interview aus, das die »Neue 
Züricher Zeitkung« vom 19. Juni 1916 veröffentlichte: 

Die zahlreichen Wälder bergen in manchen Gegenden ſehr werkvolle Hölzer; 


eine Kommiſſion von Förſtern iſt mit der Beſtandaufnahme beſchäftigt und mit dem i 
Studium, wie die Ausbeukung am ralionellſten durchgeführt werden kann ohne 


Gefahr einer ſchädlichen Abholzung. Eine ungefähre Berechnung hat ergeben, daß 


bei einem gut organifierten Holzſchlag die Wälder des Reiches einen Erkrag ab- 
werfen könnten, der der Hälfte der gegenwärtigen Staakseinnahmen der Türkei 
gleichkäme. 


Auf jeden Fall iſt der lechniſche Stand der heufigen Landwirkſchaft ſehr 
niedrig, auch in dem fo vielgeprieſenen Anatolien, deſſen Bauernſchaft den 
Kern der osmaniſchen Bevölkerung bildet. Die dortigen Zuſtände können, 
abgeſehen von den großen Nomadendiſtrikten Arabiens und Meſopo- 
kamiens, vielfach als kypiſch gelten. Ein anſchauliches Bild des dortigen 
Ackerbaues entwirft Profeſſor Schaffer: | 


In Hinſicht der Bewirkſchaftung des Bodens muß man drei Klaſſen unfer- 
ſcheiden: die Gebiete in der Nähe der großen Städte und der Bahnlinien, alſo 
beſonders im Weſten, in denen ſchon maſchineller Betrieb beſteht, dann die über 
das ganze Land verbreitete, ganz urſprüngliche Ark der Bodenbearbeitung, wie fie 
im öftlihen Teile noch weitaus vorherrſcht und ſich in den Gebirgen auf die Tal- 
gründe beſchränkt, und drittens die noch völlig brachliegenden Gebiete, beſonders 
des Innern, die größtenteils Steppe find, aber zum Teil für die Kultur gewonnen 
werden können. Wenn auch die Schätzungen zu hoch gegriffen find, die für Anato- 
kolien 80 bis 85 Prozent kulturfähigen Boden annehmen, während nur 10 Prozent 
des ganzen Landes angebauk ſein ſollen, ſo iſt doch ſicher, daß die Anbauflächen auf 
ein Vielfaches erweitert werden können. Den Wirkſchaftspolitiker intereffieren 
die heute in rationellem Betrieb ſtehenden Gebiete nur als Vergleichsmakerial, nach 
dem er die Entwicklung der übrigen beurkeilen muß. Denn die Fruchtbarkeit iſt, 
ſoweit Bewäſſerung reicht, überall gleich, und abgeſehen von den Karſtflächen und den 
Salztonwüſten und Hochgebirgen iſt faſt alles Land kulturfähig. Weite Flächen find 
überhaupt noch nie unter Kultur geweſen, andere liegen ſeit Jahrhunderten brach 
oder die Ausnützung erfolgt auf eine primitive Weiſe, wie fie die Erzväter der 
Bibel bekrieben haben. Mit dem Pfluge, der meiſt nur ein winkelig gebogenes, 
mit Eiſen beſchlagenes Stück Holz iſt, an deſſen Deichſel ein Büffel oder ein paar 
Weiber geſpannt ſind, wird der Boden oberflächlich aufgekratzt und die Saat hin- 
ein verſenkt. Gedüngt wird nur alle zehn Jahre, oder es werden Brachjahre einge- 
ſchaltet. Von einem geregelten Fruchtwechſel iſt keine Rede. Und doch gibt der 
Boden reichen Ertrag. Das Getreide wird mit der Handſichel geſchnitten und im 
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5 Schaffer, a. a. O., S. 228. 


e 
5 * 


3 


712 ö | Die Neue Zeit. | 


Freien auf der Tenne mit dem Dreſchſchlitten gedroſchen. Dieſer iſt ein zirka 
anderthalb Meter langes und dreiviertel Meter breites ſtarkes Brett, das vorn 
etwas aufgebogen und an feiner Unkerſeite mit kantig zugehauenen Flinkſtücken 
beſetzt iſt. Davor wird ein Paar Ochſen oder Pferde gejpannt, der Landmann ſetzt 
ſich, oft noch mit ein paar Kindern, darauf, um die nötige Schwere zu geben und 
fährt auf dem ausgebreiteten Gekreide herum, bis die Körner ausgedrückt und aus- 
getreten find und das Stroh in Langhäckſel zerſchnitten iſt. Durch Worfeln mit der 
Schaufel gegen den Wind wird die Spreu von den Körnern geſonderk. 

Da es bei der geringen Bevölkerungsdichte leicht möglich iſt, weite Flächen 
brach liegen zu laſſen, iſt nur immer ein Teil des unker Kultur ſtehenden Bodens 
bebaut, fo daß alſo die Erträgniſſe ſchon in dieſer Richtung leicht erhöht werden 
könnten. Ungleich größere Gebiete find aber durch Be- und Entwäſſerung zu ge- 
winnen. 


Zur Ergänzung verweiſe ich auf die Arbeiksbilanz des Fellachen, deſſen 
dauernde mühſelige Arbeit in keinem Verhältnis zum Erkrag ſteht, wie fie 
Schulmann S. 69 ff. gibt: 


Wir werden ſehen, wie der Fellache 11 Monate im Jahre ununkerbrochen bei 
feiner Tätigkeit ausharrt, wie aber der Ertrag dieſer Arbeit für ihn ſelbſt äußerſt 
gering iſt und kaum noch zu einer ſehr dürftigen Lebenshaltung ausreicht. Es fteht 
für mich feſt, daß der Boden dem Bewirkſchafker auch keine Vergütung ſeiner Ar- 
beitskraft abwirft. 


Bei einer ſolchen Ackerwirkſchaft kann die geringe Bevölkerungszahl 


nicht wundernehmen. Nach roher Schätzung befrägt die augenblickliche 
Dichte der Bevölkerung in Anakolien zirka 21 auf den Quadrafkilometer, 
in Armenien zirka 13, in Syrien und Meſopokamien zirka 8, in Türkiſch⸗ 
Arabien zirka 2 auf den Quadratkilometer (Endres). Im Deutſchen Reiche 
hingegen wurden 1910 120 Perſonen auf einen Quadratkilometer gezählt, 
im induſtriellen Sachſen 320 und im agrariſchen Bayern 91, während ſelbſt 
das Europäiſche Rußland 24 Bewohner auf den Quadratkilometer 
aufwies. 

Allerdings iſt zu berückfichtigen, daß die großen Steppen und ausge- 
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dehnken Wüſten zu der geringen Bevölkerungsdichte viel beitragen. Aber 


ſelbſt in dieſen Gegenden wäre durch planmäßige Bewäſſerung und Säube⸗ 
rung der Waſſerlöcher die Viehzucht bei geregelter Weidewirkſchaft und 
moderner Züchkung gut angepaßker Viehraſſen bedeutend zu heben. Die 
Schaffung einer guten Pferdemiſchraſſe aus anakoliſchem und arabiſchem 
Blut, die Verbeſſerung des ſtark degenerierken Buckelrindes und ähnliche 
Maßnahmen könnten den Viehreichkum Vorderaſiens ſehr erhöhen. 
Überſchwengliche Hoffnungen werden vielfach an die Moderniſierung 
der alten Bewäſſerungsanlagen im Zweiſtromland Meſopokamien geknüpft.“ 
Hierbei werden aber nur zu leicht die kechniſchen Schwierigkeiken und die 
großen Koſten der Anlagen ſowie die Zeitdauer ihrer Errichtung überſehen. 
1 wir zu dieſer Frage dem ſachkundigen Geographen Banſe das 
ort; 7 


s Ein Muſterbeiſpiel ift die Broſchüre „Mefopofamien das Land der Zu- 
Runft« von einem deuffchen Volkswirk. Berlin W 1916, Verlag Klemens Reuſchel. 
Auch in Romanform wird für Meſopokamien Propaganda gemacht, wie das 
Ullſteinbuch »Das Reich von Morgen« beweiſt. 

Banſe gibt auch eine dekaillierke Darſtellung der ſchon gemachten Anlagen der 
von Willcocks entworfenen Bewäſſerungspläne und ihrer wahrſcheinlichen Erfolge, 
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Leider hat die kritikloſe Überkragung und Auffaſſung alter Schriften in den 
vergangenen achtziger Jahren dazu geführt, die Größe der anbaufähigen Lände: 
reien Babyloniens maßlos zu überſchätzen. Man hakte den Flächeninhalt des Al- 
luviums auf 245 000 Quadratkilometer berechnet, von denen 120 000 Quadrat- 
kilometer bebaubar ſeien und jährlich Ernten im Werke von 2 Milliarden Mark 
ergeben müßken. Man überſah aber völlig, daß das ganze Alluvialgebiel kalſächlich 
überhaupt höchſtens 100 000 Quadrakkilomeker groß iſt, und hakte aus Verſehen 
das geſamte Areal des benachbarken Zagrosgebirges mitgerechnet. In Wirklichkeit 
dürften im Irak niemals mehr als 20 000 bis 25 000 Quadratkilometer Ackerland 
geweſen ſein. Dieſe ſchweren Irrkümer waren, ſoviel ich weiß, der Haupkanlaß, daß 
von deutſcher kapitaliſtiſcher Seite an die Ausführung der Bagdadbahn heran- 
getreten wurde, welche eines jener vorderaſiatiſchen Eifenbahnprojekte iſt, die um 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts auftauchten. Leider beeinflußten fie die öffent- 
liche Meinung in dem Sinne, daß dieſe mit überſchwenglichen Erwarkungen an ein 
Unternehmen herankrikt, welches zwar durchaus geſund iſt, das aber der Nakur 
jener Länder nach nicht geeignet erſcheint, übertriebene Hoffnungen zu erfüllen. 
Haben doch die ſorgfältigen Unkerſuchungen des engliſchen Waſſerbauingenieurs 
Willcocks in den letzten Jahren dargefan, daß auf länger hinaus an die ackerbau- 
liche Erweckung von mehr als 14 000 Quadratkilometer nicht zu denken iſt. (Banſe, 
Die Türkei, S. 290.) 


Ferner kann eine überſtürzte Erſchließung der jetzt brachliegenden Ge— 
biete und verſumpften Landſtrecken zu einer ungeſunden Übertreibung des 
Baumwollbaues führen, zu jener »Monokulkur«, deren nachteilige Folgen 
auf die geſamte Wirtfhaft und vor allem für das Fellachenkum Agypten 
anſchaulich demonſtrierk. Auch die Kriegsſchickſale der jüdiſchen Kolonien 
in Paläſtina mit der Überkreibung der Orangen- und Mandelpflanzungen 
zeigen nach der ausführlichen Darſtellung Schulmanns, wohin eine ſolche 


die bei allen darüber in der Tagespreſſe gemachten Mitteilungen zu Rate zu 
ziehen iſt. 

s Dr. Leon Schulmann, Jaffa, Die Pflanzungen der Fremdenkolonien Palä- 
ſtinas während des Krieges. Heft! des »Archivs für Wirtſchaftsforſchung im Orienke, 
herausgegeben von Reinhard Junge. Weimar 1916, Guſtav Kiepenheuer Verlag. 
78 Seiten. 

Dieſe Arbeit zeigt auch inſtruktiv, wie der Krieg indirekt Schäden vergrößert, 
indem er ihre Bekämpfung erjhwerf oder unmöglich macht. Das zeigte ſich be- 
ſonders bei der Heuſchreckenplage, der man wegen Mangels an geeignetem Mafe- 
rial nicht fo energiſch enkgegenkreken konnte, wie das nach dem Stand der heutigen 
Technik, die Schulmann eingehend beſchreibt, möglich wäre. 

Auf das Archiv möchke ich bei dieſer Gelegenheit dringend hinweiſen. Es ſcheint 
die beſten Orientkenner unker den deuffchen wellpolitiſchen Schriftſtellern zu ver- 
einigen und bringt wiſſenſchaftliche Arbeiken, die Material zugänglich machen, das 
ſonſt unbekannt bleibt. Auch die begonnene umfangreiche Bibliographie iſt für den 
marxiſtiſchen Schriftſteller beſonders werfvoll, der nicht fein Leben dem Spezial- 
ſtudium orienkaliſcher Verhälkniſſe widmen kann. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß den Schlußfolgerungen der Mitarbeifer der ge- 
diegenen Zeitſchrift ſozialiſtiſche Bkonomen off nicht beipflichten können. Ich ver- 
weiſe auf die Beſprechung des Buches von Schulmann über die Fellachenwirkſchaft 
Paläſtinas, die Sp. in dieſer Zeitſchrift veröffentlichte. 

Es iſt übrigens inkereſſank, daß während des Krieges manche bürgerliche Ge- 
lehrte in Beurkeilung der Methode und Leiſtungen der Kolonialpolitik der gegne- 
riſchen Staaten zu ähnlichen Ergebniſſen kommen wie ſozialiſtiſche Schriftſteller 
vor dem Kriege. So bieten die Vorkräge über Agypken und die völkerrechtlichen 
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für den Einzelkapitaliſten wohl renkable, aber für die Geſamtheit ſchädliche 
Wirkſchaftsweiſe führen muß. Auf die Frage der Anſäſſigmachung der 
Nomaden und der Beſchaffung der Arbeitskräfte zur Erbauung der Sin- 
lagen und zur Bewirtſchaftung des neugewonnenen Kulkurlandes komme 
ich jpäfer. Der opkimiſtiſchen Anſchauung Muſils, daß der Überſchuß der 
Oaſenbevölkerung und die nomadifierenden Kleinviehzüchter hierzu genügen 
würden, möchte ich widerſprechen. d 5 

Die Reform der kürkiſchen Landwirkſchaft erforderk weikkragende und 
langwierige Maßregeln, die Reinhard Junge in feinem inkereſſanten Plan 
zur wirtſchafklichen Hebung der Türkei eingehend dargeſtellt hat. Es iſt nur 
fraglich, ob dieſer plan zur Ausführung kommt. Es handelt ſich ja nicht nur 
darum, den »beſten Weg« wiſſenſchaftlich feſtzuſtellen, ſondern weit wich- 
liger iſt es, daß die Intereſſen mächtiger Klaſſen oder Gruppen dahin wir- 
ken, daß dieſer Weg auch gegangen wird. 

Die Bodenbeſitreform widerſpricht aber den Augenblicksintereſſen einer 
einflußreichen Großgrundbeſitzerklaſſe, die zumeiſt als Beamte und Mi- 
litärs in den Städten lebt und durch Verpachkung des Beſitzes an un- 
wiſſende gedrückte Pächter eine Haupkſchuld an der rückſtändigen Technik 
der heutigen Bauernwirkſchaft krägk. Dieſe Klaſſe profikierk aber gleich- 
zeitig an ſtarker Bodenpreisſteigerung, die ſowohl durch große Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen als auch durch Bahnbauken zu erzielen iſt. Junge iſt auch 
völlig im Recht, daß eine überſtürzte Vornahme ſolcher Anlagen, die mit 
einer Forcierung des Anbaues von Nußpflanzen, beſonders Baumwolle, 
verbunden zu ſein pflegt, das Land in ſchwere Kriſen ſtürzen muß. Es iſt 
aber mehr als fraglich, ob das Gewinninkereſſe des europäiſchen Groß- 
kapikals und des einheimiſchen Grundbeſitzes den Wechſel »auf langes 
Jiel« dem Augenblicksgewinn vorzuziehen geneigt iſt. Möglich, daß der 
nach dem Kriege einkretende Kapitalmangel den Kapitalexpork nach Vorder- 
aſien einſchränken und durch Warenexport erſetzen wird. Die hierdurch be- 
wirkte Verlangſamung der Entwicklung wird für die kürkiſche Volkswirk⸗ 
ſchaft heilſam ſein. Allerdings iſt dann eine zweckmäßige Regelung des 
Kleinkredits, genoſſenſchaftliche Organiſakion der Bauern, die während des 
Krieges ſchon begonnen haben ſoll, Hebung des agrartechniſchen Wiſſens 
und der allgemeinen Bildung durch ein ausgebautes Schulweſen, klimafo- 
logiſche und agronomiſche Erforſchung des Landes, Hebung der landwirk⸗ 
ſchaftlichen Induſtrie, beſonders Anlegung moderner Waſſermühlen uſw. 
erforderlich. Alle dieſe Reformen koſten aber Geld und ſetzen ein geord- 


nefes Steuerſyſtem voraus. Aber gerade dieſes iſt der wunde Punkt der 


Türkei, und die neue Ordnung der Finanzen iſt eines der ſchwerſten Pro- 
bleme, die nach dem Frieden zu löſen ſind. (Schluß folgt.) 


2:22 Pina VE Ta ED est LI 0 1 2 7 
Verhälkniſſe in Vorderaſien von Profeſſor Oberhummer und Profeſſor Leo Stri- 
ſower viele Berührungspunkte mit der ausführlichen Arbeit Rothſteins »Die Eng- 
länder in Agypken«. (Ergänzungsheft zur Neuen Zeit Nr. 10.) 

Während die Lenſch, Queſſel uſw. umlernen und ſich für Kolonien erwärmen, 
beſtätigen die bürgerlichen Profeſſoren die Wahrheit der ſozialiſtiſchen Auffaſſung, 
die ſich allerdings nicht nur auf die feindlichen Länder erſtreckk. 
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Kriegswirkſchafk. 
Von Wilhelm Düwell. 

Im Grundzug ihres Weſens iſt die ganze Kriegswirtſchaft kapita- 
liſtiſch. Nichts verkehrker als der holdſelige Glaube politiſcher und wirt- 
ſchaftlicher Einfalt, die Kriegswirtſchaft rüttle und ſchüttle an den Grund— 
feſten der kapitaliſtiſchen Ordnung. Das Gegenteil iſt richtig! Gegen die auf 
Profiterzielung beruhende Grundlage der kapitaliſtiſchen Wirkſchaftsweiſe 
richten die ſtaaklichen und behördlichen Maßnahmen keinen Axthieb, ſie 
rammen ihr vielmehr Stüßpfeiler ein, die ihren Beftand ſichern und heiligen. 
Wenn Blätter, die berufsmäßig das Intereſſe der landwirtſchafklichen und 
gewerblichen Unternehmer wahrnehmen, jetzt zuweilen über zunehmenden 
und bedenklichen Skaaksſozialismus zornig aufmucken, dann iſt das nur ge- 
eignet, die Aufmerkſamkeik abzulenken, was meiſtens auch wohl beabſichtigt 
wird, damit der wahre Charakker der Kriegswirtſchaft nicht erkannt werde 
und die Inkereſſenken fie noch mehr zu ihren Gunſten beeinfluſſen können. 

Die Auswirkungen der kriegswirkſchaftlichen Maßnahmen dienten von 
Anfang an viel mehr dem Vorkeil der Unternehmer als dem der Ver— 
braucher. In der Erzeugung ſind nicht einmal Anſätze einer Regelung im 
ſozialen Geiſte zu ſpüren. Man mag das, was in der Verkeilung von 
Gütern durch Rationierung und Preisbegrenzung erfolgt, in der praktiſchen 
Wirkung noch jo hoch einſchätzen, es als den Anfang einer ſozialen Ord— 
nung der Verhälkniſſe anzuſprechen, zeugt von einer Beſcheidenheit, die man 
als politiſchen Vorteil nicht gelten laſſen kann. Jede Verſchiebung in dem 
Gefüge der Wirtſchafktsmaſchinerie, die eine Erweiterung und Verkiefung 
der Profitmöglichkeiten, eine Steigerung des Kapikalgewinns verurſacht, 
führt nicht auf den Weg der Sozialiſierung, ſondern drängt weiter von ihm 
ab. Daß die Kriegswirkſchaft kakſächlich die Gewinnrake vergrößert, daß fie 
in ihrer Wirkung darauf eingeſtellt iſt, die kapitaliſtiſche Wirkſchaft zu 
ſtärken, das kann nicht leicht verkannt werden. Man darf ſich nur nicht 
käuſchen laſſen, nicht den Erſaßſtoff der Anteilszuweiſungen bei einigen 
Lebensmitteln und die Maſſenſpeiſungen als laukeres Gold ſozialer Gemein- 
wirkſchaft in Kauf nehmen. Ganz zu ſchweigen von den Höchſtpreisrege- 
lungen, denn dieſe haben zunächſt und weit überwiegend viel mehr eine 
Sicherung des Gewinns der Unkernehmer als Schuß der Verbraucher im 
Gefolge. 

Dadurch, daß Deutkſchland vom Weltmarkt abgeſchnitten wurde, kam es 
in eine ſchwierige Lage. Wir wurden auf eine geringere Summe von Nah- 
rungsmitteln und auch von mancherlei Rohſtoffen für die gewerbliche Güter- 
erzeugung beſchränkk. Der Mangel follte durch Steigerung der Produk- 
fivität ſoweit wie möglich ausgeglichen werden. Unternehmungsluſt und Er- 
zeugungseifer wurden durch hohe Preiſe, die erhebliche Gewinnſteigerungen 
verſprachen, ſtark angereizt. Der Stein kam ins Rollen! Die ſofork nach 
Kriegsbeginn einſetzende Verkeuerung aller Lebensmittel machte auch Lohn- 
ſteigerungen notwendig. Die Lohnſteigerungen mußten wieder herhalten zur 
Begründung höherer Preiſe. Stets war der Weisheit letzter Schluß: Gute 
Gewinne müſſen die Erzeugung anregen! Von dieſem Grundſatz iſt die 
Kriegswirkſchaft nie abgewichen. 

Schon am 4. Auguſt 1914 verabſchiedeke der Reichskag ein Geſetz, das 
den Bundesrat ermächtigte, Höchſtpreiſe feſtzuſetzen. Aber die Preiſe für 
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alle Waren, Lebensmittel und Gebrauchsgegenſtände, trieben ungehemmt in 
die Höhe. Bald hatten wir den ungeſunden und verhängnisvollen Zuſtand, 
daß die Preiſe für Fuktermiktel über die für Brokgekreide hinausgewachſen 
waren. Die hohen Preiſe für Futtermiktel bilden das Hebelwerk, das die 
Preiſe der landwirkſchaftlichen Erzeugniſſe allgemein hochbringt. Und dieſes 
Hebelwerk hat die Kriegswirtſchaft durch hohe Übernahmepreiſe feſt ver- 
ankerk. Auf der Treppe der Preiſe für Futkermittel klekterken die für Vieh, 
Fleiſch, Milch, Butter, Käſe, Eier uſw. ſchnell hinauf. Die Händler nutzten 
die gute Konjunktur, fie verkeuerken den Verbrauchern die Lebensmittel 
mehr, als die Aufſchläge ausmachen, die ſie den Erzeugern bezahlen mußken. 

Ehe der Bundesrat mit Verordnungen eingriff, um die Verbraucher vor 
wucheriſchen Überfällen zu ſchützen, waren längſt Erzeugerhöchſtpreiſe feſt⸗ 
gelegt, die ganz beträchtliche Verkeuerungen gegen den Preisſtand im 
Frieden und eine höhere Verzinſung des in der Landwirkſchaft angelegten 
Kapitals darſtellen. Zudem mußten erſt militäriſche Behörden Maßnahmen 
im Intereſſe der Verbraucher anordnen, dann kam der Bundesrat hinter- 
her. Am 16. Oktober 1915 ſetzte zum Beiſpiel der Oberbefehlshaber in den 
Marken dem wucheriſchen Treiben am Bukkermarkk inſofern eine Grenze, 
daß er einen Höchſtpreis von 2,80 Mark für ein Pfund vorſchrieb. Am 
22. Okkober 1915 erſchien dann auch eine Bundesraksverordnung, die auf 
der Grundlage des Bukkerpreiſes in Berlin Höchſtpreiſe für das Reich an- 
ordnete. | 


Lange Zeit vorher war ſchon durch Erzeugerhöchſtpreiſe ein Schutzwall 


aufgeworfen worden, hinter dem die Gewinne der Landwirkſchafk ſicher und 
üppig gediehen. Auf ſtarker, feſtgefügter Grundlage ſtand das Preis- 
gebäude, in dem ſich die Erzeuger des beſten Wohlſeins erfreuten. Alle 
Stürme der Verbraucher gegen Wucherpreiſe und Kriegskonjunkturgewinn 
endeten vor den Skacheldrahkzäunen vorſorglicher Kriegsmaßnahmen. 
Schauen wir zu! 

Am 28. Oktober 1914 wurden Höchſtpreiſe für Brokgekreide feſt⸗ 
geſetzt, die mit 209 bis 237 Mark für die Tonne Roggen und mit 249 bis 
279 Mark für die gleiche Menge Weizen die im Frieden üblichen Preiſe 
weit hinter ſich ließen. Ein dauernder Kriegsgewinn für die Landwirte war 
in Sicherheit. Verbefjerte Auflagen folgken! Nach der erwähnten Verord- 
nung ſollte Gerſte um 13 bis 15 Mark für die Tonne billiger ſein als 
Roggen. Die Großgrundbeſitzer waren mit dieſer Regelung nicht zufrieden; 
ſie forderten höhere Preiſe für Fuktergekreide. Und die Unzufriedenen 
drängten die Kriegswirtſchaft weiter vorwärts auf den von ihren Inter- 
eſſen vorgezeichneken Preisbahnen. Es folgte eine Neuregelung der Höchft- 
preiſe für Gekreide, die an den Sätzen für Roggen und Weizen wenig än- 
derke, die aber den Preis für Gerſte auf die gleiche Höhe hinaufſteigen ließ. 
Trotzdem waren die Landwirte noch nicht befriedigt. Eine neue Verord- 
nung, vom 19. Dezember, ſteigerke den Preis für Gerſte nochmals um 
50 Mark, auf 260 bis 287 Mark für die Tonne. Nun war Gerſte ſchon be- 
krächklich teurer als Roggen. Aber auch das genügte noch nicht. Die Kraft, 
die den Preisſtand für alle landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe höher drückte, 
blieb weiter in Wirkfamkeit. i 

Der Preis für Hafer lag im Frieden ebenfalls unker dem für Roggen. 
Nach Notierungen in Berlin koſteke die Tonne Hafer im Juli 1914 noch 
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176 Mark, im Oktober des gleichen Jahres jedoch ſchon 219 Mark. So weit 
hatle die allgemeine Bewegung den Preis bereits gehoben. Die amtlichen 
Höchſtpreiſe brachten ihn dauernd auf einen viel höheren Stand. Eine im 
November 1914 erlaſſene Verordnung garantierte den Landwirten zunächſt 
für jede Tonne Hafer eine Einnahme von 202 bis 223 Mork. Aber das 
war nur eine Abſchlagszahlung. Am 13. Februar 1915 wurde der Höchſt⸗ 
preis um 50 Mark für die Tonne erhöht und dazu die Beſtimmung erlaſſen, 
daß die Militärverwalfung dieſen Aufſchlag auch für die bereits bezogenen 
Mengen an die Landwirte nachzuzahlen hätte. Die Schraube blieb weiter 
in Bewegung; ſie drückte am 23. Juli 1915 eine Verordnung heraus, die 
den Höchſtpreis für Gerſte und Hafer auf 300 Mark feſtſetzte. Nun war 
der Preis für Futtergekreide um 70 bis 85 Mark über den für Roggen und 
um 30 bis 45 Mark über den für Weizen hinausgefrieben. 

Um die Veränderung in der Preisgeſtaltung zu zeigen, bringen wir in 
der folgenden Zuſammenſtellung den Preis in Berlin nach dem Durchſchnitt 


der letzten vier Jahre vor dem Kriege, ſowie die Höchſtpreiſe nach der Ver- 


ordnung vom 23. Juli 1915 in Beziehung. In der letzten Reihe find die ein- 
getretenen Preisſteigerungen angegeben, die wir für Weizen und Roggen 
auf der Grundlage der ermittelten Durchſchnitkshöchſtpreiſe errechneten. Es 
koſteke eine Tonne in Mark: 


Tor dem Kriege Höchſtpreis Steigerung in Mark 
in Berlin für Erzeuger für die Tonne 
207.80 255—270 54,70 
ä eee 215—230 54,80 
1859,50 300 140,50 
185,0 800 154,50 


So gewaltig die Preisſteigerungen, ſo arg das Miß verhältnis zwiſchen 
den Preiſen für Brot- und Futtergetreide bereits geworden war, die Kriegs- 
wirkſchaft trieb in dem alten Fahrwaſſer immer noch weiter. Anfang Januar 
1916 wurde beſtimmt, daß die Landwirke für die Tonne Gerſte und Hafer 
bis Ende Februar 360 Mark und von dann ab, bis 15. März, 330 Mark 
erhielten. Auf dieſer Leiter ſtiegen die Preiſe einer ganzen Reihe von land- 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſen in die Höhe. Die angeblich ſtaatsſozialiſtiſche 
Kriegswirkſchaft entwertet die Kaufkraft des Arbeitslohns und ſteigert die 
landwirtſchaftliche Bodenrenke. 

Immer hieß es: Die Haupkſache iſt, durch gute Preiſe das Inkereſſe der 
Erzeuger an möglichſter Steigerung der Produktion lebendig zu halten. 
Wichtiger als niedrige Preiſe für den Verbraucher iſt die Beſchaffung von 
Lebensmitteln! — Das klingt ganz verſtändig, aber den Verbrauchern nutzen 
auch die Lebensmittel nichts, die fie nicht bezahlen können. Die hohen Preiſe 
begünſtigen die Verkeilung der vorhandenen Nahrungsmengen zum Vor- 
teil der Beſitzenden. Je weniger die breite Maſſe zu kaufen in der Lage iſt, 
um ſo größer der Ankeil, der zur Verfügung der Volksgenoſſen bleibt, deren 
Einkommen es ihnen geſtaktet, für ihre Ernährung das Vielfache der 
früheren Koſten aufzuwenden. 

Die Herrſchaft des Kriegsernährungsamks hat die Grundlage 
der Kriegswirkſchaft nicht verändert. Man könnte eher jagen: ſie hat ihr 
kapitaliſtiſches Weſen nur noch ſtärker hervorkreken laſſen. Die Politik, 
das Inkereſſe der Erzeuger zu ſchützen, zu ihrem Vorkeil die Verbraucher 


718 Die Neue Zeit. 


mit höheren Preiſen zu belaſten, kam handgreiflich deutlich bei der neuen 
Feſtlegung der Preiſe für Kartoffeln zum Ausdruck. Und Herr v. Batocki 
hat ja auch mit wünſchenswerker Deuklichkeik wiederholt erklärk und er- 
klären laſſen, daß die Landwirte zufriedengeſtellt werden 
müßten; um fie nicht zu verärgern und die Erzeugung nicht zu ſtören, 
hätte man die höheren Preiſe bewilligen müſſen. Das iſt gewiß die feſte 
Überzeugung des »Diktafors« vom Kriegsernährungsamt. Die Verhältniſſe, 
das heißt die wirtſchaftlichen Intereſſen find ſtärker als Herrn v. Bakockis 
vielleicht anders gerichkeke gute Abſichkt. Er wird auch kaum der Meinung 
ſein, in ihrem Weſen beruhe die Kriegswirtichaft auf ſozialer Grundlage, 
und er hat keineswegs den Willen, die kapitaliftiihe Herrſchaft im Wirk- 
ſchaftsgekriebe zu unkergraben oder ihr auch nur Schaden zuzufügen. 

Die unheilvollen Wirkungen der gezeichneken Kriegswirtſchaftspolitik 
find bekannt. Die hohen Fuktermitktelpreiſe reizten dazu, 
Brokgekreide und Kartoffeln in die Viehtröge zu 
ſchüttken. So wurde die Ernährung der Menſchen gefährdet. Weil die 
Kartoffel einen hohen Futkkerwerk erlangt hatte, mußte auch ihr Preis ge- 
ſteigert werden. Die gewaltig geſtiegenen Koſten für Fuktermittel krieben 
die Preiſe für viele andere Lebensmittel immer ſtärker in die Höhe. Ein Rad 
treibt das andere. Die Mühle iſt in Bewegung; den größten Ertrag, den ſie 
liefert, heimſen die Großgrundbeſitzer ein. 

Ahnlich wie in der Landwirkſchaft haben ſich die Verhältniſſe in der 
Induſtrie und in der geſamten gewerblichen Gütererzeu⸗ 
gung entwickelt. Nur kreten fie hier nicht jo deutlich, für die breite Maſſe 
in ihren Auswirkungen nicht jo ſchmerzlich fühlbar in das allgemeine Be⸗ 
wußtſein, weil ſich das Geſchäfk in der Haupkſache zwiſchen den Erzeugern 
und dem Staat abwickelt. Der Staat übernimmt die Erzeugniſſe der Kriegs- 
induſtrie und bezahlt fie. Das Volk ſpürt die Folgen nicht unmittelbar, es 
wird vorläufig ja nur mit Schulden belaſtek. Die Mehrkoſten, die der Mi- 
likärverwaltung durch die Steigerung der Preiſe für Nahrungs- und 
Futtermittel erwachſen, bewirken ebenfalls ein Anſchwellen der öffenklichen 
Laſten. 

In welcher Weiſe offenbaren ſich nun die Wirkungen der geſamten 
Kriegswirkſchafk? Ganz unbeſtreikbar werden jetzt für eine kleinere Menge 
von Lebensmitteln und Gebrauchsgütern erheblich größere Summen be— 
zahlt als vor dem Kriege. Einen Teil der Mehraufwendungen krägt un- 
mittelbar der Verbraucher, vielleicht den größeren Laftenanteil übernehmen 
zunächſt die Gemeinden und das Reich; die öffentlichen Schulden ſchwellen 
an, und damit vergrößerk ſich die allgemeine Skeuerpflicht. 

Dazu hat ſich die Lebenshaltung der breiten Maſſe verſchlechtert, keil⸗ 
weiſe ſogar ſehr erheblich verſchlechterk. Nun find allerdings auch für einen 
Teil der Arbeiter die Löhne geſtiegen. Aber die Lohnſteigerung hat mit der 
Verminderung der Kaufkraft des Geldes nicht gleichen Schritt gehalten. 
Nur für einen verhälknismäßig kleinen Kreis von Arbeitern waren die 


Lohnaufbeſſerungen ſo groß, daß ſie Erſparniſſe machen können. Dafür 


müſſen auch fie ihre Lebenshaltung einſchränken. Der größte Teil der Ar- 
beiter und Angeſtellten verbraucht das durch Lohnſteigerungen erzielte 
Mehreinkommen für die Verkeuerung der überdies verſchlechkerken 
Lebenshalkung. Ihr Ankeil am Arbeitserkrag hat ſich nicht auf Koſten der 
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Kapitalsgewinne vergrößert. Das iſt für die breite Maſſe das eine Ergebnis 
der »ſtaaksſozialiſtiſchen« Kriegswirkſchaft. 

Die andere Seite! Die Überſchüſſe der gewerblichen Unkernehmen in der 
Kriegsinduſtrie und vieler Zweige des Handels find beträchtlich gewachſen. 
Das gleiche gilt von den landwirkſchaftlichen Unternehmen. Die Sparkaſſen 
auf dem Lande und die landwirkſchaftlichen Genoſſenſchaftskaſſen können 
den ihnen zufließenden Strom von Spargeldern kaum faſſen; die Preiſe der 
Güter ſchnellen in die Höhe; die Grundrente ſteigt. Der Anteil des Kapitals 
am Arbeitserkrag iſt gewachſen. Die Steigerung des Profits ſetzt ſich um in 
Erhöhung der öffenklichen Schulden. Unkerſtützungen, die an Kriegerfrauen 
gezahlt werden, Penſionen uſw. kragen zur Mehrung der Schulden bei. 
Dieſe Schulden belaſten die Arbeit der Zukunft. Die Geſtaltung der Steuern 
kann den Beſitz zunächſt ſchwächer oder ſtärker zu der Koſtendeckung heran- 
ziehen, in der Haupkſache jedoch und letzten Endes ausſchließlich muß die 
produktive Arbeit die Laſten ſchleppen. Die Abtragung erfolgt, indem die 


Koſten für Nahrungsmittel und Gebrauchsgegenſtände dauernd fo hoch ge- 


halten werden, daß die breite Maſſe auch nach dem Kriege mit einer ver- 
ſchlechterten Lebenshalkung ſich abfinden muß, oder fie erfolgt durch Steige- 
rung der Produktivität ihrer Arbeit oder durch beides zuſammen. So oder 
jo, auf jeden Fall kommt dabei eine Verminderung des Anteils der Ar- 
beiter am Produkkionserkrag heraus! 

Die kapitaliſtiſche Herrſchafk geht nicht geſchwächt, ſondern ſehr ge— 
ſtärͤkt aus dem Kriege und aus der Kriegswirkſchaft hervor. Illuſionen 
bringen die Arbeiterſchaft nicht vorwärts. Sie wird in Zukunft ihren rich- 
kigen Platz nur dann einnehmen, wenn ſie die Verhälkniſſe nimmt, wie ſie 
in Wirklichkeit ſind. | 


„ 


Literariſche Rundſchau. 


Profeſſor Th. Jaeger, Perſien und die perſiſche Frage. 14. Heft der Drienf- 
bücherei, herausgegeben von E. Jaeckh. Weimar 1916, G. Kiepenheuer. 179 
Seiken. Preis 2 Mark. 


G. Demorgny, La question persane et la guerre. Paris 1916, Librairie de 
la société du Recueil Sirey. 304 Seifen mit zwei Beilagen. Preis 3,5 Franken. 


In der letzten Zeit mehren ſich die Stimmen, die ſich direkt für eine imperia— 
liſtiſche Kolonialpolitik ausſprechen. Was dieſe in der Praxis bedeuket, dafür 
liefert die traurige Geſchichke Perſiens vielleicht das deutlichſte Beiſpiel. Sowohl 
Jaeger als auch Demorgny ſtellen feſt, daß die Politik Rußlands in Perſien auf 
die Erwürgung des Volkes und die Verhinderung jeder Entwicklung hinzielk. De- 
morgny, der Rechtsbeiſtand der perſiſchen Regierung war, kennt die Takſachen 
aus eigener Beobachtung und ſtützt ſeine Ausführungen auf offizielle Erklärungen 
und Dokumente. Seine Ausführungen find darum in dieſer Beziehung ſehr inker— 
eſſant, wogegen feine Schilderungen der deukſchen Politik in Perſien eine vorſich⸗ 
tige Nachprüfung erfordern, da ſie unker dem Einfluß des Krieges nicht objekkiv 
find — genau wie Jaegers Schilderungen der engliſchen Politik. Demorgny hält ſich 
eng an das Thema, während Jaeger das perſiſche Problem unker dem Geſichtspunkt 
der vorderaſiatiſchen Frage überhaupk behandelt. In mancher Beziehung ſtimmen 
die Urteile beider Autoren überein, vor allem in der Beurkeilung des engliſch— 
ruſſiſchen Abkommens. Demorgny zeigk unwiderleglich, daß dieſes Abkommen von 
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1907 nur ein zeitweiliger Waffenſtillſtand („armistice temporaire“) war, daß die 
Rivalität zwiſchen den beiden Mächten bald darauf mit noch größerer Heftigkeit 
einſetzte und zeitweilig nahe daran war, in die Brüche zu gehen, ſo anläßlich der 
Rückkehr des Exſchahs 1911. 

Wir ſtellen dieſe Takſache feſt, die auch von Jaeger anerkannk wird, weil faſt 
ſämtliche Kriegsſchriften, die ſich mit der Politik Englands beſchäftigen, einfach 
behaupten, England habe Perfien, ja ſelbſt die Türkei an Rußland ausgelieferk. 
Das ftimmt durchaus nicht. Nur fühlte ſich England Rußland gegenüber mit ge- 
bundenen Händen, folange die Verhältniſſe zu Deutſchland nicht geregelt waren. 
Aus dieſem wachſenden Gegenſatz zu Rußland in Perſien erklärt ſich auch das 
Abkommen mit Deutſchland von 1914 über die Afiatifhe Türkei, das ſelbſt nach 
Rohrbach für Deutſchland vorteilhaft war, das aber England geſtaktet hätte, Ruß- 
land gegenüber in Perſien energiſcher aufzutreken. 

Um die Politik Englands in Perfien wie in Vorderaſien überhaupk zu be- 
greifen, muß man ſich erinnern, daß England aus militäriſchen Gründen den Weg 
nach Indien beherrſchen will. Jaeger führt folgende Erklärung der britiſchen Re- 
gierung im Oberhaus vom 3. Mai 1903 an: 

„Wir würden die Errichkung eines Marineſtüßpunktes 
oder eines befeſtigten Hafens im Perſiſchen Golf durch 
irgendeine andere Macht als eine ſehr ſchwere Bedrohung 
der britiſchen Intereſſen anſehen und würden uns dem 
ſicherlich mit allen uns zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
widerſehen. 

Bekanntlich war die engliſche Politik dem Bagdadbahnunternehmen gegenüber 
von den gleichen Motiven geleitet. Durch das Abkommen von 1907 mit Rußland 
ſchädigte England zwar feinen Handel in Perſien, ſperrke aber Rußland den Zu- 
gang zum Meere. Aus dem gleichen Geſichtspunkk widerſeßzte ſich England dem 
Bau einer kransperſiſchen Bahn. Jaeger ſagk ſelber, daß der leitende Kopf der 
engliſchen vorderafiatifhen Politik, Lord Curzon, immer noch ein ausgeſprochener 
Gegner Rußlands bleibk. 8 

Um ſo verwunderlicher iſt es, wenn Jaeger für Deutſchland die Forderung auf- 
ſtellt, den Endpunkt der Bagdadbahn nach Bender-Abbas zu verlegen, an einen 
Punkt, von dem aus der Perſiſche Golf leicht beherrſcht wird und der ſich zu einem 
Marineſtützpunkt gegen Indien ausbauen läßt. Daß England dem zuſtimmen wird, 
iſt kaum zu erwarken. Daß Bender-Abbas wirkſchaftlich der paſſendſte Hafen iſt, 
ſoll nicht beſtritten werden. Es iſt aber keine Seltenheit, wenn der Imperialismus, 

in Widerſpruch zu den wirkſchaftlichen Bedürfniſſen krikt. Nur wer den Charakter 
des Imperialismus verkennt, glaubt, daß der Imperialismus wirkſchaftsfördernd 
wirkt. Vielmehr hindert er die wirkſchaftliche Entwicklung, die allerdings ſich den⸗ 
noch durchſetzt. So konſtakiert Jaeger, daß die Konzeſſionen, um die ſich in Perſien 
die Staaten bewerben, nie dem fie gewährenden Staat zum Vorkeil gereichen, jon- 
dern nur der Stärkung der Machkpoſition der rivaliſierenden Staaken oder zum 
Vorkeil einzelner Unternehmer dienen. Die wirkſchaftliche Entwicklung des Landes 
wird durch ſie vielmehr hinkangehalten, ſo auch der Bau von Eiſenbahnen ge— 
hindert. Es iſt nun aber zu erwarken, daß nach dieſem Kriege der Druck der euro. 
päiſchen Großſtaaten auf die zurückgebliebenen Länder abnehmen und daß dadurch 
deren Aufſtieg erſt ermöglicht wird. Der Weltkrieg wird für die Völker Aſiens 
eine neue Epoche bedeuten, hoffentlich aber nicht in dem Sinne, wie dies die euro- 
päifchen Imperialiſten wünſchen. Auch der ruſſiſche Druck auf Perſien, der ſchon 
einmal nachgelaſſen hak, wodurch der Übergang Perſiens zur Verfaſſung möglich 
wurde, wird nach dieſem Kriege auf jeden Fall ſchwächer werden. Hoffenklich nutzt 
Perſien die Zeit aus, um feine Selbſtändigkeit zu befeſtigen. Sp. 
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Kritiſche Anmerkungen. 
Von Fr. Mehring. (Schluß.) 


Jedoch auf einen Punkt, an dem unſer Erbe von den Umlernern mit 
einigem Recht angenagt worden zu ſein ſcheint, ſei mit einigen Worten ein- 
gegangen. Namenklich in den erſten Wochen des Krieges erklang gar laut 
die Melodie: »Sehet da, wie ſich die Marx und Engels und ihnen nach die 
Liebknecht und Bebel verrechnet haben, wenn ſie von dem Ausbruch eines 
Weltkriegs den Zuſammenbruch der Rapitaliftiichen Geſellſchaft erwarteten. 
Mit dem erſten Schuß hat ſich dieſe Prophezeiung als ein leeres Phantom 
erwieſen. Zumal der deukſche Kapitalismus iſt längſt nicht überlebt; er feiert 
Sieg auf Sieg, im Felde wie an der Börſe; er ſteht nicht auf könernen 
Füßen, ſondern iſt ein Kerl von Granit, an dem wir uns vergebens die 
Zähne ausbeißen würden. Sehen wir alſo, wie es Männern geziemf, den 
Takſachen ins Auge und verabſchieden wir die Illuſionen, in denen wir bis- 
her gelebt haben. Holen wir von dem allmächtigen Kapitalismus heraus, 
was ſich im Intereſſe der arbeitenden Klaſſen herausholen läßt, aber ver- 
zichfen wir darauf, uns die Köpfe an ſeinen Mauern einzurennen.« Dieſe 
Unkenrufe konnte man in Parkeikreiſen vor zwei Jahren hundertfach hören. 

Inzwiſchen haben die Erfahrungen des Weltkriegs fie ſchon weſenklich 
herabgeſtimmt. Die kapitaliſtiſche Herrlichkeit iſt ſehr fadenfcheinig gewor- 
den, und unfer ihren überzeugten Bewunderern mehrt ſich von Tag zu Tag 
die Zahl derer, die mit Grauen in die Zukunft ſehen. Und auch die angeblich 
»falſchen Propheken« find ſchon zu ihrem Rechke gekommen. Man leſe zum 
Beiſpiel die Einleitung zu Borkheims Schrift über die »Mordspakrioken«, 
die Engels vor dreißig Jahren geſchrieben hark, und man hat ein Bild des 
heafigen Krieges vor ſich, das an Naturkreue nichks zu wünſchen übrigläßt 
und höchſtens daran leidet, daß die Farben nicht kräftig und ſatt genug auf- 
getragen find. Und übrigens iſt die Annahme, ein Weltkrieg werde die infer- 
nationale Weltwirkſchaft ſehr bald in einen wüſten Trümmerhaufen ver- 
wandeln, nicht nur von Engels oder Bebel allein verkündef worden, ſondern 
oft genug auch gerade von den erfahrenſten Kennern der bürgerlichen 
Okonomie. 

Immerhin mag man zugeben, daß die Schwindſucht ein anderes Leiden 
iſt als der Schlagfluß, und daß wir uns den Zuſammenbruch der kapitaliſti- 
ſchen Welt anders vorgeſtellt haben, als er ſich vollzieht. Dies iſt der eine 
Punkt, auf den die Umlerner ſich mit einem gewiſſen Recht berufen, und 
gerade in dieſem Punkt haben fie nicht am wenigſten unrechk. Diejenigen 
»Illuſionen«, vor denen fie warnen, gehören zum Sozialismus, der ſich ſelbſt 
aufgeben würde, wenn er je auf fie verzichtete, wie denn vom Sozialismus 
der Umlerner verzweifelt wenig übrigbleibt. 
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Denn ihr ganzer Gedankengang, daß der Kapitalismus noch zu mächtig 
ſei, als daß die Arbeikerklaſſe darauf rechnen dürfte, ihn zu überrennen, 
und daß man ſich bis auf eine unabſehbare Zukunft darauf beſchränken 
müſſe, aus dem Kapitalismus herauszuholen, was ſich im Inkereſſe der ar- 
beitenden Klaſſen aus ihm herausholen laſſe, iſt gar nicht mehr ſozialiſtiſch. 
Das kann der erſte beſte bürgerliche Sozialreformer auch unkerſchreiben. 
Was den Sozialiſten macht, iſt die unbedingte Siegeszuverſicht und die un- 
erſchütterliche Überzeugung, eine neue Welt ſchaffen zu können. Das gilt 
keineswegs bloß von den Marxiſten, ſondern von allen Sozialiſten, die ſich 
je in der Geſchichtke einen Anſpruch auf dieſen Ehrennamen erworben haben: 
von dem ſterbenden Saink-Simon, der die Begeiſterung für nokwendig er- 
Klärke, um große Dinge zu vollbringen, bis zu dem ſterbenden Rodͤberkus, 
der die Zukunft »in wunderſam roſigem Lichte« ſah. Das waren gewiß 
»Illuſionäre«, aber ſolche »Illuſionäre« bringen es gewöhnlich weiter als die 
braven Philiſter, denen die Vorficht der beſſere Teil der Tapferkeit iſt. 

In dem wiſſenſchaftlichen Sozialismus, wie ihn Marx und Engels be- 
gründet haben, kritt dieſe »Illuſion« noch ſchärfer hervor, da er mit ungleich 
ſchärferen Waffen als die früheren Sozialiſten den Kapitalismus zu be- 
kämpfen weiß. Wie läßt ſich eine größere »Illuſion« denken, als in der ihr 
Bund der Kommuniſten lebte, ein paar hunderk armſelige Handwerks- 
burſchen, die ſich den »Umſturz der kapikaliſtiſchen Geſellſchaft« zum Ziele 
geſetzt haften! Man hat ſich zwar darauf berufen, Marx und Engels hätten 
ſich im Herbſt 1850 von allen »revolukionären Illuſionen« freigemacht, und 
damit die Politik des 4. Auguſt in beſchönigenden Vergleich geſtellt, aber 
dabei lief eine kleine Verwechſlung mit unker. Im Herbſt 1850 ſagken Marx 
und Engels den Verſuchen der bürgerlichen Emigranken ab, ſich über das 
einſtweilige Ebben des revolukionären Stromes kroß der handgreiflichſten 
Takſachen hinwegzutäuſchen, aber deshalb hielten fie — wie ihre Briefe und 
Schriften aus der damaligen Zeit auf jeder Seite zeigen — an der »Illu- 
ſion« feſt, daß der revolutionäre Tanz demnächſt wieder losgehen werde, 
und richkeken danach ihre politiſche Tätigkeit ein. 

Ahnliches gilt von Laſſalle. Als er im Jahre 1863 feine Arbeikeragikation 
begann, ſchilderke ihm fein Freund Bucher in beredfer Weiſe, daß er ſich 
auf ein höchſt »illuſionäres« Abenkeuer einlaſſe; er greife eine Übermacht an, 
die ihn mit einem Griff zermalmen könne. Bucher berief ſich auf ein Work 
Leſſings, wonach Leuke, denen es gegeben ſei, kiefe Blicke in die Zukunft zu 
kun, dieſe Zukunft viel zu nahe ſähen und in Jahren erreichen wollten, was 
ſich erſt in Jahrhunderken verwirklichen ließe. Laſſalle verſtand feinen Leſ⸗ 
fing aber beſſer als Bucher; er wußte wohl und hat es gelegentlich ſelbſt 
ausgeſprochen, daß ſein Ziel erſt in einem oder zwei Jahrhunderken zu er- 
reichen ſei, aber deshalb ging er nicht weniger mutig ans Werk, als ob er 
es ſchon morgen erreichen könne. 

Laſſalle vertrat damit den Standpunkt der heutigen Querkreiber, wäh- 
rend die heutigen Umlerner nach dem Muſter Buchers handeln, der ja frei- 
lich auch ein gewaltiger Umlerner geweſen iſt. | 


Was biefen uns nun die Umlerner für das, was fie uns nehmen wollen? 
Ein ihnen ſehr wohlgefinnter Mann, Guſtav Mayer, der Biograph 
Schweißers, handelt darüber im »Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozial- 
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politik«, allein wenn man den gelehrfen, mit anderthalbhundert Anmer— 
kungen geſpickten Aufſatz geleſen hat, fo iſt man jo klug wie zuvor. 

Herr Mayer vergleicht die Umlernerei mit einer kräftigen Briſe, die 
vom ſturmgepeitſchten Meere durchs Land fege und allem Morſchen gram 
jei, und in der »Mannigfaltigkeit ihrer Wege und Motive« erblickt er nicht 
ein » Zeichen der Armut, ſondern der Fülle«. Aber dieſe wohlwollende Um— 
ſchreibung einer heilloſen Konfuſion genügt Herrn Mayer doch ſelbſt nicht. 
Er meint, eine Arbeiterpartei, die nicht auf kirchlichem Boden ſtehe, bedürfe 
auch hinfort einer Theorie und dürfe ſich nicht einem Eklekkizismus aus- 
liefern, dem jedes geiſtige Band fehle. Endlich kröſtet ſich Herr Mayer mit 
einem Blick in die Zukunft, wo die Theorie von Karl Marx nur noch ein 
gewaltiger Steinbruch ſein werde, aus dem die Baumeiſter der Zukunft ſich 
ihre Blöcke holen würden wie einſt vom Koloſſeum und vom Forum die 
Baumeiſter der römiſchen Baſiliken. 

Sehr kröſtlich iſt dieſer Troſt nicht. Denn die Theorie von Karl Marx 


haben die Umlerner ja längſt als einen »gewaltigen Steinbruch« angeſehen, 


aus dem ſie ihre »Blöcke« holten, nicht freilich um Baſiliken zu bauen, fon- 
dern um ſie ihren Gegnern an den Kopf zu werfen, aber die Wirkung dieſes 
Bombardemenks iſt doch nur geweſen, daß ihre geſcheiteren Köpfe vor den 
»alten Buchzitaten« aus Marx warnen. Was dabei an abgeſchmackter Gau— 
kelei ans Tageslicht gekommen iſt, läßt ſich ſchließlich nicht auf eine Kuh- 
haut ſchreiben, und auch Herr Mayer gefteht gepreßken Herzens, es gehöre 
»einige Kühnheit« dazu, zu behaupken, daß Marx und Engels, wenn fie 
heute noch lebten, die Politik des 4. Auguſt gebilligt haben würden. 

So begreift man den Jubel in manchen Kreiſen der Umlerner, als einer 
von ihnen wirklich mit einer neuen Theorie hervorkrat, Paul Lenſch mit 
ſeiner Schrift über das Ende und das Glück der deuffchen Sozialdemo— 
kratie; ſo begreift man, daß Heinrich Cunow und Heinrich Schulz und 
Konrad Haeniſch und andere mehr in den jubelnden Ruf ausbrechen: 
Habemus papam. Freilich nicht überall erſcholl dieſer Jubel, denn der 
Nebel der Konfuſion vermag ſich nie ſo zuſammenzuballen, daß er um einen 
feſten Mittelpunkt kreiſt. Und ſo fehlte es nicht an Umlernern, die ſofort 
von der unheilſchwangeren Ahnung geplagt wurden, dieſe neue Theorie 
werde ſie vollends ins Unglück bringen, und deshalb heftigen Prokeſt gegen 
ſie erhoben. 

Die Schrift Lenſchs iſt bereits in der Neuen Zeit beſprochen worden, fo 
daß auf ihren Inhalt hier nicht eingegangen zu werden braucht. Herr Mayer 
ſcheint ſie noch nicht gekannt zu haben, ſonſt würde er ſicherlich bemerkt 
haben, daß fie aus dem »gewalfigen Steinbruch« der marxiſtiſchen Theorie 
keinen Block entlehnt und nicht einmal ein Bröcklein, ſondern die Steine, 
mit denen fie die Bafilika der Zukunft erbaut, aus bürgerlichen Trümmer— 
ſtätten bezieht. Zum Teil aus den moosüberwachſenen Ruinen des verfal- 
lenden Hegelkums; was ein verſchollener Hegeling im vierten Jahrzehnt des 
neunzehnten Jahrhunderts ſchrieb: Der preußiſche Staat iſt eine Riejen- 
harfe, aufgeſpannk im Garten Gottes, um den Wellchoral zu leiten, das 
lauket bei Lenſch im zweiten Jahrzehnt des zwanzigſten Jahrhunderts: Ein 
neues ſoziales Ideal zieht herauf: die ſozialiſierke Geſellſchaft, ihr Degen 
aber iſt Deutſchland, und ihr Bahnbrecher heißt Bekhmann-Hollweg. Zum 
anderen Teil holt Lenſch die Steine für ſeinen Bau aus der kathederſozia— 
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liſtiſchen Literatur preußiſcher Obſervanz, wie fie namentlich durch 
Schmoller verkretken iſt. Doch will ich darauf nicht eingehen, zumal da ich es 
ſchon an anderem Orte getan habe. 

Hier nur einige Worte zur Kennzeichnung der Scherze, die mit dieſer 
Schrift von ihrem Verfaſſer und ihren Bewunderern getrieben werden. 
Lenſch ſelbſt hat mich in den Streit gezogen, indem er mich als den Haupf- 
ſchuldigen nennt, der die Parkei durch enkſtellte Darſtellungen der deutſchen 
und namentlich der preußiſchen Geſchichte in die Irre geführt habe. Gegen 
dieſen Vorwurf mich 8 rechtfertigen, iſt mir natürlich nicht der Mühe werk; 
hätte ich irgendein Bedürfnis dazu, fo brauchte ich nur die begeifterten 
Krikiken abzudrucken, die Heinrich Cunow, Heinrich Schulz, Konrad Haeniſch, 
das »Hamburger Echo« uſw. meinen Schriften über deutſche Geſchichte ge- 
widmet haben. Sie werden jagen: wir haben eben umgelernf, und ich bin 
der letzte, ihr Recht dazu zu beffreiten, aber zum Umlernen gehört hoffent- 
lich doch auch noch das Lernen, und das Lernen hak nichts zu kun mit der 
blitzſchnellen Erleuchtung, womit fie die preußiſche Geſchichte, die fie jahr- 
zehnkelang in dunklem Lichte geſehen haben, nun plötzlich in blütenweißem 
Glanze erblicken; das grenzt doch ſchon an ein Pfingſtwunder. Hiſtoriſche 
Fragen gründlich zu ſtudieren, gründlich ſchon, wenn man ſie erkennen will, 
und noch viel gründlicher, wenn man ſie unrichtig erkannk zu haben glaubt, 
gehört offenbar auch zu den üblen Angewohnheiken der »engſtirnigen« Or- 
khodoxie. 

Lenſch ſelbſt hat ſich mit einer genialen Wendung aus der Affäre zu 
ziehen gewußt. In den »Leipziger Neueſten Nachrichten« hak er ſich auf 
dem Stuhle, den der ſelige Liman leer gelaſſen hat, mit Würde gefaßt und 
ihren alldeulſchen Leſern erzählt, er habe im beſonderen meine »Leifing- 
Legende« nie bewunderk, ſondern dieſe Bewunderung nur geheuchelt, um 
meiner greijenhaften Eitelkeit auf den Zahn zu fühlen, und ſich desſelbigen 
Tages noch im Kreiſe ſeiner Kumpane darüber ergötzt, daß ihm dieſer himm⸗ 
liſche Streich wirklich gelungen ſei. 

Etwas ſchwieriger liegt die Sache für feinen Bewunderer Heinrich 
Schulz. Ich habe nämlich über preußiſch-deutſche Geſchichte nicht nur Bücher 
geſchrieben, ſondern auch fünf Jahre lang an der Parkeiſchule unkerrichket. 
Mehr der Nok gehorchend als dem eigenen Triebe, denn ich denke ſehr 
gering von meinen pädagogiſchen Fähigkeiten. Ich ſage das nicht aus ge- 
zierker Beſcheidenheit, ſondern aus ehrlicher Selbſterkennknis. Wenn ich 
daran erinnere, daß Heinrich Schulz, als er in die Partei einkrat, zuerſt bei 
mir anklopfte und um mein geiſtiges Pakronak bat, und daß Paul Lenſch, 
Konrad Haeniſch, Hermann Wendel unter meiner Leitung in der Redak- 
tion der »Leipziger Volkszeikung« gearbeitet haben, fo wird der Leſer mir 
aufs Work zugeben, daß es mit meinen pädagogiſchen Fähigkeiten nicht 
weit her fein kann, wenn man fie anders an dem Bibelwork mißk: An ihren 
Früchten ſollt ihr fie erkennen. Mit jedem neuen Kurſus der Parkeiſchule 
wollte ich denn auch die Flinke ins Korn werfen, aber wer mich jedesmal, 
ich möchte ſagen an den Haaren feſthielt und meinen Unterricht in deuffher 
Geſchichte für ganz unerſetzlich erklärke, war ihr Geſchäftsführer, und der 
hieß Heinrich Schulz. 

Daß er fo gehandelt hat nur aus ulkiger Spekulakion auf meine greifen- 
hafte Eitelkeit, wird er hoffentlich ſelbſt nicht behaupken wollen. Kein 
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Zweifel, daß er in gukem Glauben war, als er die hiſtoriſche Vergiftung der 
Partei durch mich an ſeinem Teile kräftiglich gefördert hat. Aber nachdem 
er zur Erkennknis des Unheils gekommen iſt, das er mitangerichket hat, da 
ſollte er doch ein wenig in feinem Kämmerlein Reu' und Leid kun, jfatt wie 
ein munkerer Hahn auf dem neuen Gedankenjchaß feines Freundes Lenſch 
zu krähen. umlernen — na ja, wenn es denn durchaus fein ſoll, aber um- 
reden laſſen ſich jo verſchmitzte Sachen nichk wie preußiſche Geſchichke, 
antike Kultur und dergleichen mehr. Da muß man ſich ſchon auf die Hoſen 
ſetzen und arbeiten, bis einem der Kopf dampft; mit ſchulmeiſterlichen 
Orakeln kommt man nichk an ſie heran. | 

Wären die Schrift von Lenſch und ähnliche Geiſteserzeugniſſe in der Tat 
ein zutreffender Maßſtab für die wiſſenſchafkliche Diskuſſion innerhalb der 
Parkei, dann in der Tat könnke man befürchten, daß ihr »Ende« da jei. 
Aber fie find ein ſolcher Maßſtab nicht, denn zu einer Diskuſſion gehören 
zwei, und dem anderen iſt es nicht möglich, zu ſprechen, wie ihm der 
Schnabel gewachſen iſt. Sollte dieſe Möglichkeit wiedergegeben ſein, dann 
werden die Lenſchiaden verſchwinden wie die Geſpenſter beim erſten Hahnen- 
ſchrei, und man kann ihnen dann Goethes Work mit auf den Weg geben: 

Wandrer! Gegen ſolche Not 
Wollkeſt du dich ſträuben? 
Wirbelwind und krocknen Kot, 
Laß ſie drehn und ſtäuben. 

Aber auch jetzt beginnt es ſchon zu kagen. Wenn Goktes Mühlen lang- 
ſam, aber krefflich fein mahlen, ſo mahlen des Teufels Mühlen viel raſcher, 
aber deshalb nicht weniger fein. Die Lehren des Weltkriegs fangen an, den 
Amlernern die verlorene Dialektik wieder einzupauken. Sie beginnen ein- 
zuſehen, daß ſich krotz des 4. Auguſt furchkbare Wekkerwolken über der 
deukſchen Arbeiterklaſſe emporkürmen, und fo ſagen fie: Verlieren wir die 
koſtbare Zeit nicht mit ktheoretiſchen Haarſpalkereien, ſondern ſchließen wir 
unſere Reihen, denn nur als geſchloſſene Phalanx können wir hoffen, den 
drohenden Skürmen ſiegreich zu widerſtehen. 

Das iſt ſoweit ſehr ſchön, wenn ſich nur die »gefchloffene Phalanx« her— 
ſtellen ließe, ehe die »prinzipiellen Haarſpalkereien« in einer Weiſe erledigt 
ſind, die den alken und unveräußerlichen Prinzipien der Parkei entſpricht. 
Oder genauer: fie läßt ſich wohl äußerlich herſtellen, aber nicht als ein fieg- 
reiches, ſondern als ein kampfunfähiges Heer, das, ſo geſchloſſen es immer 
gedrillt ſein mag, doch bei dem erſten ernſthaften Zuſammenſtoß ausein- 
anderſtiebt. 

Ein geſchichkliches Beiſpiel dafür biefet das Schickſal der Forkſchritts- 
parkei in der preußiſchen Konfliktszeif. Sie hatte — im Verhältnis der Um- 
ſtände und Zeiten — noch viel mehr hinter ſich als die heutige Sozialdemo— 
kratie, wenn auch in ihrem Schoße die größte prinzipielle Unklarheit 
herrſchte. Aber man kann ihr nicht abſtreiten, daß fie ſich von allen »prin- 
zipiellen Haarſpaltereien« mit eiſerner Konſequenz freihielt und den höchſten 
Werk darauf legfe, als »geſchloſſene Phalanx« gegen das Syſtem Bismarck 
zu marſchieren. Sie ging darin jo weit, daß Berlin, die ſtolze »Stadt der 
Inkelligenz«, einmal eines ihrer durch eine Doppelwahl freigewordenen 
Mandate einem dunklen Ehrenmann aus der Kaſſubei überkrug, deſſen ein- 
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ziger Anſpruch auf dieſe Auszeichnung darin beſtand, daß er bei der Wieder- 
wahl in ſeinem heimaklichen Wahlkreis unkerlegen war. Es ſollte eben auch 
nicht ein Mann aus der »geſchloſſenen Phalanx« fehlen. Wie dann dieſe 
Phalanx bei dem erſten ernſtlichen Zuſammenſtoß nach allen Windrich⸗ 
kungen auseinanderſtob, iſt aus der Geſchichte bekannt genug. 

An dieſe Praxis der damaligen Forkſchrittsparkei wird man lebhaft er- 
innert durch die Lamenkaklionen der Umlerner über das »pöbelhafte« und 
sundankbare« Gebaren der braunſchweigiſchen Genoſſen, die ihrem bis- 
herigen parlamenkariſchen Verkreker das Mandat für die nächſte Wahl ge- 
kündigt haben, weil er durch ſeine Zuſtimmung zu der Politik des 4. Auguſt 
die alken Grundſätze der Parkei preisgegeben habe. Es kommi nicht auf den 
konkreken Fall an: wir haben nichts gegen die Ehrenqualitäten einzu- 
wenden, die auf den Scheitel des von dem Wißtrauensvokum betroffenen 
Genoſſen gehäuft werden; wir wollen auch zugeben, daß die braunſchweigi⸗ 
ſchen Genoſſen mit ihrer endgültigen Entſchließung vielleicht beſſer bis zur 
Heimkehr der im Felde ſtehenden Wähler gewartet hätten: alles das be- 
rührt nicht den ſpringenden Punkt, den Anſpruch der Umlerner, daß wer 
einmal im Beſitz eines Mandats ſei, zumal wenn er ſonſt ein guter Kerl iſt, 
um der Einigkeit willen darin erhalten werden müſſe, mag er es mit den 
Prinzipien der Partei ſonſt halten, wie er will. Setzt ſich dieſer Anſpruch 
durch, fo daß er allgemein berückſichtigt wird, ſo geraken wir allerdings auf 
die ſchiefe Ebene, auf der die einſt ſo ſtarke Forkſchrittspartei in den Ab- 
grund geglitten iſt. Aber er wird ſich nicht durchſetzen; es iſt hinlänglich da- 
für geſorgt, daß die Bäume der Umlerner nicht in den Himmel wachſen. 
Wie auch der böſeſte Wind noch etwas Gukes heranzublaſen pflegt, ſo war 
der Zuſammenbruch viel zu ſchrecklich und ſchwer, als daß die Scherben, die 
den Boden bedecken, wieder mit Mühe und Not zurechigekiftet werden 
können. 


Jede praktiihe Frage, von denen demnächſt eine Unzahl an die Parkei 


herankreten wird, führt auf den Urgrund der Prinzipien zurück, die in ihrer 
Klarheik und Wahrheit wiederhergeſtellt werden müſſen, wenn die Parkei 
— was nach ihrer ehrenreichen Geſchichte von fünfzig Jahren glücklicher 

weiſe eine Unmöglichkeit iſt — nicht in hadernder Ohnmacht verkommen ſoll. 


Türkiſche Probleme. 
Von O. Jenſſen. (Schluß) 
3. Induſtrialiſierung. 

Über die mineraliſchen Bodenſchätze der Türkei machen ſelbſt ſachliche 
Autoren unklare und unkritiſch optimiſtiſche Mitteilungen. Sowohl Schäfer 
wie vor allem Profeſſor Schaffer malen roſig, obgleich letzterer durch kat- 
ſächliche Angaben die hier bereits von Sp. angeführte Anſichk des Berg- 
ſachverſtändigen Krauſe beſtätigt. Vor allem wird mit hiſtoriſchen Analogien 


und vagen Angaben gearbeitet. Demgegenüber muß man Krauſe bei- 


pflichten, wenn er ſchreibt: 

Anakolien verdankt meiner Anſichk nach den Ruf feines Wineralreichtums in 
der Haupkſache dem Altertum, wobei man ſich vor Augen halten ſollte, wie voll ⸗ 
ſtändig ſich ſeit jenen Zeiten die den Werk beſtimmenden Verhältniſſe, nämlich 
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einerjeits die Geſtehungskoſten und andererfeit die Kaufkraft der Metalle ge- 
ändert haben.... Wenn Sklaven und Kriegsgefangene ... monakelang an einer 
kleinen Erzader pochen konnten, um zum Beiſpiel 10 Pfund Kupfererz zu produ— 
zieren, jo koſteten dieſe 10 Pfund eben nur den Werk des Brokes, das man dieſen 
Leuten während der Zeit verabreicht hakte. Hier liegt wahrſcheinlich auch der 
Grund für die vielen flachen Schürflöcher, die irrtümlich als Spuren großer alter 
Betriebe angeſehen werden. . .. Was die ſchon den Alten bekannten Metalle wie 
Gold, Silber, Kupfer und Blei anbetrifft, jo muß man ſich immer wieder vorhalten, 
daß auf dem altklaſſiſchen Boden Kleinaſiens ſeit Jahrfaufenden denkende und 
ſtrebſame Menſchen wandeln, die, mit wohlfeileren Gewinnungsmethoden, als es 
die unſeren ſind, ausgerüſtet, für das Vorkommen und die Verwerkung der damals 
noch viel wertvolleren Mekalle aber ſicher ein ebenſo ſcharfes Auge beſaßen wie 
wir. Ich glaube daher nicht, daß auf dieſer Linie in Kleinaſien noch große Ent- 
deckungen gemacht werden. Krauſe, a. a. O., S. 104. 


Eine ſichere Zukunft haben in Vorderaſien nur jene Induſtriezweige, 
die die Produkte der dortigen Landwirtſchaft verarbeiten, vor allem alſo 
die Textilinduſtrie und die landwirtſchaftlichen Aufbereikungsgewerbe, wie 
Gerberei, Konſerveninduſtrie, Mühleninduſtrie, Öl- und Seifenfabrikation, 
Zuckerinduſtrie, Zigaretkeninduſtrie, Seidenweberei ujw. Ihre Entwicklung 
iſt auch deshalb wichtig, weil für bunte Baumwollſtoffe und Zucker heute 
große Summen jährlich vor allem nach England bezw. Rußland gehen. Die 
Mühlen find heute fo wenig zahlreich, daß man Getreide ausführt, um es 
als Mehl wieder einzuführen. 

Von Mineralien kommt an erſter Stelle das Petroleum, das ſich in ver- 
ſchiedenſten Gegenden Vorderaſiens findet; vor allem aber als Forkſetzung 
der perſiſchen Pekroleumzone im Süden und Norden von Mefopotamien. 
Die ſchnelle Entwicklung der perſiſchen Naphthainduſtrie wird ſicher auch 
Mefjopofamien ergreifen, und die dorkigen Ölfelder erklären zum Teil das 
politiſche Interejje Englands an der Beherrſchung der Euphrakmündung 
und des ſüdlichen Zweiſtromlandes. Bei der Wichtigkeit des Erdöls als 
Heiz- und Triebkraft für die Tigrisdampfer, die Bagdadbahn und die Ma— 
ſchinerie, für die künſtliche Berieſelung ſei daher auf die ausgezeichnete 
Darſtellung der perfifch-mefopofamifchen Erdölinduſtrie hingewieſen, die 
Karl Schäfer kürzlich gegeben hat.“ 


Dr. rer. pol. Karl Anton Schäfer, Die meſopokamiſch-perſiſche Petroleum- 
frage. »Archiv für Wirtſchaftsforſchung im Orienk«, Heft 1, S. 31. 

Schäfer gibt dabei ein Muſterbeiſpiel finanzkapitaliſtiſcher Erſchließung. Zu- 
erſt Verſuche mit zu geringer Kapitalkraft, dann eine mächtige Finanzgruppe, die 
Fühlung mit benachbarken Konzernen nimmk, Tochkergeſellſchaften gründet, die 
Bachtiarenhäupklinge und die perſiſche Regierung inkereſſiert, die engliſche Regie- 
rung, die ihr von Beginn an wichtige Unkerſtützung lieh, mit großem Kapital be- 
keiligt und jetzt als gemiſchtſtaatliche Geſellſchaft funktioniert. 

Bezeichnend für die kapitaliſtiſch-kechniſche Einſtellung der Betrachtung des 
Autors iſt es, daß die Schwierigkeiten der Arbeikerbeſchaffung, Arbeiterzahl uſw. 
erwähnt werden, aber kein Work fällt über Lohn- und Arbeitsverhältniſſe, Woh- 
nungen, Ernährung uſw. der perſiſchen Prolekarier. 

Übrigens kann dieſe Pekroleuminduſtrie Anlaß zu engliſch-kürkiſchen Reibungen 
geben, da Schäfer eine Grenzberichtigung zugunſten der Türkei und die Bildung 
einer deutſch-kürkiſchen Geſellſchaft für Meſopokamien vorſchlägt, an der die Türkei 
durch ein zu ſchaffendes Großhandelsmonopol für Erdöl nakurgemäß ſtark inter- 
eſſiert wäre. Bei den Friedensverhandlungen werden dieſe Dinge ſicher eine nicht 
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Die in abbauwürdigen Flözen bei Heraklea vorkommende Skeinkohle 
und das in verſchiedenen Minen gewonnene Kupfer werden wohl an Be- 
deutung hinter der Erdölgewinnung zurücktreten. 

Nakürlich hängt die Entwicklung der geographiſch möglichen Induffrie- 
zweige von dem Skande der gejamten Bolkswirtichaft ab, und ein über- 
flürzktes Vorgehen muß ſchlimme Folgen zeitigen. Vor allem iſt zu berück- 
ſichtigen, daß die Arbeiterfrage ähnliche Schwierigkeiten bringen wird wie 
in Oſtaſien, “e die durch die geringe Bevölkerungszahl noch erhöht werden. 
Das furchtbare Elend, das vom Frühkapitalismus unzerkrennlich zu ſein 
ſcheint und das beſonders die Baumwollinduſtrie ſtändig begleitet, muß zu⸗ 
dem verheerend auf die ohnedies durch Syphilis, Fruchtabtreibung und an- 
deres mehr ungünſtig geffaltetfen Bevölkerungsverhälkniſſe wirken. 

Nalürlich iſt ſchon aus finanziellen Gründen das Jungkürkenkum an der 
Induſtrieentwicklung infereffiert, und man iſt auch während des Krieges in 
dieſer Richtung käktig. Neſſimi⸗Bei, der kürkiſche Handelsminiſter, 
ſagt darüber in dem erwähnten Interview: 

Fachleute haben das Land durchreiſt, um zu prüfen, welche Induſtrien einge- 
führt werden könnten zur vorkeilhafteren Ausnützung der einheimiſchen Hilfs- 
miktel, und fo bald es die Ereigniſſe geſtakten, wird die Frage der Errichkung von 
Zuckerfabriken gelöſt werden. Nächſtens wird eine Aufnahme und Klaſſifikation 
der Waſſerkräfte zu Ende geführt ſein. Das wird die Löſung der Frage ermög- 
lichen, wo und in Verbindung mit welchen Induſtrien ihre Verwertung am vor: 
teilhafteften durchgeführt werden kann. Die Frage der ſehr zahlreichen und mannig- 
faltigen reichen Minen iſt geſetzlich bereits neu geordnet. Schon iſt eine große 
Menge von Konzeſſionsgeſuchen eingegangen und harrk der Erledigung. 

Dieſe Maßnahmen bewegen ſich im Rahmen der jungktürkiſchen In- 
duſtriepolitik, die am beſten durch einen Geſetzentwurf charakteriſierk wird, 
der bereits dem Parlament vorlag. Danach ſoll als Fabrik ein Betrieb an- 
geſehen werden, der mindeſtens 20 Arbeiter beſchäftigt und ein Kapikal von 
1500 kürkiſchen Pfund befigf. Durch mannigfache Begünſtigungen ſucht man 
die Enkwicklung der Induſtrie zu beſchleunigen. Dem Unternehmer, der ſich 
in der Türkei niederläßt, werden geboken: unentgeltliche Überlaſſung von 


unbedeutende Rolle fpielen. — In dieſem Zuſammenhang ſei auf die ſteigende Be- 
deutung des Perſiſchen Golfs als Kreuzungspunkk wichtiger Verkehrsſtraßen der 
Zukunft, auf den augenblicklich lakenken engliſch-ruſſiſchen und den deukſch⸗kürkiſch⸗ 
britiſchen Gegenſatz hingewieſen; darüber bietet intkereſſante Ausführungen vom 
Standpunkt eines deutjchen Imperialiſten das Buch von Profeſſor Th. Jäger: Per- 
ſien und die perſiſche Frage, 14. Band der Deutſchen Orienkbücherei, herausgegeben 
von Profeſſor Ernſt Jäckh, Weimar, Verlag Kiepenheuer, 179 Seiten, 2 Mark. 
Die beigegebene politiſche Überſichtskarke iſt wegen der Bahnprojekte, die einge- 
zeichnet, ſehr inkereſſank. 

10 Ich verweiſe auf meine Ausführungen »Zur Induſtrialiſierung Oſtaſiens«, 
Neue Zeit, XXIV, 2, S. 142 und 175. Die Verhälkniſſe liegen in Vorderaſien 
auch infofern ungünſtiger, als dorf das Kunſtgewerbe nicht einen fo hohen Grad der 
Entwicklung und ſolch allgemeine Verbreitung erreicht haf. Zudem hat ſich durch 
die ewige Unſicherheit infolge der Deſpokismen und Nomadenraubzüge ein »Normal- 
maß der Arbeit« herausgebildet, das gerade zum Lebensunterhalt des genügfamen 
Orienkalen ausreicht. Der »Segen der Arbeit« wird daher dieſen Menſchen mit 
vorkapikaliſtiſcher Seelenſtimmung wohl nicht ohne weiteres einleuchken, zumal die 
Löhne im Frühkapitalismus nicht hoch zu ſein pflegen. Maſſeneinfuhr von Chineſen 
und Indern iſt daher nicht unmöglich. 
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Staatsländereien, Befreiung aller Gebäude und Anlagen von Steuern 
während der Gelkungsdauer des Geſetes, das heißt während 15 Jahren. 
Befreiung der Beamten und Arbeiter von der Gewerbeſteuer, Freieinfuhr 
der Maſchinen und des Baumakerials, Vorzugsberückſichtigung bei Staats- 
lieferungen, auch wenn der einheimiſche Produzenk um 15 Prozent keurer 
iſt, Rücerffattung des Einfuhrzolls auf Rohſtoffe, wenn dieſe, in der 
Türkei verarbeiket, wieder ausgeführt werden. Der Nakionalismus der 
jungkürkiſchen Bourgeoiſie, wenn man von einer ſolchen reden kann, zeigt 
ih in der Ausländerfrage. Ausländiſche Fabrikbeſitzer müſſen eine amtlich 
beſtätigte Beſcheinigung beibringen, wonach ſie ſich allen osmaniſchen Ge— 
ſetzen und Steuern unterwerfen. Beamte und Arbeiter müſſen, abgeſehen 
von Spezialiſten, osmaniſche Staatsangehörige fein. Am Ende des zweiten 
Bekriebsjahres müſſen die Hälfte und am Ende des dritten Jahres drei 
Viertel der Spezialiſten osmaniſcher Nationalität fein. 

Bei der Kapikalarmut und dem Mangel an einheimifchen Technikern 
und anderen Intellektuellen erſcheink dieſer Nationalismus überſpannk, 
zumal wenn man die ähnlichen, aber weitherzigeren Beſtimmungen in Bul— 
garien damit vergleicht. Man muß abwarten, ob der ſkizzierke Entwurf 
Geſeheskraft erlangt. 

Bekrachken wir den Stand der heuke vorhandenen Induſtrie: Zigareffen- 
induſtrie in Staatsregie, Seidenwebereien, einige Bergwerke in Staats- 
betrieb und vor allem die vielfach als Manufaktur betriebenen Teppichwebe- 
reien und die Herſtellung feiner Stickarbeiten, ſo ſieht man vor allem bei 
letztgenannken Kunſtgewerben den Niedergang, erzeugt durch Anpaſſung 
an den ſchlechten Geſchmack Europas, Verwendung von Anilinfarben 
und durch Verwandlung des früheren Hausfleißes in fchlechtbezahlte Ma- 
nufakkur- und Heimarbeit. 

Zur Schaffung moderner Induſtrie gehören eben nicht nur Mineralien, 
ſondern auch moderne Verkehrswege und vor allem eine Stabilität des 
Staates, Rechksſicherheit, eine dem Kapitalismus angepaßte Verwaltung, 
nicht zuletzt ein modernes Prolekariakt und viele andere Bedingungen, die 
noch nicht oder nur mangelhaft vorhanden find. Es bedarf alſo großer 
Wandlungen im Staatsorganismus und vor allem geſunder Skaaksfinanzen, 
um die Entwicklung einer ſtabilen Induſtrie zu ermöglichen, während an— 
dererſeits gerade die Finanznot, die Paſſivität der Handelsbilanz, die finan- 
zielle und wirkſchaftliche Abhängigkeit vom Ausland und manches andere 
die kürkiſche Regierung zur Förderung der induſtriellen Entwicklung kreibt. 
Die Finanzen, das iſt überhaupt das ſchwierigſte aller fürkifchen Probleme. 
Es kann hier nur andeukungsweiſe behandelt werden. Der jungfürken- 
freundliche Bankfachmann Schäfer kommk nach einer eingehenden, ſehr 
ſachverſtändigen kritiſchen Unkerſuchung der kürkiſchen Finanzenkwicklung 
und ihres Standes nach dem Balkankrieg zu folgendem Ergebnis: 

Wir können feſtſtellen, daß eine wachſende Verſchuldung der Türkei an das 
Ausland ſtattfindet.. .. Nur wenige unbedeutende Poſten .. gleichen ſich auf dem 
Konto Geſamkzahlungsbilanz aus. Es bleibt ein großes weißes Feld auf der Alktiv- 
jeite. Die Türkei hat keine »invifible Exporkts« (unſichtbare Ausfuhr), kein »Ein- 
kommen aus dem Ausland«, keinen Warenausfuhrüberſchuß. Dagegen ſaugk ſie 
begierig fremdes Kapikal auf. Kapitaleinfuhr iſt aber geſtundeke Warenausfuhr. 
Das heißt ein Staat wie die Türkei kann das vom Ausland geborgte Kapital auf 
die Dauer nur behalten, wenn fie ihr Wirkſchaftsleben damit fo weit entwickelt, 
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daß die Geſamtzahlungsbilanz eine Forderungsbilanz wird oder ſich doch an- 
nähernd balanciert, andernfalls kritt Goldabfluß ein oder weitere »Effektenausfuhr⸗ 
zwecks Kapitaleinfuhr, der ſichere Weg zum Bankrott. Die alte Türkei beſaß eine 
hoffnungsloſe Verpflichtkungsbilanz, die junge Türkei betätigt den Willen zur 
Forderungsbilanz. (Schäfer, a. a. O., S. 61.) 

Dieſer Wille zur Forderungsbilanz iſt ſicher durch den Krieg geſtachelt, 
andererfeits aber hat auch die neue Belaſtung des Staatshaushalts mit be- 
deufenden Kriegsausgaben die Verpflichkungsbilanz erhöht. Dazu kommen 
die direkten Kriegsſchäden durch Verwüſtung auf dem Kriegsſchauplaß und 
die bedeutenden indirekten Hemmungen der wirtſchaftlichen Entwicklung 
durch die Abſchließung vom Weltmarkt, die Einquartierungslaſten und vieles 
andere. Wie ſich die Verhälkniſſe nach dem Kriege geſtalken, hängt außer von 
politiſchen umſtänden von der Sanierung der Finanzen und von wirtſchaft⸗ 
lichen und innerpolitiſchen Reformen ab, denen einige Vorke gewidmet 
ſeien. 

4. Staatliche Reformen. 

Die Hauptgründe des Niederganges der Türkei ftellt Schäfer zuſammen: 
1. Ungeregelte Finanzwirkſchaft. 2. Ausbeutung der Türkei durch Europa 
und die Vereinigten Staaken. 3. Käuflichkeit der Großen des Reiches. 
4. Übergroßes Beamkenheer. 5. Als Ausfluß dieſer vier Punkte: Mangel- 

hafte Fürſorge für die Entwicklung des Landes. 

Diefe Urſachen können nur beſeitigt werden, wenn es gelingt, die 
Miſchung von Feudalſtaak und Abſolutismus, die der kürkiſche Staat unker 
Abd ul Hamid darſtellte, in einen modernen bürgerlichen Skaak umzuwan⸗ 
deln. Die Aufgabe iſt rieſengroß, da die verſchiedenen Landesgebieke nicht 
nur auf ungleicher Höhe der wirkſchaftlichen Enkwicklung ſtehen, ſondern 
auch von nach Sprache und Religion verſchiedenen Völkern bewohnt wer- 
den. In der heutigen Europäiſchen Türkei wohnen (nach Endres) Osmanen 
1 200 000, nichtosmaniſche Elemente 700 000, während die Aſiakiſche Türkei 
folgendes Bild zeigt: Türken 7 500 000, Syrer und Araber 5 000 000, Kur- 
den 1250 000, Armenier 1 100 000, Griechen 1000000, Juden 300 000, 
Druſen und Maroniten 400 000. 

Das Verhältnis der Osmanen zu den Nichkkürken ſtellt ji heute wie 
1: 1,23. Wir erleben nun in Vorderaſien bei forkſchreitender wirkſchaftlicher 
Entwicklung jenen Prozeß, den man als das Erwachen der geſchichtsloſen 
Nation bezeichnet und deſſen ökonomiſche Triebkräfte Renner und Bauer 
am Beiſpiel Öfterreichs aufgezeigt haben.! Allerdings muß man unter- 
ſcheiden zwiſchen den Völkerſplittern der Druſen, Maronifen und anderen 
mohammedaniſchen und chriſtlichen Sekten, die, falls fie nicht in größeren 
Gemeinſchaften aufgehen, wohl dem Untergang geweiht find. Anders ſteht 
es mit den Völkern alfer Kulkur, wie Armenier, ſyriſche Araber, die ſeß⸗ 

1 Aus Okto Bauers klaſſiſchem Werk »Die Nakionalitätenfrage und die So⸗ 
zialdemokratie« kommt hier beſonders in Betracht: 8 18. Der moderne Kapitalis- 
mus und der nakionale Haß. S. 208 ff. Eine beſondere Anwendung auf den Orient 
bietet Karl Renner in: Die Probleme des Oſtens, »Kampfe, V, S. 158. Zur Ergän- 
zung iſt heranzuziehen: Bauer, Orienkaliſche Revolukionen, »Kampf«, V, S. 114 ff. 


Auch die Ausführungen über die Türkei (Nationalitätenfrage, S. 429 ff.) find mit 


Nutzen heranzuziehen, obgleich manches durch die Ereigniſſe überholt und auch von 
Bauer in feiner Broſchüre über den Balkankrieg modifiziert oder weiter aus⸗ 
geführk iſt. 
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haft und nicht mit den Beduinen zu verwechſeln ſind, mit den Griechen 
und jenen Trägern einer kapitkaliſtiſchen Parvenükultur, die man unter 
dem Sammelnamen Levankiner zuſammenfaßt.!“? 

Dabei iſt zu berückfichtigen, daß die Armenier und Griechen gerade 
durch ihre politiſche Ausſchaltung unter dem alten Regime als Händler und 
Wucherer und als Intellektuelle jenen kapitaliſtiſchen Geiſt entwickelt 
haben, der ſie befähigt, die jetzige wirkſchaftliche Situation ſchnell und 
energiſch auszunutzen. Es iſt eben jede Klaſſe in der Türkei oft ein befon- 
deres Volk, und der Klaſſenhaß wird in nakionalen Haß kransformierk, 
dazu geſteigerk durch religiöſen Fanatkismus. Das Unkereinanderwohnen der 
Nationen erhöht die Schwierigkeiten, und endlich wohnen außerhalb der 
Türkei Nakionsgenoſſen jener nichkmuſelmaniſchen Völker. Die Staaken, in 
denen dieſe Volkselemenke jeßhaft find, benutzten die nationale Zerſplikte⸗ 
rung zu politiſcher Agitation unter Ausnutzung der in der Türkei vorhan- 
denen Mißſtände. Daher die armeniſche, die griechiſche und die arabiſche 
Frage. Bei letzterer allerdings handelt es ſich in Syrien um eine von den 
Grundbeſitzern geführte Volksbewegung, die unker angeblichem Einkreten 
für den Schutz der arabiſchen Sprache vorläufig nur dem Inkereſſe der Feu— 
dalen dient, welche nach Einfluß auf die Regierung ſtreben. 

Im eigentlichen Arabien hingegen iſt es jener Zuſammenſtoß zwiſchen 
Stamm und Staat, den Otto Bauer am Beiſpiel Albaniens jo glänzend 
geſchilderk hat.!“ Die Mekkaerhebung endlich krägt mehr lokalen Charakter. 
Die Pilgerjtadt iſt an den Pilgerzügen aus Ägypten und Indien intereſſierk, 


2 „Ein Levankiner iſt ein im Orient geborener, erzogener, oder beſſer gejagt 
nicht erzogener und keinen Beruf ausübender Sohn oder Enkel eingewanderker 
Eltern oder Großeltern. Haupkſächlich find es Abkömmlinge gemiſchtraſſiger Eltern: 
griechiſcher Vater, ſpanioliſch-jüdiſche Mukker, armeniſcher Valer, griechiſche 
Mutter, und all die Vermiſchungen von Juden, Armeniern, Griechen mit Fran- 
zoſen, Italienern, chriſtlichen Syriern uſw. . .. Er muß aber noch parvenühaft, un- 
vornehm denkend, laut, anmaßend, innerlich und äußerlich unſauber und daher von 
moraliſch und phyſiologiſch gleich üblem Geruch fein, und dann denkt euch alles 
dazu, was euch ekelhaft, niedrig, platt, oberflächlich, kultur- und ſtillos erſcheinkt — 
da ſteht er, der Levanktiner! Denn wenn er dieſe Eigenſchaften nicht alle hat, iſt 
er nicht pur sang. . . . Sie verpeſten Konſtantinopel und verhindern jedes geiſtige 
Leben der Fremden in Pera. Denn wo ſie hinkommen, verwandeln ſie Kunſt in 
Varielé, Bühne in Kinema, Mufik in Teekonzerk, Geſellſchaft in eine Vereinigung 
ſich ſchlecht benehmender Menſchen, verderben die Jugend, der ſie imponieren, und 
freſſen wie ein Schwarm gefräßiger Heuſchrecken die paar recht geringen Anſätze 
zur Kultur ab, die von den europäiſchen Kolonien verſuchk worden ſind. . . .« Dieſe 
Charakkeriſtik gibt Franz Karl Endres, Kaiſerlich Ottomaniſcher Major a. D. in 
ſeinem Buche »Türkiſche Frauen«. München 1916, Verlag von Arkur Hertz. 198 S. 
(S. 52, 53.) 

Dieſe geiſtreichen Plaudereien eines ungewöhnlich gebildeten deutſch-kürkiſchen 
Offiziers mit der Vorurkeilsloſigkeit eines franzöſiſchen Makerialiſten und Grand 
Seigneurs des achtzehnten Jahrhunderts bieten viel ſoziologiſches Material zur Be- 
urfeilung der Stellung der Frau in den verſchiedenen Völkern und Klaſſen der 
heutigen Türkei, wobei allerdings zur allgemeinen Orienkierung die Kennzeichnung 
der dort herrſchenden hochfamiliären Phaſe heranzuziehen iſt, wie ſie Müller-Lyer 
in den »Phaſen der Liebe«, S. 151 gibt. 

13 Okto Bauer, Der Balkankrieg und die deutſche Weltpolitik, S. 21. Dieſe 
Schrift iſt heute noch ſehr leſenswert, da ſich viele Balkanverhältniſſe in der 
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und der Scherif war engliſchem Gelde um ſo leichter zugänglich, als zwiſchen 
Mekka und Kairo von jeher enge Beziehungen beſtehen. a 

‚Mekka iſt das Paradies der Bettler, eigenklich find alle Mekkaner Bettler, 
vom Großſcherif bis zum verlauſten Almoſenbitter. Banſe, Die Türkei, S. 393. 


Bei dieſem Charakter der Mekkaner iſt der Erfolg der engliſchen Be⸗ 
ſtechung nicht zu verwundern. Jedenfalls ſind die früheren ankitürkiſchen 
Bewegungen in Jemen und Südarabien wichtiger wie der Mekkaner Aufſtand. 

Daß dieſe Strömungen auch während des Krieges nicht aufhörtken, be- 
weiſen die Hinrichtungen von Nokabeln in Syrien, über deren Urſachen die 
jungtürkiſche Regierung eine umfangreiche Veröffenklichung vorbereitet; 
beweiſen vor allem die Ereigniſſe in Armenien, wo nach ruſſiſchen Heeres⸗ 
berichken ſich zahlreiche Freiwillige der Armee des Zaren anſchloſſen und 
wo die Jungkürken zu den Methoden der hamidiſchen Zeit zurückgekehrt zu 
ſein ſcheinen. Das Gewebe eines von Frankreich und England finanzierken 
Geheimbundes, der ſich Siak el Merkes nannke, der, unker Leitung von 
Reſchid Rida ſtehend, ſeinen Sitz in Kairo hakte und deſſen Mitglieder zum 
Teil aus chriſtlichen Arabern, darunker ſogar Offizieren und Abgeordneken, 
beſtanden, wurde aufgedeckt, 65 Beſchuldigten, den meiſten in Abwejenheit, 
der Prozeß gemacht, an 11 Angeklagten das in Alaih ergangene kriegs- 
gerichtliche Todesurkeil durch den Strang in Beirut vollſtreckk. (Fr. v. Mackay 
in »Oeutſche Tageszeitung« vom 26. Juli 1916.) Gerade aber die armeniſche 
Frage iſt in erſter Linie eine wirkſchaftliche Frage, wie Dr. Karl Roth 
kreffend bemerkt:!“ 

Man ſchaffe dem Armenier vor allem den Kurden vom Halſe und gebe dem 
armeniſchen Bauern die ſeit den älteſten Zeiten entbehrke Ruhe und den nökigen 
Schutz für feine Arbeit. Damit iſt ſchon ein großer Teil der armeniſchen Frage ge- 
löſt, damit iſt ſchon die Maſſe des armeniſchen Volkes für die Türkei gewonnen, 
und allen überkriebenen Hoffnungen auf ein neues aukonomes oder von der Türkei 
völlig losgelöſtes Groß-Armenien iſt der Boden genommen. Das Volk in ſeiner 
Maſſe will nichts als Sicherheit, den Schutz feiner nationalen Güter und eine 
Ark Selbſtverwaltung. Auch die kann ohne Schaden gewährt werden. Die Grund- 
lagen dazu brauchen ja auch nicht erſt geſchaffen zu werden. Eine Selbſtverwaltung 
beſitzen die Armenier ja ſchon in bezug auf Gemeinde, Kirche und Schule. 

Die Säge gelten modifiziert auch für die anderen Nakionen. Jedenfalls 
iſt eine Ottomaniſierung, wie ſie in den Tagen nach der Revolution für 
möglich gehalten wurde, eine Ukopie. Nur weitgehende Demokratie und na- 
kionale Aukonomie können die Nationalifätenfrage mildern, die im Rahmen 
des Kapitalismus überhaupt kaum völlig zu löſen iſt. 


Afiatiihen Türkei wiederholen, natürlich nicht ſchablonenhaft. Vergl. auch den 
Abſchnikt über »die Beduinen« in Schulmann: Zur kürkiſchen Agrarfrage, S. 81 ff., 
beſonders S. 90. | 

14 Dr. Karl Roth, Armenien und Deutfchland. Heft 10 der von dem Deutſchen 
Vorderaſienkomikee herausgegebenen Schriftenſammlung »Länder und Völker der 
Türkei«. Leipzig 1915, Verlag von Veit & Co. 30 Seiten. 

Dieſe kleinen Schriften ſtehen zumeiſt höher wie die bekreffenden Hefte der 
bekannten Serie »Der Deutſche Krieg«. Sie geben oft gute Materialzufammen- 
ſtellungen und manche Hinweiſe. Die Beziehungen Armeniens im Alterkum und 
Mittelalter zur europäifchen Kultur werden zum Beiſpiel bei Roth ſehr über- 
ſichklich und anſchaulich geſchilderk. Den Schlußfolgerungen der Aukoren kann man 
natürlich oft nicht zuſtimmen. 
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Das beſtäligen auch die ſachlich-nüchkernen Ausführungen von Dr. Max 
Roloff (Breslau) in der kleinen Schrift »Arabien und ſeine Bedeukung 
für die Erſtarkung des Osmanenreiches« (Länder und Völker der Türkei, 
5. Hefh), wo er ſagk: 

Hüten wir uns aber, die Araber dahin zu beeinfluſſen, daß fie ihren Nafionali- 
kätsgedanken aufgeben, um Osmanen zu werden! Wir würden dadurch der Türkei 
einen ſchlechten Dienſt erweiſen und bald ſelbſt in Mißkredit kommen... (S. 16.) 

Die führenden Männer am Bosporus dürfen nicht allein Weltmachtsträume 
ſpinnen. Sie müſſen vor allem daran denken, die Nationalitäten des Reiches zu 
befriedigen, foweit es ſich um berechtigte Wünſche derſelben handelt. Paniflami- 
tifhe Beſtrebungen und Wühlereien in den europäiſchen Kolonien, in welchen 
Moſlems wohnen, mögen als Kriegswaffe Geltung haben, werden aber nur an 
wenigen Stellen Erfolg aufweiſen. Das iſt ein Rat, den jeder wohlmeinende Freund 
der Türkei den kürkiſchen Regierenden geben ſollke. ... (S. 25.) 

Unerläßliche Vorbedingung zu erträglichen Zuſtänden auf dieſem Gebiet 
iſt die Schaffung eines modernen Beamtenkums und einer modernen Selbſt- 

verwalkung und die Emanzipation vom fremden Schulweſen, das, jo nüß- 
liche Kenntniſſe die franzöſiſchen, engliſchen, amerikaniſchen und auch die 

wenigen deutſchen und öſterreichiſchen Schulen vermitteln mögen, doch in 
erſter Linie politiſchen Zwecken dienk, wie es ſich ja auch in China ge- 
zeigt hakt. 

Damit der Staat dieſe Aufgaben erfüllen kann, bedarf er einer tatjäch- 
lichen, wenn auch nicht theorefifchen Entklerikaliſierung, ohne die ein bürger- 
liches Recht kaum zu denken iſt. Vorläufig beherrſcht kheoretiſch das Scheriaf 
(das religiöſe Geſetz, ſozuſagen der muſelmaniſche Kanon) auch das bürgerliche 
Leben, wenngleich Theorie und Praxis hier oft weit voneinander abweichen.“ 
Es wird eine ſchwierige Aufgabe ſein, das Recht den modernen Bedürfniſſen 
anzupaſſen, ohne die ſtarken religiöſen Empfindungen, beſonders der Maſſe, 
zu verletzen. Wie dieſe Neugeſtalkung vor ſich geht, hängt natürlich von den 
Mactverhältniffen der verſchiedenen Völker und Klaſſen untereinander 
ab. Danach wird es ſich auch richten, ob man alte Grundſätze neu auslegen 
oder ein völlig neues Recht ſchaffen wird. | 

Eine weitere Vorbedingung ſtaaklicher Konſolidierung iſt eine Wäh- 
rungsreform, die dem heutigen unhalkbaren Zuſtand ein Ende macht, 
den Schäfer in folgenden Sähen kennzeichnet: 

Der Türkei fehlt ein geſchloſſenes Münzſyſtem, es beſtehen vielmehr zwei 
Währungen mit verſchiedener Bedeutung nebeneinander.... 1. Die Goldwährung 
auf der Baſis des Goldpfundes; fie iſt im Großhandel und im Verkehr mit der 
Regierung in Anwendung. ... Die Silbermünzen ſtellen für den Großverkehr nur 
Ergänzungsmünzen zu der kleinſten Teilgoldmünze dar und fie erleiden Kurs- 
ſchwankungen. Die Handelspapiere werden in Goldpfund ausgeſtellt, und der 
Schuldner kann mit Silbermedſchidje nur zahlen, wenn ſeine Schuld effektiv in 

15 „Ein frommer Rechksgelehrker wird in der Gegenwart, wenn er Handels- 
geſchäfte kreibt, ſeine Ware für die Seereiſe ohne weiteres verſichern; wenn man 
ihn dann aber um ein religiöſes Gutachten bittet, wird er die Unzuläſſigkeit einer 
ſolchen Verſicherung mit den ſchönſten Gründen belegen,« bemerkk kreffend C. H. 
Becker in feinem Aufſatz »Iſlam und Wirtſchafte, Heft 1 des »Archivs für wirk— 
ſchaftliche Fragen im Orienk«, S. 75. Dieſer Aufſatz iſt wegen feiner klaren Auf- 
faſſung der Wandlungsfähigkeit des Slam und wegen des feinen Spürſinns lejens- 
wert, mit dem der Weltpolitiker und Iſlamiſt die Faktoren ermittelt, die eventuell 
die Entwicklung zum Kapitalismus bei iſlamitiſchen Völkern verzögern können. 
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dieſer Münze zahlbar iſt, mit anderen Worten: praktifh iſt die Bedeukung der 
Silbermedͤſchidje auch als Kurankgeld eingeſchränkt, fie beſitzt vielmehr eine Art 
beſchränkker Zahlkraft. 

2. Die Silberwährung auf der Grundlage der Silbermedſchidje. Dieſer bedient 
ſich der Kleinhandel. . .. Von all den Kursſchwankungen, die nun die einzelnen 
Silbermünzen beim Umwechſeln erleiden, von den Schwankungen des Werkes des 
Goldpfundes je nach der Saiſon, nach Waren und nach Wirkſchaftsgebieten will 
ich hier nicht reden. Genug, es iſt ein »ideales« Währungschaos. Dazu kommen die 
vielen fremden Geldſorten, wie das Pfund Sterling, das 20-Franken-Stüc, ferner 
»freies Zählgeld« im Jevonsſchen Sinne, wie der Maria-Iherefia-Zaler (Levan⸗ 
finer).... S. 79. 


Die Einführung einer modernen Goldwährung hat natürlich ihre 
Schwierigkeiten bei der allgemeinen Herabdrückung der Valuta nach den 
ungeheuren Anleihen aller europäiſchen Skaaken während des Weltkriegs. 
Sodann iſt eine Reform der jetzigen halbſtaaklichen Notenbank, der Okko- 
manbank nokwendig. Dieſes eigenartige Inſtitut, deſſen Geſchichte und 
Funkkionen Schäfer ſkizziert und kritiſch beleuchtet, fungierke nacheinander 
und auch gleichzeitig als: Zinanzagent der kürkiſchen Regierung, Kreditbank, 
Notenbank. | 

Durch dieſes Bankinſtitut mit feinen zahlreichen Filialen und weit- 
gehenden Geſchäftsverbindungen beeinflußte der franzöſiſche und vor allem 
engliſche Geldmarkt das Wirkſchaftsleben der Türkei, obgleich in öſter⸗ 
reichiſchen und deutſchen Bankinſtikuten in den letzten Jahren ſtarke Kon- 
kurrenken erſtanden und beſcheidene Anſätze zu einem kürkiſchen Bankweſen 
vorhanden ſind. Überhaupt ſpiegelt die Geſchichte des Bankweſens in 
der Türkei die verſchiedenen Phaſen, die das Verhälknis von Kapitaliſti- 
ſchen Staaken zu agrariſchen Gebieken auf niederen Wirkſchaftsſtufen durch- 
läuft, wobei die einzelnen Abſchnikte durch die Finanzgruppen verſchiedener 
Länder repräfentiert werden: Frankreich, England, Deutſchland. 

Die Nakionaliſierung der Oktkomanbank dürfte nach dem Kriege infolge 
des polikiſchen Gegenſatzes zu England und Frankreich ſich ſchwieriger ge- 
ſtalten wie nach dem Balkankrieg. Immerhin iſt auch heute noch der von 
Schäfer vorgezeichnete Weg wohl der gangbarſte: 

Die Okkomanbank iſt eine Bank neben anderen Banken, ſie wacht eiferſüchtig 
auf ihre Vorzugsſtellung, ohne auf das Geſamtintereſſe des Konſtankinopeler 
Marktes immer Rückſicht zu nehmen. ... Die Organiſation des Konſtankinopeler 
Marktes bleibt daher auch eine Aufgabe der Oktomanbank; fie hat es heute noch in 
der Hand, ſich aus einer „Bank neben anderen Banken« zu der »Bank der 
Banken« zu entwickeln. Freilich bleibt auch hier die Vorausſetzung, daß ſie ſich aus 
einer ausländiſchen Bank, die nokwendigerweiſe mit anderen ausländiſchen Banken 
in Spannung lebt, zu einer inländiſchen, das heißt nationalen Bank entwickelt, 
(Schäfer, a. a. O., S. 109.) 

Gerade jetzt, wo die Türkei daran geht, aus der noch vorherrſchenden Nafu- 
ralwirkſchaft zur allgemeinen Geldwirkſchaft überzugehen, iſt ein größerer ffaat- 
licher Einfluß auf die noch allzu privakwirtſchaftliche Geſchäftspolitik der Okkoman⸗ 
bank als notwendig zu erachten. Denn gerade die Noken- und Filialpolitik wird 
bei dieſer wirktſchaftlichen Renaiſſance eine wichtige Rolle fpielen. 

Um zu einer kürkenfreundlichen Zenkralnotenbank zu gelangen, gibt es für 
die Jungfürken zwei Wege: Entweder laſſen ſie die Konzeſſion der Ottomanbank 
ohne Erneuerung in 1925 ablaufen und ſetzen eine andere Bank an ihre Skelle, 
oder aber fie ſuchen die weiterbeftehende Bank in ihrem Sinne umzuwandeln und 
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die materielle Staatskontrolle auszudehnen. Den erſten Weg hak Artikel 5 der 
Konzeſſionsakte vorgeſehen ... der zweite Weg iſt ökonomiſcher, da er an Beſtehen⸗ 
des anknüpft, und kann zum gleichen Ziele führen. Die Umwandlung der Offoman- 
bank zu einer Quafi-Staatsbank könnte aber nur ſchriktweiſe geſchehen. .. . (S. 117.) 

Die Banknoten durch die Einführung wirklich bankmäßiger Deckung auf die 
Höhe wahrer Banknoken zu heben und für deren dem Bedarf entſprechende Der- 
breitung an banknokenfähigen Handelsplätzen zu ſorgen, iſt nun aber die zentrale 
und eigenkliche bankpolitiſche Aufgabe der Offomanbank für die Zukunft. (S. 157.) 


Die hier angedeuketen Reformen find nur die wichkigſten. Sie müſſen 
durch zahlreiche Maßnahmen ergänzt und organiſch verbunden werden. 
Vor allem eine durchgreifende Moderniſierung des Skeuerweſens und eine 
Umgeftaltung des Zollkarifs. Aber ſchon dieſe knappen Andeutungen zeigen, 
welche Rieſenarbeit zu leiſten iſt, wenn es gelingen ſoll, die Türkei nicht 
nur zu galvaniſieren, ſondern politiſch und ökonomiſch weiterzuentwiceln. 
Dabei muß dieſe Reformarbeit bei den heutigen parlamenkariſchen und 
bureaunkrakiſchen Verhältniſſen geleiftet werden von jenen ſprachlich fürki- 
fierfen und vielfach mit anderen Völkern gemiſchten Nachkommen der Hek⸗ 
liter, die ſich Osmanen nennen. Aus dieſen Bauern und Kriegern Ana- 
loliens und benachbarter armeniſcher Bezirke rekrutieren ſich die kürkiſchen 
Efendis. Nichts iſt verkehrker, als Konſtankinopel für die Türkei zu halten 
und dortige Reformbeftrebungen, die eine Verbürgerlichung anzeigen, ſo 
wünſchenswert und erfreulich ſie ſein mögen, ohne weiteres zu verallge- 
meinern. 

Die Osmanen kragen auch militäriſch die Haupklaſten des Krieges, da 
die Nichtkürken nach den ſchlechken Erfahrungen des Balkankriegs nur als 
Etappenſoldaken verwendet werden. Nach dem Welkkrieg wird wohl jene 
etwas idealifierende Charakteriffik der kürkiſchen Anakolier mehr denn je 
zukreffen, die der moderne kürkiſche Dichter Ach m ed Hikmek in ſeiner 
Novelle »Der Weinkraubenverkäufer« gibk:!“ 

Du biſt wie eine uralte Plakane. Gebrochen wirſt du, doch nie gebeugt. 
Du ſtirbſt, aber du klagſt nicht. Während du das ſalzige Erdreich mit deinem 
Blute kränkſt, das in deinen Stirnſchweiß gekauchke Stück Brok verzehrſt, ziehſt 
du ſchon wieder, überall wie eine Feſtung, mit deinen Wunden dem Feinde enf- 
gegen. Du haſt das Ausſehen eines Unterdrückers und biſt doch ein Unkerdrückker, 
in deiner Eltern Heim ein Fremder, auf deines Vakers, deiner Mukter Schoße 
ein Waiſe. 

Dieſes Anatolien, dieſes Land der Wikwen iſt dir wie eine Stiefmutter nur 
eine Peinigerin. Du biſt das Schwerk des Oſtens, das nimmer in die Scheide fährk. 
Gehämmerk wirſt du, zäh, und niedergefchmeftert zerbrichſt du. Aus jedem Stücke 
von dir ziehſt du einen Funken, aus jedem Funken einen Blitz. Ja, Türke, du be- 
ſitzeſt eine göfflihe Kraft, einen Born, der nie verſiegk. 


Fügen wir die proſaiſche Charakteriſtik hinzu, die Ewald Banſe von 
der kürkiſchen Herrenſchicht gibt: 


16 Zitert bei Endres, Die Türkei, Bilder und Skizzen von Land und Volk. 
München 1916, E. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung Oskar Beck. 301 Seiten. 
5 Mark. Dieſes flott geſchriebene Leſebuch für Gebildete iſt auch zur Einführung 
für den Arbeiterleſer geeignek, obgleich Volkswirkſchaft und Nakionalitätenfrage 
nicht gerade kief behandelt ſind. Man leſe dann Banſes Länder und Völker der 
Türkei“ zur Vertiefung und Durchleuchtung des bei Endres in anziehender Form 
gebotenen Materials. ä 
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Neben und über ihnen aber gibt es »Türken« als Kaſte, als herrſchende dünne 
Oberſchicht im Staate. Sie ſind körperlich ganz unfaßbar, eine kunkerbunke Rafjen- 
miſchung auf alarodiſcher Grundlage.... Gemeinſam iſt ihnen nur das iſlamitiſche 
Bekenntnis und der politiſch- nationale Dünkel, die Herrenpoſe und, als ein- 
ziger Überreſt ihrer mongoliſchen Vorfahren, das alktürkiſche Skaaks- und Eroberer- 
ideal auf arabiſch-byzantiniſcher Grundlage, außerdem aber noch dieſes: die furcht⸗ 
bare Fähigkeit, den anderen mit einer herzlichen und gewinnenden Wärme zu be⸗ 
handeln, beſonders auch dann, wenn ſie das gerade Gegenkeil empfinden und 
planen. Sie find der einzige Geſellſchaftsverband im Iflam, der heukzutage eine 
in vielen Stücken europäiſche Lebensführung (beſonders in der Tracht) über- 
nommen hat. So wenig wie ihr Mittelpunkt und Paradies Konſtankinopel (Iſtam- 
bül, Kospoli) tiefinnere Beziehungen zur Aſiakiſchen Türkei beſitzt, ebenſowenig 
ſtehen dieſe Türken in näherem Zuſammenhang mit den ihnen unterworfenen 
Völkern. Die politiſche Gleichgültigkeit und gegenſätzliche Verſchiedenheit der 
Unterfanen, der Beſitz des Kalifats und damit die Stellung als religiöſe (wenn 
auch den heiligen Buchſtaben nach ungeſetzliche) Vormacht des Iflams, die politiſche 
Rolle als Vorkämpfer und einziger noch aufrechter Verfechter desſelben gegen- 
über den chriſtlichen Staaten, ein für dortige Verhältniſſe gefeſtigter Militarismus, 
das find die Grundlagen und Skützen ihrer Macht, das ihre Anſprüche auf Da- 
ſeinsberechtigung. Was der Levankiner als völkiſche und ziviliſakoriſche Grenzſchicht 
nach der europäiſch-chriſtlichen Seite bedeutet, das ift der »Zürke« nach der 
orienkaliſch-iſlamitiſchen, und zwar mit beſonderer Bekonung des politiſchen Stand- 
punkfes.... Der Türke dagegen ſtrebk mit allen Kräften, die alte Selbſtändigkeik 
des Orienks zu erhalten und zu erneuern, glaubt aber (im Gegenſatz zu der Mehr- 
zahl der Mohammedaner) nur auf den Stufen einer gewiſſen Europäiſierung dahin 
gelangen zu können.“ 

Dieſe lückenhaften Bemerkungen mögen genügen. Die Frage der afiati- 
ſchen Eiſenbahn,“ der neuen Anlage eines Straßennetzes und viele andere 
wirkſchafkliche Probleme müſſen ſpäter erörkerk werden. Auch die ideolo- 
giſchen Umbildungen, die der ſozialen Umſchichtung folgen und ſich vor allem 
in den Reformbeſtrebungen im Iſlam und im Aufkommen einer allerdings 
gemäßigten kürkiſchen Frauenbewegung zeigen, kann ich nur erwähnen.!“ 


Vanſe, Die Türkei, S. 17. Man leſe zur Ergänzung die ausgezeichnete Cha- 
‚takteriftik der Osmanen Anakoliens auf S. 52, 53. 

is Hinweiſen möchte ich auf eine kleine Schrift aus der Sammlung »Länder 
und Völker der Türkei«: Dr. phil. Richard Hennig, Herausgeber der Monats- 
ſchrift »Weltwirtſchaft«, Die deutfhen Bahnbauten in der Türkei, ihr politiſcher, 
militäriſcher und wirkſchaftlicher Werk. Leipzig 1915, Verlag von Veit & Co. 

Von beſonderem Inkereſſe find die Mitteilungen des guten Kenners der 
Bahnen des Weltverkehrs über die militäriſchen Leiſtungen der Bahnen im Kriege und 
ihre aus Kriegstransporken erwachſenen Einnahmen. Zur geſchichklichen Darſtellung 
bei Hennig und auch bei Krauſe iſt natürlich als kritiſche Ergänzung heranzuziehen: 
Th. Rothſtein, Der Streit um die Bagdadbahn, Neue Zeit, XXXI, 2, S. 520, und 
vor allem Karl Radek, Die Bagdadbahn, Neue Zeit, XXIX, 2, S. 257 und 293, 
beſonders S. 297, wo die finanzielle Seite dieſer Bahnunkernehmung eingehend 
beleuchtet wird. I, ' 

Hier gibt Endres’ erwähntes Buch einige Andeutungen. 

Über den Iſlam wird unglaublich viel unklares Zeug geſchrieben. Zur Ein- 
führung iſt am beſten das froß feines populären Charakters mit großer Sachkennt- 
nis und kritiſcher Nüchternheit ſowie großem Verſtändnis für die wirtſchaftlichen 
Urſachen religiöfer Bewegungen geſchriebene Buch von Profeſſor Reckendorf: 
Mohammed und die Seinen (Wiſſenſchaft und Bildung, Verlag Quelle & Meyer). 
Reckendorf zeigt vor allem, wie wandlungsfähig der Slam ſchon bei feinem Entk⸗ 


Heinrich Cunow: Vom Wirtihaftsmarkt. 187 


Die Handelsbeziehungen zwiſchen Deutſchland und der Türkei und ihre Zu- 
kunftsmöglichkeiten bedürfen auch einer geſonderken Darſtellung, doch 
haben wohl die vorhergehenden Darlegungen gezeigt, daß jene überſchweng⸗ 
lichen Erwartungen begeiſterungsfähiger Tagesſchriftſteller keinen realen 
Boden haben. Vorderaſien muß entweder vorſichtig planmäßig europäiſiert 
werden, oder es wird durch das eindringende Finanzkapifal ägypkiſierk. 
Letzteres iſt wahrſcheinlicher, falls nicht der Welkkrieg durch die Erſchöpfung 
der europäiſchen Kapitalreſerven und den pſychologiſchen Umſchwung in der 
Stellung der Maſſe zum Imperialismus eine völlige Wandlung der Welt- 
politik im Gefolge hal. Die Kampftakkik und Energie, die Zielklarheit und 
die reale Machk des Weltprolefariats und fein Verhältnis zum Finanz- 
kapital enkſcheiden ſomit auch in letzter Linie über die Löſung der kürkiſchen 
Probleme. | 


Vom Wirkſchaftsmarkk. 


Überall Finanznöle. 
Die fünfte deulſche Kriegsanleihe. — Die Beteiligung der Sparkaſſeneinleger an 
den Kriegsanleihen. — Zunehmende Gewinne der ländlichen »Sparer«. — Die 
kleinen Zeichner und ihr Ankeil an den Anleiheergebniſſen. — Noch immer Geld- 
flüffigkeit. — Verzinſung der neuen Anleihe. — Herrn Nibols Finanzberichl. — 
Frankreichs anſchwellende Skaaksſchuld. — Ungedeckte Kredite. — Was iſt's mit 
der neuen franzöſiſchen Anleihe? — Goldabgaben der Bank von Frankreich nach 
England. — Ein enkhüllter engliſcher Bluff. — Das Jammerreſulkatk der erſten 
engliſchen Kriegsanleihe. — Projektenmacherei. 

Berlin, 19. September 1916. 

In dem letzten Bericht vom Wirkſchaftsmarkk (22. Heft der Neuen Zeit) wurde 
bereits darauf hingewieſen, daß das Reichsſchazamk wahrſcheinlich die verhältnis- 
mäßig günſtige Ernte dazu benutzen werde, alsbald die fünfte Kriegsanleihe zur 
Zeichnung aufzulegen; denn die ſchwebende kurzfriſtige Schuld hätte eine ſolche 
Höhe erreicht, daß die weitere Ausgabe von Reichsſchatzwechſeln nicht lange mehr 
forfgefegt werden könne. Inzwiſchen iſt denn auch die Auflegung der neuen Kriegs- 
anleihe erfolgt, und man muß zugeſtehen, der Zeitpunkt hätte nicht beſſer gewählt 


ſtehen war und wie Mohammed ſich den veränderken Situationen und Wachk⸗ 
verhälkniſſen anpaßke. Dieſe geſchichtliche Skizze iſt auch die beſte Widerlegung 
jener Iſlamphankaſien, die bei der Proklamakion des heiligen Krieges aufſchoſſen 
und in der Schrift Mackays »Der Orient in Flammen⸗ (München 1914, Hans- 
Sachs-Verlag) ihren grokeskeſten Ausdruck fanden. Es lohnt, dieſe Schrift jetzt 
einmal zu leſen, um die »Fruchtbarkeit« jener imperialiſtiſchen Geſchichtsauffaſ— 
fung an den Ereigniſſen zu prüfen, jener Philoſophie, die ſich als Miſchung von 
ökonomiſcher Geſchichtskheorie mit RNaſſenkheorie, ideologiſcher Geſchichtsbetrach- 
kung (Iilam) und naturwiſſenſchaftlich-chemiſchen Fachausdrücken darſtellt. 

Sachlich aber dikto oberflächlich und veraltet iſt die Schrift von Davis Trietſch, 
Der Aufſtieg des Iſlams. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich den Wunſch ausſprechen, daß Genoſſe Cunow 
bei Neuauflage ſeinem Buche über den Urſprung der Religion eine knappe Skizze 
der Enkſtehung und Entwicklung des Iflams, marxiſtiſch betrachtet, anfügt, wozu 
das Material durch Spezialforſchungen wohl geliefert fein dürfte. 

Auf die nüchternen Bemerkungen Roloffs in feiner erwähnten Schrift ſei 
noch hingewieſen und endlich auf den Rechkendorf oft ergänzenden Aufſatz in 
„Balkan und naher Orienk«: Arabien und die Araber in der Weltgeſchichte von 
Profeſſor Muſil. S. 237. 
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werden können, denn foll die Anleihe den gewünſchken Erfolg haben, dann iſt 
nötig, daß diesmal noch in ſtärkerem Maße als bisher der Landwirtſchaft frei- 
bende Volkskeil zum Ankauf der neuen Anleihewerke herangezogen wird. Die 
großen Korporakionen und Inſtitute, die kriegsinduſtriell beſchäftigten Unter- 
nehmergruppen und der infolge der hohen Preiſe für landwirtſchaftliche Produkte 
außergewöhnliche Profite einſteckende ländliche Grundbefiß ſollen und müſſen die 
neuen Milliarden aufbringen. Der Mittelſtand, vornehmlich der ſogenannke kleine 
Mittelftand wird ſich vorausſichtlich nicht mehr in gleichem Maße daran beteiligen 
können wie bei den erſten Anleihen, denn den größten Teil ſeiner Erſparniſſe hat 
er bereits früher in Kriegsanleihen angelegl, und neue Kapitalien fließen ihm, 
wenn man von den für das Heer arbeitenden Bekrieben abſieht, nicht mehr in 
gleicher Weiſe zu wie im vorigen Jahre, da die in den kleineren Geſchäften noch 
aus früherer Zeit vorhandenen Vorräte inzwiſchen geräumt find und damit das 
Umſetzen der Lagerbeſtände in Geld aufgehört hat. 

Dem ſcheink zu widerſprechen, daß noch immer den Sparkaſſen anſehnliche 
Geldmaſſen zuſtrömen. Nach einer von dem Berliner Sparkaſſendirektor H. Reuſch 
in der »Frankfurker Zeitung« (Nr. 247, erſtes Morgenblatt) mitgeteilten Statiftik 
bat in den erſten ſieben Monaten des laufenden Jahres der Kapitalzuwachs der 
Sparkaſſen nur 85 Millionen Mark weniger betragen als im gleichen Zeitraum 
des vorigen Jahres, nämlich 1600 Willionen gegen 1685 Millionen Mark, wäh- 
rend ſich in den ſieben erſten Monaten des Jahres 1914 der Zuwachs nur auf 
323 Millionen Mark ſtellte. Doch dieſe Zahlen beſagen durchaus nichts darüber, 
aus welchen Bevölkerungskreiſen die neuen Einlagen ſtammen. Sicher iſt, daß 
heute auch viele wohlhabende Kapitaliften, da fie ihr Geld weder im eigenen noch 
in anderen Geſchäftsbetrieben nutzbringend anzulegen wiſſen und die Sparkaſſen 
immerhin noch höhere Zinſen zahlen als die Banken, ihre überſchüſſigen Kapi⸗ 
kalien nach den Sparkaſſen kragen, zumal ihnen in der jetzigen Kriegszeit die dor- 
ligen Einlagen ficherer dünken. Und ebenfo zweifellos ift, daß gerade in den Spar- 
kaſſen der reichen Bauerngegenden die Einlagen ſeit mehr als Jahresfrift beſon⸗ 
ders zugenommen haben, wie denn auch gerade die Sparkaſſeneinleger der vor- 
nehmlich Landwirkſchaft kreibenden Provinzen ſich ſchon an den letzen Kriegs- 
anleihen verhältnismäßig ſtärker beteiligt haben als die der induſtriellen Gegen. 
den. Herr Reuſch liefert dafür ſelbſt durch eine Tabelle einen recht inkereſſankten 
Beleg. Auf je 1000 Mark Einlagebeſtand der Sparkaſſen kam nämlich an Zeich- 
nungen der Sparer: 

— ͤ ͤ . ſ— ,P— —— ſfß-——¼—¼ . ſ?:.—ͤ— — . — . ſ— — — — — 


Bei der 

1. Kriegs- 3. Kriegs- 4. Kriegs- 

anleihe anleihe anleihe 

N Mark Mark Mark 

In Oſtpeeunſenmngßn 11 79 184 190 
Westpreußen nns 51 164 207 184 
Poe gag 52 143 174 153 
, Pommern ae, 42 142 169 150 
Branden bung 50 151 163 125 
Schleſte n 28 107 133 110 
Sachen 38 108 137 106 
„ Bannoye n, 27 91 110 99 
Been ⸗Naſſ6crrrrrrN 30 87 106 99 
- Schleswig-Holſtein . 23 0080 103 94 
Weſtfa len ae LS 106 124 91 
e,, 45 109 118 87 
- Skadtkreis Berlin 13 96 104 45 
Preußen 36 110 130 104 


r 
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Demnach traten bei der erſten Kriegsanleihe die Sparkaſſeneinleger der land— 
wirtſchaftlichen Provinzen keineswegs in viel ſtärkerem Maße als Anleihezeichner 
auf wie die Sparer der induſtriellen Provinzen. Schon bei der zweiten Anleihe 
und noch mehr bei der dritten und vierten ändert ſich jedoch das Bild. Nun ſtellen 
die Sparer der öſtlichen Provinzen ein immer größeres Kontingent von Ab- 
nehmern der Anleihewerte. 

Woraus erklärt ſich das? Sind die öſtlichen Provinzen um ſo viel pakriokiſcher 
oder »opferfreudiger«? Zu einem kleinen Teil mag zu dieſer Verſchiedenheit bei— 
tragen, daß in den Oſtprovinzen die kleineren und mitkleren Sparer bei weitem 
überwiegen und unker dieſen kleineren Einlegern ſich kakſächlich mehr Elemente 
befinden, die die Verpflichtung fühlen, ihren Teil zur Verkeidigung des heimat⸗ 
lichen Bodens beizutragen, als unter den wohlhabenderen Sparern. Vielleicht hat 
auch zu dieſer Mehrbeteiligung die Takſache beigekragen, daß der Spareinlage- 
zins im allgemeinen im Oſten niedriger iſt als im Weſten und daher im Oſten der 
hohe Zins der Kriegsanleihen ſtärker zu deren Erwerbung reizke. Doch das find 
beides nur Nebenmokive; der eigenkliche Grund der zunehmenden ſtärkeren Be— 
keiligung der öſtlichen Sparkaſſeneinleger iſt einfach die Tatſache, daß zunächſt die 

landwirkſchaftliche Bevölkerung keineswegs einen größeren Vorkeil von dem 
Kriege hakte als die weſtliche induſtrielle; je begehrter und teurer aber 
die ländlichen Produkte wurden, deſto größer wurde auch 
der Gewinn der Landwirke und deſto geneigker wurden ſie, einen Teil 
dieſes neuen Gewinns in Anleihepapieren anzulegen. ö 

Dabei kommt noch ein zweites in Bekrachk: auch die Großinduſtrie und das 
Großhändlertum des Weſtens haben keilweiſe infolge des Krieges hohe Profite 
erzielt, oft noch größere als die ländlichen Grundbeſitzer; aber hier blieb der 
Mehrgewinn auf engere Kreiſe beſchränkt, die meiſt keine Sparkaſſeneinleger 
find; in den ländlichen Gegenden haben aber nicht nur die Großgrundbeſitzer einen 
Vorteil von der Preisſteigerung der Bodenprodukke, auch die Mikkel und 
Kleinbauern partizipieren daran, beſonders ſoweit fie die Märkte 
naher Groß- und Induſtrieſtädte mit ihren Erzeugniſſen verſorgen. 

Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß infolge dieſes Ausſcheidens eines Teiles des klei- 
neren Mittelftandes und der beſſergeſtellten Arbeiterſchaft — auch dieſe hat ſich, 
worüber man ſich keine Illuſionen machen ſollte, bisher ziemlich ſtark an den Zeich- 
nungen beteiligt — ſich die Zahl der Zeichner bei der fünften Kriegsanleihe ver- 
mindern wird. Bisher hat ſie ſich von Anleihe zu Anleihe beſtändig vermehrt. Bei 
der erſten Anleihe bekrug fie 1 177 235, ſtieg dann bei der zweiten auf 2 691 060, 
bei der dritten auf 3 966 418 und bei der vierten gar auf 5 279 645, und zwar voll- 
zog ſich dieſe Steigerung im weſenklichen gerade dadurch, daß immer mehr kleine 
Zeichner herangezogen werden konnken. Nimmt man 2000 Mark als Höhengrenze 
für die kleinen Zeichnungen an, dann belief ſich die Zahl der kleinen Zeichner bei 
der erſten Anleihe nur auf 926 059, bei der zweiten waren es ſchon 2 113 220, bei 
der dritten 3 291 388, bei der vierken 4728 712. Im Durchſchnitt aller vier An- 
leihen enkfallen alſo nicht weniger als 84 Prozenk auf die Klaſſe der kleinen 
Zeichner bis zu 2000 Mark. Daraus darf jedoch nicht gefolgert werden, daß, wie 
jüngft in einigen Blättern zu leſen war, die kleinen Leute das meiſte zu jener 
Munition beigeſteuert hätten, die nach Wonkecucculis Ausſpruch das Wichkigſte 
bei jeder Kriegführung iſt. Insgeſamt haben dieſe 84 Prozent doch nur 7 Mil- 
liarden Mark (genauer 6861 Millionen) zu den 36 Milliarden Mark bei- 
gekragen, die durch die erſten vier Kriegsanleihen aufgebracht worden ſind. 

Übrigens iſt der Zeitpunkt der Anleihe nicht nur inſofern günſtig gewählt, als 
der Landmann bereits anſehnliche Zahlungen auf die Ernte eingenommen hat, 
ſondern auch, weil zurzeit wieder eine fogenannte ſtarke Geldflüſſigkeit vorhanden 
iſt. Der Stand der Giroguthaben bei der Reichsbank war während der ganzen ab- 
gelaufenen Kriegszeit nie jo hoch als heute, und die Diskonkogeſellſchaft keilt in 


740 Die Neue Zeit. 5 


ihrem kürzlich erſchienenen Nachtrag zu ihrem Bericht über »Die deutſche Volks- 
wirktſchaft im Kriege mit, daß ihre Sweigftellen und ihre Berliner Depofitenkaffen 
am 15. Auguſt dieſes Jahres über einen Betrag fremder Guthaben verfügten, wie 
er noch nie in der ganzen Kriegszeit vorhanden war: einen Betrag, der den Stand 
vom 15. Juli 1914, alſo einen halben Monak vor dem Kriegsausbruch, um 75 Pro- 
zent übertrifft. 

Den Zeichnungsbedingungen hat die Tagespreſſe bereits fo lange Artikel ge- 
widmet, daß es keinen Zweck hat, lange Betrachtungen darüber anzuſtellen, zumal 
die jetzigen den früheren Bedingungen im ganzen gleichen. Der Ausgabekurs, der 
bei der erſten Anleihe auf 97 Prozent feſtgeſetzt war, dann bei der zweiten auf 
98½ Prozent, bei der dritten auf 99 und bei der vierten wieder auf 98½ Prozent 
ermäßigt wurde, iſt jezt auf 98 Prozent herabgeſetzt worden. Demnach ſteht er 
nominell um ½ Prozent kiefer, da die Friſt der Unkündbarkeit für die Anleihen 
jedoch gleichmäßig zum Oktober 1924 abläuft, beträgt der Unterſchied etwas 
weniger. Genau gerechnet, ſtellt ſich die Nektoverzinſung der neuaufgelegten fünf- 
prozenkigen Anleihe auf 5,10 Prozenk und, falls die Rückzahlung zum Oktober 
1924 erfolgt, mit dem ſich aus der Kursdifferenz ergebenden Kursgewinn von 
2 Prozent auf 5,35 Prozent. 

Die neuen Schaßanweiſungen fragen nur 4½ Prozent Zinſen, werden aber 
zum Kurſe von 95 Prozent ausgegeben. Der Nettopreis bekrägk 4,74 Prozent, Da 
jedoch die Ausloſung 1923 beginnt und 1932 endet, fo ergibt ſich mit dem Kurs- 
gewinn im günſtigſten Falle, das heißt wenn die betreffende Schatzanweiſung 
gleich das erſte Mal ausgeloſt wird, ein Zinsſaß von 5,51 Prozent, wenn 
die Nummer zuletzt gezogen wird, von 5,07 Prozenk. 

Auch Frankreich ſteht vor einer neuen Anleihe. Seine Kriegsausgaben 
befragen jet über 90 Millionen Franken pro Tag, wie denn auch 
Herr Ribot, der franzöſiſche Finanzminiſter, kürzlich in feiner der Budgetkom- 
miſſion der Depukierkenkammer überreichten Finanzaufſtellung die Kriegsausgaben 
für das vierfe Quartal 1916 auf 8347 Millionen Franken veranſchlagt hat. Wäh⸗ 
rend für das Jahr 1915 die bewilligten Kredite ſich nur auf 22 705 Millionen 
Franken belaufen haben, befragen die Kredite für 1916 mit Einſchluß der jetzt 
angeforderten zuſammen 32 350 Millionen, alſo 9645 Millionen Fran 
ken mehr. 1243 Millionen koſtet die Zivilverwaltung mehr, haupkſächlich in- 
folge der enorm anſchwellenden Verzinſung der Staatsfhuld, die allein in dieſem 
Jahre ungefähr 1035 Millionen Franken mehr erfordert; 8402 Millionen der 
Mehrkoſten entfallen auf die Landesverkeidigung. Beſonders hak die Artillerie 
viel größere Aufwendungen nöfig gemacht, nämlich 4990 Millionen Franken 
mehr, zu denen noch 260 Millionen für neue Anlagen und Ausrüſtungen von 
Pulverfabriken hinzukommen. Die bisherigen Kämpfe bei Verdun und an der 
Somme haben an Munition Rieſenſummen gekoſtet. 

Die Verſchuldung Frankreichs, die ſchon beim Kriegsausbruch 32 787 Mil- 
lionen Franken betragen hat, ſteigt denn auch in ungeheurem Maße. Die feit- 
dem bewilligten Kriegskredite bekrugen bis Ende Juli 1916 44% Milliarden 
Franken, zu denen für das dritte Quartal 1916 weitere 8½ Milliarden und als 
Anforderung für das vierke Quarkal noch 9,1 Williarden hinzukommen. Insgeſamt 
ſlellen ſich alſo die neuen Kredite bis Ende 1916 auf mehr als 62 Milliar- 
den Franken, wovon ungefähr drei Vierkel auf die Landesverteidigung ent- 
fallen, nach der Aufſtellung des Finanzminiſters genau 45 232 444 000 Franken; 
der Ref von faſt 17 Milliarden ging für foziale Fürſorge, Schuldendienſt und 
außergewöhnliche Ausgaben der Staaksverwalkung drauf. — Von dieſer Summe 
von 62 Milliarden Franken find nur ungefähr 13 Milliarden durch langfriſtige 
Anleihen gedeckt (die franzöſiſche Siegesanleihe im Betrag von 11964 Millionen 
und die amerikaniſche Anleihe von 1243 Millionen Franken); an 15 Milliarden 
Franken dürfte zurzeit der Abſatz an Nakionalverkeidigungsbonds und National- 
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verteidigungsobligationen befragen; der Erfrag aus den normalen Eingängen des 
Budgets wird von Herrn Ribot auf 7375 Millionen angegeben, rechnet man die 
vorausfichtlihen Mehrerkräge uſw. hinzu, jo wird ſich die Geſamkſumme vielleicht 
auf 8½ Milliarden Franken ſtellen; der Abſatz von Nakionalbonds im Ausland, 
vornehmlich England und den Vereinigten Staaten von Amerika, wird auf knapp 
1½ Milliarden Franken geſchätzt, und die Vorſchüſſe der Bank von Frankreich 
an den Staat befragen 8700 Millionen Franken. Das find, reichlich gerechnet, ins- 
geſamt erſt 36,7 Milliarden, und wenn man die Vorſchüſſe der Bank von Algier 
und einige kleine Nebenpoſten hinzurechnet, höchſtens 37 Milliarden Franken. 
Von den 62 Milliarden Franken Krediten find alſo, ſelbſt wenn man die Bank- 
vorſchüſſe nicht mitrechnet, noch mindeſtens 15 Milliarden völlig ungedect. Es 
muß für ſie daher notwendig Deckung beſchafft werden. 

Wie will Herr Ribot das machen? Um eine baldige Anleihe kommt er nicht 
herum. Doch wie ſoll dieſe Anleihe geftaltet werden? Mit der im Dezember 
vorigen Jahres aufgelegten Siegesanleihe hat man ſchlechke Erfahrungen gemacht. 
Von dem Erfrag von 11 964 Millionen Franken entfallen nach offizieller Angabe 
nur 6368 Millionen Franken auf neues Geld, der übrige Bekrag auf 
»konverkierke Nakionalwerke. Was nun? Soll wieder nicht über den Zinsſatz von 
5 Prozent hinausgegangen werden, dann wird der Herr Finanzminiſter kaum 
einen weſenklich höheren Ausgabekurs durchſezen können als bei der erſten 
Kriegsanleihe, alſo 88 Prozent, mag auch der Kurs für dieſe Anleihewerke an der 
Pariſer Börſe zurzeit auf 90 Prozent ſtehen. Vielleicht rechnet Herr Ribot dar- 
auf, daß ihm demnächſt große Erfolge an der Weſtfronk das Anleihegeſchäft er- 
leichkern werden. b 

Um Frankreichs Finanzlage iſt es überhaupk recht mißlich beſtellk. Es iſt ge- 
zwungen, einen immer größeren Teil ſeines Verbrauchs an Waren und Kriegs- 
materialien aus dem Ausland zu beziehen, jo daß von Monat zu Monat feine 
Auslandsverſchuldung um 550 bis 600 Millionen Franken ſteigk. Um in England 
noch Kredit zu erhalten, hat es bereits große Goldpoſten an die Bank von Eng- 
land abgeben müſſen. Nach den Ausweiſen der Bank von Frankreich befinden 
ſich rund 574 Millionen Franken ihres Goldes im Ausland, fo daß ihr eigent- 
licher Goldvorrak nur noch 4247 Millionen Franken bekrägt, denen ein Noken- 
umlauf von 16,6 Milliarden Franken gegenüberfteht. 

Das engliſche Schaßzgamk Scheint ſich dagegen noch nicht entſchließen zu 
können, eine neue Anleihe aufzunehmen. Es greift daher immer wieder zur Aus- 
gabe kurzfriſtiger Schatzwechſel. Ganz begreiflich, da die erſten beiden Kriegsan- 
leihen einen Mißerfolg gehabt haben und die Jubelfanfaren der engliſchen Preſſe 
nichts als unverſchämte Bluffs waren. Aus dem jüngft veröffentlichten Finanz- 
bericht für das am 31. März zu Ende gegangene Finanzjahr ergibk ſich, daß, ob- 
gleich die offizielle Kursliſte der Londoner Börſe den Geſamkumlauf der 3½pro— 
zentigen erſten Kriegsanleihe auf 214,1 Millionen Pfund Sterling angibt, kak 
ſächlich nur für 62,7 Millionen (genauer 62774000) Pfund 
Sterling ſolcher Werte umlaufen. Es find nicht nur bei der Ausgabe 
der zweiten Kriegsanleihe 137,5 Willionen Pfund Sterling der erſten Anleihe 
heraufkonvertiert worden, jo daß fie im Erkrag der zweiten Anleihe, deren Höhe 
ſich nach dem jetzigen Finanzbericht auf 899 997072 Pfund Sterling beläuft, 
wieder erſcheinen, ſondern es find auch im geheimen, um den Wißerfolg zu ver- 
decken, 148,7 Millionen Pfund Sterling vom Schatzamk kurzweg annulliert wor- 
den, wahrſcheinlich in der Weiſe, daß die Banken, die große Poſten dieſer An- 
leihe übernommen hakken und nicht loswerden konnken, dafür Schatzwechſel er— 
hielten. Ein Verfahren, für das die Bezeichnung »offizieller Finanzſchwindel« nicht 
zu hart iſt. — Und nicht nur dieſe Erfahrungen ſowie die damals den Erwerbern 
der Anleihewerke gegebene Zuſicherung, daß fie an den Vorkeilen fpäferer Kriegs- 
anleihen partizipieren ſollen, auch die Lage des engliſchen Geldmarktes hält das 
Schatzamt immer wieder davon zurück, zu einer neuen Anleihe zu greifen; denn 
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der Bankdiskonk bekrägt zurzeit in England 6, der Privakdiskont 5½ Prozent. 
Zudem ſteht heute der Kurs der erſten Kriegsanleihe um 8 ½, der Kurs der zweiten 
Kriegsanleihe um 3 Prozent unter dem Emiſſionskurs und würde ſicherlich 
durch eine neue, vorkeilhaftere Anleihe noch tiefer herabgedrückt werden. 

Daß unker dieſen Umſtänden eine neue dritte Anleihe keinen Erfolg haben 
würde, wenn fie nicht eine kakſächliche Verzinſung von mindeſtens 5 Prozent 
böte, darüber dürfte auch das engliſche Schatzamk nicht im Zweifel fein. Wie der 
»Mancheſter Guardian« vor einigen Tagen zu berichten wußte, ſoll denn auch in 
Londoner Börſenkreiſen von einem höchſt eigenartigen Anleiheprojekt die Rede 
ſein. Man empfiehlt dort, den Zinsſatz der neuen Anleihe nur auf 4 Prozent feſt⸗ 
zuſetzen, dafür aber den Ausgabekurs auf 80 Prozent zu ermäßigen und die Amor⸗ 
tifafion derart durchzuführen, daß alljährlich ein Teil der Papiere ausgeloſt und 
zum Nennwerk eingelöft wird, und zwar ſoll ſchon alsbald nach dem Ende des 
Krieges mit der Ausloſung begonnen werden. Auf diefe Weiſe würde ein Er- 
werber neuer Anleihewerke, wenn deſſen Anteile in fünf Jahren ausgeloſt wür- 
den, zirka 10 Prozent, derjenige, deſſen Nummern in zehn Jahren gezogen 
würden, 7½ Prozent Zinſen erhalten. Es wäre recht kennzeichnend für den 
Charakter der vielgerühmten engliſchen Finanzſolidikät, wenn die engliſche Re- 
gierung dazu übergehen würde, bei ihrer neuen Anleihe dieſe Prämienlosuſancen 
zur Anwendung zu bringen. | Heinrich Cunow. 


Die Kriegswirkungen in den einzelnen Induſtriezweigen. 
5 Von F. Kleeis. 


Zu den ſtatiſtiſchen Unterlagen, die in ganz hervorragender Weiſe ein Bild 
über die wirkſchaftlichen Veränderungen in einem Induſtriezweig geben, gehören 
die Geſchäftsberichte der Berufsgenoſſenſchaften, dieſer Organiſationen der Unter- 
nehmer eines beſtimmten Berufszweiges zum Zwecke der Durchführung der Unfall- 
verſicherung. Da die Unternehmer gezwungen find, regelmäßige und genaue Angaben 
über die Zahl der beſchäftigten Perſonen, die gezahlten Löhne uſw. zu machen, jo 
geben dieſe Mitteilungen für 1914 und 1915 beachtenswerte Hinweiſe auf die Wir- 
kungen des Krieges. 

Die Eiſen- und Skahlinduſtrie kann ſich noch der günſtigſten wirk⸗ 
ſchaftlichen Verhälkniſſe erfreuen. Bei den acht großen Berufsgenoſſenſchaften, 
welche die Schwereiſeninduſtrie umfaſſen, verminderke ſich allerdings auch die 
Zahl der verſicherken Vollarbeiter von 1459091 im Jahre 1913 auf 1257876 im 
Jahre 1914 und 1179562 im Jahre 1915. Daraus kann jedoch noch nicht allein 
auf eine enkſprechende Verminderung der Arbeitsleiſtungen geſchloſſen werden. 
Der Durchſchnittslohn eines Arbeiters fiel zunächſt von 1413 Mark im Jahre 1913 
auf 1404 Mark im Jahre 1914, ſtieg aber dann ſprunghaft auf 1560 Mark im 
Jahre 1915. Dieſer Mehrertrag iſt vor allem auf inkenſivere Tätigkeit infolge 
Überſtunden- und Akkordarbeik zurückzuführen. Die geringſte Einbuße hakte die 
Rheiniſch-Weſtfäliſche Hütten- und Walzwerksberufsgenoſſenſchaft, bei der ſich die 
Zahl der Beſchäftigten von 212 129 im Jahre 1913 auf 190 140 im Jahre 1915 ver- 
minderke. Die Durchſchnittslöhne erhöhten ſich von 1741 auf 1961 Mark. Dagegen 
verminderte ſich bei der Sächſiſch-Thüringiſchen Eiſen- und Skahlberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft die Arbeiterzahl von 195 306 im Jahre 1913 auf 149 037 im Jahre 1915. Die 
Löhne erhöhten ſich nur von 1277 auf 1325 Mark pro Beſchäftigten. Die Ver⸗ 
änderungen im Bergbau illuſtrieren folgende Ziffern. Bei der Knappſchafts⸗ 
berufsgenoſſenſchaft im Bezirk Bochum verminderten ſich von 1913 auf 1915 die 
Beſchäftigten von 401042 auf 288 308, die Löhne von 746 auf 573 Millionen 
Mark. Der Lohn pro Verſicherten erhöhte ſich von 1862 auf 1987 Mark. Auch 
bei der chemiſchen Induſtrie find die Verluſte verhältnismäßig gering. Bei 
der einzigen für dieſen Induſtriezweig vorhandenen Berufsgenoſſenſchaft vermin- 
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derte ſich die Zahl der verſicherkten Bekriebe nur von 15042 im Jahre 1913 auf 
14 914 im Jahre 1915, die Zahl der Vollarbeiker von 277 629 auf 219 646. Die 
Summe der wirklich gezahlten Löhne ging von 367 auf 309 Millionen Mark zurück. 
Bei der Bekleidungsinduſtrieberufsgenoſſenſchaft mußten von 
Kriegsausbruch bis Ende des Jahres 1915 zuſammen 981 Bekriebslöſchungen vor- 
genommen werden. Außerdem wurden 1147 vorübergehende Bekriebseinſtellungen 
gemeldet. Obgleich von rund 1200 Unternehmern Heeresliefe- 
rungen ausgeführt wurden, nahm die Summe der anrechnungsfähigen 
Löhne von 330 Willionen Mark im Jahre 1913 auf 287 Millionen Mark im 
Jahre 1914 und 256 Millionen Mark im Jahre 1915 ab. Hinſichklich der im 
Jahre 1915 ausgeführten Heereslieferungen wurde durch 
einen beſonderen Fragebogen feſtgeſtellt, daß an dieſen die 
Unternehmer einen reinen Verdienſt von 20 Millionen Mark 
gehabt haften. Die Zahl der Verſicherken verminderte ſich von 358 852 im 
Jahre 1913 auf 291 727 im Jahre 1915. Die Genoſſenſchaft klagt über ftarke 
Zunahme der Unfallenkſchädigungen infolge der zahlreichen Ein- 
ſtellung ungeübter Arbeiker. Die Nahrungsmiktelinduſtriebe- 
rufsgenoſſenſchafk verzeichnete 1913 zuſammen 31 257 Bekriebe, 1915 aber 
34 842. Dagegen verminderte ſich die Zahl der Vollarbeiker von 284 025 auf 242 860. 

Das iſt ein Zeichen, daß eine ſtarke Zerſplikkerung der Betriebe ſtalkgefunden hat. 
Die gezahlten Löhne verminderten ſich von 234 Millionen Mark auf 216 Millionen 
Mark. Die Genoſſenſchaft umfaßt vorzugsweiſe die Bäckereien. Ahnlich iſt die 
Situation bei der Fleiſchereiberufsgenoſſenſchafk, die ebenfalls über 
viele Unfälle durch ungelernke Arbeiter klagk. Bei der Braue- 
rei- und Mälzereiberufsgenoſſenſchaft verminderke ſich die Zahl 
der Bekriebe von 8842 im Jahre 1913 auf 8405 im Jahre 1915. Die durchſchnittliche 
Arbeikerzahl ging von 117024 auf 82 013, die Summe der gezahlten Löhne von 
164 auf 121 Millionen Mark zurück. Der Bericht ſetzt auseinander, daß die Kon- 
kingentierung einen Nokſtand vieler Brauereien hervorgerufen habe. In der 
Molkerei, Brennerei und Skärkeinduſtrie ging die Zahl der 
Betriebe von 9458 im Jahre 1913 auf 8578 im Jahre 1915 zurück. Die Zahl der 
Vollarbeiter verminderte ſich von 56004 auf 46092, die Summe der gezahlten 
Löhne von 56 auf 51 Willionen Mark. Viele Betriebe ſeien vorübergehend ge— 
ſchloſſen, fie würden aber im Verzeichnis der Genoſſenſchaft weikergeführk. Bei der 
Fuhrwerksberufsgenoſſenſchaft verminderte ſich von 1913 auf 1915 
die Zahl der Betriebe von 36 840 auf 30 874, die der Vollarbeiter von 112 416 auf 
63 613, alſo faſt auf die Hälfte. Die Summe der gezahlken Löhne nahm um 46 Wil- 
lionen Mark oder um 38 Prozenk ab. Am Schluſſe des Jahres 1915 ruhten 6731 
(weikerverzeichneke) Betriebe gänzlich. Bei der verwandten Lagereiberufs⸗ 
genoſſenſchaft liegen die Dinge ähnlich; bei dieſer ging die anrechnungs— 
fähige Lohnſumme von 426 Millionen Mark im Jahre 1913 auf 299 Millionen 
Mark im Jahre 1915 zurück. Speziell im Stauergewerbe, das zu der Genoſſen- 
ſchaft gehört, verminderte ſich die Lohnſumme von 22 auf 4 Millionen Mark. 
über eigentümliche Veränderungen berichtet die Lederinduſtrieberufsge⸗ 
noſſenſchaft. Während ſich bei der Lederherſtellung von 1913 auf 1915 die 
Zahl der Betriebe von 2142 auf 1859 und die der Vollarbeiker von 46 901 auf 
38 648 verminderte, zeigte ſich bei der Lederverarbeikung in der gleichen Zeit eine 
Vermehrung der Betriebe von 1948 auf 2154 und eine ſolche der Arbeiker von 
14386 auf 35 940. In der Handſchuhinduſtrie ging Dir Zahl der bejchäftigten Ar- 
beiter von 5057 auf 2979 zurück. 

Zu den Induſtriezweigen, die beſonders ſchwer zu leiden haben, gehört vor allem 
das Baugewerbe. Die Sächſiſche Baugewerksberufsgenoſſenſchaft gibt an, daß 
die Summe der gezahlten Löhne von 139 Willionen Mark im Jahre 1913 auf 
56 Willionen Mark im Jahre 1915 zurückging. Die Zahl der verſicherken Arbeiter 
ging von 132 118 auf 50 134 herunker. Bei der Magdeburgiſchen Baugewerks- 
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berufsgenofjenfhaft verminderten ſich in der gleichen Zeit die Löhne von 52 auf 
26 Millionen Mark. Tätigkeit herrſchte nur in den ſogenannken Kriegsbaufen; das 
private Baugewerbe habe gänzlich ſtillgelegen. Die Tiefbauberufsge⸗ 
noſſenſchaft verzeichnet im Jahre 1913 218 518 Vollarbeiter, 1915 aber nur 
127 882. Die Jahreslohnſumme ging von 300 auf 184 Millionen Mark zurück. 
Dabei iſt nicht zu überſehen, daß bei dieſer Genoſſenſchaft eine große Anzahl ſtaat⸗ 
licher und gemeindlicher Betriebe verſicherk find. Die Ziegelinduſtrie bietet 
ein noch ungünſtigeres Bild. Es verminderke ſich von 1913 auf 1915 die Zahl der 
Verſicherten von 232 359 auf 74163, die Summe der gezahlten Löhne von 198 
auf 65 Willionen Mark. Von rund 10 000 Unkernehmern meldeken im Jahre 1915 
durchſchnittlich 3340, daß ihre Betriebe gänzlich ruhten. Aus der Glas in du⸗ 
ſtrie meldet die für dieſe vorhandene Berufsgenoſſenſchaft, daß von 1913 auf 
1915 die Zahl der Verſicherken von 91 842 auf 52 892, die Lohnſumme von 99 auf 
52 Millionen Mark zurückging. Der Durchſchnittslohn eines Arbeiters verringerte 
ſich in derſelben Zeit von 1087 auf 995 Mark. Von der Textilinduſtrie be⸗ 
richten die zuſtändigen Berufsgenoſſenſchafken (vergleiche Geſchäftsberichk der 
Sächſiſchen Texkilberufsgenoſſenſchaft auf 1915), daß ſich »die Zahl der verſicherken 
Perſonen erheblich vermindert und eine Reihe von Betrieben zum Skillſtand ge- 
kommen ſei«. Ahnlich ungünſtig lagen die Verhältniſſe in der Holzinduſtrie. 
Die Steinbruchberufsgenoſſenſchaft keilt mit, daß von 10 892 im 
Jahre 1915 gemeldeten Betrieben 4068 ruhten. Die Zahl der Vollarbeiter vermin- 
derte ſich von 171492 im Jahre 1913 auf 79 334 im Jahre 1915, die Summe der 
gezahlten Löhne in derſelben Zeit von 203 auf 94 Millionen Mark. 
Hier find einige Beiſpiele, wie ſich der Durchſchnittslohn veränderte. 
Er betrug in den Jahren (in Mark): 
1913 1914 1915 


Rheiniſch-Weſtfäliſche Hütten- und a! B.- G. 1741 196 


Süddeutihe Eifen- und Skahl⸗B. G. . 1336 1310 1429 
Südweſtdeutſche Eiſen⸗B.- G. ner 1 Tele 
Maſchinenbau- und Kleineiſen-B. G. ah . 1423 7142677559 


Sächſiſch-Thüringiſche Eiſen- und Stahl- B. G. e eee, , 
Nordöſtliche Eifen- und Stahl⸗B. G.. 1321 1326 1640 
Schleſiſche Eifen- und Stahl⸗B. G. f «Ä 
Nordweſtliche Eiſen- und Stahl⸗B. G. 1517 1502 1756 
Knappſchafks⸗B.-G., Bezirk Bochum 1862 1733 1987 
B.⸗G. der chemiſchen Induſ trie 18302 f 
Bekleidungsinduſtrie B GP 865 878 


Nahrungsmittelinduftrie-B.-G. . 934 903 893 
B.-G. der Molkerei-, Brennerei und Stärkeinduftrie 1012 1064 1107 
Fuhrwerks-B. G. Ä . 1058 1080 1112 
Sächſiſche 7 % B. G. VVV 1431 1435 
Tiefbau-B. G. VV 
Ziegelei. G...... A Pr Due RI N 860 877 
Glas. B. G 1. 1 u en el er ( 


Steinbruch ⸗ B. G.....Uůũũ ei a 
Lederinduſtrie⸗ B. G .....U a 


Bemerkenswert find hier die großen Verſchiedenheitken der Löhne in den ein⸗ 
zelnen Induſtriezweigen. Wenn auch zum Teil die Jahresarbeitsverdienſte geſtiegen 
find — vereinzelt iſt ſogar ein Rückgang eingetreten —, fo ſtehen doch die Er- 
höhungen mit der gewaltigen Verkeuerung der Lebenshaltung in keinem Ver- 
hältnis. Man ſieht aus all den Ziffern, die wirtſchaftlichen Wirkungen des Krieges 
ſind ganz unüberſehbar ungünſtige. Es wird as Mühen bedürfen, fie wieder 
auszugleichen. 


Für die Redaktion veranfwortlih: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Neue 


Wochenſchrift 
der Deutſchen Sozialdemokratie 


| Inhalt des Heftes 


Kritiſche Anmerkungen. Von Fr. Mehring. (Schluß.) 
Türkiſche Probleme. Von O. Jenſſen. (Schluß.) 


Vom Wirtſchaftsmarkt. (Überall Finanzuöte.) Von 
Heinrich Cunow. 


Die Kriegswirkungen in den einzelnen Induſtrie⸗ 
zweigen. Von F. Kleeis. 


+ Einzelheft 30 Pf., vierteljährlich 3 Mark 90 Pf. » 


| Stuttgart 
Druck und Verlag von J. H. W. Dietz Nachf. G. m. b. H. 


020202 


o So o O 0 8 
| Bea von J. H. W. Dietz Nachf. G. m. b. H. in Stuttgart 


h 


* Voranzeige * 
Demnächſt werden erſcheinen: 


Geſammelte Schriften 


Karl Marx und Friebrich Engels 
1852 bis 1862 | 


Herausgegeben von N. Rjaſanoff 
Die Aberſetzungen aus dem Engliſchen von Luiſe Kautsky 


C 


* 


* 


9 2 
“> 5 8 


Erſter Band 0 
Briefe über England + Die orientaliſche Frage » Palmerſton + N f 
N Der ruſſiſch⸗türkiſche Krieg 
Zweiter Band m 
Der Donaufeldzug und die Räumung der Donaufürftentümer + Die ſpaniſche 
Revolution + Der Krimkrieg + Das englifche Militärſyſtem Der Sturz des 
Koalitionsminifteriums + Das Miniſterium Palmerfton + Der Panflawismus 
+ Die Kritik in England im Parlament und außerhalb des Parlaments Lord 
John Ruſſell + Die britiſche Armee » Anhang 
0 Beide Werke find mit Einleitungen und Anmerkungen verſehen. 
| 
. 
0 


Der Bezugspreis diefer beiden Bände, deren Inhalt auch die heutige 
politiſche Lage Europas äußerſt ſcharf beleuchtet, kann zurzeit 
noch nicht feſtgeſtellt werden. 


N? 8. 8 
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In etwas fpäterer Zeit werden die nächſten beiden Bände erſcheinen. 


Der dritte Band 


wird die Artikel aus der New York Tribune und People's Paper (1856 bis 1858) 
bringen, darunter Artikel über England, Frankreich, Preußen, Oſterreich, Spa⸗ 
nien, Sardinien, eine Artikelſerie über den Credit mobilier, die Geſchichte der 
ruſſiſch⸗engliſchen Allianz, Artikel über England (1857 bis 1858), über die engliſche 
gerrſchaft und den großen Aufftand in Indien, über die handelskriſe von 1857. 


f 

1 

a d 
Der vierte Band | 4 

wird enthalten die Artikel aus der New York Tribune und dem Volk“ über die N 
europäiſche Kriſis von 1859 und den Italieniſchen Krieg, den „Herr Vogt“ die } 
wichtigſten Auffäte aus der amerikaniſchen Enzyklopädie, die Artikel über Eng- 5 
land (1861 bis 1862) und den noroͤamerikaniſchen Bürgerkrieg - ſowohl aus ö 
der New York Tribune wie aus der Wiener Preſſe. Bei: 
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+ verlag von J. H. W. Diet Nachf. G. m. b. H. in Stuttgart + + 


Wir empfehlen folgende Werke von 


Auguſt Bebel 
Die Frau und der Sozialismus 


Gebunden M. 3. Im Seſchenkeinband M. 3.50 


Aus meinem Leben 


Drei Bände 


Band 1: Gebunden M.2.- 
Band 2: Gebunden M.3.- 
Band 3: Gebunden M. 2.25 
Im Geſchenkeinband komplett in drei Bänden M. 8.50 
3222 


I den Inhalt diefer Bücher Näheres zu ſagen, erübrigt ſich. Was 
beſonders das erſte Buch „Die Frau und der Sozialismus“ angeht, 
fo ift es vom Verfaſſer mit feinem Herzblut geſchrieben worden. Von 
Auflage zu Auflage hat er Verbeſſerungen angebracht, bis es in Form 
und Inhalt diejenige Geſtalt annahm, in der es uns heute vorliegt. Der 
große Erfolg des Buches iſt darin zu ſuchen, daß Bebel mit Leid enſchaſt⸗ 
lichkeit und glühender Bereoͤſamkeit die Befreiung des Weibes aus 
taufendjähriger wirtſchaſtlicher und politiſcher Unteroͤrückung forderte. 
Damit riß er auch die geiftig Trägen mit fort und warb dem Sozialis⸗ 
mus neue Streiter und vor allem Streiterinnen. In alle modernen 
Sprachen überſetzt, iſt „Die Frau und der Sozialismus“ eines 
der meiftgelefenen Bücher der Weltliteratur geworden. 
| 22% 


Ils Vermächtnis hat der große Streiter für die Befreiung der arbei- 
N tenden Klaſſe aus den Ketten des Kapitalismus den Parteigenoſſen 
in ſeinen Erlebniſſen noch ein weiteres Werk hinterlaſſen, oͤas mit Recht 
Anſpruch darauf erheben kann, von jedem Arbeiter geleſen zu werden, 
aber nicht nur ſeiner geſchichtlichen Bedeutung wegen, fondern viel mehr 
noch wegen des erhebenden Beiſpiels, das der Verfaſſer den Partei- 
genoſſen gegeben hat, wie durch Fleiß, Beharrlichkeit und unwandelbare 
Treue zur Partei ein einfacher, mit dürftiger Volksſchulbiloͤung ausge⸗ 
rüſteter Arbeiter es zu einem von den herrſchenden Gewalten beſtge⸗ 
haßten und gefürchteten Politiker, von den Unteroͤrückten dagegen 
hochverehrten und geliebten Führer hat bringen können. 
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Für jeden Einband wird ein Zufchlag von 10 Pfennig berechnet. 
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Wir empfehlen nachſtehende Werke von 
1 Karl Kautsky 


der Urſprung des Chriftentums 1 
Fünftes und ot Sat aura M. 5.75 | 


Dorläufer des neueren Sozialismus 


Zweite, durchgeſehene Auflage 


Erſter Band: 
. Bewegungen im Mittelalter : 85 
Preis gebunden M. 3.— = bi 

Zweiter Band: 


Die deutſche Reformation und Thomas eee 
Preis gebunden M. 3.— 


eee 


Thomas More Vermehrung und 
und ſeine Atopie Entwicklung in Natur 
5 Zweite Auflage und Geſellſchaft 
Preis gebunden M. 3.— Preis gebunden M. 2.— 
Das Ethik und materialiftiihe 3 
Erfurter Programm Geſchichtsauffaſſung 
Elfte Auflage Siebtes Tauſend 

Preis gebunden M. 2.— Preis gebunden M. 1.50 


Karl Marx Die Ulaſſengegenſätze in der 
Okonomiſche Lehren Franzöſiſchen Revolution 


Vierzehnte Auflage Zweite Auflage 
Preis gebunden M. 2.— | Preis gebunden M. 1.— 
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Zu beziehen durch alle Buchhandlungen 2 
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